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EDOUARD  ANSEELE  •  DIE  BELGISCHEN  WAHLEN 

Am  29.  Mai  hat,  wie  hier  bereits  dargelegt  worden  ist^),  das  belgische 
Parlament  teilweise  erneuert  werden  müssen.  In  vier  Provinzen  ist 
'1  Abgeordnetenkammer,  in  fünf  Provinzen  der  Senat  zur  Hä!ftc  neu 
gewählt  worden.  Der  Ausfall  dieser  Wahlen  war  g^instig  für  die  Liberalen^ 
sehr  un£^nstig  für  die  klerikale  Regierung  und  teilweise  ungünstig  für  die 
Socialisten.  Man  vergleiche  die  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  vor 
und  nach  dem  29.  Mai :  v  o  r  dem  29.  Mai  zahlte  die  Abgeordneten- 
kammer 96  Klerikale,  33  Liberale,  34  Socialisten,  i  Radical-Socialisten 
und  2  christliche  Demokraten;  nach  dem  29.  Mai  zählt  die  Kammer 
93  Klerikale,  43  Liberale,  28  Socialisten,  i  Radical-Socialisten  und  2  christ- 
liche Demokraten;  der  Senat  zahlte  vor  dem  2g.  Mai  ß$  Klerikale» 
41  Liberale  und  6  Radical-Socialisten  und  Socialisten;  nach  dem  29.  Mai 
zählt  er  59  Klerikale,  42  Liberale,  8  Radical-Socialisten  und  Socialisten  und 
I  Wilden,  der  freilich  den  Klerikalen  wohl  näher  steht,  als  den  Liberalen. 

Die  Re^Ki  uiigsmajoritat  ist  also  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  von 
26  Stimmen  auf  20  Stimmen  zurüct^;^;angen  und  im  Senat  von  16  Stimmen 
auf  8.  Die  ALiiorität  in  der  Kanmier  konnte  wohl  noch  auf  18  Stimmen 
zusamnienschruiiipfen.  wenn  nur  einer  der  in  Soit^uics  von  den  Klerikalen 
besiegten  Socialisten  nachträglich  als  gewählt  anerkannt  werden  müsste. 
Geschieht  das  wirklich,  dann  bedeutet  es  einen  Sitz  mehr  fflr  uns  und  einen 
weniger  für  die  Katholiken.  Die  Majorität  im  Senat  könnte  dagegen  aus 
folgenden  (irLinden  auf  lO  ansteigen  :  die  Brüsseler  Socialdeniokratcn,  die 
bei  den  Senatswahlen  im  Jahre  1900  keinen  cinzig^en  Candidatcn  durch- 
gcljracht  hatten,  haben  am  29.  Mai  mit  zwei  Candidatcn  den  Sieg  davon- 
getragen. Da  man  aber  reich  sein  muss,  um  in  Belsen  Senator  werden  zu 
können,  so  hatten  sie  nur  einen  einzigen  wahlfähigen  Candidaten  und  er- 
gänzten ihre  Liste  durch  solche  Candidaten,  die  reicher  an  socialistischen 
Ideen  und  Idealen,  als  an  Goldstücken,  sind.  Der  eine  von  diesen,  der 
Brüsseler  Parteisecretair,  ist  gewählt  worden,  aber  nicht  wählbar.  Man 
muss  nun  abwarten,  was  die  R^;ierung  beginnen  wird :  wenn  sie  entscheidet» 
dass  der  Omdidat  mit  der  nachstniedrigen  Stimmenzahl  für  den  Nichtwahl- 

» 

>)  Voi^  EiBil«  Vaadecveld«:  Zmr  ptHHiekt»  Lag»  imSagln  ia  d«n  SedaSilMIm  Monatsh^n, 
19a«,  L       p«g  396^ 
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fähigen  einzutreten  hat,  dann  zieht  noch  ein  Klerikaler  in  den  Senat  ein,  und 
die  Regierungsmajorität  steigt  von  8  auf  lo  Stimmen ;  wenn  sie  aber  ent- 

sclioidet,  «lass  eine  Neuwahl  vorjiifenötnmen  werden  müsse,  dann  werden 
die  Katholiken  sehr  wahrscheinhch  geschlagen  werden,  vorausgesetzt,  dass 
die  Liberalen  einen  Candidateii  präsentieren,  der  alle  Stimmen  der  ge- 
samten Opposition  auf  sich  zu  vereinigen  weiss. 

Das  katholische  Regiment  hat  also  am  29.  Mai  einen  starken  Stoss  er- 
litten, der  sehr  wohl  tötlich  sein  könnte.  Die  Abgeordneten  werden  nut 
4  Jahre,  die  Senatoren  auf  8  Jahre  gewählt ;  daher  finden  für  die  Hälfte  der 
Kammer  alle  2  Jahre,  für  die  Hälfte  des  Senats  alle  4  Jahre  Neuwahlen  statt. 
Nun  ist  unbestreitbar,  dass  jetzt  der  Wind  imLande  günstig  für  die  Liberalen 
weht:  das  hat  sich  von  neuem  am  Sonntag,  den  5.  Juni,  bei  <!<  ti  Provinzial- 
ratswahlen  gezeigt.-')  Wenn  nun  die  antigouvernementale  Siroinung  auc'.i 
bei  den  Wahlen  zur  Kammer  im  Jahre  1906  und  bei  den  Wahlen  zur 
Ivammer  und  zum  Senat  im  Jahre  1908  anhält,  dann  wird  die  klerikale  Re- 
gierung gestürzt,  und  an  ihre  Stelle  tritt  eine  liberal-fortschrittliche  Re- 
gierung, die  sich  auf  die  socialistische  Gruppe  stützen  niuss,  weil  die  Libe- 
ralen allein  keine  Mehrheit  in  der  Abgeordnetenkammer  erlangen  können. 

XXX 

Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  die  Wahlziffeni  und  auf  Gewinn 
tuid  Wrlust  der  verschiedenen  Parteieii.  Bei  den  Abgeordnetenwahlen 
haben  sich  die  Stimmen  wie  folgt  verteilt  )  : 

1900  1904 
Klerikale  444  557  486633 

Liberale  236699  279511 

Socialisten       _  304  626  306  OOO 

ZerspliiRTt  39701  44500 

Insgesamt  1 025  583  1116644 

Aus  diesen  Zahlen  ei^bt  sich,  dass  die  Liberalen  18  die  Klerikalen 
9  und  die  Socialisten  '/,,  ^'fo  an  Stimmen  zugenommen  haben;  die  Zahl 
der  Wähler  war  um  Ii  %  grösser,  als  das  letzte  Mal.  Danach  können 
nur  die  Liberalen  auf  einen  wirklichen  i-Ortschritt  blicken,  wie  ja  auch  der 
Wahlausfall  beweist.  Tatsächlich  haben  die  Liberalen  keinen  einzigen 
Sitz  verloren,  ihrer  aber  9  gewonnen,  davon  6  von  den  Klerikalen :  i  in  Gent, 
1  in  Saint-Nicolas,  i  in  Aalst,  i  in  Termonde  (alle  in  dem  sehr  schwarzen 
Ostflandem !),  1  in  Hasstlt  (in  der  sthr  streng  katholischen  Provinz  Lim- 
burg), 1  in  Möns  ( Hennegau  j  ;  femer  nahmen  die  Liberalen  3  Sitze  den 
Socialisten  ab :  i  in  Toumai,  i  in  Charleroi  und  i  in  Lüttich.  Die  Kleri- 
kalen verlieren  6  Sitze  und  gewinnen  deren  4  auf  Kosten  der  Socialisten : 


*}  BeHlafif  banetkt.  halica  «uMen  Gmummq  in  der  Ptrotriu  Ilenoegstt  and  in  Lllttidi,  di«  am  19.  Mai 
HB  Kliwenm  fnUttra  kalten,  mIuni  am  5.  Joni  ein  wenig  Revanche  geoewunen,  indem  tie  eine  Aatahl 

von  Sitten  !n  den  beiden  IVovintiaIrtten  eroberten. 

')  Die  •>o'ii>"  socialistisi htr,  Stimmen  im  J.ihrc  i<»a4  er^;cbca  sich  nii  Iit  .im  «Ion  officiellen  Listen:  üh 
habe  SU'  aiil  fulgcnde  \^'ei>c  festLifstellt  uI>^cre  C'andidaten  haben  J(j7  4f>cj  Stimmen  erhalten:  aber  unsere 
(icaosscn  «iiml  in  Saint-Nimlaji  ein  %\'ahniiin'lni'i  mit  einem  I.il>eral- Demokraten  eini;e>»angeri  uml  h.ibcn 
ihm  nim  Sie;;e  verhelfen;  in  iiasseli  haben  sie  die  liberale  Candidatur  untcnftatst;  in  Tennonde  bestand 
ein  Wahlabkommen  mit  einem  i-'ortschrittler  und  einem  christlichen  Demokraten:  nden  hatten  wir  drei 
dimatieiende  Lieten  in  Toomai  and  in  Möns.  2&hlt  nun  alle  diese  Stinunea  «niatnmen,  dann  ergibt 
da»  9000;  «■  jeden  Vorwvif  der  Obertreibnng  anmweicken,  nehme  ich  die  nnde  2kU  von  joAeoo  alt 
Kadeomme  der  locialictbchen  Stimmen. 
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1  iii  Lüttich,  I  in  Soigiiics,  i  in  1  hiy-W  aicninu-  uiu!  i  in  Ciiarleroi.  Die 
.  Socialisten  gewinnen  einen  Siu  in  \  eniers  nnd  verlieren  deren  7: 

2  in  Lüttich,  3  in  Charleroi,  1  in  Hay-Waremme,  i  in  Soignies  und  l  in 
Touraai. 

Was  die  Senatswalilcn  angeht,    so  betrug  die  Zahl  der  abgegebenen 

Slinnnen : 

1900  1904 

Klerikale  483  1/5  5^543 

Opposition  347  557  409 

Insgesamt  ^3^732  921  138 

Die  Klerikalen  haben  6  %  gewonnen,  die  Opposition  gewann  18  %,  w  ährend 
die  Totalziffer  inn  1 1  %  anstieg.  Auch  hier  verlieren  die  Klerikalen 
Terrain,  und  die  Socialisten  gewinnen,  wie  schon  bemerkt,  2  Sitze,  von 
denen  eitu-r  wepjcn  der  Xichtwählbarkeit  des  Candidatcn  nicht  zu  halten  ist. 

Ini  ganzen  Lande  sind  am  29.  Mai  998  CXX)  ministerielle  imd  1039000 
antiministerielle  Stimmen  abgegeben  worden;  schon  jetzt  ist  die  Regie- 
nnij^  also  im  Lande  in  der  Minorität. 

Aber  diese  Zahlen  gewinnen  noch  eine  ganz  andere  Bedeutung,  wenn 
man  das  belgische  P  1  u  r  a  1  w  a  h  1  s  y  s  t  e  m  kennt.  In  Belgien  hat  jeder 
männliche  25jährige  Staatsbürger  1  Stimme  für  die  Abgeordneten  wähl; 
awei  Stimmen  hat  er  mit  35  Jahren,  wenn  er  Famlienvater  oder  Witwer 
mit  Kind  ist  und  fünf  Francs  directe  Steuern  zahlt;  drei  Stimmen  hat  der- 
jenige schon  mit  25  Jaliren,  der  sich  des  Besitzes  gewisser  Diplome  oder 
eines  gewissen  Vemio^cns  eTtrcut.  Mir  die  Senatswahlen  gilt  das  selbe 
Pluralsystem,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  das  wahlfähige  Alter  von  25 
auf  30  Jahre  hinaufgerilckt  ist.  Dieses  Pluralwahlsystem  würde  man 
richtiger  das  Rurahvahlsystem  nennen:  denn  es  sind  die  vom  Katholicismus 
beherrschten  Land  districtc,  die  von  diesem  imgerechten  Wahlsystem  in 
erster  Linie  profitieren.  Zum  Beweise  dafür  nur  wenige  Ziffern :  Im 
Arrondissement  Gent  haben  die  ländlichen  Gemeinden  im  Mittel  160  bis 
165  Stimmen  auf  100  Wähler,  während  die  Städte  und  industrielllen  Ort- 
schaften nur  133  bis  140  Stimmen  auf  lOO  Wähler  zählen.  Die  acker- 
bäuerlichen Gemeinden  in  diesem  .\rrondissement  halK'u  400  bis  460  Stim- 
men auf  1000  Einwohner,  während  die  industriellen  Orte  und  die  Städte 
ihrer  nur  280  bis  300  auf  1000  Einwohner  haben]  Noch  eine  andere  Ziffer 
mag  das  schin^>fUche  System  charakterisieren  und  stigmatisieren:  Bel- 
gien zählt  I  490500  Wähler  mit  zusammen  2  300  000  Waäilstimmen ;  diese 
Stimmen  verteilen  sich,  wie  folgt : 

924(^00  Wähler  mit  je  i  Stimme  haben  924000  Stinmien, 
324500      „      „    „  2  Stimmen   „  649000 
242000     „      „   „  3      „         >,    726000  „ 
Also  1490500  Wähler  haben  zusammen  2299000  Stimmen.  566500 
Wähler  mit  Mehrstimmen  haben  zusammen  i  375  000  Wahlstimmen  oder 
450000  Wahlstimmen  mehr,  als  die  924000  Wähler  mit  je  einer  Stimme. 
Man  begreift  danach,  dass  dem  Betrug  zu  gunsten  der  katholischen  Partei 
bei  diesem  System  Tür  und  Tor  geöffnet  ist,  denn  diese  verfügt  über  die 
gewaltige  Mehrheit  der  CoHegien,  die  mit  der  Aufstellung  der  Wähler- 
Ksten  vertraut  sind;  eine  wirksame  Controle  ist  einer  Arbeiterpartei 
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schlechterdings  unmöghch.  Später  wird  darüber  noch  einiges  zu  sagen 
sdn. 

Das  ist  also  das  Wahlsystem,  gegen  das  das  Proletariat  ankämpft 

Bevor  ich  von  den  Ursachen  unserer  Xiederlap^e  und  den  Consequenzen 
der  Wahl  rede,  will  ich  zunächst  die  Resultate,  soweit  sie  die  Socialisten 
angehen,  ins  rechte  Licht  setzen.  Wir  haben  also  i  Sitz  (in  Verviers)  ge- 
wonnen tmd  7  Sitie  verloren,  davon  2  in  Lüttich,  i  in  Huy- Waremme,  2  in 
Charleroi,  i  in  Soignies  und  i  in  Ath-Toumai.  Dieser  Verlust  in  Ath- 
Toumai  rührt  aus  der  Aufstellung^  einer  socialistischen  SondercandidatUf 
her.  Der  mit  j^item  Grunde  aus  der  Partei  ausgeschlossene  frühere  socia- 
listische  Deputierte  Pouiiie  kam  im  letzten  Augenblick  mit  einer  socia- 
listischen Sonderiiste  heraus  und  vereinigte  darauf  1200  Stimmen,  was  uns 
den  Sitz  kostete,  obschon  wir  in  diesem  Wahlkreise  einen  Fortschritt  zu 
verzeichnen  hatten.  Im  Kreise  Möns,  wo  wir  nicht  verloren  hal>en,  g^ab  es 
neben  der  officiellcn  Parteiliste  noch  zwei  socialistischc  Sondcrlistcn ; 
sie  haben,  wie  aus  den  Zahlen  hervorgeht,  den  Gewuin  eines  vierten  Man- 
dats verhindert.  Zwei  andere  Sitze,  die  wir  verloren  haben  ( i  in  Charleroi 
imd  I  in  Lüttich),  kamen  uns  eigentlich  nicht  zu:  wir  hatten  sie  1902  in 
einer  Teilwahl  gewonnen,  bei  der  der  Candidat  mit  der  relativen  Mehrheit 
das  Mandat  erhält;  nach  dem  System  der  proportioneilen  Vertretung 
mussten  sie  uns  verloren  gehen.  Der  V  erlust  des  Mandats  in  Huy- Waremme 
bedeutet  eben  nur  einen  Verlust,  aber  keinen  Rückschl^,  und  die  Ziffern 
zeigen,  zu  welchen  LTngeheuerltchkeiten  das  belgische  Pluralwahlrecht 
führt;  im  Wahlkreise  Huy- Waremme  haben  sich  die  Stimmen  wie  folgt 
verteüt: 

Socialisten  21689  23600 

Liberale  13640  15  778 

Klerikale  21  159  28005 

Im  Jahre  1900  trugen  wir  mit  500  Stimmen  Mehrheit  den  Sieg  über  die 
Klerikalen  davon;  niemand  hatte  das  für  möglich  gelialten,  weder  wir 
noch  sie.  Unsere  Leute  liattm  sich  präehtit^  i^eschlapfen,  aber  die  Katho- 
liken hatten  während, der  ganzen  \\  aiübcwegung  so  gut  wie  gar  nichts 
getan.  Seit  1900  haben  sie  indessen  gearbeitet.  Und  wiel  Man  besehe 
sich  einmal  die  Zahlen:  während  die  Bevölkerung  des  Wahlkreises  sta- 
tionär ci^ohlielien  Ist,  sind  die  Wahlstimmen  um  ii  000  vermehrt  worden,  von 
denen  7000  auf  die  Klerikalen  und  nur  4000  auf  die  Opposition  entfallen. 
Während  sich  im  ganzen  Lande  die  Zahl  der  Wahlstimmen  nur  um  11^0 
vermehrt  hat,  stieg,  sie  in  diesem  Wahlkreise  um  20  %  1 1  Da  ist  offenbar 
Wahlmogeld  in  grossen]  Stile  getrieben  worden.  Dieselbe  Fabrikation  fal- 
scher Stimmen  ist  im  Wahlkreise  Soipnies  betrieben  worden,  wenn  auch 
nicht  in  dem.selbcn  Alassstabe.  In  Wahrheit  bedeuten  von  den  7  verlorenen 
Mandaten  nicht  einmal  3  oder  4  einen  Ruckgang ;  alle  anderen  Niederlagen 
sind  fVahluttfälle. 

Der  in  Verviers  pcwonncnc  Sitz  gehörte  uns  cij^cntlich  seit  1900. 
Die  Mitjjliederzahl  der  socialdemokratischen  Kannnerfraction  ist  al.so  von 
34  auf  28  gefallen.  28  ist  just  die  Zahl  der  Abgeordneten,  die  wir  im  Jahre 
1894  bei  der  ersten  Wahl  mit  dem  allgcmemen  Pluralwahlrecht  gewonnen 
hatten,  nur  mit  diesem  Unterschiede,  dass  wir  jetzt  die  a8  aus  eigener  Kraft 
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erwählt  haben,  während  wir  sie  1894  zum  Teil  den  liberalen  Stimmen  bei 
Stichwahlen,  zum  Tdl  einem  Gunpromiss  zwischen  den  Radicalen  und 
den  Sodalisten  verdankten. 

XXX 
Was  sind  nun  die  Ursachen  dieses  Wahlausfalls,  und  wie  stellt  sich  die 
Zukunft  unserer  Partei  und  die  pohtische  Zukunft  Belgiens  überhaupt  dar? 

Der  Ursachen  unserer  Niederlage  sind  viele,  teils  localer,  teils  allgemeiner 
Natur.  Die  Glasarbeiter  des  Districtes  Charleroi  sind  unter  einander  in 
heftiger  Fehtie  entbrannt.  Da  haben  wir  die  Ursache  dieses  einen  Ver-- 
lustcs.  Im  Mennefi^au  haben  unsere  Freunde,  entschiedene  Gegner  der  pro- 
portionellen  Vertretung,  zum  Teil  geglaubt,  durch  dieses  Wahlsystem  seien 
die  Wahlen  gleichsam  cüchiert,  einmal  gewonnene  Sitze  seien  ffir  alle  Zeiten 
sicher.  Darum  hat  man  dort  an  verschiedenen  Orten  die  Agitation  viel  zu 
spät  beg^onnen.  Nun  hat  man  die  Bcschcnmg!  Ferner  sind  die  Wähler- 
listen nicht  nachgesehen  worden,  und  das  kostet  uns  Munderte,  selbst  Tau- 
sendc  von  Stimmen.  In  gewissen  landlichen  Districten  wurde  auch  die 
Agitation  viel  zu  spät  begonnen,  während  sie  dagegen  an  anderen  Orten, 
so  in  Hny-Waremme,  Charleroi  imd  Gent  geradezu  glänzend  getrieben 
wurde.  Solcher  secundärer  Ursachen  gibt  es  noch  eine  Reihe;  wir  wenden 
uns  aber  den  wesentlichen  zu. 

Die  beiden  wesentlichen  Ursachen  imserer  Verluste  und  der  Niederlage 
der  Regierung  sind :  t.  alle,  die  nicht  klerikal  shid,  sind  des  klerikalen  Re< 
giments  satt ;  2.  unsere  Schlappe  beim  Generalstrike  zu  gunsten  des  allge- 
meinen Stimmrechts  im  Jahre  1902.  Die  bewundernswerten  Resultate 
der  Wahlen  von  1894  waren  die  Resultate  cmer  fünfzehn-  bis  zwanzig- 
jährigen Arbeit.  Einmal  in  der  Kammer,  haben  die  Socialisten  bewiesen, 
dass  sie  däs  öffentliche  Vertrauen  verdienen ;  tmd  die  Erfolge  von  1894  hb 
1900  «raren  gross  imd  constant.  Im  Jahre  1899  stürzten  wir  mit  Hilfe  der 
Strasse  und  der  Liberalen  den  fanatischsten.  Minister,  den  wir  jemals  ge- 
habt haben,  Vandenj)eereboom ;  die  Liberalen  zogen  wieder  in  die  Kammer 
ein,  und  unsere  Erfolge  wuchsen.  Dann  kam  die  Generalstrikebewegung 
von  19012  für  das  allgemeine  Stimmrecht,  mit  dem  geordneten  Rückzüge 
von  300  ODO  Strikenden,  einem  bewundernswerten  Rückzugsmanöver,  leider 
ohne  praktischen  Erfolg.  Aber  es  musste  ausgeführt  werden,  um  die  Ein- 
heit der  Partei  aufrecht  zu  erhalten.  Dieser  unser  Rückzug  hat  nun  im 
Lande  draussen  die  Ansicht  hervorgerufen:  die  Socialisten  können  das 
Ministerium  nicht  stürzen,  also  probieren  wir^s  mal  mit  den  Liberalen! 
Die  Liberalen  haben  das  natürlich  kräftig  ausgenutzt.  Überall,  mit  Aus- 
nahme von  Gent,  haben  sie  sich  mit  den  Fortschrittlichen  zusammen- 
getan und  ein  demokratisches  Programm  aufgestellt :  allgemeines,  gleiches 
Wahlrecht,  obligatorischer  Schulimterricht,  verkürzter  Militairdienst  mit 
allgemeiner  Dienstpflicht,  Reformen  auf  dem  Gebiet  der  socialiwlitischen 
Gesetzgebung.  Die  Klerikalen  haben  diesen  allgemeinen  Zug,  der  durch 
das  Volk  ging,  noch  durch  ihr  fanatisches  Regiment  gestiirkt  und  durch  die 
Millionen,  die  sie  alljährlich  unter  aljerhand  Vorwänden  den  klerikalen 
Schulen  und  Stiftungen  und  für  ihre  sonstigen  Pa^iinteressen  geben. 
Nimmt  man  nun  noch  dazu,  dass  die  Bürgerlichen,  die  früher  für  uns  ein- 
traten, alle  2  oder  gar  3  Wahlstimmen  haben,  so  erscheint  es  ganz  natur> 


612 


EDOUARD  ANSEELE  •  DIE  BELOISCHEN  WAHLEN 


jjemäss,  dass  der  Wechsd  einer  gewissen  Anzahl  dieser  Leute  von  einer  zu 
cini  r  anderen  Partei  einen  ausserordentlich  grossen  Einfluss  auf  die  Lage 

der  I^artcien  ausüben  muss. 

Die  Situation  ist  jetzt  die:  Sogar  unter  dem  jetztgfen  Pluralwahlsystcni 
ist  eine  liberale  Regierung  wahrscheinlich;  bei  der  heutigen  Stimmung 
des  Volkes  würde  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  die  völlige  Vernichtung 
der  klerikalen  Partei  bedeuten. 

Welche  I'^ol/^eii  hat  nun  die  Arbeiterpartei  aus  diesen  Wahlen  zu  £je- 
wärtij^en,  und  ueUiu'  Lehren  muss  sie  daraus  ziehen?  Die  Consequenzcn  ? 
Sie  sind  günstig:,  was  den  \  orniarsch  der  Ideen  und  der  demokratischen 
Reformen  anlangt.  Die  antigouvemementalen  Wähler  haben  gesagt :  Ihr 
lierren  Liberalen,  seid  (lemokratischer.  und  wir  geben  euch  die  Macht! 
i^cn  Socialisten  haben  sie  7.n<;^orufcn :  Ihr  Socialislcn,  nur  ein  wenig  Ge- 
duld, eure  Stunde  wird  kommen!  Die  Liberalen  müssen  ihr  demokra- 
tisches Progranun  verteidigen  und,  einmal  an  die  Rc.i,nerung  gelangt,  auch 
ausfuhren;  tun  sie  das  nicht,  dann  verfallen  sie  all^^^emeiner  Schande  und 
Verachtung  —  und  w  i  r  haben  den  Vorteil  davon. 

Diese  Wahlen  haljen  den  politischen  Horizont  des  Landes  viel  klarer 
gemacht.  Jetzt  sieht  und  weiss  ein  jeder,  wohin  die  Reise  geht.  Man  zieht 
gegen  das  antidemokratische  klerikale  Regiment  mit  demokratischen  Fan- 
faren, und  wir  werden  daför  Sorge  tragen,  dass  die  socialistische  Beglei- 
tung hdl  und  frisch  hineintönt;  unsere  Hörner  müssen  an  der  V<Miiut 
der  proletarischen  Armee  erschallen.  Ja,  der  Ausblick  ist  frei !  \'or  tms 
liegt  wahrscheinlich  der  Sturz  des  klerikalen  Regiments  und  der  Triumph 
des  allgemeinen  Wahlrechts,  ohne  einen  Tag  Strike  imd  eine  zerschlagene 
Fensterschethe.  Das  Blut  unserer  im  April  1902  in  Löwen,  Brüssel  und 
Houdeng  hingemordeten  Brüder  ist  nicht  vergeblich  geflossen ;  die  riesige 
Bewegung  von  1902,  die  trotzalledem  gigantische  Kraftentfaltung  des 
Proletariats  in  jenen  Tagen  hat  die  Liberalen  gezwungen,  sich  ohne  Rück- 
halt und  offen  und  einstimmig  für  das  allgemeine  Wahlrecht  zu  erklären. 

Von  diesem  Standpunct  aus  betrachtet,  sind  also  die  Wahlen  gut  aus- 
gefallen. Niemand  von  uns,  die  wir  in  der  Sitzung  des  Parteivorstandes 
im  April  1902  die  I'eendigung  des  Strikes  beschlossen,  hatte  zu  hoffen  ge- 
wagt, dass  wenige  kurze  Jalire  später  die  V  erfassungsrevision  unil  das  allge- 
meine Stimmredit  im  Parlamente  trium|>hieren  könnten. 

Und  welche  Lehren  kann  die  socialdemokratische  Partd.  aus  den  Wahlen 
ziehen  ?  Zum  ersten :  Nur  die  wirklich  socialistischen  Wähler  bleiben  uns 
treu.  Daher  ist  die  rein  socialistische  Propaganda  notwendiger,  als  jemals 
zuvor.  Und  dann  noch  aus  anderen  Gründen  :  eine  antiklerikale  Bewegung, 
die  von  uns  ausgeht,  würde  nur  die  katholische  anttsoctalistische  Arbeiter- 
bewegung und  die  christlichen  Demokraten  stärken  und  dadurch  die  all- 
gemeine gewerkschaftliche  Organisation  des  belgischen  Proletariats  iKX'h 
mehr  erschweren.  Die  Wahlen  mögen  sein,  was  sie  wollen,  ihr  Ausfrdl 
mag  sich  ändern,  soviel  er  will :  w  ir  sind  eine  C  l  a  s  s  e  n  partei  und  können 
uns  nicht  ändern.  Gewiss,  wenn  ich  zwischen  einem  demokratischen  Libe- 
Alen  und  einem  Klerikalen  zu  wählen  habe,  dann  wähle  ich  den  Liberalen. 
Aber  wenn  ich  über  die  Haltung  meiner  Partei  und  meiner  Classe  zu  ent- 
scheiden habe,  dann  sage  ich:  kein  Heil  für  sie  ausscrlialb  des  Socialismust 
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Wird  die  den  Liberalen  günstige  Stinuuung  im  Volke  andauern;  Im 
Bftrgcitum :  j  a  1  Was  aber  das  Proletariat  anlangt,  so  darf  man  die  Ver- 
sicherung entgegennehmen:  wir  werden  übermenschliche  Anstrengunp^en 
machen,  um  sie  unter  den  Angestellten  und  einem  TciU'  der  Arl)eitersch;ift. 
wo  sie  auch  jetzt  vorhanden,  nicht  von  Dauer  sein  zu  lassen  ;  durch  unsern 
Classenkanipf  werden  wir  ihnen  zeigen,  dass  zur  Durchsetzung  demokrati- 
scher Reformen  und  zu  ihrer  Emancipation  ihr  Platz  bei  uns  ist  und 
nicht  auf  dem  linken  Flügel  der  capitalistichen  Armee. 

Ich  sehe  also  für  die  nächste  Zukunft  antipfouvemementale  Wahlen 
voraus,  aber  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  socialistische  Partei  verstärkt 
aus  ihnen  hervorgeht.  Das  ist  meine  feste  Cberzeugimg.  In  zwei,  vier, 
sechs  Jahren  weitlen  wir  uns  wieder  sprechen;  die  Tatsachen  werden  mir 
dann,  so  hoffe  ich,  recht  g^ben  haben. 


xxxxxxxxxxxxxx><xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx>oo<xxxx 


Durch  die  bemalten  Scheiben  fällt  in  den  Gerichtssaal  ein  gedämpftes  Licht; 
drückende  Schwüle  herrscht  in  dem  engen  Raum,  der  nur  einen  winzigen 
Teil  der  Menschen  fasst,  die  hineindrängen.  Ein  (iruhciiprolctaricr,  dem  harte 
Arbeit  und  Entbehrungen  das  Antlitz  durchfurchten,  tritt  vor  die  Barre  und 
fragt  mit  ahnungsvdl«'  Bangigkeit:  »Herr  Geriehtspräsident,  wer 
schützt  mich  vor  Massregelang,  wenn  ich  die  Wahrheit 
s  a  ge?c 

Das  Angstwort  rcisst  den  Schleier  hinweg  vor  den  saarabischen  Geheim- 
nissen. Wer  schützt  den  Zeugen  vor  Massregelung?  Der  Gerichtspräsident 
weiss  darauf  keine  Antwort,  die  zahlreichen  Bergwerksbeamten,  auf  die  aller 
Blicke  gerichtet  sind,  schweigen.  Offenbar  haben  sie  im  Augenblick  die  Fassung 
verloren;  ehe  sie  ihre  Sprache  wiedergefunden,  hat  der  Zeuge  seine  schwer- 
wiegenden Aussagen  gemacht,  und  ein  neuer  Auftritt  folgt. 

Immer  schwüler  wird  es  im  Gcrichtssaal,  der  anfänglich  beinahe  burschikos 
Bescheid  gebende  Nebenkläger,  der  (ieheime  Bergrat  Hilger,  oberster  Beamter 
der  fiscalischen  Saargruben,  stösst  schliesslich  auf  eine  Anfrage  des  Rechts- 
anwalts Wolfgang  Heine  nervös-ingrimmig  heraus:  »Ich  gebe  überhaupt  keine 
Erklärungen  mehr  ab!«  .  .  . 

Hätte  sich  der  Vertreter  des  Bergfiscus  von  Anfang  an  stolz  reserviert  gegen- 
über den  Flugblättern  des  gemassregelten  Bergarbeiters  Krämer  verhalten, 
tmsere  ^Zeitgeschichte  wäre  um  einen  Scandalprocess  ärmer;  freilich  wiisste  das 
\'oIk  ausserhalb  Saarabiens  dann  auch  nicht,  was  unter  dem  Saarsystciit  zu 
verstehen  ist,  und  der  Culturhistoriker  könnte  nicht  actenmassig  belegen,  was 
in  dem  \  erfassungsstaat  Preussen-Detilsdiland  zu  Beginn  des  XX.  Jahr- 
hunderts noch  alles  möglich  ist. 

Über  die  juristische  Seite  des  Processes  Hilger  contra  Krämer  mag  eine 
berufene  juristische  Feder  schreiben,  wir  wollen  das  Drama  vom  socialpoH- 
tischen  Standpuncte  aus  beleuchten.  Der  Kampf  der  .Saargebietsarbeiter  um 
ihre  Kechte  als  Berufsgenossen  und  als  Staatsbürger  ist  durch  diesen  Process 
in  dn  neues  Stadium  getreten.  Es  erscheint  undenkbar,  dass  nach  wie  vor 
im  Saarrevier  die  Dinge  so  bleiben  können,  wie  sie  durch  die  achttägige  Zeugen- 
vernehmung enthüllt  wurden. 

Der  nackte  Tatbestand  ist  folgender:  Im  October  1903  fand  in  Sanct  Ingbert, 
in  der  dem  preussischen  Saargebiet  benachbarten  bayerischen  Pfalz,  eine  öffent- 
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liehe  Bcrgarbeiterversammlung  statt,  zu  der  auch  die  prcussisch-fiscalischen 

Bergleute  eingeladen  waren.  Thema:  Die  getccrkschaftUchc  Organisation  der 
Bergleute.  Die  fiscalische  Verwaltung  verbot  ihren  Untertanen  den  Ver-> 
sainmlungsbcsuch  unter  Androhung  der  Ablegiing !  So  achtet  man  in  Saar- 
abicn  das  \'orcinsrecht  der  Arbeiter.  Trotzdem  ging  der  seit  i8  Jahren  auf 
den  fiscalischen  Zechen  beschäftigte  Bergmann  Karl  Krämer  mit  einem  CarntT- 
raden  nach  Sanct  Int^bert,  wurde  dort  von  der  zur  stehenden  saarabtschen  Ein- 
richtung gewordenen  Spitzelgcsellschaft  erkannt,  denunciert  und  prompt  aus 
der  Arbeit  entlassen.  Der  Entlassene  vcrsuclUc  vcrgehiich  die  Wicderanlegung. 
Empört  über  die  ilun  widerfahrene  Unbill,  fasste  er  den  Kutschluss,  nun  seinen 
Camcraden  die  Rotschaft  der  gewerkschaftlichen  Organisation  in  Wort  und 
Schrift  zu  vermitteln;  er  gab  im  Marz  dieses  Jahres  ein  l'^lugblatt  heraus,  dal 
sofort  auf  Antrag  des  Bergfiscus  confisciert  wurde.  Ahnliche  Flugblätter,  sogar 
schärfere  nach  Form  und  Inhalt,  werden  alljährlich  in  Deutschland  in  un- 
gezählten Tausenden  ungehindert  verbreitet.  Im  Saargebiet  aber  darf  das 
nicht  geschehen.  Gleich  darauf  gab  Kramer  ein  zweites  Flugblatt  heraus, 
worin  er  das  erste  rechtfertigte  und  durch  die  inzwischen  gehaltenen  Land- 
tagsreden /um  preussi sehen  Bergetat  ergänzte.  Auch  dieses  Blatt  verfiel  der 
Conliscation.  Der  öffentliche  Ankläger  erhob  gegen  den  Sünder  Anklage  wegen 
Beleidigung  der  fiscali>chen  Bcrgverwaltung  res])ective  des  (>eheiinen  Berg- 
rats Hilger  und  der  ihm  unterstellten  Beamten.  In  den  Flugblättern  war  an 
der  Hand  von  amtlichen  Zahlen  aus  der  Montanstatistik  nachgewiesen,  dass  die 
Saarberglcute  weder  al)solut  noch  relativ  an  den  ausserordciulich  gesteigerten 
I  berschüsben  des  I'iscus  participiertcn :  es  konnte  scjgar  eine  Lohnsenkung 
constatiert  werden  bei  höherer  Leistung.  Es  wurden  auch  die  hohen  Unfall-  und 
KrankenzifTern  der  Bergleute  angegeben,  sie  wurden  zurückgeführt  auf  die 
Anspannung  der  Arlyciter  im  Iktriel),  der  keine  gleichwertige  kräftigende 
Lebenshaltung  die  Wage  hielte.  Das  Gericht  hat  selb.st  im  Urteil  die  Rich- 
tigkeit der  Zahlen  anerkannt,  aber  die  »beleidigenden  Schlussfolgerungeir< 
als  »nicht  erwiesen,  ....  wider  besseres  Wissen^  aufgestellt  erachtet.  Also 
corrigiorte  der  (krichtshof  die  subjective  t  berzeugung  des  Angeklagten,  die 
dieser  nicht  aus  den  .Acten,  sondern  in  der  Schule  des  praktischen  Arbeiter- 
lebcns  gewonnen  hatte.  Krämer  hatte  nicht  einmal  bestimmte  Persr^ncn  für  die 
kritisierten  Zustände  verantwortlich  gemacht,  sondern  ausdrücklich  geschrie- 
ben: die  Beamten  kommen  und  gehen,  das  System  bleibt.  Die  Existenz  dieses 
Sysletns  bestreiten  Ankläger,  Nebenkläger  (Hilger)  und  Gerichtsurteil.  Be- 
stritten, als  nicht  erwiesen  angesehen  wurde  auch  die  von  Krämer  behaviptcte 
Beeinträchtigung  der  Staatsbürgerrechte  der  Saargebietsarl)eiter ;  das  (  iericht 
hat  durch  die  Zeugenvernehmung  nicht  zu  der  (  berzeugung  kommen  kömien. 
dass  die  Arbeiter  in  der  freien  Ausübung  ihres  \'ereinsrechtes.  Gemeinde-  imd 
Reichstagswahlrechtcs  gehindert  würden^  Was  eine  Woche  hindurch  die  auf- 
geregte Öffentlichkeit  mit  Staunen  und  Erschrecken  erfüllte,  das  Gericht  sah 
darin  nicht  den  Beweis  für  die  in  den  Flugblättern  aufgestellten  Befaaup- 
tujigen. 

Auch  die  glänzende  Verteidigungsrede  Heines,  die  in  Wahrheit  eine  furcht- 
bare Anklagerede  gegen  Saarabicn  darstellte,  vermochte  die  Gerichts- 
herren nicht  zu  überzeugen!  Der  Staatsanwalt  hatte  drei  Monate  Gefängnis 
beantragt ;  das  Urteil  lautete  auf  drei  Monate  Gcfängtiis  .  .  . 

X  K  ^ 

Selbst  der  klagenden  Partei  nahestehende,  nationalliberale  Organe  müssen  ein- 
gestehen, in  dem  saarabischen  Process  seien  recht  unerquickliche  Dinge  zu  Tage 
getreten,  so  könne  es  doch  nicht  weiter  gehen.  Es  ist  schlechterdings  nicht 
möglich,  die  Ergebnisse  der  Zeugenvernehmung  hier  auch  nur  annähernd 
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wiederzugeben.  Die  Processvcrhandlungen  werden  nach  stenographischen 
Aufsckliiiangen  in  einer  Broschfire  verSffentlicht;  auf  dieses  zeitgeschichtliche 
Document  sei  verwiesen.  Dort  ist  dann  nachzulesen,  was  man  in  Saarabien 
unter  Beachtung  der  Staatsbürgerrechte  abhängiger  Arbeiter  und  Bürger  ver- 
stdit.  Einwandfreie  beugen  bekundeten:  Bei  den  Reichstagswahlen  hätten 
Zechenbeamte  und  andere  nationalliberale  Vertrauensleute  die  Wähler  derart 
systematisch  controliert,  dass  ein  Umtausch  der  einmal  erhaltenen  national- 
liberalen Stimmzettel  entweder  gar  nicht  oder  nur  unter  Anwendung  aller 
ni^lichen  Trics  möglich  war.  Colonnenweise  sden  die  Bergleute  zur  Urne 
geführt  worden.  Im  Local  sasscn  und  standen  »mehr  Aufpasser,  als  Wähler«, 
die  Wahlzelle  sei  nur  Schein  gewesen,  ein  Aufpasser  »sass  beinahe  mit  der 
Nase  in  der  Isolierzelle«.  Durch  sorgfältig  arrangierte,  wiederholt  geänderte 
Stimmzettelfaltung  ermittelten  die  controUeienden  Zechenbeamten,  wie  die 
Arltcitor  wählten  !  In  einem  Wahllocal  machte  ein  Steiger  nicht  misszuver- 
stdicnde  Anmerkungen  in  der  Wählerliste,  sobald  ein  Arbeiter  gewählt  hatte. 
So  ton  wurde  die  Verletzung  der  Waldfreiheit  getriebm,  dass  einige  katholische 
Geistliche  den  Schwann  der  Aufpasser  photographierten,  bdiufs  späterer 
Eruiening ! 

Und  der  Staatsanwalt  erklärte  in  seinem  Plaidoyer  diöse  Wählercon- 
trole  für  zulässig,  da  jeder  Industrielle,  jeder  Arbeitgeber  das  Recht  habe. 

sich  über  die  politische  Gesinnung  seiner  Arbeiter  zu  informieren!!!  Ob  der 
Staatsanwalt  Herr  Dr.  Freytag  nicht  weiss,  dass  der  Reichstag  solche  Infor- 
mierung für  ungesetzlich,  derartig  jfreie  Wahlen  für  u  n  g  i  1 1  i  g  er- 
klärt? Es  ist  Sache  des  Reichstages,  gegenüber  solcher  Staatsanwalt« 
schaftlicher  Auffassung  vom  geheimen  Wahlrecht  unzweideutig  Stellung  zu 
nehmen.  Wozu  haben  wir  die  Wahlcouverts  und  die  Wahlzelle  bekommen, 
wenn  es  das  Recht  des  Unternehmers  sein  soll,  auch  die  parteipolitische  TiUig- 
keit  seiucs  Arbeiters  ZU  bestimmen?  Denn  darauf  läuft  doch  die  berechtigte 
Wählercontrole  hinaus ! 

Wes  Brot  ich  esse,  des  Lied  ich  sing' !  Dieser  unseren  Gesetzen  über  den 
Arbeitsvertrag  ins  Gesicht  schlagende  Grundsatz  wird  den  Saargebietsarbeitern 
auf  recht  saarabische  Art  cingebläut.  ^fan  begnügt  sich  nicht  mit  der  Controle 
am  Wahltage ;  es  wurde  erwiesen,  dass  ein  Bürgermeister,  Herr  Offer- 
mann, nach  der  Retdistagswahl  durch  einen  Gemeindecassenbeamten  die  Wäh* 
1  erliste  nach  mutmasslich  ultramontauen  Bergarbeitern  durchstöbern  Hess.  Die 
Schxvarzen  bekamen  gebührcndcrmassen  einen  schwarzen  Strich.  Diese  schwarze 
Liste  ging  an  die  B  e  r  g  w  e  r  k  s  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  ,  sie  sollte  die  Undankbaren 
gnrecht  setsen.  Eine  förmliche  Proscriptionsliste  stellten  jene  Gcmcinde- 
bcamteti  niif,  wer  weiss  wie  viele  katholische  Bergleute  wurden  der  Grube  de- 
nuncicrt  —  und  die  das  besorgten,  waren  königlich  prcussische  Beamte!! 

überhaupt  —  dieses  gemeine  Spitzel  -  und  Denunciantenwcsen  ! 
Als  ob  sich  das  von  selbst  verstände,  weil  eine  sittliche  Tat,  bespitzelten  und 
denuncicrtcn  sich  sogar  Bergleute  gegenseitig!  Als  ob  nichts  selbstverständ- 
licher wäre,  nahmen  Beamte  diese  Judasbotschaften  entgegen  und  verwerteten 
sie!  Man  statmt  und  ersdirickt.  Die  betreffenden  Beamten  werden  es  als 
ehrcnrührii^  betrachten,  Indiscretionen  in  ihren  K  r  e  i  s  cmi  zu  begeben.  Die 
Herren  sind  darin  gewiss  tadellos  correct;  einen  Dcnuncianlcn  innerhalb  ihre* 
Kreises  werden  sie  mit  der  wohlverdienten  Verachtung  bestrafen.  Ganz  anders 
ist  das  Verhältnis  zu  den  Bergleuten.  Wurde  doch  sogar  bezeugt,  dass  ein 
Bergmann  die  Wirtschaft  eines  nnabbänp^tg  denkenden  Mannes  regelmässig 
bespitzelte  und,  wie  der  Spion  selbst  erzählte,  dafür  20  Mark  Lohn  erhielt! 
Von  wem.  wurde  nicht  ganz  Idar.  Aber  einem  anderen  Bergmann  wurde  die 
Spttzdei  direct  von  seinem  Vorgesetzten  angeboten.   Der  so  Beleidigte 
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wies  diesen  ehrenvollen  Antrag  entrüstet  zurück;  an  seine  Stelle  trat  einfach 
der  andere. 

So  sieht  (Ho  Krzichntijj  zur  sittlichen,  ehrenhaften  Gc'^iinninLr  durch  das  viel- 
gelobte  patriarchaHsche  ÜysUm  aus.  Und  das  Ungeheuerlichste  ist:  Die  i^c- 
nuncianten  glauben,  recht  sittlich-patriotisch  zu  handeln  t  Atich  die  Zeugen 
geilen  Krämer,  die  von  einer  Wahlhecintlussung,  von  F.ntrcchtung  der  Ar- 
1)eiter,  von  Mfessrcgclungen  [jolitisch  unbeliebter  ( iiitr.iinontaner  i  Bergleute 
und  Bürger  nichts  wussten,  obgleich  die  Betreuenden  unter  auderm  bei 
der  freien  Wahl  zugegen  waren,  haben  sicherlich  nach  bester  tiberzeugung,  ganz 
wie  sie  fühlen  und  denken,  ausgesag;t.  Sie  sind  sich  all  der  Untrerechtigkeitcn 
und  Ungesetzlichkeiten  nicht  bewusst.  Ein  Steiger  meinte:  Natürlich  würden 
die  Arlwiter  ihren  Vorgesetzten  (den  Bergrat  Prietze)  wählen  müssen, 
denn  er  habe  ihnen  doch  »so  viel  Wohltaten  erwiesene.  Es  ist  bei  jenen  lauten 
selbstverständlich,  doss  der  Arbeiter  «las  politische  Lied  seines  Brotherrn 
singt.  Darum  wissen  die  Zeugen  nichts  von  Wahlbeeinflussungen,  nichts  von 
Massregelung  —  der  Arbeiter  ist  auch  ausserhalb  des  Werkes  dem  Unter* 
iiehmer  zu  Treu'  und  Cchnrsavi  verpflichtet!  Wer  sich  dagegen  sträubt,  dem 
geschieht  nur  recht,  wenn  er  gcknutct,  an  schlechte  Arbeit  verlegt,  aus  der 
Arbeit  entlassen,  wirtschaftlich  ruiniert  wird.  Das  dwn  ist  das  saarabische 
System,  die  Blüte  patriarchalischer  Erziehung  im  Geiste  Stiminis.  Der  feudale 
Junker  ist  ersetzt  durch  den  feudalen  Industriebaron.  Nur  dass  heute  keine 
gesetzliche  Hörigkeit  mehr  besteht,  sondern  der  freie  Arbeitsvertrag;  aber 
das  ist  nicht  in  das  Bewusstsein  der  saarabisdien  Herrscher  öbergegangcn.  Be- 
griffen hat  ihre  rechtliche  Stellung  aber  auch  noch  nicht  die  gewaltip^e  l\Ta-<o 
der  Saar  a  r  b  e  1 1  c  r ,  und  dies  ist  in  letzter  Linie  die  Ursache  der  enthüllten 
Scandale  im  Saarrevier. 

Das  will  der  verurteilte  Krämer  seinen  Berufsgenossen  klar  machen,  er  macht 
<Hc  einzelnen  Beamten  nicht  verantwortlich  für  das  System,  er  deckt  grünrllich 
seine  Vorbedingungen  auf.  Wir  begreifen  daher  recht  wohl,  warum  Kramer 
zu  Gefängnisstrafe  verurteilt  wurde,  während  der  Redacteur  Lehnen,  von  der 
n.ivl)arh-Presse,  die.  wie  der  Staatsanwalt  erklärte,  die  Bergbeatnten  scharf 
persönlich  angreift,  was  in  den  Flugblättern  Krämers  nicht  geschehen  sei, 
früher  mit  Geldstrafen  davon  gdcommen  war. 

Um  so  heftiger  oitponiert  freilich  die  öffentliche  Meinung  gegen  die  harte 
\  erurteilung  des  Berg.'rbeiters  Krämer.  >In  diesem  Process  ist  das 
hier  herrschende  System  gerichtet!«  rief  Rechtsanwalt  Heine 
aus.  Das  Echo  aus  dem  Volke  dröhnt  zurück:  So  ist  esl  Das  patriarchalische 
Regime  hat  die  Laster  der  Unterdrückten  zur  üppigen  Wucherung  gebracht. 
XXX 

»Die  Zahlen  in  den  Flugblättern  sind  richtig«,  sagte  der  Gerichtshof;  aber  er 
fand  die  Schlussfolgerungcn  beleidigend  und  wahrheitswidrig.  In  den  Flug- 
blättern sind  Löhne,  Leistung  und  C  her  Schüsse  auf  den  fiscalischen 
Saargruben  im  Vergleich  gebracht.  Es  lohnt  sich,  diese  charakteristischen  An- 
gaben hier  zu  reproduderen.   Auf  den  Saargruben  haben  betragen: 


Jahr 

Leistung  pr(»  Aibeitei 
(in  Tonnen) 

Ii  15s 

[ii'i  Tiitine 
(in  .Moik) 

Übersrhnss 

pro  Arbeiter 
(in  .Maik) 

DarchBchmtlUcher 

S(hirhtvcrdlen«l 
(iu  Mark) 

10..>) 

11.54 

J70 

440 

3.-7 

Der  Angeklagte  war  denniach  berechtigt,  zu  schreiben:  ^Wi^  Bergleute  iiaben 
mehr  geleistet,  die  f^berschusse  sind  gesti^en,  aber  unser  Lohn  ist  gesunken.€ 
Die  Zahlen  sind  richtig.   Aus  ihnen  ergibt  »ch  zwingend  die  incriminierte 
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Schlussfolgerung,  der  Fiscus  habe  die  Arbeiter  nicht  entsprechend  ihrer  Leistung 
tiezahlt.  Wahr  ist  aber  auch,  dass  in  den  anderen  grossen  preussischen  Kohlen- 
revieren die  Arbeiterlöhnc  1902  liriher  standen,  als  1891.  Hierfür  fol^^enfle 
amtliche  Xachweisung  des  Jahresverdienstes  pro  Mitghed  der  Gesamt- 
belegschaft: Der  selbe  betrug  (in  Mark) 

im  Rnlirgebiet         im  Saai^blet         in  Obenchlesien 
1801  1086  1137  00.5 

l')02  1131  1053  H.'O 

Auch  diese  Zahlen  sind  richtig.  Unwiderleglich  sind  ebenfalls  die  Angaben 
in  den  dem  preussischen  Landtage  zum  Bergetat  vorgelegten  Drucksachen. 

Danach  machte  der  Fiscus  im  Saargchiet  1891  einen  Fherschuss  von  7.58  Mil- 
lionen Mark,  dieser  stieg  1897  auf  12,3,  1899  auf  15,9  und  1900  sogar  auf  25,4 
Millionen  Mark!  In  diesem  unerhörten  Überschussjahr  stand  der  Durch- 
schnittsjahreslohn auf  1043  Mark,  das  heisst  85  Mark  niedriger  als  i8<^i  ? 
Und  das  sollte  die  Bergleute  nicht  in  Unruhe  versetzen?  Herr  Hiljfcr  ent-;chul- 
digte  diese  Lohnreducierungen  mit  der  Redewendung,  er  halle  eine  stetige 
.  Lohnpolitik  ein,  kein  plötzliches  Lohnsteigen,  sondern  ein  ständiges,  abet* 
allmähliches  Ansteigen.  Wo  bleibt  da  der  bis  zum  Überdruss  dem  Arbeiter 
gepredigte  Lehrsatz:  du  wirst  nach  deiner  Leistung  bezahlt,  arbeite 
flcissig,  und  du  wirst  die  Früchte  deines  Fleisscs  genicssen!  Der  Fiscus  in 
Saarabien  hat  seine  eigene  Lohntheorie,  Aber  auch  diese  hat  ein  Loch,  denn 
im  Jahre  1901,  als  die  Krise  heftig  auftrat,  ging  der  Durchschnittsschicht- 
lohn  der  Saarbergleute  auf  3,52  Mark  —  im  IL  Quartal  —  zurück,  stand  7  Pfen- 
nig tiefer,  als  Ende  1900.  Die  Hilgersche  Lohnpolitik  Hess  also  keine  ent- 
sprechende Teilnahme  der  Arbeiter  an  den  fjewaltifjcn  F.rtriljjen  der  TIocli- 
conjunctur  zu,  aber  als  diese  zu  Ende,  da  trat  die  natürliche  Lohncntwickclting 
in  ihre  Rechte ! 

Bedarf  es  besonderer  Ausführungen  über  die  Richtigkeit  der  Behauptung, 
dass  die  Preise  für  Lebensbedürfnisse  sich  auch  im  Saargebiet  nach  oben  ent- 
wickelt haben,  unabhängig  von  der  fiscalischen  LohnpoUtik?  Wem  das  etwa 
zweifelhaft  ist  der  soll  nur  in  das  Saargebiet  gehen  und  dort  die  Lebensmittel- 
preise, Mieten,  Steuern  etc.  kennen  lernen.  Eingewanderte  und  alteingesessene 
Bürger  haben  uns  bestätigt,  die  Teuerungsverhältnisse  an  der  Saar  gäben  denen 
im  Ruhrgebiet  nichts  nach;  wir  selbst  haben  das  praktisch  erprobt.  Nun  steht 
doch  fest:  Der  Lohn  Ist  1902  niedriger  gewesen,  als  1891,  das  Durchschnitts- 
einkommen der  Bergleute  sank.  Gleichzeitig  stiegen  die  Ausgaben  für  Nahrung, 
Kleidung,  Wohnung.  Muss  daher  nicht  die  wirtschaftliche  Lage  der  Saar- 
bergleute  gegen  früher  schlechter  geworden  sein?  Mehrere  katholische 
Pfarrer  bezeugten  dies  ausdrücklich,  sie  schilderten  die  miserablen  Wohnungs- 
verhältnisse, die  sehr  ärmlichen  Haushaltungen  ihrer  Parochianen.  Bergleute 
bezeugten,  wie  schwer  es  für  eine  kinderreiche  Familie  sei,  selbst  mit  5  Mark 
täglidl  auszukommen.  •  Der  Durchschnittslohn  der  Lohnclassc  a  betrug  aber 
1903  nur  4,12  ^fark.  24  %  der  Belegschaft  (unterirdische,  natürlich  erwachsene 
Arbeiter)  verdienten  gar  nur  2,94  Mark !  Trotzdem  nalim  das  Gericht  an. 
Krimer  habe  die  Unwahrheit  gesagt,  als  er  von  einer  kummerlichen  Existenz 
Tausender  von  Arbeiterfamilien  gesprochen !  Man  hört  und  staunt.  Wie 
kommt  denn  aber  der  Bergrat  und  Landtagsabgeordnete  Prictze  dazu,  im 
Landtage  für  die  Beamten  der  fiscalischen  Saargruben  eine  Erhöhung  der  (le- 
hälter  zu  befürworten  ?  Die  Fordenmg  hat  Herr  Prietze  mit  gesteigerten  Aus- 
gaben für  Lel)ensbedürfnissc  begründet,  unseres  Erachtens  mit  gutem  Recht. 
Sollten  etwa  nur  die  Nahrungsmittel  etc.  für  die  Beamten  teuerer  geworden 
sein?  Diese  Absurdität  wird  kein  Mensdi  aossprechen.  Der  Angeklagte  Kramer 
folgerte  aus  den  gesunkenen  Lohnen  also  ganz  richtig  eine  verschlechterte 
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Existenz  der  Arbeiter.  Das  Rccheucxempcl  ist  furchtbar  einfach.  Dennoch 
nannte  das  Gericht  die  Behauptung  von  der  verscMediteiteii,  äimlidien  Ar- 
beiterexistenz wahrhcitsxvidrig. 

Der  schon  oft  beklagte  Mangel  an  socialpolitischer  Schulung  bei  unseren 
Fadijuristen  hat  auch  hier  zu  Ungunsten  des  Angeklagten  gewirkt  Dieser  kennt 
gewiss  die  Lage  seiner  Berufsgenossen  so  gut  wie  irgend  einer:  ist  er  doch  unter 
ihnen  geboren  und  erzogen.  Was  aber  kennen  die  Richter  aus  eigener  An- 
schauung von  den  Arbeitcrexistenzen  ?  Ihre  Überlastung  mit  Berufsgeschäften 
hält  sie  naturgemäss  ab  vom  intimen  sociatpolitisdien  Ansdiauungsunterricht. 
Und  die  hohen  Bergbeamten,  was  wissen  die,  wie  es  in  den  Arbeiterhütten 
aussieht?  In  Saarbrücken  ist  die  Classentrennung  so  scharf,  wie  ich  es  noch 
nirgend  beobachtet  habe.  Beamte,  zumal  höhere,  verkehren  in  besonderen  Lo« 
calen,  in  die  sich  der  Arbeiter  nicht  hineinwagt.  Das  ganze  Veiiiältnis  der  Vor- 
gesetzten  zu  ihren  Untergebenen  ist  durchaus  nicht  dazu  angetan,  vertrauliche 
Zwiesprache  über  Privatvcrhältnisse  zu  fördern.  Herrn  Hilger  und  seinen 
Freunden  wird  dedialb  die  Arbeiterschaft  wohUui^§nd  erscheinen.  Nahm  doch 
Herr  Hilger  an,  die  Arbeiter  wollten  nicht  täglich  Fleisch  essen!  Dass  ein 
Bergmann  23  Jalire  lang  keine  Butter  zum  Brot  gegessen,  um  sich  ein. Häuschen 
2u  erwerben,  wtvde  auch  als  Wohlstand  produciert!  Wer  indes  offenen  Auges 
die  Saarddrfer  durchwandert,  der  muss  den  katholischen  Pfarrern  recht  geben, 
die  von  einem  allgcmemcn  IVohlstatid  wenig  entdecken  konnten. 

Indessen,  es  entschieden  die  Juristen  über  die  wirtschaftliche  La^e  der  fts- 
calischen  Arbeiter,  sie  sei  nicht  so^  wie  die  Flugblätter  behaupten.  Leider  ändert 
dies  Urteil  nichts  an  den  tatsächlichen  VerMltnissen,  deren  genaue  Kenntnis 
dem  Angeklagten  Krämer  nicht  a1)zusprechen  ist.  Ehen  deshalb,  weil  nach 
seiner  Beurteilung  der  Arbeitcrlage  eine  entschiedene  Besserung  nötig,  aber 
auch  möglich  ist,  forderte  Krämer  seine  Berufsgenossen  auf  zum  Eintritt 
in  den  B  e  r  g  a  r  Ii  e  i  t  e  r  v  c  r  b  a  n  d.  Kein  Wort  der  Propaganda  für  die 
Socialdemokratie  steht  in  den  Flugblättern !  Im  Gegenteil,  sie  betonen 
energisch  die  gewerkschaftliche  Neutralität!  Trotzdem  spielte  der  Staats* 
anwall  die  Agitation  hinaus  auf  JVerbung  für  die  Socialdemokratie,  und  Herr 
Hilger  beteuerte  ein  Mal  übers  andere,  er  dulde  den  socialdemokraiischen  Bcrg- 
arbcitcrvcrhand  nicht.  Den  Herren  geht  die  tiefere  Kenntnis  der  gewerk- 
schaftlichen Bewegung  ab,  daher  kann  man  mit  ihnen  darüber  nicht  rechten. 
Das  Saarsystem  ist  aber  grundsätzlich  Feind  jeder  selbständigen  Interessen- 
gemeinschaft der  Arbeiter  und  der  irgendwie  vom  Unternehmertum  abhängigen 
sonstigen  Bärger.  Die  Zeugenvemdimung  ergab  Idar  und  nett:  Hilger  duldet 
überhaupt  nur  Arbeiter,  die  ihr  Coaliiionsrecht  nicht  gegen  die  Unternehmer 
gebrauchen  !  Wrsaninilungen  und  \'creinigungen  von  Knappschaftsmitglicdem, 
die  Casseneinrichtungen  besprechen  beziehungsweise  reformieren  wollen,  sind 
verboten  !  Zusammenkünfte  der  Grul)enattsschussmitglieder,  die  Arbeits- 
verhältnisse besprechen  wollen,  sind  verboten  !  Resuch  von  Wirtschaften, 
wo^socialistische  oder  Dasbach-Blätter  auf  hegen,  ist  verboten  !  Der  Ter- 
rorismus richtet  sich  nidit  nur  gegen  die  Socialdemokraten  und  freien  Ge- 
werkschaften, sondern  eben  so  scharf  gegen  Anhänger  des  Centrums,  zu 
dem  sich  zu  bekennen  nicht  nur  Bergleuten,  sondern  sogar  Beamten  und  Gen- 
darmen (icfalir  bringt !  Ein  (iendarm  wurde  von  einem  Bergrat  der  Partei- 
Uehkeit  (Centrumsfreundschaft)  dennundert  und  daraufliin  versetzt!  National- 
liberale  Parteigänger  dürfen  die  Bi»mten  natürlich  sein,  das  ist  nicht  par- 
teilich. 

Man  kann  sich  also  durchaus  nicht  darauf  hinausreden,  der  Kampf  gelte 
nur  den  roten  Blutläusen;  auch  den  schwarsen  Mistkäfern,  der  Centrumspartei 
gilt  er.  Der  Beitritt  zum  Christlichen  Gewerkverein  dir  Bergleute  (Brustscher 
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Richtung)  wird  nicht  gewünscht  —  solcb  ein  Wunsch  ist  in  Saarabien  BefehL 
Rechtanwalt  Trier,  des  Nd)enklägers  Beistand,  gab  offenherzig  preis:  der 
sogenannte  chnstUche  Cewerkverein  hat  ja  nur  >ein  christliches  Mäntelchea 
UTHf.  Steiger  sagten  eindeutig  zu  den  Bergleuten:  der  christliche  Verband  ist 
gerade  so,  wie  der  socialdemokrati&che ;  ihr  wisst  ja  nun  Bescheid! 

Kurzum:  Coalitionsredite  der  Arbeiter  existieren  in  Saarabien  nur  mit  Ge> 
nchmig^ng  der  vorgesetzten  Beamten.  Wem  das  nicht  passt,  der  kann  fliegen^ 
wie  Krämer.  Und  wieder  war  es  der  Staatsanwalt,  der  sich  ausliess : 
»Ein  gesetzltdies  Coalitionsrecbt  existiert  überhaupt  ntcht.c  ....  Kann  man 
sich  da  noch  wundem  über  die  Arbesterbehandlung  in  Saarabien  ?  War  in  den 
FPugblättjem  zu  viel  gesagt,  wenn  »e  von  VergewaUignng  der  Staatsbürger' 
rechte  berichteten? 

XXX 

Saarabien  ist  dne  Welt  für  sich. 

Selbst  die  Rolle  einer  über  der  geordneten  Justiz  stehenden,  sie  corrigiercnden 
Allmacht,  in  der  sich  Herr  Hilger  gehel,  erscheint  in  dieser  Welt  natürlich. 
Ein  nationalliberaler  Bergmann  lebte  nrit  zwei  katholischen  Cameraden  im 
nachbarlichen  Streit,  der  schliesslich  zur  Prügelei  ausartete.  Der  National- 
liberale ni  1  s  s  h  a  n  d  e  1 1  e  die  Frau  des  einen  Katholiken  und  erhielt  dafür 
vom  Gericht  vier  Monate  Gefängnis.  Als  die  Strafe  rechtskräftig  war,  Itess 
Geheimrat  Hilger  die  zwei  Zeugen  rufen  und  eröffnete  ihnen  folgendes:  »Ihr 
seid  schuld,  dass  N.  N.  unschuldig  ins  Gefäng^nis  inuss.  Dafür  werdet 
ihr  auf  vier  Monate  a  b  g  e  1  e  g  t.€  Eine  orientalische  Cabmetsjustis,  wie  Heine 
diese  Episode  nannte,  die  Bände  spricht.  Dagegen  will  die  Beflissenheit,  mit 
der  den  Bergleuten  das  liier  aus  der  Brauerei  des  Schwiegervaters  eines  Berg- 
wcrkdircctors  empfohlen  wurde,  nicht  mehr  viel  sagen.  Über  die  ordentliche 
Justiz  hinweg  setzt  sich  der  oberste  Bergwerksbeamte  im  Saargebiet,  er  hält 
dies  zweifellos  für  schön  und  ihm  erlaubt.  Für  sein  gottp^egebcnes  Recht  als 
Vorgesetzter  hält  es  Herr  Geheimrat  Hilprer.  sich  in  die  Privatverhaltnisse 
seiner  Bergleute  einzumengen;  wie  er  alles  weislich  anzuordnen  beliebt,  so 
führen  es  öit  untergebenen  Beamten  aus,  jeder  in  seinem  Bereich  selbst  eine 
von  Gott  eingesetzte  Autorität.  Und  Saarabien  liej!;t  bewundernd  zu  flen 
Füssen  dieser  Obrigkeit  oder  duldet  ingrimmig  das  patriarchalische  Regiment. 
Es  ging  wie  ein  Aufatmen  von  schwerem  Alp  auch  durch  die  Burgei^afr„ 
als  Schlag  auf  Schlag  die  Herrlichkeiten  des  saarabischen  Patriarchats  ent- 
blösst  wurden.  Die  Zaghaften  fanden  Mut  zum  Reden. 
XXX 

Die  bürgerliche  Presse  ist  gefüllt  mit  allerhand  Geschichten  von  socialdemo- 
kratischem  Terrorismus,  von  l^^rsi^civaltigung  der  Arbeitswilligen  durch  die  Ge- 
werkschafter. In  der  vor  zwei  Wochen  geschlossenen  Tagung  des  Reichstages 
ist  wohl  keine  grössere  Debatte  vorübergegangen,  ohne  dass  von  rechts  bis  in 
die  Linke  hinem  Scharfmadiertiraden  öber  Schutz  der  freien  Arbeiter,  Be> 
achränkung  des  heutigen  \''creins-  und  Versammlungsrechtes  zur  Eindämimmg 
des  wüsten  socialdemokratischen  Terrorismug  geschwungen  wurden.  Recht 
wacker  hat  sich  auch  das  Centrum  durch  verschiedene  seiner  Socialpolitiker 
an  dem  Lamento  über  unseren  Terrorismus  beteiligt.  Ja,  es  ist  vomdimlich 
die  von  München-Gladbach  gespeiste  Centrumsgewerkschaftsprcssc,  die  sorg- 
fältig jeden  FcUl  von  socialäemokratischem  Terrorismus  registriert,  breittritt 
und  im  Scharfmachersinne  ausschmfickt  Von  den  junkerlichen  Reden  im  Ab- 
geordneten- und  im  Herrenhaus  wollen  wir  erst  ganz  schweigen. 

In  diesen  Hexensabbat  platzen  die  Enthüllungen  aus  dem  saarabischen  Pro- 
ccss.  Die  deutschen  Arbeiter  haben  noch  kein  gewährleistetes  Vereins-  und 
Versammlungsrecht,  der  feudale  Industriebaron  —  nicht  nur  in  Saarabien  — 
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kann  noch  immer  das  Coaliüonsrechi  der  Arbeiter  illusorisch  macheti.  Wir  haben 
noch  nicht  das  gfleiche,  geheime,  freie  Wahlrecht  für  alle  Reichsburger,  der 

Feudalherr  mmmt  sich  ungestraft  das  Recht,  seine  Arbeiter  zu  einer  anderen, 
als  der  überzeugungsgeniässen  Wahl  zu  zwingen.  Und  bist  du  nicht  willig 
—  so  droht  \'crdicnslvcrlust,  Armut,  Erwerbslosigkeit,  Achtung  im  ganzen 
Industriegebiet.  Ja,  in  unserer  mit  obrigkeitlich  approbierter  Frönunigkeit  ge- 
schwängerten Zeit  dürfen  es  abhängige  Arbeiter  und  Bürger  nicht  wagen,  ihrer 
innersten  religiösen  Überzeugung  gemäss  zu  wirken.  Haarsträu- 
bende Beschimpfungen  der  katholischen  Arb!eiter  hat  der  Process  Hilger  contra 
Krämer  ans  Licht  gezogen:  Pfaffenbande,  Lumpenhunde,  Lumpenceug,  Pfaffen- 
knechie,  mit  solchen  Titulaturen  bedenken  subalterne  Beamte  in  Saarabien 
die  Katholiken,  die  intimsten  religiösen  Gefühle  dieser  Leute  werden  in  den 
Schmutz  gezogen.  Und  da  fahndet  die  Centnimspresse  in  der  socialdemokra- 
lijitlicn  und  der  freien  Gcwerkscliaftspresse  nach  religiösen  Anstössigkeiten, 
ohne  auch  nur  entfernt  ähnliche  Roheiten  zu  entdecken,  wie  sie  von  den  capi- 
talistischen  Angestellten  höhnend  den  Arbeitern  ins  Gesidit  geschleudert  wer- 
den. Fürwahr,  wir  socialdemokratiscben  Wilden  sind  doch  bessere  Men- 
schen .... 

Der  Process  in  Saarbrücken  hat  allen  aufrichtigen  V'olksfreunden  unzwei- 
detitig  bewiesen,  wie  dringend  notwendig  die  socialdemokratischerseits  schon  so 
oft  beantragte  gründliche  Sicherung  der  Volksrechte  ist.  Harte  Strafe 
dem,  der  seine  wirtschaftliche  Macht  zur  Vergewalti- 
gung derStaatsbfirgerrechte  von  ihm  abhängiger  Ar- 
beiter missbraucht!  Keine  Einschränkung  des  Vereins-,  N'ersanun* 
limgs-  und  Wahlrechtes,  sondern  Erweiterung  und  Sicherung  desselben  i  Das 
ist  die  Lehre,  die  wir  aus  dem  Process  ziehen. 

Saarabien  wird  aufwachen,  ganz  so,  wie  es  die  Flugblätter  fordern.  Die 
Tiefen  sind  aufgewühlt.  Mögen  die  Herron.  denen  flie  AfTairc  uiibe<iuom  ist, 
sie  zu  vertuschen  suchen.  Mag  der  prcussische  Handclsminister,  dem  die 
Nationalfiberalen  secundieren,  die  Besprechung  der  von  der  Centnunsfraction 
im  Abgeordnetenhause  eingebrachten  Interpellation  über  die  Vorgänge  im 
Saarrevier  tmngels  genügender  Informationen  hinauszuschleppen  suchen,  bis 
Gras  daKiber  gewachsen  ist  —  das  Volk  ist  genügend  informiert.  Je  toller 
die  Blossgestellten  es  treiben,  um  so  rascher  jagen  sie  die  empörten  Massen 
der  Socialdemokratie  zu.   Wir  sind  die  £rben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

PAUL  KAMPFFMEYER  •  KARL  LAMPRECHT  UND  KARL 
MARX 

In  unscnn  Tagen  hat  kein  lnstoriv:lics  Werk  einen  so  machtvollen  und  eigen- 
artigen Enidruck  in  dem  Bewusstäcin  der  Zeitgenossen  zurückgelassen,  wie  die 
Deutsehe  Gesehiehte  von  Karl  Laihpreeht.  Wir  ^redien  hier  nicht  im  besonderen 
von  dem  stürmischen  Halloh,  das  seine  lebenatmende  Darstellung  der  jüngsten  Ver- 
gangenlKit  in  den  Kreisen  demokratischer  Politiker  her>'0rgcrufen  hat.  Den  grund- 
siitzliclun  Widerspruch  R(?Kon  die  alldeutsciien  Tendenzen  des  letzten  Lamprechtschen 
Gescluchtsbandes  haben  wir  bereits  in  der  Rundschau  des  vorigen  Heftes  dieser 
Zeitschrift  zum  Ausdruck  gebracht  Der  Fditiker  Lampredit  ist  eben  mit  dem. 
Historiker  Lamprecht  auf  und  davon  gegangen.  Dieser  Politiker  ist  keine  so  merk- 
würdige, charakteristische  Persmilidikeit,  dass  wir  bei  ihr  länger  verweilen  möchten 
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—  sie  winuiielt  auf  der  breiten  Heerstrasse  der  Tuliiik  zu  ilimdcrtcn.  zu  Tausenden 
-  bcrum  — ,  wohl  aber  der  Historiker  Lamprecht 

Der  Geschichtsschreiber  Karl  Lamprecht  ist  vielfach  mit  dem  materialistischen 
Historiker  Karl  Marx  in  das  gleiche  Geschirr  gel)rachl  worden.    P>c'<lc  haben  ja 
nach  dem  lauten  Gc-chroi  iltrer  Gegner  eine  gmh  tn.iteriali>tischc  Ik  ü  i-.vlii  jngswci-i.- 
der  Geschidite  in  unsere,  von  der  Grossniachl  der  Ideen  so  laut  redende  Zeit  hineni- 
gescfaleppt.    Mandien  weitläafigen  und  mitttnter  redit  unerquicklichen  Fehdegang 
musste  K.  Lamprecht  wegen  .seiner  Geschichtsauffassung  mit  seinen  Gegnern  an- 
treten :    In  seinen  Zwei  Streitschriften,  die  sich  mit  ganzer  Wucht  gegen  die  Herren 
H.  Üncken.  H.  Delbriick  und  M.  Lenz  kehren,  äussert  er  sich  eingehend  {il)er  seine 
Stellung  zu  der  Geschiclitsautlassung,  die  wir  gewuhnlich  die  viaterialistische  taufen. 
Seine  Hiebe  zielen  nicht  gerade  direct  gegen  diese  Geschtehtsauffassung,  er  wehrt 
nur  mit  seiner  Klinge  die  Gegner  ab,  die  ihn  durchaus  zu  einem  materialistischen 
Historiker  stempeln  wollen.    Lenz  hat  die  allgemeine  historische  Betrachtungsweise 
Lamprechts  mit  folgenden   Worten  ge-cliildert :   »Die  beiden   f-!lemcnte,  aus  denen 
Lainprecht  die  Fülle  des  deutschen  Lebens,  alle  Abwandlungen  unseres  Volkstums 
erklärlich  werden,  sind  Natural-  und  Geldwirtschaft.«    Und  Lamprecht  entrüstet 
sidi  sofort  leidenschaftlich  gegen  die  Unterstellung  seines  Gegners  Lenz,  dass  er 
alle  geschichtlichen  Vorgänge  aus  rein  wirtschaftlichen  Motiven  herausfliessen  lasse. 
•Dass  ich  alle  Abwandlungen  unseres  \'olkstu!ns<.  so  führt  er  in  seinen  Zwei  Streit- 
schrifteti  aus,  »also  die  ganze  deutsche  Geschichte,  aus  wirtschaftlichen  Motiven, 
womSglich  nur  aus  dem  Gegensatz  zwisdien  Naturalwirtschaft  und  Geldwirtschaft. 
hervorgehen  Hesse,  ist  ein  Märdwn,  das  meine  Gegner  zu  colportieren  nicht  müde 
werden.    Dass  aber  eine  solche  Auffassung  meinem  grundsätzlichen  Standpunct 
völlig  widerspricht,  kann  man  schon  aus  den  s<x-bcn  im  zweiten  Teil  gegebenen 
Ausführungen  entnehmen.   Zum  Überfluss  lässt  sich  auch  nachweisen,  dass  ich  schon 
im  ersten  Bande  meiner  Dtutschen  Geschichte  weit  davon  entfernt  gewesen  bin,  die 
wirtschaftlichen  Motive*  als  die  allein  massgebenden  zu  betrachten :  der  Staat  der 
Urzeit  zum  Beispiel  ist  für  mich  ein  Product  wesentlich  des  kriegerischen  Geistes 
der  Germanen,  danei)en  nehme  ich  für  seine  Bildung  Ke<ellscliaftlieh-wirtschaftliche 
und  religiöse  Motive  an.«  Nicht  ein  VV'irtschaftszustand,  der  den  viehzüchtenden,  nach 
neuen  Weideplittcn  strebenden  Germanen  die  Waffe  in  die  Hand  zwang,  entwidtelte 
in  ihnen  den  kriegerisdien  Geist,  sondern  in  dem  Germanen  lebt  nach  Lamprecht 
von  vornherein  ein  stiirmisL-lier.  kriegerischer  Geist.    »Von  jeher  zeigt  sidl  der  Ger- 
mane als  Krieger  mit  Leib  und  Seele,  soweit  unsere  frühesten  Quellen  noch  einen  Aus- 
blick in  die  Nebel  vorgeschichtlicher  Zustande  gestatten^;  kriegerisch  war  sein  Glaube, 
seine  Götter  waren  Helden,  sein  Himmel  ein  Kampfgefild.  Auch  der  Staat  war  nur 
ein  Erzeugnis  heeresgemässer  Zusammenfassung  der  natürlichen  Gliederungen.  Der 
Gcsichtspunct  militairischer  Organisation  und  Machtverteilung  ist  daher  massgcl>end 
auch  für  das  politi^^che  und  wirtschaftliche  Verständnis  des  XOlksst.iatcs.  .  .  Man 
wird  für  die  germanisclie  Staatsverfassung  keine  anderen  \'oraussctzungen  aufzu- 
finden vermögen,  als  für  die  Wirtschaftsvcrfasstuig.  Aach  hier  tritt  neben  der  Ein- 
wirkung der  natürlichen  Gliederung  des  Volkes  der  militairische  Zug  alles  Ver- 
fn^-^unpslobens  hervor.«    Die  Wirtschaftsverfassung  steht  also  nach  Lamprecht  selbst 
nicht  voraussetzungslos  da.  sie  gebiert  nicht  aus  sich  heraus  die  ganze  Fülle  des 
Rechts-,  Staats-  und  Kunstlebens,  sondern  sie  findet  ihre  V^oraussctzung  neben  der 
Einwirkung  der  natfirlidien  Gliederung  des  Volkes  in  dem  müUmrisehe»  Zug  aUet 
yerfosstmgMems.  Der  agrarische  Communismus  der  Urzeit  ist  nach  Lamprecht 
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nicht  originären  Charakters,  sondern  am  eineiii  anderen  Ifoment  der  germanischen 
Verfassung,  aus  der  Heeresverwaltung  abgeleitet.  In  seiner  Gescliidite  der  jüngsten 

Vergangenheit  behandelt  Lampredtt  die  selbständigren  Leben säusserungen  des 
deutschen  Proletariats.  Aufgabe  einer  umfassenden  Bildung  der  älteren  Schichten 
wäre  es  nun  nach  Lamprecht  gewesen,  die  Einordnung  der  neuen  socialen  Schicht 
in  den  Bereich  der  constittitiociellen  Monarchie  denkend  und  helfend  anmbahnen. 
Woran  scheiterte  diese  Einordnung?  Der  materialistische  fltstoriker  wird  auf  den 
in  dem  Wesen  der  capitalistischen  Wirtschaft  liegenden  Gegensatz  rwischcn  der 
Lohnarbeiterschaft  und  dem  capitalistischen  Unternehmertum  hinweisen,  der  eine 
re:>tlüsc,  harmonische  Eingliederung  des  Proletariats  in  eine  derartige  Staatsform 
mit  ausgeprägtem  Qassencharakter  unrooglich  macht  Dieser  Aufgabe  der  Ein- 
gliederung, so  philosophiert  dagegen  K.  Lampreeht,  war  das  politische  Vermdgen  der 
Nation  nicht  gewach  in.  Und  der  tiefste  Gnmd  dieser  Unfruchtbarkeit  bestand 
darin,  da^s  dieses  politische  Vermögen  im  Ausbau  des  Rechtsstaates  festgelegt  war. 
Die  hier  von  Lampreeht  entwickelten  Gedanken  offenbaren  aber  noch  eine  für  seine 
historisdw  Auffassung  höchst  charaktcristisdie  Seite:  die  Uberadiätsung  der  Wirk* 
samkeit  bewusster,  phinmassiger  Tätigkeit  der  sodaien  Schichten.  Das  bewusste 
Moment  spielt  bei  Lampreeht  eine  ganz  andere  Rolle  in  der  Geschichte,  als  bei  Marx. 

Gegen  den  Titel  eines  materialistischen  Historikers  würde  Karl  Lampreeht  einen 
sehr  energischen  Einspruch  erheben.  Was  sind  Naturalwirtschaft  und  Geldwirt- 
schaft anders,  als  menschliche  seelische  Lebcnsersdieimmgen?  In  der  Geschichte 
gibt  es  nur  Idiendige  Kräfte  tmd  ^es  geschichtliche  Leben  ist  seelisch.  »Was  sind 
dann  aber  die  Zustände?«  fragt  Lamprecht.  »Sie  sind  die  psychischen  Massenerschet- 
nungen«,  antwortet  er,  und  erläuternd  fährt  er  fort :  »Naturalwirtschaft  ist  diejenige 
psychische  Massenerscheinung,  in  welcher  der  wirtschaftliche  Trieb,  zunächst  als 
Trieb  der  Selbsterhaltung,  dann  als  Trieb  des  Erwerbes,  in  einer  gegebenen  Cultmv 
einheit,  einer  Nation  zum  Beispiel,  im  wesentlidien  durch  blosse  Ausbeutung  des 
Grundes  und  Bodens  befriedigt  erscheint ;  Geldwirtschaft  ist  eine  psychische  Massen- 
crsclu'iniing,  in  der  derselbe  Trieb  die  Mittel  des  Verkehrs,  vor  allem  das  Geld,  an- 
wendet, um  der  Ausbeutung  des  Grund  und  Bodens  die  .Ausbeutung  anderer  Kräfte 
hinzuzufügen^  Eine  seelische  Massenerscheinung  ist  nun  nicht  nur  eine  blosse  Häu- 
fung, eine  SummaCion  der  einzelnen  seelischen  Kräfte,  sondern  sie  ist  eine  potenzierte, 
eine  Rcsteigcrte  seelische  Kraft.  >Eine  psychische  Massenerscheinung«,  so  führt 
Lampre'cht  aus.  »ist  also  keine  blosse  Summe  von  psychischen  Erscheinungen  der 
einzelnen,  die  Massen  zusammenscUcndcn  Individuen,  sondern  eine  machtvolle,  für 
sich  in  eigemuliger  Weise  schöpferische  Erscheinung:  mit  einem  Worte  eine  Kraft« 
Marx  bringt  uns  einmal  im  Capital  sehr  anschaulich  die  besondere,  von  den  Kräften 
der  einzelnen  Arbeiter  unterschiedliche  Kraft  zum  Bcwusslscin,  die  sich  aus  dem 
planmässigen  Zusammenarbeiten  dieser  einzelnen  Axhciter  entwirkelt.  »Wie  die 
Angriflfskraft  einer  Cavallericscliwadron  oder  die  Widerstandskraft  emcs  Infanterie- 
regiments wesentlich  verschieden  ist  von  der  Summe  der  von  jedem  Cavalleristen 
und  Infanteristen  vereinzelt  entwickelten  Angriflfs-  und  Widerstandskräfte,  so  die 
mechanische  Kraftsuinmc  vereinzelter  Arbeiter  von  der  gesellschaftlichen  Kraft- 
potenz,  die  sich  entwickelt,  wenn  viele  Hiinde  gleichzeitig  in  derselben  ungeteilten 
Operation  zusanmicnwirken,  z\im  Beispiel,  wenn  es  gilt,  eine  Last  zu  heben,  eine 
Kurbel  zu  drehen  oder  einen  Widerstand  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Die  Wirkonff 
der  combinierten  Arbeit  konnte  hier  von  der  vereinzelten  gar  nicht  oder  nur  in  viel 
längeren  Zeiträumen  oder  nur  auf  einem  Zwergmassstab  hervorgebradit  werden. 
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Es  handelt  sicii  hier  nicht  nur  um  eine  Erhöhung  der  individuellen  Froductivkraft 
durch  die  Coopentioa,  sondern  tun  die  Sdiöpfong  einer  Productionsknlt,  die  an 
und  für  steh  Musenkraft  sein  muss.«    Die  psychische  Massenkraft  Lampredits  ist 

quantitativ  und  qualitativ  von  den  seelischen  Kräften  der  einzelnen  verschieden. 
Den  gcsamtpsychischen  Krafterscheinungen,  den  Zuständen  der  Natural-  und  Geld- 
wirtschaft, müssen  sich  unweigerlich  die  grossen  geschichthchen  Persönlichkeiten  an- 
passen. Die  «mäditisen,  in  der  Zeit  schopferisdi  lebendigen  gesamtpqpchischen 
Kräfte,  literaxischer  wie  sociaJer,  künstlerischer  wie  wirtschaftlicher,  kurz,  der 
Kräfte  von  jederlei  Art«  geben  dem  Staat  vornehmlich  den  Charakter,  und  er  ist  in 
gewisser  Beproiizung  »ihr  oberstes  Resultat«.  >Daneben  freilich  spielen  auch  ncKh 
schöpferisch  die  grossen  Individuen  hinein,  aber  erst  an  zweiter  Stelle  und  keines- 
wegs die  widitigsten  Seiten  des  staatlichen  Types  bestimmend  und  schaffoid.«  Ein 
ganzes  Chaos  psychischer  Massenkräfte  und  individueller  Kräfte  grosser  Persönlich« 
keiten  webt  also  nach  Lamprecht  am  Webstuhl  der  Zeit  und  stellt  deren  äusseres 
und  inneres  Gewand  her.  Die  einzelnen  geschichtlichen  Epochen  werden  für  uns 
bei  der  Mannigfaltigkeit  der  autbauenden  Kräfte  ein  schwer  zu  losendes  Rätsel. 
Es  scheint  bei  Lamprecht  keine  Über-  und  Unterordnung  in  dem  Heer  der  gestalten- 
den Kräfte  zu  herrschen.  Gibt  es  unter  ihnen  keine  übermächtige,  die  anderen  Kräfte 
beherrschende  Potenz,  wirken  sie  sich  von  einander  getrennt,  zusammenhanglos  aus? 
Lamprecht  sagt  einmal  im  Hinblick  auf  die  Marxsche  (ie-.chiclitsthenrie,  das  Wahre 
an  dieser  heute  allzu  radical  bekämpften  geschichtsphilosophischen  Lehre  sei,  dass 
der  Entwickelwig  des  Intellectes  »doch  an  erster  Stelle  wiederum,  wenn  auch  keines- 
wegs allein,  wirtschaftsgeschichtlidie  Vorgänge  zu  Grunde  liegenc  Die  gesamt- 
psychischcn  Kräfte  stosscn  nach  Lamprocht  den  Intcllect  vorwärts,  nicht 
allein  die  ö  k  o  n  o  m  i  s  c  h  -  p  s  y  c  h  i  s  c  h  e  n  Kräfte.  Unter  tieii  gcsamtpsychischen 
Kräften  lebt  sich  aber  die  wirtschaftlich-seelische  Potenz  vor  allem  schöpferisch  aus. 
Eine  Darstellung  der  Entwickelung  der  einfachsten  seelischen  Momente  im  Wirt- 
schaftsleben hat  Lamprecht  In  dem  zweiten  Ergänzungsband  seiner  Deutsehen  Ge- 
4chichte  versucht. 

Nach  Lamprecht  liegt  den  Entw ickclungcn  des  Wirtschaftslebens  menschlicher 
Geniemschatlen  em  Wandel  seelischer  Vorgänge  zu  Grunde.  Die  Grundbegriffe  des 
heutigen  Wirtschaftslebens,  Gui,  Bedürfnis,  IVerit  wirUekaftlieke  Arbeit  etc.  sind 
pqrdiologische  Begriffe.  Diese  B^^flfe  im  heutigen  Sinne  sind  schon  dem  Mittel- 
alter unl)ckannt,  geschweige  denn  noch  weiter  zurückliegenden  ökonomischen  Wirt- 
schaftsfortuen.  Steigen  wir  abwärts  bis  zu  der  Stufe  ganz  primitiven  Wirtschaftens, 
SO  schrumpft  das  Bedürfnis  zu  dem  Bedürfnis  der  Fürsorge  für  das  nackte  Leben 
zusammen.  Auf  dieser  Stufe  menschlichen  Wirtschaftens  leben  die  Menschen  ohne 
festen  Sippenverband,  von  Ort  zu  Ort  wandernd  dahin.  Die  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse dieser  Menschen  tragen  das  Cliaraktermcrkmal  des  Unbcwussten,  Triehinässigen 
an  sich,  sie  »sind  etwas  wie  ein  Bestandteil  der  automatischen  Verrichtungen  des 
Körpers  zur  Regelung  und  Erhaltung  des  Dasems«.  Alle  Bedurfnisse  werden  noch 
rein  oceupatorisdi,  durch  Lesen  von  Beeren,  Graben  von  Wurzeln  etc.,  befriedigt. 
»Triebartig  Mrird  die  Nahrtmg  gesucht  und  sozusagen  reflexmässig  verzehrt.«  Es 
klafft  noch  gewissermassen  kein  Zwischenraum  zwischen  dent  Bedürfnistrieb  und  der 
Bedürfnisbefriedigung.  Die  P.ntwickclung  der  seelischen  Elemente  des  Wirtschafts- 
lebens, des  Bedürfnistriebs  und  der  Bedürfnisbefriedigung  verfolgt  nun  Lamprecht 
bis  zum  Werden  da-  freien  capttalistischen  Unternehmung.  V<M^ärts  wird  die  Ent- 
widkdung  mit  mächtigen  Stossen  getrieben  vor  allem  durch  die  rem  physisches  und 
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die  rem  biologischen  Elemente  des  Menschenlebens,  durch  die  Zunahme  der  Be- 

völkeruiiff,  durch  das  Siedeln  auf  engerem  Räume.  »Denn  diese  X'^rgängc  drängen 
ohne  weiteres  aus  Zeitaltern  der  gcsclilosscnen  Wirtschaft  in  Perioden  hol-.cren  wirt- 
schaftlichen Austausches.  Allem  zur  Erklärung  des  Gcsaiutproccsscs  genügen  frei- 
lich aach  sie  noch  keineswegs.  Ein  wichtigstes  Element  vor  allem  tritt  noch  hinzu: 
das  rein  menschliche  Bedürfnis  nicht  bloss  des  Sparens.  sondern  auch  der  Erzielung 
von  (Überschüssen  7U  prodnctiven  Zwecken.  7ur  Erux  itcnniR  des  v.  irtschaftliclien 
Spielraums  und  damit  zur  Kiitwickciung  lixhcrcr  Formen  der  W  irt^cliuft.«  Dieses 
Bedürfnis,  ein  Grutidtneb  von  elementarer  Kraft,  tritt  schon  früh  deutlich,  .später  in 
immer  steigender  Intensität  hervor. 

Karl  Lamprecht  gibt  eine  psychologische  Tlicorie  tler  Wirtsciiaftsstufen.  Gewiss, 
das  Wirtscliafien  ist  ein  sich  als  menschliche'-  Vorstellen.  Handtin  vollziehender 
Process,  es  ist  ein  seelischer  Vorgang.  Die  letzten  L'rs.uhcn.  auf  die  wir  sociales 
Geschehen  zurückfuhren  können,  sind  nacit  Werner  Sombart  die  Motivationen  leben- 
diger Menschen.  Beim  Mensdien  gehen  alle  Triebkräfte  seiner  Handlangen,  sagt 
einmal  Engels,  durch  seinen  Kopf,  mössen  sich  in  Bew^gründe  seines  Handelns 
verwandeln.  Das  Wirtscliaftskhen  ist  von  anderen  Formen  seelisclu-n  Lebens  nur 
graduell  verschieden,  nicht  seinem  Wesen  nach,  essentiell.  Das  Wirtschaften  prägt 
sich  äusserlicli,  greifbar  aus  in  zahlreichen  Arbeitsinstrumenten,  Werkstatten  etc., 
kurz,  in  lauter  raumfüllenden,  materiellen  Gegenstanden.  Wir  vergessen  gar  zu 
leicht,  dass  alle  diese  grobmatcriellen  Gegenstände  durch  seelische  Vorgänge  ins 
Leben  gerufen  wurden.  Sic  sind  ein  Stück  materialisierten  Seelenlebens  Un-<ere 
Seelenkräfte  potenzieren  sich  aber  dadurch,  dass  sie  die  ausser  uns  liegenden  .Xatur- 
kräfte  in  ihren  Dienst  stellen.  Die  schatlenden  Kräfte  wachsen  nun  in  das  Uner- 
messliche.  Naturkräfte  arbeiten  für  menschlich-seelische  Zwedce,  sie  werden  gleich- 
sam vermenschlicht.  Aus  den  Menschen  heraus  steigt  eine  gigantische,  sie  beherr- 
schende Schöpferkraft,  eine  allgewaltige  wirtschaftliche  Productivkraft.  7n  den 
seelischen  Mas.senkraflcn  treten  massenhaft  beseelte,  für  seelische  Zwecke  arbeitende 
Naturkräfte.  Der  Lamprechtsche  Ausdruck  der  psychischen  Massenkraft  deckt  den 
Begriff  der  in  der  Wirtschaftswelt  schaffenden  Kraft  nicht.  Der  Marxsche  Begriff 
der  Productivkraft  bringt  diese  Potenz  erschöpfender  und  klarer  zum  .Xusdruck. 

Gegenüber  der  psychischen  Massenkraft  Lamprecbts,  die  mehr  ist,  als  eine  Sum- 
mation  der  seelischai  Einzelkräfte  der  Massen,  schrumpft  schon  das  Individuum  nnt 
seinem  Tun  su  einem  Liliputaner  zusammen,  geschweige  denn  gegenüber  der  Pro- 
ductivkraft eines  Karl  Marx.  Uber  den  Häuptern  der  einzelnen  Producenten  ge- 
stalten die  Productivkräfte  eine  bestimmte  Productionsordnung.  Diese  gesellschaft- 
liche Productionsordnung  erscheint  nicht  als  die  bewusste  Tat  handelnder  Menschen. 
Nicht  am  Leitseil  des  Menschen  hängen  bisher  die  Productivkräftc  und  die  von  diesen 
ausbauten  Productionsordnungen.  In  der  Entfesselung  der  Prcnluciivkräfte  äussert 
sich  heute  noch  ein  mit  elementarer  Allgewalt  durchschiagendes.  sich  jeder  be- 
wusstcn  Steummg  des  Menschen  entziehendes  Moment.  Lamprecht  hält  die  Zu- 
sammenfassung der  wirtschaftlichen  und  staatlichen  Kr:ifte  für  möglich,  und  in- 
brünstig schreit  er  deshalb  nach  einem  Üerrn  und  einem  Irlclden,  der  bewusst  der 
wtichtigea  Ausgestaltung  der  sich  gewaltsam  ausreckenden  wirtschaftlichen  und 
staatlichen  Kräfte  der  Nation  den  Weg  weist 

Den  Productivkräften  und  ihren  gewaltigen  Neuschöpfungen  steht  der  Mensch 
nach  Marx  eigentlich  fremd  gegenüber.  Er  bleibt  vielfach  ganz  befangen  in  den  vor- 
gefundenen und  veralteten  Verhältnissen.    »Die  Tradition  aller  toten  Geschlechter«, 
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sagt  einmal  Marx  in  seinem  iS.  Brumaire  des  Lomis  Bonaparte,  >lastet  wir  ein  Alp 
auf  dem  Gehirne  der  Ld)endcn.  Und  wenn  sie  damit  beschäftigt  scheinen,  sich  und 
die  Dinge  umzuwälzen,  noch  nicht  Dagewesenes  zu  schafTcn,  gerade  in  solchen 
Epochen  revolutionärer  Krisen  beschwören  sie  ängstlich  die  Geister  der  Vergangen- 
heit zu  ihrem  Dienste  herauf,  entlehnen  ihnen  Namen,  Schlachtparole,  Costüm,  um 
in  dieser  altchrwfirdigen  Verkleidung  und  mit  dieser  erborgten  Sprache  die  neue 
Weltgeschichtsscene  aufzuführen.« 

Die  Productionsverhältnisse  sind  nach  Marx  von  dem  Willen,  y<m  dem  bewussten 
Handeln  der  Menschen  unabhängig.  Die  ungeregelten,  sich  mit  den  Naturkräften 
verbindenden  psychisch-ökonomi£>chcn  Polenzen  wälzen  die  Productionsverhältnisse 
ständig  um.  Diese  Umwälzungen  kann  der  Mensch  naturwissensdiaftlich  treu  oon- 
statieren.  Die  Mensehen  bilden  sich  jedoch  mancheriei  irrige,  von  den  wirklichen 
Verhältnissen  abweichende  \'orstellungen.  Die  GeschehrtSsse  einer  Umwälzungs- 
periode sind  nach  den  talsächlichen  Änderungen  zu  beurteilen  und  nicht  nach  den 
bewussten  Vorstellungen,  die  sich  die  Metischcn  iiber  diese  Geschehnisse  gebildet 
haben.  Die  juristischen,  politischen  und  religiösen  Formen,  unter  denen  sich  die 
Mensdien  der  materiellen  Umwälzungen  bewusst  werden,  brauchen  sich  nidit  mit 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  zu  decken.  Ja  die  Menschen  fechten  gesellschaft- 
liche Conflicte  unter  dem  starken  Eintluss  blendender  politischer  und  religiöser 
Illusionen  aus.  Die  Gladiatoren  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Frankreich  fanden 
nach  Marx  in  den  dassisdi-strengcn  Überlieferungen  der  romisdten  Rqmblik  die 
Ideale  und  die  Kunstformen,  die  Selbsttäuschungen,  deren  sie  bedurften,  um  den 
bürgerlich  beschränkten  Inhalt  ihrer  Kämpfe  sich  selbst  zu  verbergen  und  ihre 
Leidenschaft  auf  dir  Hoho  der  grossen  geschichtlichen  Tragödie  zu  halten.  Und 
diese  Selbsttäuschungen  der  Kämpfer  der  grossen  französischen  Revolution  schienen 
eine  geschichtliche  Notwei^gkeit  su  sein.  »Unheroisch,  wie  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft ist,  hat  sie  doch  des  Hooismus  bedurft,  der  Aufo|>ferung,  des  Schreckens, 
des  Bürgerkriegs,  um  sich  auf  die  Welt  zu  setzen.«  Aus  irrigen  Vorstellungen 
über  die  Wirkücliktit  heraus  können  sich  die  Menschen  wohl  Aufgaben  stellen,  die 
sie  nicht  lösen  können.  Die  Bedingungen  für  die  Lösung  dieser  Aufgaben  können 
sich  noch  in  einem  sdir  unentwickelten,  in  einem  ersten  Keimzustande  befinden. 
Marx  spricht  selbst  einmal  von  der  Februarrevolution  als  von  einer  Überrumpelung, 
einer  Tberraschung  der  alten  Gesellschaft.  Die  französische  Gesellschaft  musste 
daher  während  der  Jahre  184'^  bis  1851  erst  die  Studien  und  Erfahrungen  nachholen, 
die  bei  regelmässiger  Entwickelung  hätten  der  Februarrevolution  vorhergehen 
müssen,  sollte  sie  eben  mehr  als  dne  blosse  Erschütterung  der  Oberfläche  stein. 
Täuschut^ren  über  die  Reife  bestimmter  Productiqnsverhältnisse  für  die  Losung 
grosser  socialer  Aufgaben  stelvcn  daher  auf  der  Tageso|^dnimg,  solange  nicht  den 
Productivkräften  durch  die  Gesellschaft  Zügel  und  Zaum  angelegt  ist.  Der  Einfluss 
des  bewussten,  die  Bewegung  der  wirtschaftenden  Gesellschaft  regelnden  Elements 
ist  eben  noch  ein  äusaerat  begrenzter.  Diesem  Gedanken  kann  sich  Lamprecht  auch 
dann  und  wann  nicht  entziehen.  Doch  nirgends  prägt  er  ihn  oonsequent  wie  Marx 
jo  seinen  historischen  Schriften  aus. 

In  den  Organen  der  Production  lebt  erst  nach  und  nach  ein  bewusst  handelnder 
Gesamtwillen  auf.  Es  cnt.stehcn  allmählich  umfassende  (>kononiischc.  politische  und 
sociale  Organisationen  der  Gesellschaft.  Der  Gesellschaft  kommt  mit  den  Fort- 
schritten der  Wissensdiaften  die  Gcsetzmässtg^t  ihrer  eigenen  Erscheinungen  zum 
Bewusstscuu  Es  ist  sehr  charakteristisch,  dass  das  ungeheuer  cntwidcelte  moderne 
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Leben  der  wirtscliaftlichcn  und  socialen  Körperschaften  und  GenoBscnschaften  für 
dnen  Augenblick  eiiicii  Einklang  zwischen  den  sonst  so  differierendeil  Ideengängen 
der  beiden  Historiker  Marx  und  Lampredit  schafft  Fast  am  Schlnss  seines  zweiten 

Bandes  Zur  Jiinsstcn  deutschen  Vergangenheit  Insst  K,  Lamprecht  einen  Gedanken 
ausklingtn,  der  ebenfalls  in  den  historischen  Arbeiten  von  Karl  Marx  stehen  könnte: 
»Gering  und  unbedeutend  nur  ist,  was  Menschen  und  selbst  grösste  Staatsniänner 
bewusst  vermögen  gegenüber  jenem  elementaren  and  unbewussten  Handdn  der 
Massen,  das  sich  in  dem  allgemeinen  Verlaufe  des  Wirschafts-  and  Gesellschafts- 
lebens emporringt« 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

MAX  SCHIPPEL  •  ÜBER  DEN  BRÜSSELER  FREI- 
HANDELSCONGRESS  VON  1847  UND  DIE  MARX- 
SCHE  REDE 

Wer  sich  mit  der  bekannten,  viekitierten  Marxschen  Frcihandelsrcde  be- 
schäftigt, stösst  gleich  bdm  ersten  Zusehen  auf  eine  Reihe  redit  ärger- 
licher Widersprüche  der  Herausgeber.  Einige  tatsächliche  Feststellungen,  die 
ich  kürzlich,  in  Zusammenhang  m\i  anderen  Darlegungen,  machen  muSSte, 

werden  deshalb  manchem  willkoinnicn  sein. 

XXX 
W  a  n  II  ist  die  M  a  r  x  s  c  h  e  Rede  überhaupt  e  n  1  s  t  a  n  d  c  n  ?  Die 
Beantwortung  dieser  Frage  scheint  überaus  einfach,  aber  gerade  darüber  laufen 
die  Mitteilungen  vollkommen  auseinander.  Die  unvereinbarsten  Angaben 
gehen  sogar  von  einer  und  derselben  Stelle  und  Quelle  aus. 

So  wurde  die  Rede  zunächst  1885,  unter  Mitwirkunpf  von  Friedrich 
Engels,  von  neuem  herausgegeben.*)  Wir  schlagen  da  auf  Seite  III  das 
Inhaltsverzeichnis  auf  und  finden  als  Anhang  II :  Rede  über  die  Frage  des  Frei^ 
handels,  gehalten  am  9.  Janu<ir  1S}9  in  der  deuiokratischen  Gesellschaft  cu 
Brüssel  .  .  .  Also,  wohlgenierkt,  1849.  Dann  folgt  ein  Vorwort  von  Engels, 
das  am  Schlüsse,  auf  Seite  XXV,  folgenden  Hinweis  bringt:  »Als  Ergänzung 
sind  in  dieser  Ausgabe  noch  zugefügt:  ....  2.  eine  Übersetzung  der  Brüsseler 
Rede  /184  7/  von  Marx  ülier  Freihandel,  die  derselben  Entwickelnngsperio<lc 
des  Verfassers  angehört,  wie  die  Miseie.€  Also,  wohlgenierkt,  1847.  Hinten, 
auf  den  Seiten  188  bis  20g.  steht  dann  die  Rede  selber,  und  zwar  abermals  mit 
dem  Datum  1849.  Die  gleiche  Zeitangabe  1849  wiederholt  sich  darauf  ohne 
weiteres  in  der,  1891  herausgegebenen,  Grillenbergerschen  Bibliotltek  poli- 
tischer Reden,  wo  im  L  Bande  Bruchstücke  aufgenommen  sind  aus  Karl  Mar^ 
Rede  über  die  Frage  des  Freihandels,  gehalten  am  9.  Januar  1849 
Brüssel. 

Doch  auch  noch  andere  Zeitbestimmungen  finden  wir  bei  Engels,  sowohl 
früher  wie  später.  »Die  meisten  im  Druck  erschienenen  Biographiecn  von 
Marx«,  urteilt  Engels  im  Hatidn'örterbuch  der  Sti:ats-.vissettsehaften,€  wimmeln 
von  Irrtümern.  Authentisch  ist  nur  die  im  Brackeschen  VolkskalcnJer  für 
1878  in  Braunschweig  erschienene  (von  Engels).«')    Schön,  suchen  wir  an 

«>  In  Karl  Marx:  Das  RI$Hd  der  Pfc<te$o;'/.u-  /Stuttgart  18S5',  als  Anhang  TT:  Rede  Über  die  frage 
des  FrcihanJels  (pat;.  188  £), 

^)  *^<^°  Artikel  Marx  im  llanänörttfbuih  der  ütaaUn'issenschajten,  1.  Autl.  /jCQa  i</w;,  V,  Ud. 
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dieser  irrtumsfreien  Quelle  die  Lösung  der  entstandenen  Zweifel  —  wobei  ich 
«Uerdings  dem  tidierfidi  atiKmsicrten  und  hier  fdüeriosen  Wiederabdruck  in 
Guido  Weiss'  Woge  vom  31.  August  1877  folge.  >Marx<.  erfahren  wir  da, 
»verlegte  seinen  Wohnsitz  nach  Brüssel  und  veröffentlichte  dort  in  franzö- 
sischer Sprache  1846  einen  Discours  sur  le  libre  echange  und  1847  Misere  de 
la  phUosofthie.t  So  hätten  wir  schon  drei  verschiedene  Jahreszahlen:  1849, 
1847,  1846.  Zum  (^berfluss  gesellt  sich,  nicht  minder  authentisch,  eine  vierte 
^fifer  hinzu;  1848,  nämlich  in  deip  erwähnten  Engelsschen  Beitrag  zum 
Handwortefhueh  der  Staaiswissensehaften:  »Anfang  1845  siedelte  Marx  nach 
Brüssel  über,  wohin  bald  darauf  auch  Engels  kam.  Hier  veröffentlichte  Marx 
Misere  de  la  Philosophie,  reponse  ä  la  Philosophie  de  la  misdre  de  M.  Proitdhon 
/Bruxelles  et  Paris  1847/,  ferner:  Discours  sur  La  question  du  libre  echange 
/Bruxdles  1848/.«*)  Die  Ziffer  1848  hatte  Engels  schon  vorher  bei  der  in 
Boston  erschienenen  americani^sch-englischLTi  'Ausgabe  der  Frcihandelsrede 
/1889/  festgehalten  —  er  hatte  sich  offenbar  mit  der  Zeit  von  ihrer  Richtigkeit 
fiberzeugt. 

Endlich  hat  Anfang  1901  H.  Sch.  (Hermann  Schlüter?)  in  der  New  Yorker 
Volkszeitung*)  auf  eine  ganz  überraschende,  mir  persönlich  damals  vollkommen 
neue  Lesart  hingewiesen.  £s  gibt  nach  Schlüter  und  seiner  Quelle  nämlich 
zwei  Freihandelsrcden  von  Marx,  und  sie  sind  —  die  eine  allerdings  nur  in 
verkürzter  Form  —  bereits  1848  in  deutscher  (1  b  e  r  s  c  f  z  ti  n  g  , 
und  zwar  in  Deutschland  selber  publiciert  worden.  Der  Titel  lautete  nach 
Schlüter  —  idi  sdber  habe  das  Schriftehen  bisher  nicht  entdecken  können, 
es  miuss  auch  Engels  ganz  aus  der  Erinnerung  entschwunden  oder  nie  bekannt 
geworden  sein  —  Zwei  Reden  über  die  Freihandels-  und  Schutzzoll  fragen  von 
Karl  Marx,  aus  dem  Fransösischen  übersetzt  und  mit  einem  Vorwort  und  <rr- 
läutemden  Anmerkungen  versehen.  Hamm  1848.  Gedruckt  in  der  SchiUsischen 
Buchdntckerei.  Als  (M>ersetzer  wird  Weydemeyer  bezeichnet,  dessen  Name 
manchem  Leser  aus  dem  i8.  Brutnaire  bekannt  sein  wird.  Komischerweise 
trägt  aodi  die  Weydemeyersche  Vonrede  threradta  ein  wenig  dazu  bei,  die 
Jahresziffem  in  Unordnung  zu  bringen.  Dem,  wie  gesagt,  1848  veröffentlichten 
Schriftchen  geht  nämlicli  die  Bemerkung  voraus: 

»Die  Schutzzoll-  und  FreihandelsfraAc  werden  gewiss  sehr  bald  wieder  Gegenstand 
der  Debatten  in  unseren  Nationalpartamenten  werden,  und  mit  ihnen  all  die  alten 

Redensarten  von  NntionnKvohlfahrt  und  Volksglück  wieder  zu  Tage  kommen.  Die- 
selben Fragen  hat  unser  erster  Natioiialokonom,  Karl  Marx,  im  vorigen  [ !]  Jahre 
zum  Gegenstand  einer  Rede  in  dem  Bnisseler  demokratischen  Verein 
gremacht;  eine  andere  Rede  hatte  er  für  den  ebenda  zusammengetretenen  öko- 
numistencongress  vorbereitet.  Beide  Reden  nehmen  das  Interesse  des 
Arbeiters,  des  Volkes  gegenüber  der  Bourgeoisie  wahr  und  stellen  die  eigennützigen 
Bestrebungen  dieser  in  ihrer  ganzen  Nacktheit  dar.  Ich  habe  dieselben  ins  Deutsche 
übertragen  und  glaube  durch  ihre  Mitteilung  dem  Publicum,  insbesondere  den  denio- 
kratisdien  tmd  Arbeitervereinen,  einen  Dienst  zu  erweisen.« 

Da  kamen  wir  also  wieder  auf  x  847  zurüdc  .  .  . 
XXX 

Der  einfachste  Ausweg  aus  diesem  kleinen  Labyrinth  bietet  sich  offenbar, 
wenn  wir  den  Brüsseler  ökonomi  stencongres  s  selber  zum 

Ausgangspunct  nehmen.  Ich  benutze  diese  Gelegenheit  gleich,  den  Congress 
nach  Entstehung  und  Verlauf  kurz  zu  kennzeichnen.  Ich  halte  mich  dabei  in 
erster  Linie  an  die  bekannten  Garnier-Guitlauminschen  volkswirtschaftlichen 
Jahresübersichten')  und  an  den  sehr  ausführlichen  Sitzungsbericht  im  Journal 
des  Economistes*) ;  ergänzend  ziehe  ich  die  Tübinger  Zeitschrift  heran,  deren 

9  VogL  ibid.,  pag.  joj. 

^  Ich  bis  U«M  ngnrimn  aaf  dit  Wiedergab«  in  dar  Mmm  ZtU,  tqoo-iqoi,  L  Bd.,  pag.  794  t, 
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Mitherausgeber,  Professor  Volz,  am  Congress  teilnahm*),  den  Economist,  für 
den  Wilscm  in  Brüssel  weilte,  und  endlidi  die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung 
und  die  Bremer  Zeitung  für  PoUdk.  HandH  und  Literatur.  Auf  einige  Be- 
merktinprcn  in  Dr.  Otto  Wolffs  Lebensskizze  von  John  Prince-Smith  habe  ich 
schon  früher  liingewicsen**). 

Der  Congress  tagte  1847,  und  zwar  vom  i6.bis  18.  September. 
Die  Anregimg  war  ausgegangen  vom  Sccretair  der  belgisch:n  Freihandels- 
association  Lehardy  de  Bcaulieu.  Alle  Völker  waren  eingeladen,  weil  überall 
der  Freihandel  die  Arbeit  von  Fesseln  befreien  und  die  Losimg  fa&i  aller  wirt- 
schaftlichen Probleme  beschleunigen  werde. 

Nach  G  a  r  n  i  e  r  s  Jahresrundschau  war  der  Erfolg  ein  ausserordentlicher. 
»Der  Widerhall  in  ganz  Europa  war  gross.  Man  zäUUc  174  anwesende  Teil- 
nehmer, alles  Geldirte,  Industrielle,  Staatsmänner,  Verwaltungsbcamte,  die 
meisten  von  hohem  gesellschaftlichen  Ansehen.«  Auch  eine  lange  Liste  der 
beteiligten  Vereine,  Universitäten,  Parlamente,  Handelskammern,  Zeitungen 
ist  im  Annuare  angeführt.  »Man  sah  Russen,  Polen,  Moldauer  [Rumänen] 
und  sogar  Bürger  der  Vereinigten  Staaten.c  Den  \'orsitz  fiihrte  Charles  de 
Brouckere,  früher  Kriegs-  und  Finanzniinister  Belgiens;  weiter  sassen  im 
Präsidiuni  Graf  Plarcourt-Paris,  Oberst  Thompson,  eine  Grösse  der  englischen 
Antikomzollliga,  Dr.  Carl  Asher>Hambui^.  Die  Stadt  hatte  den  schonen 
gothischcn  Saal  des  Rathauses  zur  \'erfügung  gestellt.  »Die  drei  Sitzungen, 
deren  jede  über  sechs  Stunden  dauerte,  von  früh  elf  Uhr  ab,  verliefen  sehr 
glänzend  und  lebhaft-?  —  nach  Garnier  nämlich. 

Indes  hören  wir  gleichzeitig  ganz  andere  Urteile.  Die  Augsbuijer  Allge- 
tnciiic  Zeitung,  damals  wohl  das  beachtetste  deutsche  Blatt,  aber  eng  mit  der 
süddeutschen  Schutzzollbewegung  verbunden,  druckt  ani  26.  September  eine 
giftige  Notiz  des  Mannheimer  Journals,  datiert  Aachen,  20.  September,  nach: 
»In  Brüssel  sitid  in  diesem  .Augenblick  zwei  Congresse  versanunelt.  der  der 
Freihändler,  welche  Europa  zu  gunsten  der  grossen  englischen  Capitalisten 
vollends  auspumpen  wollen,  und  der  der  Pönitenzreformer,  welche  das  hungernde 
\  olk  sodann  zu  seiner  Besserung  in  einsamen  2^11en  einzumauern  vorschlagen. 
Iti  beiden  Versammlungen  ertönen  die  wundersamsten  Reden,  in  elassischem 
Französisch  vorgetragen  j  verschiedene  Nationen  haben  ihre  Vertreter  geschickt, 
besonders  die  Franzosen,  Engländer  und  Berliner,  auch  einige  Deutsche  werden 
genannt ;  so  finden  wir  bei  den  Toastausbringern  hei  dem  Freihandelsessen  im 
Saale  der  Philharmonischen  Gesellschaft  vom  26.  die  Namen  Rittinghausen 
und  Welcker.«")  Eine  eigene  Brüsseler  Correspondenz  der  Augsburgerin,  ein 
paar  Tage  darauf,  am  28.  September  1847,  »st  gleichfalls  in  höchstem  Masse 
abs|)rechend  gehalten  :  »Es  ist  in  der  Tat  unglaublich,  wie  eine  .\nzahl  Männer, 
unter  denen  es  doch  vielen  gar  nicht  an  Verstand  und  Kenntnissen  fehlt,  drei 
Tage  lang  sich  mit  solchen  hohlen  Phrasen  bewirten  Ironnten.  Man  hat  spot- 
tend bemerkt:  das  Mahl,  welches  den  Cnngress  schloss,  sei  noch  das  Solideste 
gewesen,  was  er  zu  stände  gebracht.c  im  grossen  und  ganzen  sei  alles  »ein 
Gewebe  von  Gemeinplätzen  und  Widersprüchenc  gewesen,  »welches  wahrhaft 
Mitleiden  einflösste  .  .  .  Die  Herren  Engländer  mussten  denn  doch  den  Cön- 

*)  Ver^l.  Annuairt  de  Fecononuc  politique  et  de  la  sialisliqtte  pour  184S  /Paris  pa^.  407-4ii. 

*)  V«igL  das  Journal  des  ^onomUUs,  1H47,  IL  Bd..  pag.  tb^-t^.  —  Et  enchieaen  separat  die  DUeütirs 
prmicmeh  4am$  k  emigfi$  des  «eoMHiAtt*  riunis  ä  BmxtUts  ffui»  iH(7/.  Auf  den  mir  ngiag^jd«! 
BibliodidMa  ww  dtetcc  Protokoll  nicht  vorluuideD,  viallekht  flUlt  ca  mit  den  Bericht  det  Jommti  4e$ 
KeoHonüttet  tosunmen.  Der  Verl»c  i«t  ctcii^hMlt  Guillamnin  tc  Co.  Ja  Pari». 

r)  Das  Kcfrrat  von  Volz  in  dei  Zeilschrirl  für  die  gesamte  Staat$$ri$tttuekafi,  1847,  peg>  755*794»  ^ 

•ehr  ausführlich,  aber  mit  viel  ül>orflcls>.ii;ern  ISallast  l>clailcn 

»)  Verj;).  meine  Skizsen  aus  der  socialpolitischen  IJteiatitr  und  BemtglHUl  in  den  SocialistischeH 
idonaislußtn,  1901,  1.  Bd.,  pag.  xsv  —  fem«  mcixie  Grunäzüit  dtt  //«n^fcbpoMMk  ^BetUo  1903;,  pag.  347. 
f)  Dm  boielit  rid»  woU  «of  d«a  Coagraee  der  Oeltofaiwefemer. 
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gre^s  für  gfar  zu  einfältig  halten,  wenn  sie  glaubten,  dass  man  den  Fuchs  im 
Schafspelz  nicht  sehen  werde  .  .  .  Was  an  diesem  Congress  wahrhaft  empören 
muss,  das  ist  die  Borniertheit,  mit  der  manche  über  die  wichtigsten  Fragen 
sich  aussprachen.«  —  Das  klingt  schon  wesentlich  anders,  als  bei  Garnier  und 
im  Journal  des  Economistcs.  Aber  auch  der  Londoner  Economist  betvandelt 
das  grosse  Ereignis  recht  ruhig  und  nüchtern,  wie  überhaupt  die  Engländer  in 
Brüssel  mehr  die  geschulten  Politiker  gegenüber  den  überwiegenden  ver- 
schwommenen Schönrednern  der  Theorie  darstellten.  Und  ein  einflussreiches 
Organ  unsrer  Hansestädte,  die  Bremer  Zeitung,  gewinnt  am  2.  October  1847 
den  Congressdebatten  gleichfalls  keinen  Geschmack  ab:  »Der  Congress  der 
Ökonomisten  brachte  uns.  aufrichtig  gesagt,  wenig  Neoes;  die  Männer  waren 
weit  interessanter,  als  ihre  Reden.« 

Man  kann  sich  danach  ungefähr  denken,  welche  Anerkennung  die  revolu- 
tionäre Deutsche  Brüsseler  Zeitung  den  Vorgängen  widmet    Sie  entfesseln  • 
hier,  in  einem  .\rtikel  Der  ökonomische  Congress  der  Nummer  vom  23.  Sep- 
tember, eine  wahre  Flut  von  giftigen  Bemerkungen,  deren  Urheber  offenbar 
niemand  anders,  als  Karl  Marx  sdber,  ist^*) : 

»Bekanntlich  gibt  es  hier  einige  Advocnton,  Beamte,  .^rzte.  Rentiers,  Kauf- 
leutc  u.  s.  w..  die  unter  dem  Vorwande  einer  Association  pour  le  libre  echange  (<k 
l'instar  de  Paris)  sich  wechselseitigen  Unterricht  in  den  Elementen  der  politischen 
Ökonomie  geben.  Diese  Herren  haben  in  den  lct7tcn  drei  Tagen  voriger  Woche  in 
Seligkeit  geschwommen.  Sie  hielten  ihren  grossen  Congress  der  gr<>s^teii  Ökonomen 
aller  Ländüer  ab,  sie  RCnossen  die  unaussprechliche  Wollust,  die  Wahrheiten  der  Öko- 
nomie nicht  mehr  aus  dem  Munde  eines  Herrn  Jules  Bartels,  Lchardy  de  Bcaulieu, 
Faider  oder  Fader  und  sonstiger  unbekannter  Grössen,  nein,  aus  dem  Munde  der 
ersten  Meister  der  Wissenschaft  vorgetragen  ZU  hören.  Sie  waren  beglückt,  eÄ- 
ziickt.  beseligt,  in  den  dritten  Himmel  erhoben  .... 

Wir  wohnten  dem  Congress  bei.  Wir  hatten  von  vornherein-  keinen  besonderen 
Respect  vor  diesen  Meistern  der  Wissenschaft,  deren  Hauptwissenschaft  darin  be- 
steht, dass  sie  emander  und  sich  selbst  fortwährend  mit  der  grössten  Seelenjruhe 
widersprechen.  Aber  wir  gestehen,  dieser  Congress  hat  uns  auch  das  letzte  Restchen 
von  Respect  geraubt,  das  wir  etwa  noch  vor  denen  haben  konnten,  deren  Schriften 
und  Reden  uns  weniger  bekannt  geworden  waren.  Wir  gestehen,  wir  waren  er- 
staunt, solche  Plattheiten  und  Fadheiten,  solche  weltbekannten  Trivialitäten  hören  zu 
müssen.  Wir  gestehen,  wir  hatten  nicht  erwartet,  dass  die  Herren  der  Wissenschaft 
uns  nichts  Besseres  zu  sagen  wussten.  als  jene  Anfangsgründe  der  Cikonomie,  die 
für  Kinder  von  7  bis  8  Jahren  allerdings  neu  sein  durften,  aber  bei  erwachsicnen 
I..cutcn,  und  namentlich  Mitgliedern  von  .Associationen  pour  le  librc  ccha>ifft\  doch 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden  müssen.  Indessen  die  Herren  haben  ihr  I'ul)licuni 
besser  gekannt,  wie  wir.< 

Am  höchsten  stellt  Marx  die  englischen  Vertreter:  sie  hätten  mit  der  Be- 
stimmtheit der  Interessenten  gesprochen,  denen  die  Eröffnung  der  continentalen 
Märkte  am  Herzen  lag.  Die  anwesenden  Franzosen  werden  als  reine  Ideo- 
logen bezeichnet,  die  Holländer  als  langweilig,  die  Belgier  »erhoben  sich  nie 
über  ihre  nationale  Industrie,  die  Contrefa^on  Ldie  unlautere  NachäfifungJ  .  .  . 
Endlich  4it  Dentsdien  bildeten,  mit  Ausnahme  Weerths,  der  aber  mehr  al« 
Engländer  denn  als  Deutscher  auftrat,  die  partie  hontcuse  des  ganzen  Con- 
gresses.  Ihnen  würde  die  Palme  gebühren,  wenn  nicht  schliesslich  ein  Belgier 
sie  seiner  Nation  errungen  hätte.«  Die  Redner  des  ersten  Tages  —  die  ver- 
sprochene Fortführung  des  Berichtes  auch  für  den  zweiten  und  dritten  Tag 
ist  in  der  Deutschen  Brüsseler  Zeitung  nicht  zu  finden  —  worden  dann  mehr 
in  Caricaturen  als  in  Charakteristiken  vorgeführt.  Wir  stechen  aus  dem  ge- 
pfefferten Ragout  einige  Kostproben  heraus: 

>^  Anch  Mehring  hitt  du  flir  mnrtiMietm  (vwgL  Ami  dtm  UleruHsektn  MtrMn»  sm  JbrI  Marx, 
Friedrich  Enget»  mmd  Ptrdinand  Lottatk,  II.  Bd.  /Stutt^'art  kx»/,  pag.  ^si)  .  er  tmtuUnt  dort  mit 
Recht  dca  Abdnck  dietat  nidt  gmd«  erhebenden  nnd  erheblichen  GeistesproducU. 
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»Wolowski,  Professor  m  Paris:  ein  süffisanter,  schönrednerischer,  oberfläch- 
licher, französierter  polnischer  Jude,  der  die  schlechten  Eig^enschaften  aller  drd 
Nationen  ohne  die  guten  in  sich  zu  vereinigen  gewusst  hat.  [Bei  Vo  1  z ,  der  als  ge> 
mässigter  Protectionist  durchaus  kein  Bewunderer  der  Congresszierdcn  war,  heisst 
CS  (lagepin  von  Woluwski  •  <ein  blendender  Redner  .  ,  ,  selbst  ;iUe  Freunde  waren 
überrascht  durch  die  Kraft  und  das  Feuer  des,  auch  äusserlich  auf  das  vorteilhafteste 
begabten,  im  schönsten  Lebensalter  bifihendcn  Mannes«.] 

B  1  a  n  ([  ti  i  .  .  .  Verfasser  einer  elenden  Gescliichtc  der  Ökonomie  und  anderer 
schlechten  Werke  ...  ein  wohlgenährter,  zugeknöpfter  Mann,  mit  einem  Gesicht,  in 
dem  erheuchelte  Strenge.  Salbung  und  Philanthropie  sidi  widerlich  misdien. 

Dr.  B  o  w  r  i  n  K  .  radicales  Parlamentsmitglied  und  Erbe  der  Weisheit  Benthams, 
dessen  Gerippe  er  besitzt.  £r  ist  selbst  dne  Art  Bentbamsches  Knochengerüst  .  .  . 
trat  als  echter  Bourgeois  auf  .  .  .  unterstützte  den  Effect  seiner  Worte  durch  die 
heftigsten  und  possierlichsten  Gesticulationen.  die  wir  je  gesehen  zu  haben  uns 
erinnern.  [Bei  Volz:  «eine  treffliche,  gewinnende  Persönlichkeit,  ein  vollendeter 
männlicher  Debatter«.] 

Ewart.  Parlamentsmitglied  .  .  .  mit  den  plattesten  und  abgenutztesten  Redens- 
arten der  Antikomgesetzliga,  wie  sie  in  England  fast  jeder  Strassenjunge  längst 
aaswendig  weiss. 

D  u  n  o  y  e  r  .  Staatsrat  in  Paris  ...  ein  wohlgenährter  wniru  mit  kahlon  Sdiadel 

imd  rotem  vorwärlsgctriebenen  Hundsgesicht.« 

Gnade  finden  allenfalls :  Herr  Duchateau  aus  Valcnciennes,  der  eine  Ver- 
treter dts  Schutzzoll,  »unbedingt  der  beste  Redner  des  Tages«,  dem  fibrigens 
fast  alle  unsere  Quellen  ausserordentliche  Anerkennuncf  zollen  —  femer 
W e e r t h  und  Rittinghausen,  der  zweite  SchutzzoUrcdncr,  letzterer 
jedoch  schon  unter  überwiegender  Herunterpatsung.  Die  Urteile  der  Deutschen 
Brüsseler  Zeitung  über  Weerths  und  Rittinghausens  Beteiligung  an  den  De- 
batten seien  im  Worlaut  mitgeteilt  —  der  zweite  Passus,  aus  der  Nummer  vom 
30.  September,  dürfte  jedoch  kaum  von  Marx  herrühren  — : 

«Herr  Rittinghausen  ans  C^ln,  der  Vertreter  des  deutschen  Vaterlandes,  las 

einen  uncndlicli  langweiligen  Aufsatz  zur  Verteidigung  des  Schutzsystems  vor.  Er 
trat  als  echter  Deutscher  auf.  Er  jammerte  mit  der  kläglichsten  Miene  von  der 
Welt  fiber  die  schlechte  Lage  Deutschlands,  über  seine  industrielle  Impotenz,  und 
flehte  die  Engländer  förmlich  an,  sie  möchten  doch  Deutschland  erlauben,  sich  gegen 
ihre  überlegene  Concurrenz  zu  schützen.  Wie,  sagte  er,  meine  Herren,  Sie  wollen 
uns  Handelsfreiheit  geben,  Sie  wollen,  dass  wir  frei  mit  allen  Nationen  concurrieren 
sollen,  wo  wir  noch  fast  überall  Zünfte  haben,  wo  wir  unter  uns  selbst  nicht  einmal 
frei  concurrieren  dürfen.« 

Kurze  Notiz  am  30.  September  unter  Belgien:  »Herr  G.  Weerth  hat  Deutsch- 
land doch  \vrni>^-.t<ii>  ttu.i-  vor  der  grossartigsteii  Blamage  gerettet.  Welche  trau- 
rigen Argumente,  welche  geringe  Kenntnis,  welche  gedrückte  Haltung  Itat  zum  Bei- 
spiel Herr  Rittinghausen  aus  C5ln.  der  einzige  [?]  Protectionist.  zum  besten 
gegeben!  Warum  hat  derselbe  nicht  kurzweg  lieber  eine  Rede  von  List  wiederholt? 
In  einer  solchen  ist  wenigstens  Schärfe.  Leben  und  Mut.  Und  Herr  .Asher.  der  sich 
als  Repräsentant  aus  Berlin  und  Hamburg  darstellte,  welche  kleinliche  Auffassung, 
wie  kümnuTliche  .-\ngaben,  welche  unselbständige  Haltung!  Wie  d^r  Mann  sich  das 
Wort  nehmen,  von  der  Tribüne  herabweisen  liess,  welche  deutsch-gebückte  Ängst- 
lichkeit und  Verlegenheit  1  Man  schämte  sidi  ordentlich,  das  Vaterland  also  re|»r&« 
sentiert  zu  sehen.«^*) 

n)  Mehring  bemerkt,  tUt»  die  kleine  Noüj  vom  30.  September,  -wenn  sie  nii  ht  von  Marx  sclbtt  huf 
rtlvSB  soUte,  jedenfalls  au  seiner  Nihe  kam«  (vergl.  ibid.,  pag.  378).  Er  fUgt  dann  hinzu:  »Rittiog- 
bnsens  Fehler  bestand  darin,  als  Sodalist  mit  bSigcrlich-ökonomischen  Argumenten  für  deutsche  Schuts- 
adUe  XU  Iciünpfen,  iwd  «ach  dicMr  G«iicfatap«oct  hiM  bmte  noch  sein«  entscheidende  Bedevtaag.  So  not- 
wendig es  ist,  dass  die  moderne  Aibeitarclasse  di«  bflrgorlidw  Haadaiapolltik'  mit  eMer  Aofaaöifcsunkoit 
verfolgt,  •io  darf  fie  doch  nur  praktisch  nach  ihren  priadpiell-reTolationirea  Interessen  in  sie  eingreifen 
nicht  aber  nach  den  Gesichtspuncten  bOrgerlicber  Schacheimachei.«  Ich  halse  niigends  einen  tatsftchlichea 
Aahalt  fSr  dioee  /wirtilumerliBag  m  fiiktaa  Tumocht 
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Meines  Erachtens  ist  ohne  Umschweife  zuzugestehen,  dass  man,  von  den 
EngläiKierii  abgesdieii,  in  BxuMd  auf  der  eiiwn  Seite  über  sdione  Freig  Coh- 
mfT^iu-Reden  und  über  pathetische  Anklagen  gegen  den  Racker  Staat  nicht 

allzuviel  hinauskam,  ungefähr  in  der  Art,  wie  wir  sie  bei  unseren  deutschen 
Congressen  der  Volkswirte  aus  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  kennen  '~ 
und  dass  auf  der  anderen  Seite  Ritti nghausen  kaum  seiner  Aufgabe  ge- 
wachsen war.  Er  scheint  in  der  Tat  eine  Art  Schutzzollmetaphysik  vorge- 
tragen und,  in  den  Spuren  der  damals  so  bdiebten  geschichtsphilosophischen 
Oxistmctionen  wandelnd,  ringende  materieHe  Interessengegensätze  ds  einen 
\on  jdier  währenden  Kampf  der  Begriffe  vorgeführt  zu  haben.  Stoff  und 
Arbeit  mischen  sich  nach  ihm  in  den  \\'aren  in  ungleichem  Masse;  Stoff  und 
Arbeit  tauschen  sich  daher  auch, durch  den  iiandel  in  verschiedenem  Masse 
aus;  wer  ständig  relativ  mehr  Arbeit  an  das  Ausland  abgibt^  das  relativ  vid 
—  geronnene  würden  wir  heute  etwa  sagen  —  .Arbeit  in  seiner  Gegenleistung 
liefert,  der  verarmt  an  innerer  Kraft  und  hefert  seine  Bevölkerung  zunehmen- 
der Besdiäftigungslosigkeit  aus.  Halte  man  dagegen  den  Stoff  zurück  und 
mehre  man  diesen  köstlichen  Besitz  durch  Arbeit,  so  werde  endlich  das  indu> 
striellc  Gleichgewicht  unter  den  alten  Staaten  Europas,  der  proportionale  Aus- 
tausch unter  den  Völkern  hinsichtlich  der  beiden  Grund factoren,  zu  erreichen 
sein:  »Wenn  ein  Volk,  wie  die  Engländer,  die  anderen  Nationen  unterdrückt, 
indem  es  sich  den  Stoff  aneignet  und  nur  Arbeit  dagegen  gibt,  so  bewahrt  ihm 
der  Freihandel  als  passives  System  nicht  nur  diesen  unschätzbaren  Vorteil,  son- 
dern vermehrt  ihn  nodi  —  durum  Verurteilung  des  Freihandels.  Wenn  abier  im 
Gegenteil  ein  Volk  sich  in  die  umgekehrte  Lage  versetzt  hat,  wenn  es  den  Stoff 
verkauft,  um  die  Arbeit  anderer  zu  erhalten,  so  wird  der  Freihandel  diesen  er- 
drückenden Zustand  verewigen  und  ihn  immer  grässlicher  machen.«  Erst  gegen 
das  Ende  seiner  Rede  wurde  Rittinghausen  concreter ;  er  schilderte  die  englische 
Productionsüberlegenhcit  gegenüber  Deutschland  und  bekannte  sich  als  ge- 
mässigten Schutzzöllner  im  Sinne  Lists,  nicht  der  Prohibitionisten,  auch  Aus- 
fille  gegen  die  Selbstsucht  und  die  gewalttätige  RücksichtslosiglGeit  Englands 
schlössen  sich  an,  offenbar  ganz  in  der  damals  unter  Schutzzöllnom  üblichen 
Weise.  Ein  gjrosser  Nachteil  Rittinghausens  scheint  es  ferner  gewesen  zu  sein, 
dass  er,  angesichts  gewandter  Debatter  und  nach  zwei  vorangegangenen  ge- 
schickten Empfehlungen  des  Freihandels,  einfach  eine  zu  Hause  niedergeschrie- 
bene französische  Rede  ablas,  ohne  jede  nähere  Anpassung  an  die  Umgebung 
und  die  bereits  gefallenen  Äusserungen.  Er  konnte  froh  sein,  dass  er  in  der 
sidi  fort  spinnenden  Debatte  noch  ziemlich  glimpflich  wegkam.  Am  zweiten 
Tage  soll  dann  Rittinghausen  kurz  erwidert  haben:  dblige  Worte,  die  uns  nicht 
besonders  bemerkenswert  erscheinen  —  das  ist  alles,  was  das  Journal  des  £co- 
nomistes  darüber  bringt. 

Von  besonderem  Interesse  ist  für  tms  Socialistai  weiter,  dass  am  dritten 
Tage,  nach  Abschluss  der  mehr  theoretisch-prindpiellen  Auseinandersetz* 

«ngen  der  beiden  ersten  Tage,  speciell  die  Beziehungen  zwischen 
Freihandel  und  Arbeiterlos  besprochen  werden  sollten.  Leider 
bieten  die  Berichte  hier  sehr  wenig,  teils  weil  sie,  wie  nicht  selten,  mit  der 
Zeit  immer  gedrängter  werden,  teils  weil  die  Redner,  die  mehrfach  vorher 
noch  nicht  zum  Worte  gekommen  waren,  ruhig  wieder  in  die  allgemeine  Dis- 
cussion  zurückfielen.  Audi  bei  dieser  Arbeiteniebatte  wird  man  unwillkürlich 
an  die  Verhandlungen  erinnert,  wie  sie  später  unsere  deutschen  Volksvairte  über 
liberale  Gewerbefreiheit  und  Arbeiterinteressen  zu  pflegen  liebten. 

Einzig  beachtenswert  scheint  uns  als  Parteigenossen  heute  das  Eingreifen 
Weerths  —  nigociant  ä  BruxeUes  nennt  ihn  die  Teilnehmerliste.  Weerth 
beldagte  sich  «mächst  über  das  Fehlen  von  Arbeiterdelegierten.  Er  sei  Frei* 
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händicr  und  gebe  keinen  Pfifferling^  um  den  Protectionismus.  Aber  wenn  der 
Freihandel  auch  die  Production  steigere  und  daher  zunächst  der  Nachfrage 
nach  Arbeit  und  der  Lohnhöhe  zu  gute  komme,  so  könne  das  unter  den  heutigen 
iZuständen  nicht  lange  andauern,  der  Wettbewerb  unter  den  Capitalisten. 
die  H\inijfcrconcurrenz  unter  den  Arbeitern  werde  die  alte  Arbeilernot  wieder 
zurück  tulncn. 

»Der  Redner  kritisiert  das  Verhalten  der  Bourgeoisie  Frankreichs  jEegen  die  Ar« 
beiter  und  Belgiens  nach  1S30:  er  aii>'-ert.  die  \'erz\veiflung  könne  eines  Tages  die 
Arbeiter  furchtbarer  erscheinen  lassen,  als  die  Kosaken;  und  er  fordert  die  einfluss- 
reichen Mitglieder  des  Congres^es  auf  zur  Ergreifung  von  Massnahmen,  um  nach 

Verwirklichung  des  Freihandels  drss  Glück  der  arbeitenden  Classcn  zu  verbürgen.t 

So  das  Journal  des  Economistcs.  Nach  dem  Londoner  Economist  biezeich- 
ncie  sich  Wecrth  als  Sprecher  für  die  englischen  Arbeiter,^=')  deren  Miss- 
achtung durch  die  Ca[Ntalistcn  und  deren  Elend  und  Wohnungsgreucl  er  aus 
eii^ener  Erfahrunjj  kenne.  Frankreich  sei  durch  Pairs  vertreten.  England  durch 
liourgeois,  wo  bleibe  der  Arbeiter?  Wccrths  Angriff  zog  dann  eine  ganze 
Kette  von  Verwahrungen  und  Protesten  nach  sich,  die  frnlich  heute  ohne  jedes 
besondere  Interesse  sind.  Der  gleich  nach  Wecrth  das  Wort  er<:;Tei fendc  Dr. 
Bowring  brachte  dabei  jene  Ziffern  für  die  Einfuhr-  und  Consumsteigerung 
unter  dem  englischen  Freihandel  vor,  die  Marx  später  in  seiner  Schrift  ver> 
spottete.^*) 

XXX 
Für  diesen  dritten  Tag  ist  nun  auch  Marx  selber  mit  Redeplänen 
schwanger  gegangen  —  Marx,  komme  de  lettres,  ä  Bruxelles,  lesen  wir  in  der 

Congressliste.  Nähere  Andeutungen  finden  wir  jedoch  nur  in  dem  Artikel 
Schlüters,  der  folgende  Stelle  aus  der  Vorrede  VVeydemeyers,  respective  aus 
»einem  belgischen  Journale  wiedeihoit: 

>Der  folgende  Artikel  geht  von  Herrn  Karl  Marx  aus.  dessen  revolutionäre  Energie 
nnd  wissenschaftliche  Tiefe  unsere  Leser  schon  in  den  von  uns  mitgeteilten  Aus- 
zügen seines  vortretflichen  Werkes  Mist're  de  Ui  Philosophie  zu  bewundern  Gelegen- 
heit hatten.  Herr  Marx  hatte  in  der  dritten  Sitzimg  der  ökonomistenversammlunff 
ums  Wort  gebeten,  was  ihm  jedoch  unter  dem  Verwand,  dass  die  Zahl  der 
bereits  eingeschriebenen  Redner  so  gross  sei,  verweigert  wurde.  Er  übergab 
deshalb  sowohl  dem  Comite  jener  Versammlung,  wie  einigen  Journalen,  zu  denen 
zu  gehören  wir  uns  Glück  wünschen,  eine  Note,  welche  das  Resume 
seiner  beabsichtigten  Rede  enthielt.  Unsere  Leser  werden  sich  mit 
uns  liher  das  Glück  freuen,  welches  un-erem  Jiuirnal  dadurch  widerfaliren.  sobald  sie 
jenen  Artikel  gelesen  habai ;  aber  sie  werden  auch  mit  uns  erstaunen,  dass  die 
anderen  Journale,  denen  er  übersandt  war,  so  wenig  Einsicht  vnd  Gerechtigkeitsliebe 
ballen,  das«  sie  denselben  in  ihren  Cartons  hegruhen.  Gewiss  hal)en  sie  sich  gesagt, 
dass  neben  einem  sulchcn  Artikel  die  Ergiessungen  ihrer  gewöhnlichen  —  und  möge 
man  uns  ein  Worispici  gestatten,  ihrer  sehr  gewöhnlichen  —  Redacteure  dem  Publicum 
noch  unerträglicher,  als  gewöhnlich,  erscheinen  mochten.  Wir  für  unser  Teil  sagen 
indes  der  Bourgoi.spressc  unseren  verbindlichsten  Dank  dafür,  dass  sie  uns  die  Ver- 
öffentlichung dieses  Artikels  überlassen  haLc 

Diese  Darlegung  niuss  wohl  so  verstanden  werden**)  :  Die  bekannte,  heute 
SO  vielcitierte  Rede  Marx'  sollte  in  ihrem  wesentlichen  Gedankengange  auf 
dem  ökonomistencongress  vorgetragen  werden  —  was  natürlich  nicht  aus- 
schliesst.  dass  bis  zum  späteren  Vortrag  im  Briisseler  demokratischen  Verein, 
nach  \'erlauf  eines  reichlichen  \'icrteljahres.  wesentliche  Ergänzungen  und 
Änderungen  vorgcnoininen  wurden.  Was  Weydemeyer  eine  zweite  Rede 
nennt,  ist  »die  Note ...  das  R  e  s  u  m  e«  für  das  Cbngresscomite  und  die  Zei* 

U)  Vergl.  obta  da  Bericht  von  Man. 
>*)  VergL  p«g.  147  der  genannten  Schrift. 

*f)  Gaax  ohne  Vennotnagea  kommt  mm  leider  nndi  Mch  der  Uitteilung  Schlttter«  alcbt  nne. 
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tungen,  allcnlinijs  mit  einer  später  ausgeschalteten  besonderen 
Kritik  des  Protectionismus  und  der  Schutzzollparteien,  eine  Kritik,  die  allein 
auch  Wcydemeyer  —  respectivc  Schlüter  —  wiedergibt. 

Unbekannt  ist  meines  Wissens  bis  heute  die  belgische  Zeitung  geblieben,  welche 
das  Rcsuine  Itrachtc.  Die  Deutsche  Brüsseler  Zeitiitig  ist  es,  soviel  ich  sehe,  nicht. 
Wahrschciiilicli  iiandelt  es  sich  um  ein  in  französischer  Sprache  erschienenes  Blatt 
—  worauf  auch  der  von  Weydemeyer  gewählte  Titel  (Zwei  Reden . . .  aus  dem 
Französischen  übersetzt)  hindeutet. 

Wenn  Marx  alsdann  seine,  schon  im  September  1847  für  den  Okonomisten- 
congress  geplante  Rede  wirklich  im  Januar  im  Brüsseler  demcrfcratischen  Ver- 
ein hielt,  so  ist  die  JahreszifTer  nunmehr  leicht  zu  bestimmen:  Engels  hatte 
recht,  wenn  er  zuletzt  bei  der  Angabe  1848  blieb. 
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or  einigen  Monaten  hat  Genosse  Richard  Calwer  in  dieser  Zeitschrift^) 


▼  eine  Lanze  gegen  die  Auffassung  eingelegt,  die  im  Umsidigreifen  der 
Agitation  für  die  Herstellung  eines  britischen,  England  und  seine  Coloniecn 
umfassenden  Rcichszollvercins  eine  Foljjewirkung  des  neuen  deutschen  Zoll- 
tarifs erblickt.  In  Verbiiulung  damit  bekämpft  CaKver  auch  die  Auffassung 
derjenigen,  die  in  der  Agitation  bloss  das  Werk  einzelner  bcdcutciuler  Per.- 
sönlichkeiten,  vor  allem  J.  Chamberlains  sehen.  Die  Chaniberlainsche  Agi- 
tation, führt  er  aus,  sei  vielmehr  der  beste  Beweis  dafür,  »dass  die  sinzelne 
Persönlichkeit  erst  dann  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  zu  entfalten  vermag,  wenn 
die  Verhältnisse  die  Durchführung  einer  Idee  gebieterisch  verlangen«. 

Es  ist  selbstverständlich  nicht  dieser  letztere  Satz,  der  mich  veranlasst,  heute 
auf  den  Artikel  Calwers  zurückzukommen.  In  der  Hauptsache  unterschreibe 
auch  ich  ihn,  wenn  ich  ihm  auch  eine  weniger  schroff  fatalistische  Form  geben 
würde.  Ohne  bestimmte,  sie  in  der  einen  oder  anderen  Weise  unterstützende 
oder  bedingende  Verhältnisse  wird  keine  Agitation  Erfolg  haben,  ob  sie  auch 
der  bedeutendste  Agitator  leite.  Aber  was  sind  dies  im  vorliegenden  Fall  für 
Verhältnisse?  Hier  scheint  mir  die  Calwersche  Auffassung  zugleich 
falsch  und  verderblich.  .Sie  sieht  die  bestimmenden  Factoren  nicht  in  der  Zoll- 
politik der  nichtenglischen  Welt,  sondern  im  industriellen  Aufschwung  der 
Hauptländer  Europas  und  Americas.  Die  Freihandelslehre  ist  nach  ihm  bis 
zu  demjenigen  Aup^enblick  der  angemessene  theoretische  Ausdruck  für  die 
englische  Handelspohtik  gewesen,  wo  die  industrielle  Überlegenheit  Englands 
von  Concurrenzländern  gefährdet  wurde.  Die  schutzzSIlnerischen  Unter- 
Strömungen  in  England  seien  nach  ihrer  Stärke  und  Dauer  »fast  ein  genauer 
Reflex  des  industriellen  Aufschwungs  Deutschlands  und  spater  der  Vereinigten 
Staaten«. 

Wenn  das  so  verstanden  werden  soll,  das«  schon  die  blosse  Zunahme  der 

industriellen  Leistung:sfähis^keit  Deutschlands  und  der  \'creinigtcn  Staaten 
genügt  hätten,  England  auf  die  Bahn  der  SchutzzöUnerei  zu  drängen  —  oder 
gar  das  Betreten  dieser  Bahn  »gebieterisch  zu  verlangen«,  so  muss  ich  dem  auf 
das  entschiedenste  entgegentreten.  Es  würde,  wenn  richtig,  zu  der  Folgerung 
nötigen,  dass  der  industrielle  Fortschritt  der  Welt  in  seinem  Verlauf  die  zoll- 


I)  Richard  Calwer:  Dtr  MHtck»  JMektaoBvtrHn  ia  den  SochUsthOe»  JUdeolsk«^  1904,  t  Bi^ 
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politische  Abschiiessung  der  einzelnen  Länder  zur  unabweisbaren  Folge  hätte. 
Aber  es  ist  meines  Erachtens  durdiaus  unriehtigf.   Idi  kann  im  GegensaU  su 

Calwer  durchaus  nicht  zugeben,  dass  die  Schutzzollagitation  in  England  es  zu 
irgend  welchem  nennenswerten  Umfang  gebracht  hätte,  wenn  nicht  die  Ver- 
einigten Staaten  und  die  grossen  Industriestaaten  des  Festlandes  von  Europa 
im  Laufe  des  letzten  Vierteljahrhunderts  Schutzzölle  über  Schutzzölle  ein- 
geführt hätten.  Ich  bleibe  vielmehr  dabei,  dass  fler  relative  Erfolg  der  Schutz- 
zollbewegting  in  England  in  der  Hauptsache  die  Kuckwirkung  dieser  Schutz- 
aollpraxis,  i  h  r  Reflex  ist,  nur  durch  sie  mit  dem  industriellen  Aufsdiwung 
jener  Länder  etwas  zu  tun  hat. 

Allerdings  lässt  sich  das  nicht  documentarisch  beweisen.  Niemand  kaim 
mit  mathematischer  Sicherheit  sagen,  was  geschehen  wäre,  wenn  die  bezeich- 
neten Länder  die  Wendung^  zum  verstärkten  Schutzzoll  unterlassen  hätten.  Aber 
die  Bewcislast  liegt  auch  gar  nicht  bei  denjenigen,  die  in  der  englischen  Schutz- 
zullbewegung  eine  Folge  jener  fortjgesetzten  Auftürmung  von  Schutzzoll" 
mauern  gegen  England  erblicken,  sondern  bei  denen,  die  etwa  behaupten  wollen, 
dass  sie  auch  ohne  sie  eingetreten  wäre.  Die  ersteren  haben  die  Tatsache  für 
pich,  dass  die  ersten  schüchternen  Regungen  zu  gunsten  einer  Abkehr  Engr 
lands  vom  rückhaltlosen  Freihandel,  die  sogenannte  Fair  Trorf^-Propaganda, 
—  wie  Calwer  selbst  betont  —  mit  dem  Jahre  1881  einsetzt,  als  unmittel- 
bare Folge  der  seit  1879  Deutschland,  Österreich  und  Frankreich  voll- 
zogenen Zollerhöhungen.  Ihr  Name  und  ihr  Programm  kennzeichnen  sie  als 
G^enagitation  gegen  die  festländische  Schntzzöllnerei.  Sie  will  gerechte  (fair) 
ITandelsbeziehungcn  mit  dem  Auslande  dadurch  erwirken,  dass  sie  vorschlägt, 
gegen  Schutzzollländer  Vergeltungszölle  einzuführen  —  eine  Idee,  die  von  den 
Freihändlern  als  versteckter  Schutzzoll  gebrandmarkt  und  von  der  grossen 
Mehrheit  des  Volkes  verworfen  wird. 

Wenn  Calwer  es  als  ein  Zeichen  für  den  wachsenden  Erfolg  dieser  .A.gitation 
bezeichnet,  dass  1892  Lord  Salisbury  »sie  richtig  für  die  künftige  Gestal- 
tung der  Handelspolitik  Englands  anerkennen  m  u  s  s  t  e  c,  so  ist  dem  die  Tat- 
sache entgegenzuhalten,  dass  nicht  eine  Volksbewegung  Salisbury  zum  Fair 
Trade  bekehrt,  sondern  dieser  im  Gq^teil  die  Fair  Trade-AptAtioa  von  An- 
fang an  begünstigt  hatte. 

>Der  Kern  der  Botschaft,  die  Lord  Salisbury  dem  Volk  von  Wales  und  durch  dessen 

VcrmittcUinp  dem  Volk  die-;cs  Landes  mitzuteilen  hat.  hc<;teht  darin,  dass.  wenn  man 
ihn  an  die  Regierung  bringt,  er  ihnen  eine  kraftvolle  auswärtige  Politik  und  eine 
schwächliche  Nachahmung  des  Schutzzolls  in  der  Verkleidung  bringen  wird,  die 
man  Fair  Tradr  nennt  .  .  .  Was  die  Aussichten  einer  Rückkehr  zum  SchiUzzoll  an- 
bctriflFt,  so  halte  ich  es  für  undenkbar,  dass  das.  landwirtschaftliche  Interesse  es  zu- 
lassen würde,  dass  die  Fabrikanten  geschützt  werden,  wahrend  die  Nahrungsmittel 
frei  bleiben,  und  für  ebenso  unwahrscheinlich  halte  ich  es.  dass  die  Arbeiterclassen 
dieses  Landes  jemals  wieder  sich  in  die  Leiden  und  das  Elend  fügen  werden,  die 
ihnen  behufs  AufrcchterhaUung  der  Renten  der  Grundherren  auferlegt  wurden.« 

So  Chambcrlain  am  28.  Mai  1885  im  Ix>ndoncr  Fii;hty-Clnb.  Vier  und  einen 
halben  Monat  vorher,  am  5.  Januar  1885,  hatte  er  in  einer  grossen  Rede  in 
Birmin^am  den  Arbeitern  zugerufen,  sich  nicht  durch  falsdie  Schl^worte 
vom  Verfolg  ihrer  wahren  Interessen  ablentoi  zu  lassen. 

•Die  EiRcntnnisbesitzcr.  diejaiicrtn.  die  am  gcgcnwärtigni  Stand  der  Dinge  inter- 
essiert sind,  die  Leute,  die  Privilegien  aufrechtzuerhalten  haben,  wurden  froh  sein, 
wenn  sie  euch  vr>ni  rcditen  Pfade  durch  den  Ruf  nadi  Fair  Tradt  ablenken  könnten, 

hinter  dem  ihr  V'erlangen  narh  Stlnit/zöllcn  steckt«  — 

hiess  es  da;  die  Schutzzölle  aber  würden  voraussichtlich  die  Wirkung  haben, 
die  Einkommen  der  grossen  Grundherren  zu  crliShen.  die  Profite  derjenigen 
Capitaüisten  ni  steigern,  die  so  glücklich  waren,  sidi  in  den  bestgeschützten 
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Industrieen  zu  etablieren,  die  Gesamtproduction  des  Landes  aber  zu  vermin- 
dern, die  Lohnsätze  herabsudrücken  und  die  Preise  aller  notwendig^  Lebens- 
mittel heraufzuschrauben : 

>GIaubt  mir,  nicht  in  dieser  Riclitung  habt  ilir  nach  Abhilfe  für  den  Geschäfts- 
druck zu  bhckcn,  der  unzweifelhaft  obwaltet.  Das  Eigentum  darf  seine  Schuld  an 
die  Arbeit  ludit  in  der  Gestalt  bezahlen,  dass  es  ihre  Unterhaltongsmittel  besteuert« 

Es  waren  die  Tage,  wo  Chamberlain  die  Lehre  vom  L  ö  s  c  e  1  d  predigte, 
welches  die  Eigentumsclassen  —  diejenigen,  die  »weder  ackern  noch  spinnen« 
—  den  arbeitenden  Gassen  schuldeten,  und  wo  er  daffir  von  Lord  Salisbury  als 
ein  moderner  Jack  Cade  bezeichnet  wurde.  Chamberlain  grade  ist  aber  der 
Vater  des  1885  gcschalTcncTi  Gesetzes  über  die  Ursprungsmarke  auf  im  Aus- 
land gefertigte  Waren  {^toreign  mcrchandise  act),  das  Calw«  als  erste  Re- 
action  gegen  den  steigenden  Wettbewerb  Deutschlands  bezeichnet 

Formell  ist  das  nicht  ganz  tinriohtig,  als  Gegenniassrcgel  war  das  Gesetz 
beabsichtigt,  wenn  es  sich  auch  nicht  grade  als  solche  bewährt  hat.  Aber 
darum  kann  man  es  noch  lange  nicht  als  einen  Schritt  in  der  Richtung  zum 
Schutzzoll  hinstellen.  Es  kann  vor  solcher  Gleichsctzung  nicht  genug  gewarnt 
werden.  Wenn  Manchcsterleute  hüben  und  Schutzzöllncr  drüben  alles,  was 
nach  gewerblichem  Schutz  aussieht,  zusammenwerfen  —  die  einen,  um  ein 
Stück  von  dem  Odium,  das  auf  der  Schutzsöltnerei  lastet,  auf  jede  Abweidiung 
vom  Evangelium  des  laisscr  faire  fallen  zu  lassen,  die  anderen,  um  ihre  Schutz- 
zollware unter  guter  Deckung  leichter  an  den  Afann  zu  bringen  —  so  hat  die 
Sociaiclcmokratie  ein  um  so  grösseres  Interesse  daran,  den  Wesensunterschied 
zwischen  Schutzsöllen  und  anderen  Schutzmassregeln  desto  schärfer  hervor- 
zuheben. Dies  um  so  mehr,  als  es  sich  heute  gerade  oft  darum  handelt,  die 
Meinung  nicht  aufkommen  zu  lassen,  dass  Kampf  gegen  die  Schutzzöllnerei 
Verwerfung  aller  Massnahmen  zum  Schutz  heimischer  Industrieen  bedeute. 

Es  gibt  Methoden  des  Schutzes,  die  auch  der  entschiedenste  Vertreter  des 
Princips  des  freien  Austausches  zwischen  den  Nationen  nicht  als  Verstoss 
gegen  dieses  Princip  bezeichnen  kann.  Als  so  zweckwidrig  in  der  Praxis  sich 
der  Fwtign  merchandise  aet  auch  gezeigt  hat,  so  liegt  in  seinen  Bestimmungen 
doch  kein  Gedanke,  der  einen  solchen  V'erstoss  darstellte.  Es  sollte  mit  ihm 
vornehmlich  dem  Verkauf  von  Waren  unter  falscher  Flagge  entgegengewirkt 
werden,  der  damals'  sehr  stark  im  Schwünge  war.  G^en  diese  Absicht  oder  den 
darin  zum  Ausdruck  kommenden  Schutz  kann  nur  der  etwas  haben,  der  mit 
dem  Ultradoctriniir  des  Manchestertums  John  Bright,  in  der  Warenfälschutlg 
ein  legitimes  Mittel  des  Concurrcnskampfes  erblickt. 

Weiterhin  ist  es  meines  Erachtens  durdiaus  verkehrt,  wenn  Calwer  das 
cri'.p.di>che  Tarifgesetz  vom  27.  Juni  1896  als  einen  Sieg  des  schutzzöllnerischcn 
Princips  hinstellt.  Er  hätte  mit  demselben  Recht  die  Caprivi-Marschallschcn 
Handelsverträge  von  1892-1894  als  einen  Sieg  der  Schutzzöllnerei  bezeichnen 
können,  mler,  wie  einige  agrarische  Schlaumeier  getan,  aus  der  Zustimmung 
der  Socialdcmnkraiie  zu  diesen  Verträgen  eine  C^ustimmung  zum  Princip 
der  AgrarzoUe  hcrausdestillieren  können.  Denn  was  besagen  die  entscheiden- 
den Bestimmungen  des  fraglichen  canadischen  Tarif gesetzes?  Wie  Calwer 
selbst  mitteilt,  dass  für  alle  Länder,  die  canadische  Productc  zollfrei  einlassen, 
die  canadischen  Zollsätze  um  den  achten  Teil  —  später  wurde  ein  Viertel 
daraus  —  herabgesetzt  werden  sollten.  Dass  ist  gewiss  noch  kein  Frei- 
handel, wie  man  aber  aus  einer  Zollermässigung  einen  Sieg  des  Schutz- 
zolles herausfolgcrn  kann,  ist  mir  unverständlich. 

Ich  bitte  Calwer,  sich  doch  einmal  die  Situation  zu  vergegenwärtigen,  wie 
sie  nadi  seiner  eigenen,  in  Bezug  auf  das  Tatsachliche  stets  anerkennenswert 
sachgemässen  Darstellung  in  Canada  zu  jener  Zeit  bestand.   Eben  hatten  die 


636 


EDUARD  BERNSTEIN  •  WAS  TREIBT  ENGLAND  ZUM  REICHSZOLLVEREIN? 


freShändlerisch  gerichteten  Liheralen  unter  Führung  von  Wilfried  Laurier 
die  von  John  Macdonald  j^^cfülirten  Conservativen  im  Wahlkampf  besiegt,  in 
dem  die  Zollfrage  eine  wesentliche  Rolle  spielte.  Wie  sollten  da  die  Sieger 
als  erste  zollpolitische  Massr^el  einen  auf  Begünstigung  der  SchutzzöUnerei 
gerichteten  Beschluss  fassen?  Müssen  wir  nicht  vielmehr  im  Gegenteil  im 
Wahlsieg  der  Freihändler  einen  Beweis  dafür  erblicken,  da^s  die  sdnitzzöllne- 
rischc  Strömung  in  Canada  nicht,  wie  Calwer  meint,  erstarkt,  sondern  im 
Gegenteil  erheblich  abgeflaut  war?  Die  englischen  Freihändler,  denen  niemand 
Mangel  an  Consequeti?:  vorwerfen  wird,  die  vielmehr  weit  radicaler  oder,  wenn 
man  will,  starrkuptigcr  im  Freihandel  sind,  als  ihre  festländischen  Gesinnungs- 
genossen, haben  denn  auch  die  damalige  Massregel  Canadas  durchaus  beifällig 
bcgrüsst.  »Selbst  der  strengste  Frdhändler,«  schreibt  der  Secrctair  des  Cobden- 
Clubs  HaraUl  Cox,  »hielt  mit  seinem  Beifall  nicht  zurück,  indem  er  in  rccln 
einleuchtender  Weise  hervorhob,  das.s,  wenn  auch  V'orzugstante  im  Princip 
verfdilt  sein  mögen,  sie  gegenüber  dem  starren  Schutzzollwesen,  an  das  Canada 
bis  dahin  <^ibunden  war,  doch  einen  Fortschritt  darstellten.«  Harald  Cox  weist 
im  übrigen  nach,  dass  die  V  ergünstigungen,  die  Canada  England  gewähre,  von 
ätisaerst  geringem  Nutzen  für  dieses  seien  und  es  durdiaus  nicht  reditfertigen 
würden,  Canada  zu  Liebe  in  England  irgendwie  vom  consequenten  Freihandel 
abzugehen.  Auch  Laurier.  der  canadische  Premierminister,  hatte  seinerzeit  jede 
Absicht,  England  zu  einem  solchen  Schritt  zu  veranlassen,  entschieden  in  Ab- 
rede gestellt.  »Wir  haben  es  getan,«  erklärte  er  am  12.  Juni  1897  in  Liverpool, 
»weil  wir  keinerlei  Absicht  damit  verhinrlcn,  irgendwie  störend  in  das  System 
des  Freihandels  einzugreifen,  das  sich  für  England  so  sicher  bewährt  hat.« 
Allerdings  hat  die  Sache  denn  doch  Störung  genug  gegeben,  aber  erst,  nach- 
dem der  Larm  der  festländischen  Agrarier  die  Regierungen  des  Festlandes 
zu  Reclamationen  an  die  Adresse  Englands  gedränsjt  und  dieses  schliesslich 
genötigt  hatte,  seine  bestehenden  Handelsverträge  mit  Deutschland  und  Belgien 
zu  dem  Zweck  zu  kündigen,  Canada  in  Zollangelegenheiten  freie  Hand  zu  ver- 
schafTen. 

Man  kann  die  Weisheit  dieses  Schrittes  gewiss  in  Zweifel  stellen,  wie  aber 
Calwer  darin  einen  Bruch  Englands  mit  dem  Freihandel  erblicken  kann,  ist 
mir  ganz  unbegreiflich.  Es  ist  ihm  ja  doch  sehr  gut  bekannt,  dass  England 
seinen  Colonieen.  die  jiolitische  Selbstverwaltung  haben,  auch  die  mllpnlitische 
Autonomie  einräumt  und  keine  Hand  rührt,  wenn  sie  durch  hohe  Schutzzölle 
sich  ge^nn  die  Einfuhr  von  Producten  aus  dem  BtCutterlande  verbarrtcadieren. 
Die  Kündigung  der  genannten  Handelsverträge  war  notwendig  geworden, 
weil  sie  die  •Zollautonomie  der  Colonieen  in  Bezug  auf  den  einen  Punet  (Recht 
der  differentiellen  Behandlung  des  Mutterlandes)  zweifelhaft  Hessen.  Dieses 
Recht  gebort  aber  zur  zollpolitischcn  Selbstbestimmung.  In  einer  Denkschrift, 
die  der  Vorstand  des  streng  freihändlerischen  Finanzreformbunds  im  Jahre 
1897  Herrn  Laurier  überschicktc,  hiess  es: 

»Wir  freuen  tm«  deshalb,  dass  diese  Verträge  gekfindigrt  wurden,  wdl  sie  die 
Handlungsfreiheit  der  Colonieen  beschränkt  haben,  aber  nicht  dc<Iia!l\  weil  dieser 
Schritt  einen  mehr  oder  weniger  sclnitzzullnerischen  Handeisverband  zwischen  diesem 
Lande  und  den  Colonieen  erleichtern  könnte.  ,  .  .  Der  beste  Weg,  das  Band  zu 
festigen,  das  dieses  Land  und  scino  Colnniccn  verbindet,  ist.  den  Wohlstand  beider 
durch  Xi<'dcrreissung  jener  Zollschranken  zu  lieben,  die  die  Hntwickclung  einer 
NatiMti  iiitidi  rn.  Wir  freuen  uns,  dass  diese  Ideen  in  Canada  Boden  gewinnen,  und 
würden  den  Wert  ihrer  daraufhin  gerichteten  Bemühungen  anerkennen.  Aber  als 
Freihändler  hoffen  wir.  dass  Sic  und  die  Freihandelspartei  in  Canada  den  Mut  Ihrer 
Uberzeui;unv;en  lialicn  und  nicht  bloss  für  G^g[enseitigkeit,  sondern  für  die  völlige 
Abschaffung  der  ZuUe  eintreten  werden.«*) 

•)  VergL  dea  finaneial  Stform  Atmanach,  iSqS,  pag.  iss-tjh. 
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Die  sehr  bedingte  Form  des  Lobes  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Massr^^l 
Lauriers  nur  erst  ein  schüchterner  Versuch  war,  in  die  hohe  Schutzzollmauer 
Canadas  Bresche  zu  legen.  Die  Denkschrift  verweist  denn  auch  auf  Neusüd- 
wales, das  den  vollständigen  Freihandel  mit  offensichtlicheni  Erfolg  prak- 
ttctere. 

Ich  habe  mich  bei  diesem  Punct  etwas  länger  aufgehalten,  weil  es  mir  wichtig 
erscheint,  einer  Begriffsverwirrung  entgegen  zu  treten,  die  gegebenenfalls  nur 
der  Schutzzöllncrei  zu  gute  konnncn  konnte.  Es  wäre  natürlich  grundvcr- 
kdirt,  wirkliche  Schutzzollmassregeln  in  Freihandelsschritte  tundeaten  za 
wollen.  Aber  jodt-in  das  Seine.  X'orläufig  dürfen  wir  lierechtigtermassen  fest- 
stellen, dass  England  wenigstens  noch  an  seiner  Freihandelspolitik  festhält  — 
den  einen  Sündenfall  des  Beitritts  zur  Brüsseler  Zuckerconvention  ausgenom- 
men. Was  sich  aber  auch  vom  Interessenstandpunct  des  englischen  Zucker- 
verhranchers  und  vom  Standpunct  der  buchstabengetreuen  Doctrin  gegen  den 
Beitritt  zur  Brüsseler  Convention  etwa  vorbringen  lässt,  so  bedeutet  er  doch, 
als  eine  internationale  Vereinbarung  der  Hauptlander  Europas  gegen  das  System 
der  Ausfuhrprämien  auf  dem  Gebiet  einer  grossen  Industrie,  allgemein  be- 
trachtet einen  sehr  wesentlichen  Schritt  von  der  SchutzzöUnerei  hinweg,  so 
dass  man  selbst  als  Freihändler  hier  den  formellen  Verstoss  um  des  tatsäch- 
lichen Fortschritts  willen  rechtfertigen  kann.  Die  englischen  Freihändler 
haben  den  Beitritt  zur  Brüsseler  Convention  bekämpft,  weil  sie  die  Befürchtung 
hegen,  er  werde  sich  als  das  dünne  Ende  des  Keils  erweisen,  der  in  das  Frei- 
handclss3rstem  eingetrieben  werden  solle.  Das  braucht  aber  nicht  einzutreten, 
und  jedenfalls  haben  wir  auf  dem  I''estland  keinen  Grund,  den  T 'nterscliicd 
zwischen  einer  weitumfassenden  Convention  und  der  SchutzzöUnerei  zu  ver- 
wisdien.  Die  eine  ist  ein  die  Völlnr  vereinigendes,  die  andere  ein  sie  ver- 
hetzendes Mittel. 

Aber  selbst  wenn  wir  in  der  Mitwirkung  Englands  an  der  Brüsseler  Con- 
vention eine  Verletzung  der  Freihandelsprincipien  erblicken  wollten,  wäre  damit 
für  Calwers  These  nichts  gewonnen.  Denn  hier  liegt  erstens  der  Zusaimnen- 
hai^  der  Massr^el  mit  der  festländischen  SchutzzöUnerei  klar  zu  Tage,  und 
zweitens  weiss  jeder,  welche  starke  Entwickelung  Englands  Zuckerverarbei- 
tungsindustriecn  unter  dem  System  der  festländischen  Ausfuhrprämien  ge- 
nommen hatten,  um  vor  dem  Irrtum  geschützt  zu  sein,  dass  die  Interessen  der 
heimischen  Prodttction  Englands  die  Prämicnbekämpfuiig  gebieterisch'  'er*» 
heischten.  Der  icfrosse  Aufschwung  der  Zuckerprndnction  Deutschlands,  Öster- 
reichs, Frankreichs  ec.  hat  England  mehr  \  orteile  als  Nachteile  gebracht. 
Ähnlich  wird  sich  das  bei  näherer  Betrachtung  auf  anderen  Production^bieten 
herausstellen. 

Allerdings,  wenn  man  sich  nur  an  die  groben  Zahlen  der  Handelsstatistik 
hält  und  diese  obendrein  imter  dem  Gesichtspunct  der  Handelsbilanz  betrachtet, 
mag  dies  anders  erscheinen.  Die  vergleichende  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr 
Deutschlands,  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten»  die  Calwer  auf  Seite  41 
gibt,  zeigt,  dass  Englands  Ausfuhr  in  weit  geringerem  Masse  steiget,  als  die  der 
beiden  anderen  Lander.  Aber  die  Ausfuhr  ist  erstens  ein  sehr  trügerischer 
Maastab  für  das  wirtschaftliche  Gedeihen  eines  Volkes,  und  dann  vergisst  man 
bei  diesen  \'crgleichen  nur  zu  oft  die  Bevölkerungsziffer  der  in  Frage  kom- 
menden I^inder  in  Betracht  zu  ziehen.  Absolut  genommen,  ist  die  Ausfuhr- 
ziffer Englands  heute  nur  wenig  höher,  als  die  Deutschlands,  und  von  der  der 
Vereinigten  Staaten  gerade  erreicht.  Am  Verhältnis  der  Bevölkerung  gemessen, 
überragt  sie  jedo<-h  die  der  beiden  Länder  noch  sehr  bedeutend.  Nach  dem  Be- 
richt des  Sir  A.  Batemann  vom  englischen  Handelsamt  betrug  der  Durch- 
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schnittswert  der  Ausfuhr  pro  Kopf  der  BevoUcentng  in  den  Jahren  1895  bis 
1899  (in  PÄind  Sterling)  : 

in  Deutschlanfl  2.  18. 4 

in  den  Vere  inigten  Staaten  von  America  .    .    3.  7. 2 

in  Grossbritannien  und  Irland  5*  *9'  5 

Kngland.  rcspectivc  das  Vereinigte  Königreich,  führt  also  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung noch  immer  beinahe  ebensoviel  an  Wert  aus,  wie  Deutschland  und 
die  Vereinigten  Staaten  zusammengenomnien,  und  das  bei  folgendem  Verhältnis 
der  Gebietsflädie  (in  englischen  Quadratmeilen) : 

Vereinigte  Staaten  von  America    ....  3  507  640 

Deutschland  208830 

Grossbritannien  und  Irland  121  378 

An  F  a  1)  r  i  k  n  t  e  n  allein  betrug  der  Wert  der  Ausfuhr  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung (in  Pfund  Sterling) : 

Vereinigte  Staaten  von  America  o.  18.  o  (Petroleum  nicht  inbegriffen) 
Deutschland  2. 18. 4 

Grosshritannien  und  Irland   .    .    5.  10.  3   (Kohlen  nicht  inbegrifTcn) 

Diese  Zahlen  allein  dürften  manchen  stutzig  machen,  wenn  er  das  heute  so 
beliebte  Gerede  von  Englands  industriellem  Niedergai^  hdrt. 

Indes,  wie  schon  bemerkt,  die  Ausfuhr  ist  allein  noch  kein  Gradmesser  der 
industriellen  Blüte  einer  Nation.  Eine  wohlhabende  Nation  wird  einen  grösseren 
FiXKentsatz  ihrer  Production  daheim  consumieren,  als  ein  armes  Volk. 

Der  Wert  von  Englands  Ausfuhr  zeigt  in  der  Periode,  die  Calwers  Tabelle 
vorführt,  nur  eine  sehr  massige  Zunahme,  und  auch  die  beschränkt  sich  auf  die 
jähre  des  geschäftlichen  Aufschwungs,  der  1898-1899  einsetzte,  und  mag  in 
der  Hauptsache  durch  die  gleichzeitig  eingetretene  Preiserhöhung  der  Producte 
der  Montanindustrie  bewirkt  sein.  Einen  besseren  Masrtab  würde  eine  Produc- 
tionsstatistik  t^ilicii.  für  die  aber  in  England  noch  wenig  geschehen  ist.  Da- 
gegen gibt  die  Arbeitsstatistik  Englands  einen  Anhaltspunct,  wie  es 
um  seine  Industrieen  sttht.   Was  zeigt  sie? 

Im  vorigen  Jahre  veröffentlichte  das  britische  Gewerbe-  und  Handdsamt 
ein  niauhuch  über  den  Stand  des  britischen  Handels  und  Gewerbes,  das  speciell 
im  Hinblick  auf  die  zoUpoliti sehen  Debatten  zusammengestellt  worden  war, 
für  diese  Material  darbieten  soll.  Es  führt  den  Titd  British  and  foreign  trade 
and  industry,  mcmoranda,  Statistical  tahlcs  and  Charts,  und  bringt  auf  den  Seilen 
362  ü.  vergleichende  Zahlen  aus  der  Volks-  und  Berufszählung  von  Interesse. 
Von  T5  Hanptindustriegruppcn  wird  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  für 
En^^land  und  Wales  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  verglichen.  Leider  fehlt  für 
die  Zahlung  von  1901  die  Arbeiterzahl  der  so  wichtijjen  Gruppe  Maschinen- 
mduslrie  und  Schiffbau.  So  haben  wir  für  1901  als  genaue  Zahl  der  beschäf- 
tigten Personen  nur  die  der  14  anderen  Gruppen.  Sie  beläuft  sich  auf  4  572  151. 
Die  entsprechende  Zahl  für  1891  war  4  245  550.  Danach  belief  sich  die  Zu- 
nalime  in  dem  Jahrzehnt  nur  auf  7  ^  bei  einer  glciclizeitigen  Bevölkerungs- 
zunahme von  12  %,  worauf  wir  auf  ein  Zurückbleiben  der  indnstrielten  Ent- 
Wickelung  schliessen  müssten.  Aber  das  Bild  verändert  sich  schoti  wesentlich, 
wenn  wir  von  der  Zusammenstellung  die  hier  eingerechnete  Landwirtschaft 
abziehen,  die  in  dein  jalirzehnt  von  1  099572  auf  988340  beschäftigte  Personen 
zurückging.  Ohne  sie  beträgt  der  Zuwachs  der  beschäftigten  Personen  14  %, 
also  mehr,  a  1  s  d  i  e  B  e  v  u  1  k  e  r  u  n  s  z  u  n  a  h  m  e.  Ausserdem  ist  aber  in 
dem  Jalirzehnt  die  Kinderarbeit  bedeutend  zurückgegangen.  Da  die  Kinder 
jedesmal  mitgezählt  sind,  stellt  sich  also  das  Bild  für  die  erwachsenen  Arbeiter 
aHein  erheblich  günstiger.  Und  schliesslich  hat  die  fdilomle  Gruppe  des 
Masdiinen-  und  Schiffsbaus  ganz  unzweifelhaft  eine  Zunaiime  der  Arbeiter  er- 
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fahren,  die  sich  auf  erheblich  über  20  %  belauft.  Geo  N.  Barnes,  der  Gcncral- 
becrctair  des  grossen  eiigiischeu  Maschinenbauexverbandes  schätzt  die  gegen- 
wärtige Zahl  ihrer  Arbeiter  »auf  mindestens  600000  bis  700000c.')  Die  Zahl 
für  1891  war  392339.  "Ukg  auch  Barnes  Schataung  ubertrieben  sein  oder  einige 
Spccial^uppen  einbeziehen,  die  bei  den  292  239  nicht  berücksichtigt  sind,  so 
liegen  doch  Tatsachen  vor,  die  auf  eine  sehr  beträchtliche  Zunahme  in  dieser 
Abteilung  schliessen  lassen.^)  Nehmen  wir  nur  eine  soldie  von  25  %  an,  so 
erhalten  wir  eine  Gesamtzunahme  für  die  14  grossen  Indiistriegruppcn  von 
gegen  ao  %  bei  einer  VoUcszunahme  von  nur  12%.  So  wenig  ist  das  Gerede 
von  Englands  industriellem  Verfall  richtig. 

Kein  Zweifel,  England  ist  in  manchen  Dingen  hinter  anderen  Ländern  zu- 
rückgeblieben respective  hat  keine  so  schnelle  Entwickclung  aufzuweisen,  als 
sie.  Die  Ursachen  sind  oft  erörtert  worden,  auch  wieder  nüt  vielen  Über- 
treibungen, wir  wollen  sie  indessen  hier  gelten  lassen.  Aber  was  konnte  der 
Schutzzoll  dagegen  ausrichten?  Gar  nichts.  Ich  stehe  selbst  der  Theorie  von 
den  Erziehungszüllcn  skeptisch  gegenüber;  indes,  auch  wenn  sie  so  unum- 
$tösslich  wäre,  wie  das  Einmaleins,  so  braucht  doch  ein  altes  Industrieland 
Iceine  Erziehungszölle  mdir.  Dass  der  V^orsprung  anderer  Länder,  soweit  er 
technischen  Charakters  ist,  auch  ohne  Schutzzoll  eingeholt  werden  kann,  zeiget 
unter  andcrm  die  englische  Schuhwarenfabrikation.  Vor  etlichen  Jahren  schien  . 
es,  als  ob  England  von  americanischen  Schuhwaren  völlig  überflutet  werden 
sollte»  die  Beschäftigung '^ziffcr  der  englischen  Schuhfalirikation  ging  bedenklich 
zurück.  Ganz  ohne  Schutzzoll  steigt  sie  seit  Jaiiren  wieder,  und  der  Handel 
in  americanischen  Schuhen  geht  auf  dem  englischen  Markt  zurück.  Eben  lese 
ich  in  der  Rapid  Review  einen  Auszug  aus  dem  Bericht  des  americanischen 
Consuls  in  Nottingham,  wo  es  unter  anderm  hcisst: 

»Verhältnismässig  wenige  Händler  erneuern  ihre  Aufträge  für  aus  America  ein- 
geführte Schuhe,  und  americanische  Schuhe  werden  fast  nur  noch  in  Geschäften  aus- 

gebf)ten.  die  anicricinischen  Firmen  Rchüren.  Die  Fa<;nn  und  das  leichte  Gewicht  des 
americanischen  Schuhs  nahm  den  britischen  Geschmack  gefangen,  aber  jetzt  bringen 
die  britischen  Schuhmacher  dasselbe  Modell  heraus  und  erobern  ihren  Markt  zurück. 
Sic  benutzen  dabei  americanische  Maschinen  und  americanische  Leisten,  behaupten 
aber,  dass  sie  ein  für  dieses  feuchte  Klima  besser  gv'etgnetcs  Leder  verwenden,  als  das, 
woraus  die  americanisdien  Sdiuhe  bestehen.  Es  hdsst,  dass  diese  Fabrikate* in 
Preis  und  Qualität  von  keiner  auswärtigen  Cnncurrcnz  geschlagen  werden  kcinncn.t 

Ahnliche  Bilder  wären  aus  anderen  britischen  Industrieen  vorzuführen. 
England  hat  infolge  seiner  mangelhaften  Patentgesetze  und  einer  gewissen 
Routinedenkweise  seiner  Fabrikanten  manche  Positionen  in  der  Industriewelt 
eingebüsst.  andere  sind  ihm  auf  (Irund  besserer  natürlicher  Productinns-  oder 
Absatzbedingungen  anderer  Länder  verloren  gegangen.  Die  einen  sind  auch 
mit  Schutzzöllen  nicht  zurfidczugewinnen,  für  die  anderen  gibt  es  bessere 
Mittel,  als  die  Schutzzöllnerei.  ^Tittcl,  die  nicht,  wie  der  Schutzzoll,  immer  nur 
die  einen  Gewerbe  auf  Kosten  anderer  begünstigen  und  gegebenenfalls  nur  eine 
Prämie  für  die  Sdilafmützigkeit  sein  werden.  Würde  die  englische  Schuh- 
warenfabrikation  da  sein,  wo  sie  heute  ist,  wenn  sie  durch  einen  Schuitzzalt 
vor  der  americanischen  Concurrenz  behütet  wäre? 

Xein,  es  liegt  absolut  keine  Tatsache  vor,  die  zu  der  Folgerung  berechtigte, 
dass  die  englische  Schutzzollbewegung  die  naturgemässe  Folge  der  industriellen 
Fntwickchmg  Deutschlands,  der  V'ercinigtcn  Staaten  etc.  sei.  Welclie  Lander 
sind  denn  selbst  heute  noch  die  besten  Kunden  Englands?    Sind  es  denn  nicht 

*)  Tetgl.  H.  W.    a  s  s  i  DKhta:  Labtmr  and  pr^btOton  /Loodon  utog/t  Rae- 

I)  Per  Wert  von  i:nt;lanits  AnsfnUr  ao  MascMopn  ttief;  iwüdm  iWo  und  i<|0o  voa  10  MillioMo  avt 

Kl  Millionen  Pfun<l  Mcrli.-^^''  war  der  W'viX  der  Ausfuhr  aa  MucbiMn  30065916  Pfand  Sterling. 

iJa»  Oheritcigt  «heblicb  den  Wert  der  dcat^ihen  Ausfuhr. 
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gerade  diese  hoch  entwickelten  Industrieländer?  Je  wohlhabender  ein  Land  ist, 
ein  um  so  besserer  Käufer  ist  es  auf  dem  Weltmarkt,  und  dahin  wird  es  nie 
kommen,  dass  ein  Lriiul  alle  Production  monopolisiert.  Weder  ist  es  möglich, 
noch  ist  CS  unter  irgend  einem  GesichtspuncL  wunschbar.  tianz  sicher  werden 
es  diejenigen  Industriellen,  denen  G>ncurrenten  in  anderen  Ländern  erwachsen, 
jeweilig  schwer  emptitulen.  wenn  sie  von  ihnen  in  Preis  und  Qualität  aus  dem 
Felde  geschlagen  werden.  Aber  von  da  bis  zum  Schrei  nach  Schutzzöllen, 
und  von  (üesem  Ruf  bis  dahin,  dass  eine  Nation  ihre  Wirtschaft  verteuert,  um 
einzelnen  zu  helfen,  ist  noch  ein  sehr  weiter  Schritt.  Wir  sehen,  wie  stark  di  • 
Opposition  ist,  die  sich  in  England  gej^en  die  Chaniberlainschen  Vorschlage 
erhebt,  und  dies,  obgleich  die  Zollsätze,  um  die  es  sich  da  handelt,  sehr  mässige 
sind,  dass  sie  bloss  als  Gegenwehr  gegen  die  Schut22ollpolitik  anderer  Länder 
empfohlen  werden  Ijeziehungsweise  als  Mittel,  von  diesen  durch  Handels- 
verträge Zollermässigungen  zu  erwirken,^)  und  dass  sie  jedenfalls  geschicht- 
lich durch  die  Zollerhöhungen  dieser  Länder  provociert  sind.  Angesichts  all 
dieser  Tatsachen  ist»cs  eine  mir  unbegreifliche  Annahme,  dass  England  sogar 
i;hne  diese  Provocation,  ohne  die  SchutzzöUnerei  in  Deutschland,  Frankreich. 
America  eine  starke  Schutzzollbewegung  haben  würde.  Worauf  sollte  diese 
sich  stützoi?  Welchen  Vorteil  könnte  sie  dem  englischen  V^olk  versprechen? 
Welche  grosse  Classen  des  X'olkes  könnte  sie  für  sich  gewinmii?  Ich  kann 
bei  dem  besten  Willen  auf  keine  dieser  Fragen  eine  einigermassen  mit  Calwcrs 
Annahme  zu  vereinbarende  Antwort  finden.  Sie  ist  eine  petftio  principii,  die, 
wenn  man  sie  hinnimmt,  den  Kampf  gegen  die  Schutzzöllnerei  als  utopistisch- 
reactionär  verurteilen  würde. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxvrxxxxxxxxxxxxxxxxx 

FRIEDRICH  KLEEIS  ■  DER  AUSBAU  DER  INVALIDEN- 
VERSICHERUNG ZU  QNER  ALLGEMEINEN  VOLKS- 
VERSICHERUNG 

Bei  der  letzten  Neugestaltung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  eröffnete  das 
Invalidenversichornngsgc!  et7  den  RciRCn.  Die  an  dcm'^cllien  vorgenommenen 
Abänderungen  traten  bekanntlich  am  i.  Januar  igoo  in  Kraft.  Inzwischen  sind 
bereits  so  viele  Anträge  auf  eine  abermalige  Anderm^  desselben  laut  geworden  und 
an  die  grsetzgehcndcn  Körpcr-^chafttn  i;('''>"pt.  dass  eine  Reform  dieses  Gesetzes 
nicht  mehr  allzulange  hinausgeschoben  werden  kann. 

Alle  die  erwähmen  Wünsche  haben  das  eine  Ziel:  das  Gesetz  auszubauen  und  die 
Versicherung  auszugestalltn.  Von  unserem  socialpolitischen  Standpunct  aus  unter- 
stützen wir  selbstverständlich  snlchc  Forderungen.  Es  ist  ja  richtig,  (las'^  auf  dem 
Wege  der  Versichertmg  die  sociale  Frage  nicht  gelöst  wird;  aber  es  handelt  sich 
bei  den  Versichcrungsgesetzen  auch  gar  nidit  darum,  sondern  um  die  Beseitigung 
der  fiih'barstt'n  .Auswüclise  der  c.npitalistischcn  Gesellschaftsordnung.  Die  Ver- 
sorgung aller  jener,  die  nicht  im  stände  sind,  ihren  Lebensunterhalt  zu  erwerben, 
in  die  Wege  zu  leiten  und  sie  fortschreitend  auszugestalten,  hat  mit  emc  unserer 
Hauptaufgaben  zu  sein.  Die  fortschreitende  Proletarisierttng  vieler  Schichten  der 
Bevölkerung,  das  wachsende  Unvermögen,  aus  eigenen  Kräften  für  den  Fall  der 

•)  Dass  man  ohne  «ie  (liejcniKcn  ZollrrmS-csi^^ungcn  erwirken  k.inn.  'lif  .it.lore  L-lnJcr  übcrhaup«  in 
bewilligen  bereit  sind,  das  beitst  das»  man  zu  llandcUveruagen  gelangen  kann,  auch  ohne-  bei  sich 
SdmtnSUe  einafSImB,  will  lA  Uar  nw  beilinfig  «ugwpnchiMi  luÄta. 
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Erwerbsunfähigkeit,  fiir  das  Alter  und  für  die  Tlinlcrblicbcnen  zu  sorgen,  hat  be- 
wirkt, dass  auch  in  den  burgcrlicliea  Kreisen  das  Interesse  an  der  staatUchcn  und 
obligatorischen  Versicherung  sich  erhöht  hat  Und  so  kommt  es,  dass  die  neuer- 
lichen .\ii-(i;nn's'on  auf  Au'^prstnluing  der  Verstcfaerimg  zu  einem  guten  Teil  aus 

dem  burgcrliclu-n  Liger  konitneu. 

So  ist  bekannt,  dass  die  letzten  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekanuncrtage 
beschlossen  haben,  bei  d^r  Reichsregiemng  und  dem  Reichstag  dahingehend  vor- 
stellig zu  werden,  dass  für  alle  se!i)s!an<!iy(-n  Handwerker  die  obligatorische  Altcrs- 
nnd  Invalidenversicherung  unter  Zugrundelegung  ricr  Bestimmungen  des  Invaliden- 
ver&icherungsgesctzcs  eingeführt  wird.  Eine  Folge  dieser  Beschlüsse  war  ja  auch 
die  Interpellation,  die  in  der  Reich''tagssitzuns(  vom  14.  Januar  1904  einige  Xational- 
lil>eralc  an  den  Reichskanzler  richteten.  Ferner  hat  eine  vor  einiger  Zeit  in  Berlin 
abgehaltene  Vertretertagung  von  24  Privatangesteiltenverbänden  mit  zusammen 
gegen  300000  Mitgliedern  die  Einführung  einer  Versichentng  gegen  Alter  und 
Invalidität  gefordert,  die  sich  an  das  Invalidenversicherungsgesetz  anlehnt.  Weiter 
hat  auch  der  Vor-^tand  des  Werkmeisterverbandes  im  Auftrage  seiner  4^000  Mit- 
glieder an  den  Bundesrat  eine  Eingabe  dahingehend  gerichtet,  das  Invaliden- 
versidierungsgesetz  den  Interessen  weiterer  Schichten  der  Bevölkerung  entsprechend 
auszugestalten.  Schliesslich  macht  sich  auch  unter  den  Ärzten  eine  Bewegung  be- 
merkbar, welche  die  Einführung  der  Versicherung  für  die  Arzte  wünscht.  Das 
Hervorstechendste  an  allen  diesen  Bestrebungen  ist,  dass  rie  die  zwangsweise 
Einführung  der  Versicherung  für  die  in  Frage  stehenden  Personen  fordern,  weil 
die  freiwillige  Versicherung,  die  für  einen  Teil  dieses  Pef^nnenkrcises  jetzt 
schon  zulässig  ist,  zu  ungenügend  und  zu  wenig  beachtet  und  bekannt  ist.  Das  ist 
unseres  Eraditens  ein  Zeichen  für  die  Entwickelung  der  socialen  Anschauung,  dass 
der  Staat  nicht  nur  eine  Geldeinnahme-  und  —  für  einige  Zwecke  —  Geldausgebe- 
maschine, sondern  vor  allem  ein  festgefugter  socialer  Organismus  ist,  der  die  Pflicht 
hat,  für  das  Woblergehen  der  einzelnen  Glieder  zu  sorgen. 

Es  kann  nicht  unsere  Aulgabe  sein,  alle  die  Vorsdilige,  die  zum  Teil  recht  kurz- 
sichtig, aber  auch  teilwdae  recht  weitgehend  sind,  einer  Besprechimg  zu  tmter- 

ziehen.  Es  kann  für  uns  nur  darauf  ankommen,  an  der  Hand  der  bisherigen  Er- 
fahrungen und  unter  Berücksichtigung  der  Grenzen  der  momentanen  Durchführ- 
barkeit die  Richtung  anzudeuten,  in  der  sich  die  Reform  vollziehen  kann. 

Hinsichtlich  der  Organisation  ist  daran  festzuhalten,  dass  eine  weitere  Zer- 
splitterung der  Versichcrungseinrichtungen  nicht  vorgenommen  werden  darf.  Nach 
den  so  vielseitig  laut  gewordenen  Wünschen  auf  Vereinheitlichung  und  Verein- 
fachung der  Versichemngsgesetzgebung,  deren  Notwendigkeit  der  Reichstag  selbst 
durch  Annahme  einer  Resolution  zum  Ausdruck  gcbracln  hat.  ist  die  Fordenmp;  der 
Privatangcstelltcn  auf  Errichtung  einer  besonderen  Casseneinrichtung  für  sie  in  Ge- 
mässheit  des  §  lO  des  Invaliden  Versicherungsgesetzes  undurchführbar. .  Ebenso 
problematisch  ist  der  Wunsdi  der  Handwerker,  der  die  Bildung  von  Spedal- 
abteilungen  für  die  Versicherung  der  se!bstiindit;en  Handwerker  verlangt,  zu  denen 
diese  allein  —  ohne  Arbeitnehmer  —  hinzugezogen  werden  sollen.  Wenn  man  über- 
haupt dieser  Forderung  nähertreten  wollte,  so  konnte  diese  SpedahbMIung  nur  in 
der  Rechtspredimig  eingeführt  werden,  denn  nur  bei  dieser  werden  zur  Zeit  Arbeit- 
nehmer hinzugezogen.  Da^s  aber  die  Zusammensetzung  der  SchiedsRcrichte  den 
Handwerkern,  die  als  freiwillige  Versicherte  bisher  mit  diesen  Gerichten  zu  tun 
hatten,  jemals  von  Nachteil  gewesen  wäre,  wird  niemand  behaupten  können.  Und 
so  werden  sich  die  Handwerker  mit  dem  Vorteil  begnügen  müssen,  als  Versicherte 
und,  soweit  sie  Arbeitgeber  sind,  auch  als  solche  zugelassen  zu  werden,  damit  die 
Organisation  der  Invalidenversicherung  nicht  noch  durch  weitere  Speciatßkher 
complicterter  gestaltet  wird. 

36* 
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Betreffs  des  Kreises  der  Versicherten  halten  wir  es  für  das  listigste,  dass  vorl miig 
alle  erwerbstätigen  Personen,  sofern  ihr  Einkommen  3000  Mark  nicht 
übersteigt,  der  VersicherungspAicht  unterworfen  werden.  Der  letzte  ücwerbckammer- 
nnd  Handwerkertag  forderte  allerdtngs  die  Ausddmutiflr  der  VersicheniiiK  auf  alle 
Personen,  welche  selbständig  ein  Handwerk  l>etrciben,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Höhe  ihres  Einkommens.  Der  VVerkmeistervcrband  wollte  die  Ein- 
kommensgrenze auf  5000  Mark  festgesetzt  wissen.  Wollte  man  die  Festlegung  einer 
Grenzlinie  fänzlidi  unterlassen,  so  würde  das  zu  unhaltbaren  Conseciuenzen  führen. 
Hierzu  kommt.  da«s  nur  ein  geringer  Teil  der  Handwerker  ein  Einkommen  von 
mehr  als  3000  Mark  hat.  Nach  der  Einkommensstatistik  in  Preussen  hatten  im  Jahre 
1898-1899  insgesamt  ByVj  %  aller  Handwerker  ein  Einkonvnen  von  900  bis  3000 
Mark.  Ahnlich  wird  es  auch  bei  den  PrivatangestelUcn  sein :  .uu  li  werden 
solche  mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  3000  Mark  zu  den  Ausnahmen  gehören. 
Es  wird  also  vollständig  genügen,  die  Persontn  mit  einem  Einkommen  von  über 
3000  Mark  zur  freiwilligen  Versicherung  zuzulassen.  Der  Hinanfsetzung  der  bis- 
herigen Gf-nze  von  2000  Mark  auf  3000  Mark  werden  sich  die  eeset7:gebenden 
Körperschaften  umsowcnigcr  abgeneigt  zeigen,  als  ja  auch  bei  der  leuten  Änderung 
der  Unfallversicherungsgesetze  die  Einkommensgrenze  für  die  Veraidienmgspflidift 
auf  3000  Mark  normiert  worden  ist 

Die  Fachzeitschriften,  die  sich  bereits  eingehend  mit  der  Zwangsversicherung 
der  Gewerbetreibenden  beschäftigt  haben,  sehen  eine  der  hauptsächlichsten  Schwierig- 
ketten in  der  Einbringung  der  Beiträge  von  den  Gewerbetreibenden.  Zunächst 
wünschen  wir  in  dieser  Richtung,  dass  im  ganzen  Röche,  wie  es  mit  grösserem 
Erfolge  im  Königreich  Sachsen,  in  Thüringen  u.  s.  w.  geschehen  ist.  die  Beitrags- 
erhebung den  Krankencabsen  übertragen  wird,  die  in  einem  sehr  abgekürzten  Ver- 
fahren die  Beiträge  auch  zwangsweise  beitreiben  können.  Im  übrigen  erwirbt 
aber  bereits  nach  den  jetdgen  Bestimnungen  des  Invalidenversicbemngsgcsetzes  die 
Anwartschaft  nur  derjenige,  der  eine  gewisse  Anzahl  von  Beiträgen  entrichtet  hat. 
Unterlassen  es  also  aus  bösem  Willen  die  Gewerbetreibenden,  die  Beitrage  zu  bezahlen, 
SO  haben  sie  den  Schadoi  selbst  zu  tragen.  Schliesslich  halten  wir  audi  die  Sorge 
um  die  Einbringlichkeit  der  Beiträge  für  übertrieben ;  wäre  die  Gefahr  so  gross,  so 
uäre  es  schlecht  um  die  Handwerksgesellen  u.  s.  w.  bestellt,  für  die  ja  die  Hand- 
werksmeister auch  die  Beitrage  zu  entrichten  haben.  Für  uns  kann  der  Hinweis 
auf  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Handwerker  nur  ein  Grand  mehr  sein,  die  Ver* 
Sicherung  derselben  zu  fordern. 

Sodann  ist  es  noch  eine  Notwendigkeit,  den  jetzt  bestehenden  fünf  l^hnclassen 
drei  weitere  mit  höheren  Beiträgen  und  somit  auch  höheren  Renten  anzugliedern. 
Ein  atff  versidierun|;steclLniscIier  Grundlage  ausgiearbeiteter  Vorschlag  deis  Ma- 
gistratscommissars  für  die  Invalidenversichcrunrr  zu  Königsberg,  des  Herrn  Seel- 
mann, geht  dahin,  noch  eine  Lohnclassc  VI  mit  einem  wuchentlichcn  Beitrag  von 
48  Pfennig,  eine  Lohnclasse  VII  mit  einem  solchen  von  60  Pfennig  und  eine  Lohn- 
classc VIH  mit  einem  solchen  von  72  Pfennig  einzuführen. 

Ausser  dem  für  jede  Rente  feststehenden  Reichszuschuss  von  jährlich  50  Mark 
würden  sich  die  Renten  noch  folgendermasscn  zusammensetzen: 

Ca.«  G,„..be,.^.       Rem.  gS^'woÄE 

VI  140  Mark        ,  l6  Pfennig 

VII  170    „  20  ,. 

VIII  joo  24 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  jahrlich  50  Beitragsmarken  entrichtet  werden, 
würde  beispielsweise  in  der  höchsten  Lohnclasse  die  "Rente  nach  einer  Wartezeit 
von  10  Jahren  jährlich  370  Mark  und  nach  40  Jahren  730  Mark  betragen.    Nun  wird 
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eingewendet  werden,  dass  dieses  doch  recht  kärghchc  Renten  sind,  von  denen  noch 
kein  Mensch  leben  kann.  Dem  gegenüber  ist  zu  bemerken,  .dass  bei  den  genannten 

Beiträgen  nicht  mehr  geleistet  werden  kann,  insbesondere,  wenn  Heilverfahren  und 
Invahdenhauspflege  (§§  i8  und  25  des  Invalidenversicherungsgesetzes)  noch  weiter 
ausgedehnt  werden  sollen.  Keine  der  privaten  Versicherungsgesellschaften  oder 
sonstigen  Pensionscasson  i^t  im  stände,  bei  solchen  niedrigoi  Beiträgen  auch  nur 
ann.ihcmd  die  gleichen  Leistungen  zu  gewähren. 

Abgesehen  von  den  skizzierten,  immerhin  einschneidenden  Änderungen  möchten 
wir  noch  einige  weiteren  vorschlagen,  die  einen  Ausbau  der  bisherigen  Bestimmungen 
darstellen,  die  die  Wirkung  haben,  die  Vorteile  der  Invalidenversicherung  noch  einem 
bccicutcnd  erweiterten  Kreis  von  Personen  zukommen  zu  lassen,  und  den  Zweck, 
die  Invalidenversicherung  in  einem  noch  höheren  Masse  zu  einer  Volks  v  er- 
sieherurtf^  auszugestalten. 

Hierher  geh("irt  zunächst  eine  Beseitigtmg  des  4_'  des  Invalidcnvcrsichcrungs- 
gesetzes.  Nach  den  Bestimmungen  des  selben  wird  weiblichen  Personen,  welche 
cmc  Ehe  etlichen,  auf  Antrag  die  Hälfte  der  für  sie  geleisteten  Beiträge  erstattet, 
wenn  sie  für  mindestens  200  Wochen  Beiträge  entrichtet  liahcn.  Mit  der  Beitrags« 
crstattung  erlischt  die  .Anwartschaft  auf  Rente.  Unseres  Erachtens  ist  diese  Bt Stim- 
mung mit  Recht  viellach  als  ein  Danaergeschenk  für  die  Versicherten  bezeichnet 
worden.  Es  gibt  keine  Bestimmung  in  dem  ganzen  Gesetz,  die  den  wirklichen  Inter- 
essen der  Versicherten  in  ähnlicher  Weise  entgegenwirkt,  wie  diese.  In  allen 
Commenturen  zum  Invalidenversicherungsgesetz,  in  volkstümlichen  Schriften,  überall 
in  Wort  un'd  SchJrift  wird  den  Versicherten  der  Rat  gegeben.  Anträge  auf  Rück- 
erstattung der  Beiträge  nicht  zu  stellen,  sondern  die  Anwartschaft  auf  Rente  durch 
freiwiliipe  \'er>ichcrunp  aufrcc!it7uerli.TlteTi.  W.Trum  steht  dann  die  Bestimmimg 
überhaupt  im  Gesetz?  Die  jungen  Eheleute  lassen  sich  eben  nicht  davon  abbruigen, 
ihre  Erstatttmgsanspniche  zu  stellen.  An  das  Alter  oder  den  frühzeitigen  Eintritt 
der  Invalidität  wird  nicht  gedacht.  Nur  zu  oft  wird  jedoch  bald  das  Geschehene 
bereut.  Durch  die  Bescitiprutig  des  erwähnten  5;  42  allein  wird  indessen  noch  nicht 
viel  erreicht  sein,  denn  wenn  auch  die  Ehefrau  auf  die  Erstattung  der  Beiträge  ver- 
zichtet, so  erhält  sie  doch  bei  dem  späteren  Eintritt  der  Invalidität  die  Invaliden- 
rente nur  dann,  wenn  sie  die  .'\n  wart  schaff  auf  die  Rente  durch  Weiterversicberung 
aufrechterhält.  Die  erworbenen  Rechte  erlöschen,  wenn  während  zweier  Jahre  nach 
dem  auf  der  Quittungskarte  verzeichneten  Ausstellungstag  nicht  mindestens 
20  Wochenbeiträge  entrichtet  werden.  Die  Frau  muss  also  nicht  nur  auf  eine  für 
ihre  N'erhältnisse  nicht  unerhebliche  Geldsumme  verzichten,  sondern  hat  auch  fort- 
laufend weiter  Beiträge  zu  entriciiten.  Die  Erfahrung  hat  aber  gelehrt,  dass  die 
freiwillige  Versidiertmg  frühir  oder  spater  doch  unterbleibt.  Wird  erst  die  Familie 
grösser  und  damit  der  Kampf  ums  tägliche  Brod  immer  härter,  dann  stumpft  das 
Gefühl,  für  die  spätere  Zukunft  sorgen  zu  müssen,  immer  mehr  ab.  Es  ist  daher 
eine  dringende  Notwendigkeit,  nicht  nur  die  Möglichkeit  der  Rückzahlung,  sondern 
auch  die  Bcstinmutngcn  über  das  Erlöschen  der  Anwartschaft  zu  beseitigen. 

Bereits  bei  der  letzten  .'Änderung  des  Invaüdenversicherungsgcsetzcs  hat  man  eine 
Beseitigung  der  letzterwähnten  Bestimmungen  in  Erwägung  gezogen,  schliesslich 
aber  ans  financiellen  Gründen  davon  Abstand  genommen.  Nicht  etwa,  weil  die 
wenigen  Beiträge,  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Anwartschaft  nötig  sind  —  be- 
kanntlich jedes  J.dir  mindestens  10  Wr)chenbeiträge  ,n  14  Pfennig  —  für  die  Ver- 
sicherungsanstalten von  irgendwelcher  materiellen  Bedeutung  sind,  sondern  weil  sehr 
viele  Versidierte  den  Anspruch  erlöschen  lassen,  so  dass  die  Versicherungsanstalten 
deren  Beiträge  ohne  Gegenleistung  erhalten  haben.  Mit  solchen  Maximen  aber 
nähert  sich  die  staatliche  Einrichtung  bedenklich  manchen  unlauteren  Privai- 
versichenuigifeseltacliaftai,  die  nur  darauf  warten,  dass  ein  Versicherter  mit  wenigen 
Tagen  die  Beiträge  in  Rfickstand  UUst,  weil  dann  die  Police  verfällL  Bei  einer 
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rocileji  \  cr-ichcrung-cinrichtung  sollte  eine  Bcitragslcistimg  ohne  Gegenleistung  nur 
in  solchfu  Fallen  \ orkoninien,  in  (it-ncii  der  \'ersichcrung>fall  nicht  eintritt.  Ins- 
besondere sollte  der  Gescizgeber  bestrebt  sein,  bei  der  staatlichen  Versicherung  die 
einmal  erworbene  Anwartschaft  zu  erhalten,  nicht  aber  die  Versidierten  auf  den 
Weg  der  freiwilligen  Versicherung  zu  verweisen,  wodurch  ohnehin  das  Prindp  der 
Zwangsversicherung  durchbrochen  wird. 

£$  steht  also  ausser  Zweifel,  dass  durch  die  Aufhebung  der  beiden  genannten 
Gesetzesbestimmungen  eine  erheblich  grosse  Zahl  von  Personen  in  den  Renten- 
geniiss  treten  würde;  inslwsondere  würde  das  hei  den  Arbeiterfrauen  der  Fall  sein, 
die  nach  der  Klieschlicssung  Lohnarbeit  nicht  mehr  verrichten.  Sind  doch  für  das 
Jahr  1900  allein  156239  Beitragserstattungen  in  Heiratsfällen  festgesetzt  worden. 
Aber  auch  den  Ehefrauen,  die  nach  der  Verheiratung  eine  versicherungspflichtige 
Tätigkeit  wieder  ausüben«  würde  die  Unterbleihung  der  Rnckzahlung  insofern  zu 
statten  komuien.  als  sie  später  eine  höhere  Rente  erhalten.  Auch  den  Gewerbe- 
gehilfen, die  sich  selbständig  madien.  wird  4^  Verbleiben  der  Anwartschaft  vorteil- 
haft sein,  umsomchr,  als  ja  die  sclhstoiidi^^i'  Herrlichkeit  in  der  Regel  nicht  von  langer 
Dauer  ist;  sollten  sie  es  aber  doch  ausnahmsweise  zu  einer  Wohlhabenheit  bringen, 
so  wird  der  eventuelle  Rentaigenuss  ein  Trost  dafür  sdn,  dass  sie  für  ihre  Arbeiter 
gesetzmässig  mit  die  Hälfte  der  Beiträge  /u  entrichten  hatten. 

Verbesscrungsbediirftig  sind  ferner  die  Be-timmimgcn  über  die  Grenze  der 
Invalidität.  Nach  dem  InvaiiUenversichcrungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  '>cgt  Inva- 
lidität nur  dann  vor,  wenn  die  Versichierten  infolge  von  Alter,  I^ankheit  oder 
anderen  Gebrechen  nicht  mehr  im  stände  sind,  durch  eine  ihren  Kr.nftcn  und  Fähig- 
keiten entsprechende  Tätigkeit.-  die  ihnen  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Aus- 
bildung und  ihres  bisherigen  Berufs  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel  desjenigen 
/II  erwerben,  was  körperlich  und  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit  ähn- 
licher Ausbildung  in  dcrsell)en  Gegend  durch  Arl)cit  zu  verdienen  pflegen.  Nun  ist 
aber  bei  den  Arbeitern  schon  bei  normaler  Erwerbsfähigkeit  der  Verdienst  so  gering, 
das«  die  nadi  diesen  Bestimmungen  festgesetzte  Grenze  der  Invalidität  bei  einem 
ganz  minimalen  Jahresarbeitsverdienst  liegt.  Was  für  geringe  Löhne  in  Betracht 
kommen,  kann  man  zum  Beispiel  aus  den  von  deii  Behörden  festgesetzten  t)rts- 
ublichen  Tagelöhnen  ersehen.  Dieselben  betragen  für  eine  ganze  Reihe  von  Be- 
zirken für  die  erwachsenen  mannlichen  Arbeiter  nur  t,ao  Mark  täglich.  Leider 
entsprechen  diese  S.ntzc  auch  meist  dem  wirklichen  Verdienst  gewisser  Arbeiter- 
gruppcn.  Solange  nun  ein  derartiger  Arbeiter  noch  einen  taglichen  Verdienst  von 
40  Pfennig  erzielt,  muss  sein  Antn«  auf  Invalidenrente  abgelehnt  werden.  Demnach 
schützt  bei  einer  so  tief  liegenden  Invalidttätsgrenze  das  Gesetz  die  betreffenden  Ar- 
beiter auch  nicht  vor  der  allcrgrössten  Not.  Hierbei  ist  noch  ausdrücklich  zu  be- 
merken, dass  bei  zahlreichen  Arbeiterkategorieen  der  Lohn  noch  nicht  eimnal  i,ao 
Mark  pro  Tag  beträgt.  Man  denire  nur  an  die  Aufwärterinnen,  landwirtschaftlichen 
Arbeiterinnen  u.  n.  E>  ist  daher  eine  dringende  N  >t wendigkeit,  mindestens  für 
die  untersten  Schichten  des  Arbeiterstandes  die  Grenze  der  Invalidität  heraufzusetzen. 
Dtscutabel  ist  ein  Vorschlag,  der  bereits  bei  der  Beratung  des  Invalidenversicherungs- 
gesetzes in  der  Rdcbstagscommission  gemacht  wurde,  nämlich  der,  dass,  wenn  das 
Drittel  desjenigen,  was  ge'<und<-  T.ohnarheiter  derselben  Art  zu  verdienen  pflegen, 
geringer  ist,  als  die  Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohnes,  diese  Hälfte  die  Grenze 
der  Invalidität  abgeben  soll. 

Schliesslich  sei  noch  kurz  darauf  hingewiesen,  dass  auch  die  Bestimmungen  des 

15,  Absatz  2,  Satz  2,  und  des  §  48,  Absatz  i,  Ziffer  i  und  2.  des  Invalidenversiche- 
rungsgesctzes  beseitigt  werden  .sollten.  Durch  die  ersterwähnte  Bestimmung  wollte  es 
der  Gesetzgeber  vertucidcn.  dass  ein  Versicherter,  der  lediglich  durch  einen  Unfall 
erwerb-iunfiihig  Im  Sinne  des  Gesetzes  wird,  neben  der  Unfallrente  noch  die  Inva- 
lidenrente erhält.    Weshalb  nicht?  Er  hat  doch  durch  seine  Beitragsleistung  einen 


Digidzca  by  Cjcjo^Ic 


f  KIEDRICH  KLEEIS  •  DER  AUSBAU  DER  INVALIDENVERSICHERUNQ 


645 


Ansimich  darauf  «rworben.  Dass  ihm  die  Hälfte  der  Beiträge  erstattet  wird,  ist 

nur  ein  schwacher  Trost  Ahnlich  liegt  es  auch  mit  §  48,  Absatz  i,  Ziffer  3,  wonach 
die  Rente  für  Beamte  und  deren  Witwen  ruht,  solange  und  soweit  die  denselben 
gewährten  Pensionen  etc.  unter  Hinzurechnung  der  iimen  nach  dem  Invalidenver- 
sichentngsgesetz  zugesprochenen  Rente  den  7V(ifachen  Grundbetrag  der  Invaliden' 
rcnie  übersteigen.  Dio^t-r  Betrag  beläuft  sich  in  der  nicdripstcn  (I.)  Lohnclasse 
auf  450  Mark  und  in  der  höchsten  (V.)  auf  750  Mark.  Als  diese  Bestimmungen 
geschaffen  wurden,  begründete  man  sie  damit,  dass  für  die  in  Frage  kommenden 
Personen  eine  weitergehende  Fürsorge  nicht  nötig  sei.  Wer  die  Höhe  der  Pen- 
sionen kennt,  weiss,  dass  die.sc  Behauptungen  unzutreffend  sind.  Geradezu  eine 
Harte,  die  mit  dem  Wesen  jeder  Versicherung  in  Wider.spruch  .steht,  ist  es  aber, 
dafs  die  Beamtenfrauen  Invalidenversicherungsbeiträge  zahlen  müssen,  sofern  sie, 
was  sehr  häufig  vorkommt,  eine  versicherungspflichtige  Beschäftigiuig  ausüben, 
gleichwohl  aber  niemals  in  den  Gcnuss  einer  Rente  treten  können,  sofern  der  Unter- 
stützurigsfall  nach  dem  Tode  des  Ehemannes  eintritt.  Sie  bekommen  in  diesem  FaUe 
nicht  einmal  die  geleisteten  Beiträge  zurückgezahlt. 

Nachdem  wir  gezeigt,  wie  mid  in  welcher  \Vfi-;c  die  Invalidonvorsicherung  zU 
einer  allgemeinen  Volksversicherung  ausgebaut  werden  kann,  bleibt  noch  die  Frage 
zu  erörtern,  wie  die  Lasten  der  Erweiterung  anfzubringen  sind.  Soweit  die  Ein- 
beziehung der  Handwerker  u.  s.  w.  in  Frage  kommt,  würden  dieselben  ihre  An- 
sprüche durch  ihre  eigenen  Beitrage  decken.  Unsere  olvon  angegebenen  Vorschläge 
beruhen  ja  auf  denselben  versicherungstecluuschen  Grundlagen,  wie  die  übrigen 
Leistungen  des  Invalidenversichenmgsgesetzes.  In  welchem  Masse  die  Versidte- 
runp-anstaltcn  belastet  würden,  wenn  allgemein  der  Verlust  der  A-n'.  artschaft  be- 
seitigt wird,  lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  feststellen.  Man  kann  aber  in  Berück- 
sichtigung aller  Umstände  behaupten,  dass  die  Belastung  keine  allzu  grosse  sein 
würde.  Es  muss  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  mit  dem  Unterlassen  der  Bei- 
tragsrückzahlung den  Versicherungsanstalten  grosse  Summen  verbleiben ;  wurden 
doch  im  Jahre  1900  für  Heiratsfälle  allein  4964678  Mark  erstattet.  Hierzu  kommt, 
dass  trotz  der  Rückzahlung  viele  Frauen  durch  Wiedereintritt  in  die  Versidiemng 
doch  sehr  bald  auch  in  den  Genuss  der  Rente  kommen,  die  Versicherungsanstalten 
also  doch  denselben  Grund  betrag  der  Rente  zu  bezahlen  haben,  als  wenn  die  Rück- 
zahlung nidit  stattgefunden  hätte. 

Dass  im  wetteren  auch  der  Staat  im  stände  ist,  den  Mehrbedarf  an  Reidissuschuss 
fnr  die  Renten  atifzubringcn.  sofern  der  gute  Wille  dazu  vorhanden  ist.  bedarf  keiner 
Erörterung.  Nur  dieser  gute  Wille  kann  angezweifelt  werden.  >Es  fragt  sicli,  ob 
wir  diesen  Rubicon  überschreiten  können«,  meinte  der  Staatssecretair  Graf  Posa- 
dowsky  am  14.  Januar  1904  im  Reichstag,  als  er  über  die  Einführung  der  Invaliden- 
versicherung für  die  selbständigen  Handwerker  interpelliert  wurde.  Er  sagte  da- 
mit, dass  die  Ausdduiung  der  Rcicl\szvvangsversicherung  auf  die  selbständigen 
Existenzen  die  gesamte  socialpolitiscbe  Gesetzgdiung  umwälzt. 

Überschreiten  wir  den  Rubicon!  Die  kaiserlichen  Botschaften,  auf  die  sich  der 
Staatssecretair  bezog,  sprechen  davon,  dass  es  Aufgabe  jedes  christlichen  Staats- 
wesens sei,  für  die  Bentdosen  zu  sorgen.  Gehört  der  weitaus  grösste  Teil  der 
Handwerker  nicht  längst  auch  schon  /u  den  Besitzlosen?  Warum  soll  die  Grenze 
der  Versicherungspflicht  lediglich  in  der  l'nselbständigkeit  der  Personen  liegen?  Die 
Scibstündigkeit  der  Handwerker  hat  liicutzutage,  materiell  genommen,  nicht  die 
allergeringste  Bedeutung  mehr.  Man  sagte  weiter:  man  dürfe  das  Versicherungs- 
princip  nicht  überschreiten,  so  dass  schliesslich  die  Eigenschaft  des  Menschen,  selbst 
für  seine  Zukunft  zu  sorgen,  gelähmt  werde ;  das  könnte  eine  höchst  bedenkliche 
psychologische  Wirkung  für  den  Charakter  eines  Volkes  haben. 

Bedenklidi  ist  es.  einer  Gescllschaftsschicht,  die  notorisch  nicht  für  ihre  Zukunft 
sof]gen  kann,  die  Hilfe  des  Staatea  zu  versagen.  Inwieweit  audi  das  Sorgen  für 
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dir  Zukunft,  .»fern  ciivclnc  Glieder  des  Volkes  überhaupt  daza  in  der  Lage  ?ind. 
seine  sociale  Kebrscile  hat,  ist  hier  nicht  der  Ort,  auseinandcrnisctzen.  Un<:ercs  Er- 
achten« wird  sich  in  kurzer  Zeit  die  L"l)erschreitung  des  Rubicon  so  sehr  als  Not- 
wendigkeit erweisen,  dass  auch  die  verbündeten  Regierungen  mitgehen  müssen. 
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Kaum  eine  andere  Erscheinung  in  dem  weilen  (k'biet  deutscher  Justiz  hat 
die  Arbeiterschaft,  und  nicht  nur  die  socialdemokratische,  so  tief  empört, 
wie  die  Anwendung  des  Erpressungsparagraphen  auf  Coalitionsvergehen  oder, 
richtiger  gesagt,  auf  Handlui^n,  die  auf  Grund  des  Coalitionsrechts  durchaus 
rechtmässig  und  nach  keiner  anderen  Bestimmimg  irgend  eines  Gesct/es  straf- 
fäHig  sind.  In  der  Tat  sind  die  Verurteilungen  so  ausserordentlich,  die 
Umstände  ihrer  Entstehung  so  auffallend,  dass  diese  Entrüstung  ebenso  begreif- 
lich, wie  hcs;ründet  erscheint.  Die  Gefahr,  der  durch  diese  Ausdehnimg  dis 
BcgriiYs  der  Erpressung  das  gesamte  Coalitionsrecht  ausgesetzt  ist.  wird  mau 
sich  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  beiden  Jahre  riesengross  vorstellen 
müssen.  Aber  noch  schlimmer  ist  die  Ehrlosigkeit,  die  dem  Vergehen  der  Er- 
pres<;ung  anhaftet  und  die  jetzt  auch  auf  die  verurteilten  Arbeiter  übertragen 
werden  soll.  Lässt  doch  das  Gesetz  neben  der  langen  Freiheitsstrafe  von  min- 
destens einem  Monat  bis  zu  fünf  Jahren  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
reolite  als  Xebenstrafc  zu.  Der\'crlu<t  der  Ehrenrrclito  für  Arbeiter,  die  mit  ge- 
rechten Walfen  für  ein  menschenwürdiges  Los  kämpfen!  Das  ist  schlimmer, 
als  das  Zuchthaus gc setz.  Und  herbeigeführt  ist  dieser  Zustand  durch  den 
höchsten  Justidieamten  Preussens.  Gemeinsam  mit  dem  Minister  des  Innern 
hat  der  Tvi*<tizmintstcr  in  einem  Erlass  vom  Herbst  iqoi  die  Staatsanwälte,  die 
doch  wahrhaftig  schon  von  selbst  den  terroristischen  Ausschreitungen  der 
Arbeiter  scharf  genug  entgegentreten,  auf  die  Verwendung  dieses  Pa^^^llphen 
ge^rti  I,f)bnl)ewegungen  hingewiesen.  Tin  Riirhst;;tr  hat  er  freilich  als  prcus- 
sischer  BundesratsbevoUmächtigter  diesen  Erlass  nicht  zu  verteidigen  gewagt, 
sondern  sich  damit  in  das  preussische  Abgeordnetenhaus  geflüchtet,  in  diesen 
beliebten  Schlupfwinkel  der  Reaction,  in  dem  er  vor  der  Kritik  socialdemo- 
kratischer  \'olksvcrtretcr  sicher  war. 

Der  §  253  des  Reichsstrafgesetzbuches,  der  Erpressungsparagraph,  bedroht 
denjenigen,  der,  >um  sich  oder  einem  Dritten  einen  rechtswidrigen  Vermögens- 
vorteil zu  verschaffen,  einen  andern  durch  Drohung  zu  einem  Handeln. 
Dulden  oder  Unterlassen  nötigte.  Hieran  hat  die  juristische  Auslegekunst 
geschlossen,  dass  rechtswidrig  jeder  Vermögensvorteil  sei,  auf  den  man  noch 
kein  zweifelloses,  klagbares  Recht  habe,  und  dass  Drohung  Anlcfindigung  eines 
jeden  (*bols  sei  —  auch  eines  solchen,  zu  dessen  Zufügimg  man  an  sich  berech- 
tigt sei,  zum  Beispiel  eines  Strikes,  einer  Aussperrung.  .Mit  Hilfe  dieser  Be- 
griffsbestimmungen ist  man  dann  zu  den  unglaublichsten  Urteilen  gekommen, 
die  jedem  gesunden  Menschenverstand  und  jedem  Rechtsgefühl  widersprechen. 
Eine  reichhaltige  Liste  solcher  falschen  Wahrsprüche  hat  im  Archiv  für  sociale 
Gesetzgebung  Genosse  Wolf  gang  Heine  auch  aus  seiner  eigenen  Praxis  zu> 
sammengestelh.  Trefflicb  hat  er  auch  die  \Vi<lersinnigkeit  der  oben  kurz  dar- 
gestellten Auslegungsweise  nachgewiesen  und  selbst  eine  vernünftige  Grenze 
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für  den  Geltungsberetdi  des  §  253  gezogen.  Aber  er  gibt  sich  keinen  Hoff- 
nungen hin:  er  weiss,  dass  die  deutschen  Richter,  die  nach  ihrer  Herkunft  uii  I 
ihrem  Verkehr  in  den  Anschauungen  der  herrschenden  Classe  stecken,  wciterliin 
ehrlichen  Arbeitern  als  Erpressern  die  FJirenreclitc  abspreclicn  werden,  und 
erwartet  eine  Besserung  nur  von  einer  Änderung  des  Gesetzes. 

Ein  schwacher  Trost!  Wer  weiss,  wie  lange  das  jetzige  Strafgesetzhucli 
noch  in  Kraft  bleibt,  und  vor  allein:  wer  weiss,  wie  das  künftige  aussehen  wird! 
Hat  doch  auf  der  Jüngsten  Stuttgarter  Tagung  der  Internationalen  crimina- 
listischen  Bereinigung  einer  der  wärmsten  Fürsprecher  dieser  Reform.  Pro- 
fessor von  Liszt,  zu  grösster  Skepsis  gemahnt.  Da  lohnt  es  sich  der  Mühe,  die 
Frage  zu  untersuchen,  ob  man  denn  die  Richter  nicht  zwingen  kann,  zu  einer 
vernünftigeren  Auffassung  des  Begriffs  Erpressung  zu  konunen,  und  ob  nicht 
gerade  die  .Arbeiterschaft  ans  der  jetzt  herrschenden  richterlichen  Auffassung 
Nutzen  für  ihren  Kampf  ziehen  kann. 

Die  jetzige  Auslegung  des  §  253  föhrt,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  za 
folgendem  Urteil:  Wenn  ein  einzelner  Arbeiter  mit  einem  einzelnen  Unter- 
nehmer über  seine  Einstellung  unterhandelt,  der  Fabrikant  nur  40  I^fennig 
Stundenlohn  zahlen  will,  der  Arbeiter  aber  erklärt,  unter  45  Pfennig  werde 
niemand  in  Arbeit  treten  wollen,  so  macht  er  sich  der  Erpressung  schuldig, 
denn  um  sich  einen  Vermögcnsz'ortcil  zu  verschaffen,  auf  den  er  noch  kein 
klagbares  Recht  hat,  droht  er  mit  einem  Cbel,  nämlich  dem,  dass  der  Fabrikant 
keine  Arbeiter  finden  werde,  zum  mindesten  mit  dem  Übel,  dass  er  bei  diesem 
Unternehmer  nicht  arbeiten  werde,  was  ja  unter  Umständen  diesem  sehr  un- 
angenehm ist.  Aber  die  Auslegekunst  treibt  es  nodi  weiter:  der  Arbeiter  braucht 
gar  nicht  zu  drohen.  »Entscheidend  ist  immer  die  wahre  Absicht,  Furcht  vor 
der  Verwirklichung  des  fbcls  zu  erregen,  ohne  dass  es  auf  den  Wortlaut  der 
Äusserungen  des  Drohenden  ankommt,  die  vielleicht  ein  ganz  anderes  Motiv 
betonenc,  sagt  ein  im  XV.  Bande  der  Entscheidungen,  auf  Seite  333,  ver- 
öffentlichtes Reichsgerichtsurteil.  Im  obigen  Falle  brauchte  also  der  Arbeiter 
zum  Beispiel  nur  zu  sagen,  damit  kninie  er  nicht  ausknnmien.  und  sofort  er- 
kennt ein  hohes  Gericht  seine  wahre  Absicht  und  steckt  ihn  auf  mindestens  einen 
Monat  ein. 

Nun  Hegt  doch  die  Sache  so,  dass  ja  auch  der  Fabrikant,  der  Arbeitgeber, 

sich  einer  Frpressimg  oder  miTidestens  eines  X'ersnches  —  der  N'ersuch  ist 
strafbar  —  schuldig  niacht;  denn  auch  er  sucht  einen  \'ermögensvortcil,  auf 
den  er  noch  kein  Recht  hat,  nämlich  die  Ausnutzung  der  Kraft  des  Arbeiters 
gegen  nur  40  Pfennig  Lohn.  Diesen  rechtswidrigen  \'ennögensvorteil  also 
sucht  er  durch  die  Drohung  der  Entlassung  respective  Nichtannahme  als 
Arbeiter  durchzusetzen.    Auch  er  muss  ins  Gefängnis. 

Nach  dieser  geistvollen  Interpretation  begeht  jeder  Mensch  bei  fast  jedem 
Kauf-,  jedem  Werk-  oder  Dienstmietevertrag  täglich  eine  Unzahl  von  Er- 
pressungen, und  man  kann  jedem  gratulieren,  der  noch  nicht  wegen  \'ergehens 
gegen  §  253  in  Moabit  oder  Plötzensee  weilt,  besonders  jedem  Arbeitnehmer 
oder  .Arbeitgeber. 

Aber  nun  kommt  der  Unterschied.  Wenn  ein  Arbeiter  angeklagt  ist, 
dann  hat  der  Gerichtshof  geglaubt,  »derartigen  Ausschreitungen  energisch 

entgegentreten  zu  müssen«,  wie  es  in  einem  im  Jahresbericht  IQ03  der  ßerltncr 
Gewerkschaftscommission  abgedruckten  Urteile  heisst.  Wenn  aber  ein  U  n  - 
ternehmer  angeklagt  wird,  dann  suchen  und  grübeln  die  Gelehrten,  wie  sie 
ihn  wohl  aus  der  eisern  logischen  Kette  des  Unsinns,  die  sie  selbst  geschmiedet 
haben,  herauswinden  könnten.  Bei  den  Erpressungsklagen  kann  man  das  freilich 
nicht  leicht  beobachten,  denn  es  ist  kaum  ein  Fall  bekannt,  in  dem  ein  Arbeit - 
gd)er  wegen  einer  gegen  Arbeitnehmer  veräbten  Erpressung  verurteilt  oder 
auch  nur  angeklagt  worden  ist  —  die  verfolgten  und  gdietzten  Arbeiter  scheuen 
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sich  leider  noch  immer,  Gleiches  mit  Gleichem  zu  vergelten  und  in  wirtschaft- 
lichen Kämpffii  mit  Strafanzeigen  vorzugehen  -  -.  aber  ganz  ähnliche  hierfür 
vorbildliche  Beispiele  aus  dem  Gebiet  des  Civilrcchts  liegen  gegen  oder,  besser 
gesagt,  für  die  Ariieitgeber  vor.  Und  das  kommt  so:  In  §  826  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  \v  ird  bemmmt,  dass  derjenige,  der  in  eitK-r  gegen  die  guten  Sitten 
vcrstossenden  Weise  einem  andern  vorsätzlich  Schaden  zufügt,  diesem  zum 
Ersatz  des  Schadens  verpflichtet  ist.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  haben 
ausgesperrte  Arbeiter  wiederholt  versucht,  von  den  Unternehmern  Schadens- 
ersatz zu  erlangen.  Die  Begrinifhing  ist  ungcfiihr  die:  dass  es  gegen  die  guten 
Sitten  verstösst,  jemandem  die  Gelegenheit,  seinen  Beruf  auszuüben  und  sich 
und  seine  Familie  zu  ernähren,  grundlos  zu  entziehen.-  - 

Das  erste  Beispiel  einer  solchen  Klage  boten  die  Hamburger  Hafenarbeiter. 

Sie  wurden  vom  Reichsgericht  als  höchster  Instanz  abgewiesen,  weil  die  Arbeiter 
nicht  das  als  verwerflich  ansehen  könnten,  was  sie  umgekehrt  häufig  als  Mittel 
in  wirtschaftlichen  Kämpfen  anwendeten.  Wenn  diese  Aussperrung  zur  Be* 
zwtngung  eines  kleineren  Av;  Standes  ein  Verstoss  gegen  die  guten  Sitten  sei, 
so  müspten  es  auch  die  Sympathiestrikcs  sein,  und  das  könnten  die  Arbeiter 
selbst  nicht  behaupten  wollen  u.  s.  w.  —  Also:  wenn  es  den  Unternehmern  an 
den  Kragen  oder  —  was  fast  noch  schlimmer  ist  —  an  den  Gddbeutel  gdien 
soll,  (laiiii  w  issen  preussische  Richter  auf  einmal,  sich  in  das  Denken  und  Fühlen 
der  Arbeiterclasse  emzuleben,  als  ob  sie  es  —  immer  täten. 

Solche  Schadensersatzkl^nen  lassen  sich  ntui  audi  mit  §  823,  Absatz  2,  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  begründen,  und  dann  kann  die  Grundlage  der 
Civilklage  mit  der  Anklage  wegen  Erpressung  wörtlich  zusammenfallen.  Der 
genannte  Paragraph  legt  nämlich  die  Schadenscrsaizptlichi  auch  demjenigen 
auf,  der  g^n  ein  zum  Schutze  eines  anderen  dienendes  Gesetz,  also  zum 
Beispiel  den  Erpessungsparagraphen.  verstö'^st.  Auch  in  einer  solchen  Klage- 
sache liegt  ein  Reichsgerichtsurteil  vor,  veröllentlicht  im  LI.  Band  der  Ent- 
scheidungen, auf  Seite  370  bis  385.  Sdion  der  Umstand,  dass  die  Begründung 
des  Urteils  die  ungewöhnliche  Länge  von  15  Druckseiten  hat,  zeigt  zur  Genüge, 
wie  sorgfältig  sich  das  Gericht  die  einschlägigen  Fragen  überlegt  hat.  ehe  es 
den  Unternehmer  aburteilte,  das  heisst  den  klägenschen  Arbeiter  abwies.  Es 
handelt  sich  dabei  um  folgenden  Tatbestand: 

>AIv  Dr.  E.  ^ich  weigcrto  .  .  .,  U-ytcn  die  Planicrcr  dii-  .\rl)cit  ohne  Kündigung 
nieder,  und  am  6.  Januar  1900  kündigten  in  grosser  Anzahl  aucli  die  anderen  Arbeiter. 
Einige  Tage  darauf  versandte  Dr.  E.  ein  Rundschreiben,  in  weldiem  er  ....  an  die 

Adressaten  die  Bitte  richJete.  seiner  Firma  dadurch  eine  indirecte  UntiTsuit/nng  zu 
teil  werden  zu  lassen,  dass  sie  von  den  am  Schluss  genannten  88  Arbeitern  keinen 
in  ihren  Dienst  aufnähmen.« 

Man  sieht,  die  l-!pressung  ist  geradezu  in  einem  Mustcrfall  gegeben.  Die 
Drohung:  dass  (Ue  88  Arbeiter  von  keinem  Fabrikanten  der  Branche  respective 
des  Gebietes  Arbeit  bekämen.  Der  Zweck:  die  Arbeiter  zu  einer  Handlung 
(Wiederaufnahme  der  Arbeit)  zu  zwingen.  Die  Widerrechtlichkeit:  der 
Fabrikant  hatte  keinen  Anspruch  darauf,  dass  die  .Arbeiter  auf  ihre  Forderung 
verzichteten  —  es  handelte  sich  um  15  Reichsmark  im  ganzen  I  —  und  die 
Arbeit  wieder  aufnähmen-.  Trotz  aller  dieser  Kriterien  verurteilte  das  Gericht 
den  Beklagten  nicht  und  begründete  das  mit  folgenden  denkwürdigen  Aus- 
führungen: 

»Die  in  den  heutigen  gewerblichen  Lohnkämpfen  von  der  einen  wie  von  der  an- 
deren Seite  zur  Anwendung  gebrachten  Massregeln,  wie  Strike  und  Aussperrung, 
w  erden  p  e  w  <i  h  n  1  i  c  Ii  die  Bedeutung  eines  auf  den  anderen  Teil  geübten  Druckes 
oder  Willcnszwangcs  hal>en  und  .-»uf  materielle  Schädigimg  des  Gegners,  soweit 
solche  mit  zeitweiliger  Beeinträchtigxmg  seiner  Erwerbslage  verknüpft  ist.  abzielen, 
ohne  dass  man  deshalb  solchen  Handlungen  den  Charakter  einer  sittlich  verwerf- 
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liehen  Handlung  beilegen  dürfte.    Es  wird  auch  hier  von  der  herrschenden 

sittlichen  Anschauung  in  weitem  Masse  dem  Selbstschutz  und  den  ge- 
werblichen Bestrebungen,  das  freie  Spiel  wirtscltaftlicker  Kräfte  und  ihre  Betätigung 
durdi  genossenschaftliche  Selbsthilfe  zn  regeln,  Rechnung  getragcn.c 

Wie  vernünftig  kann  doch  der  6.  Civilseiutt  am  2$.  Mai  1901  sprechen:  Ja, 
ja,  die  herrschende  sittliche  Anschauung ! 

Mit  diesem  Urteil  hatte  die  Classcnjustiz  in  der  verschiedenen  Beurteilung 
von  Reich  nnd  Arm  einen  Höheptmct  erreicht:  walillos  wurden  die  Arbeiter 
wegen  Erpressung  verurteilt,  selbst  ein  Gcwcrkschaftsbcvollniächtigter,  der, 
um  eine  Lohndifferenz  auszugleichen,  mit  einem  Fabrikanten  so  tutterhandclte, 
dass  diesem  selbst  nicht  eine  Secunde  lang  der  Gedanke  an  eine  Bedrohung 
kam,  wurde  auf  Grund  seines  eigenen  Berichts  in  der  nächsten  Gewerkschafts- 
versammlung vom  Staatsanwalt  angeklagt  und  vom  Gericht  bestraft.  Das 
Nähere  über  diesen  unglaublichen  Fall  kann  man  in  dem  citicrten  Aufsalz 
Heines  nachlesen.  Die  Unternehmer  dag<q;en  blieben  nicht  nur  von  der  Straf- 
klage der  Erpressung  frei,  sondern  konnten  auch  abweisende  Urteile  erstreiten, 
wenn  die  Arbeiter  sie  auf  Grund  der  §§  S23,  S26  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs auf  Schadensersatz  verklagten. 

Dabei  muss  zur  Klarstellung  der  Beziehungen  zwischen  Civil-  und  Straf- 
recht  noch  hervorgehoben  werden,  dass  §  253  des  Strafgesetzbuchs  von  rechts- 
zvidrig,  §  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  von  einem  V^erstoss  gc^cn  die  guten 
Sitten  spricht.  Letxeres  ist  der  weitere  Begriff.  Was  gegen  die  guten  Sitten 
ist.  muss  nicht  immer  rechtswidrig  sein  —  man  denke  an  den  Differenz- 
einwand !  — ,  aber  alles,  was  dem  Gesetz  direct  zuwiderläuft,  ist,  wenigstens  nach 
der  richterlichen  Auffassung,  gegen  die  guten  Sitten.  Verneint  also  das  Ge- 
richt bei  den  Unternehmern  die  Verletzung  der  guten  Sitten,  so  kann  bei  den 
.-\rbeitern  von  Rechtswidrigkeit  tmd  damit  von  Erpressung  gar  nicht  die 
Rede  sein. 

Aber  so  schwer  die  Arbeiterschaft  auch  tmter  dem  heutigen  Classen  recht 
zu  leiden  hat,  so  mussten  doch  so  merkwürdige  Classen  u  r  t  e  i  1  e  die  Ein- 
heitlichkeit der  Classen  Justiz  stören,  musste  die  Classen  rechtsprech- 
ung  der  Oassengeset 2 gebung  zuwiderlaufen.  In  dem  Augenblicke,  wo 
das  eintrat,  konnte  die  Action  des  Proletariats  einsetzen.  Es  galt  nur,  diesen 
Widerspruch  —  der  den  Richtern  offenbar  nicht  hatte  zum  Bewusstsein  kommen 
können,  weil  hier  nicht  der  Wortlaut  des  Gesetzestextes  für  ihre  Urteile  mass- 
gebend war,  sondern  weil  der  Widerstreit  in  der  Auffassung  der  Arbeiter  und 
Unternehmer  über  den  Begriff  der  guten  Sitten  entschieden  werden  musste  — 
greifbar  zu  machen.  Zu  diesem  Zweck  bat  ich  schon  im  October  vorigen 
Jahres  das  Centraiorgan  unserer  Partei,  den  Vorwärts,  die  Arbeiter  auf- 
zufordern : 

1.  jede  Anldap;e  wegen  Erpressung  bis  zur  Entscheidung  durch  das  Reichs- 
gericht zu  treiben,  um  dnrdi  die  UK^lichst  grosse  Zahl  seiner  Entscheidungen 
eine  genaue  Feststellung  der  Grenzen  zu  arluüten,  innerhalb  deren  der  höchste 

Gerichtshof  Erpressungen  als  gegeben  ansieht; 

2.  in  jedem  geeigneten  Fall,  zum  Beispiel  bei  der  damaligen  Aus^»errung  der 
Metallarbeiter  oder  der  jetzigen  Anwendung  sdiwarzer  Listen  gegen  die  vorher 
sinkenden  Werkstättenarbeiter  der  Grossen  Berliner  Strassefibahii,  Anzeige  auf 
Grund  des  §  253  des  Strafgesetzbuchs  und  Sdiadensersatzklagc  auf  Grund  der 
§§  823,  826  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  anzustrengen  niä  auch  in  jedem 
dieser  Fälle  womöglich  eine  Entscheidung  des  Reichsgeridits  herbeizuführen. 

Der  Zweck  dieser  Cbung  sollte  nicht  etwa  sein,  zur  Vermehrung  der  Gerichts- 
kosten beizutragen,  war  vielmehr  der:  §  137  des  Gerichtsvcrfassungsgesetzes 
bestinunt,  dass,  wenn  ein  Civilsenat  des  Reichsgerichts  von  einem  andern  Civil- 
seoat  oder  ein  Strafsenat  von  einem  andern  Strafsenat  oder  ein  Civilsenat  von 
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einem  Strafsenat  in  der  Beurteilung  einer  Rechtsfrage  abweicht, 

n'iu'  Plenarsitzung  der  Civil-,  der  Straf-  oder  der  Civil-  und  Strafseiintc  diese 
Rechtsfrage  entscheiden  müsse.  Eine  solche  Abweichung  wäre  bei  der  grossen 
Zah!  der  nach  dem  obigen  Vorschlag  vom  Reichsgericht  zu  entscheidenden  An- 
kla-rii  und  Klagen  gegen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sehr  bald  auch  in 
deutlich  erkennbarer  Form  eingetreten,  und  eine  Plenarentscheidung  hätte  dann 
eine  für  Arbeiter  und  Unternehmer  glcichmässig  gütige,  für  die  zukünftigen 
Entscheidungen  vorbildliche  Nonn  geschaffen.  Die  VommrtsreAacÜcn  lehnte 
jedoch  den  Abdruck  der  genannten,  in  längeren  juristischen  Ausfühnmgen  \)v- 
gnindeten  Aufforderung  ab:  sie  könne  den  Vorschlägen,  in  denen  mein  Artikel 
gipHe,  nicht  2ustiromen. 

Indes,  die  Entwickelung  ist  auch  ohne  diese  besondere  Aufforderung  den 

richtigen  Weg  gegangen.  "Zur  Zeit  schwebt  eine  Fülle  derartiger  Processe,  SO 
gegen  die  Bäcker  in  Kiel  und  Berlin,  gegen  die  Metallarbeiter  und  Metall- 
warenfabrikanten in  Nürnberg*)  u.  s.  w.  Vor  allem  aber  hat  Genosse  Dr,  Karl 
Liel)knccht  nach  den  Zeitungsberichten  in  öffentlichen  Versammlungen  die  Ge- 
werk>cbafter  gebeten,  ihm  Mitteihuig  von  allen  zur  Anzeige  und  Klage  ge- 
eigneten Fällen  zu  machen,  und  sich  bereit  erklärt,  im  Interesse  der  guten  Sache, 
die  für  die  Arbeiterbewegvmg  so  ausserordentlich  wichtig  ist,  die  Streitsachen 
Ico-^tenlos  durchzuführen. 

letzt  liegt  nun  als  erstes  Ergebnis  dieser  ganzen  Bewegung  ein  Reiclisgerichts- 
urteil  vor,  das  auf  Grund  des  §  826  einen  Unternehmer  zum  Sdiadensersatz  ver- 
urteilt. Wenn  auch  die  betreffende  Entscheidung  noch  nicht  in  der  offictellen 
Sammlung  erschienen  ist,  sf)ndcrn  die  Entscheidiingsgrüiide  nur  im  Vorwärts 
vom  25.  Mai  mitgeteilt  worden  sind,  so  kann  man  doch  deren  Wiedergabe 
als  vollständig  wort-  und  sinngetreu  ansehen.  Der  Arbeiter,  der  auf  die 
-^>^Ii'\arze  Liste  gesetzt  worden  ist,  dringt  dort  mit  seiner  Schadensersatzklagc 
durch,  obwohl  er  nicht  wegen  seiner  Zugehörigkeit  zur  Gewerkschaft,  sondern 
weil  er  »aufdringlich  und  rücksichtslos«  für  sie  agitiert  hat,  weil  er  zum  Director 
der  Fabrik,  als  dieser  ihn  zur  Rede  stellte,  »laut  und  ungestüm  geworden  ist 
imd  ungehörige  Äusserung;«  n  t^etan  hat«,  weil  er  ferner  gegenüber  dem  \"or- 
stand  des  Metallarl>eiterverbandes  ebenso  wie  in  zwei  öffentlichen  X'ecsamni- 
lungen  wissentlich  falsche  Angaben  über  den  Grund  seiner  Entlassung  gemacht 
hat,  auf  die  schwarze  Liste  des  Verbandes  Berliner  M^taUimiustricllcr  gesetzt 
worden  ist.  Obgleich  schliesslich  eine  Reihe  von  Firmen  <lem  \'erband  nicht 
angehören,  erscheint  dem  Reichsgericht  die  Klage  dem  Grunde  nach  gerecht- 
fertigt.  Es  heisst  in  dem  Urteil : 

»Die  Verhängung  der  Arbeitssperrc  hat  für  die  Dauer  ihres  Bestandes  Folgen,  die 
der  völligen  Ausschliessung  des  betreffenden  Arbeiters  von  der  Beschäftigung  in  einem 
grösseren  Teil  der  Betriebe  der  Metallbranehe  nahe  kommen,  und  es  kann  mit  Gntnd 

die  Fraßt-  .Tnfj;c\v< ufen  \\oi<Un.  <»!>  nicht  (im-  F.inriililung.  die  einem  Cntenielimer- 
verbande  einen  so  eminenten  Eingriff  in  die  Betätigung  der  Arbeitskraft  eines  andern 
ermöglicht  beziehungsweise  die  Betätigung  der  dadurch  gegebenen  Gewalt  als  gegen 
da-  Gesetz  vcrstossend  anzusehen  sei.  .  .  .  Jedenfalls  mttSStC  die  .^rf.  wie  der  Ver- 
band von  der  selbstgeschaffenen  Finricbtung  Gebrauch  gemacht  hat.  als  gegen  die 
guten  Sitten  vcrstossend  erachtet  werden.  .  .  .  Für  einen  Arbeitgeberverband,  der 
sich  in  den  Stand  gesetzt  hat,  seinen  Massnahmen  eine  so  weit  greifende  Wirkung  zu 

')  r)ic>^Pr  F.ltl  i'-t  lic-or.ilrrs  inli-ri-^  -  rit  lvl'i,;iT  i-t  l  in  I lit m  Ii- 1  Hi:v  kt" -.i  lii-i  Aiboilei.  <1«t  sii  h  ila<!iiuli 
|;«st hä<li(;t  fühlt,  tla*«  n.n  h  dem  1  .infvpiti.iijc  .r.i-st  hlicssH)  !i  Mit|;liriler  ilc^  Motnllarliciti-rvi-rliandf  s  am 
Orte  bctchäftifit  werden  *oIlen.  Da«  lirti-il  des  Ij>nd>;crii  lits  Nninhcrj;.  4las  .nn  ii.  Juni  );**pforlipn 
Vörden  ist,  weist  den  KUger  al»,  da  die  Beklafflrn  nur  in  Aiufahrnng  des  sittlich  sulAssiKen  l  arifverttaRC» 
g^andelt  bitten.  Ebanio  Behnre  AntsgericbtsentscbeidnBcen  jflnijtten  Datums.  Hinget^  bat  das 
ReiclMtenlcbt  am  g».  ApU  daea  Ai1wil«r  auf  Grand  des  |  153  der  Geverbeordnnng  verarteilt,  weil  er 
i»  Avftncc  der  Tnifeeoi^ssiaa  efaen  Untnaddner  dl«  Sfwne  «q^drobt  batte.  Also  »ndi  bler  wOttester 
^Virrwarr.  Audi  mm  !«cbiits  der  TarifvertrSge  ist  nocb  wertvolle  Arbeit  sn  leisten. 
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geben,  wie  es  bei  dem  hier  in  Frage  stehenden  Verband  der  Fall  ist,  muss  es  als  ein 
zwingendes  Gclx»t  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  erachtet  werden,  dass  er  zur  Aus- 
sperrung eines  einzelnen  Arbeiters  auf  längere  Zeit  oder  zeitlich  unbegrenzt  höchstens 
dann  vorschreitet,  wenn  es  sich  um  sehr  schwere  Verfehlungen  des  selben  in  dem 
Arbeitsverhältnis  handelt  und  diese  durch  sorgfältigfc  Ermittelungen  festgestellt  sind. 
Nach  den  Feststellungen  nul^^  «lie  von  3er  Commission  verfügte  Massregel  gegen- 
über dem  Verhalten  des  Klägers  als  eine  gegen  die  Billigkeil  verstossende  Hsirte  be- 
2etchnet  werden.« 

So  hob  denn  das  Reichsgericht  die  Entscheidung  des  Landgerichts  auf.  Zu 
der  Begründung  bemerkt  der  Vorwärts,  dass  das  Reichsgericht  noch  weit  rlrnon 
eutternt  sei,  anzuerkennen,  dass  die  Fiihrung  schwarzer  Listen  grundsätzlich 
gegen  die  guten  Sitten  Verstösse  und  schadensersatzpflichtig  madie.  Uns  will  ' 
das  Umgekehrte  richtig  erscheinen.  Als  Kampfwaffc  des  Unternehmertums  hat 
das  System  der  schwarzen  Listen  nur  dann  Wert,  wenn  man  mit  seiner  Hilfe 
Arbeiter  wegen  ihrer  Zugehörigkeit  zur  Organisation  oder  wegen  ihres  Ein- 
tretens für  die  Gewerkschaft  dauernd  und  völlig  brotlos  machen  kann.  Noch 
mehr  wird  durch  dieses  Urteil  unmöglich  gemacht,  und  wenn  die  Arbeiter  sich 
erst  daran  gewöhnen,  in  solchen  Fällen  gegen  die  zahlungsfähigen  Unterneluner 
zu  klagen,  werden  deren  Verbände  bald  genug  auf  die  Führung  schwarzer  Listen 
verzichten  müssen.  Auf  dem  Gebiet  des  Civilrechts  scheint  damit  der  Arbeiter» 
Schaft  —  trotz  alledem !  —  der  Sieg  sicher  zu  sein. 

Dass  sie  ihn  auch  auf  dem  Felde  des  Strafrechts,  des  Erpressungsparagraphen, 
erfechten  möge,  ist  dringend  zu  wünseluii  Iiier  steht  freilich  eine  Schwierig- 
keil im  Wege:  das  —  voti  der  Socialdeniokratie  stets  bekämpfte  —  .Xnklagc- 
monopol  der  Staalsanwallschaft.  Die  Arbeiter  können  noch  so  oft  An- 
zeige erstatten,  sie  haben  praktisch  kein  Mittel,  den  Staatsanwalt  zur  Erhebung 
der  Anklage  zu  zwingen.  Immerhin  ist  auch  hierfür  in  letzter  Instanz  derselbe 
Justizministcr  entscheidend,  der  die  Staaatsanwältc  auf  die  Anwendung  des 
Erpressungsparagraphen  gegen  die  terroristischen  Ausschreitungen  der  Arbeiter 
aufmerksam  gemacht  hat.  Und  wenn  dieser  sich  ebenfalls  weigerte,  die  P>- 
hebcuig  der  Anklage  gegen  L'nternehmer  anzuordnen,  wird  man  ja  im  Parla- 
mente das  Nötige  darüber  zu  sagen  wissen.  Wird  aber  erst  einmal  .\nklage 
erhoben,  so  kann  mit  voller  Sidierheit  darauf  gerechnet  werden,  dass  eine 
ganze  Reihe  von  Unternehmern  wegen  Erpressung  verurteilt  wird.  Wiederholt 
—  zuletzt,  wenn  ich  nicht  irre,  im  August  vorigen  Jahres  in  Bremerhaven  — 
haben  die  Gerichte  entschieden,  dass  ein  Revers,  der  zum  Austritt  aus  einer  Orga« 
ntsation  oder  zum  Nichteintritt  verpflichtet,  rechtswidrig,  weil  gegen  §  152  der 
Gewerbeordnung  verstossend,  und  dcshall)  nichtig  sei.  \'erlangt  nun  ein  Unter- 
nehmer das  Unterschreiben  eines  solchen  Scheines  unter  Androhung  der  Ent- 
lasstmg.  so  begdit  er  zweifellos  eine  Erpresstmg.  Das  Moment  der  Gewinn- 
sucht ist  nämlich  in  der  Entziehung  der  Möglichkeit  zu  Lohnkämpfen  und  Lohn- 
forderungen gegeben.  Das  Reichsgeridit  würde  auch  zweifellos  seine  ganze 
bisherige  Auffassung  nicht  so  weit  verleugnen,  dass  es  einen  solchen  Arbeit- 
geber freispricht. 

Wenn  diese  Rechtspraxis  einmal  feststeht,  werden  die  Gewerkschaften  keine 
wertvolle  Waffe  verloren  haben.  Im  Civilrecht  kann  mau  den  Proletariern  bc- 
faumtlicb  nicht  viel  afrfiaben,  und  im  Strafrecht  lassen  sich  bei  einiger  Ge- 
schicklichkeit alle  Fallstricke  vermeiden,  selbst  bei  der  Weig-eruiig.  mit  Xicln- 
organisierten  zusammen  zu  arbeiten.  Aber  den  Unternehmern  ist  wieder  ein- 
mal ein  scharfes  Schwert,  mit  dem  sie  die  Gewerkschaften  zu  durchbohren  ge- 
dachten, zerbrochen  worden.  Die  Pläne  der  Arbeitgeberverbände  sind  schon 
an  dem  formalen  Glcichheitsprincip  gescheitert,  die  Gesetzlichkeit  hat  sie  getötet. 
Die  Scharfmacher  werden  bald  den  Juristen  und  Ministern  nicht  mehr  dankbar 
sein,  die  sie  zuerst  auf  diesen  modus  procedendi  verwiesen  haben. 
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ÖFFENTbie^iES  bEBEN 

Wirtschaft 

Die  Aufmerksamkeit  Europas  hat 
sich  wieder  cimnal  in  ausserge- 
wöhnlichcr  Weise  AMERICA  zugewen- 
det. Nicht  wvgvn  der  Saint-Loutser 
Weltausstellung ;  tlic>o  hat  bisher  keine 
besondere  Anziehungskraft  zu  entfalten 
vermocht,  und  es  scheint,  als  ob  die  Aus- 
Stellungsmiidigkeit  seit  Chicago  am!!  in 
<len  Vereinigten  Staaten  zugenoinnien 
habe;  data  kommen  die  immer  lebhafter 
«insctzcnden  Vorbereiiungpen  und  V'or- 
kämpfe  für  die  Präsidentenwahl  als  Ab- 
lenkung des  Interesses  für  derartige  wirt- 
schaftliche Schaustellungen  und  damit 
verbundene  Zeitvertreibe  aller  Art.  Das 
nicht  gerade  französisch-etikettenmiissige 
Auftreten  americanischcr  Kriegsschiffe 
an  der  maroccanischen  Küste 
lassen  wir  hier  gleichfalls  hei  scitc. 
Von  tieferer  Wirkung  waren  jedoch  die 
Meldtmgen  vom  americanischcn  Eisen- 
markt.  Schon  nach  der  Mitte  des  Mai 
berichtete  der  Ironmongcr  eine  Ver- 
schlechterung der  Lage.  Man  habe  zwar 
die  Preise  weiter  reduciert.  aber  trotz- 
dem seien  die  .Auftrage  knapp  geblieben. 
Man  war  7\\  Betriebseinschränkungen 
geschritten,  im  Mai  hatte  dir  Roheisen- 
production  um  16000  t  abgenommen ; 
aber  trotzdem  wuchsen  in  demselben 
Monat  die  Vorräte  ganz  beträchtlich:  utn 
100 000  t.  Auch  aus  der  canadtschen 
Eisenproduction  häuften  sich,  trotz  aller 
Staatlichen  Prämienzahlungen,  in  letzter 
Zeit  die  Htobsposten;  Anfang  Juni  kam 
es  wegen  verhistbringcnder  Preise  zu 
völliger  Bctriebscinstcllung  des  grössten 
canadischen  Eisen-  und  Stahlwerkes  (der 
Dominion  Iran  and  Stcrl  Co.).  Obwohl 
man  an  forcierte  Schleiiderausfuhrcn 
seitens  Aniericas,  schon  wegen  des  noch 
immer  mässigen  euroi)aiM.luii  Preis- 
niveaus, nicht  glaubt,  so  bleibt  alles  das 
dennoch  für  die  continoitalc  und  die 
englische  Eisenherstellung  ein  dunkler 
Punct.  und  schliesslich  auch  für  viele, 
nach  America  e.xportierende  Industrie- 
zweige, denn  der  Eisenmarkt  ist  sympto- 
matisch für  den  altgemeinen  Wirtschafts- 
gang in  der  grossen  Republik:  für  den 
Bedarf  der  Production  im  allgemeinen 
-und  für  die  catspredioidcn  Bestrebun» 


gen  nach  immer  intensiverer  .Ausgestal- 
tung des  Verkehrsnetzes. 
Dann  kamen  in  wachsendem  Masse  Be- 
fürchtungen   der    Schiffahrt  zum 
.Ausdruck,  vor  allem  in  England,  da  n>an 
sich  in  Deutschland  besser  auf  Verab- 
redungen und  Bentebeteiligungen  zu  ver- 
stehen scheint  und  daher  Nachteile  und 
Vorteile  mehr  auszugleichen  weiss.  Der 
englischen  Reederei  wird  immer  bedenk- 
licher  zu   Mute  bei   den  Bestrebungen, 
mittels  der  Staatsgewalt  immer  grössere 
Sphären  der  Schiffahrt  für  die  america- 
nische  Flagge  vorzubehalten.      H:«.  ver- 
schiedenen  Schi  f  f  s  -s  u  b  s  i  d  j  c  n  a  a  - 
träge    sind  allerdings  in  Washington 
gescheitert,  ie(l<x-h  offenbar  nur,  weil  man 
diesen  Streitapfel  nicht  in  die  Wahlbewe- 
gung hineingeworfen  sehen  wollte.  Da- 
für untersucht  eine  Commission  von  fünf 
Senatoren  und  fünf  Repräsentanten  von 
(iriind  aus  die  Lage  der  Unionsschiffahrt, 
und  niemand  zweifelt,  dass  ihre  etwaigen 
Vorschläge    keinesfalls    für  den  Wett- 
bewerb des  .Auslandes,  sei  es  im  Schiff^s- 
bau,  sei  es  in  der  Schiffahrt  erfreulich 
sein  werden.  Denn  in  anderen  Richtun- 
tjen hat  hier  unterdos  der  Washingtoner 
.Vpparat  recht  eifrig  gearbeitet.  Die  Vor- 
ratstransporte   für  die  Armee  und  die 
Kriegstlotte  sind  americanisclun  Schiffen 
vorheliahcn  worden.  Die  Schiffahrt  zwi- 
schen dem  americaniachen  Festland  und 
den  Philippinen  hat  man  den  Bestinunun- 
gen  über  die  Küstenschiffahrt  unterstellt, 
nur    da^s    es  mit  dem  Ausschluss  der 
fremden  Flage  erst  am  i.  Juli  1906  Ernst 
werden  soll  —  denn  vcH-her  würde  man 
betreffs  der  Leistungsfähigkeit  dir  anieri- 
canischen    Handelsflotte    gerade  keine 
imponierenden  Erfahrungen  zu  erwarten 
haben.   Dazu  sind  Iwreits  jetzt  .Anläufe 
zu  verzeichnen :  bei  ernstlich  beginnen» 
dem  Bau  des  Panamacanals  eine  gewisse 
Zone,   sowohl   am   .Atlantischen   wie  am 
Stillen  ücean.  al)zugren/:en  und  die  Ma- 
terialien- und   PersDMentransporte    zwi-  • 
sehen  den  Vereinigten  Staaten  imd  dieser 
Zone   abermals   für  die  americanische 
Schiffsflagge  zu  reservieren. 

^un  spielen  sich  jetzt  weiter  auf  dem 

Gebiete  des  AUSWANDERERTRANS- 
PORTS Kämpfe  ab,  bei  denen  die 
Washiil^oner  Politik  gldchfolls  nicht 
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ganz  luibeteiligt  ist.  Die  von  der  eng- 
lischen Regierutig  wegen  ihrer  Unabhän- 
gigkeit gegenüber  dem  Morgantrust  be- 
günstigte C  u  n a  r d c  o  m  pa  g  nu  e 
wusste  das  Bestreben  der  ungari- 
schen Regierung  auszunutzen :  den 
starken  ungarischen  Auswandererstrom, 
der  bisher  über  Hamburg  und  Bremen 
flutete,  möglichst  über  Fiunie  zu  lenken 
und  dadurch  auch  Fiumes  Hafenstellung 
und  seine  uberseeischen  Verbindungen  zu 
heben.  Die  Cunardcompagnie,  die  schon 
mit  Italien  zu  experimentieren  begonnen 
halte,  wollte  sich  die  Gclcgetdu'il.  weiter 
nach  Osten  vorzudringen,  nicht  entgehen 
lassen,  und  sie  schhtg  offenbar  bei  den 
Verhandlungen  mit  der  Budapester  Re- 
gierung die  rivahsierenden  deutschen 
Reedereien  aus  dem  Fddeu  Vielleieht  hat 
Herr  Ballin  seine  Angelxjte  in  Budapest 
gar  nicht  allzu  ernst  genommen,  um  den 
alten  Auswanderungsweg  auch  der  un- 
garischen Regierung  als  das  nach  wie 
vor  Vorteilliafieste  erscheinen  zu  lassen. 
Auf  jeden  Fall  hatte  er  mit  einem  Stege 
und  einer  Unterbietung  seitens  der  unab- 
hängigen Cunardgcsellschaft  nicht  ge- 
rechnet. Nun  ist  aber  die  staatliche 
Subvention  der  Cunardcompagnie  nach 
dem  Bodapester  Abkommen  und  dem 
ungarischen  Auswan<lerungsgc.sctz  noch 
immer  rcdit  erklecklich.  Und  da  man 
in  Washington  im  Augenblidc  lieber  eine 
verminderte,  als  eine  vermehrte  Men- 
schcnzufuhr  sieht,  da  zudem  der  Mor- 
gantrust seiner  Freunde  im  Congress 
»•icher  ■scheint,  so  hat  man  dort  beschlos- 
sen, etwaige  Auswanderungs/>rü»iiVM  mit 
Kopfstcuerzuschlägen  zu  beantworten  — 
ein  eigenartiges  Gegenstück  zu  den  bis- 
herigen Ausgleichszöllen  gegen  Produc- 
tions-  und  Ausfuhrprämien.  In  Deutsch- 
land ging  man  auf  andere  Weise  gegen 
den  Einbruch  in  das  bisherige  Monopol 
\ür.  und  wart  recht  wünschenswert, 
darüber  einmal  klaren  Wein  eingeschänkt 
zu  erhalten:  es  heisst,  man  habe  an  den 
I>osenschcn,  schlcsischcn.  .sächsischen 
Controlstationcn  —  einer  eigentümlichen 
Mischung  von  Regierung»-  und  Reederei- 
cinrichtun^r  -sowohl  zur  Beobachtung  und 
Beaufsichtigung  der  Angekommenen  wie 
zur  Maasenweiterbeförderung  —  die 
Passagiere  zur  Benutzung:  der  deutschen 
(und  mit  ihnen  verbiindeten)  Reedereien 
formlich  gezwungen,  man  habe  sogar 
Passagiere,  die  bereits  Überfahrtsbillets 
der  Cunardgcsellschaft  besassen,  xnr 
Rüdcrdse  über  die  russische  und  öster- 


reichische Grenze  genötigt,  falls  sie 
nicht  vorzogen,  auch  noch  den  deutschen 

Gesellschaften  tributpiliclitipr  zu  werden. 
Am  2\.  Mai  erfolgte  alsdann  eine  förm- 
liche KriegserklSrung:  die  am  nord- 
aniericani.schcn  Passapiervcrkehr  betei- 
ligten deutschen,  franzosischen,  belgi- 
schen und  holländischen  Dampf^cliiff- 
fahrtsgesellschaften  setzten  die  Fahr- 
preise HI.  Classe  ab  London  und 
Liverpool  auf  40  M.  herab.  Zugleich  hat 
man  das  scandinavische  Geschäft  der 
Cunardlinie  unter  scharfes  Feuer  genom- 
men, lüidlich,  als  die  Cunardgcsellschaft 
mit  cnu>prechcnden  Fahrpreisermässigun- 
gen antwortete,  spielte  man  Österreich 
und  Tri  est  gegen  Ungarn  und  Fiumc 
aus:  der  Lloyd  und  die  Hamburg-Ame- 
rtea-Linie  ubemahmen  för  s  Mill  K.  neu 
auszugebende  .'\ctien  der  Austrn-Ameri- 
cana-GcscHschaft,  die  einen  I4tägigen  Aus- 
wandererdienst zwischen  Triest  und  New 
York  einrichten  wird.  .Auf  das  F.rgebnis 
der  Kraftprobe  darf  man  gespannt  sein; 
im  allgemeinen  möchte  man  annehmen, 
dass  die  verbündeten  Reedereien  unter 
Führung  Hamburgs  und  Bremens  den 
Zeitpunct  und  die  Art  des  Kampfes  nicht 
ungeschickt  gewählt  haben,  um  der  Cu- 
nardcompagnie allzu  groase  Stibstindig- 
keiisgelü^te  zu  verekeln  tmd  vtelletdit 
ganz  auszutreiben. 

X  X 

Wie  stark  heute  trotz  aller  erbitterten 
Rivalitäten  zuletzt  immer  wieder  das  Be- 
dürfnis nach  internationaler  Fühlung- 
nahme und  Verständigung  hervortritt, 
lehrte  auch  der  internationale  BAUM- 
WOLLCONGRESS,  der  vom  23.  Mai 
al)  !Ti  Zürich  tagte.  England,  Deutsch- 
land, I  rankreich.  Österreich,  die  Schweiz, 
Belgien  waren  vertreten;  allerdings  fehlte 
America.  Man  beschloss  vor  allem  die 
Schaffung  eines  internationalen  Co- 
m  i  t  e  s  .  das  im  Italic  neuer  Marktver- 
wickclungen  rascher  und  wirksamer  ein 
Z nsa mm en wirken  der  einzelnen 
TJinder  anregen  und  durchsetzen  soll. 
Cber  die  Notwendigkeit,  die  Gebiete  des 
Baumwollenbaues  zu  ver- 
mehren und  zu  erweitern,  war  man  auf 
allen  Seiten  einig.  .Xucii  gegen  die  Spe- 
culationen  der  .'\u^-;en seiter  fasste  man 
eine  Resolution,  dcxrh  wusste  man  nicht 
recht,  was  man  den  Börsenorganisationen 
und  den  Regierungen  eigentlich  als  Heil- 
mittel anraten  sollte.  —  Nach  den  von 
dem  Ackerbaudepartement  der  Veretnig- 
ten  Staaten  von  America  veröffentlicht^ 
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Angaben  (respcctive  nach  der  Unirccli- 
nung  eines  französischen  Fachblattes) 
gestaltete  sich  dit  Hauinwollprodiiction 
der  Welt  im  Jahre  1902-1903,  wie  folgt: 
Lisdttr  Ernte  ia  Balles    Wert  in  fr. 

Ver.  Staaten  ..10630943  2509485675 
Ostindien  ...  2(87813  369845070 
Äg>'ptcn  ....  I  1638^)2  41J589015 
Brasilien  ....  346  Soo  80457600 
Asiat.  RnssUnd  .     353  <S8i      66  3tS  aio 

Mexiko    J  -!4  3-^8       24  865  530 

Japan    120566  18084900 

Asiatisdie  Türkei     80  aoo      15  000  000 

Persien   5740000 

Peru    13  lu  3248290 

Zn^ammen  ein- 

scliliosslich  an- 
derer Lander  .  15579765  3  510  412  255 
China  (  Schätzung)  i  aoo  000  180  000  000 
Korea  ( Schätzung)  400000  60000000 
Der  BauniwoUpreis  ist  auch  heute  noch, 
trotz  verschiedener  Rückschläge,  dn  ver- 
liältnismäsj-ig  sehr  hoher  (Liverpool 
vom  4.  bis  zum  10.  Juni  6'/*  bis  6Vj  d., 
ähnlich  in  der  daraaf  folgenden  Woche). 

V  X 

Der  Jahresbericht     des  rheinisch-wcst- 

filischen  kOHLENSYNDIKATS  für 
das  Jahr  1903  ist  .\nfang  Juni  erschienen. 
Wir  entnehmen  ihm  nach  Zeitungsmit- 
teilungen folgende  Angaben  über  die 
rivalisierenden  Productionsgebiete  iind 
Interessen  in  Deutschtand:  >Die  ge- 
s  a  in  t  e  Steinkohlcnförderung  P  r  e  u  s  - 
bcns  ist  von  100  115 315  t  im  Jahr  1902 
auf  108  780 155  t  im  Jahr  1903.  also  um 
8664840  t  =  8,65  %  angewachsen.  Die 
Forderung  des  Kuhrbeckens  stieg  von 
58626580  t  im  Jahr  iQOfit  auf  65433452  t 
im  Berichtsjahr,  al^o  um  6806872  t  = 
11,61  %.  Von  diesem  Zuwachs  entfielen 
auf  die  au  ss  e>n  s  t  e h  enden  (nttn- 
mehr  im  wesentlichen  angeschlossenen) 
Zechen  1563718  t,  womit  ihre  Förderung 
von  g  927  8j6  t  im  Jahre  hk>2  auf 
11550598  t  im  Berichtsjahr  =  16,35  7p 
gestiegen  ist;  dieselben  brachten  damit 
ihren  AiUiil  an  der  Gesamtförderung  des 
Ruhrbeckens  von  16,9  %  im  Jahre  1902 
auf  17,65  %.  Die  Förderung  der  fis- 
calischcn  Saargruben  i-t  vnn 
9493666  t  im  Jahre  1902  auf  ioo(j7  338t- 
im  Berichtsjahr,  also  um  573672  t  = 
6,04  gestiegen.  Bei  den  übrigen 
SteinkohknlxTgwerken  des  Obcrberg- 
amtd)ezirks  Bonn  betrug  die  Förde- 
rung im  Jahre  1902  2  834  027  t,  ig03 
3140454  t.  die  Zunahme  also  306418  t 
=  10,81  %.   Die  oberschlesiche 


1  i  rderung  stellte  sich!  im  Berichtsjahr 
auf  25265147  t  gegen  24485368  t  im 
Jahre  1902,  also  um  779779  t  oder  3,18% 
höher.  Wichtiger  aber,  als  der  Vergleich 
mit  dem  Vorjahr,  scheint  uns  [dem  be- 
richtenden Syndikat]  ein  Vergleich 
des  Bericht.sjahres  mit  dem  Jahre  der 
Hochbewegung  1900  zu  sein. 
Die  Förderung  des  Ruhrbeckens  hat  1903 
diejenige  des  Jahres  1900  noch  um  8.84  % 
überholt.  Für  die  Syndikatszechen  betrug 
der  Steigerungssatz  3,34  %,  für  die  iis- 
calischen  Saargruben  7,13%,  für  Ober- 
schlcsien  1.76  %  und  für  Preus^en 
6,68  %.<  Der  Bericht  halt  die  allgememe 
Wirtscliaftslagel  für  günstig,  meint  je- 
doch, dass  die  Kohlcnproduction  1904 
mit  einem  langsameren  Vorwärtsschrei- 
ten als  igo3  zu  rechnen  haben  werde. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  31.  Mai  lehnen 
die  Actionäre  der  Herl  i  n  c  r  />  u  u  k 
die  Fusion  mit  der  Ueutschen  Bank  ab. 
—  Dagegen  erklarte  sich  die  (freilich 
noch  nicht  iK'schlussfähige)  Generalver- 
sammlung der  Deutschen  Ge- 
nossenschaftsbank am  3. 
Juni  für  die  .\ngliederung  an  d:t  Dresde- 
ner Bank.  —  Am  la  Juni  wiu'de  das  Zu- 
standekommen einer  deutsdien  Fahr* 
rad  Convention  als  gesichert  be- 
zeichnet. 

y  X 

LITERATUR.  Eine  Schrift  des  Gicsse- 
ner  Privatdoccnten  Dr.  Robert 
L  i  e  f  m  a  n  n  :  SchutssoU  und  Cartetle 
/Jena,  Gustav  Fischer/ behandelt  in  scharf- 
ämniger  und  sachkundiger  Weise  ein  altes, 
doch  gerade  gegenwärtig  wieder  lieson- 
ders  Iel)haft  erörtertes  Problem,  das  vor 
allem  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
vor  und  nach  der  Indnstrial  Commission 
eine  grössere  Öffentlichkeit  beschäftigte. 
In  vielen  Anschauungen  stimme  ich  Licf- 
mann  zu.  der  seit  Jahren  einer  der  Iwslen 
Kenner  der  deutschen  und  internationalen 
Carte41Iiteratur  ist,  bei  Meinungsabwei- 
chtmgen  wird  maji  seinen  Standpuncl  be- 
achtenswert finden  müssen.  Die  Kritik 
der  .  socialdemcrfcratischen  Cartellanträge 
in  der  Reichstags^ollcnmniission  i--t  bei 
Licfmann  niemals  gehässig  \md  immer 
von  Interesse.  —  In  dem  Marzheft  des 
Journal  of  Poiüical  F.ci'ttoiny,  der  be- 
kannten Vierteljahrschrift  der  Chicagoer 
Universität,  erörtert  Theodore 
G  i  I  m  a  n  n  -  New  York  die  Mängel  des 
americanischen  Notenbanksystems  imd 
die  damit  verbundene  regelmässige  Über- 
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anspannung  des  americanischeti  Geld- 
marktes durch  den  Umschlag  der  Ernte 
in  Geld  und  die  commercielle  Fortbewe- 
gung <fer  ungeheuren  Erntemassen-;  er 

schlägt  in  echt  aniericanischer  Art  eine 
eigenartige  Entwickelung  des  Clearing- 
koMse  System  und  eine  ^sondere  Gesetz- 
fjihuiiK  iirid  Rcclitsstdlung  für  diejenigen 
t  U'anit}iJiäuscr  vor,  die,  mindestens  je 
eines  in  jedem  Staate,  das  Recht  haben 
«ollen.  Zahlmitttl  au»-zugeben,  zu  deren 
Pariannahme  die  angegliederten  Banken 
jedes  Staates  verpflichtet  Sind.  —  Bei  dieser 
Gelegenheit  dürfen  wir  vielleicht  nach- 
träglich noch  eine  Inauguraldissertation 
von  Dr.  Friedrich  Hertz  -  Wien 
hervorheben:  Di<  Disconi-  und  Devisen- 
politik der  österreiehiseh  -  «ngartsehen 
nmih  /Wien  und  Leipzig,  Braumüller/, 
ferner  eine  Schrift  von  Dt.  H.  N  i  c  k  - 
lisch:  Handelshilonx  und  Wirtschaf ts- 
hilanz,  /Tübingen,  W.  Klocrcs/. 
Für  die  landwirtschaftliche  Ausstellung 
in  Danzig  haben  die  Volkswirtschaftlichen 
Blätter  (des  Abgeordneten  Dr.  PoithufF) 
ein  Sonderheit  herausgegeben,  das  inter- 
essante Überblicke  über  Ostelbiens 
Landwirtschaft  und  über  einzelne  land- 
wirtschaftliche Fragen  (Genossenschafts- 
wesen. Bcrichtersuttung,  Uteratur)  ent- 

MAX  •On'iM'II 

Politik 

\/or  einiger  Zeit  hat  Dr.  Theodor  Barth 
V  einen  Vortrag  m  München  gehalten, 

der  jetzt  unter  dem  Titel  Xciw  Aufgaben 
des  Uberalismus  /Berlin,  Verlag  der 
Hilfe/  im  Druck  ersdiienen  ist.  Man 
kennt  die  Bestrebungen  Barths  nach  einer 
REVISION  DES  LIBERALISMUS, 
aber  wird  man  denn  emsthaft  mit  einer 
Regeneration  des  Liberalismus  im  Sinne 
Barths  rechnen  dürfen.^  Barth  selbst 
kommt  zu  dem  Schluss:  »Der  Liberalis- 
mus hat  sich  ausgelebt,  wenn  er  sich 
nicht  davon  überzeugen  kann,  dass  er 
nicht  auf  die  Seite  der  Gesättigten,  son- 
dern auf  die  Seite  der  von  unten  auf- 
steigenden Volksschichten  gehört.«  Mit 
diesem  Satz  ist  das  Todesurteil  des  Libe- 
ralismus besiegelt.  Führer  einer  Fartei 
können  Überzeugungen  folgen,  das  Heer 
der  Parteiangehörigen  entscheidet  nach 
seinen  Interessen.  Das  ist  gut  so.  Karl 
Marx  hat  einmal  das  Verhältnis  der  füh- 
renden Personen  7\\  der  Masse  der  Par- 
teiangehörigen präcisiert ;  auch  er  erblickt 
in  der  Vertretung  der  gegebenen  wirt* 
schaftlichen  und  politischen  Interessen 


der  Parteiangehörigen  die  .Aufgabe  der 
Führer.  Es  ist  nun  gar  keine  Frage, 
dass  d  i  e  Kreise,  an  die  sich  der  Libera- 
lismus wendet,  wirtschaftlidi  zu  den  Ge- 
sattigten gehören.  Sie  auf  die  Seite  der 
von  unten  aufsteigenden  Volksschichten 
drängen  zu  wollen,  ist  ein  doctrinärer 
\'ersuch,  der  ganz  und  gar  misslingen 
muss.  Es  ist  schade,  dass  Barth  in  seinem 
Vonrag  die  Bevölkerungsschich^en  nicht 
nennt,  aus  denen  sich  die  revidierte  libe- 
rale Partei  recruiieren  soll.  Man  darf 
wohl  zunächst  an  alle  die  Kreise  denken, 
die  auf  dem  Gebiete  der  Imhistrie,  des 
Handels  und  Verkehrs  leitende  Stellun- 
gen, als  Unternehmer,  Capitalisten,  Ar- 
beitgeber, Directorcn  U.S.W.,  einnelunen. 
Nun  ist  gar  nicht  zu  bestreiten,  dass  in 
die>tn  Kreisin  der  Gegcn-^atz  zu  den 
Agrariern  äusserst  stark  ist,  aber  keines- 
wegs stärker,  als  die  Abneigung  gegen  die 
Forderungen  der  modernen  Arl)eiter- 
bewegung.  .\llc  diese  Kreise  kämpfen 
um  dire  wirtschaftliche  Selbstherrftch- 
keit,  <iie  durch  die  Arl)eiter  weil  stärker 
bedroht  ist,  als  durcii  die  einseitigen  Ver- 
treter der  Landwirtschaft.  So  unbequem 
der  agrarische  Widerstand  gegen  die 
Fortentwickclung  des  Indusiriali>nuis 
und  Capitalismus  auch  sein  mag,  ul)er- 
wunden  wird  schliesslich  dieser  Wider- 
stand, während  die  Entthronung  der  pri- 
vatcapitalistisclun  Selbstlurrlichkeit  ein 
Frocess  ist,  dem  man  nicht  ausweichen 
kann,  der  aber  gerade  darum  zu  über- 
aus scharfen  und  nachhaltigen  Gegen- 
sätzen zwischen  den  Verfechtern  der  wirt- 
schaftlichen Autonomie  und  den  An- 
hängern des  Socialismus  führen  muss. 
Man  blicke  doch  nur  einmal  auf  die  in 
letzter  Zeit  durchgeführte  Organisation 
der  .Xrbeitgeberverhancle.  Glaubt  man 
denn,  dass  diese  Zusammenlassung  aller 
Kräfte  auf  seiten  der  Arbeitgeber  nicht 
in  einem  starken  Gegensatz  zu  den  Forde- 
rungen der  modernen  Arbeiterbewegung 
begründet  sind?  War  es  je  nKjglich  oder 
wäre  es  möglich,  die  namhchen  Kreise 
gegen  die  agrarischen  Ansprüdie  so  zu- 
samnunzuschweissen  ?  Wir  Iiabeii  c-^  doch 
anlässiich  der  Vorbereitung  der  neuen 
Handelsverträge  erlebt,  dass  die  gemein- 
samen Interessen  der  für  den  Liberalis- 
mus in  Frage  kommenden  Kreise  keines- 
wegs so  gleichartig  sind,  um  eine  Pha- 
lanx gegen  die  .Agrarier  bilden  zu  kiWinrn. 
Wie  kann  man  angesichts  solcher  l'rtali- 
rungen  an  einen  Revisionismus  des  Libe- 
ralismus im  Sinne  Barths  glauben?  Oder 
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aber  Barth  verzichtet  auf  die  Mitwirkung 
der  genannten  Kreise:  auf  welche  Bevöl- 
kerungsschichten will  er  seinen  Liberalis- 
mns  stfitzen?  Bauern,  Handwerker,  kleine 
Gewerbetreibende  ki'mncn  nirht  in  Fr.ipc 
kommen,  es  blieben  vielmehr  die  Ange- 
hörigen der  freien  Berufsarten.  In  <0e-> 
scn  könnte  Barth  allerdingfs  einen  ziem- 
lich breiten  und  dauernden  Rückhalt  fin- 
den. Aber  sind  die  Angehörigen  dieser 
Berufe  zahlreich  gcnugr.  "ni  eine  Partci- 
bildung  zu  ermögiiclien  ?  Das  wird  Dr. 
B.Trth  selbst  nicht  annehmen.  Der  moni> 
lische  und  intellectuclle  Einfluss  einer 
solchen  Parteigruppe  ist  nicht  gering  zu 
schätzen,  aber  im  parlamentarischen  Ta- 
f  eskampfe  könnte  sich  eine  solche  Gruppe 
nur  schwer  tmd  in  schwacher  Vertretung 
betätigen.  Vnd  was  wäre  dann  dieser 
revidierte  Liberalismus  anders,  als  eine 
etwas  modifiderte  Neuausgabe  der  Nau- 
mannschen  Richtung,  die  sich  doch  der 
freisinnigen  Vereinig^ung  aus  dem  Drange 
heraus,  sich  parlamentarisch  betätigen  zu 
können,  angeschlossen  hat?  So  scheinen 
uns  die  Hoffnungen  Dr.  Barths  auf  eine 
Erneuerung  des  Liberalismus  unl)egründet 
zu  sein.  Führer,  die  ihre  Ideale  nicht  auf- 
gegeben haben,  stehen  so  total  veränder- 
ten Verhältnissen  gegenüber,  dass  sie 
keine  Gefolgschaft  von  ausschlagsebender 
Zahl  mdir  finden  können.  In  dieser  Be- 
cidnifV  handelt  die  Partei  F.uReti  Rich- 
ters im  Interesse  ihrer  Selbstcrhaltimg 
klüger:  ne  passt  sich  den  verinderten 
Verhältnissen  an.  allerdings  auf  Kosten 
ihrer  einstigen  Ideale,  von  denen  eines 
nach  dem  anderen  mehr  mid  mehr  ver« 
blasst 

X  X 

Nicht  nur  in  Preussen,  sondern  auch  in 
Württemberg  hat  die  Erörterung  der 
SCHULFRAGE  die  confessionellen  Ge- 
gensätze scharf  hervortreten  lassen.  Die 
Regelung  der  Schulaufsicht  in  einer  die 
kirchlichen  Interessen  ungemein  rück- 
siditsvoll  behandelnden  Form  hat  die 
Kammer  der  Standcslicrrcn.  in  der  das 
katholische  Element  uberwiegt,  durch  ihr 
ablehnendes  Votum  unmöglich  gemadit. 
Der  König  vou  Württemberg,  der  nur 
selten  zu  einer  politi.schen  Frage  öffent- 
lich Stellung  nimmt,  hat  in  einem  Hand» 
schreiben  an  den  ^^inister  sein  Bedauern 
über  die  Haltung  der  Privilegierten  aus- 
gesprochen imd  gleichzeitig  angedeutet, 
dass  die  Angelcgenhdt  mit  dem  Votum 
der  ersten  Kammer  kdneswegs  abge- 
schlossen sei.    Alle  Parteien  mit  Aus- 


nahme des  Centrums  drängen  nun  auf 
eine  Verfassungsrcvision,  durch  die  die 
Rechte  der  ersten  Kammer  beschnitten 
werden  sollen.  Die  Sodaldemokratie  geht 
noch  weiter  und  verlangt  die  gänzliche 
Beseitigung  der  ersten  Kammer.  Die  Re- 
gierung hat  einen  Antrag  der  zwdten 
Kammer,  der  die  Verfassungsrcvision 
verlangt,  für  /eilgemäss  befunden.  Die 
Bevölkerung  Württembergs,  überwiegend 
evangelisch,  ist  über  die  Haltung  der 
ersten  Kammer  deswegen  so  aufgebracht, 
weil  man  aus  ihr  einen  Gegensatz 
zwischen  dem  katholischen  Thronfolger 
und  dem  regierenden  König  zu  erkennen 
glaubt.  Die  evangelische  Bevölkerung 
drängt  denn  danach,  die  Rechte  des 
Staates  sowohl,  wie  der  Protestanten 
gCR(.-niil)cr  der  katholischen  Kirche  sicher- 
zustellen und  zu  befestigen,  bevor  dn 
Thronwechsel  dntritt  Man  will  oamcnt- 
lieh  in  letzter  Zeit  bemerkt  haben,  dass 
die  Position  des  Bischofs  von  Rottenburg 
immer  einflussreicher  wird  und  seine 
kirchcnpolilischen  Ansprüche  wachsen. 
Man  darf  daher  in  Württemberg  mit 
einem  neuen  Culturkampf  rechnen,  für 
den  die  Stimmung  auch  in  den  Kreisen 
vorhanden  ist,  die  die  Rdigion  durchaus 
als  Privatsache  behandeln.  Für  sie  spricht 
als  leitendes  Motiv  in  der  Bekämpfung 
der  loitholischen  Ansprudie,  die  Superio- 
rität  der  staatlichen  Autorit.it  auf  dem 
Gebiete  der  Schule  herbeifuhren  zu 
helfen. 

X  N  X 

KURZE  CHROXTK.  Die  Handels- 
vertrags Verhandlungen  zwi- 
schen der  Schweiz  und  Italien  sind  atu 
24.  Mai  abgebrochen  worden.  —  Am 
30.  Mai  räumten  die  Russen  Dalny.  — 
Am  4.  Juni  wurde  der  neue  belgisch- 
deutsche Handelsvertrag  von 
den  Vertretern  der  beiden  Länder  unter- 
zeichnet. ~  Am  16.  Juni  wurde  der 
Reichstag  bis  zum  29,  November  ver- 
tagt aiOHAM»  OMWW 

eociaipolitik 

Zur  Erkenntnis  der  SOCIALEN  VER- 
HALTNISSE DER  EINZELNEN 
BERUFSGRUPPEX  der  deutschen  Ar- 
bdtersdiaft  tragen  die  Gewerkschaften 
jetzt  in  wachsendem  Umfange  dn  gründ- 
lich verarbeitetes  imd  kritisch  durchsich- 
tetes  Material  zusammen.  Der  tüchtigen 
Arbdt  Leiparts  über  die  Lage  der  Hcrfz- 
arbdter  (vergU  die  Rubrik  Gemrk' 
tchoftsbfwt^gmg  int  den  SoeialtsHsche» 
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Monatsheften,  1904,  I.  Bd.,  pag.  495) 
folgte  die  Schrift  Die  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse der  Former  und  Giesserei- 
hüfsarbtiUr  Dtutichkutds  /Stuttgaurt, 
Alexander  Sdilidce  ft  Co./.  bearbeitet 
vom  Vorstand  des  deutsciun  Metall- 
arbeiterverbandes nach  statistischen  Er- 
hrbnngen  im  Oetober  tind  November  1903. 
Die  Erhebungen  des  Verbandes  er- 
strecken sich  etwa  über  79%  der  in  den 
Eisen-  und  Metallgiessereien  besdiaftig- 
tcn  Arbeiter  (über  75097  Personen). 
Etwa  24,5%  der  gezahlten  üiesserei- 
arbdter  waren  organisiert  Uber  die  Ar- 
beitszeit dieser  Arbeiter  geben  folgende 
Zklilcn  Aui&chluss:  Die  Betriebe  unter 
10  Stunden  machen  I2a%,  die  darin  be- 
schäftigten Arbeiter  6613  =  8Ji%,  die 
Zeluiätundenbetriebe  633%,  die  darin  be- 
schäftigten Arbeiter  53  445  =  7i%.  die 
Betriebe  über  to  Stunden  24%,  die  darin 
beschiftigten  Ailteiter  15039  =  ao,i% 
aus.  Die  Länge  der  Arbeitszeit  wurde 
sehr  durch  die  örtliche  Stärke  der 
Organisation  becinfliust  So  waren  zom 
Beispiel  in  Berlin  48,2%  der  Arbeiter  or- 
ganibiert,  und  in  $4%  der  Gewerbebetriebe 
wurde  unter  10  Stunden  gearbeitet  Etwa 
26.8%  Former  erreichten  nicht  den  täg- 
hchcn  Lohnsatz  von  3,50  M.,  54.2%  der 
Hilfsarbeiter  hatten  einen  Tageslohn  von 
nicht  über  3  M.  Die  Statistik  der  Former 
bestätigt  den  alten  Satz,  dass  kurze  Ar- 
beitszeit hohen  Lohn  und  lange  Arbeits- 
zeit niedrigen  Lohn  bedingt. 
In  der  Zeitschrift  für  Socialwissenschaft 
wertet  Dr.  Othmar  Spann  die  geschleckt- 
lich-sitlltchen  Verhältnisse  im  Dienst- 
boten- und  Arbeiterinnenstande  an  der 
Erscheinung  der  «idielidien  Geburten. 
Das  Ergebnis  seiner  auf  eingehende  Ber- 
liner. Frankfurter  und  Wiener  Statistiken 
der  unehelichen  Geburten  gestützten  Un- 
tersuchung fasst  Dr.  Spann,  wie  folgt,  zu- 
sammen :  Der  mdieliche  Umgang  da* 
Dienstboten  fSlut  weit  seltener  zur  Legi- 
timation und  Eiieschtiessung  und  ist  in 
höherem  Masse  ephemer,  als  der  der 
industriellen  Arbeiterinnen,  die  ihm  ent- 
stammenden Kinder  sind  bedeutend 
schlechter  gestellt,  als  die  unehelichen 
Kinder  der  industriellen  Arbeiterinnen ; 
die  Unehelichkeit  der  Dienstboten  ist 
social  viel  schädlicher  und  damit  auch 
ethisch  minderwertiger,  als  die  der  in- 
dustriellen Arbeiterschaft,  ja  aller  grösse- 
ren Berufsgruppen  übefliaiipt.  Diese 
sehr  bedenklichen  socialen,  an  den  un- 
ehelichen Verkehr  geknüpften  Erschei- 


nungen resultieren  aus  den  eigenartigen 
ländlichen  Anschauungen  der  Dienst- 
mädchen über  den  nicht  anstössigen  vor- 
ehelichen Verkehr  luid  aus  der  Übertra- 
gung dieser  Anschauungen  in  die  ganz 
anders  gearteten  Gro.ss>tadtvcrhältnisse, 
aus  der  gänzlichen  Loslösung  der  Mäd- 
chen  von  ihren  Familien  und  ai*s  der 
durch  (iic  unbegrenzt  lange  Arbeitszeit 
hochgradi|r  gesteigerten  yergnügungt- 
sucht.  Sittliche  Missstinde  der  sdird- 
endsten  Art  (Verkuppelung  der  Dienst- 
mädchen etc.)  sind  mitunter  schon  mit 
der  Gesindevermittelung  verbtmdcn.  Da- 
für sprechen  die  zahlreichen  Tatsachen, 
die  Dr.  Franz  Ludwig  in  seinem  vortreff- 
lichen .'\ufsatz  Die  Gcsindevertnittelung 
in  Deutschland  in  der  Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staat s-uissenschaft  anfuhrt.  Dr. 
Ludwig  befürwortet  zur  Steuerung  der 
socialen  Schäden  des  heutigen  Gesinde- 
wesens: eine  Reform  der  Concessionie- 
rung  der  Gesindevermittelung,  eine  Fest- 
setziuig  der  Taxen  für  Gesindevennieter 
dnrdi  die  Ortspolizeibeh<)rde  und  den 
Ausbau  der  communalen  Arbeitsnach- 
weise auf  dem  Gebiete  der  Gesindever- 
mittdung:  »Also  schärfer«  Gmtrole  der 
gewerbsmässigen  Vermittclung  —  gleich- 
zeitige Ausgestaltung  des  öffentlichen 
Arbeitsnachweises  I« 

X  X 
In  den  diesjährigen  Geschäftsberichten 
der  deutschen  KRANKENCASSEN  lie- 
gen abermals  recht  erfreuliche  Beweise 
für  eine  erweiterte  und  vertiefte  Auffas- 
sung der  socialhygicnischen  und  social- 
politischen  Aufgaben  dieser  Gassen  durch 
ihre  Verwaltungs-  und  Vorstandsorgane 
vor.  Die  allgemeine  Ortskrankencasse  in 
Frank  fur't  a.  M.  hat  zur  Belehrung 
ihrer  Mitglieder  eine  nach  Inhalt  und 
Form  vortreffliche  Abhandlung  des  Herrn 
Dr.  Nahm,  des  Chefarztes  der  Lungenheil- 
stätte Ruppertshain,  Die  Behandlung  der 
Lungcntubcrculose  ihrem  Geschäftsbericht 
für  1903  angegUedert  Die  Pforz- 
heimer allgemdne  Ortskrankencasse 
veranstaltete  im  Jahre  1903  eine  sich  über 
620  Wohnungen  erstreckende  Enquete. 
Diese  Enqnäte  stellte  überfüllte  Woh- 
nungen namentlich  in  den  Landorten  fest 
(circa  26,75%  derselben).  Abermals 
wurde  das  Zusammenschlafen  erkrankter« 
mitunter  an  Infectionskrankhciten  leiden- 
der Personen  in  zahlreichen  I*"ällcn  con- 
statiert  Der  Geschäftsbericht  der  Ber- 
liner kaufmännischen  Ortskrankencasse 
für  1903  bringt  eine  Aufstellung  der  mit 
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Erwerbsunfähigkeit  verbundenen  Krank- 
heitsfälle der  Jahre  1902  und  1903,  die 
nach  Berufsart  und  Alter  der  Patienten, 
sowie  Art  und  Dauer  der  Krankheiten  ge- 
ordnet sind.  Nach  dieser  Statistik  steigt 
zum  Beispiel  bei  den  Männern  mit  den 
Jahren  die  Krankheitsziffer  regelmässig, 
während  bei  den  Frauen  nach  Ablauf  des 
klimakterischen  Alters  bis  zum  70.  Le- 
bensjahre ein  Sinken  der  Zahlen  zu  ver- 
teidmen  ist. 

X  X 
Die  INVALIDITÄTSURSACHENSTA- 
TISTIK  des  Reichsversicherung»mtes 

von  lÄ/)  l)is  i8qq.  die  sich  über  315089 
Rcntenhewiliigungen  verbreitet,  ermittelte, 
dass  die  Erwerbsunfähigkeit  bei  looo  in- 
validen Mannern  in  167  i-allen  auf 
Krankheiten  der  Lunge  ausschliesslich 
Tuberculose,  in  150  Fällen  auf  Entkräf- 
tung, Blutarmut  und  Altersschwäche,  in 
150  auf  Tuberculose.  in  62  auf  Gelenk- 
rhcum.ui^mus,  Gicht,  in  60  auf  Krank- 
heiten des  Herzens  und  der  grossen  Blut- 
gefässe, in  50  Fällen  auf  Krankheiten  der 
ReweRungsorgane,  in  38  Fallen  auf 
Krankheiten  der  Augen,  in  37  Fällen  auf 
Krankheiten  der  Atmungswege,  in  30 
Fällen  auf  Krankheiten  des  Magens,  in 
25  Fallen  auf  Krebs  zurückzuführen  ist. 
Das  sind  die  10  wichtigsten  Invaliditäts- 
ursachen bei  den  Männern.  Bei  1000  in- 
validen weiblichen  Personen  wurde 
die  Erwerbsunfähigkeit  in  22t  Fällen  auf 
Entkräftung,  Blutarmut  und  Alters- 
schwäche, in  95  auf  Tuberculose  der  Lun- 
gen, in  89  auf  Krankheiten  der  Lunge 
ausschliesslich  der  Tuberculose,  in  86  auf 
Krankheiten  des  Herzens  und  der  grossen 
Blutgefässe,  in  85  auf  Gelenkrheumatis- 
mus, in  52  auf  Krankheiten  der  Bewe- 
gungsorgane, in  49  auf  Knuddieiten  der 
Augen,  in  35  auf  Krankheiten  der  Harn- 
und  Geschlechtsorgane,  in  31  auf  Krank- 
heiten des  Magens,  in  37  Fällen  auf 
Krebs  zurückgeführt 
X  X 
Auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung 
interessiert  uns  vor  allem  die  UNFALL- 
VERHÜTUNG. Die  F  lei  schere  i- 
berufsgenossenschaft  in  Mainz 
ordnete  im  Jahre  1903  eine  allgemeine  Re- 
vision s.imtlicher  in  einem  bestimmten 
Bezirke  liegenden  Betriebe  an.  »Das  Er- 
gebnis«, lesen  wir  in  dem  Verwaltirngs- 
bericht  der  Berufsgenossensehaft  für  das 
Rechnimgsjahr  1903.  >l.i-^st  uns  nicht  im 
Zweifel.  £s  zeigt,  wie  schwierig  es  ist, 
auf  dem  Wege  des  sdiriftltchai  Verkehrs 


etwas  von  Bedeutung  zu  erreichen.  Die 
Anfragen  wurden  zum  Teil  erst  auf  Er- 
innerung, zum  Teil  überhaupt  nicht  be- 
antwortet; ein  grosser  Teil  der  Antwor- 
ten erwies  sich  bei  den  nachfolgenden  Re- 
visionen als  den  Taisachni  wider- 
sprechend. Nur  20  Unternehmer  (von 
274)  haben  Berichte  eingesandt,  mit  wel- 
chen sich  die  Tatsachen  decken.  .  .  Be- 
sonders beachtenswert  ist  auch  das  all- 

reine  Ergebnis  der  Betriebsrevisionen. 
705  revidierten  Betrieben  fehlten 
574mal  {=  81%)  die  Unfall verhutungs- 
vorschriften,  273mal  der  Schutz  am  Eh-' 
lauf  von  Fleischzerkleinerungsmaschinen; 
2J5mal  der  Schutz  von  Zahngetrieben; 
I74nial  die  Aufhängekettc  an  Wiege- 
messern ;  24S!iia!  die  Handleistcn  an 
Treppen  und  jyjnial  das  V^erbandniaterial. 
In  nur  8  Betrieben  war  nichts  zu  lie- 
mängeln.«  Einen  sehr  instructiven  Be- 
richt über  seine  Tätigkeit  hat  der  tech- 
nische .'\uf>ichtslKainte.  der  Gewerbe- 
inspector  a.  D.  Carl  Deiters,  verfasst.  Die 
obigen  Daten  sind  diesem  Berichte  ent- 
nommen. —  Die  S  c  i  d  e  n  b  e  r  u  f  s  g  e  - 
nossenschaft  (Crefeld )  bringt  einen 
kurzen  Bericht  über  die  Überwachungs- 
t.ätigkeit  der  technischen  .•\ufsichtsl>eamten 
H.  Elten-Barmen,  A.  Sickel-M.-Gladl>ach 
und  W.  Schirmer-München.  Herr  Elten 
revidierte  die  Betriebe  des  Bezirks  West- 
falen, reclites  Rheinufer  und  Stadl-  und 
Landkreis  Crcfeld.  Von  2189  Betriehen 
revidierte  der  Beamte  Elten  1305.  In  355 
Betrieben  fand  er  abändcrungsbedürlt^;«, 
keinen  genügenden  Schutz  vor  Unfällen 
verbürgende  Einrichtungen  vor. 
X  X 
.•\us  den  jetzt  einlaufenden  Berichten  der 
deutschen  AKßElTERSECRETARL\TE 
erkennt  man  deutlich,  wie  diese  socialen 
Institute  ständig  ihren  Wirkungskreis  er- 
weitern. Das  Arbeitcrsecretariat  F  r  a  t»  k  - 
furt  a.  M.  hatte  im  ersten  Jahre  seiner 
Tätigkeit  eine  Frequenz  von  16076  rat- 
suchenden Personen  aufzuweisen.  Im 
Jahre  1902  stieg  die  Besucherzahl  auf 
26  232  und  1903  auf  28  758,  Bei  emer 
derartigen  Frequenz  erweist  sich  die  An- 
stellung eine*;  dritten  Secretairs  als  eine 
tmimigängliche  Notwendigkeit.  Der3.Jab- 
reslwricht  des  Arbeitersecretariats  Lü- 
beck aus  der  Feder  des  sachkundigen 
Secretairs  Wissel  trägt  ein  reiches  Mate- 
rial über  die  Handhabung  der  Unfallver- 
sicherung, sowie  über  die  Rechtsprechung 
der  Schiedsgeridite  für  Arbeiterversidhc- 
mng  mid  des  Rdchsvenicherungsamtes 
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zusammen.  Vor  einigen  Entscheidungen 
dieses  Amtes  steht  der  Secretair  Wissel 
kopfschüttelnd,  und  er  findet  diese  merk- 
würdigen Entscheidungen  in  der  hoch- 
gradigen Überlastung  des  Reichsversiche- 
rungsamtes  begriindet  Der  Nutzen  der 
deutschen  Arbeitersccrctariate  für  die 
deutsche  Arbeiterschaft  springt  '  schon 
allein  ans  der  einen  Sdte  ihrer  Tätigkeit 
ins  Auge:  aus  der  Vertretung  der  Unfall- 
anspruche  der  Verletzten.  >Der  finan- 
cielle  Erfolg  der  rechtskräftig  erledigten 
Unfallsachen«,  schreibt  Wissel  in  seinem 
Gesdiäflsbcridit  fßr  1Q03,  >war  ein  sehr 
gänstiger.  Nach  den  im  vorj.ilirigcn  Be- 
richt angegebenen  Grundsätzen  berechnet, 
stellt  sich  dfcr  für  die  Verletztcki  be- 
ziehungsweise Hinterhlielicnen  erreichte 
Betrag  auf  12 197,80  M.t  Der  Hand- 
habung des  Unfallverstcherungsgesetxes 
widmet  das  Arbeitersecretariat  Nürn- 
berg ttsva  7'-.>  Seiten  seines  enggedruck- 
ten Berichts.  Sehr  verdienstvoll  ist  in 
diesem  Bericht  die  Zusammenstellung  der 
Urteile  der  sud<kutschen  Eisen-  und 
Stahlberufsgenosscnschaft,  der  Sciden- 
bcrufsgenossenschaft,  der  Nahrungsmittel- 
berufsgenossenschaft, der  Znckeibemfc- 
genos>eiischaft,  der  hannoverschen  Bau- 
gewerksbcrufsgcnossenschaft,  der  See- 
berofsgenossensehaft  über  die  TStigkeit 
der  Schiedsgerichte  für  Arbciterversichc- 
rung.  Im  Grundlonc  stimmen  die  Klagen 
dieser  Benifsgcnossenschaften  mit  der 
Klage  der  süddeutschen  Eisen-  und  Stahl- 
berulsgenossenschaft  überein:  die  grosse 
Zahl  der  Schiedsgerichte  erschwere  die 
Vertretung  der  Berufsgenossenschaften  in 
den  Unfallverhandlungsterminen,  die  Bei- 
sitzer der  jetzigen  Schiedsgerichte  erman- 
geln der  Fachkenntnisse,  die  von  den 
Schiedsgerichten  angestellten  Vertrauens- 
ärzte spielen  eine  zu  aus-^chlaggcbcndc 
Rolle,  die  Kosten  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrais  seien  zu  erfaeblidi  gestiegen. 
Alle  diese  Einwendungen  der  Berufsgc- 
nosscnschaftcn  sprechen  nur  für  die  so- 
ciale Fortcntwickelung  der  Schieds- 
gerichte für  Arbeiter\ ersiclienmg. 
Die  bislier  eingelaufenen  Berichte  der  Ar- 
beitersecretariate  bestreben  sich,  ein  ab- 
gerundetes Bild  von  den  Arbeiterbewe- 
gungen ihrer  Bezirke  zu  entwerfen.  Sie 
werden  dadurcheine  wichtigcQucUe  für  die 
Geschichte  der  localcn  Arbeiterbewegun- 
gen. Politisch-ökonomische  Abhandlungen, 
statistische  Untersuchungen  verleihen  viel- 
fach den  Secrctariatsberichtcn  einen  wis- 
senschaftlichen Charakter.  Der  Arbeiter- 
sccretair  M.  Güldenberg-Halle  behandelte 


das  preussische  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht, der  Arbeitersecretair  Heiden- 
Frankfurt  widmete  dem  paritätischen  Ar- 
beitsnachweis eine  kritische  Abhandlung 
(vergl.  die  Rubrik  Sociale  Communal- 
PoU^  in  den  SoeiaHstisehen  Monats- 
heften, 1904,  I.  Bd.,  pag.  403  flf.). 
Die  Beziehungen  zwisvchen  den  staat- 
lichen und  eommunalen  Behörden  und  den 
Arbeitersccretariaten  sind  im  Berichts- 
jahre 1903  im  allgemeinen  freundlichere 
geworden.  Im  Jahresbericht  des  Arbeiter- 
secretariats  Mannheim  für  1903  lesen 
wir:  »In  der  Regel  ist  es  der  wirtschaft- 
lich schwächere  Teil,  der  uns  zum  Schutz 
seiner  Interessen  in  Anspruch  nimmt 
Dieser  Tatsache  stehen  auch  die  amtlichen 
Kreise  in  Mannheim  verständnisvoll 
gegenüber  und  tragen  ihr  durch  ein  aner- 
kennenswertes Entgegenkommen  Redl- 
nung.  Der  Verkehr  mit  den  Behörden 
gab  deshalb  auch  zu  irgend  welchen  Aus- 
stellungen keinerlei  Veranlassnng.c 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Vom  24.  bis  2ü.  Mai 
tagte  in  Breslau  der  evangelisch- 
sociale  Congrcss.  Die  Aufmerk- 
samkeit dieses  Congresses  fesselten  vor 
allem  folgende  Vorträge :  Die  christlich« 
Ethik  und  die  heutige  Gesellschaft  des 
Herrn  Professor  TrSItsdi  -  Heidelbefg, 
Die  religiöse  Krise  in  der  Arbeiterschaft 
des  Herrn  Pastor  von  Broecker- Halle, 
Die  Organisation  der  Arbeit  in  ihrer  IVir- 
kling  auf  die  Persönlichkeit  des  Herrn  Lic. 
W.  O.  Traub  und  Das  moderne  Lohn- 
System  und  die  sociale  Reform  der  Herren 
Dr.  L.  Bernhard-Berlin,  Privatdocent,  und 
Frese-Berlin,  Fabrikbesitzer.  Es  verdient 
wohl  hervorgehoben  zu  werden,  dass  Herr 
Lic.  Traub  das  sittlich  hebende  Moment 
der  Arbeiterorganisation  freimutig  aner- 
kannte. -  Auf  dem  ncleijiertentagc  des 
Gcsanuvcrbandes  der  evangelischen 
Arbeitervereine  am  24.  und 
25.  Mai.  der  etwa  400  \''ereine  mit  72  000 
Mitgliedern  unifasst.  wurde  der  Antrag, 
sämtlichen  Mitgliedern  evangelischer  Ar- 
lieitervcreine  den  Beitritt  den  christ- 
lichen Gewerkschaften  zu  einpieliien.  an- 
gciif  tnuneii.  Der  Anschluss  an  den  Reichs- 
verband gegen  die  Socialdemokratie  wurde 
abgelehnt.  E^e  Grundzüge  eines  socialen 
Cinntnunaiprogramnis  (ntwickclte  der 
Werkmeister  Bärrn-Frankfurt  a.  M.  Sehr 
wenig  consequent  waren  die  Leitsätze  des 
Herrn  J.  F.  IIr)fmann-Höchst,  die  einer- 
seits die  Bildung  centralisiertcr  Orts- 
krankencassen  empfahlen  und  anderer- 
seits die  Begründung  neuer  Betriebskran- 
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kencasst'ii  durch  wohlwollende  grosse  Ar- 
beitgeber befürworteten,  —  Die  am  4.Juni 
tagende  Generalversammlung  des  Deut- 
sehen Vereins  für  V  olks- 
h  y  g  i  c  n  e  zu  Frankfurt  a.  M.  hehandcUe 
folgende  tiefeehende  social  politische  The- 
mata: Die  Eniehung  sum  hygienischen 
Denken  (Referent  Professor  Ncisser- 
Fraukfurt  a.  M.),  Das  Wandern  als 
Mittet  der  lugenäbiUmng  (Schuldirector 
Dr.  Beyer-Leipzig),  Votksgesundhcit  und 
Ferien  für  jeden  Beruf  (Profesfior 
Fromm-Frankfurt  a.  M.  ),  Die  Versorgung 
der  Slädle  ttiit  einwandfreier  Säuglings- 
miUh   (  i'rofessor   Dr.  Ostertag-Bcriin). 

—  Am  21.  Juni  trat  die  General versamm- 
Inng  de»  Rheinischen  y  er  eins 
sur  Förderung  des  Arbeiter- 
XL'  o  Ii  M  u  n  g  s  w  e  s  e  n  s  in  Düsseldorf  in 
die  Besprechung  folgender  Gegenstände 
ein:  des  GeaetEentwtirfs  des  Gdieimrats 
Küster  über  die  Er';chlic'^"^nng  von  Bau- 
gelände und  die  Bildung  geeigneter  Bau- 
Stellen  durch  Uffllegung  der  Grundstücke, 
der  Beratung  Ober  den  Entwurf  eines 
Statuts  für  eine  zu  gründende  Hypo- 
thekenbank zur  Förderung  des  Wohnungs- 
baues (Referenten:  Rechtsanwalt  Dr. 
Brandts  und  Generalsecretair  Dr.  Hins- 
berg). —  Am  16.  Juni  discutierte  der  deut- 
sche Reichstag  die  sodaldcmokra- 
tische  Interpellation  fiber  das  prettssische 
Ausnahmegeset 7,  rcrcu  die  Landarbeiter 
und  nahm  das  Gesetz,  betreffend  die  Er- 
richtung der  Kaufmannsgericht^  mit  den 
Conipromissanträgen  (Beseitigung  des 
Fraucnwahlrechts  und  Hinaufsetzung  der 
Altersgrenze  für  das  active  und  passive 
Wahlrecht  auf  25  rcspcctive  30  Jahre)  an. 

—  In  Frankfurt  a.  M.  befindet  sich  die 
Cmtralstelle  einer  Socialen  V  er- 
einigung  i  die  eine  Zeitschrift  gleichen 
Namens  herausgibt  und  deren  Ziel  die  all- 
mähliche Vergesellschaftung  der  Erde 
ist,  die  zielbewusste  Erweiterung  der  Ge- 
sellschaftsprodttctton  der  politischen  Ge- 
nie iiulen,  bei  freiem  Bewerb  um  .'\rbeit 
und  voller  Privi^roduction  in  Ktmst, 
Wissenschaft  und  Dtenstleistnngen.  Das 
Ziel  soll  durch  die  Schaffung  von  Gc- 
meindegütem  erreicht  werden,  die  mit 
Hilfe  des  zinslosen  Credits  der  Reichs- 
bank (in  der  Form  von  Banknoten)  ins 
Leben  gerufen  werden  sollen. 

X  X 
I.ITFRATUR.  Der  Achtstundentag  eine 
gesundlieitliihe  Forderung  betitelt  sich 
eine  Schrift  von  D  r,  L  Zadek  /Ber- 
lin, Buchhandlung  Torwarts/;  diese  vor- 
treffliche Begründung  des  Achtstunden- 


tags vom  Slandpunct  der  socialen  Hygiene 
ist  als  4.  Heft  der  von  Dr,  Zadek  heraus- 
gegebenen    A  rheitergesundheitsbibliothek 
herausgekonmicn.    Bisher  erschienen  in 
dieser  Bibliothek:  i.  Heft.  Die  erste  Hilfe 
bei  Unglücksfallen  von  Dr.  med.  Christel- 
ler; 2.  Heft.  Das  erste  Lehens  jähr  von 
Dr.  med.  R.   Silberstein:  3.   Heft.  Zur 
Gesundheitspflege  des  Nervensystems  von 
Dr.  Leo  Hirschlaff.  —  Tiefe  Einblicke  hl 
die  Lebensverhältnisse  der  lumpenprole- 
tarischen   Volksschichten    bringen  die 
Strottgänge  Max  Winters  Im  dun- 
kelsten Wien  /Wien.  Wiener  Verlag/  ;  auf 
das  Empfindungslcben  und  die  Weltan- 
schauung dieser  Schichten  fällt  so  man- 
ches Streiflicht.  —  Gegen  den  Alkohol! 
Gemeinverständliche   Aufsätze   von  Dr. 
Otto  Juliusburg  er  /Berlin,  Franz 
Wunder/:  ein  Rausch  stürmischer  Be- 
geisterung geht  durch  diese  Anklagereden 
gegen  den  unser  geistiges  und  moralisches 
Leben   berauschenden    Alkohol.  —  Dos 
invatidenkeim  der  Thüringischen  Landes- 
Versicherungsanstalt    zu    Weimar  nennt 
sich  die  reich  illustrierte,  der  Weltaus- 
stellung zu  Saint-Louis  gewidmete  Fest- 
schrift dieser  I-andesvcrsichcrungsan stall, 
die  wertvolle  Angaben  über  das  genannte 
Heim  enthält.  —  Die  Arbeiterfrage  von 
Professor  Dr.  H.  H  i  t  z  e  /M.-Gladbach, 
Centralstelle  des  Votksvereins  für  diu 
katholische  Deutschland/  ist  in  4..  ver- 
besserter Auflage  ersdiienen.   Die  Ar- 
beiterfrage stellt  sieh  in  dem  Kopfe  Hitzet 
nicht  als  eine  grundstürzende,  das  Ctlltur- 
nivcau  der  ganzen  Gesellschaft  umwäl- 
senden  Frage  dar,  sondern  nur  als  eine 
Specialfrage  der  grossen  socialen  Frage, 
und  die  sociale  Frage  definiert  er  als  die 
»Frage  des  richtigen,  den  (iesetzen 
der    Gerechtigkeit   und    Billigkeit  ent- 
sprechenden Verhältnisses  der  ver- 
schiedenen wirtschaftlichen  Berufsgruppen 
(Stände)    in    der    Gesellschaft«.  Die 
Hitzesche  Ai^eiter frage  führt  vortrefflich 
in   die   Tausonde    vnn    Einzelheiten  der 
kleinen  und  allcrkleinsten  Tagesreformen 
ein,  aber  sie  tritt  selbst  mit  keinem  gross- 
zügigen Reformprogramm  hervor. 
Die  Monatsschrift    Das  Geuerbcgericht 
bringt  in  Nr.  9  eine  eingehende  Kritik 
einer  Reichsgcrichtsentscheidung,  die  den 
Charakter  des  collectiven  .Arbeitsvertrags 
nicht  richtig  erfasste.    Der  §  153  G.  O. 
will  den  .Ausschreitungen  bei  der  Anwen- 
dung   socialer  Kampfmittel  vorbeugen. 
Der  Tarifvertrag  dient  alxr  dem  socialen 
Frieden.  Der  Kritiker  der  Reichsgerichts- 
entschetdung,   Dr.  Bamn»   sieht  in  der 
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Verurteilung  eines  Arfn-iiers  wegen  An- 
wendung von  Zwangsmitteln  zur  Atif- 
rcchterhaltnng  eines  Tarifvenrag««s  eine 
\  erkennung     des     neuen  eigenartigen 
Rechtsgebildes   des    Tarifvertrags,  des 
Collect  iv  Vertrags.   —   Die  Halbmonats- 
schrift   Der    Arbeitsmarkt    widmet  in 
Nr.  17  der  Arbeit smarktberichterstattung 
in  Grossbritannien  und  Irland  dncn  in- 
stmctiven  Artikel.  Das  britische  Arbdts- 
anit  '^cIi('pfto  im  Fihruar  1904  seine  Daten 
über    die  Arbeitsmarktverhältnisse  aus 
den  Berichten  von  1316  Gewerkschaften, 
i(i^6   l'nlcmflinicrn    und  Unternchmcr- 
verbanden  und  von  88  anderen  Correspon- 
denten.     Der    Verfasser    des  Artikels 
kommt  zu  dem  Resultat,  dass  die  britische 
.Arbeitsmarktberichterstattung    sehr  der 
weiteren  Ausbildung  bedarf.  —  La  Revue 
du  TravaÜ,  herausgegeben  vom  belgischen 
Arbeitsamt,    bringt    neben    den  Auf- 
•«chlüsscn    liljcr    den    Arbeitsmarkt,  die 
Genossenschafts-    und  Gewerkschaftsbe- 
wegimg hl  Belgien   fortlaufende  inter- 
essante Berichte  über  die  Fortschritte  der 
socialen  Gesetzgebung  in  Belgien  tmd  den 
äbrigen  Staaten.  —  Die  SekwetMerischen 
Blätter    für    U'irfschafts-    und  Social- 
politik.  herausgegeben  von  Professor  Dr. 
Rcichesberg-Bem,  brachten  mit  dem  Be- 
ginn des  Jahres  1904  drei  sehr  bedeut- 
same Vorträge  vom  Oberrichter  O.  Lang- 
Zurich,  vom  Grossrat  J.  Scheidegger  und 
vom  Natioiialrat  Sulaer-Ztegler  zur  Frage 
der  Revision  da  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes. 

Die  Mitteilungen  der  Norddeutschen 
Knappschaftspensionscasse  druckten  in 
Nr.  6  grundlegende  Entscheidungen  in 
Arbetterversicherungssachen  ab.  —  Ein- 
gesandt wurden  uns  von  der  Landesver- 
sicherungsanstalt Hannover  die  ersten 
Nummern  des  14.  Jahrgangs  ihrer  Amt- 
Uchen  Naehriehttn,  ferner  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt des  Grossherzogtums 
Hessen  die  Geschäftsberichte  für  1903 
der  Emst  Ludwig-Heilstätte,  der  Lungen- 
heilstätte Eberbach,  der  Lungenheilstätte 
für  weibliche  Lungenkranke  in  Reichels- 
heim und  der  .Anstalt  des  Hcrrtt  Dr. 
Schmidt  zu  Lindenfeld.    nuiL  mupffmvm 

Sodiln  ConrimunalpoHtik 

Am  9.  und  10.  Mai  fand  zu  Leipzig  die 
Conferenz  der  C  EN  TR  ALST  ELLE 
FÜR  ARBEITERWOHLFAHRTSEIS- 
RICHTUNGEN  statt,  die  sich  dieses  Mal 
mit  zwei  Gegenstanden  unseres  specielien 
Berichtigebictcs  befasste.  Ober  den  ersten 


Punct  der  Tagesordnung,  Schlafstellen- 
Wesen  und  Ledigenheime,  berichtete  in 
trefflicher  Weise  der  Beigeordnete  Dr. 
W  i  c  d  f  e  1  d  t  -  Essen.  Beim  zweiten 
Punct  behandelte  Oberbürgermeister  Dr. 
A  d  i  c  k  e  s  -  Frankfurt  die  Massnahmen, 
die  von  der  den  Städten  auf  dein  Gebiete 
de«  Pensiot^s-  und  Relictenwescns  (ge- 
troffen worden  sind.  Sowohl  in  der  De- 
batte über  die  Ledigenheime,  wie  über 
das  Pensionswesen  traten  die  zahlreichen 
Keactionäre,  die  in  der  CentralsteUe  ihr 
Wesen  treiben,  so  ungescheut  hervor,  ent- 
hüllten so  deiitlicli  ihre  Pläne  gegen  das 
Coalitionsrccht  grosser  Schichten  unserer 
Arbeiterschaft  (Bsenbahnarbeiter,  Berg- 
arbeiter. Arbeiter  der  Gasanstalten, 
Strasseiihahnen  etc.),  dass  eine  eingehen- 
dere Besprechung  dieses  Congresses  not- 
wendig erscheint.  Wir  werden  dieselbe 
sofort  nach  Erscheinen  des  officiellen  Be- 
richtes vornehmen. 

X  X 
Langsam  mahlen  die  Mühlen  der  Burcau- 
kratie,  auch  der  städtischen,  und  was  her- 
ausfällt, ist  nicht  alles  Prima  Mehl  Nr.  00. 
Seit  dein  Jahre  lyoo  beschäftigt  sicli  der 
Magistrat  der  Stadt  Charlotten  bürg  mit 
der  Regelung  des  städtischen  VERDIN- 
GÜNGSWESENS.  wie  der  Ausdruck 
wohl  vcrteutscht  lautet,  und  am  18.  April 
1904  legte  er  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung sein  mühsames  Product  zur 
Kenntnisnahme  vor.  Magistratus  schiebt 
die  lange  Verzögerung  auf  die  Uber- 
lasttmg  der  Mitglieder  seines  Ausschusses 
mit  anderen  Arbeiten  und  auf  die  > Fülle 
des  immer  von  neuem  sich  bietenden  Stuft  es 
durch  Neubearbeitung  der  betreffenden 
Materialien  im  Staate  oder  anderen  Ge- 
meinden, durch  Bittschriften  und  gut- 
achtliche Äusserungen  von  L'nlernehmer- 
vcrliiinden,  Handels-  und  Handwerker- 
kamniern«  etc.  —  al)«r  trotz  aller  Fülle 
hätte  die  Sache  sicher  schneller  erledigt 
werden  können.  Da  die  Neuregelung  des 
Submissionswesens  in  erster  Linie  im  In- 
teresse des  Unternehmertums  stattfand,  so 
kann  man  sich  ungefähr  berechnen,  wie 
lange  die  Behanditmg  einer  ahnlich  um- 
fangreichen, die  .\rbeiterschaft  interessie- 
renden MaUrie  gebraucht  haben  würde. 
Ein  Viertdjahrhundert  wäre  sicher 
darüber  hingegangen.  Dinh  dies  nur  bei- 
läufig. In  der  Aufzählung  der  Materia- 
lien einreichender  Körperschaften  fallt  das 
vollständige  Fehlen  von  Arlwiterorgani- 
sationen  auf.  Die  Unternehmer  hat  man 
in  allen  Gettaltcn  gehört,  um  die  Arbeiter 
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hat  man  sich  nicht  gekümmert.  Und  als 
in  der  Dcl)attc  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung über  die  Magistratsvorlage  auf 
den  Vorschlag  eines  Stadtverordneten, 
nml)  alle-  Lieferanten  der  Gemeinde  gut- 
achtlich zu  hören,  der  socialdemokratische 
Vertreter  empfehl.  den  Vorschlag  auch 
auf  die  Ariwiterorganisationen  auszudeh- 
nen —  ganz  im  Geiste  der  sonst  so  hoch 
gepriesenen  Parität  — ,  da  tönte  ihm  von 
den  bürgerlichen  Bäntoi  schallende  Hei- 
terkeit entgegen,  und  ein  Stadtverordneter 
antwortete  ihm  mit  den  kühnen  Worten : 
»Die  nmUre  l-Vage  ist.  wie  wir  die  Rechte 
der  ArlKiier  gegenüber  den  Unternehmern 
wahrnehmen  können.  In  dieser  Besiehung 
brauchen  wir  von  den  Arbeitern  keine 
Aufträge  mehr;  wir  wissen  ganz  gut,  wie 
das  gemacht  werden  kann«  etc 
Die  Arbeiter  sind  also  hei  der  Ausarbei- 
tung der  Magistratsvorlage  gar  nicht,  die 
Unternehmer  dagegen  sehr  aufmerksam 
angehört  worden.  Ihre  VVünsche  sind  er- 
füllt worden,  wo  es  sich  nur  irgend  mit 
den  Intt  :  c^-i  n  der  Gemeinde  vereinbaren 
Hess.  Sagte  doch  in  der  Debatte  der  die 
Vorlage  vertretende  Bürgermeister:  »Sie 
werden  überall  finden,  dass  in  dieser  Ein- 
gaben der  mugUchst  einseitige  Untemeh- 
merstandpunct  vertreten  ist.  Wir  sind  be- 
strebt gewesen,  diesem  Sinndpunct  so  weit 
wie  mögUch  entgegenzukommen.«  Das 
ist  den  Herren  vom  Magistrat,  wie  wir 
gerne  zugehen,  durchaus  gelungen.  Sehen 
wir  uns  die  \'orlagc  einmal  daraufhin  an. 
Sie  zerfällt  in  vier  Abschnitte:  i.  Grund- 
s,it7c  fiir  das  \'er<lingimgswesen.  2.  die  Bc- 
v.crljungsbedingungcn.  die  :illgcmeinen 
Bedingungen  für  die  .\iisfnhnmgen  von 
Bauten,  Bauarbeiten  und  Baulieferungen, 
4.  die  allgemeinen  Bedingungen  für  die 
Au^fulirung  von  .Arbeiten  und  Liefe- 
rungen nicht  baulicher  Art.  Wir  können 
natürlich  die  zahlreichen  Bestimmtmgen 
der  Vorlagt-  iiirbt  im  einzelnen  durch- 
gehen, sondern  nur  einige  Puncte  heraus- 
greifen. Auch  in  den  Begteitworten  zur 
Vorlage  hcisst  es :  »Si^vcit  tunlich,  ist 
den  durch  Rittsdiritten.  gutachtliche 
Äusserungen  etc.  bekannt  gewordenen 
Wünschen  aller  Beteiligten  [das  heis.st 
Unti  rnohnu  rl  Rechnung  getragen. t  Dafür 
einigt  l!ei-i)iele.  Über  Mehrleistungen  ist 
mit  dem  l'nternehmcr  ein  besonderes  Ab- 
kommen zu  treffen,  sofern  nicht  die  Ver- 
pflichtung und  die  Preise  im  ursprüng- 
lichen Vertrage  stipuiiert  sind.  Aber  diese 
FcMtlerttng  vm  Mehrleistungen  au  den 
Einheitssätzen  des  Angebotes  soll  nach 


Möglichkeit  beschränkt  werden  ;  das  Ver- 
langen derartiger  Melirlcisuingen  in  un- 
beschränktem Masse  soll  überhaupt  nicht 
mehr  .stattfinden.  Durch  diese  Vorschrif- 
ten soll  dem  Unternehmer  Schutz  gegen 
steigende  Preise  und  Bedrohung  seines 
Gewinnes  gewährt  werden.  »Die  Unter- 
nehmer«, heilst  ('s  weiter  in  den  schrin  er- 
wähnten Beglcitworten,  >haben  ein  leb- 
haft Interesse  daran,  dass  die  Fristen 
für  Einreichung  des  Angebots  und  für 
Ausführung  der  Arl>eiien  möglichst  aus- 
reichend lang,  die  Zuschlagsfristen  da- 
gegen nir)i;l!cli'>t  kurz  bemessen  werden. 
Es  liegt  durchaus  im  Interesse  der  Ver- 
waltung, diesen  Wünschen  zu  ent- 
sprechen.« Dass  die  Forderung  im  Inter- 
esse der  Unternehmer  liegt,  ist  zweifel- 
los. Was  ihnen  aber  recht,  ist  auch  der 
Gemeinde  billig.  Und  ihr  muss  daran 
liegen,  dass  die  Zuschlagsfristen  möglichst 
lang  bemessen  werden,  um  in  sorgfidtiger 
Weise  feststellen  zu  können,  welches  Ge- 
bot fSr  sie  das  vorteilhafteste  ist  Von 
der  .\ndrohunp  solcher  Strafen,  mit  deren 
eventueller  Einziehung  von  vornherein 
nicht  gerechnet  wird,  soll  grundsätzlich 
al)gesehen  werden,  weil  >sic  nur  den  vor- 
sichtigen, mit  den  Geptlogenheiten  der 
Verwaltung  nicht  vertrauten  Unternehmer 
irritieren,  während  der  weniger  vorsichtige 
oder  genauer  unterrichtete  Unternehmer 
sich  darüber  hinwegsetzt«.  Wir  hätten  die 
Sensibilität  des  Unternehmertums  nicht  so 
fein  geschätzt,  dass  darauf  bei  der  An- 
(Irfihuntr  v(,[i  Vertragsstrafen  Rücksicht 
genonuncn  und  ihnen  das  Irritierende 
eventuell  nicht  zur  Einziehung  kommen- 
der, aber  angedrohter  Strafen  erspart  wer- 
den muss.  Interessant  ist  in  dieser  Stelle 
der  Begründung  noch  die  Einräumung, 
dass  ein  Teil  der  Vertragsstrafen  über- 
haupt nur  als  Drohung  diente  und  von 
den  gewürfelten  Unternehmern  schon 
längst  als  solche,  imd  zwar  als  leere  Dro- 
hung erkannt  war.  Oberall  war  es  das 
Bestrehen  des  Magistrats.  Bestimmungen 
fallen  zu  lassen  oder  zu  mildern,  >die  als 
eine  unnötige  Drangsaliernng  des  Unter- 
pchmcrs  ersclieinen<.  Es  frapt  -icli  bei 
diesem  löblichen  Bestreben  nur,  was  eine 
unnötige  Drangsalierung  ist.  Dem  Untcr- 
nehnu-r  wird  jede  Bestimmung,  die  ihn  in 
seiner  Willkür  beschränkt,  als  unnötige 
Drangsalierung  erscheinen. 

Die  zarte  Rücksicht  des  Magistrats  auf  die 
Unternehmer  tritt  besonders  deutlich  da 
hervor,  wo  es  sich  tiicht  nur  tun  diese, 
sondern  um  ihr  Verhältnis  zu  den  Arbei- 
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tcrn  handelt,  die  von  ihnen  bei  der  Aus- 
führanir  der  städtischen  Aufträge  beschäf- 
tig^ werden.  Es  kommen  hier  besonders 
zwei  Puncte  in  Betracht :  die  sogenannte 
Lohndausel  und  die  Strikeclausel.  Di€ 
letztere  ist  in  der  folgenden  Weise  ge- 
regelt worden.  Die  Vorlage  unterscheidet 
zwei  Arten  von  Strikcs  —  über  Aussper- 
rtuigen  schweigt  sie  ganz  und  gar  — : 
Strikes.  die  sich  als  höhere  Gewalt  im 
Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  dar- 
stellen, und  Strikes,  die  es  nicht  sind. 
Bei  den  ersteren  hat  der  Unternehmer  der 
Verwaltung  Anzeige  /u  machen,  und  es 
sind  dann  die  Falle  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  zu  beurteilen.  Bei  den 
letzteren  will  der  Magistrat  in  dem  Streit 
der  Unternehmer  und  Arbeiter  darüber, 
ob  die  Bdiörden  den  Unternehmern  Ent- 
gegenkommen zeigen  sollen  oder  nicht, 
keinerlei  grundsätzliche  Stellung  nehmen, 
sich  vielmehr  »für  jeden  einzelnen  Fall  — 
unter  objectiver  Würdigung  der  mannig- 
fachen Entwtckelungsvorgänge  derartiger 
Zustande  und  nach  Massgabe  des  Inter- 
esses der  Stadtgemeinde  als  Vertrags- 
inrtei  —  seine  Entsdieidung«  vorhehalten. 
Prüft  man  diese  Regelung  rtwa^  penauer, 
so  findet  man,  dass  die  Scheidung  der 
Strikes  in  zwei  Classen  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Behandlung  durch  die  Stadtverwal- 
tung gänzlich  ul)crllussig  ist.  Diese  be- 
hält sich  in  allen  Fällen  die  Untersuchung 
vor,  ob  die  Einstellung  der  Arbeiten  oder 
die  Verzögerung  ihrer  Ablieferung  infolge 
Strikes  für  den  Unternehmer  eine  Ver- 
längerung seiner  Termine  und  Befreiung 
von  Conventionalstrafe  bedingen  soll  oder 
nidit.  Sie  wird  also  in  allen  Strikefällen 
zu  prüfen  haben,  ob  der  Strike  ein  berech- 
tigter oder  nicht  berechtigter  war.  ob  der 
Unternehmer  den  Strike  provocicrt  hat 
oder  nicht,  ob  die  Forderungen  der  Ar- 
beiter billig  waren  oder  nicht,  ob  sie  von 
dem  Unternehmer  nhnc  Schädigung  eines 
Geschäftsbetriebes  hätten  bewilligt  wer- 
den können  oder  ob  die  Schädig[ung  gering 
genug  war,  dass  er  sie  ohne  weiteres  hätte 
tragen  können,  etc  etc.  Kurz,  die  Ver- 
«raltung  ist  in  die  Zwangslage  gebracht, 
in  so  complicierte  wirtschaftliche  Erschei- 
nungen, wie  es  Arbeiterstrikes  sein  kön- 
nen, einzudringen  und  über  dieselben  ein 
Urteil  zu  sprechen.  Da  entsteht  sofort  die 
Frage:  Ist  denn  die  Stadtverwaltung  zur 
Abgabe  eines  solchen  Urteils  befähigt? 
Wir  können  diese  Frage  nur  mit  AVifi 
beantworten.  Schon  allein  ihre  Zusammen- 
setzung auf  Grund  eines  die  Arbeiterschaft 


l^enachteiligenden  Walilreclits  muss  sie 
der  Arbeitersdiaft  als  keine  geeignete 
Ricbterinstanz  erschoiiicn  lassen.  Dazu 
kommt,  das^  sie  gar  nicht  im  stände  ist, 
sidi  in  den  Besitz  des  erforderlichen  Mate- 
rials zu  setzen,  das  für  die  .Abgabe  eines 
zutreffenden  Richterspruches  nötig  ist.  Die 
Stadtverwaltung  braucht  die  Vertreter  der 
Arbeiterschaft  bei  ihrer  Beurteilung  des 
Strikes  nicht  zu  hören  und  wird  wohl  in 
den  meisten  Fällen  einen  dahingehenden 
Ansprucli  ablehnen.  So  ist  sie  auf  die 
Information  ihrer  Beamten  tmd  des  Un- 
ternehmertums angewiesen,  und  ihr  Urteil 
wird  der  Arbeiterschaft  sicher  parteiisch 
gefärbt  erscheinen.  Die  Stadtverwaltung 
hätte  im  eigenen  Interesse  .\nlass.  die 
Aufgabe  dieses  Riclitcramtes  von  sich 
fem  zu  halten.  In  den  Städten  mit  mehr 
als  20  000  Einwohnern  gibt  es  Gewerbe- 
gerichte, die  als  EinigungsänUer  häufig  ge- 
nug in  die  Lage  kommen,  Strikes  und 
Aussperrungen  zu  beurteilen.  Vielleicht 
ist  der  selbe  Strike.  den  der  Unternehmer 
der  Stadt  benutzen  will,  um  -ich  der  Er- 
füllung seiner  VertragspHichten  zu  ent- 
ziehen oder  sie  hinauszuschieben,  schon 
einem  GcwerlK-gericht  unterworfen  ge- 
wesen. Dieses  ist  daher  die  allein  ge- 
eignete Instanz,  über  Strikes  und  Aus- 
sperrungen zu  urteilen. 
Wenn  nun  der  Unternehmer  mit  dem  Ur- 
teil der  Stadtverwalttmg  nicht  einverstan- 
den ist.  so  kann  er  an  das  ordentliche  Ge- 
richt appellieren.  Dass  damit  für  die  Ar- 
beiterschaft keine  Garantie  gegehcn  ist, 
brauchen  wir  hier  nicht  ausführlich  aus- 
einanderzusetzen. Das  sociale  Verständ- 
nis unserer  ordentlichen  Gerichte  ist  no- 
torisch zu  gering  für  solche  socialen  Auf- 
gaben. 

Dieselbe  Unternehmerfreundlichkeit  zeigt 
sich  in  der  Formulierung  der  Lohnclauscl, 
nach  der  An|;ebote  ausgeschlossen  werden 
können,  »wenn  ein  genügender  Anlass  zu 
der  Annahme  v<>rliegt,  dass  die  von  dem 
Unternehmer  in  seinem  Betriebe  gezahlten 
Löhne  hinter  den  ü!)lichen  L()hncn  zurück- 
bleiben«. Das  ist  die  gleiche  Formulie- 
rung, die  auch  in  die  Frankfurter  Sub- 
missionsbedingungen Aufnahme  gefunden 
hat.  Sic  gewährt  den  Arbeitern  auch  nicht 
den  geringsten  Schutz,  denn  die  im  Ge- 
werbe üblichen  Löhne  können  so  mise- 
rabel sein,  dass  sie  den  Arbeitern  nur  die 
crli.irnilichstc  Existetu  crniöglichen.  Für 
die  Stadtverwaltung  Charlottcnburg  ist 
das  gldchgiltig;  sie  fühlt  nicht  den  Be- 
ruf in  sich,  an  der  der  Hebung  des  Lohn- 
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niveaus  mitzuhdfen.  Wie  ferner,  wenn 
der  Unternehmer  zwar  zur  Zeit  des  An- 
gebots die  üblichen  Löhne  bezahlt,  nach 
Erteilung  des  Zuschlages  aber  die  Löhne 
herabsetzt,  seine  alten  Arbeiter  entlässt 
nnd  neue  tn  niedrigeren  Löhnen  einstellt? 
Gegen  ein  solclics  Vorgehen  gewährt  die 
Formulierung  ebensowenig  Schutz.  Ver- 
geblich suchen  wir  in  den  Bestimmttngen 
nach  Clauscln.  die  eine  Controlc  üIut  die 
F"ort2ahlung  der  üblichen  Lohne  eiinög- 
Itchen.  Auch  der  §  lo  ist  dafür  wertlos. 
Denn  nacli  ihm  kann  die  Verwaltnng  die 
von  dem  L'nlernehmer  gcsclmldclen  Be- 
trage für  dessen  Rechnung  nur  dann  un- 
mittelbar an  die  berechtigten  Arbeiter  zah- 
len, wenn  das  angemessene  Fortschreiten 
der  Arlx'itcn  durcli  Nichterfüllung  der 
VerpHichtungen  aus  dem  Arbeitsvertrage 
seitens  des  Unternehmers  gefährdet  wird. 
Über  die  Höhe  der  Beträge,  als.!  (1er 
Löhne»  ist  nichts  gesagt.  Es  gibt,  wie  diese 
wenigen  Anmerkungen  zeigen,  kaum  eine 
inangelliaftere  Fassung  der  Lohnclaiivel. 
Ebenso  ungenügend  sind  die  Ordnungs- 
vorschriften des  §  13.  Die  Stadtverwaltung 
hätte  allen  Anlass  gehabt,  in  ihnen  den 
siltlich-hygienischenBauarbeiterschutz,  wie 
er  von  der  Organisation  der  Bauarbeiter 
angestrebt  wird,  vertragsrechtlich  festzu- 
legen, da  sie  auf  die  Polizei  Verordnungen 
nur  sehr  geringen  Einfluss  hat.  Schrieb 
man  eine  Desinfection  der  Aborte  vor,  so 
wäre  es  richtig  gewesen,  auch  noch  die 
anderen  dringend  n«itigen  Vorschriften 
über  die  Anlage  der  Aborte  vorztmehmen. 
Warum  wird  den  Unternehmern  nur  an- 
heim  gegeben,  ihre  Arbeitskräfte  durch 
den  ArlK;it>nachweis  zu  bezichen,  und 
ihnen  nicht  direct  die  X'erptlichtung  dazu 
auferlegt?  Warum  wird  den  Unterneh- 
mern die  Beschäftigung  von  ungelernten 
Arhcitern.  die  Ausländer  sind,  untersagt? 
Sobald  durch  die  Lohnclausel  dafür  ge- 
sorgt ist.  dass  die  Ausländer  nicht  als 
Lohndrücker  auftreten  können  und  zu  den 
gleichen  Arbeitsbedingunfen  zu  arbeiten 
haben,  lässt  sich  gegen  ihre  Besdiiftigung 
nichts  einwenden.  Der  Unternehmer  kann 
von  der  Verwaltimg  verpflichtet  werden, 
auch  an  Sonn-  imd  Feiertagen  und  wäh- 
rend der  Nacht  Arbeiter  zur  Ausfülirung 
von  Arbeiten  im  Taglohn  zu  stellen.  Hier 
wäre  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  ahn- 
lich derjenigen,  die  sich  in  den  Stuttgarter 
Submissionsbcdingungen  findet.  Danach 
wird  für  solche  Sonn-,  Feiertags-  und 
Nachtarbeiten  das  i'jfache  der  Lohne  der 
Preisliste  von  der  Stadtverwaltung  ge- 


zahlt, aber  nur  dann,  wenn  die  Prcis- 
erh^ung  auch  in  Wirklichkeit  den  Ar- 
beitern zu  gute  konmtt. 

Die  Vorlage  des  Magistrats  ist  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  einem  Aus- 
schusse überwiesen  worden.  Unsere  Aus- 
fnhrungcn  hal>cn  hoffentlich  zur  Genüge 
gezeigt,  wie  dringend  sie  einer  Verbesse- 
rung in  sodalpolittscher  Hinsicht  bedari 
X  X 
Die  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  der 
städtischen  Arbeiter  finden  bei  den  Städti- 
schen Behörden  und  Beamten  nur  sehr 
geringes  Verständnis.  Wenn  auch  von  den 
leitenden  Persönlichkeiten  das  Coalitions- 
recht  anerkannt  wird,  so  legt  man  seiner 
Ausübung  in  die  Praxis  unendliche  Hin- 
dernisse in  den  Weg.    Eim-^  der  belieb- 
testen Mittel  gegen  die  unabhängige  Ge- 
werkschaftsbewegung ist  die  Gründung 
von  STADTISCHEN  ARBEITERVER- 
EINEN, die  unter  Leitung  von  städti- 
schen Beamten  stehen  und  die  sidi  der 
Patronage  der  Stadtverwaltung  erfreuen. 
Ein  solcher  Verein,  der  sich  in  Darm- 
stadt befindet,  wird  in  der  Mainummer  der 
Gc'ccrk.u-h(ift  einer  kritischen  Besprech- 
ung unterzogen,  der  wir  folgendes  ent- 
nehmen.   Der  Zweck  des  städttsdMV  Ar- 
beitervereins ist  nach  den  Satzungen  ein 
dreifacher.    Er  will  das  Standesbewusst- 
sein  und  gute  Cameradschaft  pflegen  — 
ein  löbliches  Binnen,  dorn  an  beidem 
fehlt  es  untenlen  städtischen  Arbeitern 
noch  zu  oft  und  zu  viel.    Wie  aber  beides 
dadurch  erreicht  werden  soll,  dass  nach 
!  a6  der  Satzimgen  alljährlich  an  dem  Ge- 
burtstag des  Grosshcrzngs  und  dem  des 
Kaisers   festliche  Veranstaltungen  statt- 
finden, vermag  nur  ein  potrioHtches  Hera 
zu  liegreifcn.    Er  will  die  Interessen  der 
städtischen  Arbeiter  wahren  —  hier  fragt 
sich  nur,  wie?  Er  w  ill  die  Mitglieder  un- 
terstützen, gemeinschaftlich  Waren  und 
Bedarfsgegenstände  beziehen  und  den  ver- 
storbenen Mitgliedern  die  letate  Ehre  er- 
weisen. An  Unterstützungen  werden  also 
ein  einmaliger  Krankengeldzuschuss  von 
5   M.,  ii.ichdem   für  mehr  als  20  Tage 
Krankengeld  bezogen  ist,  und  Sterbegeld 
von  5  bis  .10  M.  gewährt.   Als  Beitrag 
werfUn  jo  Pf.  monatlich  erhoben  —  ein 
lächerlich  niedriger  Beitrag,  der  zur  Ge- 
nüge leigt,  wie  ernst  es  dem  Verein  mit 
der  Vertretttoi^  der  Interessen  der.stadti- 
sehen  Arbeiter  sein  muss.   Politische  und 
religiöse  Bestrd>ungen  sollen  vollständig 
ausgeschlossen  sein.    Der  Vorstand  des 
Vereins  ist  nach  §  30  der  Satzungen  be- 
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rufen,  Wünsche  oder  Beschwerden  ein- 
xehicr  Arbeiter  oder  der  Arbeiterschaft 
eines  Betriebes  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehen und  geeignetenfalls  der  Bürger- 
meistcrei  mit  Gutachten  zu  unteibrdlen. 
aber  das  geeignetenfalls  wird  selten  ge- 
ntff^  anernnnt  werden,  denn  der  Vor- 
stand des  Vereins  besteht  aus  —  Beam- 
ten der  Sudt.  Nach  §  7  der  Satzungen 
können  stidttsdie  Beamte,  die  die  Sache 
des  Vercin'5  fördern  wollen,  gegen  einen 
beliebigen,  doch  mehr  als  2  M.  betragenden 
Jahresbeitrag  als  Freunde  des  Vereins 
beitreten.  Unter  diesen  Freunden  findet 
sich  ^ne  grosse  Anzahl  der  Beamten 
der  Stadt«  vom  Oberbürgermeister  an- 
gefangen bis  zum  Octroierheber.  Man 
Kann  sich  nunmehr  einen  Begriff  davon 
machen,  mit  welcher  Energie  der  Verein 
die  Interessen  der  städtischen  Arbeiter 
gegenüber  der  Stadtverwaltung  vertreten 
wird.  Cbrigens  ist  der  Darmstädter  Ver- 
ein nicht  der  einzige  seiner  Art. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Mainzer 
Bürgermeisterei  hat  ein  Ortsstatut,  be- 
treffend die  Krankenversicherung  der 
Dienstboten  und  Lehrlinge,  der  Stadt- 
verordnetenversammlung unterbreitet.  Da- 
rm wird  der  Venicherungszwang  ans- 
geaprochen  und  den  Mitgliedern  der  Cassc 
freie  ärztliche  Behandlung  und  Verpfle- 
gung nn  städtischen  Krankenhanse,  so- 
wie vom  15.  Krankheitstage  ab  ein  massi- 
ges Krankengeld  gewährt.  Die  Beiträge 
betragen  21  Pf.  wöchentlich.  —  Die  Ver^ 
handlungen  der  Stadt  Essen  und  der 
Süddeutschen  Eisenbahngesellschaft  we- 
gen Ankauf  der  Essener  Strassenbahn 
sind  trotz  des  hohen  Angebots  von  14 
Mill.  M.  gescheitert.  —  Der  Char- 
lottenburger Magistrat  hat  be- 
schlossen, vom  Fiscus  gegen  Zahlung 
von  3.5  Mill.  M.  700  Morgen  des  bewal- 
deten Teiles  der  Jungfemheide  zu  kaufen 
und  als  Volkspark  zu  erhalten.  —  Die 
Mannheimer  Stadtbchördcn  haben 
ein  neues  OrtSitatttt  Über  die  Sonntags- 
ruhe im  Handetsgewerbe  erlassen.  Da- 
nach ist  die  Sonntagsarbeit  der  kauf- 
männischen Angestellten  von  lo  bis  12 
Uhr  vormittags  gestattet  für  die  Reede- 
reien und  Speditionsgeschäfte,  für  den 
Grosshandel  mit  Getreide,  für  Fabriken 
landw^irtschaftlicher  Maschinen ;  für  den 
Grosshandel  mit  Hopfen  und  inUindi- 
schem  Tabak  nur  während  der  Einkaufs- 
zeit —  Die  Stadt  Cassel  kaufte  an  der 
Grenze  von  .  Wahlhciden  ein  Terrain  von 


10  ha  für  330000  M.  und  steht  wegen  An- 
kaufs des  Parkes  Schönfeld  in  Unter- 
handlung. —  Die  Stadtverordnetenver- 
sammlung der  Stadt  Barmen  hat  ein- 
stimmig die  Einführung  des  obligatori- 
schen gewerblichen  und  kaufmännischen 
Portbildungsunterrichtcs  beschkwsen.  — 
Die  Dresdener  Stadtverordneten  ha- 
ben die  Besteuerung  für  Grossbetriebe, 
Warenhäuser  und  Zweiggeschäfte  im 
Kleinhandel  im  wesentlichen  nach  den 
Vorschlägen  ihres  Ausschusses  angenom- 
men. Es  soll  eine  Umatzsteuer  (300000 
M.  Umsatz  500  M.  Steuer,  steigend  bis 
3500000  M.  Umsatz  32000  M.  Steuer, 
von  da  ab  des  Umsatzes  der  vorher- 
gehenden Classe),  eine  Zweiggeschäfts- 
steuer (3  Abteilungen:  2  bis  3  Filialen, 
4  bis  6  und  über  6  Filialen,  bei  einem 
Umsatz  von  100000  M.  je  nach  der  Zahl 
der  Filialen  150  M..  300  M.  und  500  M., 
steigend  bis  3200000  M.  Umsatz  in  6 
Geschäften  auf  64000  M.;  von  da  ab 
hört  die  Untersdieidung  nach  der  Zahl 
der  Filialen  auf,  die  Classen  steigen  um 
500000  M.,  und  die  Steuer  betragt  2%  des 
Umsatzes)  und  eine  Warenhaussteuer, 
die  das  iVjfache  der  Umsatzsteuer  be- 
tragt, erhoben  werden.        huoo  unooiann 

Socialistische  Bewegung 

Recht  interessant  ist  eine  Statistik 
über  die  socialdemokrati sehen  GE- 
MEINDEVERTRETEK  in  Baden,  die 
auf  einer  am  29.  Mai  in  Karlsruhe  abge- 
haltenen Gemeindcvertreterconferenz  ge- 
geben wurde.  Danach  sitzen  Socialdemo- 
kraten  in  den  Gemeindeverwaltungen  von 
62  Orten ;  und  zwar  sind  gewählt  von 
der  I.  Wählerdasse  18»  von  der  II.  Classe 
90  und  von  der  III.  Classe  776  Vertreter. 
.Ausserdem  stellt  dii-  Socialdtmokratic  28 
Gemeinde-  und  Stadträte  und  J  ländliche 
Bürgermeister. 

X  X 
An  einer  Conferenz  der  DEUTSCHEN 
UND  ÖSTERREICHISCH-UNGARI- 
SCHEN SOCIALISTEN  IN  DER 
SCHWEIZ,  die  am  23.  Mai  in  Winter- 
thur  abgehalten  wurde,  nahmen  33  Dele- 
gierte, welche  26  Sectionen  in  18  Orten 
vertraten,  teil.  Es  wurde  ein  Organisa- 
ttonsstatut  beschlossen,  und  zwar  im 
Sinne  einer  strafferen  Centralisation.  Der 
Organisation  kann  jeder  angehören,  der 
sich  zum  Programm  der  socialdemokra- 
tischen  Partei  seiner  Heimat  bekennt; 
jedes  Mitglied  muss  gleichzeitig  in  einer 
Gewerkschaft  organisiert  sein.  Das  Bei- 
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tragswesen  wurde»   veretiflieitlidit  Im 

Jalirc  IQ05  wird  in  Constanz  eine  inter- 
nationale Zusammenkunft  veranstaltet 
werden. 

X  X 
SocialdcninkT;iti>clu-  Repräsentanten  wer- 
den in  den  l'arlrinicnten  und  Regierungen 
der  SCHWEIZ  immer  hiiufiger.  So  ist 
im  Zürcher  Grossen  Stadtrat  unser  Ge- 
nosse Greulich  zweiter  Vicepräsi- 
dent;  im  Grossen  Stadtrat  zu  Winter- 
thur  irt  der  Genosse  Pfarrer  Reichen 
c:-tcr  Vicepräsident,  Genosse  Fürholz 
bekleidet  im  Solothumer  und  Ret- 
mann im  Bemer  Cantonsrat  das  Amt 
eines  zweiten  \'ice|)r:isidenten.  SchHcss- 
lich  sei  erwähnt,  dass  Genosse  Wuil- 
schleger  für  das  Jahr  1904  Prärident  der 
Regierung  in  Basel  ist 

C^e  Ergebnisse  der  FRANZÖSISCH]^ 

GEMEINDEWAHI.FN.  die  am  i.  und 
8.  Mai  stattfanden,  sind  selbst  heute  noch 
nicht  in  aller  Vollständigkeit  anzugeben. 
Das  ist  nicht  besonders  verwunderlich, 
wenn  man  bedenkt,  welche  grosse  Zahl 
von  Waiili  n  in  kleinen  und  allcrkleinsten 
Gemeinden  dabei  in  Betracht  kommen. 
Waren  doch  am  i.  Mai  in  36  170  Gemein- 
den insgesamt  430  120  Gemcinderatsmit- 
glieder  zu  wählen,  wobei  die  Hälfte 
sämtlicher  Gemeinden.  18054  an  der 
Zalil,  mit  180540  Communalvcrtrctern 
weniger  als  500  Einwohner  zählen  und 
weitere  135^  Gemeinden  mit  162673 
Vertretern  cme  Bcv()Ikerung  von  nur  501 
bis  1500  Einwohnern  aufweisen.  Eine 
weitere  Schwierigkeit,  die  Ergebnisse  un> 
anfechtbar  festzuslellon.  ist  die  Zersplitte- 
rung in  den  französischen  Parteiverhält- 
nissen.  Nichtsdestoweniger  lässt  sioli 
schon  nach  dem  Ausfall  der  Wahlen  in 
den  Hauptorten  (den  Departements-  und 
Bezirksstädten)  eine  ziemlich  sichere  Bi» 
lanz  ziehen. 

Schon  die  Resultate  der  Hauptwahlen 
Hessen  den  sicheren  Schluss  zu,  dass  die 
Reactionäre  aller  Schattierungen  eine  ver» 
nichtende  Schlappe  erlitten  hatten:  diese 
wurde  durch  die  Stichwahlen,  obgleich 
da  einige  Überraschungen  nicht  ausblie- 
ben, nodi  vergrossert.  Die  Stimmenver- 
tcilung  in  Paris  bei  der  Hauptwahl  wird 
von  der  Humanitc,  wie  folgt,  berechnet: 
Socialisten  144  719.  Radicale  92  935.  zu- 
sammen 2,17654  Stimmen  der  Linken. 
Nationalisten  und  Monarchisten  152320, 
Milinisten  und  Klerikale  16  916,  zusam- 
men 169236  Stimmen  der  Rechten.  Also 


eine  Mdirheit  von  68418  Stimmen  zu 

gunsten  der  Linken.  Von  den  socialis- 
tischen  Stimmen  kommen  auf  den  P.S.F. 
51653.  auf  Unabhängige  (vom  P.S.F. 
unterstützte  bisherige  Ratsmitglieder) 
21 430,  auf  die  AUemanisten  26983,  auf 
den  P.  S.  de  F.  9454^  endlich  auf  Can- 
didaten  autonomer  socialisdscher  Grup- 
pen 22 IQ2  Stimmen. 
Von  den  80  Gemandevertretem,  die  in 
Paris  zu  wählen  waren,  wurden  in  der 
Hauptwahl  nur  54  endgiltig  gewählt;  da- 
von entfielen  27  auf  die  Rechte  und  27 
auf  die  Unke,  hiervon'  16  auf  die  Socia- 
listen und  II  auf  die  Radiealen.  In  der 
Stichwahl  blieben  zu  erledigen  26  Sitze, 
Von  diesen  gewannen  die  Linksjtarteien 
zusammen  17  tmd  die  Nationalisten  9 
Sitze.  Das  Gesamtergebnis  der  beiden 
Wahlgänge  war  also:  Socialisten  24 
(früher  17)  —  darunter  9  Jaur^sisten,  8 
Unabhängige.  4  AUemanisten  imd  3  rc- 
7'olutionärc  Socialisten  — ;  Radicale  und 
sociali-stische  Radicale  20  ( 10) ;  Nationa- 
ü-ti  n  M\  Die  Majorität  der  Linken  ver- 
fugt über  44,  die  nationalistisch-mon- 
archistische Mindctlicii  über  36  Mandate. 
Von  den  grossen  Provinzstädten  seien 
noch  folgende  Ergebnisse,  wie  sie  sich 
nach  den  Stichwahlen  darstellen,  ange- 
führt: Lyon  bleibt  in  radicalem  und  so- 
cial istisch  em  Besitz  mit  einem  Gewinn 
von  6  Mandaten,  Marseille  ist  von  den 
ministeriellen  Socialisten  nicht  zurück- 
erobert worden.  Einen  grossen  Verlust 
erlitten  die  Gucsdistcn  in  Lille,  wo  sie 
seit  i8qO  das  Stadthaus  im  Besitz  hatten; 
ebensowenig  konnte  Roubaix.  eine  frühere 
Horliburg  der  Gucsdisten,  zurückgewon- 
nen werden.  Dagegen  wurden  Dijon, 
Saint-Eticnne,  Toulon,  Brest  und  Tou- 
louse von  den  Socialisten  und  Radiealen 
neu  gewonnen  rcspectivc  behauptet. 
Das  Ministerium  des  Innern  veröffent- 
lichte slritistische  .Angaben  über  die  Ge- 
meindcrai^wahlen,  die  sich  aber  nur  auf 
379  der  grösseren  Städte  beziehen.  Da- 
nach gab  es  in  diesen  379  Departements- 
und Bezirksstädten  vor  den  Wahlen  230 
Ministerielle.  131  .Antiministerielle  und 
18  Gemeinderäte  ohne  ausgesprochene 
Richtung.  Nach  2  Wahlgängen  zahlte 
man  260  Ministerielle.  102  .Antiministc- 
ricllc  und  17  Gemeinderätc  ohne  be- 
stimmte Parteizugehörigkeit.  2415  Be- 
zirksstädte weisen  nunmehr  folgende 
Parteizusammensetzung  auf:  1475  Mi- 
nisterielle, 837  Antiministerielle.  103 
ohne  bestimmte  Richtung.  Die  Ministe- 
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netten  haben  hier  200  Gewinne  und  55 
Verlttste  ztt  verzeichnen,  das  macht  einen 

Nettiigcu  iiiti  \on  145  Bezirksstädten. 
Anschliessend  an  die  Gemeinderatswahlen 
fanden  überall  die  Bnrgermeister- 
wahlen  statt.  Von  den  sclltm  lässt 
sich  bisher  ein  unifassendes  Bild  erst 
recht  nicht  geben,  jedodi  stehen  die  Re- 
sultate dieser  von  vornherein  fest,  sie 
richten  sich  nach  dem  Ausfall  der  Ge- 
meindcvtrtreterwalilen.  Die  politi- 
sche Bedeutung  der  Gemeinderats- 
wahlen wird  erst  m  einigen  Jahren  in  die 
Erscheinung  treten,  nämlich  bei  den  Se- 
natswahien.  da  die  Gemeindevertretungen 
einen  Teil  der  Senatoren  zu  wählen  hat. 
Das  Gesamtergebnis  der  Wahlen  zeigt, 
dass  in  Frankreich  der  Ruck  nach  links 
anhält  and  dass  die  Zeiten  der  nationa- 
listisch-monarcbistisdien  Demagogie  vor- 
über sind. 
X 

In  NORWEGEN  hielt  die  Arbeiterpartei 
wahrend  der  Pfingstfeiertagc  in  Dranunen 
ihre  18. Landesversammlung  ab;  dieselbe 
war  von  194  Delegierten  beschickt.  Dem 
Jahresbericht^  der  mit  dem  15.  Mai  endet, 
ist  zu  entnehmen,  dass  die  Partei  im  ver- 
flossenen Jahre  ein  ausserordentliches 
Wachstum  zu  verzeichnen  hatte;  nicht 
weniger  als  91  Vereine  haben  sich  im 
Laufe  des  Jahres  der  Partei  ange- 
schlossen, so  dass  die  selbe  jetzt  347  Ver- 
eine mit  circa  19  800  Mitgliedern  zählt 
Am  deutUchsten  kam  der  Fortschritt  der 
Partei  bei  den  Storthingswahlen  zum 
Ausdruck,  wo  zum  erstenmal  socialdemo- 
kratische  Abgeordnete,  4  an  der  Zahl,  ge- 
wählt worden ;  insgesamt  wurden  24  526 
socialdcmokratische  Stimmen  abgegeben. 
Auch  die  Parteipresse  hat  einen  merk- 
lidwn  Aufschwung  genommen.  Das  On- 
tralorgan  Social- Demokraten  kann  jetzt 
auf  ein  2ojährigcs  Bestehen  zurüdc- 
Micken  ;  die  financiellen  Schwieriglwiten 
sind  behoben,  und  das  Blatt  fängt  an, 
Überschüsse  abzuwerfen.  Das  Organ 
Nytid  ist  vergrössert  worden  und  er- 
scheint jetzt  in  einer  Auflage  von  2800 
Exemplaren.  Die  Zahl  der  dem  Frauen- 
bund der  Arbeiterpartei  angehörenden 
Vereine  hat  sich  um  2  vermehrt;  die  Mit- 
gliederzahl beträgt  450. 
Auf  der  Landesversammlung  wurde  ein 
neues  Organisationsstatut  be- 
raten und  angenommen.  Die  Partei  glie- 
dert sich  danach  in  Stadt-  und  Amts- 
Organisation.  An  der  Spitze  der  Partei 
steht  der  ans  25  Mitgliedern  zusanunen- 


gesetzte  Landesvorstand;  11  seiner  Mit- 
glieder sollen  in  Christiania  ansässig  sein. 
Die  Parteitage  sollen  in  Zukunft  in  der 
Regel  nur  jedes  dritte  Jahr  sUttfinden. 
Das  hierauf  angenommene  Commu- 
n  a  I  p  r  o  g  r  a  m  ni  enthält  im  wesent- 
lichen die  selben  Forderungen,  wie  das 
deutsche;  der  Puncf  8  lautet:  »Keine 
neuen  Vcrkaufsstätten  für  berauschemle 
Getränke,  möglichst  grüsste  Einschrän- 
kung und  Besteuerung  der  bestehenden.« 
.Ms  Vertreter  der  Partei  im  internatio- 
nalen Secretariat  wurden  Olav  Kringen 
und  Dr.  Eriksen  gewählt,  als  Delegierter 
zum  internationalen  Coogress  in  Amster- 
dam Kringen. 

^  X 
Der  Hauptvorstand  des  sodaldemokra- 
tischen  Verbandes  DANEMARKS,  der 

aus  48  \on  den  Parteigenossen  aller 
Landesicile  gewählten  Männern  und 
Frauen  besteht,  beschloss  in  seiner  Sit- 
zung vom  15.  Mai  ein  Manifest  an  die 
Bevölkerung.  In  .  dem  selben  wird  die 
Tätigkeit  der  socialdemokratischenGruppe 
in  der  verflossenen  Reichstagsscssion  gut- 
geheissen.  Hieran  schliesst  sich  eine 
Kritik  der  verschiedenen  reactionären 
Taten  und  Unterlassungssünden  des  Mi- 
nisteriums, vor  allen»  der  Erhöhung  des 
Mihtairetats  von  19  auf  23  Mill.  Kr.,  so- 
dann des  Prügelgeselzes.  Des  weiteren 
wird  zum  Anschluss  an  die  Partei  auf- 
gefordert, zum  Kampfe  gegen  das  gegen- 
wärtige Ministerium  der  Linken,  das  die 
selbe  reactionäre  Pölitik  betriebeti  habe, 
wie  sem  conservativer  Vorgänger. 
X  X 
In  BELGIEN  hat  die  Partei  bei  den  .\b- 
geordnetotiualilen  am  29.  Mai  ebe  Nie- 
derlage erlitten.  Die  Stimmenzahl  ist 
nicht  gestiegen,  und  an  Sitzen  in  der 
.Abgeordnetenkammer  verliert  die  Social- 
demokratie  7,  während  nur  ein  Mandat 
(in  Verviers)  gewonnen  wird.  Die  neue 
Kammer  besteht  aus  92  Klerikalen.  45 
Liberalen,  28  Socialisten  (gegen  34  in 
der  früheren)  und  3  Wilden.  Die  Ur- 
sachen des  socialistischen  Misserfolgs 
werden  in  diesem  Heft  (pag.  507  ff.)  von 
Edouard  .Anseele  in  dem  Artikd  Die  bel- 
gischen Wehlen  daiifelegt 
X  X 
Die  socialistische  Partei  der  VEREINIG- 
TEN STAATEN  VON  .AMERICA  hat 
auf  ihrem  Parteitage,  der  am  5.  Mai  in 
Chicago  stattfand,  ein  neues  Programm 
beschlossen.  Unter  den  Anwesenden, 
183  Delegierte  aus  36  Staaten,  befanden 
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sich  7  Frauen  aus  6  verschiedenen  Staa- 
ten; lao  der  Delegierten  waren  geborene 
Americaner.  Als  Candidatcn  für  die 
Präsidentenwahl  wurden  Eugen  Debs  und 
Ben  Hanford  proclamiert.  Das  Pro- 
gramm, unter  dem  die  Partei  in  den 
Kampf  um  die  Eroberung  der  politischen 
Macht  eintritt,  zeugt  von  einer  klaren 
Erkenntnis  der  wirtschaitUchen  Zusam- 
menhänge und  des  daratis  resultierenden 
Elends.  Hie-  ;iLif  Bescitigimg  der  capita- 
listischen  Gesellschaftsordnung  abzielen- 
den Pordemngen,  sowie  auch  die  übrigen, 
die  zunächst  anzustrebenden  Reformen 
enthaltenden  Programmsätze  befinden 
sich  in  vollkommener  überein stimhiung 
mit  den  Priiicipicn  der  internationalen 
Socialdemokratic.  Der  Wortlaut  des  Pro- 
gramms ist  im  Vorwärts  vom  Mai 
IQ04  zum  Abdruck  gebracht 
X  X 
Der  s.x-ialdeinokratischen  Partei  AR- 
GENTINIENS ist  es  l>ei  den  letzten 
Wahlen,  die  am  13.  März  stattfanden,  ge- 
lungen, den  ersten  sociaüsti-^chcn  Abge- 
ordneten ins  Parlament  zu  entsenden. 
Das  in  der  Republik  Argentinien  be- 
stehende Wahlgesetz  war  derart  reactio- 
när,  dass  die;  Arheiterclasse  zum  gröss- 
tcn  Teil  von  der  Wahl  ausgeschlossen 
blich.  Was  das  rückständige  Gesetz 
(oflfene  Stimmenabgabe  11.  s.  w.)  nicht 
tat.  wurde  durch  Corruption  und  die  Ge- 
walt erreicht;  der  Stimmenkauf  wurde 
ganz  offen  betrieben.  Die  als  oppositio- 
nelle Wähler  Bekannten  wurden  gar 
nicht  bis  zur  Urne  herangelassen,  son- 
deni  die  Wahl  wurde  möglichst  schnell 
vorgemommen  und  dann  für  geschlossen 
erklärt,  so  dass  immer  die  der  Repie- 
rt'ngspartei  genehmen  Candidaten  durcli 
kamen.  Durch  eine  energische,  von  den 
Socialisten  angefechte  Volksbewegung 
is»  OS  nun  vor  etlichen  Monaten  endlich 
gelungen,  die  Regierung  zu  einigen 
kleinen  Verbesserungen  des  Wahlgesetzes 
zu  zwingen.  Bei  der  let;'ten  Wahl 
stellten  die  Socialisten  10  Candidatcn  auf. 
die  alle  erhebliche,  Stimmenzahlcn  auf 
sich  vereinigten.  Einer  von  ihnen,  der 
junge  Advocat  Atfredo  Palados.  wurde 
von  den  Hafenarbcitem  und  Dockern 
des  Hafenviertels  Boca  in  Buenos  Aires 
ins  Parlament  geschickt 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Schieds- 
gerichtsvdrh  a  n  d  1  un  gen  gegen 
die  Genossen  Bernhard,  Heine  und 
Braun,  die  durch  einen  Ausschlussantrag 
gegen  die  Genannten  nötig  geworden 


waren,  haben  zu  einer  Abweisung  des 
Ausschlussantrags  in  allen  drei  Fällen 
geführt  Clicr  das  Schicksal  des  Schieds- 
gerichtsverfahrens gegen  den  Genossen 
Göhre  ist  bereits  berichtet  worden  (vergl. 
Socialistische  Monatshefte,  1904,  I.  Bd., 
pag.  489).  —  Im  Anschluss  daran  hat  der 
Partei  vorstand  eine  Proclamation 
erlassen,  in  der  die  Parteigenossen  auf- 
gefordert werden,  den  seit  dem  Dresde- 
ner Parteitag  mit  Heftigkeit  geführten 
persönlichen  Kampf  der  Genossen  unter 
einander  einzustellen.  Es  steht  zu  er- 
warten und  zu  wünschen,  dass  die  Par- 
teigenossen dieser  Ermahnung  Folge 
leisten  werden.  —  Die  deutsche  Social- 
demokratic verlor  durch  den  Tod  des  Ge- 
nossen G  I  a  d  e  w  i  t  z  einen  braven  Mit- 
kimpfier.  Gladewitz  war  zuletzt  Redac- 
teur  an  der  Bergarbeiterseitung;  früher 
war  er  Redacteur  des  Chcmnitser  Beob- 
achters, '  später  des  sichsischen  Berg- 
arbeiterblattes. Wegen  Pressvergehen 
hat  der  verstorbene  Genosse  nicht  weniger 
denn  30  Monate  hinter  Gefängnismauem 
zubringen  müssen.  —  In  Namur  verstarb 
der  socialistische  Abgeordnete  Gustav 
D  e  f  n  e  t  plötzlich  an  einem  Schlagan- 
fall.  In  ihm  verliert  die  belgische  So- 
cialdemokratic einen  ihrer  tfiditigsten  und 
eifrigsten  Organisatoren.  Er  war  einer 
der  Mitbegründer  der  belgischen  Arbd- 
terpartei.  Im  Gemeinderat  von  Saint 
Gilles,  einem  Vororte  von  Brüssel,  war 
Defnct  seit  dem  Jahre  1890  Gemeinderat, 
in  letzter  Zeit  war  ihm  das  Amt  eines 
ScliufTen  für  öffentliche  Arbeilen  über- 
tragen. Auf  den  internationalen  Arbeiter- 
congressen  fungierte  Defnet  mehrfach  alt 
Präsident 

LITERATUR.  Die  Fomwr/ibuchhand- 
hing  hat  unter  dem  Titel  Socialdemokra- 
tisi  lu-  Agitatwnsbibliothek,  Zeitbilder  aiu 
dem  Classenstaat  die  Herausgabe  kleiner 
Schriftchen  begonnen,  die  in  zwangloser 
Folge  fortgesetzt  werden  soll.  Bis  jetzt 
sind  erschienen :  l.  Prins  Arenberg  und 
dif  Artnberge,  2.  Der  Zukunftutoßt  dtr 
Junker.  Der  Zweck  dieses  neuen  Unter- 
nehmens soll  der  sein,  wichtige  Zeitereig- 
nisse, Dinge,  die  nidit  in  Vergessenheit 
geraten  dürfen,  sidierer  festzuhalten,  als 
dies  durch  das  Zcitungsblatt  möglich  ist. 
Ein  ausserordentlich  glücklicher  Ge- 
danke !  —  Die  Socialdemokratie  im  Wahl- 
kreise Teltoxv-Becskotc-Storkow-Charlot- 
tenburg  von  Paul  Hirsch  /Charlottenburg, 
W.  Eberiurdt/  gibt  eine  Übersicht  über 
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die  Retchstagswalileii    von  1890,  1893« 

i8g8  und  1903  auf  Grund  der  amtlichen 
Statistik.  Jeder  Bezirk  des  Kreises  ist 
besonders  behandelt,  die  Wahlstimmen 
aller  Parteien  In  Haupt-  und  Stichwahl 
sind  aufgeführt.  Angefügt  ist  ferner 
eine  Karte  des  Kniscs.  Es  l)fdarf  keiner 
langen  Ausluhruogen,  um  darzutun,  dass 
eine  soldw  detaillierte  Statistik  für  die 
Agitation  im  Kreise  von  hohem  Wert  ist. 
—  Eine  Festschrift  Der  Arbeiterverein 
Leipsig  /Leipzig,  Leips^er  Buchdrueke' 
rei/  schildert  Entstehung  ttnd  Entwickc- 
lung  des  genannten  Vereins  während 
seines  25jährigen  Bestehens.  —  Eine 
Schrift  von  Dr.  N.  R.  af  Urs  in  (den 
die  Leser  aus  seinem  Aufsatz  Der  Socia- 
lismus  in  Finbmä  in  den  Socialistischen 
iSonaUheften.  1900,  pag.  55  ff.,  kennen), 
betitelt  Dit  Arbeiterfrage  Fitäands  /Ber- 
lin. Mayer  &  Müller/  gibt  zunächst  eine 
knappe,  aber  übersichtliche  Schilderung 
der  dortigen  Agrar-  tmd  Landarbeiter- 
verliälinisse.  Hieran  SchliesSen  sich  recht 
lehrreiche  Capitel  über  Gewerbe-,  Arbei- 
tersdiittz-  tmd  Arbeitenrersichenings- 
gesctagdjung.  Sndnnn  fultrt  die  t-igcnt- 
Ucfae  Geschichte  der  Arbeiterbewegung  in 
Finland,  die  vor  etwa  ao  Jahren  von 
einem  Fabrikanten  namens  Wright  in  die 
Wege  geleitet  wurde.  Wright  hatte  die 
Reibungen  zwischen  Unterneliniern  tmd 
Arheitern  in  nentschland  kennen  gelernt 
und  wollte  dieser  Entwickelung  in  Fin- 
land  vorbeugen.  Aber  nur  wenige  Jahre 
gelang  es  dem  wohlmeinenden  Herrn, 
den  von  ihm  und  anderen  Fabrikanten 
hcj^ründeten  Arbeiterverein  unter  seinen 
Fittichen  zu  halten.  Bald  waren  die  Ar- 
beiter den  Ktndersdittliett  entwachsen. 
Auf  dem  Gsngress  von  1896,  wo  die  Grün- 
dung einer  eigenen  poUtiscben  Arbeiter- 
partei besehlossen  wurde,  legte  Wright 
sein  Amt  als  Pr.Hsident  nieder,  da  er  die 
\'crantwortung  für  die  radicalere  Rich- 
tung nicht  übernehmen  wolle.  Heute  steht 
der  Verein  auf  dem  Boden  der  inter- 
nationalen Socialdemokratie,  sein  Pro- 
gramm entsi>richt  in  seinen  Grundzngcn 
dem  Erfurter  Programm.  —  Von  anderen 
Neuerscheinungen  seien  hervorgehoben : 
Wandlungen  in  der  Theorie  und  Taktik  der 
Socialdemokratie  von  Paul  Kampff- 
m  e  y  e  r /Mfinchen.  G.Birk  &  Co./  (vergl. 
die  Rubrik  Bücher,  pag.  585  ff.),  endlich 
die  neue  Auflage  der  Broschüre  Wil- 
helm Liebknechts  fViuen  ist 
Macht,  Macht  ist  IVissen  /Berlin,  Buch- 
handlung Vorwärts/, 


Seit  dem  i.  Januar  erscheint  in  Paris  eine 
neue  Halbmonatsschrift  La  Tribüne  Russe 
/.Administration  :  50  ruc  Lhomond,  Paris/. 
Der  Herausgeber  Rubano witsch  ist  be- 
müht, über  die  politischen  tmd  socialen 
Zustände  Rttssiands  objectiv  und  tun- 
fassend XU  berichten.         mmo  tocixbon 

Qewerkachaftsbewegung 

Die  KN-TWICKELUNG  DER  GE- 
WERKSCHAFTEN hat  im  Jahre 
1903  eine  entschieden  fortschrittliche 
Tendenz  gezeigt  Nachdem  nunmehr 
die  Mitglicderzahlen  alier  Organisationen 
vorli^en.  kann  man  sagen,  dass  die 
gewerkschaftlichen  Erfolge  im  Jahre 
1903  weit  über  Erwarten  grosse  sind. 
Es  hatten  die  in  der  Generalcom- 
mission der  Gexverkschaften  Deutsch- 
lands vereinigten  Organisationen  am 
Schluss  des  Jahres  1903  945 126  Mit- 
glieder gegen  752  419  im  Jahre  1902  oder 
eine  Vermdintng  um  192707  (25,6%) 
Mitglieder.  An  dieser  participiercn  alle 
Organisationen  mit  Ausnahme  der  Ta- 
bakarfaeiter,  Werftarbeiter,  Kupfer- 
schmiede und  Masseure,  die  insgesamt 
einen  Verlust  von  844  Mitgliedern  hattetu 
Wie  gross  die  Mitgliederzunahmen  nnd. 
zeigen  folgende  Zahlen  der  grössten.  über 
IG  000  Mitglieder  zählenden  Organisatio- 
nen. Es  hatten  am  Schlüsse  des  Jahres 
1903  Mitf^lieder  die  Metallarl>eiter  160  135 
( -f  31  .^(;3).  die  Maurer  104  712 
(-}-  23489),  die  Holzarbeiter  83662 
(-h  12  811),  die  Bergarbeiter  69028 
(-f  20750),  die  Textilarbeiter  60235 
( -f  18  644 ) .  die  Fabrikarbeiter  45  533 
(-f-  13667).  die  Buchdrucker  37  341 
(-1-  2743),  die  Zimerer  29998  (-1-  7187). 
die  Tran.siK)rt,'irl)eiter  29 411  (-f-  8400^ 
die  Bauarbeiter  27105  (+95U),  die 
Schuhmacher  a5ag6  (+  a^),  die 
Schneider  21724  (+2789),  die  Hafen- 
arbeiter 19777  (+  31 19).  die  Maler 
17742  (+  3844)-  die  Brauer  16934 
(-f  2677),  die  Biuhhinder  13889 
(+  3191  )i  die  Gemeindearbeiter  10393 
(4-  3419)- 

Diese  beispiellose  Mitgliedcrzunahme  ge- 
schah in  einer  Zeit,  die  erst  den  Anfang 
des  wirtscliaftlichen  Aufschwungs  dar- 
stellt, geschah  trotz  unerhörter  Vcrfol- 
fi^ungen  und  trotz  schwerer  Kampfe  mit 
dem  Unternehmertum.  Entsprechend  dem 
Aufschwiing  in  den  Mitgliederzahlen  ist 
die  Entwickelung  des  Cassenwesens  dne 
durchaus  günstige-  gewesen,  und  auch  die 
wirtschaftlichen  Erfolge    der  Gewcrk- 
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Schäften  waren  im  Jahre  1903  ganz  er- 
hebliche. 

In  der  eräten  Hälfte  des  laufenden  Jahres 
hahcn   die   Gewerkschaften   eher  noch 

grossere  Fort  schritte  gemacht,  als  in  der 
entsprechenden  Zeit  dies  Vorjahres,  so 
dass  sie  sclton  weit  mehr  als  eine  Million 
Mitglieder  aufzuweisen  haheii.  Wenn 
nicht  alle  Zeichen  trügen,  gehen  wir  in 
L)eiitsc!iland  noch  tiner  grossartigen 
Entwickelung  des  Gewerkschaftswesens 
entgegen,  die  nicht  zu  hindern  ist  durch 
noch  so  viel  behördliche  und  scbarf- 
niacherisclie  Bedrückung. 
X  X 
Der  Zusaninienschluss  des  deutschen 
UNTERNEHMERTUMS  macht  weitere 
Fortschritte.  Am  17.  Mai  fand  in  Berlin 
eine  vom  Gcsiiiiitx  i-;  f  and  deutscher  Mctall- 
titdustnelter  einberufene  Confcrcnz  der 
attsserhalb  des  Centratverbandes  deutscher 
Jitduslrirllcr  stehenden  Unternehmerorga- 
nisationen  statt,  wo  es  zur  Gründung 
einer  Freien  ycrciniguiig  von  Arbcitgcbcr- 
un<J  wirtschaftllchrn  l'rrbändctt  kam. 
Diese  soll  mit  der  ! hiu[^tstcllc  deutscher 
Arbeit gcbcrveroände  einen  Cartellvertrag 
abschliessen.  Es  stehen  sich  vorl.uifiR  also 
nur  mehr  zwei  grosse  Unternehmer- 
organisationen gegenüber,  die  Hauptstcllc 
und  die  VereiniguHg,  die  sich  zudem  be- 
muhen, durch  Abschluss  von  Cartellvcr- 
trÜRen  Einheitlichkeit  in  ihre  Action  zu 
bringen,  die  in  der  Bekämpfung  der  Ar- 
beiterschaft aber  ohnedies  emtg  sein 
werden. 

Der  Arbeitgeberverband  der  deutschen 
Tcxtiliudustrie  hat  sich  am  16.  Mai  in 
Berlin  chenfalN  constituiert.  In  seinem 
Vorstand  smd  Vertreter  aller  Textil- 
branchen  und  Industriedistricte  ver- 
einigt. 

X  X 
(*ber  eine  ganze  Anzahl  von  VER- 
BANDSTAGEN UND  CONGRESSEN 
ist  wieder  zu  berichten,  doch  können  wir 

das  mehr  summarisch  tun,  da  Beschiüs'^e 
von  besonderer  Wichtigkeit  auf  keinem 
derselben  gefasst  worden.  Die  H  o  1  z  • 

a  r  1>  c  i  t  e  r  tagten  in  der  zweiten  Mai- 
woclie  in  Leipzig.  Gegen  die  Verbands- 
führung  wurden  wesentliche  Einwendun- 
gen nicht  Reniacht.  Über  die  Taktik  bei 
Lohnliewegungen  wurde  in  einer  ge- 
schlossenen Sitzung  eingehend  beraten, 
doch  bleibt  es  in  der  Hauptsache  bei  der 
alten  Praxis.  Alle  Anträge  auf  Erweite- 
rung des  Unterstützungswesens  oder  Er- 
höhung der  Unterstützungssätse  wurden 


abgelehnt,  nur  die  Gemassregeltenunter- 

-tiit.-unp  wurde  von  18  auf  20  M.  pro 
Woche  erhohl.  Es  soll  ein  weiterer  Sc- 
cretair  angestellt  werden,  dem  ausschliess- 
lich die  Strikcleitung  unterliegen  snli. 
Der  Sitz  der  Holsarbeiterceitung  wurde 
von  Hamburg  nach  dem  Sitz  des  Ver- 
hardes.  Stuttgart  verlegt.  —  Die  Berg- 
arbeiter hielten  ihren  Verbandstag 
/u  Pfingsten  in  Stadtha|^  ab.  Betreffs 
der  Sterbefallunterstützung  wurden  ver- 
schiedene Erleichterungen  beschlossen 
und  auch  die  Unterstützung  für  Frauen 
gleidi  der  der  Männer  auf  60  M.  erhöht. 
Es  wurde  die  Herausgabe  eines  polnischen 
Organs  angeregt  und  eingehend  über  die 
nächsten  Aufgaben  des  Verbandes  be- 
raten, mit  dem  schliessltchen  Ergebnis, 
für  niichstes  Jahr  eine  Erhöhung  des 
Wochenbeitrages  auf  30  Pf.  vorzusehen.. 
Von  Wichtigkeit  waren  'noch  die  Be- 
ratungen über  die  Berggesetzgebung  und 
das  Knappschaftswesen  in  Deutschland, 
die  zur  Annahme  dreier  Resolutionen 
führten  für  ein  Reichsberggesetz,  ein  ein- 
heitliches Knappschaftswesen  und  für  ein 
freies  Vereinsrecht,  —  Die  I^I  a  n  d  - 
luHRsgehilfcn  waren  ebenfalls  zu 
Ptiiig^ien,  in  Magdeburg,  zusammenge- 
kommen. Von  Wichtigkeit  ist  ein  Votum, 
das  die  ablehnende  Haltung  des  Vor- 
standes gegenüber  einer  Aufforderung  des 
reichsstatisti-chen  .Amtes  zur  Mitarbeit 
an  einer  Statistik  über  kaufmännische 
Stellenvermittelung  unter  Hinweis  auf 
(üo  (lewcrkschaftsfeindlichkeit  der  Be- 
hörden billigte.  Es  wurde  iiber  die 
nächsten  Aufgaben  für  die  Socialreform 
im  Ilandclsgeicerbe  verhandelt,  und  da- 
bei als  Minnnalfordcrung  aufgestellt : 
Achtuhrladenschluss,  Sstundige  Arbeits- 
zeit in  Coniptoiren.  jöstündige  Sonntags- 
ruhe, SchaffuiiB  einer  Handelsinspcction 
und  .Ausdehnung  aller  Versicherungs;trten 
auf  alle  Handelsangestellten;  ferner 
wurde  zu  dem  Gesetz,  betreffend  die 
Kaufmannsgerichte.  Stellung  genommen. 
Die  Stellenloscnunterstützung  wurde  er- 
höht und  der  Abschluss  collectiver  Ar- 
lieitsvertr.'ige  mit  Genossenschaften  be- 
l'iirwortct.  —  Zur  gleichen  Zeit  tagten  die 
Conditoren  und  der  Centraiverband 
der  Blumen-.  Bl. Itter-,  Feder- 
arbeiter und  -arbeiterinnen 
Deutschlands  in  Dresden.  Die  Conditoren 
modificierten  das  Sirikereglement.  Unter 
allen  Umständen  sollen  Strikes  Versuche 
um  gütliche  Einigung  mit  den  Unterneh- 
mern vorausgehen.  Strikes  müssen  mit  min- 
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destens  Dreiviertelmajorität  besdilossen 

und  J  Monate  vorher  beim  Hauptvor- 
stande  angemeldet  werden.  Die  Unter- 
stützung beträgt  13  respective  6  M.  pro 
Woche  vom  8.  Tage  ab  und  wird  nur 
Mitgliedern,  die  mindestens  u  VVochen- 
beiträge  geleistet,  gezahlt.  Zwecks  Ent- 
sch.ndigung  des  Gauleiters  soll  ein  Extra- 
beitrag von  5  Pf.  pro  Monat  crhuUtn  wer- 
den. Die  zweitgenannte  Organisation  gab 
dem  Vorstand  das  Recht  zur  Erhebung 
von  Extrabeiträgen  und  beschloss  die 
Einführung  eines  Strike-  utii!  eines  Kran- 
kenunterstützungsreglements,  das  Carenz- 
zciten  von  13  respective  104  Wochen  vor- 
sieht. Weiter  wurde  .Ausdehnung  der  Or- 
ganisation auf  die  Pahnarbeiter  be- 
schlossen. 

Ebenfalls  in  der  Woche  nach  Pfingsten 
tagte  in  Stuttgart  ein  internatio- 
naler Handschuhmachcrcon- 
gross.  IJntcr  andenn  lieschlnss  er  Ver- 
legung des  internationalen  iiandschuh- 
n^achersecretariats  vott  Brüssel  nach  Ber- 
lin ab  I.  Juli. 

X  X 
Welche  Fortsehritte  die  TARIFBEWE- 
GUNG in  Deutschland  schon  gemacht 
hat,  zeigt  eine  von  dem  reichssiatistischcn 
Amt  in  der  Mainummer  des  RHehs- 
ai  bt'itshiattes  gebrachte  Zusammenstel- 
lung, in  der  gegen  1000  Taruvcrlrage  be- 
rücksichtigt sind,  die  von  den  heteiligteo 
Unternehmer-  und  Arbeiterorganisatio- 
nen, zumeist  aber  von  der  Generalcom- 
mission  zur  Verfügung  gestellt  sintl  \'on 
den  ermittelten  Tarif  Vereinbarungen  ent- 
fallen je  eine  auf  die  Bnch<h7icker,  Buch- 
biiidtT  und  Notenstecher  für  das  ganze 
Gewerbe.  Für  einzelne  Bezirke  hatten 
Tarife  abgeschlossen :  die  Maurer  194,  die 
Zimmerer  153,  die  Töpfer  100,  die  Brauer 
74,  die  Hafenarbeiter  49,  die  Metall- 
arbeiter 48,  die  Sdmeider  43,  die  Maler 
36,  die  Bauhilfsarbeiter  32.  die  Steinsetzer 
31,  die  Holzarbeiter  30,  die  Steinmetzen 
27,  die  Schahmacher  25.  die  Stuccateure 
24.  die  Glaser  20.  die  Transportarbeiter 
17.  die  Böttcher  13,  die  Dachdecker  Ii, 
die  Lederarbeiter  9,  die  Tapezierer  7.  die 
Kürschner  7,  die  Bäcker  und  Textilar- 
beiter je  5.  die  Mühlenarbeher  und  Satt- 
ler je  4;  die  Lithographen  und  Stcin- 
dricker  3,  die  Seeleute  2,  die  Barbiere 
und  Friseure,  (Hrtner,  Griffelmadier, 
Handschuhmacher,  Kupferschmiede  und 
Stcmpelschneider  je  i. 
Aus  dieser  Zusamenstellung  ist  ersicht- 
lich« (?ass  es  das  Bestreben  weiter  Kreise 


der  Arbeiter  ist,  Tarifvereinbanmgcn  zu 

erzielen  :  sowie,  dass  trotz  der  verhältnis- 
mässig kurzen  Zeit,  seitdem  die  Tarifbe- 
wegung eingesetct  hat,  auf  diesem  Gebiet 
doch  schon  erhebliche  Fortschrilite  er- 
zielt worden  sind. 

In  (liM  Baugewerben,  einschliesslich  der 
Maler,  Dachdecker  und  Steinsetzer,  so- 
wie der  Brauer,  ist  Zeitlohn  vorherrschend, 
bei  den  Holzarbeitern,  Stuccateuren, 
Steinmetzen,  Töpfern,  Böttchern,  Schnei- 
dern und  Schuhinachern  der  Accordlohn. 
Übrigens  sind  auch  in  der  diesjährigen 
Strikccampanie  wieder  eine  grosse  An- 
zahl von  TarifvereintMurungai  •  ersidt 
worden. 

X  X 
Die  LÜHNK.\MPFE  der  Gewerkschaf- 
ten haben  im  Monat  Mai  einen  weit 
grösseren  Umfang  noch  angenommen,  als 
in  den  Vormonaten.  Besonders  im  Bau- 
gewerbe waren  viele  und  erfolgreiche 
Kämpfe  zu  verzeichnen.  Von  wichtigeren 
Strikes  nennen  wir  noch  den  Berliner 
Bäckcrstr  i  k  e.  Neben  Abschaffung 
von  Kost  und  Logis  wurde  ein  Alindest- 
lohn  von  21  respective  33  md  as  M.,  so- 
wie drei  freie  Tage  im  Jahre  und  unpartei- 
ische Regelung  des  Arbeitsnachweises  ge- 
fordert. Mit  grosser  Bravour  wurde  diese 
Bewegung,  die  durch  einen  Boycott  wirk- 
sam unterstützt  wurde,  in  14  Tagen  sieg- 
reich durchgeführt  Beachtung  verdient 
auch  der  Hamburger  Brauerei- 
arbeit crstrike.  Anlass  zu  diesem 
Conflict  boten  Lohnfragen,  in  der  Haupt- 
sache aber  der  Arbeitsnachweis,  den  die 
Unternehmer  ans  den  Händen  der  Ar- 
beiter zurückerobern  wollen.  Ein  Ende 
dieses  Kampfes,  der  ebenfalls  durch  einen 
Boycott  unterstützt  wird,  ist  nicht  ab- 
zusehen. Dann  erwähnen  wir  noch  wegen 
der  eigenartigen  Veranlassung  die  Aus- 
sperrung der  Hamburger  Kohlen- 
a  c  c  o  r  d  s  c  h  a  u  e  r  1  e  u  t  c  ,  die  er- 
folgte, weil  die  bedrohten  Arbeiter  den 
ihnen  schädlichen,  von  den  HamblU'ger 
Kolileniniporteuren  nach  dem  grossen 
Hafenarbciterstrike  gegründeten  Unter- 
stützungscassen  nicht  länger  angehören 
wollten.  Auch  dieser  Kampf  ist  noch 
nicht  beendigt. 

Von  den  Kämpfen  im  .'\uslandc  ist  er- 
wähnenswert eine  grosse  Aussperruug 
der  Wiener  Bauarbeiter,  die 
schon  nach  einigen  Tagen  mit  eitu  r  v  oll- 
ständigen Niederlage  der  aussperrenden 
Untemdimer  endete. 
X  X 
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In  Nr.  22  des  Crw  r!  :  <  rins  wird  die 
Jahrcsstatistik  der  HiRSCH-DüNCKER- 
SCHEN  GEWERKVEREINE  für  1903 
verötFcnt licht.  Danach  f)ctruR:  am  Sohluss 
des  Jahres  1903  die  Zahl  der  Gewerk- 
vereine  21  (gegen  1902  +  2).  die  der 
Orfivcreinc  2085  (+  93)  und  die  der 
Mitglieder  110215  (+  7364).  Die  Ge- 
sanitzmiahme  hetriipt  ".l  /o,  gegenfibet 
25.6  %  Miiglieikr/unahmc  in  unseren 
Gewerkschaften.  Die  Einnahmen  der  Gc- 
werkverdne  sind  etwas  mehr  gestiegen, 
da  mehrere  Gewerkvereine  im  letzten 
Jahr  2u  höheren  Beitr^en  übergingren. 
Sic  hoben  sich  von  8004.^4  auf  (  jg  412 
AI.,  wobei  insbesondere  die  Einnahmen 
ans  Beiträgen  und  Eintrittsgeldern  von 
(•78090  M.  auf  Jc/^<y^  M.  stiegen.  Die 
jährliche  Durchschnittsleistung  eines  Mit- 
gliedes hob  sich  demnach  von  6.60  auf 
7.23  M.:  sie  entspricht  al-o  noch  immer 
nicht  einmal  einem  wuchcnllichcn  V'oll- 
beitrag  von  15  Pf.  Das  zeigt,  wie  weit  in 
dieser  Beziehung  die  fiewcrkvereine  hin- 
ter den  Gewerkschaften  zurückstehen. 
Die  Summe  der  Au^Kal)eIl  stieg  von 
749299  M.  im  Jahre  1902  auf  804  126  M.  ; 
sie  übersteigt  die  Einnahmen  an  Beiträgen 
und  Eintrittsgeldern  noch  um  7132  M.. 
welches  Dcticit  allerdings  durch  Zinsen 
gedeckt  wird.  Sämtliche  Ausgabeposten 
sind  gißcn  da-  \'i>rjahr  etwas  ^cstteg^; 
insbesondere  stiegen  die  Ausgaben  für 
Arbeitslosen-,  Strike-  tmd  Massregelungs* 
Unterstützung  seit  IQOI  von  185  553.52  M. 
auf  246  81^.33  .M.  und  2-n  204  76  M. 
Gegenuber  der  Mitgliedt  i ,  i  r  hrung  be- 
deutet alHrr  die  geringe  Zunahme  der  .\us- 
g^ben  für  .Arbeitslosenunterstützung  einen 
relativen  Rückgang.  Die  Vermögensbe- 
stände der  Gewerkvereine  gingen  seit 
1901  von  I  231  377  M.  zurück  auf  i  204648 
M.  (1902)  und  I  151  713  M.  ("1903).  Aus 
alledem  ist  jedenfalls  ersichtlich,  dass  die 
Entwickclung  der  Gewerkvereine  auch  im 
Tahrc  1903  weit  hinter  der  der  Gewerk- 
schaften zuruckhlicb. 

Die  Gcwerkvereinc  hielten  übrigens  in 
der  Woche  nach  Pfingsten  in  Hannover 
ihren  Verbandstag  ab.  Der  selbe 
wurde  beherrscht  von  der  Dtissetdorfer 
Ri  lilmr^.  die  sich  seit  Jahren  bcmtih.t, 
einen  frischeren  Zug  in  die  Gewerkver- 
eine hineinzubringen.  Es  kam  denn  auch 
verschiedentlich  tu  erregten  Auseinander- 
setzungen zwischen  dieser  und  der  alten 
Richtung,  wobei  letztere  wohl  in  der 
Form  nachgeben  musste.  um  af>er  in  der 
Sache  einen  unbestrittenen  Sieg  zu  er- 


ringen. Es  dürfte  denn  auch  bei  den  Ge- 
werkvereinen alles  beim  alten  bleiben: 
die  alte  Leitung  erhielt  ja  ein  einstimmi- 
ges Vertrauensvotum  und  wurde  wierler- 
gewählt.  Der  neuen  Richtung  wurden 
lediglich  einige  iinancielle  Concessionen 
gemacht.  Das  ist  das  Bemerkenswerteste 
an  tkti  Verhandlungen,  an  denen  auch 
Vertreter  der  Reichs-,  Landes-,  Provin- 
zial-  und  G>mmuiiaibdiörden  teilnahmen. 
X  X 
Die  CHRISTLICHEX  GEWERK- 
SCH.A.FTEN  können  das  Jahr  1903  nicht 
zu  den  erfolgreichen  zählen.  Ihre  gröss- 
ten  Organisationen  der  Bcrgarl)eitcr  und 
Textilarbeiter  haben  keinen,  die  kleine- 
ren Organisationen  nur  geringen  Fort- 
schritt gemacht,  der  -icli  auf  in>chstens 
einige  Tausend  Mitglieder  insgesamt  be- 
ziffert. Ihre  Aussichten  sind  nicht  besser. 
So  finden  sie  in  katholischen  geistlichen 
Kreisen,  wo  man  nur  katholische  Gewerk- 
schaften dulden  will,  immer  entschiede- 
nere Bekämpfung,  die  sich  mitunter  bis 
zu  ierrori>ti>chen  Massnahmen  ver- 
schärft. So  hat  der  l'crband  nordost- 
deutscher  katholischer  Arbcitcrt'crnne. 
der  seine  Mitgliederzahl  im  Jahre  1903 
von  40000  auf  57000  erhöhte,  sich  auf 
seinem  Verbandstage  mit  erdrückender 
Mehrheit  für  katholische  Gewerk- 
schaft i-n  ausEicspn  H-hen. 
Am  15.  Mai  wurde  in  Cöln  ein  Verband 
chrisilkher  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
für  das  graphische  Gewerbe  .gegründet 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Vorstand  des 
B  e  r  g  a  r  b  e  i  t  e  r  Verbandes  halte  zum 
12.  Mai  nacli  Essen  eine  Bcrgarbeiter- 
conferenz  berufen  zwecks  Stdltmgnahme 
zu  der  v(im  Kohlensyndikat  beabsichtig- 
ten Stilliegung  der  Zechen  im  Ruhrtale, 
an  der  von  allen  Belegschaften  des  Ruhr- 
he;'irks  \'crtreter  teilnahmen  (vertri.  die 
Rubrik  Socialpolitik  in  den  Snciahstisclien 
Monatsheften.  1904.  I.  Bd.  pag.  484). —  In 
KönigslK-rg  hat  sich  unter  dem  Vorsitz 
des  Leiters  des  dortigen  stati  st  i. sehen 
Amtes  eine  Commission  zur  Untersuchung 
der  Lage  der  Heimarbeiter  gebil- 
det Der  selben  gehören  Gewerkschafts- 
vertreter aller  Richtungen,  sowie  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  für  sociale  Re- 
form und  der  bürgerlichen  Frauenveretne 
an.  —  Die  Errichtung  eine--  Arbcitersecre- 
tariats  hat  das  Gewerkschaft scartcll  in 
Plauen  bcselilosscn.  —  Der  Landesor- 
ganisatinn  der  Gewerkschaften  S  c  h  w  e  - 
d  e  n  s  ,  deren  Reprasentanienschaf  t  kurz- 
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lieh  zu  Stockholm  ihre  Jalircsversamm- 
lung  ahhiolt,  gehörten  am  Jahresschluss 
48920  Arbeiter  an.    Einschliesslich  der 
Mitglieder  der  nicht  der  Landesorg^ni- 
sation    angeschlossenen  Gewerkschaften 
beträgt  die  Zahl  der  organisierten  Arbeier 
Schwedens  79822,  während  nach  der  of- 
fictellen  SM^tik  306544  Arbeiter  in  In- 
dustrie und  Handwerk  tätig  sind. 
X  X 
LITERATUR.     Der  letzte  Monat  hat 
uns  wieder  zwei  bemerkenswerte  gcwerk- 
schafthche  Publicationen  gebracht :  Er- 
gebnisse der  Statistik  über  die  Lohn-  und 
ylrl'citszirliültuissi'      der  Parquetlegcr 
Deutschlands  /München,  A,  Raith/  und 
Dif  Arbeiterschaft  des  Stehtsetsgewerbes, 
/weite  Folge,  nebst  Protokoll  der  Ver- 
handlungen   des    6.    Verbandstages  in 
Bramsehwetflr  am  at.  bis  34.  Febhtar 
1904.    heran  sRCßchcn    im    Auftrage  des 
Steinsetzerverbandes  von  A.  KnoU  /Ber- 
lin, Georg  Eichlcr/.    In  diesen  Broschü- 
ren sind  die  Resultate  der  von  den  Orga- 
nisationen  der  Holzarbeiter    und  Stein- 
setzer im  Pluiquedeger«  und  Steinsetzer- 
gewerbe    vorgenommenen  Erhebungen 
verarbeitet  worden.  —  Weiter  sind  er- 
wähnenswert der  Jahre.^bericht  des  Ruch- 
binderverbandes, das  Verbandstagsproto- 
koll der  Hafenarbeiter  und  Maschinisten 
und  Heizer,  die  Jahresberichte  der  Ar- 
beitersccretariate  von  Breslau,  Hamburg 
und  Mannheim;  von  gegnerischen 
Organisationen    der    Jahresbericht  des 
rheinisch- we^itfali sehen  .\usbreiiungsver- 
handes  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereine und  der   T.-'hre-liericht  des  vom 
selben  Gewerkvercin  ni  Düsseldorf  unler- 
haltenenArbeitersecretariats.mNaTDBNNAmT 

Ge  n  o  s  s  «;■  n  s  c  h  a  f  ( s  b  e  w  e  u  n  g 

Mit  den  gewaltigen  Erfolgen  der 
modernen  Genossenschaftsbewegung 
wichst  auch  die  Gegnerschaft  der  steh  von 
ihr  bcdrolu  fühlenden  Kreise,  und  in  dem 
Mas>e.  als  die  geschlossenen  Reihen  der 
Arbeiterschaft  der  Bewegung  beitreten, 
wird  man  von  oben  herab  den  Wünschen 
und  Forderungen  gegenüber  verständnis- 
voller, die  jener  Gegnerschaft  entspringen. 
Zum  vierten  Male  wendet  sicli  ietn  der 
sachsische  Landtag  an  die  Regierung  nnt 
der  Forderung  einer  UMSATZSTEUER 
für  Grossbetriebe  im  Detailhandel,  unbe- 
kümmert darum,  dass  die  sächsische  Re- 
gierung fhs  Ift/te  .Mal  in  der  'nk.mritrn 
Denkschrift  ihren  ablehnenden  Siand- 
jnmct  nachdrüdclich  und  ausffihrlich  ge- 


nug begründet  hatte.    Der  von  den  Con- 
scrvativen  eingebrachte  Antrag  kam  zu- 
erst am  s.  Mai  im  Landtag  zur  \' erhand- 
lung  und  wurde,  nachdem  er  die  Com- 
mission  passiert  hatte,  am  16.  Mai  mit 
46  gegen  24  Stimmen  angenommen.  Zwar 
hat  auch  diesmal  die  Regienmg  durch 
ihre  Vertreter  wieder  erkfiren  lassen,  dass 
sie  in  der  Überzeugung  von  der  Wert- 
losigkeit der  Umsatzsteuer  für  das  Klein- 
gewerbe vorderhand  an  dne  Ein» 
führung  nicht  denke.    Aber  die  Rede  des 
Ministers  von  .Metzsch  klang  doch  schon 
viel  verclausulierter,  und  man  weiss  ja: 
Steter  Tropfen  höhlt  den  Stein ! 
In  Dresden  selbst  haben  die  Consum- 
vereinsgegner  einen  halben  Sieg  zu  ver- 
zeichnen, indem  die  durchaus  reactionär 
zusammengesetzte  Siadtverordnetenver- 
sammlung  trotz  des  Protestes  fast  aller 
Bevölkerungskreisc  die  städtische  Urasatz- 
steuervorlage  gegen  eine  Minderheit  von 
12    Stinuuen    angenommen    hat.  Das 
Schicksal  der  Vorlage  liegt  jetzt  in  den 
Händen  des  Stadtrats,  dem  man  etwas 
mehr  Gerechtigkeit  und  volkswirtschaft- 
liche Einsicht  zutraut. 
Dagegen  scheinen  die  energischen  Ab- 
wehrniassregeln  der  Genossenschafter  in 
Braun  schweig    Erfolg   gehabt  zu 
haben.    In  einer  den  dortigen  Stadtver» 
ordneten    vom    Magistrat  zugegangenen 
Umsatzsleuervorlage   sind   die  Consum- 
und  Prodttctivgenossenschaften.  sofern  sie 
nicht   zum  warenhausähnlichen  Betrieb 
übergehen,  ausdrücklich  ausgenommen. 
Jedenfalls  sieht  man  aber,  dass  die  Con- 
sumvereinler  jetzt  überall  auf  dem  Posten 
zu  sein  haben.    Nach  Mitteilungen  der 
Blätter  soll  der  Ei^enballnnlini^ter  von 
Budde  bei  einer  Audienz,  die  er  dem 
bekannten  GNisumvereinsvemichter  Pro- 
fc-sor  Suchsland  aus  Halle  gewährt  hat, 
erkliirt  haben,  er  hege  keine  Sympathie 
für  die  Consumvereine  und  wünsche  die 
Errichtung  von  solchen  durch  seine  .\n- 
gcstellten    nicht,    eine    Äusserung,  die 
übrigens  mit  einer  von  Ihm  vor  kurzem 
im  Reichstag  getanen  ganz  fiberdnstlin- 
men  würde.   Da  wird  also  wohl  die  Zeit 
nicht  mehr  fern  sein,  wo  man  die  Eisen- 
bahnangestelllen  und  -arbeiter  mit  mehr 
oder  weniger  sanftem  Dmck  auch  aus 


ihren  nicht  S''ciaU!r 


Con- 


sumvereincn  herauszudrängen  versudien 
wird.  Da  gilt  es.  beizeiten  die  Organi- 
sationen zu  festigen  und  den  Schwadien 
das  Rückgrat  zu  steifen! 

X  X 

38» 
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Eine  Übersicht  über  den  Regenwärtigen 
Stand  des  Genossenschaftswesens  in 
ENGLAND  gibt  der  im  Druck  vorlic- 
gcn<le  Bericht  dc^  Ccntralvorstandcs  des 
britischen  Genossenschaftsverbandes  an 
den  Genossenschaftscongress.  Wir  geben 
die  wichtigsten  Daten  und  Zahlen  wieder. 
Es  gehörten  dem  Genossenschaftsverband 
an: 

/'>hi  der  G«B0nen> 

-Hl  h.iiten   1 671  i  701 

y.ilA  il.  herithtenden 

(»cnusseustha/ten    .  1 ')->S  1  Wk) 

Mit'^Iicdcrzahl  .    .    .  ^<>;jji>S  2110127 

Anteile  M.    ^iSc^.-iOu     «4f345  5*<» 

Umvau  „1711734160  i7S4  3.4  4<K> 

ReingcwioD  ,     i9o!$87ot>o     11^7  4r>7  700 

Die  verschiedenen  Genossenschaftsarten 
parttdpicren  an  diesen  Zahlen,  wie  fdgt: 
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Mit  Ausnahme  der  Rohstnffvercino  stehen 
also  alle  Genossen  Schaf  tsartcn  »ni  Zeichen 
des  Fortschritts.  In  Bezug  auf  die  ge- 
no^vi  rischaftlichc  P  r  o  d  u  c  t  i  o  ii  erfah- 
ren v  ir.  dass  im  Jahre  190J  144  Prüdiictiv- 
geno-scnschaften  mit  $372  Angestellten 
für  61  461  020  M.  Erzeugnisse  verkauften, 
während  die  beiden  GrosseinkaufsgesclI- 
schaiion  in  ihren  Productivabteilungen 
15  91 X  Angestelite  beschäftigen  und  Waren 
im  Werte  von  96  204  760  M.  herstellten. 
'  Über  den  Umfang  der  Eigenprodnction 
der  Consumvereine  fehlt  diesmal  eine  An- 
gabe. 


Interessant  «^ind  die  Mitteilungen  des  Be- 
richtes über  die  landwirtschaftlichen 
Genossenschaf  l>be>trehunge!i.  Nachdem 
zunächst  die  über  20000  M.  betragenden 
Verluste  der  Landgüter  der  Grosseinkaufs- 
gcMÜ -iliafieti  und  dui siinncrcine  con- 
statiert  sind,  denen  2  landwirtschaftliche 
Produett  vgenossenschaftcn  mit  dem  be- 
scheidenen Gewiiin  von  1700  M.  gegen- 
überstehen, heisst  es  dann :  »Wahrend  so 
die  Landbebauung  durch  Genossenschaf- 
ten gar  keine  Fortschritte  macht,  mehrt 
sich  auf  seilen  der  Landwirte  selbst  die 
Neigung,  genossenschaftliche  Methoden 
und  Ideale  zu  adoptieren.  Es  zeigt  sich 
dies  in  der  wachscndeti  Zahl  von  Genos- 
senschaften von  Gruppen  von  I^ndwirten 
zwecks  gemeinschaftlicher  Versorgung  mit 
allen  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln 
und  zwecks  iK-sscrcrVerwertuiig  Üirer  Pro- 
ducte.«  Und  zwischen  diesen  landwirt- 
schaftlichen Producentengenossenschaften 
und  der  Grosscinkaiif<gesollschaft  haben 
sich  im  letzten  Jahre  aussichtsreiche  Ge- 
schäftsbeziehungen angeknüpft 

V  X 
Der  36.  BRITISCHE  GENOSSEN- 
SCHAFTSCONGRESS, an  den  der  obige 
Bericht  gegi  lmi  wur  k-  und  der  am  21. 
bis  25.  Mai  in  Straiford  bei  London  statt- 
fand, war  der  grösste  Congress,  den  die 
Bewegung  bis  jetzt  gesehen  hat.  Es  waren 
circa  1500  Delegierte  erschienen,  ferner 
Vertreter  der  deutschen  (Radestock  und 
Scherling)  und  der  schweizerischen  (Dr. 
Muller  und  Dr.  Kündig)  Bewegung,  so- 
wie Deputationen  der  Tradcs  Unions,  der 
Lehrer  und  der  Gartcnstadtgesellscliaft. 
Vor  Beginn  des  Congresscs  eröffnete  der 
Bischof  von  Stepney,  Dr.  Gordon  Lang^ 
die  genossenschaftliche  Ausstellung 
mit  einer  Rede,  die  den  tiefstai  Eindruck 
auf  seine  Zuhörer  machte.  Die  Congress- 
verhandlungen  selbst  wurden  durch  eine 
kurze  Ansprache  des  diesjährigen  Präsi- 
denten Golijihtly  eingeleitet,  worauf  E. 
O.Greenling,  ein  hochverdienter  Genossen- 
schaftsveteran, die  Fortschritte  der  Be- 
wegung feierte,  besonders  hervorhebend, 
dass  <ler  von  den  Genossenschaften  zur 
Verteilung  gelangende  Reingewinn  heute 
schon  die  Sunmie  übersteige,  die  in  Eng' 
land  jährlich  durch  die  organisierte  Wohl- 
tätigkeit aufgebracht  werde. 
Gleich  an  erster  Stelle  und  ziemlich  ein- 
gehend behandelte  der  Congress  die  Land- 
frage ;  er  nahm  eine  Rc>oluttiMi  zu 
gunsten  der  oben  erwähnten  landwirt- 
schaftlichen Producentcngenossensdiaftcn 
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und    ihrer    Beziehungen    zur  Gross- 

einkauf-Rc->cllschaft  an.*  Eine  zweite 
Resolution  fordert  den  Centrairat  auf, 
Erhebungen  über  die  genossenschaftliche 
Landbebauung  und  die  dafür  gedgnctsicn 
Prodttctionszweige  zu  machen,  während 
eine  dritte  die  Bildung  einer  genossen- 
schaftlichen Landbciitzgescllschaft  an- 
regt und  den  Consuinvcrcincn,  die  ver- 
fügbares Land  besitzen,  empfiehlt,  das 
selbe  an  kleine  Pächter  zu  vergeben. 
Ferner  seien  aus  dem  ungeheuer  reichen 
Arbeitsprogramm  des  Conffrcsses  noch 
folgende  Puncte  hervorgdioben.  Nach 
einer  ziemlich  lebhaften  Debatte  bekräf- 
tigte der  Genossenscliuftstag  mit  allen 
gegen  9  Stimmen  sein  vorjähriges  Verdict 
gegen  die  Chamberlainsche  Schutzzoll- 
politik und  nahm  dann  sogar  ein  timmig 
eine  Resolution  an,  die  die  Aufhebung  der 
seit  1896  anlässtidi  einer  Seuchengefahr 
iilxT  das  canadische  Vieh  verhängten  Ein- 
fuhrsperre forderte.  Auch  demonstrierte 
er.  wie  schon  in  firfiheren  Jahren,  für  den 
Weltfrieden. 

Für  ein  neues,  eigenartiges  coUectives 
Versicherongssy>teni  auf  Grund  des  Um- 
satzes war  die  Mehrheit  der  Delegierten 
noch  nicht  zu  gewinnen.  Sehr  eingehend 
beschäftigte  sicli  der  Congress  mit  den 
inneren  Angelegenheiten  der  C  o  n  s  u  m  - 
vereine.  Er  sprach  sich  gegen  das 
anscheinend  wieder  mehr  überhandneh- 
mende Creditgeben  an  die  Mitglieder 
aus,  gab  eine  Reihe  Directtven  für  das 
financielle  Gebaren  der  Cjenns>enscliaften 
und  legte  es  den  selben  besonders  ans 
Herz,  auf  genügende  Abschreibungen 
und  Stärkungen  dtr  Rescrvefnnids  be- 
dacht zu  sein.  Ferner  empfahl  er  die 
Verwendung  der  Bildungsfonds  zu  rdn 
genossenschaftlichen  Atifklänmgs-  nod 
Erziehungszwecken. 

Nachdem  als  Ort  für  den  nächstjährigen 
Genossenscfaaftstag  Paisley  bestimmt  war, 
trennten  sich  die  Delegierten,  um  wieder 
mit  iKucin  Mut  und  neuer  Begeisterung 
an  ihre  schwere,  aber  segensreiche  Arbeit 
zu  gehen. 

X  X 
Der  kürzlich  erschienene  Rechenschafts- 
bericht des  VERBASDES  SCHWEI- 
ZERISCHER CO  XS  i'M  y  EREINE 
spricht  sich  sehr  befriedigt  über  die  Fort- 
schritte des  Jahres  1903  aus.  Dasselbe 
brachte  dem  Verband  einen  Zuwachs  von 
9  Vereinen,  so  dass  er  jetzt  deren  142 
mit  insgesamt  109557  Mitgliedern  um- 
scfaliesst  Der  Aufrechtcrhaltung  mög- 


lichst enger  Beziehungen  zwisdien  dem 

Verband  und  seinen  Vereinen  dienten  im 
Berichtsjahre  11  Kreisconferenzen  und 
eine  Anzahl  von  Agitattonsversammlun- 

gen. 

Für  die  Centra  Istelle  weist  das 
Jahr  1903  die  groste  Entwickelung  seit 

ihrem  Bestehen  auf.  Es  wurde  ein  Um- 
satz von  6  176  157  fr.  gegen  5  003  682  fr. 
im  Vorjahre  erzielt,  an  den  neben  den 
Wrliandsvereinen  in  geringerem  Umfange 
auch  eine  Anzahl  Xichlvcrbandsvereine 
beteiligt  waren.  Das  wird  jedoch  in  Zu- 
kunft aufliören,  da  laut  Beschluss  des 
Wrbandsvorstandes  ab  i.  October  1904 
nur  nnrh  an  Verbandsveri ine  geliefert 
werden  soll.  Dafür  beantragt  der  Vor- 
stand bei  der  Delegiertenversammlung, 
die  W'rbandsbeiträgc  aufzuheben,  uin 
dadurch  den  Beitritt  zu  erleichtern.  Am 
Schlüsse  des  Jahres  bescMftigte  <fie  Cm« 
tralsicllc  ein  Personal  von  36  Köpfen. 
Der  erzielte  Übcrschuss  beträgt; 
nachdem  bereits  vor  Abschluss  der  Jah- 
rcsrerhnung  auf  verschiedene  Waren  an 
die  \'ereme  Ruckvergütungen  in  Hohe 
von  37300  fr.  bezahlt  wurden,  die  re- 
spectnhle  Summe  von  83  724  fr.  Nach 
\'erreclinung  mit  den  sonstigen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  der  Centrals teile 
bleiben  davon  verfügbar  80  384  "fr.  Der 
Vorstand  schlägt  vor,  von  dieser  Summe 
nichts  an  die  \'ereine  zu  verteilen,  son- 
dern 40000  fr.  zur  Stärkung  des  Ver- 
bandsvermögen s,  das  damit  auf  100000 
fr.  nnwacli^t,  >owic  rund  -'5  000  fr. 
zu  Absdireibimgcn  zi^  verwendea  und 
7000  fr.  dem  Personalunterstfitzungs- 
fonds  zuzuschreiben. 

Das  vor  1%  Jahren  bezogene  schöne 
Verwaltungsgebäude  in  Basel 
hat  sich  bereits  als  zu  klein  erwiesen,  SO 
dass  der  Vorstand  den  Aufbwt  eines 
neuen  Stockwerkes,  sowie  den  Ankauf 
tnchrcrer  anliegender  Parcellen  xwedtt 
späterer  Erweiterung  beantragt. 
Für  das  Verbandssecretariat 
bot  das  vergangene  Jahr  reichlich  .'\rbciL 
Es  beschäftigte  am  Ende  desselben  ausser 
dem  Verbandssecrctair  Dr.  Hans  MüUer 
5  Personen.  Leider  musste  der  tüchtige 
2.  Secrctair  Dr.  K.  Munding  krankheits- 
halber seine  Stelle  aufgeben.  Das  Organ 
des  Verbandes,  der  Schweizerische  Co*' 
sumverein,  nahm  während  der  Zolltarif- 
campagnc  eine  führende  Stellung  ein ; 
wie  bekannt  ist,  ohne  den  gewünschten 
Erifolg.  D^segen  gelang  es  ihm,  ein  an- 
deres vollafetndltches  Gesetz,  den  10- 
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lAler-Artiket  zu  Fall  zu  Iniiigen.  Das 

populäre  Gcnnssctischaftlfchc  Volkshlaii 
erscheint  jetzt  in  einer  Auflage  von  nahe- 
zu 55000  Exemplaroi. 

Am  4.  und  5.  Juni  trat  in  Ltcstal  die  15. 
Delegiertenversammlung 
de^  Verbandes  zusammen,  die  voa  300 
Teilnehmern,  darunter  auch  englischen 
und  deutschen  (IC  Barth,  R.  Postelt  und 
A.  Seifert)  besucht  war.  Sie  nahm  in 
allen  Teilen  einen  sehr  befriedigenden 
Verlauf.  Die  oben  genannten  Vorschläge 
des  Verbandsvorstandes  landen  sämt- 
lich cinstimige  Genehmigung.  Das  be- 
deutsamste Ereignis  ist  jedenfalls  der 
auf  ein  vorzügliches  Referat  des  Verwal- 
ters der  Ccntralstcllc  B.  Jäggi  hin  ge- 
fasste  Beschluss,  die  Errichtung 
von  Genossenschaftsm  üblen 
betreffend.  Dadurch  wird  der  Verbands- 
vorstand  beauftragt,  in  Kreisen,  in  denen 
ähnliche  Sorten  \on  Mehl  zur  Verwen- 
dung kommen,  gemeinsam  mit  den  dor- 
tigen Vereinen,  Genossensdiaften  zum 
Betriebe  von  Mühlen  zu  errichten.  Da- 
mit würde  die  Ccntralstcllc  der  schmeizc- 
rischen  Consutitvereinc  in  die  Reihe  der 
selbstproducierenden  Grossdnkaufsgeseli- 
schaften  einrücken. 

Mit  Wehmut  gedachten   audi  die  Ver- 

sammelttn  des  so  früh  aus  ihrer  Mitte 
gerissenen  imvergesslichen  St.  Gschwind 
und  gelobten  sich»  in  seinem  Gdste  wei- 
ter zu  arbeiten. 

X  X 
In  der  Consumvereinsbcwegung  OSTER- 
REICHS  vollzieht  sich  jetzt  unter  ein 
wenig  veränderten  Umständen  die  i^leiche 
Cntwickeltmg,  wie  wir  sie  vor  zwei  Jah- 
ren in  Deutschland  erlebt  haUen.  Die 
Directoren  der  Consumvereinsunterver- 
binde  für  Niederösterreich,  Deutsdi 
Böhmen,  Steiermark  und  Mähren-Schle- 
sien haben  soeben  an  die  Consumgenos- 
senschaften  des  AUgemHtien  Verbandes 
ein  Flugblatt  versandt,  in  dem  sie  die- 
selben auffordern,  dem  Verband,  der  aus 
einem  Mittd  der  Förderung  der  Consum- 
vercine  zu  einem  solchen,  das  die  Bewe- 
gung hemme,  geworden  sei,  den  Rucken 
ZU  kehren  und  sich  mit  d< m  heute  schon 
circa  200  Vereine  starken  Verband  der 
Arbeiter-Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften zu  einer  neuen  Organisa- 
tion, die  den  Namen  Ce\$tt  raiver- 
band der  ösierreickisehen 
C  <>  it  s  H  m  v  e  r  e  i  n  e  crhaJten  soll» 
zusammen2ua(hliessen. 


Das  ist  die  notwendige  Consetiuenz  und 

der  einzig  mögliche  .Abschluss  eines  uner- 
träglich gewordcmen  Zustandes.  Auch  in 
Osterreich  hatte  sich  der  unter  der  Lei- 
tung des  liberalen  AI  »geordneten  Wra- 
beiz  stehende  Allgemeine  Verband  zu 
einem  Organ  einseitigster  Interessenver- 
tretung der  Creditvereine  ausgewachsen. 
Der  neue  Ccntralverband  dürfte  voraus- 
sichtlich bald  die  Blüte,  wenn  nicht  die 
Gesamtheit  der  österreichischen  Constun- 
vereinsbewegimg  umfassen.  Möge  er  alte 
Schwierigkeiten,  die  sich  ihm  bis  dahin 
in  den  Weg  stellen  werden,  leicht  und 
glücklidt  fiberwinden! 

X  X 

Einige  UNTERVERB  AN  DST.\GE  ha- 
ben im  Mai  stattgefunden.  .\\x\  7.  und  8.Mai 
tagte  in  Rathenow  der  Verhandstag  der 
Brandenburgischen,  und  am 
II.  und  12.  Mai  in  Rudolstadt  der  der 
Thüringer  Consumvereine.  Über 
beide  ist  nichts  Wesentliches  zu  berichten. 
Der  am  15.  und  16.  Mai  in  Düsseldorf 
abgehaltene  Verbandstag  der  rhei- 
nisch -  w  e  s  t  f  ä  1  i  s  c  h  e  n  Consutn- 
vereine  gab  seiner  Freude  über  die  Ent- 
widcdung  des  jungen  Verbandes  Aus- 
drude, der  heute  nach  2jährip:ein  Be- 
stdien  bereits  3,7  Vereine  umfasst,  die 
fast  durchgdiends  in  kräftiger  Aufwärts- 
brivegung  begriffen  sind. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Die  Deutsch  e 
Genossenschaftsbank  von 
Socrgel,  Parisius  &  Co.,  das  Centrai- 
institut der  Creditverdne,  wird  durch 
die  Dresdener  Bank  übernommen.  Ur- 
sache sind  die  Verluste,  die  die  Genos- 
senschaftsbank in  den  letzten  Jahren 
durch  die  Befessung  auch  mit  nichtge- 
nosscnscliaftlichen  Geschäften  erlitten 
hat.  Die  Crcditvercinsbewegung  tut  da- 
mit wieder  dncn  Schritt  vorwärts  auf  der 
abschüssigen  B.ihn  des  Capitalismus.  — 
Der  20.  deutsche  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftstag 
wird  vom  18.  bis  20.  August  1904  in  Po- 
sen abgehalten  werden.  —  Wegen  seiner 
Verdienste  um  die  Handel swissenschaft 
und  um  die  Entwickdung  des  Genossen- 
schaftswesens ist  der  frühere  Präsident 
des  Verbandes  schweizerischer  Co)isuin- 
vereine  und  jetzige  Professor  der  lian- 
delswtflsensdwft  an  der  Züricher  Univer- 
sität J.  Fr.  Schär  zum  Ehren doctor 
onamit  worden.  «sirriiuo  c»AVto 
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QeitHge  Bewegung 

Die  in  der  vorigen  Nummer  wieder- 
gegebenen Resultate  der  Umfrage 
Über  den  Nutzen  der  Volkshoclischul- 
curse  waren  dazu  fK>>timmt  gewesen,  mit 
dem  vom  Secrctair  der  Wiener  Hoch- 
schulcurse,  Dr.  Hartmann,  erstatteten 
Bericht  dem  i.  DEUTSCHEN  HOCH- 
SCHULTAG vorgelegt  zu  werden,  der 
vom  19.  bis  zum  21.  März  in  Wien  statt- 
fand. Er  bedeutete  iniofem  den  Beginn 
eines  neuen  Abschnitts  in  den  Congressen 
der  deutsche^  Universitätsausdehnungs- 
bewcgmig,  als  zum  ersten  Male  die 
Schweiz,  vertreten  durch  Zürich,  und 
Österreich,  naturgemäss  durch  Wien  re- 
präsentiert, gemeinsam  mit  den  Vertre- 
tern Deutschlands  tagte.  Aus  dem  Deut- 
schen Reich  halten  Berlin,  Darmstadt, 
Dresden.  Frankfurt  a.  M..  Freiburg  i.  B., 
Grtifswald,  Hamburg,  Heidelberg,  Jena, 
Karlsruhe,  Kiel,  Leipzig,  München, 
Nürnberg  und  Stuttgart  Vertreter  ent- 
sandt. Ob  diese  überaus  starke  Beschick- 
ung des  Congresses  eine  erhöhte  Tätig- 
keit der  deut>-chen  Hochschulen  auf  dem 
G<.biete  der  Volkserzieiiung  zur  Folge 
hat,  muss  abgewartet  werden. 
Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  ist  auf 
dem  Gebiete  der  Organisation  des  gesam- 
ten professoralen  Unterrichts  Annahme  des 
ii^terrcichi^chen  Systems:  Da  die  Organi- 
sation der  Voikshochschulcurse  iuian- 
ddler  Unterstützung  durch  den  Staat  nicht 
entbehren  können  wird  angeraten,  dass 
die  Un!versii.-il  selbst  die  V'cranstaltung 
leiten  möge,  nicht  wie  in  Deutschland  ein 
freier  Verein  der  Hochschullehrer  am 
Orte.  Dass  dieser  Beschluss  stark  genug 
«ein  wird,  die  juristischen  und  sonstigen 
Widerstände  zu  überwinden,  die  in  den 
offictellen  Universitätskreisen  Deutsch- 
lands peRe:!  die  Volk^hocliscluilcur'^e  be- 
stehen, wird  man  billig  bezweifeln  dür- 
fen: ebenso  wenig  ist  es  wahrscheinlich, 
da>-s.  wenn  die  Universitäten  diesem 
Princip  zustimmen,  besonders  der  preus- 
sische  Staat  schon  bereit  sein  wird,  Bei» 
hilfen  zu  gewähren. 

In  der  Frage  der  Hinzuziehung  von  Stu- 
denten beschlo-s  nian,  diese  nur  unter 
Aufsicht  der  akademischen  Lehrer  und 
nur  zu  Elementarciu'sen  zu  verwenden. 
Wollten  die  Studenten  weiter  gehen,  so 
sollten  sie  es  auf  eigene  Verantwortung 
tun. 

Schliesslich  beriet  die  Versammlung  noch 
über  die  Feriencurse  für  Lehrer.  Mit  der 
Oblidicn  Festrede  von  der  Oberbrudciing 


der  socialen  Gegensätze  durch  die  Bil- 
dung schloss  der  Vorsttiende,  Professor 

Penrk  W  ien,  die  Tagung  der  Volkshoch- 
schulen. Die  nächste  soll  1905  in  Berlin 
stattfinden. 

X  X 
Entgegen  der  Tendenz  derartiger  von 
bürgerlicher  Seite  ins  Leben  gerufener 

Bildunpsuntcmchmcn.  hei  denen  die  Lei- 
tung in  den  Händen  der  Lehrer  liegt, 
während  aus  den  Schülern  nur  ein  Bei- 
rat gebildet  wird,  haben  in  den  Arbeiter- 
bildungsvereinen  die  Arbeiter  die  Sorge 
für  die  finandelle  und  technisdie  Seite 
der  Curse  zu  tragen  *,  sie  werden  von.dem 
Lehrercollegium  nur  durch  Ratschläge 
unterstützt.  So  ist  es  auch  in  der  AR- 
BEITERÜJLDUNÜSSCHULE  BER- 
LIN, die  einst  tmter  der  Leitung  Wil- 
lulni  Livl)kneclits  mit  grossen  Hoffnun- 
gen und  starker  Beteiligung  ins  Leben  ge- 
rufen wurde.  Heute  hält  sie,  wie  ihr  13. 
Jahresbericht  zeigt,  in  drei  Vierteljahren 
nur  je  drei  bis  vier  Curse  mit  insgesamt 
etwa  900  Hörern  im  Jahr  ab.  Besonders 
bemerkenswert  ist  ein  intimer  Cursus.  in 
den  nur  gewerkschaftlich  und  politisch 
Otganisierte  aafgenttomen  werden,  die 
schon  einen  Cursus  mitgemacht  haben. 
Er  ist  auf  20  Wochen  berechnet  und  dient 
der  Redeübttng  für  Fortgeschrittene. 
X  X 
Wenn  schon  das  einzige  speciell  der  AR- 
BEITERBILDUNG gewidmete  Institut 
in  der  Reichshauptstadt  wenig  Boden  ge- 
wonnen hat.  liegt  es  nahe,  den  Arbeiter- 
bildungsbestrebungen neue  Wege  weisen 
zu  wollen.  Genosse  Otto  Rühle  hat 
der  artige  Vorschläge  gemacht.  Grund- 
lage der  Neubildung  sollen  die  Gewerk- 
schaften sein,  die  dem  neiuubildendeu 
Unferrichtsvcrband  corporativ  mit  einem 
kleinen  Beitrag  pro  100  Mitglieder  bei- 
trettn  sollen.  Dafür  wird  diese  Veremi- 
gung,  um  die  erste  Grundlage  elementarer 
Bildung  7\\  geben.  1)e->onder<  für  Ar- 
beiter bestimmte  Unterrichtsbriefe  der 
deutschen  Sprache  herausgeben  und  eine 
Correcturstelle  bilden,  die  die  von  den 
Arbeitern  angefertigten  Prüfungsarbeiten 
erst  nach  sorgfältiger  Aufklärung  über 
das  halb  oder  falsch  V'^crslandene  diesen 
zurücksenden  soll.  Während  die  Tagcs- 
presse  der  Partei  diesen  Vorschlag  im 
allgemeinen  mit  Schweigen  übergeht,  ist 
er  in  der  Neuen  Zeit  sofort  auf  zwie- 
fachen Widerstand  gesiossen.  Ein  Ar- 
beiter, U.  Flüchtig,  hält  ihm  ausser  einer 
tiefen  Hoffnungslosigkeit   für   alle  Ar- 
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bciterhildungsbestrebungcn  im  Rahnicü 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  das  Argu- 
ment entgegen,  dass  nicht  die  formale 
Fähigkeit,  richtig  schreiben  und  lesen 
zu  können,  sondern  das  Verstchcnkrmncn 
von  Wort  und  Schrift  die  Hauptsache 
ffir  die  aufstrebende  Arbeiterschaft  sei. 
Und  i'in  Lehrer.  O.  Marco,  zweifelt  an 
der  Möglichkeit  nicht  nur  von  Unter- 
richtsbriefen, die  der  tgrundverschtedenen 
Vorhildmig  der  .-\rbciter  entsprechen, 
sondern  vor  allcni  an  der  dauernd  sorg- 
fältigen und  zweckentsprechenden  Erledi- 
gung der  (7orrcctnren.  Er  empfiehlt  die 
Anstellung  vun  Wanderlehrern  —  eine 
schon  von  Rühle  vorweggenommene  Idee. 
Gleichviel  ob  diese  Pläne  so  oder  nach 
weiteren  Umformungen  ausgeführt  wer- 
den. (1  e  r  fruchtbare  Gedanke  ist  ausge- 
streut und  muss  erhalten  werden,  bis  er 
Blüten  treibt:  dass  nur  im  Anschluss  an 
<iie  grossen  Kanipfesorganisationeil  der 
Arbeit  sich  Bildungsarbeit  leisten  lässt. 
Enthalten  doch  fast  alle  Gewerkschafts- 
statuten die  Verpflichtung  der  Organi- 
sation, für  die  Fortbildung  ihrer  Mit- 
glieder zu  sorgen. 

Noch  weiter  ausschauend  ist  ein  Plan 
zur  Organisation  der  Arbeitcrbildung, 
den  soeben  Dr.  Philipp  Witkop, 
/Berlin,  Franz  Siemenroth/  hat  t  r  chei- 
nen  Ia<scn.  Das  125  Seiten  starke  Buch 
soll  nach  der  Angahe  des  Verfassers  auf 
dem  Titelblatt  eine  Kritik  luul  Ver- 
knupliuig  sämtlicher  Arbciterbildungs- 
bestrebnngen  sein.  Das  ist  entschieden 
zu  viel  gesagt;  denn  alle  Veranstaltun- 
gen, die  von  Arbeitern  ausgehen,  über- 
geht der  Verfasser,  zum  Beispiel  die  Ar- 
beiterbildungsvereine, die  Kunst-  tmd 
Biicherausstellungen  Im  Berliner  Ge- 
werkschaftshause.  die  '^iffrutliclic  Biblio- 
thek und  Lesehalle  in  Berlin  u.  s.  w.  Das 
entspricht  seiner  Auffassung:  Der  Staat 
soll  nach  seinem  Wunsche  direct  oder 
in<lirect  alle  Bildungsarbeit  leisten.  Er 
soll  die  Jugend  durch  Kindergärten, 
X'olksschule.  l'ortbildungsschule.  Mili- 
tairdienst  und  Haushaltungsutiterricht 
heranbilden;  dann  aber  auch  den  er- 
wachsenen Arbeiter  durch  Volkshoch - 
schttlcurse.  Volkshcime,  Unterhaltungs- 
abcnde.  Kunstdarbietungen,  Bibliotheken 
und  Lesehallen  zu  »jener  bewussten  har- 
monischen Selbständigkeit  des  inneren 
Menschen  cr/ichen«  und  vor  den  »vielen 
Unwahrheilen,  Entstellungen  und  Ge- 
hässigkeiten der  Parteipresse«  bewahren. 
Mit  einem  Worte:  das  Bildungsideal  des 


christlichen  Slaatssocialismus,  das  zwar 
weniger  schön  und  begeisternd,  dafür 
aber  praktisch  noch  undurchführbarer 
ist.  als  die  Volksbildungsideale  des  Libe- 
ralismus und  der  Socialdetnokratie.  Trotz 
der  grossen  Belesenheit  des  Verfassers 
enthält  das  Buch,  das  wie  eine  Doctor- 
arlieii  annuUct,  recht  wenig  Material, 
über  den  Weg  zur  Durchfuhrung  seiner 
grossen  Pläne  durch  den  Staat  madit  der 
Verfasser  überhaupt  keine  Mitteilung. 
X  X 
Von  KÜNSTLERISCHEN  VERAN- 
STAl.Tl'XCEX  für  das  Volk  ist  es  in 
letzter  Zeit  ziemlich  still  geworden,  trotz, 
der  jetzigen  Hochflut  von  Kunstausstel- 
lungen. In  der  Concordia,  der  Zeitschrift 
der  Centi  alstelle  für  Arbeitencohlfah)  is- 
einrichtuncm,  finden  wir  einen  inter- 
essanten Bericht  von  Dr.  R.  von  Erd- 
berg, der  neues  Material  zur  Beurteilung 
des  künstlerischen  Geschmackes  der  Ar- 
beiter beibringt.  Auf  der  Düsseldorfer 
Industrieausstellung  /1902/  war  Herrn 
Dr.  \tin  Erdlierg  der  hübsche  und  bdlige 
Schmuck  der  Kruppschen  Arbeiterhauser 
aufgefallen.  Sie  verdankten  ihn  dem  Lei- 
ter der  Kruppschen  Bücherhallc,  Dr.  La- 
dewig, der  300  Bilder  aus  Zeitschriften, 
Sammelmappen,  Prachtwefken  und 
künstlerischen  Postkarten  in  Rahmen 
aus  gebeiztem  oder  lackiertem  Holz  hatte 
fassen  und  zur  Auswahl  durch  die  Haus- 
besitzer hatte  bereitstellen  lassen.  Dr. 
von  Erdberg  veranstaltete  nun  vor  Weih- 
nachten ip03  eine  Ausstellung  billiger 
Rcproductionen,  die  er  aus  den  Bocklin-, 
Richter-  und  Schwind  -  Mappen  des 
Kunstiearls.  den  farbigen  Scemannschen 
Repruductionen  u.  s.  w.  gewonnen  halte 
und  in  gebeiztem  Rahmen  für  0,50  bis 
T.75  M.  /um  \'crkauf  stellte.  Obwohl 
die  Preise  der  bunten  Bilder  verhältnis- 
mässig höher  gestellt  waren,  als  die  der 
einfarbigen,  wurden  sie  doch  am  stärk- 
sten verlangt.  Danach  die  Werke  B<>ck- 
lins.  Gar  nicht  begehrt  wurden  die  Bil- 
der Moritz  von  Schwinds  und  Ludwig 
Richters,  sowie  einige  der  Dürerschen 
Marienbilder.  Vielleicht  noch  interessan- 
ter wäre  nun  der  Versuch,  im  Anschluss 
an  eine  volkstümliche  Kunstausstellung, 
wie  sie  unter  der  ,\f:ide  des  Genossen  r)r. 
Arons  im  Berliner  Gewerkschaftshause 
\'eran!staltet  werden,  einen  derartigen 
\'erkauf  zu  arrangieren,  schon  um  die 
Wirkung  der  vorhergehenden  Erziehung 
zum  künstlerischen  Sdien  zu  beobachten. 
X  X 
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Im  Anschluss  hieran  möchte  ich  auf  eine 
ältere  in  America  1900  erschienene 
Samnilunp  von  KUNSTRI.  ATTRRN 
aufmerksam  machen.  Unter  dem  Titel 
Masters  in  Art,  series  of  illustralcd 
monographs.  /Boston,  Bates  &  Guild/ 
sind  vortreflFHche  Reproductionen  erschie- 
nen. Der  englische  Text  ü1>er  Leben  und 
Werke  der  Maler  ist  ja  für  unsere  deut- 
schen Arbeiter  ziemlidi  wertlos,  aber  die 
7ehn  BildwioderRaben  jedes  Bandes  -iud 
so  vorzüglich,  dass  ae  alle  deutschen 
weit  übertreffen  und  einen  wirklich 
reinen  Conii-s  pcw.Hliren ;  dabei  ist  der 
Preis,  pro  Hand  <«  Pf.,  unglaublich  nied- 
riß. Soweit  ich  weiss,  sind  bisher  folgende 
jT  Bände  erschienen :  van  Dyck,  Velas- 
<iuc7.  P.otiicclli.  Reynolds,  Bellini,  Hals, 
Ti/ian.  Hoibcin,  Rembrandt,  MiUct,  Mu- 
rillo,  Raphael  und  in  der  zweiten  Gruppe 
Rubens.  Dürer,  Michelangelo  (2  Bände), 
Bunic-Jones.  della  Robbia,  Gainslx)- 
rough,  da  Vinci,  Corot,  Terborch,  dei 
Sarto  und  Correggio.  Ich  kenne  nur 
einige  (lifscr  Bände.  Alicr  wenn  sie  auch 
nur  annähernd  so  trefflich  sind,  wie  der 
über  Mnrillo,  der  im  Angenblidc  vor  mir 
liegt,  verdienen  sie  die  ernsteste  Beach- 
tung aller  deutschen  Kunst-  und  Volks- 
fretinde. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Em  evange- 
lischer Airbei  t  e  r  c  u  r  s  u  s  wurde 
mit  Begrüssungsreden  der  Professoren 
Hamack  und  Franckc  am  2g.  Mai  im 
RciciistafjNgcbaude  eröffnet ;  er  soll  die 
49  teilnehmenden  Arbeiter  Wissenschaft- 
lieh  zu  Agitatoren  gegen  die  Socialdemo- 
kratic  ausbiideti.  Selbst  die  Coucordia 
kriti-iiert  ihn  sehr  abfällig.  —  In  Hagen 
i.  VV.  fanden  auf  Veranlas>ung  des  Ge- 
werberats ClaU'-scn  billige  Theater- 
vorstellungen, das  Billet  zu  15 
bis  35  Pf.,  an  20  Sonntagen  statt,  die  alle 
von  der  zulässigen  Höchstzahl  von  900 
Personen  besucht  waren.  —  Eine  centrale 
Auskunftsstelle  fiir  Elternabende 
und  Volks  Unterhaltungen 
hat  der  Regierungspräsident  in  Oppeln 
geschaffen.  crn«t  Roth 

WISSENSCHAFT 

Social  Wissenschaften 

Beachtenswert  für  das  Studium  SO- 
CIALER BEWEGUNGEN  ist  Ju- 
li'.:s  Vahltcichs  Schrift  iMien  Fcnlinüiid 
Lassalle  und  die  Anfänge  der  deutschen 
ArbfütrbeteegUHg  /München,  G.  Birk 
8i  Coy,  in  weldiem  der  Verfosser  mit 


der  Kraft  und  .Anschaulichkeit  des 
Sclb>icrlcbitii  das  Wiedererwachen  der 
deutschen  .\ri)citc'rl)ewcgung  zeichnet. 
Er>i  langsam  bildet  sich  unter  seinen 
Augen  ein  proletarisches,  die  tramenden 
Zunftschranken  nieder  reissendes,  prole- 
tarl-schcs  Gesamtbewusstsein.  »Eine  Zunft 
lebte  von  den  anderen,  ein  Gewerbe  von 
den  anderen  getrennt«,  so  schrieb  noch 
Weitling  von  den  Arbeitern  um  du  Jahr 
i8.}o.  Atif  dem  Niveau  von  .Arbeitstieren 
lebten  die  Fabrikarbeiter  und  Gesellen 
noch  Ende  der  fünfziger  Jahre  dahin. 
Mocluen  sie  nun  bei  ihrem  NIeistcr  ~cnli- 
iii'ii  oder  in  irgend  einer  armen  Familie 
für  wenige  Pfennige  eine  Schlafstelle 
inne  haben,  sie  waren  überall  im  Wege, 
wenn  sie  nicht  an  ihrem  Arbeitsplatz 
Sassen  oder  standen.  Das  hinderte  jede 
gei'^tige  Betätigung,  sofern  solche  bei  der 
langen  .Arbeitszeit  noch  möglich  gewesen 
wäre.  1861  entsteht  durch  die  Initiative 
der  Polytechnischen^  Gesellschaft  in  Leip- 
zig ein  Arl>eiterbildungsverein.  »Man 
iialun  die  Sache  noch  keineswegs  ernst 
und  liatte  dazu,  bei  der  Beschaffenlieit 
des  Denkens  imd  Fuhlens  in  der  Arbeiter- 
classe.  auch  keine  unmittelbare  Veran- 
lassung.« Der  i,assalleanisimis  mit  seinen 
zündenden  Formeln  setzt  ein.  Gewiss,  in 
diesen  zündenden  P'ormeln  lag  viel  Blen- 
dendes und  Berückendes  für  die  .Augen 
der  Massen,  und  das  IJlendwerk  musste 
schlie-sl-r'i  vor  rl<'ni  hellen  Tageslicht  des 
Wirkliciien  erl)leichen.  Es  ist  eine  sehr 
banale  Weidieit,  dass  vielfach  die  Illusion 
ein  wirksamer  Hebel  des  socialen  Fort- 
schritts ist.  Die  strebenden  und  irren- 
den Menschen  i)flegen  eben  bei  ihren 
schönen  Zukunlt.splänen  ein  gutes  Stück 
an  der  Wirklichkeit  vorbeizuhauen. 
Wenn  man  diese  abgegriffene  Wahrheit 
langatmig  auf  55  Druckseiteit  vorträgt, 
wie  dies  Herr  Professor  Adler-Kiel  in 
seiner  Schrift  D-.:  Brdi-ututn;  der  Illu- 
sionen für  Folitil:  und  sociales  Leben 
/Jena,  Gustav  Fischer  tut.  so  braucht 
man  sich  nicht  gerade  als  ein  neuer  Co- 
lumbus  zu  fühlen  und  sich  einer  beson- 
deren neuen  bewundernswürdigen  Ent- 
deckung mit  folgenden  Worten  rühmen : 
>Im  Jahre  1895  machte  ich  zum  ersten 
Male  den  Versuch,  einmal  den  üblichen 
Gefühlswert  des  Illttöionsbegriffs  um  711- 
werten  und  zugleich  durch  Klarstellung 
der  Bedeiuung  der  lüu^ioiwn  für  das 
Geäellächa{t>lebeii  neue  Einsichten  in  das 
Wesen  der  socialen  Bewegungen  and 
Thcorieen  zu  gewinnen.«    Und  nun  ta 
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diesen  neuen  Einsichten.  Herr  Professor 
Adler  beleuchtet  das  wirtschaftspolitische 

Ideal  de?  Anarchismus  und  die  anarchis- 
tische Taktik  und  spricht  dabei  kurzweg 
v<Ti  der  anarchistischen  Partei  —  des 
Herrn  Profi's'^ors  neue  Einsicht  ver- 
schmilzt die  drei  anarchistischen,  fast  or- 
%  ganisationsloscn  Richtungen  zu  dner  ge- 
schlossenen Partei  —  von  der  anarchis- 
tischen Partei,  die  für  Attentate  und  jeg- 
liche Gewalttätigkeit  gegen  die  Träger 
der  bestehenden  Gewalt  sei.  Auf  Grund 
dieser  merkwürdigen  neuen  Einsicht  in 
das  WcKcn  dos  Anarchismus  beweist 
dann  Professor  Adler  haarscharf,  dass 
der  Anarchismus  eine  unglückh'che,  den 
Fortschritt  der  Gesellschaft  hemmende 
Idee  sei.  Und  nun  zu  einem  weiteren 
Stück  des  neu  entdeckten  socialen  Ameri» 
cas  des  Herrn  Professors!  Die  s^^rc- 
nanntc  V  crelendungsthconc  von  Karl 
Marx,  die  doch  direct  lahmend  auf  eine 
vorwärtsdrängende,  selbstbewusste  in- 
dustrielle Arbeiterclasse  wirken  musste, 
war  nach  der  neuen  Einsicht  di  s  Herrn 
Professors  dieser  Classe  auf  den  Leib  zu- 
geschnitten. Hat  der  Herr  Professor 
Adler  wirklich  einmal  im  Emste  unter- 
sucht, wie  viel  orthodoxer  Marxismus  in 
den  Köpfen  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft steckt?  Herr  Professor  Adler 
kennt  aller  Dinge  Wirksamkeit  und 
Samen,  und  aus  dieser  in  die  Seele  aller 
Dinge  eindringenden  Kenntnis  heraus 
fallt  er  bereits  feste,  abgeschlossene  Ur- 
teile über  die  noch  im  Fluss  begriffenen 
socialen  Bewqpingen. 
X  X 
Die  taten  frohe  Praxis  der  Socialdemo- 
kratie  auf  dem  Gebiete  des  Arl>eitcr- 
schutzts  hat  zu  dem  ancrkcnnciiswerten 
Streben  geführt.  der  ARBEITER- 
SCHUTZTHEORIE einen  gebührenden 
Platz  in  dem  Lehrgebäude  der  Social- 
dcmokratie  einzuräumen.  Als  ein  wohl- 
gelungener Versuch  nach  dieser  Richtung 
hm  stellt  sich  die  Arbeit  des  Herrn  Dr. 
jur.  ^^ax  Biichlcr  Marxistnus  und  .'1r- 
bciterschutsgisetsgcbung  /Bern,  Stampfl! 
&  Co./  dar.  Franz  Mehring  wies  schon 
darauf  hin,  dass  Marx  und  Engels  bis 
über  das  Communisttschc  Manifest  hinaus 
das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  eng- 
lischen Fabrikgesetzgebung  verkannt 
hätten.  Noch  in  der  Neuen  Rhcinisihcn 
Rixuc  /1850/  sah  Engels  in  der  eng- 
lischen Zehnstundenbill  eine  Fessel  der 
Grossindustrie.  »Die  ganze  gesellschaft- 
liche Entwickeltmg  Englands«,  so  führte 


er  dort  aus,  »ist  gebunden  an  die  Ent- 
wickelung,  an  den  Fortschritt  der  In- 
dustrie. .\lle  Institutionen,  die  diesen 
Fortschritt  hemmen,  die  ihn  beschränken 
oder  nach  ausser  ihm  liegenden  Mass- 
Stäben  regeln  und  beherrschen  wollen, 
sind  reaktionär,  sind  unhaltbar  und 
müssen  ihm  erliegen.«  Die  einzige  Lösung 
der  Zehnstundenfrage,  wie  aller  Fragen, 
die  auf  dem  Gegensatze  von  Capital  und. 
Lohnarl>eit  bertihen,  liegt  nach  Engels  in 
der  proletarischen  Revolution.  In  der 
Marxschen  Inauguraladresse,  die  dieser 
bei  Gründung  der  Internationalen  Ar- 
bciterassociatioH  verfasste,  ringt  sich 
dann  der  Gedanke  siegreidt  durch:  der 
Zehn^tundcntag  ist  der  Sieg  eines  Prin- 
cips,  der  Sieg  der  politischen  Ökonomie 
der  Arbeiterclasse  über  die  politische 
Ökonomie  der  Bourgeoisie. 
X  X 
In  das  Verständiüs  des  Wesens  der  wirt- 
schaftlichen Unternehmungen  will  das 
TlirSES-AkCHiy  des  Herrn  Pro- 
fessors R.  Ehrenberg  /Jena,  Gustav 
Fischer/  einführen.  Eine  Vertiefung  der 
wissenschaftlichen  Bildung  unserer  bür- 
gerlichen Kreise  Hegt  dem  Herrn  Pro- 
fessor Ehrenberg  sehr  am  Herzen.  In 
seiner  kleinen  Schrift  Soeialrcfortner  und 
(  nternehtner  /Jena.  Gustav  Fischer/ 
klagt  er  beweglich  über  die  befangenen, 
einseitigen  und  oberflächlichen  Ansichten 
der  bürgerlichen  Kreise  iibcr  die  Pro- 
bleme, mit  denen  sich  unsere  Handels- 
kammern alhäglich  zu  beschäftigen  haben. 
»Xur  wenige  Worte  noc!i  {i1)cr  die  Art, 
wie  unser  Bürgertum  i-ich  mit  seinen 
Pflichten  gegenüber  Kunst  und  Wissen- 
schaft abfindet.  In  Bezug  auf  Kunst  bitte 
ich.  unsere  Museutndirectoren.  Künstler 
und  Kritiker  zu  fragen.  Sal^ieiiti  sati 
Was  aber  die  Wissenschaft  l)etrifft.  so 
habe  ich  selbst  einige  Erfahrungen  ge- 
sammelt und  erkläre  hiermit  feierlichst, 
dass  das  durchschnittliche  Verständnis 
unseres  Burgerstandes  für  wissenschaft- 
liche Leistungen  bisher  noch  recht  gering 
ist.  .  .  Es  gibt  überhaupt  wenige  Volks- 
dassen  in  Deutschland,  welche  ein  so  ge- 
ringes \'erständnis  für  alle  ausserhalb 
der  eigenen  Berufssphäre  liegenden  Leis- 
tungen haben,  wie  der  deutsche  Bürger- 
st.indl«  Professor  Ehrenberg  will  in 
seinem  Tliiincn-Archiv  die  wissenschaft- 
liche iMethode  Thünen  acceptteren,  die  er 
kurz  folgtndt rniassen  formuliert:  i.  Die 
wirtschaftlichen  Tatsachen  sind  dort  fest- 
zustellen, wo  sie  sich  genau  beobachten 
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lassen:  in  den  klcin«ten  Einheiten,  aus 
denen  »ch  das  wirtschaftliche  Leben  zu- 
sammensetzt, namentlich  in  den  wirt- 
schaftlichen Unternehmungen.  3. 
Die  so  festgestellten  Tatsachen  sind  unter 
Anwendung  möglichst  strenger  ver- 
gleichender Methoden  in  VVissen- 
adiaft  zu  verwandeln.  In  den  Geschäfts- 
büchern unserer  Unternehmer  erblickt 
Professor  Ehrenberg  vor  allem  die  wich- 
tigsten Sammelbecken  solcher  gleichsam 
automatisch  festgestellter  Tatsachen. 
>Noch  weil  wichtiger  aber  ist  es.  dass  die 
Tatsachen  in  Zahlen  ausgedrückt,  also 
quantitativ  vergleichbar  sind.  Denn  hier- 
durch gewinnt  der  Forscher  eine  unbe- 
grenzte Menge  von  Vergleichseinheiten, 
mit  deren  Hilfe  sich  der  Vergleich 
XU  einem  exacten  Forschtings- 
mittel  ausbilden  lisst«  paul  uMtpmwnm 

KUNST 

Was  schon  eine  Zeitlang  zu  erwarten 
war,  da  die  vereinzelt  in  Berlin  auf- 
tauchenden Bilder  des  C£ZANN£  mit 
so  viel  Enthusiasmus  begrusst  wurden, 
das  ist  nun  richtig  eingetreten :  wir  er- 
hielten durch  den  Salon  Cassirer  einen 
Überblick  ül>cr  das  Lebenswerk  dieses 
unfertig  gebliebenen  Impressionisten. 
dic>cs  Manet  ohne  Mauels  Können.  Seit 
er  vor  vier  Jahren  in  der  Pariser  Jahr- 
bundertsaussfellung  entdeckt  wurde,  hat 
sich,  wie  man  hört,  an  der  Seine  die  Be- 
geisterung fiir  seine  Kunst  stark  abge- 
kühlt. Und  wohl  mit  Recht,  Sehen  wir 
zu:  Ein  fQr  manche  Nuancen  der  Hell- 
farbigkcit  wolil  etnpf.uiglichcs  Auge,  dem 
besonders  die  kühlen  Töne  aus  der  Wirk- 
lichkett  entgegcnsdieinen.  Ausgesprochene 
Vorliebe  für  die  Zusammenstellung  jener 
reichlichen  Weiss-Blau  mit  der  Verbin- 
dung Gelb-Rot  Daher  die  häufigen  Wie- 
derholungen von  Früchtestillleben  auf 
einem  Tafeltuch,  dessen  Schatten  das 
Blau  hergeben  müssen.  Also  auch  hier 
gibt  es  zwei  Schwerpuncte.  die  an  den 
Grenzen  der  Farbenscaia  gcsudit  wer- 
den, wie  so  oft  in  der  modernen  Malerei. 
Ein  differenzierterer  Colorismus  wird  da- 
durch nur  zu  leicht  in  die  Flucht  ge- 
schlagen. Ausnahmsweise  hat  Cczanne 
auch  die  hellen  Farben  durch  dunkle 
stumpfe  Töne  eingeschlossen,  doch 
scheint  c^.  dnss  mit  <Kii  Jahren  auch  bei 
ihm  das  Heile  immer  mehr  Ausdehnung 
gewinnt.  Was  Form  und  Linie  betrifft,  so 


ist  sie  in  den  frühen  Bildern  schwer  und 
stockend,  um  sich  immer  mehr  zu  ver- 
flüchtigen. Es  scheint  dies  nicht  nur 
zu  geschehen,  um  den  Eindruck  zu  erzie- 
len, als.  sähe  man  aus  weiterer  Feme  auf 
die  Dinge,  sondern  auch  um  der  Not- 
wendigkeit einiger  Präcision  zu  entgehen, 
die  dieser  Hand  immer  eine  Mühsal  war. 
Nicht  selten  finden  sich  sogar  sehr  auf- 
fallende Begrenzungen  der  Farben- 
flichen.  aber  nur  ein  Ungefähr,  das  sich 
nn  die  Gesetze  der  Perspective  keineswegs 
bindet.  Die  aufrecht  stehenden  Dinge 
sieht  man  selten  senkrecht,  Kreisrundim- 
gen  in  der  Verkürzung  hangen  nach  die- 
ser oder  jener  Seite  über  und  sind  an 
der  Stelle,  wo  sie  sich  in  Ellipsenform  um- 
biegen sollten,  immer  zu  breit  Tisch - 
kanten  laufen  nicht  gerade,  ein  Tuch, 
das  über  den  Plattcnrand  herunterhängen 
soll,  lässt  durch  seine  Falten  nichts  von 
der  Umbiegungsstelle  erraten,  Figuren, 
Mohcl  und  sonstige  Dinge  sind  ohne  be- 
stinuiUes  Verhältnis  zum  Raum  gelassen. 
In  der  Landschaft,  in  der  sich  oft  Ton- 
^  ■nheitcn  und  eine  schwebende  Luf- 
tigkeit  der  Massen  einschmeicheln,  ist  der 
Mangel  an  Orientierung  noch  entschiede- 
ner. Besonders  die  Wasser  breiten  sich 
nie  zur  Fläche  aus,  weil  die  Spiegelun- 
gen, selbst  wo  es  sich  um  geringe  Far- 
benunterschiede handelt,  zu  sehr  als  Ein- 
zelheiten auftreten.  Begreiflicherweise 
wird  dieses  mangelnde  Form-  und  Rauni- 
verständnis  am  empfindlichsten  bei  der 
Darstellung  von  K5pfen  und  Figuren,  wo 
Klarheit  der  Modellierung  am  wün- 
schenswertesten wäre.  Kurz,  die  deutsche 
Kunst  wird  mit  dieser  Ersdidnung  nidit 
viel  anfangen  können. 

X  X 
Den  Wandel  in  der  CONTURBEHAND- 

LUXG  konnte  man  bequem  feststellen, 
wenn  man  die,  wie  auch  früher  üblich 
aus  schwarzem  Papier  geschnittenen  Sil- 
houetten des  Wilhelm  Eckstein- 
Düsscldorf  bei  Keiler  &  Reiner  sah.  Das 
waren  nicht  die  sauberen,  aber  ziemlich 
harten  und  überall  gleich  deutlichen  Uin- 
risse  der  Frubel  und  Konewka.  Diese 
eigenartigen  kleinen  Blältchcn  scheinen 
mir.  nach  der  Rauhheit  der  Mache  zu 
urteilen,  mit  dem  Messer  geschnitten,  wie 
es  die  Japaner  tun.  Das  mag  der  Hand 
eine  grössere  Beweglichkeit  gegeben  ha- 
ben, als  das  aus  zwei  Gliedern  zusammen- 
gesetzte Schneideinstrument.  So  liisst 
sich  ein  schmiegsamerer  Übergang  aus 
einer  Riditang  in  die  andere  erzielen,  und 
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es  wird  ein  Hinhusch«n  über  die  neben- 

snclilichcie  Fnrin  möglich  zu  Riiiistcn 
scliarfiT  Hervorhebung  (k-r  charakteris- 
tischen \'orsprüiige.  Also  ein  Impressio- 
nismus (It-r  Süh'XK'ttc.  Die  ProfiKtellnn- 
gcn  werden  nicht  grundsätzhch  bevor- 
zugt, wenigstens  nur  für  das  Portrait, 
wo  diese  vielsagendste  Ansicht  unent- 
behrlich sein  wird.  At)cr  wo  es  Gruppen. 
Bewegung  und  Situationsschilderung 
gibt,  soweit  das  alles  mit  den  Mitteln  des 
geschlossenen  Tons  in  entschiedener  Be- 
pren^iMiR  vor  einem  abstechenden  mijglich 
sein  wird,  da  sagt  die  Masse  des  Kör- 
pers in  einer  Verschiebung,  die  weder 
Antlitz  noch  Glieder  deutlich  zeigt,  oft 
mehr,  als  volle  Cbcrsichtlichkeit,  und  das 
Zusammenschieben  zum  Knäuel  mehr,  als 
die  Vereinzelung  in  Grinsemarschpositur. 
Diese  Anordnung  macht  die  Sonderart 
dieser  Hildchcn  aus.  in  denen  Proccs- 
sionsfeicrlichkeiten  oder  allerlei  (ie- 
spamic.  ein  Tross  von  ReisiRcn  und  ähn- 
liches lebendig  werden.  wirk-unuT  noch 
und  stilechter  bei  der  Beschränkung  auf 
die  Arbeit  mit  einem  Material,  als  wo  der 
Pinsel  zu  kleinen  Zutaten  zu  Hilfe  gerufen 
wurde.  Luft,  Wasser  oder  Terrain  in 
Aquarellfarbe  schliesscn  sich  doch  mit 
dtm  Schwarz  de-  Papiers  niiht  einheit- 
lich zusammen  und  bedeuten  al^u  kaum 
eine  Bereicherung.  Anders  steht  es  um 
die  Znliil fcnnhmc  einer  dritten  Papier- 
farbe. Em  iMoor  auf  grauem  Hinter- 
grund erh.-ilt  am  Halse  einen  Kragen  aus- 
geschnitten und  weiss  v.nterlegt  und  wird 
dadurch  lebendiger.  Dergleichen  Hesse 
sich  in  der  Ausdrucksweise  des  Farben- 
holzschnittes noch  complicieren  und  zur 
Beredsamkeit  steigern. 
X  X 
Im  SAI.OX  SCHI'LTI-:  sahen  wir  .luch 
in  der  Zeit,  da  Stille  über  die  Kunst- 
handlungen kommt,  eine  Collection  von 
jenem  T  r  o  u  i  1  1  c  b  c  r  t  —  er  starb  in 
Paris  vor  etwa  zwei  Jahren  —  dessen 
Schicksal  es  war,  dass  seine  Gemälde 
dem  bewunderten  Corot  zu  sehr  glichen, 
freilich  nur  so.  dass  man  an  verfehlte 
CorOts  hatte  denken  können.  Ein  Fäl- 
scher schmuggelte  die  so  viel  wertvollere 
Signatur  ein.  und  obgleich  der  eigentliche 
Urliclu'r  die  Tav-cliunt;  nufklartc,  ist  ihm 
doch  nie  recht  geglaubt  worden,  dass  sie 
nicht  von  ihm  selbst  ausging.  Es  wird 
iuie;1;i  'tili  sein,  dass  der  Künstler  eine 
eigene  Handschrift  habe,  das  sollten  und 
müssten  nach  solchen  Erfahrungen  die 
begeistertsten  Anhänger   der  Tradition 


zugeben.  Dieser  kleinen  Anekdote  zu- 
liebe räumte  der  Salon  dem  schwachen 
Könner  einen  guten  Teil  seines  Ober- 
lichtsaales ein,  der  auch  beim  nächsten 
Bilderwerlisel.  a1)'^c>ehen  von  einigen 
Sachen  aus  dem  Xachlass  Faber  du 
Faures  —  nicht  gerade  den  besten  — 
ziemlich  Minderwertiges  aufnahm,  wäh- 
rend man  sehr  wackere  Arbeiten  von 
Mitnchener  Künstlerinnen.  die  (Km 
Fraucncongress  zu  Ehren  hergesandt 
waren,  in  das  sehicchte  künstliche  Licht 
c!i>  hintersten  Caliineis  verbannte.  .Selbst 
dort  konnten  die  prächtig  tempera- 
mentvollen Farben  der  Vogelstillleben 
voTi  Maria  Kurz,  die  energische 
Schilderung  bäuerlicher  Eigenart  durch 
die  sichere  Zeichnung  von  V  i  c  to  r  ia 
Zimmermann,  die  Interieurs  nrt  so 
viel  Helle  und  coloristischem  Gesihinack 
von  l*'  r  i  e  d  e  r  i  k  e  von  Koch,  die 
auf  ihren  Ausdruckscharakter  hin  behan- 
delten Pllanzcnzeichnungen  von  E  1  i  - 
s  a  I)  e  t  F.  r  b  e  r  sich  bedeutend  behaup- 
ten. Ich  nenne  die  noch  wenig  geliörtea 
Namen  zuerst  Ihnen  schlössen  sich 
f  M  g  a  von  B  o  z  n  a  n  s  k  a  .  Linda 
Kögel,  Sophie  von  Schewe  und 
Margarete  von  Knrowski 
mit  gewohnter  Sicherheit  an. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  31.  Mai  wurde 
in  M  ü  n  c  h  e  n  die  erste  Ausstellung  des 
Jh'ulsclwn  KüiutU'rhuiuii's  und  am  Tage 
darauf  diejenige  im  (»laspala  t  erotTnet.  — 
V'om  1.  bis  /.um  31.  Octobcr  wird  in  Ber- 
lin eine  internationale  Ausstellung 
für  Photographie  stattfinden. 
X  X 
LITERATUR.  Von  den  wichtigeren  Er- 
scheinungen des  deutschen  Kunsthand- 
werks gab  am  lückenlosesten  in  den  letz- 
ten Monaten  die  P  c  c  0  r  a  t  i  v  e 
Kunst  Rechenschaft.  Man  wird  kein 
Heft  imisonst  aufschlagen.  Im  .Miirz  ga- 
ben Hermann  übrist  und  Wilhelm  von 
Debschitz  in  Wort  und  Bfld  Aufschluss 
über  ihre  Unterrichtsprincipien,  mit  denen 
sie  in  ihren  Lehr-  und  Vcrsuchsateliers 
vorgehen.  .Auch  andere  kunstgewerb- 
liche Schulen  beginnen  mit  der  directen 
Benutzung  der  Naturmottve  (dem  miss- 
ver^landiiien  Japoni^mn-^  >  zubrechen.  Die 
abgebildeten  Schülcrarbciten  der  Mün- 
chener Ateliers  beweisen,  wie  planmässig 
und  fruchtbar  der  .stete  Hinweis  auf  die 
Bewegungsgesetzc  des  Natürlichen  ist, 
aus  dem  nicht  nur  Ornamente,  sondern 
vor    allem   Linientendenzen  abgieleitet 
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werden.  Das  Aprilheft  ist  den  Vil- 
lenbaulen  und  ihrer  Innenausstattung 
durch  Ricmerschinidt  gcwithnct.  Wie 
im  Mobcl,  sucht  er  auch  im  Hause  selbst 
auf  die  einfachste  und  naturgemässe 
Form  zu  kommen,  und  dadurch  gelangt 
das  Kastenmässige  wieder  mehr  zur  Gel- 
tung, nachdem  gerade  der  Villenbau 
der  letzten  Jahre  an  phantastischer  Zer- 
rissenheit krankte.  Von  den  deutschen 
Kunstmobehi  in  der  Ausstellung  von 
Saint-Louis  ist  im  Maiheft  die  Rede. 
Durch  die  Initiative  verschiedener  Ver- 
waltungen konnten  dort  würdige  Inte- 
rieurs hingesandt  werden.  In  B-ivirti 
und  Sachsen  fangen  nämlich  die  Regie- 
rungen an,  das  moderne  Kunsthandwerk 
durch  Aufträge  zu  fördern.  Diese  Innen- 
räume  werden  freilich  sonderbar  ab- 
stechen gegen  jenes  Deutsche  llaus  — 
bekanntlich  eine  teilweise  Wiederholung 
des  Cliarluitenburger  Schlosses,  dem  man 
durch  Abtrennung  der  Seitenflügel  die 
Verhältnisse  entstellte.  —  Wer  in  der 
Kunst  für  Alte  vom  15.  Juni  blät- 
tert, dürfte  unter  den  Rcproductioncn 
von  Werken  der  Wiener  Secessionsaus- 
stellung  den  bleibendsten  Eindruck  von 
der  Statue  Franz  Metzners  empfangen 
und  angesichts  dieser  in  stark  zusammen- 
gedrängter Kraft  kauernden  Männer- 
gestalt bedauern,  dass  Berlin  sich  diese 
Eigenart  vor  Jahresfrist  entführen  Hess. 
Metzner  nahm  eine  Professur  an  der 
Wiener  Gewerbeschule  an.  weil  Deutsch- 
land nichts  für  ihn  zu  tun  hatte. 

Im  Verlag  von  Gerhard  Kühtmann  in 

Dresden  sind  zwei  Bücher  erschienen,  die 
beide  durch  Gegenüberstellung  von  Bei- 
spiel und  Gegenbeispiel  nach  Schulze- 
Nanmbiirp>i  Methode  wichtige  Kunstgc- 
sctzc  beleuchten.  Ludwig  Volk- 
mann schrieb  sie.  Das  eine  sucht  die 
GrctiCi  ft  (irr  Kiinslc  gegen  die  willkür- 
lichen Verwischungen  zu  sichern,  denen 
sie  heute  mehr  als  je  ausgesetzt  sind. 
Dass  man  nicht  pla5tisch  bilden  kann, 
was  der  Maler  malt  und  tuugckehrt,  dass 
die  Architektur  durch  lUn  Raum  einen 
Zwang  auf  die  zu  ihrer  Unterstützung 
herbeigerufenen  Kimste  ausüben  soll,  dies 
und  Ahnliclu  s  wird  unter  Heranziehung 
von  bekräftigenden  Theorieen  Klingers, 
Hildebrandts,  Thomas  und  Goethes 
ausein.uiilergesctzt.  Das  zweite  Buch, 
Naturproduct  und  Kunstwerk,  liegt  schon 
in  3;  Auflage  vor.  Nidit  alle  werden 
erwartet  haben,  dass  sich  durch  die 
Photographie  der  stricte  Beweis  führen 


lässt,  wie  atuh  der  sogenannte  Rialismus 
souverän  über  die  Umgestaltung  des 
Naturvorhildes  verlugt,  -tatt,  wie  die 
törichte  Phrase  geht,  der  Sdave  tles  Zu- 
fälligen  zu  sein.  ANNA  PLEHM 

BOchw 

Hugo  LINDEMANX  beschenkt  uns  in 
seinem  Buch  ARBEIT liRrOLlTIK 
rXl)  il'IRTSCHAI'TSPI'LHGE  IM 
PER  !>EUTSCHEN  STADTEVER- 
W  A.I.TUSG  /Stuttgart.  .1.  II.  W.  Dietz 
Xacht./  mit  zwei  ne',:en  Banden  eines 
Werkes,  dessen  Plan  bereits  im  Jahre 
1893  von  ihm  entworfen  war.  Die  erste 
reife  Frucht  der  vieljahrigcn  unermüd- 
lichen .Arbeit  des  Verfa>sers  ist  das  im 
Jahre  1897  erschienene  Buch  Städtever- 
waltung und  MuniripatsodaKsmus  m 
Elngl.uid,  auf  dts<en  Titel  noch  das  be- 
reits breiten  Kreisen  ruhmlichst  bekannte 
Pseudonym  C.  Hugo  steht.  Im  Studium 
der  englischen  \'erhältnis>e  fand  Linde- 
mann für  sich  und  uns  die  geeignete  Vor- 
bereitung für  die  viel  eingehendere  Be- 
trachtung der  deutschen  St.idteverwal- 
tung.  Im  Jahre  1901  erschien  der  erste 
Band,  der  die  Aufgaben  auf  den  Gebieten 
der  1 'clksltygienc,  des  Städtebaus  und 
des  irolniungs^i'esens  behandelt;  im  Vor- 
wort dieses  Bandes  gab  Lindemann  — 
auch  hier  noch  imter  dem  Namen  C.  Hugo 
—  eine  Einteilung  der  Gesamtaufgaben 
der  Stiidtcverwallung.  Er  unterscheidet 
zwei  Hauptgruppen :  Aufgaben  im  Dienste 
der  Gesamtheit  und  Aufgaben  im  Inter- 
esse einzelner  Besitzdassen.  Zur  ersten 
Gruppe  rechnet  er  Volkshygiene,  Städte- 
bau, Wirtschaftspflege  und  Volksbildung, 
zur  zweiten  .Armenpflege  und  Socialpoli- 
tik,  als  deren  Inhalt  er  den  »Schutz  und 
die  Förderung  der  wirtschaftlidi 
schwächeren,  nicht  besitzenden  Classon» 
bezeichnet.  \'un  den  so  gebildeten  sechs 
Abschnitten  hat  er  die  beiden  ersten  im 
Jahre  igoi  behandelt;  den  letzten  im 
ersten  der  beiden  vorliegenden  Bande,  die 
Wirtschaftspflcgc  im  zweiten,  so  dass 
noch  Volksbildung  und  Armenwesen  der 
Bearbeitung  harren. 

Charakteristisch  für  das  ausgezeichnete 
Werk  ist  auf  der  einen  Seite  die  umfas- 
sende Sammlimg  des  Materials,  dessen 
Benutzung  durch  ein  ausführliches  alpha- 
betisches Register  nacli  Gegenständen 
tmd  Städten  ausserordentlich  bequem  ge- 
macht ist,  auf  der  anderen  die  eingehende 
Würdigung  und  Kritik  des  bisher  Ge- 
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leisteten  und  die  wolilbcgriindctc  Aufstel- 
lung der  weiteren  Forderungen,  die  der 
Verfasser,  ohne  das  irgendwie  Erreidi- 
bare  auch  nur  einen  Augenblick  aus  dem 
Gesichtskreis  zu  verlieren,  von  dem  hohen 
Standpunct  echt  sodaldemokratischea 
Geistes  aus  fonnuliert.  Die  Schreibweise 
ist  nirgends  trocken,  die  D.Trstellung  rein 
geschäftlicher  Verhaltnisse  gestaltet  sich 
unter  den  Händen  lindemanns  häufig  zu 
wahren  Cabinetstiickclien  —  zum  Beispiel 
die  Schilderung  der  Beziehungen  zwischen 
der  Stadt  Berlin  und  den  Inhabern  ihres 
Elcktricitätsmonnpols  — ;  an  vielen  Stel- 
len wird  die  Schreibweise  erquickend  tem- 
peramentvoll, nicht  nur  bei  der  Kritik 
verzopfter  Stadtverwaltungen  oder  beute- 
gieriger Unterneliniercliquen,  sondern 
auch  in  der  Pol emi||^  gegen  Ansoli.imingcn 
aus  den  eigenen  Reihen,  so  auf  dem  Ge- 
biet des  Submissions Wesens  oder  auf  dem 
der  .\rI»eitslnMMiversic!K'rnng  uiul  des  Ar- 
beitsnachweises. Auch  wenn  man  dem 
Verfasser  nicht  fiberall  zustimmt,  wird 
nuin  dici-en  teinperanicntv(dlen  Ausfüh- 
rungen mit  Interesse  folgen;  und  Linde- 
mann wendet  sich  in  seiner  Polemik  gegen 
rechts  und  links.  Man  hat  sich  in  der 
letzten  Zeit  innerhalb  der  Partei  vielfach 
vergeblich  bemüin.  den  BegritT  der  soge- 
nannten Rrxisii'HistiU  und  Radimlen  /u 
definieren:  au  einer  Stelle  (I.  Bd..  pag. 
2.V4),  wo  er  Vertreter  v  o  n  b  c  i  d  e  n  als 
Optiortunistcn  bekämpft,  schreibt  Linde- 
mann: »Auch  in  der  sücialdemnkratischen 
Politik  herrseben  die  Realpolitiker,  die 
kurzsichtig  den  Blick  auf  die  Erschei- 
nungen der  engsten  Gegenwart  gerichtet 
liilttji  und  die  grossen  Knlwirkcliing-- 
hnien  vernachlässigen,  die  die  Brücke 
von  der  Gegenwart  zu  der  Zukunft 
schlagen,  die  einen,  weil  sie  nichts 
Weiteres  sehen  wollen,  die  Gegenwarts- 
arbeit ihnen  alles  ist,  d  i »  anderen, 
weil  ihr  Blick  gewohnt  ist.  nur  das 
Seiende  zu  erfassen  und  von  dort  in  ge- 
waltigem Sprunge  in  das  Zukünftige  zu 
schweifen.  Nur  die  kiirzeste  Strecke  ver- 
mögen sie  den  Wegen  zu  folgen,  die  vom 
Jetzt  hinau«>laufen.  Dann  i  In  i  die  einen 
nur  bläulichen  Nebel  und  die  anderen 
nur  die  glänzenden  Luftschlösser  revolu- 
tionärer Phantasie  .  .  .«  Ob  Lindemann 
unter  den  einen  und  anderen  wirklich  die 
Revisionisten  and  Radicalen  verstehen 
wollte,  bleibe  dahingc-tollt. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  erscheint  uns 
im  I.  Band  der  häufig  wiederkehrende 
Hinweis,  dass  das  von  den  deutsdien 


bürgerlichen  SocialpoUtikern  so  nach- 
drücklich verfochtene  Princtp  der  Parität, 
das  von  vielen  Parteigenossen  unbedenk- 
lich angenommen  wird,  mindestens  mit 
äusserstcr  Vorsicht  zu  behandeln  i^t(vergl. 
auch  die  von  Lindemann  bearbeitete  Ru- 
brik Soeiale  CommunalpoKtik  der  Rund- 
schau in  den  Socialistischcn  Monats- 
heften, 1904,  l.  Bd.,  pag.  403  ff.).  Der 
Gedankengang  Lindemanns  lässt  sich 
ftwa  so  darstellen:  Die  paritätischen  Ein- 
richtungen, bei  denen  die  Verwaltung 
einer  gleichen  Anzahl  von  Arbeitgebern 
und  .Arbeitnehmern  unter  Leitung  eines 
i'ttf>artcüschcn,  mei^-t  eines  stadlisclien  Be- 
amten, zusteht,  bringen  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  den  Arbeitern  nur  schein- 
bar Gleiclibcrechtigung.  da  der  soge- 
nannte UnparUiischi.'  stets  aus  Kreisen 
hervorgehen  wird,  die  dem  Unternehmer- 
tum viel  näher  stehen.  Eine  weitere  Ge- 
fahr besteht,  selbst  bei  grösster  VortreflF- 
lichkcit  des  Unparteiischen  darin,  dass 
der  Einfluss  der  Arbeitgeber  und  der 
\rbeiter  sidl  genau  die  Wagi"  halten, 
mithin  beide  nicht  zur  Geltung  kommen 
können  und  der  Beamte  infolgraessen  die 
Geschäfte  nach  seinem  Ermessen  führt. 
Ein  rberwuchern  der  städtischen  Bureau- 
kratie  nach  dieser  Richtung  hat  al)cr  die 
Arl>eiurschaft  eheii>o  biiuanzuhalten.  wie 
es  Pilichl  der  Bourgeoisie  gegenüber  der 
staatlichen  Bureaukratie  wäre.  Freilich 
kaim  man.  wie  Lindemann  sagt,  »politische 
Demokratie  nicht  in  Deutschland  be- 
greifen lernen«.  Ein  bitteres,  aber  sehr 
beachtenswertes  Wort,  auch  wenn  man 
nicht  alle  Folgerungen  Lindemanns  bei- 
pnichtct. 

Im  II.  Band  kommen  zu  den  beschreiben- 
den und  kritischen  noch  die  historischen 

Betrachtungen,  die  im  ersten  natur- 
gcmäss  zurücktreten  mussten,  da,  ab- 
gesehen von  sehr  wenigen,  zumeist  ganz 
unbedeutenden  Ansätzen.  Dinge,  die  auch 
nur  notdürftig  zur  Arbeiterpolitik  ge- 
rechnet werden  könnten,  kaum  vorhanden 
sind.  Die  F.utwickelung  der  centralen 
Licht-,  Kraft-  und  Wärmeversorgung, 
des  st.ul  tischen  Verkehrswesens,  der 
städtischen  Creditanstalten  finden  eine 
liebevolle,  höchst  lehrreiche  Darstellung. 
Wir  müssen  es  uns  versagen,  aus  der 
Fülle  des  überreichen  Stoffs  Einzelheiten 
mitzttteilen,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
die  WrarbeiHuig  des  Gauircn  eine  .S4i  ein- 
heitlich abgerundete  ist,  dass  blosse  An- 
fuhrungen nur  ein  dürftiges  Bild  geben 
könnten.  Wie  schnell  auch  dieses  Werk 
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Lindemanns  sich  Anerkeimung  verschafft 
bat,  zeigt  uns  am  he-tcn  der  Umstand, 
dass  die  socialdemokratische  Fraction 
der  Berliner  Stadtverordnetenvcrsamm- 
limg  hcschlosst  n  li:it,  c>  jc-dt-m  einsdncn 
Alitglied  zu  bcschatien.  Muge  das  Bei- 
spiet Nachahmung  finden!  Nichts  kann 
KO«'ignetcr  sein,  die  liolic  Bedetittinp  der 
Betätigung  auf  comniunaleni  Gebiet  her- 
vortreten 2tt  lassen,  die  Betätigung  selbst 
fruchtbarer  zu  pr<tn!t('n.  als  ein  weit- 
verbreitetes, eingehendes  Studium  der 
dircct  mustergiitigen  Lindenutnnscheo 
Arbeiten.  le»  aron« 

X  X 
Sucht  man  sich  das  Endergebnis  der  par- 
teigeschichiltchen  Untersuchungen  in  der 
neuen  Broschüre  Paul  KAMPFFMEY- 
ERS  AN  ÖLUNGEN  IN  DER  THEO- 
RIE  UND  TAKTIK  DER  SOCJAL- 
DEMOKRATIE  /München,  G.  Birk 
&  Co./  klarzumachen,  itiuss  man  sich 
wohl  sagen:  einen  eigentlichen  Um- 
schwung in  ihrer  politisdien  Praxis  hat 
die  deutsche  Socialdemokratie  nicht  zu 
vullziehen  brauciien ;  mit  der  zunehmen- 
den Starke  der  Partei  und  den  sich 
daraus  ergebenden  neuen  politischen 
Mügliclikdten  hat  sich  lediglich  die  Be- 
trachtungsweise den  einzelnen  politischen 
Factoren  gegenüber  gewandelt,  die  Ton- 
art ist  eine  andere  geworden.  Die  Taktik 
der  deutschen  Socialdemokratie  ist  stets 
auf  Machtzuwachs  innerhalb  der  gegen- 
wärtigen Gesellschaft  gerichtet  gewesen. 
Die  Parole  Alles  oder  nichts!  hat  bei  ihr 
nie  Anklang  gefunden  —  mag  sie  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  in  polemischen  Schriften 
zu  Ehren  gebracht  werden  — ,  ihre  Taktik 
iat  vielmehr  stets  auf  das  Zweck- 
mässig« gerichtet  gewesen,  die  Social- 
demokratie war  in  diesem  Sinne  des 
Wortes  stets  opportunistisch.  Aus  diesem 
Grunde  musste  sie.  gerade  weil  die 
(irundlage  ihrer  Taktik  stets  die  näm- 
liche bhcb.  bestandig  Wandlungen  unter- 
liegen: ihr  Wachstum  und  die  Entwicke- 
Itng  der  pohtischen  Verhältnisse  stellten 
ihr  eben  beständig  neue  Aufga!)cn.  zogen 
den  Kampf  auf  stets  neue  Gebiete.  Die 
Gesducbte  der  deutschen  Socialdemokra- 
tie ist  die  Geschichte  ihrer  Mauserungen» 
Die  KainptTmeycrsche  Schrift  will  eine 
kurze,  objective  Übersicht  über  die  selben 
geben.  Wir  sehen,  wie  sich  der  Weiter- 
cntwickelung  der  Partei  ein  Problem  nach 
dem  andern  entgegenstellt,  wie  um  jedes 
leidenschaftlich  gerungen  wird,  bis  <fie 
politische    Situation  eine   Lösung  er- 


heischt und  diese  gefunden  werden  m  o  s  a. 

Das  Charakteristische  des  Vorgangs,  der 
sich  beim  Auftauchen  aller  grossen  Pro- 
bleme in  der  Partei,  und  nahezu  in  der 

gleichen  Weise,  voll/it-ht.  ist  das.  dass  jede 
Erweiterung  der  politischen  Praxis  zu- 
nächst einen  Verstoss  gegen  das  Princip 
darstellt  dass  dann  eine  principielle  De- 
batte sich  entspinnt,  in  deren  Verlauf  .sich 
die  (lemülcr  erhitzen  und  den  Verfechtern 
des  Neuen  oft  die  socialdemokratische 
(jesinnung  abgesprochen  wird,  bis  man 
.schliesslich,  jfczwungen  durch  die  poli- 
tischen Bedürfnisse,  in  eine  Revision 
dieser  Anschauungen  eintritt  und  dann 
zur  Erkenntnis  gelangt,  dass  es  sich  in 
dem  jeweilig  vorliegenden  Falle  nicht 
um  eine  Principien-,  smidem  um  eine 
Zzccil:iiuiss!^kcils{r:{gL'  handle,  man  also 
den  Anforderungen  der  Praxis  ruhig  ge- 
recht werden  könne.  Die  Frage,  wo- 
durch sich  denn  das  Princip  überhaupt 
von  der  Zivcckmässigkeit  unterscheide, 
ob,  soweit  die  Mittel  in  Betracht  kom- 
men —  also  in  unserer  gesamten  Taktik  — 
das  Princip  nicht  gerade  in  der  Ztvcck- 
mässigkeit  bestehe,  bleibt  unerledigt. 
KampfTnicycr  verfolgt  den  Werdegang 
der  socialdemokralischen  Prohlcmc  auf 
den  einzelnen  Gebieten  der  Tätigkeit  der 
•Xrhcitcrclasse :  er  schildert  die  Wand- 
lungen in  der  .Auffassung  von  der  parla- 
mentarischen Arbeit,  der  staatlichen  und 
commtmalen  Socialreform.  dem  Gewerk- 
schafts- und  Genossenschaftswesen  und 
die  Stellung  zur  spcciellcn  Frage  des  Mi- 
litarismus. Wir  sehen,  wie  ein  Problem 
logisch  das  andere  nach  sich  zieht,  sowie  es 
bewältigt  ist.  Das  allgemeine  Wahlrecht 
brachte  die  Beteiligupg  an  den  Reichs- 
tagswahlen. In  der  ersten  Zeit  werden 
noch  allerhand  principielle  Einwendungen 
gemacht.  «Wählen  sollte  die  deutsche 
Arbeiterschaft  für  ein  Instrument  der 
Classcnherrschaft.  die  Parlamente  .  .  .?€ 
Gleichwohl  zwingt  die  politische  Notwen- 
digkeit zur  Beteiligung:  und  sofort 
tauchen  neue  Frnjrcn  auf.  Dürfen  Bünd- 
nisse nni  aiuleren  Parteien  cmgegangcn, 
dürfen  Compromisse  geschlossen  wer- 
den? Besonders  acut  Avird  diese  Frage 
bei  den  Landtagswahlen  in  den  diversen 
Einzelstaaten,  zu  denen  sich  die  Social- 
demokraten  auch  allmählich  entschliessen. 
Die  BQndnistaktik  wird  mehrfadi  in  Re- 
solutionen als  verwerflich  verurteilt:  die 
Entwickelung  geht  darüber  hinweg:  in 
Baden  und  Bayern  werden  Alliancen  ge- 
schlossen, und  wenn  es  in  Preussen  nicht 
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ua^u  gekommen  ist,  so  lag  es  nicht  an  der 
Haltung  der  Socialdcmokratie.  sondern 
at)  der  politischen  Erbärmlichkeit  der 
preussi sehen  Liberalen.  Die  Wahlbctei- 
li^unK  bringt  die  weitere  Frage :  Was 
fangen  die  Gewählten  an?  Auch  hier  zu- 
erst principielle  Abweisung  der  positiven 
Mitarhcit  im  Classenparlamcnt :  die  Ab- 
geordneten hätten  nur  aus  dem  Fenster 
zu  reden.  Später  sollten  die  Reden  nur 
noch  wcscnnicli  agitatorischen  Zwecken 
dienen.  Nach  mannig tachem  Hin  und 
Her  beteiligt  sich  die  Fraction  an  der 
positiven  parlamentarischen  Arbeit, 
schickt  sie  ihre  Vertreter  in  die  Commis- 
sionen,  immer  begleitet  von  allerhand 
principiellen  Protesten.  Diese  Frage  ist 
entschieden.  Nun  geht  es  weiter:  Wie 
soll  sich  die  Socialdemokratie  bei  den 
einzelnen  parlamentarischen  Actio- 
nen  verhalten?  Darf  stc  so  weit  gehen, 
Vorlagen  zuzustimmen  oder  K-tr  -Mittel 
zu  bewilligen?  Die  Entscheidung  der 
ersten  Frage  ist  rasch  gegeben:  man 
stimmt  Vorlagen  zu,  wenn  sie  einen 
Fortschritt  gegenüber  dem  bestehenden 
Zustand  bedeuten»  mi^  er  von  unseren 
Wiin-^chcn  noch  so  entfernt  sein.  Schwie- 
riger ist  die  IJudgetbewilligungsfragc  in 
den  Einzcllandtagen  —  für  den  Reichs- 
tag kommt  sie  bei  der  allgemeinen  poli- 
tischen Situation  ja  vor  lautig  überhaupt 
nicht  in  Betracht.  Die  Bewilligungen  in 
Bayern  imd  Baden  rufen  erregte  Debatten 
hervor.  Es  werden  verschiedene  Reso- 
lutionen gcfasst.  die  principiell  auf  dem 
Boden  der  NichtbewilJigung  stehen,  aber 
doch  schon  gewisse  andere  Möglichkeiten 
zijlassen.  In  der  Lü!>ecker  Resolution 
Bebel  /iQoi/,  der  letzten  in  dieser  Sache, 
ist  die  Metamorphose  vom  Princip  zur 
Zzi  ccl  »uissigki  it  bereits  halb  vollzogen, 
weshalb  sie  auch  vnn  den  extrem  Radi- 
calen  scharf  bekämpft  wird.  Seitdem  ruht 
diese  .Angelegenheit.  Eine  zwingende 
politische  Notwendigkeit,  weiterzugehen, 
hat  sich  vorläufig  nicht  gezeigt.  Eine 
andere  parlamentarische  Frage,  die  Vice- 
präsidentenfragc.  die  mit  der  gewohnten 
Erregung  debattiert  wurde,  befindet  sich 
noch  im  ersten  Stadium :  ein  politisches 
Bedürfnis  zu  ihrer  Losung  litgt  momentan, 
bei  der  Iliiltung  der  bürgerlichen  Par- 
teien gegenüber  der  Socialdemokratie  seit 
den  Zollkämpfen,  in  der  Tat  noch  nicht 
vor. 

Wir  lassen  es  an  dem  einen  Musterbei- 
spiel genug  sein  und  empfehlen  im  übri- 
gen   den    Genossen    das    Studium  der 


KamptTmcyerschcn  Broschtire.  Die  Dar- 
legungen sind  um  so  überzeugender,  als 
sie  den  Kähmen  des  leidenschaftslosen 
Referats  nirgends  uberschreiten.  Wenn 
etwas  ausgesetzt  werden  kann,  so  ist  es, 
dass  der  Verfasser  nicht  auch  die  Stel- 
lung der  Socialdemokratie  zu  zwei  der 
wichtigsten  politischen  Probleme:  zur 
.\grar-  und  zur  Handelspolitik  behandelt 
hat.  Der  Gnmd,  den  er  in  seiner  Vor- 
rede hierfür  angibt :  dass  die  Ansichten 
ul»er  das  erste  Problem  nicht  geklärt 
seien,  flas  zweite  aber  überhaupt  keine 
l'nncipunfr<igc  darstelle,  kann  als  aus- 
reichend nicht  gellen.  Ob  geklärt,  ob 
nicht,  ob  Princip,  ob  nicht  —  die  ganze 
Schrift  beweist  ja  gerade,  wie  unklar 
später  die  geklärten  Fragen  wieder  wer- 
ibn,  weiche  Wandlungen  sich  der  Be- 
griff des  Priucips  gefallen  lassen  muss! 
Ztunal  eine  politisdi  so  actuelle  Frage, 
wie  die  Schutzzoll  oder  Freihandel?  — 
eine  Frage,  die  in  gewisser  Hinsicht  sich 
umgekehrt,  wie  die  übrigen,  zu  entwickeln 
droht,  nämlich  von  der  reinen  Zivcck' 
tnässigkeitsfrage  zur  Principienfrage  — 
sollte  in  dieser  Schrift  nicht  fehlen. 
Insgesamt  stellt  die  Schrift  Kampflf- 
meycrs  einen  überaus  wertvollen  Beitrag 
zur  Parteigeschichte  dar.  Und  mehr  als 
das.  Bei  den  erregten  Debatten  zwischen 
Rezisionisten  und  Radicalen,  deren 
Schärfe  zum  grossen  Teil  dem  mangeln- 
den Eingehen  der  einen  auf  die  Ideen  der 
anderen  zu  danken  ist.  ist  eine  zusam- 
menfassende, orientierende  Darstellung 
der  socialdeinokrati'-chen  Auffassungen 
der  verschiedenen  Fragen  von  grosser 
Bedeutung.  >Etne  wirklich  fruchtbare 
Discussion  dieser  Ideen  hat  eine  mög- 
lichst objcclive  Darstellung  der  selben 
zur  notwendigen  Voraussetzung.«  Über 
eine  der  wichtigsten  Streitfragen,  die  nach 
der  Eroberung  der  politischen  Macht,  hat 
Genosse  Eduard  David  neulich  in  einer 
.Artikelserie  der  Socialistishcen  Monats- 
hefte das  unanfechtbare  quellenmässige 
Matrrial  gesichtet  und  zusammengestellt. 
Kamptfnieyer  tut  hier  das  selbe,  indem  er 
den  einzelnen,  viehinistrittcnen  Proble- 
men nachgeht.  Im  Rahmen  einer  kurzen 
Schrift  koniiie  er  nicht  alles  geben. 
.Aber  w  a  s  er  gibt,  ist  der  gfOSSten  Be- 
achtung aller  der  Parteigenossen  wert, 
die  durch  die  helssen  Wortschlachten  der 
letzten  Jahre  noch  nicht  die  Lust  cinge- 
büsst  haben  an  sachlicher  Prüfung  der 
Ideengänge  und  Freude  empfinden  an 
(k  reii  Werdeproccss.  jobef  blooh 
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EDUARD  BERNSTEIN  •  DER  INTERNATIONALE  CON- 
GRESS  IN  AMSTERDAM  UND  DIE  SOCIALISTISCHE 
TAKTIK 

Wie  auf  früheren  ititemationalen  Socialistencongressen,  so  wird  auch 
auf  dem  Cong^ress  in  Amsterdam  die  Frag^e  der  socialistischen  Tactik 

ihre  Rolle  spielen.  Sie  bildet  einen  I\inot  der  Tapesordnun^-,  und  CS  wird 
nicht  an  Anträgen  fehlen,  ein  für  allemal  bindende  Sätze  über  die  Tactik 
der  Socialdemokratie  in  den  verschiedenen  Ländern  aufzustellen.  Vor- 
nehmlich wird  es  sich  dabei  wieder  um  die  Frage  der  generellen  Stellung 
zu  den  bürgerlichen  Parteien,  das  heisst  der  Zulässigkeit  von  Comproniissen 
und  Bündnissen,  sowie  um  die  specicllc  Fraj^e  der  Zulässigkeit  einer  Teil- 
nahme von  Socialisten  an  bürgerlichen  Regierungen  handeln. 

In  ersterer  Hinsicht,  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Compromisse  und  Bünd- 
niss^  Ist  es  nun  allerdings  wenig  wahrscheinlich,  dass  sich  in  Amsterdam 
eine  irgendwie  nennenswerte  Zahl  von  Delegierten  geneigt  zeigen  wird, 
einem  generellen  \' erbot  von  solchen  zuzustimmen,  sofern  überhaupt 
ein  dahingehender  ^Antrag  gestellt  werden  sollte.  Es  gibt  kaum  eine  socia- 
listische  Partei,  die  damit  nicht  ihrer  eigenen  Geschichte,  ihrer  eigenen 
Praxis  ins  Gesicht  schlagen  würde.  Zwar  ist  au^  internationalen  Cbn- 
greSMO  die  Versuchung  ziemlich  grosse  in  der  Aufstellung  von  Verneinun- 
gen ein  giUes  Stück  weiter  zu  gehen,  als  man  auf  nationalen  Congressen 
zu  gehen  entschlossen  ist,  weil  die  Umsetzung  der  Beschlüsse  in  die  Praxis 
da  in  weiterem  Felde  liegt,  die  Dinge  sich  abstracter  darstellen,  als  wenn 
man  zu  Hause  berat.  Aber  die  GefaJir,  dieser  Versuchung  zu  erli^;en,  ist 
doch  im  Laufe  der  Jahre  immer  geringer  geworden,  und  wir  wollen  hoffen, 
dass  Amsterdam  in  dieser  Hinsicht  einen  weiteren  Fortscliritt  markieren 
wird. 

Die  realistische  Erfassung  und  Behandlung  der  Zeitprobleme  ist  heute 
in  der  Regel  auf  nationalen  oder  Landescongressen  besser  verbürgt,  als 
auf  internationalen  Congressen.  Allerdings  kommen  die  ersteren  dafür 
leichter  in  Gefahr,  in  dieser  Beziehung  des  Guten  zu  viel  zu  tun. 
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Sollen  intematicMiale  Beschlüsse  etwas  gegen  diese  Tendenzen  auswirken, 
SO  müssen  sie  davor  gesichert  sein,  blosse  Verallgemeinerungen  von 
Stimmungs  ausdrücken  oder  unzulänglichen  Erfahrungen  zu  sein.  Was 

dabei  herauskommt,  wenn  man  auf  Grund  von  Stimmungen  oder  un- 
j^cuügend  eindringenden  Urteilen  Beschlüsse  fasst,  hat  das  Schicksal  des 
Brüsseler  Beschlusses  gegen  die  Stück-  und  Accordarbeit  gezeigt. 
Er  ist  toter  Budistabe  geblieben,  und  in  neuerer  Zeit  bricht  sich  im 
Gegensatz  zu  ihm  auch  auf  dem  Festlande  die  Erkenntnis  immer  stärker 
Bahn,  dass  nicht  Beseitigung  der  Stück-  und  Accord  a  r  1)  e  i  t , 
sondern  Änderung  der  Stück-  und  Accordarbeit  s  y  s  t  c  m  c  auf  ( Irund 
von  Mindestlohntarifen  und  festen,  durch  Vereinbarung  der 
Centralyerbände  normierten  Stücklohn  t  a  r  i  f  e  n  die  der  tatsächlichen 
Entwidralung  der  Industrie  entsprechende  Forderung  sd. 

Man  kann  nun  selbstverständlich  von  keinem  Congress  verlangen,  dass 
seme  Beschlüsse  über  die  geqcljene  Erkenntnis  hinausgehen,  endgiltige 
Wahrheiten  letzter  Instanz  ausdrücken.  Es  ist  noch  kein  Vorwurf,  geirrt 
zu  haben,  solange  der  Irrtum  durch  die  ungenügend  vorliegende  Erkenntnis 
bedingt  war.  Aber  jeder  Congress  nniss  tlanach  streben,  in  seinen  Be- 
schlüssen auf  der  vollen  Höhe  der  zur  Zeit  möglichen  Erkenntnis  zu  stehen. 

Das  war  jedoch  bei  der  Resolution  des  Pariser  Cont^resses  von  lom  über 
die  Regierungs frage  nicht  der  Fall.  Allerdings  war  ihrer  Annahme  eine 
lebhafte,  mit  grossem  Talent  geführte  Discussion  vorausgegangen.  Aber 
diese  Discussion  war  alles  andere,  als  eine  freie  und  unbefangene  gewesen. 
Sie  war  vollständig  unter  dem  Einfluss  eines  Augcnblickscreignisscs  vor 
sich  gcganq^cn  :  dem  Eintritt  des  französischen  Socialisten  Millerand  in  das 
Ministerium  Waldcck-Rousseau.  Ob  es  die  Delegierten  des  Congresses 
wollten  oder  nicht,  ihre  Stelhuignahme  zu  der  allgemeinen  oder  p  r  i  n  <• 
c  i  p  i  e  11  e  n  Frage,  die  der  Congress  zu  entsclicidcn  hatte,  war  stark  be- 
einllusst  durcli  die  c  o  n  c  r  e  t  e  und  A  u  e  n  b  1  i  c  k  s  frage,  die  in  jenen 
Tagen  die  Gemüter  in  (k-r  socialisti.schen  Partei  erregte.  Die  acute  Spal- 
tung im  Lager  der  französischen  Socialisten  hatte  weit  über  die  Grenzen 
Frankreichs  hinaus  Weilen  geworfen.  Nachdem  die  sich  als  marxistisch 
bezeichnende  Section  der  franzö.sischcn  Socialdemokratie  scharfe  Stellimg 
in  der  Krage  genommen,  wurde  diese  selbst  vielfach  als  eine  .Angelegenheit  . 
behandelt,  bei  ikr  es  sich  um  den  (iegensatz  M ar.visiiiKs  oder  iri^ciui  ein 
aiituiiarxisUscIier  Socialijiiiuts  drehe,  wobei  denn  —  es  muss  das  offen  aus- 
gesprochen werden  —  personliche  Beziehungen  auch  noch  ihre  Rolle 
spielten.  Das  Ende  vom  Liede,  die  sogenannte  Resolution  Kaiitsky,  war 
ein  Wechselbalg;  sie  gali  nicht  die  Eormel  fk-r  allgemeinen  geschichtlichen 
Tendenzen  und  Aufgaben,  an  deren  Hand  der  Special  fall  zu  prüfen  war, 
sondern  sie  gab  nur  der  Diagonale  der  Stellung  der  Mehrheit  des  Congresses 
zur  speciellen  Millerand-Frage  eine  allgemein  klingende  Formel. 

Ich  habe  die  logischen  und  historischen  Widersprüche  dieser  Resolution  ' 
damals  in  dieser  Zeitschrift  gekenn zeichnetM  und  müsste  mich  hier  einfach 
wiederholen,  wollte  ich  darlegen,  was  ich  heute,  nach  vier  Jahren,  über  sie 
denke.    Wie  sie  damals  schon  keinen  einigennassen  theoretisch  denkenden 
Socialisten  befriedigte,  denjenigen,  dessen  Namen  sie  trägt,  nicht  aus- 
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Digitized  by  Google 


EDUARD  BERNSTEIN  -  DER  INTERNATIONALE  O0NORES5  UND  DIE  TAIOIK 


591 


genommen,  so  wird  sie  auch  heute  allgemein  nur  als  ein  Notbefdil  be- 
trachtet, den  man,  je  eher  je  besser,  durch  etwas  solider  Fundiertes  und  lo- 
gischer Aufgebautes  zu  ersetzen  suchen  muss. 

Ist  aber  gegründete  Aussicht  gegeben,  dass  man  diesmal  zu  einer  weniger 
von  Augenblidcsströmungen  beeinflussten  Resolution  gelanget!  wird,  als  vor 
vier  Jahren? 

Manchem  wird  das  als  unzweifelhaft  sicher  erscheinen.  Ist  doch  der 
Fall  Millerand,  der  damals  in  verschiedener  Hinsicht  die  Debatte  trübte, 
jetzt  so  gut  wie  beseitigt,  wo  Millerand  selbst  mit  der  Fraction  der  franzö- 
sischen Socialdemokratie  zerfallen  ist,  die  ihn  1900  energisch  unterstatzte. 
Wie  sollte  es  da  nicht  möglich  sein,  die  Frage  ohne  jede  Nebenbezidiung 
za  stellen  und  klar  zu  beantworten?  ^ 

Möglich  wäre  es  schon,  aber  nur  unter  einer  Voraussetzung.  Nämlich, 
wenn  man  sich  allseitig  die  Tatsache  vor  Augen  hält,  dass  der  Fall  Mille- 
rand  von  Anfang  bis  zu  Ende  ungeeignet  war,  als  typisches  Beispiel  für  die 
aufgeworfene  Frage  zu  gelten. 

Ich  vertrete  diese  Ansicht  nicht  erst  jetzt,  wo  die  Frage  Millerand  eine, 
auch  für  Millerands  bisherige  Freunde  unerquickliche  Wendung  genonunen 
hat.  Von  Anbeginn  an  habe  ich,  soweit  die  Sache  an  mich  heran  trat, 
streng  zwischen  der  allgemeinen  Frage  (der  Teilnahme  von  Socialisten  an 
Coalitionsministerien)  und  dem  Specialfall  Millerand  unterschieden.  Dieser 
war  für  die  ersterc  insofern  anormal,  als  Millcrand  nicht  im  Auftrage  und 
nach  eingehender  Vorberatung  mit  seiner  Partei  in  das  Ministerium  Wal- 
deck-Rousseau eingetreten  war,  sondern  den  Schritt  aus  eigener  Ini- 
tiative untemonnnen  und  nur  von  dem  schon  endgiltig  gefassten  Entschluss 
seinen  engeren  Parteifreunden  Mitteilung  gemacht  hatte.  Seine  Partei 
Tcspective  Fraction  Hess  den  Schritt  als  vollendete  Tatsache  über  sich 
ergehen,  aber  sie  hatte  ihn  nicht  in  freier  Entscheidung 
selbst  beschlossen.  Damit  war  sie  von  vornherein  Millerand 
gegenüber  in  eine  schiefe  Position  gekommen,  die  sich  spater  noch  dadurch 
verschlimmerte,  dass  man  die  Parteizii^^örigkeit  Millerands  für  die  Dauer 
seiner  Ministerscliaft  quasi  suspendierte  imd  so  seine  VerantWCHtung  gi^;en- 
über  seiner  Partei,  statt  sie  zu  festigen,  lockerte. 

Man  braucht  sich  nur  die  Frage  vorzulegen,  was  beim  Fall  Millerand 
notwendige  Folge  der  Annahme  eines  Ministerpostens  war  und  was 
in  der  Persönlichkeit  Millerands  und  den  Ab.sonderlich- 
k  c  i  t  e  n  seines  Verhältnisses  zu  seiner  Partei  wurzelnde  Zufällig- 
keiten waren,  um  zu  erkennen,  warum  die  Ergebnisse  dieses  Falles 
nicht  für  die  Gewinnung  einer  grundsätzlichen  Regel  zur  vorliegenden 
Frage  massgebend  sein  können.  Für  die  grundsätzliche  Regel  sind  nur 
die  notwendigen  Wirkungen  der  in  Frage  kommenden  Massnahme 
von  Bedeutung,  den  zufälligen  Wirkungen  ist  durch  bedingende  Vor- 
schriften zu  begegnen. 

Wissen  wir  aus  der  Erfahnmg,  dass  eine  Massnahme,  wie  etwa  das  Ein- 
flössen einer  Dosis  Blausäure  unter  allen  Umständen  mit  Notwendigkeit 
den  Tod  des  betreffenden  Menschen  zur  Folge  hat,  so  werden  wir  dtuch 
Gesetz  verbieten,  jemand  Blausäure  zu  geben.  Wissen  wir  aber  von 
anderen  Stoffen,  dass  sie  im  allgemeinen  zwar  zuträglich  oder  heilsam, 
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unter  gewissen  Umstünden  sog^ar  zur  Erlialtim<^  des  Lebens  unentbehr- 
lich, aber,  wenn  in  abnormen  Mengen  oder  bei  abnormen  Körperzuständen 
genossen,  schädlich  respective  tötlich  sind,  so  werden  wir  auf  diese  mög- 
liche Wiricung  hin  noch  kein  generelles  Verbot  verfugen.  Das  muss 
auch  für  unsere  Frage  der  leitende  Gesichtspunct  sein.  Dass  man  beim 
Baden  verunerUicken  kann,  ist  noch  kein  Grund,  überhaupt  nicht  ins  Wasser 
zu  gehen,  sondern  nur  ein  Grund,  gewisse  Bade  Vorschriften  zu  beobachten. 
In  diesem  Sinne  erklärte  Schreiber  dieses  damals,  nichts  dagegen  zu  haben» 
»dass  man  für  den  Eintritt  von  Sodalisten  in  gemischte  Ministerien  ge- 
wisse bedingende  Regeln  aufstellt,<  setzte  aber  hinzu,  dass  diese  Regeln 
nicht  impossihilistisch  sein,  noch  »auf  Fälle  von  Zwangslagen  dürfen 
beschränken  wollen,  was  nach  allen  gegebenen  V'orzeichen  voraussichtlich 
der  Normalfall  einer  wichtigen  plase  in  der  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung sein  wird«. 

Das  ist  für  mich  der  Kempunct  der  Frage.  Geht  man  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  die  gesellschaftliche  Entwickelung  mit  Xotwendigkcit 
zu  fortschreitender  Verschlechterung  der  politischen  Einrichtungen  und 
damit  zu  Zuspitzung  der  Formen  der  politischen  Kämpfe  führt,  so  dass 
die  Verwirklichung  der  socialistischen  Ziele  nur  durch  das  Mittel  einer 
gewaltsamen  socialen  Katastrophe  denkbar  ist,  welche  der  Socialdemokratie 
mit  einem  Schlage  die  volle  politische  Herrschaft  in  die  Händt-  pbt.  so 
mag  man  den  Gedanken  einer  Coalition  mit  bürgerlich-fortgeschrittenen 
Parteien  zur  Bildung  einer  Regierung  als  utopistisch  und  irreführend 
verwerfen.  Hält  man  eine  andere  Entwickelung  für  mc^lich  und  ver- 
wirft man  den  Reformweg  nicht  gnmdsätzlich,  so  wird  man  auch  die  Mög- 
lichkeit ins  Auge  fassen  müssen,  dass  eine  solche  Coalition  eines  Tages 
unvermeidlich  werden  kann,  und  sich  nur  über  die  Bcdingimgcn  klar  zu 
werden  suchen,  unter  denen  die  Socialdemokratie  in  eine  solche  Coalition 
sich  wird  einlassen  können,  ohne  Schaden  an  Leil)  und  Seele  zu  nehmen. 

Man  kann  nun  allerdings  noch  eine  dritte  Möglichkeit  in  Ik'tracht  zielien. 
Nämlicli,  dass  zwar  die  Entwickelung  sich  im  wesentlichen  im  fortscliritt- 
lichen  Sinne  vollziehen,  dass  auch  eine  politische  Cooperation  der  Social- 
demokratie mit  bürgerlichen  Parteien  für  Regierungszwecke  eines  Tages 
angebracht  sein  mag,  dass  aber  eine  solche  Cooperaiiou  gar  nicht  die  Form 
anzunehmen  braucht,  ilass  die  Sucialdemokratie  Mitglietler  der  Regierung 
stellt,  sondem  —  wie  dies  im  u;iL;ein\  artigen  Moment  in  Frankreich  der 
Fall  ist  —  den  bürgerlich-demokratischen  Parteien  die  Regierung  über- 
lässt  und  sie  so  lange  gegen  die  antidemokratischen  Mächte  unterstfitzt» 
als  sie  eine  wirklich  fortschrittliche  Politik  treiben  beziehungsweise  gewisse 
A'er'^prechungen  erfüllen,  von  denen  die  Unterstützung  abhängig  gemacht 
wurck'.  So  dass  also  die  SociaMemokrntie  zugleich  für  den  ieweilig  mög- 
lichen Fortschrill  wirkt  und  doch  dabei  ihre  volle  Unabiiangigkeit  bewahrt. 

Unleugbar  hat  eine  solche  Constellation  ihre  grossen  Vorteile  und  wird 
unter  gegebenen  Umstand t  n  lern  Eintritt  in  die  Regierung  vorzuziehen 
sein.  Aber  sie  ist  darum  doch  nicht  das  letzte  Wort  der  Entwickelung 
innerhalb  der  noch  wesentlich  bürgerlichen  Ordnung,  noch  würde,  wenn 
das  Verhältnis  andauert,  die  Sache  sehr  viel  anders  sein,  als  bei  einer 
directen  Teilnahme  von  Socialisten  an  der  Regierung.  Eine  Partei  ist  für 
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eine  Regierung;,  der  sie  itii  Parlament  l>ei  jeder  entscheidenden  Abstim- 
mung —  und  das  würde  hier  unvcrnieidlich  werden  —  ihre  Stimme  gibt, 
senau  so  mitverantwortlich,  wie  für  eine  Regierung,  der  Mu^^lieder  von  ihr 
angehören.  Der  Unterschied  ist  dann  nur  noch  nominell,  nicht  materiell. 
Denn  Tcihiahtne  an  der  Regierung  macht  eine  Partei  ncx-h  nicht  zur 
Hörigen  ihrer  \'cr!)ündctcn ;  man  kann  anch  als  Mitglied  einer  Coalition 
seine  volle  Unabhängigkeit  bcwaliren.  Üundnisse  sind  lösbar.  Es  wird 
steh  gegebenenfalls  also  fn^jen,  ob  nicht  die  Socialdemokratie  dadurch, 
dass  sie  an  der  bloss  formell  grösseren  Unabhängigkeit  krampfhaft  fest- 
hält, dem  Schein  zu  Liebe  ihrer  schöpferischen  Kraft  selbst  Abbruch  tut. 
Inwiefern  dies  der  Fall,  kann  nur  aus  der  jeweiligen  Situation  unter  Ab- 
wägung aller  in  Betracht  kommenden  Umstände  und  Kräfte  ermessen 
wenlen.  Es  widerspricht  aller  entwickelungstheorettschen  Geschichts- 
auffassung, in  diesen  Dingen  allen  Ländern  und  allen  Zeiten  ein  für  allemal 
eine  gebundene  Marschroute  vorschreiben  zu  wollen.  Ich  habe  mich  stets 
dagegen  erklärt,  auch  zur  Zeit,  wo  ich  noch  für  sehr  orthodox  galt,  und 
wenn  die  im  Laufe  der  Zeit  gemachten  Erfahrungen  mich  in  einer  An- 
schauung bestärkt  haben,  so  in  derjenigen,  der  ich  im  Jahre  1893  nach 
dem  Züricher  CongiLS-  in  Ii  11  Worten  Ausdruck  gab:  »Aus  diesem  Grunde 
[Verschiedenheit  der  [)ülitischen.  wirtschaftlichen  etc.  Umstände  in  den 
verschiedenen  Ländern  ]  scheiden  meines  E  r  a  c  h  t  e  n  s  Fragen 
der  Taktik  aus  der  Reihe  der  auf  internationalen  Con- 
grressen  zu  entscheidenden  Fragen  aus.  Es  ist  unmöglich, 
eine  für  alle  Länder  gleichmässig  geltende  Richtschnur  aufzustellen.  Was 
für  das  eine  Lanrl  richtig  ist.  kann  für  das  andere  falsch  sein,  was  für  das 
eine  mit  geringen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  für  das  andere  im  ge- 
gebenen Moment  nur  mit  unverhältnismässig  grossen  Opfern  durchzu- 
führen sein.«*) 

Soll  in  Amsterdam  eine  Resolution  in  dieser         gefasst  werden,  die 

positiv  formuliert  ist,  ohne  dcslialb  Gefahr  zu  laufen,  bei  der  ersten  Ge- 
legenheit unter  dem  Druck  der  tatsächlich  wirkenden  Factoren  des  poli- 
tischen Lebens  über  den  Haufen  geworfen  zu  werden,  und  die  vor  der 
wissenschaftlichen  Betrachtung  der  Classen-  und  Parteikämpfe  besteht,  so 
würde  sie  meines  Dafürhaltens  etwa  so  zu  lauten  haben: 

Die  Entwickdung  des  politischen  Lebens  der  Länder  vorgeschrittener  socialer 
Entwickelung  bringt  es  mit  sich,  dass  Momente  eintreten,  wo  die  bürgerlichen  Par- 
teien in  zwei  grosse  Lager  gespalten  sind:  eine  conservative  Coalition,  die  alle  rück- 
schrittlich gesinnten  oder  an  der  Erhaltung  überlebter  und  fortschrittsfeindlich  wirken- 
der Einrichtungen  tntereuterten  Elemente  umfasst.  und  eine  fortschrittsfreund- 
Itche,  TO  Zugeständnissen  an  die  Arbetterciasse  geneigte  Coalition  von  bfirgertichen 
Reformern  aller  Art;  während  die  Socialdemokratu  zuar  beiden  Coslitionen  noch 
an  Zahl  und  Mass  nachsteht«  aber  schon  zwischen  ihnen  das  Zünglein  in  der  Wage 
bildet,  so  dass  dtejenige  büigerliche  Coalition,  der  sie  sich  feindselig  gegenäbö-« 
stellt,  der  Möglichkeit  beraubt  wird«  eine  parlamentariscfae  Mehrheit  md  damit  ciiie 
Regierung  zu  bilden. 

Aas  solcher  Situation  den  grösstmöglichai  Vorteil  f&r  «fie  Arbeiterclasse  zu  ziehen, 
gebieten  der  Socialdemokratie  ihre  Natnr  und  Beruf  als  Partei  der  arbeitenden 
Classen. 

^  ¥v|^  meinen  Artikel  Die  GrenuH  4u  NiUmiu  mmd  EinfltutM  itUtnulhuakr  C(Mgna$§  in  der 
»mm  Ztü.  i8<^-i9q3.  IL  Bd.,  pa«.  644. 
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Der  Kampf  gegen  die  rückschrhtüch  wirkenden  Kräfte  bringt  die  Socialdemokratie 
bei  solcher  Sachlage  stets  wieder  in  die  Notwendigkeit,  den  burgerlich-radicalen  Par- 
teien irgend  welche  Hilfe  zu  leisten.  Dies  namentlich  in  parlamentarisch  regierten 
Landern  oder  Republiken,  wo  es  sich  gegebenenfalls  darum  handeln  wird,  ob  die 
conservative  oder  die  radicale  Partei  die  Regierung  und  alle  mit  ihr  vcrbiindiiieni 
Machtmittel  in  die  Hand  bekommen  soll.  Je  nachdem  werden  alsdann  die  radicalen 
Parteien  geneigt  sein,  mit  der  Socialdemokratie  Bündnisse  einzugehen,  um  sich  dte 
Regicrimg  für  längere  Datier  zu  sichern,  und  in  dieser  Absicht  der  Social dem<dBratie 
Zugeständnisse  aller  Art,  darunter  auch  Anteil  an  der  Regierung,  anbieten. 

Alle  diese  Anerbietungen  sind  so  lange  ungefährlich,  als  die  Socialdemokratie  eine 
geschlossene -Partei  mit  bestimmten,  durch  ihr  Wesen  als  Partei  der  Arbeiterclasse 
bedingten  Grundsätzen  und  Fürdcruiigeii  bildet.  Sind  diese  Voraussttzungen  ge- 
geben, so  muss  es  ihr  in  jedem  Moment  überlassen  bleiben,  selbständig  zu  prüfen, 
ob  und  inwieweit  die  Umstände  und  die  fiir  die  Arbeiterclasse  zu  erwartenden  Vorteile 
ein  Eingehen  auf  diese  Anerbietungen  eiTii)fehlenswcrt  machen.  Ihr  im  Voraus 
hieriibiT  bindendi'  \'nrschriften  machen,  heisst  factisch  nur  die  Furcht  ausdrücken, 
dass  die  Socialdemokratie  nicht  jene  Mündigkeit  besitzt,  die  zur  Freiheit  der  £nt- 
Schliessung  beföhtgt.  Mit  jeder  Machtstellung  ist  ein  Stuck  Verantworttmg  ver- 
bunden, und  jeder  Mach'.ziiw .tcIt.  iKtieittct  vrnSMTc  \'iTaiit\viirtunp;.  Es  sind  al<o 
unzweifelhaft  mit  der  directen  oder  nur  indirectcn  (durch  die  Unterstützung  der 
Regierung)  erworbenen  Machtsteigening  allerhand  Unbequemlichkeiten  verbwtden, 
die  ans  der  grösseren  Verantwortung  erwachsen.  Es  ziemt  al>er  einer  Partei,  welche 
sich  berufen  weiss,  die  Gesellschaft  zu  regenerieren,  vor  ^olchen  Verantwortungen 
nicht  zurückzuschrecken,  sondern  ihre  Entschlies^ungen  lediglich  von  der  Erwägung 
bestimmen  /u  lassen,  ob  die  einzunehmende  Position  ihre  Möglichkeit,  die  Interessen 
der  Arbeiterclasse  und  des  allgemeinen  socialen  Fortschritts  wesentlich  zu  fordern, 
mehrt  oder  nidit,  Sie  hat  nur  bei  allen  diesen  lüu  Schliessungen  darauf  zu  achten,  dass  die 
grundsätzliche,  aus  ihrem  Charakter  als  Arbeiterpartei  sich  ergebende  Unab- 
hängigkeit, Geschlossenheit  und  Disciplin  der  Partei  keinen  Eintrag  erleidet.  In 
der  Wahrung  dieser  Eigenschatten,  nicht  aber  in  Formalitäten  der  pdlittscfaen  Haltung 
liegt  das  Geheimnis  der  Macht  der  Socialdemokratie. 

in  ähnlicher  Weise  sollte  auch  die  auf  der  Tagesordnung  des  Congresses 
stehende  Frage  des  Generalstrikes  behandelt  werden.  Ich  weiss 
nicht,  der  wievielte  internationale  Cbngress  es  ist,  der  mit  dieser,  sich  iiach- 
gerade  zur  Seeschlang^e  auswachscn(K'ii  Fra^r  lu  iineresucht  wird.  L'nd 
warum?  Doch  nur,  weil  in  einzelnen  Ländern  Leute  sitzen,  die  vom  Con- 
gress  sei  es  ein  IVonunciamento  für,  sei  es  ein  solches  gegen  den 
Generalstrike  zu  erhalten  wünschen.  Der  Cbngress  kann  aber  vemünf- 
tigenveise  sich  weder  für  noch  gtgcn  den  Generalstrike  ausspredien,  weil 
die  Möglichkeiten  oder  die  Angemessenheit  eines  solchen  ganz  von  ört- 
lichen Verhältnissen  abhängen.  Der  Generalstrike  ist  eine  Form  des 
Kampfes  für  gewericschaftliche  oder  politische  Zwecke  —  je  nachdem  ein 
Ersatz  für  den  Barricadenkampf  oder  auch  ein  Vorspiel  fttr  einen  solchen. 
Wie  es  nun  Unsinn  wär^  generell  den  Barricadenkampf  zu  empfehlen» 
ebenso  widersinnig  wäre  es,  schlechtweg  den  Barricadenkampf  zu  ver- 
femen. Denn  es  sind  immer  noch  Verhältnisse  denkbar,  wo  einem  Volk, 
das  sich  nicht  gutwillig  entrechten  lassen  will,  keine  Wahl  bleibt,  als  in 
Jrgend  eine  Weise  den  Widerstand  im  Kampf  auf  der  Strasse  zu  versuchen. 
Ob  ein  solcher  angezeigt  ist  oder  i redend  welche  Aussicht  auf  Erfolg  dar- 
bietet, das  muss  man  dem  \'olke  selbst  zu  entscheiden  übcrlas.sen ;  denn  da 
spielen  geschichtliche  Überlieferungen,  Natur  imd  Verteilung  der  Par- 
teien, Machtmittel  der  Gewalthaber,  Technik  der  yfatkn,  Bau  der  Strassen 
imd  Hauser  etc.  eine  so  gtotse  Rolle,  dass  in  einem  Falle  der  Barricaden- 
kampf der  helle  Wahnsinn,  im  anderen  keineswegs  von  vornherein  aus- 
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sichtslos  wäre.  Ebenso  mit  dem  General-  oder  Alassenstrikc.  Kurzweg 
über  ihn  dogmatisieren  wäre  durchaus  verfehlt.  Was  man  tun  könnte, 
wäre  nur,  sein  Wesen,  seine  Probleme  und  Formen  in  knappen  Sätzen  dar- 
zulegen, zu  entwickeln,  was  er  narli  menschlichen  Berechnungen  mög- 
lichervveise  leisten  kann,  und  es  den  Socialisten  der  einzelnen  Länder  zu 
Überlassen,  ob,  wann  und  wie  sie  sich  dieses  Kampfmittels  bedienen  zu 
sollen  glauben.  Dabei  nuig  dann  einflechtend  dargelegt  werden,  dass  der 
romantische  Cultus  der  Generalstrikeidee  ebenso  schädigend  wirkt  und 
wirken  muss,  wie  die  Barricadenromanlik,  weil  er,  wie  sie,  zu  Vernach- 
lässigung der  soliden  Ürganisationsarbeit  und  derjenigen  wirtschaftlichen 
und  politischen  Kampfmittel  verleitet,  die  der  Arbeiterclasse  heute  zur  Ver- 
fügung stellen  und  systematischer,  tmablässiger  Kleinarbeit  bedürfen. 

Entziehen  sich  technische  Fragen  dem  Spruch  des  Congresses,  so  ge- 
hören dagegen  Manifestationen  über  Fragen  fies  internationalen 
Rechts,  der  wirtschaftlichen,  politischen,  sittlichen  Beziehungen  der 
Völker  zu  einander  so  recht  zur  Competcnz  eines  internationalen  Con- 
gresses der  Socialdemokratie.  Hier  scheinen  mir  nun  verschiedene  Fragen 
gerade  jetzt  für  eine  Behandlung  auf  dem  internationalen  Congress  reif 
zu  sein.  Da  ist  erstens  die  bronnende  makedonische  und  arme- 
nische Frage,  die  wir  nun  einmal  nicht  ignorieren  können,  weil  sie  ein 
ewiger  Anlass  zu  internationalen  Verwickelungen  ist  und  Europa  ein 
Ma  n  d  a  t  hat,  den  in  Frage  stehenden  Völkerschaften  ihr  Recht  zu  ver- 
schaffen. Zweitens  die  Frage  der  Juden  in  Russland  und 
Rumänien.  Die  überaus  grauenhaften  Bluttaten  in  Kischtnew 
haben  nur  einen  Zipfel  der  schändlichen  Willkür  aufgedeckt,  der 
in  Rosslaild  Millionen  von  Juden,  in  ihrer  übergrossen  Masse 
Proletarier  unter  den  Proletariern,  ausgesetzt  sind,  und  nicht  minder 
schreiend  ist  die  Rechtlosigkeit  und  das  Elend  der  armen,  unterproletarisch 
lebenden  Juden  in  Rumänien.  Hier  sind  energische  Äusserungen  der  Social- 
demokratie unbedingt  am  Platze.  Und  schliesslich  scheint  mir  noch  eine 
Frage,  die  formell  auf  einem  andern  Blalt  steht,  aber  sachlich  doch  mit 
diesen  Zusammenhang  hat,  nach  Behandlung  auf  dem  internationalen  Socia- 
Hstencongn"ess  zu  rufen  —  ich  mochte  fast  sagen:  schreien  —  nämlich  die 
Frage  der  Z  o  1 1  -  u  n  d  Handelspolitik.  Wer.  wie  Schreiber  dieses, 
sich  täglich  überzeugen  muss,  wie  sehr  es  in  dieser  Umsicht  in  verschiedenen 
Ländern  noch  an  einer  grundsätzlichen  Erfassung  dieser,  doch  gerade 
internationalen  Frage  fdilt,  wer  da  sieht,  welche  Verwirrtmg  der  Geister 
da  noch  herrscht  —  es  sei  nur  auf  die  Tatsachen  verwiesen,  die  Schippel 
jetzt  in  seinen  Artikeln  in  der  Chemnitzer  Volksstimme  in  dieser  Hin- 
sicht angeführt  hat  —  der  wird  sicher  die  Notwendigkeit  anerkennen,  dass 
über  dieses  wichtige  Problem  eine  gründliche  internationale  Aussprache 
stattfindet.  Gelingt  es  dem  Amsterdamer  Congress,  hier  einer  einheitlichen 
Auffassung  und  Behandlung  der  Frage  in  den  verschiedenen  Ländern 
den  Weg  zu  ebnen,  dann  wird  er  ein  grosses  Werk  verhcht^  liaben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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nser  Nazi!    Wir  haben  ihn  nun  bereits  manchen  Munat  im  Partcilcben 


Doch  wir  hören,  seit  geraumer  Zeit  schon  und  von  den  verschiedensten 
Seiten,  dass  ihm,  dessen  Nervenkraft  mit  den  herbstlich  fallenden  Blättern  plötz- 
lich sich  zu  erschöpfen  schien,  die  alte  geistige  Frische  nirücldcehrte,  dass 
er  zwar  der  Ruhe  und  des  Schutzes  vor  politischem  Kampf  und  Streit  nach 
wie  vor  bedürfe  —  und  wer  wollte  ihm  diese  Ruhe  nicht  gönnen?  — ,  dass  jedoch 
kein  Anlass  mehr  sei  zu  Befürchtungen,  wie  sie  in  der  bangen  Zwischenzeit 
mancher  Ton  uns  innerlich  nicht  ganz  zn  überwinden  vermochte.  Quod  felix 
faxtstumqnt  tUl 

Welch  ein  seltsames,  seltenes  Mensch cnschicksal  hat  der  Mann  erfahren,  der 
so  lange,  wie  keiner  vor  ihm,  die  wichtigste  Stelle  in  der  deutschen  Arbeiter- 
partei bddeidete:  in  der  Partei,  die  heute  in  Deutschland  die  meisten  Anhänger 
zählt!  Gegenwärtig  einer  der  namhaftesten  Führer  von  weit  über  drei  Millionen 
Wählern  —  und  dieser  selbe  Mann  stand  noch  mit  an  der  bescheideneu  Wiejge 
dieser  umfassendsten  poUttschen  Organisatton  Deotschlands !  Er  selber  war  zu 
jener  Zeit  nichts,  als  ein  blutjunger  armer  Sattlergesell,  einer  aus  dem  grossen 
namenlosen  Volk,  dem  die  Satten  und  Herrschenden  kaum  die  kümmerlichsten  Btl- 
dungsbrocken  der  (damaligen!)  bayerischen  Volkssciiule  mit  aui  den  Lebens- 
weg gegeben  hatten,  der  för  sein  Emporringen  ausschliesslich  angewiesen  vnSt 
auf  seinen  eigenen  Fleiss  und  Fortbildungseifer  und  auf  seine  eigene  Begabung. 
Das  war  Ignaz  Auer,  als  es  auch  ihn,  wie  so  viele  seinesgleichen,  in  den  Strudel 
der  ersten  Arbeiterbewegung  hineinzog.  In  Passau,  in  dessen  Nähe  er,  auf 
dem  Lande,  1846  geboren  war,  soll  er  es  schon  Ende  der  sechziger  Jahre  Ans 
zum  \'orsitzcnden  eines  Arbeitervereins  gebracht  haben,  eines  jener  zunächst 
liberal-demokratischen  Vereine,  die  »überall  wie  die  Pilze  nach  einem  warmen 
Sommerr^n  aus  dem  Bodenc  schössen^).  Wie  so  vide  andere  gelangte  Auer 
allmählich  zu  immer  ausgeprägteren  socialistischen  Anschauungen.  In  München 
und  Augsburg  wirkt  er  zwischen  1869  und  1871  bereits  als  öffentlicher  Redner. 
Bald  führt  ihn  die  Wanderschaft  nach  Norddeutschland,  bis  ihm  1873  in  Berlin 
die  entscheidende  Schiksalsstunde  schlägt.  Er  wird  Mitglied  der  Bisenaekert 
und  von  da  ab  beginnt  auch  seine  Laufbahn  als  Parteiführer  —  eine  Laufbahn, 
wie  sie  in  Glück  und  Unglück,  in  Erfolgen  und  Enttäuschungen,  aber  zuletzt 
doch  immer  wieder  in  unablässigem  Aufwärts-  und  Vorwärtsdringen  nur 
wenigen  beschieden  war.  Tag  für  Tag  und  Jahr  für  Jahr,  in  Tageslicht  und 
nächtigem  Dunkel,  in  stillerem  Entfalten,  wie  in  Sturm  und  Wetterschein  ist 
dieser  blonde,  hochgewachsene  Spross  des  bayerischen  Waldes  mit  der  deutschen 
Arbeiterbewegung  selber  gross  geworden,  grösser,  als  manch  einer,  der  den 
Blick  der  breiten  Öffentlichkeit  viel  mehr  auf  sich  lenkte.  Jede  Stufe  der 
geistigen  Entwickelung  der  Partei  hat  der  ehemaUge  dörperliche  Handwerks- 
gehilfe miterlebt  —  wirklich  innerlich  erlebt  und  als  eigene  persönliche  Ent- 
wickclungsstufc  mit  durchgemacht;  jedes  Steigen  der  grossen  socialistischen 
Flut  hob  auch  sein  Lcbensschifflein.  Aber  Nehmen  und  Geben  v^schmolz  hier 
zu  einer  unlösbaren  Schicksalsgcmeinsamkeit :  wo  im  Laufe  der  Jahrzehnte  an 
das  alte,  unscheinbar  dürftige  Heim  der  Partei  Erweiterungsbau  um  Erwei- 
terungsbau sich  ansetzte,  da  trägt  auch  irgend  ein  Grund-  und  Eckstein  die 
Spuren  von  Auers  Hand.  Kaum  jemandes  Leben  war,  seit  mehr  denn  dreissig 
Jahren,  in  dieser  Art  mit  der  Parteigeschichte  verflochten.  War  es  ein  Wunder, 
dass  zuletzt  von  allen  Seiten  die  Fäden  der  eigentlichen  Parteiorganisation  und 
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Orgamsationsbetätigung  in  seiner  Hand  mehr,  als  in  jeder  anderen,  zusammen- 
Uefen? 

Dennoch  wussten  es  hauptsächlich  nur  engere  Kreise,  was  Ignaz  Auer  ihnen 
tjnd  der  Socialilemokratie  war.  Nach  aussen  hin,  vor  allem  auf  der  Schaubühne 
des  Reichstages,  ist  er  schon  seit  Jahren  mehr  und  mehr  in  den  iüntergrtind 
getreten.  Aber  an  den  Vorbedingungen  zu  einem  bedeutenden  Parlamentarier 
hat  es  ihm  wahrlich  nicht  gefehlt.  Es  gab  sogar  in  der  deutschen  Volksver- 
tretung wenige,  die  als  Redner  eine  so  tiefe  Wirkung  erzielen,  die  als  Debatter 
so  viel  Leben  wecken  konnten,  die  stets  so  allseitige  Beachtung  fanden.  In  den 
achtziger  Jahren,  bei  den  ersten  und  wichtigsten  Arbeiterschutzanläufen,  bei 
den  heissen  und  erbitterten  Kämpfen  um  das  Socialistcnjjcsetz  und  dessen  Hand- 
habung begegnen  wir  denn  auch  Auer  recht  häufig  als  eigentlichem  Fractions- 
redner.  In  den  neunziger  Jahren  hat  er  bei  den  Berlepsch-Vorlagen  und  beim 
Umsturzgesetz  nochmals  eine  ausserordentliche  Tätigkeit  entfaltet,  zum  Teil 
jedoch  schon  mehr  in  der  Stille  der  Ausschüsse,  als  im  Plenum  —  in  der  Wahl- 
prüf ungscommission  übte  er  gleichfalls  bis  vor  ein  paar  Jahren  einen  nicht  zu 
iinters<^ätzenden  Einfluss  aus.  Wer  sich  aus  eigener  Ansdiauung  seines 
rednerischen  Eingreifens  erinnert:  heim  Hafcnarbeiterstrike,  heim  Umstura- 
gesetz,  bei  der  Kritik  von  behördlichen  Übergriffen,  in  Sachsen,  bei  Wahlen 
—  der  wird  auf  das  lebhafteste  bedauern,  dass  Auer  immer  seltener  derartige 
Proben  seines  glänienden  parlamentarischen  Könnens  ablegte.  Die  störende 
Belastung  m't  anderen,  vom  parlamentarischen  Gebiet  weitabliegenden  Arbeiten, 
die  zunehmend  fühlbare  Nervenabspannung,  die  lähmende  Müdigkeit,  die  er  so 
selten  ganz  abauschfitteln  vermodite,  dazu  eine  —  bei  Votksrednem  und  Volks- 
vertretern nicht  häufi£fc  —  hochentwickelte  Selbstkritik,  ein  Pcstrcben,  ent- 
weder das  Beste  oder  lieber  gar  nichs  zu  geben,  und  daneben  immer  wieder  ein 
gewisses  Misstranen  gegen  die  eigene  Kraft  und  Leistungsfähigkeit,  endlidi  eine 
hochgesteigerte  Objectivität,  was  den  sachlichen  Standpunct  und  den  persön- 
lichen Wert  des  politischen  Gegners  anlangt  —  das  alles,  in  Verbindung  mit 
einer  leidigen,  wachsenden  Gehörschwäche,  brachte  Auer  schliesslich  dazu,  sich 
bei  parlamentarischen  Redetumieren  und  Schaustellui^ien  mit  einer  be* 
scheideneren  Rolle  zu  begnügen. 

Um  so  vielseitiger  und  tiefer  war  sein  Einfluss  als  Parteisecretair.  Es  ist 
gewiss  richtig,  dass  Parteibewegungen  nicht  gemacht  und  Parteien  nicht  regiert 
werden;  wer  an  der  Spitze  den  blossen  otogen  Befehlshaber  herauskehren 
wollte,  würde  sehr  bald  aufgehört  haben,  an  der  Spitze  zu  stehen.  Aber  anderer- 
seits bildet,  gerade  bei  uns,  eine  Parteileitung  so  oft  das  Zünglein  an  der  Wage, 
sie  unterhält  so  viele  Verbindungen  mit  Organisationen,  literarischen  und  jour- 
nalistischen Unternehmungen  iukI  massgebenden  Persönlichlttiten  jbm  allen 
Orten,  ihr  Rat  wird  so  oft  eingeholt,  ihre  Casse  so  oft  in  Anspruch  genommen, 
dass  sich  der  stillen  und  ruhigen,  aber  zähen  und  zielbewussten  Tätigkeit  eines 
im  Parteileben  erfahrenen,  die  Personen  und  Verhältnisse  klar  fiberblickenden, 
geistig  überlegenen  Mannes  ein  reiches,  ein  schier  unb^jenztes  und  unabseh- 
bares Feld  der  Wirksamkeit  eröffnet  —  wenig  sichtbar  nach  aussen  hin,  oft 
im  Warnen  und  Verhindern  bedeutsamer,  als  im  Anregen  und  Selbstschaffen, 
aber  sicherlich  von  eminentestem  Werte  für  den  Fortgang  und  die  Richtung 
einer  Bewegung,  die  noch  so  sehr  im  Gären  und  Werden  ist  und  die  erst  all- 
mählich festere  luid  dauerndere  Formen  angenommen  hat  und  weiter  annimmt. 
Gewiss,  auch  Auer  war  im  Farteivorstand  tmd  im  Parteibureau  nur  ein  Mit- 
glied eines  mehrköpfigen,  unter  Umständen  sogar  recht  vielköpfigen  Collcgiums. 
Aber  die  beiden  anderen  Vertreter  des  Partciburcaus,  Pfannkuch  und  Gcrisch, 
standen  ihm,  wenn  ich  nicht  irre,  in  ihren  Anschauungen  stets  sehr  nahe;  und 
das  tagtäglich  die  eigentlichen  Geschäfte  abwicl»lnde  und  führende  Bureau 
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wird  unter  solchen  Unist.uuUn  sclbstventändlich  zum  festen  Rückgrat  des 
ganzen  Vorstandes.  So  stand  Auer  an  einer  centralen  Stelle,  die  kein  zweiter 
so  wie  er  auszufüllen  vermocht  halle.  Euic  seltene  Fähigkeit  zur  Menschen- 
beurteilung, eine  in  Jahrzehnten  erworbene  ausserordentliche  Kenntnis  der  Per- 
sonen und  Strömungen  in  der  Partei,  ein  starker  Sinn  für  das  Wirkliche  und 
Erreichbare  und  eine  ebenso  starke  Abneigung  gegen  alles  Scheinwesen  und 
Blendwerk  von  Phrasen  und  Illusionen  bildeten  den  Grundstock  seines  Einflusses. 
Wesentlich  zu  Hilfe  kam  ihm  im  Umgang  mit  oft  recht  schwer  zu  behandelnden 
Elementen  eine  starke  Beimischung  von  Pfiflfigkcit  —  halb  Rauemschlauheit, 
halb  Wandcrburschenverschlagenheit  —  dazu  ein  prächtiger  Humor,  gewöhn- 
lich weniger  verletzend,  als  entwaffnend,  überhaupt  eine  derb-volkstümliche 
Ader,  die  er  selbst  als  Staatsmann  und  Diplomat  stets  behalten  hat.  Dass  er 
nicht  immer  mit  der  Tür  ins  Haus  fallen  konnte,  dass  eine  Sache  oft  nur  in 
vielseitigen  Anläufen  und  auf  Umwegen  vorwärts  zu  bringen  war,  hat  ihn 
erklärlicherweise  auch  dem  Vor\vurf  der  Falschheit  au^;esetzt  —  durchaus  mit 
Unrecht.  Schon  das  tiefe,  echte  Empfinden,  das  in  ernsten  Situationen  stets 
an  ihm  zu  beobachten  war  und  das  mitunter  erschütternden  Ausdruck  fand, 
widerlegt  einen  soldien  Vorwurf.  Meines  Erachtens  hätte  Auer  sogar  viele» 
in  seinem  Leben  leichter  trai^^n  k'uincn,  wenn  ihn  nicht  inmior  zugleich  so  starke 
Gefühls-  und  Gemütsbeziehungen  mit  seiner  Wirksamkeit  verknüpft  hätten. 

Und  auch  seine  Gegner  —  selbst  in  ruhigen,  geschweige  denn  in  Conliicts- 
zeiten  schafft  jeder  Einfluss  Gegner  —  werden  zugestehen  müssen,  dass  Auer 
sein  wichtiges  Amt  stets  nach  seinem  besten  Wissen  und  Können  ausgeübt 
hat,  dass  ihm  die  Sache  jederzeit  höher  stand,  als  die  Befriedigung  persönlicher 
Eitelkeit  und  Rechthaberei  oder  gar  der  Beifall  von  eitlen  Coterieen  und  klein- 
lichen Rechthabern. 

Es  steckt  in  der  Tat  viel  von  einem  geborenen  ]JoHtischen  Führer  in  dem 
fW/->«a(/c-Mann :  viel  von  der  Fähigkeit,  untergeordnete  MeinungsdiiYerenzen 
auszugleichen  und  zu  übersehen,  Reibimgsilächen  und  Empfindlichkeiten  bei 
auftauchenden  Streitfällen  zu  vermindern  und  die  im  wesentlichen  gleich- 
strebenden Elemente  immer  wieder  zu  einer  grossen  gemeinsamen  Action  zu- 
sammenzubringen. Zeit  seines  Lebens  hat  Auer  wohl  nichts  von  dem  wider- 
lichen, zerrüttenden  Sectierergeist  an  sich  gehabt,  dem  der  Streit,  ob  Gottvater 
und  r.ottsohn  gleich  ewig  waren,  oder  ob  der  eine  nicht  doch  etwas  später 
kommen  musste,  wichtiger  dünkte,  als  alle  realen  Fortschritte  des  Christentums 
als  Culturbewegung.  Aber  seine  Kenntnis  der  Massen  und  der  I^uteigeschichte 
hat  Auer  andererseits  gelehrt,  nii:  welcher  Erbitterung  gerade  Kämpfe  um  alte 
Hebgewordene  Formeln  und  Symbole  ausgefochten  werden,  und  vor  allem,  wie 
verheerend  Streitigkeiten  gerade  bei  uns  wirken  —  in  ganz  anderem  Masse, 
als  bei  anderen  Parteien.  Er  war  daher  fast  immer  der  Friedensmahner  und 
deshalb  häufig  für  Kampfhähne  unbequem  —  der  B r schwichti ^ungstutfrot,  wie 
man  gespottet  hat.  Doch  auch  dafür  wird  die  Partei  ihm  Dank  zollen,  wenn 
nicht  immer  gleich  morgen  schon,  dann  später  in  ruhigeren  Zeiten  —  oder  auch 
später,  wenn  man  durch  Sdiaden  klug  geworden  ist.  Seit  seiner  Mitwirkung 
an  der  Einigung  zwischen  Eisenachcrn  und  Lassallcanern  zieht  sich  diese  ver- 
mittelnde, versöhnende  Tätigkeit  wie  ein  roter  Faden  durch  Auers  Leben,  und 
sie  ist  wahrlich  nicht  die  schlechteste  Seite  seines  Lebenswerkes. 

Noch  vor  einem  zweiten  hat  er  die  deutsche  Arbeiterbewegung,  fast  mit  mütter- 
licher Sorge,  stets  zu  bewahren  gesucht:  vor  der  Wiederkehr  eines  rechtlichen 
Ausnahmezustandes,  ähnlich  dem  unter  dem  Socialistengesetz.  Er  hat,  wie 
wenige,  alle  Bittemisse  jener  Zeit  selber  ausgekostet  Niemand  hat  unter  den 
Ausgewiesenen  und  den  ihrer  Existenz  Beraubten  so  viele  Freunde  und  Be- 
luinnte  gezählt,  wie  er.  Niemand  hat  die  Desorganisation  jedes  normalen  Partei- 
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lebcns,  die  gefährliche  Demoralisation  unter  der  Polizei-  und  Spitzelwtrtschaft, 
die  jaJirelange  Unterbrechung  der  gesunden  geistigen  Fortentwickelung  der 
ganzen  Arbeiterclassenpolitik  klarer  gesehen  und  schmerzlicher  empfunden,  als 
er^).  Die  Scharfmacher  auf  beiden  Seiten,  nach  oben,  aber  auch  nach  unten, 
hatten  daher  keinen  unennGdlicheren  Widersacher,  als  ihn.  Natargemäss  ist  auch 
(üt'sc  Seite  «eines  Wirkens  in  der  jüngsten  Zeit  mehr  und  mdir  zurückgetreten; 
doch  auch  sie  gehört  notwendig  zum  Bilde  des  Mannes. 

Leider  musste  die  Partei  schon  seit  Jahren  mit  einer  Mrenig  festen  Gesundheit 
Auers  rechnen.  Ein  schiinuner  Unstern  schien  jedesmal  im  letzten  Augenblick 
die  völlige  Genesung  zu  vereiteln.  Aber  die  Partei  hat  nicht  zu  viele  solcher 
Männer,  sie  kann  den  einen  schwerer  fast,  als  irgend  einen  anderen,  entbehren. 
Und  darum,  denken  wir,  wird  er  bald  wieder  mitten  unter  uns  stehen :  als  lebens- 
volles Bindeglied  zwischen  Gewordenem  und  Werdendem,  als  allzeit  getreuer 
Eckchart  der  deutschen  Arbeiterbewegung,  als  unser  aller  Freund  und  Berater 
—  unser  Nazi. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

LEONIDA  BISSOUTI  •  NACH  BOLOGNA 

Nach  dem  Parteitag  von  Bologna,  der,  wie  bekannt,  das  Feld  lebhaftester 
Kämpfe  war,  machte  sich  eine  gewisse  Abspannung  in  der  social  istischen 
Partei  Italiens  fühlbar.  Die  Revolutionäre  liatteti  die  Macht  errungen,  und 
die  Reformisten  hatten  sich  entschieden,  ruliig  ihren  Weg  torizusetzen,  zu- 
frieden damit,  constatieren  zu  können,  dass  fast  die  Hälfte  der  Partei  ihre 
Ideen  und  ihre  Methoden  billigte.  Fürs  erste  boten  die  äusseren  Umstände 
weder  Stoff  noch  Gelegenheit  zu  DiiYerenzcn,  begünstigten  vielmehr  die  Ein- 
helligkeit beider  Richtungen  in  der  Action.  Die  ganze  parlamentarisdie 
Fraction  war  tatsächlich  geschlossen  in  der  Opposition  gegen  die  Regierung, 
es  fehlte  somit  der  erste  und  augenscheinliche  Grund  zu  Divergenzen,  die, 
wie  man  sich  erinnern  wird,  entstanden  waren,  als  die  socialistischen  Ab- 
geordneten wiederholt  ihre  Sttnunen  für  die  Regienmif  abgaben,  um  das  von 
der  Reaction  bedrohte  Goal itions- und  Strikerecht  zu  verteidigen.  Dic  untcr  dem 
Cabinet  Zanardelli  erworbene  Kraft  dier  Organisationen,  d(ie  breite  Aus- 
übung der  öffentlichen  Freiheiten,  an  die  sich  fast  alle  socialen  Schichten  ge- 
wöhnt hatten,  auf  der  andern  Seite  die  veränderte  Haltung  der  reactionären 
Parteien,  welche  nun  erklärten,  die  schon  wütend  gegen  die  Arbeiterfreiheiten 
gezückten  Waßen  niederlegen  zu  wollen  —  alles  dies  hatte  den  Hauptgrund 
beseitigt,  der  die  socialistische  Fraction  veranlasst  hatte,  im  Interesse  der 
Arhcitcrclaspc  die  Regierung  zu  unterstützen.  Es  schien  jetzt  siclier.  dass  der 
scharfe  Wind  der  Reaction  vorübergegangen  sei,  dass  das  Cabinet  Giolitti,  wie 
jedes  andere  Cabinet,  durch  die  Macht  der  Tatsachen  gezwungen  werden 
würde,  die  Rechte  des  Proletariats  zu  respectieren,  auch  ohne  auf  die  socia- 
listischen Stimmen  angewiesen  zu  sein,  um  sich  halten  zu  können.  Und 
während  es  so  überflüssig  war  die  Regierung  Giohttis  zu  unterstützen,  war  es 
andererseits  notwendig,  sie  zu  bekämpfen,  weil  sie,  da  sie  ihrem  Wesen  nach 
eine  iniorgani.'^chc  \'ermengiuig  aller  unsicheren  Elemente  aus  allen  bürger- 
lichen Parteien,  von  den  Liberalen  bis  zu  den  Conservativen,  darstellte,  sich 
als  unfähig  erwies,  auch  nur  eine  derjenigen  radicalen  Reformen  durch- 
zuführen, die  die  Vori>edingung  für  den  Fortschritt  der  socialistischen 

Action  sind. 

Aus  diesen  Gründen  befand  sich  die  Fraction  —  obgleich  sie  in  ihrer  Mehr- 
heit aus  Reformisten  besteht  —  in  der  Oppositionsstellung,  wie  sie  die  Intransi- 

*)  Vctgl.  mttr  udm  A««n  Sdirfft  Vom  GofJk«  Mi  W^de»  /Berlis  i^t/. 
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genten  und  die  radicalen  Revolutionäre  wünschten.    Diese  wünschten  freilich, 

dass  die  Opposition  der  «ocialistischen  Fraction  gegen  die  Reg^ierung  ein 
anderes  Motiv  haben  solle:  nämlich  einfach  dieses,  dass  es  sich  um  eine 
bürgerh'che  Regierung  handle;  sie  wdlten  also  eine  systematische  Oppositi(Mi 
gegen  jede  mögliche  Regierung,  während  die  Opposition  der  Fraction  g^^fen 
(las  (^ahinet  GioHtti  nicht  die  principioile  Möglichkeit  einer  Unterstützung 
einer  anderen,  von  der  jetzigen  abweichenden  Regierung  ausschliesst.  Doch 
waren  schliesslich  die  Revolutionäre  ganz  zufrieden  damit,  sich  mit  den  Re- 
formisten in  der  Opposition  vereint  zu  sehen,  und  sie  drückten  diese  ihre 
Zufriedenheit  mehrere  Male  im  Az'unti  aus. 

So  schien  denn  nach  den  Stürmen  des  Parteitages  eine  Art  Friedensbogen 
am  Farteihlmmel  sich  zu  zeigten.  Umsomehr,  als  die  beiden  Richtungen,  ausser 

in  der  gemeinsamen  Opposition  gegen  die  Regierung,  auch  andere  Berührungs- 
puncte  in  ihrer  Stellungnahme  gegenüber  den  bedeutendsten  und  dringendsten 
Problemen  des  nationalen  Lel)ens  gefunden  hatten.  Vor  allem  gegenüber  der 
Militairfrage.  Bekanntlich  ist  Italien  unter  allen  europäischen  Staaten  am 
h(xlisten  mit  militairischen  Ausgabcfi  belastet,  und  dies  nicht  allein  im  \'er- 
hältnis  zum  Reichtum  des  Landes,  sondern  auch  im  Vergleich  zu  dem,  was 
im  Budget  für  sonstige  öffentliche  Ausgaben  übrig  bleibt  Schon  vor  einigen 
Jahren  hat  die  socialistischc  Fraction  eine  energische  Agitation  im  Parlament 
und  in  Volksversammlungen  für  die  Herabsetzung  der  militairischen  Ausgaben 
begonnen.  Auch  in  diesem  Kampf  gegen  den  Moloch  Militarismus  hatten  sich 
die  Verschiedenheiten  der  beiden  Richtungen  gezeigt:  während  die  Revolutio- 
näre sich  darauf  beschränkten,  den  Krieg  principiell  zu  bekämpfen,  indem  sie 
all  seine  Schrecken  und  das  Törichte  der  internationalen  Conflicte  zeigten, 
waren  die  Reformisten,  obgleich  sie  nidit  darauf  verzichteten,  den  Militaris- 
mus an  der  Wurzel  anzugreifen,  bestrebt,  zu  beweisen,  dass,  selbst  wenn  man 
der  Unmöglichkeit  einer  sofortigen  Abrüstung  Rechnung  trägt,  man  doch  ein 
militairisches  System  einführen  könne,  das  auf  die  Defensive  gerichtet  wäre 
und  das  sdir  viel  weniger  kostsiMelig  sein  wfirde.  Schon  vor  zwei  Jahren 
hatten  sie  dem  Parlament  einen  X'orschlag  zur  Umformung  des  Heerwesens 
unterbreitet,  wonach  die  Landesverteidigung  verstärkt,  die  Armee  aber  demo- 
kratisiert und  eine  Ersparnis  von  circa  60  Millionen  erzielt  werden  konnte. 
Die  Revolutionäre  hatten  diesen  Vorschlag  lebhaft  bekämpft,  indem  sie  be- 
haupteten, die  socialistischc  Partei  lial^e  dadurch  den  Militarismus  anerkannt. 
Die  Reformisten  wieder  hatten  leichtes  Spiel,  zu  erwidern,  dass,  wenn  dieser 
Einwand  richtig  wäre,  die  Socialisten  nie  irgend  eine  Form  der  Umwandlung, 
nicht  einmal  auf  dem  Felde  der  Arbeit,  annehmen  dürften;  selbst  ein  Ab- 
kommen über  die  Löhne  und  die  Arbeitszeit  müsste  dann  nach  der  Argu- 
mentation der  Revolutionäre  als  Act  der  Anerkennung  des  Lohnsystems  zurück- 
gewiesen werden.  In  dieser  Art  wurde  die  Polemik  fortgesetzt.  Nun  begatm 
in  den  letzten  Monaten  sich  innerhalb  der  militairischen  Kreise  das  Streben 
zu  zeigen,  höheren  Sold  zu  verlangen  und  so  der  Nation  noch  grössere  Opfer 
aufzuerl^en.  Diese  Erscheinung  fiel  zusammen  mit  der  überraschenden 
Schwenkung  in  der  äusseren  Politik.  Seit  Jahren  hatten  die  herrschenden 
Classen  Deutschland  und  Österreich  gegenüber  eine  Bedientenpolitik  beob- 
achtet, während  sie  Frankreich  provocierten ;  jetzt,  nachdem  die  Macht  der 
Tatsachen  die  italienisch- französische  Annäherung  herbeigeführt  hatte,  drehten 
sie  den  Spiess  um.  Es  bestätigte  sich  das,  was  Jaures  in  l'rankreich  und  der 
Schreiber  dieses  in  Italieh  vorausgesehen  hatten,  als  sie  —  zum  gössen 
Ärgernis  für  die  den  Formeln  der  alten  bürgerlidien  Demokratie  ergebenen 
Revolutionäre  —  darauf  bestanden  hatten,  die  Bande  des  Dreibundes  nicht 
zu  zerreissen,  sondern  vielmehr  durch  ein  harmonisches  Zusammenbestehen 
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des  selben  mit  der  italienisch-franzöäischeu  Freundscliaft  eine  Garantie  für 
den  Frieden  zu  sdiaffen.  Nach  und  nach,  als  das  Spiet  der  italienischen  Mili- 
taristen ofTonkiiiulig  wurde,  erwuchs  beiden  sociali^ti-chcn  Richtung-en  die  ge- 
meinsame Ptiicht,  i'ront  zu  machen  gegenüber  der  unmittelbaren  Gefahr,  die 
das  italienische  Volk  bedrohte:  der  Gefahr,  einem  Krieg  mit  Osterreich  aus- 
gesetzt zu  sein  oder  die  Last  der  militairischen  Au8g:dben  erhöht  zu  sehen. 
Und  in  <lcr  Tat  fanden  sich  die  beiden  Richtungen  vollkommen  solidari^^ch  in 
dem  Bestreben,  die  künstliche  Stimmungsmache  gegen  Osterreich  abzuweliren, 
indem  sie  sich  mit  gleicher  Enei^e  gemeinsam  den  Plänen  der  militaristischen 
Clique  entgegenstellten. 

Aber  aucli  in  anderen  Puncten  fanden  sich  die  Revolutionäre  und  die  Re- 
formisten zu  unmiticlbarem  Handeln  vereinigt.  Es  mag  hier  genügen,  deren 
zwei  anzuführen.  In  Italien  steht  die  Eisenltohnfrage  vor  der  Tür:  in  diesem 
Sommer  endigen  die  X'erträge,  durch  die  der  Betrieb  der  Staatsciscnhahnen 
an  Privatimtemehmer  übergeben  worden  war.  Schon  seit  langer  Zeit  hatte 
refcmnistische  Gruppe  ~  und  durch  sie  die  parlamentarische  Fraction  — 
die  Notwendigkeit  der  Verstaatlichtmg  dieses  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
zweiges betont.  Die  Revolutionäre  hatten  indessen,  in  Hinblick  auf  die  gegen- 
wärtigen Zu>tande  in  Italien,  die  höhere  Nützlichkeit  des  Systems  der  privaten 
Unternehmung  prodamiert.  Arturo  Labriola  hatte  diese  These  in  seinem 
Referat  für  den  Parteitag  von  Tmola  1902  '  verfochten,  im  Gegensatz  zum 
Abgeordneten  Nofri,  der  für  die  Überführung  in  eigene  Regie  eintrat.  Vor  etwa 
einem  Vierteljahr  jedoch  einigten  sich  Reformisten  und  Revolutionäre  auf 
einen  Vorschlag  von  Nofri,  der  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  durch  eine  Ver- 
waltung vorsieht,  die  gebildet  wird  zu  einem  Teil  vom  Staat,  zum  andern 
von  den  Benutzern  der  Eisenbahnen,  das  heisst  den  Körperschaften,  die  den 
Handel,  die  Industrie  und  die  Arbeit  vertreten,  also  den  Handels-,  Landwirt» 
Schafts-  und  .\rbeitskammern.  Dieser  Vorschlag  soll  die  Grundlage  für  die 
Agitation  im  Lande  und  den  Kampf  im  Parlament  abgehen. 

Auch  die  Religionsfrage,  die  sich  in  den  letzten  Monaten  bei  uns  zugespitzt 
hat,  nicht  so  sehr  infolge  der  bekannten  Note  des  Vaticans,  als  wegen  der 
sichtbaren  Tendenz  unserer  officicllen  Welt,  die  Wiederversöhnung  mit  dem 
Papst  anzubahnen.  Auch  diese  Frage  gab  die  Gelegenheit  zu  einer  Einigung 
der  beiden  social  istischen  Richtungen.  Alle  beide  fühlen  in  gleicher  Weise, 
dass  die  Macht  des  Klerus  ein  Haupthindernis  für  die  Entwickclung  der 
bürgerlichen  Cultur  un<l  infolgedessen  auch  für  die  Entwickelung  des  Prole- 
tariats bilde.  Der  enthusiastische  Empfang,  den  die  italienischen  Reformisten 
wie  Revolutionäre  dem  Präsidenten  Loubet  in  Rom  bereiteten,  bedeutete 
gerade,  dass  alle  Socialisten  die  Notwendigkeit  empfinden  —  und  nicht  nur  für 
Fraknreich  — ,  alle  Kräfte  des  sncialisti sehen  Proletariats  mit  denen  des  libe- 
ralen Bürgertums  zu  vereinigen,  um  die  Gefahr  des  Klerikalismus  abzuwehren. 

Aber  noch  weit  mehr.  Die  alte  Unterscheidung  der  beiden  Richtungen,  die 
njan  als  Trausiucnz  und  Jntransigcnz  bei  den  Wahlen  festlegen  wollte,  begann 
bei  den  tatsächlichen  Proben  ihre  Erkünsteltheit  zu  zeigen.  Die  Reformisten 
hatten  immer  betont,  dass  man  bei  den  Wahlen  weder  £e  Bündnisbereitschaft 
noch  die  Bündniaabidinung  vorschreiben  dürfe,  dass  man  vielmehr  es  jedem 
Kreise  überlassen  müsse,  sich  entsprechend  der  örtlichen  Xotwcndigkeit  und 
der  Haltung  der  bürgerlichen  Parteien,  mit  denen  man  in  Berührung  kam,  zu 
verhalten.  Die  Revolutionäre  dagegen  proclamierten  den  Grundsatz,  dass 
icdc  Alliance  mit  bürgerlichen  Parteien  ein  Verrat  am  Socialismus  sei.  Nun 
ist  kürzlich  folgendes  passiert:  In  Reggio  Emilia.  einem  der  Hauptcentren  des 
Reformismus,  wurde  ein  gewaltiger  Wahll»Dipf  gekämpft;  es  standen  dort  die 
Socialisten  auf  der  einen,  die  gesamten  Kräfte  der  bürgerlichen  Parteien  auf 
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der  anderen  Seite  —  und  zur  selben  Zeit  schlössen  in  Xeapcl,  bis  jetzt  die 
Hochburg  des  reinsten  und  glühendsten  Revolutionarismus,  die  Sucialisten  ein 
Bündnis  ffir  die  Communalwahlen  nicht  allein  mit  den  Republikanern,  sondern 
auch  mit  den  radicalcn  Monarchisten.  Nach  diesen  beiden  Tatsachen,  die  sich 
ergänzen  und  gegenseitig  illustrieren,  können  nur  noch  die  Verraunten  an  eine 
Teilung  der  Parte!  in  Transigente  und  Inirmmgenfe  glauben.  Das  Princip 
der  Freiheit  bei  den  Wahlen,  welches  die  Reformisten  stets  vertreten  haben, 
hat  schliesslich  in  der  Handlungsweise  der  selben  Revolutionäre  triumphiert, 
die  im  gleichen  Augenblicke  das  Recht  für  sich  beansprucht  haben,  —  Tran- 
sigente  zu  sdn. 

XXX 

Alles  dieses  —  und  man  könnte  noch  weitere  Tatsachen  dafür  anführen  — 
beweist  die  Wahrheit  dessen,  was  ich  oben  sagte,  nämhch  dass  sich  in  der 
Partd  auf  dem  Gebiet  der  praktischen  Action  eine  Einigkeit  bildete,  £e  sicher» 
lieh  mdhr  dem  Druck  der  äusseren  Verhältnisse,  sds  dem  Willen  der  Menschen 

zu  danken  war. 

Und  dodi  sieht  man,  wie  dieser  Wille  sich  dem  Gang  der  Dinge  entgegen- 
stemmt.  Aus  dem  in  dieser  Zeitschrift  erschienenen  lichtvollen  Artikel  von 

Claudio  Trevcs  Der  Parteitag  lu  Bo!oc;na  wird  man  sich  erinnern,  dass  alle 
socialistischen  Cirkel  an  jenem  Parteitage  teilgenommen  hatten,  auch  die,  die 
sich  infolge  heftiger  Zusammenstösse  der  beiden  Tendensen  von  der  ofFiciellen 
Parteiorganisation  losgelöst  hatten,  weil  eben  die  Unmöglichkeit  vorlag,  mit 
Personen,  die  man  aus  principiellen  Differenzen  so  leidenschaftlich  bekämpft 
hatte,  zusammen  zu  arbeiten.  Es  waren  dies  die  bekannten,  zum  grössten  Teil 
reformistisdien,  autonomen  Cirkel,  welche  der  Parteitag  den  anderen  gleich- 
gestellt hatte,  womit  er  anerkannte,  dass  sie  aus  Socialisten  f^ebildet  seien, 
die  in  ihrem  Wirken  auf  dem  Boden  des  Parteiprogramms  ständen.  Wenn  die 
neue  revolutionäre  Parteileitung  dieses  gute  Einvernehmen  nicht  in  einer 
Anwandlung  kleinlicher  Autoritätssucht  getrübt  hätte,  wären  wohl,  wenn  auch 
nicht  gleich  alle,  so  doch  ein  grosser  Teil  der  autonomen  Cirkel  allmählich  und 
tmter  dem  Einfluss  der  oben  angeführten  äusseren  Umstände  freiwillig  zu  der 
alten  Organisation  zurückgekehrt,  und  wo  dies  unmoglidi  ersdilenen  ¥räre, 
hätte  sich  zwischen  der  offidellen  und  den  autonomen  Organisationen  mittels 
Verständigungscomites  eine  fötlcrative  Verbindung  gebildet. 

Indessen,  die  Parteileitung  fürchtete,  nicht  revolutionär  genug  zu  erscheinen, 
wenn  sie  nicht  eine  jacobinische  Autorität  entfaltete.  Sie  beschloss  also:  die 
autonomen  Cirkel  müssen  sich  mit  den  anderen  vereinen  und  vcrschmel/.en. 
Um  ihrer  in  Wahrheit  sectiererischen  Entscheidung  eine  demokratische  Färbung 
zu  geben,  legte  sie  der  Partei  ein  Referendtmi  vor,  in  dem  die  Frage  ungefähr 
so  gestellt  war:  wollt  Ihr  die  Einigkeit  der  Partei,  ja  oder  nein?  Ganz  natürlich 
antwortete  die  gfrosse  Mehrheit  mit  Ja.  Aber  es  war  ein  durch  List  tt- 
haiiencs  Ja,  denn  in  Wirklichkeit  hätte  die  Frage  ganz  anders  gestellt  werden 
müssen.  Auch  die  Autonomisten  wollen  die  Einigkeit  der  Partei,  aber  sie 
glauben,  dass  wahre  und  aufrichtige  Einigkeit  in  vielen  Orten  durch  die  föde- 
rative Constitution  eher  zu  erreichen  sei,  als  durch  eine  erzwungene  einheit- 
liche Organisation.  Die  UngereimAett  dieses  Referendums  war  so  augenschein- 
lirb.  und  die  schlechten  Wirkungen  dieses  Antoritätsactes  waren  so  klar,  dass. 
als  die  I'arteileitimg  sich  versammelte,  um  über  die  Resultate  des  Referendums 
zu  beschliessen,  Enrico  Ferri  —  der  jedoch  die  Verantwortung  trägt,  diesen 
Geist  sectiererischen  Jacohinismus  ermutigt  und  gestärkt  zu  haben  —  selbst 
vorschlug,  man  möge  Milderungen  und  einen  Weg  der  ^>rsöhnung  wählen, 
um  zu  verhindern,  dass  die  Handlungsweise  der  Parteileitung  den  Anschein 
der  Vergewaltigung  einer  Richtung  dtu'ch  die  andere  habe.    Aber  es .  war 
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nutzlos;  die  Parteileitung  befahl,  obgleich  nur  mit  geringer  Majorität,  den 
autonomen  Cirkeln,  in  der  ofticiellen  Organisation  aufzugehen,  unter  An- 
drohung des  Ausschlusses  aus  der  Partei,  wenn  sie  nicht  binnen  drei  Monaten 
gehorcht  hätten.  Man  beachte,  dass  zu  den  autonomen  Cirkeln  Leute  wie 
Trevcs,  Bonomi,  Turati  und  andere  gehörten,  die  ihr  ganzes  Leben  der 
Partei  gewidmet  hatten.  Es  war  vorauszusehen,  dass  dieser  Gewaltact  der 
Parteileitung  nur  den  Widerstand  der  reformistischen  Organisationen  heraus- 
fordern würde,  und  man  kann  damit  rechnen,  dass  die  Parteileitung  diese  nach 
Abiauf  der  Frist  als  ausgeschlossen  erklären  wird.  Indessen  beschlossen  die  in 
Mailand  versammelten  Vertreter  der  Minorität  des  Parteitages  zu  Bologna 
folgende  Resolution: 

»Die  von  dem  zu  Bologna  ernannten  Comite  der  Minorität  des  socialistischen  Par- 
teitags einberufene  Versammlung  erklärt: 

dass  die  sogenannten  reformistischen  Cirkel  von  Mailand  und  anderen  Orten,  welche 
durch  den  gegenwärtigen  Beschlus.s  der  Parteileitung  aus  der  ofliciellen  Parteiorgani- 
sation anszuschtiessen  sein  würden,  nicht  ausgeschlossen  werden  sollen,  weil  sie  das 

socialistische  Pnigramm  minder  innehalten  nder  weil  ihre  Handlungsweise  mit  dem 
selben  unvereinbar  ist,  sondern  im  Gegenteil  deshalb,  weil  sie  dieses  Programm  und 
mit  ihm  die  wesentliche  Einheit  der  Partei  gegen  die  boshaften  AngrifFe  der  kleinen 

Minderheit  verteidigt  hal)en,  die  durch  die  Avanguardia  Socinüsta  vertreten  wird  un<l 
in  diesem  Blatte  Zerwurfnis&c  sät  und  die  Partei  herabsetzt,  indem  sie  in  systema- 
tischer Weise  Misstrauen  gegen  die  eri»rob(en  Kämpfer  und  die  bisher  befolgten 

Grundsät2e  der  Partei  hervorruft: 

dass  die  logische  und  moralische  Unmöglichkeit  für  die  obengenannten  Cirkel,  in  der 
selben  örtlichen  Organisation  mit  Elementen  zusammen  zu  leben,  deren  fast  aus- 
schliessliche Function  darin  besteht,  jede  Betätipunpr  zu  lähmen,  so  aiiRenschcinlich 
ist,  dass  sie  niemand  mehr  verborgen  bleiben  kann :  dies  wurde  auch  % on  der  socialis- 
tischen Parlamentsfraction  knrzlidi  einstimmig  anctfarnnt,  indem  die  selbe  es  zurück- 
wies, zwei  Vertreter  der  genannten  Cirkel  auszuschliessen  —  wie  es  die  Lopik  ver- 
langt hätte  — ,  obgleich  die  selben  für  sich  und  ihre  Genossen  definitiv  erklarten,  m 
keinem  Falle  in  die  ihnen  feindlichen  örtlichen  Organisationen  wieder  einzutreten ; 
dass  es  deshalb  Pflicht  dieser  Cirkel  ist,  ihre  aodalistisdie  Arbeit  fortzusetzen,  welches 
auch  die  formalen  Bedingungen  wären,  die  ihnen  von  der  ParteileitunR  vorgeschrieben 
würden,  und  druss  es  Pflicht  aller  Socialisten  sei,  die  die  Berechtigung  ihrer  Existenz 
und  ihrer  Arbeit  anerkennen,  ihre  Solidarität  mit  ihnen  zu  erklären  über  alle  recht- 
lichen Bedenken  tmd  Scherbengerichtsgelüste  hinaus«  weil  die  Sache  der  einen  auch 
die  der  anderen  und  die  des  Socialisnnis  überhaupt  Sei. 

Sie  bestätigt  den  Sectionen  ihr  Recht  auf  autonome  Existenz  und  stellt  fest,  dass  sie 
aus  rein  formalen,  und  nicht  aus  principiellen  oder  taktischen  Gründen  von  der  of6- 
ciellen  Organisation  der  Partei  ansgcschlossen  werden  würden. 

Sie  erklärt  ihre  volle  Solidarität  mit  den  selben  und  schlägt  vor,  mit  ihnen  dauernde 
und  brüderlidie  Beziehungen  zu  unterhalten,  um  die  gemeinsame  socialistische  Arbeit 
m  fördern.« 

Viele  werden  sich  wundern,  dass  die  Reformisten  nicht  der  Situation  die 
Stirn  gezeigt  haben,  dass  sie  die  ihnen  von  der  Parteileitung  gebotene  Heraus- 
fordening  nicht  aufgegriffen  und  dass  sie  nicht  alle  Reformisten  aufgefordert 
haben,  aus  der  officiellen  Organisation  auszutreten  und  sich  um  diejenigen  zu 
scharen,  die  ausgestossen  sein  werden,  um  mit  ihnen  eine  neue  Partei  gegen- 
über der  alten  zu  bilden.  Aber  wer  die  Dinge  leidenschaftlos  und  kalt  präft, 
wird  finden,  dass  sie  handelten,  wie  sie  sollten  und  niussten.  Sie  taten  nichts 
anderes,  als  dass  sie  den  Gewaltmassregeln  der  Parteileitung  zu  fügen  sich 
weigerten,  ohne  dadurch  die  Spaltung  der  Partei  beschleiuiigen  oder  ver- 
grossem  zu  wollen.  Wenn  in  der  Tat  die  Spaltung,  die  wirkliche,  grosse 
Spaltung  kommen  muss,  kann  sie  nicht  wehren  einer  kleinlichen  Frage,  wie 
diese  der  inneren  Organisation  kommen,  obgleich  bei  Gelegenheit  der  Anwen- 
dung der  besonderen  Methoden  jeder  Richtung  mancher  Fall  bedeutend  und 
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entscheidend  für  das  öffentliche  Leben  wird.    Wenn  zum  Beispiel  in  den 

Jahren  1901  und  als  die  socialistische  Fraction  das  Ministerium  Zanar- 

delli  unterstützte,  um  so  die  Strikefroibeit  und  die  Arbeiterorganisationen  zu 
schützen  und  die  Erlolgc  der  übstruciion  zu  verteidigen,  wenn  in  jener  'Zeit 
bereits  ein  Zwiespalt  zwischen  Revolutionären  und  Reformisten  entwickelt 
gewesen  wäre,  sf>  hritte  man  die  Spaltung  der  Partei  in  zwei  bestimmte  und 
entgegengesetzte  Kichtungen  als  nützlich  und  fruchtbar  empfunden,  weil  dann 
die  proletarischen  Massen  gezwungen  gewesen  wären,  selber  zu  entscheiden, 
von  welcher  der  beiden  Richtungen  ihre  Interessen  besser  vertreten  werden. 
In  einem  solchen  Falle  wäre  lüe  Spaltung  weder  ein  akademischer  oder  philo- 
sophischer Streit,  noch  eine  bureaukratische  Zwistigkeit. 

Das  reformistische  Comit^,  dessen  Resolution  wir  angeführt  haben,  hat  es 
—  und  zwar  unseres  Eraclitens  ganz  mit  Recht  —  vermieden,  heute  eine  künst- 
liche Spaltung  zu  sdiaffen.  Obgleich  es  wahr  ist,  dass  die  Ursache  der  Spal> 
tung  in  den  Tiefen  und  man  möchte  fast  sagen:  in  den  organischen  Prifa- 
cipien  beider  Richtui^fen  li^,  sind  doch  die  Zeiten,  die  unser  Land 
gegenwärtig  zu  bestehen  hat  —  ich  habe  sie  am  Eingang  meines  Artikels  zu 
skizzieren  versucht  —  nicht  günstig,  um  den  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Richtungen  in  der  WirldicMceit  des  politischen  Lebens  hervoil»rechen  zo 
lassen  und  um  jetzt  von  den  Massen  gehört  und  verstanden  zu  werden. 
Darum  haben  die  Reformisten  sich  darauf  beschränkt,  die  Gewaltmassregel 
der  Parteileitung  zurückzuweisen  und  das  Daseinsrecht  der  reformistischen 
Tendenz  in  der  Partei  zu  behaupten;  sie  ziehen  es  vor,  ihre  Kräfte  intact  zu 
erhalten  und  nicht  in  sinnlosem  Kleinkrieg  zu  verausgaben.  Vielleicht,  dass 
die  Ereignisse  in  einer  näheren  oder  ferneren  Zukunft  eine  wirkliche  Spaltung 
nötig  machen :  men«ehliche  Kräfte  werden  jedenfalls  nicht  im  Stande  sein,  sie 
zu  verhindern,  wenn  sie  reif  ist,  noch  sie  zu  beschleunigen,  wenn  ihr  die 
Vorbedingvmgen  fehlen.  Mit  ihrer  jetzigen  Zurückhaltung  haben  die  Re- 
formisten einen  politischen  Tact  bewiesen,  der  der  revolutionären  Partei- 
leitung gefehlt  hat. 

X  X  X 

Vorläufig  haben  wir  folgende  Situation :  Einige  reformistische  Gruppen 
werden  ausserhalb  der  Reihen  der  officiellen  Partei  bleiben.  Doch  in  der  Partei 
selbst  werden  zahlreiche  Kreise  und  noch  zahlreichere  Personen  fühlen  und 
erklären,  dass  <-c  die  Ideen  und  Metbf^den  der  At^s^eschlosscncn  billigen,  und 
ihre  Handlungen  werden  damit  überemsitmmen.  Aber  die  Masse  derer,  die 
ausserhalb  der  Cirkel  sind,  die  grosse  proletarische  Masse,  wird  zunächst  nicht 
Stellung  nehmen,  sondern  abwarten,  ob  eine  Tatsache  sie  vielleicht  einmal 
zwingt,  sirli  für  eine  oder  die  andere  Richtung  zu  entscheiden.  Wenn  ich 
meine  pcrsunlichc  Überzeugung  ausdrücken  darf,  so  niuss  ich  sagen,  dass  die 
Masse  sidi  wohl  noch  ffir  lange  Zeit  hinaus  weder  ffir  die  eine,  noch  für  die 
andere  Richtung  absolut  imd  cndgiltig  entscheiden  wird.  Denn  es  gibt  Mo- 
mente, in  denen  der  radicale  Revolutionarismus  vor  grösster  Bedeutung  ist, 
und  es  gibt  andere  Momente,  in  denen  sich  die  reformistische  Politik  unwider- 
stehlich aufzwingt  Instinctiv  anarchistisch  ist  das  ^pfinden  der  Arlniter 
im  Moment  ihres  cf^tet»  Erwachens,  wenn  sie  zum  ersten  Male  die  Tradition 
der  Unterwerfung  brechen  und  plötzlich  zum  Bcwusstsein  der  Ausbeutung 
gelangen,  deren  Opfer  sie  sind.  Und  wie  ist  ihre  psychologische  Verfassung, 
wenn  sie  nach  einer  erfolgreichen  Wider^^tandsbewegung  gezwungen  sind,  ihren 
Eroberungsmarsch  vor  der  Unbeugsamkeit  der  ökonon>ischen  Gesetze  der 
capitalistischen  Welt  zu  verlangsamen?  Das  unvorhergesehene  Hindernis,  das 
ihre  allzu  optimistischen  Bercchmmgen  sturt.  wirft  in  ihre  Herzen  die  Ent- 
mutigung, den  Pessimismus,  den  Wunsch,  das  Hindernis  mit  einem  gewaltsamen 
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Handstreich  zu  zerschmettern.  Doch  auf  solche  Momente  folgen  andere,  in 
denen  die  Arbeiter  in  sich  die  Kräfte  fühlen,  der  Aufgabe  gewachsen  zu  sein, 
obgleich  sie  die  ganze  Schwierigkeit  and  de»  tuivermeidHcfa  langsamen  Gang 
ib^  Durchführung,  die  mühevolle  Lösung  des  complicierten  Problems  er- 
kennen, das  die  Geschichte  ihnen  anvertraut  hat.  Das  ist  die  reformistische 
Psychologie  der  Massen,  die  den  einfachen  Impulsen  des  primitiven  Wider- 
standes £e  geduldige  und  stark  gegründete  Organisation  zufügt,  in  der  sich 
Widerstand  und  zähe  Arbeit  vcrhitiden;  die  reformistische  Psychologie  der 
Massen,  die  sich  anschickt,  die  Gemeinden  zu  erobern,  lun  innerhalb  der 
selben  das  hindien  Sodaltsnuis;  das  heute  moglidi  ist,  zu  verwirkliehen  ;  die 
die  Teilnahme  an  der  pcditisdien  Ifkcht  als  eine  der  mächtigsten  Waffen  ihrer 
Verteidip^^ung,  als  eines  der  wirksamsten  Mittel  für  die  sociale  Umgestaltung 
zu  betrachten  beginnt. 

Es  gilt  vielleicht  für  alle  Nationen,  sicher  jedoch  für  Italien,  dass  diese 
psychologischen  Momente  sich  nicht  allein  in  der  Zeit  abwechseln,  sondern  sich 
*  auch  gleichzeitig  neben  einander  im  Raum  verwirklichen.  Deshalb  sagte  ich, 
dass  die  Massen  als  solche  sich  für  lange  Zeit  weder  für  die  revolutionäre 
noch  für  die  reformistische  Richining  in  absoluter,  allgemieiner  und  end- 
giltiger  Weise  entscheiden  werden.  Diese  Erwägung  sollte  sowohl  den  Re- 
formisten, als  auch  den  Revolutionären  die  Verpflichtung  auferlegen,  sich 
gegenwärtig  in  ihrer  besonderen  Tätigkeit  zu  respectieren,  und  sie  hätte  ge- 
nügen sollen,  um  die  zur  Zeit  revolutionäre  Parteileitung  von  einem  Gewalt- 
act  abzuhalten,  der  keine  anderen  Früchte  tragen  kann,  als  unnütze  Erreg^tng. 

xxx>oo<xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HENRI  VAN  KOL  •  ÜBER  COLONIALPOLITIK 

Zum  Punct  Colonialpolitik  des  internationalen  socialisti sehen  Congresses  ist  von 
einer  von  der  socialdcmokratischcn  Arbeiterpartei  Hollands  eingesetzten  Com- 
nsisston  die  folgende  Resolotion  formuliert  %rorden,  die  dem  Congress  zur  Annahme 
empfohlen  wird: 

»Der  internationale  socialistische  Congress  in  Amsterdam  erklärt  eine  Stelhinp- 
nahme  der  Socialdemokraten  zur  Frage  der  Colonialpolitik  für  geboten,  und  zwar 
ans  folgenden  Grfinden: 

1.  Die  historische  Entwickelung  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass  mehrere  Länder  in 
den  Besitz  von  Colonieen  gelangt  sind,  die  wirtschaftlich  sehr  eng  mit  dem  Mutter- 
land zusammenhängen,  staatlich  aber  nicht  gewohnt  sind,  sich  auf  irgend  eine  Weise 
selbst  zu  regfieren,  die  man  daher  ihrem  eigenen  Schicksal  nicht  überlassen  könnte, 
Sdion  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  die  internationalen  Verhälmisse  dies  nicht 
gestatten. 

2.  Der  moderne  Capitalismus  treibt  die  civilisierten  Staaten  dazu,  ihr  Gebiet  fort- 
während zu  vergrussern,  um  neue  Absatzmärkte  für  ihre  Producte  zu  erschliessen  und 
neoe  Gegenden  ausfindig  zu  machen,  wo  die  Capitalien  günstig  angd^  werden 
kr>nnen.  Da  diese  Eroberungspolitik,  oft  von  Verbrechen  und  Plünderungen  begleit^'t, 
keinen  anderen  Zweck  hat,  als  den  der  Befriedigung  des  unersättlichen  capitalis- 
tiscfaen  Golddurstes,  da  sie  femer  zu  ständig  steigenden  militairi  sehen  Ausgaben  nötigt, 
so  muss  unausgesetzt  bekämpft  werden.  Sie  treibt  die  Völker  zum  Protectio- 
nismus  und  zum  Chauvinismus,  die  eine  nie  versiegende  Quelle  internationaler  Con- 
flicte  darstellen,  sie  vergrössert  die  drüdcende  Last  des  Proletariats  und  verzögert 
die  Befreiung  des  selben. 

3.  Die  neuen  Bedürfnisse,  welche  nach  dem  Siege  der  Arbeitcrclasse  und  nach  der 
Ökonomischen  Befreiung  der  selben  sich  einstellen  werden,  werden  sogar  unter  dem 

socialistischen  Zukunft^regime  Colonialbesitz  erfordern.  Die  modernen  Nationen 
werden  keine  Landstriche  entbehren  können,  welche  gewisse  für  die  Industrie,  sowie 
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für  den  Consum  der  Mcnschlu-it  notwendige  iihersecischc  Rohstoffe  und  Er/eugrnisse 
liefern  —  .solange  man  sich  diese  nicht  durch  Auslausch  gegen  inländisclie  Pro- 
ducte  verscliafTcn  kann. 

Die  socialdcniokratische  Partei,  welche  In  ihrer  Action  auf  der  gesellschaftlichen 
Entwickelung  und  dem  Classcnkampf  fusst  und  ihren  Grundsätzen,  Zielen  und  Ten- 
denzen gemäss  jegliche  Ausbeutung  und  Unterdrückung  von  Personen.  Classen  und 
Völkern  streng  verurteilt,  stellt  aU  Gnltidlage  für  ihre  ColonialpoUtik  folgende 
Regeln  auf: 

Weil  der  Capitnlismus  eine  unumgängliche  Phase  der  ("ikonomischen  Enlwiokclung 
bildet,  die  auch  die  Colonieen  werden  dttrchmaclien  müssen,  muss  die  Entfaltung 
des  industriellen  Capitalismus  ermöglicht  Werden,  wenn  nötig,  mit  Aufopferung  ver- 
alteter (gemeindlicher  oder  feudaler)  Eigentumsformen. 

Zu  gleiciier  Zeit  aber  hat  die  Socialdefflokratie  mit  allen  Kräften  gegen  den  ver- 
derblichen Einfluss  zu  kämpfen,  den  die  tajMtalisdsdie  Entwickelung  auf  das  colo- 
niale  Proletariat  .'uisii))t,  um  so  mehr,  als  letzteres  VOrtttSSichtlich  ZU  dnem  solchen 
Kampfe  selbst  noch  nicht  falüg  sein  wird. 

Sowohl  um  die  Lage  der  Arbeiter  zu  verbessern,  als  um  zu  verhindem,  dass  alles 
Vermögen  aus  den  Colonieen  geführt  wird,  die  dadurch  verarmen  würden,  wird 
Staatsbetrieb  von  solchen  Unternehmungen,  die  sich  dazu  eignen,  nelx-n  dem  Privat- 
betrieb nützlich  und  erforderlich  sein,  und  dies  sowohl  zur  Beschleunigung  des  capi- 
talistischen  Entwickelungsprocesses,  wie  Auch  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage 
des  einheimischen  Arbeiters. 

Es  wird  mithin  die  Aufgabe  der  Socialdeniokratie  sein,  in  allen  Colonieen,  wo  ein 
modernes  Proletariat  entsteht,  die  Organisation  des  selben  zu  fördern,  um  dessen 
Widerstandsfähigkeit  im  Kampfe  mit  defh  Capitalismus  zu  erhöhen,  und  durch  Auf- 
besserung der  Li'ihne  die  Gefahr  zu  beseitigen,  die  für  die  alten  capitalistischen  Länder 
iu  der  mörderischen  Concurrcnz  der  billigen  Arbeitskräfte  dieser  primitiven 
Völker  liegt 

Die  Eingeborenen  zur  demokratischen  Selli-tregiernng  zu  erziehen,  soll  das  vor- 
nehmste Ziel  unserer  Colonialpolitik  sein,  deren  Einzelheiten  in  einem  nationalen 
Programm  für  jede  besondere  oolofliale  Gruppe  näher  ausgefSlirfc  werden  sdlen. 

Von  diesen  Erwägungen  ausgehend,  erachtet  der  Congress  in  Amster- 
dam es  als  die  Aufgabe  der  sociahstischen  Parteien  aller  Länder: 

1.  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  die  capttalistisdie  Eroberungspolitik  zu  be- 
kämpfen, 

2.  in  einem  Programm  die  in  ihrer  kocialistischen  ColonialpoUtik  zu  befolgenden 
Grundsätze  niederzulegen,  die  auf  der  Itn  obigen  ausgedrückten  Grundlage  beruhen.« 

Diese  Resolution  will  ich  durch  nachstehende  Ausführungen,  die  meinen  Bericht 
an  den  Congress  in  Amsterdam  bilden,  näher  zu  erläutern  suchen. 

X  X  X 

Die  Colonialpolitik  drückt  der  Geschichte  unserer  Zeit  ihr  Gepräge  auf.  Eng  ver- 
knüpft mit  der  gesellschaftlichen  Organisation  des  XX.  Jahrhunderts  wird  sie  ein 
entscheidender  Factor  in  der  Zukunft  der  Mensdiheit  sein.  Der  sich  fiberall  zeigende 
Hang  nach  Ausbreitung  der  Colonieen  ist  eine  Folge  der  Entwickelung  unserer  capi- 
talistischen  Gesellschaft,  und  die  Socialdemokratie  ^vird  sich  schon  an  der  Ixjsung 
dieser  höchst  wichtigen  Frage  beteiligen  müssen.  Sie  wird  Stellung  nehmen  müssen 
zu  diesem  Kampfe  um  die  Eroberung  der  Erde  und  wird  sich  wohl  dabei  bestimmen 
lassen  durch  die  verschiedenen  Motive,  welche  in  obiger  Resolution  formuliert  sind. 

»Die  historische  Entwickelung  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass  mehrere  Länder  in 
den  Besitz  von  Colonieen  gelangt  sind,  die  wirtschaftlich  sehr  eng  mit  dem  Mutter- 
land zusammenhängen,  staatlich  aber  nicht  gewohnt  sind,  sich  auf  irgend  eine  Weise 
selbst  zu  regieren,  die  man  daher  ihrem  eigenen  Schicksal  nicht  überlassen  könnte, 
sdton  ans  dem  einfachen  Grunde^  weil  die  internationalen  Verliittnisse  dies  nidit 
gestatten.« 

Colonieen^)  bestehen  und  werden  noch  viele  Jahrhunderte  lang  da  sein;  ihre 

')  Unter  dir^rr  üMichi-n  Iie;eii  hnuim  verstellen  wii  im  lULiif  ili^i-aJen  weder  die  eigentliche  ColunitatioB 
oder  An^icJluu^M  11,  mx  h  die  Militair-  oder  Str.ifcoloniccn :  wir  werdw  4ai  Woit  CMmiIcM  ladlgliA  !■ 
dem  Siaae  von  Ue«it<uogea  in  den  tiopisdiea  Cegendea  gebraacbea. 
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Existenz  ist  unauflöslich  niit  der  Weltgeschichte  verwebt.  Man  wird  für  jeden  ein- 
zelnen Fall  cntsdieiden  mfissen,  ob  irgend  ein  Land  seine  uberseeischen  Besitzungen 

behalten  solle.  Ausschlaggebend  dafür  sind  die  zwischen  dem  Mutterland  und  den 
Colonieen  beistehenden  Beziehungen,  welche  sich  aus  der  Geschichte,  aus  deren  wirt- 
schaftlicher und  politischer  Entwickeiung  ergeben.  In  den  meisten  Fällen  wird  man 
<Ue  alten  Colonieen  nicht  preisgeben  können,  weil  sie  sidi  selbst  nicht  zu  regieren 
vermögen  tiiid,  diircli  jahrhundertelange  Bevonnundung  geschwächt,  der  Anarchie 
und  dem  Elend  anheimfallen  würden.  Das  schwache  und  tmwissende  Kind,  das 
unsere  Hilfe  nidit  cntbehrai  kann,  gänzlidi  verlassen  hiesse  es  zum  Opfer  eiser 
schrankenlosen  Ausbeutung  machen  oder  anderen  Herrschern  überliefern.  Die  htnter 
uns  liegende  Geschichte  nötigt  uns.  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  die  Interessen  der 
Emgeburenen  zu  uberwachen,  die  schon  zu  lange  durch  den  rücksichtslosesten  Capi- 
talismns  ausgebeutet  worden  sind.  Der  Sodalismas  wird  erst  die  Bedingungen 
^.  h.iffen  müssen,  unter  denen  der  mehr  oder  weniger  barbarische  Zustand  einer  höheren 
Cultur,  einer  wirklichen  Civilisation  weichen  wird. 

In  gewissen  Fällen  ist  eine  sittliche,  heilige  Pflicht  zu  erfüllen,  eine  Schuld  auszu- 
gleichen. Dies  ist  der  Fall  mit  der  holländischen  Colonie  Java,  welche  Holland  von 
einem  Bankerott  gerettet  hat  und  woher  Hunderte  von  Millionen,  die  Frucht  der  Arbeit 
und  der  Frondienste,  in  die  Staatscasse  wanderten,  der  Colonie,  der  Holland  den 
grössten  Teil  seines  Nationalvermögens,  ein  gutes  Stödc  der  Entwtdcelung  seines 
Handels  und  seiner  Schiffahrt  und  zum  grossen  Teil  das  Aufkommen  seiner  Industrie 
verdankt.  Auf  Java  ist  Hollands  Bedeutung  zurückzuführen,  diese  Colonie  hat  Hol- 
land zu  seinem  wichtigen  Platz  in  der  Reihe  der  Nationen  verholfen.  Java  war  die 
einzige  Colonie  in  der  ganzen  Wdt,  weldie  durdi  mdu>  als  drei  Jahrhunderte  ihre 
riesigen  Gewinne  dem  Mutterlaiuli'  schenkte,  das  dort  nur  Wrf.nll  und  Armut  dafür 
zurückgelassen  hat.  Diese  schrankenlose  Ausbeutung  schreit  nach  Vergelttiog.  Hol* 
land  soll  wenigstens  zum  Teil  die  Ehrenschuld  tilgen,  den  Sdiwadien  stärken,  dem 
Unterdrückten  auflu-lfen,  Wohlstand  schaffen  dort,  wo  es  Elend  gesät  hat.  Die 
Schande  der  Vergangenheit  kann  und  wird  nicht  ausgelöscht  werden,  che  wir  diesen 
Millionen  von  Enterbten  eine  glücklichere  Zukimft  gesichert  haben,  so  dass  am  Tage, 
wo  aus  dem  Kinde  em  Mann  geworden,  Java  frei  leben  und  sich  der  Selbstregierung 
erfreuen  kann. 

»Der  moderne  Capitalismtts  treibt  die  civilisierten  Staaten  dazu,  ihr  Gebiet  fort- 
während zu  vergrössem,  um  neue  Absatzmärkte  fSr  ihre  Pk^oduete  zu  ersehliessen  und 

neue  Gegenden  ausfindig  zu  machen,  wo  dio  Cipit.ilicn  giiiistig  angelegt  werden 
können.  Da  diese  Eroberungspolitik,  oft  von  Verbrechen  und  Plünderungen  begleitet, 
keinen  anderen  Zweck  hat,  als  den  der  Befriedigung  des  unersättlichen  capitalis- 
tischcn  Golddurstes,  da  sie  ferner  ständig  Steigenden  militairischen  Ausgaben  nfitigt, 
so  muss  sie  unausgesetzt  bekämpft  werden.  Sie  treibt  die  Völker  zum  Protcctio- 
nismus  und  zum  Chauvinismus,  die  eine  nie  versiegende  Quelle  internationaler  Con- 
flicte  darstellen,  sie  vcrgrössert  <&e  drückende  Last  des  Proletariats  und  versogeit 
die  Befreiung  des  selbcn.c 

Das  moderne  capitalistische  Productionscystem  nnd  im  Zusammenhang  damit  das 
rapide  Wachstum  der  Productivkräftc,  die  fortw.ihrcndc  Verbesserunp  dtr  Ma- 
schinen, die  Anwendung  des  Dan^>fes  und  der  Elektricität  im  Dienste  der  Industrie, 
die  enormen  Fortschritte  des  Verkehrswesens  und  die  fortschreitende  Entwickeiung 
des  Creditwesens  müssten  unaufhaltsam  zur  gesellschafUicfaen  VoUblütigkeit,  zur 
riesenhaftesten  rbcrproduction  führen.  Die  capitalistischen  Länder  producieren  weit 
mehr,  als  sie  verkaufen  können,  und  die  Reichtümer  nehmen  schneller  zu,  als  die 
Iföglidikeit,  sin  zu  benutzen ;  deutlidier,  als  Jemals,  zeigt  »ch  die  Anardiie  tmserer 
socialen  Organisation.  Die  civilisicrte  Welt  ist  zn  klein  geworden  ;  es  sind  zu  viel 
Arbeiter  und  Maschinen  vorhanden,  als  dass  sie  alle  Platz  finden  könnten.  Geld  und 
Ware  suchen  einen  Ausweg  in  entfernte  Länder,  um  den  beständig  drohenden  Krisen 
zu  entflidien.  Die  Fabriken  sind  zur  Production  gezwungen,  sei  es  atKh  mit  Veriust, 
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um  nicht  das  Heer  der  Arbeitslosen  m  gefohrdfolicnder  Weise  zu  vergrössern  und 

die  gewaltsame  Revolution  licrvorzuriifen.  >Dic  sociale  Revolution  oder  der  Im- 
periaiismus,  das  ist  die  einzige  Wahl,  die  uns  bleibt  1«,  erklärte  der  Kanzler  der  Ver- 
einigten Staaten  von  America  am  14.  Juni  1898  im  Senat.  Und  Cetil  Rhodes  ahnte 
das  selbe,  als  er  1897  eines  Abends,  von  einer  Arbeitslosenversammlung  im  Londoner 
Osten  heimkehrend,  ausrief :  »Um  den  vierzig  Millionen  Einwohnern  des  V'or- 
einigten  Königreiches  den  Bürgerkrieg  zu  ersparen,  müssen  wir  neue  Lander  er- 
scMlessenl«  Die  Colonieen  sollen  also  als  ein  Sicherheitsventil  dienen  gegen  den 
Druck  des  PrnU-tariats:  der  Capitalismus  braucht  Raum,  um  nicht  auseinandcrzu- 
platzen.  Die  Industrie  braucht  neue  Absatzmärkte,  das  Capital  neue  Arbeitsfddcr, 
und  dies  alles  hoiTt  man  in  den  tropischen  Ländern  zu  finden.  Allein  man  übertreibt 
in  Äeser  Hinsicht  die  Wichtigkeit  des  Colonialbesitzes ;  es  ist  richtig,  dass  die  Colo- 
nieen einen  Markt  bilden  können  für  die  Industrieproducte,  die  in  Europa  nicht  ab- 
gesetzt werden  können,  doch  wird  dieser  Absatz  immer  verhältnismässig  gering  sein, 
und  der  Wdthandd  folgt  nidit  mehr  der  Fahne. 

Von  dem  gesamten  Einfuhrhandel  der  Welt  bekommt  America  (abgesehen  von 
den  Vereinigten  Staaten)  nicht  mehr  als  6,6%,  Asien  (China  einbegriflfen)  9%, 
Australien  2,9%  und  Africa  3,7%,  und  davon  geht  wiederum  nur  ein  Teil  nach  den 
Cöhmiecn.  Den  gesamten  Wehhandiel  hat  nun  im  Jalne  igoi  anf  115000  MtlIioneD 
Francs*)  geschätzt,  und  daran  sind  die  holländischen  Colonieen  nur  mit  950  Millionen, 
die  fradzösischen  mit  911  und  die  deutschen  mit  71  Millionen  beteiligt.  Nur  Eng- 
land besitzt  Colonieen,  welche  beträchtlich  in  die  Wagschale  fallen:  ihr  Handel  be- 
lilift  sich  insgesamt  auf  13  180  Millionen  Francs'),  das  ist  ungefähr  38,5%  des  ge- 
samten Handels  des  Reiches  überhaupt.  Während  /qoo  die  Ausfuhr  Englands  nach 
seinen  Colonieen  33%  der  Gesamtausfuhr  betrug,  sandte  Frankreich  nur  114%  seiner 
Prodttcte  nadi  seinen  nberseeisdien  Besitzungen ;  von  allen  Waren,  wdehe  die  fran- 
zösische Grenze  passierten,  rührten  nur  9,3%  von  den  französischen  Colonieen  her,, 
während  Grossbritannien  22%  seiner  Gesamteinfuhr  aus  den  Colonieen  bezog. 

Es  waren  indessen  waiigcr  die  Colonieen,  die  dem  englischen  Handel  einen  solchen 
Attfaditfmng  gaben,  als  vielmehr  die  Vorherrschaft  der  britischen  Industrie, 
die  Ks  vor  kurzem  jeder  Concurrenz  trotzte.  Bismarck  hatte  recht,  wenn  er  meinte, 
der  Handel  hänge  nicht  von  der  Landeshoheit  ab,  das  eigentliche  Mutterland  der 
Colonieen  sei  die  Industrie,  und  der  einzige  Beherrscher  des  Meeres  sei  der  Handel. 
Spanien,  mit  seinem  ausgebreiteten  Colonialbesitze,  hat  niemals  eine  grosse  Bedeutung 
in  Handel  und  Industrie  gehabt;  die  Industrie  Belgiens  und  der  Schweiz  hat  sich, 
ohne  Colonieen,  weit  mehr  entwickelt,  als  die  des  Colonialstaats  Holland.  Frankreich 
ist  trotz  seiner  colonialen  Ausdehnung  von  Dentsddand  sowohl  anf  industriellem  wie 
auf  commcrciellcm  Gebiete  überholt  worden,  während  doch  der  Handel  Deutschland* 
mit  seinen  Colonieen  nur  1%  des  Gesamthandels  dieses  Reiches  ausmacht  Die 
enorme  Entwickelung  der  Schiffahrt  zeigt  ebensowenig  einen  vorherrschenden 
Einfluss  des  Colonialbesitzes :  England  mit  seinen  Colonieen  gdit  hier  voran  mit  51% 
der  gesamten  Tonnenzahl ;  Deutschland  und  die  Vereinigten  St.Taten  folgen  mit  9.3 
und  9.1%;  hierauf  kommt  Norwegen  mit  6,1%,  dann  Frankreich  mit  4,4%,  lulien 
mit  3»2%,  Russland  mit  24%,  Schweden  mit  Spanien  mit  und  Japan  imd  Däne- 
mark mit  1,9%,  während  die  Handelsflotte  Hollands,  eines  der  mächtigsten  Colonial- 
Staaten  der  Welt,  nur  die  zwölfte  im  Range  ist.  mit  456000  Tonnen  oder  1,7*;^  der 
Gesamtzahl  von  27416000  Tonnen.  Java,  diese  grosse,  fruchtbare  und  dichtbevölkerte 
Insel,  führte  in  dem  Zeitramn  von  1897  bis  1901  jähriich  nur  fOr  244  M aiiooen  Francs 
ein,  das  ist  fnr  9  Francs  auf  den  Kopf  eines  jeden  Einwohners;  der  Gctamthandel 

*)  Hiervon  eatfUlaa  63^*/«  auf  Europa,  tOA*h  ""^  Aaim,  3^*^  «oT  Aliica,  i8,t*'t  auf  Aowfka  und  3,5*^» 
auf  ABitialiMk 

*)  Voa  Muam  Bainge  koauaen  sooo  Millloan  anf  Caaaia  «ad  3097  MflUonaa  «of  daa  aoamlUrbe» 
Slaateniraad,  alao  a|t*/»  auf  tut  maltklngig«  Lladar. 
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Java^  (i8  Francs  pro  Kopf)  bildet  nur  des  IioUändischen  Handels.  Die  Coloniecn 
kauien  eben  vom  Mutterlande  nur  die  Producte,  welche  sie  brauchen  und  selber  nicht 
prodnderen  können;  auch  kanten  «ie  diese  nur  dann,  wenn  die  Preise  im  Mntter- 
iande  —  die  Frachtspesen  einbegriffen  —  niedriger  sind,  als  anderswo.  Zudem  sind 
ihre  Bedürfnisse  gering  und  werden  niemals  den  Handel  beträchtlich  ernähren  können. 
Audi  die  Ausfuhr,  pro  Kopf  bereciuiet,  zeigt  keinen  Zusammenhang  mit  der 
Aus^hnung  des  Cokmialbesitses.  Diese  ist  nadi  Holland  (mit  6S7  Francs),  f&r 
Belgien  (285),  die  Schweiz  (269)  und  Dänemark  (212)  grösser,  als  für  England 
(195  Francs).  Der  Gesamthandel  ist  für  alle  diese  Länder,  wie  auch  für  Schweden, 
Argentinien,  Deutschland  imd  Norwegen  grösser,  als  derjenige  Frankreichs  mit  seinem 
Colonicenareal  von  mehr  als  6  Millionen  Quadratkilometer.  Man  kauft  und  verkauft 
dort,  wo  die  Bedingungen  am  vorteilhaftesten  sind,  und  wcntlet  sich  mehr  und  mclir 
ab  vom  Mutterlande.  Während  Britisch  Indien  im  Jahre  1891-1S92  für  805  Millionen 
Francs  Ware  nach  England  schickte,  Terminderte  sich  diese  Zahl  his  auf  720  Mil- 
lionen im  Jahre  1901-1902,  was  einen  Verlust  von  9,6%  ausmadit;  während  derselben 
Zeit  wuchs  die  Ausfuhr  nach  den  übriRcn  cn{?lischen  Coloniecn  von  520  auf  660  Mil- 
lionen, das  ist  tun  20%,  und  nach  fremden  Ländern  von  1233  auf  1610  Millionen  oder 
um  30^9%.  Die  Gcsamtaus^r  Indiens  im  Jahre  1901-19»  wurde  auf  aggo  Millionen 
Francs,  das  ist  29,3%  von  der  des  Vereinigten  Königreichs,  berechnet,  während  die 
Einfuhr  nur  ii.2%>  der  englischen  betrug,  und  dies  bei  einer  Bevölkerung,  die  7mal 
50  gross  ist,  wie  die  des  Mutterlandes.  Der  Gesamthandel  von  Britisch  Indien  hetrigt 
nur  II  Francs  pro  Kopf,  der  Englands  401  Francs,  also  das  jöfache!  Und  das  euro- 
päi-chc  Capital,  welches  ein  fruchtbares  Arbeitsfeld  in  diesen  Ländern  findet,  in  denen 
das  capitalistischc  Productionssystem  noch  im  Werden  begriffen  ist,  wird  den  Handel 
mit  dem  Mutterlmde  noch  verringern,  sobald  die  Cdonieen  ihren  eigenen  BedQrf  * 
nisscn  Genüge  leisten  können.  Solange  die  Handelsfreiheit  das  leitende  Princip 
bleibt,  wird  der  Handel  nimmer  der  Fahne  folgen  können,  und  die  Hekatoml)en  von 
Menschenleben,  die  die  Eroberung  neuer  Colonieen  gekostet  hat,  werden  nutzlos  sdn. 

Das  Gold  hat  sich  zu  Millionen  und  Abermillionen  über  die  Colonieen  ergossen, 
wo  die  Arl)cit  wolilfeil  ist  und  die  natürlichen  Reichtümer  überquellen  und  wo  die 
capitalistischc  Ausbeutung  von  keiner  Bremsvorrichtung  zurückgehalten  wird.  Da« 
Gdid  kennt  keine  Entfernungen;  es  verbreitet  sidi  in  rasender  Eile  über  alle  Teil« 
der  Erdkugel,  wo  Gewinn  in  Aussicht  ist,  und  bisweilen  verwandelt  es  wie  durdt  WUtn 
Zaulierstab  ein  ackerl)auendes  Land  in  ein  Industriecentrum.  Die  Eroberung  neuer 
Gebiete  für  die  Ausnutzung  und  Anwendung  der  Capitalien  ist  mehr  noch,  als  das 
Bedürfnis  nach  neuen  Absatzmärkten,  Ursache  der  modernen  Colonialexpansio«. 
Das  Gold  kennt  kein  Vaterland.  V^on  den  75  Milliartkn  Francs,  welche  die  Specu 
lation  den  Minen  Transvaals  gespendet  hat,  rührten  zwei  Drittel  von  deutschen  und 
französischen  Capitalisten  her.  Ungefähr  30  Milliarden  französischen  C^tals  finden 
«n  der  Fremde  ihre  Anwendung  und  werfen  an  Zinsen  jährlich  1000  bis  laoo  Millionen 
ab.  In  Südamerica  sind  1750  Millionen  deutschen,  in  Argentinien  5000  Millionen 
englischen  Capitals  angelegt;  350  Millionen  belgischen  Capitals  ernähren  die  russische 
Industrie.  Das  englische  Oipital,  das  in  der  Firemde  untergetvacht  ist,  hat  man  a»f 
50  Milliarden  berechnet,  die  im  Jahre  1902  —  und  dies  war  ein  ungünstiges 
Jahr  —  einen  Gewinn  von  1560  Millionen  abwarfen;  mehr  als  16  Milliarden  gingen 
nach  den  Colonieen,  was  einen  Jahrestribut  von  760  Millionen  Francs  erheischt. 

Seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  sind  also  grosse  Capitalien  nach  fremden 
Ländern  gesandt,  um  durt  F,rträ^ni~.se  abzuwerfen.  Sie  haben  dort  den  jungträu- 
lichen  Bodcu  bearbeitet,  das  Emgeweide  der  Erde  durclisuclit  und  die  Erdoberfläche 
mit  industriellen  Anlagen  bedeckt.  Der  Mdirwert  ist  nach  Europa  zurfickgekehrt; 
die  Einfuhr  überseeischer  Producta  hat  sich  gemehrt,  aber  die  Ausfuhr  unserer  In- 
du>trieproducte  ist  merklich  verringert,  und  die  Preise  sind  gesunken.  Von  1860  bis 
1890  liat  sich  die  Ausfuhr  Englands  verdreifacht,  aber  von  1890  bis  1897  ist  sie  von 
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6.6  bis  auf  5,8  Milliarden  Francs  zurückgegangen,  trotz  der  Ausdehnung  seiner  Co- 
lonieeii.  Das  industrielle  Übergewicht  Englands  hat  vielleicht  seinen  Höhepunct 
bereits  erreicht,  aber  sein  Ansehen  auf  dem  Geldmarkt  steigt  noch  imnur  und  ver- 
mehrt seine  Reichtümer.  Um  ihrer  Geldgier  zu  genügen,  brauchen  die  Capitalistcn 
neue  Colonieen,  die  imperialistische  Spinne  streckt  ihre  Netze  überallhin,  um  neue 
LSnder  ztt  timspannen.  Während  Europa  an  Anfang  des  XVI.  Jahrhunderts  kaum  6% 
der  Eni  licrfläche  bcsas^  hat  es  heutzutage  70%  in  Besitz  genommen,  wovon  zwei 
Siebentel  das  britische  Weltreich  ausmachen.  Africa  ist  in  Stücke  zerschnitten;  rings 
um  den  Stillen  Occan  und  ebenso  in  der  Mitte  Asiens  ringt  man  um  die  Beute;  Süd- 
america  gleitet  den  fatalen  Abbang  hinab,  und  selbst  die  Polarländer  wird  der  Aus- 
dehnungshunger der  dvilisierten  Länder  nicht  schonen. 

Wir  Socialistcn  verurteilen  unwiderruflich  jede  gewaltsame  Expansion,  jede  Er- 
oberung durch  die  Waffen,  die  keinem  anderen  Zweck  dient,  als  der  Befriedigung  des 
capitalistischcn  Golddurstes.  »Die  Kanone  schafft  kein  Recht«,  hat  der  chinesische 
Staatsmann  Li  Hung  Tschang  richtig  gesagt.  >wohl  aber  der  freie  Wille  eines  Volke*.« 
Der  Vorwand,  die  Civilisation  verbreiten  zu  wollen,  ist  überaus  fadenscheinig,  ein 
Schleier,  welcher  die  wahren  Beweggrfinde  verdecken  soll;  dviHsieren  bedeutet  in 
dieser  capitalistischcn  Gesellschaft  nichts,  als  andere  Rassen,  welche  dem  modemca 
Imperialismus  zum  Opfer  fallen,  vernichten,  demoralisieren  und  ausbeuten. 

Der  Capitalismus  führt  zum  Imperialismus,  und  dieser  wieder  zum  Militarismus, 
der  die  Völker  zu  Grunde  richtet  und  ihnen  das  Mark  aus  den  Knochen  saugt  Und 
deshalb  erklären  wir  unversöhnlichen  Krieg  der  capitalistischcn  Colonialpolitik.  welche 
die  herrschenden  Classen  stärkt,  die  Capitalisten  auf  Kosten  der  Arbeiter  bereichert, 
die  Möglichkeit  der  Ausbeutung  der  Producenten  vergrössert,  den  Militarismus  be- 
günstigt und,  in  Austausch  gegen  geringfügige  Vorteile,  der  arbeitenden  Qasse,  deren 
Befreiung  sie  verzögert,  unerträgliche  Lasten  aufbürdet.  Die  Ausgaben  zu  milttai- 
rischen  Zwecken  verschlingen  allein  in  Europa  —  welches  im  Fall  eines  Krieges 
4  Bfillionen  Soldaten  bewaffnen  kann  —  mehr  als  8  Milliarden  Francs  pro  Jahr.  Fort- 
gerissen von  imperialistischen  Begierden,  hat  sich  Deutschland  eine  Flotti  s-rr  rliaffen, 
wdche  jährlich  20.^  Millionen  Francs  kostet;  die  französische  Marine  erheischt  300 
Millionen,  die  englische  875  Millionen;  Kussland  gab  im  Jahre  1903  260  Millionen 
Francs  für  seine  Flotte  aus,  die  Vereinigten  Staaten  410  Millionen.  Bloss  an  Kosten 
für  die  Verteidigung  zu  Wasser  tmd  zu  Lande  vergeuden  dtf<e  ftnif  Länder  allein 
5160  Millionen  Francs  jährlicli,  und  ganz  Europa  7370  Millionen.  Die  Staatssdiulden 
steigen  also  mit  Riesenschritten*),  und  aUe  Lasten  drücken  auf  die  Schultern  des 
Volkes,  das  man  nach  Herzenslust  schinden  kann.  Der  immer  heftiger  werdende 
industrielle  Kampf,  in  dem  die  ganze  Staatsmacht  einer  Handvoll  Capitalisten  zur 
Verfugung  steht,  ist  eine  unversiegbare  Quelle  kriegerischer  Confiicte  und  führt  immer 
neue  Anlässe  zu  Kriegen  an  allen  Orten  auf  der  ganzen  Erde  herbei.  Infolge  ^er 
sich  immer  steigernden  Massenpr  Kliicti* n  ist  die  Warenausfuhr  eine  Lebensfrage  für 
die  Culturvölker  geworden.  Da  man  nun  auf  allen  Märkten  Concurrenten  begegnet, 
ist  künstliche  Verstärkung  geboten.  Der  Freihandel  muss  dem  Schutzzoll  weichen. 
Das  Ideal  des  Freihandels,  von  dem  es  einst  hicss,  er  werde  internationale  Harmonie 
ohne  Missgunst  oder  Krieg  schaffen,  wobei  die  internationale  Arbeitsteilung  eine 
Epoche  des  Friedens  und  der  Eintradil  unter  den  Völkern  herbeiführen  würde,  wurde 
dutch  die  harte  Wirklichkeit  zertreten.  Die  o^italistisdien  Verbände,  in  der  Form 
der  Trusts  oder  Cartelle,  welche  über  Milliarden  verfügen,  erdrücken  Äie  Schwachen, 
behaupten  die  inländischen  Märkte  und  wissen  —  wo  nötig,  durch  die  Gewalt  der 

♦)  Die  < jr<amtschuld  der  Cultursta.iton  wird  auf  iSo  Milliarden  vrranschlagt  und  erfordert  eine  jUu- 
Uche  Abgabe  von  mindectem  5500  Millionen  France.  Unter  dem  Minitterinm  Salisbuy  sind  die  mili- 
ttiritcheo  AugabeD  m  40%  gestiCKeB.  de  bilden  9choa  die  HUfte  des  gesaatco  Bodgets.  Am  674  Milli- 
DMD  in  Jali»  1883  ibid  im  Jdm  i<)03  a6s3  MilUoaen  Fnnci  gewoi^ca,  das  beitst,  de  hnlüeB  sieb 
inoerbalb  30  Jahren  vervSerfacbt 
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Waffen  —  sich  neue  zu  erobern  ;  die  coloniale  Expansionspolitik  beherrscht  die  ganze 
Welt.  Von  dem  Wahne  getrieben,  der  Handel  folge  der  Fahne,  suchte  man  allent- 
halkm  CokMkiceii  tu  erwerben,  welche  als  Absatzmärkte  dienen  konnten.  Weder  die 
Wüsten  Africas,  noch  die  Täler  Chinas,  noch  die  Inseln  des  Stillen  Oceans  entkamen 
diesem  unersättlichen  Ausdc-linungshimger.  Der  Kampf  um  Absatzmärkte  für  Pro- 
ducte  und  Capitalien  wälzt  sich  wie  ein  feuriges,  gieriges  Ungeheuer  über  Festland 
und  Meere.  Auf  de«  Sdiachbrett  der  beiden  Halbkugeln  stehen  die  Heere  des  in« 
dustrielien  Krieges  kampfbereit,  (überall  liegt  Zündstoff  aufgehäuft,  und  ein  Funke 
kann  das  Pulver  zur  Explosion  bringen  und  einen  Weltbrand  verursachen.  Es  bil- 
den sich  Zollverbände,  tmd  das  Schutzzollsystem  trieb  zum  Imperialismus.  Solange 
England  die  Hoffnung  hegen  konnte,  das  einzige  industrielle  Centrum  in  einer  Acker- 
bau lreil)enden  Welt  zu  werden,  blieb  das  Vaterland  Peels  und  Cobdens  der  Lehre 
des  Freihandels  treu.  Aber  seit  dem  Tage,  wo  die  industrielle  Concurrenz  Deutsch- 
lands uid  der  Vereinigten  Staaten  die  Vorherrschaft  Englands  gdihrdete,  kam  die 
Idee  aafp  die  ül)er  die  ganze  Erde  zerstreuten  englischen  Colotticen  zu  einem  Bunde 
zu  vereinigen.  Disraeli,  der  noch  1852  schrieb:  »Die  Colonieen  sind  Mühlsteine  at» 
unserem  Halse«,  wurde  der  Vater  des  Imperialismus.  Em  Greater  Britain  sollte  ge- 
■ch'a£Fen  werden,  dn  politischer  nnd  militairischer  Handelsverband,  der  alle  angd* 
sächsischen  Stämme  unter  eine  Fahne  bringen  sollte.  Und  Chamberlain  schildert  mit 
feurigen  Worten  dieses  Weltreich,  idas  alle  Weltgcgenden  umfassen  soll  und  dessen 
Gründung  so  viel  Opfer  an  Gut  und  Blut  erfordert«,  dieses  grosse  Reich,  wo  jeder 
Einwohner  alles  finden  werde,  was  er  brauche,  um  zu  leben,  zu  arbeiten  und  glücklich 
zu  sein,  und  das  Grossbritannien  zur  Weltherrschaft  verhelfen  werde!  Dieser  .\ppell 
an  den  Chauvmismus,  diese  Hypertrophie  des  Nationalstolzes  findet  mit  jedem  Tage 
neue  Anhinger.") 

Diese  imperialistischen  Neigungen  verleihen  dem  Colonialbesitz  einen  neuen  Wert, 
und  das  alte  System  des  Handelsmonopols  erhebt  sich  zum  Teil  wieder  aus  der  .Asche. 
Die  coloniale  Expansion  wird  aufs  neue  einen  hohen  Flug  nehmen,  indem  sie  die 
Lasten  der  Arbeiterclasse  erschwert,  während  den  Grossindostnelten,  den  Handds- 
firmen,  den  Scbiffahrtsgesellschaften,  denen  man  Snh^idien  zuerteilt,  den  Speculantcn 
in  Concessionen,  einigen  hohen  Beamten  oder  den  Couponabschneidern  die  Vorteile 
anfaUen.  Die  Colonieen  bilden  also  »einen  kostspieligen  Luxus«  (Molinari)  far  alle 
«nropäischen  Nationen.  Der  Cokmialetat  Frankreichs  siieg  von  20  Millionen  Francs 
im  Jahre  1H58  auf  100  Millionen  im  Jahre  lOOO  und  bildet  mit  den  Kosten  für  militai- 
rische  Expeditionen  eine  jaiiriiche  Ausgabe  von  175  Millionen  Francs  für  das  Mutter- 
land, das  nur  für  170  Millionen  Francs  an  Waren  (oder  4,5%  seines  Exports)  dorth» 
sandte.  Deutschland  musste  1903  ein  ooluninlrs  Deficit  von  39 -^fxj  000  Francs  bezahlen, 
wahrend  es  dafür  nur  geringfügige  commercielle  tmd  industrielle  Vortdle  dn- 
tansdite.*)  Fügt  tnan  noch  die  Ausgaben  Iwr  Armee  nnd  Marine  hinzu,  so  wird  man 
gestehen,  dass  die  Kosten  des  Imperialismus  eine  erdrückende  Last  für  das  Prole- 
tariat geworden  sind  und  dass  dieser  Imperialismus  die  socialen  Reformen  verhindert. 

Und  trotz  alledem :  Muss  aller  Colonialbesitz  verurteilt  werden  —  in  jedem  Falle, 
zu  allen  Zoten  und  überall? 


»Die  neuen  Bedürfnisse^  welche  nach  dem  Siege  der  Arbdterclasse  und  nach  der 
Skonomischen  Befrdung  der  selben  sieh  dnsteften  werden,  werden  sogar  unter  dem 

socialistischen  Zukunftsregimc  Colonialbesitz  erfordern.  Die  modernen  Nationen 
werden  kdne  Landstriche  entbehren  können,  welche  gewisse  für  die  Industrie,  sowie 
für  den  Gonsum  der  Mensdihdt  notwendige  fibersedsclie  Itohstoffe  und  Erzeugnisse 

*)  Im  Jahre  iqoi  Mtaf  tidi  dar  Sedundd  di«iet  eoifliicliAB  Rdclie«  auf  ;vt  Millionen  Fnna:  «>/tOwl  to 

K^"'^,  wie  Jer  Handel  Deutechland«,  fast  die  Hälfte  des  ^-arirrn  Wrltfi.m'lrlv.   [he  <"af'.Ritatd«r  nglitchCD 
Hjc4el<ctlotte  betrigt  schon  14  Millionen  Tonnen  netto,  da-,  ist  51  "^o  lUr  d'-r  i;.irjj'cn  Welt. 
*)  Der  Gcs.imthanJcI  der  deutschen  Colonieen  betiu^  igoi  nur  71  Millionen  l-r  u.i  -. .  ■■;  bestand  nun  groisen 
Teil  aus  Alkohol  fOr  die  Liogeboraeo  und  Lebeiumitteln  ftti  die  Kegicningsbeamtcn. 
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liefern  —  solange  man  tich  diese  nicht  durch  Aostausdi  gegen  Inländische  Pro- 

ducte  verschaffen  kann.« 
Sogar  der  sodalistische  Zukunftsst^at  wird  also  seine  Colonialpolitik  haben  mfisscn 

zur  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  den  auf  einer  höheren  Stufe  der  dkono* 
mischen  Entwickflunp  befindlichen  Landern  und  den  liintcr  diesen  zurückstehenden 
Völkern.  Für  den  keineswegs  uninögUchen  Fall,  dass  die  gemässigten  Zonen  über« 
vöikert  werden  sollten  und  nun  die  tropisdien  Länder  unbedingt  braudite,  weil  sie 
der  alten  Welt  Lcbciismitt«']  und  RnlTitaffe  verschaffen  niüssten.  wird  die  Menschheit 
neue  Fragen  zu  lösen  haben.  In  den  Jahren  1870  bis  1900  haben  schon  mehr  als 
ao  Millionen  Menschen  Europa  verlassen,  und  dennoch  wächst  die  europäische  Be- 
völkerung um  0.88  %  jährlich.  Vielleicht  werden  die  Cultnnrölker,  nachdem  sie 
die  sociale  Glcitlilu-it  sich  errungen  haben,  in  dem  zu  engen  Panzer  der  alten  Welt 
ersticken,  während  in  anderen  Erdgegenden  noch  Platz  unter  der  Sonne  ist  für 
Millionen  von  Menschen.*)  Sollen  wir  also  die  Hälfte  der  Erde  der  Mmikür  der 
noch  in  dem  Zustande  der  Kindheit  iK-findlidien  Völker  überlassen,  die  die  kolossalen 
Reichtümer  im  Boden  ihrer  Lander  t)racl.lieijen,  die  fruchtbarsten  Teile  unsres  Pla- 
neten unbebaut  lassen?  Oder  sollen  wir  im  Interesse  der  Menschheit  eingreifen, 
damit  die  Erde,  welche  dem  ganzen  menschlichen  Gesdilecht  gehört,  allen  Bewoh- 
nern die  Mittel,  zu  leben,  vcr^chp.fTe?  Muss  man  nicht  unter  der  VergeseUschaftuv;^ 
dir  ProdncHotumittel  das  verstehen,  dass  alle  Mittel,  zu  leben  und  zu  arbeiten, 
allen  gehören  sollen?  Die  Zukunft  wird  hierüber  entscheiden,  aber  schon  in  der 
jetzigen  Gesellschaft  ist  der  Colonialbesitz  unvermeidlich.  Der  moderne  Mensch 
kann  nicht  mehr  leben  ohne  die  Prodiicte  der  tropischen  Gegenden,  ohne  die  Roh- 
stoffe, die  der  Industrie  unentbehrlich  sind  (Kattun,  Djatiholz,  Kautschuk,  Elfen- 
bein, Zinn  n.  s.  w.)f  ohne  die  Lebensmittel,  weldie  man  sonst  gar  nicht  oder  nur 
äusserst  schwer  erlangen  kann  (Kaffee.  Tee.  Tabak.  Milscatnuss,  Qiinin  «.  s.  w.). 
Der  grösste  Teil  der  Erde  eignet  sich  nicht  zum  Ackerbau,  und  im  Hinblick  auf  den  i 
Tag,  wo  die  Culturländer  den  Bedürfnissen  des  menschlichen  Geschlechtes  nicht  mehr 
genügen,  soll  verhindert  werden,  dass  primitive  Volker  die  gemeinschaftlichen  Reich- 
tümer vergeuden,  indem  sie  Wälder  verbrennen.  Landstriche  verwüsten,  Tiere  aus- 
rotten. Wie  Wilhelm  Liebknecht  am  21.  Jtmi  1899  im  Reichstag  sagte:  eine 
G)lon!a1p6iitik,  welche  die  Erde  bevolkem.  'die  Cultur  und  die  Menschheit  fördern 
würde,  wäre  gereditfertigt  Uebknedit  fdrchtete  frdlidi.  dass  die  Zeit  dazu  noch 
nicht  gekommen  sei. 

Es  ist  wahrscheinlich  oder  möglich,  dass  die  G}lonieen  nur  eine  vorübergehende 
Erschdntmg  in  der  Wettgeschichte  sein  werden.     Sobald  die  farbigen  Mensdi^n- 

rassen  eine  h.ihere  Bildung,  eine  weitere  ökonomische  Entwickelung  erreicht  haben 
werden,  sobald  Industrie  und  Ackerbau  bei  ihnen  sich  ausdehnen  und  ein  geregelter 
Tauschhandel  mit  ihnen  möglich  sein  wird,  werden  sie  dn  Recht  auf  Unabhängigkeit 
oder  diese  selbst  schon  errungen  haben.  Al)er  eine  lange  Zeit  trennt  uns  noch  von 
die,ser  Epoche  menschlicher  Solidarität:  wo  die  ganze  F.rde  nur  einen  Weltbund 
cooperativer  und  associierter  Productionskräfte  bilden  wird,  die  allgemeine  Organi- 
sation der  Völkerverbrudemng.  Es  wäre  aber  utopisch  gedacht,  wollte  man  bis  zum 
Ausbruch  der  sodalistischen  Epoche  jcf^iche  coloniale  Ausbreitung  aufzuhalten 
streben.  Wir  müssen  im  Gegenteil  für  jeden  einzelnen  Fall  den  Nutzen  und  die 
Nachteile  einer  colonialen  Besitzung  gegen  einander  abwägen,  nachdem  man  die 
Frage  unter  den  oben  angegebenen  Gesichtspuncten  geprüft  hat.  Eine  Colon ie 
kann  nützlich,  aber  auch  verhängnisvoll  sein.  Wenn  die  I-ast,  welche  sich  das 
Mutterland  aufgebürdet  hat,  zu  schwer  wird,  kann  es  danmter  zusammenbrechen. 
Im  allgemeinen  übertreibt  die  Bourgeoisie  die  Vortdle  und  vergisst,  dass  in  den 

»)  Die  1550  Millionen  Erdbewohner  sind  zer*treut  Ober  137  Millionen  yuadralkilometer,  also  i»,(>  auf  eioen 
Quadratkilometer.  Eotopa  tSUt  40,5  Bewohner  auf  deni«clben  FlScheacaiuiii  uad  di«M  AuaU  wird  bei 
der  jeUigen  BcrölktniiDginBaliiBe  im  Jahre  ttjfio  verdoppelt  sein. 
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meisten  Fällen  derselbe  Gewinn  mSglich  wäre  ohne  die  Inbesitznahme, von  Cokmieen» 

deren  Wert  weder  die  Nachteile  blutiger  Eroberungskriege,  noch  das  damit  ver- 
bundene Auflodern  des  Rassen-  und  Völkcrliasses  aufwiegt. 

»Die  socialdcmokrati-sche  Partei,  welche  in  ihrer  Action  auf  der  gesellschaftlichen 
Entwickelang  und  dem  Chssaitampf  fusst  und  ihren  Grundsätzen,  ziden  und  Ten- 
denzen gemäss  jegliche  Ausbeiituni?  und  Unterdrückung  von  Personen.  Gassen  und 
Völkern  streng  verurteilt,  stellt  als  Grundlage  für  ihre  Colonialpolitik  folgende 
Regeln  auf:  < 

Weil  der  Capitalismus  eine  unumgängliche  Phase  der  ökonomischen  EntwickeUing 
bildet,  die  auch  die  Coloniecii  werden  durchmachen  müssen,  muss  die  Entfaltung 
des  industriellen  Capitalismus  ermöglicht  werden,  wenn  notig,  mit  Aufopferung  ver- 
alteter (gemeindlicher  oder  feudaler)  Kigentumsformen. 

Zu  gleicher  Zeit  aber  hat  die  Sucialdemokratie  mit  allen  Kräften'  gegen  den  ver- 
derblichen Einfluss  zu  kämpfen,  den  die  capitalistisdie  Entwickelung  auf  das  colo- 
nialc  Proletariat  ausübt,  um  so  mehr,  als  letzteres  vcwaussichtlich  ZU  einem  s<rfdien 
Kampfe  selbst  nocli  nicht  fähig  sein  wird.c 

Die  Mancsche  Annahme,  mandie  Linder  könnten  —  wenigstens  zum  Teil  —  die 
c^italistisdie  ^odie  in  ihrer  ökonomischen  Entwickeluncr  iiberspiingen,  hat  sich 

als  unrichtig  erwiesen,  die  primitiven  V^ölker  erreichen  die  Cultur  nur.  wenn  sie 
diesen  Calvarienberg  ersteigen.  Es  ist  mithin  unsere  Pflicht,  die  Entwickelung  des 
Capitklismus  nidit  aufzuhalten,  weil  er  eine  unvermeidliche  Phase  in  der  Geschichte 
der  Menschheit  liil  iet :  wir  krinnen  sogar  diesen  l^ocess  erleichtem,  indem  wir 
seine  Wehen  zu  iindern  versuchen. 

Es  ist  immer  der  Unterschied  im  Auge  zu  behalten  zwischen  der  Taktik,  die  der 
Socialismus  einem  werdenden,  und  der,  die  er  einem  verkümmernden  und  sterbenden 
Capitalismus  gegenüber  zu  beobachten  hat.  Der  Übcrpnng  vom  Stadium  des  .Acker- 
baues, in  dem  die  Mehrzahl  der  Colonieen  sich  noch  betindet,  in  den  des  industriellen 
Capitalismus,  ist  tmvermeidlich ;  das  Feudalsystem  wird  in  den  Colonieen  ver- 
schwinden, wie  CS  in  Europa  und  anderwärts  verschwunden  ist:  nichts  und  niemand 
wird  das  hindem  können.  Man  kann  im  allgemeinen  in  der  Colonialpolitik  drei 
verschiedene  Exploitationspcrioden  unterscheiden:  In  der  Anfangszeit  eignet  sich 
der  Eroberer  dnfsch  die  natürlichen  Rdditfimer  (Gold  und  tropische  Producte) 
an.  er  betrügt  und  plündert  den  Eingeborenen;  CS  ist  dies  die  Periode  des  Handels- 
capitalismus,  der  Exploitation  zu  gunstcn  einer  Regierung  oder  von  Privatpersonen. 
Sodann  kommt  die  Anlage  von  Pflanzungen  und  die  Ausbeutung  der  Arbeitskraft 
der  Eingeborenen,  welche  man  durch  gütliche  CbereinScunft  oder  Gewalt  nötigt, 
Waren  für  den  europäischen  Markt  (Kaffee,  Zucker.  Tabak.  Gewürznelken.  Indigo 
u.  s.  w.)  zu  producieren.  und  endlich  sucht  man  durch  Errichtung  von  Fabriken, 
Anlage  von  Eisenbahnen  und  intensive  Bodencnltur  den  industriellen  Caiutalismus 
in  diese  tropischen  Gegenden  zu  verpflanzen.  Die  aufgezwungenen  Culturcn  ver- 
schwinden, die  Ländereien  der  Eingeborenen  werden  in  Concc^sinn  gegeben,  und 
die  europäischen  Capitalicn  Italien  ihren  Einzug  und  bringen  luil  sich  die  intensive 
Cultur  und  die  Grossindustrie  mit  ihren  Maschinen. 

Die  Vernichtung  des  Feudalsystems,  welche  sich  in  IVankreich  auf  gewaltsame 
Weise  während  der  grossen  Revolution,  und  in  Deutschland  langsam  und  ohne  Er- 
sciiuttcrung  im  XIX.  Jalirhundcrt  vollzogen  hat';,  welche  in  Russland  noch  nicht 
beendet  ist  und  in  Japan  in  schMrindelnder  Eile  vor  sich  geht,  wird  in  den  Colonieen 
ziemlidl  sicher  die  Gestalt  einer  langsamen  .Anpassung  des  Productionssystems  an 
die  Productionsmittcl  annehmen,  ohne  gewaltige  Erschütterung.  Die  Bedeutung  des 
Ackerbaues  wird  abnehmen,  Industrieen  werden  überall  emporkommen  in  diesen 
Ländern,  wo  die  Rohstoffe  in  grosser  Menge  gefunden  werden  und  die  Arbeit  so 
wohlfeil  ist.     Arbeiter,  welche  mit  einem  niedrigen  Lohne  zufrieden  sind,  finden 

*>  1S48  lebte  beiaalie     (^*/«)  der  B«v5lkeraiig  DentKhlaods  vom  Ackerban:  bentnitage  kum  2ß*l» 
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sich  dort  vor  oder  werden  importiert,  und  das  industrielle  Capital,  das  den  Coloniocn 
noch  fehlt,  wird  vom  iniorflie spenden  Europa  die  Hülle  und  Fülle  geliefert  werden. 

Allein  die  Entstehung  eines  cigcnilichcn  Proletariats  wird  in  den  meisten  Coionicen 
—  Japan  hat  sich  immer  sein«  Unabhängigkeit  bewahren  gewusst  ~  nur  schwer- 
lich vor  sich  gehen.  Die  Eingchorenen,  welche  wenig  Bcdürfni-ise  haben,  und  in 
Gegenden  leben,  wo  es  so  leicht  ist,  sich  Lebensmittel  zu  beschaffen,  werden  sich 
nicht  so  leicht  dem  Jocii  des  Gqutalisten  unterwerfen.  Die  ökonomisdte  Entwickc- 
lung  wird  also  eine  andere  Gestalt  annehmen,  als  in  Europa,  und  da  die  äusserste 
Prolctarisierung  umgangen  wird,  so  wird  der  CIas>enkanipf  dort  in  weniger  unge- 
stümen Formen  auftreten.  Das  heutige  Colorüaisystem  hat  hervorgerufen  »die 
Masse  des  Elends,  des  Drudes,  der  Knechtschaft,  der  Entartung,  der  Ausbeutungc, 
wovon  Marx  spricht,  aber  ohne  »die  Empörung  der  stets  anschwellenden  und 
durch  den  Mechanismus  des  capitalistischen  Productionsprocesses  selbst  geschulten, 
vereinten  und  organisierten  .\rbeiterclasse«.  Der  Einfluss  der  sodalistischen  Partei 
im  Mutterlande  wird  also  versuchen  müssen,  die  Eingeborenen  lU  schützen  und  vor 
«ehrt  cklitiicm  Elend  /u  litw.iliren  durch  sociale  Reformen  oder  durch  Über- 
tragung cmcs  Teils  der  Betriebe  an  den  Staat.  Auf  diese  Weise  können  wir.  ohne 
den  Gang  der  fittwidcdung  zu  stören,  deren  Schmerzen  lindem  und  einem  Elend 
vorbeugen,  welches  sich  schon  in  den  abscheulichen  Hungersnöten  in  Indien  offen- 
bart. Und  d.ihei  wird  es  gänzlich  unnötig  sein  —  ebensowenig,  wie  bei  dem  euro- 
päischen landwirtschaftlichen  Kleinbesitz  —  den  Process  der  Prolctarisierung  zu 
beschletmigen  und  den  Eingeborenen  den  Boden  fortzunehmen.  Im  Gegenteil,  man 
soll  ihre  Last  erleichtern,  ihre  Ausbeutung  bekämpfen  und  ihre  Paupcrisierung  durch 
Fremde  verhindern.  Und  dies  um  so  mehr,  als  es  zweifelhaft  ist,  ob  die  Einge- 
borenen, wenn  man  ihnen  die  Arbeitsmittel  entzieht,  jemals  —  oder  wenigstens 
auf  längere  Zeit  lilnaus  —  ein  pflichtbcwusstcs  Proletariat  bilden  werden;  denn  es 
kommt  hier  auch  die  Rassenfrage,  der  Einfluss  der  Geschichte  in  Betracht.  Wenn 
wir  die  Eingeborenen  schützen  und  verteidigen,  werden  wir  ihre  Sympathieen  ge- 
winnen, wenn  wir  sie  proletarisieren,  machen  wir  sie  zu  unseren  Feinden,  zu  einer 
Masse  von  entarteten  Sclaven.  keiner  energischen  Action  fähig,  vom  F.Iend  deino- 
ralisicrt,  an  Leib  tmd  Seele  zu  Grunde  gerichtet  Einer  zügellosen  Ausbeutung  preis- 
gegeben, werden  die  Colonieen  niemals  eine  organisierte  Arbeitcrcla&se,  welche  selbst 
sich  ihre  Befreiung  /u  erringen  weiss,  he^^'orbringen.  Eine  grausame  Ausbeutung 
zu  verhindern,  die  Eingeborenen  zu  schützen,  die  Raubgier  der  Capitalistcn  zu  h<-r.- 
men  und  soviel  wie  möglich  ein  bewusstes  und  socialistisches  Proletariat  ^u  erziehen, 
das  einmal  sich  seiner  Unabhängigkeit  wird  freuen  können,  das  ist  die  Pflicht,  die 
die  Geschichte  uns  auferlegt,  eine  Aufgabe,  die  wir  erfüllen  kimncn.  Getrieben 
von  einem  unersättlichen  Egoismus,  fortgerissen  durch  den  Durst  nach  Reichtum, 
schrecken  die  Colonialcapitalisten  vor  nichts  zurück  bei  der  Ausbeutung  der  Ein- 
geborenen ;  schon  haben  sie  unzählige  Frevel,  absdienliche  Gransamkdten  be- 
panpen,  Ströme  von  Blut  vergossen,  überall  Elend  und  Zerstörung  gesät.  Man  wird 
diese  blinde  Jagd  nach  dem  Golde  zugein,  die  Enurtung  der  Eingeborenen 
verhindern  und  deren  materielle,  inteilectuelle  und  sittliche  Hebung  begünstigen 
mässen.  Und  zu  diesem  Zweck  soll  der  Staat  eingreifen. 

»Sowohl  um  die  Lage  der  .Arbeiter  zu  verbessern,  als  um  zu  verhindern,  dass  alles 
Vermögen  aus  den  Colonieen  geführt  wird,  die  dadurch  verarmen  wurden,  wird 
Staatsbetrieb  von  solchen  Unternehmungen,  die  sich  dazu  eignen,  neben  dem  Privat- 
betrieb nützlich  lind  erforderlich  sein,  und  dies  sowohl  zur  Besehleunigung  des  capi- 
talistischen EntWickel ungsprocesses,  wie  auch  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage 
des  einheimischen  Arbeiters.« 

OIiumIiI  nian  der  Privatinitiative  einen  geh(">rigen  Spielraum  lassen  kann,  wird  die 
Staatsintervention  di>  ökonomische  Entwickelung  der  Colonieen  beträchtlich  be- 
schleunigen können,  das  Schicksal  der  Eingeborenen  bessern  und  der  Trockenlegung 
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von  Millionen  ein  Ende  machen,  welche  die  TTauptursachc-  der  =.chrccklichcn  Hungers- 
nöte in  Britisch  Indien  und  auf  Java  gewesen  ist  Enorme  Landstückc  liegen  noch 
unbebaut,  ansehnliche  Schätze  sind  noch  im  Schosse  der  Erde  verborgen,  aber  die 
Capitalisten  kümmern  sich  nur  um  augenblicklichen  Vorteil  und  haben  dies  alles 
vernachlässigt,  die  Reichtümer  des  Bodens  nur  in  geringem  Maasse  benutzt.  Die 
Elemente  zur  Entstehung  eines  autochthonen  Capitalismus  fehlen:  der  beständige 
Ortswcdisel  und  das  Fortsdileppen  des  Mehrwerts  ausser  Landes  hemmen  den  Fort* 
schritt  des  europäischen  Capitalismus,  der  nur  einen  geringen  Ertrag  aus  dem  frucht- 
baren Roden  der  von  der  Natur  so  reichlich  begünstigten  Landstriche  zu  ziehen  ge- 
wu&st  hat.  Die  Hilfe  der  Regierung,  welche  mehr  die  Zukunft,  als  da$  Jetzt  im 
Auge  behält,  ist  also  unentbehrlich,  aber  es  wäre  ungerecht,  nur  auf  Staatskosten, 
den  Boden  nutzbar  zu  machen.  Bewässerungscanäle  zu  graben.  Wege  im  Innern  zu 
bauen  u.  s.  w. ;  dadurch  würden  die  Eingeborenen  den  Gewinn  bezahlen,  der  dea 
Ircmden  Caintalistcn  mfliesscn  wurde,  anstatt  die  aUgemdne  Wohlfahrt  der  Bewohner 
sn  fördern. 

Ein  grosser  Teil  der  E.xploitation  von  Minen  und  Wäldern,  von  Eisenbahnen  und 
Bewässerungsanlagen,  ja  selbst  die  grossen  CultureOt  welche  die  Form  von  Mono- 
polen annehmen,  sowie  die  Industricen,  welche  besonders  dazu  geeignet  sind,  können 
vom  Staate  direct  an  sicli  gezogen  werden.  Der  Staat  wird,  wie  Engels  vorausgesagt 
hat,  mehr  und  mehr  die  Leitung  der  Production  übernehmen,  und  die  Prwluctions- 
mittcl  werden  mehr  und  mehr  in  die  Hände  des  Staats,  der  Gemeinde  oder  anderer 
geseOsdiaftlidicr  Organe  ubei^hen.  Die  Ersetzung  des  Feudalsystems  luul  dea 
Ackerbaues  durch  die  capitalistische  und  industrielle  Productionsform  wird  auf  diese 
Weise  fortwährend  und  ununterbrochen  stattfinden,  mit  Schonung  der  Rechte  und 
Interessen  der  Eingeborenen.  Es  wird  dies  für  die  Colooieen  ein  erster  Schritt  sein 
auf  dem  Wege  der  Sodalisierun^  der  Productionsnuttd.  Die  Gefahren  des  Staats- 
socialismus,  welche  vielleicht  in  autokratisch  regierten  Ländern  bestehen,  sind  nicht 
zu  furchten,  denn  in  den  Parlamenten  wird  der  EinÜuss  der  Socialdemokratie  schliess- 
lich überwiegen.  Beim  Staatsbetrieb  wird  der  Gewhm  in  der  Colonie  selbst 
verbleiben  und  den  Bewohnern  der  selben  anheimfallen,  deren  Kaufkraft  dadurch- 
erhöht  wird,  was  wieder  die  Schaffung  neuer  Industrieen  ermöglicht.  Wird  erst 
ein  Ende  gemacht  mit  den  lächerlich  niedrigen  Löhnen,  welche  den  colonialen  Ar- 
beitern beiahlt  werden,  die  man  oft  durch  K»lie»Hiractt  m  dnem  Znstande  mdtr 
oder  weniger  verschleierter  Sclavcrci  hält,  so  werden  die  Bedürfnisse  der  Eingebo- 
renen steigen,  diese  werden  sich  ihrer  Rechte  bewusst  werden  und  sich  organisieren, 
um  sie  zu  verteidigen.  Der  Socialismus  wird  seinen  Einzug  halten,  die  Unter- 
drückten  von  heute  morgen  zur  Befreiung  führen  und  sie  erziehen  zur  Selbstregie- 
mng.  Eine  Zeitlang  werden  vielleicht  -lic  Coloniecn  und  das  Mutterland,  durch 
Sympathie  oder  gemeinschaftliche  Interessen  verbunden,  einen  in  sich  geschlossenen 
Staat  bilden,  der  all  sdnen  Bedürfnissen  selbst  genügen  kann:  ein  ökonomisches 
md  iKditisches  Ganze  auf  der  Basis  einer  demokratischen  Gleichheit  tmd  Rechts- 
einheit unter  den  unterschiedlichen  Rassen  und  Völkern.  Die  Staatsunternehmungen, 
keinerlei  Gewinn  bezweckend,  der  öffentlichen  Controle  unterworfen,  können  die 
Bngdiorenen  schützen  gegen  die  Degenerientng,  die  ihnen  von  dem  Privatnnter- 
nehmertum  droht;  sie  können  den  Bewohnern  dieser  reichen  Länder  mehr  Wohl- 
fahrt schaffen  und  sie  durch  eine  weise  und  wohltätige  Bevormundung  auf  den  Weg 
der  Entwtckelung  führen. 

»Es  wird  nriditn  die  Aufgabe  der  Socialdemokratie  sein,  in  alten  Cblonieen,  wo  ein 

modernes  Proletariat  entsteht,  die  Organisation  des  selben  zu  fiirdern,  um  dessen 
Widerstandsfähigkeit  im  Kampfe  mit  dem  Capitalismus  zu  erhöhen,  und  durch  Auf- 
besserung der  LÜme  die  Gefahr  zu  beseitigen,  die  für  die  alten  capitalistisdien  Linder 
in  der  mörderischen  Concurrenz  der  billigen  Arbeitskrifte  dieser  primitiven 
Völker  liegt.« 
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Das  moderne  Proletariat  zu  organisieren  überall,  wo  es  sich  bildet,  ist  die  Pflicht 
•des  demokratischen  Socialismus,  das  beste  und  sicherste  Mittel,  die  Bevölkerung  der 
'Cotonieen  tu  höherer  Cultur  zu  bringen.  Wir  Socialisten,  die  wir  frei  sind  von  allen 
Rassenvorurteilen,  hegen  in  imsereni  Herzen  eine  unbegrrenzte  Hoffnung  auf  die  Zu- 
kunft dieser  sogenannten  minderwertigen  Rassen.  Was  sie  heute  sind,  sind  wir 
•ehemals  gewesen;  was  wir  geworden  sind,  können  sie  werden  in  einer  Zuktmfk^  die 
vielleicht  weit  weniger  entfernt  ist,  als  viele  denken,  weil  die  Entwickelung  der 
Menschheit  in  immer  schnellerem  Tempo  "iich  vollzieht.  Es  wird  die  Zeit  kommen, 
wo  die  heissc  Zone  der  Erdkugel  bewohnt  ist  von  schwarzen  und  gelben  Rassen,  die 
sich  nicht  länger  der  blonden  Rasse  gegenüber  nmtierwgrHg  ffihlen  und  die  aiidi 
unserer  Vormundschaft  nicht  länger  bedürfen,  weil  sie  sich  selbst  regieren  können. 
Die  Concurrenz  wird  von  der  VVeltcooperation  besetzt  sein;  die  Association  der 
Producttvkräfte  wird  zur  Föderation  der  ganzen  Erde  führen,  und  in  diesem  Sinne 
beschleunigt  die  Colonialpolitik,  trotz  ihrer  Mängel,  ja  trotz  ihrer  Firevel,  die  Ent- 
wickelung der  Menschheit  einer  schöneren  Zukunft  entgegen,  wo  an  die  Stelle  der 
Nation  die  Weltgemeinschaft  tritt,  die  die  Solidarität  der  Interessen  alle  mensch- 
lichen Wesen  umfassen  wird. 

Aber  dies  alles  gehört  zur  entfernten  Zukunft.  Auf  längere  Zeit  hinaus  wird  man 
sich  noch  /n  verteidigen  haben  gegen  veraltete  Productionsformen,  und  heute  schon 
sollen  die  Arbeiter  der  Culturländer  sich  sicherstellen  gegen  die  mörderisclie  Con- 
•currenz  der  colonialen  Arbeitskräfte  Ebmsogat,  wie  das  americanische  Getrddcb 
wird  man  die  africanische  und  asiati;  cl  c  Arbeitskraft  auf  unsere  Märkte  werfen,  und 
der  europäische  Arbeiter  wird  den  Streit  zu  führen  haben  gegen  die  lädierlich  nie- 
drigen Löhne,  womit  Chinc:ien,  Hindu  und  Neger  zufrieden  sind.  Diese  werden  ihn 
aus  den  Fabriken  in  Europa  verjagen,  oder  ihre  wohlfeilen  Producte  werden  dort 
das  Heer  der  Arbeitslosen  verg^össern.  Der  Weber  von  I-amashire  wird  zu  kämpfen 
haben  mit  dem  Hungerleider  am  Ganges,  der  deutsche  Fabrikarbeiter  mit  dem  japa- 
nischen Proletariat,  der  belgische  Minenarbeiter  mit  den  armen  Mongolen,  und  alle 
'diese  Asiaten  sind  den  Europäern  weit  überlegen  in  der  Kunst  des  Unrcclitduldens 
und  des  Hungerk-idens.  Es  gibt  nur  einen  Ausweg  aus  diesem  schrecklichen  Zu- 
stande, und  der  ist:  die  Widerstandsfähigkeit  des  Colonialproletariats  zu  stärken, 
seine  Bedurfnisse  und  seinen  Lohn  zu  erhöhen  und  es  zum  Classenkarapf  zu  orga- 
nisieren, es  dadurcli  zu  unterrichten  und  zu  schützen  gegen  die  Excesse  der  capita- 
listischen  .Ausbeutung. 

Es  besteht  also  eine  Interessensolldaritat  zwisdien  dem  Proletariat  beider  Welt- 
teile, und  auch  hier  ist  das  Streben  des  Socialismus  eine  Bürgschaft  der  allgemeinen 
F.ntwickclung.  Denn  wenn  man  die  i>konomischc  Entwirkcltintr  begünstigt  durch  die 
Emancipation  des  Colonialproletariats,  wird  man  die  unentbehrliche  Grundlage 
schaffen  für  die  Cultur  und  den  CoUectivismus  der  Zukunft 

»Die  Kingcborenen  zur  demokratischen  Scll)>ir(.-^crung  zu  cr/iehcn,  soll  das  vor- 
nehmste Ziel  unserer  Colonialpolitik  sein,  deren  Einzelheiten  in  einem  nationalen 
Programm  für  jede  besondere  coloniale  Gruppe  näher  ausgefiihrt  werden  sollen.« 

Beinahe  aller  Colonialbesitz  beruht  auf  Gewalt  und  auf  dem  Rechte  des  Stärkeren. 
Die  vollständige  Unterwerfung  der  Eingeborenen,  eine  ausgeklügelte  staatliche  Or- 
ganisation und  die  Abwesenheit  jeder  Selbstregierung  oder  Selbstverwaltung  der 
"besiegten  Völker  bildeten  die  Regel.  Eine  kldnliche  und  enge  Colonialpolitik.  auf 
Egoismus  und  Tyrannei  gegründet,  machte  die  europäischen  Regierungen  blind 
für  die  Klagen  der  mhidenirrligni  Rassen,  welche  man  ohne  Mitleid  ausbeutete  oder 
ausrottete.  Au.stait  das  organisch  Gewordene,  die  Frucht  einer  jahrhundertelangen 
Entwickelung,  zu  schonen,  vernichtete  man,  oft  auf  rohe  Weise,  die  Einrichtungen 
der  F.ingchorencn,  um  sie  durch  die  nnsrjgcn  zu  ersetzen,  die  in  einem  anderen  Klima 
und  unter  anderen  ökonomischen  Bedingungen  entstanden  sind.  Die  Mehrzahl  der 
Posten  bli^  den  EingeUwenen  versdilossen,  die  besten,  rddtUch  dotierten  öffent- 
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liehen  Seinen  gab  man  den  Nachkomnilingcn  dner  fremden  Rasse,  die  nur  ge- 
kommen waren,  um  reich  zu  werden  und  dann  wieder  nach  ihrem  eigenen  Lande 
zurückzukehren.  Hier  wird  es  wiederum  das  Proletariat  sein,  welches  die  historische 
AaCgabe  fibernimmt,  die  der  Bourgeoisie  zu  schwer  war.  Und  nicht  nur  wird  es  die 
ökonomische  Entwickelung  fördern  müssen,  es  wird  auch  die  politische  Erziehung 
dieser  exotischen  Völker  zu  bewerkstelligen  haben.  Die  Socialdemokratie  wird  in 
den  Colonieen  die  Schwachen  zu  stützen,  die  Unentwickelten  zu  unterrichten  und 
das  uns  anvertraute  Kind  zu  einem  kräftigen  Manne  zu  erziehen  haben,  der  unserer 
Hilfe  nicht  länger  bedarf.  In  den  meisten  Fällen  wird  ein  aufgeklärtes  Protectorat, 
welches  so  viel  wie  möglich  die  einheimischen  Einrichtungen  unangetastet  lässt,  ge- 
nügen, um  «He  Colonieen  zur  demokratischen  Selbstregienmg  reif  zu  madien. 

Die  langsame,  aber  fortwährende  Ausbreitung  der  Nationalwirtschaft  zur  Welt- 

wirt'^chaft  wird  ebenfalls  die  Aufgabe  der  arbeitenden  Classe  sein,  die  somit  eine 
wtchtigje  weltpolitische  Rolle  zu  spielen  bat  Alles  weist  darauf  bin,  dass  die  Zu- 
kunft sich  bewegt  in  der  Richtung  einer  engeren  Verbindung  zwischen  den  Rassen 
und  Völkern  der  Erde:  Dampf  und  Elektricität  haben  die  Entfernungen  verkürzt; 
der  Handel  und  das  Reisen  bringen  die  Menschen  öfter  mit  einander  in  Berührung; 
die  Rassenvorurteile  werden  schwächer;  die  Religionen  bilden  keine  Scheidewände 
mehr  zwisehen  den  Menschen;  grosse  Ökonomische  Bfachte.  wie  die  Trusts  und 
Cartelle.  organisieren  die  Menschheit,  und  sogar  die  imperialistische  Politik  wird 
trotz  allem  und  allem  zur  Föderation  der  Völker  fiihren,  dem  Endziel  der  sociaiis- 
tischen  Cdonialpolitik.  Den  Boden  zu  bereiten  für  dieses  neue  2>ita1ter,  die  Rechte 
der  Eingeborenen  zu  schützen,  das  Glück  dort  hinzubringen,  wo  die  Bourgeoisie- 
das  Elend  gesät  hat,  das  ist  unsere  Aufgabe.  Und  wenn  einmal  die  reife  Frucht  vom 
Baume  fällt,  wird  es  der  Arbeit  der  Socialdemokratie  zu  verdanken  sein,  dass  — 
wenigstens  zum  Teil  —  die  Fehler  der  capitalistischen  Cohmialpolitlk  beseitigt,  ihre 
Sdiidd  ausgegüchen  und  ihre  Frevel  gesühnt  sind 

»Von  diesen  Erwägtmgen  ausgehend,  erachtet  der  Congress  in  Amster- 
dam es  als  die  Aufgabe  der  socialistischen  Parteien  aller  Lände^: 

1.  mit  allen  zu  Gebote  gehenden  Mitteln  die  capitalistische  Eroberungqiolitik  zu  be- 
kämpfen, 

2.  in  einem  Programm  die  in  ihrer  socialistischen  Colonialpolitik  zu  befolgenden 
Grundsitze  niederzulegen,  die  auf  der  im  obigen  ansgedrfickten  Grundlage  beruhen.« 
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HJALMAR  BRANTING  ■  SCHWEDEN  VOR  EINER  NEUEN 
STIMMRECHTSCAMPAGNE 

Die  Frage  der  Stimmenrechtsreforra  in  Schweden  geht  mit  einer  Langsam- 
keit vorwärts,  die  zum  Tempo  der  Industrialisierung  des  Landes  und  zu 
der  daraus  sich  ergebenden  Notwendigkeit,  die  modernen  socialen  Probleme 
schnellstens  in  Angriff  zu  nehmen,  in  gar  keinem  Verhältnisse  steht.  Noch 
immer  ist  das  Wahlgesetz  das  selbe,  nach  dem  1866  tmsere  Väter  zum 
erstenmal  nach  der  Aitfhebttog  der  mittelalterlichen  Vierständeverfassong  ge« 
wählt  haben  und  dessen  charakteristische  Bestimmung  ein  Census  von 
800  Kronen  (etwa  900  Mark)  ist.  Noch  immer  beträgt  die  Zahl  der  zur 
zweiten  Kammer  Stimmberechtigten  nur  7,4  %  der  Bevölkerung  —  in  Deutsch- 
land trotz  des  höheren  Wahlalters  etwa  20  %  — ;  die  absoluten  Zahlen  waren 
im  Jahre  1902;  für  das  Land  285765,  für  die  Städte  96310,  insgesamt  also> 
3812075  Stimmberechtigte  von  etwa  1200000  vollmündigen  Männern. 
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Seit  der  grossen  Volksbewegung  vom  Frühling  1902,  die  in  dem  drei- 
tägigen Massenstrike  für  das  allgemeine  Stimmrecht  gipfelte^),  er- 
kennen alle  Parteien  im  Lande  nicht  nur  die  Unhaltbarkett  der  jetzigen  Slimm- 
rechtsverhättnisse  an,  sondern  audi  die  Notwendigkeit  einer  Losung  durch 
Einführung  des  allgemeinen  Stimmrechts.  Das  war  eben  das  politische  Resultat 
jener  grossen  Demonstration  der  schwedischen  Arbeiterclasse,  dass  unsere  alte 
Stimnirechtsfrage  in  eine  neue  Phase  getreten  ist.  Das  Problem  hcisst 
jetzt:  wie  ist  das  allgemeine  Stimmrecht  in  Schweden  zu  organisieren?  Wäh- 
rend vor  1902  alle  sogenannten  Realpolitiker  das  allgemeine  Stimmrecht  als 
«in  schönes,  aber  leider  praktisch  unerreichbares  Ideal  in  ihren  politischen 
Combinatonen  beiseite  Hessen  und  die  Stinunreclitsrefomi  immer  nur  alt 
eine  —  grössere  oder  geringere  —  Ermässigung  des  Census  sich  vorstellten, 
lautet  das  Problem  jetzt:  wie  ist  das  allgemeine  Stimmrecht  in  Schweden  zu 
etablieren?  Es  hiesse  jedoch  die  Natur  der  herrschenden  Classen  verkenen, 
wollte  man  sidi  vorstellen,  dass  mit  dieser  Aufgabe  des  principiellen  Wider- 
standes gegen  das  allgemeine  Stimmrecht  schon  eine  loyale  Durchführung 
des  selben  «u  erwarten  sei.  Die  conservative  Partei  der  ersten  Kammer  — 
die  Spitzen  des  Agrariertums»  der  Grossindustriellen  und  der  Bureaukratie  — , 
die  int  Mai  1902  der  Vcriksstinunung^  gegenüber  die  neue  Parole  übertrumpfen 
wir  du-  Liberalen,  bieten  wir  eine  vollständige,  nicht  nur  eine  partielle  Reform, 
nehmen  wir  also  das  allgemeine  Wahlrecht  an!  ausgab,  hat  sich  von  Anfang 
an  eine  Hintertür,  aus  sogenannten  GafWtHeen  gegen  das  allgemeine  Stimm- 
recht bestehend,  offengehalten.  Auch  den  Bauern,  den  liberalen  fast  ebenso, 
wie  den  conservativen,  sind  die  Traditionen  des  Census  in  Fleisch  tmd 
Blut  übergegangen:  wer  nicht  seine  directen  Steuern  gezahlt  hat,  dem 
hilft  es  nach  dieser  Vorstellung  wenig,  dass  er  seiner  Wehrpflicht  genügt  und 
die  drückenden  indirecten  Steuern  dauernd  trägt,  er  ist  des  Stimmrechts  ebenso- 
wenig würdig,  wie  der  ganz  arme  Mann,  dem  keine  Steuern  aufgebürdet  werden 
können.  So  bleiben  im  jetzigen  Schweden,  obglddi  das  allgemeine  Stimm- 
recht principiell  gesiegt  hat  und  gewissermassen  ausser  Discussion  steht,  die 
Arbeiter  mit  einigen  Liberal-Radicalen  die  einzigen,  welche  das  wirkliche, 
europäisch  anerkannte  Princip  des  allgemeinen  Stimmrechts  hochhalten  und 
ohne  Vorbehalt  zur  Geltung  bringen  wollen.  Sic  müssen  jetzt  ihren  Kampf  für 
das  ehrliche,  wirkliche  allgemeine  Wahlrecht  gegen  das  mit  allerlei  Garan- 
tieen  verbrämte  und  ein^^eschränkte  weiterführen.  Und  so  kam  es,  dass  im 
Mai  1904  die  gesamte  Linke  der  zweiten  Kammer  mit  Hilfe  einiger  intranat- 
genter  Conservativer  einen  Regierungsentwurf,  der  zum  erstenmal  eine  Art  von 
allgemeinem  Stimmrecht  statuierte  und  der  von  der  ersten  Kammer  schon 
gutgeheissen  war^  zu  Fall  brachte. 

Sehen  wir  uns  jetzt  diese  verschiedenen  GaraniUen  etwas  näher  an. 

Eine  ganze  Gruppe  solcher  Bedingungen  der  schlimmsten  Art,  welche  die 
erste  Kammer  im  Mai  1902  in  ihr  Programm  für  eine  Stimmrechtsreform  hinein- 
gesetzt hatte  —  zum  Beispiel  ein  Pluralwahlsystem  ä  la  Belgien  oder  ein 
Classenwahlsystem  4  la  Preussen  —  wurde  von  der  zweiten  Kammer  ohne 
weiteres  getsrichen.  Von  einigen  erzagrarischen  Kreisen  abgesehen,  ist 
auch  von  dieser  Art  von  Rückwärtsrelormiererei  seitdem  kaum  mehr  die  Rede 
gewesen.  Die  speciellen  Bestrebungen  der  Majorität  der  ersten  Kammer  habm 
eine  andere  Richtung  genommen,  und  zwar  derart,  dass  man  neue  Erweite- 
rungen der  schon  ganz  ausserordentlichen  Machtbefugnisse  der  ersten  Kammer 
der  zweiten  gegenüber  zu  erreichen  sucht.  Im  Jahre  1902  waren  die  Majoritäten 
beider  darin  einig,  der  Rq^ierung  folgenden  Vorschlag  zur  Erwägung  zu  Qber> 

*)  Togl.  ncincQ  Arükd  Dk  GentnMrtkitprobg  im  Scftnmlm  ia  dtn  SoeMiabdim  Mmatik0tii,  tq/aa, 
I.  Bd.,  pag.  4Joft. 
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wc'sen:  «illgemcincs  Stimmrecht  für  alle  Bürj^cr,  die  die  ihnen  auferlegten 
Steuern  au  Staat  und  Gemeinde  entrichtet  und  ihrer  Wehrpflicht  genügt  haben, 
Ausgleich  von  Stadt  tmd  Land,  Erhebung  des  Wahlrechtsalters  von  21  auf 
25  Jahre  und,  wenn  möglich,  Proportionalwahlverfahren.  Die  Regierung  des 
Herrn  Bostrom.  die  im  Sommer  1902  gebildet  wurde,  erklärte  sich  sogleich 
bereit,  alle  jene  Beschrankungen  zu  acceptiercn;  nur  die  Frage  der  Proportional- 
wahlen wurde  behufs  näheren  Studiums  einer  besonderen  Commission  von 
Parlamentariern  und  Fachleuten  überwiesen. 

Die  Arbeiter  hatten  indessen  nicht  gezögert,  ihrerseits  gegen  die  verfälschen- 
den Garantieen  dieses  sogenannten  allgemeinen  Stimmrechts  Stellung  zu 
nehmen.  Der  Ausfrleich  von  Land  und  Stadt  wäre  gferecht,  wenn  die  Wahlen 
nach  allj^femeinem  Stimmrecht  vorgenommen  werden  würden  —  die  städtische 
Bevölkerung  besitzt  in  Schweden,  als  Compensation  für  die  Aufhebung  des 
freien  Standes  der  Bürgerschaft,  80  Repräsentanten  in  der  zweiten  Kammer, 
obschon  ihr  nach  der  Kopfzahl  nur  50  zukämen  —  eine  solche  Verachielrang 
zu  gimstcn  der  rücksländii^n-ii  iruidlichcn  Elemente  mache  es  indessen  um  so  mehr 
nötig,  keine  anderen  Einschränkungen  zu  bewilligen.  Die  Heraufsetzung  des 
Wahlreditsalters  sei  eine  Verstärkung  des  in  Schweden  ohnedies  schon  viel  zu 
ausgeprägten  Greisenregiments  und  daher  als  fortschrittsfeindlich  energisch  zu 
bekämpfen.  Um  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  zu  erzwingen,  besitze  der  Staat 
bessere  M-ittel,  als  den  X'erlust  der  Bürgerrechte.  Die  gefährlichste  von  allen 
Garantieen  sei  jedoch  die  Forderung  der  bezahlten  Steuern,  speciell  zur 
Commune.  Principiell  sei  dies  ein  Stückchen  Ccnsus,  das  sich  mit  allge- 
meinem Stimmrecht  gar  nicht  vertrage,  und  praktisch  würden  durch  diese  Be- 
stimmung besonders  die  Reihen  der  industriellen  Arbeiter  der  grossen  Städte, 
wo  die  Steuern  hoch  sind  und  oft  nicht  bezahlt  werden  können,  massenhaft 
dectmiert  werden.  In  der  Tat  zeigt  die  officielle  Statistik,  dass  160  000  schwe- 
dische Bürger  wegen  rückständiger  Steuern  ihr  Wahlrecht  verlieren  würden, 
und  nichts  würde  die  communalcn  Behörden  daran  hindern,  die  Steuern  für 
die  Art>eiter  so  in  die  Höhe  zu  schrauben,  dass  noch  mehrere,  die  jetzt  zahlen, 
nicht  mehr  mitlialten  könnten. 

Eigentlich  brennend  wurde  die  Stimmrechtsfrage  erst,  nachdem  die  Pro- 
portionalwahlcommission  als  Frucht  ihrer  Arbeit  im  Herbste  1903  den  Entwurf 
eines  ganz  neuen  Wahlmodus  vorpjelcc^t  hatte.  Es  war  dies  ein  modificiertes 
belgisches  System,  mit  grossen  Wahlkreisen,  othciellen  Parteilisten  und  Wahl- 
zetteln, jedoch  mit  dem  Recht  für  jeden  Wähler,  sich  auch  unter  den  Namen  auf 
verschiedenen  Listen  nach  Belieben  einige  auszuwählen  oder  auch  nur  für  einen 
einzigen  Candidaten  zu  stimmen.  In  technischer  Hinsicht  war  das  System  sehr 
gewissenhaft  construiert;  die  Einwände  sind  jedoch  nimmer  widerlegt  worden, 
dass  die  Freiheit  des  Wählers,  unter  Candidaten  verschiedener  Parteien  seine 
Stimme  zu  verteilen,  wenn  wirklich  angewandt,  zu  paradoxen  Zufallsresultaten 
führen  könne,  und  ebenso,  dass  das  Fehlen  einer  fest  nominierten  Ordnung  unter 
den  verschiedenen  Partdcandidaten  aUerld  Cliquenmanover  begünstige.  Leider 
hatte  sich  die  Commission  darauf  beschränkt,  ihre  Aufgabe  als  eine  rein  tech- 
nische zu  betrachten  und  in  ihrer  principiellen  Einleitung,  die  mit  Klarheit  und 
Schärfe  die  bekannten  Gründe  für  das  Proportionalwahlverfahren  entwickelt, 
mit  keiner  Silbe  die  Tataadie  erwähnt,  dass  wir  in  Schweden  zwei  Kammern 
haben,  die  verfassungsmässig  >in  allen  Frap^en  die  gleiche  Befugnis  und 
Gewalt  besitzen«.  Die  Regierung,  die  den  Vorschlag  der  Commission  zu  dem 
ihrigen  madite  und  wännstens  empfahl,  stellte  sich  auch,  als  ob  sie  gar  nicht 
verstünde,  dass  auch  die  principiellen  Anhänger  des  Proportionalwahlredits  die 
grössten  Bedenken  hegen  müssten,  ein  solches  System  nur  für  die  zweite, 
volksgewählte  Kammer  einzuführen,  dagegen  die  compacte  rcactionäre  Mehr- 
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heit  in  der  ersten  Kammer  in  ungestörtem  Besitze  ihrer  Positionen  zu  lassen. 
Wenn  es  einer  conservativen  llülnderhdt  anter  den  Wählern  der  zweiten 

Kammer  recht  ist,  im  Verhältnis  zu  ihrer  Stärke  auch  vertreten  zu  sein,  so 
muss  es  einer  fortschrittlichen  Minderheit  unter  den  Wählern  der  ersten  i^wam- 
mer  billig  sein,  die  ihr  gebührenden  Plätze  zu  bekommen.  Wie  £e  Veifiältnisse 
in  Schwöen  liegen,  nrass  an  diesem  Anspruch  um  so  mdir  energisch  festgehalten 
werden,  als  bei  uns  nicht  einmal  das  Budget  nur  von  der  zweiten  Kammer 
abhängig  ist;  wenn  die  Kammern  zum  Beispiel  zu  militairischcn  Zwecken  ver- 
schiedene Beträge  bewilligen,  so  wird  eine  gemeinsame  Abstimmung  vor* 
genommen,  worin  die  einfache  Mehrheit  entscheidet.  Die  zweite  Kammer  hat 
zwar  230  Mitglieder  gegen  nur  150  der  ersten,  in  vielen  Fällen  sind  aber  die 
letzteren  fast  einstimmig  für  die  höheren  Ausgaben,  und  es  ist  dann  nur  nötig, 
dass  sie  in  der  zweiten  Kammer  einen  Annex  von  etwa  50  Mann  haben,  nm 
ihren  Willen  gegen  die  übergrosse  Mehrheit  der  Xation  durchzudrücken. 

Socialistischerseits  wurde  schon  im  Sommer  1903,  die  noch  der  Commissions- 
vorschlag  veröffentlicht  war,  auf  die  zwingende  Notwendigkeit  hingewiesen, 
nicht  die  zweite  Kammer  durch  Proport ionalwahlen  zu  zersplittern,  wenn  das 
gleiche  System  nicht  auch  für  die  erste  Kammer  zur  Anwendung  käme.  Dieser 
Haupteinwand  gegen  ein  partielles  und  infolgedessen  irreführendes  Proportional- 
w^lyerfaliren  ist  im  Volke  schnell  irerstanden  worden,  und  auch  die  Liberalen 
haben  ihn  aufgenommen.  Die  Conservativen  dagegen,  und  in  erster  Linie  die 
erste  Kammer  selbst,  haben  durch  ihr  Verhalten  zur  Evidenz  gezeigt,  dass  ihnen 
die  Proportionalwahlen  nichts  sind,  als  ein  P  a  r  t  e  i  interesse.  Die  erste  Kam- 
mer wollte  nichts  davon  wissen,  das  Prindp,  dessen  Gerechtif^t  sie  in  höchsten 
Tönen  anpries,  auf  sich  selbst  anzuwenden;  sie  lehnte  es  sogar  ab,  das  Pro- 
portionalverfahren für  die  Commissionen  des  Reichstags  einzuführen  —  nur 
bei  der  Erweiterung  der  Zahl  der  Wahlberechtigten  zur  zweiten  Kammer  sei 
es  eine  notwendige  Garantie,  dass  die  Interessen  der  Besitzenden,  die  schon 
durch  die  Existenz  einer  so  übermächtigen  ersten  Kammer  viel  zu  stark  ver- 
treten sind,  auch  in  der  zweiten  Kammer  den  gefährlichen  neuen  Arbeiter- 
Wählern  gegenüber  unter  allen  Umständen  eine  stattliche  Zahl  von  Ver- 
tretern behielten  !  Man  will  also  die  Proportionalwahl  zu  einer  Garantie 
gegen  eventuelle  Volksgerichte  wie  in  Sachsen  verdrehen  — 
das  ist  das  Geheimnis  der  Schwärmerei  unserer  schwedischen  Conservativen 
für  dieses  Wahlsystem,  dessen  principicllc  Gerechtigkeit,  wann  es  ehrlich 
in  einem  demokratischen  Gemeinwesen  zur  Anwendung  gelangt,  von  uns  schwe- 
dischen Socialisten  nie  bestritten  worden  ist. 

Natfirlich  sind  neben  jenen  princifnellen  Bedenken  auch  andere  Einwände 
gegen  das  neue  VV^ahlsystem  geltend  gemacht  worden:  die  allzu  grossen  Wahl- 
kreise, das  Zusammenwerfen  von  Stadt  und  Land,  die  allzu  grosse  Macht  der 
Partciausschüsse,  die  Schwierigkeiten  für  den  einfachen  Wähler,  die  Wirkung 
seiner  Stimmabgabe  zu  berechnen,  u.  s.  w.  In  fast  allen  Schichten  des  Volkes 
hat  man  sich  auch  ganz  bestimmt  gegen  alle  diese  revolutionierenden  Neue- 
rungen, deren  Notwendigkeit  bei  einer  Erweiterung  des  Wahlrechts  gar  nicht 
einleuditend  war,  ablehnend  vethalten,  und  die  fibergrosse  Mehrheit  der  Volks- 
versammlungen aller  politischen  Richtungen  hat  sich  dagegen  erklärt.  Im 
Reichstage  lagen  jedoch  die  Dinge  anders.  Aus  den  oben  entwickelten  Gründen 
sah  die  erste  Kammer  das  Proportionalverfahren  bei  der  Zusammensetzung  der 
zweiten  Kammer,  das  ihr  daselbst  einen  immer  gehorsamen  Annex  sicher  ver- 
bürfj'te.  als  eine  treffliche  Garantie  ihrer  eigenen  Macht  an.  Um  die  Abgc- 
neigthcit  der  Bauern  der  zweiten  Kammer  zu  überwinden,  predigte  man  ihnen, 
dass  6m  aUgemeine  Stimmrecht  ohne  GorantUen,  in  Wahlkrasen  imgefähr 
wie  die  bidierigen,  jeder  einen  Abgeordneten  stellend,  ihre  alte  politische  Macht 
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mit  einem  Schlage  zerstören  und  das  Land  den  socialdemokratischen  Hetzentt 
rettungslos  ausliefern  würde.  Nur  durch  die  Proportionalwahlen  sei  den  Bauern 
eine  weitere  Vertretung  im  Reichstage  trotz  der  Überschwemmung  durch  die 
Arbeiter  gesichert.  Um  den  Wert  jener  Ainu.enmärchen  richtig  zu  schätzen, 
seien  hier  die  officiellcn  Zahlen  mitgeteilt,  die  die  Verteilung  der  männlichen 
Bevölkerung  über  25  Jahre  darstellen.  £s  waxen  beschäl ti gt : 
in  der  Landwirtschaft 

Gutsbesitzer  und  Bauern  297  689 

Pächter  (meistens  von  Parccllen)  127580 

Arbeiter  aller  Art  127  232 

Aufseher  und  dergleichen   8623 

zur  See  (als  Fischer  oder  Seeleute)  24*452 

in  der  Industrie  ' 

Fabrikanten,  Handwerksmeister  106  484*7 

Ingenieure,  Buchhalter  etc.   7  139 

Arbeiter  170570') 

im  Handel    45  9^5 

im  öffentlichen  Dienst  (auch  Lehrer,  Arrte  etc.)  .  ^804 

Arbeiter  unbestimmter  Art   79949 

Rentiers   4531 

in  Armenhäusern  und  Gefängnissen  18806 

in  scmstiger  Art  75  516 

insgesamt     i  197  300. 
Die  kolossale  Zahl  der  Bauern  und  kleinen  Pächter  —  zusammen  mehr  als 
ein  Drittel  der  Bevölkerung  —  qMringt  in  die  Augen.  Die  Industriearbeiter  sind 
gar  nicht  so  zahlreich,  und  trotzdem  sollen  gerade  gegen  sie  alle  diese  Garan- 
tieen  nötig  sein ! 

Die  Socialdemokraten  führten  nun  im  Lande  eine  lebhafte  Campagne  gegen 
das  Gm^OHtieenstimmrecht,  das  zwar  eine  Erweiterung  der  Zahl  der  Wähler  bis 
zu  etwa  950000  bedeuten  würde,  gleichzeitig  aber  dafür  sorgte,  dass  der  Wille 
des  arbeitenden  Volkes  so  ziemlich  neutralisiert  würde.  Die  Liberalen  folgten 
und  legten  einen  besonderen  Wahlgesetzentwurf  vor,  der  jedoch  von  dem' rechten 
Flügel  der  Partei  als  zu  weitgehend  bezeichnet  wurde;  sie  hätten  gewünscht, 
dass  man  die  Garantie  von  bezahlten  Communalsteuern  noch  eingefügt  halte ! 
Im  Mai  dieses  Jahres  kam  es  im  Reichstage  zur  Entscheidung.  Die  erste  Kam- 
mer nahm  die  Regierungsvorlage  mit  der  principiell  entscheidenden  Einschränk- 
ung, dass  nnr  Steuerzahler  stimmberechtigt  werden  sollten,  an;  also  alle  die 
frfiher  erwähnten  Garantieen,  einschliesslich  der  Proportionalwahlen  nur  zur 
zweiten  Kammer,  und  noch  dazu  die  Entrechttmg  von  etwa  60000  armen  Bür- 
gern, die  jedoch  ohne  öffentliche  Annenunterstützung  ihr  Leben  fristeten  — 
und  das  wurde  als  allgemeines  Stimmrecht  vorgeführt !  In  der  zweiten 
Kammer  wurde  dieser  Mischmasch  mit  116  Stimmen  gegen  108  verworfen; 
dagegen  stimmten  die  4  Socialdemokraten,  etwa  95  Liberalen  verschiedener 
Nuancen,  den  Rest  bildeten  conservative  Bauern,  welche  von  den  Segnungen 
der  Proportionalwahlen  in  den  weiten  Landschaften  Schwedens  sich  nicht  hatten 
überzeugen  lassen.  Die  anderen  Vorlagen  hatten  folgendes  Sdiicksal:  Die 
socialdemokratische  (ohne  Garantieen)  wurde  gegen  43  Stimmen,  die  Übende 
(ohne  die  schlimmsten  Garantieen)  gegen  79  Stimmen  verworfen.  In  der 
nächsten  Abstimmung  siegte  aber,  mit  116  Stinunen  gegen  109,  die  Vorlage  des 
rechten  liberalen  Flügels:  keine  Proportionalwahlen,  aber  bezahlte  Steuern, 
auch  zu  der  Commtme. 


*)'  Diese  Zahl  ist  zu  gmt;  mehreic  Azbettcr  liad  ailgeiedia«!. 
i)  Dkie  Zahl  ist  zu  kldn. 
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Die  beiden  Kammern  hatten  also  ganz  verschiedenartige  Beschlüsse  gefasst, 
die  Stinimrechtsreform  war  wieder  einmal  gefallen  —  und  das  Volk  atmete  er- 
leichtert auf.  Der  Versuch,  ein  aUgcmetnes  Stimmrecht  nach  conservativem 
Ideal  uns  aufzuoctroyieren,  war  für  diesmal  vereitelt  Die  Regierung;  die,  ob- 
gleich etwas  liberal  angehaucht,  in  dieser  vitalen  Frage  von  der  ganzen  con- 
servativen  Partei  unterstützt  wird,  hat  aber  schon  erklärt,  dass  sie  im  nächsten 
Jahre  einen  neuen  Versuch  beabsichtige,  um,  wenn  möglich,  die  Wähler  bei  den 
Neuwahlen  vom  Herlistc  1905  vor  ein  fait  accompli  zu  stellen:  eine  Wahlrechts- 
ref<»in,  die  unverändert  angenommen  werden  muss,  wenn  die  Frage  nicht 
weitere  drei  Jahre  verschleppt  werden  soll. 

In  der  nächsten  Rcichstagssession,  im  Frühling  1905,  wird  also  darüber  ent- 
schieden werden,  ob  in  Schweden  eine  nach  den  Interessen  der  conscrva- 
tiven  Partei  zugeschnittene  Wahlretorni  gegen  den  bestimmten  Willen  dcs 
Volkes  und  in  erster  Linie  der  jetzt  vom  Stimmrecht  Ausgeschlossenen  ange- 
nommen wird  oder  ob  es  den  vereinten  fortschrittlichen  Elementen  noch  einmal 
gelingt,  diese  Gcfalir  abzuwenden.  Der  Kampf  wird  diesmal  viel  härter  ent- 
brennen; wissen  ja  doch  alle,  dass  die  neuen  Wahlen  höchstwahrscheinlich  für 
die  zweite  Kammer  eine  weitere  Versdiiebni^  nach  links,  was  eine  radicalerc 
Stimnirecbtsreform  bedeutet,  bringen  werden.  Die  Situation  zeigt  daher  die 
Absonderlichkeit,  dass  die  früheren  conservativen  Stimmrechtsfeinde  auf  eine 
Wahlreform,  die  sich  mit  dem  Namen  des  allgemeinen  Stimmrechts  schmückt, 
eifrig  drängen,  die  wichtigsten  treuen  Kämpfer  für  das  allgemeine  Stimmrecht 
dagegen,  um  die  Reform  vor  dem  Garanlur^ftanhängsel  möglichst  zu  bewahren, 
auf  einen  Autschub  hinarbeiten. 

Die  Conservativen  fordern  jetzt  die  Regierungsliberaten  —  es  gibt  natürlich 
immer  solche  —  auf,  mit  ihnen  eine  gemeinsame  Campagne  für  die  Propor- 
tionalwalilen  zu  führen.  Die  liberale  Partei  hat  ihrerseits  beschlossen,  für  den 
zunächst  bevorstehenden  Kampf  sich  auf  den  Standpunct  ihres  rediten  Flügels 
rückwärtszuconcentri««n.  Wahrscheinlich  wird  sie  auch  in  der  Frage  der 
Wahlkreiseinteilung  Zti  weiteren  Concessioncn  sich  geneigt  zeigen,  um  die 
Bauern  zu  beruhigen.  Der  Kampf  zwischen  den  beiden  grossen  Reichstags- 
parteien wird  sich  also  zu  einem  Kampfe  um  die  Proportionalwahlen  gestalten. 

Und  die  Arbeiter?  Ihnen  kann  es  zunächst  nur  um  einen  Aufschub  zu 
tun  sein.  Selbstverständlich  müssen  sie  die  Regierungsvorlage,  worin  die  Pro- 
portionalwahlcn  zu  einer  conservativen  Garantie  verdreht  worden  sind,  im 
Intcn  sse  der  allgemeinen  demokratischen  Entwickelung  bekämpfen,  obgleich 
sie  sich  sagen  müssen,  dass  die  nächsten  Folgen  für  die  Partei'gar  nicht 
so  schlimm  sein  würden:  etwa  20  Socialdemokratcn,  vielleicht  noch  mehr, 
würden  sogleich  in  die  neue  zweite  Kammer  einziehen.  Fast  eben  so  wenig 
können  sie  sich  aber  für  eine  Stimmrechtsreform  nach  liberalem  GaratitieeU' 
mustcr  begeistern.  In  den  gro'i'ien  St.ädten  würde  die  scll)e  die  Zustande  ganz 
auf  dem  Status  quo  lassen,  denn  da  ist  es  nicht  der  8oo-Kroncn-Census,  sondern 
sind  es  die  Schwierigkeiten,  die  allzu  hohen  Cbmmunalsteuem  zu  entriditen, 
die  die  Arbciterwiilder  decimiercn. 

Es  ist  indessen  ganz  natürlich,  dass  ein  so  negatives  Programm,  das  nach 
der  pariamentarischen  Lage  zunächst  nur  darauf  abzielen  kann,  Verpfusdiungen 
zu  verhüten,  bei  den  schwcdisdien  Arbeitern»  die  so  lange  für  das  Stimmredit 
gekämpft  haben,  die  Frage  hervorrufen  muss,  ob  denn  mit  ausscrparla- 
m  c  n  t  a  r  i  s  c  h  c  n  Mitteln  vielleicht  etwas  mehr  zu  erreichen  wäre.  Der 
glückliche  Ausfall  des  politischen  Massenstrikes  im  Jahre  1902 
muss  Gedanken  an  eine  ernsthafte  Wiedcrholtmg  nahe  legen.  Kiii  Ma>scn- 
strike  von  zwei  oder  drei  Wochen  würde,  so  will  man  gern  glauben,  der  ijtinim- 
rechtsfrage  im  Reichstage  ein  ganz  anderes  und  besseres  G«sidit  geben. 
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Kein  Zweifel,  dass  jetst  folclie  Gedanken  eine  groMe  Verbreiton^  unter  den 

Arbeitern  gewonnen  haben,  und  von  der  kleinen,  aber  lauten  Schar  unserer  so- 
genannten Jungsocialisten,  die  nach  anarchistischem  Muster  den  Gencraisthke 
als  soctalrevolutionäre  Tat  feiern,  werden  sie  eifrigst  propagiert.  Anderer- 
seits ist  es  offensichtlich,  dass  ein  politischer  Massenstrike  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  für  die  ganze  Arbeiterbewegung  ein  ernstes  Unterfangen  sein  würde. 
Das  ganze  Unternehmertum  würde  einen  solchen  Schritt  als  eine  Kriegserklä- 
rung auffassen  und  danadi  handeln,  und  die  Oi^^sation  der  Unternehmer 
steht  heute  in  Schweden  ganz  anders  da,  als  1902.  Sie  würde  ganz  sicher  alles 
aufbieten,  um  die  Arbeiterorganisationen,  welche  einen  solchen  Schritt  gewagt, 
iür  eine  längere  Zeit  lahmzulegen  oder  gar  zu  sprengen.  Die  Repressalien 
(Aussperrungen  und  Boyootts)  würden  rücksichtslos  angewandt  werden,  und 
die  Arbeiter  könnten  auf  gar  keine  Unterstützung  hei  den  anderen  (iescllschafts- 
classen  rechnen,  die  es  gar  nicht  verstehen  würden,  dass  die  Arbeiter  solche 
Störungen  wegen  EinzeUieiten  in  einem  Stimmrechtsvorschlage  hervorrufen 
wollten.  Ob  wirklich  diesem  Reichstage  etwas  Positives  abgetrotzt  werden 
könnte,  ist  auch  mehr  als  zweifelhaft;  ganz  sicher  ist  (iagcgen,  dass  dann  bei 
den  nächsten  Wahlen  die  Aussichten  der  Socialdemokratic,  neue  Sitze  zu  ge- 
winnen oder  auch  nur  die  alten  zu  behaupten,  fast  vernichtet  wären;  es  ist 
sogar  sehr  fraglich,  ob  unter  solchen  Umständen  überhaupt  die  linke  Seite 
einige  Gewinne  erzielen  könnte.  Endlich  ist  es  nur  zu  walirscheinlich,  dass 
ein  dauernder  Massenstrike  zu  Cbnflicten  zwischen  Strikenden  und  Strike- 
brechem  führen  würden,  die  der  Polizei  und  dem  Militair  einen  Vorwand 
gäben,  mit  bewaffneter  Gewalt  einzuschreiten.  Kurz:  Ein  politischer  Massen- 
strike, in  das  Schweden  von  1905  hineingeschleudert,  würde  ohne  zwingenden 
Grund  und  mit  s^r  minimalen  Aussichten  auf  Erfolg  das  ganze  muhselig  er- 
richtete Ge?)ände  der  schwedischen  Arbeiterbewegung  einer  Gefahr  aussetzen. 

Es  wird  die  Sache  des  Parteitages  vom  Februar  1905  sein,  das  Für  und  Wider 
einer  aoldien  ausserordoitUdien  Massregel  definitiv  almiwigen.  Um  indessen 
dem  Congress  etwas  mehr,  iüs  blosse  Vemnitungen  über  die  Stimmting  der 
Massen  bieten  zu  können,  veranstaltet  der  Partei  vorstand  in  diesen  Tagen  unter 
den  organisierten  Arbeitern  Schwedens  eine  Um  frage,  wie  sie  sich  zu  einem 
eventudlen  Massenstrike  stellen  würden.  Sechs  Fragen  werden  ihnen  vor- 
gelegt: 

1.  Betrachten  Sie  überhaupt  den  politischen  Massenstrike  als  ein  unter  Um- 
ständen geeignetes  Kampfmittel? 

2.  Sind  Sie  bereit,  wenn  der  Parteitag  einen  Massenstrike  in  näherer  Zukunft 

beschlicssen  würde,  für  unbestimmte  Zeit  an  einem  solchen  zum  Zwedc 
einer  befriedigenden  Lösung  der  Stimmrechtsfragc  teilzunehmen? 

3.  Sind  Sie  bereit,  ohne  Entschädigung  an  diesem  eventuellen  Strike 
teilzunehmen? 

4.  Sind  Sie  der  Ansicht,  dass  die  gewerkschaftliche  Organisation  bei  even- 
tuellen Repressalien  Hilfe  leisten  muss ? 

5.  Sind  Sie  bereit,  auch  wenn  die  Gewerkschaften  erklären  würden,  eine 
solche  \'erpflichtung  n  i  c  h  t  übernehmen  zu  kminen,  an  dem  eventuellen  Strike 

teilzunehmen  ? 

6.  Sind  Sie  bereit,  einen  Tagelohn  zu  einem  Fonds  herzugeben,  wovon  den 
Bnigem,  die  ohne  eigenes  Verschulden  vielleicht  von  den  Behörden  drang- 
saliert werden,  für  Gerichtskosfen  und  dergleichen  Unterstützung  geleistet 
werden  könnte? 

Ein  Fonds  von  etwa  80  000  Kronen  mit  der  Aufgabe,  wie  sie  in  Punct  6  an- 
gaben, war  vor  dem  Massenstrike  von  1902  gesammelt  worden.  Der  selbe 
wmde  jedoch  durch  die  Conflicte  nach  dem  Strike  stark  mitgenommen.  Die 
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Puncte  4  und  5  sind  nötig,  weil  1902  ausdrücklich  beschlossen  worden  war, 
die  Gewerkschatten  in  diesen  rein  politischen  Strike  nicht  hineinzuziehen,  und 
die  meisten  Gewerkschaftsführer  werden  ganz  gewiss  auch  heute  der  gleichen 
Meinung  sein.   Die  drd  ersten  Puncte  bedürfen  keines  Commentars. 

Die  Fragen  werden  durch  \'erniitteh!ng  der  Organisationen  den  Mitgliedern 
zu  individueller,  geheimer  Beantwortung  vorgelegt.  Man  wünscht 
die  grösstmöglidie  Teilnahme  an  der  Enquete.  Ausser  den  etwa  50000  Ge- 
werkschaftsmitgliedern, deren  \'ereinc  zugleich  der  socialdeniokrati sehen  Partei 
angehören,  werden  auch  die  20-  bis  30000  formell  ansserhalh  der  Partei  stehen- 
den gewerkschaitlich  organisierten  Arbeiter  um  Antwort  gebeten. 

Man  kann  folglich  in  der  nächsten  Zeit,  im  Anschluss  an  die  hier  bdiandelten 
ernsten  Fragen,  eine  rege  Discussion  in  der  schwedischen  -Arbeiterwelt  über 
die  zunächst  zu  befolt^ende  Taktik  erwarten.  Es  ist  zu  hoffen,  dass,  wie  immer 
bisher,  die  Besonncnlicit  den  Sieg  davontrugt,  dass  die  schwedische  Arbeiter- 
schaft,  ohne  den  Gegnern  durch  irgend  welche  Abschwörung  des  politischen 
Massenstrikes  einen  Freibrief  für  die  Zukunft  auszustellen,  die  ganze  vor- 
liegende Situation  nüchtern  zu  prüfen  versteht  und  die  grössten  imd  gefähr- 
Kchstea  Mittd  für  einen  Moment  aufspart,  wo  wirklich  ewas  Grosses  für  die 
Befreiung  des  Proletariats  durch  einen  kühnen  Appell  an  die  Solidarität  der 
Arbeiter  errungen  werden  kann. 
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och  vor  einem  Viortcljahrhundcrt  seufzte  Bulgarien  unter  dem  tiirki-^chcn  Joch, 


1  ^  ein  ökonomisch  und  politisch  weit  rückständiges,  von  der  europaisclien  Cultur 
kaum  berührtes  Land.  Der  Kleinbetrieb,  die  noch  weit  überwi^ende  Productions- 
form,  litt  unter  der  immer  mehr  wachsenden  (le^cbäftsstockung;  die  am  Att£tUlg  des 
vf  fflossenen  Jahrhundert^  anfhl\ili<  n  l<  n  Gewerbe  wurden  von  der  Concurrenz  der 
westeuropäischen  Grossindustric  bedrangt,  deren  Prodiictc  trotz  aller  Hindcrriis>e  ins 
Land  strdmten.  Nicht  minder  schwer  litt  die  Landwirtschaft,  die  Grundlage  des 
Vo!k-.lebens.  unter  den  enorm  hoben  Steuern,  die  i^eit  etnipen  Decennien  nicht  mehr 
in  natura,  sondern  bar  und  obencin  auf  Grund  eines  elenden  Steuersystems  erhoben 
wurden.  Räuberbanden,  die  das  Land  durchstreiften  und  deren  der  ohnmächtige 
Sultansstaat  nicht  Herr  zn  werden  vermochte,  verhinderten  die  Ausbreitung  des 
Handels:  ibn  <ch:idij.'te  auch  der  Mangel  an  Wegen,  die  ausschliesslich  zu  militai- 
rischen  Zwecken  ausgebaut  wurden.  Die  unglaublichen  Greueltaten  der  türkischen 
Polizei  trugen  noch  mehr  dazu  bei,  in  der  Rafah,  das  heisst  der  gehorsatnen  bulga- 
rischen Bevölkerung  eine  allgemeine  revolutionäre  Gärung  hervorzurufen. 

X.'itiirlicherweise  firl  die  grÖsstc  Rolle  in  den  blutigen  Aufständen,  die  der  Be- 
freiung Bulgariens  vorangmgen,  den  besitzlosen  .\rbeitcrn  zu,  die  kern  Eigentum  mehr 
fesselte  und  die  daher  ihr  blosses  Leben  gern  auf  dem  Alttr  der  Vaterlandsfreiheit 
opferten.  Daher  erscheint  die  Ideenwelt  dc>  nationalen  Freiheitskampfes  von  den 
proletarischen  Idealen  beeindusst.  Gerade  der  conunuoistisch  gesinnte  Revolutionär 
Christo  Botew,  der  unleugbar  mit  der  heutigen  bulgarischen  Sorialdemokratie  nahe 
verwandt  ist,  erscheint  als  der  vorzuglichste  Vertreter  dieser  Freiheitsbewegung. 
Die  meisten  aus  der  grossen  Volksmasse  hervorgegangenen  bulgarischen  Revolutionäre 
waren  schlechthin  eifrige  Patrioten,  die  ihr  Vaterland  mii  den  Watfen  von  den  Ketten 
des  asiatischen  Tyrannen  befreien  wollten.  Sie  waren  erhabene  Charaktere  und 
einsame  Naturen,  aber  selbstverständlich  nicht  weitblickende  Politiker  oder  Philo- 
sophen. Echte  Kinder  ihrer  Zeit,  konnten  sie  kein  socialistisches  System  aussinnen 
oder  auch  nur  annehmen.    So  viele  eigentumslose  Proletarier  auch  der  Zersctzungs- 


ASSEN  ZANKOW  •  DER  SOCMUSMUS  IN  BULOARIEN  525 


process  dar  Naturalwirtschaft  sdiuf,  so  zdirte  docb  der  Kampf  um  die  nationale 
Freiheit  alle  revolnt-  'naren  Kräfte  auf,  er  verschmolz  alles  Fühlen  und  Donkon  in 
einer  Glut  von  Gcrechtigkeit^fuhl  und  Willensstärke  Von  einer  Arbeiter- 
bewegung im  modernen  Sinne  kann  in  Bulgarien  1ms  Ende  der  siebziger  Jahre  keine 
Rede  sein. 

1878  wurde  die  Bt-freiung  Bulgariens  proclamiert.  Das  neue  Fürstentum  erhielt 
eine  liberale  Verfassung,  eine  formell  demokratische  Regierung,  die  durch  das  all- 
gemeine, gleidie  Wahlrecht  berufen  war,  eine  Verwaltung  nadi  dem  Muster  der  west- 
europäischen Culturstaaten.    Die  drückende  Steuerlast  horte  Mnichst  auf,  imd  die 

Misswirtschaft  der  türkischen  Adligen   und  Beamten  versdiwaud:  eine  Belebung 

des  Volkslebens  machte  sich  auf  jedem  Gebiet  bemerkbar. 

Aber  mit  der  Befreiung  war  auch  dem  das  primitive  Volksleben  zerstörenden  west- 
europäischen Capitalismus  Tor  und  Tur  geöffnet.  Die  Grenzen  standen  für  jede 
Einlulir  offen;  die  grössere  Sicherheit  des  Geschäftsverkehrs  lockte  fremdes  Capital 
ins  I^d ;  Wege  wurden  verbessert  und  neue  gebaut.  Der  verfeinerte  Geschmack  des 
freien  Bürgers  verlangte  stärker  nach  den  westetiropäischen  Luxuswaren,  die  noch 
obendrein  billiger  waren,  als  die  luiniischen  Producte.  So  zerstörte  die  Concurrenz 
des  ausländischen  Grossbetriebes  das  Kleingewerbe  Bulgariens,  die  Grundlage  seiner 
Volkswirtschaft.  Die  neue  Vervvaltungsmaschinerie  war  sehr  schwer  fall  ig  und  kost- 
spielig und  entsprach  weder  den  bescheidenen  Mitteln,  noch  den  Bedürfeissen  des 
jungen  Staate*;.  Die  Staatshaushalt^kostrn  stiegen  überraschend  schnell  und  mussten 
beim  Fehlen  entwickelter  Industrieen  fast  ausschliesslich  von  der  Landwirtschaft  be- 
zahlt werden.  Eine  wieder  wachsende  Steuerlast  fiel  schwer  auf  die  bäuerliche  Be- 
völkerung, die  über  73%  der  gesaniUii  Einwohnerschaft  umfasste.  Bald  war  der 
Steuerdruck  schärfer,  als  unter  der  türkischen  Herrschaft,  und  der  landwirtschaftliche 
Kleinbetrieb  glitt  unaufhaltsam  die  schiefe  Ebene  des  wirtschaftlichen  Ruins  hmunter. 
Mit  dem  Wadisen  der  Steuern  und  Lebensbedurfnisse  ging  das  Fallen  der  Getreide- 
preise infolge  der  überseeischen  Concurrenz  Hand  in  Hand.  Die  Verschuldung  der 
Baucmg^üter  schritt  fort.  Der  Hauptsteucrzahler  wurde  immer  zahlungsunfähiger. 
Die  Steuerrückstände  nahmen  von  Jahr  zu  Jahr  zu,  und  das  Deficit  der  Staatscasse 
wuchs  in  gleichem  Masse.  Um  es  zu  decken,  nahm  die  Regierung  mit  Hilfe  fremder 
Bankgcsell Schäften  grosse  .Anleihen  auf.  Ein  Teil  der  Gelder  wurde  allerdings  zum 
Bau  von  Eisenbahnen  und  ähnlichen  Anlagen  verwendet,  die  heute  übrigens  auch 
noch  wenig  rentabel  sind,  der  grosste  Teil  aber  ist  au  tmproductiTe&  Zwedcen  ver- 
schwendet wcM'den. 

Nachdem  einmal  die  Finanzen  in  Unnrdnunif  und  die  Regierung  in  ihrer  Tätigkeit 
durch  Geldnot  gelähmt  waren,  konnten  diese,  selbst  sofern  sie  es  wollten,  keine  auf 
Hebung  des  Volkswohls  gerichtete  Politik  treiben.  Sie  waren  fortan  einzig  und  alleiii 
darum  besorgt,  ihr  und  ihrer  Parteifreunde  Eigeninteresse  zu  befriedigen.  Nun  hatte 
der  verderbliche  Siegeszug  des  Capitalismus  viele  Leute  aus  ihrem  Berufe  heraus- 
geworfen, ohne  dass  neue  Industrieen  diesen  überflüssig  gewordenen  Händen  Be- 
schäftigung gegeben  hätten.  So  wuchs  die  Armee  der  arbeitslosen  Stellenjäger  ganz 
gewaltig,  wurde  ein  einflussreicher  F.''cfor  in  un'^ercm  öffentlichen  Leben.  Ati^  dieser 
Masse  nehmen  die  verschiedenen  Regierungsparteien  ihre  Anhängerschaft,  mit  ihr 
machen  sie  die  Wahlen.  Nicht  nach  den  Principien  eines  Programms  zu  gemein- 
samem Handeln  bilden  sidi  Parteien,  sondern  Privatinteressen  und  gegenseitige  Ver- 
pflichtimgen  ketten  sie  zusammen.  Jede  Oppositionspartei  greift  die  Misswirt^chaft 
und  Gesetzwidrigkeiten  der  Regierung  aufs  scliarfste  an  und  verspricht  dem  Volke 
eine  ganze  Reihe  wohltätiger  Reformen.  Sobald  sie  aber  zur  Herrschaft  kommt,  geht 
sie  denselben  Weg,  wie  ihre  Vorläuferin. 

Kurz:  grosses  Elend  auf  dem  Lande,  allgemeine  Xot  im  Volke,  stetiges  Wachsen 
des  Proletariats  und  die  dadurch  bedingte  Unstetigkeit  in  der  Regierung  sind  die 
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Haufrtzfige  des  Bildes  vom  freien  Balgaricn.  Zwanzig  Jahre  einer  solchen  okaoo- 
n.ischin  und  politisdien  Entwickclung  musstcn  dem  vom  Westen  herübeq^etrageuen 
Socialiämus  kräftigen  Boden  bereiten. 

Nach  der  Befreiung,  als  das  2Sel  erreicht  war,  dem  alte  Doikenden  und  Kämpfen« 
den  im  Lande  zugestrebt  hatten,  spaltete  sich  die  Intelligenz  in  zwei  feindlicbe  Lager. 
Ihre  oberen  Schichten  schlössen  -ich  den  regierenden  Kreisen  an  und  ersetzten  die 
ehemalige  Begeisterung  iür  das  Voikswohl  durch  gewöhnlichen  Eigeimut2.  Aber  die 
Volksschullehrer  mid  die  studierende  Jugend,  die  unteren  Schichten  der  Gd>ildeten, 
blieben  dem  revolutionären  Geiste  treu,  und  je  grösser  die  Übergriffe  der  Beamten, 
je  schlechter  die  X'olkslage  wurde,  desto  weiter  griffen  freiheitliche  Ideen  im  Sinne 
Botews  um  sich.  Die  jungen  Leute  traten  zusammen  und  gründeten  einen  Selb&t- 
bildungsverein,  indem  sie  sich  unterkidtien,  gemenrniittige  Broschüren  lasen  tmd  be- 
sprachen und  \'orträge  hielten.  Doch  blieb  die  Bewegung  damals,  Ende  der  achtziger 
Jahre,  auf  die  engen  Vereinskreise  beschränkt.  Nur  an  einzelnen  Orten  gründeten 
die  Vereine  (Krugeoks)  öflFentliche  Lesesäle  oder  gaben  im  Laufe  de»  Jahres  einige 
Theatervorstellungen. 

Zur  selben  Zeit  kehrten  Studenten  vom  Auslande  mit  socialistischen  Ideen  zurück. 
Bald  standen  sie  im  Mittclpuncte  der  Krugeokbev/egvaig.  Aber  die  meisten  von  ihnen 
gingen  zu  den  kSheren  Sehiekttn  der  Intelligenz  über,  sobald  sie  in  das  rohe  Leben 
hinaustraten,  das  ihren  Gedankensehl«. sscrn  nicht  ähnelte.  Immerhin  blieben  manche 
ihren  Jugendidealen  treu  und  ver^chafften  sich  eine  bessere  socialistische  Bildung. 
Besonders  stark  wurde  die  Bewegung  Ende  der  achtziger  Jahre  unter  dem  tyran- 
nischen Regime  Stambulows.  Stambulow  selbst  erkannte  am  besten  die  Gefabren, 
die  ihm  von  der  socialistischen  Idee  drohten,  und  suchte  sie  deshalb  mit  allen  mög- 
lichen Gewaltmassregeln  zu  unterdrücken.  Aber  ehe  ihm  das  gelang,  erfolgte  sein 
Sturz.  In  dieser  Zeit  sahen  die  Krugeoks,  insbesondere  die  grösseren  in  Gabrowo^ 
Schumen,  Drjanowo,  Tirnowo,  Sewliewo,  Kasanlyk  u.  s.  w.,  die  Notwendigkeit  ein, 
sich  eine  einheitliche  Organisation  zu  geben  und  gemeinsam  eine  planmässige  Tätig- 
keit in  der  Oücntlichkeit  autzunehmen.  Der  freundschaftliche  Verkehr,  der  schon 
unter  den  Mitgliedern  bestand,  erleiditerte  die  Ausführung  dieses  Gedankens.  So 
traten  rriü//''  Apostel  dc-s  Socialisnnis  1890  in  Busludja  zusammen,  aber  hier,  wie 
1891  in  Tirnowo,  hinderten  sachliche  Differenzen  die  Herbeiführung  einer  völligen 
Einheitlichkeit  in  der  Organisation.  Und  ats  antässtidi  der  Staatsaussteltung  in 
Plowdiw  die  Vertreter  der  Krugcohs  wieder  eine  Versammlimg  abhielten,  gingen 
aus  den  Streitigkeiten  und  Debatten  haupi>ächlich  zwei  Richtungen  hervor,  die  zur 
Gründung  zweier  versclUedener  Organisationen  führten.  Die  x:inc,  mit  N.  Gabrowsky 
und  Dr.  Blagoew  an  der  Spitze  stellte  den  politischen  Kampf  der  Arbeiterclasse  in 
den  Vordergrund  und  constituierte  sich  im  Frühling  des  n.ichsten  Jahres  auf  ihrem 
Congrcss  in  Tirnowo  endgiltig  als  socialdeniokratische  Partei.  Die  andere  glaubte, 
dass  zunächst  vorwiegend  wirtschaftliche  Vereinigungen  gebildet  werden  müsstea; 
sie  hielt  ihre  oonstituierende  Versammlung  im  Sommer  des  selben  Jahres,  :8gj.  in 
Schimicn  ab,  nannte  sich  Sa  jus,  da<  heilst  Verein,  und  wählte  Janko  Sakasow, 
K-  Bosweliew  und  Lw.  Dabew  zu  ihren  Führern.  Dieser  redigierte  auch  mit  Chr. 
Mutahow  zusammen  das  Vereinsblatt,  den  Drugar  {Freund);  als  wisscnscfaaftiiches 
Organ  diente  die  von  Sakasow  schon  1891  begründete  Zeitschrift  Den  (Tag).  Die 
1893  begründete  Parteizeitung  erschien  unter  der  Redaction  Gabrowsky:»  in  Tirnowo; 
sie  führte  den  Titel  Rabotnik  {Arbeiter), 

So  führten  die  beiden  Riditungen  vereinzelt  den  Kampf,  mehr  unter  einander,  als 
gegen  den  gemeinsamen  Feind,  bis  im  Januar  1894  die  crrcjne  politische  Lage,  die  zu 
geschlossenem  Widerstand  gegm  die  Reaction  drängte,  und  die  Erschöpfung  der  finan- 
ciellen  Kräfte  der  beiden  kämpfenden  Teile  Einigungsverhandlungen  veranlassten. 
Die  Verschmelzung  der  Organisationen  war  um  so  eher  niuglich,  als  weder  die  eine 
den  ökonomischen,  noch  die  andere  den  politischen  Kampf  des  Arbeiters  grundsätzlich 
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verwarf;  nur  der  p«rsöiiliche  Hader  musste  anfhören.  Im  Juli  des  -selben  Jahres  fand 
der  Einigunpsconpress  in  Sofia  statt,  der  einen  Statutcncntworf  und  eine  dem  Er- 
furter Programm  ahnliche  Principicnerklärung  annahm. 

Die  Partei  madite  nun  stetige  Fortschritte,  wud»  an  Zahl  und  Kraft  Sie  zahlte 
1900  in  64  Ortsgruppen  1761.  1901  in  67  Gnipptti  2180,  igo2  in  73  Ortsgruppen  2507 
Mitglieder;  ihre  7  Abgeordneten  vertraten  in  der  jet2t  geschlossenen  Kammer  20300 
Wähler.  Der  Partei  aar  Sdte  standen  noch  an  1300  gewerkschaftlich  organisierte 
Arbeiter,  die  über  ein  Vereinsvermögen  von  rund  10  000  Francs  verfugten,  sowie  vier 
unter  unmittelbarer  Leitung  der  Partei  stehende  Genossenschaften. 

Der  erste  Vorläufer  der  socialistischen  Literatur  war  1886  Dabcws  mehr  demokra- 
tische, als  ausgeprägt  socialistische  Zeitschrift  Rossija  {Tarn)  gewesen;  von  ihr  er- 
schienen 18  Nummern,  dann  wurde  sie  verboten.  Heute  besitzt  der  bulgarische 
Socialismus  eine  Reihe  von  Originalbroschürcn,  die  hauptsächlich  die  Behauptung 
seiner  Gegner  widerlegen  sollen,  dass  der  Socialismus  in  diesem  Lande  keinen  Boden 
habe,  imd  besonders  eine  grosse  Zahl  von  Übersetzungen  der  besten  socialistiscfaen 
Werke:  so  von  Marx'  Elend  der  Philosophie  und  18.  Brumaire,  Engels'  Entstrltuni^ 
der  Familie,  Bebels  Frau  und  Kautskys  Karl  Marx'  ökonomische  Lehren,  schliesslich 
von  Bernsteins  VoroussetMumge»  und  Kautskys  Antikritil^  sowie  von  Arbeiten  Plecha- 
now^  Laforgues  und  anderer.  Dadurch  haben  die  Sodalisten  nicht  wenig  zur  Be- 
reicherung des  bulgarischen  Büchermarktes  beigetragen!:  ihre  Werke  fanden  auch 
den  vergleichsweise  besten  Absatz,  wenngleich  selten  mehr  als  2000  Exemplare  einer 
Schrift  verkauft  wurden.  Die  socialistisdien  Zeitschriften  ObHo  D/Wo  (Gtmtüuamt 
Tat),  Nowo  IVremc  (Neue  Zeit),  Trud  (Arbeit)  und  Rabotnicesko  Djelo  (Arbeiter- 
tot)  kamen  kaum  liber  1000  Abonnenten  hinaus,  das  Parteiorgan  Rabotnicesko  Horba 
(Arbeiterkampf)  hatte  mit  3000  Abonnenten  sdion  eine  grosse  Verbreittmg.  Einen 
wirklich  bedeutcii<ltn  Erfdg^  erzielt  aber  die  wichtigste  Agitationsschrift  der  ^rtd, 
der  Rote  Volkskalcnder,  von  der  jährlich  30000  Exemplare  abgesetzt  wurden. 

Auch  der  geistige  EinÜuss  der  Partei  auf  unser  Gesell  schaftsieben  wurde  mit  ihrem 
Anwadisen  grösser  und  grösser.  So  gab  zu  Beginn  ^ler  jetzt  abgelaufenen  L^s- 
latorperiode  der  Ministerpräsident  durch  eine  tiefe  Verbeugung  vor  unserer  Parla- 
mentsfraction  einen  Beweis  der  Achttmg,  die  sich  die  Partei  der  Nichtstuer  und 
Schwindler  von  gestern  schon  heute  bei  dem  liberalen  Bürgerttun  erworben  hat. 

Aber  all  dies  Glfidc  ist  der  Partei  nicht  für  lange  Zeit  beacbieden  gewesen  —  im 
Februar  1903  spaltete  sie  sich. 

Nach  der  Ansicht  derer,  die  die  Spaltung  herbeiführten,  war  sie  durch  principidle 
Untersdiiede  notvrandig  geworden,  die  ein  weiteres  Zusammenarbeiten  zur  Unmög- 
lichkeit m«**»**«*.  Einige  Bemerkungen  über  Entstehung  und  Verlauf  des  Streites 
werden  zeigen,  wddier  Art  die  principiellen  Ursachen  dieses  verhängnisvollen 
Streites  sind. 

Vor  einigen  Jahren  stiftete  Sakasow  neben  der  Nowo  fVremf  eine  neue  Zeitschrift, 
der  er  den  Titel  Obsto  Djelo  gab.  Kaum  waren  nun  die  ersten  paar  Hefte 
des  neuen  Blattes  erschienen,  so  fiel  der  Redacteur  der  Nowo  Wreme,  Dimiter 
*  Blagoew,  über  die  neuen  Mnunantistischen  und  unsodalistischen«  Ansichten  Sakosowa 
her,  und  auch  die  Parteileitung  schlug  Lärm,  Sakusow  sei  ketzerisch  vom  Marxismus 
abgefallen.  Gerade  zu  dieser  Zeit  war  in  Üev.tschland  Bernstein  aufgetreten  und  die 
Ausrottung  des  Ketzerglaubens  in  Mode.  So  unternahm  es  Blagoew,  in  Sakasow  den 
bftlgarisdwn  Bernstein  niederzuzwingen.  Sakasow  wiederum  warf  Bfa^oew  vor,  dass 
bei  ihm  der  Marxismus  zu  leblosen  Formeln  erstarrt  sei  und  keine  Vertiefung  der 
Lehre  mehr  gestatte,  während  er  (Sakasow)  den  Marxismus  erweitern  und  im  Lichte 
seiner  Methoden  die  bulgarische  Wirklichkeit  erforschen  wolle.  So  ging  die  Polemik, 
die  teilweise  in  einen  persönlichen  Ton  ausartete,  hin  und  her.  Leider  blieb  der 
Streit  nicht  auf  die  Literatur  beschrankt,  er  sprang  auf  die  Parteitage  iitur  und 
füllte  die  Zeit  der  beiden  letzten  vollständig  aus.  Die  Principien-  und  Z^uci/iinwachtcr 
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der  Partei  tun  Blagoew  strengten  alle  ihre  Kräfte  an,  um  dem  Congrcss  eine  Sakasows 
Richtung  verurteilende  Resolution  aufzuzwingen,  es  gelang  ihnen  indessen  niclu. 

Auf  dem  Parteitag  zu  Pljewen  /1901/  drehte  sicli  der  Streit  um  die  Äusserung 
Sakasows,  man  solle  den  Marxismus  erweitem.  Die  Blagoewtsten  deuteten  sie  dahin, 
dass  Sakasow  breite  Volksarbeit  leisten  wolle,  und  stellten  nun  die  l"t  li;  so:  Soll 
dit  P.irtei  enge  Arbeil  leisten  für  die  Erziehung  iluLT  Anhänger  und  die  Organi- 
sierung des  städtischen  l'roletariaUi  oder  eine  breite,  auf  die  Heranziehung  fremder 
Elemente  aus  dem  Bauemstand  und  Kldnbörgertum  gerichtete,  eine  Politik,  die 
rasche,  aber  vorübergehende  und  unsichere  Gewinne  verspricht?  Daher  wurden  die 
Sakasowisten  breite  oder  weitherzige,  die  Blagoewisten  engherzige  oder  beschränkte 
Sodalisten  getauft.  Sakasow  appelliert  in  seinem  Obsto  Djelo  an.  die  producierenden 
Volksschichten,  die  ein  gemeinsames  Interesse  hätten,  das  bestehende  politische  Re- 
gime zu  stürzen.  Also,  so  folgerte  man.  ignoriert  er  den  Classenkampf,  der  das 
Zusammenarbeiten  der  verschiedenen  Volksschichten  ausschliesst:  er  predigt  eine 
Harmonie  der  Classen,  statt  die  Classengegensätze  aufzuzeigen.  Gewiss  ist  die  Volks- 
masse in  höchstem  Masse  unzufrieden,  gewiss  wird  sie  sich  von  einer  geschickten 
Demagogie  leicht  fortreissen  lassen.  AIht  die  Monge  der  bloss  Unzufriedenen  aus 
dem  Kleinbürgertum  und  der  Bauernschaft,  die  bei  der  Partei  ihre  Zuflucht  sucht, 
hat  keine  rein  proletarische  Denkweise,  unterwirft  sich  keiner  rein  socialisti sehen 
Disciplin ;  sie  kommt  mit  all  ihren  Vorurteilen  und  all  ihrer  Feigheit  zur  Partei, 
bleibt  als  Bleigewicht  an  ihr  hängen  und  ist  die  grusste  Gefahr  für  deren  Principien- 
treue.  Die  Partei  entartet,  wenn  sie  in  den  Dörfern  Wahlerfolge  sucht  und  die  Or- 
ganisation der  städtischen  Arbeiter  vernachlässigt.  Nur  insofern  soll  die  Partei  ihre 
Tätigkeit  auf  die  anderen  Kreise  ausdehnen,  als  diese  ^chon  dem  Fxpropriations- 
process  verfallen  und  damit  der  socialistischen  Ideenwelt  zuganglich  geworden  sind. 

Diesem  Gedankengang  traten  die  Sakasowisten  nun  keineswegs  principiell  feindlich 
gegenüber;  sie  ergänzten  ihn  nur:  Gewiss  ist  die  städti>;che  \rbeiterschaft  das  Rück- 
grat der  Partei,  ihre  Gewinnung,  Aufklärung  und  Erziehung  deren  erstes  Gebot, 
Auch  sie  wollen  den  Kampf  mit  socialistisch  geschulten  Trui)pen  im  Geiste  des 
Socialismus  führen.  Aber  eine  politische  Partei,  die  keine  religiöse  Secte  sein  will, 
darf  unter  keinen  Umständen  auf  die  Teilnahme  am  politischen  Kampf  verzichten. 
Es  gibt  Momente,  wo  die  gewöhnliche  Organisationstätigkeit  aufgegeben  werden 
muss.  Dann  verlässt  der  Socialismus  sein  gew^nliches  Flussbett,  ergiesst  sich 
breit  hin  über  das  Land  und  reis.st  alles  mit  sich.  Der  Socialismus  i>t  oft  genötigt,  im 
Kampf  der  Dl  tu.  »kratic  in  der  ersten  Reihe  zu  stehen  und  die  Ge<ch;tftc  der  Bour- 
geoisie zu  besorgen ;  denn  er  ist  die  wuchtig.slc  Kampfkraft  gegen  die  bestehende  poli- 
tische Ordnung.  In  diesem  Kampf  lernt  er  tmter  dem  wechselseitigen  Einfluss  der 
verschiedenen  Parteien  und  Volksschichten  die  Formeln  den  Tatsachen  opfern,  ohne 
dass  er  Gefahr  läuft,  sich  selbst  zu  verlieren,  solange  die  Intelligenz  ihm  anhängt 
imd  seine  Theorieen  ihre  überzeugende  Kraft  behalten.  So  hat  er  tatsächhch  an  der 
Volksbewegung  zum  Sturze  Stambulows  lebhaft  teilgenommen. 

Nun  legte  Blagoew  eine  Resolution  vor,  die  den  städtisch-proletarischen  Charakter 
der  Partei  betonte ;  sie  wurde  fast  einstinunig  angenommen  —  auch  Sakasow  stinuute 
für  sie,  und  wenn  einige  seiner  Freunde  sie  ablehnten,  so  geschah  es  nur  im  Hinblidc 
auf  ihre  praktische  Bedeutungslosigkeit  und  die  Absicht  des  Antragstellers,  der  sako- 
sowistischen  Bewegung  einen  Schlag  zu  versetzen.  —  Immerhin  war  die  Absicht  der 
Engherzigen  vereitelt. 

Nicht  besser  erging  es  ihnen  auf  dem  Parteitag  zu  Timowo  /i90^.  Hier  bildeten 
die  Äusserungen  ans  Reden  Sakasows  in  der  Nationalversammlung  die  Angriffspuncte. 
Sakasow  hatte  einmal  erklärt,  dass  wir  Socialdemokraten  nicht  g^en  alle  Formen 
des  Eigentums  seien,  sondern  nur  gegen  diejenigen  seiner  Arten,  die  als  Productions- 
mittel  zur  Ausbeutung  des  .Arbeiters  verwendet  werden  können.  Ein  anderes  Mal 
hatte  er  die  bürgerlichen  Parteien  ermahnt,  den  Fürsten  in  die  ihm  von  der  Ver- 
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fassong  Torgezeichnetcn  Grenzen  nirfickzuwdsen  und  hierbei  die  von  unserer  Ver- 
fassung accepticrtc  Theorie  des  Constitutionali?mus  (Ic  roi  regne,  viais  il  ite  gou- 
verne  pas)  entwickelt.  Die  Blagoewisten  hielten  ihm  nun  zum  ersten  Punct  ent- 
gegen, dass  die  Socialdemokratie  jedes  Privateigentum  an  den  Productionsmitteln 
verwerfCi  Sakasow  berief  sich  für  seino  These  auf  Kautskysche  Citatc.  Zum  zweiten 
Punct  warf  man  Sakasow  vor,  dass  er.  auf  eine  tinsocialistische  Theorie  gesliit:^t.  den 
Bourgeoisfractionen  einen  Rat  gegeben  habe,  den  zu  erteilen  nicht  seine  Aufgabe  ge- 
wesen sei.  Nicht  den  m  Wirklichkeit  nachdosen  Fürsten,  sondern  die  ökonomischen 
Zustände  hätte  er  bekämpfen  sollen.  Von  der  Resolution,  die  diesmal  Blagoew  vor- 
legte, strich  der  Parteitag'  die  Sätze,  die  einen  Tadel  gepen  ?aka>ow  enthielten,  und 
nahm  den  Rest  des  Vorschlages  an,  der  betonte,  dass  die  Partei  nach  wie  vor  auf 
ihrem  frfiheren  Standpunct  stehe.  So  konnten  die  Sakasowisten  dafür  stimmen,  die 
ja  immer  behauptet  hatten,  dass  sie  keine  Änderung  des  Programms  oder  auch  nur  der 
Taktik  wünschten.  Die  Blagoewisten  aber  waren  wiederum  mit  dem  Resultat  imzu- 
frieden. 

Sie  entfalteten  daher  nach  dem  Congress  eine  rege  Tätigkeit,  um  die  grösste  der 
weitherzigen  Ortsgruppen,  die  von  Sofia,  zu  erobern.  .Als  aber  auch  liier  ihre  Versuche 
scheiterten,  entschlossen  sie  sich  zu  einem  GewaliacL  Sie  gründeten  einen  neuen,  viel 
Ideineren  Ortsverein  und  liessen  ihn  durdi  die  blagoewistische  Mehrheit  des  Central- 
coniites  bestätigen ;  die  alte  Ortsgruppe  wurde  einfach  für  nicht  vorhanden  erklärt^ 
»in  Erwägung  dessen,  dass  sie  des  socialistischen  Namens  unwürdig  geworden«  sei. 

Durch  diese  flagrante  Verletzung  des  Organisationsstatuts  wurde  das  Signal  zur 
Spaltung  der  ganzen  Partei  g^eben.  Parteivorstand.  Parlamentsfraction  imd  viele 
Provtnzialvcrbändc  gingen  auseinander.  Die  Mehrheit  des  Centralcomites  forderte 
durch  Circulare  die  Ortsvereine  auf,  den  verräterischen  Opportunismus  im  Stich  zu 
lassen,  tun  sich  dem  rtvolutionaren  Soeialismus  der  Blagoewisten  anzusdtliessen  — 
um  der  Rettung  der  Partei  willen.  Die  Sakasowisten  dagegen,  wie  auch  die  meisten 
angesehenen  Parteigenossen,  die  nicht  an  dem  Streit  beteiligt  waren,  beschworen  die 
Partei,  einig  zu  bleiben.  Die  bestehenden  Unterschiede  seien  keineswegs  principieller 
Natur  oder  gross  genug,  um  ihretwegen  die  Kraft  der  Bewegung  tu  gefährden.  Nun 
nahmen  die  Ortsvereine  für  die  eine  oder  andere  Richtung  Partei ;  doch  wurde  ihre 
Stellungnahme  wenig  von  principiellen  Gcsichi.spuncten  bestimmt.  Die  gegenseitigen 
Beschimpfungen  machten  bald  jede  Verständigung  unmöglich.  Besonders  heftig 
waren  die  Engherzigen,  die  sich  von  ihrem  revolutionartn  Vorgehen  einen  l)esseren 
Erfolg  versprochen  hatten.  Zwei  gesonderte  Congresse.  der  der  Engherzigen-  zu 
Russe  und  der  der  Weitherzigen  zu  Soiia,  bestätigten  die  Spaltung.  Heute  streiten 
sich  die  beiden  sodaldemokratischen  Parteien  um  die  Herrschaft  Aber  die  Mehrheit 
der  Partei  ist  tatsächlich  in  der  Organisation  der  Weitherzigen.  Das  Parteiorgan 
Rabotniceska  Borha,  hat  gegenwärtig  über  2000  .Abonnenten,  das  frühere  Parteiorgan, 
die  Rabotnicesky  IVjestmk,  kaum  1500,  um  mehr  als  die  Hallte  weniger,  als  einst. 
Von  den  vier  Genossenschaften  ist  jetzt  nur  die  Bäckerei  in  Philipopel  im  Besitz  der 
Engherzigen ,  die  kürzlich  eröffnete  in  Sofia  und  je  ein  Laden  in  Kuanlyk  tmd 
Jambol  in  dem  der  Weitherzigen. 

Ein  ld>hafter  Streit  beider  Richtungen  entstand  über  die  eigentlichen  Aufgaben 
der  Gewerksdiaf ten ;  er  drehte  sich  um  die  Frage,  ob  diese  sich  parteipolitisch  oder 
neutral  verhalten  sollen.  Die  Engherzigen  haben  die  Gewerkschaften  gespalten,  oder 
vielmehr:  ihre  Anhänger  sind  aus  den  selben  ausgetreten  und  haben  neue,  lebens- 
unfähige kleine  Vereine  gegründet  Wenigstens  in  Sofia.  In  der  Provinz,  wo  sie  die 
Mehrheit  ihrer  Gewerkschafter  auf  ihrer  Seite  haben,  sind  die  anderen  ausgeschlossen 
worden.  Was  die  Keutralitätsfrage  anlangt,  so  sind  die  Meinungen  darüber  auch 
bei  den  Weitherzigen  sehr  geteilt;  man  verteidigt  die  Neutralität  mit  Gründen,  wie 
sie  in  Deutschland  Bebel,  von  Elm  und  andere  vorgebracht  haben,  und  jedenfalk 
wünsdit  niemand  ein  formdles  Band  zwischen  Partei  und  Gewerkschaft,  wie  es  die 
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Engherzigen  verlangen.  Die  Gcwcrksduiften  von  Sofia  haben  eine  Ccntralcommission 
der  Gevuerkschaftcn  Bulgariens  gegründet,  die  «^ich  die  Vereinheitlichung  der  Arbeiter- 
bewegung, die  Gründung  von  centraltstischen  Fachverbänden,  zum  Ziel  setzt  und  ähn- 
liche Aufgaben  hat,  wie  die  deutsche  GeKenücomtitissUMt.  Die  Engherzigen  haben 
ihrerseits  einen  Cciccrkschaftslntnd  ins  L<:hcn  tjcnifen.  Von  Ix-iden  Organisationen 
Sind  für  die  nächste  Zeit  Gewerkschaitscongressc  einberufen  worden. 

Worin  besteht  nun  eigentlich  der  Gegensatz  zwischen  beiden  Ridittingen? 
Von  vornherein  muss  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  keine  der  beiden  ihre 
Ansichten  über  die  Streitfragen  klar  dargelegt  hat.  Es  i-t  viel  gcschricl>en.  aber 
wenig,  wenn  überhaupt  etwas  gesagt  worden.  Sakasows  .Anschauunen  über  die  gegen- 
wärtigen politischen  Zustände  und  die  daraus  fiir  die  fortschrittlich  gesinnten  Par* 
teien  erwachsenden  Aufgaben  lassen  sich  dahin  zusammenfassen:  Bulgarien  ist  trotz 
seiner  liberalen  Verfassung,  die  nur  auf  dem  Papier  steht,  tatsäclilich  ein  Bureau- 
kratenstaat.  Gewalttat  und  Rechtlosigkeit  sind  die  Principien,  nach  denen  das  Land 
heute  regiert  wird.  Die  Regieningen  »erschöpfen  alle  Quellen  des  Nationalreichtums, 
ziehen  den  Staat  in  unproducitve  Untcrnclimungcn  hinein,  schwächen  lüe  Productiv- 
kraft  durch  die  enormen  Steuerlasten  und  vernichten  das  Handwerk,  ohne  durch  das 
von  ihnen  zusamengestohlene  Capital  die  Erde  wieder  zu  befrachten,  der  es  ent- 
zogen ist«.  Dieses  Regime  stumpft  die  Intelligenz  und  den  Charakter  der  Arbeitenden 
ab  und  erzeugt  in  Stadt  tind  Land  eine  hungrige  Menge,  die  für  jeden  iitul  alles  7U 
haben  ist,  um  ihr  bisschen  Ürot  vom  Staat  oder  der  Gemeinde  zu  bekommen.  Alle 
Schichten  der  Nation,  ausser  einer  winzigen  Minderheit  von  Volksdieben,  haben  ein 
dauerndes  Interesse  daran,  dieser  Wirtschaft  ein  Ende  zu  machen.  Da  ist  zunächst 
die  Bauernschaft,  deren  planmässigc  Organisierung  sehr  wohl  möglich  ist.  Ferner 
die  städtische  Handwerkerschaft,  die  sich  nach  staatlichem  Schutz  des  Gewerbes 
sehnt  An  dritter  Stelle  kommen  die  Kreise  der  Handeltreibenden  und  Industriellen 
in  Betracht,  die  vom  Staate  eine  W^irtschaff >politik  zum  Schutze  ihrer  Interessen  ver- 
langen. Endlich  tritt  die  junge  Arbeiterbewegung  auf  den  Plan,  dieser  »uner- 
schrockene imd  opferwillige  Kämpfer  fjr  die  Freiheit«.  Natürlich  sind  die  ökono- 
mischen Interessen  der  am  Kampf  um  die  Demokratie  beteiligten  Classen  sehr  ver- 
schieden, "ft  gera<!ezn  gegensätzlicli.  Das  liindert  r.bcr  ihren  gemeinsamen  Kampf 
um  die  Demokratie  nicht;  denn  erst  aut  ihrer  Grumilage  wird  der  Kampf  der 
Sonderinteressen  recht  möglidi  sein. 

Was  stellte  ntm  Bbgncw  der  Anffa^'^iing  Sakasows  entgegen?  Zunächst  warf  er  ihm 
vor,  dass  er  nicht  auf  dem  Boden  des  Marxschen  historischen  Materialismus  stände. 
Alle  seine  Aufrufe  zu  einer  Verbindung  der  Classen  seien  umsonst;  man  mfisae  die 
ökonomische  Entwickdung  abwarten,  die  von  - 1  1  i.  >  t  \or  sich  gehe  und  von  selbst 
die  Staatsform  sprengen  werde.  Femer  überscli;it;^e  Saka'^ow  die  Leistungsfähigkeit 
der  verschiedenen  nach  seiner  Ansicht  revolutionären  Schichten.  Die  Bauern  und 
die  Handwerker  kämen,  als  reactionäre  Classen,  schon  gar  nicht  in  Betracht  Und  die 
Interessen  der  Bourgeoisie  würden  gerade  von  der  monarchischen  Gewalt  am  besten 
wahrgenommen,  diese  habe  also  kein  Interesse  an  einer  freiheitlichen  Entwickelung. 
Als  einzig  revolutionäre  Classe  bleibe  ausschliesslich  das  städtische  Proletariat  übrig. 

Blagoew  zieht  bei  seinen  Dedtietionen  die  ökonomische  und  politische  Zurüdc- 
gtbliebenheit  unseres  Landen  ülx'rhaupt  nicht  in  Betracht.  Die  .Anhänger  Sakasows 
kimnen  ihnen  mit  den  Worten  der  Iskra,  des  russischen  Parteiorgans  Plechanowscher 
Richtimg,  kurz  antworten:  «Alle  diese  Sodalistcn  vergessen,  dass  die  Interessen  des 
Sclbstherrschertums  nur  ihikt  gewissen  Umständen  und  mit  gewissen.  Interessen  des 
wohlhabenden  Glasen,  aber  nicht  mit  den  Intersscn  aller  dieser  Classen  überhaupt, 
sondern  mit  denen  gewisser  ihrer  Schichten  zusammenfallen.  Die  Interessen  anderer 
Schichten  der  Bourgeoisie,  sowie  die  besser  verstandenen  Interessen  der  ganzen 
Bourgeoisie,  der  ganzen  Entwickclimg  des  Capitalismus  überhaupt,  machen  die  libe- 
rale Opposition  gegen  die  Autokratie  unumgänglich.   Wenn  zum  Beispiel  das  Selbst- 
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herrschcrtum  der  Bourgeoisie  die  Möglichkeit  sichert,  die  gröbsien  Formen  der  Aua- 
beutung  anzuwenden,  so  stellt  sie  andererseits  der  iHreiten  Entwickdung  d«r  Fro- 

ductivkrälte  tausend  Hindernisse  entgegen  

Wenn  die  Enghermgen  auf  dem  bisher  von  ihnen  eingeschlagenen  Wege  fort- 
schreiten, PO  ist  die  Gefahr  vorhanden,  dass  sie  sich  mehr  und  mehr  zu  einer  sich 
abschliessenden,  fanatischen  Sccte  entwickeln.  Jedenfalls  tobt  jetzt  der  Zwist 
swiscfaen  den  beiden  Fractioncn  der  Sodaldemokratie  fort,  die  auf  diese  Weise  gleich 
achwach  der  bureaukratisch-miUtaristischen  Reaction  gegenüberstehen,  deren  Hochflut 
sich  hiiitc  üIkt  da-;  Land  ergiesst.  Arbeiten  wir  daran.  daSS  die  nächste  Zeit  eine 
Änderung  in  der  Lage  des  Sociaüsmus  in  Bulgarien  bringt! 
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Auf  dem  internationalen  Congress  für  Arbcitcrschutz,  der  im  August  1897  in 
Zürich  stattfand,  wurde  nach  einem  Referat  des  Regierungsrats  Th.  Curti- 
Sanct  Gallen  eine  Resolutton  angenommen,  in  der  es  hiess: 

»Die  Teilnehmer  des  Congressc^  worden  aufgefordert,  in  der  Presse  und  in  den 
Parlamenten  die  Regierungen  zur  Errichtung  eines  internationalen  Arbeiterschutz- 
amtes  einzuladen.    Als  dessen  Aufgaben  werden  in  Aussicht  genommen: 

a)  die  Sammlung,  Herausgabe  und  Mitteilung  an  die  interessierten  Amtsstellen.  sowie 
die  Verbreitung  durch  den  Buchhandel  aller  auf  den  Arbeiterschutz  sich  beziehenden 
Gesetze  und  anderen  wichtigen  amtlichen  \  eroffenttichungen  ztii^eich  in  englischer, 
franzosischer  und  deutscher  Sprache  und  femer  in  ihrer  Ursprache  wenn  diese 
keine  der  drei  genannten  ist; 

b)  die  international  vergleichende  Bearbeitung  der  Arbeiterstatistik  (oder  SoQial- 
statistik  überhaupt) ; 

c)  die  Ablassung  eines  Jahresberichtes  über  die  von  den  gesetzgebenden  rnid  Verwal- 
tungsbehörden für  die  Fortbildung  des  Arbeiterschut/cs  ent wicki  lrc  T.ii:v;k>'it ; 

d)  die  Erteilung  von  Auskimft  und  die  Mitteilung  orientierender  Literatur; 

e)  die  Veranstaltung  von  Congressen  sur  Beratung  über  den  Fortgang  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung. 

Der  Congress  spricht  den  Wunsch  aus,  dass  das  internationale  Arbeiterschutzamt 
errichtet  werden  soll,  sobald  drei  Staaten  sich  Uenu  bereit  erklären.« 

Wesentlich  im  Rahmen  dieser  Resolution  bewegten  sich  die  VerhandUtngeti 
der  öocialpolitiker,  die  Juli  1900  im  Musee  Social  in  Paris  tagten.  Das  Er- 
gebiiis der  damaligcti  6eratttn|^  war  die  Gründung  der  Ji^emathnalm  Ver^ 
einigung  für  gesetzlichen  Arbeiter  schütz.  Die  Vereinigung  hat  sich  statutarisch 
genau  die  Aufgaben  gestellt,  die  in  der  obigen  Resolution  des  Züricher  Con- 
gresses  genannt  sind.  Zum  Sitz  der  Vereinigung  wurde  die  Schweiz  bestinuiit 
und  zun  provisorischen  Präsidenten  Herr  Heinrich  Scherrer,  der  den  Zfiricfaer 
Congress  geleitet  hatte,  gewählt. 

Das  erste  Jahr  ihres  Bestandes  widmete  die  Vereinii^iing  dem  Ausbau  der 
Organisation  imd  den  V^orarbeiten,  die  erforderlich  waren,  um  das  internatio- 
nale Arbeitsamt  ins  Leben  zu  rufen.  Alsdann  fand  am  27.  und  28.  September 
1901  in  Basel  die  constituierende  Versammlung  statt.  Zur  Zeit  besteht  die 
Vereinigung  aus  acht  Landessectionen,  die  die  Schweiz,  Deutschland,  Osterreich, 
Ungarn,  Hofland,  Frankreich  und  Italien  repräsentieren.  Die  Sectionen  sind  in 
ihrer  Organisation,  der  Art  und  Weise,  wie  dem  Umfang  ihrer  Tätigkeit 
autonom.  £s  wird  nur  verlangt,  dass  ihre  Satzungen  dem  leitenden  Ausschusse 
unterbreitet  werden;  sie  werden  genehmigt,  wenn  sie  den  Tendenzen  der  Ver- 
einigung nicht  widersprechen.  Die  au  weit  gellende  Autonomie  der  Sectionen 
führt  dazu,  dass  diese  einen  von  einander  durchaus  verschiedenen  Landes- 
charakter annehmen  müssen,  ein  übler  Umstand,  der  von  ausschlaggebender  Be- 
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deututig  für  die  Stellungnahme  der  N'ereinigung  gegenüber  einzelnen  Postulaten 

des  Arbeiterschutzes  sein  muss,  indem  grundsätzliche  Divergenzen  unter  den 
Sectionen  entstehen,  welche  die  Tätigkeit  des  internationalen  Arbeitsanucs 
hemmen  und  ein  einheitliches  Auftreten  der  Gesamtvereinigung  geradezu  un- 
möglich machen  werden. 

Schon  ein  rascher  (^berblick  über  die  kurze  Geschichte  der  Vereinigung  zeig^ 
solche  Divergenzen.  !Zuerst,  etwa  einen  Monat  vor  der  Pariser  Versammlung, 
«rurde  die  schweizerische  Section  durch  Professor  Reichesberg  und 
Bundesrat  Frey  in  Bern  gegründet.  Die  Gründung  der  deutschen  Section 
förderten  hauptsächlich  Professor  SchnioUer  und  Freiherr  von  Berlepsch.  Die 
am  6.  Januar  1901  ins  Leben  gerufene  Gesellschaft  für  sociale  Reform  trat  als 
deutsche  Section  der  Vereiniginig  bei.  Die  Ziele  und  die  Tätigkeit  dieser  Ge- 
sellschaft sind  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  bekannt.  Die  im  Januar  1901  qfc- 
gründete  österreichische  Section  nennt  sich  Österreichische  Gesellschaft 
für  Arbeiterschuts,  sie  ist  ein  niditpolitischer  Verein  und  hat  den  Zweck,  durch 
Aufklärung  Bestrebungen,  die  auf  den  weiteren  .Ausbau  des  Arbeiterschutzes 
und  der  Wohlfahrtspflege  gerichtet  sind,  zu  unterstützen,  sowie  insbesondere 
die  Bildung  eines  privaten  internationalen  Bureaus  für  Arbeiterschutz  zu  för- 
dern. Dank  den  Bestimmungen  des  österreichischen  Vereinsgesetzes  ist  es  der 
Gesellschaft  untersagt,  sich  einem  internationalen  X'erbande  anzugliedern.  Diese 
Klippe  bemüht  sich  die  Gesellschaft  durch  eine  statutarische  Bestimmung  zu  mn- 
sdiiffen,  die  besagt,  dass  die  Gesellschaft  mit  der  Internationalen  yereim^ung 
für  gesetzlichen  Arbeiterschuts  »in  ständige  Verbindung«  tritt.  AU  Tätigkeits- 
programm  stellte  ihr  Ausschuss  auf ;  Behandlung  der  Wohnungsfrage,  Studium 
des  Betriebsschutzes,  Agitation  zur  \  erbe^-serung  der  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung über  das  Verbot  des  Trucsystems,  Organisierung  der  Heimarbette- 
r:!i!u  ti,  Frlangnng  von  Gesetzen  zum  Schutz  der  FTandelsangestellten  und  über 
die  VV  irksamkeit  der  österreichischen  Bergarbeiterausschüsse,  sowie  einer  Reihe 
weiterer  socialpolitischer  Massnahmen,  so  der  Ausbau  des  socialen  Versiche- 
rungswesens, die  Reform  der  Unfallversicherung,  die  Finführung  der  Alters- 
und Tnvaliditiitsversichcnincf ;  auch  <lie  .Ausgestaltung  des  Genossenschafts- 
wesens etc.  gehört  zum  Autgabcnkrei»  der  Gesellschaft.  Am  1.  Juni  1901  wurde 
die  ungarische  Section  gegründet,  sie  nennt  sich  Arbeiterschutsscction  der 
sociahvissenschaftlichcn  Grsdlschafl.  .Als  ihr  Ziel  l)r-.limmte  sie:  die  Ifcbung 
der  Lage  der  ungarischen  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  und  liandels- 
arbeiter  durdi  den.  weiteren  Ausbau  der  Gesetzgebung  im  Interesse  der  Arbeiter- 
classe  und  durch  die  Förderung  ihrer  Bestrebungen.  Die  belgische  Section 
besteht  aus  60  Mitf,'licdern  und  will  sich  insbesondere  mit  internationalen  Fracren 
befassen.  Die  französische  Section  ist  bestrebt,  alle  Einwohner  Frank- 
reichs zu  vereinigen,  die  geneigt  sind,  die  Erweiterung  und  Durchführung  der 
Arbeiterschutzgo^ctzs^cbung  zu  fördern.  Sie  zählte  Anfancr  September  i()Ot 
1 13  Mitglieder.  Die  holländische  Section  acceptierte  die  internationalen 
Statuten  als  Sectionsstatuten.  Ausserdem  existiert  noch  eine  italienische 
Section. 

Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  ist  es  der  Internationalen  J'i'rriiil'^ting  ge- 
lungen, eines  ihrer  Ziele  zu  verwirkUchen.  Es  ist  dies  die  Schaltung  des  inter- 
nationalen Arbeiteamts  in  Basel.  Der  schweizerische  Bundesrat  bewilligte  dem 
selben  eine  jährliche  Subvention  im  Betrage  \nn  8000  Francs,  während  die 
Baseler  Regierung  ihm  Räumlichkeiten  und  Einrichtung  in  einem  der  Stadt 
Basel  gehörigen  Hanse  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellte.  Mit  der  Leitung 
des  Amtes  wunk  Professor  Bauer  in  Basel  betraut.  Das  Arbeitsamt  hat  am 
I.  Mai  1901  seine  Tätigkeit  begonnen.  Professor  Bauer  bemühto  ^ich.  ziinäcbst 
Beziehungen  zu  den  Regierungen  verschiedener  Länder  anzubahnen  behufs 
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Erlangung  der  einschlägigen  Gesetze  und  N'orschri ften.  wie  aiich  um  deren  Auf- 
merksamkeit auf  das  Amt  als  aut  eine  zuverlässige  Auskuuitssielle  in  Sachen 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  zu  lenken.  Fünfzehn  Staaten  haben  bisher  das 
internationale  Arbeitsamt  als  eine  Einrichtung  von  halböffentlichem  Charakter 
anerkannt  und  sind  mit  ihm  in  \'erl»indimg  getreten.  Ebenso  surb.te  das  Amt 
in  \  erbinUung  zu  treten  mit  Arbeiter-  und  Liiicrnchnicrorganisatiunen  verschie- 
dener Länder  und  in  einer  Reihe  von  Staaten  ständige  Correspondenten  zu 
gewinnen. 

Nachdem  alle  Vorarbeiten  erledigt  waren,  konnte  die  constituicrende  \'er- 
sammlung  der  Internationalen  Vereinigung  am  27.  und  28.  September  1901 
naudi  Basel  einberufen  werden.  An  dieser  Versanunlung  nahmen  Delegierte 
sämtlicher  Sectioncn.  mit  Ausnahme  Ungarns,  teil.  Amtliche  Vertreter  ent- 
sandten der  schweizerische  Bundesrat  und  die  Regierungen  von  Frankreich, 
Italien  und  Holland.  Zu  Vorstandsmitgliedern  der  Intemationalen  Vereinigung 
wurden  gewählt:  als  Präsident  H.  Scheirer,  Nationalrat  in  Sanct  Gallen,  als 
Vicepräsident  Curti.  Regierungsrat  in  Sanct  Gallen,  als  Secretair  und  Dircctor 
des  Arbeitsamtes  Professor  Dr.  Bauer  in  Basel  und  als  Schatzmeister  Regie- 
rungsrat Speiser  in  Basel. 

Aus  den  Verhandlungen  sei  folgendes  erwähnt:  Die  Frage,  für  welche  Ge- 
biete der  Socialpolitik  eine  internationale  \"erständigung  besonders  zu  verlangen 
sei,  wird  vom  Director  des  Arbeitsamts  dahin  beantwortet,  dass  als  solche  Ge- 
biete diejenigen  Betriebe  zu  gelten  hatten,  welche  der  intemationalen  Concur- 
renz  ausgesetzt  seien  oder  dem  Weltverkehr  dienen.  Insbesondere  wird  fol- 
gendes als  hierher  gehörig  bezeichnet:  i  :\'ürschriften  über  die  Technik  des 
Arbeiterschutzes  und  Hygiene;  2.  Schutz  der  Arbeitsruhe;  3.  Vorschriften  über 
die  Heimarbeit;  4.  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  der  Arbeiter  im  Dienste 
des  Weltverkehrs  (Hafen-,  Dock-,  Eisenbahn-,  Kohlenarbciter)  ;  5.  Massregeln 
zur  Verhinderung  internationaler  Arbeiterausstandc  oder  deren  Beilegung  diu^ch 
ein  internationales  Schiedsgericht;  6.  internationale  Organisation  der  Arbeits- 
vermittelung; 7.  sociale  Versicherungen,  insbesondere  Arbeitslosenversicherung; 
8.  Schutz  des  auswandernden  Arbeiters.  Es  wurden  femer  die  folgenden  Be- 
schliisse  nach  Antrag  einer  Comniission  gefasst:  Den  Sectionen  wird  empfohlen, 
den  Verkehr  des  Arbeitsamtes  mit  Arbeiter-  und  Unternehmerverbänden  und 
den  Austausch  ihrer  Drucksachen  gegen  solche  des  internationalen  Arbeits- 
amtes in  jeder  Weise  zu  fördern.  Die  Auskunfterteilung  in  Fragen  des 
Arbeiterschutzes  soll  grundsatzlich  an  di«  Regierungen  und  an  Sectionsmit- 
glicder  unentgeltlich  erfolgen.  Die  Tätigkeit  des  Arbeitsamtes  hat  sich  auf 
die  Durchführung  rein  wissenschaftlicher  Arbeiten  zu  beschränken.  Dies  2iel 
soll  mittels  eines  periodisch  erscheinenden  Organs,  des  Bulletins  des  inter* 
moHonalen  Arbeitsamts,  erreicht  werden.  Das  selbe  soll  folgendes  behandeln 
respectivc  pubÜciercn :  a.  Titel  und  Inhalt  der  -Arbeiterschutzgesetze  aller  Länder 
mit  Hinweis  auf  die  Originalquellen;  b.  die  parlamentarischen  Arbeiten  der 
verschiedenen  Länder  in  Bezug  auf  den  Arbeiterschutz;  c.  die  Beschlüsse  der  in 
Betracht  kommenden  nationalen  und  internationalen  Verbände ;  d.  die  Beschlüsse 
der  nationalen  Berufsorganisationen  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer:  e.  nach 
Massgabc  der  verfügbaren  Mittel  die  Te.xte  oder  Auszuge  aus  neuen  Gesetzen 
luid  Verordnungen  in  Bezug  auf  den  Arbeiterschutz;  f.  eine  Bibliographie  der 
officiellen  und  jener  privaten  Publicationcn,  die  quellenmässigen  Charakter 
haben.  £s  sollen  ferner  vergleichende  Untersuchungen  über  die  Nachtarbeit  der 
Frauen  in  den Industrieen  verschiedener  Lander  angestellt  werden;  gleichzeitig 
damit  soll  untersucht  werden,  welche  Folgen  die  Nachtarbeit  der  Frauen  da 
hatte,  wo  ein  gesetzliches  Verbot  solcher  Arbeit  besteht.  Endlich  soll  ein  ein- 
heitliches Schema  der  Uniallstatistik  in  den  verschiedenen  Ländern  aufgestellt 
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und  eine  Untersuchung  über  die  Gesetzgebung  und  Reglementierung  aller  ge- 
sundheitsgefährlichen Industrieen,  insbesondere  über  die  Verhältnisse  in  den 
Betrieben,  die  Bleiweiss  oder  weissen  Phpsphor  producieren  oder  verwenden, 
veranstaltet  werden. 

Seit  der  constituierendcn  Basler  Versammlung  sind  jetzt  drei  Jahre  verflossen, 
und  die  Frage  ist  berechtigt:  was  hat  im  Laufe  dieser  Zeit  das  damals  ge- 
schaffene internationale  Arbeitsamt  geleistet,  welche  von  dfu  auigL^tclllcn  Zielen 
hat  es  ver\virklicht?  Auf  diese  Frage  erhalten  wir  aus  den  Publicationen 
des  Arbeitsamts  Antwort.  Das  Bulletin  des  internatiottalcn  ^Irbeitsamts  hat 
Anfang  1902  zu  ersclieinen  begonnen,  zunächst  nur  in  deutscher  und  franzö- 
sischer Spradie;  es  stellt  eine  wertvolle  Quelle  zum  Studium  der  Arbeiter- 
schutzgesetze dar.  Es  publiciert  die  Texte  aller  neuen  betreffenden  Gesetze 
imd  Verorfinungen.  es  zeigt,  welche  langsamen  Fortschritte  die  sociale  Gesetz- 
gebung in  den  verschiedenen  Landern  des  Erdkreises  nimmt,  mit  welcher  Zähig- 
keit der  Capitalismus  seine  Positionen  verteidigt,  und  wie  nur  dort,  wo  neben 
dem  Capitali'^iiin^  eine  starke  Organisation  der  Arbcitcrclasse  vorhanden  ist, 
einige  Erfolge  errungen  werden  können.  Aus  dem  reichhaltigen  Inhalt  des 
BuUetins  kann  hier  referierend  nur  einiges  mitgeteilt  werden;  wir  wollen  in 
aller  Kürze  von  dem  Fortgang  der  Arbeiterschutsgesetegehnng  in  den  widi- 
tigsten  Culturstaaten  das  wesentlichste  notieren. 

Die  socialpolitischen  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen  im  Deutschen 
Reich,    in    den    einzelnen    deutschen  Staaten  und  Gemeinden    sind    in  den 

Socialistischen  Monatsheften,  vor  allem  in  den  Rubriken  Socialfjolitik  und  Sociale 
Communalpolitik  der  Rundschau,  fortlaufend  registriert  und  behandelt  worden.  Hier 
seien  nur  einige  der  selben  erwähnt  Am  i.  April  1903  tritt  die  neue  Scemanns- 
ordnung  in  Kraft,  am  i.  Januar  1904  das  Kinder  Schutzgesetz):  die  Wirksamkeit  des 
letztern  wird  durch  eine  Bunde.sratsvcrordiumg  vom  17.  Üeceuibcr  u/Jj  m  zum  Ic-ii 
bedenklicher  Weise  eingeschränkt,  wozu  noch  weitere  Ausnahmen  kommen,  die  durch 
die  Bundesstaaten  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Baden,  Hessen  und  Hamburg  statuiert 
werden.  Von  weiteren  Gesetzen  sei  noch  der  Krankenversicherungsnovelle  und  des 
Gesetzes  über  die  Kaufmannsgerichte  gedacht. 

In  Frankreich  stellt  eine  Verordnung  vom  28.  M.Trz  irx>2  ein  Verzeichnis  von 
Berufsarten  auf,  in  (jenen  erwachsene  niannhche  .\rhcUer  zeitweilig  über  die  gesetz- 
liche (lo'/j stündige)  Arbeitszeil  verwendet  werden  dürfen;  die  Überzeit  darl  nicht 
mehr  als  2  Stunden  täglich  betragen.  Durch  das  Gesetz  vom  22.  .März  IQ02  werden 
einzelne  Artikel  des  Haftpflichtgesetzes  vom  9.  April  1898  revidiert;  die  wichtigsten 
Neuerungen  sind  :  i.  das  Gesetz  statuiert  für  l)leibenden  Nachteil  die  Umwandlung 
der  Entschädigung  in  eine  Rente,  2.  es  beschleunigt  den  Gang  des  administrativen 
Erhebungsverfahrens,  3.  es  verbietet  die  Vornahme  einer  gerichtlichen  Untersudiung 
durch  den  behandelnden,  den  P>etricf)s-  oder  Vertrauensarzt  einer  Versichertmgsgesell- 
schaft,  4.  es  dehnt  die  Verjährungsfrist  zu  gunstcn  des  Verunglückten  aus,  5.  es  er- 
leichtert  dem  letzteren  das  gerichtliche  Verfahren  durch  Ausdehnung  des  Gerichts- 
und .'\ppcllation<verfahrens  auf  das  Armenrecht.  Bezüglich  der  Bleiverwendung 
verfügt  der  Handelsminister  unterm  18.  Juli  IQ02:  bei  Malerarbeilen  und  in  Maler- 
werkstätten darf  Bleiweiss  nur  in  flüssiger  Form  verwendet  werden ;  die  Hände 
dürfen  dabei  mit  den  Farlicn  nicht  in  directo  P.rnihrung  gelangen  ;  das  Schaben  und 
Abbürsten  von  Bleiwcissfarhen  in  trockcnctn  Verfahren  ist  vcrlx)ten ;  bei  feuchtem 
Verfahren  sind  seitens  des  UntemehuKi  N  den  Arbeitern  besondere  Cbcrkleider  zur 
Verfügung  zu  stellen  und  Reinigungsvorkehrungen  zu  treffen.  Unter  dem  21.  August 
iQO-  erlassl  das  Marineministerium  das  Verbot  der  Verwendiuig  von  Bleiweiss  bei 
allen  auf  Rechnung  der  MarineverwaUung  au.sgeführten  Anstricharbeiten,  der  gleiche 
Erlass  enthält  auch  das  Verbot  des  Ankaufs  pulverisierten  Schweinfurtergrüns  für 
Rechnung  der  Marineverwaltung.  Die  selbe  Verwaltung  statuiert  durch  Erlass  vom 
7.  Januar  1903  in  allen  st,Tatlichcn  Marinebetrieben  definitiv  den  aclitstiindlpen  Norm.d- 
arbeitstag.  Durch  Verordnung  vom  21.  März  igoa  hat  der  gesetzliche  Arbeiter- 
achntz  in  A 1  g  i  e  r  Eingang  gefunden ;  er  betrifft  118^  Betriebe  mit  5t  503  Arbeitern 
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(3520  weibliche  und  3096  jugendliche  Personen  unter  18  Jahre).    Das  Gesetz  ent- 
spricht mit  wenigen  Ausnahmen  dem  für  Frankreich  geltenden. 
In  England  werden  durch  das  Fabrik-  and  Werkstittengesetz  von  1901  der 

Kinderschiit?:  ausgedehnt  ( \'crhot  aller  Arbeit  für  Kinder  unter  12  Jahren,  früher 
unter  11  Jahren),  der  Arbeitsschluss  in  den  Textiifabnken  am  Sonnabend  auf  12  Uhr 
(früher  i  Uhr)  mittags  festgesetzt,  eine  wirksamere  Controle  der  Heimarbeit, 
ein  Verbot  des  Bäckcreihetriebs  in  Kcllerräumen  und  Schutzbestimmungren  für  Dock- 
arbeiter beim  Laden  und  Löschen  der  Schiffe  statuiert.    Im  Februar  ig02  erlassene 
Vorschriften,  betreffend  die  keramische  Industrie,  bestimmen:  Frauen,  Jugendliche 
und  Kinder  dürfen  bei  bleißcfahrlichcn   Priccduren  gar  nicht  verwendet  werden: 
ferner  wird  eine  Reihe  einschneidender  hygienischer  Vorschriften  den  Unternehmern 
zur  Pflicht  gemacht.    Das  Gegenteil  von  Arbeiterschutz  bedeuten  die  zwei  Erlasse 
vom  29.  Juni  und  14.  Juli  1902,  welche  die  Überzeitarbeit  von  Frauen  und  jugend- 
lichen Personen    In  Butter-  und  Käsefabriken,  Milchmeiereien    und  Conserven- 
fabriken  bis  10  Uhr  nachts,  am  Sonnal)cnd  bis  2  Uhr  naclnnittags  und  am  Sonntag 
von  6  bis  9  Uhr  morgens  ge^^tatten.    Ebenfalls  als  ein  Rückschritt  muss  angesehen 
werden  die  Ausnahmebefugnis,  jugendliche  Personen  über  T2  Jahre  in  den  mit  Blei 
und  Zinkgruben  verbundenen  Spuruerken  zur  Nachtarlicit  heranzielicn  zu  dürfen 
Das  1901  erlassene  Landarbeiterschutzgesetz  für  Ostindien  normiert  den  Arbeits- 
vertrag, enthält  Bestimmungen  über  Transport,  Krankenpflege  und  Unterkunft  der 
Arbeiter  und  stellt  eine  höchstens  vierjährige  Verbindlichkeit  seitens  des  angewor- 
benen Arbeiters  fest.    In  Neuschottland  (Canada)  ist  am  1.  Januar  1902  das  erste 
Fal)rikge8etz  in  Kraft  getreten.    Der  Arbeiterschutz  erstreckt  sich  auf  motorisch 
betriebene,  sowie  auf  einige  andere  Betriebe;  Familienbetriebe  und  Reparatnrarbciten 
sind  ungeschützt.    Das  14.  Lebensjahr  ist  das  minimal  zulässige ;  Kindern  und  Frauen 
ist  NaÄtarlieit  verboten.     Vorschriften  über  Fabrikhygiene,  Unfallschtite,  Inspec- 
tion  U.  s.  w.    In  der  Col.mie  Victoria  h.it  die  Ri-gierung  am  8.  April  1902  einige 
wichtige  Verordnungen  publicieri :  Minimallohnsälze  für  ungelernte  Arbeiter,  wöchent- 
liche .'\rbeitszeit  von  48  Stunden:  für  jede  Überstunde  ist  der  Lohn  um  ein  Viertel 
zu  erhöhen.   In  W  c  s  t  a  u  s  t  r  a  1  i  e  n  ist  am  19.  Februar  1902  ein  Gesetz,  betreffend 
Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  in  gewerblichen  Streitigkeiten,  erlassen  worden. 
Das  Gesetz  ist  wesentlich  dem  neuseeländischen  nachgemacht.    In  NcusüdwaleS 
ist  das  Lehrlingswesen  durch  Gesetz  vom  5.  November  1901  codificiert  worden. 

Im  Jahre  1901  revidiert  Österreich  das  Bergbaugesetz  von  1884:  itn  Kohlen- 
bergbau wird  statt  der  hi'^hcrigcn  I2stündigen  die  gstündige  Schichtdaucr  ein'^cliüoss- 
fidi  Ein-  und  Ausfuhr  eingeführt,  im  Erz-,  Graphit-,  Asphalt-  und  Salzbergbau  ver- 
bleibt es  bei  den  bisherigen  Bestimmungen.  Durch  Gesetz  vom  2$.  Februar  1902  wird 
die  Verwendung  von  Kindern  unter  14  Jahren  im  Hausiergewerbe  verboten.  Ein 
Gesetz  vom  8.  Juli  1902  gewährt  für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiter- 
wohnungen eine  24jährige  Steuerbefreiung:  dieses  Vorrecht  gemessen  Arbeiter- 
familienhäuscr,  die  von  uffcntlirlien.  gemeinnützigen  oder  Arbeitercorporationen.  An- 
stalten und  Baugenossenschaften  oder  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  errichtet 
und  an  die  selben  verkauft  werden.  Das  Gesetz  bestimmt  Minima  der  Bodenfläche 
der  Wohnräume,  es  verbietet  Aftermieten  und  Aufnahme  von  Schlafgängern,  sowie 
den  Ausschank  und  Verschleiss  alkoholischer  Getränke  u.  s.  w.  In  Niederösterreich 
ist  durch  Statthaltereicrlass  vom  i.  September  1902  das  Wohnungswesen  der  nament- 
lidi  aus  Ungarn  zugereisten  Feldarbeiter  ger^elt  worden;  verboten  sind  Massen- 
qttartiere  fBr  Personen  beiderlei  Geschlechts,  £s  Sdilafen  in  Etagebetten  oder  auf 
dem  Fu Schoden :  die  Einhaltung  eines  Mindestluft-  und  Flächenraume-^.  Sicher- 
stellung der  Heizbarkeit  im  Winter,  hinreichenden  Trinkwassers  und  genügender 
Abtritte  wird  den  Gemeindesanitätsbehdrden  aufgetragen. 

Dänemark  hat  das  Fabrikgesetz  vom  23.  Mai  1873  im  Jahre  TQOI  gründlich 
revidiert:  Es  unterstellt  alle  Betriebe  in  Handwerk  und  Industrie  mit  über  5  Ar- 
bitern der  Inspectionspflicht;  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  in  den  selben  nicht 
beschäftigt  werden  (bisher  unter  10  Jahren  in  fahrikmässigen  Betrieben).  Kinder 
von  12  bis  14  Jahren  nur  sMs  Stunden,  jugendliche  Arbeiter  von  15  bis  18  Jahren 
höchstens  10  Sttmden  (bisher  12  Stunden).  Bei  gesundhcitsschiulliclien  Betrieben 
kann  die  Altersgrenze  erhöht  und  Fravicnarbcit  verboten  werden.  Für  jeden  Arbeiter 
sollen  wenigstens  8  Kubikmeter  Luftraum  —  sehr  wenig,  da  in  der  Regel  aus  einem 
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solchen  Minimum  eine  Norm  gemacln  wird  —  verfügbar  sein.  Als  tinc  l»fputachten(Je 
Instanz  wird  ein  Arbeitsrat  geschafi'cn.  Nach  den  Bestimnningcii  des  dänischen 
Altenintcr-tütziuigsgcsctzc!«  vum  9.  April  1891  ist  jeder  über  60  Jahre  alte  dänische 
Staatsangehörige,  der  nicht  mehr  im  stände  isd  iär  sich,  oder  für  diejenigen,  deren 
volle  Versorginig  ihm  obliegt,  die  seinem  Lebenstmterhalt  notwendigen  Mittel  zu  be- 
schaffen, zum  Bcziige  tiner  Alter>tu  tt  r  tut;  uny  1h  recljtitrt.  Die  Kosten  dieser  Unter- 
stüuung  fallen  zu  einer  Hälfte  zu  La&icn  der  Wohngcnicinde  des  Rentenempfängers, 
zur  anderen  Hälfte  zu  Lasten  des  Staates,  dessen  GMamtleistung  aber  gesetzlidi  mit 
j  Millionen  Kronen  limitiert  wurde.  Durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1899  wurde  diese 
Grenze  auf  2Vi  MilUonen  Kronen  erhöht. 

In  Italien  tritt  das  Gesetz  über  Frauen-  tmd  Kinderarbeit  vom  19.  Juni  1902 

an  Stelle  desjenigen  vom  11.  Februar  i88<^l  D.is  neue  Gesetz  erstreckt  sich  auf  Fa- 
briken. Werkstätten,  Berg-  und  Bauarbeiten.  Dem  Wunsche,  die  höchst  gesundheits- 
schädliche Arbeit  in  den  Reisfeldern  zu  regeln,  kommt  <hs  Gesetz  dadurch  ent- 
gegen, dass  das  Verbot  der  Verwendung  geschützter  Personen  l)Li  gefährlichen  oder 
gesundheitsschädlichen  .Arbeiten  im  X'erordnungswege  auch  dann  Platz  greifen  kann, 
wenn  diese  nicht  in  Fabriken  oder  Bergwerken  stattfinden.  Als  Minimalalter  in  ge- 
schützten Betrii  liiü  ^:\h  seit  i88ö  das  vollendete  9.  .Mtersjahr  in  Fabriken,  das  10.  in 
Bergwerken;  für  Kinder  unter  12  Jahren  war  ein  Sstiindigcr  Maximalarheit^iag 
fixiert.  Di«K  Ausbeutung  der  kindlichen  Arbeitskraft  schreitet  das  neue  Geseta 
cinigermassen  ein.  Es  verlangt  für  Fabrikkinder  das  vollendete  12.  und  für  in  Berg- 
werken arbeitende  das  i.v  Lebensjahr,  für  die  letzteren  Kinder  wird,  von  1905  an- 
gefangen, das  zulä>sige  Aller  auf  das  14.  Jahr  erhöht.  Für  Unterfnnizehnjalirige 
wird  ein  ärztliches  Tauglichkeitszeugnis  und  die  Bestätigung  des  Elementarschul - 
besudics  verlangi.  Die  .Arbeitszeit  der  12-  bis  isjährigen  wird  auf  11  Stunden  einge- 
>cliränki  imd  ihnen  Xaditarbeit  verboten,  ieclorh  kann  die  Arlveitszcit  auf  12  Stunden 
erhöht  und  das  V'erbot  der  Nachtarbeit  durch  einen  ministeriellen  Erlass  aufgehoben 
werden  (  !).  Ungeföhr  von  gleichem  Wert  ist  der  Frauensdiutz :  iistundige  Arbeits- 
zeit, 24sti;ndige  Sonntagsruhe,  Nachtarbeit  erlaubt,  wird  erst  1807  abgeschafft  ( I). 
Für  Wöchnerinnen  besteht  nach  der  Niederkunft  (vor  der  Niederkunft  nichts!)  ein 
einmonatliches  Verwendungsverl>ot.  kann  aber  auf  gemeindeärztliches  Zeugnis  auf 
\Viir!:eu  reduciirt  werden.  Al^  Mciti  rschatt>schutz  hotimnit  das  Gesetz,  das^  in 
Fabriken,  die  50  und  mehr  .\rbeiteriniun  beschäftigen,  ein  Kaum  zum  Stillen  der 
Säuglinge  den  Müttern  zur  Verfügung  zu  >-te!len  sei  —  der  Wert  dieser  Bestimmung 
lässt  sich  in  der  Tat  katun  ermessen !  Die  Durchführung  des  Gesetzes  liegt  den  dem 
Handelsministerium  unterstehenden  Inspectoren  ob.  Die  italienische  Regierung  hat 
im  Deceinber  HXii  !)e>ch]ossen.  ein  .\rbeitsamt  zu  schaffen,  und  die  Comniission.  die 
den  betreuenden  Gesetzentwtu-f  des  Ministeriums  zu  prüfen  hatte,  schlug  vor, 
dieses  Amt  möge  sich  mit  dem  internationalen  Arbeitsamt  in  Basel  in  Verbindung 
setzen,  um  an  einer  socialen  Fort'-cliritt^arbeit  mitzuwirken.  >die  keine  Tranen  kosten 
und  den  Bedrängten  Trost  bringen  wird«.  Dieser  etwas  pomphalten  Ankündigung 
Mitspricht  das  Jahre  spater  erlassene  Gesetz  freilich  nicht  sehr.  Am  29.  Juli  1902 
hat  das  italienische  Cent ralarlnit samt  seine  Tätigkeit  begonnen.  Das  neue  Haft- 
pflichtgesetz vom  29.  Juni  ityoj  setzt  folgende  Entschadigungsminima  fest:  bei  Tod 
2500  Lire,  bei  dauernder  und  vollständiger  Invalidität  3000,  bei  dauernder  partieller 
Invalidität  500  Lire,  bei  zeitweiliger  Arlxitsunfähigkeit  den  halben  Lohn. 

Ungcfulu'  von  gleichem  Wert  ist  das  erste  belgische,  vom  Senat  am  24.  De- 
cember  1903  gutgeheissene  Utt^lversicherungsgesetz.  Es  gewährt  die  Hälfte  des 
Lohnausfalls  und  beim  Tode  des  Arbeiters  ein  Capital  im  Werte  einer  Leibrente  von 
30%  des  Jahreslohns. 

Sogar  in  R  u  s  s  1  a  n  d  ist  am  14.  Januar  1904  ein  Haftpflichtgesetz  in  Kraft 
getreten. 

Auf  der  zweiten,  am  2b.  und  27.  September  1902  zu  Cöln  abgehaltenen 
Generalversammlung  des  Comites  der  Jntemationeden  Vereinigung  für  gcstUs- 
lichcn  Arbcitcrschuts  waren  sämtliche  acht  Sectionen  vertreten:  Deutschland, 
l-'rankreich.  Osterreich,  rncjarn,  Relg^ien,  Niederlande,  Italien  und  die  Schweiz, 
ferner  die  Regierungen  von  Luxemburg,  Schweden,  Norwegen  und  der  V'atican. 
Frauenarbeit,  und  einige  gewerbliche  Vergiftungen  bildeten  den  wesentlichen 
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Gegenstand  der  Verhandlungen,  und  es  wurden  die  folgenden  beiden  Resolu- 
tionen gefasst: 

»Der  Stand  der  Gesetzgebung  über  die  FraueimachtartRMt  in  den  meisten  industriell 
entwickelten  Staaten  und.  wie  die  vorliegenden  Berichte  der  Sectionen  ergeben,  der 
Einflnss  dieser  Gesetzgebung  auf  die  Lage  der  Industrie  im  allgemeinen,  auf  die  der 
Unternehnuiiigt  n  und  der  Arbeiter  im  Ijescmdcrcn,  rcclitfertiRt  Rrundsatzlich  das  all- 
gemeine Verlx>i  der  Nachtarbeit  der  Frauen.  Das  Comite  beauftragt  eine  Com- 
mission,  die  Wege  zu  suchen,  um  diesem  grundsätzlichen  allgemeinen  Verbot  Geltung 
zu  verschaffen,  und  zu  prüfen,  wie  die  zur  Zeit  von  diesem  Verbot  bestehenden  Aus- 
nahmen ehestens  beseitigt  werden  können.  Die  Coramission  soll  innerhalb  zwei 
Jahren  ihren  Beridit  erstatten.  Jede  Section  hat  das  Recht,  zu  derselben  zwei*  Dele- 
gierte zu  wählen.  Die  Commission  wird  zu  ihren  Beratungen  Sachverständige 
aus  den  Kreisen  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  zuziehen.  Die  Regicrimgen  werden 
von  den  bevorstehenden  Sitzungen  der  Commission  rechtieitig  verständigt»  damit  sie 
sich  \>c'\  derselben  vertreten  lassen  können.« 

»I.  Die  grossen  Gefahren,  welche  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter  und  ArUciic- 
rinnen  aus  der  Verarbeitung  respective  Benutzung  des  weissen  Phosphors  und  des 
fileis  erwachsen,  erheischen  die  Einsetzung  einer  Commission,  welche  Miiiel  und 
Wege  suchen  soll,  um  das  Verbot  des  weissen  Phosphors  auf  internationalem  Wege 
herl>ei7Mfuhren  inul  den  CiclHauch  des  Ftleies.  soweit  irgend  möglich,  zu  unterdrücken. 
2.  Diese  Arbeiten  smd  der  zu  l'utict  i  eingeseuten  Coimnission  zuzuweisen.  3.  Das 
internationale  Condt^  wird  unverzüglich  durch  sein  Bureau  bei  den  Staats-  und  öffent- 
lichen Behörden  dahin  wirken,  dass  bei  den  durch  die  letzteren  zu  vergebenden  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Verwendung  des  Biciwcisscs  ganzlich  verboten  werde.« 

Wannn  das  internationale  Arbettsamt  das  so  eminent  schädliche  und  vielfach 
verarbeitete  Quecksilber  ganzlich  übersehen  hat»  ist  mir  nicht  recht  ver- 
ständlich. 

Eine  gute  Frucht  braucht  zur  Reife  Zeit,  eine  socialpolitische  Frucht  hat  das 
Besondere  an  sich,  dass  deren  Reifwerden  Jahre  bis  Jahrzehnte  verlangt,  so 

sehen  wir  heute,  nacli  zwei  Jahren,  die  beiden  in  Cöln  beschlossenen  Resolutionen 
als  pia  dcsidcria  dastehen.  Allerdings  niuss  anerkannt  werden,  dass  das  inter- 
nationale Amt  in  Basel  sich  alle  Mühe  gegeben  hat,  die  Arbeiten  zu  fördern. 
Diese  Bemühungen  liegen  oflfensichtlich  in  den  beiden  gediegenen  und  umfang- 
reichen vom  Dircctor  des  internationalen  .Arbeitsamts  Professor  Bauer  heraus- 
gegebenen Publicationen  Die  gewerbliche  Nachtarbeit  der  frauen  und  Gesund- 
hettsgefährliche  Industrieen  vor,  die  in  den  betreffenden  Rubriken  der  Rund- 
schau dieser  Zeitschrift  bereits  gewürdigt  sind.  Auf  Grund  der  zweiten  Arbeit 
petitionierte  die  deutsche  Gesellschaft  für  sociale  Reform  im  April  1904  an  den 
Bundesrat  um  entsprechende  gesetzgeberische  Massnahmen.  Um  auch  die 
Cölner  Resolution  einigermassen  international  zu  ordnen,  ersuchte  die  Com- 
mission des  internationalen  Arbeiteramts  den  schweizerischen  Bundesrat,  beide 
Fragen  einem  internationalen  Arbeiterschutzcongrcss  vorzulegen.  Diesem  Ge- 
suche hat  die  schweizerische  Executive  in  dem  l^nn  entsprochen,  dass  sie  in 
Aussicht  genommen  hat,  Mai  1905  nach  Bern  eine  solche  Conferenz  der  Regie- 
rungen einzuberufen. 

Aus  dem  auf  der  Cölner  Generalversammlung  vom  Präsidenten  Scherrer  er- 
statteten Jahresberidit  war  zu  entnehmen,  dass  die  Bemühungen,  weitere  Landes- 
eectionen  zu  schaffen,  erfolglos  geblieben  waren.  Auch  war  (he  Mitgliedcrzu- 
nähme  im  ganzen  keine  erhebliche.  Das  zcwrt  davnn,  dass  die  Arbeiterorga- 
nisationen den  Bestrebungen  des  internationalen  .Arbeitsamtes  reserviert  ent- 
gegenstehen. Daran  ist  wohl  der  zu  stark  ausgesprochene  gouvemementale 
Charakter  des  Amts  schuld:  Excrllcnzen  und  Proletarier  divergieren  etwas  zu 
stark.  Uber  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Sectionen  wusste  der  Präsfdialbericht 
nicht  vid  Positives  anzugeben.  Einen  eigentlichen  Erfolg  hatte  lediglich  die  fran- 
zösische Secti<»i  aulzuweisen,  die  sidi  insbesondere  mit  der  Arbeiterj^age  in  den 
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Coloiiiccii  beschäftigt  hatte  und  deren  Vorgehen  der  Erlass  der  oben  erwähnten 
algerischen  Arbeitcrschutzverorclnungcn  vom  März  1902  teilweise  zuzuschreiben 
ist.  Aus  dem  Berichte  des  Directors  des  internationalen  Arbeitsamts  darf  als 
das  Widitigste  die  Herausgabe  und  sehr  gute  Redaction  des  Bulletins  lobend 
erwähnt  werden. 

Im  Jahre  1903  hat  keine  ( leucralversammlung  der  iiitt'rnatiotmlcn  l'crcinigung 
stattgefunden;  nur  zwei  Coniitesitzungen  in  Bern,  von  denen  aber  nichts  Be- 
merkenswertes zu  melden  ist.  Die  Delegiertenversaminlunt^  für  1904  soll  vom 
25.  bis  28.  September  in  Basel  al)gehalten  werden.  Die  llauptgegenstände  der 
Tagesordnung  werden  die  Fortführung  der  Verhandlungen  über  Massnahmen 
gegen  Blei  und  Phosphor,  sowie  die  Vorbe^rechung  über  die  Versicherung 
ausländischer  Arbeiter,  der  Schutz  der  jugendlichen  und  der  Heimarbeiter 
bilden.  Im  weitern  wird  sich  die  Tap^uiitj  mit  dem  in  diesem  Jahre  zu  stände 
gekommenen  internationalen  Arbeitsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Italien, 
endlich  mit  der  Frage  der  endgültigen  Einberufung  der  internationalen  Regier 
ruii!::;-sconferen;'  für  Arlicitcrscluiiz  und  der  Feststellung  der  Postulate  für  den- 
selben seitens  des  internationalen  Arbeitsamis  zu  befassen  haben. 

»Das  internationale  Arbeitsamt  ist  ein  wissenschaftliches  Institut;  es  hat  die 
ihm  durch  das  Statut  der  Internationalen  Vereinigung  beziehungsweise  die  ihm 
auf  Grund  desselben  durch  das  Comite  (kr  \'creinigung  zugewiesenen  Aufgaben 
durchzuführen  ....  Das  internationale  Arbeitsamt  wird  den  Charakter 
strengster  politischer  Neutralität  wahren.«  .So  kennzeichnet  das  in  Cöln  be- 
schlossene Reglement  das  internationale  Arbeitsamt.  Ohne  Zweifel  wird  das 
Amt  wichtige  Anregungen  geben,  wertvolles  wissenschaftliches  Material  sammeln 
und  bearbeiten  und  Auskunft  ober  aUe  Fragen  des  Arbeiterschutzes  erteilen 
können;  aber  um  das  zu  werden,  was  Theodor  Curti  in  seinem  Referat  am  inter- 
nationalen Arheiterschutzcongress  in  Zürich  im  Jahre  1897  verlangte,  nämlich 
ein  internationalesArbeiterschuizamt,  wird  das  Amt  den  engen 
theoretischen  B^rifF  exacier  WissenschoftUchkeU  genauer  noch  piictsieren  und 
neben  wissenschaftlichen  .Xrln-itcii  praktische  Bcst.it ti^uti!^  und  Propaganda  für 
jede  Richtung  der  Arbeiterschutzbewegung  fördern  müssen.  Insbesondere  wird 
es  danach  streben  müssen,  engere  Beziehungen  zu  dem  organisierten  Proletariat 
und  deren  berufener  Vertretung,  den  sodaldemokratischen  Parteien  aller  Länder, 
zu  suchen  und  r.xi  finden.  Frst  dann  wird  es  einem  internationalen  Arbeiter- 
schutzamt möglich  werden,  gewisse  international  giltige  Normen  nicht  nur  als 
wissenschaftliche  Wünsche  zu  postulieren,  sondern  zu  beleben  und  durdi  die 
Tat  durchzufuhren. 
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Die  wichtigste  F-rscbcinunj?  im  '•ooialen  Leben  Italiens  während  der  letzten  Jahre 
ist  unbedingt  die  Massenbewegung  der  Landarbeiter.  In  keinem  anderen  Staate 
Europas  ist  es  den  Landarbeitern  gelungen,  sich  wie  die  Industriearbeiter  der  Gross- 
städte zu  Tausenden  nnd  Abertausenden  in  einer  Arbeiterorganisation  zu  vereinigen, 
wie  wir  sie  jregenwärtig  in  Italien  liabcn.  Selbst  in  Deutschland,  wo  es  viele  gut 
organisierte  und  ausgedehnte  Arbciter\crcsnigungcn  gibt,  ist  die  Bewegung  der  Land- 
arbeiter nur  unbedeutend.  Die  socialistische  Partei,  deren  Anhänger  sich  mit  Aus- 
nahme rlor  südlichen  Gebenden  fast  ausschliesslich  au«  den  grossen  Industriestädten 
recruticren,  übt  dort  nur  geringen  Einfluss  auf  die  Landbevölkerung.    Das  gleidic 
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finden  wir  auch  in  Osterreich,  obgleich  die  Arbeitcrbewe^ng  in  Gatizien  von  den 
Landarbeitern  ausging.   Aber  weder  der  «Jlgemeinet  Charakter  noch  der  ökonomische 

Zweck  dieser  Landarbeiterlx^wcgmif?  kann  mit  der  italienischen  verglichen  werden. 
Etwas  Ahnliches  finden  wir  in  Belgien  und  in  Dänemark,  wo  die  Socialdemokratie 
es  verstanden  hat.  in  die  Landbevölkentng  etnzndringen  und  dort  mit  grossem  Erfolg 
zu  wirken.  Aber  anch  diese  Bewegungen,  hauptsächlich  die  in  Belgien,  sind  ihrem 
Charakter  und  ihrer  Ausdehnung  nach  verscliiedcn  von  der  ländlichen  .Arbeiter- 
bewegung in  Italien.  Wahrend  die  belgischen  Landarbeiter  Genossenschaitsbildungen 
unter  den  kleinen  Grundbesitzern,  für  die  Prodnction  wie  für  den  Constmi,  erstreben, 
trügt  die  italieni'^che  Bewegung  vor  allem  den  gewerkschaftlichen  Charakter  de-< 
Widerstandes.  Sie  versucht,  die  Arbeiterlöhne  zu  erhohen  und  die  Pachtverträge 
zu  verhessem. 

Um  ein  gutes  Beispiel  für  die  heutige  Bewegcmg  der  italienischen  Landarbeiter 
zu  finden,  niiisscn  wir  in  die  englische  Ge_schichte  von  1872  bis  1875  zurückgreifen. 
In  jener  Zeit  entstand  unter  Leitung  von  Joseph  Arch  eine  lebhafte  Bewegung  unter 
den  englischen  Landarbeitern,  die  einen  hartnäckigen,  aber  leider  erfolglosen  Kampf 
gegen  die  Grossgrimdbesitzer  fiihrten.  Dieser  Bewegung  aber  fehlten  gleichwohl 
die  für  die  italioniscI:e  Landarbeitcrbewepunp  charakteristischen  Merkmale:  die 
.\u.sckhnung  auf  die  ganze  Bevölkerung  und  der  sie  beseelende  socialistischc  Geist. 

Die  Bewegung  der  italienischen  Landarbeiter  bildet  somit  eine  ganz  besondere  Er- 
scheintmg  in  der  europäischen  Arbeitergcschichtc.  deren  Studium,  nach  ihrem  Vr- 
sprung,  ihrem  Charakter  und  ihrer  ökonomischen  und  politischen  Wirkung,  von 
hohem  Interesse  ist 

I 

Ein«  Landarbeiterbewegung  von  grosser  Bedeutung,  die  in  gewisser  Weise  als 

Zündfunken  der  gegenwärtigen  Bewegimg  betrachtet  werden  kann,  hatten  wir  im 
Jahre  1893  in  S  i  c  i  1  i  e  n.  Infolge  einer  wirksamen  Propaganda  der  socialistischcn 
Partei  bildeten  sich  in  ganz  kurzer  Zeit  Hunderte  von  Arbeiterverbanden,  zu  deren 
Anhängern  alle  mS^ichen  Arbeiterkategorieen,  Landarbeiter,  Betglente,  Handweileer 
und  Fabrikarbeiter  zählten.  Die  Bewegung  dehnte  sich  jedoch  hauptsächlich  auf  die 
Landwirtschaft  aus,  und  unter  allen  Organisationen,  wie  Hilfsvereine,  Consumvercinc 
und  dergleichen,  waren  die  Widerstandsverbände  die  stärksten;  es  ist  auch  kein 
Zweifel,  dass  diese  Bewegung  grossen  Erfolg  hatte.  In  verschiedenen  Gegenden  er- 
folgte eine  Erhöhung  der  Tagelühtie.  und  die  Pacht\ erträtre  gestalteten  sich  mehr  zu 
gunsten  der  Landarbeiter.  Auch  viele  Staatsbeamte  gehörten  diesen  Vereinen  an,  die 
neben  ihren  rein  ökonomischen  Interessen  anch  ein  stark  politisches,  socialistisches  Ziel 
verfolgten.  Leider  w  u  diese  Bewegung  nur  von  kurzer  Dauer.  Das  ruhige  und 
wohlbedachte  Vorgehen  der  Parteiführer  konnte  nicht  verhindern.  (ln  =  5  es  iKi  iIcm 
heissblutigeu  Südländern,  die  bis  vor  kurzem  noch  ein  halbticnschcs  Leben  geführt 
hatten,  bald  zu  blutigen  Zusammenstfissen  kam.  Dazu  trug  meistens  auch  das  unbe- 
dachte und  herausfordernde  Einschreiten  der  Regiertmg  bei,  die  von  den  Grund- 
besitzern, die  natürlich  dieser  Bewegung  feindlich  gesinnt  waren,  aufgehetzt  wurde. 

Wie  bekannt,  öffneten  diese  traurigen  Ereignise  Crispi  den  Weg  zu  seiner  Macht. 
Sobald  er  an  die  Spitze  der  Regiertmg  kam,  verhängte  er  über  Sicilien  den  Bel^e- 
rui^ztistand.  die  Parteiführer  Hess  er  verhaften,  die  Organisationen  löste  er  auf. 

Die  gegenwärtige  Bewegung  ist  viel  jüngeren  Bestandes  und  erstreckt  sich  auf 
.eine  ganz  andere  Gegend.  Die  Wiege  dieser  neuen  Bewegung  ist  die  Provinz 
Mantua,  eine  der  fruchtbarsten  Gegenden  Oberitaliens.  die  schon  vor  langer  Zeit 
von  den  Socialdcmokralen  erol>ert  wurde.  Dieife  Provinz  hat  schon  friiher  einmal 
eine  ausgedehnte  Bewegung  der  Landbevölkerung  erlebt.  Im  Jahre  1884  versuchten 
dort  die  Landarbeiter,  ^nen  Massenstrike  zu  veranstalten;  dier  aber  von  der  Re- 
gierung, die  damals  ganz  offen  mit  den  Gutsbesitzern  Hand  in  Hand  ging,  mit 


Digiiizea  by  Google 


640 


IVANOE  BONOMI  •  DIE  LANDUCHE  ARBEITERBEVEOUNO  IN  ITAUEN 


Gewalt  unitardriickt  wurdet    In  spaterer  Zeit  wurden  zunächst  Consumvereine. 

Unter<tüt/iuipsvfreiiH',  Bildiingsvercim-  RCKründfl ,  in  dciun  alx?r  die  social  istische 
L£hre,  die  damals  zum  efsteiuiial  itn  marxistischen  Sinne  in  Italien  Eingang  ge- 
funden hatte,  grosse  Verbreitung  gewann,  so  dass  1899.  als  die  ersten  Strikes  der 
Landarbeiter  ausbrachen,  sich  die  Proletarier  um  die  Führer  der  sodaltstischen  Partei 
sammelten  und  sämtliche  Vereine  der  Landarbeiter  sich  zu  einem  grossen  Bunde  zu- 
sammenschlössen. Im  Februar  1901  zählten  die  dem  Bunde  angehurigen  Organisationen 
40331  Hitglieder,  nnd  <fie  Ordnung  der  Zasanunenhalt  und  die  Standhaftigfceit,  die 
darin  herrschten,  erweckten  bald  die  volle  Aufmerksamkeit  der  italienischen  Presse. 
Rasch  suchten  die  benachbarten  Provinzen  Mantua  nachzuahmen.  Die  Socialislcn 
Obqiitaiiens  stellten  sich  im  ganzui  Tale  des  Po  an  die  Spitze  der  Bewegung  und 
gründeten  in  kurzer  Zeit  einen  der  grösstcn  Arbeitervereine,  den  Italien  aufzu- 
weisen hat.  .Ms  im  Novt  inljcr  h^i  dii-  l^mdarlxitcr  ihren  ersten  nationalen  Congress 
abhielten,  nahmen  704  Organisationen  mit  zusammen  145000  Genossen  daran  Teil, 
und  im  darauffolgenden  Jahre  zählte  der  Bund  1235  Vereine  mit  zusammen  238000 
Mitgliedern. 

I)ic-f  Angaben  lassen  schon  die  beiden  wesentliclicn  Charakterzüge  d:»r  Bt-wcgxmg 
erkennen.  Das  eine  Merkmal  ist,  dass  die  Bewegung  nicht  durch  einen  unerträglichen 
Lebenszustand  oder  von  der  ärmsten,  gedrücktesten  Vdksclasse  hervorgerufen 
wurde.  Im  Gegenteil,  sie  hatte  ihren  Ursprung  in  den  wirtschaftlich  vorge- 
schrittensten Gegenden,  und  an  ihrer  Spitze  stehen  kluge  und  verständige  Leute. 
Wenn  man  in  Italien  die  Lebensverhäluiisse  der  Bevölkerung  der  verschiedenen  Pro- 
vinzen vergleicht,  so  findet  man.  dass  im  allgcyneinen  die  Zustände  in  Sardinien, 
Sicilien  und  ganz  .Siiditalicn  viel  schliimiK-r  sind,  als  in  Mitttl-  und  OIxTitalscn.  wo 
auch  die  Bodenerträge  sich  viel  gunstiger  gesultcn.  In  Suditalicn  dehnen  sich  die 
Arbeiterbewegungen  gewöhnlich  viel  zu  sduiell  und  zu  heftig  aus  —  wie  1893  in 
Sicilicpi  — ,  was  zur  Folge  hat,  dass  sie  meist  nur  ein  kurzes  Leben  haben.  Anders 
in  Oberitalien,  wo  die  Landbevolkcninti  bereits  durch  die  socialistische  Propaganda 
und  vorhergehende  Organisationsar  bei  t  geschult  ist,  so  dass  ihre  Bewegungen  einen 
viel  festeren  und  lebenskräftigeren  Charakter  tragen. 

Das  zweite  Merkmal  der  cjagcnwärtigen  Bewegung  ist.  dass  sie  durch  die  Ver- 
breitung neuer,  vorgeschriiictUT  Gedanken,  die  eine  bestimmte  Auffassung  des  socialen 
Lebens  und  seiner  Verpflichtungen  enthalten,  hervorgerufen  wurden  Tatsächlich  ist 
das  Bestehen  und  Prosperieren  der  gegenwärtigen  Arbeiterbewegung  fast  aus- 
schliesslich dl n  Socialistcn  /u  verdanken.  Mitgewirkt  halKfi  freilich  auch  7wci 
andere  politische  Parteien,  nämlich  die  Republikaner  und  die  Klerikalen,  aber  nur 
in  »dir  beschränktem  Masse.  Die  Klerikalen  haben,  wenn  man  von  dem  sdir  aus- 
gedehnten Bauernstand  in  den  Provinxcn  Venedig,  Einilta  und  Ronutgna  ah* 
.sieht,  nur  in  einigen  Gegenden  der  Ivombardci  eine  ernsthafte  Bewegung  gegen 
die  Gutsbesitzer  eingeleitet.  In  anderen  Gegenden,  wo  sie  katholische  Bauernveremc 
gegründet  haben,  verfcrfgten  sie  nie  einen  andern  Zwede,  als  den,  für  strikende 
.Arbeiter  Ersatz  zu  schaffen  und  SO  in  gewisser  Weise  eine  Erböhtmg  der  I.ehcns- 
haltiuig  der  unteren  Classen  zu  verhindern.  Die  Republikaner  haben  nie  sonderliche 
Erfolge  erzielt.  Nachdem  ihr  politischer  Einfluss  in  der  Romagna  und  den  Marken 
sich  vermindert  hat,  sind  sie  dazu  übergegangen,  die  Methoden  und  die  Taktik  der 
Socialisten  nachzuahmen.  Dies  hatte  al)cr  nur  zur  Folge,  da>«s  die  Socialisten  in 
kurzer  Zeit  das  Feld  beherrschten.  Der  erste  Congress  der  Landarbeiter,  der  am 
24.  nnd  25.  November  1901  in  Bologna  stattfand,  stellte  sich,  trotz  einer  schwachen 
Opposition  von  seilen  weniger  Republikaner,  die  einige  tausend  Landarbeiter  aus 
Ravenna  vertraten,  auf  direct  socialistischcn  Boden.  Diese  Entsclicidung  aber  konnte 
zu  vcr.-chiedcnen  Mi.ssvcrständni&scn  fuhren.  Es  entsteht  die  Frage,  ob  die  Be- 
wegung der  Landarbeiter  ihrem  Wesen  nadi  eins  ist  mit  dem  Sodalismus,  und  ob 
diese  grosse  ökonomische  Bewegung  einen  hervorragend  politischen  Charakter  be- 
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sitzt.  Diese  Frage  ist  tw»  nicht  neu.  Sie  wurde  vor  dn^r  Zeit  faauptsaddidi 
\nn  Turati  und  mir  erörtert,  somit  branche  ich  hier  nur  die  von  mir  dargelegten 

Ansichten  zu  wiederholen. 

Eine  Arbeiterbewegung,  die  unter  katholischem  oder  repubhkanischeni  Nanien  ent- 
steht, entfernt  sidi  zweifellos  von  dem  Zide,  das  sie  erreichen  will.  Die  pdlittsdien 
und  religiösen  Grandsätze,  die  sie  vertritt,  haben  nichts  zu  tun  mit  dem  wesentlichen 
Zwecke  der  Bewegung,  denn  die  ökonomische  Hebung  der  Arbciterclasse  hat 
keine  Beziehungen  zu  den  rein  politischen  Streitfragen.  Ob  dem  Landarbeiter  ein 
mehr  oder  minder  günstiger  Pachtvertrag  gewährt  wird,  hat  mit  der  Frage  einer 
republikanischen  oder  klerikalen  Repperunp  gar  nidits  ;'u  tun.  Die  Verbindung 
zwischen  der  Landarbeiterbewegung  und  der  republikanischen  und  klerikalen  Pro- 
paganda ist  nur  dne  rdn  äosserltche.  Das  gleiche  aber  kann  von  der  sodaKsttsdwn 
Propaganda  nicht  Resagt  werden,  denn  der  Sociali^mus  IxHlcutet  die  vollkommene 
Eraancipalion  des  Proletariats  von  der  Knechtschaft  des  Capitals.  Jede  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiterdasse  ist  ein  Stück  Befreiung  vom  Drucke  des 
Capitalismns  und.  ob  man  es  zugeben  will  oder  nicht,  dn  Stüde  Übergai^  zum 
Sodalismus.  Als  in  Bologna  die  in  der  socialistischen  I-chre  unterrichteten  und  von 
Socialisten  geleiteten  Landarbeiter  bezeugten,  dass  diese  letztern  es  waren,  die  ein 
neues  Licht  in  ihr  Leben  einführten,  da  bewiesen  sie  nur,  dass  sie  genau  wussten. 
welchen  Endzweck  ihre  Bewegung  verfcrigte.  Dies  war  nur  der  Ausdruck  dner  An- 
schauungsweise und  noch  nicht  ein  politischer  Act:  mit  andern  Worten:  es  war 
das  Bekenntnis  zu  einem  vorgesetzten  Ziele,  nicht  ein  Massenübergang  zu  einer  be- 
stimmten politischen  Partd. 

Einen  Beweis.  das>  <Iu  Landarbeiterbewegung  nicht  mit  der  socialistischen  Partd 
identificiert  werden  kann,  liefert  der  auf  dem  Parteitag  in  Imola  von  Montemartini 
erstattete  Bericht,  in  dem  aus  taktischen  Gründen  davon  abgeraten  wurde,  der  Be- 
wegung dnen  ausgesprochen  sodalistischen  Charakter  zu  geben.  Die  Mehrzahl  der 
italienischen  Socialisten  ist  davor«  iiberzeuRt,  driss  ni.in  die  Bewegunj»  ihren  eitrcnen 
Weg  verfolgen  lassen  müsse,  ohne  darauf  zu  bestehen,  dass  alle,  die  daran  teilnehmen, 
sidi  der  sodalistischen  Partd  ansdiliessen.  Die  Hauptaufgabe  ist,  das  Atifsteigen 
dieser  Arbeiterschicht  zu  begünstigen,  die,  sobald  sie  erst  genügend  Kraft  errungen 
hat.  nicht  nur  für  den  Socialismus  eintreten,  sondern  auch  im  Stande  sdn  wird,  der 
sodalistischen  Parteiorganisation  neues  Leben  zuzuführen. 


Betrachten  wir  nun,  aus  welchen  Elementen  die  Classe  der  Landarbeiter  sich  zu- 
sammensetzt und  mit  welchen  Mitteln  sie  kämpft 
Die  verscliiedenen  Organisationen,  die  sich  in  SO  grosser  Anzahl  in  Italien  gebildet 

haben,  umfassen  vier  Kategoriecn  von  Arbeitern : 

].  Landarbeiter  mit  festen  Tagelöhnen,  die  je  nach  der  Jahreszeit  und  der  Art  der 
Arbdt  wechseln.  Diese  können  nicht  auf  dauernde  Arfadt  zählen  und  sehen  sich 

in  <\vT  Winterzeit  zu  einer  langen  und  schwer  zu  ertrapendcn  ArlH'itsIosifrkeit  ge- 
zwungen. Diese  Classe  ist  sehr  zahlrdch  in  Oberitalien  und  unter  dem  Namen  T agc- 
löhtur  (knudoHti)  bekannt. 

3.  Landarbdter.  die  einen  bestimmten  Lohn  beziehen,  teils  in  Geld  und  teils  Sn 
Naturalien.  Sie  sind  grösstenteils  für  Hut  und  Ptlege  des  Viehs  bestimnit  und 
erhalten  freie  Wohnung  auf  den  Bauernhöfen.  Diese  Kategorie  fuhrt  den  Namen 
VtrpflickUU  ({fbHgaH).   Diejenigen,  die  besonders  für  die  Pflege  des  Hornviehs 

bestimmt  sind,  heissen  hifolchi  oder  Ackerburschen. 

3.  Landarbeiter,  die  den  Ernteertrag  mit  dem  I-andhcrrn  teilen.    Sie  haben  Pacht 
vertrage,  die  je  nach  der  Gegend  wechseln;  aber  auch  im  günstigsten  Falle  bleibt 
der  dem  Arbdter  sniallende  Tdl  hinter  der  wahren  Hälfte  zurück.  Diese  Katq^e 
finden  wir  hauptsächlich  in  Mtttelitalien.  Es  sind  die  megMdri  oder  Halbhauem. 
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4.  Kleinbauern,  die  selbst  ihr  Land  bebauen.  Wir  finden  sie  meistens  in  bciyigien 
Gegenden.  Sic  sind  die  liartn.ickipsten  GcRiicr  aller  Organisationen,  nur  wenige  von 
ihnen  nehmen  an  der  gegenwartigen  Bewegung  teil. 

Infolge  dieser  grossen  Verschiedenheit  der  Demente  variiert  naturlich  auch  die 
Gestaltung  der  Vereine  und  ihre  Kampfmctliodc.  Die  Kleinbauern  vereinigen  sich 
Rewöhnhch  zur  Versorgung  mit  land Wirtschaft! iciicn  Bedarfsartikeln  und  Verwertung 
ihrer  Producle.  Des.scn  ungeachtet  herrscht  unter  ihnen  ein  Geist  der  Sohdaritüt  mit 
den  anderen  Landarbeitern,  und  das  Verhalten  der  vereinigten  Kleinbauern  in  der 
Provinz  Rovigo  während  der  ^!.^^'-^■n<trikcs  im  Jahre  1002  ist  hierfür  ein  cliarakte- 
riätisches  Zeichen.  Diese  Kleinbauern  verpfändeten  sogar  ihre  Grundstücke,  um  den 
strikenden  Taglöhnern  zu  Hilfe  zu  kommen.  Die  hauptsadiUch  in  Mittditalien  ar- 
beitenden  Halbbauem  sind  auch  vereinigt,  wie  die  anderen  Landarbeiter.  Ihr  Be- 
streben geht  dabin,  ihre  Pachtverträge  zu  vcrljesscrn  und  ihren  Anteil  an  der  Ernte 
zu  erhöhen.  Unter  der  Führung  der  Socialisten  aber  verfolgen  sie  vor  allem  den 
Zwedc,  statt  des  halben  Antdls  am  Gewinn  einen  festen  Lohn  zu  erhalten.  Die  An- 
sicht der  Sodaltsten  geht  dahin,  dass,  solange  diese  Leute  von  der  llUi-i m  ge- 
blendet bleiben,  sie  seien  Mitbesitzer  der  < inindstucke,  die  sie  bearbeiten,  der  unter 
ihnen  herrscliende  conservative  Geist  noch  lange  fortdauern  wird.  Bei  einer  L^m- 
gestaltung  ihrer  jetzigen  Verträge  in  solche  mit  festen  Tagelöhnen  lassen  sich  diese 
Laiuileiitc  viel  eher  zu  neuen  T(!een  bekehren.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch  die  Be- 
wegung der  beiden  erstgenannten  Kategorieen,  der  Tagelöhner  und  der  V  erpflichteten, 
die  hauptsächlich  in  Oberitalien  zahlreich  vorkommen,  den  Charakter  einer  modernen 
Arbeiterbewegung  angenommen.  In  der  Tat  haben  diese  Arbeiter  die  gleiche  Rechts 
steihmg,  wie  die  gewerblichen  Arbeiter,  und  können  somit  auch  die  gleichen  Kampf- 
methoden anwenden. 

Über  die  ökonomisdien  Verhältnisse  der  kleinen  Grundbesitzer  kann  man  sich 

schwer  genaue  .Angaben  beschaffen,  da  die  landwirtschaftlichen  Verliiiltnisse  sich  in 
jeder  Provinz  anders  gestalten.  Immerhin  ist  festgestellt,  dass,  wahrend  im  Süden 
die  Landwirtschaft  im  Rückgange  und  nur  wenig  ergiebig  ist,  sie  in  Oberitalien,  wo 
der  Boden  fruchtbarer  ist  und  neue,  verbesserte  Bestellungsmethoden  eingefühn  sind, 
einen"  grossen  Aufschwung  genommen  hat.  Ein  getreues  Bild  dieser  verschiedenen 
Verhältnisse  geben  die  Tageluhne,  die  im  Süden  geradezu  Hungerlöhne  geworden 
sind,  während  sie  gegen  Oberitalien  hin  und  hauptsächlidi  in  den  reicheren  Pro-  , 
vtnzen  des  Potals  stufenweise  zunehmen.  Freilich,  besonders  hoch  sind  sie  auch  da 
nicht.  Die  Tagelöhner  verdienen  selbst  in  den  glinstigsten  Fällen  im  Durchschnitt 
höchstens  300  bis  400  Lire  im  Jahre.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass,  um  diesen  Lt)hn  zu 
erzielen,  auch  die  Frauen  der  Tagelöhner  zu  gewissen  Zeiten  und  ffir  gewisse  Ar- 
beiten mithelfen  müssen. 

Die  Verpflichtelen  und  die  Ackerburschen  sind  etwas  besser  bezahlt  und  haben 
eine  sichere  Existenz,  da  sie  nicht  der  Arbeitslosigkeit  während  des  Winters  ausgesetzt 
sind.  Aber  auch  die  Bestgestellten  dieser  Kategorie  sind  keineswegs  zu  beneiden. 
Während  rlie*e  traurigen  Verhältnisse  der  Landarbeiter  seit  vielen  Jahren  unver- 
ändert geblieben  sind,  hat  die  Landwirtschaft  in  Oberitalien  grosse  Fortschritte 
gemacht.  Durch  die  Einführung  verbesserter  Bebauungsmetboden  und  die  Verwen- 
dung von  Kunstdünger  wurde  der  Bodenertrag  bedeutend  erhöht,  während  auf 
der  anderen  Seite  die  Regierung  durch  dm  hohen  Getreidesoll  den  Preis  des  Ge- 
treides in  einer  gewissen  Höhe  zu  halten  versuchte.  Dieser  Fortschritt  aber  liess 
um  so  mehr  das  ungleiche  Verhältnis  zwischen  Arfadtera  und  Arbeitgebern  erkennen. 
Während  diese  ihren  Gewinn  erhöhten,  war  es  den  .Xrbeitem  versagt,  aus  der  ver- 
l>esserten  ökonomischen  Lage  der  Landwirtschaft  Nutzen  zu  ziehen.  Die  gegen- 
wärtige Arbeiterbewegung  hat  eben  den  Zweck,  die  Tagelohne  im  Verhältnis  zttm 
Mehrertrag  des  Bodens  zu  erhöhen.  Die  Slrikes  der  Landarbeiter  im  Jahre  1901  ver- 
liefen fast  alle  zu  gunsten  der  Strikenden,  da  in  Oberitalien  der  erzielte  Mehrertrag 
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«nc  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  zulicss.  Xacli  der  FrkanipfimK  flic^er  T.o!m- 
erhöhung  aber,  die  in  einigen  Provinzen  auf  1$%  berechnet  werden  kann,  ist  eine 
wettere  Steigerung  vorläufig  nicht  zu  erwarten. 

III 

Betrachten  wir  nun  den  Verlauf  der  Bewegung. 

Wir  wollen  vorlitififf  zwei  der  wichtigsten  Anhaltspuncte  nehmen,  nänilich  die 

Zrih!  der  Organisierten  und  die  Kraft  der  Slrikes.  Die  Zahl  der  dem  nationalen 
Bunde  der  Landarbeiter  angehörigen  Vereine  betrug  Ende  1901  704  mit  145000 
Mitgliedern.  Bis  Ende  1902  stieg  ihre  Zahl  auf  1335  Vereine  mit  insgesamt  228000 
Mitgliedern.  Die  Anzahl  der  Strikes  hingegen  nahm  in  die>er  Zeit  ab.  Für  igoi 
k<innen  unpefnhr  ~^x>  Strikes  angenommen  werden,  von  denen  die  meisten  in  Ober- 
italien stattfanden.  190.2  lungegcn  ubcrsciiritt  ihre  Zahl  nicht  200,  davon  ungefähr  die 
Hälfte  in  Sfiditalien.  1903  nnd  1904  haben  die  Strikes  vorwiegend  den  Süden  be- 
rührt ;  in  Oberitalien  fand  überhaupt  nur  ein  cin^iei-r  Strike  von  Bedeutung  statt. 
in)d  zwar  in  Ferrara.  Der  scheinbare  Widerspruch  zwischen  Zunahme  der  Organi- 
sation und  Abnahme  der  Strikes  erklärt  sich  leicht,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Be- 
wegung der  Landarbeiter  zwei  verschiedene  Periotlen  durchlaufen  hat.  die  einzeln 
ZU  untersuchen  sind.  Die  erste  oder  Fiitwickeluii^spcriiHle  kennzeichnet  sich  durch 
die  häufig  vorgekommenen  Conflicte  zwischen  den  Arbeitern  und  dem  Capital.  Die 
Organisatitmen  bildeten  sich  znm  Zwecke  der  Strikes,  und  diese  —  sei  es,  dass  sie 
das  Capital  in  schwacher  Po.sition  fanden  oder  dass  sie  nach  Erringui^  höherer 
Lohne  noch  immer  einen  guten  Gewinn  für  das  Capital  ul)rig  Hessen  —  verliefen 
last  immer  zu  gunsten  der  Arbeiter.  Vielen  schien  es  merkwürdig,  dass  eine  Be- 
wegung in  der  schwierigen  und  geföhrlichen  Form  von  Strikes  ihren  Anfang  nehmen 
solle.  Es  ist  auch  nicht  /u  leuRnen,  dass.  wenn  man  die  langen  Vorbereitungen  be- 
denkt, die  für  die  Bewegung  des  gewcrblicheu  Proletariats  nötig  waren,  man  er- 
staunen muss  über  die  Leichtigkeit,  mit  der  die  erst  seit  kurzem  oiganisierten  Land- 
arbeiter zu  kämpfen  und  zu  siegen  verstanden.  Zwischen  Industrie  und  Gewerbe  und 
der  Landwirtschaft  besteh^en  aber  wesentliche  Unterschiede,  die  eine  ganz  ver- 
schiedene Kampftaktik  verlangen.  Vor  allem  muss  man  den  grossen  Unterschied 
der  zwischen  der  Gleichartigkeit  der  industriellen  und  der  UngletchartiglMit  der 
landwirtschaftlichen  l^ntornclnnungen  herrscht,  im  .Auge  behalten.  W.nhrcnd  sich  die 
erstcren  nur  in  Bezug  auf  ihre  Grösse  unterscheiden,  differieren  letztere  in  ihrem 
innersten  Wesen.  Auf  der  einen  Seite  handelt  es  sich  um  Quantitäts-,  auf  der  an- 
deren Seite  um  Qualitätsunterschiede.  Eine  kleine  besdieidene  Werkstatt  hat,  wenn 
«ic  auch  nicht  über  so  kolnssalc-  Capitalicn  verfügen  kann,  wie  eine  grosse  ."Anstalt, 
immerhin  das  nämliche  Interesse  in  Bezug  auf  die  Arbeitslöhne,  wie  auf  die  Pro- 
duction.  Von  einem  Massenstrike  bedroht,  findet  die  grosse,  wie  die  kleine  Anstalt  es 
zucckm.^ssig,  sich  zum  Widerstande  zu  vereinigen.  Zum  andern  es  nie  die  Meine 
Werkstatt,  die  sich  den  Luxus  erlaubt,  die  .Arlx-itslohne  zu  erhöhen,  besonders  gegen 
den  Willen  des  grossen  Betriebs,  der  eine  gefurchtele  Concurrenz  ist.  Das  könnte 
sie  das  Leben  kosten.  Somit  muss  sie  sich  stets  dem  Willen  der  grossen  Unternehmen 
unterwerfen. 

Das  ist  aber  niudU  der  Fall  auf  dem  Lande.  In  Gegenden,  wo  sich  die  Strikes 
ereigneten,  ist  es  schwierig,  eine  gleichartige  Schicht  von  Landwirten  zu  finden. 
Hier  hinten  wir  neben  deti  Grossgmndbnitzern  eine  Menge  Kleinbauern,  ebenso 
Güter,  die  vom  Besitzer  selbst  bebaut  werden,  und  wieder  andere,  auf  denen  das 
Halbgewinnsystcm  eingeführt  ist.  Diese  verschiedenen  Arten  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  haben  auch  ganz  verschiedene  ökonomische  Interessen,  die  bei  der  Drohung 
eines  Strikes  klar  zu  Tage  treten.  Das  hat  auch  zur  Folge,  dass  mit  .Ausnahme  einiger 
Gegenden,  wo  die  Landwirtschaft  gleichartig  ist.  die  Landarl«  itcrhewcgung  keinen 
festen  und  einheitlichen  Widerstand  findet.   Statt  der  Masscusinkcs,  die  sich  über 
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«ine  ganze  Prrtvinz  orMrccketi.  genügen  kleine  particUe  Strikes,  Und  Statt  eines 
offenen  hartnäckigen  Kampfes  genügen  Streifzüge. 

Es  bestehen  aber  noch  andere  Verschiedenheiten,  und  einer  der  Hanptunterschiede 
7. wischen  den  Bewingen  der  gewerblichen  und  der  Landarbeiter  ist  in  den  Kampf- 
mitteln zu  siiclicn. 

Die  englischen  Gewerkschaften  liabcn  uns  gezeigt,  dass,  um  cmcn  langen  Wider- 
Stand  leisten  ca  können,  man  unbedingt  über  einen  starken  Cassenbestand  verffigen 

mus>.  Tn  der  ländlichen  Bewegung  finden  wir  die  entgegengesetzte  Erscheiniinfg 
wegen  der  besonderen  Natur  der  Landarbeit  und  der  Lebensweise ,  des  Landvolkes. 
Landarbeiten  können  nicht  nach  Willkür  unterbrochen  und  wieder  au^enommen 
werden,  da  Jahreszeit  und  BodenbeschafTcnheit  unbedingt  zu  bestimmten  Zeiten  be- 
stimmte Arbeiten  erfordern,  wenn  niclit  die  ganze  Jahrcscrnte  zu  Tirnndo  jj^ehen  soll. 
Es  ist  somit  leicht  verständlich,  wie  ein  Strike  in  einem  kritischen  Momente  in  wenigen 
Tagen  siegreich  ausgehen  kann.  Zum  andern  sind  die  Bauern  und  besonders  die 
Tagelöhner  schon  an  zeitweilige  Arbeitslosigkeit  gewöhnt,  da  ihre  Beschäftigung  nie 
anhaltend  ist,  wie  die  eines  Maschinen-  oder  Fabrikarbeiters.  Diese  Verhältnisse 
zwingen  den  Landarbeiter  zur  Vorsorge,  und  so  bildet  ein  Strike,  auch  wenn  er 
mehrere  Wochen  dauern  sollte,  kein  so  aussergewöhnliches  Ereignis  für  ihn.  Dieser 
Zusammenhang  günstiger  l^uT-tände  gibt  auch  die  Hrkl.nrung  der  merkwürdigen 
Erfolge  der  Strikes  während  des  ersten  Jahres  der  Bewegung,  sowie  deren  Zunahme 
während  des  zweiten  Jahres. 

Die  Reaction  des  Capitals  Hess  aber  nicht  langt  auf  sicli  warten.  Den  leicht  er- 
rungenen Siegen  folgte  hartnäckiger  Widerstand,  und  die  Bewegung  <;ah  sich  ge- 
zwungen, behutsamer  und  vorsichtiger  vorzugehen.  Es  sind  hauptsächlich  zwei 
Ursachen,  die  einen  grossen  Einflnss  auf  die  Bewegungen  der  Landleute  ausüben, 
erstens  die  l'mgcstaliuug  der  Behauung  des  Landes,  die  Einfühauig  landwirtschaft- 
licher Maschinen  und  die  grosse  Leichtigkeit,  mit  der  die  Gutsbesitzer  ihre  Arbeits- 
kräfte ersetzen  können.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  Lage  des  ländlichen  Proletariats 
ungünstiger,  als  die  der  Industriearbeiter.  Die  Landarbeiten  werden  fast  in  allen  Pro- 
vinzen in  der  gleichen  Weise  verrichtet.  SoTuit  ist  es  den  Gutsl>csii ni  «in  leichtes, 
fremde  .Arbeitskräfte  heranzuziehen,  die  keine  besondere  Lehrzeit  benötigen,  wie 
dies  bei  den  gewerblichen  Arbeitern  der  Fall  ist  Dazu  kommt  noch,  dass  die  Tage- 
löhner schon  die  Gewohnheit  haben,  zeitweise  in  eine  andere  Provinz  auszuwandern. 

Die  ländliche  Arbeiterbewegung  befindet  sicli  somit  einer  emsthaften  Frage  gegen- 
über. Es  gilt,  die  Vereinigung  der  Arlxiiler  derart  auszudehnen,  dass  es  den  Guts- 
besitzern bei  eventuellen  Ausbrüchen  von  Strikes  unmöglich  wird,  fremde  Arbeits- 
kräfte heranzuziehen. 

So  finden  wir  in  der  ländlichen  Arbeiterbewegung  zwei  Perioden.  In  der  ersten, 
tm  Jahre  igoi.  hatte  sie  einen  offensiven  Charakter,  nUt  häufigen  siegreich  verlaufen- 
den Strikes.  in  der  zweiten  Periode  dagegen  wiegt  die  defensive  Taktik  vor :  ck^ 
Bund  versucht,  sich  ül>er  ganz  Italien  auszudehnen  und  die  Strikes  zu  beschrimken. 
da  er  zunächst  nicht  neue  Erol)crungcn  machen,  sondern  nur  die  schon  crzielctn 
Erfolge  befestigen  wiU.  Diese  Entwickelung  der  Taktik  von  der  Offensive  zur 
Defensive  zeigte  sich  deutlich  in  den  Beratungen  des  Landarbeitercongresses  zu 
Bologna  am  24.  Januar  dieses  Jahres,  Auf  diesem  Congress  hat  man  nicht  nur 
die  Widerstandsarbeil  der  Organisation  discutiert,  sondern  man  hat  sich  auch 
dahin  geäussert,  dass  die  Arbeiter,  die  sich  zunächst  zur  Gegenwehr  organisiert 
hätten,  durch  genossenschaftliche  Betätigung  reichlichen  \'orteil  haben  könnten.  Die 
Consunnereine  sollten  ihre  Überschüsse  dazu  benutzen,  um  Credit-  und  Productiv- 
abteilungen  einzurichten.  Man  könnte  auch  Grundstücke  pachten  und  genossen- 
schaftlich ausnutzen.  Diese  Richtung  zur  Cooperktton  aeugt  von  einer  Entwicke- 
lung, die  auf  eine  mehr  in  sich  geschlossene,  wirksame  und  dauerhafte  Organisation 
ausgeht 
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IV 

Welches  sind  nun  die  WiHomgcn  der  Bewegung? 

l^ntcrschciden  wir  vor  alli-ni  die  rein  ökononiisrlnn  Fri^rUnisse  von  den  Socialen 
und  politischen.  Von  den  ersten  ist  es  schwierig,  genaue  Angaben  zu  erhalten,  da  die 
Verschiedenheit  der  Strikes,  die  Mannigfaltigkeit  der  teilnehmenden  Kategorieen 
(Halbbauern.  T.ii,'.  1  ihner,  Ackerburschen,  Verpflichtete  u.  s.  w.)  eine  Zusammen- 
fassung höchst  schwierig  und  7.u  allgemein  gestalten  würde.  Zum  andern  hat  die 
Bewegung  noch  zu  kurzen  Bestand,  um  mit  Gewis.sheit  in  ihren  Wirkungen  beurteilt 
werden  zu  können.  Das  Capital  kann  bisher  nicht  behaupten,  Gewinn  oder  Verlust 
erlitten  zu  haben,  und  die  Arbeitskraft  ist  noch  nicht  im  stände,  die  von  ihr  er- 
rungenen V^orteile  zu  bemessen.  £s  braucht  noch  lange  Zeit,  bis  hierüber  Gewiss- 
heit herrscht. 

Di4  politischen  und  socialen  Wirkungen  lassen  sich  dagegen  genauer  erkennen. 

Bis  vor  kurzem  war  die  Landbevölkerung  von  den  Woliltatcn  der  Civilisation  auf- 
geschlossen. Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  die  sich  von 
Creschlecht  zu  Geschlecht  fortpflanzten,  blieben  trotz  der  veränderten  Zeiten  unver- 
ändert. Die  absolute  Herrschaft  der  Gutsbesitzer  erforderte  das  Einschreiten  der 
Demokratie.  Vergeblich  versuchten  gesetzliche  Srluit^massregeln  auf  dein  T-ande 
einzudringen;  alle  stiessen  auf  die  Unwissenheit  der  Bevölkerung  und  die  wohl- 
be^echnete  Sorglosigkeit  der  Gutsbesitzer,  und  so  blieben  einige  gesetzUdie  Vor- 
schriftin  betreffs  der  Gesundheitszustände  der  Arbeiterwohnungen  und  der  Arbeiten 
in  den  Reisfeldern  stets  auf  dem  Papier.  Die  T>andarbeiterbe\vegung  aber  hat  diesen 
Starrsinn  alter  Zeiten  cxschuttcrt.  Seit  einigen  Jahren  wohnen  wir  einem  neuen 
Aufschwung  der  italienischen  Landbevölkenmg  bei. 

Es  seien  hier  nur  zwei  Bewegungen  erwähnt :  für  das  Schutzgesetz  für  Frauen  und 
Kinder  und  für  die  Einsetzung  landlicher  Schiedsgerichte.  Da  haben  die  Landarbeiter 
gezeigt,  dass  sie  nicht  nur  die  Lohnfrage  im  Auge  haben,  sondern  stufenweise  neue 
Rechte  erringen  wollen,  und  dieser  Aufschwung  wird  sicher  seine  Früchte  tragen. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  <iie  Landbevölkerung  noch  nicht  überall  reif  ist.  diesen 
Fortschritt  mitzumachen.  In  Süditalien  zum  Beispiel  ist  dieses  neue  Leben  erst  im 
Erwachen,  doch  werden  auch  in  diesen  Provinzen  die  Einheitlichkeit  der  Verbände 
und  die  verbesserten  Lcbcnszustände  der  Arbeiter  bald  ihre  wohltuenden  Wirkungen 
7citigen,  besser,  als  es  bisher  die  gesetzlichen  Massnahmen  vermocht  haben.  Und 
den  grussten  Vorteil  aus  diesen  Bewegungen  werden  die  Socialisten  ziehen.  Die  socia- 
listische  Partei  findet  den  grossten  Teil  ihrer  Kräfte  auf  dem  Lande:  zwei  Drittel  der 
socialistischen  Abgeordneten  wurden  in  ländlichen  Bezirken  gewählt.  Das  kommt 
aber  teilweise  auch  daher,  dass  wir  bis  vor  einigen  Jahren  noch  keine  grossen  In- 
dustriestädte aufzuweisen  hatten,  und  dass  die  durch  frühere  demokratische  Parteien 
enttauschten  Arbeiter  die  neue  socialistische  Partei  mit  Misstrauen  betrachteten.  Die 
Sociali-^ten  mussten  deshalb  ihr  Hauptaugenmerk  auf  das  Land  richten,  wo  die  Be- 
völkerung, die  bis  dahin  von  jeglichen  politischen  Streitigkeiten  fern  geblieben  war, 
sich  leichter  von  der  neuen  Propaganda  belehren  Hess. 

Diese  Propaganda  jedoch  blieb  bis  vor  kurzer  Zeit  rein  theoretisch.  Die  Land- 
arbeiter liesscn  sich  von  den  Sooiali>iten  wohl  über  den  Kampf  getren  das  Capital  auf- 
klären, konnten  sich  aber  noch  nicht  entschliessen,  ihren  Gebietern  Widerstand  zu 
leisten.  Die  gegenwärtige  Bewegung  aber  hat  nun  endlich  das  Werk  der  Socialisten 
vervollständigt.  Die  von  ihnen  aufgeklärten  Landarbeiter  kämpfen  gegen  das  Unter- 
nehmertum, versuchen  ihre  ökonomische  Lage  zu  verbessern  un*  beschleunigen  da- 
durch die  Überwindung  der  besitzenden  Classen.  Diese  Umwälzung  wird  aber  auch 
noch  durch  ein  anderes  Moinein  beschleunigt.  Bis  vor  kurzem  wurden  die  !•>- 
hebungen  des  industriellen  Prolctari.its  und  der  Kleinbürger  durch  die  UnwissenJlcit 
tmd  den  .Aberglauben  der  Landbevölkerung  erstickt.   Der  revolutionären  und  demo- 
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kratischen  Bcwcfjiinp  stellte  sich  der  reactionärc  Geist  des  Landvolks  entgegen,  der 
jeden  Neuerungsversuch  zum  Fehlschlag  brachte.  Aber  heute  hat  sich  auch  dieser 
Geist  zu  neuem  Leben  erhoben  und  folgt  unserem  Kampfesrufe.  Bald  werden  auch 
die  letzten  Rückstünde  des  Mittelalters  von  dem  stets  weitergreifenden  Fortschritts- 
geiste verschlungen  sein. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

LADISUUSGUMPLOWICZDAS  RUSSISCHEREGIME 
IN  LITAUEN  UND  DER  INTERNATIONALE  CONGRESS 
IN  AMSTERDAM 

Anf  der  internationalen  socialistisclicn  Conferenz,  die  im  Februar  in  Brüssel  statt- 
fand und  sich  mit  den  Vorbereitungen  zum  Amsterdamer  Congress  beschäf- 
tigte, ereigneten  sich  zwei  interessante  Zwischenfälle.  Einmal  lag  ein  Gesuch  der 
Sodaldemokratie  des  Grossherzogtums  Luxemburg  vor,  die  als  besondere  Nation 
anerkannt  zu  werden  wünschte.  Dieses  Gesuch  wurde,  vorbehaltlich  der  Zustim- 
mung durch  den  Congress  natürlich,  zustimmend  erledigt.  Zum  erstenmal  seit  An- 
beginn der  Weltgeschichte  wurde  auf  der  Brüsseler  Conferenz  eine  luxemburgische 
Nation  creierL  Eine  Nation,  die  weder  eine  eigene  Literatur,  noch  überhaupt  eine 
eigene  Sprache,  nodi  auch  nur  ein  besonderes  Nationalgefühl  aufzuweisen  hat.  Die 
luxemburgische  Nationalhynme  besagt  bekanntlich,  dass  die  Luxemburger  —  Deutsche 
sind  und  bleiben  wollen.  Schon  und  gut;  aber  dem  Femerstdienden  erscheint  es 
\ielleicht  merkwürdig,  dass  just  dieser  eine  Splitter  der  deutschen  Sodaldcmokratie 
zum  Range  einer  besonderen  Nation  erhoben  wurde. 

Indes,  das  ist  eine  innere  deutsche  Angelegenheit,  von  der  idi  möglicherweise 
nichts  verstehe.  Aber  die  luxemburgische  Episode  fand  auf  der  selben  G)nferenz 
ein  lu^h^t  merkwürdiges  Gegenstück.  Die  litauische  socialdeniokratischc  Partei 
begründete  in  einem  ausführlichen  Schreiben  ihren  Anspruch,  als  besondere  Nation 
anerkannt  zu  werden.  Grossherzoglich  luxemburgisdie  Untertanen  gibt  es,  wenn 
ich  mich  recht  entsinne,  samt  Frauen  tmd  Kindern  circa  800000;  Litauer  gibt  es 
reichlich  über  2  Millionen.  Die  Umgangssprache  der  Luxemburger  ist  Deutsch ; 
lias  Litauische  ist  vom  Pulnischen  und  Russischen  so  verschieden,  wie  das  Italienische 
vom  Englischen  und  Hollandischen.  Die  etwaigen  Sonderinteressen  der  Luxem- 
burger sind  durch  die  Souverainität  ihres  Ländchens  ausgiebig  geschützt  :  die  Litauer, 
ein  armes,  schutzloses  Bauern-  und  Arbeitervolk,  ohne  Adel,  ohne  Bourgeoisie,  haben 
seit  vierzig  Jahren  dem  infamen  Vertilgungskricg.  den  die  czarische  Despotie  gegen 
sie  führte,  in  heldenmütiger  Weise  Trotz  geboten,  und  mehr  als  einmal  tloss  ihr 
Bhit  in  diesem  Kampfe.  Trotzdem  wurde  das  Gesvicli  »1er  litauischen  Socialdemo- 
kratic  nicht  einmal  provisorisch  bewilligt,  sondern  nach  heftigem  Einspruch  der 
Delegierten  Rosa  Luxemburg  und  des  Ddegierten  Flechanow  unerledigt  der  Ent- 
scheidung des  Congresse-^  vorbehalten.  Ein  Anerkennungsgesuch  der  armeni- 
schen Socialisten  erfuhr  über  Einspruch  des  Delegierten  Plechanow  das  selbe 
Schicksal. 

Über  den  armenischen  Fall  viel  Worte  zu  verlieren,  ist  in  dieser  Zeitschrift  wohl 
ntcht  notwendig.  Selbstverständlich  sind  die  Armenier  eine  Nation  für  sicli  und 
kein  russischer  Stamm:  vom  Delegierten  Pleclianow  muss  wohl  angenommen  wer- 
den, dass  er  das  Gesuch  der  armenischen  Socialisten,  über  deren  Berechtigung  ein 
Zweifel  schwerlich  obwalten  kann,  nur  in  der  Zerstreutheit  angefochten  hat.  Der 
internationale  Congress  wird  über  diese  kleine  Zerstreutheit  eines  grossen  Mannes 
hoffentlich  zur  Tagesordnung  übergehen. 
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Die  litauischen  Verhältnisse  h'egen  c<mpUcierter,  und  sie  sind  den  Wetteuropäern, 

von  einiRcn  wcnipcn  Fachgelehrten  abgesehen,  in  der  Repel  vollständig  Uobdcannt. 
Deshalb  sollen  sie  an  dieser  Stelle  sachgemäss  besprochen  werden. 

Zunächst  eine  Vorbemetkung.  Es  gibt  auch  Litauer  innerhalb  der  pretissischen 
Gren«|»fäli]e,  den  Nordostrand  der  Provinz  Ostpreussen  entlang.  Ihre  Zahl  wird  auf 
etwa  300000  angegeben.  Von  diesen  preussi^chcn  Litauern  soll  im  folRenden  nicht 
weiter  die  Rede  sein.  Sic  bieten  heute  ein  ähnlidics  Bild  der  Passivität,  wie  etwa 
die  Polen  Oberschienens  Tor  fänfxdin  Jahren.  Jedenfalls  steht  fest,  dass  der  Fall 
dieser  300000  T.itnner  unter  preussi^cher  Herrschaft  ganz  und  Rar  anders  liejjt,  al> 
der  Fall  der  2  Millionen  Litauer  unter  russischer  Herrschaft,  und  dass  ein  Analogie- 
schluss  von  der  anscheinend  geringen  nationalen  Lebensfähigkeit  der  ersteren  auf 
eine  vermeintlich  ebenso  geringe  Lebensfähigkeil  der  letzteren  nichts  weiter  be- 
weisen würde,  als  die  mangelnde  Kenntnis  des  Schlicssenden. 

Von  Preussisch  Litauen  also  abgesehen,  hat  der  Name  Litauen  einen  doppelten 
Smn.  Im  weiteren,  historisdien  Sinn  umfasst  er  das  einstige  Reich  der  litauisdien 
Grossfürsten,  sowdt  es  auch  nach  der  endgiltigen  Vereinigung  Litauens  mit  Polen 
ein  staatsrechtlich  gesondertes  Gebiet  blieb.  Dies  i>t  ein  weites  ümd  mit  mindestens 
jj  Millionen  Einwohnern;  es  reicht  von  der  preussischen  Grenze  ostwärts  bis  an  den 
Dnteper  und  von  der  kurlandischen  Grenze  sfldwarts  bis  weit  fiber  Hornel  hinaus. 
Den  Osten  und  Südosten  dieses  weiten  Landes  aber,  drei  \'icrtcl  der  ganzen  Fläche, 
nimmt  Weissruthe nien,  das  heisst  das  Sprachgebiet  der  Weissruthenen,  ein. 
Die  Zahl  dieses  Bauemvolkes  beträgt  nach  der  geringsten  Schätzung  6  Millionen, 
Mrahracheinlich  aber  mehr.  Der  Siidrand  der  litauischen  Gouvernements  greift 
übrigctts  schon  in  das  ukrainische  Sprachgebiet  "  hinüber :  am  Westrand  de'«  weiss- 
ruthenischen  Sprachgebiets  finden  sich  polnische  Sprachinseln,  deren  bedeutendste 
die  Stadt  "Wilm  samt  Umgdmng  umfasst  Der  ganze  Rest  aber,  der  ganze  Nord- 
westen von  der  Meeresküste  bei  Polangen  südwärts  bis  gegen  Grodno,  südostwärls 
bis  in  die  Nähe  von  Wilna,  ostwärts  bis  gegen  Dünaburg  hin,  ist  litauisches  Sprach- 
gebiet. Dabei  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  nördlichen  drei  Viertel  des  Gouverne- 
ments Suwalki  (zwischen  Ostpreussen  und  der  oberen  Mcmel)  zwar  administrativ 
zu  Russisch  Polen  peliörcn.  tatsächlich  aber  von  Litauern  bewohnt  sind.  Um- 
gekehrt gehören  Stadt  und  Gebiet  von  Bialystok  administrativ  zu  Litauen,  der  Be- 
völkerung nach  aber  zu  Polen,  von  dem  sie  erst  1807 'durch  einen  WiUkurstrcich 
Napolfons  losgetrennt  wurden.  Das  Gouvernement  Kowno  nebst  Teilen  der  Gou- 
vernements Wilna,  Grodno  und  Suwalki  —  dies  ist  also  Litauen  im  engeren 
Sinne. 

Die  nationalen  Verhältnisse  werden  aber  noch  weiter  compliciert  durch  den  Um- 
stand, dass  in  LJtaiienM.  wie  so  vielfach  in  den  Agrarländern  Osteuropas,  die 
grosseren  Städte  von  jeher  Centren  der  schrittweisen  Verdrängung  der  einheimischen 
durch  die  herrschende  Nationalität  waren.  In  Städten,  wie  Wilna  und  Kowno,  über- 
wiegt unter  den  christlichen  Städtern  noch  heute  das  polnische  Element;  im  Osten 
Wcissrutheniens  dagegen,  in  Städten,  wie  Witebsk,  Minsk,  Mohilcw,  >teht  heute 
der  russische  Eintluss  an  erster  Stelle.  Femer  sind  die  Gutsherren  und  deren 
Beamte  im  eigentlichen  Litauen  in  der  Regel  Polen,  in  Weissruthenien  teils  P<rfen, 
teils  Russen.  Hie  und  da  sind  auch  noch  spärliche  Reste  des  durch  hundertjährige 
Verfolgung  fast  aufgeriebenen  altpolnischcn  Mittelstandes  stehen  geblieben,  des 
niederen  Adels,  das  heisst  von  jeher  persönlich  und  politisch  vollfreicr  Mittel-  und 
Kleinbauem.  Dazu  kommt  dann  nodi  die  judische  Bevölkerung,  die  in  den 
Kleinstädten  neun  Zehntel  und  mehr,  in  den  grösseren  Städten  ein  Drittel  bi^  zwei 
Drittel  der  Einwohner  ausmacht.  Diese  jüdische  Bevölkerung  ist  hier,  wie  ander- 
wärts in  Osteuropa,  sozusagen  nur  an  ihren  Rändern  der  Assimilation  durch  die 

>}  liiei,  wie  aberall  im  tolgenden,  wo  du  Gegrntcil  niiht  ausdrücklich  bemerkt  i*t,  i.it  Litauen  im 
weiteten  Sioae  gemeiot. 
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herrschendien  Nationen  erlegen;  es  gfibt  in  Litauen  Poten  jfidisdier  Hericttnft  und 

Russen  jüdischer  Herkunft,  am  zahlreichsten  aher  •^ind  die  Nichts-als-Judcn.  Und 
über  all  dem  schwebt  auf  schwarzen  jRedermausßügeln  die  kaiserlich  russische 
Bureaukratie  und  trachtet  unablässig,  auf  Potiristen,  Gendarmen  und  Kosaken  ge- 
stätzt, über  Land  und  Leute  die  missfarbige  Tünche  des  officiellen  Russentums  zu 
breiten.  Man  beachte  wohl :  Russland  ist  eine  Theokratie,  die  einzige 
wirklich  zuverlässige  Stütze  der  Czarenherrschaft  ist  die  russisch-orthodoxe  Staats- 
kirche, jener  jede  Spur  selbständigen  Denkens  erstickende,  barbarische  Fetisch« 
dienst,  der  mit  dem  rrnTii  cben  Katholicismus  keinesfalls  verglichen  werden  kann. 
Das  Pfaffcntum  dieser  Staatskirche  ist  viel  zu  geistesroh.  um  sich  einer  fremden 
Volksart  anpassen  zu  können:  darum  ist  das  unentbehrliche  Vehikel  der  russischen 
Staat-religioa  die  russische  Staatssprache.  Und  darum  muss  das  Czarentum  allen 
seinen  l'nfertanen  mit  Sälx'l  und  Knute  die  russische  Staatssi)rache  aufzudrängen 
suchen,  denn  erst  die  Staatssprache  macht  sie  empfänglich  für  die  Staatsreligion. 
Russland  muss  seine  Untertanen  russif icieren,  um  sie  ver- 
dummen zu  können.  L^nd  wer  sich  nicht  willigp  verdummen  lässt,  g^^  den 
wird  f lewalt  gebraucht.  Der  elasvische  Boden  dieser  jahrzehntelang  fortgesetzten 
Gcwaliacle  gegen  Sprache  und  Religion  der  Einwohner  aber  ist  Litauen.  Die  halbe 
Bevölkerung  Litauens,  im  besonderen  nahem  die  gesamte  Bevölkerung  des  eigent- 
lichen Litauens,  steht  unter  Ausnahmegesetzen.  Diese  AusnahmegcsetJ»  bestimmen 
das  ganze  Leben,  die  gesamte  geistige  Entwickelung  der  Bevölkerung,  sie  greifen 
auch  in  das  wirtschaftliche  Leben  in  hundertfacher  Weise  hemmend  und  störend 
ein.  Das  Ivrwachen  zur  Menschenwürde,  das  Erwachen  zu  politischer  .\ciivität  fängt 
bei  ikni  Kampf  gegen  die'-e  Au'^nahmegesetze  an.  Danmi  ist  ohne  Kenntnis  dieser 
.Ausnahmegesetze  ein  Verständnis  der  politischen  Strömungen  Litauens  unmöglich. 

Beginnen  wir  mit  jenem  chronischen  Religionskrieg,  von  dem  man  in  Polen  und 
Litauen  <o  viel,  in  Westeuropa  kein  Wort  Spricht.  In  der  Grenzzone  zwischen  den 
rrnii^ch-katholischen  Polen  und  Litauern  im  Westen  und  den  russisch-orthodoxen 
Ukrainern  und  Weissruthcnen  im  Osten  wohnen  mehrere  Hunderttausende,  im 
ganzen  vielleicht  t%  Millionen  Grieehisch-Unierter.*)  Das  sind  Nachkommen  von 
Griechisch-Orthodoxen  —  die  Bc/eichnung  russisch  orthodox  wäre  für  jene  Zeiten 
ein  .Anachronismus  — ,  die  zur  Polenzeit,  zu  Anfang  des  XVII.  Jahrhunderts,  unter 
Beibehaltung  der  Priesterehe.  der  stawisdhen  Liturgie  und  einer  autonomen  Kirchen- 
verfassung mit  eigenen  Bischöfen  den  Papst  zu  Rom  als  ihr  geistliches  Oberliaupt 
.inerkannten.  Zum  Teil  nahmen  sie  mit  der  Zeit  auch  die  polni-^clie  Sprache  an  :  der 
Mehrzahl  nach  sind  sie  aber  Ukrainer  beziehungsweise  Weissruthencn  geblieben. 
Zur  Zeit  der  Teilung  Polens  hatte  das  griechisch-unierte  Bekenntnis  längst  tiefe 
Wurzeln  ini  Volksbewusstsein  geschlagen.  Russland  aber  erkannte  die  F.xistenz 
dieser  Confcssion  überhaupt  nicht  an,  sondern  behandelte  und  bestrafte  die  Griechisch- 
Unierten  als  abtrünnige  Sohne  der  russischen  Staalskirche.  Und  so  ist  es  geblieben 
bis  auf  den  heutigen  Tag.  Der  griechisch-unierte  Bauer  oder  T^löhner  lässt  sich 
mit  -r  int  r  Rraiit  nicht  in  der  nnrfkircfu-  trauen,  denn  in  der  Dorfkirche  haust,  VOn 
Gendarmen  beschützt,  der  kaiserlich  russische  Pope,  der  dem  Volke  ein  Greuel 
ist;  er  lässt  auch  seine  Kinder  nicht  in  der  Dorfktrche  taufen.  Er  sucht  lieber  ins- 
geheim einen  griechisdl-Uniertcn  oder  im  Notfall  einen  römisch-katholischen  Priester 
auf.  Schwört  er  aher  vor  Gericht,  dass  sein  Weib  iiiin  reclitmässig  angetraut  sei 
und  dass  seine  Kmdcr  ehelich  seien,  so  wird  er  als  Meineidiger  ins  Gefängnis  oder 
nach  Sibirien  geschickt  Solange  er  lebt,  ja  über  seinen  Tod  hinaus,  in  alle  Zukunft 
hinein  macht  der  russische  Pope  immer  von  neuem  Anspruch  auf  ihn,  sein  Weib 

Unter  EiDrechnung  jener,  welche  die  (Jstgreiuc  Ko.süiMh  Polens  entlani;  sildwärUi  bis  KeKCn  Galiiien 
hin  wobaeo,  aber  ohn«  di«  galisischen  Criechisch'UaierlMi.  In  Ustencicb  bilden  n.lmltih  die  Griechitch* 
Umerten  eine  «taatlichaneffcanote  Coofoiioo:  die  Ukrainer  Ctetgalisiens  (Rnthenen)  geboten  grossienteiU 
diesem  Beikenntaif  ao  nad  betnchten  e«  sie  ihre  Nationalrriigion. 
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und  alle  seine  Nachkonunen,  und  was  der  Pope  fordert,  das  erzwingt  mit  blankem 

Säbel  der  Kosak.  Sich  etwa  durch  vorRcblichen  übertritt  zum  römischen  Katholicis- 
mus  oder  zum  Protestantismus  aus  der  Klemme  zu  helfen,  ist  unmciglich.  da  der 
rusi>i:>chc  Staat  einen  Übertritt  von  der  StaaUikirche  zu  einer  bloss  geduldeten  Coii- 
fessioii  nidit  aaeiicennt,  vielmehr  als  Verbrechen  straft.  Auch  wenn  dn  griechisdi- 
Uniertes  Mädchen  einen  römisichen  Katholiken  oder  einen  Protestanten')  heiratet, 
verfallen  die  Kinder  dem  russischen  Popen.  Die  Kirchensteuern  für  die  Zwing- 
burg der  Orthodoxie,  in  welche  die  alte  Dorfkirche  verwandelt  wurde,  werden  mit 
Waffengewalt  eingefordert.  Nicht  selten  werden  die  IViderspenstigen  (dies  die 
amtliche  Bezeichnung  für  die  Griechisch-Unierten)  voa  Kosaken  mit  Säbelhieben 
in  die  iCirche  gehetzt! 

Unter  einem  anderen  Ausnahm^setz  stehen  die  römischen  Katholiken  in  Litauen : 
CS  dürfen  keine  neuen  katholischen  Kirchen  gebaut  und  die  bestehenden  nicht  restau- 
riert werden.  Wer  eine  baufällige  katholische  Kirche  durch  eine  Reparatur  vor 
dein  Einstürzen  bewahrt,  kommt  ins  Gefängnis.  Wer  ein  umgeslur/to  katholibchcs 
Kreuz  wieder  anfr^tet,  kommt  ins  Gefängnis.  Dazu  kommt  hin  und  wieder  zur 
Abwechsclung  die  gewaltsame  Wegnahme  eines  katholischen  Gotte-^hauses  zu  gunsten 
der  Staatskirche.    Widerseuen  sich  die  Bauern,  so  werden  sie  eben  ersdiosäcn. 

Nun  zu  den  natwnaien  Ansnalmiegesetzen.  ■  Dass,  soweit  <Ee  Controle  der  russi- 
schen Bureaukratie  reicht,  das  gesamte  Unterrichtswesen  russir^ch  und  nur  russisch 
ist,  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden.  Auch  die  einst  l)erühmte  polnische  Hoch- 
schule zu  Wilna  ist  längst  zu  einer  Russilicierungsanstalt  herabgesunken.  Soweit 
das  Volk  in  seiner  Mntterspradie  lesen  lernt,  geschieht  dies  insgeheim,  den  staatlichen 
Schulbehörden  zum  Trotz.  Einzig  in  den  jüdischen  confessioncllen  Volksschulen 
wird  das  Jüdische  nebcti  dem  Russischen  geduldet,  aber  auch  das  nur,  weil  die 
russische  Regierung  die  Juden  zu  sehr  verachtet,  um  sie  zu  richtigen  Russen  machen 
zu  wollen.  Dafür  ist  den  jüdischen  Schülern  der  Zutritt  zu  den  höheren  Ldtr- 
anstatten  durch  eine  Reibe  der  scandaliisestcn  .Ausnaltmebe-^timmungcn  erschwert, 
90  dass  nur  wenige  von  ihnen  durch  all  diese  Wolfsfallen  hindurch  ans  Ziel  kommen« 
Was  ferner  den  Erwerb  von  Grund  und  Boden  anlangt,  so  bestdit  dn  ganzes  System 
von  Ausnahmegesetzen,  bestimmt,  den  polnischen  und  litauischen  Grundbesitz  schritt- 
weise zurückzudrängen  und  seine  Verschleuderung  zu  Spottpreisen  an  russische 
Kaufer  zu  erzwingen.  Dass  den  Juden  der  Erwerb  von  Grimdbesitz  so  gut  wie 
völlig  unmöglich  gemacht  ist,  bedarf  kaum  der  Erwähnung.  Ebenso  braucht  kaum 
erst  gesagt  zu  werden,  dass  in  ganz  Litauen  das  Russische  die  ausschliessliche  .\mts- 
sprache  ist,  und  dass  die  Repierung  mit  besonderem  Eifer  bemüht  ist.  die  ehemals 
im  Lande  herrschende  polnische  Sprache  womöglich  selbst  aus  dem  Privatleben  zu 
verdrängen.  Aber  man  giaube  ja  nicht  etwa,  dass  die  russische  Regierung  die 
Baucrnvülkcr  der  Weissruthenm  und  Litauer  gegen  den  polnischen  Adel  bcRiinsligt. 
Um  eine  solche  nützliche  Demagogie  zu  treiben,  dazu  ist  sie  viel  zu  barbariscli  imd  zu 
gemein.  Am  brutalsten  ist  sie  doch  immer  gegen  ^e  Schwächsten.  Versuche,  das 
Weissruthenisdie  zur  Schriftsprache  zu  erheben,  lässt  die  Regierung  grundsätzlich 
nicht  aufkommen,  so  dass  die  illegale,  revolutionäre  Literatur  zur  Zufluchtsstätte 
dieses  löblichen  Strebens  geworden  ist.  Das  Litauische  aber  war  schon  seit  Jahr- 
hunderten eine  Schriftsprache,  als  Russland  die  Litauer  in  seine  Klauen  bekam. 
Nun  bedienten  sich  die  Litauer  der  lateinischen  Schrift.  Das  war  höchst  fatal  für 
die  russichen  Popen,  die  an  dem  unglücklichen  Volk  ihre  Bekehrungsversuche  vor- 
nahmen, ihm  den  Aufstandsteufel  austreiben  sollten;  denn  das  wäre  kan  richtiger 
Pope,  der  die  ketzerischen  lateinischen  Buchstaben  zu  lesen  wfisste.  Folglich  wurde 
unter  der  glorreichen  Regierung  Murawiews.  des  Henkers,  verordnet,  dass  litauische 
Bucher  und  .Scliriften  ausschliesslich  nur  mit  russischen  Lettern  gedruckt  werden 

*)  Piolestuten  —  tarn  Teil  Calvinisten  —  gibt  es  in  Litauen  in  geringer  Zahl  noch  von  der  Kefonnation»- 
wit  her  Mirolil  unter  daa  litaatra,  al*  auch  unter  den  Puden. 
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dürfen.    Alsbald  wurden  mit  russischen  Lettern  gedruckte  Bekehrunsstractatlein 

unter  das  Volk  gestreut.  Das  \'olk  aber  warf  diese  Tractätlein  tnit  Abscheu  von 
sich.  Die  Druckortc  der  litauischen  Literatur  wurden  in:>  Ausland  verlegt  und  die 
in  altgewohnter  Weise  gedruckten  Schriften  heimlich  über  die  Grenze  gesdimuggelt. 
Dieser  Zustand  dauerte  vierzig  Jahre,  von  1864  bis  I904.  Während  dieser  vierzig 
Jahre  war  jedes  h'taiiische  Biuli  ohne  Rücksieht  auf  seinen  Inhalt  ein  verbotenes 
Buch,  vom  Gebelbuch  bis  zum  Lustspiel  und  von  der  Fibel  bis  zur  Übersetzung  einer 
Uebknechtschen  Broschüre.  Wahrlich,  ein  SchanafMel  ohne  gleidten:  die  Lebens- 
geister eines  ganzen  X'nlkcs  nährten  sich  vierzig  Jahre  lang  ausschliesslicli  v-.ii  ge- 
schmuggelter Literatur !  Erst  im  Frühling  dieses  Jahres  hat  die  Regierung,  schwer 
bedrängt  durch  den  Krieg  mit  Japan  und  geängstigt  durch  die  immer  drohenderen 
Zeichen  revolutionärer  Unzufriedenheit  in  Litauen,  dieses  ungeheuerliche  Verbot 
i)esciligt.  L'nd  so  wenig  passt  die  Auihehung  dieses  Verlwts  in  das  russische  Re- 
gicrungsjjystem  hinein,  dass  dieses  Zurückweichen  des  Czarentums  vor  dem  armen 
Bauernvolke  vielen  als  der  Anfang  vom  Ende  erscheint. 

Soll  ich  nun  auch  noch  alle  die  niederträchtigen  Chicanen,  Intrigucn  und  Miss- 
liandlnngen  aufzählen,  denen  die  Juden  im  Czarenreiche  auf  Schritt  und  Tritt  aus- 
gesetzt sind?  Ich  will  es  mir  ersparen.  Ein  Wort  genügt:  Kischincwl  AllerUings, 
in  gewisser  Hinsicht  verfährt  die  russische  Regierung  mit  den  Juden  gerade  um- 
gekehrt, wie  mit  den  Polen  und  den  Litauern.  Die  letzteren  möchte  sie  gerne  aus 
ihrer  Heimat  hinausdrängen):  die  Juden  aber  hat  das  Czarentum  aus  dem 
eigentlidicn  Rassland  vertrieben,  um  sie  nach  Polen  und  Litauen  hineinzu- 
drängen. Sie  sind  ein  fremdartiges  Element,  unter  den  jetzigen  Verhältnissen 
nur  schwer  oder  gar  nicht  zu  assimilieren.  Vom  Standpunct  einer  centralisieruns- 
wütigen  Regierung  aus  gesehen,  muss  also  ihre  Anwesenheit  als  eine  Schwächung 
der  Volkskraft  erscheinen.  Darum  wünscht  das  offiddle  Russland  seinem  eigenen 
Volke  möglichst  wenig  von  diesem  störenden  Element,  seinen  Feinden,  den  Polen 
und  den  Litauern,  dagegen  möglichst  viel  davon.  Darum  umfasst  der  Ansiedelungs- 
rayon,  wohin  um  1890  herunr  die  früher  über  ganz  Russiand  verbreiteten  Juden  ver- 
bannt wurden,  im  wesentlichen  Litauen  und  Polen  nebst  einigen  Landstrichen  im 
Südwesten.  .Aber  auch  hier  ist  ihnen  eine  gleichniässige  .Xusbreitung  über  die  gan/e 
Fläche  unmöglich  gemacht.  Da  sie  auf  bisherigem  Bauernland  nicht  wohnen  dürfen 
und  auch  auf  Herrenland  nur  bedingiugsweise,  so  ist  ihnen  das  platte  Land  tatsäch- 
lich fast  völlig  verschlossen.  Obendrein  erlischt  ihr  .\nsiedelungs recht  50  Wcr.st 
vor  der  Reichsgrenze.  So  pferchen  sie  sich  denn  in  den  Städten  eines  relativ 
schmalen  Gebietes  eng  zusanunen.  Vor  allem  in  Litauen,  ganz  besonders  aber  in 
Weissrutheniem;  in  Städten,  wie  Minsk,  MoMlew,  Homd,  ist  die  Bevölkerungszahl 
gewaltig  angeschwi ilk-n  durch  die  F.inwanderung  der  vertriebenen  russischen  Juden.*) 
Da  aber  das  wirtschaftlich  und  culturell  noch  sehr  rückständige  Hache  Land  einfach 
noch  kerne  so  grossen  Städte  braucht,  da  es  eine  so  grosse  Zahl  von  Händlern. 
Handwerkern  und  Industriearbeitern  einfach  nicht  zu  beschäftigen  vermag,  so  ist  die 
Folge  dieser  Zusammcnpferchiuig  ein  grauenhaftes  F.lend.  Ein  Glück  noch,  dass  die 
scharenweise  Auswanderung  des  judi-Hrhcn  Proletariats  nach  England  und  America 
als  Sicherheitsventil  wirkt  Dass  aber  ein  solches  plötzliches  und  massenhaftes  Zu- 
strömen von  grös-tenieils  Iwttelarmen  Fremden  in  bis  dahin  ziemlich  stille  Provinz- 
.städle  nicht  wohl  stattfinden  konnte,  ohne  sich  den  Einheimischen  peinlich  fühlbar 
zu  machen,  ist  klar;  dass  die  russische  Regierung  dieses  psychologische  Moment 
ausnutzt  und  wozu  sie  es  ausnutzt,  ist  bekannt 

Auf  weiche  .'\rt  konnte  sich  nun  auf  sf)lrhr;n  Boden  der  Socialismus  entwickeln? 
Seit  vierzig  Jahren  hat  eine  despotische  Regierung  alles  getan,  um  die  vorhandenen 
Gegensätze  zwischen  den  einzelnen  VöllKrschaften  künstlich  zu  vertiefen  und  zu 

«)  Die  EinwofascnaU  von  Hornel  dSHte  aeoertou  wieder  fen  Abndoiea  sein,  da,  wie  verlautet,  seit  der 
voijShr^eB  behSidlidi  otgeatilerteB  Jndeaheue  viele  Jaden  atuwaadern. 
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verbittern.  Jede  Nationalität  ist  durch  einen  Wall  von  Sonderreclitcn  und  künstlich 
gescliaffenen  Sondcriiitm  s^oii  i-olicrt.  Kein  Wuiuler,  dass  auch  der  Socialismus  bei 
jeder  einzelnen  Nationalität  zunächst  seine  eigenen  Wege  ging.  Unter  den  pol- 
nischen Arbeitern  der  Städte  wirict  seit  Jahren  mit  gutem  Erfolg  die  Polska  Partya 
Soey(M4iy€stta  (Polnische  s^dttH^tiChe  Partei),  der  sich  neuerdings  auch  eine  Reihe 
autonomer  jt;<hschcr  Ortspnippen  angegliedert  hat.  Die  Städte  mit  zahlreichem 
ru»s^^ch-Judil>chen  Proletariat  wurden  zu  Centren  des  Allgemeinen  judischen  Ar^ 
beiierbundes  in  Litauen,  Polen  und  Rnssiand  einer  Partei,  die.  wie  immer  man 
i!i)er  ihr  natirmnlcs  und  staatsr(■c]uli^.■he^  Programm  nucli  urteilen  mag,  jedenfalls 
wegen  ihrer  ehrlich  socialistischen  Denkweise,  ihrer  unermüdlichen  Rührigkeit  und 
ihres  oft  tollkühnen  Mutes  das  höchste  Lob  verdient.  Beide  Parteien  existieren  aber 
wesentlich  nur  in  den  Städten.  Von  den  paar  polnischen  Sprachinseln  abgesehen, 
knnn  ostwärts  von  der  litauischen  Sprachgrenze  die  Agitation  unter  dem  Landvolk 
clxn  nur  in  weissruthenischer  Sprache  mit  Erfolg  betrieben  werden,  und  diese  Auf- 
gabe hat  in  den  letzten  Jahren  die  tVeiseruthenische  revotntitn^re  Gemeinschaft  anf 
sich  genommen,  mit  welcher  die  Polnische  socialistische  Partei  gute  Nachbarschaft 
hält.  Auf  welchem  Wege  aber  soll  der  Socialismus  in  die  Hütten  und  W^kstätten 
des  verschlossenen,  misstrauischen  litauischen  Volkes  eindringen? 

Die  polnischen  Sodalisten  können  das  nicht  machen.  Denn  es  gibt  nur  wehige 
Polen,  denen  das  Litauische  nicht  Spanisch  ist,  und  diese  wcnigeti  sind  in  der  Regel 
Gutsherren  oder  gutsherrliche  Beamte,  bekehren  sich  also  nur  selten  zum  Socialis- 
mus.') Unsere  polnischen  Agitatoren  können  also  in  der  Regel  an  den  litauischen 
Arbeiter  erst  dann  heran,  wenn  er  durch  jahrzehntelangen  Aufenthalt  in  einer  SUldt, 
wie  Wilna  oder  Kowno.  polonisicrt  worden  ist.  Würde  die  .Xpitatinn  aln-r  aus- 
schliesslich bei  solchen  Arbeitern  anpacken,  dann  bliebe  der  Kern  des  Volkes  davon 
unberfihrt.  Und  selbst  wenn  Polen  die  Agitation  in  litauischer  Sprache  fuhren 
würden,  so  würde  di-  Misstrauen  des  von  polnischen  Gutsherren  ausbeuteten 
Volkes  ihre  Tätigkeit  hilimlcRen.  Noch  viel  wcnipcr  i^^t  daran  zu  denken,  dass  die 
Agitation  unter  dem  von  russischen  Beamten  und  Gendarmen  bis  aufs  Blut  ge- 
peinigten Volke  von  Russen,  oder  gar  daran,  dass  sie  in  russischer  Sprache  g^hrt 
würde.  Es  gibt  nur  einen  Weg:  Litauer  müssen  die  Agitation  in  ihrer  und  des 
Volkes  Muttersprache  und  Uerzenssprachc  führen.  Diesen  Weg  haben  die  Genossen 
betreten,  die  sich  vor  einer  Reihe  von  Jahren  als  Litauische  sociatdemokralische  Partei 
oonstituiert  haben.  Die  Polnische  socialistische  Partei,  die  anfangs,  solange  die 
junge  Partei  selbst  den  Weg  zum  X'olkc  noch  nicht  recht  gefunden  hatte,  der  neuen 
Erscheinung  mit  begreiflicher  Skepsis  gegenüberstand,  hat  seither  die  Existenz- 
berechtigung der  litauischen  Partei  nachdrücklich  anerkannt  tmd  bemäht  sich  redlich, 
mit  der  iiingcren  Bruderpartei  gute  Catncradschaft  zu  halten.  So  haben  im  Frtih- 
jahr  1904  die  Polnische  socialistische  Partei,  die  litauische  Partei,  die  IVeissruthe- 
nische  revolutionäre  Gemeinschaft  und  die  lettische  Socialdemokratie  gleichzeitig  jo 
ein  Flugblatt  über  den  Krieg  ausgegeben,  das  die  Unterschriften  aller  vier  Parteien 
trug;  ferner  wurde  zur  dicMahrijjen  Maifeier  in  Litauen  ein  Flugblatt  vcrhreitet. 
das  von  der  Polnischen  socialistischen  Partei  und  der  litauischen  Sc>cial- 
demokratte  gemeinsam  unterzeichnet  war.  Grenafehden  zwischen  den  beiden  Organi- 
sationen sind  all  zu  vorgekommen,  weil  es  eben  nicht  immer  leicht  ist.  zu 
entscheiden,  wo  der  bloss  ohcrfirichlich  i>olonisierte  Litauer  aufhört  und  der  Pole 
litauischer  Herkimft  anfängt;  aber  derlei  leicht  begreifliche  Zwischenfälle  ändern 
nichts  an  unserer  unerschütterlichen  Überzeugung,  dass  die  Existenz  einer  selb- 
stiindigen  litauischen  sdcialdemokratischA  Partei  vollauf  berechtigt,  dass  sie  un- 
bedingt notwendig  ist. 

*)  OlMdion  anter  dem  fOrchteiULben  politUchca  Druck,  der  in  Lttnen  ond  auth  in  Kaui*ch  Polen 
benadrt,  dnW  BskArnageB  inuierliia  ctwM  hlnfiger  vorkomown,  als  in  LSndera  mit  halbweg«  nomalen 
politiKhai  Zastinden. 
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Vielleicht  wird  der  Leser  fragen,  wie  es  komme,  dass  anter  den  gesdiilderten 

Um>-t;irHUn  ülicrliaiipt  eine  «ocialfleniokratische  Bewegung  gedeihen  kann.  In  einem 
rückständigen  Agrariande,  wu  von  den  nicht  sehr  zahlreichen  Industriearbcileru 
obendrein  ein  grosser  Teil  dem  Landvolke  spradilremd  gegenübersteht  Nun,  zu- 
nächst hat  die  Erfahrung  im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  mehrfach  gelehrt,  dass 
gerade  in  typischen  Agrarländern  eine  hart  arbeitende,  empfindlich  ausgebeutete 
Landbevölkerung  recht  wohl  im  stände  ist,  aus  sich  heraus  eine  kräftige  sucialistischc 
Bewegung  zu  erzeugen;  nun  denke  an  die  Emilia  in  Italien,  an  Niederungam,  an 
Ostgalizien!  Dann  aber  ist  zu  bedenken,  dass  die  Zahl  der  Industriearbeiter  litnui^cbcr 
Nation  tat&ächlicli  in  die  Hunderttausende  geht;  nur  arbeiten  diese  Industncprole- 
tarier  eben  meistens  nicht  in  Litaoen.  sondern'  in  der  Fremde  —  in  den  Städten  der 
battischen  Provinzen,  in  England,  in  America.  Wo  inmur  diese  Auswanderer  in 
grösseren  Mas^^cn  zu-amnien  arbeiten,  dort  prcift  ai'cli  der  Socialismus  um  sich. 
Gerade  in  Amenca  wurden  .schun  litauische  .sucialisttschc  Bruschurcn  gedruckt,  noch 
ehe  es  daheim  eine  litauische  Sodaldemokratte  gab.  Wohlgemerkt  aber,  es  handelt 
sich  in  der  Regel  nur  um  eine  zeitweilige  Auswandenmsr  Früher  oder  -piit  r 
kehrt  der  ausgewanderte  litauische  Arbeiter  in  sein  Heimatdorf  zuriick.  Er  brmgt 
nicht  nur  erspartes  Geld  mit,  sondern  auch  Kenntnisse  und  Ideen.  Die  Saat  des 
Socialismus  fällt  also  sozusagen  in  aufgelockertes  Erdreich. 

Und  mm  vergegenwärtige  mrni  sich,  was  auf  der  Briis-ckT  Conferen?  geschehen  ivt. 
Der  Wunsch  der  Litauer,  als  besondere  Nation  anerkannt  zu  werden,  wurde  von 
zwei  Seiten  angefoditen:  von  russischer  und  von  angeUicfa  polnischer  Seite. 

Von  russischer  Seite,  nändich  von  dem  Genossen  Plechanow.  ständigem  Einwohner 
\on  Genf,  gebürtig  aus  Russland.  IX-r  hat  erklärt,  von  einer  litauivclun  Socialdemo- 
kratic  noch  nie  etwas  gehurt  zu  haben.  Das  glaube  ich  ihm  gern ;  man  müsste  schon 
ganz  phänomenal  feinhörig  sein,  um  am  Ufer  des  Genfersees  zu  hören,  was  in  den 
litauischen  Wäldern  \c>rf^tlit.  Aber  darauf  kommt  es  auch  gar  nicht  an.  Gerade 
weil  Genosse  Pleciianow  em  Russe  ist,  sollte  er  aus  internationalen  Gründen 
strengstens  jeden  Schein  vermeiden,  al$  ob  er  sich  in  analoger  Weise  ein  ein- 
seitiges Verfügungsrecht  über  den  litauischen  Socialismus  anmasste*  wie  die  russische 
Regierung  über  Land  tind  \'oIk  von  Litauen. 

Der  zweite  Einspruch  wurde  erlioben  von  Rosa  Luxemburg.  Diese  Delegierte  ver- 
tritt die  sogenannte  SociaUtemoknUU  des  Königreichs  Polen  und  Lumens,  eine 
Gruppe,  die  ihre  Anhänger  ausschliesslich  in  den  Industriecentren  Polens  besitzt,  in 
erster  Linie  in  Warschau  und  in  Bialystok,  einer  Stadt,  die,  wie  schon  eingangs  erwähnt, 
nur  im  Polizeisinne  zu  Litauen  gehört.  Die  Mitglieder  dieser  Gruppe  sind  Polen  und 
polnische  Israeliten ;  schwerlidi  ist  aodi  nur  ein  einziger  Litauer  dabei.  Und  niemals 
h.if  diesr  Grtippc  auch  nur  eine  Zeile  in  litauischer  Sprache  gedruckt.  Wenn  sie  sich 
Lrot/dein  Socialdemokratie  des  Königreichs  Idolen  und  Litauens  nennt,  so  hat 
das  ungefähr  ebensoviel  zu  bedeuten,  wie  wenn  der  Czar  unter  vielen  anderen  Titeln 
auch  den  eines  Herzogs  fo«  Holstci»  und  Oldenburg  führt. 

In  jener  Debatte  auf  der  Brüsseler  Confercnz  fiel  alK-r  noch  etwas  andere^,  viel 
\\  iclitigeres  vor,  wovon  der  gedruckte  Bericht  des  mternationalen  Bureaus  leider 
kein  Wort  erwähnt  Der  Genosse  Waledd,  der  auf  der  Conferenz  die  Polnische 
SOCiolistischc  Partei  im  russischen  Staatsgebiet,  die  l'olniiclic  socialtstischr  Partei 
im  preussischen  Staatsgebiet  und  die  polnische  Socialdemokratie  in  Oster- 
reich vertrat,  der  Vertreter  von  mindestens  ncunuud2\/atuig  Dreissigstein  aller 
polnischen  Socialisten  also,  wies  in  ausführlicher  sachlicher  Rede  die  volle  Berechti- 
gittig  des  Wun-^che-^  der  Litauer  und  die  Haltlosigkeit  der  Liixtiiibnrgischcn  Ein- 
wände nach.  Demnach  hat  der  Vertreter  derselben  polnisdien  socjalisiischen  Partei, 
die  nötigenfalls  die  nationalen  Rechte  des  polnischen  Volkes  so  nachdrücklich  zu 
wahren  weiss,  das  gute  Recht  der  litauischen  Genossen  räddialttos  anerkannt;  die 
Delegierte  Rosa  Luxemburg  aber»  deren  Jünger  auf  dem  russisdien  socialdemokra- 
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tischen  Parteitag  die  russischen  Genossen  geradezu  anllehten,  sie  möchten  Polen  doch 
ehebaldigtt  russificieren,  und  den  Saal  verliessen,  als  man  sich  rns^adienetts  bd 
allem  Centraiismus  daratif  nklit  einlassen  mochte  —  dieselbe  Rosa  Loxanborg 
scheint  nun  eine  Tendenz  ZU  vertreten»  die  darauf  hinanaJäoft,  die  Litauer  zwangs- 
weise zu  polonisieren. 

Westenropäiadien  Lesern  mag  die  ganze  Sache  imwiditig  erscheinen.  Wer  wird 
auch  aoviel  Aufhebens  machen  von  einem  Bauern-  und  Arbeitervölkchen  von 
2  Millionen  Seelen,  ohne  Monarchen,  ohne  Reichstag',  ohne  Armee,  ohne  Polizei! 
In  Wirkhchkeit  ist  die  litauische  Angelegenheit  ein  Präjudiz  von  weittragender  Be- 
deutung. Es  handelt  sich  nidit  um  die  2  Millionen  Litauer  allein,  aoodem  um  alle 
europäisch  civilisiertcn  Nichtrussen  unter  russischer  Herrschaft,  im  ganzen  um 
mindestens  50  Millionen  Culturmenachcn.  Man  bedenke  wohl:  nur  die  Freiheit 
erzieht  zu  kritiMliem  Denken.  Danmi  denkt  die  Sbergrosse  Mdunohl  aller  Ost- 
europäer  nicht  kritisch,  sondern  fanatiadi.  Eine  Resolution,  die  ein  westeuro- 
päischer Congn'C'^5.  \vcn'i  auch  nur  sozusagen  im  Vorbeigehen,  votiert,  wird  dort 
im  Osten  sofort  als  mitchlbares  Orakel  ausposaunt,  dessen  Buchstabe  über  Leben 
und  Tod  entscheidet  Lehnt  nun  der  Amsterdamer  Congress  den  Anspruch  der 
Litauer  und  vielleicht  gar  auch  jenen  der  Armenier  ah,  so  liegt  darin  für  die  naiv 
centralistisch  gesinnten  russischen  Socialdemokratcn  der  Freibrief,  ja  die  Auf- 
forderung, alle  nichtrussischen  socialistischen  Parteien  im  Czarenreich  als  bürgcrlich- 
naHonaNsHsehe  Gruppen  zu  bekämpfen.  Ein  verderblicher  Bruderkrieg  wfirde  ent- 
brennen, der  die  Entwickelung  des  Socialisnius  in  ganz  Osteuropa  auf  lange  Jahre 
hinaus  zerrütten  würde.  Der  sich  freuende  Dritte  aber  hiesse  Herr  von  Flehwe. 
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ÖFFETITU^ES  UESEN 

WIrtachnf» 

Über  die  internationale  EISEN-  UND 
STAHLproduction  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1904  bringt  der  Lon- 
doner Econamtst  einen  Überblick,  der  die 
Lage,  vor  allem  Englands  und  Araericas, 
nicht  besonders  günstig  und  hoffnungs- 
voll erscheinen  lässt. 
Nach  dem  Economist  beruht  die  jüngste 
Wiederausdehnung  der  a  m  e  r  i  c  a  - 
n  i  s  c  h  e  n  Erzeugung  viel  zu  wenig  auf 
einem  entsprechenden  realen  heimischen 
Bedarf ;  den  Anstoss  gab  vielmehr  die 
starke  Verbilligung  der  Erze  (1903  im 
Dnrdischnitt  4  Dollars  pro  t,  in  dieser 
Saisnn  nur  2^1.  Dollars).  Das  Product 
muss  um  jeden  Preis,  stärker  denn  je, 
Unterschlupf  im  Ausland  erstreben;  vor 
allem  in  England  sucht  und  findet  man 
Aufträge,  aber  zu  Preisen,  die  15  und 
25  s.  pro  t  niedriger  stehen,  als  beim  In- 
lancls.ibsatz,  der  <elber  schon  viel  un- 
günstiger, früher,  sich  stellt.  Der 
Rückschlag  kann  somit  rasch  zurück- 
kehren.    Jedenfalls  ist  an  eine  glatte 


Frirtsct7ung  des  jahrelangen  Aufschwungs 
so  bald  nicht  zu  denken.  Die  Ver- 
einigten Staaten  producierten  1900 
13  78Q  242  t  Eisen  und  Stahl,  1903  dagegen 
nicht  weniger,  als  18009252  t  —  sogar 
19  MUl.  t  wären  wahrscheinlich  über- 
schritten worden,  wenn  das  Jahresende 
nicht  bereits  eine  starke  Contraction  ge- 
bracht hätte.  Die  VVochenerzeugung,  die 
im  Jtmi  1903  bis  auf  415000  t  gestiegen 
war.  fiel  im  December  Üs  auf  250000  t 
lural>.  Die  erwähnte  Verminderung  der 
Productionskostcn  ergab  dann  im  Mai 
wieder  die  stattliche  Monatsproductions- 
zifTc-r  von  1  534  000  t. 
£  n  g  la  n  d  s  Production  ist  dagegen  in 
den  letzten  Jahren  fast  stabil  geblieben: 
von  9.3  Mill.  t  glitt  man  1901  nicht  allzu 
tief,  auf  7,76  Mill.  t  herab,  das  Jahr  1903 
hatte  dann  wieder  8.8  Mill.  t  als  Produc« 
tionscrgcbnis.  Indes,  Nichterweitcrung 
ist  schon  etwas  Unerfreuliches,  und  eine 
gesteigerte  americanische  Concurrenz 
wäre  deshalb  im  Augenblick  doppelt  un> 
angenehm.  Man  glaubte  endlich  an  &nt 
umfassende  Einschr.lnkung  der  bisherigen 
Nouusf uhren  seitens  Deutschlands. 

4.! 
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das  nach  dem  Economist  1903  3©  %  seiner 
Erzeugung  zu  20  %  niedrigeren  Preisen 
ins  Ausland  abgcstossen  hätte;  aber  den 
deutschen  Consum  »teht  der  Berichterstat- 
ter rfeichfalN  nur  sehr  langsam  und  un- 
sicher sich  heben.  Freundlichere  Aus- 
sichten böten  sich  England  nur  dadtirch. 
dass  in  letzter  Zeit  flcissig  an  der  Ver- 
hesseruns  der  Produciionsmethoden  ge- 
arbeitet «nd  viele»  früher  Versäumte 
nachgeholt  worden  sei.  Stahl  werde  un 
Middlesbro'-Distnct  bald  so  biUig  er- 
2euKt  werden  können,  wie  irgendwo  m  den 
Vereinigten  Staaten.  MChden«  ncu«- 
din«  die  europäischen  Technifcer  immer 
haxkga  ihre  Studiem«isen  richteten.  ^ 

Audi  das  SCHIFFSBAUgewerbe  ist 
offenbar  noch  lange  nicht  auf  Rosen  ge- 
bettet. Nach  Uoyds  Regler  waren 
(Kriegsschiffe  ausgeschlossen)  Ende  Jum 
in  England  Schiffe  mit  993  088  t  m  Bau, 
sctfcn  1028099  t  im  Vorjahre,  das  selber 
ichon  als  Röckgangsjahr  tn  verzeichnen 
war  Relativ  noch  stärker  wäre  frahch 
die  Depression  im  Ausland  zu  spüren. 
Hier  waren  Ende  Juni  i|^Bau  On  t) 

in  den  Vereinigt. SUaten    i.'=3H4   '^'43'  >^*«7« 
DmUcUlUMl  •    .  '-4 -^74    13.1-'--»    '34  7o3 

Die  Ziffern  verdeutlichen  übrigens  den 
enormen  Vorsprung,  den  England  noch 
immer  auf  diesem  Gebiete  hat  Die  lau- 
fende Erzeugung  der  angeführten  drei 
Länder  zusammen  kommt  kaum  einem 
Drittel  der  englischen  TätiRkcit  gleich. 
Das  Jahrbuch  von  Uoyds  Register  weist 
weiter  für  1903  den  Vorsprung  Englands 
im  S  ch  i  f  f  s  b  e  s  i  t  z  und  dessen  Ver- 
mehrung in  genauen  Ziffern  auf.  Der 
Tonnengdialt  aller  Handelsflotten  der 
Welt  erfuhr  danach  1003  eine  Vennehrung 
um  I  146  058  t,  wovon  nicht  weniger,  als 
SOI  779,  von  England  beansprucht  wur- 
den (fregcn  458.499  t  im  Vorjahre).  An 
Dampfern  und  Seglern  ergeben  sich  für 
die  verschiedenen  Linder  die  nachstehen- 
den Gesamtmengen:      .  .      „  ^ 

Tonaeng^Blt      Z»-  rettpect. 

IQ03  i<)(H  Abnahme 

England.   .  .  .  14^57»  15 3^«  35«  +5?^'??^ 

DeatscilUiid  .  .  3*83347  33"<>8«7  +  W>5<>o 

VartiB.  Statin  .  3611  q?«)  3^49400  -h  337444 

Nor««e«t.  .  .  165374a  i7i7<J54  f  ''3914 

Frankradi.  .  .  162*01^  »Oos.ft^  -t-   ?' .3So 

Italien    ....  »«80335  it875«>  4-  7 

Russland    .    .   .  801)648  8405«.'»  +  3*^*^" 

Spanien.   ...  7<H447  754  »55  —  ^^S«»- 

Schweden  .  .  .  7JH''>  7?' 533  t   3« 4 '7 

Holland.   .   .    .  0^8  «45  '>'<7  5*<*  -^^^4 

Japan      ...  7i'>Sl»  671417  —  5540» 

Pfcncmark  ...  5*»  H7 
öttoT.'Uagus .  578697 
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Die  Ziffer  für  die  Vereinigten  Staaten  er- 
scheint hierbei  vielleicht  zu  gross:  es  sind 
die  Schiffe  im  Verkehr  auf  den  grossen 
Seen  (mit  1259«»  »  respective  einer 
Vermehrung  um  lajooo  t)  nutgerechnel. 
Deutschland  hatte  im  vorjährigen  Zeit- 
raum (1903  gegen  1902)  eine  ansehn- 
lichere Zunahme  zu  verzeichnen 
(144000  t). 

X  ^ 
Die  relative  Langsamkeit  der  Aufwarts- 
bewegung  tritt  aus  den  kürzlich  veröffent- 
lichten Zusammenstellungen    des  Deut- 
schen   Ökonomisten  über  die  deutschen 
Emissionen  im   ersten    Halbjahr  1904 
gleichfalls  hervor.    Die  Zahl  der  neu  ge- 
gründeten ACTIENGESELLSCHAF- 
TEN  betrug  59  g«8en  42  im  ersten  Se- 
mester 1903.  .lufgebrachtc  Acticn- 
capital  aber  betrug  70  46  MiH.  M.  ge^en 
77.98  Mill.  M.  im  gleichen  Zeitraum  des 
Vorjahres.     Das  ganze  Jahr  1903 
eine  Capitalsuiuine  von  300,04  »^r  i?*if* 
ben.  darin  war  aber  im  zweiten  Halbjahr 
die  Gesellschaft  Krupp    allem  mit  löo 
Mill.   M.  enthalten,   die   wegen  ihrer 
aussergewöhnlichen  Grösse  bei  Verglei- 
chungen  ausscheiden  muss.    Ohne  sie  be- 
trug das  Actienctpital  der  neugegrundc- 
tcn  Gesellschaften  1903  nur  140,04  Mill. 
M..  das  Doppelte    der   im    jetzt  abge- 
laufenen Halbjahr  aufgebrachten  Summe, 
so  dass  man  also  das  Vorjahr  und  dieses 
Jahr  ungefähr  gleich  einschätzen  konnte. 
Doch  spielen  hier  besondete  Umstände 
eine  Rolle.    Vor  allem  fällt  a"ch  "»tiT^ 
wicht,  dass,  was  früher  ActiengeseHschalt 
wurde,  seit  1892.  und  zwar  m  zunchincn- 
dera  Masse,  lieber  die  Forui  der  (Seil- 
schaft mit   beschrinkler  Haftung  an- 
nimmt, „ 
X  ^ 

Mit  der  begonnenen  deutschen  ERNTE 
haben  natürlich  auch  i'.if  Srb.ai  /ur.gen  der 
Weltemte  wieder  grössere  Bedeutung  tMad 
lebhaftere  Beachtung  gewonnen.  Für 
Deiltschland  haben  die.  eine  Zeitlang  we- 
gen der  anhaltenden  Dürre  herrschenden 
starken  Befürchtungen  fast  allgemein 
aufgehört,  wenn  auch  der  vorjährige 
glänzende  Ertrag  von  niemandem  erwar- 
tet wird.  Daßr  haben  sich,  infolge  über- 
mässiger Nässe  im  Süden,  die  america- 
nischen  Weizenschatzungen  beträchtlich 
vermindert,  während  nach  wie  vor  auf  die 
Maisernte  grosse  Hoffnungen  gesetzt  wer- 
den. Der  Saaten  Standsbericht  aus  Pteters- 
burg  lautet  überaus  lu.fTnungs  freudig, 
doch  begegnet  er  starkem  Misstrauen; 
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private  Mitteilungen  aus  Südrussland  ent- 
warfen ein  ganz  anderes  BUd,  und  der 
rassischen  Regiertm?  mit  ihren  Anleilie- 
bedürfnisscn  licRt  erklärlicherweise 
daran,  das  Vertrauen  auf  Russiands  HU£s- 
queUen  zu  lestigat  Über  den  Ertrag  der 
Donauländer  hört  man  ziemlich  pessi- 
nusiisciic  Urteile,  besonders  die  Liefer- 
fähigkeit Rumäniens  wird  viel  niedriger, 
al^  im  Vorjahr,  geschätzt.  Eine  be- 
stimmte Tendenz  des  Marktes  und  Han- 
dels hat  sich  jedoch  noch  nicht  herausge- 
bildet —  wohl  ein  Anzeichen.  da5is  ab- 
norm tmgünstigc  oder  auch  gunstige  Ver- 
hältnisse  kaum  ei  waftei  werden. 
X  X 
Die  oft  geschilderten  Anläufe,  Rumäniens 
PF.TROLEUMgewinnung  rasch  zu  er- 
weitern, für  den  Absatz  besser  zu  orami- 
sieren  und  gegen  tfe  monopolisdsdie  S^- 
lung  der  americanjschen  Standard  Oil  Co. 
auszuspielen,  erfreuen  sich  offenbar  der 
Unterstützung  der  nmiinisdben  Regie» 
rung  —  das  Eingreifen  der  deutschen 
Grossfmanz  ist  unseren  Lesern  bekannt. 
Ministerpräsident  Sturdza  erklärte  neu- 
lich auf  einer  officicUen  Reise  im  Petro- 
leumrevier, man.  gedenke  den  Americanern 
möglichst  keinen  Fussbrdt  rumänischen 
Landes  zu  überlassen.  Rumänisches  Pe- 
troleum wolle  man  in  erster  Linie  nach 
den  Ländern  absetzen,  die  auch  rumä- 
nisches Getreide  beziehen.  Die  Äusse- 
rung ist,  wörtlich  genommen,  zum  min- 
de-itenü  unklar.  Des  Rätsels  Lösung  ist 
jedoch  katuu  so  fernliegend:  Riunänien 
würde  sich  rasdier  cur  Anerkennung 
höherer  Agrarzölle  bequemen,  wenn  sei- 
ner Petroleumproduction  eine  raschere 
Entfaltung,  durch  Capitalszufiuss  und 
unter  Umständen  durch  handelspolitische 
Vergünstigungen,  seitens  der  Getreidcbc- 
zugsstaalen  geauiiert  sdieint 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  25.  Juni  be- 
sclilnsson  die  Deutsche  Bank  und  die 
Dresdner  Bank  Capitalserhöhun- 
gen  von  90  imd'3o  Mtll  M.,  also  auf  180 
und  160  Mill.  M. :  am  28.  Juni  folgte 
SchaafftKtusen  mit  einer  Actiencapitals Ver- 
mehrung ttm  9$  Mill.  M.  —  Am  i.  Jtdi 
endete  der  Pommernbankproccss 
mit  der  Verurteilung  von  Schultz  zu  3% 
Jahren  Gefängnis  und  30000  M.  Gdd- 
strafe,  von  Romeick  zu  3  Jahren  und 
6000  M.  —  Das  Kalisyndikat  ist, 
unter  stärkerer  Berücksichtigung  der  jün- 
geren Werke,  auf  je  5  Jahre  emeoert 
worden. 

X  X 


LITERATUR.  Die  bedrängte  Lage  der 
Landwirtschaft  hat  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit nicht  nur  auf  d!e  neuent- 
standenen internationalen  Concurrenzver- 
hälmisse  stärker,  als  früher,  gelenkt«  son- 
dern audi  auf  die  Bezidrangen  anserer 
Agrarproduction  zu  den  Inlandsmärkten 
und  zum  Consum.  Die  Absatzorganisation 
unserer  Landwirtschaft  ist  lange  in  den 
Kinderschuhen  stecken  geblieben,  ztml 
Schaden  sowohl  des  vom  Handel  über- 
vorteilten tmd  ausgewudiertcn  Produ* 
centen,  wie  des  überteuerten  Consumen- 
ten.  Der  Kleinbetrieb  der  Bäckerei,  der 
Fleischerei,  der  Consumentenversorgtmg 
mit  Milch  hemmt  dann  wieder  Fort- 
schritte, die  von  der  Landwirtschaft  aus- 
gehen könnten.  Trotzdem  haben  sich 
schon  grosse  Umgestaltimgen  vollzogen, 
rnid  weitere  NeugestalttMigen  bereiten 
sich  vor.  Die  entscheidenden  Versuchs- 
felder bieten  natürlich  unsere  Grossstädtei 
Hier  können  sich  die  Landwirte  leichter 
zu  I.iefenings-  und  Preisorgfanisationcn 
zusammenfinden ;  auch  das  Grosshandels- 
capttal  bedrängt  tmd  ersetzt  hier  am  ehe- 
sten den  kleinen  schmarotzenden  Zwi- 
schcnhandelK  auch  Consumentenorgani- 
sationen  finden  meist  den  besten  Boden 
und  jedenfalla  das  weiteste  Wirkungs- 
feld  Die«  verschafft  dem  ungemein  fletssi- 
gen  und  reichhaltigen  Werk  von  D  r. 
August  Creuzbauer:  Die  Ver- 
sorgung  Sifünchens  mit  LtbensmUtetn 
/München.  Ernst  Reinhardt/,  einem  Er- 
gebnis mehrjähriger  Arbeit,  ein  ganz 
aussergewöhnliches  Interesse  für  den 
Volkswirt.  Von  den  Zufuhrquellen  des 
Fleisches,  der  Milch,  von  der  Markt- 
organisation und  dem  Zwischenhandel, 
von  den  Lebensmittelgewerben  (Metz- 
gerei, Bäckerei)  erhalten  wir  ein  ein- 
gehendes geschichtliches  imd  statistisches 
Bild.  Ferner  ist  den  städtischen  Ver- 
waltung s  massnahmen,  die  sich  auf 
den  Wrkeiir  mit  Vieh  und  Fleisch,  tnit 
Brot,  mit  Milcli  beziel^,  besondere  Auf- 
merksamkeit gewidmet        um  wamum 

Politik 

Die  WAHLRECHTSREFORMBEWB- 
GUNG  hat  in  Baden  und  Hessen 
doch  noch  zu  einem  Erfolge  gefuhrt, 
während  in  Sachsen  und  Bayern  der  Ver- 
such einer  Änderung  der  bisherigen  Ge- 
setzgebung bekanntlich  gescheitert  ist  In 
Bayern  versuchten  die  Liberalen,  die  die 
Wahlreform  zum  Scheitern  gebracht  hat- 
ten, ihr  Renommee  dadurdi  nodi  zu  ret- 
ten, dass  sie  m  der  baycrisdicn  Abge- 

43' 
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ordnetenkamnicr  rasch  vor  T*  n  v^diluss 
noch  einen  Wahlgesetzentwurf  als  be- 
sonderen Antrag  einbraditen,  der  aber 
kaum  ernst  gemeint  sein  konnte,  jeden- 
falls nicht  ernst  genommen  wurde.  Er- 
folgreich abgesdiTossen  hat  die  Reform- 
bcwepuig  im  Grosshcrzogtiiin  Baden. 
Freilich  ist  der  Fortschritt  gegen  bisher 
nidit  bedeutend.  Die  socialdemokn- 
ti sehen  Vertreter  haben  denn  atu  h  keinen 
Anstand  genommen,  ihr  Votum  gegen  die 
Reform  ^zugeben.  Es  sind  der  ersten 
Kammer  so  viele  Concessionen  gemacht 
worden,  das.s  der  Fortschritt  der  direc- 
ten  Wahl  zum  Landtag  bei  der  Gesamt- 
beurteilting  die  vielen  mit  in  Kauf  zu 
nehmenden  reactionären  Bestimmungen 
kaum  noch  aufzuwiegen  vermag.  Die 
Freude  am  directen  Wahlrecht  wird  auch 
dadurch  vergällt,  dass  der  Kreis  der 
Wahlberechtigten  gegenüber  dem  Reichs- 
tagswahlrecht  überaus  stark  eingeschränkt 
ist  Immerhin  soll  niciit  verkannt  wer- 
den, dass  die  Wahlrecht srcformbewegung 
in  Baden  nicht  so  ergebnislos  verpufft 
ist,  wie  in  Sachsen  und  Bayern.  Auch  im 
Grosshcr/ngtum  Hessen  dürfte  die  Wahl- 
reform zu  einem  glucklichen  Abschluss 
fuhren.  Die  zweite  hessische  Kammer 
hat  das  Wahlrechtsgesetz  fertiggestellt, 
und  es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  das 
Gesetz  bei  der  ersten  Kammer  und  der 
Regierung  noch  auf  Widerspruch  stossen 
wird.  Im  Grossherzogtom  Hessen  besteht 
der  Hauptfortschritt  gleichfalls  in  der  Be- 
seitigung des  indirecten  Wahlrechts,  an 
dessen  Stelle  die  directe  Wahl  tritt.  Frei- 
lich sind  auch  in  Hessen  manche  Wün- 
sche unerfüllt  geblieben,  die  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes  entsprechen  noch  lange 
nicht  den  Korderungen  der  Socialdcmo- 
kratie.  Trotzdem  liaben  die  Vertreter 
der  sodalderaokrati  sehen  Partei  den  Fort- 
schritt, der  in  der  Erringung  der  directen 
Wahl  liegt,  so  hoch  veranschlagt,  dass  sie 
für  das  Gesetz  stimmten. 

GEHEIMBÜNDPROCESS,  der  m 

den  Tagen  vom  12.  bis  zum  25.  Juli  in 
Königsberg  g^en  eine  Reihe  von  Per- 
sonen verhandelt  worden  ist,  die  durch 

Beteiligung  am  \^crtricb  von  Schriften 
nach  Russland  den  Bestand  des  russi- 
schen Reiches  gefährdet  haben  sollen,  hat 
zu  Enthüllungen  geführt,  die  für  alle  die 
Behörden,  die  an  der  Inscenierung  des 
KSnigsberger  Troccsscs  beteiligt  waren, 
äusserst  belastend  sind.  F.s  ist  kaum 
zu  glauben,  was  m  emem  Rechtsstaat  wie 
Deutschland  noch  alles  passieren  kann. 


Vor  allem  schon  das  eine :  dass  der  ganze 
Process  schon  formell  der  rechtlichen  Ba- 
sis entbehrte,  dass  das  ganze  Verfahren 
eingeleitet  wurde  auf  Grund  von  Dcnun- 
ciationen  eines  russischen  Consuls,  die 
sidt  in  der  öffentlichen  Verhandlung  nach 
den  Gutachten  der  Sachverständig«  11 
als  falsch  herausgestellt  haben.  Ohne 
die  Denundationen  auf  ihren  wahren 
Wert  hin  zu  prüfen,  verhängftc  man  über 
die  Beschuldigten  die  Untersuchungs- 
haft. Steuer-  und  Polizeibehörden  ar- 
beiteten in  recht  fragwürdiger  Weise  ein- 
ander in  die  Hände,  um  die  V erbrecher 
zu  entlarven.  Dabei  vergcsse  man  nicht 
die  Haltung  der  Regierung,  die  im  Par- 
lamente den  Königsbcrger  Process  gegen 
die  Socialdcmokratie  auszuspielen  ver- 
suchte und  sich  der  russischen  Interessen 
in  dner  Wdse  annahm,  dass  sie  sogar 
die  falschen  Citate  des  russischen  Con- 
suls, durch  die  allein  die  Einleitung  des 
Processes  ermöglicht  wurde,  gutgliubiff 
als  echt  hinnahm  und  sie  gegenüber  den 
Vertretern  einer  deutschen  Partei  auszu- 
spielen für  gut  fand.  So  leichthin  wird 
also  in  Deutschland  eine  schwere  An- 
klage erhoben,  so  leichthin  und  willig 
stellen  Regierung,  Verwaltung  und  Jus- 
tiz ihre  Dienste  dem  russischen  Nachbar 
zur  Verfügung,  dass  sie  nachher  vor  der 
ganzen  Welt  als  die  Getäuschten  Revue 
passieren  müssen!  Die  herbe  Kritik,  die 
dabei  abfallt,  verdient  das  offidelle 
Deutschland  in  vollem  Masse.  Und  das 
Ende  vom  Liede  ist  schliesslich:  Man 
zog  mit  lautem  Trompetengeschmetter 
aus.  um  die  schwarzen  Pläne  der  So- 
cialdcmokratie gegen  Russland  an  den 
Pranger  zu  stellen,  und  kehrt  zurück  mit 
dem  niecler<lrückenden  Rewusstsein :  <la 
haben  wir  wieder  einmal  gründlich  dafür 
gesorgt,  dass  das  Wasser  für  die  Müh- 
len der  Socialdcmokratie  nicht  versiegt. 
Die  Anklage  wegen  Hochverrats  und 
Majestätsbeleidigung  musste  trotz  allen 
Sträubens  fallen  gelassen  werden,  nur  die 
Geheimbündelei  blieb  übrig.  Zwei  der 
Angeklagten  wurden  gänzlich  freige- 
sprochen, und  die  übrigen  erhielten  sämt- 
lich geringere  Freiheitsstrafen,  als  der 
Staatsanwalt  beantragt  hatte.  Dies  (las 
Ergebnis  der  Action,  die  der  Justizminisier 
im  Parlament  mit  den  pathetischen  und 
nun  s(,  blamablen  Worten  iua  res  agitur 
angekündigt  hatte! 

Wahrhaftig,  man  möchte  fast  die  hdssen 

Keiniiluingen  unserer  Gegner  bewundern, 
nur  ja  den  Agitationsstotl  für  die  Social- 
demokratie  nicht  ausgdien  zu  lassen.  Die 
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Socialdcmokratie  kann  wieder  die  Hände 

ruhig'  in  den  Schoss  legen,  die  Gegner 
sorgen  schon  ganz  aliein  dafür,  dass  sie 
iippig  gedeihit. 

X  X 
Die  Abschaffung  des  congreganistischcn 
Unterrichtes  in  FRANKREICH  ist  nun- 
mehr beschlossene  Sache,  nachdem  der 
S&ak  die  entsprechende  Gesetzesvorlage 
Anfang  Juli  angenommen  hat.  Damit  hat 
der  Ministerpräsident  Combes  sein  «chul- 
politischcs  Programm  vollständig  dnrdi- 
SesetcL  Zwar  suchte  man  dem  Cibinct 
\'or  Annahme  des  Gesetzes  durch  den  Se- 
nat noch  dn  Bein  zu  steUen.  Indes  hielt 
die  Regierungsmajnrit.-it  fe*^f  ?iis,immcn 
und  wird  dies  wohl  auch  noch  länger  tun, 
um  es  der  Regierung  zu  cnnSglichen, 
das  Gesetz,  das  die  Abschaffung  des  con- 
gicgan  istischen  Unterrichts  ausspricht, 
auch  vollständig  durchzuführen.  Gewiss, 
die  Unkosten,  die  die  Ausführung  des 
Gesetzes  erfordern,  sind  sehr  hoch.  Nach 
klerikalen  Angaben  wird  das  Gesetz  al- 
lein für  den  Unterhalt  der  Schulen  in 
der  Stadt  Paris  40  Mill.  fr.  erheischen. 
Es  dürfte  indessen  verfehlt  sein,  wenn 
die  Klerikalen  glauben,  mit  Rücksicht  auf 
die  hohen  Kosten,  die  die  Durchfuhrang 
des  Gesetzes  erfordern,  den  französischen 
Steuerzahler  gegen  die  Regierung  wild 
machen  zu  können.  Auch  die  katholische 
Presse  in  Deutschland  glaubt  nicht  an 
einen  baldigen  Sturz  des  Ministeriums 
Combes.  Nach  ihr  deuten  vielmehr  alle 
Anziehen  darauf  hin,  dass  die  kirchen- 
feindliche Entwicklung  fortschreiten 
und  die  katholische  Kirche  in  Frankreich 
eine  Krisis  durchzumachen  haben  werde, 
die  der  zur  Zeit  der  grooen  Revulution 
nicht  nadistchen  dürfte. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Wahl  fSr  die 
spanischen  Cortcs.  die  am  23.  Juni 
stattfanden,  ergaben  eine  grosse  Mehrheit 
für  die  R^erttttgsparteL  —  Am  3a  Jtuii 
wurde  im  prcussichen  Abgeordnetenhaus 
das  A  n  $  i  c  d  c  i  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z  in  3.  Le- 
sung angenommen.  —  Zwischen  Deutsch- 
land und  England  ist  ein  S  c  h  t  e  d  s  - 
a  bk  o  m  m  e  n  unterzeichnet  worden.  — 
Der  bisherige  Präsident  von  Mexico 
Porfirio  Diaz  wurde  wiedenmi  auf  6 
Jahre  zum  Präsidenten  gewifalt  — *  In 
Norderney  fanden  zwischen  dem  Reichs- 
kanzler Grafen  Bülow  und^  dem  Präsi- 
denten des  russischen  Mmtstereomtt& 
von  Witte  Verhandlungen  über  einen 
neuen  Handelsvertrag  zwischen 
Russland  und  Deutschland  statt  —  Am 


14.  Juli  ist  der  frühere  Präsident  der 
früheren  Republik  Transvaal,  Paul 
Krüger,  gestorben.         righaro  CAtwE« 

Sociale  Communalpolitik 

Eine  der  wenigen  Städte,  in  denen  die 
Socialdcmokratie  die  Mehrheit  in  der 
Gemeindevertretung  besitzt,  und  wohl  die 
einzige  grössere  Stadt,  in  der  dies  der 
Fall  ist.  ist  MÜLHAUSEN  i.  E.  Hier 
kam  die  Socialdemokratie  durch  einen 
Compromiss  mit  der  Demokratie  zur 
TTerrschaft.  Sehr  hald  aber  haben  die 
Demokraten  auf  die  gemeinschaftliche 
Arbeit  verzichtet  und  der  sodaldemolcra» 
tischen  Fraction  es  überlassen,  den  von 
dem  früheren  Regiment  der  Notabein 
vollständig  in  den  Dr^  gefahrenen  Ge- 
meindekarren herauszuholen  und  weiter 
zu  schleppen.  In  der  Tat  ist  Müllxauscn 
das  Musterbeispiel  für  die  Verwaltung 
einer  socialdemokrati  sehen  Majorität,  die 
unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen 
zur  Herrschaft  kam,  einen  unendlichen 
Haufen  vernachlässigter  Arbeit  vorfand 
und  zugleich  sich  allein  auf  ihre  Kräfte 
angewiesen  s.ili,  da  nicht  nur  die  bürger- 
liche Demokratie,  sondern  auch  das 
höhere  Beamtentum  die  Fahnenflucht  er« 
griff.  Die  Leistungen  unserer  Genossen 
liaben  sogar  der  Cölnischen  Zeitung  im- 
l>oniert.  Schrieb  sie  doch  in  einer 
Correspotidcnz  aus  Elsass-Lothringen  die 
folgenden  anerkennenden  Worte,  denen 
der  Hass  gegen  den  Klerikalismus  aller« 
dings  wohl  die  so  günstige  Färbung  ge- 
geben hat:  »Was  nun  die  Leistungen  des 
neuen  Gemeinderates  angeht,  so  muss  an- 
erkannt werden,  dass  er  mit  dem  Schlen- 
drian der  guten  alten  Zdt  grfindHdi  airf- 
geräumt  und  eine  Reihe  nützlicher  und 
notwendiger  Massnahmen  getroffen  hat.. 
Auch  solche  Mülhauser,  die  die  demokra- 
tisch-socialdemokratischc  Coalition  auf 
dem  Rathausc  gründlich  verabscheuen, 
müssen  doch  zugeben,  das«  der  neue  Ge- 
nicinderat  in  den  paar  Jahren  seiner 
Wirksamkeil  mehr  geleistet  hat,  als  sein 
notabler  Vorgänger  in  Jahrzehnten.«  Die 
sodaldemokratischc  Mehrheit  kann  mit 
voller  Berechtien^ng  auf  ihre  bisherige 
Tätigkeit  stolz  sein.  Dass  sie  in  erster 
Linie  die  Interessen  der  Arbeiterdasse, 
fiberhaupt  der  Minderbesitzenden  ver- 
treten hat,  ist  seJbstvcrständliclu  Sa 
hob  sie  den  Octroi  auf  verschiedene  not- 
wendige Lebenimittel  auf  und  übernahm 
die  Lohn-  und  Resnldungssteuer  bis  zum 
gesetzlichen  Höchstbetrage  von  1300  M. 
Jahresverdienst  auf  die  Stadtcasse.  Bei 
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diesen  Steuerreformen,  die  durch  die  en- 
gen Schranken  des  geltenden  Rechtes 
begrenft  waren,  fand  ne  in  der  bBrger- 
lichcn  Demokratie  die  erbittertsten  Geg- 
ner. Auch  in  Mülhausen  hörte  wieder 
einmal  die  Demokratie  beim  Geldbeutel 
auf.  Von  anderen  Rcfonncn.  die  wäh- 
rend der  letzten  Jahre  von  der  social- 
demokratiadien  Mehrheit  durchgeführt 
wurden,  nennen  wir  die  Unentgeltlich- 
keit der  Lehrmittel  für  Volksschülcr,  die 
Einrichtung  von  Notstandsarbeiten,  die 
Einführung  einer  allgemeinen  Dienst» 
und  Lohnordnung  für  die  städtischen  Ar- 
boitcT.  die  FL-stsctznnij  von  Minimal - 
lohnen  und  Maxunalarbeitszeiten  für  die 
Arbeiter,  die  von  den  Untemdunem 
städtischer  Arlnitcn  beschiiftigt  werden, 
etc.  Ferner  hat  der  Gemeinderat  die  un- 
bedingt notwendige  Canalisation,  die  da- 
mit zum  Teil  zusammenhängende  Neu- 
pflastcrung  rcspcctive  Asphaltierung  der 
Strassen,  den  Bau  von  neuen  Schulhäu- 
scm  etc.  in  Angriff  genommen.  Für  die 
Durchführung  dieser  Arbeiten  hat  er  die 
Aufnahme  einer  Anleihe  von  20  Mill.  M. 
beschlossen.  Diese  Anleihe  war  der 
Wahl  speck,  mit  dem  die  feindlichen  Par- 
teien —  und  das  waren  (lic^nlal  alle 
bürgerlichen  Parteien,  von  den  Demo- 
kraten BInmenthalscher  Riditung  bis  zu 
den  Klerikalen  schwärzester  Couleur  — 
bei  den  Emeuerungswahlen,  die  am 
IJL  Juni  und  im  zweiten  Wahlgang  am 
19.  Juni  stattgefunden  haben,  die  Mül- 
hauser  Bürger  anzulocken  suchten.  Die 
Zufallsmchrheit  der  Roten  sollte  gründ- 
lich vernichtet  werden.  Es  kam  aber 
anders.  Statt  mit  einer  Niederlage  en- 
digten die  GcmeindcratswaUen  mit 
einem  glänzenden  Siege  der  Sociafdemo- 
kratie,  die  alle  ihre  Candidaten  durch- 
setzte. Es  war  ein  geschickter  taktischer 
Zug  unserer  Genossen,  dass  sie  von  den 
neun  freigewordenen  Gemeindorats- 
sitzen  nur  fünf  für  sich  verlangten  und 
daher  auch  nur  mit  einer  Liste  von  fünf 
Candidaten  auftmten.  Diese  Zahl  rächte 
aus,  um  die  Mehrheit  zu  stabilisieren  — 
20  von  36  Sitzen  gehören  nunmehr  der 
Socialderaokratie  — ,  und  die  Beschrän- 
kung zeigte  den  Cieineindewählcrn,  dass 
die  Socialdemokratie  durchaus  nicht  die 
Absicht  hat,  ihre  politischen  Gegner  vom 
Rathausc  und  der  Mitarbeit  auszu- 
schliessen.  Zugleich  erreichte  sie  damit 
die  Spaltung  der  bürgerlichen  Parteien, 
von  denen  jede  die  von  der  Soctaldemo- 
krat^  nicht  beanq^mditen  vier  Sitze  für 
sich  zu  errii^^  hoffte.    Die  Wahl  be- 


deutet  eine  nlnviTc  Niederlage  der  De- 
mokraten, die  gegen  600  Stimmen  im 
zweiten  Wahlgaiwe  verloren.  Der  Ge> 
meinderat  setzt  sich  nunmehr  aus  20  So- 
^aldemokraten,  12  bürgerlichen  Demo- 
kraten und  4  Centrnmskatholiken  zusam- 
men, welch  letztere,  der  katholisch- 
socialen  Richtung  angehorig,  im  Wahl- 
kampfe ausserordentlich  radical  taten. 
Wie  sich  diese  Herren  in  der  praktischen 
Mitarbeit  besonders  in  Arbeiterfragen  be- 
währen werden,  wird  eine  andere  Frage 
sein,  sicher  aber  dazu  beitragen,  auch  in 
die  Rethen  der  zahlreichen  katholischen 
Arheiier  Aufklärung  zu  tragen. 
Die  grosse  Bedeutung  dieses  social- 
demdaatiscfaen  Genleindewahlsieges  be- 
steht vor  allem  'larin.  dass  er  eine  feste 
Majorität  schafft  und  damit  dieser  Ma- 
jorität die  Möglichkeit  gewährt,  freier 
und  ungehinderter,  namentlich  auch 
gegenüber  dem  in  vielen  Fragen  als 
hinderndes  Moment  im  Wege  .stehenden 
Berufsbürgermeister,  die  Umgestaltvmg 
der  Gemeindeverwaltung  nach  den  fort- 
geschrittenen Grundsätzen  unserer  Ge- 
meindepolitik vorzunehmen.  Er  bat  fer- 
ner bewiesen,  dass  eine  kluge  Politik, 
wie  sie  unsere  Genossen  verfolgt  liabm, 
der  Socialdemokratie  Sympathieen  auch 
in  solchen  Kreisen  verschafft,  die  nidit 
als  das  eigentliche  Recnitierungsgebiet 
unserer  Partei  gelten. 
X  X 
Wir  führen  heute  die  Berichterstattimg 
über  den  Gesetzentwurf  der  bayrischen 
Regierung.  bctretTend  Einführung  einer 
GRUNDWERTABGABK.  und  über  den 
Antrag  Dr.  Jäger  und  Genossen,  be- 
treffend Besteuerung  des  unverdienten 
Wertzuwachses  an  Grund  und  Boden, 
(vergl.  Socialistischc  Monatshefte,  1903, 
II.  Bd.,  pag.  861  ff.  und  kx)4.  I.  Bd..  pag. 
78ff)  zu  Ende.  Der  Jägersche  Antrag 
kam  aus  der  Ausschussberatung  in  der 
folgenden  Fassung  an  das  Plenum  zu- 
rück: £s  sei  die  Staatsregierung  zu  er- 
suchen, ^m  nädisten  Landtage  dnen  Ge- 
setzentwurf vorzulegen,  welcher  in  den 
Gro.ssst.'idten  und  in  allen.  Gemeinden, 
deren  Volkszuwachs  innerhalb  der  letz- 
ten Zälilungspericxle  den  Landesdurch- 
schnitt bedeutend  (etwa  um  das  Fünf- 
fache) überschritten  hat,  eine  Beteiligung 
von  Staat  und  Gemeinde  an  der  beim 
Besitzwechsel  festzustellenden  Steigerung 
des  reinen  Bodenwertes  (unverdienter 
Wertzuwachs)  in  der  Weise  einführt, 
dass  beide  Teile  einen  angemessenen  Be- 
trag von  diesem  Wertzuwachs  erhalten. 
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wobei  die  Gemeinden  ihren  Anteil  zur 
Fördemnp  des  Wohnwesens  der  min- 

derbemittciten  Classcn  verwenden  sol- 
len« der  Staat  seinen  Anteil  teils  für 
raschere  Tilgung  der  Bodjcntinse.  teils 
zu  VVohnungszulagcn  an  die  staatlichen 
Beamten  und  Bediensteten  verwendet.  In 
der  Plcnarberatung  über  di«  Ansschuss- 
fa';<ung  wurde  nichts  Neues  vorgebracht. 
Die  Regierung  verhielt  sich  sehr  ableh- 
nend geg«Biber  dineni  Antrage,  der  von 
dem  Finanzminister  sogar  für  einen  Ein- 
griff in  da«  Privateigentum,  für  eine  ge- 
wisse Vermögensconfiscation,  erklärt 
worden  war.  Auch  von  der  Sociaidemo- 
Icratie  wmrde  de»  Antrag  abgelehnt  aus 
den  gleichen  Gründen,  die  wir  in  unserer 
früheren  Rundschau  dargestellt  haben. 
Der  Antrag  des  Ausschusses  wurde  trots- 
dem  angenommen. 

Interts.sanier  sind  die  Schicksale,  die  die 
Rq^eningävorlage,  betreffend  Grund- 
wertabgabe, zu  erleiden  hatte.  Der  Ent- 
wurf war.  nachdem  er  in  der  Com- 
missfonsberatung  nur  geringe  Abände- 
rungen erfahren  hatte,  in  der  Abgeord- 
netenkammer mit  allen  gegen  eine 
Stimme  angenommen  worden.  Auch  die 
Socialdemokratie  hatte  dafür  gestimmt, 
obschon  sie  die  Teilung  des  Ertrages 
zwischen  Staat  und  Gemeinde  aufs  ent- 
schiedenste bekämpft  und  die  Sätze  der 
Steuer  ah  zu  niedrig  bezeichnet  hatte.  In 
der  Kammer  der  Reichsräte  wurde  da- 
gegen der  Ejitwurf  mit  Stimmengleich- 
heit abgelehnt  Hier  bezeichnete  man 
denselben  als  den  ersten  Schritt  zur  Ver- 
mögenssteuer, vor  der  natürlich  die 
Herren  Roichsrate  als  Angehörige  des 
Grosscapitalismus  die  aufrichtigste 
Furcht  empfinden,  sprach  von  einem 
Ausnahmegesetze  gegen  den  Grundbesitz 
und  was  dergleichen  Tiraden  mehr  waren. 
Alle  Bemühungen  des  I^nanzministers 
waren  umsonst.  Als  der  Entwurf  ge- 
fallen war,  reichte  dieser,  dessen  Budget- 
aufstelhing  durch  die  Ablehnung  sehr 
tinangenehm  aus  dem  Gleichgewicht  ge- 
bracht wurde,  sein  Entlassungsgesuch  ein. 
Dass  er  dasselbe  dann  später  wiedo*  zu- 
rücknahm,  ist  für  uns  hier  gleichgütig. 
Die  Vorgänge  zeigen  aber,  welch  gewal- 
tigen Rtiddialt  die  Terrainspeculation  in 
den  regierenden  Classcn  besitzt,  und  wie 
schwierig  auch  die  geringsten  Reformen 
auf  dem  Gebiete  der  Bodenpolitik  gegen 
sie  durchgesetzt  werden  können. 
X  X 
F.inen  höchst  interessanten  Versuch  auf 
dem  Gebiete  der  Schulhygiene  hat  die 


Stadt  Charlottenburg  mit  dem  Bescliluss, 
eine   WALDSCHULE   für  kränkliche 

Kinder  zu  errichten,  begormen.  Wie 
überall,  befindet  sich  auch  in  den  Ciiar- 
lottenburger  Gemeindeschulen  eine  nicht 
geringe  .Anzahl  von  Schillern  und  Schü- 
lerinnen —  auf  12-  bis  1400  bezifferte 
sie  der  Berichterstatter  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung — ,  die  atis  Grün- 
den ihrer  schlechten  Gesundheit  nicht  mit 
den  übrigen  Schülern  gemeinsam  imtcr- 
richtct  werden  können.  Für  sie  ist  die 
Schul luft  zu  schlecht,  die  Pause  zu  kurz 
und  die  Anstrengung  eines  4-  bis  sstün- 
digen  Unterrichtes  zu  gross.  Es  sind  das 
vomehndich  Kmder.  die  mit  sdiwereren 
chrl.ni^ch^n  Krankheiten,  wie  Lungen- 
leiUcn,  Herzkrankheiten,  schwere  Anämie 
tmd  Scrophulose,  behaftet  sind,  die  aber 
doch  nicht  krank  genug  sind,  um  in  einem 
Krankenhause  Aufnahme  zu  finden.  Blei- 
ben sie  in  der  Schule,  so  liegt  die  Gefahr 
vor,  dass  ihr  ursprünglich  leichteres  Lei- 
den sich  verschlechtert.  Zugleich  wer- 
den durch  sie  die  gesunden  Schüler  im 
Unterricht  zurückgehalten.  Ohne  beson- 
dere Fürsorge  bleiben  diese  schwäch- 
lichen Kinder  in  der  geistigen  Ausbildung 
zurück,  erreichen  nur  mit  Mühe  die  Reife 
für  die  erste  Cfasse  und  verlassen  kör- 
perlich und  geistig  minderwertig  die 
Schule.  So  gut,  wie  die  Gemeinde  für  die 
Kinder  mit  geistigen  Defectcn.  die 
Schwachsinnigen,  durch  die  Errichtung 
besonderer  Hilf  sdassen  erfolgreich  gesorgt 
hat,  eboiso  sdir  hat  sie  die  Pflicht,  auch 
für  diese  Classe  von  Kindern  zu  «nrgen, 
die  auch  von  der  Wohltat  der  Fcrien- 
colonieen  meist  ausgeschlossen  sind,  weil 
ihre  Zahl  zu  gross  und  die  Verantwortung 
für  deren  Leiter  zu  schwer  ist.  Durch 
die  günstigen  Erfolge  des  Volkshcil- 
st'dttenvcreins  vom  Roten  Kreus  und 
durch  einen  im  Vorjahre  ausgefflhrten 
Versuch  mit  einer  WalderhoUingsstiitte 
für  kranke  Kinder  durch  Herrn  Dr. 
Becher  angeregt,  hatte  die  Charlotten- 
burger St  luilverwaltung  bereits  die  Be- 
ratung über  die  Errichtung  einer  solchen 
ähnlichen  Anstalt  begonnen.  Beschleu- 
niget wurde  die  Sache  dann  durch  eine 
Resolution  der  Stadtverordnetenversamm- 
lung, die  den  Magistrat  ersuchte,  der 
Einrichtung  von  Schulsanatorien  naher 
zu  treten.  Der  Magistrat  arbeitete  nun 
ein  Projcct  aus,  das  die  Zustimmung  der 
Stadtverordnetenversammlung  fand.  Das 
Eigentuuüiche  an  diesem  Projecte  gegen- 
über den  bisherigen  Walderholungsstat- 
ten,  wie  sie  bereits  an  anderen  Orten  bc- 
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Stehen,  i-t  die  \'erbindujifi  von  hygie- 
nischer und  pädagogischer  Fürsorge.  Wie 
sdion  der  Name  besagt,  haben  wir  ■  es 
hier  nicht  mit  einer  reinen  Waldcrholungs- 
Stätte  für  kränkliche  Kinder  zu  tun,  son- 
dern mit  einer  Combmation  einer  voll 
ati-^gestatteten  normalen  Schule  mit  einer 
Erholungsstätte.  Die  Waldschule  ist  fiir 
IOC  bis  I20  Kinder  vom  7.  bis  14.  Lebens- 
jalir  hcstimnit,  die  in  6  aufsteigenden 
Classca.  Knaben  und  Mädchen  gemein- 
sam, tmterrichtet  werden  sollen.  Von  einer 
Einrichtung  der  untersten  Ciasse  wird 
zunächst  abgesehen,  da  für  die  Schüler 
des  ersten  Schuljahres  der  Weg  zu  weit 
ist.  Der  Unterricht  soll  täglich  nur  2 
bis  2%  Stunden  betragen,  so  dass  die 
vorgesehenen  zwei  Classenzimmer  täg- 
lich von  mehreren  Abteilungen  nach  ein- 
ander benutzt  werden  kfinnen.  Auf  jede 
Classc  sollen  etwa  20  Scluiler  kommen. 
Ah  Lehrer  sind  Gemeindescbullehrer  und 
-tehrerinnen  in  Aussicht  genommen,  cur 
Beaufsichtigung  bei  den  Spielen  ausser- 
dem noch  eine  Hilfslehrerin,  oder  eine 
Kindergärtnerin.  Der  Turnunterricht 
soll  ausschliesslich  im  Freien  stattfinden, 
der  naturwissenschaftliche  und  geogra- 
phische gleichfalls,  soweit  dies  möglich. 
Die  Mädchen  sollen  in  der  freien  Zeit 
auch  mit  passenden  Handarbeiten  be- 
schäftigt, und  die  gp-össeren  von  Zeit  zu 
Zeit  aitch  zu  Hilfeleistungen  in  der  Haus- 
wirtschaft herangezogen  werden. 
Die  aufzunehmenden  Schüler  werden  vom 
Schularzte  ausgewählt.  Kinder  mit  an- 
steckenden Kranldieiten  sind  selbstver- 
ständlich ausgeschlossen,  daher  finden 
auch  Tubcrculüse  mit  Auswurf  keine 
Aufnahme,  ebensowenig  Schüler  mit 
nicht  compcnsierten  Herzfehlern  oder 
offener  Scrophulose  oder  Kinder,  welche 
an  Epilepsie,  schwerer  Hysterie  oder  an 
Veitstanz  leiden.  Die  Waldschule  soll 
eine  Tageserholungsstätte  sein,  die  Schü- 
ler sollen  also  den  ganzen  Tag  im  Walde 
zubringen.  Bei  der  Ankunft  im  Walde 
erhalten  die  Kinder  sogleich  '/•  1  Milch 
oder  einen  Teller  mit  Hafcrgriitze  und 
eine  mit  Butter  bestrichene  Schrippe, 
und  zum  zweiten  Frühstück  wiederum 
V«  1  Milch.  Zum  Mittagbrot  Suppe, 
durchschnittlich  100  g  Fleisch  und  200  g 
Kartoffeln  tmd  Gemüse.  Zum  Vesper 
nochmals  '/■  1  Milcli  und  eine  mit  Mus 
bestrichene  Schrippe  und  endlich  vor  An- 
tritt des  Heimweges  gegen  Abend  eine 
Suppe  mit  einem  Butterbrot.  Vnm  >Tit- 
tagsbrot  bis  zur  Nachmittagsmilch  sollen 
die  Kinder  auf  dem  grünen  Waldteppich 


oder  auf  bequemen  Stühlen  sich  aus- 
ruhen, wom(«lidi  etwas  schlafen.  In 
der  übrigen  z^t  werden  sie  classenweise 

untcrricliut,  oder  sie  beschäftigen  sich 
mit  Spielen,  Turnen,  Handarbeiten,  Le- 
sen und  dergleichen. 

Der  im  Walde  hochgelegene  Ort  ist  von 
dem  Mittelpunct  CharlottenbiKgs  circa 
3Vj  km  entfernt  Für  die  sdiwädi- 
lichcren  Kinder  aus  entfernteren  Bezir- 
ken sind  Abonnements  auf  der  elek- 
trischen Bahn  in  Aussicht  gpenommen. 
Auf  der  Waldparceüe  kommt  eine 
Döckersche  Schulbaracke,  eine  Wirt- 
schaftsbaracke, eine  offcoie  Halle,  eine 
Wasch-  und  Badebaracke,  Brunnen  und 
Abort  zur  Errichtung.  Die  wirtschaft- 
liche Wrwaltung  der  Anstalt  hat  der 
Vaterländische  Frauenverein,  Abteilung 
für  Limgenheilstätten,  übernommen.  An 
Verpflegxmgskosten  sind  für  jedes  Kind 
täglich  50  Pf.  vereinbart.  Die  Eltern 
sollen  für  ihre  ericrankten  Kin<fer  die 
Pension  wieder  erstatten.  Nur  bei  nach- 
gewiesener Mittellosigkeit  kann  ganze 
oder  halbe  Befreiung  eintreten.  Min- 
destens einmal  in  der  Woche  soll  ein 
Arzt  die  Schule  besuchen.  Die  ein- 
maligen Ausgaben  sind  auf  20625  M.,  die 
laufenden  Ausgaben  für  die  vier  Monate 
Juli  bis  October  auf  11  120  M.  berechnet. 
Den  .\usgabcn  stehen  Einnahmen  von 
4800  M.  gegenüber.  Man  darf  gespannt 
seiii  welche  Resultate  dieser  Versuch, 
Schule  und  Erholungsheim  zu  verbinden, 
in  sanitärer  und  pädagogischer  Hinsicht 
ergeben  wird.  Fallen  dieselben,  wie  anzu- 
nehmen, günstig  aus.  so  ist  damit  ein  Weg 
gezeigt,  die  mangelhaften  Gesundheits« 
Verhältnisse  unserer  Volksschfilcr  in 
zweckmässiger  Weise  au  verbenem. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  In  Zwickau 
haben  die  Stadtverordneten  nach  einem 
Antrage  des  Rates  beschlossen,  in  die 
Bezirksschulen  den  unentgeltlichen 
Schwinununterricht  für  Knaben  einzu- 
führen. Leipzig.  Dresden  und  Qiemnitz 
sind  in  dieser  Frage  schon  vorangegan- 
gen. —  Auf  der  22.  Generalversammlung 
des  Rkeinüehen  Vereins  tut  FSrdenmg 
des  Arbn'tcr-u'ohtuingsu'cscns  bildete  den 
Hauptgegenstand  der  Tagesordnung  ein 
vom  Geheimrat  Küster  ausgearbeiteter 
Gesetzentwurf,  betreffend  Umlegtmg  von 
Grundstücken  zur  Erschliessung  von 
Baugeländen  und  Bildung  geeigneter  Bau- 
stellen in  der  R  h  e  i  n  p  r  o  v  i  n  r.  Der 
Gesetzentwurf  sieht  als  Organ  die  Um- 
legungsoonmussion  und  die  Generalcom- 
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mission  als  entscheidende  Instanz  vor.  In 
der  Debatte  bekämpfte  Oberbürgermeister 
Adickes  mit  Recht  die  Übcrtrasriing  der 
städtischen  Umletvungon  an  die  land- 
wirtschaftlichen Zusammenl^[ungsbehör- 
d«n.  Die  Versannnlun^  beschäftiKte  sich 
ferner  mit  der  Gründung  einer  Baubank 
für  zweite  Hypotlieken.  —  Die  L  e  i  p  - 
z  i  9«  r  Stadt  verordnet  enversammJ  tmg  hat 
alKjclchnt.  für  das  proirctii-rto  grosse 
Volksbad  die  Summe  von  800  000  M.  als 
aweite  Hjrpothek  herzugeben.  Ebenso 
lehnte  sie  den  socialdcmokratischen  An- 
trag, das  Volksbad  durch  die  Stadl  er- 
richten und  betreiben  zu  lassen,  ab.  — 
Der  Wurzener  Stadtrat  hat  den  An- 
trag der  Gewerkschaften  auf  Errichtung 
eines  Gewerbegerichtes,  der  schon  seit  14 
Jahren  immer  wieder  gestellt  wird,  wie- 
derum wegen  Mangds  dnes  Bedürfnisses 
abgelehnt. 

X  X 
LITERATUR.  Unter  dem  Titel  Da- 
maschke und  die  Haitsagra>{er,  eine  Ant- 
wort auf  das  Steuerprogramm  der  Bo- 
denreform. x'On  einem  Hausbesitzer  /Dres- 
den. F..  Pierson/  hat  Dr.  F.  Pabst  eine 
Schrifi  herausKCßeben,  in  der  er  das  Steuer- 
programm der  Bodenreformer  einer  schar- 
fen, aber  durchaus  zutreiTenden  Kritik 
unterwirft  Im  Anschluss  an  die  Resul- 
tate dieses  kritischen  Teiles  entwickelt  er 
dann  ein  selbständiges  Steuerprogramm 
der  Hansbesttzer.  Auch  Pabst  gibt  zu. 
dass  der  unverdiente  Wertzuwachs  l>f- 
steucrt  werden  soll.  £r  will  ihn  aber 
nur  da  besteuert  wissen,  wo  eine  wirtc« 
lieh  realisierbare  Leistungsfähigkeit  von 
der  Steuer  geiroiTen  wird,  so  dass  kdne 
Abwälzungsbestrebungen  dntreten  wer- 
den. F.inc  solche  steuertechnisch  nutz- 
bare Leistungsfähigkeit  sei  beim  Boden- 
und  Hausbesitz  aber  nur  in  einem  Falle 
vorhanden,  nämlich  allein  da,  wo  der 
Wertzuwachs,  sei  es  als  Einnahmesteige- 
rvng.  sei  es  als  realisierter  Gewinn,  wirk- 
lidi  in  die  Erscheinung  getreten  ist.  Nach 
Pkbat  kann  daher  die  zukünftige  Besteue- 
rung des  Gjnjimcturgewinnes  an  Grund- 
uttd  Hausbesitz  nur  erfolgen  i.  durch 
dne  Verkehrssteuer  vom  rdnen  Conjunc- 
turgewinn  bei  Grundeigentum  ohne  lau- 
fenden Nutzertrag,  erhc^jen  beim  Besitz- 
wechscl,  und  2.  dutth  dne  laufende  nadi 
dem  Ertrage  sich  bemessende  Conjunc- 
turstcuer  beim  ertraggebenden  Grund- 
und  Hausbesitz,  ergänzt  durch  eine  Con- 
juncturgewinnstcuer,  die  l>eim  Besit?- 
wechsd  erhoben  wird.  Dagegen  verwirft 
er  eine  besondere  Umsatzsteuer  neben  der 


Besteuerung  des  unverdienten  Wertzu- 
wachses, da  sie  nur  zu  einer  Steigerung 
der  Mieten  führen  würde,  und  verlangt 
die  Aufhebung  der  heutigen  Grund-  und 
Cebäudesteuer,  da  dieselbe  doch  nur  auf 
<Ue  Mieter  abgewälzt  werde  und,  sowdt 
(Ue  Abwälzung  nicht  erfolge,  eine  nicht 
zu  rechtfertigende  Sonderbesteuerung 
dnes  wirtschaftlichen  Berufes  darstelle. 
Durch  die  Besteuerung  des  unverdienten 
Wertzuwachses  soll  aber  dieser  nicht 
ganz  für  die  Gemeinschaft  abgefangen 
werden,  sondern  nur  ein  Teil  desselben 
nutzbar  gemacht  werden.  —  Karl  M  a  y- 
rcder:  Städtische  Hiinordntni'ficn 
{Schriften  der  österreichischen  Gesell- 
schaft für  Arbeiterschuts,  5.  Heft) 
/Wien.  Franz  Deuticke/  gibt  einen  kur- 
zen Überblick  über  die  Gesichtspuncte, 
die  in  technischer,  baupolizdlicher  und 
wirtschaftlicher  Bc/iclning  bei  dem  Ent- 
würfe einer  Bauordnung  zu  berücksich- 
tigen sind.  Die' beigegebenen  Pline  er- 
leichtem das  Verständnis  des  Textes.  — 
Die  Thissen  -  Trimbornsche 
Schrift  Sociale  Tätigkeit  der  Gemeinden 
/M.  Gladbach.  Centralstellc  des  Volks- 
vereins für  das  katholische  Deutschland/ 
hat  in  der  neuen  (a.)  Auflage  eine  ginz- 
liche  Umarbeitung  und  Erweiterung  er- 
fahren. Noch  mehr,  als  bei  der  ersten 
Auflage,  haben  sich  die  Verfasser  darauf 
beschränkt,  typische  Beispiele  ausführ- 
licher zu  beschreiben,  und  auf  die  voll- 
stündiRc  .Aufzählung'  des  Materials  ver- 
zichtet. Sie  haben  ferner  nur  solche  Auf- 
gaben der  communalen  Sodalpolitik  be> 
handelt,  die  ziemlich  allgemein  als  .spruch- 
reif betrachtet  werden.  Obwohl  vom 
Standpuncte  der  Sodalpolitik  des  Cen- 
trums aus  verfasst,  zeigte  das  Buch  die 
Tendenz  nicht  in  der  unangenehmen 
Form,  wie  sie  uns  zum  Bd^iel  in  der 
Jägcrschen  Wohnungsfrage  entgegentritt. 
Wenn  wir  auch  selbstverständlich  über  die 
Bedeutung  zahlreicher  Einrichttmgen  der 
communalen  Sodalpolitik  anderer  Auf- 
fassung sind,  als  die  Verfasser.  —  das  ist 
besonders  bei  dem  IIL  Capitel :  Commu- 
nale  Förderung  von  Handwerk  und  Klein- 
gewerbe, bd  den  Capitehi  Arbeitsnach' 
Ti'ri.f  etc.  der  Fall  —  so  kann  das  Buch 
dennoch  als  eine  bequeme  und  ziemlich 
vollständige  Übersicht  über  die  sodale 
Tätigkeit  der  Gemeinden  zum  Gebrauch 
empfohlen  werden.  Auf  jeden  Fall  ist 
es  wertvoller,  als  das  Buch  Damaschkes 
AufRahen  der  Gemeindepolitik,  das  es 
durcli  Vollständigkeit,  grössere  Über- 
sicbtlidikdt  in  der  Anordnung  des  Stoffes 
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und  richtigere  Auffassung  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Institutionen  über- 
trifft. 


B 


e  w  e  ^;  ij  n  ^ 


D.-  7^  [■:iyn^..-u-  I.AXDKSPARTEI- 
rAG  wurde  ain  26.  und  27.  Juni  in 
Augsburg  abgehalten;  er  war  von  61 
DcleRierten  beschickt;  ausserdem  war  die 
Landtagsiractioti  anwesend.  Dem  Be- 
richt des  Landesvorstandes  ist  zu  cntndi- 
nun.  dass  in  Bayern  zur  Zeit  25454  Par- 
icigenossen  politisch  organisiert  sind.  Der 
parlamentarische  Bericht  der  Landtags- 
fraction'  wurde  nach  kurzer  Debatte  gut- 
geheissen.  Ein  grosser  Teil  der  Ver- 
handlungen wurde  ausgefiillt  mit  der 
Debatte  über  die  VVahlrcchtsfrage.  Segitz 
hatte  hierüber  das  Referat  und  schlug 
eine  Resolution  vor,  die  einstimmig  An- 
nahme fand.  In  der  selben  wird  das  bay- 
rische Votk  anffstrvftn,  die  Reform  des 
Wahlrechts  mit  verdoppelter  Kraft  weiter 
zu  betreiben  und  die  endliche  Entschei- 
dungr  darüber  zam  Hauptpunct  der  kom- 
n'tndcn  Landtagswahlcn  zu  machen;  in 
diesem  Sinne  erklärt  der  Paricitag,  dass 
die  sodaldemofcrati  sehe  Partei  ihrer 
iMiorlieferung  getreu  den  Wahlkampf  von 
allen  übrigen  Parteien  unabhängig  und  in 
Miller  ScMrfe  führen  werde. 
X  .  X 

Der  Parteitag  in  Bremen  wird  sich  vor- 
aussichtlich mit  einigen  Fragen  der  OR- 
GANISATION zu  beschäftigen  haben. 
Da  sind  einmal  die  Wünsche  nach  Ver- 
einheitlichung der  Parteiorganisation,  die 
immer  lauter  werden  und  mit  deren  Ver- 
wirklichung in  einzelnen  Kreisen  und 
Provinzen  man  bereits  vorgegangen  ist. 
Das  Breslaucr  l'arteiorgan  macht  den 
Vorschlag,  einen  über  ganz  Deutschland 
ausgedehnten  socialdemokratischen  Par- 
teiverband zu  gründen  und  denselben  in 
ganz  der  gleichen  Weise  auszubauen,  wie 
die  gewerkschaftlichen  Centraiverbände: 
der  Parteivorstand  an  der  Spitze,  in  den 
Provinzen  Parteisccrctairc,  welche  die 
Agitation  und  Organisierung  betreiben, 
und  vor  allem  feste  Beitrage  an  die 
Hauplcasse  der  Partei.  —  Ein  anderer 
Punct  im  ürganisationsstatut,  welcher 
einer  Nenregelang  bedarf,  ist  der  der 
Schiedsgerichte.  Hier  wird  der  Vor- 
.schlag  gemacht,  ein  ständiges  Schieds- 
gericht einzusetzen. 

X  X 
Bei  den  Mülhauser  (Ersatz-)  GEMEIN- 
DEW.\HLEX  wurden  die  5  socialdemo- 
kratischen Candidaten  mit  4405  bis  4450 


Stimmen  gewählt.  Die  Socialdcmokratie 
hat  damit  die  Mehrheit  im  Gemeinderat 
(20  von  36  Sitzen)  behauptet  (vergl.  auch 
die  Rubrik  Sociale  Communalpolitik,  pag. 
658),  Durch  den  Wahlausfall  ist  der 
socialdemokratisi  heii  Partei  unter  anderm 
auch  die  Wiedererlangung  des  Abgeord- 
netenmandats zimi  I^ndesausschnss  für 
Elsass-Lothringen  hei  der  in  zwei  Jah- 
ren stattfindenden  >Jeuwahl  gesichert. 
X  X 
Bei  den  LANDTAGS  WAHLEN  im 
Herzogtum  Coburg-Gotha  haben  unsere 
Parteignossen  ihre  bisherige  Stellung 
nicht  behaupten  kimncn.  Im  gothaischen 
Speciallandtage  hatten  sie  bisher  9  von  30 
Sitzen  inne;  diesmal  gewannen  sie  im 
ersten  Wahlgange  nur  (>.  wahrend  sie  in 
einem  Kreise  in  Stichwahl  stehen.  Im 
coburgischen  Spcciallandtage  hatten  sie 
bisher  nur  eins  von  11  Mandaten  und 
haben  dieses  jetzt  verloren. 
X  X 
Die  PARTEIPRESSE  entwickelt  sich  in 
der  erfreulichsten  Weise;  immer  mehr  der 
kleineren  Blatter  gehen  in  Parteieigentum 
über,  avancieren  von  Wochenblättcni  zu 
Tageszeitungen,  vermehren  ihren  Ma- 
selnnenbesland.  wahrend  die  grösseren 
ihre  Auflage  ständig  vergrösscrn  und  in 
der  Technik,  Verwaltung  und  Redactioo 
unausgesetzt  Verbcsserungen  vornehmen. 
So  erscheint  seit  dem  i.  Juli  der  Volks- 
freund in  Karlsruhe  in  eigener  Druckerei, 
und  zwar  erheblich  vergrossert.  Da» 
l'ulksblatt  für  Gotha  wird  vom  1.  Oc- 
tober  an  täglich  erscheinen,  statt,  wie  bis- 
her, dreimal  in  der  Woche.  Für  das  Sord- 
deutschc  l'olksbhtt  in  Bant  ist  eine  Ver- 
besserung in  redactioncllcr  und  tech- 
nischer Beziehung  in  nächster  Zeit  zu  er- 
warten. Schliesslich  werden  auch  die 
Pfälzische  l'üst  in  Ludwigshafen  und  das 
l  'olksblaH  für  Anhalt  in  Dessau  nächstens 
in  eigenen  Druckereien  hergestellt  wer- 
den. Die  Auflage  des  Hamburger  Echot 
liat  die  40000  übcr.schrittcn '  Die  Ham- 
burger Genossen  sind  demnach  nicht  mehr 
weit  davon,  dass  die  Hälfte  der  social- 
deinokratischcn  Reichstagswähler  Abon- 
nenten des  Partciblattcs  sind. 
Seit  Anfang  Mai  irscheint  in  Bertin,  wenn 
auch  nidit  als  officielles  Parteiblatt,  das 
von  Eduard  Bernstein  herausgegebene 
Neue  Montagsblatt.  Das  Blatt,  die  erste 
socialistische  Montag^^zeitung  überhaupt, 
ist  Ijestrebt.  die  Lücke  auszufüllen,  die  das 
Nichterscheinen  des  Voroaärts  am  Mon- 
tag hinterlässt. 
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Die  schweizerische  Arbeiterpres>;c 
ttinfasst  gegenwärtig  30  Blätter,  und 
zwar  14  politische,  wovon  3  t^lich,  2 
wöchentlich  dreimal,  5  wöchentlich  zwei- 
mal und  4  wöchentlich  einmal  erscheinen ; 
Ton  den  13  Gewerkschaftsblättern  erschei- 
nen 7  wöchentlich  und  6  alle  14  Tage: 
das  Geiiüssenschat'iswesen  wird  durch  2 
alle  14  Tage  erscheinende  Blätter,  die  po- 
litische Satire  durch  ein  Monatsblatt  Der 
neue  Postülon  vertreten,  ausserdem  er- 
scheinen der  Griitlikaknder  und  der  Ar- 
beiternotukaUnder. 

Hn  soetalistisches  Organ   in  italie» 

nischer  Sprache  gehen  jetzt  unsere 
New  Yorker  Parteigenossen  heraus. 
Das  Unternehmen  ist  ftianciell  gesichert, 

und  die  Redaction  übernehmen  einige 
italienische  Genossen.  Der  Avanti,  so 
heisst  das  neue  Organ,  soll  unter  den  circa 
5  Millionen  Italienern,  wtlche  >ich  in  den 
Vereinigten  Staaten  aulhaken,  verbreitet 
werden. 


le  Wahlniederlage  der  Arbeiterpartei  in 
BELGIEN  hat  naturgemäss  zu  Aiis<"in- 
andersetzungen  zwischen  den  Parteige- 
nossen ober  die  in  Zukunft  einraschla- 
gende  Taktik  geführt.  Auch  der  Partei- 
vorstand hat  am  22.  Juni  in  Brüssel  eine 
Sitzung  abgehalten,  in  der  über  die  Frage 
der  Taktik  verhandelt  wurde.  Das  Er- 
gebnis der  Beratungen  war  die  Annahme 
einer  Resolution,  die  mit  den  Worten  be- 
ginnt: >Der  Parteivorstand  erinnert  die 
Arbeiterclasse  daran,  dass  die  demokra- 
tischen und  socialen  Reformen  nur  er- 
reicht werden  können  durch  kraftvolle 
»uid  beharrliche  Anstrengungen  socialisti- 
schcr  Propaganda  und  Organisation.«  Es 
¥rird  in  der  Resolution  sodann  weiter  zum 
Ausdruck  gebracht,  dass  die  Arbeiter« 
partci  aus'^chlie.sslich  socialistische  Pro- 
]>aganda  zu  betreiben  habe,  indem  sie  sich 
der  OvfMisation  tmd  der  Erzidiung  der 
Arbeiterclasse  widme. 
X  X 
Die  neuesten  Angriffe  MILLERANDS 
auf  das  Ministerium  Combes  werden  von 
seinen  ehemaligen  engeren  Parteifreun- 
den rat  6^  entschiedenste  miaabiliigt  So 
nehmen  in  der  HumoniU  nach  einander 
die  Genossen  Viviani  und  Jaur^s  das 
Wort  Aus  dem  Artikel  Vivianis  klingt  es 
wie  ein  Abschied,  den  der  ehemalige 
Freund  einem,  der  sich  abgewandt  hat, 
nachruft.  Millerands  Wesen  sei  erfüllt  von 
Ungeduld  und  Nervostä^;  wenige  Zeit 
habe  gcaögt»  tun  die  bewtmdemswfirdifen 
QuaUtitcn  von  diemals,  die  guten  Werke 


einer  schaffensreichen  Periode  vergessen 
zu  machen.  Jaures  warnt  zum  letztenmal 
seinen  ehemaligen  Mitkämpfer.  Bemer- 
kenswert ist.  wie  er  das  Vorgehen  Millc- 
rands  psychologisch  zu  erklären  sucht.. 
Millerand,  so  schreibt  Jauris,  gebe  swei-> 
fellos  von  der  .'XuAFassung  aus.  dass,  wAnn 
er  nur  erst  die  Macht  wieder  in  den  Hän- 
den habe,  es  ihm  ein  leichtes  sein  werde, 
seine  jetzigen  Helfershelfer  abziuchüt-. 
teln  und  wieder,  getreu  seinem  Pro- 
gramm, für  die  Demokratie  und  den  so- 
cialen Fortschritt  zu  arbeiten.  Damit 
glaube  er  auch  die  Umstände,  unter  dene» 
er  zur  Macht  gelangt,  wieder  vergessen 
machen  zu  können.  »Die  Manner,  welche 
aus  Streberei  oder  Rancunc  den  Feind 
anrufen  gegen  ihn-  eigene  Partei,  bilder> 
sich  ein,  dass,  einmal  .Sieger,  sie  den 
Feind  werden  düpieren  und  die  Ijeitüng 
ihrer  Partei  wieder  übernolimen  können.c 
Das  sei  der  geheime  Gedankengang,  wel- 
cher die  Handlungen  Millerands  seit 
Monaten  leite.  »Dieser  zei^  eine  grosse 
Menschenverachtung  und  einen  grossen 
politischen  Irrtum;  eine  bedauernswerte 
und  kindliche  Illusion.«  Wenn  es  MiUe- 
rand  morgen  gelingen  wfirde  —  so  fuhrt 
Jaures  weiter  aus  —  das  Ministerium 
Combes  mit  Hilfe  der  Klotz,  der  Doumer, 
der  Leygues  und  der  ganzen  Iderikalen 
und  nationalistischen  Rechten  zu  stürzcUr 
wenn  er  sodann  eine  Regierung  constitu- 
ieren  würde,  deren  Chef  oder  Inspirator 
er  sein  würde,  so  würde  er  von  der 
Contrerevolution.  deren  Werkzeug  er  ge- 
wesen, nicht  tnenr  loskommen.  »An  die 
Macht  gekommen  durch  den  Klerikalis- 
mus und  Nationalismus,  durch  Herrn  de 
Mun  und  durch  Donmcr.  wiirde  Millerand 
deren  Sdave  und  Werkzeug  sein.« 

V  X 
Bedauerlicherweise  ist  ein  weiterer  .Aus- 
schluss aus  dem  P.  S.  F.  zu  verzeidinen : 
Gabriel  DEVILLE,  öber  dessen  Persön- 
lichkeit und  Bedeutung  für  den  Socialis- 
mus  man  hier  nicht  viel  Worte  zu  ver- 
lieren braucht,  ist  von  der  Seineföderatiott 
ausgeschlossen  worden,  weil  er  die  Auto- 
rität des  neugeschaffenen  Conscil  ttattonal, 
bestehend  aus  dem  Comiti  interfidiral 
und  der  Kammerfraction,  nicht  anerken- 
en  wollte.  Ausserdem  hat  er  bei  einigen 
Kammerabstimmungen  sich  von  seinen 
FractiOQSCoUegen  getrennt;  böses  l'lut 
machte  es,  dass  er  auch  gegen  Vaitlants 
Milizantrag  stimmte.  Es  wird  von  ilie-ea 
Dingen  noch  ausführlicher  in  dieser  Zeit- 
schrift die  Rede  sein. 
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Trolz  der  Zerwürfnisse  innerhalb  der 
Socialdemokratie  ITALIENS  (vergl.  den 
Artikel    Leonida   Bissolatis   Nach  Bo- 

lo'f^na.  j»aj?.  599fF.)  hat  diese  in  der 
letzten  Zeit  eine  Reihe  Wahlsiege  erfoch- 
ten. So  gewann  bei  den  Ersatzwahlen  von 
Bergamo  der  socialistische  Candidat  Mai- 
roni  den  Sitz  mit  Ij86  Stimmen  gegen  den 
Candidaten  der  vereinigten  Reactionäre. 
der  q24  Stimmen  erhielt.  In  Macerata 
(L'mbricn)  wurde  der  .'^ocialistische  Can- 
didat Antolisci  mit  Stimmen  gegen 
1329.  die  der  Regienmgscandidat  erhielt, 
eewählt. 

\  ^  X 

Der  Jahresberidit  der  Socialdemokratie 
SCHWEDENS  über  das  Jahr  1903  zeigt, 

das«,  sich  die  Partei  wieder  RUt  weiter  ent- 
wickelt hat.  Die  Mitgliederzahl  l>etrug 
Anfang  des  Jahres  49190  und  stieg  bis 
/tun  Jahresschluss  auf  54  552  Mitgliedern. 
Die  grosste  Mitgliedschaft  ist  Stockholm 
mit  18021  Mitgliedern,  dann  folgt  Malmd 
"lit  7345.  Die  Jahresabrechnung  der  Par- 
tei schliessl  mit  einer  Bilanz  von  54231 
Kro.  Im  Berichtsjahr  wurden  vom 
Parteivorstand  zwei  besoldete  Agitatoren 
angestellt. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Eine  reiche  Be- 
lastung fand  im  Monat  Jimi  das  Straf- 

conto  der  deutschen  Genossen.  Insge- 
samt wurde  erkannt  auf  8  Jahre,  5  Mo- 
nate und  3  Tage  Gefängnis,  sowie  4738  M. 
<^eldstrafc.  —  Die  Vertretung  der  Ge- 
samtpartei auf  dem  internationa- 
le II  C  o  n  g  r  e  -  in  Amsterdam  wurde 
den  Genossen  Bebel,  Pfannkuch  und  Sin- 
ger übertragen.  —  Auf  dem  Grabe  unse- 
res Parteigenossen  Franz  Hofmann 
(Chemnitz)  ist  ein  Grabenkmal  errichtet 
worden.  —  Von  der  im  Verlage  des  Vor- 
"tuärts  erschienenen  Broschüre  Der  Zu- 
Jmnftsttaat  der  Junker  (vergl  pag.  568), 
•die  die  Herren  haus  reden  enthält, 
sind  bereits  60000  Exemplare  abgesetzt, 
und  noch  immer  ist  starke  Nachfrage.  — 
Im  Socialüt,  dem  Organ  der  japa- 
nischen Socialisten  wird  in  uner- 
schrockener Weise  der  Protest  gegen  den 
Krieg  fortgesetzt  num  poktzsch 

Qowffctchaft>b>w>guwK 

KJachdem  die  GtntroicommissioH  nun- 
mehr  die  Statistik  über  die  Stärke 
und  Leistungen  der  deutschen  Gewerk- 
schaften im  Jahre  1903  veröffentlicht  hat, 
können  wir  ein  umfassendes  Bild  der 
ENTWICKELUNG  DER  GEWERK- 
SCHAFTEN geben.    Uber  die  Mttgtie- 


derzahlen  können  wir  kurz  berichten,  da 
wir  diese  Seite  der  Sache  bereits  in  vori- 
ger Rundsdim  erörtert  haben.  Es  hatten 
<lie  Gewerkschaften  im  Durchschnitt  des 
Jahres  1903  Mitglieder  887698  gegen 
733  906  hn  Jahre  1903,  also  eine  Zunahme 
um  154492  (21  %)  gegen  55696  (8.2%). 
Nur  in  den  Jahren  1896  und  1897  war  eine 
relativ  grössere  Mitgliederzunahme  zu 
verzeichnen,  doch  waren  die  wirtschaft- 
lichen V'erhältnisse  damals  um  vieles 
günstiger,  als  1903.  Die  JahressdlfalSS- 
ziflfern,  die  wir  in  voriger  Rtmdschau  ver- 
öffentlicht haben,  weisen  iibrigens  um 
mehr  als  50000  Mitglieder  mehr  auf,  als 
der  Jahresdurchschnitt  1903  beträgt,  so 
dass  auch  die  ztikünftige  Entwidcdting 
der  Gewerksihaftcn  die  besten  .\nssichten 
bietet.  Übrigens  haben  sich  im  Jahre 
1903  3  Centraiorganisationen  der  Gentrai- 
commission  angfcschlossen,  die  vorher 
ausserhalb  derselben  .<>tandcn,  die  Wäsche- 
arbeiter. Portefeuiller  und  die  Blumen- 
arbeiter mit  insgesamt  nuul  ,1^00  Mitglie- 
dern. Die  ausserhalb  der  Gcncralcom- 
missioH  stehenden  Gewerkschaftsorgani- 
sationen berücksichtigt,  ergabt  sich  fol- 
gendes Bild.  Es  hatten  Mitglieder: 

Zunahme 
190J       1903  i<»o3 

CentralverbändR .   .   .  .  733306  MfAliS  15449* 

Ix>ciilistitcba  VentM .  .  ioo«)o  17577  7  4^7 
llir)ich'Dundcerwb«  Ge- 

uerkv«TL»ine  io2H5i    iio;i5  7  ^»4 

«  hnNll,  ticwerkschaftcn  i~i<i~<}9  10- '»'7  i.'^io 
Unabhängige  Veteine.  .^j<iW5__J»HjiJ__«J_»J2 

in  snoHBa  108a  541  1176831  i<>4  iHo 

Von  den  einzelnen  Organi.sationcn  haben 
nur  die  localistischen  eine  grössere  rela- 
tive Zunahme,  als  die  der  Generaleommi*- 
si:>u  angeschlossenen  Gcwerschaften,  de- 
ren Fortschritte  auch  erheblich  grössere 
sind,  als  die  aller  Organisationen  zusam> 
mengenommen. 

Betrachtet  man  das  Verhältnis  der  Orga- 
nisierten zu  den  Bemfeangehörigen,  so 

waren,  die  Ergebnisse  der  Berufszählung 
des  Jahres  1895  vergleichsweise  angezo- 
gen, im  Jahre  1Q03  von  rund  5  Millionen 
organisationsfähiger  gewerblicher  Ar- 
beiter rund  i'i  Million  oder  rund  25% 
gewerkschaftlich  organisiert,  887698  oder 
I7t70%  davon  ii)  den  der  Generalcomms- . 
sion  angehörenden  Gewerkschaften. 
Die  Zahl  der  organisierten  Ar> 
beiterinnen  hat  im  Jahre  1903  eben- 
falls und  zwar  l>edcutenden  Zuwachs  er- 
fahren. Es  waren  in  28  Gewerkschaften 
organisiert  40666  Arbeiterinnen.  12448 
n^ir,  als  im  Jahre  1902.  Doch  Hegt  St 
Organisation  der  Arbeiterinnen  noch  sehr 
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in  argen ;  von  den  weiblichen  Ecrufs- 
Mlgeliorigen  der  betreffenden  a8  Berufe 
waren  1903  nttr  4,36%  organisiert  Da 
Meiht  al>o  noch  viel  zu  Inn. 
Wie  die  Mitgliederbewegung,  so  hat  auch 
die  Finanz  cebarung  der  Ge- 
werkschaften im  Jahre  190.1  aussergc- 
wchnliche  Fortschritte  gemacht.  Die  63 
der  Generalcomtnission  angeschlossenen 
Verbände  hatten  im  Jalire  1903  eine  Ein- 
nahme von  16419992  M.  (gegen 
11097744  ÜB  Jahre  1902)  und  eine  Aus- 
gabe von  13724336  M.  (10005528).  Es 
verblieb  am  Jalucsschluss  insgesamt  ein 
Casscnbestand  von  12973726  M.  Die 
höchsten  Einnahmen  hatten:  die  >Te- 
tallarbriler  2814000  M.,  ^e  Buchdrucker 
1  964  000  If,,  die  Maurer  l  960  000  M.,  die 
Holzarbeiter  i  263  000  die  Zimmerer 
<SS5<»o  M.  and  die  Bergarbeiter  631000 
M..  Fin  erfreuliches  Zeichen  für  die 
EntWickelung  der  gewerkschaftlichen  Or- 
fmisationen  ist  es,  dass  sie  es  verstanden 
haben,  in  den  letzten  10  Jahren  ihre  Bei- 
trage ganz  bedeutend  zu  steigern  und 
txotxdem  ihre  Mitgliederbestände  zu  er- 
höhen So  hatten  die  HoIzarl>eiter  1894 
26  141  Mitglieder  und  7,27  M.  Einnahme. 
Diese  betrug  im  Jahre  1903  15  85  M.  pro 
Kx^f  bei  79732  Mitgliedern.  Bei  den  Me- 
tallarbeitern betrug  die  Beitragslcistung 
7.62  respective  17,^  M.  pro  Kopf  jedes 
Mitgliedes,  der  Mitgliederbestand  stieg 
von  33  406  auf  160 135.  Die  Manrer  hat- 
ten eine  Bcitragsleistung  von  6.85  respec- 
tive 19.38  M.  bei  12  580  respective  loi  155 
MitgKedem,  die  Zimmerer  steigerten  ihre 
Beitragslcistung  von  8.59  auf  24  M..  ihren 
Mitgliederbestand  von  8127  auf  27265. 
Die  grössere  Leistungsfähigkeit  der  Ge- 
werkschaften zeigt  sich  vor  allem  auch 
in  den  .Ausgaben.  Dieselben  betru- 
gen beispielsweise  lürRccfatsschutzisoTai 
M.,  für  Gemassrcgeltcnunterstützung 
250310  M. ;  für  Rcisunterstützung 
613870,  für  .Arbeitslosenunterstützung 
1 270053  M.,  für  Krankenunterstützung 
944059  M.,  för  Invalidenuntcrstützung 
189  44^,  Not-  und  Sterbefalluntcrstützung 
301  961  M.,  Strikeunterstützung  4  512  812 
M.,  für  Verbandsorgane  890070  M. 
Diese  gewaltigen  Zahlen  zeigen  uns  die 
Leisttmgen  der  Gewerkschaften,  soweit  sie 
sich  riffemmihwif  ausdrüdcen  lassen ;  viel 
grösser  sind  ihre  Leistungen  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet,  für  die  e,s  einen  sol- 
chen Ausdruck  nicht  gibt.  Und  welch 
erhebliche  Arbeit  die  Gewerkschaften  auf 
diesem  Gebiete  zu  leisten  hatten  und  ge- 
leistet haben,  das  deuten  schon  die  Aas- 


pal>en  für  Strikeunterstützung  an.  deren 
Höhe  gegen  die  des  Vorjahres  mit 
I  930  329  M.  auffällt. 

Diese  Leistungsfähigkeit  steigert  sich  von 
Jahr  zu  Jahr.  Wir  verweisen  dafür  auch 
aaf  die  Verbesserung  des  Vermogens- 

hcstai-.dts  der  Organ isationvJi  in  den  i.-;.-- 
tcn  lu  Jaliren.  Im  Jahre  1893  1-atten  die 
Gewcrks«.  liaften  einen  Casscnbe- 
stand von  800  579  M^  im  Jahre  1903 
von  12570972  M. 

Zum  Schluss  sd  noch  ein  Bild  der  Ge- 
samteinnahmen und  -ausgaben  aller 
Organisationen  für  das  Jahr  1903  ge- 
geben.  Es  hatten  1903  eine 

Jahres-      Jahres-  Ca^^sen- 
einnahme  ausgäbe  bestand 
M.  M.  M. 

c  cntralverbSnde  .  .  16419993  i37S4  33lti  »2973736 
Localisti«chc  VeiciM       —  —  — 

Hirüch  -  Ihinckench« 

OewerkvcTcinc  .  .  93941«  804M7  1346^76 
Christi.  Gewerksch.  1131605  93^3^3  745107 
Uubbiogig«  Vttetpe  ao.^  01 1  307  144  \Vt  yu 
in  flunima  187049^0  k  674  070  i5  3gb(|7o 
Die  gewerkschaftlichen  Arbeiterorgani- 
sationen Deutschlands  verfügten  1903  alsa 
über  I  276821  Mitglieder,  eine  Einiialune 
von  18  764  920  M.,  eine  Ausgabe  von 
15674070  M.  und  einen  Canenbestand 
von  15296970  M. 

X  '  X 

Das  Tarifamt  der  dentschtti  Burlidnicker 
in  Berlin  hat  ein  neues  Verzeichnis  der 
Tarifanerkennungen  nebst  einem  Adres- 
senverzeichnis der  Tariforgane  \m\  deren 
Mitglieder  erscheinen  lassen.  Das  Ver- 
zeichnis, das  am  30.  April  1904  abge- 
schlossen ist,  weist  gegen  das  letzte  W-r- 
zeichnis  (30.  April  1904,  siehe  Sociahs- 
tische  Monatshefte,  1904.  L  Bd.,  pag.  41.') 
bedeutsame  Fortschritte  der  T.-\RIF- 
BEWEGUNG  bei  den  Buchdruckern  auf. 
Es  lagen  am  genamiten  Zeitpunct  .-Xner- 
kennungen  vor  aus  1382  Städten  von 
4  5  5  9  Firmen  tmd  41483  Gehilfen.  Der 
Gewinn  fiir  die  Tarifsache  seit  Erschei- 
nen deä  letzten  Verzeichnisses  beträgt 
demnach:  102  Stidte,  500  Firmen.  2800 
Gehilfen.  Tarifschiedsgerichte  bestehen 
in  39  Orten  (+3),  paritätische  Arbeits- 
nachweise an  42  Orten  (+6). 
Allgemach  macht  sich  auch  in  weiteren 
Unternehmerkreisen  ein  grösseres  Ver- 
ständnis für  Tarifverträge  im  Gewerbe 
bemerkbar.  So  haben  sich  kürzlich  die 
Arbeitgeber  bcisitzer  des  Berli- 
ner Gewerbegerichts  einhellig 
für  Tarifverträge  ausgesprochen.  In  den 
Gewerben  und  BraiKheo,  wo  solclw  Ver- 
träge eingeführt  seien,  hatten  sie  den 
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Frieden  und  die  Einiget  gefördert  und 
der  Allgemeinheit  gäient  Die  infolge 
•der  selben  eingesetsten  Sdaliditungsoom- 

niissioncn  functionierten  ausgezeichnet, 
und  es  sei  deshalb  die  Schaffung  solcher 
Tarifverträge  empfehlenswert.  Attch  die 
Pi  (.'  r  I  i  II  f  r  Handelskammer  hat 
bich  in  gleichem  Siiuie  geäussert.  Sie  hat 
beantragt,  bei  SabnÜBsionen  die  Bedin« 
gong  tu  stellen,  nur  solche  Unternehmer 
zuzulassen,  die  sich  verpflichten,  die  Löhne 
zu  zahlen,  die  in  den  Tarifverträgen  der 
betreffenden  Branche  festgelegt  sind. 
Anders  der  Verband  der  deuf sehen  Sehmk- 
und  Schäftefabrikanten,  der  auf  seiner 
am  26.  Juni  in  Berlin  abgehaltenen 
Hauptversanrailung  ein  Eingehöi  auf  ^e 
Frage  der  Tarifgemeinschaft,  als  für 
seine  Branclie  >noch  lange  nicht  spruch- 
reif«, abgelehnt  hat. 

Wichtig  für  Tarifgemeinschaften  ist  ein 
Reichsgerichtsurteil,  das  die 
Rechtsgiltigkeit  des  zwischen  dem  Metall- 
arbeiterverband und  den  Schwabacher 
Silberschlägcm  abgeschlossenen  Tarif- 
vertrages anerkennt.  Nach  demselben 
waren  bei  den  vertragschlie»senden  Un- 
ternehmern nur  Mitglieder  des  Metafl- 
arheitcrverbandes  zu  beschäftigen.  Nichts- 
destoweniger war  in  einem  solchen  Be- 
triebe ein  Mitglied  des  Hirsch-Duncker- 
schtn  Gowirkvereins,  Fetz,  beschäftigt 
worden,  er  wurde  aber  auf  die  Mahnung 
der  Gewerkschafter  Müller  und  'Ropner 
entlassen.  Vvx?  strcncftf  nun  Regen  die 
beiden  letztgenannten  cme  Schadcnser&atz- 
klage  an,  die  nunmehr  vor  dem  Reichs- 
gericht, als  der  letzten  Instanz,  abgewiesen 
worden  ist  In  dem  Urteil  wird  ausdrück- 
lich die  Berechtigung  zu  dem  Abschluss 
von  Tarifverträgen  mit  Bestimmungen 
über  den  Aussdiluss  bestimmter  Per- 

sonenkreisc  anerkannt.  Die  Entscheidung 
ist  um  deswillen  so  wichtig,  weil  in  vielen 
lallen  Tarifvertrage  sich  nur  wirksam 
durchführen  lassen,  wenn  sie  Bestimmun- 
gen, wie  die  vor  dem  Reichsgericht  er- 
folglos angefoditeiie  des  Sdiwabedier 
SilbersdilSgertarifB»  enthalten. 

X  X 
ha  Maihefte  des  Reichsarbeitsblattes  be- 
findet sich  auch  dne  Übersicht  über  die 
ARBEITSLOSENUNTERSTÜTZUNG 
in  den  deutschen  Fachverbänden,  die  all- 
gemeines Interesse  verdient  Danach 
zahlen  Arbeitslosenunterstützung  am  Ort 
45  Verbände  (26  Gewerkschaften,  17 
Hirsch-Dunckersche  Gcwerkveretue  tmda 
sdbstindige  Vereine),  die  cinseln  aa&u- 
f ühren  zu  «reit  führen  wfirde.  Carcnz- 


zcit,  Beginn  und  Höhe  der  Unterstüt- 
zung ist  in  diesen  Verbänden  natüriich 
sehr  verschieden.  Die  Dauer  der  Untere 
Stützung  beträgt  h<k:hstcns  3  Wochen  in 
1  Organisation,  4  Wochen  in  S  Organi- 
sationen (darunter  2  Hirsch-Duncker« 
sehe).  .30  Tapje  in  i  Organisation,  5 
Wochen  in  2  Organisationen,  36  Tage  in 
X  Organisation.  40  Tage  in  2  Organi- 
saticnen,  24  Tage  in  5  Organisatio- 
nen (darunter  2  Hirsch-Duncker- 
sche), 7  Wochen  in  2  Organisationen 
(darunter  i  Hirsch-Dunckersche),  8 
Wochen  in  6  Oganisationen  (darunter 
4  ITirsch-Dunckersche),  60  Tage  in  2 
Organisationen,  70  Tage  in  7  Organi- 
sationen (darunter  4  Hirsdi-Dnnidker» 
sehe).  13  Wochen  in  6  Organisationen 
(darunter  4  Hirsch-Dunckersche),  140 
Tage  in  l  Organisation.  In  9  Organisa- 
tionen (darunter  i  Hirsch-Dunckersche) 
steigert  sich  die  Dauer  der  Bezugsberech- 
tigung je  nach  der  Zahl  der  B«tnga- 
wochen.  Diese  wenigen  Zahlen  zeigen 
ims  schon  die  grosse  Verbreittmg  der  Ar- 
beitslosenunterstütztuig  auch  bei  den 
freien  Giewerkschaftcn.  Und  von  Jahr 
zu  Jahr  wädist  die  Zahl  der  diese  Unter- 
stützung führenden  newcrkschaften,  wie 
ja  seit  dieser  Zusammenstellung  mduiach 
zur  Einliärung  der  iMlbea  gesobritten 
worden  ist 

X  X 
In  der  zweiten  Juniwoche  fanden  die 
\KRBAXDSTAG1-:  der  Schuhmacher, 
Hutmaciier  und  Brauer  statt.  Die 
Schuhmacher  tagten  su  Berlin.  Für 
die  durch  Urabstimmung  beschlossene 
Kranken-  und  Arbeitslosenunterstützung 
wurden  die  Unterstützungssätze  nor- 
miert. Entsprechend  dem  Beitrag  von 
30.  3S  und  50  Pf  pro  Woche  soll  gezahlt 
werden  an  Arbeitslosenunterstützung  pro 
Woche  für  40  Tage  —  in  einem  Jahr  3» 
4,50  und  7Jn  VL,  an  Krankenttnteratut- 
zung  pro  Woche  für  78  Tage  in  einem 
Jahr  3,  3,30  und  6,60  M.  Die  Rcise- 
unterstützung  beträgt  in  allen  Classen 
I  M.  pro  Tag.  Untcrstüt7ung  in  Not- 
fällen soll  unter  Umständen  auch  an  le- 
dige Mitglieder  gezahlt  werden.  Die 
Sterbeunterstützung  soll  für  männliche 
Mitglieder  20  bis  80,  für  weibliche  10  bis 
40  M.  betragen,  zahlbar  vom  zweiten  Jahr 
ab,  steigend  bis  zum  20.  Mitgliedsjahre. 
Das  Strikereglement  wurde  verbessert 
Anträge  auf  Verlegung  des  Sitzes  des 
Vorstandes  tmd  der  Zeitung  nach  Berlin, 
die  zu  unetqtttddidiett  Debatten  fväutcn« 
wurden  mit  erheblicher  Uajoiitit  al«e- 
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Idint.  Die  Gehälter  der  Reatnten  wurden 
etwa^  erhöht.  Eingehende  Erörterung 
fand  der  Punct  Bekämpfung  der  Heim- 
arbeit und  die  Frage  der  Tarifgcmein- 
»chaften.  —  Die  Hutmacher  hielten 
ihren  Verbandstag  in  Dresden  ab.  Der 
Beitrag  und  die  Staffelunterstutzung 
wurden  erhöht,  die  Reise-  und  Arbdts- 
loscnunterstützung  wesentlich  verbessert, 
die  Unterstüuungssätze  heraufgesetzL  Es 
wurde  Abschluss  cotlectiver  Arheitsver- 
träge  bcfürw  ortet.  —  Die  Brauer  tagten 
in  Frankfurt  a.  M.  Die  Beiträge  wurden 
von  30  auf  40  Pf.  für  tnännlichc,  von  Ig 
auf  20  Pf.  für  weibliche  Mitghcdcr  cr- 
höhL  Dafür  werden  an  Krankenunicr- 
stiitziing  nach  ijihrigerMit^iedschaft  pro 
Tag  I  M.  bis  zu  45  Tagen,  und  bis  zu 
90  Tagen  nach  7j  ähriger  Mitgliedschaft, 
für  männliche  Mitghcdcr,  für  weibliche 
bei  der  gleichen  Unterstützungsdauer  50 
Pf.  pro  Tag  gezahlt  Die  gleichen  Unter« 
Stützungssätze  und  Bedingungen  gelten  für 
die  Arbeitsipse!nunterstützung.Beschlossen 
wurde  nodi  <fie  Anstdlting  von  sechs 
I>csoIdcten  Gaubcamtcn  und  Erleichterun- 
gen bei  Anstellung  besoldeter  Localbeam- 
ten.  Die  Striketmterstützung  wurde  eben- 
falls verbessert.  —  Die  Graveure  und 
C  i  s  e  1  e  u  r  e  hielten  ihren  Verbandstag 
in  der  vierten  Juniwodie  in  ab.  Der 
Beitrag  wurde  von  30  auf  40  respective 
50  Pf.  erhöht,  ebenfalls  die  Unterstüt- 
zungssätze der  Arbeitslosen-,  Strike-, 
Reise-  und  Unuugsunterstützung.  Oer 
Verbandsvorsttzende  wurde  zam  besolde- 
ten Beamten  be-^tcllt.  Ferner  wurde  der 
gesetzliche  Achtstundentag  und  einheit- 
lidie  Arbettsvermttteliiiig,  die  lieb  in 
Händen  der  Arbeiter  zu  befoden  hat,  ge- 
fordert. 

X  X 
Die  Geu'crkschaftscommrssion  ÖSTER- 
REICHS veröffentlicht  in  ihrem  Organ 
Die  Gewerkschaft  die  Statistik  über  die 
Stärke  und  Leistungsfähigkeit  der  öster- 
reichischen Gewerkschaften.  Danach  ist 
die  Zahl  der  Centralvcreine  im  Jahre  1903 
von  47  auf  51  gestiegen,  während  die  Lo- 
calverdne  von  a4r  auf  193  gesunken  sind. 
ENe  Zahl  der  den  Ortsvereinen  angeschlos- 
senen Ortsgruppen  stieg  von  1397  auf 
1623.  Die  Gesamtmitgliedcrzahl  der  Ge- 
werkschiftcn  betrug  154665,  mit  den  Ar- 
beitcrbildungsvereinen  zusammen  177  592, 
was  gegen  das  Vorjahr  eine  Zunahme  von 
19487  Mitgliedern  (14,41%)  bedeutet.  In 
Wien  gehören  den  Gewerkschaften  44  504 
niännlidie  tnid  3649  weibliche  Mitglieder 
an;  es  sind  das  3i*X3%  der  Geaamtmit- 


gliederzahl  Österreichs.  Die  grösstc  Ge- 
werkschaft i.sL  die  der  Eisenbahner  mit 
38096  Mitgliedern,  ihr  folgen  die  der 
Eisen-  und  Metallarbeiter  mit  16667.  der 
Textilarbeiter  mit  11  932,  der  Buchdrucker 
mit  10907  und  der  Holzarbeiter  mit  10747 
Mitgliedern.  Die  bestfundierte  Ge- 
werkschaft ist  die  der  Buchdradcer  mit 
einem  Vermögen sstand  von  202,29  K-  pro 
Kqpf  der  Mitglieder.  Der  Gesamtdurch- 
schnitt des  VerreSgensbestandes  aller  Ge- 
werkschaften beträgt  aber  nur  24.62  K,  pro 
Mitglied :  die  meisten  der  kleineren  Ge- 
werkschaften haben  nur  einen  Vcrmögens- 
durchschnitt  von  weniger  als  15  K.  Über 
die  Cassenvcrhältnisse  noch  folgende  Ge- 
neralziffern :  Die  Einnahmen  der  Gewerk- 
schaften belicfen  sich  im  Jahre  1903  auf 
5  540  547  K.,  die  Ausgaben  betrugen 
2705153  K.  Unter  den  Ausgaben  be- 
finden sich  für  Arbeitslosenunterstützung 
474968  K.,  für  Kranken-,  Invaliditats-. 
Witwen-  und  Waiscnimtcrstützung  575  636 
K.  Der  Vermögcnsstand  der  gesamten 
Organisationen,  der  Ende  1902  34tt58a 
K.  betrug,  ist  im  Berichtsjahre  auf 
3  838  150  K.  gestiegen.  Von  diesem  Ver- 
mögensstand entfallen  auf  die  Buch- 
drucker  allein  2224585  K.  Langsam, 
aber  stetig  vorwärts  geht  es  auch  mit  der 
Widerstandskraft  der  österrädiisdien  Ge- 
werkschaften. 

X        ,  X 

über  die  gewerkschaftliche  Bewegung  in 
UNG.\RN  finden  wir  in  der  Gewerkschaft 
einige  Angilben.  Danach  hat  die  ungar- 
ländischc  (icwerkschaltslKwegung  im 
Jahre  1903  ebenfalls  einen  grossen  Auf- 
schwung genonunen.  Das  zdgen  sdion 
die  Mitgliederzahlen.  Es  waren  am 
Schlüsse  des  Jahres  1903  organisiert  in 
den  Gewerkschaften  39315  Minner  tmd 
1833  Frauen,  gegen  14  330  respective  940 
am  Jahrcsschluss  1902  und  9255  respec- 
tive 744  am  Jahresschluss  1901.  Besonders 
einige  Landesorganisationen  haben  sicli 
riesig  emporgeschwungen.  Der  Eisen- 
und  Mctallarbeitcrverband  begann  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1903  seine  Tä- 
tigkeit. Er  verfügte  am  Schluss  des  Jahres 
schon  über  7500  Mitglieder.  Einen  noch 
erfreuUcheren  Aufschwung  bat  der  Bau- 
arbeiterverband zu  verzeidmen,  aber  auch 
die  Organisationen  der  Schneider,  Holz- 
arbeiter, Schuhmacher,  Buchdrucker  und 
Buchbinder  haben  sdiöne  Erfolge  aufzu- 
weisen. Die  Gewerkschaften  Ungarns 
haben  mit  ständigen  schweren  Verfolgun- 
gen der  Behörden  zu  kämpfen  gehabt. 
Wirkte  das  auf  der  einen  Seite  hemniend 
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auf  ihre  Entwickeung  durch  die  erheb- 
lichen persdnlichen  Opfer,  die  fortgesetzt 

notwendig  waren,  so  trug  es  doch  auch 
zur  inneren  Festigung  und  Vereinheit- 
lichung bei ;  womit  wieder  bewiesen  ist, 
dass  behördliche  l'ntcrdrückungcn  den 
Fortschritt  der  Arbeiterbewegung  eher 
fördern  als  hemmen. 

Mit  dem  Aufschwung  der  ungarlän- 
dischcn  Gcwcrksdiaften  sind  auch  ihre 
Erfolge  gewachsen,  was  allein  schon  die 
grosse  Zahl  der  in  den  beiden  letzten 
Jahren  siegreich  darchgeführtcn  Strtkes 
beweist. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Centraiver- 
band des  Massage-,  Badr-  und 
Krankcnpflcgepersonals  tritt 
nach  dem  Ergebnis  einer  Urabstimmung 
am  I.  JuU  in  den  l't-rhand  der  deutschen 
ücmcinde-  und  Staaisarbcitcr  über;  die 
Sani&Uu'artc,  das  bisherige  C^gan  des 
crsteren  Verbandes  erscheint  vom  gleichen 
Zeitpunct  ab  als  Agitationsbeilage  des  Or- 
gan-, der  Gemeindearbeitcr,  der  Gewerk- 
schaft. —  Ein  Verein  deutscher 
C orrecioren  wurde  am  afi.  Juni  in 
Berlin  bogrüiKkt,  als  integrierender  Teil 
des  Buchdruckerverbandes.  —  Im  Ver- 
bände der  Dachdecker  fand  die  von 
der  letzten  Generalversammlung  beschlos- 
sene Urabstimmung  über  djc  Arbeitslosen- 
unterstützung statt.  Dieselbe  hatte  das 
bedauerliche  Resultat,  dass  die  Einfüh- 
rmig  der  Unterstützung  abermals  mit 
gross (T  Mehrheit  abgelehnt  wurde.  An 
Stelle  der  Arbeitslosenunterstützung  tritt 
nun  am  i.  Juli  dieses  Jahres  eine  Stcrbc- 
unierstutzung  mit  Sätzen  von  30  bis 
50M. — Bei  der  Gewerbegerichts- 
wahl tn  Coblenz  siegten  die  Candidaten 
der  freien  ( icwerk-eliafteii  gegen  <lie  <ler 
christhchen,  während  iu  Duisburg,  Aachen 
und  Eapen  Stadt  die  Christlichen 
siegten.  CKNarDUNHAiiDT 

QenoaawachaftsbeweKMWg 

Unter  starker  Beteiligung  von  423  De- 
legierten, die  194  deutsche  Consum- 
tmd  Productivgenossensdiaften  vertraten, 
und  in  Anwesenheit  einer  grossen  Anzahl 
Gäste  wurde  am  13.  Juni  in  Hamburg 
der  erste  ordentliche  GENOSSEN 
SCHAFTSTAG  des  Centralverbanäes 
deutscherConsttmverekie  eröffnet.  England 
hatte  8\'ertreter  entsandt,  TlolhuuU,  Däne- 
mark 3,  die  Schweiz  2  und  Frankreich  i. 
Ferner  waren  vertreten  die  Gewerkschaft 
ten  der  I,agerhaltcr,  der  TTandluiigsgehil- 
fcn,  der  Handels-,  Transport-  und  Vcr- 


kehrsarbeiter  und  der  Bäcker.  Reichs- 
regierung  und  Senat  hatten  ihr  Nicht- 
erscheinen mit  der  Lage  der  DieusU 
gcsehäftc  und  den  Umständen  entschul- 
digen lassen.  Es  ging  aber  auch  so>. 
An  die  Begrüssungsredcn  der  Gäste,  die 
alle  von  Fortschntten  m  ihren  Heimat- 
ländern zu  berichten  wussten,  schloss  sieb 
der  vom  Vorsitzenden  Radestock  erstat- 
tete Geschäftsbericht  des  Vor- 
standes an.  Der  Vorstand  hat  in 
diesem  i.  Jahre  bereits  fleissig  gearbeitet. 
Er  hat  die  Umgestaltung  der  früheren 
Schriftleitung  der  G.  E.  G.  zum  Secrc- 
tariat  des  Verbandes  bewerkstelligt,  die 
Vorairbeiten  zur  Errichtung  einer  An- 
gestelltenversichcrungscasse  erledigt  und 
die  Tarifverhandlungen  mit  den  Bäckern 
und  Handelsarbeitern  geführt.  Awdi  be- 
teiligte er  sich  durch  Delegationen  an 
mehreren  ausländischen  Congrcssen. 
Sodann  folgte  der  sehr  eingäcttde  Be- 
richt des  Verbau dssecretairs 
Heinrich  Kaufmann,  der  eine  Systematik 
der  verschiedenen  Genossenschaftsarten 
und  einen  Situationsbericht  über  den 
Stand  der  deutschen  Genossenschaftsbe- 
wegung im  allgemeinen  und  der  im  Ccn- 
tralverbanä  organisierten  im  besonderen 
gab,  auf  dessen  ausserordentlich  wert- 
volles, in  Nr.  25  der  Consuni^cni'ssrn- 
scliaftlichen  Rundschau  zusammengestell- 
tes Material  wir  aufmerksam  machen 
wollen.  Nachfolgend  einige  Zahlen  des 
selben.  Nach  der  von  der  I'reussischen 
CeHtrolgenossenschaftscasse  aufgenomme- 
nen zuverlässigsten  Statistik  bestanden  in 
Deutschland  am  1.  Januar  iyü4  22  131 
Genossenschaften  mit  3208324  Mitglie- 
dern. Davon  waren  Creditgenossenschaf- 
ten  13686  (mit  1818624  Mitgliedern), 
Consumgenos.iiisehaftt  n  1741  (818  915), 
landwirtschaiihchc  Bezugs-  und  Verwer- 
tungsgenossenschaften 5^  (106479)  und 
Productivgenossenschaften  40  (3648). 
Kaufmann  ergänzt  diese  Zahlen  noch  für 
die  Consumgenossenschaften,  deren  Ge- 
samtzahl er  unter  Hinzuziehung  der  ntclit 
eingetragenen  Vereine  auf  1915  mit 
1023644  Mitgliedern,  einem  Gesamtum- 
satz von  ntnd  250  Mül.  und  einem  Rciii- 
gcwnin  von  25  Mill.  M.  schätzt.  Davon 
geborten  dem  CentralVt-rbiiud  Ende  KKiJ 
öC6  Vereine  an,  wozu  noch  18  Productiv- 
gcnossenschaften  traten. 
Über  die  Frage  ih  r  Invalidität-, 
Alters-  und  Hinterbliebene  n- 
versicherungscasse  für  die  An- 
gestellten, deren  Referent  Verbandsvor- 
stand  Schmidtchen  war,    entspann  sich 
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«ne  ziemlich  lebhafte  Discussion.  Es 
zeigte  sich,  dass  die  Versammlung,  wie 
die  Leitung  des  Ccntralvcrbandes  in 
ihrer  Mehrheit  seihst,  mit  dem  vorgeleg- 
ten, snf  Grund  der  staatlichen  Versiche- 
ningsgcsctze  ausgearbeiteten  Entwurf 
nicht  zufrieden  war,  da  insbesondere  die 
Beiträge  zu  hodi  und  das  dafür  Gebotene 
zu  gering  seien.  Es  wurde  daher  der 
Vorstand  beauftragt,  unter  Mitwirkung 
von  drei  vom  Gcnmsenschaftstag  gewähl- 
ten Mitgliedern  zu  prüfen,  ob  sich  nicht 
auf  dem  Boden  der  freien  Versicherung 
oder  im  Anschltiis  an  eine  bestehende 
Versicherungscasse  ein  günstigerer  Mo- 
dus finden  lasse,  imd  dem  nächsten  Ge- 
nossenschaftstag dne  entsprechende  Vot- 
lage  zu  machen. 

In  einem  sehr  gediegenen  Vortrage  gab 
Dr.  Rcinhold  Richn  eine  Cbcrsicht  übet 
den  Stand  der  Besteuerung  der 
ConsnmveYeine  in  den  verschie- 
denen deutschen  Einzelstaatcn.  dabei  die 
Ungerechtigkeit  jeder  Besteuerung  der 
ja  nicht  dem  Erwerbe  ihrer  Mi^lie- 
der  dienenden  Qjnsumgenosseuschaften 
nachweisend.  Sodann  referierte  Ge- 
schäftsführer Lorenz  von  der  G»  B»  G» 
über  die  Organisation  des  genossen- 
schaftlichen Wareneinkaufs 
und  Verbandsdirector  Barth  über  die 
consumg^enossenscbaftliche 
Eigenpro dnction.  Im  Anschluss 
an  den  letzgcnanntm  Vortrag  in.iclUc  In- 
genieur Diesel-München  eine  Reihe  inter- 
essanter Vorsdiläge  zur  Beschlennigtmg 
dieser  Entwickelung,  die  er  übrigfens  auch 
in  gedruckter  Form  (siehe  pag.  671)  den 
Tdlnehmem  des  Genossensdiaftstages 
vorlegte.  Leider  nahm  niemand  Veran- 
lassung, auf  das  von  ihm  Gesagte  in  zu- 
stimmendem oder  kritisdian  Sinne  ein- 
zugchen. 

Der  nächste  Puncl  der  Tagesordnung,  der 
collectiveArbeitsvertrag  mit 
den  in  den  Genossenschaften  des  Centrai- 
verbandes beschäftigten  Personen  wurde 
nur  zum  Teil  vor  dein  allgemeinen  Forum 
des  Genossenschaftstages  verhandelt,  so- 
fern nämlidi  Verbandssecretair  Kauf- 
mann einen  die  allgemeinen  Gesichts- 
pimcte  der  Frage  behandelnden  Vortrag 
hielt.  Die  Prüfimp  md  Dardiberatimg 
der  vorgelegten  Tarife  (vergl.  Socialis- 
tische  Monatshefte,  1904,  I.  Bd.,  pag.  249 
und  497)  geschah  in  Sonderverhandlungen 
der  die  l>etrefTenden  Arbeiterkategorieen 
beschäftigenden  Genossenschaften  tmd 
Vertreter  der  ersteren.  Der  Entwurf  der 
Bäcker,  dessen  Fordcnmtea,  wie  allseitig 


anerkannt  wurde,  sich  innerhalb  beschei- 
dener Grenzen  hielten,  wurde  mit  18  gegen 
16  Stimmen  den  Genossenschaften  zur 
Einführung  empfohlen;  der  der  Handels- 
nnd  Transportarbeiter  erwies  sich  da- 
gegen als  unannehmbar,  es  soll  der  Ver- 
bandsvorstand mit  dem  Vorstand  dieser 
Gewerkschaft  erneute  Verhandlungen 
zwecks  Vorlage  eines  neuen  Tarifs  Ztm 
nächsten  Genossenschaftstag  treten. 
Femer  empfahl  der  Genosseosdialtstag 
den  Vereinen  die  Einführung  von  vor- 
übergcliend  oder  für  bestimmte  Bezirke 
dauernd  zu  constituierenden  Schieds- 
gerichten zur  Schlichtung  von  Diffe- 
renzen zwischen  den  Genossenschaften 
und  ihren  Lagerhaltern. 
Das  ausscheidende  Vorstandsmitglied 
Schmidtchen,  sowie  die  drei  Atusctoias- 
mitglicdcr  von  Elm,  Poppig  und  Stau- 
dinger  wurden  einstimmig  wiedergewählt 
nnd  sodann  der  in  jeder  Beziehanir  be- 
friedigend verlaufene  Genos<;cnschaftstag 
nach  zweitägiger  Dauer  geschlossen. 
X  X 
Ihm  folgte  am  i:;.  und  16.  Juni  die  10.  or- 
dentliche GENERALVERSAMMLUN  G 
DER  G.  E.  G.,  die  gleichfalls  eine  impo- 
sante Beteiligung  in-  und  ausländischer 
Delegierten  aufwies.  An  den  vom  Ge- 
schäftsführer Scherling  erstatteten  Ge- 
schäftsbericht, den  wir  bereits  besprachen 
(vergl.  SoeialisHsehe  Monatshefte,  1Q04, 
I.  Bd.,  pag.  496),  knüpfte  sich  diesmal  eine 
etwas  lebhaftere  Debatte.  Die  G.  E.  G, 
ist  jetzt  gross  genug  und  steht  gefestigt 
genug  da,  um  auch  etwas  Kritik  ver- 
tragen zu  könnei\;  ja,  eine  solche  liegt 
sogar  in  ihrem  Interesse,  wenn  sie  nur 
von  dem  aufrichtigen  Bestreben,  das  Wohl 
des  Unternehmens  zu  fördern,  dictiert  ist. 
V<m  diesem  demokratischen  Rechte  wurde 
also  mehrfach  Gebrauch  gemacht,  indem 
von  verschiedenen  Seiten  die  etwas  kost- 
^ielige  Verwaltung  der  Gesellschaft  und 
sonstige  kleinere  Missstände  beanstandet 
wurden.  Die  Geschäftsführung  gab  die 
gewünsclite  Auskunft  und  erklärte,  die 
hohen  Spesen  als  zum  Teil  durch  atisser- 
gewöfanliche  Umstände  veranlasst  Dem- 
nach dürfen  wir  also  in  dieser  Beziehung 
eine  Besserung  erwarten;  es  wird  jeden- 
falls aoch  die  kleine  Aussprache  ihr  Teil 

dazu  beitragen. 

Die  Genehm:gi:ng  der  Bilanz  und  die  Ent- 
lastung der  (icschäftsführer  erfolgte  ein- 
stimmig. Zur  Verteilung  des 
Reingewinns  lagen  Antrage  vor. 
Statt  dier  voivescfalagenen  40%  den  ge- 
samten Reingewinn  dem  Genosscnschafts- 
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vermögen  zuzuschreiben.  Obgleicii  diese 
Anträge  ziemlidi  allgemeiner  Sympathie 

begegneten,  wurden  sie  als  5tatut«.n\vidrig 
vom  Vorsitzenden  nicht  zur  Abstimmung 
gebracht  Wir  können  diese  Auffassang 
nicht  teilen,  da  dtr  betreffende  statuta- 
risdie  Passus  nur  besagt,  dass  min- 
destens 40%  zurückzulegen  sind,  also 
eine  höhere  Zuweisung  nicht  ausschlic-^t 
Es  wurde  sodann  die  von  der  Verwaltung 
vorgeschlagene  Verteilung  genehmigt» 
nach  der  aLso  2*/«)  (nicht  2%,  wie  es 
in  unserem  ersten  Bericht  irrtümlicher- 
weise hicss)  Rückvergütung  auf  den  Um- 
satz der  angeschlossenen  und  i'/w  auf  den 
der  nicht  angeschlossenen  Vereine  rück- 
vergütet werden  wird. 
Geschäftsführer  Lorenz  machte  sodann 
noch  sehr  interessante  Angaben  über  die 
Errichtung  der  Seifenfabrik  in 
Aken.  Er  erwähnte  die  Scliwierigkeiten. 
die  der  Erwerbung  des  Terrains  durch 
einen  vorzeitigen  Artikel  in  einem  socia- 
listischen  Blatte  verursacht  wurden,  und 
gab  dann  eine  Übersicht  über  die  durch 
die  Anlage  entstehenden  Kosten.  Das 
28822  qm  grosse  Terrain  selbst,  das  aber 
für  mehrere  Fabriken  Raum  bietet,  hat 
49548  M.  gekostet.  Die  Baulichkeiten 
sind  auf  470000  M.  veranschlagt,  die  tech- 
nischen Anlagen  auf  160  ooo  M.,  der 
Gleisanschluss  auf  29500,  die  Kosten  des 
ganzen  Unternehmens,  das  eine  tägliche 
Leistungsfähigkeit  von  400  Ctr.  Seife 
haben  und  die  grösste  Seifenfabrik 
Deutschlands  sein  wird,  also  auf  rund 
700  ex»  M.  Davon  sind  325  000  M.  bereits 
durch  Vereine  gezeichnet ;  der  Rest  wird 
durch  Hypotheken  gedeckt  werden  mfissen. 
Als  Ort  für  die  nächste  Generalversamm- 
lung und  den  Gcnoss<'n>chaftstag  wurde 
Stuttgart  bestimmt,  dessen  Consumver- 
ein  sein  4oj ähriges  Jubiläum  feiert.  Eine 
gemeinsame  Dampferfahrt  nach  dem 
schönen  rot-wciss-grüncn  Eiland  be- 
schloss  die  von  einem  frischen  fröhlichen 
Geist  getragene  Hamburger  Genossen- 
schaftstage^ 

X  X 
Unsere    landwirtschaftlidie  Genossen- 

schaftshewepung  ist  soeben  dabei,  sich 
eine  bedeutsame  Institution  zu  schaffen. 
Der  Reichs-.'crbaiid  hat  die  l>ruliniiig 
einer  LAX  DW I RTSCH  AFT  L I CH  E  N 
GLNOSSENSCHAFTSSCHULK  be- 
schlossen, die  der  theoretischen  und  prak- 
tischen Ausbildung  von  Genossenschafts- 
beamten,  Geschäftsführern,  Verbands- 
revisoren, Wanderlehrern  u.  s.  w.  dienen 
soll.  Die  Schule  wird  ihre  Tätigkeit  Ende 


September  mit  einem  iünfwöchenüichen 
Unterrtchtscnrsus  in  Darmstadt  beginnen, 

der  für  alle  Teilnehmer  vollständig 
kostenlos  sein  wird.  Aus  den  für  den 
Ldirplan  vorgesehenen  Gegenständen 
nennen  wr:  Genossenschaftsrecht,  allge- 
meine und  genossenschaftliche  Buchfüh- 
rung, Geld  und  Creditwesen,  genossen- 
schaftliche Verwaltungsldire,  Eisenbahn- 
tarifwcscn. 

Auch  inr  unsere  Consumvcreine,  beson- 
ders bei  der  rapiden  Ausdehnung  dieser 
Bewegung,  besteht  das  dringende  Bedürf- 
nis nach  einer  solchen  centralen  Ausbil- 
dungsstelle, wo  der  zukünftige  Geschäfts- 
führer das  comprimierte  Wissen  und  die 
Erfahrung  von  Genossenschaftsgencratio- 
nen  in  sich  aufnimmt,  zu  deren  mühsamer 
empirischer  Aneignung  er  sonst  cum 
N'achtcile  des  von  ihm  geleiteten  Unter- 
nehmens oft  viele  Jahre  braucht.  Die  ge- 
nossenschaftliche Unerfohrenhett,  beson- 
ders in  den  Verwaltungen  junger  Con- 
sumvcreine in  grösseren  Städten,  richtet 
oft  mehr  Schaden  an,  als  der  Femer- 
stehende  ahnt,  da  die  Begeisterung  und 
Opferwilligkeit  des  guten  Kernes  unter 
den  Mitgliedern  die  Bewegung  über  diesen 
toten  Punct  hinauszutragen  pflegen.  Hier 
erwächst  also  unserem  jungen  rührigen 
Ct'ntrah'crbcindc  eine  schöne  und  hoffent- 
lich in  nicht  zu  femer  Zeit  zu  lösende 
Aufgabe; 

X  X 
Was  wir  bereits  in  unserer  letzten  Rund- 
schau (pag.  573)  als  Befürchtung  aus- 
sprachen, das  ist  inzwischen  schneller,  als 
gedacht,  zur  Tatsache  geworden :  der 
preussischc  Ei  sn  bahnminister  hat  an 
sämtliche  Eisenbahndircctionen  eine  Ver- 
fügung gerichtet,  die  das  genossenschaft- 
liche COALITIONSRECHT  DER 
EISENBAHNER  Ulusorisch  macht.  Herr 
von  Budde  will  die  Übernahme  von  Ver- 
waltungsstellen in  Consumvcrcincn  durch 
seine  Eisenbahner,  sowie  die  Hergabe  von 
fiscalischen  Räumlichkeiten  zum  Ge- 
schäftsbetrieb nur  in  Fällen  gestattet 
wissen,  wo  ein  unabweisbares  Bedürfnis 
vorliegt.  Ein  solches  Bedürfnis  ist  aber 
nach    seiner    Ansicht    nur  vorhanden, 

1.  wenn  die  Bediensteten  zu  weit  von  den 
geschäftlichen    Mittelpuncten  wohnen, 

2.  wenn  dauernde  Teucrungsvcrhiiltnisse 
in    dem    betreffenden   Orte  herrschen, 

3.  wenn  andernfalls  ein  Beitritt  der  Eisen- 
bahner zu  gefahrlichgn  Omsumveretnen 
zu  befurchten  ist. 

Der  Wun^-ch  eines  Herrn,  wie  der  Herr 
Eisenbalinminister,    ist  natürlich  Befehl, 
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und  der  aus  der  ganzen  Verfügung  nur 
zu  deutlich  hcrausleuchtendc  Wunsch,  die 
Eisenbahner  möchten  übcrliaiiiU  keine 
Consumvereine  gründen,  wird  schon  die 
entsprechenden  Mastrcgdfl  zeitigen.  Da 
nun  der  Beitritt  zu  gewöhnlichen  Con- 
amnvereinen,  in  deren  Verwaltungen  ja 
meistenteils  Socialdemokratcn  mit  sitzen, 
auch  verboten  ist,  so  ist  den  Eisenbahn« 
bediensteten  damit  ein  ümen  von  der  Ver- 
fassung gfw.-lhrleistetes  Staatsbürger- 
xccht  glattweg  abgesc^iitten.  Werden  sich 
Mtitige  finden,  die  gegen  dne  $oldie 
rechtswidrige  Behandlung  offentiicfa  Op- 
position zu  machen  wagen? 
X  X 
KURZF  CHRONIK.  Im  Juni  sind  in 
Württemberg  und  Hessen  Cüusuuigcnüs- 
senschaftiiche  Landesorganisa- 
tionen geschafft  n  worden,  deren  ?Iaupt- 
zwcck  die  Abwelir  gegnerischer  Angriffe, 
insbesondere  drohender  Stcuerchicanie- 
rnngen,  durch  Eingaben,  Agitation,  Ab- 
lialten  von  Protestversammlungen,  Ver- 
fassung von  Flugblättern  u.  s.  w.  ist.  — 
Auf  dem  16.  Verbandstage  der  elsäs- 
«iacher  Consumvereine  am  19.  Juni  in 
Lutterbach  wurde  nach  ziemlich  erregter 
Debatte  ein  Antrag,  dem  Centralver^and 
^kutscher  ConsumvertUte  bdzutreten,  mit 
allen  gegen  3  Stimmen  abgelehnt.  —  In 
der  ßraunschweiger  Stadtverordnetenver- 
ammlung  wurde  die  Umsatzsteuer» 
vorläge  in  der  Fassung  des  Magistrats, 
^e  also  die  Genossenschalten  unter  ge- 
wissen Bedingungen  freilässt,  angcnom- 
tnen.  —  Dem  auf  der  Generalversamm- 
lung der  dänischen  Grosseinkauf- 
gcsellschaft  in  Odcnse  gegebenen  Ge- 
schäftsbericht zufolge  hat  die  Gesellschaft 
im  letzten  Jahr  einen  Umsatz  von 
19765000  Kr.  und  einen  Cljerschuss  von 
367000  Kr.  erzielt,  von  dem  eine  4V^pro- 
'CCiitige  RQckvcfgQlung  verteilt  werden 
soll;  die  Generalversammlung  bcschlo-^ 
■die  Errichtung  einer  Seifenfabrik  und 
einer  Seilerei. 

X  X 
LITERATUR.  Als  Festschrift  zum  1.  or- 
•dentlichen  Genosienadiaftstag  liat  H  c  i  n- 
rich  Kaufmann  im  Auftrage  der 
C  E.  G.  eine  Geschichte  des  consum- 
genossenschaftlich^n  Grosseinkaufs  in 
DeHUchUutd  /Hamborgs  Centraiverband 
deutscher  Contmiwereinef  herausgegeben. 
In  knappen  Umrissen  schildert  er  das 
Werden  und  Vergehen  der  ersten  Gross- 
«nlcaufsorganisation  in  Mannheim  Ende 
^er  sechziger  und  Anfang  der  siebziger 
Jahre,  um  sodann  eine  ausführliche  Ge- 


schichte un.-^erer  heutigen  Grosseinkaufs- 
gesellschaft^  ihres  Entstehens,  ihrer 
Kämpfe  und  ihrer  Erfolge  zu  geben.  Das 
Buch  ist  mit  zahlreichen  Abbidungen,  so- 
wohl der  Geschäftsräumlichkeiten,  als 
auch  aller  Personen,  die  als  Leiter,  Auf- 
sichtsräte und  Angestellte  mit  der  Ge- 
sellschaft in  Beziehung  stehen  oder  stan- 
den, geschmückt.  —  Rudolf  Diesel 
hat  die  Ideen  und  Vorschläge,  die  er  dem 
Gcnossenschaftslag  vorgelegt  hat,  auch 
als  Broschüre  unter  dem  Titel  Genossen- 
schaftliche EigenfrodueHon  /München, 
Ernst  Reinhardt/  veröffentlicht.  Um  die 
Entwickelung  zur  Eigenproduclion  zu  be- 
schleunigen, regt  Diesel  die  Errichtimg 
einer  Caüralf^cnosscnschaftsbank  deut- 
scher Consumvereine  an,  die  durch  Aus- 
gabe von  fest  verzinslichen  Schuld* 
scheinen,  die  als  Blancoindossaments  von 
Hand  zu  Hand  gehen  können,  die  Mittel 
zur  Errichtung  weiterer  Productivbetriebc 
beschämen  soll.  Die  Haftung  geschieht 
I.  durch  entsprechende  Erklärung  der  an 
der  Bank  !)eteiligten  Consumvereine,  2. 
durcli  die  Verpfändung  der  ganzen  Be- 
triebe. Diesel  glaubt,  dass  unter  diesen 
Umständen  das  Publicum  »die  Gassen  der 
Bank  mit  Capitalsangeboten  bestürmen« 
werde.  Dessen  sind  wir  nun  allerdings 
nicht  so  gewiss,  da  die  grossen  Capita- 
listcn  nicht  gern  emc  ihnen  feindliche  In- 
stitution unterstützen,  die  kleinen  aber, 
die  Sparcasseneinleger,  die  immer  lieber 
sicher  gehen,  zunächst  zuriickhaltend  sein 
werden.  N<xh  mehr  sdieint  uns  eine  all- 
zu starke  Beschleunigung  des  Entwicke- 
lungstempos  an  dem  Mangel  an  geeig- 
neten leitenden  Persönlichkeiten  zu 
scheitern.  Immerhin  sind  die  Dieselschen 
Vorschläge  durchaus  beachtenswert  und 

verdienen  eine  eingehende  Prüfung,  da 
eine  solche  Bank  uns  möglicherweise  doch 
sdineller,  als  auf  dem  bisherigen  Wege 
einer  allmählichen  Capitalansammlung 
aus  den  Uberschüssen,  Unserem  Ziele  näher 
führen  wird.  —  Unter  dem  Titel  Die 
Umsatzsteuer  im  Dresdener  Stadtparla- 
mcnt  /Dresden,  Kaden  &  Co./  ist  von 
Hermann  Fleissner  der  steno- 
graphische Bericht  über  die  letzten  Ver- 
handlungen der  Dresdener  Stadtverord- 
neten, die  zur  Annahme  dieses  steuerlichen 
Monstrums  führten,  herausgegeben  wor- 
den. Fleissner  sdiickt  dem  Protokoll 
eine  kur;^e  orientierende  Einleitung  vor- 
aus, in  der  er  die  gesamte  Opposition,  also 
bürgerliche  Linke  und  Socialdemokratie, 
zu  einem  Zusammengehen  bei  den  näch- 
sten Stadtrats  wählen  auffordert,  um  die 
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jetzige    reactionäre  Mehrheit  hinaus^i! 
fegen.  —  Die  der  Jugend  erzählte 
schichte  der  Coifsumvereine  in  Enghtui 
von  Isa  Nicholson  ist  jetzt  vom 
Vtrfwud  schtvcicerlschcr  Consumve reine 
in  deutscher  Übersetzung  herausgegeben 
worden;   sie  eignet   sidi   dnr^  ihre 
hübsche  Ausstattung,  die  vielen  anschau- 
hchen  Bilder  und  durch  den  ansprechen- 
den gemütvollen  Ton  so  recht  zum  Agi- 
tationsschriftchen, und  zwar  nicht  nur 
für   die   heranwachsende   Jugend.  Die 
Verfasserin,  eine  sehr  tätige  Genossen- 
schafterin, ist  leider  vor  kurzem  einem 
längeren  schweren  Leiden  erlegen. 
Im  Archiv  für  Socialwissenschaft  und 
SocialpoUHk  ist  eine  Arbeit  von  F.  W  e  t  z- 
1  a  r  -  K  i  1  z  e  r  erschienen,   betitelt  Die 
Pn-isc  di-r  Consumvcrdne  und  der  De- 
taillisUn.    Sie  stellt  das  Ergebnis  einer 
Reihe  von  Untersadtungen  zusammen,  die 
über  Preise,  Gewicht,  Qualität,  Verhält- 
nis der  Preise  zum  wirklichen  Wert  der 
Waren  einer  Anzahl  Privatgeschäfte  in 
Frankfurt  a.  M.  und  des  dortigen  Con- 
sumvereins    vorgenommen    wurden.  Je 
nach  den  Gesfchtspuncten,  nach  denen  ^e 
Untersuchungen   varpenommen  wurden, 
weisen  die  Tabellen  natürlich  sehr  ver- 
schiedene  Resultate   auf.     Das  mass- 
gebendste  ist  wohl  das  derjenigen  Ta- 
bdle,  die  das  Verhältnis  der  Preise  zum 
Detailwcrt    angibt.    Sic    zeigt  folgende 
Reihenfolge:  Warenhaus,  das  auch  ein- 
zelne   Colonialwaren    fuhrt,  B^^%, 
Grossdctaillist  mit  Filialen  gl&42%,  Con- 
sumveretnsiaden   102,91%,  Klcjinhändler 
in  der  Nähe  des  Consumvereins  115,36%, 
andbrer  Kleinhän\dler  126,96%.  Gross- 
detaillist mit  I  für  die  vornehmere  Kund- 
schaft berechneten  Laden  134,24%,  Klein- 
händler in  der  Altstadt  1.^7.67'^.  Man 
sieht,  dass  der  Consumvercin.  dessen  3- 
procentige  Rückvergütung  hier  noch  nic^ 
in  Berücksichtigung  gezogen  ist,  ziem- 
lidi  gut  abgesctatiitten  hat,  obgleich  der 
stllic  erst  seit  4  Jalircii  hc^tcht,  mit  ver- 
hältnismässig hohen  Spesen  zu  rechnen 
hat,  also  nodi  keineswegs  auf  der  Höhe 
seiner   LeistWlglßhigkeit   angelangt  ist. 
In  gleich  objectiver  Weise  durchgeführte 
Untersuchungen  in  anderen  Städten  mit 
entwickelteren   Corr^nrnvereinen  würden 
jedenfalls  nodi  gunstigere  Resultate  auf- 
weisen« MtfaUO  MV» 

Frauenbewegung 

p\ic  bürgerliche  Frauenwelt  hat  einen 
grossen  Augenblick  erlebt.  In  der 
Wodie  vom  13.  bis  xum  16.  Juni  haben 


Mc!i  m  Berlin  die  Vertreterinnen  von  7 
iiis  8  Millionen  Frauen  zum  INTER- 
NATIONALEN FRAUENCONGRESS 
zusammengefunden.  Der  Wert  solcher 
Tagungen  liegt  selbstverständlich  nicht 
aui  dem  Gebiet  positiver  Arbeit.  Die 
kann  bei  solcher  Gelegenheit  weder  ge- 
leistet,  noch  nach  Verdienst  und  in  vollem 
Umfang  gewürdigt  werden.  Wohl  aber 
werden  hier  grössere  Gesiditspuncte  ge- 
wonnen, wertvolle  Anregungen  persön- 
licher und  sachlicher  Art  werden  ge- 
geben, fruchtbringende  Beziehungen  wer- 
den angeknüpft.  Rückständtgkeiten  treten 
im  scharfen  Licht  internationaler  Be- 
leuchtung doppelt  stark  Iicrvcr  und  beflü- 
geln die  reformierende  und  abwehrende 
Tatkraft. 

Darum  sollte  es  aber  aueli  vor  allen  Din- 
gen Sache  der  Veranstalter  soldier 
Massenmeetings  sein.  Kleines  und  Klein- 
liches, Wesenloses  imd  Unwesentliches, 
zumindest  in  diesem  Zusammenhang  klein 
und  tmwesentlich.  auszuschalten  und  nur 
die  grossen  Gesichtspuncte  in  knapper 
und  doch  erschöpfender  Darstellung  zu 
entrollen.  Daran  hat  es  der  Congress  aber 
fehlen  lassen.  Ein  Blick  auf  das  alle 
Belaligungsgebiete  der  Frau  bis  auf  die 
kleinsten  Endaven  umfassende  Programm 
der  Tagung  musste  selbst  den  Unktm- 
digstcn  davon  überzeugen,  dass  hier  wetu- 
ger  mehr  gewesen  wäre.  Vorausgesetzt 
selbst,  dass  überall  die  tüchtigsten,  mit 
ihren  Spedatgebieten  wohlvertrauten 
Kräfte  zu  Referentinnen  bestellt  waren: 
eine  Förderung  ihrer  Einzelbcstrebungcn 
konnten  sie  von  dem  Congress  nicht  er- 
warten, während  es  der  Sache  selbst 
zweifellos  förderlicher  gewesen  wäre, 
wenn  die  Überblicke  über  das  Gesamt- 
arbeit-gebiet  einer  Section  von  einer  Stelle 
ausgegangen  wären,  wenn  die  übersicht- 
liche und  erschöpfende  Behandlung  eini- 
ger Centralpuncte  mit  anadüiessender 
gründlicher  und  freier  Discussion  <fie 
Richtung  gebenden  Probleme  in  ihrer 
ganzen  Fülle  und  Grösse  gezeigt  und  ge- 
klärt hätte.  So  wuchs  die  Zahl  der 
Vorträge  ins  Ungemessene,  die  Eindrücke 
Jagten,  ubertürmten  und  überstürzten  sich^ 
und  manches  ging  verloren  oder  wurde 
minder  wirksam,  was  bei  einer  besseren 
Ökonomie  der  Zeit  und  Kräfte  in  g^nz 
anderer  Weise  zur  verdienten  Geltung 
hätte  kommen  können.  Dieser  Mangel  ist 
indes  der  Unerfahrenheit  geschuldet  und 
.schmälert  im  übrigen  keineswegs  das  Ver- 
dienst der  tüchtigen  Führerinnen  und 
I«iterinnen  der  Veranstaltung. 
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Die  Berichterstattung  muss  sich  an  einer 
summarischen  übersieht  genügen  lassen. 
Eröffnet  wurde  der  Rdgen  (kr  internatio- 
nalen Veranstaltungen  durch  die  am  3. 
und  4.  Juni  tagende  Confercnz  für  Frauen- 
stimmrecht, die  zur  Gründung  eines  IVcll- 
bundes  für  FraueHsHmtnrecht  führte.  Sein 
Programm  verlangt  auf  Grmtd  der  ein- 
geborenen Menxhcnrcchte  die  gleiche  per- 
sönliche Freiheit  und  die  gleichen  politi- 
schen, gesellschaftlidien  mtd  sitnidien 
Rechte  für  Mann  und  Weib  und  nimmt  als 
derzeitigen  Ausgangs-  und  Brcnnpunct 
aller  einschlägrigen  Bestrebungen  den 
Kampf  um  das  Frauenstimmrecht.  Dem 
Bund  haben  sich  bis  heute  10  Staaten  an- 
geschlossen, von  denen  7,  die  Vereinigten 
Staaten,  Deutschland,  England,  Holland, 
Norwegen  und  Schweden,  bereits  Organi- 
sationen zu  gunsten  des  Stimmrechts  be- 
sitzen. In  der  Schweiz,  Österreich-Un- 
garn, Neuseeland  werden  «olche  erst  an» 
gestrebt.  Einstweilen  sind  die^e  Länder 
nur  durch  Einzelmitglieder  vertreten.  Be- 
reits zu  einem  günstigen  En<te  geffihrt  ist 
die  Snche  des  Frauenstimmrechts  in  5 
australischen  Colonieen.  Dort  besitzen 
die  Frauen  bereits  das  Stimmrecht  tmd 
bedienen  sich  meiner  in  mustergiltiger 
Weise  und  zum  Besten  des  Staatsgaftzen. 
Ein  besonderes  Relief  bekam  die  Stimm- 
rcchtsconferenz  durch  die  Gegenwart  und 
tätige  Teilnahme  ihrer  ältesten  Propagan- 
distin, der  84jährigen  Vorkämpferin  für 
Frauenrechte  Susan  Anthony.  Zu  be- 
davem  ist,  dass  die  deutschen  Propagan- 
distinnen des  Stimmrechts  niclit  den  Mut 
hatten,  das  allgemeine,  gleiche  und  ge- 
heime Wahlredit  zu  verlangen,  sondeni 
sich  mit  einem  verclausulierten  Census- 
wahirecht  zufrieden  geben  wollen,  wäh- 
rend die  Fuhrerin  der  gemässigten  Rich- 
tung, Frau  Marie  Stritt,  sich  für  das 
Wahlrecht  ohne  jede  Einschränkung  aus- 
sprach. 

Der  Arbeitswoche  des  allgemeinen  Gm- 
gresses  gingen  Festlichkeiten  vorauf,  wie 
die  Feier  im  Lettehaus,  der  Begrüssungs- 
abend  in  der  Philharmonie.  Und  höfische 
Empfänge  und  Ehrungen  mannigfacher 
Art  bei  der  Kaiserin,  dem  Kanzler,  dem 
Minister  des  Innern  u.  s.  w.  bildeten  den 
bunten  Rahmen,  in  den  die  Verhand- 
lungen gespannt  wurden,  während  zur 
gleichen  Zeit  die  dem  kaufmännischen 
Gewerbe  angehörenden  Frauen  nach  dem 
Willen  der  Regienmg  und  durch  die 
Kraft  des  Gesetzes  auf  Jahre  hinaus  ent- 
rechtet wnrden,  da  die  neu  geschaffenen 
Katifmannsferidite  nur  um  den  Preis  des 


Verzichte;»  auf  das  active  und  passive 
Wahlrecht  der  Frau  von  der  Regierung 
zugestanden  wurden. 
Die  Generalversammlung  des  /.  C.  W. 
(fnfematünua  Councü  of  IVomen)  fand 
am  8.  Juni  statt.  Nacb  den  einleitenden 
geschäftstechnischen  Verhandlungen  dis- 
cutierte  man  Anträge  betreffend:  a)  Mass- 
regeln gegen  den  internationalen  Mädchen- 
handel, b)  das  Frauensti nunrecht,  c)  die 
Vertretung  im  /.  C.  W.  nadi  pc^itisdien 
lind  nationalen  Gesichtspimcten,  d)  den 
Ort  der  nächsten  Generalversammlung. 
Aus  den  Berichten  sind  die  von  Neusüd- 
wales und  Frankreich  hervorzuheben.  .\us 
dem  ersteren  geht  hervor,  wie  weittragend 
die  Interessen-  und  Einfluss^häre  der 
Frauen  geworden  und  wie  sehr  sie  zum 
Heile  der  ganzen  Entwickelung  ist.  Be- 
sonder^  lieinerkbar  machte  sich  das  in  der 
Gesetzgebung  und  zu  Wahlzeiten.  In 
Prankreich  umschliesst  der  Bund  auch 
die  .'Xrbcitcrinnengewerkschafteii,  was  als 
ein  Anfang  der  Solidarität  des  gesamten 
Frauentums  in  bestimmten  Fragen  anzu- 
sehen ist. 

Ausserordentlich  zu  begrüssen  ist  auch, 
dass  das  bisherige  dürftige  Arbeitspro- 
gramm des  Frauenweltbundes  dadurch 
eine  Bereicherung  erfuhr,  dass  man  die 
energische  Bekämpfung  des  Mädchen- 
handels und  den  Kampf  für  die  Errin- 
gung politischer  Rechte  neu  aufnahm. 
Der  eigentliche  Congrcss  setzte  Montag, 
den  13.  Juni,  mit  den  Sitzungen  sämt- 
licher Sectionen  ein,  in  denen  an  diesem 
einen  Tag  50  Vorträge  gehalten  wurden. 
In  ähnlicher  Weise  an  jedem  der  folgen- 
den Tage,  insgesamt  300  Vorträge.  Eine 
besondere  Würdigung  selbst  hervorragen- 
der Leistungen  ist  unter  solchen  Um- 
ständen unmöglich.  In  der  Abteilung 
Frauenbildung  nahmen  die  Erörterungen 
über  Cocducation,  Frauenbildung,  und 
Mutterschaft,  wie  die  über  Volkskinder- 
l^ten  den  wohlverdienten  breiten  Raum 
ein.  Fran  Henriette  Goldschmidt  forderte 
Ver-ta.itlichung  der  Klcinkindcrschulen. 
Hervorzuheben  sind  die  Volksbildtuif^s- 
bestrebungen  in  Dänemark,  wo  alljährbdi 
etwa  14-  bis  15000  Bäuerinnen  durch 
Wandercurse  unterrichtet  und  fortgebildet 
werden.  Aus  America  wird  mitgeteilt, 
dass  zur  Zeit  dort  28  000  Frauen  dem 
Univcrsilätsstudium  obliegen.  Mitzuerwäh- 
ncn  ist  eine  Nachmittagsversammtung  des 
Vereins  preussischcr  Lehrerinnen,  die 
sich  mit  dem  staatlichen  Zwangscölibat 
beschäftigte.  Fräulein  Lischnewska  fährte 
mit  Fug  aus,  dass  diese  Massregel,  die 
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den  Lclircrinncn  das  Glück  von  Heim  und 
Familie,  von  Liebe  nnd  Mutterschaft 
raubt,  durch  nichts  zu  rechtfertigen  sei 
und  dass  gerade  die  Frau,  die  Mutter  ist, 
sich  am  besten  für  die  doch  durchaus 
mütterliche  Erziehungsarbeit  eignet 
Auf  die  unter  der  bewährten  Leitung  von 
Alice  Saloni'  ii  siiluiule  Scction  II,  deren 
Verhandlungsgegenstand  das  weite  Ge- 
biet des  Pranenerwerbs  und  der  Frauen- 
berufe war.  concentriertc  sich  naturgcmäss 
das  lebhafteste  Interesse.  In  das  Elend 
der  landwirtschaftlidien  Arbeiterinnett 
Italiens,  der  sogenannten  Rcismädchen, 
eröffnete  das  Referat  von  Frau  Altebello- 
Bonctti  einen  ergreifenden  F.inblick. 
Durch  den  Einflus^  schlechter  Ernährung, 
ungesunder  Arbeit  und  über  langer  Ar- 
beitszeit geschwächt,  fallen  sie  zu  Tausen- 
den —  die  Rednerin  nannte  15000  in 
einemjahr  —  der  Malaria  zum  Opfer. 
Die  bekannten  Bilder  von  dem  Elend  der 
Heim-,  wie  überhaupt  der  gewerblichen 
Arbeiterin  ergänzten  diese  Sdrilderungen 
aus  dem  Leben  landwirtschaftlicher  Ar- 
beiterinnen. Auch  die  Lage  der  Hand- 
lungsgditlfinnen.  der  staatlichen  Beam- 
tinnen und  der  Hausangestellten  gelangte 
zu  ausführlicher  Besprechung,  ohne  dass 
dabä  wesentlich  neue  Gesichtspuncte  zo 
Tage  getreten  wären. 
Besonderes  Interesse  konnten  die  Ver- 
hsüsdlnngen  über  das  Krankenpflegerinnen- 
wescn  und  die  Bülmenkünstlerinnen  bean- 
spruchen. Die  Organisation  der  Pflege- 
rinnen ist  in  erfreuliclicm  Furtschreiten 
begriffen.  Sie  will  unabhängig  von  den 
Idrdilidien  Orden  Verbände  schaffen,  die 
eine  gründliche  und  umfassende  Ausbil- 
dung, Staatliche  Prüfung  und  staatlichen 
Sdmtz  zur  Voraussetzung  haben  und  ein 
hochwertiges  Pflegcrinncnmaterial  heran- 
bilden sollen,  das  auf  entsprechende  mate- 
rielle Entlohntmg  und  Altersversorgung 
Anspruch  erheben  kann.  Ganz  mittel- 
alterlich muten  dagegen  die  Zustände  in 
der  Bl Utenlaufbahn  an.  Die  schlechte 
Bezahlung  in  Verbindung  mit  dem  ge- 
forderten Toilettenaufwand  zwingt  die 
Schauspielerin  des  unteren  oder  mittleren 
Genres  geradezu,  in  der  Prostitution  die 
Haupterwerbsquelle,  im  Beruf,  wie  Adele 
Schreiber  ausführte,  nur  die  Möglichkeit 
zur  Erhöhung  des  Marktwertes  zu  suchen. 
Bmt  Abhilfe  dagegen  ist  in  erster  Linie 
durch  den  Anschlu'^s  an  lK>:riehungswcise 
den  Ausbau  bestehender  Organisationen 
und  Rechtsvertretungen  zu  erlangen. 
Ein  günstiges  Bild  von  der  Lage  der  Frau 
als   Journalistin    entwarf    Eliza  Ichen- 


häuser.  Fräulein  Alice  Salomen  führte 
an  der  Hand  eines  reichen  Materials  aus, 
dass  die  Lohnfrage  der  centrale  Punct  des 
Frauenerwerbs  sei.  Frau  Manc  Lang 
unternahm  es,  einem  uralten  Frauenberuf 
zu  einem  Recht  zu  verhelfen,  indem  sie 
den  Wert  der  Hausfrauenarbeit  ins  rechte 
Licht  rückte  und  in  warmen  Worten  dar- 
zutun  versuchte,  dass  die  erhaltende  und 
den  Consum  regelnde  Tätigkeit  der 
Hausfrau  für  das  Volks-  und  Familien- 
wohl ebenso  bedeutsam  sei,  wie  die 
eigentliche  Erwerbsarbeit. 
Und  ein  Loblied  auf  die  Arln-it  an  sich 
stimmte  die  Americanenn  Frau  Perkins- 
Gilman  an.  Die  Arbeit  ist  ihr  die  orga- 
nische Lebenserhalterin.  der  damit  ver- 
knüpfte Erwerb  ein  Moment,  das  ledig- 
lich in  unseren  dcmttigen  Wirtachafts- 
zuständen  begründet  ist. 
Zu  längeren  und  teilweise  zugespitzte» 
.\useinandersetzungen  kam  es  in  einigen 
Silztuigen  der  Rechtssection.  Gegen  die 
Beschränktmg  des  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechts wandte  sich  Fräulein 
Lida  G.  Heymann.  Für  einen  umfassen- 
den Afbettcrinnenschtttz  traten  die  Ver- 
treterinnen aller  Länder  ein,  mit  alleiniger 
Ausnahme  einer  hollandischen  und  einer 
fuiHmdischcn  Dame.  Beim  Capitct 
Kirchliches  und  rotnmunales  Wahlrecht 
traten  die  Gegen satze  zwischen  bürger- 
licher und  proletarischer  .\uffassung 
scharf  hervor.  In  Deutschland  ist  be- 
kanntlich hier  alles  noch  Zukunftsmusik. 
In  England  mid  Norwegen  ist  das  com- 
munale  Wahlrecht  an  bestimmte  Besitz- 
titel gebtmden,  doch  hat  das  für  dort  neu- 
errimgene  Recht  in  Norwegen  insofern 
schon  günstig  gewirkt,  als  die  Wählbar- 
keit der  Frauen  in  Schulbehörden,  Gefan- 
genen- und  Armcnverwaltungcn  ihnen 
Gelegenheit  gab,  den  Befähigungsnach- 
weis 7U  bringen  und  Stimmung  für  das 
volle  Stimmrecht  der  Frauen  zu  machen. 
Aucli  das  Thema  Arhcitcrinncnorgani- 
sation  wurde  ausgiebig  behandelt.  In 
den  englischen  Gewerkschaften  sind  bis 
jetzt  130000  Frauen  organisiert.  Ausser- 
dem finden  sich  überall  mehr  oder  weniger 
eingebürgerte  und  gut  organisierte  Ver- 
bände von  Handelsangestellten,  Lehrerin- 
nen, Telcfjraphistinnen  etc. 
Den  Gegensatz  zwischen  dem  zahmCD 
Petitionieren  bürgerlidier  deutscher 
Frauenrechtlerinnen  und  dem  Fordern 
und  Agitieren  socialdemokratischcr  Ar- 
beiterinnen charakterisierte  Lily  Braun. 
Bei  der  Besprechung  des  politischen 
Rechts  platzten  die  Geister  scharf  auf  ein- 
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ander.  Hier  kamen  ebenso  die  Divergen- 
zen und  Il.ikclt  ien  zwischen  den  verschie- 
denen Kicluungen  des  bürgerhchen 
Fraucntum^  zum  Ausdruck,  wie  die  tiefe 
Kluft,  die  die  bürgerlichen  von  den  prole- 
tarischen Franen  trennt.  Im  Angesicht 
des  Bescheides  über  die  Kaufmanns- 
gerichte höfische  Empfänge!  Das  recht- 
fertigt nachträglich  die  ablehnende  Hal- 
tung, die  die  führenden  proletarischen 
Frauen  dem  G>ngress  gegenüber  einge- 
nonunen  haben  tmd  die  im  übrigen  recht 
sehr  zu  bedaucni  i'^t. 
Einen  breiten,  aber  gewiss  nicht  allzu 
breiten  Raimi  nahnu-n  auch  die  Beleh- 
rungen und  Auseinandersetzungen  über 
den  derzeitigen  Stand  der  verschiedenen 
Eherechte,  <los  Rechtes  der  unehelichen 
Kinder,  des  Rechtes  auf  Erziehung  etc. 
ein.  Das  Recht  auf  Mutterschaft  wurde 
eneiKisch  betont,  ehonso  «las  des  unchc- 
lidien  Kindes.  Auch  die  Frage  der  Ver- 
einbarkeit von  Mutterschaft  tmd  Beruf 
wurde  in  den  Kreis  der  En)rterung  ge- 
zogen. Dagegen  wurde  das  Recht  des 
IQndes  auf  Erziehung  einschliesslich  des 
nnentgeltlichen  Schulunterrichts  und  der 
Lehrmittel  nicht  genügend  gewürdigt. 
Aach  schreckte  man  davor  zurück,  die 
gleichen  Rechte  wie  für  die  ehelichen,  ia 
vollem  Umfang  für  die  unehelichen  Kin- 
der zu  fordern. 

Im  Reich  der  socialen  Einrichtungen  und 
Bestrebungen  ist  wadter  gearbeitet  wor- 
den und  mancher  schüne  Fort-^cliritt  zu 
verzeichnen.  Aus  den  Referaten  und 
Discussionen  ging  hervor,  wie  eifrig  tmd 
eingehend  man  sicli  allenthalben  mit  der 
ältesten  Domaine  weiblicher  Hilfs- 
tätiglwit,  der  Annen«,  Kranken-  und  Re- 
convalescentcnfürsorge,  der  Kinderfnr- 
sorge  etc.,  befasst  hat-  Ebenso  eifrig  hat 
man  neuere  Aufgaben  betrieben,  wie  die 
Gefangenenfürsorge  und  die  Alkohol- 
bckämpfung  und  ganz  besonders  sein 
Augenmerk  auf  die  Sittlichkeitsfrage  mit 
allen  ihren  Annexen  gerichtet.  Dabei  kam 
jene  AufFasstmg  zur  Geltung,  die  eine 
Besserung  der  Zustände  in  erster  Linie 
von  einer  Erziehung  der  männlichen 
Jtigend  rar  Keusdiheit  erwartet,  aber 
auch  jene  andere,  fortgeschrittenere,  die 
mit  Anna  Pappritz,  der  ausgezeichneten 
tmd  warmherzigen  Kennerin  der  ein- 
schlägigen Vcrh.tltiiisse,  in  den  wirtschaft- 
lichen Zustanden  und  Mängeln  den 
Nährboden  der  Prostitution  sieht  und  da- 
für hält,  dass  eine  wirksame  Bekämpfung 
der  Unsittlichkeit  nur  möglich  ist,  wenn 
man  die  Lage  der  arbeitenden  Frauen 


verbessert.  Als  Bekämpfungsmittel  der  • 
unausbleiblichen  Folgen  der  Prostitution 
schlug  Fräulein  Pappritz  die  Bestrafung 
jeglicher  Übertragung  von  Gesechlechts- 
krankheiten,  .\usdehnung  der  Kranken- 
versicherung, Aufhebung  des  Odiums,  das 
Geschlechtskranken  heute  noch  angeheftet 
wird,  und  ihre  unentgeltliche  Behandlung 
vor. 

In  zwei  weiteren  .Xhcnclvfrsammlungeil 
wurde  über  den  Stand  der  Stimmrechts- 
frage  und  über  das  Verhältnis  der  Frauen- 
beweg^ung  zu  den  politischen  und  confes- 
sionellen  Parteien  geredet.  Man  kam  be- 
züglich des  letzten  Punctes  zu  dem  Resul- 
tat, da-^<  die  gemeinsamen  Fraueninter- 
essen ein  Zusammenhalten  auf  neutralem, 
interconfessionellem  Boden  verlangen. 
Es  ist  in  Berlin  ein  tüchtig  Stück  Arbeit  - 
geschafft  worden,  und  Veranstalterinnen 
wie  Teilnehmerinnen  kdnnen  zufrieden 
sein.  Zu  bemängeln  ist  noch,  dass  man 
der  Tagung  durch  Erhebung  eines  ziem- 
lich hoiu'!  Eintrittsgeldes  einen  plutokra- 
tisdien  Charakter  gab,  und  zu  bemängeln 
ist  weiter,  dass  mit  Ausnahme  der  Aos- 
führungen  von  Ika  Freudcnhcrg  und  eini- 
ger gelegentlicher  Bemerkungen  von  Else 
Läders  niemand  des  führenden  Anteils 
gedachte,  der  den  proletarischen  Frauen 
in  allen  Fragen  der  Politik  und  Social- 
politik,  sowie  auf  weiten  Gebieten  socialer 
Fürsorge  zuzusprechen  ist.  Und  dass  die 
Damen  einen  so  hohen  Wert  auf  den  Em- 
pfang bei  der  Kaiserin  legten,  stellt 
ihrer  Einsicht  ein  schlechtes  Zeugnis  aus : 
verdanken  sie  doch  nur  dem  Zufall,  dass 
dem  Kaiserpaar  eine  Tochter  geboren 
worden  ist,  die  Anteilnahme  der  höchst- 
gesteilten  Frau  des  Rddies. 

Zu  Pfingsten  hielt  der  Landcsvcrcin 
prcussischer  Volksschullehrerinnen  in 
Cassel  .seine  5.  Generalversammlung  ab. 
Da  der  innerhalb  der  Lehrcrinnenschaft 
herrschende  Geist  von  höchster  Bedeu- 
tung für  die  Frauensache  sowohl,  wie  für 
tmser  ganzes  VOLKSSCHULWESEN 
ist.  seien  die  Leitsätze  wiedergegeben,  die 
sich  an  die  beiden  Hauptreferate  schlös- 
sen. Der  über  gcniemnme  Ertkhung  der 
Geschlechter  gipfelte  darin:  >Die  gemein- 
same Erziehung  der  Geschlechter  ist  für 
alle  Schulen  anzustreben.  Männern  und 
Frauen  ist  der  gleiche  Anteil  an  der  Er- 
ziehungsarbeit auf  allen  Stufen  zu 
sichem.<  Nach  <lem  Vortrag  Die  VolkS' 
schule  und  der  Kampf  f;cf;en  dir  Uitsitt' 
lichkcit  wurden  folgende  Leitsätze  ange- 
nommen :  »I.  Die  Unsittlichkeit  mit  ihren 
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Folgcerscheintmgen.     den  venerischen 

Krankheiten,  bedroht  im  hohen  Masse  die 
Lebenstüchtigkeit  und  darum  die  Zukunft 
des  deutschen  Volkes.  Sie  ist  dtirch  wirt* 
schaftliche,  durch  sanitäre  und  er2iehe- 
rische  Mittel  zu  bekämpfen.  2.  Der  Kampf 
gegen  die  Unsittlidlkeit  setzt  am  wirk- 
samsten bei  der  heranwachsenden  Gene- 
ration ein.  Daher  hat  sich  die  Schule 
und  «war  die  Volksschule,  die  Fortbil- 
dungsschule und  die  höhere  Schule  an 
ihm  ru  beteiligen.«  Im  Verlauf  von  Punct 
3,  Aufgaben  der  Volksschule,  wird  dann 
noch  ausgeführt:  »Da  Frauenarbeit  in- 
folge ungenügender  Berufsvcuiiildung  der 
Frauen  am  schlechtesten  bezahlt  wird; 
da  ein  hoher  Procentsatz  der  aus  der 
Volksschule  entlassenen  «Mädchen  infolge 
der  niedrigen  loihne  aus  Not  der  Prosti- 
tution verfällt,  so  kann  die  Volksschule 
nur  dann  mit  &fdlg  die  Unsittlichkeit 
bekämpfen,  wenn  die  obligato- 
rische Fortbildungsschule 
eingeführt  und  wenn  sie  eine  P.i  rufsscluile 
wird,  die  die  Erwerbsfähigkeit  der  Mäd- 
chen erhöht.« 

X  X 
Das,  was  der  Frauencongress  zu  tun  vcr- 
gass,  geschah  von  Seiten  der  SOCIAL- 

DEMOKRATISCHEN  FRAUENBE- 
WEGUNG. Am  17.  Juni  fand  in  Berlin 
eine  Versammlung  statt,  in  der  Genossin 
Zetkin  in  der  ihr  citrcnen  überzeugenden 
und  fortreissenden  An  das  Schicksal  des 
Gesetzes  über  die  Kaufmannsgerichte 
glossierte  und  zu  energischer  Agitation 
für  das  allgemeine,  gleiche  Frauenwahl- 
recht aufforderte.  \uch  im  übrigen  sind 
proletarische  Frauen  in  den  verschieden- 
sten Gegenden  E>etitschlands  mit  schönem 
Erfolg  in  der  Agitationsarbeit  tätig  ge- 
wesen, und  dieser  Agitation  ist  ein  geisti- 
ger und  ökonomischer  Rückhalt  dadurch 
gegeben  worden,  dass  man  Geno^^in  Baa- 
der, die  jahrelang  in  aufopfernder  und 
nneigennützigster  Weise  als  Vcrtraucns- 
person  neben  ihrer  Berufsarbeit  wirkte, 
seit  dem  i.  Juli  eine  Besoldung  gibt,  die 
es  ihr  ermöglicht,  ihre  ganze  Zeit  und 
Kraft  in  den  Dienst  ihrer  Aufgabe  zu 
stellen. 

X  X 
In  HOLLAND  ist  man  im  Begriff,  auf 
dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  einen 
Schritt  vorwärts  zu  tun.  Das  Schulz- 
alter wird  von  16  auf  17  Jahre  erhöht; 
der  zehnstündige  M  a  x  i  m  a  l  a  r  b  e  i  t  s- 
t  a  g  für  Frauen  imd  Jugendliche  wird  in 
Fabriken  und  Werkstatten  eingeführt, 
mit  Ausnahme  der  Textilbetriebe,  die  den 


Elfstundentag  beibehalten  sollen.  Das 

letztere  ist  ein  Zugeständnis  an  die  In- 
dustriellen, und  eine  lebhafte  .X^ritation 
dagegen  ist  bereits  im  Gange.  In  ge- 
sun<fteitsgefährlichen  Betrieben  ist  die 
Festsetzung  der  Arbeitszeit  für  Frauen 
und  Jugendliche  auf  7  rcspectivc  8  und 
9  Stunden  dem  Ermessen  des  Ministers 
anheimgegeben.  Leider  hat  man  davon 
abgesehen,  die  Kinder  in  ausreichender 
VVcisü  vor  .\usbeutung  zu  schützen,  in- 
dem man  sie  vom  12.  Jahre  an  zur  Lohn- 
arbeit zulässt. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.    Im  Anschluss  an 

den  internationalen  Frauencongress  ist  in 
Berlin  ein  Bund  j  ü  d  is  c  h  c  r  deut- 
scher Frauen  vereine  gegründet 
worden,  der  die  örtlichen  Vereinigungen 
zum  Kampf  wider  den  Mädchenhandel  und 
zu  inneren  Aufgaben  verschiedcn^ter  Art 
ansammenfassen  wilL  —  Femer  hat  m 
der  zweiten  Hälfte  des  Juni  in  Düssel- 
dorf eine  Tagung  stattgefunden,  deren 
Hauptzweck  war,  das  Interesse  der 
Frauenwelt  für  den  aus  wiftsdmfdichen 
wie  ethisch-ästhetischen  Gründen  über- 
aus wertvollen  Gartenbau  zu  gewin- 
nen beziehungsweise  zu  festigen.  —  Der 
schwedische  Reichstag  hat  einer 
Schulreform  zugestimmt,  die  für  einzelne 
Orte  den  für  beide  Geschlechter  gemein- 
samen Realschulunterricht  vorsieht  — 
Mit  182  gegen  68  Stimmen  hat  sich  das 
e  n  g  1  i  sc  h  e  Unterhaus  für  das  Frauen - 
Stimmrecht  zu  den  Parlamentswahlen 
ausgesprochen.  Es  ist  nicht  attsgesdilos- 
sen,  dass  sich  einer  so  gewalligcn  Mehr- 
heit gegenüber  nuiunehr  aucli  das  Über- 
haus willfihrig  zeigt  —  Das  Schul-  und 
Kinderschut7.gesct7  im  Staate  New 
York  hat  zur  Folge  gehabt,  dass  in  der 
kurzen  Zeit  seiner  Wirksamkeit  (es  be- 
steht seit  einem  Jahre)  bereits  7000  in 
Fabriken  erwerbstätige  Kinder  ermittelt 
wurden,  zwar  iilter,  als  14  Jahre, 

waren,  aber  nicht  die  nötige  Schulbildutig 
nachweisen  konnten.  Es  wurde  hier  in 
zweckentsprechender  Weise  eingeschrit- 
ten. —  Der  Verband  der  Textilar- 
beiter Deutschlands  ist  m  den  letzten 
2  Jahren  von  29740  auf  60235  Mitglieder 
gestiegen;  die  Zahl  der  weiblichen  Mit- 
glieder erhöhte  sich  von  4288  auf  1390B. 
ein  schöner  Beweis  dafür,  dass  der  ge- 
schlossene Unternchmerangriff  von  Crim- 
mitschau das  solidarische  Empfinden  ge- 
gestärkt hat.  Hoffentlich  geht  es  auch  in 
Zukunft  auf  dieser  Bahn  in  energischer 
Weise  vorwärts.  HnunmaFOnN 
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Die  deutsche  Literatur  über  den  AN- 
ARCHISMUS ist  eine  ausserordent- 
lich (iurfüge.  Das  macht:  Einen  eigent- 
lichen Anarchismus  hiA  e»  in  Deutsch- 
land, im  Gq^ensatz  zu  einigen  romani- 
schen Ländern,  nie  gegeben.  Was  sich 
in  den  neunziger  Jahren  in  Berlin  An- 
archisten nannte,  das  waren  ätisserst 
harmlose  Letite,  St  vergeblich  die  Sttsse- 
ren  Merkmale  revolutionärer  Tätigkeit  in 
der  Arbeiterbewegung  suchten  und  sich 
daher  unbefriedigt  von  ihr  abwandten, 
zum  Teil  sympathische  Menschen,  die 
keine  andere  Herrschaft  erschütterten, 
als  die  über  ihr  eigenes  Denken,  und  ihre 
überschüssige  Bepei'^terunp  schliesslich  in 
neuen  Gemeinschaften  und  dergleichen 
•ich  abklären  Hessen.  Gleichwohl  ist  es 
nicht  uninteressant,  und  gerade  auch  für 
deutsche  Social isten,  die  Gedankengänge 
des  Anarchismus  kritisch  zu  betrachten. 
Snmal  wegen  der  Massnahmen  der  Re- 
gierungen, die  unter  dem  Vorwand,  sich 
gegen  irgend  einen  Anarchismus  wehren 
zu  müssen,  tatsächlich  gegen  die  social- 
deoKdcratisdie  Bewegung  rüsten,  sodann 
auch,  weil  eine  theoretische  Gegenüber- 
stellung der  anarchistischen  und  der  so- 
cialdemokratischcn  Doctrin  häu6g  gerade 
bei  den  Schichten  der  Studierten  und 
Gebildelen  den  Socialismus  durch  den 
Anarchismus  verdunkeln  lässt  und  deshalb 
dem  Socialismus  Anhänger  —  mitunter 
•dir  begabte  —  entzieht  Wie  denn  auch 
ästhetisch  der  .Anarchismus  dem  Socia- 
lismus überlegen  zu  sein  scheint  Eine 
kuRe  sadilfche  Darstellang  der  eigent- 
lichen Grundgedanken  und  Ziele  der  an- 
archistischen Gesellschaftsauffassimg  ist 
daher  sehr  zu  begrüssen;  eine  solche 
liegt  jetzt  in  der  soeben  erschienenen 
Schrift  von  Dr.  W.  Borgius  Die  Ideen- 
welt des  Anarchismus  /Leipzig,  Felix 
Dietrich/  vor.  Auch  diese  Analyse  des 
Anarchismus  geht,  wie  die  meisten,  da- 
von aus,  dass  ein  grundlegender  Unter- 
schied zwischen  den  Lehren  des  An- 
ardiismus  und  denen  des  Socialismus 
statuiert  wird,  der  darin  zu  erblicken  sei, 
dass  der  Anarchismus  die  uneinge- 
schränkte Freiheit  des  Individutnns,  die 
Abschaffung  jeder  staatlichen  Organi- 
sation anstrebe,  wahrend  der  Socialismus 
den  Staat  selber  beibehält  und  in  demo- 
kratischem Sinne  aushaue,  also  gerade 
eme  Herrscliaft,  nämlich  die  der  Mehr- 
heit, errichte.   In  der  Tat  ist  es  dieser 


principielle   Gegensatz,   der  häufig  zur 

Gegenülierstcllung  \nn  Individualismus 
und  Socialismus  geführt  hat.  Dass  dem 
eme  durchaus  irrige  Auffassung  des  So- 
cialismus zu  Grunde  liegt,  braucht  hier 
nicht  auseinandergesetzt  zu  werden.  Auch 
der  Socialismus  hat  als  Bewegung,  die 
auf  die  Befreiung  der  Menschen  schlecht- 
hin gerichtet  ist,  zum  eigentlichen  End- 
ziel die  absolute  Freiheit  der  einzelnen 
Persönlichkeit.  Da  aber  eine  solche  ab- 
solute Freiheit  der  einzdnen  infolge  der 
Beziehungen  von  Mcn-^t  h  7\\  Mensch  und 
der  Notwendigkeit  der  Bedürfnisbefriedi- 
gung nicht  existieren  kann,  vidmehr  der 
einzelne  sich  eine  Einschränkung  gefallen 
lassen  muss,  eben  im  Interesse  seiner 
Individualität,  so  sucht  der  Sodalisrnw 
einen  Gescllschaftszustand  herbeizufuhren, 
wo,  um  mit  Kant  zu  reden,  die  Freiheit 
des  einzelnen  mit  der  aller  anderen  zu- 
sammcnbestehcn  kann,  und  daraus  allein« 
also  gerade  aus  individualistischen  Grün- 
den, folgt  dann  der  socialistische  Staats- 
gedanke.  Der  sogenannte  Anarchismus 
als  sociale  Theorie  untersdieidet  sich 
vom  Socialismus  dadurch,  dass  er, 
einmal  die  absolute  Freiheit  des  Indi- 
viduums als  Ziel  festgestdlt,  es  unter- 
lässt,  die  nötigen  Consequenzen  zu  ziehen, 
die  doch  wohl  zu  einer  festen  Organi- 
sationsform führen  würden.  Die  überaus 
klare  und  objective  Darstellung  der 
Ideenwelt  des  Anarchismus,  die  Borgius 
in  der  genannten  Schrift  gibt,  zeigt  gerade 
diese  Halbheit  des  anarchistischen  Den- 
kens. Auch  Borgius  legt  das  Haupt- 
gewicht darauf,  dass  der  Anarchismus 
den  Staat  als  Zwangsorganisation  auf- 
hebt und  an  dessen  Stelle  die  freien 
l'ercinigunRcn  setzt,  denen  man  sich  nach 
Belieben  anschliessen  und  aus  denen  man 
nadi  Bdieben  wieder  austreten  kann.  Er 
stimmt  hierin  mit  Stammler  übercin.  der 
den  Anarchismus  als  »eine  sociale  Orga- 
nisation bloss  auf  Grundlage  von  Con- 
vcnlionalreReln«  dt-hiiiert  hat.  Nun  ist  es 
aber  in  Wahrluit  nur  ein  äusserer  Unter- 
schied, ob  der  einzelne  durch  den  di- 
recten  Zwang  des  Staates  oder  den  *m' 
directen  Zwang  vermittelst  der  Furcht 
vor  den  natürlichen  Con-cqucn^-in«  seines 
Verhaltens  zu  einer  bestimmten  Hand- 
lungsweise veranlasst  wird.  Auch  die 
freien  Vereinigunf^en  können  nicht  darauf 
verzichten,  dass  der  einzelne,  der  ihnen 
angehört,  sich  ihren  Normen  iv.-^\.  Die 
Freiheit,  dass  der,  dem  diese  Xormpn 
nicht  mehr  passen,  seine  Mitgliedschaft 
aulkfindigt,  ist  Utsächlich  nur  dne  for- 
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male,  da  dio-c  seine  Mitgliedschaft  in  der 
anarchistischen  Gemeinsdiaft  ja  gleich- 
zeltig  die  Grandlage  seiner  ganzen 
Existenz  darstellt.  Der  einzelne  kann  ge- 
trennt von  der  Organisation  —  mag 
diese  nitn  StMt,  Föderation,  Wirtschafts- 
commune  oder  sonstwie  heissen  —  den 
Productionsproces«;  zur  Befriedigung  der 
eigenen  Bedürfnisse  nicht  bewältigen,  der 
Austritt  aus  der  Vereiniffiing  würde  also 
seinen  okonrimischcn  Ruin  bedeuten.  Aus 
diesem  (.r  iiule  muss  er  sich  fügen,  so 
dass  du  1  f  tilieit  des  Individuums  dort  ge- 
nau so  aufgehoben  wird,  wie  in  irgend 
einer  Zwangorganisation.  Der  Anarcliis- 
mus  leidet  also  an  den  selben  mensch- 
lichen UnvoUkommenheiten,  deren  sich 
der  Socialismus  von  vornherein  wohl  be- 
wusst  ist  Ja,  der  indirccte  Zwang  in  den 
anardiistischen  Verbänden  ist  weit 
schlimmer,  engt  das  Individuum  weit 
mehr  ein,  als  der  in  einer  noch  so  straff 
gegliederten  «-taatlichen  Organisation. 
Wahrend  der  Suiatshürger  doch  nur  den 
Staatsgcsetzeii  nachzukommen  hat.  die  in 
einem  demokratischen  Genieinwcsei;  ;n 
ausführlichen  und  öffentlichen  Beratungen 
von  Fachleuten  und  von  den  geistig  Her- 
vorragenderen der  Nation  verfassi  sind, 
bewirkt  der  indirccte  Zwang  em  Sich- 
fügen unter  die  Lebensgewohnheiten  und 
Traditionen  zuweilen  geistig  weit  7urück- 
gebliebener  Schichten,  eine  Herabdrück- 
ung  der  Einzelpersönlichkeit. 
Der  .\narchismii--  reohner  damit,  wie 
Borgnus  sehr  treftend  ausfuhrt,  dass  der 
ganze  Mechanismus  der  Gesellschaft  auch 
so  functionieren  würde,  ohne  staatliche 
Reglementierung.  Nun.  um  so  besser. 
Wenn  alles  alK.r  olme-hin  geschieht,  was 
durch  den  staatlichen  Zwang  hätte  be- 
wirkt werden  können,  so  schadet  die 
Existenz  dieses  staatlichen  Zwanges  auch 
nicht,  da  er  ja  dann  nie  angewandt  wer- 
den könnte.  Umgdcehrt,  wenn  der  staat- 
liche Zwang  in  .\cfion  treten  niu<s.  so 
ist  dies  ein  Beweis  dafür,  dass  nicht  alles 
von  selber  geht  und  dann  ist  dieser 
Zwang  auch  notwendig. 
Der  Anarchismus  kämpft,  insoweit  er 
sich  in  seinem  Ziel  in  Gegensatz  zum 
Socialismus  stellt,  gegen  ein  Phantom. 
Er  supponiert  einen  Socialismus,  der  nur 
aus  reiner  Freude  an  -tnatlieluT  Ret^Ic- 
mcntierung  die  einzelnen  bevormundet 
and  drillt,  um  dann  von  der  Höhe  der 
indiz'iducllcit  AufFassungswt  ise  diesen  So- 
cialismus zu  verwerfen.  Sowie  der  An- 
archismus aber  selber  zur  ConstrUCtion 
irgend    eines   Gesellschaftsideals  vor- 


schreitet, kommt  er  factisch.  wenn  auch 
nicht  in  den  juristischen  Fictionen,  auf 
das  Gesellschaft  sidcal  des  Socialismus 
Cvergl.  meine  Artikelserie  Die  anarchis- 
tischen Lehren  und  ihr  Verhältnis  sum 
Commmmtmm  im  Socialistischen  Akade- 
miker, 1895,  pag.  273  fF.,  wo  ich  die  völlige 
Übereinstimmung  des  von  einem  Indivi- 
dualismus ausgehenden  Gesellschafts- 
ideals mit  dem  Socialismus  nach- 
zuweisen versucht  habe).  Nicht  atif  die 
einzelnen  iuri-tischen  Formen  kommt  es 
an,  die  doch  immer  wieder  zeitlich  und 
örtlich  durch  andere  Factorcn  bestimmt 
werden,  .-•l'^  d'.^rch  den  Willen  der  Be- 
teiligten, sondern  auf  die  factische  Be- 
waltigwig  der  Aufgaben,  die  für  die  Men- 
schen notwendig  sind.  Die  eigentliche 
Administrative  bildet  den  Kern 
des  Problems,  das  durcli  die  ainarchis- 
tii-ohc  Terminolnpie  in  keiner  Weise  ver- 
einfacht oder  seiner  Lösung  näher  ge- 
bracht wird.  Der  Cassenwart  der  an- 
archistischen Vereinigung  wird  es  nicht 
leichter  haben,  als  der  Finanzminister  des 
socialistischen  Staates.  Die  Gestaltung 
der  Dinge  wird  vielmehr  von  der  ganzen 
Entwickelung  der  Productivkräfte  und 
von  den  psychologischen  Factoren  ab- 
hängen, die  durch  ein  noch  so  ausgeklü- 
geltes sociales  System  gar  nicht  be- 
rührt werden. 

Dass  überhaupt  durch  eine  formale  Neu- 
ordnung an  dem  Wesen  der  Dinge  kaum 
etwas  geändert  wiri!.  dafür  bietet  der  in- 
teressante Abschnitt  über  die  Ehe  in  der 
Borgiusschen  Schrift  ein  Beispiel.  Als 
die  eigentlich  anarchistischen  Anschauun- 
gen auf  diesem  Gebiet  bezeichnet  Borgin» 
die  in  dem  kürzlich  erschienenen  Buch 
Die  Eigenen  von  Rucdcbusch  dargestell- 
ten. Nach  Ruedebttsch  ist  es  unmöglich, 
da>s  ein  Mann  in  einem  einzigen  Weibe, 
und  ebenso  natürlich  [?]  umgekehrt,  ein 
Weib  in  einem  einzigen  Manne,  alle 
Seiten  des  Idealwesens  vereinigt  findet, 
deren  er  zur  wirkhchcn  Ergänzung  seines 
Wesens  bedarf«.  Der  »einzige  logische 
.Ausweg  aus  diesem  Dilemma«. ist  der, 
>nach  Bedarf  gleichzeitig  verschiedene 
Persönlichkeiten  des  andern  Geschlechies 
zu  wählen«.  Es  ist  also  eine  Organisation 
notwendig,  in  der  die  Form  einer  Einzel- 
ehe oder  überhaupt  einer  Ehe  in  ge- 
sclilechtlicher  Hinsicht  aufgehoben  und  an 
deren  Stelle  der  unbeschränkte  Verkehr 
aller  Indivi(hicn  des  einen  mit  allen  des 
anderen  Geschlechtes  gesetzt  ist.  »So- 
bald die  Menschheit  hierzu  erst  den  Mut 
gefunden  Itat,  ist  das  Glück  auf  dem  Ge- 
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Inete  des  Reschlechtlichen  Lebens  er- 
reicht.« Ist  dem  wirklich  so?  Man  kann 
dieser  Meinung  wohl  die  andere  dagegen 
halten,  dass  die  eigentlichen  Schwierig- 
keiten und  die  eigentlichen  Conflicte  auf 
diesem  Gdnet  nicht  sowohl  der  Form  der 
Einzelehe  oder  der  conventionellcn  Ver- 
pflichtung —  worunter  auch  die  soge- 
nannte frtie  Lieb*  sweier  Individuen  an- 
gerechnet ist  —  geschuldet  sind,  als  viel- 
mehr auf  rein  psychologischem  Gebiet 
liegen,  ja  im  letzten  Grunde  viellddit  mit 
den  eigentlich  -cmk-Hiii  X'orpäncfen  nur 
wenig  zu  tun  haben.  Ob  durch  blosse 
Veränderung  der  äusseren  Form,  wie 
Ruedebusch  meint,  die  Besit  seif  er  sucht 
aufgehoben  werden  kann,  oder  ob  diese 
Bcsitscifersucht  nicht  im  tiefsten  Wesen 
des  Menschen  selbst  liegt,  weil  sie  zu 
seiner  geistigen  Selbsterhaltung  notwendig 
ist.  ob  nicht  auch  hier  viclliiclit  sich  Un- 
terschiede zwischen  l)ciden  Geschlechtern 
zeigen,  wo  Ruedebusch  die  selbstverstiüid- 
liche  Gleichheit  des  Empfindungslebens 
voraussetzt  —  dies  alles  bildet  das  Pro- 
blem, das  auch  durch  eine  anarchistische 
Form  nicht  gelöst  wird,  solange  die 
Menschennatur  selber  nicht  auch  durch 
freie  Vereinbarung  geändert  wird. 
Ist  so  der  Anarchismus  als  eine  dem  So- 
ctalismus  theoretisch  gleichberechtigte 
und  gegenüberzustellende  >tllschafts- 
doctrin  nicht  anzuerkennen  und  muss 
gerade  bestritten  werden,  dass  der  Anar- 
chismus eine  »logisch  in  sich  pcschlosscne 
Theorie  vom  Gesellschallsleben«  dar- 
stellt, so  bleibt  der  eigentliche  Unter- 
schied zwischen  Anarchismus  und  Socia- 
lismus  tatsächlich  nur  in  den  Mitteln 
SU  sttchen,  die  sur  Erfüllung  des  Zieles 
dienen  sollen.  Hierauf  sollte  hei  den 
Darstellungen  des  Anarchismus  das  ent- 
scheidende Gewicht  gelegt  werden;  und 
hier  dürfte  der  Grund  für  die  politische 
Bedeutungslosigkeit  des  Anarchismus  im 
Gegensatz  zur  politischen  Kraft  der  so- 
cialistischcn  Bewegung  zu  suchen  seiiL 
Es  ist  erfreulich,  dass  man  überhaupt 
wieder  derartig  allgemein  theoretische 
Unternehmungen  anstellt,  wie  Bori(ius 
dies  in  seiner  Schrift  tut,  so  wenig  solche 
Deductionen  auch  die  eigentlich  compli- 
ciertcn  socialistischen  Probleme  aufzu- 
hellen im  Stande  sind.  Die  Borgiussche 
Schrift  ist  übersichtlich  eiiueteilt.  und  die 
Darsteihmg  eine  überaus  fesselnde.  Die 
fipicntliche  Quintessenz  der  anarchisti- 
schen Doctrin  wird  dem  Leser  vorgeführt, 
ohne  dass  frdlicb  die  Unterschiede  der 
dnsehien  anardiistischen  Theoretiker  mit 


berücksichtigt  werden.  Das  wäre  auch  in 
dem  eng  begrenzten  Rahmen  dieser 
Schrift  nicht  möglich  gewesen.  Seine 
eigene  Ansicht  hat  der  Verfasser  nicht 
dargelegt,  sondern  lediglich  ein  objectives 
Bild  der  Ideenwelt  des  /^rehismus  In 
dircctcr  Rede  gegeben.  Es  wäre  indessen 
zu  wünschen,  dass  er  dieser  ausgezeich- 
neten Schrift  bald  dne  zweite  folgen 
liessc.  die  die  hier  vermisste  kritische  Be- 
urteilung der  anarchistischen  Doctrin  und 
Taktik  enthilt  josu'  «looh 

Bildend»  Kwn* 

Zu  gleicher  Zeit  sind  in  der  Berliner 
Nationalgalerie  Werke  SCHWINDS 
UND  BOCKLINS  ausgestellt  gewesen. 
Die  Schwittd^AttSstelliing  war  zur  Erinne- 

riinp  rui  rlic  lOO.  Wiederkehr  des  Geburts- 
jahre?, dieses  Malers  veranstaltet  worden; 
und  im  selben  Gebäude  konnte  eine  kleine 
.Xnzahl  von  Bocklinschen  (ietniiiden  aus 
Privatbesitz  öffentlich  gezeigt  werden, 
welche  von  ihren  Besitzern  geliehen 
waren.  Es  waren  in  erster  Reihe  Nereide 
und  Triton,  femer  zwei  Fassungen  der 
Toteninsel,  die  mit  dem  völlig  verdunkel- 
ten Meer  und  Himmel,  von  denen  sich, 
bräunlich  warm  beschienen,  die  Felsen- 
niauern  ahlulnn,  und  die  zweite,  bei  der 
über  dem  Horizont  ein  heller  Luftstreif 
die  Wolkenschwere  durchreisst,  so  dass 
Insel  und  Baiimma^sen  sich  stellenweise 
dunkel  vom  Hnitergrund  abheben.  Die 
Idylle  Ilerbstgcdankcn,  diese  stärkste 
Verbindung  von  Grün  und  Blau  im  colo- 
ribtischen  Werk  des  Meisters,  eine  kleine, 
blumenstreuendc  Flora,  der  den  Fischen 
predigende  Frandscus  und  die  Halbfigur 
der  Judith  mit  dem  Haupt  des  Johannes. 
Nahezu  ein  Mcnschenaltcr  scheidet  die 
Geburtsjahre  der  beiden  Romantiker,  und 
der  Unterschied  zwischen  ihnen  bezeich- 
net die  inzwischen  geschehene  Entwickc- 
lung  der  deutschen  Malerei.  Schwind  ist 
zu  verstehen  als  der  Fortsetzer  der  «deut* 
sehen  Bilderhandschriftenmaler,  welche, 
wenn  auch  im  Miniaturformat,  doch  im 
selben  Geist  einer  abgekürzten  Formbe- 
haiullunj?  das  Körperliche  darstellten. 
-\uch  er  behandelt  die  Gestalt  sehr  allge- 
mein, nitnmt  die  charakteristischen  Be- 
sonderheiten von  Geberde  und  Stellung 
als  bekannt  und  wirkt  mehr  durch  Be- 
weglichkeit der  Phantasie  und  Leichtig- 
keit der  Gruppierung,  als  durch  Vertief  ung 
der  Besonderheit  von  Stdien  und  Gehen, 
Greifen!  und  Halten.    Seine  Maischen 
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sind  Typen,  wie  sie  dem  Märchen  gezie- 
men, alle  Prinzen  gleichen  einander,  und 
alle  jungen  Schönheiten  sind  eines  Ge- 
sriilechts.  Kraft  und  Pathos  der  Be- 
wegung sind  ihm  fremd,  und  eine  Illusion 
des  Hin  und  Her  wird  eigentlich  nur 
durch  Gruppenbildung  erreicht,  nicht 
durch  ein  zu  Ende  Verstehen  der  Einzel- 
gestalt. Und  schliesslich  wirkt  das 
Milieu,  die  Traulichkeit  von  Architektur- 
eeken  und  die  Sinnigkeit  des  Natntgc- 
fühls  mehr  fast,  als  das  menschliche 
Leben.  Umdeutungen  von  Naturmächten 
ins  Menschliche,  wie  jener  scheinbar  aus 
Wurzelverästelungcn  entsprungene  Rübe- 
zahl, rufen  die  stärkste  Uberzcugting  von 
ihrer  Gegenwart  hervor.  Aus  alledon 
folgt,  dass  von  Rechts  wegen  rl-  r  äusserste 
erlaubte  Massstab  dieser  Kunst  weit 
unter  der  Ldienflfrdsae  liegt  Fast  kann 
man  sagen:  je  kleiner,  je  besser.  Jeden- 
falls ist  das  Mass  der  nach  Weimar  ge- 
hörigen aquarellierten  Zcicluuingen  von 
den  Sieben  Raben  —  dem  Hauptan- 
ziehungspunct  der  Aasstellnng  —  die 
Grenze,  jenseits  deren  die  Leere  beginnt. 
Man  emp&idet  sie  bereits  in  den  Skizzen 
zu  den  Motiven  aus  deutschen  Opern  fQr 
das  Wiener  Opernhaus  und  in  den  Car- 
tons  für  die  Wartburgfresken,  und  sie 
wird  bedrohlich,  wo  Schwind  im  lebens« 
'  grossen  Map«;stab  bei  Behandllung  der 
Psychcfabcl  mit  Raphael  welteifert.  — 
Eine  besondere  Stellung  in  dem  Werk 
des  Meisters  nehmen  die  Bildchen  eiut 
in  denen  er  mit  behaglicher  Wärme  von 
irKcnd  einer  Wirklichkeit  berichtet,  in 
der  doch  immer  etwas  Ausserordentliches 
stedct  Ein  Gretfsptel  buntgddeideter 
Mädchen  mit  ihren  Reifröcken  —  sehr 
bunt,  denn  dieser  Maler  war  kein  Colo- 
rist.  und  er  wusste  wohl,  warum  er  die 
Farbe  fast  immer  so  stark  dämpfte  — , 
eine  auf  der  Brücke  im  Menschentreiben 
stillstehende  Dame,  die  viclbewunderten 
Schätze  der  Schack-Galerie :  das  junge 
Ding,  welches  morgens  sein  Schlaf- 
zimmerfenster öffnet,  und  die  Hochseits- 
reite  gehören  so  gut  zu  dieser  Gruppe, 
wie  dss  kleine  Gemälde  der  Berliner 
Sammlung,  wo  Schwind  berichtet,  wie  die 
Herzogin  von  Orleans  ihm  bei  der  Ar- 
beit an  den  Wartburgfresken  half.  Bei 
alledem  ist  es  nicht  eine  .Auskunft  da- 
rüber, wie  sich  Welterscheinung  und 
Menschenbild  in  den  Augen  unseres  2Mt- 
alters  spiegeln,  was  wir  von  die"=em 
Künstler  erfahren,  und  so  ist  er  bei  aller 
Liebenswürdigkeit  keiner  von  denen,  an 
die  eine  Entwickelung  anknüpfen  lauuu 


Keiner,  wie  dann  Böcklin  wurde,  der 
auch  das  Märchenhafte  nur  in  höchst 
concretcr  Gestalt,  manchmal  mit  einem 
Aufwand  von  Detail,  bildete,  dass  auch 
dem  ungläubigsten  Verstand  die  Einsicht 
aufgehen  muss:  diese  Wesen  und  Ge- 
schehnisse haben  ihre  unbestreitbare 
Existenz. 

X  X 
Ais  Hauptstück  seiner  letzten  Ausstellung 
führte  Oissirer   KLINGERS  BLAUE 

STUA^DH  von  neuem  vor.  Dieser  im 
Werk  des  Künstlers  einzige  Versuch,  die 
Freilichtmalerei  ernst  zu  nehmen  —  tmd 
das  unter  erschwerenden  Bedingungen. 
Zwei  Beleuchtungen,  ein  letzter  kalter 
Tagesschein  und  eine  für  den  Beschauer 
verdeckte  Flamme  streiten  sicli  um  das 
Recht,  drei  Frauenaclc  zu  beleuchten.  Nie- 
mals hat  Klinger  vor-  oder  nachher  Ge* 
stdlten  so  ihrem  organischen  Zusammen- 
hange widersprechend  durch  fremdartige 
Farben  zerreissen  lassen.  Vor-  und  nach- 
her bat  er  die  Farben  vielmehr  als  Mittel 
der  Zusammenfassung  einer  Einheit  und 
zur  Trennung  von  anderen  Körpern  und 
Raumsphären  angewendet.  So  steht  dies 
Gemälde  da,  als  ein  besonderer  Mark» 
stein  der  Epoche,  als  die  impressionis- 
tische .'\uffassungsweise  in  Deutschland 
eindrang  und  sich,  wenn  auch  noch  so 
voriihcrgehcnd,  auch  diesen  Künstler  tri- 
butpflichtig machte,  der  seinem  ganzen 
Wesen  nach  von  dieser  Art,  zu  schauen, 
meilenweit  entfernt  ist. 
X  X 
Ein  kleines  Document  für  den  WANDEL 
DER  KÜNSTLERISCHEN  AUFFAS- 
SUNG in  den  letzten  Jahren  ist  das 
Wahrzeichen  der  deutschon  Abteilung  in 
der  Saint  Louiser  Weltausstellung:  ein 
geschmiedeter  Adler  nach  dem  Modell 
von  .\ugust  Gaul  (Ausführung  durch  die 
Firma  Armbruster  in  Frankfurt  a.  M.) 
In  der  knappen  Formluhandlung 
und  Ausdrucksschärfe  hat  der  Vogel  eine 
starke  Verwandtschaft  mit  gotischen 
Bronceadlern,  wie  sie  als  Lesepulte  in 
Kirchen  häufig  stehen.  Auch  an  japa- 
nische  Plastik  kann  man  denken,  die  steh 
in  so  vielen  Puncten  mit  deutscher  Gotik 
berührt  Was  diese  Figur  aber  beson- 
ders interessant  macht,  ist  die  Erinnertmg 
an  jenen  anderen  Adler  in  aufgeregtem 
Kampf  mit  einer  Schlange,  der  von  der 
gleichen  Firma  in  der  Pariser  Ausstel- 
hing  aufgerichtet  war.  Damals  war  jede 
Feder  einzeln  kraus  gespreizt,  waren  die 
Fittiche  weit  ausgereckt.  Jetzt  ist  das 
ganze  Gefieder  eng  an  den  Körper  gelqi^ 
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dessen  Form  deutlich  zur  Geltung  kom- 
men soll  und  an  den  aus  demselben 
Gtande  die  Flngd  eng  angeschlossen  sind. 
Das  ist  ein  Fingerzeig,  welchen  Weg  in- 
zwischen die  künstlerische  Auffassung  von 
der  tlberadiätning  des  unruhig  Maleri- 
schen sttr  klaren  Formdurchbildung  ein- 
geschlagen hat.  Es  ist  nicht  nur  ein  Zu- 
fall, dass  diesmal  hier  ein  anderer  Künst- 
ler zu  Wort  kam,  als  vor  vier  Jahren. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  bayrische 
Landtag  bewilligte  einen  Jahrcszuschuss 
von  1000  M,  für  die  Versuchsanstalt  und 
Anskunltsstelle  für  MaltedmA;  welche 
seit  vielen  Jahren  mit  der  technischen 
Hochschule  in  München  verbunden  ist 
Dies  verdienstlidie  Institut  strebt 
unter  der  Leitung  von  A.  W.  Keim  da- 
nach, den  vielen  Übelständen  ungesunder 
Techniken  und  unhaltbarer  Materialien 
Einhalt  zu  tun.  —  Die  preussische 
Regierung  plant  eine  dauernde  Kunst- 
ausstellung, für  welche  bauliche  Verände- 
niQgcn  in  dem  Arnimschen  Palais  zu  Ber- 
lin, I^ser  Ptatz  4,  vorgenommen  werden 
sollen.  —  Linter  der  Bezeichnung  Aus- 
stellung Kur  f  üste  ndamtn  hat 
sich  in  Berlin  eine  Gesellschaft  gebildet, 
welche  auf  dem  Kurfürstendamm  ein  Ge- 
bäude errichten  will,  das  für  eine  Reihe 
von  Jahren  an  die  Berliner  Secession  und 
an  den  Deutschen  Künstlcrbund  vermietet 
werden  soll ;  zur  Erlangung  von  Bau- 
plänen ist  eine  beschränkte  Concurrenz 
ausgeschrieben  worden.  —  An  die  Kunst- 
schule in  Weimar  ist  Sascha  Schnei- 
der berufen  worden.  anna  pimmh 

BOchop 

Neben  dem  Adel  unddem  wurzelkräftigen 
Bauerntum  findet  der  moderne  [1] 
Staat  eine  seiner  stärksten  Grundlagen  in 
der  Geistlichkeit.«  Diese  Weisheit  ist  ge- 
wisscrnussen  das  Objectiv,  durch  welches 
Paiil  LIMAN  in  seinem  Buch  DER 
KAISER  /Berlin,  C.  A.  Schwctschke 
&  Sohn/  das  Bild  Wilhelms  II.  aufge- 
fangen hat  Ergüsse  eines  altpreussi  sehen 
Gemiite?,  erfüllt  von  Bismarcksehnsucht 
und  Groll  ob  der  Zurücksetzung  des  histo- 
riseken  Conservativismus  in  diesen  un- 
zuvcrlasslichen  Zeitläuften.  —  Aber  wenn 
uns  eine  Ahnung  nicht  trügt,  so  dürften 
trotz  der  reckenhaften  Tendenz  am  Ende 
nicht  gerade  kühle,  wissende  Canal- 
fcbdlen  diesem  Buche  zum  Rulmie  hoher 
Auflagen  Terhdfen.  Es  ist  ein  Producta 


dem  weit  eher  die  Haufen  schlichter 
Philister  bürgerlichen  Sinnes  tmd  Stan- 
des verfallen  sind.  Sie  sdiitzen  noch  die 

gruselige  Sensation,  wenn  einmal  so  recht 
kolossal  Riesiges  gesagt  wird.  Ach,  wo 
bliebe  ohne  die  treuen  Seelen  die  un- 
dankbarste aller  Schreibungen,  solche 
Geschichtsschreibung  der  eigenen  Zeit! 
Man  kann  auch  von  falschen  Prämissen 
zu  richtigen  Ergebnissen  gelangen.  Es 
stehen  Wahrheiten  in  dem  Buch,  aber  das 
Buch  ist  keine  Wahrheit  Es  ist  in  der 
Hauptsache  eine  tönende  Zusammenstel- 
lung altbekannter  Daten  und  Facten  und 
-■agt  dem  ernsten  Frager  irgend  welcher 
politischen  Richtung  nichts.  Denn  das 
ist  ja  zu  erwarten,  dass  ein  klares  Fadt 
nicht  gezogen,  ein  reiner  Wein  nicht  ein- 
geschenkt werden  kann.  Ein  gewundener 
Pfad  fuhrt  durdi  swMf  Oipitel,  da  widist 
viel  Psychologisches  und  Kritisches,  und 
da  blühen  auch  die  schuldigen  Compli- 
nicnte  an  die  bedeutende  Persönlichkeit 
Alle  Psychologie,  alle  Kritik  und  alles 
Bedauern  des  Bedauerlichen,  aller  Frei- 
mut Posas  und  aller  Trotz  des  Prometheus 
wird  in  den  Intervallen  der  Spannung 
harmonisch  formuliert  zu  tmbewusst  bsr- 
zantinisclitn  Sentimentalitäten  und  Tri- 
viahtäten:  »Im  Sonnenlicht  schreitet  der 
Kaiser  dahin,  aber  das  Sonnenlicht  blen- 
det, vr  strebt  zu  schimmernden  Höhen, 
aber  der  Weg  führt  vorbei  an  Schroffen 
und  Schlünden«  —  so  hdsst  es  am  Schluss 
des  Buches.  Wir  konnten  aber  keine 
Rührung  empfinden.  Und  ebensowenig 
konnten  wir  mit  besagten  Philistern  das 
Gruseln  erlernen,  wo  es  ausgesprochen 
wird,  dass  >die  Schattenseiten  der  Im- 
pulsivität mit  besonderer  Stärke  gerade 
im  Sende  des  Hernchers  hervortreten< 
und  dass  >allzii  oft  die  Erkenntnis  des  zu- 
reichenden Grundes  fehlt«.  Ja,  unsere 
Gänsehaut  ist  nicht  einmal  in  Action  ge- 
treten, wo  die  Anafogieen  sur  Re^e- 
rungszeit  Friedrich  Wilhelms  IV.  an  die 
Reihe  kommen  und  wo  der  Schoo  längst 
zum  Überdruss  abgeleierte  Widerspruch 
zwischen  blauem  Dämmerungssauber  der 
Romantik  und  modemer  angelsächsischer 
Lebensauffassung  aufgewärmt  wird.  Nur 
dort  fühlten  wir  uns  erschüttert,  wo  das 
Furchtbare  gerügt  wird,  dass  anstatt  dnea 
Limburg- Stimm  jetzt  schon  die  Isidor 
Löwe,  Bleichrödcr,  Markus  und  Ballin  zu 
Hofe  fahren. . . .  niANt  uMOHniint 

X  X 
Für  das  Studium  der  geistigen  Strö- 
mungen an  der  Jahrundertwende,  als 
geschichtUdies  Documenta   mfigen  die 


682 


RUNDSCHAU  •  DIVERSA  •  BÜCHER 


drei  Aufsätze  von  Heinrich  MEYER- 

BEXFEY:  MODERNE  RELIGION. 
SCHLEIERMACHERMAE  TERUNCK 
/Leipjrig,  Eugen  Diederidis/  wertvoll  und 

nützlich  sein,  ebenso,  wie  sie  für  den 
nahen  Geistesverwandten,  für  den,  der 
*  ähnlich  fühlt  und  der  Fähigkeit  des  Aus» 
drucks  crmangelt,  eine  Erhebung  und  Er- 
baunug  dar.>.teilen  dürften.  Als  Erbauungs- 
buch für  eine  ziemlich  eng  begrenzte  Ge- 
meine hat  sie  der  Autor  wohl  auch  ge- 
dacht. Und  so  hat  das  Büchlein  seine 
berufenen  Kritiker  eigentlich  nur  in  dem 
Kreis,  für  den  es  geschrieben  ist:  hat  es 
da  einen  Müden  gestärkt  oder  einen  Dur- 
stigen gelabt,  so  hat  es  wohl  im  Sinne 
des  Autors  gewirkt. 

Als  unberufener  Kritiker  tnuss  ich  aber 

ganz  entschieden  Einspruch  erheben  gegen 
die  Ausdehnung  des  Wortes  Religion  auf 
Begriffe,  die  himmelweit  von  dem  doch 
nacligeradi-  geschichtlich  festgelegten  Bc- 
gritt  entfernt  sind.  Es  hcisst,  der  Con- 
fusion  Tiir  und  Tor  öffnen,  von  einer 
Religion  ohne  Gott  und  ohne  Unsterb- 
lichkcitsglaubcn  zu  reden,  die  keinem 
Rtthdiedür&iis  oder  Trostverlangen  ent- 
gegenkommt und  eigentlich  nichts  ist,  als 
eine  poetisch-optimistische  Art,  sich  mit 
einigen  Grundtatsachen  der  modernen 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  abzufinden. 
Für  H.  Meyer-Benfey  müsste  tum  Bei- 
spiel Moleschotts  Kreis!, luf  des  Lebens  in 
den  Schlusscapitein  em  religiöses  £r- 
bauungsbttch  sein.  Gegen  diese  willkür- 
liche r)ehnung  des  Begriffs  Religion  inii^s 
man  im  Interesse  der  Klarheit  protestie- 
ren. Die  Auffassung  des  Lebens  als  einer 
Kette  von  Ursachen  und  Wirkunpen  ohne 
aussermenschhchen  Sinn  ist  irreligiös  und 
bleibt  es,  wenn  man  sie  mit  noch  so  vielen 
schönen  Phrasen  und  Citaten  bestickt 
Wenn  ich  mich  mit  dem  Gesetz  von  der 
Erhaltung  der  Kraft  über  den  Tod  eines 
geliebten  Menschen  trösten  kann,  so  mag 
das  ein  schönes  Zeugnis  sein  für  die 
menschliche  Fähigkeit,  selbst  Steine  au>- 
znsaugen :  Religion  ist  es  nicht  Auch  der 
Cnltus  der  Lebensempfindung  als  solcher 
—  I^art  f-nur  l'art  —  hat  nichts  Religiöses, 
ebensowenig  wie  das  Gemeingefühl  mit 
allem  Lebendigten. 

Hier  handelt  es  sich  um  Ersatzgefühle  der 
Religion,  die  ein  Recht  haben  auf  neue 
Worte,  die  weniger  nach  Verdummung 
und  Knechtschaft  riechen.  Gerade,  weil 
der  Autor  nicht  zu  denen  gehört,  die  der 
wissenschaftlichen  Weltanschauung  einige 
Consequenzen  abhandeln  wollen,  bedauern 
wir  seinen  Versuch,  neuen  Wem  in  alte 


Schläuche  zu  ffillen.    Auch  sdieint  uns 

sein  Buch  selbst  der  beste  Beweis,  dass 
eine  Glaubens-  und  Gefühlsgemeinschaft, 
eben  die  Meyer-Benfeysche  modern«  Re- 
ligio», die  sich  in  einer  ästhetisch- 
lebensbejahenden  Betrachtung  des  wissen- 
schaftlich Erkannten  findet,  als  gemein- 
samcr  seelischer  U>rund  für  eine  grössere 
Anzahl  nicht  möglich  ist.  Den  leeren 
Raum  zwisdien  den  wissenschaftlichen 
Grundsteinen  und  Grenzpfählen  scheint 
mm  einmal  der  moderne  Mensch  auf 
eigene  Faust  ausfüllen  zu  wollen.  Ich 
glaube,  die  übergrosse  Mehrheit  der  Leser, 
die  die  Voraussetzungen  des  Autors  an- 
nehmen, geht  von  ilim  genau  so  leer  weg, 
wie  sie  gekommen.  Dass  dem  so  ist,  trotz 
der  schonen  Sprache  und  der  unverkenn- 
baren Echtheit  und  Wärme  der  Über- 
zeugimg, liegt  doch  wohl  daran,  dass  das 
Buch  etwas  darbietet,  was  nur  in  den 
allerseltensten  Fällen  ein  Mensch  vom 
andern  nehmen  kann.  oda  olbcrq 

X  X 
Das  neue  Buch  von  ELLEN^  KEY: 
ÜBER  LIEBE  UND  EHE  /Berlin.  S. 
Fischer/  ist  wieder  eine  Zusammenfassung 
verschiedener  Essays,  die  sich  auf  das 
selbe  Gebiet  beziehen,  und  enthält  gerade 
dadurdi,  dass  jeweilen  ein  einzelnes 
Thema  nur  auf  der  Fährte  verfolgt  wurde, 
auf  der  es  zu  einer  glücklichen  Lösung 
geführt  werden  kann,  ohne  dass  dann  die 
Collisionen,  die  mit  anderen,  ebenso  wich- 
tigen Fragen  entstehen,  berührt  werden, 
ein  gut  Teil  Widersprüche,  die  zuweilen 
zwar  scheinbar  gelöst  werden,  aber  eben 
nur  sdieinbar.  Ahnficii,  wie  vor  zwanzig 
Jahren  Laura  Marholm  das  Gären  und 
Werden  in  der  Frauenwelt  unter  klare 
Gesichtspuncte  zu  ordnen  versuchte,  will 
auch  Ellen  Key  das  Gesamtbild  der  in- 
neren und  äusseren  Lage  der  Frau  von 
heute  geben,  zu  dem  die  Frauen  selber  in 
ihren  Büchern,  wie  Mosaiksteine,  persön- 
liche Bekenntnisse,  Erlebnisse  und  Er- 
rungenschaften zusammengetragen.  Ellen 
Keys  grosses  Mutterherz  umfasst  uns  alle 
mit  ihrer  liebe,  und  der  Wunsdi,  uns 
glücklich  zu  sehen  luid  ein  neues,  froheres 
Geschlecht  heraufzuführen,  macht  die 
Idealtstin  zur  Utopistin,  deren  Vorsdilige 
zur  Besserung  durch  Decrete  und  Verord- 
nungen aber  nur  als  Ausfluss  des  guten 
Willens  gewertet  werden  können.  Doch 
tu'  \\n^  lallen  Key  heute  sclion  Gutes  und 
leitet  aut  den  Weg  zur  Erlösung,  indem 
sie  sich  auf  eine  hohe  Warte  stellt,  von 
der  aus  sie  die  Bewegung  übersieht  und 
gut  lg,  aber  schonungslos,  unser  Frauen- 
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gcschlcclit  kritisiert  —  In  der  Entwicke- 
lungslinie  der  geschlechtlichen  Sittlichkeit 
trat  cm  grosser  Moment  da,  ils  Ltitfacr 
das  Recht  und  die  Macht  der  Sinnlichkeit 
anerkannte,  freilich  blieb  die  Welt  hier 
Stehen,  und  das  evangelische  Christenttun 
predigte  die  Heilipkeit  der  Ehe  starrer, 
als  irgend  eine  Zeit  zuvor.  Die  Mono- 
gamie, die  doch  in  der  WirklicUceit  nie 
tatsächlich  inne  gehalten  wurde,  war  die 
einzige  gebilligte  Form  für  die  Beziehung 
der  Geschlechter  zu  einander,  und  doch 
war  dadurch  das  Endziel  noch  lange 

immer  sedenvollere 
Sinnlichkeit,  eine  immer  sinnlichere  Be- 
seeltheit«.  Auch  für  Ellen  Key  steht  die 
notwendige  Einheit  von  Ehe  und  Liebe 
unerschütterlich  fest,     freilich  nach  der 
Idee    jenes  französischen  Revolutionärs, 
d<  r  drn  Paragraphen    Die    sich  lieben. 
4ind  Mann  ut^d  Frau  vorschlug.  Während 
2nr  Zeit  der  Minnesänger  der  Frau  in 
der  Liebe  gleiche  —  und  mit  der  Ehe 
durchaus    nicht    zu    vereinbarende  — 
Rechte  ohne  weiteres  zugebilligt  wurden, 
hat  die  evangelische  Zeit  vor  allem  sie 
ganz  in  den  Dienst  des  Mannes  gestellt, 
sie  sollte  nur  Harmonie  und  Ruhe  für  den 
Mann  bedeuten ;  die  Zukunft  aber  will, 
dass  in  der  neuen  Lici)c  »der  Mann  von 
der  Frau  auch  Gedanken,  die  Frau  vom 
Manne  auch  Gefühle  verlangen  soll«.  Aber 
gerade  heute  hat  die  Frau  auf  der  Suche 
nach  der  Erkenntnis  ihrer  Persönlichkeit 
iast  durchweg  die  sonnige,  gesunde  Ruhe, 
die  Opferfreudigkeit  der  früheren  Frau 
verloren,  sie  ist  zu  stolz  geworden,  um 
von  den  törichten  Jungfrauen  die  Kunst 
zu  lernen,  wie  man  den  Mann  immer 
fesselt,  und  erst,  wenn  die  Frau  so  weit 
sein   wird,   dass  sie   liebt,   wie  unsere 
Mfitter,  ihre  Reize  entfaltet,  wie  die  Li- 
lien des  Feldes,  und  denkt  und  kämpft, 
wie  die  Frau  von  heute,  wird  sie  die 
Priester  in  der  neuen  Liebe  geworden  sein. 
Nnr  der  tief  Sittliche  entdeckt  den  feinen 
Unterschied  zwischen  neuer  Sittlichkeit 
und  alter  l^nsittlichkeit.    Es  müsste  die 
Freiheit  der  Liebe  gewährleistet  werden, 
die  dem  jungen  Menschen  gestattet,  seinen 
Liebesdrang  auszuleben,  die  dem  Kinde 
junge  Eltern  gibt  und  die  kommende  Ge- 
neradon  veredelt   Freilich  setzt  da  der 
grosse  Conflict  ein.  dass  junge  Eltern  von 
der  Heiligkeit   des   Kindes   noch  nicht 
durchdrungen  sein  werden  tmd  dass  die 
Liebe  der  Jugend  in  den  weitaus  meisten 
Fallen  nicht  die  Lcbrnsliebc  ist.  Vor  allem 
nüssten  da  höhere  Löhne,  schönere  Le- 
bcnsbedingimgen  geschaffen  werden,  tud 


es  müsste  nicht  die  Lie!)e,  sondern  die 
Freiheit  der  Kinderzeugung  begrenzt  wer« 
den;  denn  nur  unter  Bedingungen,  die 
für  die  Gattung   günstig  sind,  dürften 
Kinder   gezeugt   werden.     DaRegen  ist 
Ellen  Key  eine  entschiedene  Gegnerin  dcs 
ledigen  Kindes.    Sie  macht  einer  Mutter 
den  Vorwurf  grosster  Selbstsucht,  wenn 
sie  von  vornherein  dem  Kinde  das  Glück 
entziehen  will,  auch  von  einem  Vater  ge- 
liebt zu  werden.  Die  Lösung  ist  nicht  da- 
durch geschaffen,  dass  die  Frau  selbstän- 
dig wird,  denn  die  schönen  Worte  /4r- 
beifsfreiheit,  Arbeitsfreude   »bedentcn  in 
Wirklichkeit  Arbeitssclavcrei  und  Arbeits- 
leid, das  einzige  Leid,  das  unsere  Zeit 
voll  erlebt«.   Es  bleibt  immer  wahr,  dass 
die  übrige  Sittlichkeit  einer  Frau  in  tie- 
ferem   Zusammenhange    mit    ihrer  ge- 
schlechtlichen Sittlichkeit  steht,  als  es  bei 
dem  Manne  der  Fall  ist.   Eine  Frau  kann 
sich  in  ihrer  Liebe  täuschen,  aber  sie 
darf  nicht  von  vornherein  ein  Kind  von 
einem  Manne  empfangenj  von  dem  sie 
weiss,  dass  er  nie  dem  Kmde  Vater  sein 
wird.    Wenn  einzelne  Frauen  aus  tiefster 
Not  heraus  der  Welt  ein  Kind  schenken, 
so  ist  es  doch  wieder  etwas  anderes,  als 
wenn  eine  andere  ein  Kind  kriegt.  Auf 
der  ganzen  Linie  aber  ist  die  Tendenz 
erstanden,  sich  von  der  Muttersdiaft  ztt 
befreien,  als  Ausdruck  des  grossen  Kam- 
pfes    zwischen    Einzelleben     und  Ge- 
sclücchtsleben,  und  die  Fran  steht  am 
Scheidewe|(e,  ob  die  FamiUe  aufrechter- 
halten bleiben   soll  in  der  alten  Form, 
oder  ob  sie  als  Concurrcnt  des  Mannes 
auf  das  Feld  der  Arbeit  ziehen  soll.  Heute 
lebt  die  grosse  Mehrzahl  der  Frauen  jahr- 
aus jahrein  über  ihre  Kraft,   Es  soll  aber 
nach  Eilen  Key  nicht  die  Familie,  sondern 
nur  das  Familien  recht  umgestaltet  wer- 
den, unter  anderem  auch  dadurch,  dass 
die  Hausarbeit  der  Frau  wie  irgend  eine 
andere  .\rbeit  gewertet  und  bezahlt  wird 
und   die  Heimlosigkeit  aufhöre.  Dass 
zur    Schaffung   wirklicher  Ehen  freie 
Scheidung  die  erste  Bedingung  ist,  ver- 
steht sich  von  selbst  Je  vielseitiger  eine 
Persönlichkeit  ist,  desto  weniger  bleibt 
sie  unverändert  und  desto  weniger  kann 
sie  einen  Bund  fürs  Leben  schlicssen; 
dennoch,  meint  Ellen  Ke^,  werde  der 
Wille  zur  TreiW  späterhin  st.'irker  sein, 
da  er  gleichbedeutend  ist  mit  dein  Willen, 
den   tiefsten   Forderungen   der  eigenen 
Persönlichkeit    treu    zu   sein.    Und  die 
Kinder?    Die  werden  zu  dem  kommen,  i 
der  sie  mehr  liebt   oder   besser  erzieht 
oder  den  sie  selber  wählen,  oder  gleich- 
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massig  zwischen  beiden  Gatten  verteilt. 
Dann  kommen  noch  die  Vorschläge  für 

ein  neues  Ehegesetz  und  die  schon  er- 
wähnten Pläne  für  die  Zukunft  —  Wer 
wollt«  leugnen,  dass  das  Budi  ein  Sdiatz- 
kastlein  ist  und  voll  \<<n  grossen  und 
sdidnen  Gedanken?  Aber  dennoch  hat 
der  Mann  —  idi  weiss  im  Augenblick 
nicht,  wer  es  ist  —  nicht  ganz  unrecht, 
wenn  er  sagt,  die  englischen  Schrift- 
steller, und  mit  ihnen  Ellen  Key.  landen 
immer  nach  den  mühseligsten  Umwegen 
wieder  in  der  Spicssbürgerlichkeit.  Wenn 
Ellen  Key  doch  wieder  zu  der  Einzelehe 
als  Glücksform  für  die  Menschheit  ge- 
langt, so  hat  sie  sicherlich  damit  das 
schönste  Ideal  aufgestellt,  das  ausgedacht 
werden  kann,  aber  sie  ist  eben  wieder 
von  dem  Ptmcte  ausgegangen:  Die  Frau 
ist  .  .  .  Und  gerade  das  ist  ja  die  Er- 
rungenschaft unserer  Zeit,  dass  man  die 
feste  Formel  für  Mann  und  Weib  zu 
durchbrechen  sucht,  dass  nur  der  Men- 
schenwert gelten  soll.  Es  gibt  doch 
Männer  wie  Frauen,  die  nur  einmal 
lieben  und  dadurch  zu  der  Höhe  ihrer 
Entwickelung  gelangen,  es  gibt  Männer 
wie  Frauen,  die  hundertfältig  Segen  zu 
geben  vermögen  dadurch,  dass  sie  wan- 
delbar sind  in  ihren  Empfindungen,  es 
gibt  MimiuT  wie  Frauen  von  ausscrgc- 
wönlicher  Lebenskraft,  die  in  immer 
neuen  Varianten  neue,  vollwertige  Ge- 
schöpfe zu  zeugen  vermöchten,  es  gibt 
eine  körperliche  Treue,  die  mit  der  Seele 
nichts  ZO  schaffen  bat.  imd  eine  seelische 
Treue,  auch  wo  die  Sinne  Abwechselung 
suchen,  es  gibt  Frauen,  die  Kinder  ge- 
bären und  keine  Mutter  sind,  und  Frauen, 
die  ein  Mutterherz  haben  für  mehr,  als 
sie  je  gebären  könnten,  es  gibt  Frauen, 
die  auch,  wn  sie  als  Gattin  und  Mutter 
dastehen,  männlicher  sind  in  ihrer  In- 
telligenz und  in  ihrem  Charakter,  als 
mancher  Mann,  und  wieder  solche,  die 
draussen  im  Lebenskampf  stehen  und 
nichts  weiter  sind,  als  nach  Liebe  tmd 
Hingebung  sich  sehnende  Geschöpfe.  So 
bleibt  uns  als  unanfechtbares  Axiom  des 
Buches  der  eine  Gedanke,  den  Ellen  Key, 
nicht  nur  als  die  höchste  Quintessenz  des 
Buches,  s<:)ndern  derZukunftsentwickelung 
überhaupt,  ausspricht :  Für  den,  der  mehr 
als  einmal  liebi  kann  es  keinen  anderen 
Sittichen  Massstab  geben,  als  für  den, 
der  nur  einmal  liebt:  den  Massstab  der 
Lebenssteigerung.  .  .  .  Die  Liebe  darf 
nicht  unfmehiÄar  bkiben.  Sie  moss 
Leben  geben,  wenn  nicht  neuen  Wesen, 


so  doch  netien  Werten,  sie  muss  die  Lie- 
benden selbst  bereichern  imd  durch  sie 
die  Menidiheit. 

X  X 
Em  ander  Lied,  em  weMkh  Lied  mödite 

man  das  Buch  von  HEDWIG  DOHM: 
DIE  MÜTTER   /Berlin,   S.  Fischer/ 
nennen.    Hedwig  Dohm  zeigt  nns  die 
Frau  als  Mutter  des  Babies.  als  Mutter, 
Haus-  und  Berufsfrau,  als  Mutter  der 
erwachsenen    Tochter,     als  Schwieger- 
mutter der  Zukunft  und  als  alte  Frau, 
und  kühler  und  verstandesmässigcr,  als 
Ellen  Key,  schildert  sie  die  Verhältnisse, 
wie  sie  tatsächlich  sind,  und  nicht,  wie 
sie  sein  sollen,  und  rückt  vor  allem  der 
Ansicht,  dass  die  Mutter  von  Natur  aus 
die  beste  Erzieherin   des   Kindes  sd, 
sdiarf  zu  Leibe.  In  den  Gnindgedanken 
treffen  sich  ja  die  t>eiden  Frauen  immer 
wieder,  nur  würde  Ellen  Key  wohl  kaum 
dem  weitgehenden  Eingriff  der  Aussen- 
weit,  wie  ihn  Hedwig  Dohm  für  die  Er- 
ziehung der  Kinder  durch  Kindergarten 
und  Schule  wünscht,  beistimmen,  denn 
Hedwig  Dohm  sieht  darin  die  Uisung  der 
Frage,  ob  die  Frau  Mutter-  und  Bernfs- 
pflichten  gleichzeitig   und  gut  erfüllen 
könne,  besonders  auch«  wenn  die  Haus- 
wirtsdiaft  in  der  Welse  eingerichtet  sein 
wird,  dass  sie  nicht  mehr  so  viel  v.>n 
der  Kraft  der  Frau  absorbiert.  Durch 
eine  gewisse  Emandpadon  von  dem,  was 
unter  dem  Namen  Mutterliebe  geht,  und 
was  so  oft  nur  Familienegoismus,  Pose, 
Tändelei  ist,  kommt  die  Frau  wieder 
mehr  zu  ihrem  Recht  als  Mensch,  sie  ver- 
liert nicht  vor  lauter  Aufopferung  für  das 
Kind     ihre    schönsten    Ld)ens-  und 
Schaffens  jähre,  um  dann,  wenn  das  Kind 
ans  Ziel  gelangt  ist,  nur  noch  als  so  eine 
Art  notwendiges  übel  mitgeschleppt  xu 
werden.     Das    echte  Mutteremp&iden» 
das,  wie  Hedwig  Dohm  annimmt,  ins 
transccndcntale  Gebiet  hinüberreicht,  wird 
darum  nicht  geschmälert  werden,  und  der 
S^en  der  Mütter,  die  auch  Menschen 
sind,  unendlich  viel  grösser  sein.  Eine 
Menge  trefflicher  Beispiele  aus  dem  Kin- 
derleben illustrieren  ihre  Ansichten,  nur 
ist  die  Frage  der  Mutterschaft  so  ganz 
von  derjenigen  der  Beziehungen  der  Frau 
zum  Manne  losgelöst,  die  doch  unendlich 
vielfach  mit  hineinspielt,  dass  das  Buch 
nicht  so  tief  die  Frage  packt,  wie  sie  zu 
packen  wäre.    Die  feine,  geistreiche  .Xrt, 
in  der  es  geschrieben  ist,  macht  aber, 
dass  es  gute  Pionierdieoste  au  verrichten 
vermag.  ioa  nxnv-u» 
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RICHARD  CALWER  •  ZUM  SOCIALDEMOKRATISCHEN 
PARTEITAG  IN  BREMEN 

Nach  Dresden  Bremen.  Mit  einer  crewissen  Besorgnis  sieht  man  in 
weiten  Kreisen  der  Partei  der  Tagung  entgegen.  Werden  die  un- 
eiquiddichen  Auseinandersetzungen  des  Di«sdner  Parteitages,  die  mehr 
Misstimmung  und  Exbitterung  hinterlassen  haben,  als  wir  zugeben  wollen, 
in  Bremen  ihre  Fortsetzung  finden?  Da  in  den  breiten  Massen  der  Partei- 
genossen für  Verhandlungen,  wie  sie  in  Dresden  stalttjelunden  hal>en, 
jede  Resonanz  fehlt,  so  ist  zu  hoffen,  dass  die  Parteitagsdelegierten  alles 
aufbieten  werden,  um  ähnliche  Discussionen  zu  vermeiden.  Dadurch  smd 
freilich  die  bestehenden  sachlichen  Gegensätze  und  persönlichen  Differenzen 
nicht  aus  der  Welt  g^escliafft,  aber  man  würde  der  eigenen  Partei  und  den 
Gegnern  immerhin  ein  Schauspiel  ersparai,  das  alles  andere,  nur  nicht 
anziehend  wirkt.  So  wie  die  Dinge  gegenwärtig  liegen,  hat  die  Social- 
demokratie  alle  Ursadie»  ihre  Kräfte  zusammenzuhalten.  IMe  inneren 
Gegensätze  werden  eben  nicht  dadurch  uberwunden,  dass  sie  in  persönlich 
zugespitzter  Weise  ausgetragen  werden,  sie  sind  notwendig^e  Producte  der 
wirtschaftlichen,  socialen  und  parteipolitischen  Entwickclung.  Würde  man 
heute  alle  d  i  e  Parteigenossen,  die  eine  andere,  als  die  hergebrachte,  Auf- 
fassung vertreten,  aus  der  Partei  ausschliessen,  so  würde  sich  das  erstens 
einmal  als  ein  Versuch  charakterisieren,  die  Partei  in  ihrem  jetzigen  Zu- 
stand zu  versteinern,  der  Versuch  würde  aber  auch  pfan/Hch  niisshngen. 
In  kurzer  Zeit  würden  andere  (Genossen  wieder  die  nämlichen  Ideen  ver- 
treten, um  deren  willen  man  den  grossen  Aderlass  an  der  Partei  vorge- 
noaunen  Imtte.  Es  empfiehlt  nch  daher,  auf  die  Politik  des  Purismus  zu 
verrichten  und  den  Gegnern  gegenüber  einmütig  zum  Ausdruck  zu  bringen^ 
dass  alle  Teile  der  Socialdcmokratie  über  die  Notwcndi<::;keit  eine«?  Gfc- 
schlossenen  Vorgehens  gegen  die  wirtschaftlichen  und  politischen  Pcinde 
der  Arbeiterclassc  einig  sind. 

Der  Parteivorstand  hat.  in  der  letzten  Zeit  alles  getan,  um  die  Partei- 
pokmik  zu  mildem  und  das  Gefühl  gegenseitiger  Erbitterung  abzu- 
schwächen. Auch  die  provisorische  Tagesordnung  ist  so  aufgestult,  dass 
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eine  Hcrvorkehruntr  der  ntin  einmal  vorhandenen  Gegensätze  leiclit  ver- 
mieden werden  kann.  Bei  einiger  Selbstulxrwindung  der  etwas  tenipera- 
nieiitvoll  veranlagten  Genossen  ist  es  sehr  leicht  möglich,  einen  i'arteitag 
absuhalten,  von  dem  die  Partei  auch  wieder  nfltzliche  Anregung  empfängt. 
Wenn  beispielsweise  der  fünfte  Punct  der  Tagesordnung,  Communal- 
Politik,  so  eingehend  wie  möglich  erörtert  wird,  so  können  die  \'erhand- 
lungen  darüber  fiar  das  X'erhalten  der  zahlreichen  in  Conununalvertretungen 
tätigen  Genossen  richtunggebend  werden. 

Grossere  Debatten  dürften  auch  die  Vorschläge  auf  Abänderung 
des  Organisationsstatuts  bringen.  Bei  dieser  Frage  wird  es 
sich  nicht  vermeiden  lassen,  dass  die  Abantlcrnngsvorsclilägc  des  Partei- 
vorstandes in  d  i  c  kritische  Beleuchtung  geruckt  werden,  die  sie  verdienen. 
Aber  ich  glaube,  dass  auch  hierüber  die  Verhandlungen  ihren  ruhigen 
Charakter  bewahren  können,  da  kaum  zu  erwarten  ist,  dass  sich  ein 
nennenswerter  Teil  der  Delegierten  für  die  Vorschläge  des  Pär^vor- 
standes  erwärmen  wird. 

Die  Abänderungsvorschläge  des  Partei  Vorstandes 
beziehen  sich  vornehmlich  auf  §  2  des  Organisationsstatuts.  Nach  der 
Fassung  von  1900  konnte  ein  Parteigenosse  aus  der  Partei  nur  durch  den 
Spruch  eines  Schiedsgerichtes  ausgeschlossen  werden,  das  der  Partcivor- 
stand  einzuberufen  hatte.  Aus  dem  Wortlaut  des  Paragraphen  ging  nicht 
hervor,  ob  der  Parteivorstand  jedem  Antrag  auf  Einsetzung  eines  Aus- 
schlussschiedsgerichtes nachkommen  müsse  oder  ob  er  derartige  Anträge 
auch  ablehnen  könne.  Ist  letzteres  mißlich,  so  muss  der  FMeivorstand 
sehr  bald  in  einen  recht  üblen  Geruch  geraten.  Wenn  er  das  eine  Mal  ein 
^hiedsgericht  beruft,  in  einem  anderen  Fall  es  aber  nicht  tut,  so  kann  und 
muss  die  xMeinung  entstehen,  dass  schliesslich  der  Ausschluss  aus  der  Partei 
ganz  in  das  Belieben  des  Parteivorstandes  gestellt  sei :  denn  ohne  Schieds- 
gericht kein  Ausschluss,  ohne  Parteivorstand  aber  kein  Schiedmericht. 
War  aber  der  Parteivorstand  genötigt,  jedem  Antrag  nachzugeben, 
dann  war  einem  Treiben  Tür  und  Tor  geöffnet,  das  jede  locale 
Differenz  und  jede  personliche  Eifersüchtelei  zu  einer  Haupt-  und 
Staatsaction  aufbauschte.  Wenn  dem  Genossen  X.  in  N.  die  Nase  des 
Genossen  Y.  in  O.  nicht,  gefällt,  kann  er  laut  Organisationsstatut  ein 
Schiedsgericht  gegen  den  Besitzer  der  principwidrigen  Nase  beantragen, 
und  der  Partei  vorstand  muss  sich  in  den  Dietist  des  übereifrigen  Genossen 
in  N.  stellen.  Das  ist  eine  verdammte  Situation,  und  der  Partei  vorstand 
hatte  allen  Anlass,  auf  ein  Ende  dieses  Zustandes  bedacht  zu  sein.  Aber 
ob  die  Abänderungsvorschläge,  die  er  sich  ausgesonnen  hat,  wirklieh  etwas 
Besseres  bringen  ? 

Um  einer  missbriiuchlichen  Ausnützung  des  Antragsrechtes  auf  Aus- 
schluss vorzubeugen,  will  der  i'arteivorstand  dem  einzelnen  Genossen 
dieses  Recht  nehmen  und  es  den  Parteioiganisationen  übertragen.  Gewiss 
ist  zuzugeben,  dass  die  Zahl  der  socialdem<^rati sehen  Organisationen  um 
ein  \'ielfaches  kleiner  ist.  als  die  Zahl  fler  organisierten  Genossen.  Daraus 
resultiert  auch  ohne  weiteres,  dass  die  Möglichkeit  missbräuchlichcr  An- 
wendung um  ein  \'ielfaches  reduciert  werden  würde.  Aber  dem  Übel 
selbst  wiirde  nicht  gesteuert.   Namentlich  bliebe  nach  wie  vor  die  M<^- 
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lichkeit  bestehen,  dass  zum  Beispiel  irgend  ein  revisionistischer  Parteiort, 
in  dem  die  Organisatkm  atu  ganzen  drei  Parteigenosaen  besteht,  sich  in 
^en  Kopf  setzte,  die  radicalen  Genossen  samt  und  sonders  aus  der  Partei 
ausschliesscn  zu  wollen.  Diese  kleine  Organisation,  wenn  sie  etwas  Aus- 
dauer, Papier  und  Tinte  besässe,  wäre  in  der  Lage,  für  sämtliche  Radicalen 
in  Deutschland  das  reinste  Inquisitionstribunal  zu  werden.  Die  Organi- 
sation stellt  einfach  der  Reihe  nach  beim  Parteivorstand  den  Antrag  der 
Ansschliessung  der  ihr  verdächtigen  Genossen.  Lehnt  das  erste  Schieds- 
gericht den  Antrag  ab,  so  geht  man  gegen  einen  zweiten  Genossen  vor  in 
der  Hoffnung,  dass  das  zweite  Schiedsgericht  ja  doch  anders  beschliessen 
könnte  und  so  in  inünitum  mit  Graeie.  Es  wäre  aber  noch  nicht  einmal 
nötig,  sich  andere  Genossen  henrasausuchen.  Unsere  revisionisHsehe 
Parteiorganisation  ist  sicher  nidlt  die  einzige  in  ganz  Deutschland,  so 
schwach  auch  der  Reznsionisvius  noch  sein  mag;  sie  hat  sicherlich  da  und 
dort  noch  mitfühlende  Parteiorganisationen,  die  gewissermassen  solidarisch 
mit  der  kleinen  Organisation  fühlen  und  auf  die  Kunde  hin,  dass  das  von 
der  revisiomstisch  tactfestcn  Orgamsation  beantragte  Schiedsgericht 
gegen  den  Obergenossen  der  Radicalen  nicht  mit  einem  Ausschlussurteil 
geendet  hätte,  sich  sofort  veranlasst  sehen  würden,  mit  besseren  Gründen 
nun  auch  ihrerseits  den  Ausschluss  des  betreffenden  radicalen  Störenfrieds 
zu  beantragen.  Der  Parteivorstand  könnte  also  in  die  Lage  kommen, 
«inen  Genossen,  der  soeben  aui  einem  schied^ieriditliehen  Verfediren  nach 
viel  Zeitverlust  und  Arger  heil  und  mit  voller  Parteizugehörigkeit  heraus- 
gekommen ist,  wieder  mit  einem  neuen  schiedsgerichtlichen  Verfahren  be- 
glücken zu  müssen. 

Man  wird  mir  einweihen,  dass  bei  einer  Besdiranlning  des  Antragrechts 
auf  die  Parteiorganisationen  solche  willkürlichen  Anwendungen  des  §  2 
<3och  ganz  erheblich  eingeschränkt  würden.  Idi  kann  das  nicht  zugeben. 
Bei  Organisationen,  die  eine  gewisse  Stärke  haben,  mag  das  V'erantwort- 
lichkeitsgefühl  gross  genug  sein,  um  solche  willkürliche  Anwendung  des 
$  2  zu  ^eriiindcrn.  Aber  bd  der  Unzahl  von  ganz  kleinen  Organisationen 
trifft  das  nicht  zu.  Diese  werden  vielmdir  oft  der  Meinung  sein,  sich  ein 
Verdienst  um  die  Partei  zu  enverben,  wenn  sie  gewisse  Genossen,  die  viel- 
leicht gerade  der  augenblicklich  herrschenden  Strömung  im  Wege  stehen, 
durcii  einen  Ausschlussantrag  über  Bord  zu  werfen  suchen. 

Wozu  überhaupt  dieses  meritwfirdig  heisse  Besttteben,  ffir  den  Ausschluss 
aus  der  Partei  ein  so  förmliches  imd  ausgdcltigeltes  Verfahren  festzul^;en? 
So  etwas  mag  für  eine  Kirche,  für  eine  Secte  gut  sein,  aber  für  eine  grosse 
politische  Partei  —  was  sage  ich  für  eine  grosse  —  für  die  g  r  ö  s  s  t  e 
politische  Partei  Deutschlands,  will  mir  der  ganze  §  2  in  seiner  jetzigen 
Fassung  gar  nicht  gefallen.  Man  soll  sich  dMh  darüber  Idar  sein,  dass  es 
all  solcher  Bestimmungen  überhaupt  nicht  bedarf.  Wie  li^|en  denn  die 
Verhältnisse?  Nimmt  einer  innerhalb  der  Partei  ciiu'  \'^ertrauensstellung 
ein,  flic  ihn  an  eine  hervorragende  Stelle  bringt,  dann  haben  wir  so  viel 
Mittel  und  Wege,  den  betreffenden  Genossen  im  Fall  eines  groben  Ver- 
fehlens  mundtot  zu  machen,  dass  es  einer  förmlichen  Excommunication 
gar  nicht  bedarf.  Ist  aber  eine  solche  wirklich  einmal  angebracht,  so  kann 
ich  mir  kein  würdigeres  Verfahren  denken,  als  den  Ausschluss  durch  den 
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allgemeinen  Parteitag,  der  ja  immer  nach  Lage  des  Falles  eine  besondere 
Commission  bfldcn  kaum,  um  eine  besonders  heikle  Af faire  noch  gründlicli 
zu  untersuchen. 

Für  Genossen,  deren  Tätigkeit  aber  nur  von  localer  Bedeutung  ist, 
braucht  man  meist  doch  nicht  den  grossen  Bannfluch,  da  genügt  völlig  der 
Ausschluss  aus  der  localen  Organisation.  Selbstventämflidi  muss  dnem« 
solchen  Genossen  ein  Beschwerderecht  eingeräumt  werden.    Aber  wozu 

solche  Angelegenheiten  immer  gleich  vor  das  Forum  des  GesamtparteL 
ziehen?  Das  ist  zwar  sehr  centralistisch,  aber  zu  wenig  demokratisch  ge- 
dacht. Wie  häufig  wird  es  infolge  localer  MissheUigkciten  notwendig,, 
dass  die  gerade  Uber  die  Majorität  der  Genossen  gebieten<te  Gruppe  dea 
Führer  oder  die  Führer  einer  Minorität  ausschliessen  muss,  um  Ruhe  za 
haben !  Das  ist  vom  Standpunct  der  örtlichen  Verhältnisse  aus  gar  nicht 
anders  möglich.  Aber  ganz  anders  liegen  die  Dinge  unter  dem  Gesichts- 
winkel der  Gesanitpartei.  Begnügt  man  sich  mit  dem  Ausschluss  aus  der 
tocaien  Oiiganisation,  so  steht  nidits  im  Wege,  dass  nach  5  bis  6  Jahren,, 
wenn  der  Conflictsstoff  längst  veraltet  ist,  die  ausgeschlossenen  Genossen 
wieder  in  die  Orgruiisation  eintreten  und  als  tüchtige  Genossen  mitarlK'itcn 
können.  Wieviel  umständlicher  wird  aber  die  Sache,  wenn  erst  der  grosse 
Bannfluch  auf  solche  armen  Genossen  niedergesaust  ist  1  Ja,  dann  genügt 
es  nicht  mehr,  dass  sie  von  ihrer  localen  Organisation  rehabilitiert  werden,, 
dann  geht  der  Weg  über  den  allgemeinen  Parteitag.  Und  der  hat  für  die 
localen  Vorkommnisse,  je  grösser  die  Partei  wird,  desto  weniger  Sinn  undr 
Verständnis.  Die  Tatsache,  dass  einmal  ein  vom  Parteivorstand  ein- 
berufenes Schiedsgericht  den  Mann  feierlich  ausgeschlossen  hat,  wird  für 
die  Delegierten,  namentlich  für  die  mit  dem  Parteileben  in  den  emadnen 
Orten  weniger  vertrauten  Genossen,  hinreichen,  um  sich  zu  sagen:  das* 
ausschliessende  Schiedsgerichtsurteil  wird  sdir  zu  Recht  ergangen  sein. 
Und  dabei  handelte  es  sich  vielleicht  doch  um  nichts  anderes,  als  imi  den 
Austrag  localer  Streitigkeiten,  denen  man  natürlich  die  grossen  Gegen- 
sätze, die  die  Partei  jeweilig  durchziehen,  zu  Grunde  gelegt  hat. 

Ich  halte  also  die  neuen  vorgeschlagenen  Bestimmungen  des  Parteivor- 
standes für  §  2,  soweit  sie  das  Wrfahren  der  Ausschliessung  betreffen,  für 
ebenso  schlimm,  wie  den  bisherigen  Wortlaut.  Warum  will  man  nicht 
zu  den  früheren  einiaciien  Bestinunungen  zurückkehren,  die  wir  im  Statut 
von  1890  hatten,  wonach  über  die  Zugdiörigkeit  zur  Partei  die  Partei- 
genossen der  einzelnen  Orte  zu  entscheiden  hatten?  Gegen  diese  Ent- 
scheidunq-  stand  dem  Betroffenen  die  Berufung  an  die  Parteileitung  und 
den  Parteitag  zu.  Man  könnte  den  Instanzenzug  vielleicht  ncKh  vermehren 
und  vor  der  Parteileitung  noch  den  territorialen  l'arteitag  als  Instanz  ein- 
schieben, um  so  einem  vom  Ausschluss  betroffenen  Goiossen  möglichst 
viel  Rechtsgarantieen  zu  gewähren.  Dem  einzelnen  Genossen  wäre  damit 
in  jeder  Weise  gedient. 

Nun  wird  man  sagen,  die  Änderung  der  fVganisationsbestimmung  in> 
Jahre  1900  sei  deswegen  nötig  gewesen,  weil  die  Partei  als  solche  das  Recht 
haben  müsse,  schädliche  oder  gar  unsaubere  Elemente  ihrerseits  dauernd 
abzuschütteln.  Dieses  Recht  kann  sich  aber  doch  jederzeit  der  Parteitag" 
als  solcher  nehmen.  Wie  hat  man  denn  1891  den  Ausschluss  der  Jungem 
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«u  Stande  gebracht?  Hat  man  sich  da  an  den  Wortlaut  des  Statuts  ge- 
halten? 

Auf  dem  Parteitacf  in  Halle  hatte  man  festgesetzt,  dass  der  Ausschluss 
aus  der  Partei  nur  durch  die  Genossen  der  einzelnen  Orte  oder  Reichs- 
tagswahlkreise erfolgen  könne.  Und  was  geschah  schon  1891  in  Erfurt? 
Ohne  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  Statuts  setzte  der  Parteitag 
eine  besondere  Commission  ein,  die  die  Beschuldigungen  der  damaligen 
Opposition  gegen  den  Parteivorstand  und  die  Fraction  zu  untersuchen 
hatte.  Die  Commission  kam  zu  der  Ansicht,  dass  die  Anschuldigungen 
der  Opposition  unbegründet  und  parteischädigend  seien.  Damit  aber  nicht 
genug,  die  Commission  schlug  audi  dem  Parteitag  vor»  er  solle  beschUestien, 
die  in  Frage  kommenden  Genossen  aus  der  Partei  auszuschliesscn.  Der 
Parteitag  beschloss  mit  allen  gegen  11  Stimmen  demgemäss.  Er  Hess  sich 
von  diesem  Beschluss  durch  die  Bestimmung  von  §  2  des  ürganisations- 
statuts  nicht  im  geringsten  abhalten.  Ja,  es  wurde  nicht  einmal  auf  den 
Widerspruch  zwischen  dem  Beschluss  des  Parteitags  und  der  Bestimmimg 
des  Organisationsstatutes  aufmerksam  gemachL  Man' sieht  an  diesem  Fall, 
dass  die  Partei  sehr  wohl  in  der  Lage  ist,  parteischädigende  Elemente  von 
ihren  Rockschössen  abzuschütteln.  Entweder  der  Parteitag  übt  seine 
Macht  innerhalb  des  Organisationsstatuts  aus,  indem  er  die  locale 
Oiganisation  auffordert,  einen  bestimmten  Genossen  auszuschliessen,  oder 
der  Parteitag  macht  es,  wie  1891  in  Erfurt:  er  stellt  sich  ausserhalb  des 
Rahmens  des  Statuts  und  schliesst  ül>er  die  localen  Organisationen  hinweg 
die  in  Frage  kommenden  Parteischädlinge  aus.  Mit  einer  solchen  R^^e- 
hmg  wäre  sowohl  der  Partei,  als  auch  dem  vom  Auschluss  betroffenen 
Genossen  meines  Erachtens  vollauf  gedient.  Wozu  also  die  vielen  aus- 
geklügelten Bestimmungen  über  das  Schiedsgerichtsverfahren,  durch  die 
ein  unangenehmer  Parteigenosse  immer  wieder  hindurchzuschlüpfen  ver- 
mag, wenn  er  sich  darauf  capricieren  sollte,  das  Verfahren  aufzuhalten 
oder  zu  durchkreuzen?  Insofern  könnte  man  allerdings  eine  Änderung 
gegen  früher  vornehmen,  als  man  der  Organisation  eines  Ortes  als  solcher 
die  Entscheidung  über  die  Zugehörigkeit  zur  Partei  überlässt  und  damit 
zum  Ausdruck  bringt,  dass  die  Organisation  und  nicht  die  Gesamtheit  derer, 
die  sich  Parteigenossen  nennen,  die  Partei  repräsentiert. 

Nun  beschränkt  sich  der  Parteivorstand  bei  seinen  Vorschlägen  nicht 
nur  auf  eine  Verbesserung  der  Bestimmungen  über  die  Ausschliessung, 
sondern  er  macht  noch  andere  Andenmgen.  Der  Zusatz  zu  §  i,  dass 
jeder  Parteiangehörige  Mitglied  einer  social  demo- 
kratisclien  Vereinsorganisation  sein  müsse,  ist  an  und 
f&r  sich  harmlos,  aber  er  ist  doch  recht  überflüssig.  Ebenso  kann  man 
auch  ins  Statut  hineinschrcilxm :  Jeder  Parteiangehörige  hat  bei  Waiden 
dem  socialdemokratischen  Canditlaten  seine  Stimme  zu  gelten.  Was  macht 
man  denn  mit  den  Hunderttausenden  von  Parteiangehörigen,  die  nicht 
in  socialdemokratischen  Vereinen  drin  sind?  "Werden  sie  mit  dem  Aus- 
schluss bedroht,  oder  was  will  man  tun,  um  das  Muss  des  §  i  zu  verwirk- 
lidien?  Der  Zusatz:  »soweit  nicht  zwingende  Gründe  es  unmöglich 
machen«,  macht  die  Bestimmung  nicht  besser,  im  Gegenteil,  sie  wirrl  kaut- 
schukartig.   Was  sind  swingende  Gründe,  und  wer  soll  entscheiden,  ob 
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zwingende  Gründe  vorlieg^en?  Es  wird  immer  der  Fall  sein,  dass  da» 
grosse  Heer  der  Parteiangehörigen  nur  von  einer  relativ  geringen  Zahl  or- 
ganisierter Parteigenossen  repräsentiert  wird.  Man  lasse  sich  nur  ja  nicht 
verleiten,  die  Erfolge  der  gewerkschaftlichen  Organisation  auf  die  Partei 
ubertragen  zu  woUen  1  Die  gewerkschaftliche  Organtsation  ist  etwas  total 
anderes;  sie  kann  mit  der  Organisation  einer  politischen  Partei  gar  nicht 
verglichen  werden.  Die  Partei  bietet  dem  einzelnen  keinen  augenblick- 
lichen Vorteil,  wie  das  die  Gewerkschaften  tun.  Darum  ist  auch  die 
Krystallisationsfähigkcit  der  Parteiorganisation  bedeutend  geringer,  als 
die  der  Gewerkschaften.  Ganz  mit  Recht  sagt  einmal  Bebel:  »Es  war 
immer  nur  die  Aufgabe  einer  classen-  und  zielbewussten  Minorität»  mit 
Energie  und  Ikgeisterung  für  die  Allgemeinheit  zu  kämpfen.  So  war  es 
bisher  in  allen  grossen  Bewegiuigen,  und  so  kann  es  weder  verwundern 
noch  entmutigen,  dass  es  in  der  modernen  Proletarier-  und  in  der  Frauen- 
bewegung nicht  anders  ist.€  Da  also  nie  jeder  Parteiangehdrige  Mitglied 
einer  socialdemokratischen  Organisation  sein  wird,  so  halten  wir  es  für 
falsch,  in  §  i  des  Statuts  eine  Pflicht  zu  statuieren,  der  in  der  Praxis  docbr 
nicht  nachgekommen  wird. 

Eine  weitere  Änderung  schlägt  der  Parteivorstand  auch  für  die  Ver- 
tretungderReichstagsfraction  auf  dem  Parteitage  vor.  Idi 
halte  auch  diesen  Vorschlag  nicht  für  glücklich,  obgleich  der  financielle 
Gesichtspnnct.  der  zweifellos  den  Vorstand  zu  dieser  .Änderung  veranlasst 
hat,  für  sie  sprechen  mag.  Aber  dass  die,  die  das  \'ertraucn  des  Volkes 
ins  Parlament  berufen  hat,  nur  durch  eine  Delegation  vertreten  sein  sollen» 
scheint  mir  desw^;«i  falsch  zu  sein,  weil  dann  die  von  der  Delegation  aus- 
geschlossenen Reichstagsmitglieder  vielfach  als  Wahlkreisdelegfierte  auf 
den  Parteitag  kommen  würden.  Die  betreffenden  Wahlkreise  aber,  die 
ihre  Rcichstagsabgeordneten  delegieren  würden,  könnten  dann  ihre  An- 
sicht Über  die  parlamentarische  Tätigkeit  beschlussmässig  nicht  zum  Aus- 
druck bringen,  da  ja  Mitglieder  der  Reichsü^fraction  in  allen  parlamen- 
tarischen Fragen  nur  beratende  Stimme  haben. 

Die  schlimmste  Änderung  befindet  sich  aber  in  den  Vorschlägen  des 
Parteivorstandes  zu  §  2  und  bedarf  noch  einer  kurzen  Erörterung.  Bisher 
konnte  zur  Partei  nidit  gehören,  wer  sich  eines  groben  Verstosses  gegen 
die  Grundsätze  des  Parteiprogramms  oder  wer  sich  einer  ehrlosen  Hand- 
lung schuldig  machte.  In  Zukunft  .«oll  auch  der  nicht  mehr  zur  Partei 
gehören,  der  sich  eines  groben  Verstosses  gegen  die  ?>  e  - 
Schlüsse  der  Parteiorganisation  schuldig  macht.  Was  soll 
diese  Erweiterung?  Was  sind  überhaupt  Beschlüsse  der  Parteioi^gani- 
sation  ?  Sind  das  Beschlüsse  der  einzelnen  Organisationen,  oder  sind  das 
Bcscidiisse  des  Parteitags?  Man  möchte  das  letztere  meinen,  aber  warum 
sairt  man  dann  nicht  Beschlüsse  des  Partcitai^cs,  warum  setzt  man  aus- 
drücklich das  Wort  Parteiorganisation  !:  Wäre  die  socialdemokralische 
Partei  ein  durch  und  durch  centralistisches  Gebilde,  so  könnte  man  die 
Fassung  noch  begreifen.  So  ai>cr  erhält  jede,  auch  die  kleinste,  Organi- 
sation das  Reolu.  jtden  groben  Verstos>  gegen  irgend  einen  B^-sclduss» 
den  sie  rT(^*fasst  hat.  <lnrcli  Ausschliessung;  ahnden  zu  dürfen.  Nun  hat  ja 
der  Ausgeschlossene  das  Recht  der  Beschwerde,  aber  die  Berufungsinstanz 
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kann  sich  doch  schliesslich  nur  darüber  unterhalten,  ob  der  Verstoss  sich 
als  grober  qualificiert  Sie  kamt  darüber,  ob  der  Bcsdiluss  der  dnzdnen 

Parteiorganisation  sich  mit  den  Gesamtinteressen  der  Partei  deckt  oder 
nicht,  gar  kein  Urteil  abg^ebcn.  Sic  miiss  vielmehr  die  Beschlüsse  der 
einzelnen  Organisation  bei  ihrem  Urteil  als  bindend  betrachten.  Eine 
s(^che  Bestimmung  würde  aber  zu  nichts  anderem,  als  zu  einer  vollen  Auf- 
lösnng  aller  Einheitlichkeit  und  Ordnung  führen.  Deswegen  mödite  ich 
immer  nOCh  anndttnon,  dass  nur  der  Ausdruck  nicht  glücklich  gewählt  ist 
imd  dass  es  sich  um  Beschlüsse  des  Parteitages  handeln  soll. 

Selbst  wenn  aber  auch  nur  solche  gemeint  seüi  sollten,  ist  der  Vorschlag 
des  Parteivorstandes  nichtsdestoweniger  verfehlt.  Da  müsste  man  ja  erst 
einen  grossen  Codex  der  Parteitagsbeschlüsse  sdnffen,  in  welchem  die 
giltigen  Parteitagsbeschllisse  von  den  schon  veralteten  und  nicht  mehr  ge- 
achteten aus.efeschicdcn  würden.  Ausserdem  müsste  man  von  Jahr  zu  Jahr 
diesen  Codex  revidieren,  und  der  Parteitag  müsste  genau  bezeichnen, 
wddie  Beschlüsse  ausser  Kraft  getreten  sind  und  weldie  noch  bestehen. 
Welche  Summe  von  Beschlüssen  sind  nicht  in  unseren  Parteiprotokollen  seit 
1890  enthalten!  Wenn  jeder  grobe  Verstoss  gegen  irgend  einen  dieser 
zahlreichen  Beschlüsse  den  Ausschluss  bedingen  sollte,  ja,  wer  in  aller 
Welt  bliebe  denn  da  noch  in  der  socialdemolcratischen  Partei  drin?  In 
Halle  war  man  so  toleknnt,  dass  man  den  Ausschluss  eines  Genossen  nur 
dann  zugeben  wollte,  wenn  er  sich  eines  groben  Verstosses  nicht  gegen 
einzelne  Bestimmungen  des  Programms,  auch  nicht  gegen  den  Wortlaut 
des  Progranuns,  sondern  gegen  die  Grundsätze  des  Parteiprogramms  zu 
schulden  kommen  licss.  iMan  sagte  sich,  das  Progranmi  würde  sonst  zu 
einem  papiemen  Papst  oder  vielmehr:  einzelne  Parteigenossen  konnten  das 
papieme  Programm  benutzen,  um  selbst  den  Parteipapst  zu  spielen.  Man 
war  sich  genau  bewtisst.  dns>  die  X'erhäHnisse  und  damit  auch  die  einzelnen 
Satze  des  Programms  einer  X'erändenmg  unterliegen  und  dass  nicht  ohne 
weiteres  ein  grober  Verstoss  gegen  einzelne  Sätze  des  Progranuns  zum 
Ausschluss  führen  dürfe.  Vierzehn  Jahre  der  Parteientwickelung  sind 
vorüber  —  und  die  Toleranz  von  einst  soll  einer  engherzigen  Auffassung^ 
Platz  machen :  jeder,  der  l'eschlüsse  der  Parteiorganisation  grob  ver- 
letzt, soll  ausgeschlossen  werden ! 

über  diesen  Passus  weiter  zu  discutiercn  und  weitere  Gegenstände  an- 
zuführen, halte  ich  für  ganz  überflüssig,  da  bei  näherer  Überlegung  der 
Tragweite  dieses  Passus  der  Parteivorstand  selbst  nicht  länger  auf  diesem 
seinem  Vorschlag  beharren  dürfte. 

Organisationsfragen  werden,  auch  ahgcsehen  von  diesen  Vorschlägen 
der  Parteileitung,  in  Bremen  ausgiebig  erörtert  werden,  hoffentlich  mit 
einem  nur  erfreulichen  Ergebnis  für  die  Partei.  Centralisierung  mag  für 
gewisse  Gebiete  eine  recht  fortschrittliche  Losung  sein,  aber  man  vergesse 
nicht  dabei,  dass  es  sich  bei  unserer  Partei  um  ein  demokratisclies  (lebilde 
handelt,  bei  dem  eine  zu  w  eitgehende  ( Vniralisierimg  der  Organisation 
sehr  leicht  den  demokratischen  Geist  ertöten  könnte. 
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ENGELBERT  PERNERSTORFER  •  ZUR  FRAGE  DER 
TAKTIK  AUF  DEM  CONGRESS  IN  AMSTERDAM 

Wer  zum  internationalen  Socialistcncongress  nach  Amsterdam  ging,  wusste 
von  Tomberdn,  daas  diese  Tagung  von  der  Frage  der  intemationalen 
Taktik  wurde  beherrscht  werden.  Freilich  musste  es  schliesslich  doch  über- 
raschen, dass  diese  im  Grunde  doch  mehr  akademische,  als  unmittelbar  prak- 
tische Frage  das  Interesse  des  Congresses  so  sehr  beherrschte,  dass  alle  übrigen 
auf  die  Tagesordnung  gestellten  Gegenstande  durchaus  in  den  Hinterg^nd 
traten.  Ja  srilist  der  Gcneralstrike  vermochte  nicht  starker  zu  fesseln.  Und 
ab  die  Debatte  über  die  Taktik  im  Plenum  zu  Ende  war,  war  auch  die  Zeit, 
die  Kraft  und  die  Aufmerksamkeit  der  Congreasteilnefamer  ersdiöpft 

Wohl  dieser  Concentrierung  des  Interesses  auf  einen  Gegenstand  ist  es  auch 
zuzuschreiben,  dass  der  Frage  der  Anerkennung  neuer  Nationalitäten,  die  bis- 
her auf  den  internationalen  Congrcsscn  und  im  Brüsseler  Bureau  nicht  vertreten 
waren,  nicht  das  gebührende  Gewicht  beigelegt  wurde.  L.  Gumplowicz  hat 
über  diese  Frage  im  Augustheft  der  Sncialistischcn  Monatshefte  einen  Artikel 
geschrieben,  und  ebenso  hat  sich  hL  Kautsky  in  der  Neuen  Zeit  vom  6.  August 
über  sie  ausgesprodien.  &i  ist  zweifellos,  dass  der  internationale  Sodalismus 
das  Sonderrecht  jeder  Nation  schlankweg  anerkennen  muss.  Wenn  -diesmal 
es  den  einzelnen  Nationen  nicht  gelungen  ist,  im  Bureau  und  auf  dem  Congfress 
zu  ihrem  Rechte  zu  kommen,  so  haben  sie  es  nur  dem  Streite  über  die  inter- 
nationale Taktik  suzusdireiben.  Dass  angespannte  Interesse  betuglich  der 
internationalen  Taktik  erschlug  diesmal  den  internationalen  Rechtsanspruch 
einzelner  Nationen.  Auch  unser  österreichischer  (ienosse,  der  Ruthene  Dr. 
Hankiewicz,  war  ein  Opfer  dieser  Situation.  Die  Bedenken,  die  Kautsky  in 
dem  citiertcn  Artikel  nach  der  Richtung  hin  äusserte,  dass  durch  die  Anerken- 
nung neuer,  kleiner  Nationen  das  Kräfteverhältnis  bei  den  Abstimmungen  völlig 
verschoben  werde,  ist  nicht  stichhaltig.  Soweit  die  Bedenken  Berechtigung 
haben,  waren  sie  früher  und  audi  gans  besonders  auf  diesem  Congress  vor- 
handen. Sic  wären  ausserdem  leicht  zu  beseitigen,  wenn  nach  der  ungefähren 
Stärke  der  socialistischen  Bewegimg  die  einzelnen  Nationen  eine  proportionale 
Stimmenzahl  bekamen.  Deren  Festsetzung  könnte  ruhig  dem  intemationalen 
Bureau  überlassen  werden.  Aber  schlechthin  unmöglich  ist  es,  dass  der  Soda- 
lismus, der  die  Völker  befreien  will,  damit  beginnt,  sie  zu  ignorieren. 

Ich  habe  diese  Frage  etwas  ausführlicher  erwähnt,  weil  sie  sicherlich  imter 
normalen  Umständen  den  Congress  intensiver  besdiäftigt  hätte,  als  es  diesmal 
geschehen  ist. 

Diesmal  war  man  so  im  Banne  der  Frage  der  thcoretisch-principiellen  Auf- 
fassung der  internationalen  Taktik,  dass  man  eine  wirklich  praktische  Frage 
der  Intemationalität  zu  lösen  nicht  Zeit  hatte. 

So  wurde  denn  drei  volle  Tage  in  der  Commission  und  einen  Tag  im  Plenum 
tun  die  Taktik  gekämpft.  £s  war  ein  Kampf,  der  interessant  war  durch  die 
FnJle  des  Talentes,  das  zum  Vorschein  kam»  der  aber  trotz  der  Abstimmui^ 
(25  gegen  17)  kein  Resultat  hatte  tmd  auch  nicht  haben  konnte.  In  Dresden 
vermeinte  man  den  sogenannten  Revisionismus  totlich  zu  treffen.  Kr  lebt  und 
wirkt  trotz  der  angenommenen  Dresdener  Resolution  fröhlich  weiter,  weil  er 
eine  naturliche  Strömung  in  der  Parteibewegung  darstellt.  In  Amsterdam 
wollte  man  Jaures  und  seine  Politik  ablehnen,  und  es  scheint  nicht,  dass  dieser 
Absicht  irgendwelche  praktische  Erfolge  entsprechen  werden.  In  beiden 
Fällen  ist  das  Ld>en,  glaube  ich,  kräftiger,  als  alle  Theorie. 
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'  Es  kann  mir  bei  der  Eile,  mit  der  ich  diese  Zeilen  schreibe,  nicht  einfallen, 
die  Fragen,  um  die  es  sich  hier  handelt,  ausführlich  zu  erörtern.  Meine  Ab« 
sieht  ist  bloss,  einitj^c  Streiflichter  auf  die  hier  in  Amsterdam  j^efallcnen  Reden 
über  die  Taktik  zu  werfen.  Dabei  muss  gleich  zuerst  gesagt  werden,  das« 
etgentfich  nur  JzmH  den  Hauptpunct  der  Frage  berfihit  hat,  und  zwar  in 
seiner  Rede  im  Plenum,  Er  tat  das  dort,  wo  er  an  die  deutschen  Parteigenossen 
die  Frage  richtete,  wie  sie  sich  verhalten  würden,  wenn  es  an  ihren  Stimmen 
im  Parlamente  läge,  ein  bürgerlich-radicales  Ministerium,  dessen  politische 
.Actionen  auch  im  Interesse  des  Proletariats  wären,  zu  halten  oder  fallen  zu 
.tfehen.  Das  allein  ist  die  Frage.  Dass  die  Socialisten  eine  bürgerliche  Regie- 
rung oder  bürgerliche  Parteien,  soweit  sie  radicale  Forderungen  verwirklidien, 
unterMätzen  dürfen,  können,  ja  müssen,  ist  allgemein  anerkannt.  Der  einzige 
Streitpunct  ist,  ob  Jaur^  darin  nicht  zu  weit  gegangen  ist.  Seine  socialistischen 
•Gegner  werfen  ihm  einzig  seine  Teilnahme  am  republikanischen  Bloc  vor. 
Sie  mussten  ihm  also  alle  jene  Fälle  vorführen,  in  denen  er  nach  ihrer  Meinung 
•dorch  die  Unterstützung  Combes'  proletarische  Interessen  verletzt  habe.  Das 
ist  nun  in  durchaus  unzureichender  Weise  geschehen.  Dass  Jaures  jemals 
für  den  Czaren  eingetreten  ist,  kann  man  bei  einiger  Ehrlichkeit  doch  nicht 
tsagen,  und  Renandd  hat  ansdrficldidi  das  Gegenteil  bdiauptet,  wie  das  denn 
auch  allgemein  bekannt  ist.  So  dehnte  sidt  denn  die  Debatte  uferlos  über  die 
Befürchtungen  aus,  die  sich  erhöben,  wenn  die  Socialdcmokratie  irq-endwie 
und  irgendwo  gemeinsam  mit  radicalcn  bürgerlichen  Parteien  zusanmicnarbeite. 
Dass  die  Gefährlichkeit  einer  Situation  Socialdemokraten  abhalten  könne  und 
solle,  sich  in  sie  zu  begeben,  wäre  etwas  ganz  \eues.  Im  übrigen  hat  diese 
ganze  Discussion  für  Deutschland  tmd  Osterreich  —  vom  Osten  und  Südosten 
■ganz  zu  sch\\  eigen  —  gar  keine  Bedeutung.  Wir  kommen  nicht  in  Versuchung» 
mit  radical-bürgerlichen  Elementen  zusammen  zu  arbeiten,  wir  haben  einfach 
solche  Elemente  nicht.  Wir  in  Osterreich  möchten  gerne  ein  besseres  Bürger- 
tum haben.  Die  Zurückgebliebenhcit  unseres  Bürgertums  erleichtert  uns  unsere 
Arbeit  nicht,  und  wir  hatten  wirklich  nichts  dagegen,  wenn  bei  luis  ein  radicales 
Böfgertum  mv]  ein  rndicaJes  Ministerium  radicale  politische  Forderungen 
•durchsetzen  wollten.  Wir  würden  ihnen  helfen,  selbst  wenn  wir  wüssten,  dass 
sie  die  teuflische  Absicht  hätten,  die  Arbeiterpartei  durch  Concessionen  zu 
lilunen.  Anseclc.  dieser  prächtige  Repräsentant  eines  das  ganze  Leben^;ebiet 
umfassenden  Socialismus,  hat  mit  einer  herrlichen  Offenherzigkeit  gesagt,  dass 
«  die  belgischen  Arbeiter  jedes  Mittel,  vorwärts  zu  kommen,  ergreifen,  dass  sie 
sich  nidit  einmal  vor  der  Anteilnahme  an  der  Regierungsgewalt  furdrten 
würden.  Die  wunderbar  schönen,  aus  innerer,  erlebter  t^berzeugung  hervor- 
quellenden, nicht  ausgedachten  und  erklügelten  Darlegungen  verdienen  es, 
hier  ausführlich  wiedergegeben  zu  werden.    Anseele  sagte: 

>Wir  sind  in  der  Commission  mit  19  gegen  ar  Stimmen  in  der  Minderheit  ge- 

'blichen.  afHT  wir  ertragen  diese  Abstimmung  mit  ziemlicher  Gela';scnlicit.  Und  dies 
um  so  mehr,  als  wir  vor  dreissig  Jahren  in  gleicher  Wc^sc  in  der  Minderheit  waren 

-und  ausgeschimfift  wurden,  weil  wir  es  gewagt  hatten,  den  Zusammenhang  des  Ge- 
nossenschaftswesens mit  dem  Socialismtis  zu  betonen  und  entsprechend  zu  handeln, 
heute  aber  auch  diejenigen,  die  sich  damals  das  Maul  zerrissen,  uns  nachahmen,  DieTat- 
sadien  haben  uns  recht  gegeben,  und  vor  den  Tatsachen  hat  man  sich  gebeugt.  Wohl'» 
an.  man  wird  sich  auch  vor  der  neuen  Methode  beugen,  sohaltl  flicke  in  einem  einzigen 
Lande  Erfolge  gezeitigt  haben  wird.   Machen  wir  uns  dalier  unumwunden  klar,  wie 

•die  Frage  sldit 

Die  Arbeiterclasse  befindet  sich  in  ihrem  Vorwärtsmarsch  vor  einem  neuen  Wege. 
In  gewissen  Landern  Europas  bedarf  eine  Fraction  des  Bürgertums  der  Beihilfe  des 
socialistischen  Proletariats  und  ist  bereit,  für  unsere  Beihilfe  Zugeständnisse  zu 
Qcisten:  sie  bietet  uns  einen  directen  oder  indtrecten  Anteil  an  der  Rcgierungs- 
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gewalt  an.  Ilir  ruft  ans  mtn  zu:  SodBÜstische  Genossen,  betretet  diesen  We^  nicht T 

Das  socialistische  Proletariat  ist  nicht  so  weit.  Der  Socialismus  befindet  sich  noch 
in  der  Epoche  der  schulmässigen  Propaganda  und  muss  noch  lange  auf  dem 
qui  xrive  sein.  Wir  mber  sagen:   SoctaHstische  Genossen,  betretet  diesen  Weg  mit 

Vorsicht,  mit  Umsicht,  mit  der  grösstmöglichen  Einigkeit,  der  grösstmoglichcn  Dis- 
ciplin,  aber  betretet  ihn  mit  kühnem  Entschluss!  Ihr  werdet  auf  diesem  Wege  die 
Schwierigkeiten  bewähigen,  wie  ihr  sie  auf  anderen  Wegen  bewältigt  habt;  aber 
opfert  weder  den  Classenkampf,  noch  unser  Endziel  :  den  CoIIectivismu«.  —  Die 
Weinungsverschicdenheit  geht  weiter.  Ihr  sagt:  Die  directe  oder  indirecte  Tcihiahme 
an  der  Regierung  kann  nur  die  Preisgabe  des  Classenicampfs  und  des  Endziels 
bedeuten.  Sie  kann  uns  nur  von  der  Arbciterclasse  ablösen  und  die  Arbeiterclasse 
unserer  Partei  entfremden.  Wohlan,  ich  hege  für  Länder,  wo  das  socialistische 
Proletariat  starke  Organisationen  hat,  diese  Furcht  nicht.  Wenn  wir  eines  Tages  in 
Belc^ea  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Partei  den  Bhc  oder  einen  socialistischea 
Minister  haben  werden,  so  werden  wir  in  enger  Betätigung  mit  der  Arbeiterpartei 
bleiben,  und  unser  Gewissen  wird  dabei  nicht  geschädigt  werden.    Im  Gegenteil! 

Die  Arbeiter  wissen  sehr  wohl,  dass  eine  Partei,  die  in  der  Minderheit  ist,  dass 
dn  socialistischer  Minister  als  Mitglied  eines  bürgerlichen  Ministeriums  den  Staat 
nicht  commandiercn,  sondern  nur  die  Ausführung  der  Bündnisverträge  verlangen 
kann.  Und  da  wir  von  Taktik  sprechen,  gilt  es,  Tatsachen  anzuführen,  denn  eine 
Taktik  wird  nur  durch  Tatsachen  erklärt.  In  Belgien  ist  die  Sachlage  folgende:  Bei 
den  letzten  Wahlen  haben  wir  Parlamentssitze  verloren.  Und  woüt  ihr  einen  der 
Ghinde  wissen.'"  Gerade  weil  die  Liberalen  gesagt,  wiederholt  und  glauben  gemacht 
haben,  dass  wir  keine  zum  Eintritt  in  die  Regierung  bereite  Partei  sind. 

Wohlan,  unsere  .Arbeiter  wollen  Rrformon  so  schnell  als  ninglich  hal)cn.  und  sie 
haben  recht.  Ihr  von  der  Mehrheit  konnlei  uns  Belgiern  nicht  vorwerfen,  dass  wir 
nicht  genug  auf  gewerkschaftlichem,  unterstutzungstechnischem,  genosscnschaft» 
lidiem  Gebiete,  nicht  genug  in  der  Kammer  g^ekämpft  haben.  Ihr  würdet  den  Be- 
weis nicht  erbringen  können,  dass  das  arbeitende  socialistische  Belgien  den  Classen- 
kampf aufgegeben  hat.  In  dieser  Hinsicht  sind  wir  fa-^t  ein  Muster  für  das  Prole- 
tariat der  \Velt.  Wir  sind  sogar  noch  weiter  gegangen.  Wir  haben  der  Kcaction 
durch  den  Strilce  von  1902  das  allgemeine  Wahlrecht  zn  entreissen  versucht,  und- 
wir  sind  geschlagen  worden,  wobei  wir  die  Leichen  unserer  Camcraden  auf  dem 
Strassenpdaster  zurückliessen.  Und  wenn  nun  eines  Tages  eine  Fraction  des  Bürger- 
tums uns  anbieten  wird,  das  allgemeine  Wahlrecht,  die  obligatorische  Volkssdnile, 
Arbeiter-ichut/gesetzc  unter  der  Bedingung  einzuführen.  da<s  wir  einen  Teil  der 
Verantwortlichkeit  der  Regierungigewalt  uberneluncn,  dann  wehe  dem,  der 
sich  weigerte  und  so  das  belgische  Proletariat  zu  neuen 
Hekatomben  zurückdrängte,  wehe  den  belgischen  So  cia- 
listen, die  blutige  Strassenschlachten  den  Reformen  vor- 
ziehen —  mögen  die  Reformen  auch  die  Regierungsmarke  tragen ! 

Man  sagt  un<,  wir  können  die  Regierungsgewalt  nicht  ^tückwei-;c  annehmen,  wir 
müssen  sie  ganz  haben:  alles  oder  nichts!  Gebt  mir  das  Mittel,  alles  nnt  cmenmial 
zn  bekommen,  und  ich  werde  auf  eurer  Seite  sein,  welches  auch  das  Mittel  sein  mag.- 
Aber  ich  sehe  das  Mittel  nicht,  und  ihr  werdet  es  mir  nicht  geben.  Und  wenn 
mir  inzwischen  eine  Fraction  des  Biirgcrtunis  vorschlägt,  mit  ihr  zusammen  einen 
Teil  meines  Programms  zu  verwirklichen,  ^-ollte  ich  es  ablehnen!  Sollte  ich  der 
feindlichen  Classe  das  Monopol  der  Regierungsgewalt  lassen!  Ich  werde  das 
nicht  tun,  und  ich  habe  nicht  das  Recht  dazu.  Wenn  man  uns  einen 
einzigen  Ministerposten  .mbietet.  SO  werden  wir  ihn  anndimen  und  sagen:  Schonen 
Dank,  wann  gibt's  den  zweiten? 

Wie?  Unsere  Arbeiter  werden  von  der  Kirche  bearbeitet,  vom  Militarismus  bruta- 
lisiert,  durch  iibtrlani^c  Arbeitszeit  abgerackert,  thircli  das  Elend  entkräftet,  sie  sind 
im  Alter  ohne  Mittel,  im  Kampf  ums  Dasein  getreten,  und  wenn  eine  Fraction 
des  Bürgertums  uns  vorschlägt,  all  das  unter  der  Bedingung  zu  reformieren,  dass- 
wir  einen  Teil  der  Verantwortlichkeit  der  Regierung  übernehmen,  soll  ich  Nein 
sagen !  Das  werde  ich  nicht  sagen,  und  ich  bin  tief  davon  überzeugi,  dass,  wenn 
das  belgische  Proletariat  stark  geimg  sein  wird,  eine  derartige  Situation  ZU  sduiffen, 
meine  Weigerung  von  der  Arbetterdasse  mit  einer  Ohrfeige  beantwortet  werden  würdet 
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Die  Socialisten  Rnsitends,  Bolgtriens,  Spanietts,  Polens,  Japans  haben  es  sehr 
Idcht,  die  Verantwortlichkeit  für  die  Regierung  abzulehnen,  es  wird  zweifelsohne 
Jahr  und  Tag  darüber  hingehen,  bis  man  sie  ihnen  anbietet.  Wenn  ich  der  Ver- 
treter eines  dieser  Länder  wäre,  so  wiirdc  ich  mich  in  dieser  Frage  enthalten  und 
mich  sehr  hüten,  eine  socialistischc  Taktik  zu  verdammen,  die  ich  zu  schwach  wäre, 
in  meinem  Lande  in  die  Praxis  zu  übersetzen.  Ich  begreife  es  wohl,  dass  eine 
Minderheit  intransigent  ist,  weil  diese  Intransigenz  ihr  allein  es  erlaubt,  die  Charaktere 
zu  schmieden,  die  unerlässlich  sind,  um  ne  cur  Majorität  zu  bringen.  Aber  ich  kann 
nicht  zulassen,  dass  diese  Minderheit  ihre  Intransigenz  Parteien  aufdrängt,  die 
flicht  mehr  so  winzig  sind,  wie  sie,  und  für  die  die  Rcgierungsveraiitw(irtlichkeii  von 
Tag  zu  Tag  notwendiger  wird.  Wenn  nun  die  Verantwortlichkeit  hat,  muss  die 
Liliansigenz  weichai,  und  man  wird  weder  ichwäcber,  noch  unfähiger,  wenn  man 
mit  Bourgeois  in  einem  Ministeriom»  ala  wenn  man  mit  ihnen  in  Veraammlnng»- 
lAlen  discutiert. 

Genosse  Adler  hat  gesagt,  dass  er  von  Angst  erfölh  warde,  als  er  die  in  Frank- 

reich  von  Jaurcs  und  "^cincn  Freunden  befolgte  Methode  näher  untersuchte.  Nun 
wohl,  ich  habe  auch  meine  Befürchtungen,  aber  bei  ganz  anderen  Dingen.  Wenn 
ich  die  Ereignisse  vorangehen  and  sidi  fast  überstürzen  sehe,  wenn  ich  die  rasche 
Entwickelung  des  Capitalismus  sehe  und  wie  wir  dagegen  für  unsere  Gewerkschaften, 
für  unsere  Genossenschaften,  für  alle  Organisaiionsarbeiten  der  Leute  ermangeln,  die 
für  die  Verwaltimg  genügend  vorgebildet  sind  —  dann  habe  ich  meine  Befürchtungen 
für  den  Morgen  nach  dieser  zu  schnellen  Entwickelung.  Und  ich  fühle  das  Be- 
dürfnis, die  Schulen  zu  vermehren,  alle  Reformen  ins  Werk  zu  setzen,  welche  die 
materielle»  die  moralische  Lage  des  Proletariats  heben. 

Genossen,  ich  bin  zu  Ende.  Ich  bitte  euch :  stimmt  für  den  Antrag  Adler- Vander- 
velde!  Er  enthält  keine  Excommunication.  keine  Verurteilung.  Wenn  wir  die 
Dresdener  Resolution  nach  Haus  bringen,  wird  unsere  Arbeiterclasse  nicht  begreifen, 
wie  und  warum  wir  verurteilt  worden  sind.  Man  wird  sich  über  eure  Resolution 
histig  machen.  Und  der  Einigiceitsantrag,  mit  dem  a&e  Weh  einverstanden  ist,  wird 
absolut  seiner  Wirkimgskraft  beraubt  sein.  Stimmt  für  den  Antrag  Adicr-Van- 
derveldc  !€ 

So  weit  Anseele.  Und  wer  den  belgischen  Genossen  wegen  dieser  ihrer 
Haltung'  sagen  würde,  sie  seien  keine  Socialisten,  den  würden  sie  schlechtweg 
auslachen.  Ebensci  sind  die  Dänen,  die  Norweger,  die  Schweden,  die  Schweizer 
Anhänger  eines  weitgehenden  Opportunismus,  und  die  Holländer  haben  durch 
Troelstra  in  der  Commtssion  tifid  dttrdi  ihre  Resoltition  direct  erklärt,  dass  sie 
die  beiden  Richtiot}icn  im  Socialisraus  für  gleichberechtigt  halten. 

Die  zwei  Tendenzen  im  .Socialismus  sind  in  der  Tat  so  stark,  dass  Mehr- 
heitsbeschlüsse für  oder  gegen  eine  derselben  wirkungslos  bleiben  müssen. 
In  reactionären  Ländern  ist  die  zweite  Tendenz  immer  bloss  theoretisch  und 
hat  wcnij^'  praktische  Bedeutung.  In  allen  Ländern  mit  fortgeschrittenen  polt-' 
tischen  Freiheitsinstitutionen  wird  die  zweite  Tendenz  praktisch.  Will  ein 
internationaler  Congress  die  Parteien  wieder  und  wieder  auf  die  gemeinsame 
Grundlage  des  Socialismus,  den  Classengegensatz  und  den  Classenkampf  er- 
innern, so  ist  dagegen  nichts  einzuwenden.  Es  geht  aber  schlechterdings  nicht 
an,  den  Socialisten  dieser  einzelnen  Länder  Vorschriften  über  ihre  praktische 
Politik  zu  machen.  Ihre  Wirkung  wird  klein  oder  gleich  Null  sein.  Niemand 
hat  solch  ein\'crständnis  dafür,  dass  dieEigentümlichkeiten  der  einzelnen  Länder 
schwer  zu  begreifen  sind,  wie  gerade  wir  nsterrcicher.  Weil  wir  wissen,  wie 
es  für  Fremde  fast  unmöglich  ist,  Österreich  zu  verstehen,  sind  wir  so  be- 
dächtig in  der  Beurteilung  der  Politik  anderer  Länder.  Genosse  Dr.  Adler 
hat  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  er  bei  allen  Bedenken,  die  er  gegen 
die  Politik  Jaures'  habe,  sich  scheue,  irgend  ein  vernichtendes  Urteil  zu  sprechen. 
Daher  beantragte  er  auch  in  Verbindung  mit  Genossen  Vandervelde,  aus  der 
Dresdener  Resolution  wenigstens  alles,  was  einer  persönlichen  Spitze  oder 
einer  Verurteilung  gleiche,  auszumerzen.    Die  Resolution  war  nadi  meiner 


Digitized  by  Google 


698 


ENOELBERT  PESNERSTORPER  -  ZUR  PRAOE  DER  TMCHK  IN  AMSTEROAM 


Meinung  auch  in  dieser  Form  nicht  ansunehmen,  aber  alle  Revisionisten,  Op- 
portunisten, Jaurcsisten  sammelten  sich  um  sie,  so  dass  sie,  obwohl  in  der 
Hauptsache  gleichlautend  mit  der  Dresdener  Resolution,  zur  Fahne  der  Re- 
volntioii  gegen  Dresden  wurde.  Für  sie  stimmten  folgende  Linder:  Argen- 
tinien, Belgien,  Dänemark,  England,  die  englischen  Colonicen,  Holland,  Öster- 
reich, Scluvcflen  und  die  Schweiz.  Gegen  sie  stimmten:  Böhmen,  Bulgarien, 
Deutschland,  lt;.lien,  Japan,  Russland,  Spanien,  Ungarn  und  die  Vereinigten 
Staaten.  Die  Stimmen  hoben  sichatifbei  Frankreich,  Norwegen  und  Polen. 

Man  vcrqfleiche  diese  Listen  in  Bezug  auf  die  Bedeutuii|f  des  Socialisnuu  in 
<len  einzelnen  Ländern! 

Nadi  Ablehnung  der  Resolution  Adler-Vandervekie  wurde  sodami  die  Dres- 
dener Resolutton  mit  25  gegen  17  (5  gegen  und  12  Enthaltungen)  angenommen. 

Kann  man  nun  in  der  Tat  glauben,  dass  ein  solcher  BcschUiss  eine  praktische 
Bedcuunig  erhalten  kann?  Wird  nicht  in  der  Tat,  nach  wie  vor,  jedes  Land 
sich  seine  Taktik  nach  seinen  besonderen  Bedürfnissen  einrichten?  Und  Icum 
•es  denn  in  der  Welt  irgendwie  anders  sein? 

Ich  kann  auch  jetzt  nicht  zugeben,  dass,  abgesehen  von  der  schliesslichen 
Wirkungslosigkeit  des  Beschlusses,  die  Discossion  so'  viel  inneren  Wert  ge> 
Tiabt  habe,  dass  um  deswillen  etwa  die  gebrauchte  7jA%.  als  nützlich  verwendet 
bezeichnet  werden  könnte.  Sie  hat  neue  Gesichtspuncte  nicht  gebracht. 
Aber  freilich,  in  einer  Beziehung  war  sie  sehr  lehrreich.  Obgleich  es  sich 
um  tatsächliche  Differenzen  in  der  Taktik  handelte,  war  sie  musterfaaffc 
im  Ton  und  unterschied  sich  dadurch  sehr  vorteilhaft  von  Dresden,  wo  es  sich 
grösstenteils  um  theoretisches  Gezanke  und  um  hässliche  Personalien  drehte. 
Insofern  hat  sie  einen  dauernden  Wert  Wenn  es  je  wieder  um  scharfe  Aus- 
etnandersetzungcn  geht,  so  kann  man  auf  Amsterdam  verweisen  und  auf  den 
Ton  gegenseitiger  Achtung,  der  auf  dem  Congresse  herrschte.  Und  dieser 
Ton  eines  solidarischen  Geistes,  einer  brüderlichen  Gesinnung,  belebte  die 
Amsterdamer  Tage  in  den  Versammlungen  des  Congresses  und  im  persdnKdien 
Verkehr.  So  wenig  ich  von  den  praktischen  Erfolgen  des  Congresses  halte, 
so  unvergcsslich  werden  mir  und  wohl  den  meisten  Teilnehmern  des  Con- 
gresses die  hier  verlebten  Tage  bleiben.  Es  geht  von  den  Holländern  eine 
herz Ite zwingende  Wärme  aus.  Auch  unter  ihnen  gibt  es  starken  Streit;  die 
rtccj  Tendenzen  geraten  hart  aneinander.  Aber  über  den  zivci  Tendenzen 
schwebt  versöhnend  der  eine  Gedanke  desselben  demokratischen  Socialismus. 
So  stellen  sie  sich  als  Parteigenossen  dar.  Als  Itfienschen  sind  sie  so  herzUch, 
wie  ihre  Sprache  anheimelnd,  so  lebhaft,  wie  ihre  Mecfeswinde  frisch,  90  offen, 
•wie  ihre  Landschaft  weit  ausgebreitet. 

Vielleicht  bringen  alle  Teilnehmer  des  Congresses  etwas  von  diesem  hollän- 
dischen Socialismus  und  einen  Hauch  dieses  holländischen  Wesens  mit  in 
ihre  Heimat. 
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Zu  den  Gegenständen,  die  auf  der  Tagesordnung  für  den  Brema"  Parteitag  stehen, 
gehört  der  von  Hugo  Lindemann  auf  Anregung  des  Fartdvorstandes  in  Reso* 

Itttionsform  ausgearbeitete  Entwurf  eines  socialdemokratischcn  Coninnituilprograrams, 
Soweit  sich  bis  ict7t  übersehen  lasst,  wird  er  schwerlich  ni;f  tiefRcliciuic  .Meinung;svcr- 
JChiedenheilcn  slossen.  Wohl  berührt  er  verwaltungstechnische  f  roblcmc  von  grosser 
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Bcdeotmiff,  über  die  vid  m  sagen  wäre  und  audi  noch  viel  gesagt  werden  wird.  Aber 
Ltndemann  hat  mit  anerkennenswerter  Zurückhaltung^  sich  darauf  beschränkt»  alt- 
gemeine  Lehrsätze  aufzustellen,  die  hinsichtlich  der  wichtigsten  Fragen  des  Communal- 
lebens  die  grundlegenden  Principien  des  Socialismus  richtunggebend  in  Anwendung 
bringen:  Demokratie,  Wirtschaftspolitik  unter  dem  Gesichtspunct  der  Arbeiterdasse, 
Bekimpfinng  aller  besttzreehtlichen  Monopole  und  Ausbeutungsrechte,  möglichste  För- 
derung der  Gemeinwirtschaft.  Hierüber  dürften  Meinungsverschiedenheiten  kaum 
7U  Tage  treten.  Vielmehr  werden  solche  sich  wohl  nur  darum  drehen,  ob  gewisse 
Specialtragen  im  Communalprogramm  noch  besondere  Erwähnung  finden  sollen,  in 
welcher  Hinsicht  hoffentlich  der  von  Paul  Singer  in  der  Comtnunalcn  Praxis  erteilte 
Rat  den  Ausschlag  geben  wird^  das  Programm  nicht  mit  zu  vielen  Einzdhdten  ta 
belasten. 

Für  die  Geschichte  der  socialisti sehen  Lehrmeinungen  ist  die  starke  Betonung  der 
verwaltungsrechtlichen  Selbständigkeit  der  Gemeinden  gegenüber  dem  Staat  und  die 
Behandlung  des  Problems  der  städtischen  Grundrente  im  Lindcmannschen  Entwurf 
bedeutungsvoll. 

Mit  seiner  Annahme  wird  sich  die  Frage  erheben,  ob  die  betreffenden  Leitsätze  dem 

altgemeinen  Parteiprogramm  einverleibt  werden  oder,  gleich  und  mit  einer  Reihe- 
früherer  Congrcssbeschlüssc  grundsätzlicher  Natur,  quasi  unterkunftslos  neben  dem 
allgemeinen  Programm  einherlaufen  sollen.   £s  ist  jedoch  schwer  einzusehen,  warum 
zum  Beispiel  Spectalfragen  des  Arbdterschutzes  ins  altgemeine  Programm  der  ParteT 
gehören,  Grundsätze  der  aodalistisdien  Communalpolitik  etc.  aber  nicht  Ober  diese 
quantitative  Sdtc  der  Programmrevision   wird  die   Partei   unbedingt  Ent- 
scheidung zu  treffen  haben.    Es  widerspricht  aber  ihren  besten  Traditionen,  es  in 
diesen  Dingen  bei  Flickarbeit  bewenden  zu  lassen.    Wird  überiiaupt  am  Programm 
geändert,  so  wird  man  auch  die  Frage  der  qualitativen  Revirion  weder  uber- 
gehen wtolleB  noch  übergehen  können.  Wie  bereits  erwähnt^),  hat  Bebd  schon  vor- 
dre! Jahren  auf  dem  Parteitag  zu  Lübeck  /1901/  sich  dahin  ausgesprochen,  er  sei. 
nicht  der  Ansicht,  dass  die  Partei  das  jetzige  Programm  noch  längere  Zeit  ungeändert 
behalten  werde;  er  habe  nichts  dagegen,  dass  gleich  auf  dem  folgenden  Coagress 
eine  Revisionscommisston  eingesetzt  werde.  An  einem  passenden  Ania»  dazu  hat  es 
bisher  gefehlt   Mit  der  Annahme*  des  Commnnalprogrammentwnrfs  wäre  er  ge- 
geben, und  da  es  mir  unwahrscheinlich  dünkt,  dass  dieser  Anlass  ungenützt  vorüber- 
gehen wird,  will  ich  im  folgenden  einiges  zur  Orientierung  iilx-r  die  Hauptpuncte  zum 
besten  geben,  die  meines  Erachtens  für  die  Frage  der  quaUtativen  Programmrevision- 
in  Betradit  Ifommen.  Über  die  etwaige  quantative  Progranumwision  habe  idi  im 
vorerwähnten  Artikd  einige  I^igerzdge  zu  geben  versudit 

XXX 
Im  V'orwort  zur  soeben  erschienenen  fünften  .KuflaRe  seiner  Schrift  Das  Erfurter 
Programm  erklärt  Karl  Kautsky,  das  Programm  neuerdings  einer  genauen  Nach- 
prüfung unterzogen  zu  haben.  Ihr  Resultat  war  für  ihn,  dass  der  grundsätzliche.- 
Tdl  des  Erfurter  Programms  in  keinem  Ptmct,  den  der  kritische  Socialismus  bean- 
standet halie,  einer  Revision  bedürfe.^)  Wie  es  schon  in  der  biblischen  Schöpfungs- 
geschichte heisst:  Und  er  sah,  dass  es  gut  war.  Sehen  wir  uns  daraufhin  das  Werk, 
selbst  an. 

0  Vergl.  ueiaen  Aittkd  Sita  Vorwort  swr  ProgrammrttMon  ia  tai  SodßS$Stektm  MomUshqfttt^. 
1904,  L  Bd.,  paR. 

*)  Die  Wort«  kritischer  Socialismus  <ind  von  Kautsky  ia  ironische  AafflhniBgHbi^  gnetst  £•  dfllt; 
mf  dn  Sdieiber  dietee. 
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Der  erste  Sats  vom  Absatz  i  des  Erfurter  Programnu  lautet: 

>Die  ökonomische  Entwicklung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  führt  mit  Natur- 
notwendigkeit zum  Untergang  des  Kleinbetriebs,  dessen  Grundlage  das  Privateigen- 
tum des  Arbeiters  an  seineii  Productraasmittdii  bildet« 

Kann  —  um  vom  kritischen  Sodalismns  fortan  abzusehen  —  kann  der  wissen- 
schaftliche Socialismus  diesen  Satz  wirklich  mit  giitcm  Gewissen  aufrecht- 
erhalten ?  Unter  Kleinbetrieb  ist  an  dieser  Stelle  das  kleine  Unternehmen  in  jeder 
GesUlt  gemeint,  das  landwirtschaftliche  und  kaufmännische,  wie 
4as  industrielle  Untcmefamen.  Nicht  nur  geht  dies  daraus  hervor,  dass  noch 
im  gleicben  Absatz  vom  Monopol  der  Capttalisten  und  Grossgrundbesitzer 
gesprochen  wird.  c>;  wird  auch  im  Kautskyschen  Commentar  ausdrückHch  bestätigt. 

Als  Kautsky  mich  im  Frühjahr  i8<)9  auf  mein  Crtdo  hinsichtlich  des  Programms 
hochnotpeinlich  inquiricrtc,  antwortete  ich  ihm  mit  Bezug  auf  diesen  Satz :  »Die  Natur- 
notwendigkeit [dieses  Untergangs]  selbst  für  die  Industrie 'zugegeben,  obwohl  sie 
für  die  ganze  Industrie  jedenfalls  noch  nicht  güt,  ist  ne  für  die  Landwirt* 
Schaft  wissenschaftlich  nicht  festzustellen.  Da  ist  von  naturnotwendigem  Unter- 
gang des  Kleinbetriebes  keine  Rede.«')  Seitdem  haben  eine  Reihe  socialistischer 
Parteien  des  Auslandes  —  Österreicher,  Ungarn,  Franzosen,  Russen  —  sich  neue 
Frognnnne  gradiaffen,  Holländer  nnd  Schweizer  sind  dabei,  die  ihrigen  zu  revidieren. 
Keine  einzige  dieser  Parteien,  wie  stramm  maradstisch  sie  auch  ge- 
richtet sein  mag.  hat  einen  Satz,  wie  der  obige,  in  ihr  neues  Programm  mitübernommen. 
Alle,  die  ähnlich  lautende  Sätze  in  ihrem  früheren  Programm  stehen  hatten,  haben 
sie  b  e  w  u  s  s  t  und  ausdriicklich  aus  ihnen  herausrevidiert. 

Sehr  klar  und  mit  sdioner  Aufricfatii^it  wird  dies  in  dem  vor  einigen  Monaten 
lierausgekommenen  Bericht  der  Agraroonunission  der  faonändtsdicn  Sodalflemokratie 
ausgesprochen.    Da  hcisst  es  : 

> . .  .  Das  [bisherige]  Programm  unterstellt  diese  Bewegung  für  alle  Betriebe  und 
spricht  vom  Sichroncentrieren  aller  Arbeitsmittel  in  einigen  Händen.   Die  Agrar- 

«ommission  ist  einstimmig  zu  der  Ansicht  gekommen,  dass  dies  nicht  als  richtig 
angesehen  werden  darf.  Die  wahrnehmbaren  Tatsachen  der  Entwickelung  stützen 
•diese  Auffassung  nicht,  dass  in  tler  Landwirtschaft  der  Grossbetrieb  den  Kleinbetrieb 
und  der  Grosscapitalist  den  kleinen  Unternehmer  verdrängt.  Weder  in  Holland  noch 
im  Auslande  ist  dies  der  Fall.  Wir  haben  es  hier  mit  anderen  Erscheinungen  zu 
tun,  als  mit  denen,  die  in  der  Industrie  obwalten  .  .  .«*) 

Die  Commtssion  schlägt  denigcmä^s  vor,  den  betreffenden  Absatz  (5)  des  grund- 
sätzlichen Teils  des  holländischen  Parteiprogramms  so  abzuändern,  dass  es  bloss 
hcisst:  »die  rasche  Zusammenziehung  hauptsächlich  der  industriellen  Arbeits- 
mittel in  die  Hände  einer  immer  kleiner  werdenden  Anzahl  Personen  . .  .« 

Ich  weiss  nicht,  ob  auch  nur  ein  Mitglied  der  hollän«Sscfaen  Agrarcommission 
(Gorter,  Mdchers,  Tak.  Troelstra,  Vliegen)  sich  zum  Revisionismus  bckcmu.  Von 
mindestens  zweien  aber  glaube  ich  zu  wissen,  dass  sie  zur  radicalcn  Linken  der  Partei 
gehören.  Wie  sie  jedoch  auch  sonst  denken,  hier,  wo  es  sich  um  eine  Frage  wissen- 
schaftlicher Erkenntnis  handele  haben  die  Gmunisslonsmitg^ieder  unterschieds- 
los es  für  ihre  Pflicht  gehalten,  im  Programm  der  Wahrheit  die  Ehre  zn  geben. 

Und  uns  Deutschen,  die  wir  uns  so  viel  auf  imscre  Wissenschaftlichkeit  zu  gute  • 
tun.  uns  mutet  man  zu.  einen  Satz,  nein  Sätze  ■ —  deim  für  P.ebauptung  kehrt  in 
\  erscliärfler  Gestalt  und  direct  auf  die  Landwirtschaft  bezogen  m  Absatz  2  und  5 

5)  VcTgl.  meinrn  Artikel  im  Vortvärts  vom  3.  i«eptember  iS«)^. 

*)  Vergl.  dec  Bericht  der  Ai^rarcommis'^ion  der  holHadildM»  AAeitefpaitsI,  abgedndd  Itt  dso  OSCM» 

menUn  dts  SodaUsmus,  iV.  Bd.,  pag.  948-319. 
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des  Programms  wieder  —  Sätze  in  unserem  Programm  unverändert  fortsntdileppen, 
die  der  Wirklichkeit  ins  Gesicht  schlagen. 

Kautsky  begründet  diese  Zumutung  damit,  dass  er  sagt,  die  Auflösung  des  bäuer- 
lidien  Kleinbetrieb«  habe  nch  allerdings  in  den  letzten  swei  Jabfscbnten  nicht  so 
nach  vollzogett,  wie  ehedem,  stellenweise  gewinne  er  sogar  an  Boden,  aber  trotzdem 
liege  >nicht  der  geringste  Grund  vor,  an  die  Stelle  der  alten  dne  gegensätzliche 
Tendenz  auf  Verdrängung  des  Grossbetriebs  durch  den  Kleinbetrieb  in  der  Land- 
wirtschaft anzuerkennen«.  Dazu  seien  die  vorliegenden  Daten  viel  zu  wenig  bestimmt. 
•Sie  denten  nidit  eine  veränderte  Entwickelongsriehtung  an,  sondern  ein  Stödten 
der  bisherigen  Entwlckelung,  soweit  aidi's  um  die  BetridMgrosse  handelt«  Der  Zeit- 
raum, in  dem  die»  Stocken  sich  bemerkbar  mache,  sei  aber  noch  viel  zu  kurz,  um 
uns  zu  Schlüssen  zu  berechtigen»  die  »die  Erfahrungen  eines  Jahrhunderts  über  den 
Haufen  werfen  wiirden«. 

In  diesen  Sätaen  konmit  eine  Discitssionsweise  zum  Ansdradt,"  wie  sie  Knatdcy 
stets  in  Anwendung  bringt  wenn  es  eine  wissenschaftlich  unhaltbare  Position  xu 
verteidigen  gilt  Er  unterstellt  denen,  die  er  bekämpfen  will,  ein  Zerrbild  ihrer  wirk- 
lichen Absichten  und  vernichtet  dann  mit  grossem  Gusto  dieses  Zerrbild.  Wo  in 
aller  Welt  ist  der  Vorschlag  gemacht  worden,  nun  im  Programm  zu  sagen,  dass  die 
Entwidcelnng  rnii  Naimnoiwtndigknt  zur  Verdrängung  des  GfOssbetrid»a  dnrdt  den 
Kleinbetrieb  führe?  Nienund,  auch  David»  der  PanaUker  des  KUmbeiriebs,  nicht 
hat  je  sich  zu  solcher  Art  Revision  hinreissen  lassen.  Nicht  darum  handelt  es  sich, 
eine  voreilige  Construction  —  denn  was  jetzt  in  Bezug  auf  die  Entwickelung  der 
Landwirtschaft  im  Parteiprogramm  steht,  hat  zu  keiner  Zeit  die  Wirk- 
lichkeit richtig  wiedergegeben,  Kautskys  Satz  von  den  Erfakrunge» 
emes  JakrkmnderU  ist  reuie  Phantasie  —  also  nicht  darum  handelt  es  sich»  ein  Aus-  ' 
gleiten  der  Phantasie  dadurch  zu  corrigieren,  dass  man  nun  das  genau  Umgekehrte 
behauptet,  sondern  die  zunächst  zu  beantwortende  Frage  ist  die,  ob  etwas,  was  für 
unrichtig  erwiesen  ist,  aus  dem  Programm  entfernt  werden  soll  oder  nicht.  Ob 
es  nötig  tmd  möglich  ist  einen  positiven  Satz  in  Bezug  auf  <fie  Tendenz  der 
landwirtschaftlichen  Entwickdung  hinsichtlich  der  Betriebsgrössen  an  seine  Stelle  zu 
setzen,  ist  eine  ganz  andere  Frage.  Die  Holländer  sind,  wie  aus  obigem  er- 
sichtlich, so  einsichtsvoll  gewesen,  darauf  zu  verzichten.  »Die  Zeit,  für  die  Ent- 
wickclungstendenzcn  in  der  Laudwirischait  feste  Regeln  aufzustellen,  scheint  noch 
nicht  gckonunen,«  heisst  es  im  Anschlnss  an  die  dtierte  Stdle  in  ihrem  Bericht  Die 
Pragranuncommisrion  der  aehweizerisdien  Socialdemokratie  hat  in  ihrem  neuen 
Programmentwurf  eln-nfalls  Jeden  Hinweis  auf  eine  bestimmte  Tendenz  in  der  Ent- 
wickelung der  Betriebsgrössen  in  der  Landwirtschaft  vermieden.  Trotzdem  haben 
aber  beide,  Hollander  wie  Schweizer,  ihr  sciir  positives  Agrarprogramm.  Vielleicht 
wäre  es  richtiger,  statt  trotitdem  zu  sagen  gerode  deswegen.  Ohne  den  Spuk  von 
der  natumotv^ndigen  Verdrängung  des  Kleinbetriebs  wäre  fSr  die  deutsche  Sodal- 
demokratic  die  agrarprogrammlose,  die  schreckliche  Zeit  ja  auch  dn  Ding  der  Vcr- 
gaiigcnlieit.  Denn  über  die  anderen  Factoren,  die  hier  in  Betracht  kommen,  herrscht 
kaum  noch  irgend  welche  nennenswerte  Meinungsverschiedenheit. 

Die  Ausmerzung  jener  Aschen  Sätze  aus  dem  Partdprogramm  ist  aber  sdion 
deshalb  eine  Notwendigkeit  weil  sie  auch  zu  unserer  praktisdien  Bdiandlung  der 
Agrarzollpolitik,  zu  unserer  ganzen  Bdiandlung  des  Landwirtschaftspro- 
blems  in  der  Zoll  frage  etc.  in  schroffem  Gegensatz  stehen.  Oder  ist  es  zum 
Beispiel  nicht  der  hellste  Widerspruch,  wenn  im  Programm  die  unbedingte  Uber- 


Digitized  by  Google 


702 


EDUARD  BERNSTEIN  •  DIE  PROORAMMREVISION  UND  DER  BREMER  PMRTEITAO 


Icgenheit  des  grossen  über  den  kleinen  Landwirtschaftsbetrieb  behauptet  wird  — 
denn  das  bedeutet  der  Satz  von  der  naturnolwcndigen  Verdrängung  fU  <  kle  inen  dnrch 
den  grossen  Betrieb  —  und  im  Reichstag  einer  der  ersten  Wortführer  der  l*artei 
die  wirtschaftliche  übcrlcgenheu  der  kleinbäuerUchcn  danischen  Landwirtschaft  über 
die  der  deutschen  Grossgrandbentser  feststellt? 

In  Zosanunenhang  mit  seinen  Ausführungen  zu  gunstcn  der  Fortwurstelei  mit 
den  alten  Sätzen  über  die  Agrarentwickclung  sagt  Kautsky  noch:  »Licssen  wir  uns 
da  zu  vorschnellen  Schlüssen  verleiten,  dann  ginge  es  uns  in  der  Agrarfrage  leicht 
so,  wie  manchen  Revisionisten  in  der  Krisenfragc.«  Vorher  schon  hatte  es 
hinsichtlidi  der  Krisenfrage  geheissen,  die  Marxsehe  Krisentheorie,  die  auf  die  »Er- 
fahrungen eines  halben  Jahrhunderts  aufgebaut«  gewesen  sei,  sich  dann  dntge  Jahr- 
zehnte >glänzend  bewährt«  habe,  sei  >mit  einem  Male  1898  für  falsch  erklärt  worden, 
weil  damals  drei,  sage  und  schreibe  drei  volle  Jahre  der  Prosperität  sich  eingestellt 
hatten«.  Hätte  die  Parte»  >sich  damals  von  dieser  Kritik  imponieren  lassen  und  den 
von  den  Krisen  handelnden  Passus  des  Erfurter  Progranuns  entsprechend  revidiert» 
so  wäre  ihr  die  angenehme  Aufgabe  erwachsen,  nach  zwei  Jahren  diesen  Passus  von 
neuem  zu  revidieren«.  Wer  derartigen  »kurzatmigeti  Kritiken«,  die  nichts  weiter  seien, 
als  »flüchtige  EinlaUe  und  Stimmungen«,  einen  richtunggebenden  Einfluss  auf  Über- 
zeugung und  Programm  cuiraume,  komme  uus  dem  Revidieren  nicht  mehr 
heraus,  werde  dn  »Spidball  der  Erdgnisse«,  statt  »zu  dem  sie  überschauenden  Meister, 
der  sie  sdnen  grossen,  unverrfldcbar  festgehaltenen  Zielen  dienstbar  macht«. 

Um  mit  dem  seligen  Wrangel  7U  reden :  damit  meint  er  »lir.  Das  warnende 
Exempel,  von  dem  das  alles  hier  —  ich  weiss  nicht,  zum  wievielten  Male  —  erzählt 
wird,  ist  der  Schreiber  dieses.  Aber  noch  so  häuhge  Wiederholmig  macht  eine  Un- 
wahrhdt  nicht  zur  Wahrheit,  und  wdt  entfernt,  die  Sätze  hinsichtlich  der  Krisen- 
frage, auf  die  es  geht,  zu  bereuen,  noch  durch  den  Umstand  bdrrt,  dass  sie  seinerzdt 
als,  >m  i  t  Fug  und  Recht«  niedergeschrieben,  von  niemand  anders  bezeichnet 
wurden,  als  —  von  Karl  Kautsky,  habe  ich  zu  erklären,  dass  ich  auch  heute  noch 
durchaus  zu  ihnen  stehe  und  dass  nadi  meiner  Überzeugung  von  den  Sätzen  des  Partei- 
programms, die  zur  Revision  sdt  langem  rdf  sind,  nicht  zum  wenigsten  audi  der 
Passus  gdiör^  der  von  den  Krisen  sagt,  dass  sie  »immer  umfangrdcher  und  ver- 
heerender werden«. 

Ich  will  die  Leser  nicht  mit  einer  ins  einzelne  gehenden  Blosslegung  all  der  Unredr 
lichkciten  auflialtcn,  die  in  der  citierten  Kautskyschen  Darstellung  stecken  —  es  mag 
die  Peststellung  genügen,  dass  Kautsky  dne  Unwahrheit  ausspridit,  wenn  er 
behauptet,  es  sei  189S  auf  Grund  von  drd  Jahren  Prosperität  von  mir  der  Partei 
eine  bestimmte  Änderung  des  Krisenpassu-;  im  Programm  vorgeschlagen  worden. 
Was  tatsächlich  geschehen  ist,  ist  folgendes.  Nachdem  bereits  Friedrich 
Engels,  Marx'  langjähriger  Mitarbeiter,  verschiedentlich  —  und  zuletzt  an  zwd 
Stellen  im  dritten  Band  CapUal  —  vod  dnem  neuen  Gesidit  des  Krisenproblems  ge< 
sprochen  und  die  Vermutung  ausgedrucict  hatte,  dass  der  Kriseneyklus  dne  Aus- 
dehnung hinsichtlich  der  Zeitdauer  erfahren  habe,  habe  ich,  unter  Bezug- 
nahme auf  einige  weitere  Veränderungen  im  Wirtschaftsorganismus,  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  wir  nicht  vor  einer  tiefergehenden  Neugestaltung  des  ganzen  Krisen- 
problems stdien,  so  dass  etwa  an  <fie  Stdle  der  früheren  allgemdnen  Krisen  »zu- 
nädist  nur  auf  bestimmte  Industriegruppen  beschränkte  internationale  Krisen  treten 
werden«.  »Der  Kreis  der  Industriecn  und  ihrer  Märkte  scheint  heute  zu  gross,«  schrieb 
ich  damals,  >um  an  allen  Puncten  gleichzeitig  und  mit  gleicher  Schwere  von  Krisen 
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getr<^en  werden  ru  können,  es  sei  denn,  dass  ganz  aussergewöhnliclu-  Ereignisse  die 
Geschäftswelt  aller  TJinder  gleichmäsaig  in  Schrecken  jagen,  überall  in  gleicher  Weise 
den  Credit  lähmen.« 

Wie  man  mtht,  drückte  idi  midi  imt  grösstcr  Reserve  aus  — >  wobd  ich  snin  über- 
flnss  noch  hinterher  hinxttfögte,  dass  idi  das  hier  Qtlerte  nor  vermatungs- 

weise  ausspräche.  Ich  war  mir  eben  klar,  dass  hier  ein  Problem  vorlag,  über  das 
ein  endgiltiges  Urteil  fällen  zu  wollen,  voreilig  gewesen  wäre.  M  i  t  k  e  i  n  e  m  \V  o  r  t 
aber,  mit  keiner  Silbe  ist  auf  die  »dreijährige  Prosperität«  als  eine  Stütze 
meitter  Vcmmtong  hingewiesen  worden.  Kautsky  hat  sidi  das  absolut  ans  den 
Fingern  gesogen.  Die  Factoren,  auf  die  idi  verweise,  sind:  »die  Elasticttät  des 
modernen  Creditwesens  bei  enorm  anschwellendem  Capttalreichtum,  der  vervoll- 
kommnetc  Mechanismus  des  Verkehrs  in  allen  seinen  Zweigen,  die  Ausbildung  der 
Handeisstatistik  und  des  Nachrichtendienstes,  die  Ausbreitung  der  Organisationen  der 
Industriellen.«*)  Unter  diesen  Umständen  konnte  midi  denn  midi  der  drei  Jahre 
i^ter  eingetretene  Krach  in  mcmer  überseui^nng  durdum»  nidrt  irre  madicn.  Dem 
von  gewisser  Seite  angestimmten  Jubelgeheul,  dass  ich  nun  glänzend  widerlegt  sei, 
j^etzte  ich  in  dieser  Zeitschrift  die  Aufforderung  entgegen,  mit  dem  Triumph  ge- 
fälligst etwas  zu  warten,  bis  man  den  Verlauf  des  Krachs  übersehen  werde.  Heute 
nun  —  nach  abermals  drd  Jahren  —  gehört  der*  Krach  der  Gesdiidite  an,  und  der 
Jubel  mit  dem  Wideriq;tscin  ist  verstummt  Denn  wie  sdir  audi  die  Ökonomen  der 
verschiedenen  Richtimgen  über  die  tieferen  Ursachen  der  Krisen  differieren  mögen, 
in  einem  sind  sie  heute  alle  einig,  «nd  zwar  gerade  in  dem  Punct,  auf  den  ich  in  dem 
angefochtenen  Artikel  und  seiner  weiteren  Begründimg  in  der  Schrift  Die  Voravu- 
setsungen  des  SoeuOisrntu  das  Hauptgewicht  gelegt  hatte,  nimlidi,  dass  die  Krisen 
in  Bezog  auf  Form  und  Umfang  dne  wescntiidie  Veränderung  in  dem  Sinne 
erfahren  haben,  da<;^  von  einem  Wadistum  in  Ausdehnung  und  IntendtSt  nicht 
die  Rede  sein  kann. 

Ich  könnte  in  dieser  Hmsiclit  eine  ganze  Reihe  von  Stinunen  citieren ;  aber  zwingen- 
der, als  die  Spradie  der  Gdekrtcn,  ist  die  Spradie  der  Tatsachen,  4md  da 
möchte  ich  nua  doch  an  Kautsky  die  Frage  richten,  ob  er  wirklich  den  Mut  hat, 
von  der  Krisis  von  IQOI,  die  mich  widerlegt  haben  soll,  zu  behaupten,  das^  sie  »um- 
fangreicher und  verheerender«,  als  ihre  Vorgänger,  sagen  wir  zum  Beispiel  die 
Krisis  von  1873,  gewesen  sei.  Er  wird  es  nidit  wagen,  denn  die  Tatsachen  sprechen 
hier  zu  starig  ahi  dass  man  sich  das  mit  ihnen  erlauben 'dfirfte,  vras  Kautsky  sich  mit 
den  Worten  anderer  erlaubt  hat.  Es  ist  absolut  nicht  mehr  zu  bestreiten,  dass  die 
Krisenfrage  mit  den  eingetretenen  pm^sen  Veränderungen  im  Wirtschaftsleben  ein 
vollkommen  neues  Gesiebt  erhalten  hat  und  der  oben  citierte  Satz  unhaltbar  ge- 
worden isU 

Das  allein  wäre  Grund  genug,  ihn  aus  dem  Programm  zu  entfernen.  Aber  es 
spridit  nodi  ein  zwdter  wichtigerer  Gnmd  dafür.  Die  Abmildemng  der  Krisen,  die 

wir  heute  vor  uns  sehen,  ist  keineswegs  ein  ungeniisobtcr  Sepen.  Si»'  wirr!  durch 
GeKcnstitigkcitsversichcrunRen  des  UnteflTiehmertums  erzielt.  deren  Kosten  d  i  e 
breite  Masse  der  Bevulkerung  und  nicht  zum  mindesten  die  Arbeiter- 
cbsse  zu  tragen  hat  — ^  durch  dne  Stilllegnng  von  Prodoctivkräften,  dne  k&nstliche 
Preisbildung  tmter  der  die  sonst  mögliche  Verbesserung  der  Arbeiterlage  niindcstens 
über  Gebühr  verlangsamt,  je  nadidem  aber  sogar  in  ihr  dircctes  Gegenteil 

^  Vtlgl.  meinen  .\rtikcl  Der  Kampf  dtr  SoeUUtmoitrM*  und  H$  XtfobOlom  der  GtttBtekigt  ia  d«r 
Mhm»  24a,  1897-1898,  L  Bd.,  pag.  354. 
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vcrkclirt  wird.  Statt  uns  in  den  Augen  aller  unparteiischen  Nationalökonomen  durch 
Festklammern  an  überlebten  Aufstellungen  lächerlidi  zu  machen,  haben  wir  d  i  e  ^  e 
Seite;  der  Frage  ins  Auge  xa  fassen  und  Freund  wie  Fdnd  zu  zogen,  das»  Ab- 
schwächung  der  Krisen  noch  keines Beseitigans  des  Quantums  von  Übeln  hetsst. 
dM  mit  den  früheren  Krisen  verbunden  war.  Auch  darauf  habe  ich  seinerzeit  hin- 
gewiesen. »Virtuell«,  schrieb  ich,  »trägt  das  capitalistische  Abwehrmitte!  gegen  die 
Krisen  die  Keime  zu  neuer  verstärkter  Hörigkeit  der  Arbeiterclasse  in  sich,  so- 
wie zu  Produettonspnvilcgien,  die  eine  verschärfte  Form  der  alten  Zunftprivilegien 
darstellen.«')  In  diesem  Satz  ist  die  Richtung  angezeigt,  in  der  meines  Erachtens 
der  Funct  des  Programms  revidiert  werden  muss,  der  von  den  Krisen  handelt. 

Die  Krisenfrage  leitet  zur  Katastrophenfragc.  Auf  die  .Ansicht  vom 
immer  stärkeren  Auftreten  der  Krisen  stützte  sich  die  Ansiclit  vom  bevorstehenden 
ökonomischen  Ztisammenbrnch  der  capitalistischen  Wirtschaft.  Kautsky  behauptet, 
weder  die  Katastrophen-,  noch  die  Verelendongstheorie  standen  im  Erfurter  Pro- 
gramm, sondern  seien  erst  später  »hineingclesen«  worden. 

Das  ist  al)cr  lediglich  Ruchst.il>cnreitcrri.  Mit  ganz  bestimmt  ausgesprochenen 
Worten  steht  die  Katastrophcntheorie  allerdings  nicht  im  Programm.  Ich  will  audi 
zugeben,  dass  Kautsky  sie  nicht  hineinsetzen  wollte.  Aber  dem  Sinn  nach  steht  sie 
darin.  Und  darauf  kommt  es  doch  an.  Wenn  die  Krisen  »immer  umfangreicher  und 
verheercndcr<  werden,  wenn  die  Armee  der  üherschü«sigen  Arbeiter  »immer  massen- 
hafter« wird  —  ja,  ist  es  dann  nicht  unausbleiblich,  dass  einmal  der  Moment  jCtn- 
tiitt,  wo  die  Gesellschaft  einen  totalen  wirtschaftlichen  Zusammen- 
bruch erleidet?  In  Bezug  auf  den  Zeitpnnct  dieses  Zusammenbrachs  mögen 
dann  Meinungsverschiedenheiten  obwalten,  weil  es  sich  dabei  um  die  Abschätzung 
von  Grössen  und  Kräften  handelt,  über  die  Irrtümer  stets  möglich  sind;  aber  die  Un- 
vermeidlichkeit der  Sache  selbst  bleibt  dann  unlxslrcitbar.  Es  gilt  also,  den  Mut  der 
Consequcnz  zu  haben.  Solange  wir  an  das  eine  glauben,  müssen  wir  auch  das  andere 
annehmen,  und  je  nach  den  Unterschieden  des  Temperaments  etc.  wird  alsdann  der 
eine  die  Katastrophe  schneller,  der  andere  sie  langsamer  kommen  sehen.  Hält  man 
aber  die  Katastrophenlehre  für  falsch  oder  nicht  wissenschaftlicli  fundiert,  so  ent- 
ferne man  die  Sätze  aus  dem  Progranmi,  die  sie  für  den  unsophisticiertcn  Leser  zur 
notwendigen  Folgerung  machen.  Wie  das  stete  Wachstum  der  Krisen  ist  auch  die 
stete  Zunahme  der  Zahl  der  überschfissigca  Arbeiter  mtnd<*stfns  zweifeihafk  ge- 
worden. Ins  Programm  gdidrt  aber  nur,  was  für  uns  wissensdiafUidi  unumstoss- 

lich  ist. 

Wie  mit  der  ökonomischen,  so  mit  der  politischen  Katastrophen- 
theorie. Wenn  es  nicht  Declamation  sein  soll,  dass  »der  Abgrund  zwischen  Be- 
sitzenden und  Besitdosen  immer  mehr  erweiterte,  der  »GegeMatz  zwisdien  Ausbeotem 
und  Ausgebeuteten  immer  schroffer«,  der  »Classenkampf  zwischen  Boorn^eouie  und 
Proletariat,  der  die  moderne  Gesellschaft  in  zwei  feindliche  Heerlager  trennt,  immer 
erbitterter«  wird,  dann  ist  die  politische  Katastrophe  unvermeidlich.  Es  ist  wahrhaft 
beschämend,  zu  sehen,  wie  jemand,  der  diese  Sätze  verficht,  der  jeden  Zweifel  an  dem 
einen  oder  dem  anderen  von  ihnen  als  gefiUurlidie  Ketzerei  verdichtigt,  sidi  immer 
wieder  hinstellt  imd  erkürt,  man  habe  die  Katastrophentheorie  in  das  Programm 
hineingclesen.  Kann  man  denn  mehr  zur  Aufstellung  einer  Katastrophenthcoric  ver- 
langen, als  wie  in  den  angeführten  Sätzen  ausgedrückt  liegt?  Sind  sie  unumstöss- 
fiche  Wahilidten.  nun,  so  bekenne  man  sich  auch  offen  zur  Theorie  von  der  unaus- 
^  Veigt.  mda«  SAtlft  Dk  Vttmuitlauugtm  dts  SodaUmmua  /Stuttgart        pag.  81. 
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bleiblichen  politischen  Katastrophe.  Es  ist  doch  kein  Verbrechen,  an  sie  r.u  glauben. 
Aber  es  ist  mindestens  ein  intcllectueiles  Verbrechen,  sie  nicht  als  feststehend  zu 
erklären  und  dabei  Sätze,  die  notwendig  zu  ihr  führen,  als  bindende  Dogmen  in  Kraft 
zu  halten. 

Und  ichlieBslich,  braucht  es  zu  einer  Verelendungs theorie  mdir,  als  «eni& 

man  sagt,  dass  die  sich  heute  vollziehende  wirtschaftliche  Entwickelung  für  die  ver- 
sinkenden Mittelschichten  —  Kleinbürger,  Bauern  —  und  das  Proletariat 
»wachsende  Zunahme  der  Unsicherheit  ihrer  Existenz,  des 
Elend«,  des  Dmeks,  dier  Knechtttng,  der  Ei'niedrigtrng»  der 
Ausbeutung  bedeutet«?  Ich  möchte  den  sehen,  der  auf  eine  Auseinandersetzung, 
dass  wenn  ihm  das  alk-s  geschähe,  er  noch  immer  nicht  verelendet  sei,  mir  nicht  zur 
.Antwort  gäbe,  ich  wolle  ihn  foppen,  eine  schlimmere  Verelendung  sei  für  ihn  un- 
denkbar. Wenn  die  aufgeführten  Worte  überhaupt  einen  Sinn  haben,  so  bilden  sie  zu- 
sammen eine  Verelendungstheorie,  wie  sie  sdut^fer  nirgends  ausgesprochen  worden  ist 

Nun  weiss  ich  freilich  —  und  ich  habe  das  schon  an  anderer  Stelle  einem  Kritiker 
Kautskys  gcRcniiher  erklärt  — .  dass  Kautsky,  als  er  das  Erfurter  Programm  aus- 
arbeitete, in  der  Tat  nicht  die  Absicht  hatte,  die  Vcrclendungsthorie  in  es 
hineinzulegen,  so  wenig,  wie  er  ihm  eine  Katastrophentheorie  einverleiben  wollte. 
Ja,  es  mag  vielen  sdiwer  in  den  Kopf  woOen,  aber  es  ist  doch  Tatsache,  dass  der 
selbe  Kautsky,  der  uns  jetzt  eis  als  ein  Zeichen  kurzatmiger  Kritik  und  wer  weiss» 
v.ovon  noch,  erklärt,  an  eine  andere  Gestaltung  des  Krisenschemas,  als  das  Marxsche, 
TU  denken,  damals  /1891/  es  ebenfalls  für  wahrscheinlich  erklärte,  dass  »wir  vor 
einer  neuen  Pha5e  der  capitalistischcn  Productionsweise  stehen,  in  der  die  Krisen 
vieUetcht  eine  von  der  Msherigen  abwddiende  Gestalt  bekommen  werden«. 

Wenn  dem  aber  so  ist,  wird  man  fragen,  wie  kommen  die  Gitterten  Sätze  dann 
ins  Programm  hinein?  Nun,  sehr  einfach.  Weder  Kautsky,  noch  derjenige,  der 
ilim  bei  Ausarbeitung  des  Programms  Gcburtshelferdienstc  leistete,  hat  die  Sätze 
damals  apodiktisch  aufgefasst.  Sie  waren  nicht  als  Feststellung  sich  genau  so  voll- 
Stehender  tatsaehlicher  Vorginge^  sondern  als  Ausdrude  einer  im  Wesen 
des-'ttttgehindert  waltenden  Capitalismui  Hegenden  T  e  n  d  e  n  s  verstanden.  Insoweit 
Tiatten  sie  —  nnd  haben  sie  grossenteils  auchheutcnoch  —  sichercinc  Be- 
rechtigung. Ich  halte  es  fur  eine  Pflicht,  dies  ausdrücklich  festzustellen,  um 
jedem  Missbrauch  der  obigen  kritisierenden  Bemerkungen  vorzubeugen.  Indes  muss 
feui^elch  htnzugesetst  werden,  dass  die  beabaiditigte  Rdativitit  der  Sitze  in  der 
Poem,  die  sie  damals  empfingen,  bei  weitem  nicht  deutlich  genug  zum  Ausdruck 
y^fmm*,  dass  Wort  und  Gedanke  sich  nicht  decken.  Wie  die  Sätze  im  Propramm 
jetzt  aneinandergereiht  dastehen,  werden  sie,  und  zwar  mit  Notwendigkeit,  von  der 
übcrgrossen  Masse  der  Leser  als  apodiktisch  gememt  verstanden  und  leihen  sie  sich 
so  SU  allerhand  Zweideutii^ceiten.  Das  ist  aber  sicher  kein  der  Partd  würdiger  Zu- 
stand,  und  darum  bedürfen  sie  mindestens  einer  anderen  Redaction.  Es  geht  doch 
nicht  an,  dass  die  Partei  Sät^e  in  ihrem  Programm  stehen  lässt,  die  eine  Entwickchmg 
behaupten,  welche  sich  tatsächlich  in  erheblich  anderer  Form  vollzieht.  In  Bezug 
auf  die  Krisen  sind  die  Gegenkräfte  gegen  die  im  Programm  angezeigte  Tendenz  hin- 
Hnglidi  erstarkt,  dass  das  alte  Sdicma  nicht  länger  festgdialten  werden  kann. 
Auch  die  Lesart  bexfiglicfa  der  Verelendung  und  der  industriellen  Reservearmee  be- 
darf unbedingt  einer  Corrcctur.  Desgleichen  die  auf  den  Classcnkampf  bezüglichen 
Sitxe,  die  in  ihrer  jetzigen  Fassung  alle  Möglichkeiten  der  Entwickdung  höherer 
Formen  der  Anstragxug  des  Kampfes  ignorieren. 
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Selbst  wenn  man  also  dem  Programm  seine  jetzige  Form  im  wesentlichen  belassen 
will»  sind  in  sdir  eilMiUßdMii  PaacAni  AMatoiwuai  tetli  miabwcite',  teifo  t/Ar 
wfiiMchentwcrt. 

Blau  kann  aber  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  dn  tieferer  Sduiitt  «ngegeiit  und 

auch  an  der  ganzen  Form  Änderungen  vorrunehmcn  sind. 

Heute  ist  das  Programm  in  seinem  einleitenden  Teil  ein  Mischling  zwischen  einer 
Dariegung  von  Grandtfitren  tmd  «tocm  Agitationsniaiiifest  Aa  vendiiedeiieii  Stellen 
merkt  man  dentUdi,  dast  dem  Vcrbsser  bei  der  Niedcndirilt  das  CornrnmüsHsche 
Manifest  als  Muster  vorgeschwebt,  er  sich  dies  zum  Vorbilde  genommen  hat  Das 
war  aber  ein  grosser  Fehler,  ist  in  der  Tat  die  Ursache  der  missglückten  Formulie- 
rungen, von  denen  oben  die  Rede  war.  Da  sich  für  das  Programm  die  Ausfiihr- 
lidikeit  dci  MmUfuts  verbot,  konnten  hier  nudi  nidit,  wie  dort,  neben  den  Ten- 
dencen  die  Gq^tendenMi  berücksichtigt  werden.  Und  so  kommt,  da  die  rbetonsdie 
Sprache  beibehalten  ist,  hier  alles  in  viel  absolutistischerer  Gestalt  heraus,  als  im 
Manifest.  Im  Ton,  wie  im  Inhalt,  fehlt  es  dem  Programm  an  Mass.  Es  geht  an 
einigen  Stellen  unnötig  in  Einzelheiten  ein  und  ist  an  andera  Stellen  wieder  lako- 
nischer, als  wänschenswcrt  So  leitet  den  Absatz  5  ein  Satz  ein,  der  nur  wieder- 
holt, was  schon  in  Absatz  i  nnd  a  gesagt  worden  nnd  ist  an  andern  Steilen  swar 
von  den  ökonomischen  Kämpfen  der  Arbeiterdasse  die  Rede,  ohne  dase  jedoch  diese 
Kämpfe  irgendwie  näher  bestimmt  werden. 

Kurz,  man  kann  fragen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  dem  theoretischen  Teil 
des  Programms  weniger  Prophesciangen  nnd  mdir  Darlegung  einsuverleiben.  Be^ 
zfiglidi  der  Sitze,  welche  die  Princtpien  der  Partei  niederkgen,  ist  das  Pro> 
gramm  dagegen  meines  Erachtens,  so  weit  es  geht,  unanfechtbar.  Bei  einer  Revision 
wären  aber  im  theoretischen  Teil  noch  die  Unternehmers yndikatc  und 
Trusts  zu  behandeln,  im  Principientcil  die  Stellung  zur  C  o  1  o  n  i  a  1  -  und  Ver- 
kehrsfrage. 

HinsidMli^  der  im  Programm  aufgezählten  Forderungen  hake  ich  för  ent- 
schieden der  Revision  bedürftig  den  Satz  in  Punct  6,  der  da  lautet :  »Erklärung 

der  Religion  zur  Privatsache.«  Allerhand  Debatten,  die  in  letzterer 
Zeit  über  diesen  geptlogcn  worden  sind,  haben  das  eine  als  ganz  ausser  allem 
Zweifel  stehend  ergeben,  nämlich,  dass  er  in  weiten  Krdsen  der  Sodaldemokratie 
sehr  weit  ausdnandeigdiende  Ansl^[ung  erfihrt  twd  oft  Ursadie  grosser  Verwirrung 
der  Begriffe  ist.  Dies  namentlich  deshalb,  weil  er  von  vielen  nicht  bloss  als  eine 
Forderung  an  den  Gepenwartsstaat,  sondern  zugleich  als  Ausdruck  der  principiellcn 
Stellung  der  Socialderaokratie  zur  Religionsfrage  aufgefasst  wird.  Formell  mit 
Unrecht,  das  gebe  ich  zu.  Aber  doch  nnr  formell.  Denn  tatsachlich  prägt  sidi 
in  jeder  unserer  Forderungen  an  den  gegenwärtigen  Staat  unsere  principidle  Stellung 
zu  der  betreffenden  Frage  aus.  Hegt  ihr  eine  principielle  Auffassung  zu  Gründe.  .Ms 
Princip  nun  ist  der  Satz  Erkldrunii  der  Religion  zur  Privatsache  entschieden  un- 
geschickt formuliert ;  er  drückt  euicn  richtigen  Gedanken  falsch  aus.  Was  er  will, 
würde  viel  weniger  Missverständnissen  anagesetzt  setn,  wenn  es  statt  seiner  hiesse 
Gleiches  Recht  für  die  Anhänger  aller  religiösen  und  philosophischen  Bekenntnisse, 
Freiheit  der  Religionsübung.  Das  stellt  den  Grundsatz  der  weitestgehenden  Toleranz 
in  Bezug  auf  .Meinungen  und  den  der  staatsbürgerlidicn  GIfichhcrechtigung  aller  ohne 
Unterschied  des  Glaubens  fest,  vindiciert  aber  dem  Gemeinwesen  nicht  einen  Ge- 
sinnungsnihilismtts,  der  ein  einfaches  Unding  md  alles  andere  eher,  als  socialistisch, 
wäre.  Denn  irgend  welche  Weltauffassung  wird  dem  Verhalten  des  Gcmeinwes^s 
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ZU  den  ihm  obliegenden  Culturaufgaben  (Erziehung.  Wissenschaftspflege,  Recht  — 
namentlich  das  Straf  recht  — ,  Kunst  etc.)  doch  stets  zu  Grunde  Hegen;  sie  ist 
in  diesem  Sime  keiiie  Privatsache»  soodern  eine  öffentlidie  Ancdegenheit  iron  grosser 
Bedeutung. 

Es  sind  noch  andere  Sätze  des  Programms,  die,  Im  Festhaltung  des  ihnen  zu  Grunde 
liegenden  Gedankens,  eine  andere  Redaction  verlangen,  und  manche  Forderungen 
li(^sf n  aidi  noch  fainsnfngeii.  Aber  idi  Un  acfaoa  mdir  als  genug  in  Einzelheiten 
enicetreten.  Die  Hanptsadie  bleibt  doch  die  Reformbedürftiglceit  der  tbeore» 
tischen  Sätze  des  Programms,  und  die  glaube  idi  ziir  Genüge  dargetan  zu  haben. 
Dass  ich  dabei  persönlich  zu  werden  hatte,  kann  niemand  mehr  bedauern,  als  ich 
sdbst.  Aber  es  war  imvermeidlich  im  Angesicht  der  Tatsache,  dass  derjenige,  der  in 
snaacfaen  Kreisen  der  deutschen  Sodaidemokratie  als  der  Hüter  des  theoretischen 
Geistes  der  Pertd  gilt,  sidi  tnuner  mehr  ra  seinem  ErtSter  entwidcdt,  der  sich  in 
ängstlicher  oder  verbissener  Verstocktheit  selbst  da  auf  den  Budistaben  gcgd)ener 
Formeln  steift,  wo  ihre  Überlcbtheit  so  klar  ist,  wie  das  Licht  der  Sonne. 

Die  geistige  Enge  Kaut&kys  kommt  in  dassischer  Weise  im  Schlusswort  des 

nenen  Vorwortes  au  seinem  Etfmrttr  Prcgnmm  zum  Ausdruck.  Es  lautet: 

Solange  es  nicht  gelungen  ist,  an  Stelle  des  Capital  eine  andere  theoretische  Grund- 
legtmg  des  Socialismus  zu  setzen,  so  lange  wird  auch  das  Erfurter  Programm  einer 
Revision  seiner  Grundsätze  nicht  bedürfen.« 

.  Kann  man  der  Wissensdiaftlidikdt  der  sodalisdsdien  Theorie  einen  tödidieren 

Stoss  versetzen,  als  es  in  diesem  Satz  geschieht?  Der  erste  Band  CafUal,  ans  dem 
Kautsky,  wie  er  erklärt,  die  theoreti.schcn  Sätze  des  Erfurter  Profframms  aus- 
geschrieben hat,  ist  vor  nahezu  vierzig  Jahren  geschrieben  worden.  Seitdem  hat  sich 
das  Wirtschaftsleben  der  Culturwelt  auf  den  verschiedensten  Gebieten  gewaltig  weiter 
eatwidcdL  Der  Capitallsmus  hat  sich  in  riesenhafter  Wdse  ausgewadisen  tmd  gans 
neue  Formen  seiner  Betätigung  geschaffen,  das  Verkehrswesen  ist  auf  fast  allen  Ge- 
bieten uniRewäl/t  worden,  die  Structtir  der  Gesellschaft  hat  die  durchgreifendsten 
Veränderungen  erfahren,  das  politische  Leben  ist  in  allen  Hauptländem  auf  eine  neue 
Basis  gestellt  worden,  die  Arbeitcrdasse  hat  sich  mächtig  entfaltet,  und  ihre  Organi- 
satiooen,  die  zu  Itlarx*  Zeiten  nur  erst  in  sdir  unentwidcdten  Keimen  voihanden 
waren,  haben  sngleidi  mit  einer  grossen  Ausdehnung  auch  vielfach  eine  gans  neue 
Gestalt  erhalten,  ganz  neue  Formen  des  Kampfes  ausgebildet.  Mit  anderen  Worten: 
die  Dinge  haben  sich  wesentlich  geändert.  Und  wenn  wir  sie  genauer  prüfen,  so 
werden  wir  finden,  dass  die  Entwickelung  in  versdiiedenen  Puncten  das,  was  im 
C0pUal  erst  vorgenichnet  ist;  sur  Wahrheit  gemadit,  in  anderen  aber  es  berichtigt 
oder  auch  Neues  geschaffen  hat,  was  im  Capital  nicht  vorausgesehen  war.  Dürfen 
wir  das  im  Programm  feststellen?  Nein,  sagt  Kautsky;  sit,  ut  est,  aut  non  sit!  Erst 
nm.<s  ein  Gegenmarx  kommen,  der  alles  umstusst,  was  an  Fundamcntalsatzen  im 
Capital  steht  Und  so  ist  es  denn  auch  kein  Wunder,  dass  sdt  einer  ganzen  Rdhe 
von  Jahren  die  Arbdterbewegung  kaum  einen  Sdiritt  vorwSrts  getan  hat,  ohne 
dabd  nicht  zuerst  Kautsky  zu  ihrem  Gegner  zu  haben,  data  niemand  in  der  Partd 
.so  leicht  zum  .Angclxjr  wird,  wie  Kautsky  —  zum  Angeber  nicht  aus  irgend  welcher 
Schlechtigkeit,  sondern  aus  dem  Gefühl  der  armen  Henne  heraus,  die  in  Verzweif- 
lung gerät,  wenn  sie  statt  Küken  Wesen  ausgebrütet  hat,  die  vor  dem  Wasser  kdne 
Furcht  haben. 
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Der  diesjährige  Parteitag  der  deutschen  Sodaldciiiolntie  wird  sidi  mit  einer 
wichtigen  inneren  Angdegenlieit  der  Partei  zu  be8cliäftigi.n  haben,  nämlich  mit 
der  von  mehreren  Seiten  angereihten  Frage  der  Abänderung  dir  Pnrtoiorgan!<;ation. 
Seit  dem  Parteitag  in  Mainz  /1900/  hat  man  sich  auf  den  Parteitagen  mit  Organi- 
satioasfragen  nicht  mehr  besdiiltigt.  Die  zum  Lfibedcer  Parteitag  /1901/  geattMiA 
zahlreichen  Anträge  auf  Abänderung  des  vom  Ausschluss  aus  der  Partei  handelnden 
§  2  des  Organisationsstatuts,  die  dem  vielfach  bekämpften  Schiedsspruch  in  Sachen 
der  Hamburger  Accordmaurer  ihre  Entstehung  verdankten,  wurden  nach  Erledigung 
jener  Angelegenheit  mit  Hinweis  auf  den  nächstjährigen  Parteitag  von  der  Tages- 
ordnung abgesetzt.  Die'^er,  1902  in  München  abgehaltene  Parteitag  beschäftigte  sich 
denn  auch  flüchtig  wieder  mit  dem  schon  viel  umstrittenen  {  2,  und  zwar  veranlasst 
dnrch  den  Aasschlnss  Nürnberger  Parteigenossen  aus  der  localen  Organisation,  dem 
der  Ausschluss  aus  der  Gesamtpartei  nicht  folgen  konnte.  Auch  dort  kam  es  nicht 
zu  einer  Erledigung  dieser  Frage,  sie  wurde  vielmehr  dem  Parteivorsiandc  mit  dem 
Auftrag  uberwiesen,  eine  zweckentsprechende  Änderung  des  Organisationsstatnts 
vorsuberdten.  Aber  andi  der  vorjährige^  der  Dresdener  Parteitag  kam  nicht  mdtr 
zur  Beratung  Ton  Organisatinasfragen;  er  bescMoss»  diese  attf  dem  kommenden 
Parteitag  vornehmen  zu  lassen. 

So  steht  denn  auf  der  Tagesordnung  des  Bremer  Parteitags  der  Punct  Organisation, 
und  ihm  liegt  ein  Entwarf  des  Partei  Vorstandes  zu  Gmndie,  ausserdem  aber  auch 
eine  Reihe  von  Anträgen  aus  den  Kreisen  der  Parteigenossen.  Von  diesen  letzteren 
Anträgen  fordert  ein  von  dem  Grundgedanken  straffer  Centralisation  der  Partei 
ausgehender  Organisationsvorschhig;  von  der  Redaction  der  Breslaaer  Volkswacht 
angeregt  und  formuliert  und  von  den  Breslaner  Parteigenossen  beschlossen,  be- 
sondere Aufmerksamkeit. 

Die  Organisation  der  deutschen  Socialdcmokratte  hat  schon  mancherlei  Wand- 
lungen erfahren.  Der  Allgemeine  deutsche  Arbeiterverein,  die  Gründung  Lassalles, 
hatte  die  denkbar  straffste  Centralisation  au-^pchiUlet.  Schon  mit  Rücksicht  auf  das 
preussische  Vereinsgesetz,  das  die  Bildung  von  Zweigvereinen  verbot,  mussten  alle 
Mitfliieder  ohne  Rüdcstcht  auf  ihren  Wohnsitz  dem  in  Leipzig  domidlierenden 
Verein  angehören.  In  drr  Hand  des  Präsidenten  lag^en  Machtbefugnisse,  die  sich 
zum  Teil  aus  den  damaligen  Verhähnissen  erklärten,  jedenfalls  aber  mit  demo- 
kratischen Anscliauungen  nichts  zu  tun  hatten.  Die  andere  Gruppe,  die  Eisenocker, 
hatte  eine  weniger  oentraltstische,  erheblidi  demokratlsclwre  Organisation.  Die  Mit- 
glieder hatten  als  Partei.steucr  entweder  monatlich  einen  Gro'ichcn  zu  entrichten 
oder  das  Parteiorgan,  den  Volksstaat,  zu  abonnieren.  Bei  der  Vereinigung  der 
beiden  Gruppen  im  Jahre  1875  wurde  auf  die  Bildung  einer  Vereinsorgan isatfon 
verziditet  und  eine  lose  centralistische  Organisation  geschaffen,  die  aber  schon  im 
nächsten  Jahre  den  Angriffen  Tessendorfs  zum  Opfer  fiel.  Man  sah  nun  von  jeder 
formellen  Organisation  der  Gesamtpartei  ab,  setzte  zur  permanenten  Leitung  der 
Agitation  ein  ständiges  Centralwahlcomiti  mit  dictatori scher  Gewalt  ein 
und  überlicss  es  den  Parteigenossen,  sich  je  nadi  den  örtlichen  Verhältnissen  zu 
organisieren. 

Dann  kam  die  Zeit  des  Socialistengesetzes,  die  jede,  wie  auch  inuncr  geartete  Or- 
ganisation der  Partei  unmöglich  machte.  Der  erste  nach  dem  Falle  des  Socialisten- 
gesetzes /iS()o/  in  Halle  ahgchalti-ne  Parteitag  griff  dann,  gezwungen  «Inrch  die  einer 
straffen  Centralisation  entgegenstehenden  vereinsgesetzlichen  Schwierigkeiten,  wieder 
zn  der  Form  der  losen  centralistischen  Orgsnisation,  basiert  auf  dem  Vertrauens* 
männersystcm.  Diese  Organisation  wurde  seitdem  nur  in  Einzelheiten  geändert 
und  gilt  in  allen  wesentlichen  Puncten  auch  heute  noch  für  die  Partei,  die  mter 
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ihr  die  gUmzendsten  Erfolge  errang.  Ein  Zwisdienspid  verursachte  im  Jahre  1895 

der  bekannte  KocUer-Coup,  die  Schliessung  des  Vereins  Parteileitung  wegen  /m- 
verbindungtretens  mit  anderen  politischen  Vereinen,  die  von  der  Partei  damit  beant- 
wortet wurde,  dass  die  Reichstagsfraction  einen  geschäftsführenden  Ausschuss  er- 
nannte, der  die  Parteigeschäfte  von  Hamburg  aus  leitete,  bis  das  Gericht  die 
Schiicssung  avtfliob  und  die  Dinge  in  der  alten  Weise  weiter  gehen  konnten. 

Der  Wunsch,  die  Partei,  statt  in  einer  losen  Vertrauensmännerorganisation,  in 
einem  festgefügten  Verein  mit  regelmässigen  festen  Beiträgen  der  Mitglieder  orga- 
nisiert zu  sehen,  hat  in  der  Partei  immer  viele  Anhänger  gehabt,  und  vielleicht  haben 
nur  die  bestehenden  gesetzlichen  Schwierigkeiten  die  Verwirklichung  dieser  Wünsche 
verhindert.  Jedoch  ist  auch  die  solchen  Wünschen  entgegengesetzte  Ansicht  wieder- 
holt von  den  bekanntesten  und  angesehensten  Genossen  annresprochen  worden.  So 
sagte  Vollmar  auf  dem  Hallenser  Parteitag  /1890/: 

»Je  grösser  die  Partei  wird,  desto  unmÖRlicher  wird  es.  eine  irgendwie  an  Ver- 
einswesen erinnernde  Organisation  zu  schaffen  und  aufrechtzuerhalten.  Üesto  mehr 
nmss  sie  ilulich  gemacht  werden  der  anderer  grosser  Parteien.  Mit  einem  Worte: 
nicht  nur  aus  gesetzlichen,  sondern  auch  aus  praktischen  Gründen  sollten  wir  alles, 
was  irgend  an  eine  vereinsähnliche  Organisation  erinnert,  nach  Möglichkeit  von 
uns  tun  und  immer  daran  denken,  dass  wir  nicht  einen  Verein,  sondern  eine  gewal« 
tige  politische  Partei  organisieren  sollen.< 

Und  Auer,  der  beste  Kenner  unserer  Parteiorganisation,  der  Mann,  der  seit  dem 
Bestehen  der  geeinten  socialdemokratisdien  Partei  immer  an  erster  Stelle  an  dem 
Ausbau  unserer  Orgfanisation  mitgewirkt  h.it  und  dessen  Fehlen  bei  der  Erledigung 
der  bevorstehenden  Reorganisationsaufgaben  auf  das  lebhafteste  bedauert  werden 
muss  —  Auer  erklärte  auf  dem  Parteitag  in  Gotha  /1896/  als  Referent  zum  Punct 
OrgatiisaHon : 

»In  Bezug  auf  die  Organisation  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre  innerhalb  unserer 
Partei  eine  mächtige  Wandlung  vollzogen;  die  ursprüngliche  Organisation  beruhte 
auf  dem  Gedanken  eines  einzigen  grossen  Vereins  mit  einer  über  ganz  Deutschland 
verbreiteten  Mitgliedschaft.  Deshalb  war  zum  Beispiel  der  Zutritt  zu  den  General- 
versammlungen des  Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins  abhängig  von  der  Bei- 
tragsleistung  der  Vcreinscasse  des  betreffenden  Ortes.  Wollten  wir  auch  heute 
noch  '^o  verfahren  und  Delegierte  aus  Orten,  die  tler  Parteicasse  gegenüber  ihre 
Pflicht  nicht  erfüllt  haben,  nicht  zulassen,  so  würde  ich  manchen  hier  sehen,  der 
nicht  da  ist.  [Heiterkeit  und  Zustimmung.]  Natürlich  können  wir  heute  nicht  zu 
der  alten  Organisation  zurückgreifen,  wir  sind  heute  eine  grosse  Partei  geworden, 
die  zwar  noch  bestimmte  Centraiaufgaben,  ein  Ccntralurgan.  eine  Centralcasse  hat, 
die  aber  doch  über  den  Rahmen  eines  Vereins  weit  hinauHpewadiscn.  ist« 

Der  in  manchen  Parteikreisen  vorhandene  Wunsch,  die  Partei  Straff  centralistisch 
organi&iert  zu  sehen,  gewann  grössere  Aussicht  auf  Verwtrklichtmg,  als  Ende  1899 
cndfidh  das  Verbot  des  Inverbindungtretcns  verschiedener  politischer  Vereine  auf- 
fehoben  wu^  Doch  nutzte  die  Partei  die  also  gegebene  Möglichkeit,  sich  freier 
an  bewegen,  zunächst  nicht  in  dieser  Richtung  aus.  Der  Mainzer  Parteitag  /1900/ 
jKcepticrtc  eine  von  Partei  vorstand  und  Reichstagsfraction  gemeinsam  ausgearbeitete 
Vorlage,  die  der  neuen  Situation  insofern  Rechnung  trug,  als  sie  einmal  die 
dauernde  Verpflichtung  jedes  Parteigenossen,  die  Partei  durch  Geldmittel  zu 
unterstützen,  festlegte,  sodann  die  bisherige  aus  Vorstandsmitgliedern  und  Con- 
troleuren  bestehende  Parteileitung  in  zwei  selbständige  Körperschaften,  Parteivor- 
stand und  Controlcommission,  umfmtnte  und  .schliesslich  den  Parteigenossen  das 
Recht  gab,  ihre  Vertrauensmänner  entweder  in  öffentlichen  oder  in  Vereinsver- 
sammlungen zu  wählen.  Auch  damals  wurde  in  der  Parteipresse  die  Umwandlung 
der  Organisation  in  eine  straff  centralistische  angeregt,  und  dem  Mainser  Partdtage 
lagen  mehrere  dementsprcchende  Anträge  vor.  So  beantragten  die  Parteigenossen 
im  Saarrevier:  »Die  Organisation  der  Partei  soll  nach  dem  System  der  centrali- 
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Sterten  Gewerkschaften  eingerichtet  werden.  Der  Hauptvorstand  hat  seinen  Sitz  in 
Berlin.  In  jeder  Stadt  oder  in  jedem  Wahlkreis  sind  Zahlstellen  zu  errichten.  Jeder 
Parteigenosse  hat  die  Pflicht,  wenn  er  als  solcher  betrachtet  werden  will,  sich  der 
in  seractn  Wahlkreis  bcfindKchen  Zahlstelle  ansuschKessen.c  Ein  Hamburger  Partd« 
genösse  forderte,  dast  der  Parteitag  für  die  Parteiori^anisation  einen  einheititdien 
monatlichen  Beitrag  von  25  Pfctinig  festsetze,  während  die  Bremer  Parteigenossen 
beantragten,  dass  die  einzelnen  Wahlkreise  ihre  Gelder  nur  an  den  Partei  vorstand 
abzuführen  hätten  and  die  Agitationseomitis  etc.  die  znr  Agitation  nötigen  Gelder 
wieder  vom  Parteivorstand  erhalten  sollten.  Man  sieht,  diese  Vorschl.^ge  gingen, 
was  Straffheit  der  Centraltsation  betrifft,  noch  weit  über  den  jetzt  von  Breslau  aus- 
gehenden Vorschlag  hinaus. 

Den  Behauptungen,  dass  in  der  gdtenden  Parteiorganisation  der  Gedanke  der 
Centrali<;ation  nicht  genügend  zum  .•\usdriuk  komme,  trat  Auer  auf  dem  Mainzer 
Parteitage  entschieden  entgegen.  Die  gegenwärtige  Organisation  enthalte  ganz 
Stricte  Bestinimnngen  über  die  Zngehdrifl^t  zur  Partei,  wie  über  den  AnsscMuss 
aus  der  selben,  weiter  über  Parteileitung  und  Cöntrole,  über  locale  Gliederung  der 
Partei,  über  das  allgemeine  Cassenwesen,  über  Parteitage  und  Parteipresse.  Es 
komme  in  der  Organisation  nicht  so  sehr  auf  die  Paragraphen  an,  als  auf  den  Geist, 
der  die  Gesamtheit  durchwehe,  und  die  Personen,  die  d^iet  eme  Rolle  spiden : 

>Wenn  es  mit  dem  Schaffen  guter  Statuten  schon  getan  wSre.  dann  hätten  befreun- 
dete Parteien  im  Auslande  ganz  gewaltige  Fortschritte  gemacht.  Ich  könnte  Ihnen 
Länder  nennen,  deren  socialistische  Parteien  fast  alle  paar  Jahre  ganz  neue  Organi- 
sationsstatuten.  g;in/  neue  Einrichtungen  treffen  und  doch  nicht  vorwärts  kommen; 
wir  aber  sind  vorwärts  gekommen  zu  einer  Zeit,  wo  wir  eine  geschriebene  Organi- 
sation überhaupt  nidit  hatten.€ 

So  blieb  «s  im  Grunde  bei  der  in  Halte  geschaffenei<  Orgaiüsation.   Erst  Her 

gewaltige  Aufschwung  der  Partei  hei  den  Reichstagswahlen  des  Jahres  190J  gab  dem 
Gedanken  der  straffen  Centralisierung  wieder  neue  Nahrung.  Das  Anwachsen 
unserer  Stitnmenzahl  auf  drei  Millionen  musste  schon  an  sich  den  Wunsch  zeitigen, 
das  Missverhältnis  zwischen  der  ungeheuren  Zahl  unserer  Wähler  und  der  verhält- 
nismässig geringen  Zahl  der  politisch  organisierten  Parteigenossen  —  die  kaum 
aooooo  betragen  dürfte  —  zu  beseitigen.  Gewiss  ist  es  unsere,  wichtigste  Aufgabe, 
die  Hunderttausende,  die  jetzt  bei  Wahlen  instinctmisMg  mit  ims  geben,  zu  zid- 
bewnssten,  klaren  Anhängern  unserer  Partei  zu  machen.  Die  bitteren  Erfahrungen 
einiger  Nachwahlen,  der  dalx'i  offenbarte  unerwartet  feste  Zusammenhalt  aller 
bürgerlichen  Gegner  lasseu  den  Ausbau  und  die  Stärkung  unserer  politischen  Organi- 
sation noch  erheblich  notwendiger  ersdieinen.  Dazu  kommt  die  finandelle  Seite 
der  Sache.  Die  Breslauer  J'olks'.vacht  hat  sich  das  Verdienst  erworben,  ziffernmässig 
nadizuweisen,  dass  die  Leistungen  der  Parteigenossen  für  die  Uauptcasse  in  gar 
keinem  Verhältnis  zur  tatsächlichen  Entwickelung  der  Partei  stehen,  ja  dass  eine 
Erhöhung  dieser  Leistungen,  soweit  die  freiwilligen  Beitr^  der  Genossen  in  Befatldit 
kommen,  seit  dem  Fall  des  Socialistengesetzes  überhaupt  nicht  erfolgt  ist.  Nur  einige 
wenige  Parteiortc,  allen  voran  Berlin  und  Hamburg,  erfüllen  in  dieser  Richtung  ihre 
Parteipfliditen.  Von  einer  Wiedergabe  der  betreifenden  Ziffern  sehe  ich  hier  ak 

Unter  solchen  Umständen  erschien  der  Gedanke,  die  Parteiorganisation  in  eineti 
Centraiverein  umzuwandeln,  mit  festen  Beiträgen  der  Mitglieder,  wovon  ein  erheb- 
hdicr  Teil  an  die  Hauptcasse  abzuliefern  ist,  besonders  verlockend.  Der  starke  Attf- 
sdiwung  des  Abonnentenstandes  der  Parteipresse  Hess  eine  erhebliche  Vermehrung 
.n;ch  der  ^^itRliede^zahl  erhoffen.  Die  bedeutende  Erhöhung  der  Einnahmen  der 
Hauptcasse  würde  auch  die  Anstellung  von  Parteisecretairen  für  die  bisher  besonders 
sttrikkgebliebenen  Gegenden  ermöglichen.  Die  erfreulidie  Entwidcelung  der  Gewerk* 
schallen  trotz  starker  Erhöhung  der  Beiträge,  eine  Entwickelung,  die  neben  der 
Straffen  Centraltsation  zum  erheblichen  Teile  der  Wirksamkeit  ständig  angestellter 
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Gauleiter  xu  danken  ist,  lisst  die  gldche  Oiigantsation  für  die  Partei  wünschenswert 

erscheinen  und  erweckt  bei  manchem  die  Hoffnung  auf  gleiche  Erfolge  für  die 
Partei.  Die  Anstellung  einer  grös5»eren  Zahl  besoldeter  Parteibeamten  erscheint 
auch  deshalb  notwendig,  weil  die  Entwickelung  der  Gcwcrksdiafts-,  wie  der  Ge- 
nossenschaftsbewegungc.  audi  der  Arbeiterversichemng  and  Arbcitersehntzgesetz- 
gebung  immer  mehr  der  tüchtigsten  Kräfte  in  Ansprach  ninunt  und  der  politisdicn 
Bewegung  entzieht. 

Diese  Erwägungen  führten  nun  die  Breslauer  Parteigenossen  zar  Aafstelltnig 

eines  Organisationsentwurfs,  der  den  Parteitag  in  Bremen  beschäftigen  wird.  Nach 
dem  Entwurf  sollen  die  Socialdemokratcn  Deutschlands  einen  Centraiverband  bilden, 
der  seinen  Sitz  in  Berlin  hat.  In  allen  Orten,  wo  die  gesetzlichen  Vorschriften  es 
Eulassen,  sollen  Ortsvereine  gegründet  werden,  die  sidi  zu  Wahlkreisvereinen  au- 
sntr.mcnschlie5>scn.  Für  jedes  Mitglied  sind  an  die  Cassc  des  Hauptvorstandes 
monatlich  lo  Pfennig  zu  bezahlen.  Auf  Vorschlag  des  Hauptvprstandes  und  Be- 
sdiluss  des  Parteitages  werden  besoldete  Parteisecretaire  für  solche  Landesteile 
angestellt,  die  aus  Mangel  an  heimischen  Kr.iften  einer  Unterstützung  bedürfen. 
Die  Vertretun!?  auf  den  Parteitagen  soll  nach  der  Zahl  der  organisierten  Genossen 
bemessen  werden.  Das  sind  die  Hauptpuncte  des  Breslauer  Vorschlags,  der  in  der 
Fkrtdpresse.  wie  in  Genossenkreisen  viel  Zustinimtuig  gefunden  hat 

Im  Auftrage  eines  früheren  Parteitags  hat  auch  der  Parteivorstand  Vorschläge 
Ettr  Änderung  der  Organisation  formuliert  und  dem  Parteitage  in  Bremen  unter- 
hreitet.  Diese  Vorsdiläge  kommen  dem  Gedanken,  das  Parteileben  in  festere 
Organi satton sformen  zu  fassen,  jedenlalU  entgegen,  wenn  sie  auch  keineswegs  im 
Stande  sind,  die  Wünsche  und  Erwartungen  der  Freunde  einer  straffen  Ccntraüsation 
zu  erfüllen.  So  ist  dem  §  i  des  jetzigen  Organisationsstatuts  ein  Satz  hinzugefügt, 
der  jeden  Parteiangehörigen  verpflichtet,  soweit  nicht  swingende  Gründe  es  nnmog- 
lirh  machen,  Mitglied  einer  s(^>cialdemokratischen  Veretnsorganisation  zu  sein.  Dem 
§  2  ist  hinzugefiigt,  das?  zur  Partei  nicht  crehören  kann,  wer  sich  eines  groben  Ver- 
sio&scä  gegen  die  Beschlüsse  der  Parteiorganisation  schuldig  macht.  Dann  soll  der 
Antrag  auf  Einsetzung  eines  Schiedsgerichts  über  ^e  fernere  Zugriiörigkeit  aur 
Partei  nur  durch  eine  Parteiorganisation  gestellt  werden  können.  Die  Beisitzer  des 
Schiedsgerichts  sollen  zur  Hälfte  von  der  antragstellenden  Parteiorganisation  be- 
zeichnet werden,  und  endlich  soll  der  Ausschluss  eines  Mitgliedes  aus  einer  die 
Geschäfte  der  Plartd  führenden  örtlichen  Vereinsorganisation  zugleich  den  Aussdiluss 
aus  der  Gesamtpartei  herbeiführen. 

Diese  zur  Reform  des  Schiedsgerichtsverfahrens  gemachten  Vorschläge  danken 
ihre  Entstehung  allerdings  anderen,  schon  berührten  Umständen,  immerhin  aber 
erhüben  sie  die  Bedeutung  der  geschlossenen  Parteiorganisation  Gegenüber  dem, 
was  unsere  unbedingten  Centralisten  fordern,  stellt  sich  ja  das,  was  der  Partei - 
vorstand  bietet,  als  eine  sehr  bescheidene  Abschlagszahlung  dar;  ich  glaube  aber, 
das«  sidi  auf  dem  Bremer  Parteitage  kaum  mdir,  als  diese  Absdilagszahlung,  erzielen 
lassen  wird.  Der  bedingungslosen  Centrali.sation  unserer  Parteiorganisation  stellen 
sich  denn  doch  trotz  all  der  trefflichen  Gründe,  die  dafür  beigebracht  werden  können, 
sehr  schwerwiegende  Bedenken  entgegen.  Dass  unsere  weiblichen  Partdgenossen 
mit  aller  Entschiedenheit  und  mit  vollem  Rechte  gegen  eine  Centralisation  etwa  im 
'  Sinne  des  Breslauer  Vorschlages  sich  wehren  werden,  ist  selbstverständlich.  Da 
sind  die  trefflichen  Worte,  die  Genossin  Zetkin  schon  auf  dem  Mainzer  Parteitage 
gegen  solche  Pfine  spndi,  von  actueller  Bedeutung: 

»Von  dem  Augenbltdc,  wo  wir  den  Schwerpunct  des  Parteilebens  in  allen  Ländern 
in  feste  Organisationen  verlegen,  olme  Kück>icht  auf  die  Vcrcinsgesetzgebunpf.  da 
nehmen  Sic  denl  Frauen  das  Recht,  mitzuarbeiten.  Es  widerspricht  dem  Princip 
unserer  Partei,  dass  wir  Mitglieder  haben,  die  wohl  alle  Lasten  tragen  und  aUe 
Pflichten  erfüllen,. aber  nicht  alle  Rechte  haben  dürfen.  Aber  nicht  nur  aas  prind- 
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pteUen,  sondern  auch  ans  praktischen  Gründen  wende  ich  mich  dagegen.  Denn 
wenn  die  Genossinnen  nur  mitarbeiten,  aber  nicht  mitentscheiden  dürfen,  so  nehmen 
Sie  ihnen  den  Appell  an  ihr  Persönlichkcitsgcfühl.  das  zu  den  höchsten  Leistunffcn 
anspornt.  Gewiss  kann  man  sagen:  die  Zahl  der  Frauen  ist  so  klein,  dass  wir  nicht 
Rücksicht  «if  sie  zu  nehmen  brauchen ;  aber  das  legt  Ihnen  nur  die  PAicht  auf,  mit 
allen  Mittdn  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Zahl  der  Genossinnen  sich  vergrossert  Sie 
kiinnen  weiter  die  Leistungen  der  Frniun  kritisieren,  das  i^t  Ihr  Recht  und  Tlire 
Pflicht.  Zeigen  Sie  uns  unsere  Fehler,  wir  werden  Ihnen  dankbar  sein.  Aber 
ebensowenig,  wie  Sie  aas  dem  Umstände,  dass  viele  Wähler  das  Wahlrecht  gar  nicht 
oder  in  falscher  Weise  ausüben,  die  Berechtigung  herleilen  dürfen,  auf  dies  Wahl- 
recht zu  verzichten,  ebensowenig  dürfen  Sie  deshalb,  weil  gegenwärtig  die  Frauen 
noch  nicht  genug  leisten,  die  Gleichberechtigung  des  weiblichen  Geschlechts  beein- 
trächtigen.« 

In  der  Tat  dürfen  wir  uns  nicht  verhehlen,  dass  die  straffe  Centralisation,  mag  sie 
uns  noch  so  grosse  Vorteile  bringen,  einen  schweren  Verstoss  gegen  unsere  Partei- 
grundsatze darstellt.  Eine  sehr  bedauerliche  und  schädliche  Wirkung  der  selben  ist 
auch  die  Tatsache,  dass  sie  allen,  auch  den  tüchtip'^ten.  weiblichen  Parteigenossen  jede 
Möglichkeit  nimmt«  in  irgend  welchen  Partei  Stellungen  tätig  zu  sein,  an  Partei- 
tagen etc  femer  teilzunehmen.  Dm  ist  ein  Vertust»  der  sidwr  schien  nachteiligen 
Einfluss  auch  auf  die  von  uns  erstrebte  Gcwimumg  der  FraueoC  für  die  social- 
demokratischen  Ideen  ausüben  wird. 

Geringere  Bedenken  verursachen  die  vereinsgesetzlichen  I-Iindcrnis.«e  in  mandien 
Bundesstaaten,  soweit  sie  die  Begründung  politischer  Vereine  erschweren  oder  gana 
immöglich  machen ;  denn  da  bietet  die  Einzelmitgliedschaft  beim  Hauptvor'^tand. 
die  Erledigung  der  locaien  Parteiangelegenheit  durch  ülTcntliche  Versammlungen 
oder  durch  Vertrauensleute  eine,  wenn  auch  recht  ungenügende  Möglichkeit,  sich  an 
der  Organisation  zu  beteiligen.  Erhebltdi  ina  Gewicht  fällt  dagegen  der  Umstand, 
dass  wir  bei  Umwandlung  der  Partei  in  einen  Verein,  dessen  Mitglieder  bei  der 
Polizei  angemeldet  werden  müssen,  nicht  nur  auf  die  weitere  Mitwirkung  aller  )n 
Staats-  und  meist  audi  der  in  Gemeindebetrieben  beschäftigten  Personen,  sondern 
auch  auf  die  Mitarbeit  von  vielen  Tausenden  verzichten  müssen,  die  in  —  viclleiclit  oft 
übertriebener  —  Rücksicht  auf  ihre  wirtschafllidie  oder  sociale  Abhängigkeit  ihre 
politische  Gesinnung  nicht  öffentlidi  bdunnt  au  geben  wagen. 

Die  enragierten  Freunde  der  straffen  Centralisation  wollen  auch  davon  nichts 
wissen,  dass  diese  die  Eigenarten  und  vor  allem  die  notwendige  Selbst.'üidipkcit  der 
bestehenden,  meist  trefflich  functionierenden  Landesorganisationen  nicht  genügend 
beaditen  könne  tmd  dadnrdi,  wie  durdi  die  unleugbare  Abneigung  der  Süddeutschen 
gegen  Berliner  Luft  Reibungsflächen  innerhalb  der  Organisation  schaffen  werde» 
Man  beruhigt  sich  da  mit  der  Erklärung,  dass  ja  die  süddeutschen  Mitglieder  der 
von  Hamburg  oder  Berlin  aus  geleiteten  Gewerkschaften  sich  in  diesen  wohl  be- 
finden. Aber  die  Aufgaben  einer  Gewerkschaft  sind  selbst  bei  grosser  Versdiiedenheit 
der  wirtschaftlichen  Verli.-lltnisse  in  den  finzelnen  Landrsteilcn  viel  einfacher,  ;tls 
die  über  die  vielgestaltigsten  und  schwierigsten  politischen,  socialen  und  wirtschaft- 
Kchoi  Verhältnisse  sich  erstreckenden  Aufgaben  und  Bestrebungen  einer  politischen 
Partei,  wie  der  socialdemoknlischen.  Da  ist  die  grössere  Gefahr,  Missverständtoisse 
und  Reibungen  entstehen  tu  sehen,  ohne  weiteres  gegeben. 

Auch  die  Frage  der  Höhe  der  Beiträge  dürfte  manche  Schwierigkeit  bieten.  Jeden- 
falls ist  der  Breslauer  Vorschlag,  pro  Mitglied  und  Monat  lo  Pfennig  an  die  Hanpt- 
casse  abculicfern.  für  grosse  Teile  des  Reiches  nicht  ausführbar,  weil  dabei  nicht 
genug  für  die  localcn  und  provinziellen  Bedürfnisse  zurückbehalten  werden  kann. 
Wird  aber  ein  geringerer  Betrag  für  die  Hauptcasse  bestimmt,  dann  hapert  es  wieder 
mit  der  Vermehrung  der  Einnahmen  und  damit  der  Anstelltmg  von  Partdsecretairen, 
deren  fruchtbringende  Tätigkeit  ausserdem  eine  ganz  bedeutende  Erhöhung  der  Aus- 
gaben für  Agitation,  Processe,  Unterstützungen  etc  erforderlich  macht.     Die  an 
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die  Hauptcasse  abzuführenden  Beiträge  etwa  nach  der  verschiedenen  Leistungsfähig- 
keit der  einidncn  Orte  imd  Gegenden  venchiedeii  zn  bemessen,  iMt  unmöglich. 

Sehr  optimistiscli  scluint  mir  die  Hoffnung  zu  sein,  dass  es  vermittelst  dc>  poli- 
tischen Central  Vereins  gelingai  könnte,  gleich  den  Gewerkschaften  auf  eine  Million 
vnd  mehr  Mitglieder  zu  kommen.  Die  Gewerksdiaftcn  mit  ihren  realen  Leistungen, 
ihren  Unterstützongseinrichtungen,  der  von  ihnen  gebotenen  Aussiclit,  in  viellddit 
kurzer  Zeit  durch  Lohncrhohnnp,  Arbeitszeitverkürzung  etc.  tV.c  Lebensverhältnisse 
der  Mitglieder  in  vorteilhafter  Weise  zu  beeinflussen,  üben  naturgemäss  auf  die 
Massen  eine  viel  stärkere  Anaehungskraft  ans,  als  tmsere  poUtisdie  Organisatioa 
mit  ihren  idealen  Dnrhictungcn.  Wo  sind  denn  die  grof^sen  Erfolge  in  den  meist 
schon  längst  straff  centralistischen  Landesorganisationen  der  Partei? 

SdUiessIich  ist  auch  die  politische  Situation  von  grosser,  vielleicht  entscheidender 
Bedeutung  für  die  Frage,  ob  wir  an  eine  derartige  Reorganisation  der  Partei  heran- 
gehen sollen.  Es  ist  doch  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  die  prcussiscbc  Gesetz- 
gebungsmaschine beherrschende  brutale  Jimkercaste  mitsamt  den  die  Arbeiterbewe- 
gung tätlich  hassenden  industriellen  Jnnkergenossen  mit  grossem  Vergnfigen  eine 
Neuauflage  der  lex  Recke  acceptieren  würden.  Man  vergegenwärtige  sich  doch  nur 
das  Vorgehen  gegen  die  Polen  im  preussischen  Abgeordnetenhause!  Was  heute 
jenen  geschieht,  kann  morgen  uns  geschehen.  Plant  man  doch  tatsächlich  eine  No- 
velle zum  preussischen  Vereinsgesetz,  die  den  Polen  das  Recht  auf  Gebrauch  ihrer 
Mnffersprache  in  Vereinen  und  VersammlimRen  nehmen  soll.  Da  könnte  man  doch 
gleich  auch  den  SociaJdemokraten  einige  Aufmerksamkeiten  erweisen.  Sollen  wir 
unter  soldien  Umständen  eine  gnmdstürzende  Umgestaltung  unserer  bisherigen, 
trotz  mancher  Mängel  doch  trefflichen  sturmerprobten  Organisation  vornehmen,  um 
vielleicht  in  kurzem  die  schöne  neugebackene  Cenlralisalion  zum  Teufel  gehen  ZU 
sehen  und  uns  auf  ganz  neue  Verhältnisse  einrichten  zu  müssen? 

Unter  Würdigung  aller  dieser  Umstände  glaube  idi  in  der  Tat,  dass  wir  in  den 
vom  Partei  vorstand  voi  geschlagenen  Änderungen  der  Organisation  das  Mass  dessen 
haben,  was  gegenwärtig  möglich  und  nötig  ist.  Womit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass 
diese  Vorlage  nicht  in  Einzelheiten  verbesserungsbedürftig  wäre. 

Wenn  die  Verhandlungen  des  diesjährigen  Parteitages  auch  nicht  zur  Umwandlimg 
unserer  jetzigen  Parteiorganisation  in  einen  Centraiverein  führen  werden,  so  werden 
sie  ganz  sicher  doch  zwei  vortreffliche  Resultate  herbeiführen.  Einmal  werden  sie  die 
«irksame  Anregung  geben,  die  localen  und  provinziellen  Partdorganisationen  noch 
besser,  als  bisher,  in  den  Stand  zu  setzen,  ihren  wichtigen  AiifgalxJn  zu  genügen. 
Und  dann  werden  diese  Verhandlungen  den  bisher  säumigen  Genossen  die  bessere 
Erfüllung  ihrer  Pfliditen  gegen  die  Parteicasse  so  lebhaft  zum  Bewusstscin  bringen, 
dass  der  nächstjährige  Rechnungsabschluss  ein  ganz  erheblich  besseres  Ergebnis 
zeigen  dürfte.  Und  diese  erfreuliche  Frucht  ihrer  Tätigkeit  wird  auch  unsere  um 
die  Durchführung  der  straffen  Ccntralisation  so  eifrig  bemühten  (unosstn  tnistcn. 
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Ea  ebbt  auf  der  ganzen  Linie  zurück.  Meist  bestreitet  man  bereits, 
überhaupt  principieller  Freihändler  oder  Vertreter  der  von 
mir  kritisierten  handelspolitischen  Anschauungen  gewesen  xu  sein  —  ich  habe 
«Im  alles  ttariffflm<«Ib,  um  billige  Fecfatererfolge  zu  erringen  J  Für  In 
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dustriezölle  —  selbst  Genosse  Haeniach-Dortmund  räumt  das  ein  —  darf 

man  unter  Umständen  sein:  wer  in  der  Partei  habe  das  je  bezweifelt?  Für 
Kampf  -  und  Ausgleichszölle  luid  andere  Repressivma&snahmcn  — 
lese  ich  jetzt  am  18.  August  im  Vorwärts  —  darf  man  unter  Umsünden  tein: 

»nichts  hindert  unst  daran.  Es  braucht  zuguterletzt  nur  noch  einer  dieser 
Gegner  zti  kommen  und  in  aller  Unschuld  abschliessend  zu  behaupten :  falls 
das  chicamcrcnde  Ausland  ein  Agrarcxportstaat  sei,  so  müsse  uian  natürlich 
auch  zu  A  g  r  a  r  kämpf  Zöllen  als  den  einzig  wiricsamen  greifen:  wo  habe  <hr- 
übcr  jemals  in  tler  Partei  der  allergeringste  Zweifel  bestanden? 

Es  war  vielleicht  recht  gut,  dass  mich  persönliche  Verhältnisse  hinderten, 
meine  Darlegungen^)  so  rasch  zu  Ende  ZU  fähren,  wie  ich  das  hätte  wünschen 
mögen  Denn  die  wiederholten  Zwischenpausen  benutzten  die  Übereifemden 
gewöhnlich  zu  allerlei  voreiligen  V'orstössen,  jeder  auf  seine  eigene  Faust,  und 
das  Ende  vom  Liede  ist,  dass  eigentlich  keiner  dieser  Gegner  heute  noch  irgend 
etwas  gegen- mich  vorbringen  Imnn,  was  man  nidit  mit  den  vorang^angenen 
Äusserungen  eines  anderen  schlagend  zu  widerlegen  vermöchte.  Kam  es  doch 
»>gar  vor,  dass  sich  bei  einem  anfangs  gemeinsamen  Vorrücken  g^en  mich 
recht  bald  eine  gewaltige  Holzeret  unter  den  Verbündeten  entwickelte,  weil  dem 
einen  die  Gegenargumente  des  anderen  als  allzu  töricht  absolut  missfielen.  Einmal 
hatte  ich  zur  Notwehr  schon  die  Hand  am  Knaufe  meiner  Feder;  da  hörte  ich 
plötzlich,  wie  die  eine  Stimme  des  Volkes  und  die  andere  Zeittuig  des  Volkes 
w^;en  meiner  sdirecldtch  grimmig  aneinandergerieten  und  sich  mit  den  aus* 
gesuchtesten  parteigenössischcn  Titulaturen  beehrten :  Parteistänker  .... 
Verleumder  ....  Sclieinheiliger  ....  Anfall  aus  dem  Hinterhalte,  dem  selbst 
jene  Ehrlichkeit  und  jener  Mut  fehlt,  die  die  bürgerliche  Fresse  immerhin 
auszeichnen  ....  Verschweigen  des  wahren  Sachverhaltes  .  ...  die  Pcrrtei- 
stänkerci  erreicht  hier  einen  Gipfel,  den  SU  erklimmen  nicht  sowohl  Mut  er- 
fordert, als  ein  unglaubliches  Mass  von  —  ....  Wie  erwähnt,  das  sagte  ein 
Verbündeter  dem  andern*).  Da  Hess  ich  denn  meine  Hand  davon  und  bat  nur 
noch  innerlich,  sich  in  Solcher  vereinter  Wideri^ung  ja  nicht  durch  midi 
irgendwie  stören  7U  lassen. 

Und  die  Arbeiter  selber?  Ich  darf  ohne  Übertreibung  behaupten,  dass 
sie  dem.  mit  so  viel  Blechgeschmetter  und  mit  noch  viel  mdir  Ungeschick  gegen 
mich  einf^clciteten  Pressfeldzug  die  ganze  Zeit  hinflurch  stets  ungeheuer 
kühl  gegenübergestanden  haben.  Die  Masse  unserer  Partei  versteht  es 
einfach  nicht,  zu  welchem  Zwecke  tmbedingt  und  gerade  jetzt  ein  grosser 
Lärm  geschlagen  werden  muss,  wenn  ein  Genosse  alle  praktisch  be- 
deutsamen Mehrheits.beschlüssc  i>etreffs  unserer  han- 
delspolitischen Stellungnahme  anerkennt  und  befolgt, 
aber  gelegentlich  so  frei  ist,  zu  betonen,  die  verwickelt  vielgestaltigen  Fragen 
des  Freihandels,  der  .'Xp^rarkrisis.  der  Handelvertrag'spolitik  seien  mit  der  land- 
läufigen liberalen  Leitartikelweisheit  noch  keineswegs  erschöpft.  Im  Gegen- 
teil, ich  mSdite  es  als  meine,  recht  oft  gemachte  peradnlidie  Erfehrung  be- 
zeichnen, dass  die  Arbeiter  nicht  allzu  häufig  eine  so  offene  Empf  i Häßlichkeit 
für  die  \'ielseitigkeit  eines  Problems  bekunden,  wie  crerade  gegenüber  handels- 
politischen Erörterungen  —  vorausgesetzt  natürhcli,  dass  niemand  durch 
törichte  Denunciationen  im  voraus  beeinflusst  und  beunruhigt  ist  Schon  in 
Stuttgart  r8g8/ als  Parteitagsreferent  war  ich  überrascht,  wie  gewisse,  vorher  fast 
immer  bekämpfte  oder  doch  ignorierte  Gedankengänge  bei  den  Hörem  auf 

0  V«rgL  ditt  ChaoitMr  VoIhssUmmt  rom  3.,  lo,  if.,  31.  Uai,  7,  14.,  xS.  Juni,  5,  1».,  «6.  Joii  Hod 
Mb  Aogacl  1904. 

9  Sadüidi  batta  VbtifM»  die  LHtptjtr  VMntttmmg  dabei  voUttSndif  Mcht  1^  amw  Oberiiuft 
MofeMan,  itßt,  uca  aiaigaa  noglttcktaliteB  Anfingen,  du  Lnpägtt  Bbtt  ud  ndatrt  logar  te 
SmoiM  Fimu  die  DiicMsioB  anch  wla  eiaa  wiikUclM  Aonpiadia  n  fthfea  MidMan. 
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recht  günstigen  Roden  fielen.  Auch  jetzt  konnte  ich  mehrfach  die  gleiche  Be- 
ohachtung  machen. 

Die  Dtscnssion  hat  höchstens  eine  Handvoll  Literaten  tind  Aka- 
demiker in  Erregung  gebracht  —  ich  gehöre  selber  zu  den  Literaten  und 
Akademikern,  das  Wort  kann  deshalb  bei  mir  nichts  Herabsetzendes  hahen. 
Und  im  grossen  und  ganzen  verpuffte  auch  hier  der  Eifer  recht  rasch. 

XXX 

Also :  erster  Rückzug  der  Entrüsteten  ! 

In  der  Partei  hat  niemand  jemals  den  Freihandel  zum  P  r  o  g  r  am  ni  - 
p  n  n  c  t ,  zur  Principienf rage  erhoben !  Bewahre !  Wenn  ich  somit  in  meinen 
Artikeln  zunächst  diesen  grundlegenden  Standpunkt  generell  anfocht  —  was 
doch  jedem  weiteren  Eingehen  auf  handelspolitische  Einzelheiten  vorausgegan- 
gen sein  musste  —  so  wende  ich  mich  lediglich  gegen  leere  Fictionen.  Noch 
vid  mdir:  ich  gerate  dadurch  in  den  wohlbegrfindeten  Verdacht  —  nein,  ich 
bin  der  Freveltat  schlüssig  überwiesen,  dass  ich  wider  besseres  Wissen  Partn- 
genossen  einen  Standpunct  unterschiebe,  den  sie  nie  vertreten  haben ! 

So  ungefähr,  mit  aller  Gewichtigkeit  und  Würde  eines  unbestechlich  über- 
legenen Richters  einer  der  Hauptbeteiligten  auf  der  Gegenseite. 

Die  Tücke  des  Zufalls  wollte  es,  dass  mir  just  zu  derselben  Stunde  ein  Leit- 
artikel des  Hannoverschen  yolkswillen  vom  13.  August  1904  zuging,  der  den 
Protectionisnnts  mit  Grfinden  bdeämpft,  nach  denen  heute  in  allen  Län^m 
jedweder  Zollschutz  zum  mindesten  als  arge  Dummheit  und  Rückständigkeit 
erscheint.  Ich  könnte  Dutzende  solcher  Darlegungen  aus  der  Parteiliteratur 
der  letzten  Jahre  anführen.  Doch  auch  das  ist  am  Ende  noch  immer  kein  prin- 
cipieller  Freihandel  und  keine  Erhebung  des  Freihandels  zur  programmatischen 
Forderung.  Indes,  wenn  der  Forwör/^itarbeiter  meine  Chemnitzer  Artikel 
wirklich  gelesen  hat,  so  könnte  und  sollte  er  eigentlich  wissen,  dass  ich  aus- 
gegangen bin  von  der  Resolution  des  Londoner  sodalistisdien  Ar- 
beitercongresses  —  »für  die  nächste  Zeit  ist  ein  intern  ationales 
Vorgehen  des  Proletariats  nach  folgenden  Richtungen  notwendig:  Abschaf- 
fungdcr  Zölle  .  .  und  zwar  ausgegangen  bin  ich  nicht  von  meiner, 

vidlddit  allzu  subjectiven  Auffassung  dieser  internationalen  Richtatfinur,  son- 
dern von  der  Interpretation  des  zweifellos  hierzu  am  meisten  Berechtigten, 
nämlich  des  Genossen  Parvus,  der,  wie  er  selb^  schüchtern  und  schämig 
eh^iestand,  »jenen  BesdiHiM  verfasst  hat,  nicht  aus  dodrinSfer  Verbohrtheit, 
sondern  wdl  ihn  das  Studium  der  Weltmarktscntvrickdnng  zur  Erkenntnis 
.  .  .  führte«,  wie  den  Adam  zum  Feigenblatt.  Kraft  dieser  seiner  Erkenntnis 
und  Vaterschaft  verkündete,  wie  ich  weiter  citierte,  unser  Genosse  Parvus :  »Der 
Londoner  internationale  sodalistische  Arbdtercongresa  hat  den  Freihandel 
zur  internationalen  Fordomn^  des  Proletariats  gemacht, 
indem  er  nicht  nur  für  diese  Forderung  eintrat,  sondern  beschlossen  hat,  dass 
die  nädiste  Zdt  schon  dne  A^tation  für  die  Abschaffung  der  Zölle  zu  ent- 
wickeln seic.  In  hieinen  Chemnitzer  Artikeln  kann  man  noch  weiter  nach- 
lesen, in  welcher  Art  der  Resolutionsvater  ohne  Einschränkungen  weiter  be- 
giündete,  »warum  die  Socdaiisten  für  den  Frei  h  and  eii  einzutreten 
hdwn«.  Ja,  gilt  meinen  nbergesUrengeii  Kritikem  dne  Cot^T<»sresolatioa,  dn 
internationaler  Congrcssbeschluss  ganz  und  p:ar  nichts  mehr?  Oder  soll  etwa 
noch  nicht  einmal  der  Verfasser  selber  den  Sinn  seiner  Resolution  verstanden 
haben  dfirfea? 

Dodi  wozu  in  die  Ferne  schweifen  ?  Bldben  wir  bei  unserem  deutschen 
Parteiprogramm  !  lUnser  Programm«,  belehrt  uns  ein  Vorxvärts- 
mitarbciter,  »verlangt  absolut  kein  Bckcnntiüs  zum  reinen  Freihandel.c  Dieser 
subjectiven  Auffassung  bin  idi  allerdings  auch,  und  darum  habe  ich  midi  in 
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Stuttgart  und  später  zu  meiner  Kritik  des  Freihandels  für  berechtigt  gchaltea, 
ohne  gleichzeitige  eine  Änderung  des  Programms  als  ifgendwte  nötig  zu  be> 
zeichnen.  Aber  wenn  mein  Kritiker  nur  einen  Funken  von  Erfahrung  in  un- 
serem Parteüebcn  hat,,  so  wird  und  muss  er  wissen,  dass  Ziffer  lo  des  Pro- 
gramms gerade  von  unseren  namhaftesten  Handelspditikem  genau  gegenteilig, 
wie  von  unseren  beiden  Wenigkeiten,  interpretiert  wurde.  Ich  besitze  hierzu 
ein  ganzes  Bündel  von  Parteistinimen,  im  Laufe  der  Jahre  aus  parteigenössischen 
Schriften,  Zeitungen  und  Reden  aller  Art  angesammelt  —  wie  ich  überhaupt 
gewohnt  bin,  meine  Anschaumigen  immer  und  immer  wieder  am  Urteile  anderer 
nachzuprüfen,  um  mich  so  entweder  selber  zu  corrigieren  oder  Um  meinen 
eigenen  Standpunct  bestimmter  und  schärfer  nach  allen  Seiten  auszugestalten. 

Wenn  der  Vorworts  zum  Beispiel  einmal  in  sich  selber  zurückgeht,  so  wird 
er  kurz  vor  dem  Stuttgarter  Parteitag  einen  mit  A.  E.  (A,  Enders,  damals  in 
der  Berliner  Redaction,  jetzt  in  Chemnitz)  gezeichneten  Artikel  entdecken, 
der  für  eine  Entscheidung  der  ZoUfragen  von  Fall  zu  Fall  eintritt  —  offenbar 
zunächst  nur  im  Hinblick  anf  Industriesolle,  jeder  Gedanke  an  AgranSlIe 
dürfte  Enders  damals  ferngelegen  haben.  Im  Wege  Stand  jedoch  nach  der 
Meinung  des  Einsenders  (des  {^orzirär/^edacteurs)  die  .  .  .  officielle  Schoen- 
lanksdie  Programminterpretation,  nach  der  aller  und  jeder  Zoll,  also  auch  jeder 
Industriezoll,  grundsätzlich  verwerflich  schien  : 

»Nach  SchoenJanks  Erläuterungen  sum  Erfurter  Programm,  die  im  Auftrage  des 
Parteivorstandes  geschrieben  sind,  könnte  es  ja  scheinen,  als  ob  es  wirklich  Wille 
des  Erfurter  Parteitags  gewesen  wäre,  im  Gegensatz  zu  seinen  Vorgängern  [die 
nach  Enders  »die  Frage  SchutstoU  oder  FreÜtandel  als  keine  principiellec 
betrachtet  hatten]  sich  für  den  Freihandel  auszusprechen.  Sdioenlank  sagt 
dort:  »über  das  Wesen  der  indirecten  Steuern,  der  Verbrauchsabgaben,  der 
Schutzzölle  sich  des  weiteren  auszulassen,  ist  heute  überflüssig.  Die 
Wtrkwigen  der  indtreeten  Besteuerung  und  der  auf  die  notwendigen  Lebensmittel 
gelegten  Schutzzölle,  wie  der  gesamten  Schutzzöllnerei  überhaupt,  hat  Deutsch- 
land so  au^ebtg  kennen  gelernt,  die  Misswirtschaft  ist  eine  so  unerträgliche  ge- 
worden, dass  es  genügt,  die  Hauptgesichtspuncte  kurz  anzudeuten.  Soweit  Schocn- 
lank.  Eine  vcr!)indliche  Interpretation  kann  aber  nur  der  Parteitag  selbst  gehen.  .  . 
Es  ist  nötig,  klar  und  unzweideutig  festzustellen,  wie  sich  unsere  Partei  bei  der 
Erneuerung  der  Handelsverträge,  zum  Schutzzoll  und  Freihandd  zu  verhaken  hat; 
o b  diese  Fragen  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden  sollen,  wie  das  der  Sinn 
der  1876er  Parteitagsresolution  ist,  der  mir  auch  heute  noch  «fas  richtigste  zu  sein 
scheint,  oder  ob  die  Entscheidung  lediglich  vom  Standpuncte  des  Frei- 
handels aus  erfolgen  soll,  wie  es  Schoenlanks  Erläuterungen  *um  Programm 
nahelegen.« 

Zum  überfluss  erklärte  darauf  auch  noch  die  Leipziger  Volksseitung  am 
3.  September  1898,  also  unter  der  Redaction  von  SchoenJank  selber,  jeden 
Zweifel  an  der,  jeden  2oll  grundsätzlich  ablehnenden  Interpretation  für 
anzulässig : 

>Bet  den  weitl.Hufigen  Beratungen  des  Erfurter  Programms  ist  nirgends  über  den 
Satz,  der  die  ».Abschaffung  aller  indirecten  Steuern,  Zolle  und  sonstigen  wirtschaft- 
Uchen  Massnahmenc  verlangt,  »welche  die  Interessen  der  Allgemeinheit  den  Interessen 
einer  Minderheit  opfems  auch  nur  ein  Wort  verloren  worden,  weil  ihn  jeder- 
mann einfach  för  selbstverständlich  hielt  Dcmgemäss  hat  ihn  Schoen- 
lank  in  den  Erl'dutcruni^cn  zum  Erfurter  Programm  .il s  line  endgiltige  Absage 
auch  an  alle  Schutzzöllnerei  interpretiert,  und  es  besagt  niclits,  wenn  A.  £.  dazu 
bemerkt,  eine  »verbindliehe  Interpretation«  könne  nur  der  Parteitag  geben.  Schoenlank 
hat  den  Satz  in  dem  Sinne  erläutert,  worin  er  vom  Erfurter  Parteitage  beschlossen 
worden  ist,  und  daran  kann  auch  kein  Parteitag  etwas  ändern. 
Wohl  aber  kann  der  Stuttgarter  Parteitag  den  Satz  anders  fassen,  was  voll- 
kommen in  seinen  Machtbefugnissen  liegt« 

Also  angesichts  des  Stuttearter  Parteitags:  ohne  Progranunänderung  kein 
Gedanke  aa  irfradwelche  ZoJfaiioglichkeitI   Und  ich  «irf  hinimfiigeR:  oiir 
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war  1898  als  Parteitagsrc fcrcnt  deshalb  gar  nicht  ganz  gehener  in  meiner 
Haut,  wegen  meiner  ketzerischen  Anschauungen  in  diesem  Puncte.  Und  heute  ? 
Heute  ist  es  eine  und  zudem  unehrliche  Fiction,  dass  jemals  in  der 

Partei  der  Freihandel  als  prog^rnnimatische,  principielle  Forderung  behandelt 
worden  sei!  So  rasch  kann  man  sich  unter  Umständen  rückwärts  concen- 
trieren!  Jetzt  entrüstet  man  sich  gar  schon  aber  die  Zttlässigkeit  der- 
jenigen Interpretation,  die  man  selber  damals  vertreten  hati 

Wenn  das  noch  immer  nicht  genügen  sollte,  dann  aus  neuerer  Zeit  ein  zweites 
Beispiel.  Ein  Artikel  des  Hamburger  Echos  vom  19.  December  1900  inter- 
pretiert die  Ziffer  fo  unseres  Programms  noeh  genau  so  nnumschrSnlct,  wie  der 
Vnru'iirtsTcdactcuT  und  die  Leipziger  J''o!kxccituH<^  i8<;8  —  der  Artikel  dürfte 
von  Molkenbuhr,  von  einem  unserer  tüchtigsten  Kenner  des  Programms  so- 
wohl, wie  der  handelspolitischen  Fragen  herrühren.  Er  spricht  fast  nor  von 
Industrieschutz.  kommt  aber  dennoch  zu  dem  Ergebnis,  wenn  man  in  der 
Partei  diese  oder  jene  Schutzzölle  für  discutabel  halten  wolle,  »dann  wäre  es 
Pflicht,  die  Streichung  dieses  Satzes  [eben  in  Ziffer  10  des  Programms]  zu 
beantragen  und  hierfür  sachlidie  Gründe  anzuführen;  sobald  dieser  Weg  be- 
schritten würde,  würden  eingehende  Discussionen  nicht  ausbleiben«.') 

Ich  habe  natürlich  niemals  behauptet  und  behaupten  können,  die  Partei  habe 
eine  unumschränkt  freihändlerische  Interpretation  der  Ziffer  10  des  Programms 
verkündet.  Gehöre  ich  doch  selber  zur  Partei  und  habe  jederzeit  die  andere 
Interpretation  als  die  richtige  bezeichnet.  Aber  heute  so  zu  tun,  als  ob  niemals 
in  der  Partei  und  seitens  namhaftester  Parteigenossen  der  principielle  Frei- 
handel als  Programmf(»derung  hingestdlt  worden  sei,  dazu  gdiört  wahrhaftig 
ein  unbegreifliches  Mass  von  Vergesslichkeit  oder  von  Unkenntnis  unseres 
Parte  ilebens. 

Also  erster  Rückzug  der  Entrüsteten:  in  der  Partei  hat  niemals  jemand  den 
Freihandel  zum  Programmpunct  erhoben! 

XXX 

Zweiter  Rückzug: 

»Es  hindert  uns  nichts,  falls  sich  dies  als  nötig  erweisen  sollte,  chicanöse 
Bchmidlmigen  der  deutschen  Warenausfohr  nach  fremden  Undem  oder  besondere 

BttniTT^tigungcn  fremder  Exporte  (durch  Ausfuhrprämien  usw.)  mit  Kampf  und 
Ausgleichs  zollen  oder  irgendwelchen  anderen  Repressiv  niassnahmen  zu 
beantworten.  Schippel  beruft  sich  zwar  darauf,  dass  Prince-Smith  1848  gegen  solche 
Massnahmen  plaidiert  hat.  Aber  was  geht  uns  die  Freihandelsttieoretik  der  seligen 
Prince-Smith,  Fauchcr  u.  s.  w.  an  ?« 

So  der  Vorwärts  am  18.  August  1904. 

Armer  Parvus!  Armer  Kautsky!  Das  nemu  imd  glaubt  sich  nun  euer 
Bundesgenosse!  Und  dabei  halie  ich  ihm  im  Laufe  meiner  Chemnitzer  Dar- 
legungen doch  so  viel  W^arnungszeichen  aufgesteckt! 

»Was  geht  ans  diePreihanddstheoretik  der  setigen  Prince-Smith,  Faucher  i].s.w. 
an?«  .  .  .  Zunächst  spielt  der  selige  Prince-Smith  und  sein  Genosse  in  meinen 
Chemnitzer  Artikeln  wirklich  eine  mehr  als  untergeordnete  Rolle;  erwähnt  ist 
er  allerdings  gelegentlich.  Und  wenn  der  Genosse  vom  Vorwärts  gar  noch 
weiter  schreiben  zu  können  glaubt,  meine  Darlegungen  Ohne  Zottr  keine 
Handels-  {Tarif-)  Verträge f  verrieten  den  gewöhnlichsten  agrarischen 
Ursprung  —  so  muss  er  vollends  unglaublich  einfältige  Leser  bei 
unserem  Centraiorgan  vorausaetzen ;  und  das  finde  ich  nicht 
•chda  von  Dm,  Ich  habe  viefanehr  in  einer  VoUstämfigkeit,  wie  mir  aie  der 

>)  t^inichrlnkend  cod  wohl  nicht  ganz  im  Einklang  mit  dn  MlBStigva  Inhalt  des  AxtikeU  hei<;^t  jedoch 
■ikjBia«^t^«^^^d|^EKUle  haboa  ihn  BenchtifDi^  «soa  ti»  dan  diMwo,  die  htimitfhfl  ladaitri«  vor 
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Font/är/jwahrhcitsfreund  kaum  irgendwo  in  der  deutschen  Literatur  ähnlich 
nadiweiseii  wird,  deductiT  und  historisdi  die  Beziehungen  der  Frdhandel8> 

doctrin  und  der  Freihandelsparteien  zur  Tarif  Vertragspolitik  verfolgt  (zur  Re- 
ciprocität  in  dem  einen,  heute  etwas  veränderten  Sinne  des  Wortes)  :  in  Englaiid 
durch  die  handelspolitischen  Kämpfe  der  vierziger  Jahre  hindurch  bis  zur 
Periode  des  Cobden- Vertrages  und  seiner  Nachfolger,  dann  innerhalb  des  con- 
tinentalcn  Freihandels,  dann  wieder  in  England  bis  herab  auf  Earl  Grey  und 
den  jetzigen  Ministerpräsidenten  Balfour.  Das  Ergebnis  war  für  mich  dabei 
immer  und  immer  wieder  das  gleiche:  ohne  ZöHe  Iceine  Tarifverträge,  ohdb 
Zölle  so  gut  wie  keine  Waffen  gegen  das  chicanöse  Ausland,  wie  das  als  Schmcr- 
zensschrei  zuletzt  wiederum  aus  der  Programmschrift  Balfours  herausklingt. 
»Neu  ist  der  Satz  nicht«  —  allerdings  überaus  weise  bemerkt!  Der  Kampf  um 
ihn  hat  in  der  Tat,  wie  man  bei  mir  naclilesen  Icaim,  aeit  mehr  als  zwei 
^^enschenaltern  eine  ganze  grosse,  auch  hochinteressante  Literatur  hervor- 
t  gerufen,  die  eben  jetzt  in  England  eine  Art  Wiederauferstehung  feiert.  Aber 
dass  mir  der  uralte,  jahrzdintelang  umstrittene  Satz  nebst  allen  historisdien 
Bestätigungen  und  Einschränkungen  und  theoretischen  Gründen  und  Gegen- 
ji^riindcn  erst  aus  der  >agrarconscrvativen  Presse«  und  gar  noch  während  der 
letzten  Zollcommissionsberatungen  bekannt  geworden  sein  sollte,  das  geht  unter 
sotanen  Umstanden  doch  wohl  über  die  Glaubensfähigkeit  des  stärksten  Mannes, 
selbst  im  Vorwärts,  hinaus.    Ks  ist  die  pure  Verlegenheitsrede. 

Und  was  uns  hindert,  Kampf-  tmd  Ausgleichs-  und  Repressivzölle  und 
was  sonst  noch,  wenn  nötig,  zu  wollen?  Du  lieber  Himmel,  mich,  bei  meiner 
anerkannten  und  wiederholt  bescheinigten  handelspolitischen  Grundsatzlosig- 
keit,  liindert  natürlich  nicht  das  Geringste  daran.  Aber  dass  ich  mich  hier  in 
der  Gesellschaft  des  V orwärtsg^nosscn  befinde,  das  schmerzt  mich  —  ich  hätte 
ihn  lieber  an  der  Seite  unserer  Verfechter  handelspditischer  GnmäsätMe,  vor 
allem  der  Genossen  Parvus  und  Kautsky  gesehen. 

Ich  bitte  den  Vorwärts,  wieder  einmal  in  sich  selber  ztirückzugehen.  Da  wird 
er  um  die  Wende  von  Juli  und  August  1897  verschiedene  Leitartikel  und 
Notizen  finden  mit  der  Pointe:  ob  auch  wir  unter  Umständen  durch  Zölle 
handelspolitische  G  e  g  e  n  1  c  i  stunden  des  Auslandes  erzwingen  dürfen. 
Die  Artikel  stammen  von  mir,  ich  bearbeitete  damals  die  handelspolitischen 
Fragen  für  den  Vorwärts.  Dazu  lese  mein  heutiger  Forowrt^kritiker  in  der 
Sächsischen  Arbeiterzeitung  die  Weisheitsergüsse  unseres  Genossen  Parvus: 
was  U!is  himiert,  als  principiclle  Freihändler  hindern  muss,  Zölle  mit  Böllen 
zu  bekämpfen  (natürlich  meine  ich  für  mich  für  stets  einschränkend:  unter 
Umstanden  und  wenn  nötig,  nidit  des  Kampfsportes  halber).  Vielleicht  setzt 
er  sich  dann  mit  dem  Genossen  Parvus,  statt  mit  mir,  auseinander.  Ich  selber 
schrieb  allerdings  auch  damals,  obwohl  mein  eigener  Stnnd- 
punct  sich  damals  noch  nicht  so  deutlich  ausprägte,  und  zwar  an  leitender 

teile  des  Centraiorgans,  ohne  beson<leren  Widerspruch  —  ein 
/eichen,  wie  gemacht  gegenwärtig  die  ganze  Tintenfassentrüstung  ist: 

>Der  Meinung  sind  w  i  r  allerdings  nach  wie  vor,  dass  es  »auch  die 
Socialdemokratie  nicht  bedingungslos  verwerfen  kann,  dass 

man  für  seine  eigenen  Tarifermässigungcn  Tarifzugcständnisye  auf  der  Gegenseite 
einzutauschen  und  im  Not  falle  zu  erzwingen  sucht«. 

Bei  dem  Worte  c-szvingcti  ^tciRt  unserem  Genossen  f Farvus-Dresden]  das  Blut 
vollends  zu  Kopf,  und  er  sclikudcrt  uns  nun  die  üblichen  Gemeinplätze  entgegen : 
»wir  fordern  die  Abschaf  fung  der  Zölle  zu  unserem  eigenen  Vorteil, 
wir  verlieren  dabei  nicht,  sondern  gewinnen.«  .  .  . 

Im  Kifcr  fällt  unser  College  ja  selber  von  dem  Drahtseile,  auf  dem  sich  seine 
Handelbpolitik  so  spielend  bewegt.  Sein  Hauptzugstuck  lauft  doch  gerade  darauf 
hinaus  für  die  Aufhebung  der  Getieidezölle  Zugeständnisse  vom  Aus- 
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lande  2U  verlangen.  Soll  dieses  Verlangen  dadurch  der  Erfüllung  näher  ge- 
bracht werden,  dass  wir  dem  Ausland  einen  ganz  unmassgeblichcn,  von  uns 
selber  als  ganz  gleichgiltig  behandelten  Wunsch  aussprechen,  den  sie  uns,  wenn 
sie  durchaus  nicht  anders  wollen,  erfüllen  können,  den  sie  uns  aber  auch  wiederum 
nicht  ra  erfüllen  brauchen,  weil  uns  der  »eigene  Vorteil«  des  billtgeren  Brotes  genügt? 
Ach  nein,  denn  unser  Dn-^dciur  Geno>se  nwR  die  americanischen  Staatsmänner  für 
die  allerun fähigsten  Tröpfe  halten:  wenn  sie  unbehelligt  in  der  Lage  wären,  die 
anerkanische  Getreideausfuhr  zu  fördern  und  daza  audi  noch  die  americanischen 
Industriezöllc  zu  behaltai.  sie  würden  in  aller  Dummheit  sicherlich  beides  nehmen. 
Wenn  man  jedoch  mit  dem  Scheitern  der  Verhandlungen,  das  heisst  mit  dem 
einstweiligen  Fortbestand  h ö h e r e r  Lebensnüttelzölle  >im  Notfälle«  drohen 
soll,  was  ist  das  anderes,  als  was  wir  —  mit  der  Vorsicht,  die  uns  in  solchen  Dingen 
innerhalb  der  Partei  immer  geboten  scheint  —  als  >nicht  bedingungslos 
verwerflich«  bezeichneten,  unter  dem  Hinzufügen,  es  käme  nur  darauf 
an,  »wie  die  Opfer  einer  solchen  Pressionspolitik  atnsdien  tuid  ob  die  (ganx 
vorübergehenden)  notwendigen  Opfer  im  Verhältnis  zu  den  wahrschein- 
lichen (dauernd vi:)  Erfolgen  für  die  Arbeiter  unserer  eskortierenden  In- 
dustrie stehen  werden«. 

War  der  rassische  Handelsvertrag,  der  wichtigste  seit  mehr  wie  drei  Jahr- 
achnten,  den  halbjährigen  Znllkriec;  mit  Russland  wert?  Wir  wollen  diese  Frage 
auch  heute  nicht  bejahen,  so  wenig,  wie  wir  zum  Zollkampf c  mit  den  Vereinigten 
Staaten  irgendwie  geraten  haben.  Aber  wenn  man  solche  Fragen  hinterher  m  i  t 
Recht  a  u  f  w  e  r  f  e  n  kann,  so  wird  man  wohl  das  R  e  c  Ii  t  und.  sobald  eine 
Partei  mitentscheidend  wird,  auch  die  F  1 1  i  c  h  t  haben,  die  Frage  auch  vor- 
her s  chon  in  Betracht  au  ziehen,  wenn  ein  neuer  ähnhcher  Interessen- 
conflict  vor  den  Toren  steht. 

Und  darum  Verrat  an  unserem  Programm,  das  Aufgeben  des 
Kampfes  »gegen  die  ganze  Gesellschaftsordnung«,  Verzicht  auf 
die  Bekämpfung  der  Getreidezölle  und  was  noch  alles  sonst! 

Ach  nein !  Der  Genosse  in  Dresden  ist  zwar  in  der  Fixigkeit  gross,  mit  der  Richtig- 
keit seiner  Urteile  hapert  es  aber  mehr  wie  bedenklich.« 

Ganz,  als  ob  mnn's  heute  schreiben  müsste.  Nur  dass  nunmehr  <ler  l'orzudris 
in  naivster  Unschuld  mich  fragt,  wer  denn  solche  Anschauungen  betreffs 
unter  Umständen  erlaubter  Kampf z(Hle  und  Repressivmassnahmen  jemals 
bestritten  habe !  Er,  der  Vorwärts,  habe  nie  etwas  von  solcher  Gegner- 
schaft gespürt,  das  sei  alles  lediglich  frei  erdachte  Fiction  \   

Wenn  man  jedoch  im  Vorwärts  den  Genossen  Parvus  nicht  ernst  nehmen 
sollte  doi  Genossen  Kautsky  und  unser  wissenschaftliches 
Wochenorgan  sollte  der  Vorwärts  doch  cinif^ertnasscn  kennen  und  zu 
würdigen  verstehen.  Gerade  an  diese  beiden  knüpften,  freilich  ungenannter- 
weise, meine  Bemerkungen  immer  und  immer  wieder  an.  Wenn  der  V onuärtS' 
mitarbeiter  den  Humor  der  Situation  voll  geniesscn  will,  dann  bitte  ich  ihn» 
die  Neue  Zeit  au  f  zu  schlaffen :  Jahrgang  1897-1898,  II.  Band,  Seite  290-291. 
Da  steht  im  Wortlaut  folgendes  geschrieben,  den  principielUn  Freihandels- 
gläubigen zur  Stärkung  und  den  im  Glauben  Schwankenden  zur  unweigerlichen 
Damachachtung : 

»Unseres  Erachtens  hat  die  Socialdeninkratic  in  der  Frage  der  Handelspolitik  mehr 
zu  tun,  als  gegen  jede  Erweiterung  und  Verstärkung  des  S'c  h  u  t  t:  z  o  1  1  Systems 
einzutreten.  Sie  muss  dieses  System  grundsätzlich  bekämpfen  und  seine 
völlige  Niederrdssung  anstreben.  .  . 

Die  deutsche  Socialdemokratic  muss  daher  vollen  Freihandel  fordern;  sie 
fordert  ihn  im  Interesse  der  Arheiterclasse  Deutschlands  und  der  ökonomischen  Ent- 
wickelung  Deutschlands,  nicht  aus  Gefälligkeit  für  das  Ausland,  darum  ist  aber  die 
Forderung  unabhängig  von  dem  Entgegenkommen  des  contrahicrenden 
Auslands. 

47 
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Die  Compcnsationspolitik  ist  unvereinbar  mit  dem  Frei- 
handel, sie  setzt  den  Sehntzzoll  voraus  und  besagt  nichts  anderes,  als  dass 
das  widerwillige  Ausland  [!]  durch  Schädigung  des  etnhetmisdien  Arbeiters  m  Om- 

ccssioncn  Kcnwungon  f  !]  werden  soll  .  .  . 

Keine  C  o  m  p  e  n  s  a  t  i  o  n  s  p  o  1  i  t  i  k  .  sondcni  grundsatzliche  Politik, 
in  der  Handelspolitik,  wie  auf  anderen  Gebieten!  Abschaffung  der  Zölle,  der 
indirecten  Steuern,  nicht  bloss  Ablehnung  ihrer  Vermehrung,  das  muss  der  Schlacht» 
ruf  der  Söcialdemokratic  in  dieser  Frage  sein.« 

Unterzeichnet  Die  Rcdaction !  Die  Leipziger  Volkszeitung  secundierte  da- 
mals dem  unbeugsamen  Mann  vom  Princip,  der  die  Compensationspolitik  —  alle 
Tarif-  (Handels-)  Vertraijspolitik  ist  im  Grunde  nichts  weiter!  —  verwarf» 
weil  sie  »unvereinbar  mit  <Km  Freihandelc  sei:  »Es  kann  nichts  Kurzsichtig^ercs 
geben,  als  die  ]\)1itik,  den  Sclnit/  zoll  mit  detn  Schutz  zoll  zu  bekämpfen, 
schrieb  kürzlich  Kautsky,  der  gemeinsam  mit  Schocnlank  das  Erfurter  Pro- 
gramm erläutert  hat«*)  Und  heute  soU's  nach  dem  Vorwärts  nur  der  selige 
Princc-Stnith  i^^cwescn  sein,  der,  auch  nur  in  den  vierziger  Jahren,  solche  un- 
beachtliche  l'reihandelstheoretik  treiben  konnte!  lä^  war  es  für  l^eue  Zeit 
und  Leipziger  Volksgettung  noch  ein  Verrat  am  Heiligsten,  »das  widerwitlige 
Ausland  zu  ("onccssionen«  zu  zwingen.  Und  heute:  »es  hindert  uns  nichts, 
chicanöse  Behandlung  der  fleutschen  Warenausfuhr  mit  Kampfzöllen  zu  beant- 
wortenc,  wenn  sich  auch  »Schippel  darauf  beruft,  dass  Prince-Smith  1848  gegen 
solche  Massnahmen  plaidiert  hat«  t 

Solche  Helfershelfer  hat  der  Genosse  Kautsky  kaum  verdient! 

Doch  als  Ergebnis  bleibt  der  Rückzug  Nummer  2:  was  in  aller  Welt  hat  uns 
je  gehindert,  imter  Umständen  den  Zoll  mit  dem  Zoll  zu  bekämpfen? 

XXX 

*)  Vorgl.  die  Leipziger  Volksztitung  \nm  ^.  September  tSr^S,  —  Recht  charakteristi«.«  Ii  fflr  dio-  Art  mnn:  !)er 
pnrteigcnössisiher  PoUmik  i<!t  'lie  l'Ort'ctmni; :  «In  der  Tat,  Schutzroll  ijrtjen  h  li !  7  r  f>  1  I  ,  V'ollcs- 
teihte  ^cccn  K. morgen  ,  wfsh.illi  nii  ht  ^;  1  f  u  h  die  s  o  i' i  a  I  i  t :  -  >  Ii  c  ( i  e  s  e  1  1  s  i  Ii  a  f  l  ^o^i-n  den 
boorgeois-bureauktatisili- Ulli  Kor  lich-polucilich-militairisch-proteitionistwchcn  Classcnsta.it  eint.iuschen  ? 
I)ann  wAic  die  sociale  I'ra^e  wenigtttM  is  cImiii  grandlichen  .Vufwttdiea  ZU  alUeitigstcr  Befriedigung 
gelöst«  —  Da  ich  Ober  die  Ihwis,  paH  concMtB,  nin  uchliche  Fngoa  in  «inen  aUKemetneB  Nebel  voa 
nftubtna  Worten  vnd  Vatdiditigaiigea  «aCraUeen,  aenatdingt  avch  «teder  einige  Ecfahznagea  nmiaala 
keoate,  ao  acfarieb  ich  in  der  Qiemiitnr  YMssUmm:  »Stitiuter  eattpiant  firh  eine  flfaentu  «toueicbe 
und  enpriesslicbe  PoUmIk.  Irgendwo  bat  einer  achflcbtem  gesaf^t:  ich  liebe  solche  Schriftchea  nicht, 
denn  ich  finde,  aus  lanj;er  I'rf-ihrunK,  d.is^  man  nicht  so  cinfa<  h,  wie  der  Verfasser  sich  einbildet,  mit  ein 
paar  alten  Schablonen  und  mit  vcrmeintlii  h  principielltH  l:r' jrter;!ii;.'en  üVit-r  di-rart  verm-ickcltc  rontTCte 
Fragen  hinvi  ei;komjnt,  wie  es  die  der  I  l.m  lcKi'olitik  sind.  .\uf.;c]  a  -t.  alle  Ma:in  auf  «lie  l'arteis'  lianzen ' 
•pringt  da  der  ru-eite  hlet-hrasselod  voo  seinem  La^^er  a  if  sollen  l'nncipicn  weiter  nichts  ^ein,  als  alte 
ScfaaUanen?  •-  diese  Frage  gilt  es  Jetat  klarsnttellen,  unzweideutig  klarzastellcn.  so  dass  in  Zukunft  alle 
•oldM  saertrlgliche  Seitaasprlinge  aoageachlomen  sind !  Der  dritte  schreibt  bereits  die  xomflaouaendstea 
Leitartikel,  ▼«michtend  wie  die  der  Dortmnnder  ArMtentthmg:  Verrat  nnd  Preisgabe  alter  seciali- 
stischen  GnindsStse,  ein  Beitrag  rar  revisionistischen  Knochenerweichang*  Dem  rierten  ist  ror  Ent- 
rüstung Ober  das  Unerhörte,  Nochnied-iRew-ejene  JSngst  die  Puste  vollstündig  ausgegangen,  er  sch1ilf;t 
nur  noch  um  sich  und  schreit  in  einem  fort:  "raiiv'  'raus'  taus'  —  ( »der  ein  andra«  Beispiel,  lincm  U:> 
t;hkk!ichen  fAllt  es  !ic!,  ilie  agrarische  l,.n;;r  Mitteleuropas  niiht  so  losii;  sehen,  wie  der  liberale  Op- 
timismus: [^•c.;e:-  ilie  5<K>-Millionon-Staatssul>venlion  jatirlith  [wie  sie  Kantsky  in  einer  ParteiagitatiODS* 
achiift  vorschiagt]  hat  er  zw.ir  seine  Hedenken,  aber  der  Vermessene  spricht  immerhin  von  eiusUu- 
nebmwder  Agrarfrage.  \on  neuanii^cr  inteinationaler  Agrarconcurrenz,  von  Agraricrisis.  Flugs  kommen 
ana  einer  zweiten  Kckc  die  tiefsinnigsten  Proteste,  inuner  mit  dem  Schlussrcfrain :  soUeo  wir  etwa  aadi- 
lassen  im  Kampfe  ^c^vn  die  potitisdie  Vorbemdiaft  des  Jtmkertnms  und  gegen  die  jnnkerlidie  Reaction, 
«ollen  wir  nii  ht  mehr  die  alte  Freihcitsphalanx  bleibea?  Daa  k<"^>'  immer  co.  h,  aber  der  dritte  i^t  nicht 
mehr  zu  halten,  bei  ihm  steijiert  sich  der  Denunciationskoller  von  1  a^  zw  Tai»  nicht  unt;ef.'ihrlichcs 
Kokettieren  mit  dem  i;e^neri-.i  hen  Stan.ipuni  t  .  .  .  r.ii  ht  \  ii-l  anders,  wie  ein  vollkommener  .\;,'rar7'irm(-r  . 
ofiesbar  noch  weit  Qb>'r  die  ti^pianten  Minimalzolle  des  llunjjertarifs  hinaus  .  .  .  zweiffeilos  befürwortet 
er  sogai  den  .Xntrai;  Kamt/,  tlen  er  höchstens  nicht  weit;;phend  genug  findet  .  .  .  wa.s  für  Hungersnot* 
preise  erstrebt  dieser  Überkanitz  denn  eigentlich  .  .  .  die  obligatorische  PrOgelstrafe  für  alle  Erwachsene 
will  er  wohl  auch  noch?  Dem  vierten  hat  es  natflrlich  schon  wieder  den  Atem  versetat  ob  all  daa 
Unerh&iten,  Nochniedagewesenen:  er  will  endUek  rtimtn  TUek  maektn,  denn  M  kaim  e$  nleM  wtUtr 
fthtn.  In  der  Tat,  das  mebe  ich  auch.  Nor  in  etwas  anderem  Sinne.« 
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Dies  ist  die  eine  Seite  mancher  sogenannten  Partcidiscussio».  Sieht  der 
•Gegner  ein,  dass  er  nichts  Triftiges  mehr  vorzubringen  hat  und  klein  beigeben 
mvas,  dann  behandelt  er  mit  einem  Male  die  Streitfrage  als  leerste  BagateUep 
ja,  er  ereifert  sich  zuletzt  allen  Ernstes  gar  noch  darüber,  dass  man  Fictionen 
absichtlich  geschaffen  und  unredlich  benutzt  habe,  um  Scheinsiege  davon- 
zutragen !  Das  ist  etwas  kläglich,  wenn  der  Gegner  vorher  eine  furchtbare 
Abrechnung  mit  aller  und  jeder  Z&lnern  ankündigte !  Erst  verhöhnte  ich  die 
Partei  und  die  Parteianschauungen;  nun  zum  Schlüsse  hat  überhaupt  kein 
Parteigenosse  jemals  ähnliche,  wie  die  obigen  Anschauungen  bekundet,  ich 
verspotte  höchstens  den  seligen  Prince^Smith  und  dei^eichen  längst  al^e- 
«chiedene  bügerliche  Geister. 

Ich  wiederhole  all  dem  gegenüber:  von  Anschauungen  der  Partei  als  Ge- 
samtheit und  Organisation  habe  ich  in  solchem  Zusammenhange  nie  gesprochen 
und  nie  sprechen  können.  Die  einzelnen  journalistischen  mid  literarischen 
Worführer,  die  ich  kritisierte  und  gelegentlich,  wenn  sie  es  verdienten,  wohl 
^uch  verspottete,  dürfen  jedoch  recht  wohl  beanspruchen,  dass  sie  nicht  derart 
ignoriert  werden,  wie  es  nunmehr  mit  einem  Male  beltefet  wird.  Und  der 
Ton,  der  gegen  mich  erlaubt  ist,  wird  mir  wohl  auch  im 
Notfalle  g^egen  diese  Parteigenossen  gestattet  sein.  In 
solchen  Dingen  bin  ich  absoluter  Gleichheitsfanatiker. 

X     .      .  X  .       .  X 

Bei  meinen  Darlegungen  über  den  Agrarschutz  bin  ich  hie  und 

da  auf  einen  wesentlich  anderen  Frontwechsel  gestosscn.  Erst  war  es  die 
■drängendste  Partdaufgabe,  dass'  ich  klar  und  sdiarf  vor  der  Öffentlichkeit  meine 
Stellung  zu  den  Agrarzöllen  entwickelte;  man  konnte  es  gar  nicht  erwarten, 
bis  ich  so  weit  kam.  Nachdem  ich  nun  in  den  beiden  Schlussartikeln  der 
Chemnitzer  VoUtssHmme  auf  das  Entschiedenste  betont  mnd  lang  und  breit  be- 
erfindet  hatte :  nur  vollendete  Knaben  könnten  mir  femer  noch 
unterstellen,  ich  sei  für  Agrarzölle  als  eine  für  unsere  Partei  und 
für  mich  zulässige  Art  des  Agrarschutzes  eingetreten  —  da  verloren 
plötzlich  eine  Reihe  der  beteiligten  Blatter  jedes  Interesse  an  der  bretmenden 
Frage !  Sie  haben  bis  zum  heutigen  Tage  —  der  Chemnitzer 
Schlussartikei  erschien  am  lo.  August  —  kein  Wort  aus  meinen 
Sehlussbe merkungen  gebracht,  die  wirklich  an  Deutlichkeit  nichts 
2u  wünschen  übrig  Hessen  —  und  wo  sie  diese  Taktik  aufgaben,  habe  ich  sie 
erst  dazu  zwingen  müssen,  nämlich  dadurch,  dass  ich  ihnen  nur  noch  die 
Wahl  licss,  anderenfalls  eine  viel  unangenehmere  Erklärung  von  mir  aufnehmen 
zu  mflssen.  Da  hatten  sie  denn  die  Gfite.*) 

Obwohl  manche  meiner  mehr  persönlichen  Erfahrungen  nocli  zu  weiteren 
Bemerkungen  reizten,  so  möchte  ich  die  Alfaire  in  keinem  Gezänk  enden  lassen. 
Ich  ziehe  es  vielmehr  vor,  für  diejenigen  Parteigenossen,  die  durch  ihre  Presse 
noch  nicht  oder  auch  sehr  unzutreffend  über  meine  Chemnitzer  Darlegungen 
informiert  sind,  meinen  Standfmnct  betreffs  der  Agrarfrage  nochmals  kurz 
zusammenzufassen : 

Ich  gestehe  eine  sdiwere  Krisis  der  westeuropSiscben  Landwirtschaft 
seit  dem  Ende  der  siebziger  Jahre  zu.  Für  die  Handelspolitik  kommen  natür- 
lich nur  die  internationalen,  die  ausländischen  Ursachen  dieser  Krisis  in  Be- 
tracht. Ich  unterscheide  hier  mit  Engels  zwei  Arten  von  drückender  und 
vernichtender  Concurrenz :  die  Concurrenz  der  C  o  1  o  n  i  a  1  production,  deren 
übtrUgenheU  (das  heisst  hier  einfach:  deren  Preisdruck)  auf  staatlich  ge- 

Die  meiiten  Blätter  bekomme  ich  nicht  zu  sehen,  ich  rennag  d.-irDm  ihre  Halttm^  nicht  zu  beurteilen. 
Mein  obenttehendes  Urteil  betrifft  selbstvprstlodlich  alle  die  Blätter  nicht,  die  von  Anfang  an  Schweigen 
und  Ruhe  bewahrten:  sie  hatten  auch  am  Schlüsse  weitet  keiaeB  AnlUI^  aof  die  Angslegflolwit  xorUck- 
xuJcommea.  Dahn  gebe  ich  ihoea  voUstindig  recht 

47* 
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raubten  (annecticrten)  und  staatlich  verschenkten  Riesenländereien,  auf  künst- 
lich gesenktem  Bodenwert  ruht  —  und  die  H  u  n  g  c  r  concurrenz  der  geknech- 
teten, zu  beständigen  Notverkänfen  gezwungenen  Bauern,  vor  allem  Russlands« 
Engel  s  sah  unter  diesem  Anprall  —  noch  1894  wiederholte  er  dies  Urteil  — 
>die  ganze  europäische  landwirtschaftliche  Betriebsweise  erliegen;  Ackerbat»' 
in  Europa  bleibt  möglich  nur,  wenn  er  gesellschaftlich  (socialistisch)  betrieben» 
wird<.  Ich  weise  demgegenüber  darauf  hin,  dass  die  bürgerliehe  Gesell- 
schaft Mitteleuropas  eine  Art  Gegenmittel  in  den  Zöllen  zwr  Anwen- 
dung bringt,  und  zwar,  vom  bürgerlichen  Standpunct  betrachtet,  mit  einer 
gewissen  unleugbaren  Folgerichtigkeit  und  Notwendiglceit;  sie  sucht  durch 
Agrarzölle  das  alte  Preisniveau  und  damit  die  gegebenen,  eingewurzelten  alten 
Lebensverhältnisse  ihrer  Landwirtschaft  nach  Kräften  zu  coiiservieren.  Dass 
ein  contincntalcr  Staat  nach  dem  anderen  —  ob  halbabsoluiistisch,  ob  Re- 
publik, ob  mit  überwiegendem  Grossgrundbesitz  oder  mit  beherrschendem  Klein» 
bauerntum  < —  in  diese  Zollbcwc^^mi;  unauflialtsam  hineingezogen  wird,  so  dass. 
sich  seit  dem  Ende  der  üiebziger  Jahre  eine  ganz  neue  Epoche  der  europäischen 
Handelspolitik  einleitet  und  immer  schärfer  und  prononcierter  herausbildet, 
dass  Frankreich,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  die  Schweiz,  Italien  und 
die  anderen  romanischen  Länder  um  die  Wette  den  einst  so  verfemten  Agrar- 
schutz  förmlich  zum  Mittelpunct  ihrer  gesamten  Wirtschaftspolitik  machen, 
muss  selbstverständlich  auf  durchschlagenden  ökono- 
mischen Gründen  beruhen.  Diese  plt  es  auch  für  uns,  zu  er- 
kennen —  verwerfen  kann  man  natürlich  von  unserem  socia- 
Hstischen  Standpuncte  ans  diese  P<ditik  jederzeit,  auch  wenn  sie  vom- 
bürgerlichen  Standpuncte  aus  durchaus  folgerichtig  und  notwendig  erscheinett 
sollte.  Der  Liberalismus  alten  Schlages  sperrte  sich  freilich  von  jeher  gegen. 
die  Zölle;  er  rät,  von  der  Grundrente  abzuschreiben.  Aber  das  verbietet  sich 
auf  dem  Continent  meist  aus  einer  sdir  einfachen  Erwägung:  £e  Grundrente 
hat  sich,  capitalisiert,  als  Schuld,  vom  landwirtschaftlicheii  He  tri  ehe  voll- 
ständig losgelöst,  sie  ist  zur  festen  Last  für  den  landwirtschaftlichen- 
Froducenten  geworden,  und  darum  bleiben  der  bfirgerlichen  Politik  — > 
—  wo  nicht,  wie  in  England,  das  Pachtsjrstem  herrscht  —  nur  zwei  Wege 
gangbar : 

entweder,  sie  nimmt  die  alten,  auf  den  alten  Preisen  und  Zuständen  be- 
ruhenden Lasten  von  Grund  und  Boden  weg,  das  heisst,  sie  lindert  und 
beseitigt  (oder  übernimmt  auf  den  Staat)  die  alte  Schuldenlast,*)  macht  den 

Boden  frei,  wie  etwa  in  den  landverschenkenden  Colonicen; 

*)  Man  bat  metae  St«Uang  mit  Rodber tatscher  Scbolaog  io  ZoBanuaeDbang  gebzacht  —  meinet  Er« 
adrteu  ohne  jede  Unadie.  Aber  jedeofaUs  hat  Rodbertw  voIltUtaidig  rocht,  wenn  er  anf  bettimmte,  vo» 

den  liberalen  A|;rarpolitikera  meist  flbersehene  oder  anch  gar  nicht  verstandene  WirknnRen  der  j  n  ri « t  i  t  c  h- 
selbständig;  gewordenen  Grnndver<;chiildiini;  hinweist.  Wenn  ein  landwirtschaftliches  Productions- 
pebict  au'  i!c;i  lahrzehrrfen  der  .-iltc-  I'n  i  nnrni  mit  (^agen  wir  iler  rinfnihhci!  haHifri  dem  vollen 
HodcnwL'rt  (der  vollen  rapyitali'-iertcii  ( irumlrcrito),  ^leilh  i  Milliarde,  v  c  r  v  i  h  is  1  d  c  t  hervorging;  und 
wem  diese  Milliarde  (mar.  ver»;].  Kautskys  ailerdini^s  üliertreilu  nde  Hohauptunfi;en  iti  der  At^rarfrafie)- 
sich  in  <i  t  ii  d  t  i  s  c  h- c  a  pi  t  a  1  i  s  t  i  s  r  h  e  n  Händen  (von  llvpotheker.banken.  Rentnern  ii  s.  w.)  befindet» 
so  heilst  lii'i  I lerabglciten  der  Ai;rarprcise  auf  die  Hälfte  von  der  Grundrente  abschreiben  Mgp^ 
richtig:  dem  ttädtitcheo  Rentner,  der  sUdtitch-capitalistiscben  Bank  die  Hälfte  wegttreichen  — 
diese,  bIcIiI  die  laadirfrtacfaaftlidien  Prodnceoteo  haben  eben  (unter  den  gemachten  Voratttaetxnngen)» 
die  Gnmdrtnte.  Der  Landwirt  selber  jedoch  kann  nnter  solchen  Umständen  Ramicbts  von  der  Grand- 
rente absekreibeH:  eine  Fordcrnnj;  Regen  ihn  und  seincsRleichcn  von  i  Milliarde  bleibt  i  Milliarde, 
und  diese  hat  er  voll  zu  verrinnen  und  voll  rurCick^u^ahlen,  am  h  wenn  «ein  Produclionsertrai;  im  Werte 
auf  die  HUlfte  und  r.o»  h  tirfrr  hera'igcht.  In  Kaiitskys  Agrarfraiie  finden  «ich  hier  mam  hc  AnlSufe- 
7U  einer  i;an/  iicliti};e:i  A- ft'.issun^;  der  wabrei;  S.u  liiai;f  ;  aher  es  bleibt  leider  bei  den  Anl;iufen.  —  So 
etwas  wie  einen  leisen  Dämmeiscbein  von  aufkeimender  Krkcnntriv  ilaif  man  vielleicht  in  folgender 
Stelle  bei  Parvni  /Ende  September  hii  Anfang  Octohcr  u^o:,  sehen:  AVa  ncit/i  dem  Banci  der  hob» 
Getreide  preis,  wenn  er  teinen  ganzen  Ertrag  dem  Hypotbekenbesitzer  abgeben  muss?  Lieber 
ein  geringerer  Erlös,  aber  eine  sidiere  Einnahme.«  Gewiss.  Aber  tatsicUich  frfigt  sidi  doch  der  heutig» 
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«der  sie  lässt  der  Landwirtschaft  zwar  ihre  alte  Bclasttti^,  cons  er  viert 
•dagegen  aber  attch  nach  Möglichkeit  die  altea  Prodoctenpreise  als  Ekf 

■nahmequelle. 

Überall  sehen  wir  die  bürgerliche  Politik  den  letzteren  Weg  beschreiten. 
Und  mein  ganzer  Frevel  besteht  darin,  dass  ich  die  Partei- 
genossen gelegentlich  wiarne,  die  Kraft  einer  solchen 
Strömung  zu  unterschätzen.  Sie  ist  für  mich  nicht  nur  d i e  Be- 
wegung der  Grundbesitzerdasse^  nnter  &st  vollständiger  Einheit  der 
«inst  so  verfeindeten  Grossen  und  Kleinen.  Sondern  ich  bin  ferner 
der  Meinung,  dass  auch  das  industrielle  Unternehmertum  auf  absehbare 
Zeit  der  Bundesgenosse  der  Agrarier  bleiben  wird,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  die  continentale  Industrie  ihre  alten  Absatzprovinzen  auf  dem  Lande  * 
nicht  preisgeben  wird,  solanijc  sie  keinen  Ersatz  dafür  weiss. 

Vielleicht  ist  das  alles  greulicher  Unsinn,  den  ich  da  auskrame.  Aber  was 
geht's  die  Partei  als  Organisation,  di«  Pikfteiinstanzen  an?  Ich  darf  auch  Yder 
wiederholen,  was  ich  in  der  Chemnitzer  VoUtsstimme  vom  12.  JnU  schrieb: 

»Ich  schicke  .  .  .  angesichts  der  sonderbaren  Erfahrungen,  die  ich  mit  ähnlichen 
Darlegungen  mehrfach  schon  gemacht  habe  —  gleich  voraus,  dass  die  nachfolgenden 
Bemerkungen  mdürlich  nur  als  Skizze  der  bürgerlichen  Strebeziele.  Erfolge 
'Und  Misserfolge  gemeint  sein  können.  Möglich,  dass  meine  Auffassung  des 
"Werdensund  Wachsens  solcher  wirtschaftlich  hochbedeutsamer  und  geradezu 
■epochemachender  Ereignisse  überaus  töricht  ist.  Ich  würde  das  tief  be-  « 
■dauern,  nachdem  ich  so  viel  Zeit  und  Mühe  meines  Lebens  auf  das  Studium  dieser 
Entwideelungsvorgänge  verwendet  habe.  Ich  müsste  jedoch  selbst  dann  bitten^ 
hierin  keinen  Beweis  meiner  Untüchtigkeit  als  Partei- 
-igenosse  erblicken  zu  wollen.  Denn  wenn  wir  jeden,  der  irgend  einen,  wenn 
auch  noch  so  entscheidenden  Vorgan?  der  uns  umgebenden,  tausendgestalttgcn 
bürgerlichen  Welt  historisch  (in  Werden  und  Wachsen  und  treiben- 
den Kräften)  schief  und  verzerrt  sieht,  immer  gleich  mit  Excommunication  bc- 
•drohen  wollten  —  wie  viele  würden  wir  dann  noch  in  der  Partei  beieinander  be- 
halten? Der  eine  von  uns  leitet  den  deutsch- französischen  Krieg  aus  einer  diplo- 
matischen Spiegelfechterei  niedrigsten  Cilibers  her,  der  andere  sieht  in  ihm  eine, 
••ett  laagini  -ich  vorbereitende  politische  Notwendigkeit  allerersten  Ranccs.  Dereine 
von  uns  fuhrt  das  allgemeine  Wahlrecht  auf  Lassalles  gewinnende  Umgangsweise 
und  Gesprächigkeit  und  etwa  noch  auf  ein  paar  Versammlungen  und  Flugschriften 
zurück,  der  andere  auf  unentrinnbare  Antriebe  der  ganzen  inneren  Constcllation  im 
Deutschland  der  sechziger  Jahre.  Mag  jedoch  das  eine  oder  das  andere  oder  selbst 
^beides  unrichtig  und  selbst  lächerlich  »ein,  mit  der  sodalistisch-principiellen  Hieb- 
tmd  Stichfestigkeit  und  mit  der  Stellung  in  der  Partei  haben  solche 
geschichtliche  Auffassungen  nicht  das  Geringste  zu  tun. 
Ahnlich,  wenn  den  Agrarschutz~  der  nach  nnd  nadi  mit  geradezu  elementarer 
Gewalt  imd  trotz  aller  widcr'^trcbcndcn.  vormals  unumschränkt  herr^cbondcn  .\n- 
^schauungen  in  fast  allen  Staaten  von  ähnlicher  Wirt.schaftsstructur  zum  Durchbruch 

gelangt  ist  der  eine  von  uns  einfach  der  individuellen  Gemeinheit  dieser  und 

jener  Urheber  und  Hauptbeteiligten  zuschreibt,  der  andere  (wie  Genosse  Kautslqr) 

Baner,  wu  aus  ihm  werden  soll,  wenn  r  i  ■.w-itd  den  alten  F.rlragsvrcrt  »dem  Hypothckonbesitzcr 
•Abgebtn  mnss,«  wihrend  sein  eigener  J'.rloa  immer  (^crinRer  wird.  »Lieber  eine  Mark  in  die 
Wlttchaft,  als  «hn  in  die  fremde  iSank.«  Unzweifelhaft'  Aber  die  Bank  vcrlannt  ruhig  *eha 
wtitK,  wtan  d«r  Baner  anch  mx  noch  fOof  flberhanpt  trIOst.  »Wttrde  man  die  Getretdesölle  anfliebvo, 
■CO  «lifdw  die  Bpdaaprets«  aiakea.  Den  meictea  Scbadeo  davon  Mttea  niclit  die  Ober- 
-rancbnldeCcn  FaxoeUeabMitaer,  aoodtn  die  Hypothekenbanken.  Diese  mflssten  sich  mit  ihren 
Sdnldnera  anf  efne  geringere  Verrininng  einigen  oder  sonst  ein  Arrangement  (reffen.«  Ja,  ja, 
•das  ist's  vhcn.  die^r  Har.kon  nichts  von  ihrer  Otundrente  herunterlassen,  sondern  auf  ihrem 

Schein  und  Wortlaut  bestehen  bleiben,  l'nd  die  einzif;e  praktische  I-'raqc  der  .Vdrarpolitik  ist  und  bleibt 
für  die  bürgerliche  Gesellschaft:  was  Jann,  wenn  das  Arranf,(nient  .\r,-hW\\':''  —  denn  die  so- 
cialistische  Lösung  wird  die  bürgerliche  Gesellschaft  naturgomiss  verschm&hen.  —  Ich  habe  ta 
meinen  Chemnibcr  Artikel«  betoot,  dan  \idk  hier  aicht  nwhr  tof  flieiaeai  Staadpnact  vom  tS^ser 
finilavet  Parteitag  itaheb 
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der  Furcht  vor  dem  Proletariat,  der  dritte  (wie  ich)  einer  etwas  verwickelten,  aber 
im  Grunde  wiederum  recht  einfachen  durchschlagenden  ökonomischen  Notwendigkeit 
sowohl  auf  Seiten  der  bürgoitclieii  Industrie  wie  auf  Seiten  der  bfirgerlichen  Land- 
wirtschaft.   Man  prüfe  alles  und  behalte  das  beste.  .  .  .< 

Leider  fallen,  wie  ich  gesehen  habe,  solche  Hinweise  oft  auf  recht  tinfrucht- 
baren  Boden,  obwohl  ich  einräume,  dass  einige,  anfangs  etwas  begriffsstutzige 
Parteiblätter  später  in  loyaler  Weise  ihre  Leser  von  dem  wirklichen  Sachver- 
halt zu  unterrichten  suchten.  Auch  gegenüber  den  \veni£::er  Loyalen  möchte 
ich  aber  nunmehr  alles  weitere  Gezänk  vermeiden,  und  darum  sei  mir  zun» 
Schlüsse  abermals  die  einfache  Wiederholung  meiner  Abwdir  der  alten  be- 
liebten Unterstellungen  gestattet.  Ich  will  einmal  voraussetzen  (nicht  etwa 
zugestehen) t  dass  meine  Grundsüge  der  Handelspolitik^  die  im  October  1901 
erschienen,  für  allzu  Zweifelsüchtige  dieses  und  jenes  im  unklaren  gelassen 
hätten.  Aber  ich  denke,  auch  der  argwöhnischste  Aufpasser  und  Splitter- 
richter  kann  sich  nunmehr  Ober  meine  schwankende  Stellungnahme  nicht  mehr 
beklagen,  nachdem  ich  in  Chemnitz  klipp  und  klar  das  folgende  schrieb: 

»So  ist  das  verhütet  worden,  was  Friedrich  Engels  als  unabänderlich  an- 
kündigtf :  »Pic  pan/e  curopäi<:che  landwirtschaftliche  Bctritb'^wcisf  erliegt  .  .  . 
Ackerbau  in  Europa  bleil)t  möglich  nur,  wenn  er  gesellschaftlich  betrieben  wird  und 
für  Rechnung  der  Gesellschaft.«  Gewiss,  diese  Abhilfe,  diese  Lösung  der  für 
die  bürgerliche  Gesellschaft  Mitteleuropas  brennendsten  Gegenwartsfrage  ist,  eben 
im  neugeschaffenen  Agrarschutz,  nicht  im  Geiste  des  Socialismus,  sondern  nach 
B  o  u  r  g  e  o  i  s  art  erfolgt ;  und  da  w  i  r  Socialisten  sind,  .so  halte  ich  —  gerade  ich 
in  allererster  Linie  —  es  für  selbstverständlich,  dass  wir  streben  müssen, 
eine  andere  Art  der  Lösung  zu  finden.  Abor  es  gilt  doch  auch,  das  bereits,  went» 
auch  gegen  unseren  Willen  Gewordene  und  gegen  unseren  Willen  Fortbestehende 
zunächst  richtig  zu  sehen,  dafür  das  richtige  Augenmass  zu  gewinnen,  leere 
Einbildungen  und  reale  Vorginge  zu  unterscheiden.  .  . 

An  sich  hat  das  alles  für  unsere  Partei  znnäclist  keine  allzugrosse  prak- 
tische Bedeutung.  Ich  sagte  schon:  wir  musstui  suchen,  keine  bürger- 
lichen, sondern  socialisti  sch  e  Heilmittel  gegen  die  Agrarfcrids  zn 
finden.  Doch  ganz  ohne  praktische  Bedeutung  ist  das  Gesagte  dennoch  nicht:  wir 
lernen  damit  die  Kraft  des  Zusammenhalts  zwischen  Industrie  und  Landwirt« 
Schaft,  zwischen  industriellem  und  agrarischem  Unternehmertum  richtiger  ein- 
schätzen... Was  man  bei  uns  mitunter  von  den  sich  stetig  verschärfenden  fürchter- 
Hdien  Gegensätzen  zwischen  der  Industrie  und  dem  Agrarschutz  lesen  konnte  .  .  . 
kann  nur  zu  massloser  Unterschätzung  des  Gegners  führen,  die  sich 
gel^entlich  sehr  bitter  rächen  kann  und  gelegentUch  wohl  auch  schon  gerächt  hat.  .  • 

Also,  um  es  kt*rz  zu  machen :  Es  istmirniemals  auch  nur  im  Traume 
eingefallen,  .Agrarschutzzöllner  zu  sein  oder  etwa  gar 
die  Partei  für  Agrarschutzzölle  gewinnen  zu  wollen. 
Gibt  es  dodi  genug  bürgerliche  Politiker,  die,  ihnlich  wie  idi,  den  Agrarzöllen  nur 
die  Wirkung  zuschreiben,  einen  soast  eingetretenen  Preiszusammenbruch  verhindert 
und  gemildert  zu  haben,  und  die  dennoch  diese  Art  von  Agrarschutz  (ebeu  durch. 
Zölle)  rundweg  verwerfen.  Ich  dtiere  nochmals  Zolla.  einen  der  unermüdlichsten 
Kritiker  der  französischen  agrarischen  Handelspolitik:  »Der  vom  Gesetzgeber  offen- 
sichtlich ci  strebte  Zweck  war,  bcs.sere  Preise  zu  erzielen.  Dieser  Zweck  ist  nicht 
zur  \'erwirklichi'ng  gelangt;  der  Preis  des  Getreides  ist  constant  herabgegangen, 
aber  die  Zölle  haben  die  Baisse  gemildert.«  Wird  damit  unser  bürgerlicher 
Volkswirt  zum  Agrarzöllner?  Fällt  ihm  gar  nicht  ein,  auch  nicht  im  Tratune 
etnl  .'Ms  Heilmittel,  das  allein  von  Dauer  sein  könne,  empfiehlt  ZoUa  vielmehr,  wie 
SO  viele  noch,  die  Verminderung  der  heimischen  Productionskosten  durch  Hebung 
der  Bildung  und  gesdiaftlichen  Schulung,  durdi  tedmiscfae  Fortschritte,  durch  Ge- 
nossen Schaft shil fc  und  Creditreform,  durch  Übergang  zu  neuen  Productionszweigcn. 
Ob  das  vom  bürgerlichen  Slandpunct  aus  genügt,  das  mögen  die  bürgerlichen  Poli- 
tiker unter  sich  ausmachen.  Aber  da  vom  Arbeiterstandpunct  aus  die 
spccifi-ch  z  1 1 1  1  n  c  r  i  s  c  h  e  Art  der  Abhilfe  (müglicli-^tr  Aufnclitcrhaltung  der  alt- 
gewohnten Preise)  noch  ganz  besondere  Ungerechtigkeiten  birgt^ 
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so  wird  man  als  Socialdemokrat  erst  redlfc  die  Subvention  der  Landwirtschaft  spcddl 
durch  Zölle  abweisen  können,  selbst  wenn  man  tatsächlich  und  grundsätzlich  eine 
Agrarkrnt»  Und  die  Notwendigkeit  energischen  Staatseigreifens  zugesteht.  Ein  gar 
trefflicher  Beleg  hierfür  ist  der  Genosse  Kautsky.  Er  erkennt,  uic  ich.  die  Not 
der  Agrarproduction  gleichfalls  an;«  er  hat,  viel  weitergehend,  als  ich,  »nichts  da- 
gegen emzuwenden«,  dass  jihrltdi  500  Millionen,  als  volles  Aqtüvalent  eines  5  Mark- 
Getrcidezolls  (des  noch  gar  nicht  in  Kraft  getretenen  Minimalzollsatzes  für  Roggen 
im  Hungertarif!)  [in  Wahrheit  aber  eines  10  Mark-Zolles^ j  der  Landwirtschaft  zu- 
gewendet werden;  er  »muss«  sidi  Icdi^^di  »dagegen«  erictären,  dass  dies  durch 
den  Zoll  geschieht«.  Als  einen  für  ihn  bedeuts.nmcn  Grund  führt  Kautsky  an, 
dass  die  Zollhilfe  aufgebracht  wird  in  Form  einer  »Kopfsteuer,  die  alle,  ob  reich 
oder  am,  gleicli  btlastet,  ja  die  Armeren  eher  noch  mehr,  als  die  Reichen«.  Na  also! 
Warum  soll  icli  alsdann  nicht  in  der  Lage  sein,  zwar  die  Not  und  Hilfsbcdürftigkeit 
der  Landwirtschaft,  wie  Kautsky.  anzuerkennen,  die  Wirkung  der  Zolle  rein  tat- 
sachlich, ähnlich  wie  Zolla,  zu  beurteilen,  aber  dennoch.  Arm  in  Arm  mit  Kautsky 
und  ZoUa,  die  specÜische  Form  der  heutigen  Staatshilfe,  nämlich  die  Hilfe  durch 
Agrarzölle,  entschieden  abzulehnen  —  deshalb  abzulehnen,  weil  die 
Mittel  zur  Abhilfe  nadi  einem,  am  meisten  für  die  Arbeiter,  durchaus  ungerechten 
Modus  aufgebracht  werden?  Sogar  bei  der  Arbeiterversicherung,  bei  gesetzgebe- 
rischen Anliufen  zu  durchaus  berechtigten  proletarischen  Ziden  (Gegenwartszielen) 
haben  wir  Socialdemokraten  oft  genug  die  Negation  hervorgekehrt,  weil  uns  die 
Art  der  Aufbruigung  der  Mittel  nicht  gefiel.  Dann,  denke  ich,  wird  es  auch  als 
durchaus  consequent  angesehen  werden  müssen,  wenn  idi»  aus  dem  gleichen 
Gesicht-punct,  der  Agrarkrisis  in  anderer  Weise  bqsq^net  sdicn  möchte,  als 
seitens  der  AgrarzöUner. 

Ich  habe  darum  und  aus  naheUegcnden  allgemein  politischen  Gründen  am 

Schlüsse  meiner  H  a  ndtlipolitk  gtschriihcn  —  und  würde  heute 
höchstens  die  Stelle  über  den  Brotwucher  etwas  klarer  zu  fassen  suchen  : 

»Wie  sollten  die  lohnarbeitenden  Massen  der  Städte  in  Brotzüllen  etwas 
anderes  sehen  können,  als  Stockprügel  <mf  den  Magen!  Wie  sollten  sie  an  dem  wirt- 
schaftlichen Schicksal  ihrer  schlimmsten  politisdien  Peiniger  und 
Feinde,  die  sie  überall  an  der  Spitze  der  Agrarbewegung  sdien,  das  geringste 

Interesse  nehmen,-' 

Wir  mögen  uns  über  die  Ursachen  der  Agrarkrisis  streiten,  soviel  wir  wollen  — 
»ir  mögen  die  Höhe  des  landwirtschaftlichen  Notstandes  hoch  oder  niedrig 
eiaschätten  —  wif  mögen  das  ^treten  des  industriellen  Besitzes  für  Agrar- 
zSUe  lur  selbstmörderisch-kurzsichtig  oder  für  weitblickend  und  notwendig  halten  — >. 
das  industrielle  Proletariat  wird  die  Kopfsteuer  der  Brotzölle  stets  nicht  nur 
als  ungeeignetes  Mittel  der  Hilfe,  sondern  auch  als  gewissenlosesten  Brotwucher  der 
vereinten  Volksfeinde  verwerfen.  Hier  löschen  alle,  nicht  nur  denk- 
baren, sondern  auch  wirklich  bemerkbaren  Unter* 
schiede  in  der  mehr  theoretischen,  allgemeinen  Auf- 
fassung der  handelspolitischen  Grundfragen  aus  vor 
den  drängenden  concreten  Entscheidungen  der  nächsten 
Gegenwart.  Und  mehr  bedarf  eine  politische  Partei 
au  ihrer  Tätigkeit  nicht«;. 

So  viel  zur  Aufklärung  derjenigen  Genossen,  die  bei  ihren  Entrüstungsartikeln  von 
der  unglaublich  naiven  Voraussetzung  ausgingen:  ich  sei  in  meinem  Buch 
oder  sonst  irgendwo  für  Agrarzölle  als  eine  für  unsere  Partei  zulässige  oder 
gar  eiiq>fehlens werte  Art  des  Agrarschutzes  eingetreten. 

Für  ein  andermal  möchte  ich  diese  etwas  vorlauten  Genossen  allerdings  gebeten 
haben,  meine  Äusserungen  gefälligst  erst  zu  lesen,  ehe  sie  darüber  bchreibciu  Das 

"f)  Vcigl.  die  Chennitin  Volksstimme  tob  la  August  1904. 
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ist  immer  zweckent<iprechender.  al$  das  Umgdfidirte»  und  atlch  nur  ^art  CS  unter 
Umständen  viel  Zeit  und  Mulie.« 

Und  hiermit  darf  ich  wohl  auch  mein  Nachwort  zu  der,  in  ganz  uberflfissigef 
Weise  von  dn  paar  kampflustigen  PresscoUegen  hcranfbescbn^reneti  Diacussioa 

schliessen. 

xxxxxxxxxxxx:-  ■     •  -  xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

LEO  ARONS  MATERIALIEN  ZUR  BEURTEILUNG  DER 
PREUSSISCHEN  VOLKSSCHULE 

Preussen  stand  im  Volkssdiulwesen  einstmals  in  erster  Reihe.  Sdion  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.  ergingen  Edicte,  die  die  Eltern  bei  Strafe  dazu  anhielten, 
ihre  Kinder  vom  5.  bis  zum  12.  Lebensjahr  zur  Schule  zu  schicken.  Die  Ent- 
wickelung  entspricht  leider  nicht  den  Anfängen.  Namentlich  hat  man  es  nicht 
verstanden,  der  Selbstverwaltni^  xu  ihrem  Recht  zu  verhelfen ;  aber  auch  sonst 
hat  die  Gesetzgebung  versagt.  Die  auf  die  Schule  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Verfassung  —  übrigens  wie  die  ganze  octroyiertc  Verfassung  von  rück- 
ständigstem Geist  erfüllt  —  sind  bis  zum  Erlass  des  in  Artikel  a6  verkeissemen 
Schulgesetzes  durch  Artikel  112  ausser  Kraft  gesetzt ;  das  Gesetz  selbst  ist  seither 
nicht  ergangen,  obgleich  der  Minister  Ladenberg  bereits  1849  erklärte: 
»dass  es  Aufgabe  der  Verwaltung  sein  wird,  das  Erscheinen  des  Unterrichtsgesetzes, 
zu  dem  sämtliche  Materialien  bereits  vorhanden  sind,  sobald  die  Ver&ssongvurkunde 
durch  die  Revision  festgestellt  sein  wird,  möglichst  zu  beeilen.« 

So  herrschen  auf  dun  Gebiet  der  Schule  Zustände,  die  ein  Berliner  Univer- 
sitätslehrer mit  folgenden  Worten  charakterisiert  hat: 

»In  Walirheit  gibt  es  in  Preussen  kein  Schulreciit;  al>cr  was  schlimmer  ist,  an 
seiner  Stelle  herrscht  ein  Chaos  von  Wust  und  Moder  abgelebter  Institutionen,  deren 
formelle  Fortexistenz  behauptet  wird,  obgleich  .sie  zu  allen  realen  Verhältnissen  des 
heutigen  Lebens  in  ^tm  unversühnlichen  Gegensatse  des  Toten  zum  Lebendgeo 
stehen;  und  in  diesem  Chaos  tummelt  sieh  ein  Schwann  von  Mintsterialreseripten 
und  jionsn'gen  V'erwaltiinR^\ crfÜRunKcii,  die  einander  viel fa: Ii  iltirchkreuzen  und  wider- 
sprcclien,  die  oft  von  problematischer  Rechtsmässigkeit,  manchmal  von  zweifelloser 
Rechtswidrigkeit  sind.« 

Sehen  wir  von  dem  sogenannten  Schulcufsichtsgescts  von  1872  ab,  das  die 
ausschliessliche  Befugnis  des  Staates  zur  Ernennung  und  Abberufung  der  Schul- 
inspectoren  festlegte,  so  sind  seit  der  Zeit  der  octroyierten  Verfassung  nur  die 
Gesetze,  betreffend  Erleichterung  der  Volksschullasten,  ergangen,  durch  die  das 
Schulp;cld  so  gut  wie  beseitigt  wurde  /i88<S  und  i88<>''.  das  Gesetz,  betreffend 
das  Diensteinkommen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen,  /1S97/  und  einige  Gesetze, 
betreffend  Lehrerpensionierung  und  Fürsorge  für  Lehrerwitwen  tmd  »waisen. 

X  X  .  .  ^ 

An  der  Spitze  der  gesamten  Unterrichtsverwaltung  steht  der  Leiter  des  Mini- 
steriums der  geistlichen,  Unterrichts  und  Medicinalangelegenheiten,  das  1817 
vom  Ministerium  des  Innern  abgezweigt  wurde.  Ist  hier  die  Zusammenfassung 
sehr  verschiedener  Betätigungskreise  bedauerlich,  so  leidet  das  Schulwesen  auf 
der  anderen  Seite  unter  einer  bedenklichen  Spaltung.  Das  Ziel  einer  einsichtigen 
Schulpolitik  muss  die  Einheitsschule  sein,  aufgebaut  auf  einer  allgemeinen  VoÖcS- 
schtlle  (obligatorisch  für  alle  Kinder),  die  einen  Mindcstbildungsgang  zum  Ab- 
.schluss  bringt,  während  von  ihr  höhere  Schulen  mit  besonderen  Aufgaben  ab- 
zweigen. In  Preussen  ist  dagegen  schon  in  der  Verwaltung  das  Schulwesen  von 
vornherein  in  zwei  gesonderte  Teile  zerrissen.  Der  höhere  Unterricht,  dem  die 
Erziehung  in  den  Präparandcnanstaltcn  und  Lehrerseminaren  zugerechnet  ist, 
wird  von  Provinzialschulcollcgien  verwaltet,  die,  für  die  einzelnen  Provinzen 
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gdiildet,  unmittelbar  dem  Minister  unterstdlt  flind;  du  Volksschulwesen  wird 
von  einer  der  drei  Abteilungen  der  Rezirksregiertingen  verwaltet,  die  den  Namen 
Abteilung  für  Kirchen-  und  Scliulsachen  führt;  unmittelbarer  Vorgesetzter  ist 
der  Rqperungspräsideiit  Die  Mitglieder  dieser  Reglcrungsabteihmg  gehören 
als  solche  gleichzeitig  dem  Provinzialschulcollcgium  an. 

Den  Regierungen  unterstellt  sind  die  Kreisschulinspectoren  und  weiter  die 
Ortsschulinspectoren,  meist  im  Nebenamt  tätig.  Als  Kreissdiii1iiiq»eetoren  im 
Nebenamt  fungieren  gewohnlich  die  evangelischen  Superintendenten  oder  die 
katholischen  Dechanten  für  ihre  Diöcesen ;  nur  für  schwierige  Bezirke  werden 
Kreisschulinspectoren  im  Hauptamt  angestellt.  Im  Jahre  1903  waren  von 
1^1  Kreisschulinspectoren  915  im  Nebenamt  tatig.  Von  den  im  Hauptamt 
angestellten  waren  noch  weitere  56  Theologen.  138  Philologen,  13  anderweitig 
gebildete  Beamte  und  nur  93  seminaristisch  gebildete  Lehrer.  Die  geringe  Be- 
rücksichtigung der  doch  dem  Volksschulwesen  am  sachverständigsten  gegen- 
überstehenden Lehrer  steht  im  stärksten  Gegensatz  zu  der  Bevorzugung  der 
Geistlichkeit.  Als  Ortsschulinspectoren  sind  fast  ausnahmslos  die  Ortsgeist- 
lichen tätig.  Nur  für  die  sechs-  und  mehrclassigen  Volksschulen  sind  die  Orts- 
sditdinspectoren  ausgeschaltet;  ihr  Rector  tmtersteht  dem  KreisschuUnspector. 
XXX 

Der  Gedanke  der  Schulpflicht  ist,  wie  eingangs  erwähnt,  für  Preussen 
*  bereits  in  einem  Edict  Friedrich  Wilhelms  1.  vom  jäire  171 7  ausgesprochen. 
Ihr  Beginn  fiel  auf  die  VoUendtWg  des  5.  Jahres.  Das  Allgemeine  Land- 
recht, dessen  Bestimmungen  bis  zum  Erlass  anderer  Gesetze  rechtsgiltig  sein 
müssten,  setzt  denselben  Anfangspunct  fest.  Jetzt  ist  durch  allerhand  Be- 
ctimmungen,  die,  soweit  sie  nach  Octroyierung  der  Verfassung  ergangen,  eigent- 
lich tmgiltig  sind,  wohl  allgemein  flas  vollendete  6.  Lebensjahr  der  Anfangs- 
punct. Ein  Landtagsabschied  der  Rheinprovinz  gesattete  1839,  >dass  die  Re- 
gierungen der  Rheinprovinz  nach  örtlichen  Verhältnissen  in  ganzen  Gemeinden 
oder  grösseren  Districten  alle  Kinder,  die  das  6.  Lebensjahr  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben,  von  der  Schulpflicht  entbinden  mögen«.  Eine  Verfügung  der  Re- 
gierung zu  Düsseldorf  ermächtigt  1858  alle  Localschulbehörden  zu  dä^em 
Dispens.  Ein  Erlass  des  Obcvpräsideiiten  von  Westfalen  bestimmt  1880,  dats 
die  Schulpflicht  erst  mit  vollendetem  6.  T.ebcnsjahr  beginnt  etc.  Die  Dauer  der 
Schulpflicht  bestimmt  das  Allgemeine  Landxecht  »bis  zu  dem  Zeitpunct,  wo 
das  Kind  die  einem  jeden  vernünftigen  Menschen  seines  Standes  notwendigen 
•Kenntnisse  gefasst  hatc.  Zur  Zeit  nimmt  man  allgemein  das  vollendete 
14.  Jahr  als  Endtermin  an;  doch  kann  der  Ortsschulinspector,  der  als  Geistlicher 
vornehmlich  auf  dem  Gebiet  der  Religion  die  notwendigen  Kenntnisse  suchen 
wird,  das  Kind  länger  auf  der  Schule  zurQcUialten.  Viel  bedenldicher  aber 
ist,  dass  die  Altersgrenze  auf  Grund  der  zweifelhaften  Bestimmung  herab- 
gesetzt werden  kann.  Im  junkerlichen  Preussen  sprechen  drei  Gesichtspuncte 
dafür:  i.  würden  die  jugendlichen  Arbeitskräfte  früher  auf  den  Markt  kommen, 
3.  würde  die  Volksbildung  noch  mehr  heral^edrückt,  3.  würden  durch  Ver- 
ringerung der  Schülerzahl  die  Schulkosten  vermindert.  An  dahinzielcnden 
Andeutimgen  hat  es  nicht  gefehlt.  Der  Schulpflicht  entspricht  die  Unentgelt- 
lichkeit des  Unterrichts.  Dieser  Gedanke  ist  zuerst  in  der  franzosisdien  Re- 
volution ansq:esprochen  worden,    in  der  Verfassung  vom  3.  September  1791  : 

»Es  wird  ein  öffentlicher  Unterricht  geschaffen  und  ausgebildet  werden,  der  allen 
Bürgern  gcmeinsani  und,  soweit  es  sich  um  Gebiete  des  Wissens  handelt,  die  ffir  alle 
Menschen  ur.umeäiipücli  n(  tig.  Unentgeltlich  ist,» 

In  Preussen  ist  die  Unentgeltlichkeit,  die  die  Verfassung  verhiess,  erst  Ende 
der  achtziger  Jahre  durdi  die  Gesetze,  betreffend  Erldditerung  der  Volk»- 
echullas^,  allgemein  durcligeffihrt  worden. 

XXX 


728    ^  ARONS  •  MATERIAUEN  ZUR  BEURTEILUNO  DER  PREUSSISCHEN  VOLKSSCHULB 

» 

Über  die  Gestaltung  der  Volksschule  belehrt  uns  die  Allge- 
meine Verfügung  des  Cultusministers  vom  15.  October  1872,  die  an  Stelle 
der  berüchtigten  Raumerschen  Regulative  trat. 

a)  Als  Mindestmass  ist  die  dnclassige  Volksschule  gedacht,  bd  der  all« 
Kinder  gleichzeitig,  im  gleichen  Raum  von  einem  Lehrer  unterrichtet  werden. 
Die  Kinder  sind  in  drei  Stufen  (Unter-,  Mittel-  und  Oberstufe)  geteilt;  die 
wöchentliche  Stundenzahl  ist  30,  für  die  Kinder  der  Unterstufe  20. 

Aber  nicht  einmal  dieses  Mindestmass,  bei  dem  der  Unterricht  doritig  genns 
ausfallen  muss,  wird  eingehalten. 

In  der  Verfügung  heisst  es:  >Wo  die  Anzahl  der  Kinder  über  80  steigt  oder 
das  Sdralzimmer  auch  für  eine  geringere  Zahl  nicht  ausreidit  und  die  Ver- 
hältnisse die  Anstellung  eines  zweiten  Lehrers  nicht  gestatten,  sowie  da,  wo 
andere  Umstände  dies  notwendig  erscheinen  lassen«,  ist  die  sogenannte  Halb- 
tagsschule zulässig.  Der  an  einer  solchen  angestellte  Lehrer  hat  32  Stunden 
zu  geben,  das  Ausserste,  was  er  leisten  kann.  In  diese  32  Stunden  haben  steh 
die  Kinder  in  zwei  Hauptabteilunc^cn  zu  teilen.  Den  allgemeinen  Halbtags- 
schulen reihen  sich  würdig  die  üommcrschulen  an,  von  deren  Einrichtung 
reichlich  Gebrauch  gemacht  wird.  So  sagt  die  Regierung  zu  Lüneburg  in  eiiwr 
Verfügung  vom  27.  Mära  I90X,  sie  habe  >in  einer  grossen  Anzahl  von  einclas- 
SJgcn  ländlichen  Schulen  aus  Rücksicht  auf  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
der  ackerbautreibenden  Bevölkerung  für  das  Sommerhalbjahr  Haibtagsschuleo 
gestattete.  Über  ihre  Gestaltung  belehrt  ein  Ministerialerlass  von  1873,  <Icr 
bestimmt,  dass  die  j  ü  n  g  e  r  e  n  Kinder  i  8  Stunden,  die  älteren  12  Stunden 
wöchentlich  unterriditet  werden,  natürlich  einfach  deswegen,  weil  die  grösseren 
Kinder  besser  ausnutzbar  sind.  Die  Anordnung  wird  vielleicht  so  ausgeführt, 
dass  für  die  älteren  Kinder  morgens  von  6  bis  8  Schulunterricht  ist  und  die 
Kinder  dann  den  ganzen  Tag  ausgebeutet  werden  können.  Es  geht  aber  noch 
weiter  herunter  in  Preusseiu  Es  gab  im  Jahre  1901  nämlich  noch  92  Drittel' 
sehMleu,  also  Sdiulen,  in  welchen  die  Kinder  nur  den  dritten  Teil  des  thnes 
zukomminden  Schulunterrichts  erhalten  kpnritcn.  Von  diesen  Drittel  schulen 
befanden  sich  19  im  Regierungsbezirk  Posen,  19  im  Regiertmgsbezirk  Merse« 
bürg  und  3  im  Regierungsbezirk  Potsdam,  also  in  unmittelbarer  Nahe  Berlins. 

An  dieser  Stelle,  wo  wir  von  der  Verkürzung  des  Unterrichts  gegenüber  der 
allgemeinen  Schulpflicht  sprechen,  möge  noch  der  Rübenferien  gedacht  werden» 
die  gewährt  werden,  um  die  Kinder  beim  Rübenziehen  ausbeuten  zu  lassen. 
Freilich  trigt  die  Regierung  in  ihrer  Art  Sorge  dafür,  dass  die  Ausbeutung 
nicht  unbegrenzt  ist.  In  einer  Verfügung  der  Regierung  zu  Magdeburg  von» 
7.  Mai  1890  ist  gesagt,  dass  die  Kinder  höchstens  8  .Stunden  beschäftigt  werden 
dürften  und  2  Stunden  Mittagspause  haben  niüssten,  sonst  würde  die  Regierung 
die  Ferien  zurückziehen.  Auch  sei  an  die  Hütejungen  in  Ost-  tmd  West- 
preussen  und  Pommern  erinnert.  Ein  Erlass  der  Gumbinner  Regierung  ver- 
langt, dass  nur  11-  und  12jährige  Knaben  zu  Hütejungen  genommen  werden 
dürfen,  und  dass  diese  einmal  wöchentlich  die  Sditde  besu(»en  mQssen:  »nur 
ausnahmsweisec  dürfen  auch  jüngere  Kinder  als  Hütejungen  verwendet  werdeiv 
doch  müssen  diese  zweimal  wöchentlich  die  Schule  besuchen  (!!). 

b)  Steigt  die  Zahl  der  Kinder  in  der  einciassigen  Schule  über  100  ( 1),  so 
ist  nach  einem  Ministerialrescript  vom  16.  December  1874  »stets  auf  Anstellung^ 
eines  zweiten  Lehrers  Bedacht  [  !]  zu  nehmen«.  Wir  sind  bei  der  Schule  mit. 
swei  Lehrern  angelangt ;  steigt  in  dieser  die  Zahl  der  Kinder  über  120,  so  sind  ohne 
Vermehrung  der  Ldirerzahl  drei  Oassen  zu  erriditen,  entsprechend  den  drrf 
Stufen,  und  zwar  mit  wöchentlich  i::.  24  und  28  Stunden,  so  dass  jeder  der 
beiden  Lehrer  wieder  die  Maximalarbeit  von  je  3a  Stunden  wöchentlich 
leisten  hat. 
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c)  Erst  darüber  erhebt  sich  die  als  besonders  erstrebenswert  bezeichnete 
wirkliche  dreiclassige  Schule  mit  drei  Lehrern;  und  schliesslich  finden  wir  in  den 
grösseren  Städten  die  sechs-  und  mehrclassige  Schule,  an  deren  Spitze  ein 
SMtor  atdit  und  die  danüt  mmiittelbar  vom  Kxeisidittlin^ector  unter  Ans» 
«chaltiiiig  des  Ortqgdstlichen  als  OrtsschuUnspector  beatt&ichtigt  irifd. 

X  X  X 

Wie  verteilen  sich  die  Kinder  auf  die  geschilderten  Arten  von  Volksschulen  f 
Nadi  der  Statistik  von  1901  waren  noch  70  %  der  Volkschulen  ein-  und  awci- 
dassig.   Diese  wurden  von  i  861  272  Kindern  besucht  bei  im  ganzen  567087«» 

Schulkindern,  das  heisst  32,8  %  aller  Kinder  wurden  in  ein-  und  zweiclassigen 
Schulen  unterrichtet.  Betrachten  wir  die  Schulen  auf  dem  Lande  allein,  so 
besachten  49^  %  aller  Kinder  soldie  ein-  und  zwdclassige  Scholen.  Daadt 
ist  das  prcussischc  Schulelend  aber  keineswegs  erschöpft.  In  überfüllten 
Qassen  sassen  857  576  Kinder,  das  heisst  mehr  als  .15  ^  sämtlicher  Schüler. 
Die  Bedeutung  dieser  Zahlen  wird  erst  klar,  wenn  wir  erfahren,  was  eine  dber- 
fullte  Oasse  heisst.  Eine  Halbtag^classe  sollte  bereits  als  überfüllt  zählen, 
wenn  mehr  als  50  Schüler  in  ihr  vorhanden  —  ist  doch  nach  dem  oben  ange- 
z(^enen  Ministerialrescript  bei  100  Schülern  »stets  auf  Anstellung  eines  zweiten 
Ldirers  Bedacht  zu  nehmenc  —  der  vorsichtige  Ansdhidc  erklirt  sich,  wenn 
man  erfährt,  dass  eine  Halbtagsclassc  erst  als  überfüllt  gilt,  wenn  sie  von  mehr 
als  60  Schülern  besucht  wird.  In  solchen  Classea  aber  sassen  93066  Schüler. 
Eine  einclassige  Schule  gilt  erst  bei  80  Kindern  als  überfüllt;  in  derartig 
fiberffillten  Schulen  (Durchschnittszahl  89)  sassen  93677  Kinder.  Bei  den 
zwei-  und  mehrclassigen  Schulen  beginnt  officicU  die  Überfüllung  bei  der 
Schulerzahl  70;  nach  dieser  Berechnung  werden  in  solchen  Schulen  670833 
Kmder  in  fiberfüUten  Dassen  nnterriditet.  Fast  unglaublich  klingt  es,  dass 
im  Jahr  1901  nach  der  gleichen  Statistik  2735  Kinder  wegen  Überfüllung  der 
Schulen  unbeschult  bleiben  musstcn !  Und  das,  obgleich  zum  Beispiel  im  Kreise 
Inowraziaw  in  einer  Classe  150  Schüler  unter  einem  Lehrer  zusammengepfercht 
waren !  Dass  von  diesen  2735  Kindern  mehr  als  63  %  auf  die  Provinz  Posen 
entfielen,  erhöht  die  Schwere  des  Vorwurfs  gegenüber  dem  Verhalten  der  Re- 
gierung, ^lit  einem  Bruchteil  der  Millionen,  welche  man  für  die  Gcrmanisie- 
nmgspolitik  in  Posen  verpulvert  und  die  zum  grossen  Teil  einem  verkrachten 
Junkertum  zu  gute  kommen,  ohne  im  geringsten  das  gedachte  Ziel  fördern  zu 
können,  Hessen  sich  in  Posen  günstigere  Schulverhältnisse  schaffen,  die  dem 
Deutschtum  in  würdigerer  Weise  den  Boden  erhalten  und  gewinnen  würden. 
X  X  X 

Wir  wenden  uns  zu  der  weiteren  Frage:  was  lernt  man  in  der  Volksschule? 
Wir  wollen  hier  von  den  sechs-  und  mehrclassigen  Schulen  in  den  grossen 
^idten  absdien,  wo  in  der  Tat  manche  Fortschritte  gemacht  dnd.  Die  bis- 
herigen Ausführungen  werden  den  Leser  schon  überzeugt  haben,  dass  allzuviel 
in  unseren  Volksschulen  nicht  gelernt  werden  kann.  Dazu  kommt,  dass  alle 
Stimden  von  einem  Hauptfach  überragt  werden,  das  alles  überwuchert,  der  Reli- 
gkm.   Hier  der  Lehrplan  der  einclasstgen  Volksschule: 

20  Stiimlcn  30  Stiuiden  30  Stunden 

(Uuteistufe)  (MiUelstufe)  (Oberstufe) 

Religion                                  4                             5  5 

Recloien  uad  Raumlehre           4                          4      .  5 
Realien: 

Geopraphie.    ...  —                            —           '  — 

Geschichte  ....  —                           6  *  6 

Naturbeschreibtmg  —                       —  — 

Natarkonde.  ...  —                       —  — 

Deutsch .  .  .  ,  .          11                        10  8 
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Der  Rest  entfällt  auf  Zddinen,  Singen  nnd  Turnen  respective  Handarbeit  fnr 

Alädchen. 

Die  grosse  Zahl  der  Religionsstunden  genügt  aber  noch  nicht,  um  den  hohen 
Anforderungen  gerecht  zu  werden,  die  in  der  Religion  gestellt  werden.  Des- 

hnlb  ist  fhirch  ^linistcrialrcscript  vom  24.  Juni  1884  gestattet,  dass  eine  Stunde 
in  der  Muttersprache  zum  Bibellesen  verwendet  werde,  da  mit  5  Stunden  in 
•der  Religion  nicht  auszukommen  sei.  Aber  auch  das  reicht  noch  nicht  aus. 
Tatsächlich  lässt  sich  beweisen,  dass  fast  alle  Stunden,  namentlidl  aber  der 
Unterricht  im  Deutschen,  der  Religion  gewidmet  sind,  dass  der  ganze  Unter- 
richt mit  Religion  durchtränkt  ist.  Zum  Beweis  diene  eine  Verfügung  der 
Regierung  zu  Dusseldorf  vom  Jahre  1979.  Die  sogenannten  parUäHschen  oder 
SiuiuUattschulcn  bestehen  in  Gegenden  mit  gemischter  Bevölkerung.  In  ihnen 
wird  der  Religionsunterricht  von  katholischen  und  protestantischen  Lehrern 
erteilt,  die  auch  für  andere  Fächer  verwendet  werden,  während  in  den  con- 
fessionellen  Schulen  nur  Lehrer  der  betreffenden  Confession  angestellt  sind. 
Diese  Zusammensetzung  der  Simultanschulen  erschwert  es,  dass  in  den  andern 
Stunden,  zum  Beispiel  im  Deutschen,  Religion  geübt  wird.  Deshalb  verfügte  die 
Regierung  zu  Düsseldorf  im  Jahre  1879,  dass  in  den  {»aritätischen  Schulen  eine 
Religioiisstunde  mehr  erteilt  werden  solle,  und  zwar  sollten  die  Mädchen  eine 
Stunde  Raumlehre  drangeben,  während  die  Jungen  im  Sommer  eine  Stunde 
Turnen,  im  Winter  eine  Stunde  Naturkunde  verlieren  sollten.  Tatsächlich  ist 
«s  gar  nicht  anders  zu  erwarten,  als  dass  der  Lehrer,  der  von  dem  Geistlichen 
als  Ortsschulinspcctor  abhängig  ist.  sich  bemüht,  dessen  namentlich  auf  die 
Reltgionskcnntnisse  gerichteten  Ansprüchen  zu  genügen.  Und  die  Ansprüche 
der  Geistlichkeit  sind  offidell  anerkannt  So  belehrt  uns  eine  Verfügung  des 
Itonigticben  Consistoriums  der  Provinz  Sachsen  vom  17.  Decerober  1900,  die  mit 
dem  Provinzialschulcollegium  und  der  Regierung  vereinbart  ist,  über  den 
»religiösen  Gedächtnisstoif«,  der  als  Normalstoff  bezeiciinet  wird.  Er  besteht 
in  170  Bibelsprächen,  nämlich  22  zur  Inblischen  Geschichte,  6  Psalmen  tmd 
Psalmabschnitten  und  142  Sprüchen  zur  Erklärung  ( !)  von  Luthers  Kate- 
chismus ( !) ;  dazu  kommen  20  namentlich  aufgeführte  Kirchenlieder»  wovon 
4  ebenfalls  benannte  auf  den  höheren  Schalen  in  W^fall  kommen  —  es  dSrfle 
sich  verlohnen,  den  Inhalt  der  letzteren  auf  den  Grund  dieses  W^^fallens  zu 
prüfen — .    Die  Verfügtmg  fährt  fort: 

>Soweit  für  einzelne  Volksschulen  die  Erweiterung  des  Normalstoffes  in  Sprüchen 
und  Psalmen  der  örtlichen  Sc  hui  Verwaltung  als  erwünscht  erscheinen  rollte,  ist  dw 
Zustimmung  der  königlichen  Regierung  einzuholen.  .  .  Die  Kirche  hat  in  demselben 
[dem  Normalstoff]  nicht  mehr  als  das  Minimum  des  religiösen  Gedächtnisstoffes 
zu  sehen,  auf  das  sie  bei  dem  Confirmandenuntcrricbt  hinfort  reclincn  darf.< 

Zur  weiteren  Charakterisierung  der  Behandlung  des  Unterrichts  in  den 
preussischen  \olksschulen  sei  auf  die  Ministerialverfügung  von  1890  hin- 
gewiesen. 

Sehr  bald  nach  seinem  Regierungsantritt  richtete  Wilhelm  IL  am  i.  Mai 
1889  eine  noch  von  Bismarck  übermittelte  Ordre  an  das  Staatsministerium, 
•die  mit  folgenden  Worten  beginnt: 

»Scbnn  l.ingcrc  Zeit  hat  mich  der  Gedanke  beschäftigt,  die  Schule  in  ihren  t  in:'rlnen 
Abstufungen  nutzbar  zu  machen,  um  der  Ausbreitung  socialistischer  und  communisti- 
sdier  Ideen  entgegenzuwirken.  In  erster  Lmie  wird  die  Schule  durch  Pflege  der 
Gottesfurcht  und  der  Liebe  zum  Vaterlaade  die  Grundlage  für  eine  gesunde  Auf- 
fassung auch  der  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse  zu  legen  haben. 
Aber  ich  kann  mich  der  Erkenntnis  nicht  vl•^^oh^ie88en,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher 
die  socialdemokratischcn  Irrtümer  und  Ftit-tiünneen  mit  vermehrtem  Eifer  ver- 
breitet werden,  die  Schule  zur  Förderung  der  ICrkenntnis  dessen,  was  wahr,  was 
wirklich  und  was  in  der  Welt  möglich  ist.  erhöhte  Anstrengungen  zu  machen  hat 
Sie  muss  bestrebt  sein,  schon  der  Jugend  die  Überzeugung  zu  verschaffen,  dass  die 
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I.«hren  der  Sodaldemokratie  nicht  nur  den  göttlichen  Geboten  und  der  christlichea 
Sttoildire  widersprechen,  sondern  in  der  Wirklichkeit  unausführbar  und  in  ihren 
Conscquenzcn  <k'm  einzelnen  und  dem  Ganzen  gleich  verderblich  sind.« 

Der  Religionsunterricht  und  die  Lehre  der  vaterländischen  Geschichte  sollen 
besonders  dem  hohen  Ziele  geweiht  sein,  die  grösste  Partei  im  Lande  zu  bc< 
Idunpfeo,  der  Jtigend  die  Uberzeugung  einzttinipfen,  dass  die  Eltern  eine  minder- 
wertige, ja  schlechte  Gesellschaft  seien. 

»Die  angeblichen  Ideale  der  Socialisten  sind  durch  deren  eigene  Lrklämng  hin- 
reichend  gekennzeichnet,  um  den  Gefühlen  und  dem  {»rsktischen  Sinne  auch  der 
Jugend  als  abschreckend  geschildert  werden  zu  können.« 

Selbstverständlich  folgte  das  Staatsministerium  sofort  dem  Befehle;  man 
einigte  sich  bereits  im  Juli  1889  über  bestimmte  Vorschläge,  die  sich  auf  den. 
Unterricht  in  der  Volksschule  im  einzelnen  und  auf  die  Vorbildung  der  Lehrer 
in  den  Präparandenanstalten  und  Seminaren  erstreckten  und  die  nebst  Aus- 
führungsbestimmungen des  Cultusministers  von  Gossler  am  18.  October  189O' 
veröffentlicht  wurden.  Neben  der  orthodox-rädcständigsten  Religionsimter- 
weisung  war  damit  die  erste  Stelle  einer  tendenziösen  Geschichtsverarbeitung 
eingeräumt,  die  im  widerwärtigsten  Byzantinismus  gipfelt.  Die  Gosslersch» 
Verfügung  schloss  mit  einer  wundervollen  Hdienzollernverherrlichung: 

>Was  zur  Zeit  Friedrich  des  Grossen  gesagt  wurde:  die  anderen  Völker  beneideten 

dem  Preussen  seinen  König,  gilt  noch  heute  Eine  Fülle  lebensvoller  An- 

sdiauungen  und  sittlich  tief  und  nachhaltig  anregender  Momente  tritt  uns  aus  der 
Erzählung  von  der  fast  ein  halbes  Jahrtausend  erfüllenden  ununterbrochenen 
Arbeit  der  Uphenzollem  für  ihr  Land  und  Volk  entgegen. . . .  Deshalb  sollen  sämt- 
liche preussische  Könige  in  dem  Unterridite  der  preussiscfaen  Jugend  eine  hervoT" 
ragende  Stelle  erhalten  « 

Stellt  man  dieser  Vorsorge  für  den  Religions-  und  Geschichtsunterricht 
gegenüber,  was,  nach  der  Falkschcn  Verfügung  von  1872,  in  der  Natur- 
Icnilde  TO  leisten  ist  —  >In  dem  naturkundlichen  Unterrichte  der  Schulen  mit 
einem  oder  zwei  Lehrern  [in  solchen  Schulen  wird  etwa  ein  Drittel  aller  Kinder 
unterrichtet]  sind  die  Schüler  zu  einem  annähernden  Verständnis  der- 
jenigen Erscheinungen  zu  f&hren,  welche  sie  täglich  umgebene  — ,  so  hat  maa 
einen  Begriff  von  dem  inhalttidien  Tiefstand  des  preusstsdien  Volksschol- 
Unterrichts. 

X  X  ^  X 

Während  die  hier  bcfaanddten  Fragen  die  herrschenden  I^se  in  Preassem 
kalt  lassen  oder  deren  provisorisdie  Entscheidung  Sie  mehr  oder  weniger  be- 
friedigt, hcsrliaftigt  auch  sie  unausgesetzt  die  zu  unaufhörlichen  Missstanden 
und  Streitigkeiten  führende  Schulunterhaltungsfrage.  Hiniger- 
massen  geregelt,  wenn  auch  keineswegs  in  befriedigender  Weise,  ist  die  Ldirer« 
bcsolduiit,',  Pensionierung  und  Relictcnversorgung.  Durch  das  Gesetz  von 
1897,  betreifend  das  Diensteinl«>mmen  der  I^rer  und  Lehrerinnen,  ist  bestimmt, 
dass  das  von  den  Gemeinden  zu  zahlende  Gdialt  »nach  den  ortlidien  Verhält- 
nissen und  der  besonderen  Amtsstelliiiq^  angesMSiea  sein  solle.  Es  setzt  sich 
aus  einem  Grundgehalt  und  regelmässigen  Alterszulagen  zusammen;  für  beides 
ist  ein  Minimum  festgelegt:  Grundgehalt  für  einen  Lehrer  900  Mark,  für  eine 
Lehrerin  700  Mark;  nach  siebenjähriger  Dienstzeit  erfolgen  in  Abständen  voir 
je  3  Jahren  neunmal  Alterszulagen  von  jährlich  100  Mark  für  den  Lehrer, 
80  Mark  für  die  Lehrerin.  Einstweilig  angestellte  Lehrer,  die  noch  nicht 
4  Jahre  im  Schuldienst  stehen,  können  mit  einem  20  ^  geringeren  Grundgehalt 
at^espeist  werden.  Diese  Minimalsätze  entsprechen  auf  dem  Lande,  namentlich 
in  den  östlichen  Provinzen,  den  wirklichen  Gehältern.  .So  betrug  der  Durch- 
schnitt des  Grundgehalts  für  den  ordentlichen  Lehrer  (abgesehen  von  den  ver- 
einigten Schul-  und  Kirchenstellen,  die  auch  nidit  viel  fetter  dotiert  sein 
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durften)  auf  dem  Lande  in  den  Regierungsbezirken  Giimbinnen  902,  Cöslin 
904,  Königsberg  910  Mark,  aber  auch  in  Wiesbaden  nur  1082  Mark.  Im  all- 
gemeinen soll  die  Gehaltfrage  von  den  Gemeinden  im  Einvernehmen  mit  der 
Schulaufsichtsbehörde  festgelegt  werden;  erfolgt  keine  Einigung,  so  greift  das 
Verwaltungsstreitverfahren  Platz. 

Der  Staat  zahlt  den  Gemeinden  Zuschüsse  zu  den  Gehaltem,  und  zwar 
für  einen  ersten  Lehrer  500  Mark,  für  andere  je  300  Mark,  für  eine  Lehrerin 
150  Mark;  weiter  an  Alterszulagen  für  eine  Lehrerstelle  337  Mark,  für  eine 
Lehrcrinnenstelle  184  Mark  jaiirlich,  Beträge,  die  als  Durchschnittswerte  der 
Alterszulagen  berechnet  sind.  Charakteristisch  für  pceussisdie  Verhältnisse  ist 
es,  dass  alle  diese  Zuschüsse  an  jede  Gcmciiidc  nur  für  höchstens  25  Lehr- 
stellen gezahlt  werden,  so  dass  nur  bei  Gemeinden  bis  zu  einer  Einwohnerzahl 
von  10000  bis  12500  für  die  Stdien  Zuschuss  gezahlt  wird.  Je  grösser 
eine  Gemeinde,  um  SO  geringer  ist  die  staatliche  Beihilfe  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Aufwendung,  bis  sie  bei  den  grössten  kaum  noch  in  Betracht  kommt !  Zu  den 
Lehrerpensionen  zahlt  der  Staat  je  600  Mark;  ebenso  unterstützt  er  die  VVitwen- 
pensionscassen  und  tragt  er  die  Waisengelder.  (Gesetze  aus  der  (Zeit  von 
1869  bis  1894.) 

Die  übrigen  Fragen  der  Scliulunterhaltung  unterliegen  einer  bunten  Muster- 
Icarte  von  Bestimmungen,  die  vielfach  veraltet,  ^elfadi  strittig  sind.  Zu  Grunde 
liegt  in  den  meisten  alten  Provinzen  das  Allgemeine  Landrecht.    Für  Ost- 

und  Westpreusscn  gibt  es  Schulordnungen  aus  den  Jahren   1840  und  1845. 
Für  die  verschiedenen  Kreise  der  Rheinprovinzen  kommen  neben  dem  Allge- 
meinen Landredit  die  franzdsische  Gesetzgebung  und  die  bei^sdie  Gesetz- 
f^chnng  aus  dem  XVH.  Jahrhundert  in  'Betracht.    Schleswig-  Hohtcin  hat  eine 
Schulordnung  aus  dem  Jahre  1814,  Hannover  von  1845;  Hessen-Nassau 
gelten  eine  Reihe  verschiedener  Bestimmungen.   Aber  auch  innerhalb  der  ein- 
zelnen Rechtsgebiete  gibt  es  wieder  die  mannigfaltigsten  Abstufungen. 
So  heisst  es  in  der  Begründung  des  Schulgesetzentwurfs  von  1890: 
»In  Schlesien  kommt  schliesslich  für  die  alten  Piarrschulcn  noch  das  Reglement 
de  uravaminibus  vom  8.  August  1750,  §  n,  in  Betracht,  welches,  obgleich  auch  dies 
nicht  unbestritten  ist.  die  Baulast  den  patronis  et  parochianis  auferlegt.    Ninunt  man 
•dazu,  dass  ein  grosser  Teil  der  schlesischen  Schulen  aus  früheren  Jahrhunderten  her 
noch  anderweit  dotiert  ist.  dass  neuerdings  die  bürgerlichen  Gemeinden  vielfach  die 
SchuUast  überhaupt  auf  ihren  Etat  übernommen  haben,  so  eriialt  man  sechs  bis 
sieben  verschiedene  Arten    der    Schnlunterhaltung  in 
dieser  Provinz.« 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Schulunterhaltungsfrage  ist  deshalb  hier 
ausgeschlossen;  nur  der  Schulsocietäten  sei  besonders  gedacht.  Im  Gebiet 
des  Allgemeinen  Landrechts  sind  als  Träger  der  Sdiullasten  nicht  die  bürger- 
lichen Gemeinden  vorgesehen,  sondern  die  soj^cnannten  Schulsocictäfcn ;  sie 
umfassen  die  Hausväter  des  Ortes;  als  Hausvater  gilt  jede  wirtschaftlich  selb- 
stSndige  Person;  auf  diese  werden  die  Schullasten  umgelegt  Zur  Verrin- 
fac^ung  der  Verhältnisse  haben  c^anz  übcrwiofjcnd  die  bürgerlichen  Gemeinden 
von  dem  Recht  Gehrauch  gemaclU,  die  .Sdiullasten  selbst  zu  übernehmen.  Die 
Schulsocietäten  haben  sich  dagegen  in  den  Gutsbezirken,  den  berüchtigten 
Festen  der  Reaction,  eiiialten,  und  zwar  aus  dem  einfadien  Grunde,  weil  der 
Gutsherr  ihnen  nicht  als  Zahlender  anj::ehört,  obf^leich  er  \'lc1fach  das 
Lehreranstellungsrecht  —  vorbehaltlich  der  Bestätigung  durch  die  Rcgienmg  — 
und  stets  das  Aufstchtsrecht  und  die  Leitung  des  Schulvorstandes  besitzt  Atis 
der  Aufrechterhaltung  der  Schulsocietäten  folg^  noch  ein  weiteres,  echt  preu- 
ssisches  Curiosum.  Bekanntlich  ist  der  Gutsherr  fast  stets  der  einzige  Wähler 
erster  Abteilung  in  seinem  Urwahlbezirk,  da  ihm  die  staatlich  veranlagte  Grund- 
tmd  Gebaudesteuer  angeredinet  wird,  obgleich  er  sie  nicht  bezanTt  Diese 
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bevorzugte  Stellung  wird  wesentUcb  dadurch  ge»diert,  daas  den  SchulTitem 

die  von  ihnen  bezahlte  Schulabgabe  nicht  angerechnet  wird,  da  sie  weder 

Staats-  noch  Gemeindesteuer,  sondern  eben  Societätssteuer  ist! 

X  X  .     ^  X 

Eingangs  wurde  bereits  erwähnt,  dass  die  Selbstverwaltung  auf  dem  Gebiet 

der  Schule  besonders  kümmerlich  bedacht  ist.  Auf  dem  Lande  besteht  der 
Schulvorstand  aus  dem  Pfarrer  als  Ortsschulinspector,  dem  Ortsvorsteher  — 
in  jüngster  Zeit  wird  in  Regierungsverfügungen  auch  ein  Lehrer  gewünscht  — 
und  aus  zwei  bis  vier  achtbaren,  befähigten  und  kirchlich  gesinnten  Familien- 
vätern. Diese  achtbaren,  befähigten  und  kirchlich  gesinnten  Familienväter 
Mfirfen  der  Gendimigung  des  Landrats.  Wird  die  Genehmigung  zwefanal 
versagt,  so  hat  der  Landrat  selbst  die  geeigneten  Männer  auszusuchen.  Die 
Befu^iisse  dieses  Schulvorstandes  sind  noch  geringer,  als  die  der  Städtischen 
Schuldeputatlünen,  denen  wir  uns  sofort  zuwenden. 

Die  Städteordnung  von  1854  kennt  nur  gemischte  Deputationen  ohne  be- 
sondere Ausnahme,  und  selbstverständlich  niusste  man  annehmen,  dass  die 
Schuldeputation  den  anderen  Deputationen  gleichstehe.  Aber  noch  im  Jahre 
1854  erschien  ein  Erlass  des  Cultusministers  in-  Oberdnstinunung  mit  dem 
Minister  des  Innern,  der  besagt,  dass  die  Mitglieder  der  Schuldeputation  der 
Bestätigung  bedürfen,  >damit  aus  der  städtischen  Schuldeputation  zur  Atis- 
übung  der  wichtigen  diesen  übertragenen  Functionen  ungeeignete  Elemente 
fem  gehalten  werdenc.  Natürlich  hätte  dieser  Erlass  die  verfassungsmässig 
zu  Stande  gekommetie  Städtcordnung  nicht  abändern  dürfen;  tatsächlich  aber 
hat  das  preussische  Ministerium  trotz  gelegentlicher  Proteste  sein  Ziel  voU- 
kommen  erreiclit.  So  verhinderte  das  Ministerium  im  Jahre  1898  den  Eintritt 
eines  Sodaldemokraten  in  die  Berliner  Schuldeputation.  Der  höchst  kümmer- 
liche Protest  der  bürgerlichen  Mehrheit  der  Stadtverordnetenversammlung  er- 
mutigte das  Ministerium  sogar  zu  einem  Erlass,  der  den  Regierungen  generell 
die  Zulassung  eines  Socialdemokraten  zur  Sdiuldeputtadon  unters^L  In 
diesem  Erlass  vom  29.  August  1898  hcisst  es : 

»Die  sodaldemokratische  Partei  erstrebt  ausgesprochcnermassen  die  Beseitigung  der 
bestehenden  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Ordnung.  Schon  daraus  ergibt  sich 
folgerichtig,  dass  ihren  Mitplicdtrn  die  Wahrnehmung  obriKkcitüchcr  Befugnisse  von 
Staats  wegen  niclit  anvertraut  werden  kann.  Sie  steht  nach  ihren  programmatischen 
Kundgebungen  in  einem  grundsätzlicheh  Gegensatze  zu  den  Aufgaben  der  preussischen 
Volksschule.  Daraus  folgt,  dass  ihren  Anhängern  die  zur  Mitwirkung  bei  der  Er- 
füllung dieser  Aufgaben  erforderlichen  Eigenschaften  abgehen  und  dass  sie  als  Mit- 
glieder einer  städtischen  Schuldeputation  oder  eines  Schulvorstandes  nicht  zuge- 
lassen werden  können.  Der  Königlichen  Regierung  qiache  ich  daher  zur  Ffiidit; 
vorfcommendcnfalls  der  Wahl  deri^gvr  Personen  zn  Mitgliedern  von  städtischen 
Schuldeputationen  oder  Scbulvorständen  von  Srhulaufsicbtswepen  die  Bestätigung 
au  versagen  und  die  nachgeordneten,  zur  Mitwirkimg  bei  der  Bestätigung  oder  zur 
adbstandigen  Ausübung  des  Bestätigungsrechtes  berufenen  B^örden  und  Beamten 
alsbald  mit  entsprechender  Weisung  zu  vcrschcn.< 

Auch  auf  anderem  Wege  sucht  die  Regierung  die  Zusammensetzung  der 
Schnldepntationen  zu  bedmltissen.  Früher  war  allgemein  audi  in  den  Städten 
der  Pfarrer  der  Ortsschulinspector,  jetzt  üben  dort  die  Rectoren  die  Functionen 
des  Ortsschulinspectors  aus.  Damit  verschwanden  zum  Teil  in  den  Städten  die 
Pfarrer  aus  den  Schuldeputationen.  Seit  1894  ergeht  nun  ein  Atinisterialcriass 
nach  dem  andern,  worin  der  Minister  darauf  dräiq^  wieder  Geistliche  in  die 
Schuldeputatifincn  zu  bringen.  In  einem  solchen  vom  14.  April  1900  betont  der 
Minister  in  einem  bestimmten  Fall :  »zu  beachten  bleibt  hiebei,  dass  imter  allen 
Umständen  mindestens  je  ein  Geistlicher  von  dem  Bd^nntnisse  der  in  dem 
Schulbezirke  vorhandenen  Schulen  der  Schuldeputation  angehören  müsse.  Die 
Stadt  Charlottenburg  hatte  die  Auf fordertmg  der  Regierung  zu  Potsdam  vom 
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Octobcr  1900,  weiche  je  einen  katholischen  und  einen  protestantischen  Geist- 
lichen in  der  Schuldeputation  wünschte,  abgeldint.  Der  RegieningsiMrisident 
suchte  daraufhin  einen  Druck  auszuüben,  indem  er  durch  Erlass  vom  24.  De- 
cember  1902  die  an  sich  so  schmalen  Befugnisse  der  Schuldeputation  noch 
weiter  einschränlcte.  So  wurde  seitens  eines  Rectors  dem  Stadts^tdrat  ver- 
wehrt, dem  Unterricht  einer  Lehrerin  beizuwohnen,  die  angestellt  werden 
sollte,  >da  dazu  nicht  die  Genehmigung  des  Kreisschulinspcctors  eingeholt  sei<. 
Den  Rectoren  wurde  verboten,  Berichte  über  die  Tätigkeit  der  Lehrer  an  die 
SchuldeiNitatioa  lu  erstatten.  Mehrere  Mi^;lieder  der  Deputation  legfen  ihr 
Amt  nieder,  weil  unter  diesen  Verhältnissen  das  Amt  nur  ein  Schattenamt  sei. 
Der  Oberbürgermeister  bezeichnete  am  Ende  des  Jahres  1903  das  Vorgehen 
des  Regierungspräsidenten  als  einen  Rechtsbruch,  er  hoffte,  dass  die  heim 
Cultusminister  erhobene  Beschwerde  gegen  die  Regierung  Erfolg  haben  werde. 
Bisher  ist  nicht  bekannt  geworden,  ob  die  Beschwerde  überhaupt  einer  Antwort 
gewürdigt  worden  ist  —  wahrscheinlich  haben  die  bürgerliclien  Helden  sie 
überhaupt  in  der  Tasche  behalten»  in  der  sie  die  Faust  zu  ballen  pflegen. 

Es  erübrigt  sich,  die  v/ichtigen  der  Schuldeputation  übertragenen  Befugnisse 
im  einzelnen  aufzuzählen,  weil  die  Schuldcputation  nicht  im  stände  ist,  irgend 
etwas  gegenüber  dem  Kreisschulinspcctor  durchzusetzen.  So  heisst  es  in  einem 
Ministerialerlass  vom  191  December  1894: 

>Auf  (krm  Gebiete  der  Verwaltung  ist  ihre  [der  Schuldcputalioncn]  Befugnis  in 
allen  äusserai  Angelegenheiten  der  Gcmeindcschulen  an  die  Mitwirkung  des  Ma- 
gistrats gebunden.  In  inneren  Angelegenheiten  sollen  sie  und  der  Kreisschulinspector 
Hand  in  Hand  grhcn.  bei  Meinungi^verschiedcnbciten  finden  die  Kntschbessiingcn  der 
Schuldcputatuni  ni  inneren  Angelegenheiten  zwar  Einhalt  gegenüber  der  abueiclien- 
dcn  Auffassung  des  Schulinspectors.  Andrerseits  ist  die  Sdiuldeputation  aber  jeder- 
zeit in  der  Lage,  durch  Vorstellungen  an  die  gemeinsame  vorgesetzte  Behörde  ihren 
Standpunct  zu  wahren.c 

Der  Erlass  ist  aber  noch  weiterhin  interessant,  weil  er  das  Ideal  des  Mi- 
nisters auf  dem  Gebiet  der  Selbstvenvaliung  in  der  Schule  kennen  Idirt.  Er 
macht  darauf  aufmerksam,  dass  eine  Reihe  von  Städten  überhaupt  keine 
Stadtschulräte  anstellten,  sondern  in  stiller  Resignation  den  Kreisschulinspector 
mit  der  IVahrnehmung  der  schtdtechnischcn  Referate  im  Nebenamt  betrauten. 
In  einem  späteren  Erlass  vom  22.  August  1898  bezeichnet  der  Minister  diesen 
Zustand,  bei  dem  dem  Regicrungsbeamten  der  Einbruch  in  die  stadlische  Ver- 
waltung gewährleistet  ist,  »als  feste  Grundlage  eines  gedeihlichen  Zusammen- 
wirkens der  Staatsbehörden  und  der  Stadtverwaltungc.  Gleichzeitig  aber  gibt 
er  einen  Weg  an,  auf  dem  das  gleiche  Ziel  erreicht  werden  kann  unter  einer 
scheinbaren  Wahrung  der  städtischen  Rechte,  aber  sadilidi  die  Selbstverwal- 
tung in  demütigendster  Weise  völlig  beseitigend.  Der  Minister  fügt  nämlich 
hinzu,  es  sei  auch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Kreisschulinspection  einenr 
Stadtschulrat  übertragen  werden  könne: 

»Unbedingte  X'oraussetzung  hierfür  ist  aber,  ausser  der  Notwendigkeit  einer 
Änderung  in  dem  bisherigen  Zustande,  dass  der  zu  wahlende  städtische  Beamte  sich 
nach  Ansicht  der  Aufsichtsbehörde  zweifelsfrei  auch  für  den  Schulaufsichtsdienst 
eignet  Darüber,  ob  diese  Voraussetzung  zutrifft,  werden  die  städtischen  Körper- 
schaften sich  vor  endgütiger  Stellungnahme  zu  der  Personenfrage  Gewissheit  ver- 
schafFen  müssen.  Immer  mer  erfolgt  nach  §  2  des  Gesetxes  vom  t.  März  1872  etc. 
die  t'liertragiing  der  Schulanfsicbt  nnf  den  ^lädlivclun  Beamten  nur  auf  Widerruf. 
Die  Stadt  wird  sich  daher  dem  Beamten  gegenüber  stets  derartig  zu  sichern  haben, 
dass  bei  Zurfieknahme  des  Auftrages  zur  Führung  der  Schulaulsidit  dm  Beamte  zur 
T^bcmahmc  eines  anderen  geeigneten  Amtes,  zum  Beispiel  eines  Lehramtes,  ver- 
pflichtet ist« 

Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  ein  Mann  sich  in  eine  derartige  Stdltm^f 
begeben  wird.  Die  Erlasse  zeigen  aber,  wie  man  seitens  der  preusasdien  Re- 
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gierung  die  bürgerliche  Selbstverwaltung  einschätzt.  Wir  crimwfii  dann,  dass 
alle  diese  ministeriellen  Übergriffe  sich  ausschliesslich  auf  angcniBSStes  Recht 
stützen.   Der  oben  citierte  Staatsrechtslehrer  schreibt: 

»Dieser  ganze  Gegensatz  der  Sdralverwaltang  zur  Cotnmiinalverwaltnng  Ist  ein 
PrcKluct  der  crasscsten  Ministerwillkür,  der  kein  Schatten  noch  Schimmer  des  Rechts 
zur  Seite  steht;  er  beruht  auf  keinem  Gesetz,  auf  keiner  mit  Gesetzeskraft  aus- 
gerüsteten königlichen  Verordnung,  sondern  allein  und  ausschliesslich  auf 
Ministerialrescripten,  die  dem  Geist  des  Grundgesetzes  städtischer  Selbstverwaltung 
durchaus  widersprechen.« 

Die  Schtdfrage  wird  demnächst  den  preusaudien  Ijndtag  beseh&fti^jen, 
angeregt  durch  einen  freiconservativen  Antrag  auf  Vorlegung  eines  SchuUmter- 
haltungsgesetzes.  Frühere  Erfahrungen  veranlassten  die  Parteien,  den  Antrag 
mit  einer  Reihe  von  Bedingungen  zu  begleiten,  über  die  sich  die  beiden  con- 
servativen  Parteien  mit  den  NationalUberalen  geeinigt  hatten,  während  das 
Centrum  bei  der  Verhandlung  des  Antrages  seinen  Segen  dazu  gab.  Auf  diese 
Dinge  und  ihre  Vorgeschichte  werden  wir  in  einem  weiteren  Artikel  eingehen, 
in  dem  audi  die  Stdlnngnahme  der  Sodahtemoknitie  in  der  Schnlfrage  ge- 
kennzeichnet werden  aolL 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

PAUL  KAMPFFMEYER  ■  LASSALLE  —  EIN  ZEIT- 
GENOSSE  •  ZUM  40.  TODESTAG  DES  GROSSEN 
AGITATORS 

Die  poIitiaclM  Hinterlassenschaft  der  Staatsmänner  stellt  steh  m  seltenen 
Fällen  als  ein  Culturcapital  dar,  an  dem  noch  fernere  Geschlechter  zu 
zehren  haben.  Meist  ist  es  schon  wenige  Jahre  nach  dem  Tode  des  Staats- 
mannes autgebraucht.  Das  Denken  und  Dichten  Bismarcks  ging  kaum  über  das 
Niveau  hinaus,  was  jetzt  an  politiadien  und  socialen  Institutionen  im  Deutsdien 
Reidie  aufgebaat  ist  Ja,  bei  der  Betrachtung  der  heutigen  Leistungen  unserer 
sich  gewiss  in  bescheidenen  Grenzen  bewegenden  Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebung überkommt  uns  schon  die  Empfindung:  würde  der  Realpolitiker  Bismarck 
nicht  in  früheren  Zeiten  diese  Leisttuigen  als  völlig  in  den  Bereich  des  socialen 
Utopismus  fallend  bezeichnet  haben?  Die  politische  Tagesarbeit  erheischt  von 
den  Staatsmännern  ein  festes  Win-zeln  im  Bestdhenden.  Und  die  Wurzeln 
heften  dann  gar  zu  unlöslich  im  Erdreich.  Im  allgemeinen  werfen  die  Staats- 
männer ihre  ganze  Seelenkraft  in  die  politischen  und  ökonomischen  Einrich- 
tungen ihrer  Zeit  und  leider  auch  in  die  Einrichtungen,  über  die  sich  schon 
eine  dichte  Schimmdsdiicht  gelegt  hat  Sie  müssen  als  praktische  Staatsmänner 
vielfach  schätzend  ihre  Hand  über  Institute  halten,  die  eigentlich  schon  dem 
Trödlerladcn  verfallen  müsstcn.  Und  da  sie  mit  einer  starken  Leidenschaft 
am  Bestehenden  hängen,  geht  nur  ein  Teil  ihres  Ichs  in  das  wirklich  Neue 
und  Zukunftsvollc  der  Zeit  über.  Nur  wenige  Politiker  sind  ganz  in  die  vorwärts- 
drängende, neugestaltende  Richtung  ihrer  Zeit  aufgegangen.  Der  geniale  Po- 
litiker Lassalle,  der  eigentlich  das  Leben  der  Menschen  des  XX.  Jahrhunderts 
lebte,  bildet  eine  köstliche  Ausnahme  unter  den  Politikern.  Heute,  an  seinem 
40.  Todestage,  ist  es  uns,  als  feierten  wir  nicht  den  Todestag  eines  längst  Ver- 
blichenen, sondern  den  Geburtstag  eines  lebenden  Zeitgenossen. 

4S 


736 


PAUL  KAMPFFMCYER  *  LASSALLE  ~  EM  ZEnOSNOSSE 


Lassalle  ist  uns,  den  Mensehen  des  XX.  Jahrhunderts,  ein:  Unsterblt^er. 

Dem  kleinsten  Spiessbürgcr  aus  Kyritz  dichten  schon  die  rnhmredigen  pa^riernen 
Nachrufe  die  UnstcrbHchkcit  an.  Er  soll  seinen  Mitbürgern  nnverq^essen  sein. 
Das  Gtrheimnisvolle,  das  Ergreifende,  das  selbst  den  Tod  der  Kleinen  und  AUer- 
kleinsten  auf  dieser  dunklen  Erde  umgibt,  beflügelt  sogar  die  Phantasie  ganz 
nüchterner  nnd  trodeener  Seelen,  und  sie,  die  eine  k&nstlerische  Gestalttuig 
des  Lebens  fast  als  das  sichere  Zeichen  eines  geistigen  Defects  betrachten,  ge- 
fallen sich  in  dichterischen  (Übertreibungen.  Und  doch  liegt  ein  Körnchen 
Walirheit  in  dem  salbungsvollen  Getratsch  der  gewöhnlichen  Nachrufe.  Der 
Spiessbürger  stirbt  dem  Spiessbürger  nie,  tuid  die  toten  Schulzes  leben  in  einer 
Gesellschaft  von  Schulzes  weiter. 

Wenn  wir  am  heutigen  Tage  den  lebenden  Lassalle  begeistert  feiern,  so  er- 
kennen wir  damit  nur  die  Tatsache  an:  Lassalle  ist  in  uns  noch  eine  lehendige, 
vorwärtsstosscnde  Kraft.  Mit  dem  hellsehenden  Auge  des  genialen  Menschen 
erkannte  Heinridi  Heine  in  Lassalle  einen  neuen  Menschentypus.  Er  charak- 
terisierte ihn  als  den  Sohn  einer  neuen  Zeit,  als  einen  harten  Gladiator,  der 
geniessen  und  sich  im  Sichtbaren  geltend  machen  wilL  Das  Lebensfeuer  des 
Menschen  des  XX.  Jahrhunderts  verbrennt  für  die  grossen  Wirklichkeitszwecke 
dieser  Erde.  Hart  kämp.fend,  erringt  er  sicli  das,  was  eine  frühere  bescheidenere 
Zeit  noch  demütig  zu  erbetteln  pflegte.  Und  so  ist  uns  Lassalle  in  der  Tat  noch 
nidit  tot;  weil  unsere  Zeit  von  dem  Schwerterldang  feditender  Gladiatoren 
ausgefüllt  ist  und  weil  in  uns  der  Lassallesche  Kampfeagetst  lebt  und  sein 
stürmisches  Drängen  nach  Gestaltung  der  Wirklichkeit. 

Das,  was  uns  an  dem  Charakterbild  Ferdinand  Lassalles  so  recht  zeit- 
genossisch, so  ganz  modern  erscheint,  ist  die  starke  Betonung,  die  der  geniale 
Agitator  auf  sdne  PersönlichlMnt  legte.  Dem  Kämpfenden,  der  alle  seine 
Lebensäusserungen  bis  zur  höchsten  Höhe  seigert,  kommt  seine  Persönlichkeit 
ganz  anders  zum  Bewusstsein,  als  dem  friedlichen  Bürger,  der  in  aller  Beschau- 
lichkeit in  bescheidenen  Kreisen,  fern  vom  Weltgetüimnel,  seine  Tabakpfeife 
raucht  Gefühl  der  Personlicfakeit,  Wertung  der  Persönlichkeit  und  Ober- 
schätzung  der  Peradolschkeit  veHEetten  ndi  eng  miteinander.  Wenn  man  dem 
gewöhnlichen  Haudegen  schon  einige  Aufschneidereien  über  seine  Kriegstaten 
verzeiht,  so  wird  man  dein  grossen  politischen  Kämpfer,  auf  den  nicht  nur 
die  bescheidene  Runde  des  Stammtischej»,  sondern  eine  halbe  Welt  schaut, 
einige  Kraftprahlereien  über  seine  Personlidikeit  nidit  sonderlich  hodi  an- 
rechnen. Niemals  können  die  kleinen  menschlichen,  allzu  menschlichen  Eitd- 
keiten  Lassalles  die  Grösse  sdnes  Charakterbildes  abschwächen.  Eine  Über- 
schätzung seiner  Persönlichkeit  schiesst  bei  Lassalle  aus  der  sehr  lebendigen 
Empfindung  grossen  Könnens  hervor.  Sein  Ehrgeiz  hat  stets  einen  *Zug  ins 
GrcÄse,  und  er  gewinnt  durch  die  weltgeschichtlichen  Leistungen  Lassalles 
den  Schein  voller  Berechtigung.  Der  Ehrgdz,  der  sich  qiielerisch  an  der 
sechsspännigen  Equipage  des  Volkstribuns  Lassalle  ergötzte,  war  zugleich  der 
gigantische  Schöpfer  der  socialdcniokratischen  Massenbewegung.  In  dein  sub- 
jectiven,  leidenschaftlichen  Elu-gciz  Lassalles  lag  zugleich  ein  grosses  objectives 
Moment,  ein  ungestümer  Drang;  der  wdt  über  jede  vergängliche  peraSoliche 
Eitelkeitsempfindung  hinaus  ein  Stuck  objectiver  Welt,  eine  Phase  menschlicher 
Cultur  schaffen  wollte. 

Ein  Zug  der  Lassalleschen  Persönlichkeit  hat  vor  allem  noch  jetzt  die  Starke 
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einer  Gegenwartskraft:  ihre  freudige  Hingabe  für  die  Rechte  der  Frau.  Es 
ist  das  beleidig;te,  entrechtete  Weib,  das  La&salle  einen  jahrelangen  erbitterten 
Kanq»f  für  die  Gräfin  Hatzfeldt  ffibren  Unat,  dnen  Kampf,  der  dnem  hoch- 
gemuten, stolsen  Mann  die  widerwärtigsten  Katzbalgereien  mit  niedrig-gemeinen 
Bordellwirten  und  den  entarteten  Geschöpfen  der  Freudenhäuser  auferlegte. 

Die  Persönlichkeit  Lassalles  wirkt  heute  noch  —  und  in  seinen  Werken  lodern 
noch  wunderkräftige  Lebensfunken.  Dem  hohen  Ziele  einer  gewaltigen,  die 
Tiefe  unseres  Volkstd>ens  aufrfihrenden  Massenbewegung  strdyte  die  stfir- 
mische  Seele  Lassalles  mit  hinreissender  Leidenschaft  zu.  Ein  brennender 
Schtnerz  traf  sie  immer,  wenn  das  kleine  Streiterheer  des  Allgemeinen  deutschen 
Arbeilerz  ereins  nicht  wachsen  und  wachsen  wollte.  Sollten  seine  grosszügigen 
Gedanken  nur  den  Fanatismus  einer  kleinen  Secte  entfacht  haben?  Sollte  er, 
der  mit  eiserner  Willensleraft  neue  sodale  Institutionen  von  mdirhundert- 
jähriger  Dauer  aufbauen  wollte,  nur  als  Heiliger  einer  Iddnen  strenggläubigen 
Gemeinde  fortleben,  sollten  sich  seine  Worte,  nur  von  den  Lippen  einiger 
kurzköptigen  Gläubigen  gestammelt,  niemals  in  welterschütternde  Taten  um- 
setzen 4cönnen?  Immer  und  immer  wieder  ängstigten  ihn  diese  Fragen.  Und 
erst  unsere  Zdt  hätte  ihn  dgentlidi  von  der  niederdrüdEenden  Wucht  dieser 
Fragen  befreien  können.  Sie  erst  verlieh  den  Gedanken  des  Toten  die  habetur 
färbe  und  erhob  die  socialdemokraische  Beweg^mg  zu  einer  Massenbewegung. 
Erst  die  jetzige  Socialdemokratie  schafft  an  dem  Webstuhl  der  Zeit  mit  Millionen 
von  Händen.  Die  wesentlichste  Seite  der  Lassalleschen  Agitation  hat  erst  in 
unseren  Tagen  Fletsch  und  Blut  angenommen,  tind  Lassalle  als  Fditiker  ist 
uns  erst  ein  Zeitgenosse  geworden. 

Lassalle  wollte  nicht  nur  eine  blosse  Massenbewegung,  sondern  vor  allem  eine 
Culturbewegung  der  Massen  ins  Leben  rufen.  Im  gleichen  Atemzuge  nannte 
er  stets  den  Mann  der  Wissenschaft  und  den  Mann  der  Arbeit.  Eine  neue  welt- 
geschichtliche Idee  sollte  f&r  ihn  die  Herrschaft  der  arbdtenden  Qasse  ver- 
wirklichen: die  Idee  einer  harmonischen  Vereinigung  wissenadiafUidier  und 
körperlicher  Arbeit.  Die  neue  Idee  des  Arbeiterstandes  sollte  einen  neuen  Staat 
gebaren,  der  mit  völligem  Bewusstsein  imd  höchster  Klarheit  die  sittliche  Natur 
des  Staates  zur  Darstellung  kommen  lassen  unddieEntwickelung  des  Menschen- 
geschledits  zur  Frdhdt  vollbringen  sollte.  In  dem  Arbdter  sah  Lassalle  gieidi- 
sara  den  consequenten  Vollender  aller  der  grossen  Culturideen,  die  uns  frühere 
Epochen  in  einem  unfertigen  Zustande  überliefert  hatten.  Schon  der  dritte 
Stand  fasste  seine  Sache  als  eine  Sache  der  ganzen  Menschheit  auf.  Aber  in 
sdnen  Herzfalten  barg  er  noch  einen  unterdrückten  Stand:  den  Lohnarbdter- 
stand.  Erst  der  Arbdterstand  machte  die  so  stSrmlscfa  proclanderten  Hensdwn- 
rechte  zu  einer  Wahrheit.  Er  enthält  in  sich  keinen  Keim  einer  Bevorzugung 
mehr;  denn  Arbeiter,  für  Gesell schaftszwccke  schaffende  Menschen,  sind  wir 
alle.  Seine  Sache  ist  erst  in  Wahrheit  die  Sache  der  gesamten  Menschheit,  seine 
Frethdt  erst  die  Frdhdt  aller  Menschen.  Erat  der  Staat  der  Arbdterdasse 
Ist  die  planmassige  Entfaltung  der  dtHlchen  Natur  des  Staates^  Das  Frindp 
des  .\rbeiterstandes  als  des  herrschenden  Princips  der  Gesellschaft  enthält  dnen 
neuen  höheren  sittlichen  Inhalt:  Zu  der  sittlichen  Idee  der  freien  Betätigung  der 
individuellen  Kräfte,  die  die  frühere  bürgerliche  Geschichtsepoche  verkündete, 
trat  die  Idee  der  SoUdarttit  der  IntHCssen,  der  Gemrinsamhfiit  «od  Gqjensdtig- 
kdt  in  der  Entwidcdung.  Der  Arbdter,  der  die  geschiditliclie  Erbsdiaft  der 
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früheren  herrschenden  socialen  Classen  und  Stände  antrat,  war  für  Lassalle 
stets  der  Träger  hcherer  Cultur,  höherer  Gestttung.  Nichts  kemiEeichnet  wdtd 
besser  die  eigenartige  Lassallesche  Auffassung  der  Arbeiteibew^ung  als  einer 

aufstrebenden  Culturbcwegung,  als  das  von  ihm  selbst  geprägte  Wort:  ^Ich  bin 
der  erste,  zu  erklären,  dass  jede  sociale  Verbesserung  nicht  einmal  der  Miihe 
wert  wäre,  wenn  auch  nach  derselben  —  was  zum  Glück  objectiv  ganz  uxunog- 
lich  —  die  Arbeiter  personlich  das  blieben,  was  sie  in  ihrer  grossen  Kasse  heute 
8lnd.€  Nidit  nur  der  Magen  des  Arbeiters  sdlte  mit  einer  reichlicheren  und 
besseren  Füllung  bedacht  werden,  sondern  vor  allem  sein  ganzer  innerer  Mensch. 
Im  Lichte  der  Lassalleschen  Geschichtsphilosophie  erschien  der  Arbeiter  stets 
im  innigsten  Zusammenhange  mit  den  Trägern  früherer  Culturepochen.  Nichts 
Faus^roletarisdies  lag  in  der  Lassalleschen  Auffassung  der  Arbeit.  Arbeit  im 
Lassalleschen  Sinne  war  immer  für  die  Gesellschaft  nutzbringende,  vergeistigte 
lind  versittlichte  Arbeit.  Die  Vereinigung  der  Wissenschaft  und  der  Arbeiter 
bedeutete  für  ihn  die  Befruchtung  des  Schosses  europäischer  Zustände  mit 
neuem  Leben:  tDie  AUiance  der  Wissenschaft  und  der  Arbeiter,  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Pole  der  Gesellschaft,  die,  wenn  «e  sich  umarmen,  alle 
Culturhindernisse  in  ihren  ehernen  Armen  erdrücken  werden  —  das  ist  das 
Ziel,  dem  ich,  solange  ich  atme,  mein  Leben  zu  weihen  beschlossen  habe.t 

Und  dieser  Lassalle,  der  die  Arbeiterfrage  nicht  als  eine  blosse  Lohnarbeiter- 
frage, sondern  als  eine  Frage  der  Menschheitscultur  auffasste,  ist  uns  heute 
recht  eigentlidi  wieder  ein  ld>ender  Kampfgenosse  geworden.  Mehr  wieder, 
als  in  fr&heren  (Zeiten  der  ParteigesdiiGhte,  ringen  wir  nadi  einer  allsdt^en 
Erfassung  der  grundlegenden  Fortschritte  der  Wissenschaft.  Nicht  nur  ausser 
uns.  in  <ier  Welt  der  schaffenden  Arbeit,  in  der  Ökonomie,  suchen  wir  heimisch 
zu  werden,  sondern  auch  in  uns,  in  der  seelischen  Welt  und  in  ihren  Gesctz- 
mäasifl^ten.  AU*  der  sieddteisse  Sturm  und  Drang,  der  sich  in  unseren  theo- 
retischen Debatten  von  Erfurt  bis  Dresden,  von  1893  bis  1903,  austobte,  ist  er 
nicht  ein  erfreuliches  Zeichen,  dass  wir  in  die  Fusstapfen  des  grossen  wissen- 
schaftlichen Denkers  Ferdinand  Lassalles  getreten  sind,  dass  wir  leidenschaft- 
lich nach  einer  wissenschaftlichen  Begründung  des  Socialismus  ringen?  Und  je 
mdir  wir  wirklich  gleichstrdbende  Genossen  dem  grossen  Denker  und  Kämpfer 
sind,  werden  wir  das  Moment  kleinlicher  persönlidier  Rechthaberei  aus  unseren 
Discussionen  bannen  und  tief  gründlich  nach  einem  exacten  wissenschaftlichen 
Aufbau  des  socialistischen  Lehrgebäudes  streben  und  doch  zugleich  unver- 
drossen für  die  wirklichen  Lebensinteressen  der  culturell  aufstrebenden  Arbciier- 
massen  kämpfen. 
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ein  Land  kann  als  Musterland  in  dem  Sinne  gelten,  dass  seine  ökonomische 


Entwickelung  vorbildlich  sei  für  den  Gang  der  Dinge  im  einzelnen  in 
anderen  Ländern.  Zu  der  Verschiedenheit  des  historisch  gqpebenen  Zustandes 
tritt  die  Besonderheit  der  allgemein  tediniaeh-wirtsehaftlichen  Sttnation  zur 
Zeit  d«»  Eintretens  der  einzdsen  Lander  in  die  industrielle  Entwickdunir» 
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Im  Verein  mit  den  nationalen  Charaktcreigcntürolichkeiten  sorgen  sie  für 
Alm«di»ehin|r  in  dem  wdtgeschidiiiielien  Kalddodcop.  Daher  das  Fiasco  so 
mancher  Prophezeiung,  die  led^cli  der  Aiisflttss  achneUfertiger  Analoge- 

schliesserei  mrar. 

Führt  die  voreilige  Übertragung  der  Erfahrungen  eines  Landes  auf  andere 
zu  falschen  allgemeinen  Gesetstn,  SO  ist  andererseits  nichts  geeigneter,  eine 
wirklich  allgemeine  Entwickelun^erscheinung  in  ihrem  Wesen  allseitig  klar  zu 
stellen,  als  das  Studium  ihrer  Besonderheit  in  den  einzelnen  Ländern.  Einen 
solchen,  überaus  wertvollen  Beitrag  zur  Efkenntnts  der  Entwidcdungstendena, 
die  die  organische  Production  inmitten  der  industriellen  Länder  und  Länder- 
Gebiete  beherrscht,  liefert  das  kürzlich  erschienene  Ruch  von  Dr.  Hermann 
Levy  über  den  landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  in  England^).  Es  zeigt  uns, 
wie  die  allgemeine  Tendenz  auf  Verkleinerung  der  land- 
wirtschaftlichen  Betriebe  in  der  weltwirtschaftlichen 
Innenzone  sich  unter  den  besonders  gearteten  Besitz-  und  Betriebsver- 
bäftnissea  der  englischen  Landwirtschaft  dttfcfanisetzen  sncht 

Levy  hat  zur  Feststellung  der  früheren  Verhältnisse  die  ältere  englische 
Literatur  im  Original  und  in  ausgiebigster  Weise  herangezogen.  Das  Buch 
bildet  in  dieser  Hinsicht  einen  ganz  ausgezeichneten  Führer,  der  allen,  die 
sich  über  die  verdienstvolle  Pionierarbeit  der  ^glinder  auf  dem  GeMet  der 
Agjarökonomie  orientieren  wollen,  vortreffliche  Dienste  leisten  wird.  Die 
Darstellung  der  neuesten  Zeit  ist  aufgebaut  nicht  nur  auf  dem  reichhaltigen 
Material,  das  die  wiederiiolten  offidellen  Enqueten  zu  Tage  gefördert  haben; 
Levy  hat  auch  etngdiende  Studien  an  Ort  und  Stelle  gemacht.  FIcissigc  histo- 
rische Forschung,  ergänzt  durclf  unmittelbare  Anschauung  des  Gegenw^ärtig^, 
bilden  die  Grundlage  seiner  Arbeit  und  sichern  ihr  einen  hervorragenden  Platz 
in  der  agrarSkonomisdien  Literatur. 

Anderthalb  Jahrhunderte  hat  die  Tendenz  auf  Ver- 
grösserung  der  Betriebe  die  englische  Landwirtschaft 
beherrscht;  seit  25  Jahren  macht  sich  die  entgegen- 
gesetzte Tendenz  geltend.  Wie  erklarte  sich  die  erstgenannte  Er- 
scheinung? Und  welches  sind  die  Gründe  für  den  Umschwung?  Der  Beant- 
wortimg dieser  beiden  Fragen  ist  das  Levysche  Buch  gewidmet. 

Der  Grossbetrieb  verdankt  seine  dominierende  Stellung  in  der  englischen 
Landwirtschaft  den  hohen  Getreidepreisen,  die  seit  der  Mitte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  bis  zum  Einbrechen  der  überseeischen  Concurrenz  in  den 
siebziger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  fast  ununterbrochen  auf  dem 
Inselreich  herrschten.  Wachsende  Nadifrage  infolge  der  starken  Bev5lhe> 
rungsztmahme  auf  der  einen  Seite,  Missernten,  Kriege  mit  langdauernder  Ab- 
sperrung der  ausländischen  Zufuhr  auf  der  anderen  Seite,  trieben  die  Getreide- 
preise in  der  Zeit  von  1760  bis  1815  immer  höher  empor'). 

Die  Folge  war  eine  ausserordendich  starke  Tendenz  zur  Erweiterung 
des  Getreidebauarsenals.  Ausgedehnte  Weideflächen  wurden  um- 
gebrochen, der  Viehstand  wturde  reduciert  im  Interesse  vermehrter  Getreide- 
prodttction,  <üe  dem  Pächter  hohen  Profit,  dem  Besitzer  glänzende  Renten  ab- 
warf. Als  dann  nach  Beendigung  der  Napoleonischen  Kriege  die  Zufuhr  von 
aussen  den  Preisstand  des  Getreues  zeitweilig  bedrohte,  wurde  er  durch  G  e  - 

/Beilia  ii/m/. 

1)  Natli  (i.  R.  Porter  (Tkt  progress  of  tke  nation,  citiot  bei  l.cvy.  pa^;.  13»  ^tlc^;  <ier  Weizenpreis 
foa  3f  Shilling  tl  Pence  in  der  Zeit  von  1715  bis  1765  aaf  4^  Shillini;  7  Fcnce  in  der  Zeit  von  1760  bis 
Vf^  vnd  uf  55  Shillin{(  it  Penca  in  d«n  dairaCöIgenclcn  lu  Jahren.  In  der  Zeit  von  1805  bis  1H13  bet'- jg 
der  Pf«U  des  Quiten  WeisM  nie  weniger  all  73  Shilling  im  Jahreiduicba^nitt,  oft  aber  aber 
aee  SU&ing,  im  Jakn  iSia  togw  isa  Shilling  8  Paoe«. 
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treidezölle  künstlich  aufrecht  erhalten,  und  als  schliesslich  1846  die  Zölle 
fiden,  sorgte  die  stark  wachsende  Bevolkemiig  im  indastrietlen  Westouropa 

dafür,  dass  die  Nachfrage  die  mögliche  Productionssteigerung  überholte.  So- 
lange das  weltwirtschaftliche  Anbaumaterial  keine  ausserordentliche  Erweite- 
rung erfuhr,  hielt  die  mit  dem  heimischen  Getreidebau  zu  erzielende  Rente, 
dank  dem  Gesets  vom  abnehmende»  Bodenertrag,  eine  steigende  Tendenz  innc 

Unter  diesen  Umständen  war  der  grosse  Grundbesitz  eine  gute  Capitalsanlage 
tud  die  Übernahme  einer  grossen  Pachtung  ein  gutes  Geschäft.  Erweiterung 
des  BetitMes,  Vergrdsserung  der  Paehtgütert  lautete  die  Parole  der  Landlords» 
Spcculanten  und  capitalkräftigen  Unternehmer.  Das  konnte  nnr  gesehdien 
und  geschah  auf  Kosten  der  kleinen  Farmer, 

Dem  Einfluss  der  Grossen  gelang  es,  die  Aufteilung  und  Ein- 
heffung  der  Gemeindeweiden  durchzusetzen,  wodnrdi  den  vorzugs> 
weise  auf  WeidevichhaltiinR-  basierten  Kleinbetrieben  eine  wesentliche  Bedin- 
gtmg  ihrer  Betriebsweise  entzogen  wurde.  Die  kleinen  Parcellcnbesitzer  oder 
Kotier  wurden  bei  der  Gemeinheitsteilting  in  der  Regel  ganz  tot  geteilt;  andere 
konnten  mit  ihren  kleinen,  weitab  liegenden  Landstreifen  nichts  anfangen,  als 
sie  den  Grossen  verkaufen.  Den  selbständigen  kleinen  Eigentümern  fehlte 
vielfach  das  Geld,  das  die  Einhegung  kostete,  so  dass  sie  sich  gezwungen 
sahen,  ihre  Wirtschaft  aafietigeben.  ^Es  wurde  eine  förmliche  Hetzjs^  auf 
die  kleinen  Eigentümer  veranstaltet,  die  um  ihre  Scholle  oft  so  gut  wie  be- 
etohlen  wturdenc,  sagt  Levy.  Andere  Kleingutsbesitzer  verkauften  freiwillig 
ihren  Besitz  zu  guten  Preisen  und  übernahmen  für  den  Erfös  groMere  Pacht- 
guter. Am  leichtesten  wurde  man  mit  den  zahlreichen  kleinen  Fiditem  fertig, 
denen  man  einfach  die  Verträge  kündigte,  um  das  Gelände  zu  grossen  Pacht- 
gütem  zusammenzuschlagen.  Die  Nachfrage  nach  grossen  Pachtgütern  war 
Stark,  und  das  Geschäft  mit  einem  Grossplditer  war  bequemer,  als  die  Ab> 
rechnung  mit  ein  paar  Dutzend  Kleinpächtern  ndt  ihren  mannigfaltigen  Wün- 
schen und  Klagen. 

Levy  sieht  in  der  höheren  Rentabiütit  des  im  Grossen  betriebenen  Körner» 

baues  den  letzten,  rein  ökonomischen  Grund  für  die  geschilderte  Bewegung. 
Er  bemerkt  aber  auch  sehr  richtig:  >Nicht  der  Grossbetrieb  hatte  den  Ge- 
treidebau rentabel  gemacht,  sondern  die  steigenden  Überschüsse  des  Getreide- 
banes  hatten  den  Großbetrieb  in  der  Landwirtschaft  rentabel  gemachte  Die 
steigenden  Preise  für  Brotkom  waren  der  Ausgangspunct  gewesen  für 
die  Bewegung  auf  Beseitigung  der  Kleinbethebe.  Das  verbietet  schon  von  vorn- 
herein, diese  Erscheinung  in  Analogie  zu  setzen  mit  der  Niederconcurrierung 
der  industriellen  Kleinbetriebe  durch  die  preissenkende  Grossfabrikation* 
•  wie  dies  von  orthodox-marxistischer  Seite  geschehen  ist. 

Nicht  also  die  Concurrenz  zwischen  Grossproducenten  auf  dem  Warenmarkt 
war  es,  die  dem  Kldnproducenten  den  Existenzraum  nahm,  sondern  die  Ver- 
drängung des  Kleinpächters  durch  den  Grosspächter  auf  dem  Wege  des 
höheren  Pachtgeldangebots.  Dass  der  Grosspächter  eine  höhere  Pachtrente 
abgeben  konnte,  als  der  kleine,  erklärt  Levy  aus  der  betriebstechnischen  und 
commerciellen  Überlegenheit  des  grossen  Körnerbaues.  Ich  gebe  zu,  dass  der 
Körnerbatj  im  Grossen  manche  technischen  und  kaufmännischen  Vorteile 
gegenüber  dem  Kleinbetrieb  hat,  zumal  wenn  der  letztere  in  den  Händen  von 
Lraten  ohne  Fachbildung,  ohne  Capital  und  ohne  genossenschaftliche  Organi- 
sation ist,  wie  dies  damals  in  England  durchweg  der  Fall  war.  Ich  lege 
aber  jenen  betriebstechnischen  Vorteilen  —  denen  übrigens  auch  gewisse 
Nachteile,  wie  grössere  Gerätedevastierung  etc.,  gegenüberstehen*)  —  die  ent- 
scheidend Bedeutung  fflr  die  höhere  Roitabilitit  nidit  bei,  die  Levy  ihnen 
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bdmisst  Mir  erscheint  ein  anderes  Moment  bedeutsamer  für  das  Zustande- 
kommen der  hdheren  Rentabilität,  nämlich:  die  «dirankenlos  gesteigerte  Am- 
beotm^  der  Arbeitskräfte.  Der  Aufstieg  des  Grossbetriebs  war 
begleitet  von  der  H  erabdrückung  des  englischen  Land- 
arbeiters  zum  Pauper.  Dem  Landarbeiter  musste  schliesslich  sogar 
ein  Teil  seines,  anf  das  denkbar  geringste  Maass  reducierten  Lebenstmterhadts 
ans  der  Armencasse  verabfolgt  werden.  Die  kleinen  PächterfamiÜen,  die 
ihre  Arbeitskräfte  im  wesentlichen  selbst  stellten,  konnten  das  nicht  mit- 
machen; sie  hätten  sieh  dadurdi  selbst  zum  Pauperismus  verurteilt  Der  Gross- 
Pächter  machte  dem  kleinen  mit  dem  höheren  Pachtrcnteang^ebot  beim  Grund- 
herrn Schmutzcottcurrenz,  begründet  in  der  Herabdrfickung  der  Lobnarbeiter- 
schaft zu  geradezu  tierischen  Lebensverhältnissen. 

Aber  warum  musste  auch  der  kleine  Selbstwirtschafter  auf  eigenem 
Grund  und  Boden,  selbst  dort,  wo  Gemeinheitsteilung  und  Einhegung^kosten 
nicht  in  Frage  kamen,  in  jener  Zeit  der  hohen  Getreidepreise  vielfach  die  Segel 
streichen?  —  Die  Beantwortung  dieser  Frage  enthöllt  erst  den  ktxten,  zwin- 
j,'cndsten  Grund  für  das  massenhafte  Erliegen  der  Kleinbetriebe  und  eröffnet 
zugleich  das  Verständnis  für  die  in  neuerer  Zeit  kräftig  einsetzende  gegen- 
sätzliche Bewegung. 

Die  englischen  Kleinbetriebe  producierten  schon  um  die  Ifitle  des  XVIIL 
Jahrhunderts  vorzugsweise  animalische  Producte.  Sie  versorgten  den  Markt 
mit  Schiachtvieh,  Rindern,  Hammeln  und  insbesondere  Schweinen,  ausserdem 
nrit  Milch,  Butter,  Käse,  Eiern,  Hfihnem,  Gänsen.  Auch  Obst-  und  Gemfise* 
bau  war  für  viele  eine  gute  Einnahmequelle.  Getreide  bauten  sie  meist  nur» 
um  den  eigenen  Bedarf  an  Körnern  und  Stroh  zu  decken. 

Auf  diesen  Gebieten  war  die  bäuerliche  Wirtschaft  dem  Grossbetriebe  weit 
fiber.  Levjr  bemerht  dazu: 

»Der  grosse  Pächter  l>otrnchtctc  Viehzucht  und  Kleincultur  als  mühselig  «nd 
wenig  einträglich.  Der  Getreidebau  Hess  sich  durch  Lohnarbeiter  betreiben  und 
bedurfte  nur  der  Beaufsichtigung  seitens  des  Betriebsleiters.  Die  Viehzucht  und 
Kleincultur  erforderte  intensive  Arbeit.  Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit,  wie  man  sie 
von  gemieteten  TaRelohnern  nicht  erzielen  konnte.  Der  kleine  Landwirt  und  seine 
Familie  aber  leistcdn  diese  intensive  Arbeit  in  bewundernswerter  Weise.  Nicht 
nur  die  Befürworter  der  Kleinbetriebe  erzählen  uns  dies.  Selbst  Arthur  Young, 
der  so  wenig  Vorteilhaftes  von  den  Kleinbetrieben  im  allgemeinen  zu  sagen  hatte, 
war  erstaunt,  ja  entzückt,  als  er  den  Arbeitseifer  der  kleinen  Bauern  in  Lanoolnshire 
sah,  die.  wie  er  erklärte.  Sand  in  Gold  verwandelten.« 

Dieser  Production  landwirtschaftlicher  Qualitätsproducte  wurde  nun  aber 
durch  das  ungeheuerliche  Steigen  der  Weirenprdse  der  9d?arkt  eiit.- 
zogen.  Die  Kaufkraft  des  Volkes  für  die  animalischen  Kahrun}:^smittel  nahm 
ab  in  dem  Maasse,  wie  die  Ausgabe  für  das  Massennahnmgsmittel  Brot  stieg. 
Der  Rückgang  des  FIdschverbratichs  dauerte  bis  zur  Mitte  des  XIX.  Jidir<- 
hunderts  an. 

»Als  in  der  «weiten  Hälfte  der  dreissiger  Jahre  der  Getreidepreis  nach  einer  Periode 
relativen  Tiefstandes  rasch  in  die  Höhe  schnellte,  fiel  die  Consumtion  von  Fleisch 
in  den  grösseren  Stiidten  oft  um  30  bis  40%.  Bei  steigenden  Getreidepreisen  und 
nicht  entsprechend  steigenden  Löhnen  war  es  immer  der  Verbrauch  von  Fleisch, 
Butter  und  Käse,  der  zuerst  dngesdirinkt  wurde.« 

Was  das  zur  Folge  haben  musste,  ist  klar: 

»In  Suifolk  waren  im  Jahre  1849  die  Moikereigüter,  welche  diese  Grafschaft  zur 
Zeit  Younffs  berühmt  gemacht  hatten,  so  gut  wie  versehwunden.  Die  Knb- 
haltnnp  hatte  '^icli  nach  der  Angabe  von  Raynbird  seit  jener  Zeit  ttm  90%  ver- 
ringert, und  überall  hatte  man  Weideland  in  Ackerland  verwandele« 

So  wiricte  die  gldche  Grundursache  das  Steigen  der  Getrddeprdse,  von 
zwei  Seiten  her  veraiditend  anf  den  Kldnbetrieb.  Die  dadurdi  hervorgerufene 
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pflanzende  Rentabilität  des  Körnerbaues  veranlasste  die  Grossen,  wie  Hai- 
ti sciie  jedes  Fetzchen  Land,  dessen  sie  habhaft  werden  konnten,  zu  verschlin- 
gen; während  der  rapide  Rückgang  der  Kaufkraft  des  \'olkes  für  animalische 
Prodiicte  die  Rentabiiitäfc  der  Viehhaltung  und  damit  die  Widerstandskraft  der 

Kleinen  brach. 

Eine  Hebung  der  Volksemährung  im  Sinne  reichlicheren  FleischconsnfflS 
setzte  erst  nach  1846  mit  der  Beseitigung  der  Komzolle  und  der  glinxenden 

Kntwickelung  der  englischen  Exportindustrie  ein.  Noch  aber  blieben  die 
Getreidepreise  relativ  hohe.  Von  1847  bis  1881  kostete  Weizen  circa  52  Shil- 
lii^  pro  Quarter,  also  viel  weniger,  als  der  Durchschnittsstand  (56  bis  57 
Shilling)  in  der  Zeit  von  1815  bis  1845.  Der  Körnerbau  blielj  darum  nach  wie 
vor  das  Hauptproduct,  das  dem  Grosslandwirt,  der  sich  die  Fortschritte  der 
Technik  zu  Nutze  machte,  einen  schönen  Gewinn  sicherte.  Däneben  aber 
fügte  er  eine  stfiricere  MTastvidihaltung  dn.  Diese  Betriebscombination  Edierte 
dem  Grossbetrieb  seine  hohe  Rentabilität  und  erhielt  seine  Expansionstendenz 
aufrecht,  der  (gegenüber  der  isolierte  tmd  capitalsdiwache  Kleinfanner  nidit 
aufkommen  konnte. 

Das  Blatt  wandte  sich  aber  vollkommen  mit  dem  Einbrach  der  americanisdien 

Kornerconcurrenz  Ende  der  siel  ziger  Jahre.  Mit  der  durch  die  modernen  Ver- 
kehrsmittel ermöglichten  I-,  xpansion  der  weltwirtschaftlichen 
Anbaufläche  sanken  die  Preise  für  die  landwirtschaftlichen  Producte  mit 
geringem  Arbeüsfassnngsvermogen,  in  erster  Linie  für  Getrdde,  rapide.  In 
den  Jahren  1900  bis  1902  stand  der  Quarter  Weizen  auf  27  Shillint,'  3  Pcnce 
gegen  49  ShiUing  in  den  Jahren  1877  bis  1879.  Die  Erschütterung,  die  das 
sdther  dominieroide  landwirtschaftlidie  Regime  dadurdi  erfuhr,  war  gewaltig. 
Die  Anbaufläche  für  Weizen  sank  von  2,56  Millionen  Acres  im  Zeitraum 
1R81  bis  1885  auf  1,63  Millionen  im  Jahre  1902.  Zus^^lcich  ging  der  Futter- 
rübenbau, der  Gegenpart  in  der  Fruchtwechselwirtschaft  des  Grosslandwirts, 
von  147  auf  MillioiM»!  Acres  zurfidc»  wodurdi  die  mit  dem  gfoncii 
Knrnerbau  combinierte  Fldschproduction  zweiter  und  dritter  Güte  ihren  Rüdc> 
halt  verlor. 

Die  stark  steigenden  Löhne  der  industriellen  Arbeitermassen  be- 
wirkten andererseits  bei  gleichzeitigem  Fallen  der  Prdse  für  Brot 
und  Fldsch  minderer  Qualität  eine  gewaltige  Steigerung  der  Nach- 
frage nach  den  feineren  Producten  der  Landwirtschaft,  so  vor  allem 
nach  guter  Butter,  Vollmilch,  Obst,  Geflügel,  Eier  und  Gemüse.  »Bei  dem 
wadisenden  Wohlstande  der  Bevölkerung  wurden  diese  Artikel  wesentliche  und 
regelmässige  Restandteile  in  den  Menüs  der  Arbeiterfamilie.  Der  Mann,  so 
führt  Graham  aus,  der  sich  vor  vierzig  Jahren  mit  dnem  Cotdet  begnügte, 
wolle  jetzt  dn  Huhn  essen,  und  während  früher  nur  der  Wohlhabende  <faivon 
träumte,  Erdbeeren  zu  kaufen,  wurden  jetzt  Millionen  Pfund  in  den  Häusern 
der  Arbeiter  verzehrt.  Ebenso  ist  es  mit  Stachelbeeren,  Himbeeren,  Äpfeln, 
Pflaumen,  mit  Tomaten,  Kohl  und  anderem  Gemüse,  das  beute  in  grossen 
Mengen  von  den  englisdien  Arbdtem  oonsumiert  wird.«  (Levy)  Natfirlid) 
verfeinerten  auch  die  mittlcrcti  imd  oberen  Classen  ihre  Ernährungsweise;  der 
P>edarf  an  erstclassigem  Fleisch,  feinster  Sahne  etc.  nahm  mächtig  zu. 

Damit  war  die  Bahn  frd  gemacht  für  das  Aufkommen  neuer  Kleinbetriebe,, 
denen  neben  der  wachsenden  Nadifrs^  nadi  den  Producten  arbdtsintensiver 
Cultur  audi  die  starke  VerbilKgung  der  Futtenmtld  zu  gute  kam.  die  mit 
der  zollfreien  Einfuhr  überseeischer  Futterkörner  etc.  eintrat  Die  genau 
entgegengesetzte  wirtschaftliche  Situation,  wie  hundert  Jahre  vorher,  war  ge- 
geben. Die  nächste  Folge  war  der  Stillstand  der  Vergrosserungstendenz  und 
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das  EinseUen  einer  Tendenz  auf  Schaffung  neuer  Kleinbetriebe.  Ein  Ver- 
gleich der  englischen  Betriebsstatistik  von  1885  bis  1895  zeigt  dies: 


Betriclw 

Ancahl 

Zu'  resp. 

Fliehe  in  1000  Acres 

Zti-  resp. 

(Grösse  in 

Acres) 

1885 

189S 

Abnahme 

1885 

1895 

Ahnahnie 

1/4  bis 

5 

134298 

149877 

579 

3  26j 

3289 

-h  47 

5  • 

50 

170431 

170591 

160 

3285 

3403 

118 

SO  , 

100 

44  803 

46  574 

-h  1  681 

10286 

10434 

+  148 

100  , 

300 

59  180 

60  J8l 

l  JOl 

4329 

4189 

—  140 

aoo  , 

500 

11  452 

11  112 

—  340 

3433 

3264 

—  169. 

Aber 

500 

4  696 

4466 

—  230 

Dazu  bemerkt  Levy: 

»Wir  sehen  hier  auf  das  deutlichste,  wie  einer  starken  Abnahme  so- 
wohl in  der  Zalil.  wie  in  der  Flfuhc  der  grossen  und  grös^un  Güter  eine 
Zunahme  der  mittleren  und  kleinen  gegenüberstehL  Am  stärksten  der  Zahl  und 
Fläche  nadi  hatten  die  kleinsten  Betriebe  zugenommen.   Weniger  Mark  sowohl  der 

Zahl,  wie  der  Fläche  nach  die  Güter  von  S  bis  50  Acres.  Dagegen  haben  der  Zahl 
nach  die  Güter  von  50  bis  100  Acres  stärker  zugenommen,  als  die  von  100  bis  300 
Acres,  obschon  die  Flicfaenzunahme  der  letzteren  stärker  ist   Umgekdirt  sehen  wir, 

d.iss  die  Güter  von  300  bis  500  Acres  stärker  an  Zahl  abgenommen  haben,  als  die  von 
über  500  Acres,  dass  dagegen  die  Fläche  der  grössten  Betriehe  am  stärksten 
zurückgegangen  ist.« 

Die  V'erschiebungen  sind  an  sich  freilich  noch  lan^c  nicht  gross  genug,  um 
das  Bild  der  englischen  Landwirtschaft  stark  zu  beeinflussen.  Aber  man  be- 
denke die  Kfirze  des  Zeitraums  t  MIan  bedenke  femer  die  ökononisdie 
Schwäche,  die  ünancidle  und  fachmännische  Unentwickeltheit  der  kleinen 
Farmen  zu  Beginn  des  Umschwungs !  Man  bedenke  zum  dritten  die  poli- 
tischen, juristisc hen  und  socialen  Bastionen,  mit  denen  der 
Grossgmndbesitz  imd  mit  ihm  das  Grosspachtsystem  befestigt  sind!  Dann 
erst  wird  man  die  Energie  der  neuen  Entwicklungstendenz  riichStig  c^o- 
sdiatzen. 

Die  Wurzeln  der  ]deinbetrid>lldien  Expansi<mdcraft  ruhen  in  der  p  roduc- 
tiven  Überlegenheit  der  selbstwirtschaftenden  Farmerfamilie  für  die 
arbeitsintensiven  Pro<luctionszweige  oder,  wie  ich  es  ausgedrückt  habe,  in  den 
Culturen  mit  höherem  A  r  b  e  i  t  s  £  as  s  u  n  gs  v  ermögen.*) 

Wenn  ein  Ueiner  Teil  der  englis^en  Grossfarmer  Ausgezeichnetes  leistet  in 
der  Stamm  viehzüchtunjj,  so  beweist  das  zwar,  dass  hervorragend 
intelligente  und  tüchtige  Grosslandwirtc  auch  der  grossen  Schwierigkeiten, 
die  der  intensiven  Viehpflege  im  Grossbetrieb  entgegenstehen,  Herr  werden 
und,  solange  sie  Seltenheitspreisc  für  ihre  Zuchttiere  bekommen,  auch  gute 
Gschäfte  dabei  machen  können.  Es  beweist  aber  nicht,  dass  die  Grossbetriebe 
als  solche  den  bäuerlichen  Wirtschaften  auf  diesem  Specialgebiet  über- 
legen seien.  Da,  wo  die  Bauern  genügende  fachininnische  Sdiultmg  und 
zweckmässige  genossenschaftliche  Organisation  haben,  stellen  sie  auch  in 
der  Stammvichzucht  den  Grosslandwirt  in  Schatten.  Dafür  haben  die  däni- 
schen und  badischen  Bauern  den  Beweis  erbracht  Die  englischen  Klein- 
farmer  sind  freilich  und  aus  leleht  erstchtfichen  Gründen  in  dieser  Hinsicht 
weit  zurückgeblieben. 

Die  Qualttätsviehzucht  hat  in  allen  ihren  Zweigen  eine  überaus  sorg- 
fältige, individualisierende  Pflegearbeit  zur  Voraussetzung,  wie  sie  im  all- 
t^emeinen  nur  der  bäuerliche  Selbstwirlschafter  leistet.  Diesen  Satz  be- 
stätigt auch  die  von  Levy  hervorgehobene  Tatsache,  dass  auf  grösseren  Gü- 
tern, auf  denen  es  dem  englischen  Gentleman f armer  nicht  gelang,  den  Uber- 
gang von  der  alten  auf  KSmerbau  basierten  Betriebsweise  zur  intensiven  Vieh- 
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wirtSIchaft;  zu  bewerkstelligen,  dbr  aus  SclwiÜand  herbeigeholte  working- 
farmer,  der  überall  selbst  dabei  ist  und  auch  selbst  mit  zugreift,  dies 

<chr  wohl  fertig  brachte.  Hier  erfüllte  eben  der  Grosspächter  mit  seinen 
Familienangehörigen  eine  Bedingung,  die  im  allgemeinen  nur  ia  kleineren  Be- 
triebsverhältnissen erfüllt  wird  und  erfüllt  werden  kann. 

Durch  eine  adir  instructive  Gegenüberstellung  der  Betriebsclassenvertdlong 
in  den  westlichen  Ackerbaudistricten  und  den  östlichen  Weidelanddistricten 
führt  Levy  den  Nachweis,  dass  die  englische  Viehzucht  >in  erster  Linie  ein 
Prodiictionsxwdg  der  kleineren  imd  mittleren  Betriebe  ist«.  Und  das  gilt 
nicht  nur  von  der  auf  Weidewirtschaft  basierten  Viehzucht.  »Aber  es  zeigen 
uns  andere  Zififern.«  fährt  er  fort,  >dass  die  Viehzucht  überhaupt  eine  Do- 
maine  des  Kleinbetriebs  ist,  wenigstens  soweit  Rindvieh  und  Schweine  in  Be- 
tracht kommen«.  Dem  Grossbetrieb  gehört  das  Schaf  —  das  Tier  des  ex- 
tensiven  Betriebs!  Auf  je  loo  Acres  der  einxehien  Betriebsgrossen  ent-' 
helen: 


Betriebsdasse 

Rindvieh 

Schweine 

Schafe 

(Grösse  in  Acres) 

I  bis  5 

«9.9 

49.8 

20.9 

5    ,  20 

3M 

22,1 

31.6 

20     ,  50 

37,1 

12,5 

44.3 

50     .  100 

43.1 

9^1 

50,9 

100   ,  300 

18,5 

6,1 

62,9 

300    .  500 

14.7 

5.1 

84.8 

500    „  1000 

4,2 

103.2 

Aber  looo 

8.» 

2,9 

107,8 

»Die  starke  Rindvichhahung  und  der  vergleiche wci-c-  t  norme  Schweinebestand  in 
den  kleineren  Betrieben  zeigt  deutUch,  dass  diese  Zweige  der  Viehzucht  die  Domatne 
der  kleinen  Güter  sind  Es  finden  also  die  Hanptzweige  der  Viehzucht 
und  vor  allem  die  heute  rentabelsten  nicht  nur  bei  der  Weidewirtschaft,  sondern 
auch  im  allgemeinen  ihre  stärkste  Ausdehnung  in  den  Kleinbetrieben.« 

Damit  bestätigt  und  bekräftigt  Levy  für  England  du  Gleiche,  was  fnr 
andere  Länder  schon  früher  mit  noch  wuchtigeren  Bahlen  nachgewiesen  wor* 
den  ist.*) 

Auch  für  die  höhere  Leistungsfähigkeit  des  Kleinbetriebs  in  der  Obst-  und 
Feingemüsecultur  bringt  Levy  zah&eiche  Zeugnisse  sadivcr^uidigef  Be* 

urteiler  vor. 

»Fast  in  allen  neueren  Berichten  wird  hervorgehoben,  dass  der  Obstbau,  der  Ge- 
müsebau und  die  Geflügelzucht  in  erster  Linie  Productionszweige  des  Kleinbetriebs 
seien  .  .  .  Wir  sehen :  wie  die  Viehzucht,  so  ist  auch  die  Kleincultur  in  erster 
Linie  in  den  kleinen  Gütern  ausgebildet.  Dagegen  tritt  in  ihnen  der  Getreidebau  — 
vor  allem  der  Getreidebau  zum  Verkauf  —  ganz  zurück.« 

So  hat  denn  der  Umschwung  der  weltmarktlichen  Constellation  für  die 
agrarischen  Producte  die  englischen  Grundbesitzer  zur  Abkehr  von  der 
fröheren  Auffassung  gebracht.  Als  Facit  seines  ausgedehnten  Verfcdirs  mit 
Grossgrundbesitzern  erklärt  Levy : 

»So  viel  steht  fest,  dass  die  Grundbesitzer,  soweit  sie  von  ökonomischen  Rücksichten 
geleitet  werden,  sich  heute  glücklich  schätzen,  wenn  sie  ihren  Grundbesitz  von  über- 
wiegend kleinen  Betrieben  ausgefüllt  sehen,  und  dass  sie  vor  jeder  VeigrSssenmg 
der  Güter  zurückscheuen.« 

Den  auf  Verkleinerung  der  Güter  gerichteten  ökonomischen  Motiven 
stehen  aber  mächtige  n  i  c  h  t  ö  k  o  n  o  m  i  s  c  h  e  Einflüsse  entgegen. 
Einmal  fürchten  manche  Grundbesitzer,  das  System  der  Kleinpacht  konn^  wie 

>)  TcTgl.  filr  Prutschlaad  mein  Ruth.  paj;.  '■74-'>7'^ ;  für  die  Schwei«  land  Drini^niark  mcinrn 
AvhaU  Zu  Kautsfys  JKMKtt  meines  Agrartverks  in  den  SocialUtischen  Mo»atihe)Un,  1903,  II.  Bd., 
pig> 
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in  Irland,  zu  einer  starken  Einschränkung^  der  grundherrlichen  Rechte  führen» 
Dazu  kommen  die  Jagdmteressen  der  Landlords,  die  sich  mit  den  Kleinpächter- 
interessen  sdir  schlecht  vertragen.  Oft  sind  in  den  letzten  Jahren  kleine 
Güter  sogar  in  grosse  zusammengeschlagen  worden,  weil  diese 
den  Jagdinteressen  der  Grundbesitzer  bequemer  waren.  Auch  aus  poli- 
tischem Interesse  zieht  der  conservative  Grundherr  den  eonservativen 
Grosspädlter  dem  demokratischen  kleinen  Mann  vor.  Die  Grosspächter  selbst 
sind  Gegner  des  Kleinpachtsystcms,  weil  es  dem  Landarbeiter  den  Weg  zur 
Unabhängigkeit  öffnet.  »Die  besitzlose  Arbciterdasse  bleibt  das  Ideal  des 
GroBS|»3cliter».€    Die  Gntsagenten  schliesslich,       in  der  ganzen  Frage  als 

Berater  der  Landlords  eine  sehr  einflussrciche  Rolle  spielen,  sind  Gegner  der 
kleinen  Pächter,  weil  sie  ihnen  weit  mehr  Scherereien  machen,  als  die  grossen. 
Das  alles  sind  mächtige  Hindemisse,  die  der  ökonomischen  Tendenz  nach  Ver> 
Ideinerung  der  Pachtbetriebe  im  Wege  stehen.  Und  ebenso  stösst  die  Etablie- 
nmg  kleiner  Eigentumsbetriebe  bei  der  starken  Gebundenheit  des  englischem 
Grundbesitzes  auf  grosse  Hemmnisse  nichtökononä scher  Natur. 

In  diesem  Widersprach  zwischen  dem  ökonomischen  Interesse  auf  der  einen 
und  den  socialen  und  politischen  Interessen  der  Landlords  auf  der  anderen 
Seite  sieht  Levy  eine  grosse  Gefahr,  die  zu  einer  schweren  Schädigung  der 
englischen  Volkswirtschaft  führen  kann.    Er  sagt: 

>Wenn  die  Grundbesitzer  die  socialen  und  politischen  Vorteile  ihres  Besitzes  so 
hoch  schätzen,  dass  sie  auf  einen  Teil  ihres  bisherigen  Einkommens  verzichten,  wenn 
sie  aus  politischen  Gründen,  aus  Nachlässigkeit,  Trägheit  oder  Unkenntnis  lieber 
dem  Getreide  bauenden  Pächter  Rentcnerlasse  geben,  anstatt  denjenigen  Pächter 
zu  stützen,  der  dem  Boden  im  Sdiweisse  seiner  Arbeit  die  höchsten  Überschüsse  ab- 
zwingt, dann  sind  sie  freilich  zu  Monopolisten  schlimmster  Art  geworden  tmd  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunrt  ans  eine  wertlose  Classc.  Jeder  Rcntcn- 
erlass  an  den  Getreide  bauenden  Grosspachter,  da  wo  die  Schaffung  von  rentableren 
Küeinbetriebai  möglidi  wäre,  ist  dne  Pribnoie,  die  der  Gnmdbesitzer  für  die  Auf- 
rechtcrhaltnng  eines  für  die  heutigen  Wirtschaftsverhältnisse  rückständigen  Be- 
triebes zahlt.  Es  wird  dann  der  Boden  in  erster  Linie  ein  Luxusartikel.  Er  produciert 
mit  Hilfe  von  privaten  Prämien,  in  Perm  von  Rentenerlassen  Producte  —  wie  Ge- 
treide — ,  welche  man  billiger  vom  Ausland  f>ezichen  könnte,  während  er,  wenn  nach 
rein  capitalistischen  Principien  bewirtschaftet,  nur  solche  Producte  herstellen  würde, 
die  zu  gleichen  Kosten,  wie  im  Ausland,  produciert  werden  könnten.  Dies  ist  der 
Conflict,  der  mit  den  sich  ändernden  Absatz-  und  Productionsverhältnissen  in  der 
englischen  Landwirtschaft  sich  zwisdien  Besitz  frage  und  Betriebs  frage  ent- 
wickelt hat.« 

Die  künstliche  Aufrechterhaltung  des  landwirtschaft- 
lichen Grossbetriebs  durch  Schutzwehren  und  Vergün- 
stigungen hemmt  die  Entwickelung  nach  höchster  natio- 
nal- und  weltwirtschaftlicher  Productivität,  schädigt 
dadurch  die  Gesamtheit  der  Consumenten  und  versperrt  zugleich  den  kleinen 
Landwirten  die  Bahn  zu  hochintensiver  Bodencultur  ~  das  ist  der  Grund- 
gedanke obiger  Sätze  Levys.  Ich  freue  mich,  ihn  dabei  in  völliger  Überein- 
stimmung mit  der  Auffassung  zu  sehen,  die  ich  in  meinem  Buche  auf  breitester 
Basis  entwickelt  habe. 

Wo  aber  ist  die  Grundursache  ffir  die  Entwidcelung  zu  suchen,  die  den 
landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  in  England,  wie  in  anderen  industriell  ent- 
wickelten Ländern,  in  Widerspruch  mit  den  ökonomischen  Interessen  der 
Gesamtheit  gebracht  hat?  —  Auch  in  der  Beantwortung  dieser  Frage  gelangt 
Levy  zu  dem  gleichen  Schluss,  wie  idi.  Die  Unmöglichkeit,  die  wachsende 
Bevölkerung  durch  die  heimische  Bodenproduction  allein,  —  ohne  sinkende 
Productivität  —  zu  erhalten,  drängte  auf  Expansion  der  volkswirtschaftlichen 
Bodenflicfae.  Diese  Unmöglichkeit  aber  resttltierte  aus  dem  GeseiJt  mm  ofr- 
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ttchtnendt:n  Bodenertrag,  das  seinerseits  —  füge  ich  hinzu  —  seinen  letzten 
Grund  hat  in  der  organischen  Natur  der  landwirtschaftlidien  Produo- 

tion.')  Die  Folge  der  Einbeziehung  ferner,  ausgedehnter  Anbaugebiete  in  die 
welttnarktliche  Production  war  die  oben  dargelegte  Umgestaltung  der  Absatz- 
Verhältnisse  in  den  alten  Culturländern  Westeuropas. 

>S>>  stieg  bei  den  sinkenden  Getreidepreisen  die  Clianct  des  Kleinbetriebs,  und 
aus  dem  Schatten  völliger  Vergessenheit  erhob  er  sich  wieder  zu  einer  glänzenden 
Bedeutung.  Ihm  spendet  man  heute  in  England  Lob,  seine  Existenzbedingungen 
bilden  die  Fürsorge  der  Politiker  und  Agrarscliriftsteller.  Die  Grundl>esitzer  streben 
im  Gegensatz  zu  hundertjähriger  Praxis  danach,  ihre  Betriebe  zu  verkleinern  und  sie 
wieder  zu  der  Grosse  zurückzuführen,  die  einst  tn  England  vorherrsehte.  Der  Staat 
Niclit  den  Augenhlick  fiir  gekommen,  seine  socialpolilischen  Bestrebungen  in  der 
Beiriebsfrage,  die  Schätzung  kleiner  Güter  zur  Verbindung  der  Landtlucht,  zu  ver- 
wirklichen .  .  .«  (Levy.) 

Neben  der  ScbnfFnng  neuer  Kleinbetriebe  arbeitet  man  heute  atich  in  Eng- 
land an  der  Entfaltung  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens nach  dem  Muster,  das  die  danisdien  Bauern  aller  Welt  gegeben 
haben.  Auch  Levy  misst  dieser  Bewegung  eine  hohe  Bedeutung  für  die  Hebimg 
(Ilt  Fachbildung  und  der  Verbesserung  des  Betriebs  bei.  Bleibt  die  Ent- 
wickelung  der  englischen  Volkswirtschaft  in  den  Bahnen  der  letzten  25  Jahre 
und  verschaffen  sich  andermetts  die  Landwirte  die  Vorteile  der  gemmen- 
schaftlichen  Organisation,  was  wird  dann,  so  fragt  Levy,  die  Zukunft  der 
Betriebsfrage  sein?  —  Seine  Antwort  lautet:  »Die  Zukunft  wird  wieder  zur 
Vergangenheit  führen.  Der  Kleinbetrieb  wird  wieder  die  füh- 
rende Rolle  e  r  1  a  n  g  e  n.c 

VV'enn  Levy  einschränkend  hinzufügt:  »Da  freilich,  wo  der  Getreidebau,  die 
Stammbaumviehzucht  und  die  Schafzucht  rentabel  bleibt,  wird  sich  der  Gross- 
betrieb weiter  erhalten,  dessen  C  a  p  i  t  a  1  s  intensitat  ihm  in  jenen  Productiona- 
zweigen  eine  absolute  Überlegenheit  über  die  kleinen  Landwirte  gibt^c  so  teile 
ich  diese  .Auffassung  zunächst  nicht  für  die  Stammbaum\4ehzucht,  die  in  ent- 
wickelten Bauerngebieten  schon  heute  kein  Vorrecht  der  Grossbetriebe  mdir 
ist.  Zustimmen  aber  kann  ich  hinsichtlich  der  Schafzucht  und  des  Getreide- 
baus. Diese  Zweige  werden  dem  Grossbetrieb  bleiben,  »dac,  wo  sie  rentabel 
sind,  nämlich  in  der  fernen  Aussenzone  der  weltwirtschaftlichen  Pro- 
duction. Das  hat  aber  nidit  seinen  Grund  darin,  weil  diese  Productsooszwdge 
eine  dem  Kleinlandwirt  unerreichbare  Capitalsintcnsität  erforderten^),  son- 
dern weil  sie  sich  mit  einer  nach  Quantität  und  Qualität  viel  geringeren 
Arbeitsintensität  begnügen.  Für  solche  Culturen  mit  geringem  Arbeitsfassungs- 
vermogen  räume  auch  ich  dem  Grossbetrieb  die  höhere  Productivität  ein.  Ich 
bin  also  nicht  der  Verfechter  des  Kleinbetriebs  sans  phrase,  für  den  mich  Levy 
nach  einigen  Bemerkungen  seines  Buches  zu  halten  scheint.  Jedenfalls  kann 
ich  in  seinen  AusfSAirungcn  die  volle  Bestätigung  des  leitenden  Gedankens 
sehen,  den  ich  als  Hauptresultat  meines  Buches  in  der  l^nkitung  desselben 
zur  Orientierung  voranstellte:  »Der  Kleinbetrieb  ist  überlegen  in  den  Zweigen, 
für  d  i  e  latensitätsstufen  und  unter  den  Productionsverhältnissen,  denen 
die  Landwirtsdiaft  der  westeuropäischen  Culturländer  infolge  der  über^seisdien 
Concurrcnz  entgegenstrebt.c 

VeiKl  die  Aufttbraagoi  aber  du  G«$^  v«m  abnekmtndtn  Bodenertrag»  und  die  meUnfirttclmfl' 
Hekt  Fmitalhm  dtr  »rganiselu»  Prod»etten  ta  raeiaem  Buch,  pag.  607  ff.  nad  663  £ 
^  Aach  die  CapiUitoiateiinMt  iKt  in  eotw'ickcitcn  Kleinlictricbpn,  auf  die  Flüchetielnheit  berediBet 
*ine  viel  höhere,  als  die  Capital «aufwendunj»  auf  die  tj'cicbe  Flliihe  im  Grossbetrieb.    Verj;!.  daxu  die 

UDtersui!iuni;t>n  v.ir  I)r  L.iir  i'.cr  s(  hweizcri'^ihe  BctricbsvorhSUni '  [  i  i  ho?-,  in  meinem  Aufjatl 
Zu  Kaulstvs  Krttik  meines  Agrartverks  la  den  SitdaHstiscken  AfonatshejUn,  igo^  II.  Bd^  pa|g.  664-665, 
icrncr  den  Aufsau  Haas  Fehliager«  ßtlrMtgr9$u  »ad  Productivität  te  dtr  amtrteaaitdu»  Lcmd- 

■■irt!:chart   i'.i.l.  pas.  020  ff. 
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ALBERT  SÜDEKUM  •  PREUSSISCHE  WOHNUNGS- 
REFORM 

Im   Deutschen  Reichs-  und  Königlich  f>reussischen  Stcuitsanccif;i'r  \nni  6.  August 
1894  wurde  ein,  seit  etwa  Jahresfrist  in  seinen  ürundzügen  btkamucr,  Entwurf 
dnes  Gesetses  zur  Verbesserung  der  Wohntuigsverbältniflse  mit  einer  umfänglichen 
regründung  vcröfTentlicht.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  lauten: 
»VV  ohn  ungsordnungen 

f  I.  Für  Gemeinden  und  Gutsbezirke  mit  mehr  als  100000  Einwohnern  sind  im 
Wege  der  Polizeiverordnnng  allgemeine  Vorschriften  Über  die  Benutzung  der  Ge- 
bäude zum  Wohnen  und  Schlafen  zu  erlassen  (Wohnungsordnungen).  Für  kleinere 
Geiaeinden  und  Gutsbezirke  können  solche  Wohnungsordnungen  erlassen  werden. 

§3.    Als  Wohn-  oder  Scliiafräume  (auch  Küchen)  dürfen  nur  '^•^Ichc  R;iume  be- 
nutzt werden,  welche  zum  dauernden  Aufcnihalt  von  Menschen  bau^.  .lizcilich  ge- 
nehmigt sind. 
Mietwohnungen 

§  4.  Mietwohnungen,  die  nach  Inkrafttreten  der  Wohnungsordnung  bezogen 
werden  cxler  deren  Mietsverhältnis  nach  diesem  Zeitpuncte  verlängert  oder  trotz  Zii- 
lassigkeit  der  Kündigtmg  fortgesetzt  wird,  müssen,  unbeschadet  der  Vorschrift  in 
I  3t  folgenden  Anforderungen  genügen : 

1.  die  Wohn-  und  Schlafrännic  (auch  Kik-licn)  dürfen  nicht  baulich  verwahrlost 
und  nicht  in  gesundheitsschädlicher  Weise  feucht  sein;  sie  müssen  einen  durch  keine 
fremden  Wohn-  oder  Sdilaf räume  (auch  Kfidien)  führenden  Terschliessbaren  Zugang 
haben ; 

2.  Wohnungen  für  eine  gemeinschaftliche  Haushaltung  von  zwei  oder  mehr  Per- 
sonen (Familienwohnungen)  müssen  eine  den  ctrtsüblichen  Anforderungen  ent- 
sprechende eigene  Kochstelle,  einen  eigenen  vcrschliessbaren  Abort  und,  soweit  in 
dem  Gebäude  Canalisation  oder  Wasserleitung  eingerichtet  ist,  einen  eiRfien  Ausgoss 
und  einen  eigenen  Wasserhahn  besitzen ; 

3.  die  Wohn-  und  Schlaf  räume  (auch  Küchen)  müssen  insgesamt  den  Bewohnern 
soviel  Saum  bieten,  dass  auf  jede  Person  mindestens  10  Kubikmeter  Luftraum  und 
4  Quadratmeter  Bodenfläche  entfallen ;  für  Kinder  unter  zehn  Jahren  können  ge- 
ringere Anforderungen  festgesetzt,  auch  kann  vorgesehen  werden,  dass  die  infolge 
der  Geburt  oder  des  Heranwadiscns  von  Kindern  während  der  Dauer  des  Miets- 
verhältnisses eintretende  Erhfihung  des  erforderlichen  MindesUuft»  und  •flächcn- 
raums  ausser  Betracht  bleibt; 

4.  die  Wohnung  muss  so  viel  Räume  enthalten,  dass,  abgesehen  von  Ehepaaren,  die 
über   14  Jahre   alten    Personen  nach  dem  GescUcdite  getrennt  in  besonderen 

Räumen  schlafen  können. 

i  5.  Sofern  von  einer  Eigen-  oder  Mietwohnung  ein  Teil  vermietet  oder  weiter 
vermietet  wird,  muss  auch  die  dem  Vermieter  verUeibende  Wohntmg  den  Anforde- 
rimgen  des  §  4  genügen. 

Schlafräume  der  Dienstboten  und  Gewerbegehilfen 

i  7.  Schlafräume,  die  von  Dienst-  oder  Arbeitgebern  ihren  Dienstboten  oder  Ge- 
werbegehilfen, Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlingen  zugewiesen  sind,  müssen,  unbeschadet 

der  VWschrift  im  §  3,  folgenden  Anforderungen  genügen 

1.  sie  dürfen  nicht  baulich  verwahrlost  und  nicht  in  gesundheitsscbädUcher  Weise 
feucht  sein  und  müssen  Terschliessbare  Türen  haben; 

2.  sie  müssen  für  jede  darin  tintergebrachte  Person  mindestens  lO  Kubikmeter  Luft- 
raum und  4  Quadratmeter  Bodenflache  darbieten;  für  Kinder  unter  zehn  Jahren 
USoncn  geringere  Maasse  vorgesehen  werden ; 

3.  sie  dürfen,  soweit  nicht  ein  Dienslbote  oder  Gewerbegehilfe  mit  seinem  Ehegatten 
untergebracht  wird,  nicht  zur  Unterbringung  von  Personen  des  anderen  Geschlechts 
über  14  Jahre  dienen; 

4.  die  Schlafräume  müssen  den  durch  die  Wohnungsordnung  festzusetzenden  Min- 
destanforderungen hinsichtlich  der  Einrichtung.  Ausstattung  und  Unterhaltung  ent- 
sprechctt. 
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C h  a  m  b r e g a r n i 5 1 c n ,  Schlafburschen 

§  8.  Die  Aufnahme  dritter,  nicht  zur  Familie  «ehöriger  Personen  gegen  Entgelt 
als  Zimmermieter  (Zimmerherren,  Chambrcgarnisten),  Einlicger  (Etnlogierer,  Miel-, 
Kost-  und  Quartiergänger)  oder  Schlaf gänger  (Schläfer,  Schlaf leute,  Schlafsteller» 
Schlafgäste,  Schlafburschen  und  -mädchen)  darf  nur  erfolgen,  wenn  den  nach- 
stehenden Bestimmungen  genügt  wird: 

I.  die  Schlafräume  der  Ziminemiieter,  Einlieger  und  Schlafgänger  müssen  von  denen 
des  Wohnungsgebers  und  seiner  Familienangehörigen  baulich  oder  in  einer  sonst 
geeigneten  Weise,  die  den  unmittelbaren  Verkehr  ausschliesst.  getrennt  sein;  alletn- 
stehenden  Männern  und  Frauen  i^t  es  (gestattet,  Einlieger  oder  Schlafgingcr  gldchen 
<jeschlechts  in  ihre  Schlafräume  aufzunehmen; 

3.  dit  Schlafräume  der  Zimmermieter,  Einlieger  und  Schlafgänp^er  mtissen.  unbe- 
■Sdiadet  der  Vorschrift  im  §  3.  den  Anforderungen  des  §  7.  Ziffer  i,  2,  die  Schlaf- 
Täome  der  Einlieger  und  Schlafgänger,  ausserdem  auch  den  durch  die  Wohnungs- 
ordnung festzusetzenden  MindcstanfSorderungen  htnsichtlidi  der  Einrichtang,  Aus- 
stattung und  Unterhaltung  entsprechen ; 

3.  Einlieger  oder  Schlafgänger  verschiedenen  Geschlechts  dürfen  gleichzeitig  nur 
mit  Genehmigung  der  Ortspolizdbdiörde  und  nur  dann  aufgenommen  werden,  wenn 

die  Schlnfrritinie  der  Einlieger  oder  Schlafgänger  vcrsichicdencn  Geschlechts  von 
einander  bauiicii  oder  in  einer  sonst  geeigneten  Weise,  die  den  unmittell>aren  Ver- 
kehr ausschliesst,  getrennt  sind;  diese  Bestimmung  findet  insoweit  keine  Anwendung, 
als  Ehepaare  oder  Eltern  oder  Voreltern  mit  ihren  Ahkömmlingcn  (auch  Pflege- 
kindern) aufgenommen  werden,  jedoch  müssen  in  diesem  Falle,  abgesehen  von 
Ehepaaren,  die  Einlieger  oder  Schlafginger  über  14  Jahre  nadi  dem  Gesdilechte  ge- 
trennt in  besonderen  Räumen  schlafen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  den  Betrieb  der  Gastwirtschaften,  der 
sogenannten  Nachtherbergen  (Pennen),  sowie  auf  die  Aufnahme  von  Pensioniren  zu 
Erzichungsrwecken  keine  Anwendung. 

Die  Wohnungsaufsicht 
S  I.  Die  Aufsicht  über  das  Wohnungswesen  liegt,  unbesdiadet  der  attgemetnen 

gesetzlichen  Befugnisse  der  Ortspolizoibehördcn.  dem  Gemeindevorstand  ob.  Er 
hat  sich  von  den  Zuständen  im  Wohnungswesen  fortlaufend  Kenntnis  zu  ver- 
schaAsn,  auf  die  Femhaltung  und  Besätigang  von  Missstanden,  sowie  auf  die  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse,  namentlich  der  Minderbemittelten,  hinzuwirken 
und  die  Befolgung  der  Vorschriften  der  Wohnungsordnung  zu  uberwachen. 

Für  Gemeinden  mit  mehr  als  100 000  Einwohnern  ist  zur  Durchführung  der  Woh« 
nungsaufsicht  ein  Wohnungsamt  zu  errichten,  das  mit  dem  erforderlichen,  in  ge- 
•eignetcr  Weise  vorgebildeten  Personal,  insbesondere  mit  cmcr  genügenden  Anzahl 
beamteter  Wohnungsaufseher,  besetzt  sein  muss;  dem  Wohnungsamte  können  auch 
^renamtlich  tätige  Personen  als  Mitglieder  angehören.  Für  kleinere  Gemeinden 
Icann  durch  Anordnung  der  zuständigen  Minister  die  eines  den  vorstehenden  Be- 
stimmungen entsprechenden  Wohnungsamtes  oder  die  Anstelluntj  besonderer,  in  ge- 
eigneter Weise  vorgebildeter  beamteter  Wohnungsaufseher  vorgeschrieben  werden. 
Mdirere  Gemeinden  können  sich  mit  Genehmigung  der  staatlichen  AnfsichtsbehörJe 
SUr  Einrichtung  eines  gemeinsamen  "Wohnungsamtes  für  ihre  Bezirke  vereinigen. 
Unter  der  gleichen  Voraussetzung  kann  auch  ein  weiterer  Communalverband  für 
«einen  Bezirk  oder  Teile  sdnes  Bezirks  ein  gemeinsames  Wohntmgsann  errichten. 

Dem  Wohnungsamte  können  von  der  Gemeinde,  sofern  sich  mehrere  GemL-inden 
2ur  Errichtung  eines  gemeinsamen  Wohnungsamts  vereinigt  haben,  durch  über- 
einstimmende Besdilnsse  der  beteiligten  Gemeinden  und,  sofern  die  Brriditang 
durch  einen  weiteren  Communalverband  erfolgt,  durch  Bcschluss  des  letzteren  andere 
verwandte  Aufgaben  übertragen  werden.  Auf  Anordnung  des  Regierungspräsidenten, 
für  Berlin  des  Oberpräsidenten,  ist  dfo  Titigfeeit  des  Wohnungsamts  auf  die  Nadi- 
Weisung  kleinerer  Wohnungen  zu  erstrecken. 

§  2.  Die  mit  der  Wohnungsaufsicht  betrauten  Personen  sind  berechtigt,  bei  Aus- 
übung der  Wohntmgsaufsicht  alle  Räume,  die  zum  danemden  Aufentinlte  von  Men- 
schen benutzt  werden,  sowie  die  dazu  gehörenden  Nebenräume,  Zugänge,  Aborte  zu 
t>ctreten.    Sie  haben  den  Wohnungsinhaber  oder  dessen  Vertreter  bei  dem  Beginn 
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der  Besichtigung  mit  dem  Zweck  ihrc^  Erscheinens  bekannt  zu  madien   und  sich 
unaufgefordert  durch  öfTentliche  Urkunde  über  ihre  Berochtigimfj  auszuweisen. 

Die  Besichtigung  mu^s  so  vorgenommen  werden,  dass  eine  Belästigung  der  Be- 
teiligten tunlichst  vermieden  wird.  Sie  darf  nur  in  der  Zeit  von  9  Uhr  morgtns  bis 
6  Uhr  abendb,  bei  Wohnungen,  in  die  Einlie|;er  oder  Schiafgänger  aufgemmiiiieii 
werden,  nur  in  der  Zeit  von  6  Uhr  morgens  bis  9  Uhr  abends  erfolgen. 

Der  Wohnungsinhaber  (xlcr  ^cin  \ frtrctcr  ist  verpllichtet.  übor  die  Art  der  Be- 
nutzung der  Räume  wahr^eitsgeroässe  Auskunft  zu  erteilen. 

I  3.  Soweit  sich  bei  Atisübung  der  Wohnungsaufsicht  ergibt,  dass  die  Wohnttng 
hinsichtlich  ihrer  Beschaffcnlicit  oder  Benutzung  den  an  sie  zu  stellenden  Anforde- 
rangen  nicht  entspricht,  ist  Abhilfe  in  der  Regel  zuerst  durch  Rat,  Beiehnuig  oder 
Mahnung  zu  versuchen.  Lüsst  sich  auf  diese  Weise  Abhilfe  nicht  sdiaffn,  so  ist  das 
Erforderliche  gegen  Herbeiführung  polizeilichen  Einschreitens  zu  veranlassen.« 

Um  den  richtigen  Standpunct  zur  Beurteilung  eines  Gesetzentwurfs  tu  gewinnen, 
darf  man  sieii  nicht  damit  begnügen,  ihn  mit  idealen  Forderungen  in  Vergldch  su 
bringen,  sondern  man  muss  nch  auch  nach  Möglichkeit  typische  Details  derjenigen 
Verhältnisse  zu  vergegenwärtigen  suchen,  in  Hie  er  eingreifen  soll.  Lki  dem  ausser- 
ordentlich grossen  Umfange  des  hier  berührten  Gebietes  kann  das  nur  durch  emc  ' 
Skine  in  groben  Umrissen  gediehen.  —  Die  Tatsadie^  dass  die  weiten  I&eise  der 
minderbemittelten  Bevölkerung  in  den  Ortschaften  aller  Grössenclassen  schwer  an 
einem  grauenhaften  Wohnungselend  zu  leiden  haben,  ist  imbestreitbar.  Die  Miss- 
atinde  nnd  zmn  Teil  att.  haben  aber  mit  der  Immer  weiter  irorschreitenden  Ent- 
wickelung  des  capitalistischcn  Wirtschaftssystems  eine  entschiedene  Verschärfung 
erfahren.  Die  Wohtigelegenheiten,  die  dem  Proletariate  heute  zur  Verfügung  stehen, 
sind  zu  gering  an  Zahl,  daher  zu  hoch  im  Preise;  das  verführt  dazu,  einmal  die  vor- 
fiandencn  an  sieb  einwandfreien  Wohnungen  in  einem  oninlässigen  Maasse  aussu- 
nutzen,  und  andermal  Räume  zu  Wohnzwecken  in  Gebrauch  zu  nehmen,  die  dazu 
völlig  ungeeignet  sind.  Entgegen  den  Behauptungen,  die  auf  dem  kürzlich  abge- 
haltenen Tage  des  Cn^nherhandes  der  Hausbesitservgreitu  Deutschlands  zu  Breslau 
gewagt  wurden,  zeigen  alle  in  der  letzten  Zeit,  seit  1900,  durchgeffihrten  Erhebtmgen 
über  die  Wohnungszustände  in  den  verschiedensten  Orten  Deutschlands,  dass  der 
Procentsatz  der  leerstehenden  Wohnungen  abgenommen  hat  und  dass  ferner  bei 
den  Kleinwohnungen  der  Anteil  der  leerstehenden  an  der  Gesamtzahl  der  Wohnimgen 
kleiner  ist,  als  bei  den  Wohnungen  überhaupt;  an  vielen  Orten  ist  der  Procentsalz 
der  leerstehenden  Wohnungen  unter  i  heruntergegangen,  während  bürgerliche  Woh- 
nungsrcformer den  Satz  von  3  für  normal  erklären.  Für  Proletarier,  die  durch  die 
Rödcsicht  auf  die  Lage  ihrer  Arbeitsstätte  in  der  Auswahl  von  Wohnungen  sdir 
beengt  sind,  ist  selbst  dieser  Durchschnittssatz  noch  durchaus  ungenügend  —  und 
nun  vergleiche  man  damit  die  Tatsachen:  der  Procentsatz  der  leerstehenden  Woh- 
nungen betrug 


bei  den  VVohnungeu 

bei  den  Wohnungen  mit 

in 

Oberhaupt 

t  heixbaren  Zimmer 

3  heizbaren  Snunem 

1890 

1895 

19«' 

1890 

1893 

1900 

1HQ5 

l'XX) 

Berfan  .   .   •   <  • 

3.14 

5.56 

0,44 

1.66 

4.73 

0,27 

3.79 

6,03 

0,3» 

Brcslati  

8,04 

5.68 

1,92 

7.— 

4.98 

1,00 

8.64 

4.48 

1.51 

Frankfurt  am  Stlain 

3,29 

1.80 

1.24 

2,52 

2,17 

1.51 

Hannover  .... 

1.35 

1.47 

0,42 

0.78 

1,71 

1,36 

Magdeburg    .    .  . 

5.53 

0.77 

5.65 

0,18 

4,73 

0.29 

Chartottenburg  .  . 

12.25 

1,66 

11.40 

0,57 

12,16 

0,54 

Dass  ähnliche  Zustände  auch  in  kleineren  Orten  herrschen,  ist  durch  die  Er- 
hdmngen  bewiesen  worden»)  und  geht  auch  aus  den  ins  Phantastische  gestiegenen 

>)  vc^^i  daxu  die  Arbeit  dM  RüjMDgmii  Breri  In  der  ZtUsOtr^  du  KSmtfitdt  rmnkrktu  tlaH^ 
fti*ek**  Bar$am*t  1903. 
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Preisen  der  oflTenbar  minderwertigen  Proletarterwohnongen  hervor«  Im  Jahre. 
1900  kostete  im  Dwxhscbnitt  (in  Mark) : 


in 

eine  Wohnung;  von 

1       !  ^ 
heizbaren  Zimmern 

1  heizbares  Zimmer  im 

1            1 V.  Stock 
Keller  IV.SIock  l  *  _ 

370 

190 

J06 

195 

146  bis  17Q 

25 1 

1 10 

132 

III 

{'liarlottciibiirg    .  . 

218 

133 

194 

171 

154  bis  .'33 

JQH 

154 

135 

Posen  

110  bis  155 

26Q 

13-' 

141 

119 

SchöndberK.   .   .  . 

244 

375 

15-^ 

204 

188 

Rizdorf  

200 

304 

l-'5 

»63 

149 

Die  Begründung  des  vorliegenden  Gesetsentwnrfs  hänft  die  Belege  für  den  die 

Lage  unseres  Proletariats  scharf  kennzeichnenden  Satz,  dass  im  allgemeinen  die 
Zahl  der  Wohnungen  mit  einem  Mietwerte  von  höchstens  250  Mark  verhältnismässig 
viel  geringer  ist,  ils  die  der  Haushaltungen  und  einaelstehenden  SteuerpHichtigea  mit 
einem  Einkommen  bis  zu  goo  Mark.  Also  wohnen  grosse  Teile  nnseres  Volkes  in 
Wohnungen,  deren  Mietpreis  ausser  Verhältnis  zu  seinem  Einkommen  steht.  (Schwa- 
bcsches  Gesetz).  Um  die  Miete  überhaupt  erschwingen  zu  können^*),  greift  man 
zunächst  znr  Überffillung  an  sich  unzutim^cher  Hanstmgen.  Der  Anteil  der  Woh- 
nungen mit  nur  einem  heizbaren  Zimmer  (mit  oder  ohne  Zubehör)  an  der  Gesamt- 
zahl aller  Wohnungen  in  Beziehung  gesetzt  zu  dem  Procentsatz  der  in  ihr  hausenden 
Bevölkerung  gibt  folgendes  Bild  ( für  igoo)  : 


in 


Berlin   .  . 

Breslan  .  . 

Matrdeburg 

Halle    .  , 

Posen    .  . 

Rixdorf.  . 

Görlitz  .  . 


Von 

ICD  Wobnungen 
sind  Wnhniin^en 
mit  nur  1  heiz- 
baren Zhamer 


Vun 

100  der  Bevölke- 

nuifT  hausen  in 
solchen  Wohnun- 
gen 


sa38 

47,53 

50,53 
47.0H 
50.93 
58.80 

53.U 


43.64 
40,87 
45.84 
4-'.98 
44.81 
54.07 
44,70 


In  Worten  ansgedrädct:  fast  die  Hälfte  der  städtischen  Bevölke- 
rung i  s  t  i  n  W  o/ittMftg'enmithöchstens  einem  (odergarkeincm) 
heizbaren  Raum  zusam  mm  engepfercht.  Von  diesen  Wohnungen 
war  durchschnittlich  etwa  ixt  ffinfte  Teil  mit  6  oder  mehr  Personen  bdegt  (Posen 
24.07%,  Bannen  22;35%,  Halle  »jxfjb,  Berlin  immerhin  noch  11.74^).  Wohnungen» 
die  nur  ans  Zimmer  und  Kudie  besteben,  wurden  1900  bewegt  von 


in 

Personen 

4 

5 

6 

8 

0 

10 

Berlin  .... 

35917 

-\30.'4 

1  -MoS 

5511 

22S1 

820 

270 

Charlott«nbmg  . 

2266 

14-'6 

782 

345 

143 

Si 

12 

Altona  .... 

175 

81 

67 

17 

14 

4 

1 

Schüni'herg    .  . 

1418 

837 

419 

203 

83 

25 

s 

Rix(l')i !  .    .    .  . 

:?473 

Ol  s 

4-*-' 

145 

54 

19 

')  Die  BegrflDdung  des  £otwur£s  spricht  bexetchnenUerwetite  voo  einer  »Neiguof^  weiter  üevölkenuigs- 
kraile,  in  «ntar  Unte  an  dar  Wolm«^  «n  ^afea«.  Wonui  anua  dem  cifasäkh  der  BroMatiar'  aicbt 
•paraa? 
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(iraucnhaftc  iuii/.clfaUc  fanden  sich  bei  jeder  Erhebung;  im  Jahre  1900  wurde  in 
Danzig  —  um  nur  einen  Fall  anzuführen  —  eine  nur  aus  einem  einzigen  Zimmer 
«'hne  Zübchür  bestehende  Wohnung  entdeckt,  in  der  fünfzehn  Personen  hausten. 

Diese  (jM>erfüllung  der  Wohnungen  geht  zum  erheblichen  Ted  auf  die  durch  die 
huhen  Mietpreise  erzwungene  Aufnahme  von  Aflermietem  in  die  Proletarier- 
»vohnungen  zurück.  Nur  die  äusserste  Not  treibt  zur  Weitervermietung ;  das  lehrt 
die  Tatsache,  dass  die  Mehrheit  der  Haushahun^en  mit  Schlafleuten  auf  s<rfche  in 
Wohnungen  mit  i  bis  3  Wohnräumen  entfallt. 

Das  zweite  Obel,  das  aus  der  unerträgltchen  Preissteigerung  kleiner  Wohnungen 
resultiert,  ist  die  Heninziing  ungeeigneter  Räume  zu  Wohnzwcdcen.  Dahin  jL^ehörcn 
vor  allem  die  Keller  und  die  Dachgeschosse.  Mit  nicht  geringem  Jubel  verknndi  ten 
vor  einiger  Zeil  die  Uibrcdncr  der  burgerUciicn  Gesellschaftsordnung,  das.s  die  Zahl 
der  Kellerwohnungen  in  Berlin  kleiner  geworden  sei;  aber  in  Charlottenburg  (!).  in 
l'.reslan.  in  Kic!.  in  Posen  und  an  vielen  niederen  Orten  ist  sie  <Thcl)lich  grösser 
geworden.  Vuin  Standpunci  einer  vorgeschrittenen  socialen  Hygiene  sind  alle 
Hinterwohnungen  als  minderwertig  und  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Mensdien 
ungeeignet  ^^n  betrachten.  In  Berlin  machen  aber  die  Hinterwohnungen  A7fi^% 
:-.!]er  bewohnten  Wohnungen  aus.  und  es  hausen  in  ihnen  45.80%  der  Bevölkerung 
der  bcwulinten  Wohnungen.  Bei  dem  Mangel  regelmässiger  und  methodologisch 
einwandfrei  gestalteter  Wohnungserhebungen  kann  man  nicht  genau  feststellen,  in 
welchem  Umfange  die  vorhandenen  Wohnungen  nach  Lage  und  Beschaffenlieit  direct 
zu  Bedenken  Anlass  geben.  .\ber  schon  die  uns  bis  heute  vorgelegten  Daten  enthüllen 
Zustände,  bei  deren  Betrachtung  einen  der  Menschheit  ganzer  Jammer  anpackt. 

Dass  solches  nicht  andauernd  unbeachtet  bleiben  darf,  wenn  die  Degeneration  der 
Pevölkerung  nicht  rasende  FortschriUi-  machen  soll,  i-t  ;i'>o  endlich,  endlich  auch 
der  Bureaukralie  klar  geworden.  .\bcr  iur  ihre  Haliung  ist  bezeichnend,  dass  sie 
ihr  Reformwerk  mit  einer  captatio  benevolentiße  an  die  Adresse  der  prenssischen 
Junker  einleitet.  >Es  bedarf«,  so  heisst  es  in  der  Begründung,  >die  Frage  einer 
sorgfaltigen  Prüfung,  ob  von  einem  auf  Beseitigung  der  vorhandenen  Wohnungs- 
missslände  gerichteten  Vorgehen  ein  unerwünschter  [  !J  Einfluss  auf  die  Vermehrung 
des  Zuzugs  der  ländlichen  Bevölkerung  nach  den  Städten  und  Industriegegenden  zu 
erwarten  ist.«  Das  Mass  der  /u  betreibenden  Wolinungsreforni  sieht  also  die 
preussischc  Burcaukratie  dann  gegeben,  dass  nichts  getan  werden  darf,  was  etwa 
den  Abzug  des  Landproletariats  in  die  Städte  befördern  köiHkite,  oder  was  die 
ländlichen  Grundbesitzer  zu  einer  Verbesserung  der  zum 
grossen  Teil  schändlichen  W  o  h  n  u  n  g  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  c  auf  ihrem 
(ic  biete  zwingen  würde.  Daher  wünscht  die  preussische  Staatsregierung 
nicht,  dass  hinfort  das  städtische  Proletariat  billiger  wohne,  als  bisher,  die 
Poli/ei  s<Ml  nur  dafür  sorgen,  dass  die  zum  Himmel  pe^tendcn  Zu'^tände  in  den 
Masscnquarticrcn  der  .Armut  einen  anständigeren  Anstrich  bekommen!  Eine  solche 
'Wohntmgsreform  muss  weniger  als  Stückwerk  bleiben,  mtiss  von  vornherein  zur 
Ohnmacht  verdammt  sein.  Die  Furcht  vor  dem  allmächtigen  Junkertum  lähmt  die 
Maatliche  Bureaukralie,  die  Geheimr.Hte.  die  ihre  Augen  vor  den  T.itsachcn  greu- 
licher MisbSiandc  nicht  verschliesscn  können  und  genügend  Wissen  besitzen,  um 
die  Ursadien  dieser  Missstande  zu  erkennen,  denen  aber  die  mnere  Ftighsil,  von  der 
Carlyle  spricht,  die  Initiative  rastriert. 

Was  da  nun  an  Reformen  dennoch  ^fncog*  wird,  bewegt  sich  nach  zwei  Richtungen: 
erstens  soll  dafür  gesorgt  werden,  *das.<;,  dem  Bedürfnis  entsprechend,  die  Hcr- 
stellimg  kleiner,  in  gesundheitlicher  und  socialer  Beziehung  einwandfreier  Woh- 
nungen tunlich-;!  Refiirdert  und  dass  der  Mietpreis  dieser  Wohnungen  in  angemessenen 
Grenzen  gehalten  wird«;  sodann  werden  die  Massnaiimen  >in  zweiter  Linie  auf 
ttmtichste  Erhaltung  and  Förderung  der  flachen  und  niedrigen  Bauweise  wenigstens 
m  den  Endlichen  Gebieten,  den  kleineren  Orten  und  in  den  AussenbcBirken  der 
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gr.)SSL'r(.'n  Städte,  hinzielen  müssen«.   Das  soll  errcidu  werden,  wie  der  oben  wieder- 
gegebene abgekürzte  Gesetzestext  erkennen  lässt,  zunächst  durch  verschiedene  Ah- 
ündeningen  des  Gesetzes  über  die  Anlegung  und  Veränderung  \i>n  Strassen  und 
Platzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaften  vom  2.  Juli  1875.    Ikutc  lassen  die 
Bebauungspläne  aller  grossen  Städte  und  selbst  die  der  aufstrebenden  Mittelstädte 
die  Begünstigung  der  Mietscaseme  klar  erkennen:  an  übermässig  breiten  Verkehrs- 
Strassen  werden  Hänser  mit  mehreren  Quergebäuden  und  Seitenflügeln  gehaiit.  reine 
Specnlationsbauten,  Mietsquetschen,  die  durch  ihre  enorme  Ergiebigkeit  den  Preis 
des  Grund  und  Bodens  bis  zu  einer  schwindelhaftcn  Höhe  treiben,  dadurch  jede 
andere  Art  der  Bebauung  unmöglich,  weil  unrentabel,  machen  und  den  Anreiz  zu 
immer   weiter  getriehcner   Rndenspecnlation   geben.     Der  Wohniingsgesetzentnurf 
will  eine  solche  Aufstellung  oder  Abänderung  der  Bebauungspläne  ermöglichen, 
»dass  sich  die  Aufteilung  des  Bodens  mehr,  als  bisher,  dem  jeweilig  in  dem  Stadtteil 
oder  Planausschnitt  zu  befriedigenden  Redürfnis  anpasst«,  also  die  rechtliche  Grund- 
lage zur  Schaffung  weitausgreifender  Staffelbauordnungen  geben.     Ferner  soll  die 
künstliche,  aus  speculativen  Absichten  entstehende  Zurückhaltung  bebauungsfähigea« 
(irund  und  Bodens  dadurch  erschwert  werden,  dass  auch  aus  Rücksicht  auf  das 
Wohnbedürfnis  die  Fertigstellung  und  Unterhaltung  von  im  Flnchtlinienplane  bereits 
vorgesehener  Strassen  veranlasst  werden  kann.   Endlich  sollen  die  Kleinwohnungen 
verschiedenster  Art  dadurch  begünstigt  werden,  dass  für  sie  die  Strassenkosteu' 
bdträgc  nur  zu  einem  Teile,  und  zwar  höchstens  zu  drei  Vierteln,  erhoben  werden 
dürfen.    Der  zweite  Artikel  des  Gesetzentwurls  bezieht  sich  auf  die  Bebauung  der 
Grundstücke  und  gibt  Andeutungen  des  gestatteten  Inhalts  von  Bauordnungen.  Es 
handelt  sich  im  wesentlichen  darum,  die  heute  zweifelhafte  Rcditsgrundlage  mancher 
Bestimmungen  von  RauordiumRcn.  die  ja  ausnahmslf)':  die  .Au^nutzbarkeit  des  Grund 
und  Bodens,  wenn  auch  zumeist  ungenügend,  beschränken,  zu  sichern.    Im  dritten 
Artikel  des  Entwurfs  finden  wir  lediglich  eine  sogenannte  authentische  Interpretation 
einiger  Bestimmungen  des  Conununalabgabengesetzes :  eine  Alisiufung  der  Gebühren- 
luul   Steuersätze,  insbesondere  eine   Begünstigung  der  \V»)hngcbiiude   für  minder- 
bemittelte Familien  wird  ausdrückUch  für  zulässig  erklärt.    Über  die  Benutzung  <!er 
Gebäude  gibt  der  vierte  Artikel  ausführliche  Vorschriften;  hier  ist  die  Bureaukratie 
so  recht  in  ihrem  Elemente:  aber  die  Mindestforderungen  bleiben  noch  hinter  den 
für  moderne  Gefängnisse  gebräuchlich  gewordenen  Massen  zurücki;  dennoch  wer- 
den sie  für  viele  Proletarierwohnungen  stärker  verteuernd  wirken,  als  die  im  Ar- 
tikel I  gewährten  Vergünstigungen  preismindernd.   Dass  dabei  das  beliebte  neckische 
Spiel  mit  den  Au.snahmcn  überdies  noch  getrieben  wird,  versteht  sich  fast  von  selbst. 
Der  fünfte  Artikel  regcJt  endlich  die  Wohnungsaufsicht:  sie  soll  durch  die  Ein- 
richtung beacmderer  Aufsichtsorgane  gewahrleistet  werden;  die  örtliche  Wohntmgs- 
aufsicht  soll  im  allgemeinen  dem  Gemeindevorstand  obli^en,  für  Gemeinden  mit 
mehr  als  100000  Einwohnern  ist  dagegen  ein  Wohnungsamt  zu  errichten,  das  mit 
der  erforderlichen  Zahl  »in  geeigneter  Weise  vorgebildeter  Personen«  zu  besetzen  ist 
und  auch  ehrenamtliche  Mitglieder  haben  icmn. 

Wenn  man's  so  liest,  könnt's  noch  leidlich  scheinen.  Geht  man  aber  den  Dingen 
auf  den  dnind,  dann  erkennt  man  die  völlige  Unzulänglichkeit  dieser 
Vorschläge.  Was  wird  denn  eigentlich  erreicht?  in  einigen  Puncten  wird  die 
Rechtslage  auf  dem  Gebiete  der  Baupolizei  und  der  communalen  Bestenenmg  klarer 
gema  ht,  was  von  unerheblicher  Bedeutung  ist  ;  flie  Bestinmiungcn  ülwr  die  Mindest- 
anforderungen an  die  zur  dauernden  Beherbergung  dienenden  Gelasse  sind  so  un- 
zulänglich, Vrie  unwirksam;  die  vorgeschlagene  Wohnungscontrole  ist  als  rein  poli- 
zistische Massregel  entbehrlich;  die  Änderung  des  Baufloditcngesetzes  ist  eher 
sfhädüch.  als  nützlich.  Was  aber  auch  immer  an  Vcrbesscningen  aus  der  Einführung 
dieses  Gesetzes  entspriesscn  könnte,  es  müsste  erkauft  werden  um  den  Preis  völliger 
Abdankung  der  GÖneindeautooomie  auf  dem  Gebiete  des  Wobnongswescos.  Der 
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gaii.'f  (K  <ct/ent wijrf  ist  eine  ErKänziins:  bestehcnricr  P  n  1  i  z  c  i  g  e  s  c  t  /  e  .  Ki- 
wciicrung  der  polizeilichen  Compctenz.  Die  lange  Begründung  des  Gesetzentwurfs 
ist  nichts,  als  ein  grandioses  Misstrauensvotum  gegen  die 
heutigen  Machthaber  in  den  Gemeinden.  So  heisst  es  in  den  Be- 
merkungen 7um  Artikel  i:  »Bei  der  Bedeutung,  die  diese  Frage  I  Wchnnngsfra-ol 
im  aligetncinen  Staatsintercsse  besitzt,  wird  auf  die  rechthchc  Möglichkeit  für  die 
Staatsbehörden,  solche  Massnahmen  nötigenfalls  auch  gegen  den  Widerstand  der 
Gemeindevertretungen  zu  erzwingen,  mit  Rücksicht  auf  don  den  Hausln-sitzem  in 
diesen  eingeräumten  Eintluss  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  nicht  wohl  femer 
verzichtet  werden  könncn.c  An  einer  anderen  Stelle:  »Es  kommt  in  Betracht,  dass 
nach  den  Beobachtungen  in  verschiedenen  Bezirken  die  Grundstücksbesitzer  durch 
ihren  Kinfln^v  in  mancheti  Cenieindevertretungcn  mit  Erfolg  die  Ausdehnung  der 
Bebauung  hwitanzuhalten  cxler  zu  vereiteln  gewusst  haben.«  Wir  »ind  weit  entfernt, 
das  Misstrauen  gegen  die  communalen  Vertretimgen,  das  sich  wie  ein  roter  Faden 
durch  die  ganze  Begründung  zieht,  für  ungerechtfertigt  zu  erklären:  craSse  Inter- 
essenpolitik und  eine  bcschanicndc  Honin  rthcif  in  socialen  Idingen  beherrschen  die 
meisten  deutschen  Genieindckörpcrachülicn,  weil  ein  odioses  Privileg  den  Haus- 
besitzern die  Obermacht  sichert.  Aber  es  hdsst  den  Teufel  dtnrch  Beelzebub  ans- 
trriben.  wenn  man  aus  diesen  empörenden  Zuständen  nur  den  einen  Auswcp:  -^ehcn 
will,  die  Macht  der  Polizei  zu  vermehren.  Die  Polizei  war,  ist  und  wird  sein  ein 
Werkzeug  in  den  Händen  der  herrschenden '  Classen,  ihrer  Zweckbestimmung  nach 
bar  aller  Initiative,  unfähig  zu  jedem  organischen  Aufbau  von  etwas  Betacreni.  Sind 
die  Gemeindevertretungen  hinter  der  Gnisse  ihrer  Aufgaben  in  einem  so  unheü- 
\  ollen  Masse  zurückgeblieben,  wie  es  tatsächlich  der  Fall  ist,  dann  könnte  nur  ihre 
eigene  durchgreifende  Reformierung  Abhilfe  bringen.  Der  bekämpft  am 
besten  das  Wohnungsclend,  der  das  verderbliche  Privileg 
des  Haus-  und  Grundbesitzes  in  den  Gemeinden  bricht.  Bietet 
man  zugleich  der  reformierten  Gemeinde,  deren  Vertretung  auf  breitester  demokra- 
tischer Grundlage  ruhen  und  mit  dem  grösstmöglichen  Masse  von  Selbstverwaltang»- 
recht  ausgc<5tattet  sein  muss,  eine  zeitgem.issr  Reform  des  Enteignungsgesetzes,  des 
Communalabgabengesetzes,  das  Recht  der  Zusammenlegung  stadtischer  GrundstOdce, 
dann  wird  überall  die  nur  im  ^nzelfall  richtig  zu  beurteilende  Art  der  Wohnnngs- 
reform  alsbald  angewendet  werden.  Heute  wird  ein  ernsthafter  Wtrfmtmgsreformer 
in  einem  Stadtparlament,  soweit  er  nicht  von  dem  socialdemokratisch  gesinnten  Teile 
der  Bevölkerung  gewählt  wurde,  bei  der  ersten  sich  bietenden  Gelegenheit  der  Wut 
der  Haasbesitzer  geopfert  und  verliert  sein  Mandat;  man  gebe  uns  ein  demcrfaratisdies 
Wahlrecht  —  und  kein  Gegner  einer  zidklaren  «md  energischen  Wohnmgsreform  kann 
mehr  in  ein  Rathaus  einziehen! 

Die  brutale  Herradiall  einer  rfickstSndigen  Bevolkemngsschtcht,  welche  die 
preussische  Junkercaste  ist,  hemmt  jeden,  auch  den  notwendigsten  Fortschritt  und 
verurteilt  das  Staatswesen  zur  Sterilität.  Mag  das  auf  manchen  Gebieten  eine  Weile 
ohne  ernsthaften  Schaden  für  die  Nation  zu  ertragen  sein:  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens  ist  es  nicht  zu  ertragen.  Die  körperlidie, 
geistige  und  sittliche  Gesiuvlbeit  des  grössten  und  grösser  werdenden  Teiles  unseres 
V'olkcs  steht  auf  dem  Spiele :  Soll  die  ganze  Zukunft  der  Nation  durch  unerträgliche 
Verteoerung  und  Versdilechterung  aller  Lebensbedürfnisse  einer  kleinen  Gaste  zu 
liebe  geföhrdet  werden?  Das  ist  die  Frage,  um  die  es  sieh  hier  handelt.  An  deren  Be- 
deuts.imkeit  gemessen,  schrumpft  der  Wert  der  geplanten  preussischeu  Wohnungsreform 
zwerghaft  zusammen.  Seine  Tendenz,  die  Selbstverwaltung  zu  schwächen  und  die 
Madft  der  Bureankratie  zu  stärken,  ist  verwcrflicb.  Das  Ganse  ist  nur  ein  Zdchen 
jammenralter  Ohmnadit. 

xxxxxx>ooooooo<xxxxxxxxxxxxxxx>ooooooooooooo<xx 
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Daä  letzte  Jahrzehnt  hat  in  Deutschland  eine  so  gewaltige  Zunahme  der  städtischen 
Wohnungscentren  gebracht,  wie  nie  zuvor  in  diesem  Lande.  Mittdstadte  haben 
sidl  zu  wahren  Grossstädten  mit  Hundcrttaiiscndcn  von  Einwohnern  entwickelt; 
die  kleineren  Städte  sind  zu  Mitlelstädtcn  hcrangcwacli&en ;  Dörfer,  die  irülier  ihre 
Bevölkerung  nach  Hunderten  oder  wenigen  Tausenden  zählten,  rechnen  jetzt  mit  Zetm- 
tausenden.  In  den  Industriebi-rirkcn  r^-üicn  sieh  die>e  neuen  Wohnorte  in  fast  un- 
unterbrochener Foli?c  aneinander.  Ucr  ahe  Gcgcnsatx  von  <ler  in  fe^te  Manern  ge- 
bannten Stadt  zum  platten  Lande  mit  seiner  mehr  oder  weniger  zer.streuten  Ansiede- 
lung versdiwindet  dabei  fast  vollständig.  Diese  Entwickelung  wäre  ohne  die  parallel 
laufende  Entwickelung  der  Verkehrswege  und  -mittel  Rri)suentei!s  nicht  möglich  rc- 
weseu,  wie  ^ieinersciu  da»  Zusanunenströnien  der  Uevülkerui>gsmassen  und  der 
Zwang,  sie  unterzubringen,  die  Entwickelung  der  V  erkehrsmittel  befördert,  auf  ihre 
Ausbildung  befruchtend  gewirkt  hat.  Die  wachsinde  Bedeutung  der  Strasscnbahncit 
—  um  dieses  Verkchrslittel  handelt  e^  >icli  bei  dem  inneren  Verkehr  iii  den  städti- 
schen Centren  und  ihren  sie  umschliesäcndca  Wirtschaftsgebieten  vornehmlich  — 
zeigt  stdi  nicht  nur  in  der  Anfmericsamkeit.  die  ihnen  das  nach  Verwcrtimg  strdiende 
Capital,  die  städtischen  Verwaltung  kt  rpiiM  häiun.  die  Technik  widmen,  scmdem 
auch  in  der  wissenschaftlichen  neiian<lhmR.  die  die  mit  ihnen  verknüpften  vr)!k>- 
wirtschaftlichen  Probleme,  vor  allem  die  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Bau-  und 
W(An«mgSwesens,  in  den  letzten  Jahren  gefunden  haben.  Verschiedene  umfang- 
reiche Schriften,  wie  zum  Beispiel  die  von  G^^^'.manIl  Du-  comiiutnalc  lu-dnitunf:  des 
SirassenbahHwesens  und  die  von  L.  Weiss  /))*•  Tarife  der  deutschen  Strasscnbahncn, 
ihre  Technik  und  wirtschaftliche  Bedeutung,  legen  Beweis  dafür  ab.  dass  das  Inter- 
esse für  die  Gestaltung  dieses  wichtigsten  totalen  Verkehrsmittels  der  Neuzeit  immer 
»eitere  Kreise  umfasst.  Ks  •■ei  mir  gestattet,  hier  auch  auf  das  Capitcl  Slmssrn- 
hahncn  im  zweiten  Bande  meines  Buches  Arbeiter polilik  und  IVirtschaftspflege  in  der 
deutschen  Städtetferwaltung,  auf  Seite  178  bis  agg,  hinzuweisen,  wo  ich  versucht 
habe,  die  wiclitigeren  Probleme  in  grossen  Zügen  darzustellen.  Von  diesen  Pro- 
blemen soll  uns  heute  die  .'\nordnung  der  Strassenbahntarife  etwas  eingehender  be- 
schäftigen, wobei  auch  auf  das  Problem  der  Conimunalisierung  der  Slrassenbahnen 
einiges  Licht  fallen  wird.  Gerade  die  letzten  Jahre  haben  in  den  veradiiedensten 
Städten  Bewegungen  gebracht,  die  von  der  einen  Seite  nu'^  auf  eine  ErhöhunK  des 
Ertrages  der  Strassenbahnen  abzielten,  während  die  andere  beniiiht  war,  die  einmal 
emmgcnen  Vorteile  dem  PubKcnm  zu  erhalten.  Sind  die  Tarifkämpfe  aiidi  in  der 
Mehrzahl  der  Städte  zu  einem  vorläufigen  Abschluss  gekommen,  so  ist  damit  doch 
die  Tariffrage  durchaus  nicht  von  der  Tagesordnung  verschwunden.  Es  ist  nur  ein 
Waffenstillstand  eingetreten,  und  in  den  kommenden  Zeiten  grösserer  Erträge  wer- 
den die  Kämpfe  um  Herabsetzung  der  Tarife  von  neuem  ausbrechen.  Die  Tarif- 
frage ist  also  gerade  im  augenblicklichen  Stadium  kritischer  Bearl>eitung  dringend 
bedürftig.  Die  Materialien  für  eine  solche  sind  in  dem  schon  erwähnten  Buche  von 
W^ciss  ziemlich  vollständig  mit  anerkennenswertem  Fleisse  zusammengetragen,  wah- 
rend ihre  kritisdie  Verarbeitimir  leider  redit  mangelhaft  ist  und  zn  sehr  die  Hand  des 
Atifängers  erkennen  lässt. 

Das  Weisssche  Buch  ist  vor  allem  Material sammltmg,  gegen  derai  Ordnung  man 
die  schwerwiegendsten  Bedenken  erheben  kann.  Einer  kurzen  theoretischen  Grund- 
Icgimg,  in  der  die  natürlichen  Bestimmungsgründe  des  Tarif  es  und  die  Sonder- 
stellung der  Strassenbahn  gcgenülxrr  der  Eisenbahn  Ix-liandelt  werden,  folfit  die 
technische  und  wirtscliaftliche  Betrachtung  der  einzelnen  Tarifarten,  die  sicli  in  die 


hi;üo  lindi:mann  •  dif.  strassknbahnkn  und  ihre  takii  j  755 

vier  Abschnitte  Der  Einseitarif,  Der  Umsteigetarif.  Die  aUgemcinen  Abonnements. 

Soudertarife  i^iedert.  Im  dritten  Capitel  wird  dir  (icst.iltung  der  Tarife  im  Privat- 
l)ctriebe,  im  vierten  ihre  Gestaltnnp  im  communalen  Iktriebe  dargestellt.  Diese  An- 
ordnung des  Stoffes  —  für  die  allerdings  geltend  gemacht  werden  kann,  dass  eine 
gewisse  besdiränkte  Anzahl  namentlich  tediniseher  Grundsätze  ohne  Zusammenhang 
mit  der  Art  des  Betriebes,  ob  commnnaler.  ob  privater,  sind  und  daher  für  -ic!i  Ix-- 
handelt  werden  können  —  mu:>s  dahin  führen,  dass  wichtige,  zusauimcngehurige 
Gegenstände  von  einander  getrennt  behandelt  werden.  Der  Verfasser  selbst  hat  in- 
folgedessen seine  Anordnung  nicht  immer  beobachten  können.  In  deni  ( apitet 
Eiii~cltarif  zum  Beispiel  sieht  er  sich  Rczwnnpen.  den  F.inlUi^s  des  communalcn  Be- 
triebes auf  die  Gestaltung  des  Einheitstarifes  ausführlich  darzustellen,  den  er  nach 
seinem  Plane  ausschliesslich  im  vierten  Capitel  hätte  behandeln  müssen.  Das  letztere 
ist  daht T  r<  rht  dürftig  ausgefallen.  Sein  grösserer  Teil  ist  der  Untersuchung  der 
principiflkn  FraRc,  oh  privater  oder  communaler  Betrieb,  gewidmet,  nur  der  kleinere 
dem  Nachweise,  dass  cominunale  Strassenbahncn,  wie  sich  der  Verfasser  ausdruckt, 
»finandcll  meist  etwas  teurer  kommen,  als  private.c  und  d^  als  Folge  davon  »flie 
Tarife  zumeist  auch  etwas  höher  fixiert  werden  niiissen«.  Der  Verfasser  beschäftigt 
sich  also  in  diesem  Capitel  nur  mit  dem  Nachweise,  dass  die  Ausgaben  der  oorn- 
immalen  Strassenbahnen  grossere  sind,  als  die  der  prtvatm,  und  dass  sie  sich  daher 
auch  höhere  Einnahmen  eben  mittels  höherer  Tarife  beschaffen  müssen.  Es  wäre 
aber  mindestens  im  gleichen  Masse  seine  AufpafH-  Rewescn.  tiefer  in  (he  Materie 
eindringend  im  einzelnen  zu  untersuchen,  welche  Hedeutmig  die  Tatsache  des  com- 
mtmalcii  Betriebes  für  die  Einführung  und  Gestaltmg  des  Einheitatarifes  oder  des 
Streckentarifes.  für  die  Ausbildung  der  Abonnements,  der  Arbeiterkartea  etC  hat. 
Diese  Untersuchungen  fehlen  hier  vollständig  und  können  im  allgemeinen  Teil,  wo 
sie  gestreift  werden,  nicht  zur  Geltung  kommen.  Infolge  dBeser  Zersplitterung  ist  es 
nicht  m<Vgtich,  die  Bedeuttmg  des  commnnalen  Betriebes  für  die  Gestaltung  der 
Tarife  klar  und  scliarf  herauszustellen  und  aus  der  kriti-chen  Behandlung  des  Mate- 
rials die  für  eine  zweckmässige  communale  Verkehri^litik  massgebenden  Grund- 
satze zu  gewinnen. 

Die  Strassenbahnen  verfügen,  wie  Weiss  richtig  bemerkt,  meist  nur  über  eine  Ein- 
nahmequelle, die  Fahrjfclder.  Das  ist  aber  eine  Flrschetnunj!:,  die  sie  mit  zahlreichen 
anderen  Betrieben,  wie  i^ektriatutswerkcn  etc.,  gemein  haben.  Wie  bei  diesen,  hängt 
die  Höhe  der  Einnahmen  von  der  Zahl  der  verkanften  Producteinheiten  tmd  dem 
Preise  der  einzelnen  Einheit  ah.  Sie  muss  in  privaten  Betrieben  ausreichen,  um 
.sämtliche  Ausgaben,  Verzinsung  und  Amortisation  des  Anlagecapitals,  sowie  den 
Pn^  zu  decken.  Die  Liste  der  Preise  der  Producteinheiten,  bei  den  Strassenbahnen 
der  Transportacte.  ist  der  Tarif.  Für  die  Bestimmung  seiner  Positionen  sind  also  in 
erster  Linie  die  financiellen  Momente  geltend.  Aus'~<  r  ihnen  unter.scheidet  Weiss  noch 
das  technische  Moment,  das  äquivalente  und  das  sociale  Moment.  Das  technische 
Moment  findet  seinen  Atisdrudc  nicht  nnr,  wie  Weiss  anfuhrt,  in  der  Einfachheit  des 
Tarifs,  durch  die  Irrtümer  in  der  Forderung  und  Zahlung  vermieden  werden  -sollen, 
sondern  auch  und  vor  allem  in  der  .\npassung  seiner  /Xnwendung  an  die  technischen 
Einrichtungen  und  Bedürfnisse  des  eigentlichen  FahrtKtricbes.  Mit  dem  Zahlkasten- 
system zum  Beispiel,  das  an  und  für  sich  in  directem  Widersprueh  zu  der  technischen 
Siclierheit  steht,  insofern  es  die  Aufmerksamkeit  des  Wagenführers  zwisdien  der 
Controie  der  Zahlungen  und  der  Führung  seines  Wagens  teilt,  ist  nur  der  Einheits- 
tarif mogtidi.  Mit  dem  Ausdruck  äquivalentes  Moment  bezeichnet  Weiss  den  Grund- 
satz von  Leistung  und  GesfenleistimR.  Nach  »hm  sollen  beide  einander  entsprechen, 
also  den  Fahrg.Hstcn  nicht  die  Möglichkeit  gewährt  sein,  längere  Strecken  für  das 
gleiche  Geld  zu  faliren,  wie  kurze.  SoctaUs  Moment  schliesslich  nennt  er  die  Be- 
rücksichtigung der  wirtschaftlicfaen  LeistmgsfiUiigkcit  Damit  ist  aber  die  Be- 
deotottg  des  socialen  Momentes  nicht  erschöpft  Wenn  wir  zum  Beispiel  die  Porde- 
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riine^  aufstellen,  dass  die  Strassenbahnen  durch  besonders  billige  Tarife  zwischen 

Wohnstätte  in  den  Vororten  und  Arf>cits?;tätte  im  Centrum  der  Stadt  die  Ansicde- 
liing  der  Bevölkerung  in  den  Vororten  befördern,  also  der  Verbesserung  der  heuligen 
miserablen  Wolintnigs-  und  Steddungsverhältntsse  dienen  sollen,  so  richten  wir 
^etchfalls  eine  socialpolitischc  Forderung  an  die  Verwaltung  der  Strasscnbalin  und 
stellen  einen  socialpolitischen  Grundsatz  für  die  Bildung  der  Strassenbahntarife  auf. 
Es  wäre  also  riditiger,  stall  von  einem  socialen  Moment,  von  socutlpulUischen  Mo- 
menten zu  reden,  wobei  wir  unter  SoeialpoKHk  die  Summe  der  Massregehi  verstehen, 
die  die  TIcbung  der  nichtbesitzcndcn  (riasscn  dc^  Volkes  ;'inn  Gegenstände  haben. 
Die  Scheidung  zwischen  hnanciellcm  und  äquivalentem  Moment  ist  überflüssig  und 
nur  geeignet,  Verwirrung  hervorzurufen.  Die  Gesiditsptmcte,  die  bei  der  Festsetzung 
eines  Tarifes  zu  berücksichtigen  sind,  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  scheiden.  In  der 
einen  von  ihnen  kommt  das  Verwertungsl>edürfnis  des  im  Strasscnl>ahnbctricbe  :ui- 
gelegten  Capitales  zum  Ausdruck.  Der  Strassen bahnbetrieb  wird,  wie  jede  andere 
Fabrikation,  nur  betrieben,  um  ans  dem  Unterndunen  Profit  herauszuwirtschaften. 
Man  kann  diese  Gesicht spuncte  ünaneicUe  nennen.  Zu  ihnen  gehören  auch  die  tech- 
nischen, denn  nur  insoweit  .sie  den  Kostenaufwand  herabsetzen,  finden  sie  Berück- 
sichtigung. Bei  der  anderen  Gruppe  wird  der  Strassenbahnbetrieb  als  ein  Verkehrs- 
mittel betraditet,  das  für  das  gesellsdiaftlidie  Zusammenleben  der  in  den  städtischen 
Sicdehnipci)  /iisamnuiigi-liäuften  Bevölkerungsmassen  notwendig  i-t  ir  wird  ge- 
braudit,  um  Zwecke  zu  erreichen,  die  ausserhalb  des  Erwerbsgebietes  des  Privat- 
capitals  liegen.  Zwisdien  beiden  Gruppen  wird  es  sdir  hinft^  zu  Confficten  kommen. 
Ob  die  eine  oder  die  andere  vorherrscht,  dafür  ist  in  erster  Linie  der  Besitzer  ent- 
scheidend. Bei  communalcm  Eigentum  und  Betriel)c  wird  das  Profitelement  nicht 
die  allein  ausschlaggebende  Rolle  spielen,  wie  bei  privatem.  Auf  jeden  Kall  ist  die 
Moglichkdt  gegeben,  dass  bd  ihm  das  sodale  oder  socialpolitisdie  Moment  zur  Gel- 
fung  komtnt.  Die  Frage,  ob  die  Strasscnbahn  als  Erwerlis-  oder  Wohlfahrtsanstalt 
gilt,  ist  für  di^  Höhe  der  Tarife  entscheidend,  für  ihre  Art  in  weitem  Umfange  be- 
stimmend. 

Audi  Wdss  unterscheidet,  wie  üblich,  zwei  Arten  von  Tarifen,  den  Einlidtstari.f 

und  den  Teilstreckentarif,  den  man  auc!i  Zonentarif  bezeichnet.  Für  den  er>tcren 
ist  charakteristisch,  dass  alle  Faliricn  zwischen  irgend  welchen  zwei  Punctcn  dn 
und  derselben  Linie  den  gleichen  Prds  haben.  Dabd  sdien  wir  von  dem  Umstdge- 
rccht.  das  einzelne  StrassenbahnunternehmungCn  gewähren,  vorläufig  ab.  Bei  dem 
Teil  Streckentarif  liegt  der  Preisl>ereclunmg  eine  l>estimmle  Strecke  als  Einheit  /» 
Grunde.  Das  Strasscnnetz  wjrd  in  bestimmte  Abschnitte  zerlegt,  innerhalb  deren  der 
glddie  Fahrpreis  erhoben  wird.  Die  Grösse  dieser  Abschnitte  kann,  nach  dem 
Längcnmass  bemessen,  absolut  gleicli  sein  —  dies  ist  der  seltenere  Fall  — ,  CKler  sie 
wird  durch  die  Haltestellen  bestimmt,  die  ihrerseits  vom  Bau  der  Stadt,  dem  Zuge 
des  Verkehrs  bedingt  sind.  Doch  werden  auch  bei  dieser  Anordnung  die  Längen 
der  Teilstrecken  möglichst  ausgeglichen.  Der  reine  Kilometertarif  und  der  so- 
genannte Zonentarif  lassen  sich  nur  in  der  Theorie  so  scharf  scheiden,  in  der  Pra.xLs 
laufen  sie  in  einander  über.  Neben  Städten,  die  nur  Einheitstarif  oder  nur  Teil- 
streckentarif  haben,  gibt  es  soldie,  in  denen  bdde  neben  dnander  für  verschiedene 
Gebiete  der  Stadt  bestehen.  Der  Einheitstarif  gilt  dann  meist  in  der  inneren  Stadt, 
während  für  die  .\usscngebiete  und  die  Vororte  Teilstreckentarif c  in  .Anwendung  sind. 

Weiss  vergleicht  nun  die  beiden  Tarifarten  vom  volkswirtschaftlichen  Standpuncte. 
aus  mit  einander  und  kommt  zu  folgendai  Resultaten.  In  dem  Teilstreckcntarif  soll 
das  Moment  der  Gerechtigkeit  des  Preises  dnigermasscn  zum  Au.sdruck  kommen,  in- 
^oien1  Leistung  und  Gegenleistung  in  ein  entsprechendes  Preisverhkltnis  gebracht 
werden  können.  Der  Teilstreckentarif  kann  femer  den  jewdligen  Verhältnissen 
angepasst  werden,  »ohne  .so  sehr  auf  allgemdnen  Widerstand  stossen  zu  müssen«. 
Schliesslich  engtbt  er  in  der  Regel  dn  fiaanciell  befriedigenderes  Resultat  für  den 
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Untetnehmer.  d»  bei  ihm  meistens  die  unterste  Grenze  lo  Pfennig  kostet,  während 
beim  Einheitstarif  dieser  Satz  in  der  Regel  auch  Maximum  ist.  Prüft  man  diese  dn  i 
von  Weiss  angezogenen  Vorteile  des  Streckentarif  es,  so  kann  man  zugeben,  dass  es 
Vorteile  sind,  aber  nur  vom  privatwirtschaftlichen  Standpancte  aus.  We  Gerechtiip- 
kdt  des  Preises,  die  in  der  Gleichheit  von  Leistung  und  Gegenleistung  zum  Aus- 
druck kommt,  ist  die  Gerechtipkcit  der  zahlungsfähißcn  CIas«en.  Das'^  der  Teil- 
stredcentarif  für  den  Unternehmer  bessere  ünancicllc  Resultate  ergibt,  ist  für  den 
Untemdmier  vorteilhaft  —  inwiefern  es  das  auch  für  die  Allgemeinheit  sein  soll, 
ktjnnen  wir  nicht  einsehen.  Und  dass  man  Preisverteucrungen  bei  ihm  leichter  hinter 
dem  Rücken  dc>  Pulilicinns  durchführen  kann,  ist  gleichfalls  für  den  Unternehmer 
ein  Vorteil,  für  das  Publicum  aber  ein  schwerer  Nachteil.  Es  ist  daher  auch  kein 
Wunder,  dass  der  Streckentarif  das  Ideal  der  privaten  Strassenl>ahngesellsdMften 
ist,  und  dass  diese  überall  bestrebt  sind,  ihm  ^icf^t-u  den  Einheitstarif  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Stellen  wir  uns  dagegen  auf  den  allgemein  wirtschaftlichen  Standpunct,  so 
mttss  gerade  die  cinheitUche  Durdif  ührung  des  Grundsatzes  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung bei  einem  allgemeinen  Streckentarif  als  ein  schwerer  Nachteil  desselben  he- 
zrichnet  worden.  Wie  soll  mit  einem  slrcnp  durchgeführten  Zonentarif  die  von 
allen  Socialpolitikern  geforderte  Decentxalisation  der  Wohnungsbcsiedelung  zwecks 
Verbesserung  der  Wohnverhältnisse  im  Centrum  erreicht  werden?  Die  längeren 
.Aussenstrecken  müssen  ja  infolge  der  vom  Centnmi  tmcIi  alIs^eIl  hin  abnehmenden 
Verkehrsdichte  mit  höheren  Preisen  belastet  werde»,  damit  die  höheren  Ausgaben 
durch  die  grosseren  Einnahmen  gedeckt  werden. 

Als  Vorteile  des  Einheitstarifes  zählt  Weiss  die  folgenden  auf:  seine  technische  Ein- 
fachheit, sowohl  hinsichtlich  der  FahrscheinausRabc,  als  der  Abrechnung  und  der 
Bedienung  der  Fahrgaste,  seine  Klarheil,  infolge  deren  keine  Irrtumer  über  die  Hohe 
des  zu  zahlenden  Fahrpreises  möglich  sind,  und  drittens  die  Möglidikeit  für  den 
Unternehmer,  die  Eincassicriing  des  Fahrgeldes  entweder  durch  SchaflFner  oder  durch 
Zahlkastcn  vornehmen  zu  lassen.  Die  letztere  Einrichtung  ist  nur  in  kleinen  Städten 
möglich,  wo  durch  die  Controle  des  Wagenführers  die  Betries^icherheit  nicht  zu  sehr 
ludet,  kann  also  nicht  als  allgemeiner  Vorteil  des  Einheitstarifes  bezeichnet  werden. 
IJcn  Hauptvorteil  des  Einheitstarifes,  seine  Rrösscrc  Billigkeit,  erwähnt  Weiss  merk- 
würdigerweise überhaupt  nicht.  Es  hegt  aber  in  seinem  Wesen,  dass  der  Einheits- 
satz mogUdist  niedrig  gegriffen  werden  mnss,  um  die  erforderliche  Frequenz  sicher- 
zustellen,  während  bei  dem  Teilstreckentarif  immer  nur  ein  bestimmter  Teil  von  der 
Mintmaltaxc  getroffen  wird.  So  wurden  in  Hainhurg  befördert:  auf  Fahrscheine  ;'ti 
lo  Pfennig  Ö3  1407.28  IVrsoncn  =  73,30%,  auf  l^iiir scheine  zu  15  Pfennig  19795205 
I*ersanen  =  22,98%.  auf  Fahrscheine  zu  20  und  mdir  Pfennig  3,73%. 

Ein  t(Tns>frvr  Teil  f!es  Weissschen  Hiichcs  'uitersncin  nun  die  bestehenden  Tarife, 
Teilstreckcntarif  und  Einheitstarif,  insbesondere  auch  auf  die  .Angemessenheit  ihrer 
Sätze  und  ihren  Einfluss  auf  die  Rentabilität  der  Unternehmungen  hin.  Gerade  in 
diesem  Abschnitte  macht  ich  der  Mangel  a»  kritischer  Schärfe  sehr  bedenklich 
trehend.  der  namentlich  in  der  Würdigtmg  des  von  den  Städten  und  (iescllschaftcn 
111  ihren  Verwaltungsberichlen  niedergelegten  Materials  zu  beobachten  ist.  Weiss 
stellt  an  die  Spitze  seiner  Untersuchungen  den  Satz,  dass  der  Einfluss  des  Tarifes  auf 
die  Einnalmic-  und  Ausgabeposten  nicht  oder  fast  nicht  zu  erkennen  sei,  denn  schon 
der  vom  Tarif  oft  scheinbar  stark  beeinflusstc  Rohgewinn  hänge  von  vielen  anderen 
Umständen  ab.  Mit  Unrecht  werde  der  Zehnpfennigtarif  von  den  Betrieben  als 
schlecht  und  absolut  unrentabel  hingestellt,  während  in  Wirklichkeit  die  allgemeine 
wirtschaftliche  Depression  den  Verkehr  auf  den  alten  Linien  ungünstig  beeinHu^st 
und  die  Entwickclung  der  neuen  Linien  schwer  beeinträchtigt  habe.  Trotz  dieser  durch- 
aus richtigen  Erkenntnis  sdiliesst  Weiss  seine  Besprechung  der  Tarif ermässigun gen 
verschiedener  Strassenbahnen  mit  dem  Salze,  dass  »eine  grosse  Zahl  der  heutigen 
StnusenbahnUrife  zu  einer  tuberecfatigten  Niedrigkeit  gedrückt  ist«.   Er  kommt  zu 
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diesem  Resultate  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  die  städi^clic  Strassenbalin  in 
nüsseldorf.  die  Leipziger  Strassi'nl<.-ilui.  die  Strassenbahncn  in  Würzburg,  (Icra,  Lieg- 
nitz. München,  also  alle^  Strai^K-nb^ihnen  mit  £inheit!>tarif  mit  dem  Satze  von 
lo  Pfennig,  gemacht  hätten.  Überall  ist  mh  der  Einführung  des  Einheitstarifes  eine 
erhcMichf  Steigerung  der  Bahnfrequenz  und  damit  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
Hetriebsaufwcndungen  eingetreten,  während  auf  der  anderen  Seite  nur  eine  geringere 
Zunahme  der  Bruttoeinnahmen  zu  constatieren  war.  Diese  \'orgänge  drücken  sich 
darin  aus,  dass  überall  die  Betriebseinnahmen  pro  Wagenkilometer  beträchtlich  ge- 
sunken sind.  So  sank  l)ei  der  Dresdener  Strasscnhahn  iam  fie^cliäftsbericht  vf>n 
1900  die  Einnahme  pro  Wagenkilometer  von  40,2  auf  35,9  Pfennig,  bei  der  Grossen 
Berliner  Stnusenbahn  von  53,13  Pfennig  im  Jahre  auf  41,05  Pfennig  im  Jahre 
igo2.  Aber  dieselben  Vorgänge  Ias.scn  sich  auch  bei  den  Strassenbahnen  mit  Teil- 
streckentarif beobachten.  Weiss  führt  gleichfalls  einige  Bcispick-  dafür  an.  Da^i 
ganze  Material  lieweist  also  seine  Behauptung,  dass  die  Tarife  unberechtigt  niedrig 
seien,  dttrchaus  nicht,  sondern  nur  den  Satz,  dass  Tarifherabsetzmigen  xu  einer 
Stfitr^riiiij;  der  Frcqucii/  iitid  /n  i-iner  W^mehrung  des  Betriebsaufwandes  unbedingt 
fuhren  müssen,  dass  aber  die  Hohe  der  Einnalimen  nicht  in  dem  gleichen  Masse  zu 
steigen  braucht  Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  dnrch  die  Tarifermässigimg  auch  eine 
Erhöhung  der  Einnahmen  pro  Wagenkilometer  eintreten  kann.  Das  Gegenteil  ist 
aber  nicht  weniger  nu>glicli.  Hier  kommen  oln-n  flic  ausserhalb  des  Tarifs  liegenden 
wirtschaftlichen  Factoren  in  erster  Linie  in  Betracht.  Sie  sind  darüber  entscheidend, 
ob  trotr  der  Tarifherabsetzung  die  gleiche  oder  grössere  Reineinnahme  erzielt  wird. 
In  zutreffender  Weise  macht  Weiss  noch  auf  einen  anderen  Umst.md  aufmerksam,  <kr 
ungünstig  auf  die  Betriebsresultate  einwirkt:  die  zu  grosse  Ausdehnung  des  Be- 
triebes bei  der  Einführung  der  elektrischen  Zugkraft,  die  teils  durch  allzu  häufige 
Wagenfolge,  teils  durch  den  Bau  zu  grosser  Aussenstrccken  und  sonstiger  unren- 
tabler Unien  bewirkt  sein  kann.  Der  EinflnsKS  der  wirtschaftlichen  Coniunctur  i-t 
aber  auch  hierbei  das  Entscheidende.  Durch  alle  Zahlen,  die  in  dem  Weissschen 
Buche  angeführt  sind,  wird  sdiltesslich  nur  diese  Tatsache,  und  nichts  anderes,  also 
auch  nicht  die  zu  grosse  Niedrigkeit  der  Tarife  bewiesen.  Mit  dem  Hnfluss  der 
w irf^cliaftlichen  Verhältnisse  müssen  sich  aber  die  Strassenbahnen.  wie  jedes  andere 
privatcapitalistische  Unterneiunen,  abfinden.  Sic  können  durchaus  nicht  bean- 
spruchen, dass  in  Dq»re8sionszeiten,  wenn  ihre  Einnahmen  herabgefacn,  iffie  Tarife 
/(I  iliren  rri:n>tfn  hinaiifgesot/'i  wertlen.  Sic  würden  ganz  gewiss  nicht  dsHUt  ein- 
verstanden sein,  dass  man  in  den  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges»  wenn  sie 
fette  Dividenden  erzielen,  die  Tarife  herabsetzt.  Die  Privatunterndaner  verlangen 
von  dem  Tarif,  dass  er  ihnen  auch  in  der  Zeit  der  Depression  eine  nach  ihren  Be- 
griffen genügende  Dividende  sichere,  ohne  Rtuk<ichl  daniuf.  ob  dieseÜK-  in  Zeiten 
der  Blüte  eine  übermässige  Höhe  erreicht.  Dagegen  sind  sie  mit  einer  Durchschnitts- 
dividende  von  drca  4%  durchaus  nicht  zufrieden.  Wemi  wir  also  behaupten,  dass 
die  Klagen  der  Stra^scnbahnunternehmer  in  den  allerwenigsten  F.Hllen  berechtigt  sind, 
so  soll  damit  von  uns  nicht  behauptet  werden,  dass  unter  bestimmten  Bedingungen 
die  Zehnpfennigbasts  nicht  zu  niedrig  sein  kann.  Die  Frage  ist  dann  aber  nur  die. 
oh  mittels  eines  teuereren  Tarifes,  mag  derselbe  nun  ein  Strecken-  oder  ein  Ein- 
heitstarif sein,  ein  jiiiii'^ticrrt"»  Rrsultat  erreicht  werden  kann.  In  solchen  Fällen  hat 
man  meist  das  Verkelusbedurfnis  der  Stadt  überschätzt  und  Stras>enbahnen  gebaut, 
ohne  dass  die  Hauptbedingung,  «ks  Vorinndensein  eines  genugenden  Vericehrs- 
qttantums.  erfüllt  war.  Die  Städte  müssen  in  diesen  Fällen  in  die  Stras^senbahn- 
unternehmungen  zunächst  einmal  hineinwachsen.  Auch  mit  den  teuersten  Tarifen 
wird  sich  dann  keine  Rcnubilität  erzielen  lassen. 

Weiss  mnss  selbst  zugeben,  dass  eine  Reihe  von  Strassenbahnen  Tarife  besitzen, 
die  »nach  objcctiver  Benrteihmg«  zu  hoch  --ind.  \'on  solchen  Bahnen  nennt  vr  <l!  ■ 
Crosse  Berliner  Strasseubahn  bis  zum  Jahre  1898,  deren  Dividende  in  diesem  Jahre 
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die  Höhe  von  18%  erreicht  hstte,  die  früheren  privaten  Strasscnbalmcn  in  Frankfurt 

:im  Main  und  Cöln.  die  flambitrjr-Altonacr  Ccntralhcihu.  dit-  im  Jahru  i8q6  .lo^^,  im 
Jahre  igoi  immer  noch  9^0  zahlte,  die  Stuttgarter  Stra^-cn))ahu,  die  10  bis  11% 
Dividende  zahlt,  die  Hamburger  Strassenbohn,  die  Magdcliurgische  Strassenbahn. 
diese  mit  t-incm  Einheitstarif  von  10  Pfennig  igoo  10%  Dividende,  die  Breslauer 
Stra<«:Lnhalin.  chonfall^  mit  Einlieits/i-hnpfcnniRtarif  und  14. 25*"^  Dividende  auf  das 
alte  Acticncapital.  Bei  diesen  Lnternehniungen  ist  sicher  von  keinem  Notstände  die 
Rede :  von  einer  Emiässtgui^  der  Tarife,  der  Einführung  von  Arbeitertarifen  und  ähn- 
lichen socialpolitischen  Fortschritten  ist  aln  r  natiirlicli  nichts  7ii  merken. 

Während  der  Verband  der  privaten  Strassenbahngesellschaften  in  dem  Strecken- 
tarif  das  ungemessene  Profite  versprechende  Ideal  sieht.  I;eginnt  Weiss  sein  ver- 
gleichendes Capitel  mit  dem  Satz,  dass  zwischen  den  bestehenden  Einheits-  und 
Streckentarifen  in  Bezug  auf  ihre  financicllen  Resultate  krin  grosser  ITntcrschied  Im?- 
stche.  Er  tindet  den  Grund  dafür  in  der  Tatsache,  dass  beide  auf  der  gleichen  Basis 
des  Satzes  von  to  Pfennig  beruhen  und  audt  beim  Teilstreckentarif  die  meisten  Fahrten 
10  Pfennig  ko»-ten.  Nt  dem  m).  so  werden  die  financicllen  Resultate  in  erster  Linie 
von  den  wirtschaftlichen  l'actorcn  abhängen.  Wir  haben  In-reits  ()l>en  die  Ham- 
burger Zaidcn  angeführt,  wonach  73.309©  der  Fahrgäste  auf  euic  Eahrkartc  zu 
10  Pfennig  befördert  worden  sind.  In  Frankfurt  am  Main  betrv«  im  Jahre  1900-1901 
die  dtirchcchnittliche  Einnahme  pro  Falirschein  \\,2  Pfennig.  AIlRemoin  ist  statistisch 
nachgewiesen,  dass  bei  Teilstreckentarif  die  durchschnittlichen  Emnahmcn  pro  Fahr* 
schein  sehen  über  la  Pfennig  pro  Person  betragen«  von  uro  der  Übergang  zum  Ein- 
heitstarif nicht  mehr  so  gross  erscheint.  Dodi  macht  bei  grossen  Strassenbahn- 
unternehnumgen.  die  ihre  Benul/'cr  nach  Millionen  7ählen,  der  Unterschied  von  einem 
(Hier  zwei  Pfennigen  im  Durchschnittspreise  ganz  gewaltige  Sunwien  aus.  Zu  welchem 
Teil  diese  Summen  durch  den  gesteigerten  Vericehr  ausgeglichen  werden,  ist  eine 
andere  Frage. 

In  einer  interessanten  Tabelle  stellt  Weiss  für  je  10  Betriebe  mit  Einheitsbetrieb 
respective  Teilstreckenbetrieb  die  Einnahmen  pro  Wagenkilometer  gegenüber.  Im 
Durchschnitt  ergibt  sich  für  die  Betrielx:  mit  Einheitstarif  eine  Wagenkilomctcr- 
einnahme  von  31.29  Pfennig,  für  die  Betriebe  mit  Teilstreckentarif  eine  solche  mit 
Pfennig,  akso  eine  Differenz  von  1,18  Pfennig  oder  3.64%.  Der  Unterschied 
ist  also  sehr  gering.  Die  einzelnen  Strassenbahnuntemehmungen  sind  nach  Weiss' 
eigenen  Ani^ahcn  ganz  willkürlich  gewählt,  und  es  finden  sich  in  beiden  Hruppen 
Städte  von  allen  Grössenclassen  von  iqooooo  respective  000000  Einwohnern  bis  zu 
circa  30000  Euiwohnem.  Ob  es  richtig  war,  die  Städte  ui  beiden  ürui>pcn  willkür- 
lich auszuwählen,  scheint  uns  sehr  zweifelhaft,  da  die  Grösse  der  duzduen  Gruppen 
für  den  Vergleich  \nn  Durchschnitten  zu  klein  ist.  RicbtiRcr  wäre  es  gewesen,  die 
Unternehmungen  der  beiden  Gruppen  nach  dem  Gesicht^puncte  auszusuchen,  dass 
die  Verhältnisse,  unter  denen  sie  arbdten,  möglichst  gleiche  sind.  Denn  Wohlhaben- 
heit der  bcnutsenden  Bevölkerung,  Gestaltung  der  Bodenoberfläche,  die  Art  der  An- 
siedelung u.  s.  w.,  das  sind  alles  Factoren,  die  auf  den  Ertrag  des  Unternehmens  vom 
grösstcn  Eintiusse  sind.  W^ic  dem  aber  auch  sei,  eine  gewisse  Bedeutung  kommt  dem 
Wdssschen  Vergleidie  ohne  Zwdfel  zu.  Es  verdient  daher  entschieden  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  sich  der  Einheitstarif  gegenüber  dem  Teilstreckentarif  diirc!i 
aus  nicht  so  schlecht  bewährt  hat,  wie  es  das  private  Strassenbahncapital  behauptet. 

Was  nun  das  Anwendungsgebiet  der  beiden  Tarifarten  angeht,  so  soll  nach  Wdss 
im  allgemeinen  für  ganz  grosse  Städte  ein  billiger  Tcilstred<entarif  geeigneter  sdn. 
al>-  ein  Pjnhcitstarif.  Der  letztere  soll  sich  Ix-i  Städten  von  circa  75-  bis  250000  Ein- 
wohnern besser  bewähren,  vorausgesetzt,  dass  für  die  Ausscnlinicn  ein  besonderer 
Teilstredcentarif  gilt.  Ebenso  sei  in  kidneren  Mittelstädten  der  Einhdtstarif  nur 
dann  möglich,  wenn  die  Lmien  stark  benutzt  werden  imd  nicht  zu  lang  sind.  Sind 
dagegen  die  Linien  lang,  so  sei  ein  Teilstreckentarif  entschieden  vorzuziehen.  Diese 
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Weiss H-iitn  Resultate  leiden  unter  dem  schweren  Mangel,  dass  sie  ohne  Riick>icht 
auf  die  Arten  dr>  städtischen  Verkehrs  aufgcstcilt  sind  und  dass  bei  ihnen  die  Frage 
der  Abonnenientskarten,  der  Arbeitertarife  ctc  nicht  berücksichtigt  worden  isL  Die 
Wirfcttng  dns  Teitstreckentarifes  ist  doch  eine  ganz  andere  nnd  längst  nidit  so  tief 
ein  sehn  (  idendo,  wenn  neben  den  Einzel  fahrten  Abonnementskarten  oder  besondere 
Arbcitcrkarten  mit  bedeutend  crmassigten  Sätzen  bestehen.  Der  Factor  der  Abonue- 
mentskarten  und  Sondertarife  durfte  bei  der  Aufotellung  aligemeinerer  Grundsätze 
für  die  Tarifbildung  nicht  vernachlässigt  werden.  Ist  es  doch  nur  durch  Anwendung 
dieser  Tarife  mftglirh.  "-(»cialpolitischc  Grundsätze  /vr  Anerkennung  zu  bringen. 

Die  Abonnements  der  Strasscnbahnen  sind,  wie  die  Abonneraenls  überhaupt,  aus 
der  Absicht  entstanden,  zur  Benutzung  der  Strasscnbahn  durch  £e  Gewährung  be- 
sonderer Vorteile  anzulocken.  Zugleich  bedeuten  sie  ein  Entgegenkommen  an  die 
Personen,  die  die  Stra'-scnbahn  aus  irgend  welchen  Gründen  besonders  lebhaft  be- 
nuuen.  Bei  ihrer  Taritierung  gehen  daher  auch  die  privaten  Stras-scnbahnvcrwal- 
tnngen  rdn  kaufeiännisch  vor.  Das  Abonnementsgeschäft  gilt  ihnen  als  ein  kauf- 
inännsich  7U  In-handelndes  EnprnsiRcschäft.  Sie  multiplicieren  also  die  Zahl  der 
Fahrten  in  dem  Zeitraum,  für  den  das  Abonnement  gilt,  mit  den  durdischnittlichen 
Betriebskosten  pro  Fahrt  und  geben  auf  das  Product  einen  Rabatt,  der  bei  längeren 
\'oransbezahlungen  höher  bemessen  ist,  als  bei  kürzeren.  So  kostet  zum  Beispiel  die 
Jahreskarte  l)ei  der  städtischen  Strasscnbahn  in  Frankfurt  am  Main  da-^  10,771'ache 
der  Monatskarte,  bei  der  Solinger  Strasscnbahn  das  lofache.  bei  der 
städtischen  Strassenbahn  zu  Königsberg  das  8,75fache,  bei  der  Breslaner 
Strassenl)ahn  das  Rf.irlie,  hei  cWr  Suddrutschen  Ilisenbahnf^cscllscJiaft  in  Maitiz  das 
7»S^ache.  Auch  die  Rabatte,  die  durch  die  Abonnements  gegeben  werden,  erreichen 
oft  eine  betrachtliche  Höhe.  So  wurde  in  Breslau  eine  Zeitlang  fast  75%  Ennässi- 
gung  gewährt,  in  Leipzig  betrug  sie  1902  54,39f-  Alinliclie  Ennassigungen  werden 
auch  neben  den  eifientlichen  Zeitkarten  durch  die  Blockkarten  oder  Knipsab<>nncment> 
gewahrt,  die  eine  bestinnntc  Anzahl  von  Fahrten  zu  einem  billigeren  Preise  abgeben, 
falls  der  Fahrpreis  für  sie  gemeinsam  im  voraus  entrichtet  wird.  Diese  ErmäsMgungen 
betragen  bi«;  7U  ."o*^.  ;un  h.'iufiKstcn  \(y/^  und  jo'"?.  Die  AlK^nncnu-nts  lictlouteii  unter 
allen  Umständen  eine  Bevorzugung  der  zahlungsfähigen  Stras^enbalinbenutzcr,  wobei 
gerade  die  wohlhabendsten,  das  heisst  diejenigen,  die  sich  eine  Jahreskarte  leisten 
k<.nnen,  am  meisten  begünstigt  werden.  Das  ganze  Institut  der  Abonnements  bedarf 
daher  einer  gründlichen  Umgestaltung,  falls  socialpolitische  Ziele,  insbesondere  auf 
dem  Ck'biete  des  Wohnungswesens,  mit  ihm  erreicht  werden  sollen.  Ansätze  einer 
liolchcn  Umgestaltung  sind  zum  Beispid  in  Frankfurt  am  Main  gemacht  worden. 
Leider  hat  Weiss  die^o  so  eminent  wichtige  Seite  überhaupt  nicht  behandelt.  V.r 
kommt  in  seinen  Capiteln.  die  sich  mit  den  Abonnements  beschäftigen,  nicht  über 
die  kaufmännisch-capitalistische  Auflfassung  der  selben  hinaus.  Er  verbreitet  sich 
daher  ausführlich  über  den  Einfluss,  den  die  Gewährung  billiger  Abonnemcnt.<>kartcn 
auf  die  (iestaltung  des  W  rkchrs  ausüben  kann.  Er  erörtert  die  Möglichkeit,  dass  die 
Abonnuiten  ein  tat.sächlicJies  Bcnutzimgsnionopol  erhalten  könnai.  da  den  anderen 
Fahrgästen  die  Fahrten  insofern  verteuert  werden,  als  sie  fiir  den  durdi  die  Abonne- 
ments bewirkten  Betriebskostenausfall  aufzukommen  haben  —  aber  die  Bedeutung 
der  Abonnements  für  das  Wohnunpswesen  bespricht  er  mit  keinem  Worte. 

Neben  den  Abonnements,  die  tur  jeden  käuflich  sind,  der  zahlungsfähig  ist,  also  den 
besitzenden  Ctessen  eben  wegen  ihrer  ZahlungsHihigkeit  ausschliesslich  zu  gute 
kommen,  hat  eine  piv-is  Anzahl  von  Strassttibalitumternehmungen  auch  Sonder- 
tanfe  für  Arbeiter  emgcrichtet.  Von  107  Bclricbcn,  über  die  Weiss  genaue  <\ngaben  . 
vorliegen,  haben  nur  39  =  27.1%  soldte  Sondertarife.  Sie  fehlen  in  einer  Reihe  von 
Grossstädten,  wie  I^ipzig,  Breslau,  ferner  in  sehr  industriellen  Mittelstädten,  wie 
Es^en,  Hagen,  Bochum  und  anderen,  vollständig.  Uber  die  .Anordnung  dieser  Sondcr- 
tarife  für  Arbeiter  erfahren  wir  bei  Weiss  auch  wieder  recht  wenig.    Zwar  füllt  er 
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vide  Zdlcn  mit  allgemdneii  Betrachtungen  über  die  LoMidikdt  solcher  Arbdter- 

tarifc,  die  die  Strassenbahn  den  Arbeiterclassen  überhaupt  erst  zugänglich  maclKti. 
mit  der  Widerlegung  des  Einwandes,  dass  das  bessere  Publicum  durch  den  Vorkehr 
der  Arbeiter  verdrängt  werde,  und  was  dergleichen  überflüssige  Ausführungen  mehr 
sind.  Über  die  Tarife  selbst  teilt  er  uns  aber  nur  mit.  dass  vielfach  das  Jahresein- 
kommen von  I200  Mark  als  Grenze  für  dir  BctiutznnR  des  Arbeitertarifes  Rcu.ihlt 
wird  und  dass  in  einigen  Städten  die  billigeren  Tarife  nur  für  bestimmte  Sonder- 
wagen gelteiL  Schliesslich  bringt  er  noch  die  Procentsitze  der  Ermässigungen,  untcr- 
lässt  es  aber,  eine  Zusammenstellung  der  viel  interessanteren  abairfttten  Sätze  und  der 
auf  Grund  der  ArlKMti-rhüh  tts  zurückligharen  Streckenlängen  zu  machen.  Gerade 
hier  wäre  aber  eine  Unlersuchimg  der  Frage  angebracht  gewesen,  inwieweit  c>  durch 
die  Strassenbahn  den  Arbdtern  ermöglicht  wird,  ihre  Wohnung  getrennt  von  ihrer 
Arbeitsstätte  zu  wählen. 

Der  zweite  Teil  des  Wcissschcn  Buches  lie.schäftigt  sich  nüt  der  Gestaltung  der 
Tarife,  soweit  dieselbe  durch  die  Tatsache  des  Privatbetriebes  oder  des  Communat- 
betriebes  bedingt  ist.  Der  Verfasser  hebt  ganz  riclitig  hervor,  dass  das  Intcrc»c  «1er 
.Actionäre  an  der  ActienpcsclLschaft  sich  in  der  Zahlung  einer  möglichst  hoiicn  sicheren 
Dividende  erschöpft.  Das  gilt  natürlich  auch  für  die  Strassenbahnactiunarc,  und  ihren 
Wnnsdicn  gemäss  wird  die  Dtrection  der  Untemdimwig  bemüht  sdn,  möglichst 
hohe  financielle  Resultate  zu  erzielen.  Daraus  folgt  offenbar  der  Schluss.  das.s  private 
Strnssenhahnunternehmtmgen  ihre  Tarifc  so  b.ocli  als  möglich  festsetzen  worden 
und  dass  die  Interessen  der  Fahrgäste  und  des  Dienstpersonals  nur  soweit  Bcrück- 
siditigung  6nden  werden,  als  das  ohne  Schädigung  des  Profites  geschdien  kann.  Die 
Tarife  der  privaten  Gesellschaften  werden  sich  daher  pan/  pewiss  nicht  dnrch  Bilüfj- 
kdt  auszeichnen.  Weiss  bringt  nun  in  einer  Tabelle  eine  Übersicht  über  die  Divi- 
denden, die  in  den  Jahren  von  1893  bis  1902  von  20  Strassenbahngesellschaften  ge- 
zahlt worden  sind.  Von  diesen  20  Gesellschaften  sind  nur  3  in  den  letzten  J.ihrcn 
erfraglos  gewesen,  nämlich  die  Mallesclie  .Strasscnhalni  seit  lS<;)Q.  die  Strassenhahii  m 
Hannover  seit  1901  und  die  Heilbronner  Strasscnbahn  seit  1898.  Die  übrigen  haben 
Dividenden  geahlt,  und  die  Mdirzahl  von  ihnen  sogar  sehr  anständige,  die  den 
landosiiblichcn  Zinsfuss  oft  nicht  unbeträchtlich  überschreiten.  Allerdings  hält  Wei.ss 
das  durchaus  für  berechtigt,  sofern  dies  >in  massiger  Weise«  geschieht.  Gegen  Divi- 
denden von  6,  ja  7%  hat  er  nichts  einzuwenden.  Schon  aus  der  Höhe  der  gezahlten 
Dividenden  von  7%,  8.  9,  10,  11%  kann  aber  ohne  weiteres  der  Schluss  gezogen  wer- 
den, dass  die  Tarifc  zu  hoch  sind.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  privaten  .Strnssen- 
bahnuntemehmungen  an  die  concessionierenden  Städte  Abgaben  zu  zahlen  liabcn.  die 
n^  dner  Übersicht  zwischen  0,53%,  wie  in  Hdlbronn,  und  17,96%  der  Betriebs- 
cinnahme,  wie  bd  der  Hamburg- Altonaer  Centraihahn,  schwanken,  .\ucli  dii^c 
Abgaben  müssen  ebenso,  wie  die  Profite,  von  den  Fahrgästen  aufgebracht  vm  r«U  n. 
Bei  einem  communalen  Betrieb,  der  nur  die  Selbstkosten  aus  dem  Stras>cnbahnuiitcr- 
nehmen  herauswirtsefaaftet,  l^nten  also  die  Tarife  um  die  Betrage  für  die  Abgaben 
und  die  Profite  niedriger  gegn'flfcti  werden.  Wie  auch  in  der  Praxis  die  Tarife  der 
communalen  Betriebe  sich  gestalten  mögen,  theoretisch  niuss  diese  Tatsache  con- 
statiert  werden.  Wdss  behani>tet  nun.  da»  •commtmate  Strassenbahnen  financiell 
mdst  etwas  teurer  kommen,  als  privatec.  Es  gibt  nach  ihm  keinen  städtischen  Be- 
trieb, der  auf  die  Daner  mit  der  Selbstkostendeckung  zufrieden  wäre.  .Mle  wollten 
sie  Gewinne  hcrauswirtschaften.  Beiläufig  gesagt,  findet  er  »ein  in  den  Grenzen  der 
Mäsdgkdt  angewendetes  Erwerbsprindp€  dnrdiaus  berechtigt,  besonders,  wenn  für 
die  weniger  T.^istungsfähigen  entsprechend  billigere  Sondertarife  in  Anwendung  seien. 
Der  Weisssche  Einwand  trifft  aber  nur  den  communalen  Betrieb  unter  der  Herr- 
schaft der  faurgerlidien  Parteien,  nicht  aber  den  communalen  Betrieb  als  solchen. 
Auch  wenn  man  die  Verzinsungsquote  einiger  städtischer  Strassenbahnen  neben  (fic 
einiger  privater  stdlt,  wie  das  Wdss  in  dner  Tabdle  sdnes  Buches  tut,  ergibt  sich 
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für  die  ersteren  keint'  grossere  Verteuerung  des  Tarifcs,  als  bet  den  letzteren.'  Denn 
wenn  man  tinf-n  \'ergleich  zwischen  beiden  anstellen  will,  so  nmss  man  offenbar  — ■ 
nn<l  das  hat  Weiss  nicht  getan  —  die  Abgaben,  die  von  den  privaten  Gesellschaften 
zu  xnhien  sind,  mit  zur  Verzinsuns  hinzuzählen.  Man  wird  dann  sicher  eine  höhere 
Vcr;'in  tinc-fiuoic  für  die  privaten  Strassenbahnen  erhalten. 

Der  Haf.pt«nind  abt-r.  mit  dem  Weiss  seine  Behauptung  beweisen  will,  liegt  in  den 
höheren  PerMUialkosten.  In  einer  Gegenüberstellung  von  5  privaten  und  5  com- 
munalen  Betrieben  ergeben  sich  bei  den  ersteren  für  Gehälter  und  L*ihne  35,67%  der 
Bef neb<;atiSKalK'n,  bei  den  letzteren  40.44%.  wobei  noch  zu  bedenken  ist.  dass  bei  den 
privaten  Gesellschaften  die  Directoren  viel  höhere  Gehälter  beziehen,  als  bei  den 
communaten.  Die  Jahrestohnquoten  pro  Kopf  des  Bediensteten  sind  nach  einer 
anderen  fhcrsicht  liei  Weiss  ebenfalls  bei  den  städtischen  I'c trieben  h<)hcr.  als  bei 
den  privaten.  Sie  Ix-trugen  zum  Beispiel  hei  der  städtisclien  Strassenbahn  in  Üarm- 
stadt  I  oij,39  -Mark,  in  l-rankfurt  am  Main  1172,73,  in  Mannheim  1021,55,  in  München 
1260,33  und  nur  in  Königsberg  715  Markt  Dagegen  geht  die  Quote  nur  in  Hamburg 
v<in  fkn  fünf  angezogenen  privaten  Unternehninncren  über  1000  Mark  hinaus.  Sie 
erreicht  hier  1247,49,  während  sie  in  Berlin  990,04,  in  Bremerhaven  923,58,  in  Leipzig 
882,16  und  in  Nürnberg  —  damals  noch  privat  —  943,16  Mark  beträgt. 

Ausser  den  Lohnsätzen  sollen  auch  die  holieren  Rücklagen  der  oonnnunalen  Be- 
triebe, worunter  W'eiss  die  .Viisgahcn  für  Capitalsfügung,  Erneuerung  und  Amorti- 
sation versteht,  auf  die  Tarifsätze  erhöhend  einwirken.  Während  5  Privatbetriebe 
im  thnrhschnitt  I4,a8%  der  Betriebsausgaben  für  die  Rücklagen  ausgeben,  wenden 
5  Communalbct riebe  15.53%,  a'j^o  1.25%  mehr,  auf.  Ixihne  und  Rücklagen  zusammen- 
genommen betragen  bei  4  städtischen  Betrieben  zwischen  50,99  und  71.80%  der  Be- 
triebsau-sgaben,  bei  5  privaten  45,77  bis  54.17%.  In  einer  Anmerkung  zu  dieser  Tabelle 
bemerkt  Weiss,  dass  der  Leser  die  geringe  Zahl  der  in  den  Tabellen  berücksichtigten 
l Unternehmungen  beanstanden  könne,  und  fügt  hinzu :  >r>och  ist  es  bisher  unmög- 
lich, von  vielen  Unternehmungen  Angaben  zu  erhalten,  da  es  zu  wenig  grössere 
Cbmmunalbetriebe  gibt,  zunul  von  solchen,  die  bereits  sichere  Resultate  vorlegen 
können«.  Damit  gibt  der  Verfasser  seine  ganze  Bewasfuhmng  preis.  Denn  wenn 
es  zu  wenig  grössere  CommunallKnriel>e,  gibt  und  wenn  von  diesen  keine  sicheren 
Resultate  vorliegen,  so  ist  es  auch  unmöglicli,  statistische  Vergleiche  über  dieselben 
auf  Grund  dieses  unsicheren  Materials  anzustellen.  Dazu  komnrt,  dass  fast  von 
Talnlle  zu  Tabelle  andere  Unternehmungen  angeführt  werden.  Hie  Tabellen  hal)cn 
aber  nur  dann  einigen  Wert,  wenn  die  Objecte  der  selben  während  der  ganzen  Unter- 
suchung die  gleichen  bleiben.  Das  ist  ein  Fehler  gegen  die  Anfangs^ünde  jeder 
logischen  Beweisführting.  Wir  sehen  ganz  davon  ab.  dass  die  einzelnen  Untemeh- 
nuiTigen  der  beiden  (Iruppen.  wie  es  scheint,  ganz  willkürlich  gewählt  sind,  also  nicht 
etiunal  der  Versuch  gemacht  ist.  die  einzelnen  mit  einajider  zu  vergleichenden  Ob- 
jecte möglichst  einander  ähnlich  auszuwählen.  So  wenig,  wie  diese  vollständig  x'er- 
fehlto  Reweisfülirnng,  beweisen  die  Tarife  der  städtischen  Betriebe  die  grössere 
Teuerki-it  des  communalen  Betriebes.  Wenn  man  die  Einzcltarifc  städtischer  Unter- 
nehmungen mit  denen  privater  vergleicht,  schneiden  sie  immer  noch  nicht  ungünstig 
für  die  ersteren  ab,  obschon  alle  Cummunalbetriebe  unter  dem  Gesichtspuncte  eines 

\vi>son  Profits  betrieben  werden.  In  Barmen,  Bielefeld,  Frankfurt  am  Main.  Münster 
in  Westfalen  fahrt  man  bis  4  Kilometer  für  10  Pfennig,  in  Düsticldorf,  Graudenz, 
Oberhausen  3.5  Kilometer.  Es  sind  nur  äi»serst  wenige  private  Gesellschaften,  die 
für  den  gleichen  Betrag  mehr  bieten. 

Der  >unleiigbare  N'.ichteil  der  höheren  Tarife.  I>ei  communalen  Strasscnhahnen  {«^t 
unseres  Erachtens  in  keiner  Weise  erwiesen.  Selbst  wenn  er  es  aber  wäre,  so  wurde 
daraus  noch  nichts  gegen  den  communalen  Betridi  folgen.  Dass  die  conmiunalcn 
.Strassenbahnrn  unter  der  Herrschaft  der  bürgerlichen,  nach  capitalistischen  Grimd- 
sht/en  arbeitenden  Classcn  capitalistisch  betrieben  werden,  kann  die  Tatsache  nidit 
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ans  der  Welt  scliaffen,  dass  allein  bei  communalcm  Betrieb  die  M<ig!ichkeil  gi.4;i.i>vn 
ist,  die  socialpoliti seilen  Momente  bei  der  Tarificruug  genügend  zu  berück^^ichtigen. 
Allein  die  Gwumme  kaim  bei  ihrer  Verwaltung  der  Strassenbabn  den  Grundsatz  der 
Sclb^tkostcndccktinR  conseqiietit  durclifiihrcn.  Sic  allein  vermaR  durch  die  Au>t»al)e 
von  Abonnements,  die  aui  die  Leistimgäfabigkeit  der  abonnierenden  Classcn  zu- 
geschnitten »nd»  eine  decentralisterende  Wohnungqtotitilc  zu  verfolgen.  Allein  beim 
commimalcn  Betriebe  kann  der  Conflict  zwischen  privatem  Profit  und  allgcnirincr 
Wohlfahrt,  zwischen  den  linancicllcn  und  socialpolitischen  Momenten  bei  der  Tari- 
lierung  verschwinden.  Nur  iK-i  communalem  Betriebe  ist  es  möglich,  die  .SiruNhcn- 
bahn  zu  einem  der  Allscmeinhcit  dienenden  Verkehrsmittel  zu  machen. 


xxxxx>oo<xxxxxxxxxyxyyxyxxxxxxxxx>ooo<yxxv>ryxx\ 


EMMA  IHRER  •  ZUR  SOCIALDEMOKRATISCHEN 
FRAUENCONFERENZ  IN  BREMEN 


or  B^im  des  socialdemukratischen  Parteitages  in  Bremen  wird  wiederum 


▼  eine  Frauenconfercnz  abgehalten  werden.  Diese  Conferenz  soll  den  Cic- 
schäftsbericht  der  Vertrauensperson  der  Genossinnen  Deutschlands  entgegen- 
nehmen;  ferner  sollen  Besprechungen  über  Kindersdiutz  und  Zehnstundoitag, 
wie  auch  über  die  Volksschule,  das  Vereins-  und  W-rsammlunpsrecht  der  Frauen 
und  über  die  Presse  stattfinden.  Es  ist  dies  die  dritte  öfTentlichc  Conferenz  der 
Frauen.  Bereits  früher,  im  Anschluss  an  die  Parteitage  zu  Frankfurt,  Cöln 
.und  Breslau,  hatten  interne  ßesprcchungen  über  die  Agitation  von  I^rauen 
und  für  Frauen  stattf^efundcn.  Wenn  der  l'rfolj^  dieser  ersten  Besprechungen 
nicht  Ucrariig  war,  wie  er  hätte  sein  können,  so  lag  das  durchaus  nicht  daran, 
dass  dort  ttmfangretche  Resolutionen  und  grosse  Reden  fehlten,  wie  »e  die 
späteren  öflfentlichcn  Confercnzen  zeitigten,  l'ür  diese  ersten  Zusammenkünfte 
hatte  man  die  Abende  gewählt ;  abgespannt  und  bereits  ermüdet  von  den  Tages- 
debatten trat  man  zusammen,  oft  in  engen,  gänzlich  ungeeigneten  Räumen 
ohne  jegliche  Vorbereittmgen.  Unter  so  ungünstigen  Vorbedingungen  wurde 
auch  das  regste  Interesse  der  Teilnehmer  an  der  .Sache  wesentlich  berabgeroin-> 
dert,  und  so  konnte  der  Erfolg  nur  ein  minimaler  sein. 

Anstatt  nun  aber  diese  an  sich  zweckmässigen  Zusammenkünfte  besser  aus- 
zugestalten, unter  Beibehaltung  ihres  internen  Charakters,  wurden  sie  in  öffent- 
liche Conferenzen  umgewandelt,  bei  denen  die  Teilnehmenden  eines  Mandats 
bedürfen.  , 

Nur  gegen  eine  starke  Minderheit  wurde  seiner  Zeit  der  Beschluss  getasst, 
diesen  Conferenzen  den  Charakter  öffentlicher  Veranstaltungen  in  der  Art  der 
Parteitage  zu  geben.  Die  Gegnerinnen  der  officiellen  Veranstaltungen  waren 
von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  es,  um  Einheitlichkeit  und  System  in  die 
.\gitationsarbeiten  der  Frauen  zu  bringen,  nicht  grosser  öflfentlicher  Reden  ge- 
schulter und  gew-andter  Agitatorinnen  bedürfe,  Wohl  aber  sollte  jeder,  auch 
der  schlichtesten  und  redeungewandtesten  Genossin  und  Mitarbeiterin,  hier 
Gelegenheit  geboten  wierden,  die  bisherigen  Leistui^en  zu  kritisieren;  auch  die 
schüchternsten  Vorschläge  auf  .'Änderung  und  Verbesserung  der  Agitatinns- 
arbeit  sollten  hier  zum  Ausdruck  kommen  können.  Und  gerade  aus  den  Reihen 
derer,  deren  Aufgaben  und  Tätigkeit  immer  nur  in  der  stillen  Kleinarbeit  be- 
steht, sind  oft  genug  sehr  nützliche  tmd  wesentliche  Vorschläge  gekommen. 
Zu  den  öffentlichen  Conferenzen  wird  man  jedoch  itnmer  zuerst  Bedacht  darauf 
nehmen  müssen,  dass  die  zu  wählenden  Delegiertinncn  auch  redegewandt  sind, 
um  etwaige  Anträge  mit  Gesdiick  vertreten  zu  können  und  dadurdb  eine  ein- 
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gehende  Beratung  der  selben  herbeizuführen.  Alle  diese  öilentiichen  Debatten 
werden  immer  mehr  oder  weniger  auf  der  Oberfläche  bleiben,  nicht  in  die  Tiefe 
dringen«  Und  gerade  bei  Puncten,  bei  denen  eingehende  Kritik  der  bisherigen 
Arbeit  nötig  wäre,  wird  man  mit  Vorsicht  zu  Werke  gehen,  aus  l>erechtigter 
Rücksichtnahme  auf  die  Offenthchkcit.  Das  aber,  was  bisher  zur  breiten 
Erörterung  gelangte,  das,  meinen  wir,  kann  ebensogut  tuid  mit  weit  grösserem 
Erfolg  auf  <Km  alle^cnieinen  Parteitag  besprochen  und  dc!)atticrt  werden.  Wenn 
—  wie  dies  auch  beispielsweise  auf  der  Conferenz  in  München  von  einer  hervor- 
ragenden Teilnehmerin  ausgeführt  worden  ist  —  der  Schwerpunct  der 
politischen,  imd  gewerkschaftlichen  Agitation  der  Frauen  in  der  Kleinarbeit 
so  ist  damit  eben  voji  dieser  Rcdnerin  der  !Uweis  erbracht,  das.s  die  An- 
sicht der  damaligen  Minorität  die  richtige  war.  Denn  unklug  und  unzweck- 
massig  wurde  es  sein,  die  Vorbereitungen  für  diese  Kleinarbeit  in  der  Öffent- 
lichkeit besprechen  und  behandeln  zu  wollen. 

So  haben  denn  auch  die  bisherigen  Conferenzen  gezeigt,  dass  man  über  all- 
gemeine Reden  nicht  hinausgekommen  ist  Liest  man  in  den  Protokollen  die 
Debatten  über  die  Heranziehung  oder  Ausbildung  von  Agitatorinnen  und  über 
die  Ausgestaltung  von  FraucnbildungsvereiTu  n.  so  kann  man  sich  der  Empfin- 
dung nicht  erwell  ren,  dass  für  die  Erörterung  Uerartigpr  Dinge  eine  öffentliche 
Veranstaltimg  das  allerttnzweckmässigste  Mittel  ist  Ist  an  sieh  schon  ein  ge- 
wisscs  Talent  und  Rednergabe  Voraussetzung  dafür,  um  überhaupt  eine  Agita- 
torin zu  werden,  so  dürfte  doch  die  weitere  Förderung  durchaus  nicht  nach 
einer  Schablone  gehandhabt  werden,  sondern  müsstc  sich  nach  Art  und  Cha- 
rakter der  Betreffenden  richten.  Allgenwine  Hinweise  sind  hier  am  wenigsten 
angebracht.  Und  ebenso  oder  ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Ausgestaltung 
der  Frauenbildungsvercine.  Eine  einheitliche  Richtschnur  würde  sich  hier 
schon  gar  nidit  geben  lassen,  weil  die  Gründung  und  Einrichtung  von  Frauen- 
bildungsvereinen abhängig  ist  von  Factorcn  localer  Natur,  die  je  nach  den  je- 
weiligen Verhältnissen  variieren.  Entscheidend  ist  nicht  nur.  ob  geeignete 
Kratie  am  Orte  sind,  (he  unter  den  bestehenden  Vereinsgesetzen  die  Vereine 
in  der  richtigen  Bahn  zu  halten  und  die  vielen  Klippen  zu  umschiffen  verstehen. 
Es  kommt  auch  wesentlich  auf  die  Stellutir;^  der  Rehtirdcn  gegenüber  solchen 
Vereinen  respective  darauf  an,  ob  die  Pohzeibehurden  nach  der  jeweilig  von 
ihnen  beliebten  Auslegung  der  Gesetsesbestinmiungen  Schwierigkeiten  an  be- 
reiten bestrebt  sind.  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Momente  werden  die- 
jenigen, welche  gCAvillt  sind,  eine  Organisation  nicht  nur  dem  äusseren  Schein 
nach  zu  erhalten,  sondern  im  inneren  Wesen  zu  fördern  und  zu  kräftigen,  ver- 
nünftigerweise nicht  öffentlich  besprechen.  Und  nehmen  wir  den  übrigen 
Teil  der  Tagesordnungen,  die  Agitation  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz,  die 
Agitation  unter  dem  weiblichen  Proletariat,  die  Gesetzgebung  über  Frauen-, 
Kinder-  und  Heimarbeit,  die  politische  Gleichstellung  des  weiblidien  Geschleehts, 
so  sind  das  alles  Dinge,  die  einer  Sonderberatung  der  Genossinen  nicht  be- 
dürfen, sondern  ebensogut  auf  dem  allgemeinen  Parteitag  behandelt  werden 
können. 

Gans  ahnlich  verhält  es  sich  auch  mit  der  diesmaligen  Tagesordnung,  wenig- 
stens mit  dem  Teil  derselben,  der,  wie  Kinderschut?  und  Zchn.stundentag,  den 
Arbeiterschutz  betriflft.  Aber  auch  unsere  Stellungnahme  zur  Volksschule  wird 
und  kann  keine  Sonderaufgabe  der  Frauenconferenz  sein,  sondern  wird  sich 
lediglich  dem  anfügen,  was  die  Geaamtpartd  bei  Besprechung  der  Communal- 
politik  beschliesst.  Und  wenn  wir  aiif  dem  Gebiete  des  Vereinsrechts  endlich 
einmal  einen  Schritt  weiter  kommen  wollen,  wird  es  unsere  Aufgabe  sein  müssen, 
die  Partei  zur  energisdien  Stdlungnahme  hierzu  zu  drängen.  Das  kann  aber 
wie<lenim  nur  auf  dem  allgemeinen  Parteitag  gtsdidien,  und  zwar  nur,  wenn 
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man  dort  das  durch  die  Verhältnisse  gebotene  Vorgehen  der  Partei  eingehend 
berät  und  nicht  etwa  ledq^idi  einer  von  der  Conferenz  der  Frauen  beschlossenen 

Resolution  zustimmt. 

So  bliebe  für  die  Frauenconferenz  kdij^lich  der  Geschäftsbericht  zu  erledigen 
und  die  Specialagitation  und  was  damit  zusanmienhängt,  also  gerade  jene  Dinge, 
die  der  öffentfidien  Debatten  keinesfalls  bedfirfen.  Wenn  mm  aber»  wie  ca 
jetzt  geschah,  kurze  Zeit  vor  dem  'Zusammentritt  der  zur  Gcschäftserledigung 
Beauftragten  die  wichtigsten  Geschäfte,  wie  es  die  Anstellung  einer  Ver- 
tranensperson  zw«fe1U)S  i^  erledigt  werden  können,  ohne  dass  dnem  grossen 
Teil  der  Genossinnen  auch  nur  Kenntnis  davon  gegeben  wird,  so  fällt  damit 
auch  der  letzte  Grund  für  die  Abhaltung  der  Frauenparteitage  fort,  deren  Auf- 
gabe eben  in  der  Erledigung  solcher  Angelegenheiten  bestehen  sollte.  Sahen 
^e  Teilnehmerinnen  der  vorigen  Conferenz  Se  feste  Anstellung  einer  Person, 
der  die  Hauptarbeiten  obliegen,  noch  als  verfrüht  an,  sd  lag  doch  jetzt  sicher 
kein  zwixigender  Grund  vor,  den  Beschlüssen  dieser  nächsten  Conferenz  vorzu- 
greifen. Durch  die,  wenn  auch  abldinende,  Besprechung  waren  die  Genossinnen 
genügend  vorbereitet;  es  hätte  der  erneute  Antn^  sicher  keine  Gegnerschaft 
mehr  gefunden  und  es  wäre  nach  jeder  Richtung  sadilich  und  formeU  richtig 
verfahren  worden. 

Alles  in  allem:  So  sehr  wir  wünschen,  dass  die  Agitation  unter  den  Frauen 

mehr  gefördert  werde,  und  so  sehr  wir  es  beklagen,  dass  auch  seitens  der  Partei 
selbst  nur  wenig  für  die  Aufklärung  und  Heranziehung  der  Frauen  geschieht, 
so  kommen  wir  mehr  und  mehr  zur  Überzeugung,  dass  doch  die  öffentlichen 
Conferenzen  am  wenigsten  geeignet  sind,  fördernd  auf  die  Frauenagitation  zu 
wirken.  Bedingt  die  Eigenart  der  Sachlage  speciell  in  Rücksicht  auf  die 
preussische  und  bayerische  Vereinsgesetzgebung,  welche  die  Frauen  verhindert, 
Mitglieder  politischer  Organisationen  zu  werden  oder  mit  den  Männern  in 
Reih'  und  Glied  bei  der  Agitationsarbeit  zu  stehen,  besondere  Beratungen  für 
die  Frauen,  dann  mag  man  diese  unauffällig,  in  der  Stille,  aber  unter  Hinzu- 
ziehung aller  tätigen  Genossinnen  abhalten.  Diese  Aussprachen  werden  dun 
aber  auch  geeignet  sein,  der  socialdemokratischen  Frauenbewegung  jene  notige 
innere  Klärung  zu  briiqpen,  welche  durch  die  öffentlichen  Conferenzen  geradezu 
verhindert  wird. 
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Wirfschaf* 

Der  Anlauf  zur  Verstaatlich ung  der 
BerRTwerksKesellschaft  HIBERNIA 
hat  auf  der  Börse  wahre  Veitstänze  der 
SpecMlation  hervorgerufen,  weit  über  das 
dircct  in  Frage  kommende  Gebiet  hinaus. 
Ende  Juli  begannen  die  Hibcrniacur^-c 
plötzlich  infolge  geheimnisvoller  Ankäufe 
zu  steigen.  Die  Actien,  die  Ende  Juni 
auf  2064»,  am  la  Juli  auf  210.  am  23. 
Juli  immer  noch  auf  218,75  gestanden 
hatten,  hoben  sich  am  27.  Juli  und  den 
darauf  folgenden  Tagen  sprungarttg  auf 
wfia,  23iias  nnd  34a.    Die  Bönen- 


besucher und   Börsenbeobadtter  sahen 

darin  zunächst  einen  Kampf  verschiede- 
ner Bankgruppen  um  den  leiten- 
den Einflnss  in  der  Verwaltung  des 
(grossen  Unternehmens,  und  zwar  glaubte 
man  deutlich  die  Gegensätze  zwischen  der 
Dresdener  Bank  und  der  Gruppe  BtrUmer 
Ilandelsgeseilschaft-BleichrödeT  herauszu- 
fühlen, die  bisher  in  der  //ifr<?r«»aleitung 
wesentlich  mitbestimmend  auftrat.  Am 
2S.  Juli  erhielten  die  langtägigen  Börsen- 
manSver  mit  einem  Schlage  ein  anderes 
Gepräge.  Noch-  in  später  Nachlstundi- 
wurde  durch  den  offidösen  Telegraphen 
folgende  Nadnidit  verbreitet:  »Wie 
authentisch  mitgetdlt  wird,  beabsiclitigt 
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il:f  S  i  a  a  i  s  r  c  g  i  c  r  u  n  g  ,  der  Bcrg- 
^vvrk^gc^elIsch.'lft  Hibcrttia  zu  Herne  ein 
Angebot  fvir  die  Abtretung  ihres  Unter- 
nehmens gc|fen  eine  Rente  von  8%  in 
3]ir(»it  ntigrii  Coiisols  /ii  niadun.  Da> 
Angebot  bezieht  sich  auf  das  gegenwärtige 
ActiencafNtal  von  53*4  Mill.  M...  Weitere 
ViTstaatiichnngtn  \m\  Bcrgwrrkoii  sind 
nicht  in  Aussicht  genommen.«  Der  k-tzte 
Satz  sollte  offenbar  diejenigen  benihigen. 
die  seit  Monaten,  vor  allem  seit  der  Ca- 
pital&erhuhung  der  Sccltandiunn.  \un  unt- 
fassenden  Verstaatlichungsplanen  munkel- 
ten. Er  goss  jedoch  eher  öl  ins  Feuer, 
detm  genau  die  selbf  Versicherung  hatten 
Herr  .Möller  und  die  Regierung  vor  dem 
prcussischcn  Landtag  abgegeben,  als 
durch  Gesetz  vom  ai.  März  1902  zur  Er- 
werliung  von  betr.ichtlichen  Kolilenfeldcrn 
und  eiiugen  kleinen  Bergwerken  geschrit- 
ten worden  war.  Bewies  dieses  Ab- 
leugnen vor  der  Öffentlichkeit  imd  diese'- 
.VVettcrgeheii  im  .Stillen  nicht  gerade,  dass 
ein  woIihilRrlegtes  System  dabei  ZU 
Grunde  lag?  Kinige  l'revsstiiiinun  mach- 
ten gehend,  dass  der  Staat  ganz  unver- 
sehens und  utibeabsiditigt  durch  die 
Handlungen  dritter  vorwärts  getrieben 
worden  sei:  die  Gruppe  Drrsdiuur  Bank- 
Thyssen  habe  einen  grossen  Montanlru>t 
nacli  ainericanischeni  Vorbild  gründen 
wollen,  deshalb  habe  sie  nach  beherrschen- 
dem Htnflu'-s  in  «1er  Ilibcrnia  gestrebt 
und  die  ersten  grossen  Aclicnkaufe  vor- 
genommen: als  sich  die  Aussichtslosig- 
k(tt  des  Zieles  herausstelhe.  huW  die 
Bank  die  Actien  eher  als  eme  Last  be- 
trachten müssen,  und  von  dieser  Seite  aus 
sei  nunmehr  die  Übernaluii<  auf  den 
Staat  angeregt  worden.  V  iel  Glauben  hat 
diese  Erklärung  jedoch  nirgends  gefun- 
den. Was  andererseits  die  preussische 
Regierung  der  Öffentlichkeit  zu  sagen 
halte,  taten  am  2g.  Juli  der  Rcichsan' 
seiger  und  die  Berliner  Correspondens 
kund.  Einige  bedeutsame  Stellen  der 
officifisen  .\uslassuiig  ^eien  im  W'  irtlaut 
wiedergegeben:  >Bei  den  [friihcrenj  fis- 
calischen  Erwerbungen  von  Zechen  und 
Kohlenfeldern  im  westfälischen  Revier  ist 
von  dem  Ankauf  der  drei  grössten 
Bergwer  ksge  Seilschaften  Gelscnkirchtn , 
Harpen  und  Hibcrnia  .Abstand  genom 
mcn.  weil  diese  mustergiltig  geleiteten 
Grossbetriebe  einen  zuverlässigen  Kern 
lör  die  im  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Interesse  wichtige  Erneuerung  des 
K  o  b  1  e  n  s  y  n  d  i  k  a  t  s  bilden  mussten, 
und  die  spatere  Entwickelung  hat  gelehrt. 


dass  ohne  den  mässigendeii  Einfhuss  der 
hervorragenden  Leiter  dieser  mächtigen 
Werke  das  Zustandekommen  des  neuen 
Syndikats  nicht  zu  erwarten  geivcsen 
wäre.  Nachdem  da>  Syndikat  alur 
gesichert  war,  setzten,  wohl  liIxT  die 
Köpfe  der  leitenden  Manner  hinweg, 
•-pecnlati  VC  K.infe  in  den  Actien  von 
zweien  der  genannten  (iesellschatten  ein, 
die  den  Einfluss  der  seither  leitenden 
Kreise  für  die  Zukunft  in  Frage  stellten. 
Es  tauchten  vielfache  Gcriichtc  \on 
Fusionen  der  genannten  Gesell- 
schaften mit  Hüttenwerken  und 
R  e  e  <l  e  r  c  i  g  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  e  n  auf. 
die  zweifellos  einen  ernsten  Hintergrund 
hatten,  wenn  .«ic  auch  seither  nur  in  Be- 
zug auf  eine  Gesellschaft  [ILiri^mer- 
Kannengiesscr  I  realisiert  \vnrd<.ti  vind. 
Man  konnte  offen  besprechen  hören,  dass 
diese  Fusionen  zu  dem  Zweck  be- 
trirben  wiirdiT..  '.nn  rlm  Aufkauf  der 
genannten  deselischaftcn  durch  grosse 
Kohlen-  und  Coaksconsumcnten.  sowie 
durch  den  F:m  11-.  u  n  m  ö  1  i  i  Ii  /n 
machen.  Der  ausgesprochene  Zweck 
des  Eintritts  des  F  i  s  c  u  s  in  die  Kohlctv 
produclion  des  westfälischen  Reviers  uar 
neben  der  clemnächstigen  Sicherung; 
des  eigenen  Kohl c  n  b  e  d  a  r  f  > 
die  Gewinnung  eines  massige ndcn 
Einflusses  auf  die  Preisbil- 
dung im  west fäli-clien  Revier,  wie  ihn 
der  Fiscus  in  ähnlicher  Weise  im  ober- 
schlesischen  Bezirk  besitzt  tmd  wie  er  von 
'l(n  dortigen  Cnnsumentcn  häufig  ange- 
nehm empfunden  ist.  Sollte  dies  Ziel 
nicht  in  zu  weite  Ferne  geruckt  werden« 
bälle  die  st.iat liebe  l'.ergverwaltung  zM 
einer  erheblich  \  erstarkten  I  n  a  n  g  r  i  f  f  - 
n  a  h  m  e  der  im  Jahre  1902  erworbenen 
Ko  h  1  e  n  f  e  1  d  e  r  alsbald  schreiten 
müssen.  Bevor  zu  solchen,  in  die,  Inter- 
essen des  ganzen  Kohlenbczirks  tief  ein- 
greifenden Entschlüssen  geschritten  wer- 
den durfte,  musste  untersucht  werden,  ob 
die  Gesamilage  des  Kcldenmarktes  einen 
solchen  Schritt  rechtfertigen  würde.  Dies 
musste  aber  zur  Zeit  bei  der  N  ot  w e  n  - 
d  i  g  k  e  i*t .  die  Bcteiligungsziffeni  im 
Syndikat  tun  mehr  als  -'0%  einzu- 
schränken, verneint  werden.  Die 
bestimmte  V'oranssetzung,  das.s  dies  auch 
noch  fiir  eine  Reihe  von  Jahren  als  zu- 
treffend zu  erachten  sein  wird,  ergab  die 
Schlussfolgerung,  dass  es  sowohl  im  6s- 
«ralischen,  wie  im  Interesse  des  gesamten 
Ruhrbergbaues  liegen  nuisstc,  da^>  der 
Fiscus  sich  nicht  die  Gelegenlieit  entgehen 
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liess,  einen  Versuch  zum  Erwerb  der 
dritten  der  grossen  Gesellschaften  zu 
machen,  die  seither  von  der  speculattven 
Tätigkeit  der  grossen  Fasionsgrnppen  ver- 
schont gfl)lic!)«n  war. .  . .  Wie  bereits  in 
einer  Notiz  im  lyolffschen  Telegraphen- 
tmream  hervorffdioben  ist»  beabsiditigt  die 
Staatsregicrung  keine  weiteren  Ankäufe 
▼on  Bergwerkägesellschaften ;  vor  specu- 
lativen  Käufen  in  anderen  Kohlenweiten, 
die  etwa  der  zeitigen  abnormen  Curs- 
steigerung  der  /yjfcfriiiaactien  folgen 
möchten,  ist  dringend  zu  warnen.c  Kurz 
zusammengefasst,  wäre  also  der  Stand- 
punct  der  Regierung  dieser:  Der  Fiscus 
hat  schon  als  grösster  Kohlenconsument 
(für  Eisenbalmen,  Schiffe)  einen  preis- 
mässigenden  Einfluss  auszuüben.  Er 
kann  das  im  Kampfe  gegen  das  Syndi- 
kat durch  rasche  Erschliessung  der  neu- 
erworbenen Kohlenfelder;  er  kann  es 
als  Teilnehmer  am  Syndikat  durch  Er- 
werb bereits  beteiligter  Grossuntemeh- 
mungen  ;  dieser  zweite  We^  empfiehlt  sich 
schon  deshalb,  weil  dabei  die  t^berpro- 
duction  an  Kohlen  nicht  vermehrt  wird. 
Wenn  das  aber  eine  wohlerwogene  Stel- 
lungnahme sein  soll,  SO  wifd  die  neuer- 
liche Darlegung  des  bekannten  Vorstands- 
mitgliedes des  ]'crcis:s  fur  ,/;,•  I't-rgbaii- 
iichfn  Interessen  im  Oberbcrgamtsbesirk 
Dortmund,  des  Bergmeisters  Engel, 
unverständlich :  Der  angestrebte  Kinfluss 
im  Kohlen  Syndikat  hätte  dem  Fiäcus  auch 
ohnedies  schon  fast  seitjahresfrist 
zur  \'erfiigunp  gestanden,  wenn  er  den 
wiederholten  Anregungen  zum  Eintritt  ins 
Syndikat  im  Herbst  1903,  als  dessen  Neu- 
grfindnng  in  Frage  sund,  nachgekommen 
wäre.  Damals  hätten  die  Unterhänd- 
ler des  SvTidikats  dem  Fiscus  sogar  an- 
geboten ,  ihm  ein  Vetorecht  gegen 
Preiserhöhungen  auszuwirken;  gleichwohl 
sei  der  Beitritt  mit  Riickvicht  auf  die  Er- 
klärungen bei  Beratung  der  Fddankaufs- 
vorlage abgelehnt  und  damit  die  Erneue- 
rung dos  Syndikats  eine  Zeitlang  scliwer 
gefährdet  wurden.  Durch  den  Ankauf 
der  Hibernia  allein  würde  der  Fiscus 
geringeren  Einfluss  im  Syndikat  erlaticjen, 
als  er  ihn  schon  durcii  den  ikilriit  mit 
seinen  jetzigen  Gerechtsamen  gehabt 
hätte. —  E>och  legen  wir  auf  solche  Wider- 
sprüche keinen  besonderen  Wert;  sie 
werden  sich  schliesshch  bei  jeder  Praxis 
finden,  die  sich  selber  erst  mit  der  Zeit 
entwidcelt  tmd  herausbildet. 
Um  so  lehrreicher  ist  das  Verhalten  der 
gegnerisdicn  Hochfinanz  imd  der 
M'ontan'i  nteressenten  selber. 


Fast  scheint  es,  als  wollte  man  von  hier 
aus  der  Regienmg  ein  für  allcTunl  die 
Verstaatlichtmgsgelüste  gründlich  aus- 
treiben. Schon  am  t.  Atigust  erklärten 
sich  Vorstand  und  Aafsichtsrat  der 
Htbernia  für  Ablehnung  des  Verstaat- 
lichungsangebots. Commerdenrat  Lueg- 
Düsseldorf  hielt  es  für  unter  seiner 
Würde,  noch  langer  dem  Aufsichtsrat  der 
mitschuldigen  Dresdener  Bank  anzuge- 
hören. Dann  traten  fast  alle  die  be- 
kannten Montanorganisationen  in  Tätig- 
keit :  die  Bergbauvereine,  das  Kohlen- 
syndikat selber  —  schliesslich  die  Banken 
unter  Pnhnmg  von  Bleichröder,  Darm- 
städlcr  und  Ihsconlahaiik ;  sie  brachten 
nach  Kräften  Actien  in  ihren  Besitz  und 
erboten  sich  zur  Vertretung  der  ablehnen- 
den Actionäre  auf  der  entscheidenden 
Generalversammlung.  Die  tolle  Hausse 
an  der  Börse  setzte  sieh  unter  solchen 
Umständen  fort:  am  Ii.  August  notierte 
litbcruia  zeitweilig  271.  zuletzt  264%, 
während  das  staatliche  Kaufangebot  auf 
etwa  245%  hinausläuft.  Sind  Regierung 
und  Schaaffhauscn-Drcsdener  Bank  ge- 
nügend gesichert,  um  die  Annahme  der 
Verstaatlichung  durchzudrucken?  Nach 
§  304  des  Handelsgesetzbuchs  gehören  da- 
zu mindestens  drei  \'icrtel  des  bei  der 
Beschluäsfassung  vertretenen  ürundcapi- 
tals.  Wird  man  schliesslidi  einen  Com> 
promiss  schlicssen  und  der  Verstaat- 
lichung zu  einem  Imheren  Kaufpreise  zu- 
stimmen? Denn  ganz  wohl  wird  de« 
bisherigen  Leitern  auch  niclit  in  ihrer 
Haut  sein,  nachdem  sich  rivalisierende 
Banken  so  stark  Im  Actienbesitz  festge- 
nistet haben. 

Für  Herrn  ^f  ö  1 1  e  r  s  Verbleil>en  ira 
preussischen  Handelsministerium  wird 
der  Ausgang  wahrscheinlich  massgebend 
sein.    Selbst  alte  Parteifretmde,  wie  die 

Nationalliberakn.  haben  ihm  ihr  Miss- 
fallen ausgesprochen,  weil  er  vor  ein  paar 
Jahren  weitere  Verstaatliditmgsprojecte 
bestritten  habe.  Ja.  was  sollte  Herr 
Muller  damals  anderes  tun.  wenn  er  die 
Staatsinteressen  wahren  wollte?  Aber 
die  ltitorc-<enten  grollen  ihm  dennoch, 
und  nur  der  F,rtulK  kann  ihn  über  Wasser 
halten  —  fur  einige  Zeit,  denn  hinterher 
wird  der  Groll  doppelt  stark  hervor- 
brechen. Ein  Handelsminister  jedoch, 
der  erst  zur  Entfesselung  eines  derartigett 
Börsentreibens  den  Anstoss  gab,  um  dann 
alles  wieder  beim  alten  lassen  zu  müssen,. 
Weil  sich  seine  Rüstung  im  Ernstfalle  als 
viel  zu  schwach  herausstellte,  wird  sich 
politisch  katun  noch  halten  können.  Die 
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Kraftprobe  wird  also  wohl  nach  allcil 
Seiten  gemacht  werden. 

X  X 
Ein  wichtiges.  syniptf>matisches  Ereignis 
ist  unterdes  im  MONTANGEVVERBE 
schon  eingetreten :  die  I utcrcsscngcmeW' 
Schaft  des  Schalkcr  Gruben-  und  Hütten' 
Vereins  mit  der  Gclsenkirchener  Bcrg- 
U'crksaclitn:^i'scllschait  wird  Tatsrulu- 
werden.  Symptomatisch  ist  diese  £nt- 
Wickelung,  weil  sie  einem,  heute  immer 
allseitiger  liirviirtrctcndt-n  Intorcs-^c  ent- 
spricht: Huttenzechen  und  Kohlengruben 
vert>tnden  sich  zu  immer  umfassenderen 
Einheiten,  weil  der  Kohlenvcrbrauch 
ihrer  Hochöfen  und  Eisenwerke  nicht 
als  Absatz  auf  die  Beteiligungsziffer  beim 
Kohlensyndikat  angerechnet  wird.  An- 
scheinend werden  sich  ähnliche  Ver- 
schmelzungen rasch  weiter  fdgen. 

X  X 
Die  anhaltende  Dürre  hat  nunmehr  doch 
den  LEBENS.MITTELmarkt  J  la  hausse 
stärker  beeinflusst.  bis  kurz  vor  Mitte  des 
Monats  (August)  New  York  und  Chi- 
cago wieder  einen  zeitweisen  Rückschlag 
brachten.  Am  schlimmsten  sieht  es  im 
Südosten  Europas  mit  den  Futtermitteln 
au-,  dass    !>ereits  ausserordentliche 

Staaisma->snahmen  erfolgt  sind,  um  einer 
raschen  Abschlachtung  des  Viehes  tmd 
einem  jähen  Preissturz  vorzubeugen. 
Osterreich  und  Ungarn  haben  am 
10.  Atlgust  ein  Au.sfuhrverbot  für  F  u  t  - 
t ermittel  erlassen,  vielleicht  im  Wider- 
spruch ndt  den  Verpflichtungen  aus  den 
Handelsverträgen.  —  R  u  m  ä  n  i  cn  hat 
am  31,  Juli  die  Ausfuhr  von  Mais  ver- 
boten. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  0.  August 
wurden  betrachtliche  Fälschungen  hei  der 
Elhiiif^cr  ActicngescUschaft  für  I.t'iucn- 
induslrii-  bekannt.  —  Die  Bilanz  per 
15.  Juli  hei  der  Actiengesellschüft  für 
Leder  industrie  Hesselte  ergab  über  1^ 
Mill.  M.  Verlust. 

X  X 
LITERATUR.  Hermann  von  Lce- 
sen  entwirft  in  Fridfrie  Bastiat.  sein 

Leben,  seilte  f  reilniudlerisrhen  Bestre- 
bungen /München,  Ernst  Reinhardt/  ein 
interessantes  Bild  sowohl  von  der  Per- 
sönlichkeit und  dem  inurnali«tisrhen  und 
literarisclien  W  irken  l'>astiat<.  wie  von  der 
allgemeinen  oknnomi-chen  .\nschauungs- 
wclt  und  den  handelspolitischen  Bestre- 
bungen im  Frankreich  jener  Zeit.  Wir 
Sncialdcmokratcn  können  den  Namen 
Bastiat  kaum  hören,  ohne  an  Lassalles 


Streitschrift  gegen  die  Scirhtigkeiten  der 
Manchesierschule  oder  an  die  Polemik  mit 
Proudhon  zu  denken  :  durch  Lcesen  ge- 
winnt man  ein  wcmtulich  günstigeres  Ur- 
teil über  den  iKgahieu  und  zweifellos  auch 
in  setner  Uher/eugiuig  ehrlichen  Fran- 
zosen. Da  sich  in  Bastiat  eine  ganze 
wichtige  Zeitströmung  widerspiegelt,  so 
ciiialt  man  durch  das  Buch  zugleich  einen 
nicht  unwichtigen  Beitrag  zur  Geschichte 
der  liberalen  Wirtschaftspolitik  und  des 
Fl  eiliandets.  den  wir  freilich  noch  mehr, 
wie  zu  jener  Zeit  in  Dcutbchlaitd,  in 
Frankreich  ohnmächtig  erblicken.  —  Dr. 
August  E  t  i  c  n  n  e  versucht  im  25. 
Heft  der  Sehrifteii  der  Ceutralstellc  für 
l  'orbereitung,  x'ou  H andcls^'erträgen : 
I^eutseliliiiids  ^wirtschaftliche  Interessen  in 
China  /Berlin.  J.  Guitentag/  ein  China- 
prograjiim  des  deutschen  Handels-  und 
Industriecapitals  aufzustellen;  er  kommt 
dabei  zur  Forderung  der  Neutraltsierung 
Chinas,  das  hei^^st  der  »internationalen  Ga- 
rantie seiner  territorialen  Integrität«, 
eventuell  auf  Grund  einer  internationalen 
Cnnferenz  nach  Beendigung  des  jetzigen 
Krieges.  —  .Aus  der  Sammlung  Göschen 
/Leipzig.  G.  J.  Göschen/  (  Preis  pro  Heft, 
in  Leinen  grl>n:vKn,  Xo  Pf.)  sind  zu  er- 
wähnen: i' olksi^utschaftspoUtik  von  R. 
van  der  Borght  und  Gcwcrhewescn 
von  Werner  Sombart,  I.  und  IL 
Teil.  —  Die  Cnlturproblcme  der  Gegen- 
wart, herausgegeben  von  Leo  Berg  /Ber- 
lin. J.  Räde/  enthalten  als  6.  Band:  Die 
Trusts  und  die  Zukunft  der  Culturmensck- 
heit  von  Theodor  D  u  i  m  c  h  e  n.  — 
Erwähnt  sei  hierbei  noch  ein  Aufsatz  von 
Dr.  Ernst  Harmening  I?ie  not- 
li-endifie  F.ntzvickclunn  der  Industrie  zum 
Trust  im  Archiv  für  Rassen-  und  Gesell- 
sehaftsbiohgie,  1904, 2.  Heft,  max 


Politik 

D.i>s  die  MIRBACH-AFFAIRE  die 
Presse  so  eingehend  und  andauernd 
beschäftigen  konnte,  ist  nur  damit  zu  er- 
klären, dass  111.111  den  Einlluss  des  Frei- 
herm  von  Mirbach  bei  Hofe  ganz  beson- 
ders hoch  einschätzt.  Nur  eine  solche 
einflussreiche  Stellung  erklärt  die  Erbitte- 
rung, mit  der  alles,  was  gegen  den  Ober- 
hofmeister der  Kaiserin  vorgebracht  wer- 
den kann,  ans  Licht  der  Öffentlichkeit  ge- 
zogen wird.  Es  ist  den  Feinden  des 
Herrn  von  Mirbach  denn  auch  gehmgen, 
diesen  in  einer  Weise  7.n  charakterisieren, 
die  in  merkwürdigem  (jcgensatz  zu  der 
Behauptung  steht,  rlass  man  nicht  den  ge- 
ringsten Grund  zu  bezweifeln  habe,  dass 
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Herr  von  Mirl>ach  ein  Ehrenmann  sei. 
Durch  die  Hände  des  Herrn  von  Mirbach 
.gingen  Mtlh'onen  ^-on  Mark,  die  m  Kir- 

chenzwccken    verwendet    wurden.  Aber 
Herr  von  Mirbach  bleibt  dabei  so  naiv, 
■dass  er  über  eine  Summe  von  335000  M. 
<juittiert.  ühcr  deren  Verbleib  er  nichts 
weiss.    Herrn  von  Mirbach  wird  vorge- 
worfen, dass  er  in  einer  Erbscliafts-  und 
Hctratsangelegenheit  dc^  Prinzin  Sayn- 
Wittgenstein  sich  einer  Kechnungslcginig 
:a!s  Verwalter  des  Vermögens  di-s  Prinzen 
•dadurch  entzogen  habe,  dass  er  dem  Prin- 
zen die  Standeserhöhung  seiner  Verlob- 
ten  versprochen   liaht-n.  «litsts  Verspre- 
chen aber  nachträglich  nicht  eingelöst  ha- 
"hen  soll.  Lebhafte  Vorwurfe  werden  end- 
lich  gegen  den  Freiherrn  wegen  seiner 
kirchlichen    Sammeltätigkeit,  wegen  der 
•eigenartigen  Verwendung   und  Verwal- 
tung der  eingebrachten  Gelder  erhohen. 
Zu  allen  diesen  Angriffen  scluvcigt  der 
Oberhofmeister  der  Kaiserin,  da  er  sich 
•offenbar  geborgen  weiss  und  die  Ungnade 
seiner  kaiserlichen  Herrin  nicht  zu  be- 
fürclitLii  hat.      Politisch  betrachtet,  hat 
der  Fall  Mirbach  an  sich  herzlich  wenig 
Bedeutung;  nur  zwei  Aufdeckungen,  die 
•nebenbei  gemacht  wurden,  sind  beachtens- 
wert,  weil    sie   beweisen,   mit  welcher 
Selbstverständlichkeit  gewisse  Hofchargen 
ihre    Competenzen    überschreiten,  ohne 
dass  ihnen  ein  Widerspruch  entgegenge- 
setzt wird.     Freiherr  von  Mirbach  hält 
sich  zum  Beispiel  für    berechtipl.  zmii 
Zweck  seiner  kirchlichen  Sanmaeltatigkcit 
den  Behördenapparat  des  Staates  in  An- 
spruch zu  nehmen,  und  der  Minister  des 
Innern  hat  gegen  diesen  Übergriff  nichts 
zu  cri  iiH-rn.     In  der  Sayn-Wittgenstein- 
■schen  Atfaire  greift  gar  das  Militaircabi- 
net  in  einer  ganz  uneriiorten  Weise  in  den 
T.ruif  (lor  Dinge    ein.    indem  der  Prinz 
dienstlich  ins  Militaircabinet  berufen  und 
ihm  Ixdeutet  wird,  dass  er  m  ein  Berliner 
Hotel  zu  gehen  und  dort  sich  mit  meinen 
Fflegern  zu  einigen  habe.    Die  Wirkung 
•dieses  dienstlichen  Drucks  auf  den  Prin- 
zen war  auch,  dassernns  Fiircl)i,  Schwie- 
rigkeiten   in    seiner  niilitairi>clu'n  Lauf- 
bahn zu  haben,  einen  der  Wahrheit  nicht 
entsprechenden  Revers  unterschrieb,  wo- 
nach ihm  von  seinen  Pflegern  Rechnung 
geleert  >ei.    Mit  wekiieni  Rechte  sich  das 
Militaircabinet  überhaupt  in  die  ganze 
Angelegenheit  einmischt,  bleibt  unerfind- 
lich. Dass  es  aber  seinen  .i;rA^-,en  Kinl1u>s 
dazu  aufbietet,  den  Prinzen  zu  benach- 
teiligen, ist  ein  so  offensichtlich  rechts- 
"widriges  und  willkürliches  Vorgdien, 


dass  man  sich  verwundert  fragt,  ob  denn 
das  Militaircabinet  ohne  Anstand  Hand- 
lungen begehen  darf,  die  die  Redits- 
Sphäre  des  einaelnen  gröblich  verletzen. 
X  X 
Die  Tötung  des  russischen  Ministers 
PI.EHWF.  am  28.  Juli  ist  eine  Folge  des 
polizeiliciicn  Terrors,  mit  dem  der  er- 
mordete Minister  jede  freiheitliche  Re- 
gung in  Russland  unterdriickt  hatte.  Wenn 
man  sich  der  Schilderungen  erinnert,  die 
wahrend  des  Konigsberger  Processcs  über 
das  Willkürrcgiment  in  Russland  ge- 
geben wurden,  dann  wird  man  verstehen 
können,  dass  frcilicitlich  gesinnte  Men- 
schen in  ihrer  Verzweiflung  keinen  an- 
deren Ausweg  mehr  wissen,  als  d  i  e  Per- 
soncn.  in  denen  sie  die  Träger  des  Poii- 
zeiterrors  erblicken,  auf  die  Seile  zu 
schaffen.  Man  stellt  dem  Terror  der 
autokratischen  Regierung  den  Terror  der 
Untenlrucktcn  gegenüber.  Es  ist  geradezu 
mussig.  l'ntersudiungen  darüber  anzu- 
stellen, ob  Attentate  auf  einzelne  Per- 
sonen entschuldbar  oder  nützlich  sind.  Sie 
mögen  beides  nicht  sein,  es  sind  eben  Aus- 
brüche einer  tiefgehenden  Verzweiflung, 
und  als  solche  haben  wir  die  Attentate  in 
Russland  zu  würdigen.  In  einem  Lande, 
wo  die  öffentliche  Meinung  Mittel  und 
Wege  genug  besitzt,  sich  zu  äussern  und 
durchzukämpfai,  wo  das  Volk  über  seine 
Geschicke  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
wenigstens  mitbestimmen  kann.  da 
schwindet  mit  der  politischen  Bildung  dts 
Volkes  auch  der  Boden  für  Attentate. 
Ganz  anders  in  einem  Land,  wo  jede  freie 
und  fortschrittliche  Regung  im  Keime  er- 
stickt wird,  wo  die  Presse  unter  die 
strengste  Censur  gestellt  ist.  wo  das  Volk 
ein  brutales  Willkürregiment  sich  gefal- 
len lassen  muss.  gegen  das  es  keine  Be- 
>chwerde.  kein  Ausweichen  gibL  Ver- 
zweiflungstaten, wie  sie  in  Russland  von 
2jdt  zu  Zeit  erfolgen,  begreift  man  in 
ihrer  Nntwcndic;keit.  wenn  man  sich  die 
Behandlung  vergegenwärtigt,  die  dem 
Volk  in  allen  seinen  Schichten  bis  hinauf 
zu  den  Gebildeten  zu  teil  wird.  Die  Neuc 
l'teie  Presse  l>erichtcte  kurz  nach  der  F.r- 
mordui^  Plehwes  über  einen  Verbannten- 
transport nach  Sibirien.  Der  Officicr.  der 
die  Escorte  commandierte,  war  so  roh 
und  brutal,  dass  die  Verbannten  wieder- 
holt gegen  ihn  revoltierten.  Er  Hess  sie 
an  Händen  und  Füssen  gefesselt  weiter 
trdhen,  wobei  ihm  einzelne  am  Wl^e 
starben.  Als  eine  Verbannte  an  einer 
Station  abgeliefert  wurde,  kaufte  sie  ihren 
Leidensgenossen  Nahning;  wofür  sie  der 
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Officicr  prügeln  Hess.  Als  sich  andere 
Verbannte  ins  Mittel  legten,  wurde  auf 
sk  gesdiossen.  wobei  zahlreiche  Ver- 
bsnnte  fielen.  Als  ein  anderes  Mal  der 
Officier  nachts  ein  vcrl>anntcs  Mädchen 
zu  sich  bringen  lassen  wollte,  wider- 
setzten  sich  (!ic  Verbannten.  Es  kam  zu 
dner  blutigen  Schlagerei,  bei  der  der 
Officier  getötet  und  viele  V'crbannte  ver- 
wundet wurden.  Hier  hat  man  ein  De- 
tailbild zur  Psydtologie  des  Attentats. 
Der  i'i:r  Wr/wciflung  getriebene  Mensch 
hat,  wenn  er  sich  gegen  seinen  üntef- 
drficker  wendet,  mit  seinem  Leben  längst 
abgeschlossen.  Er  sieht  keine  Aussicht 
auf  Besscrunjg  für  sich  und  sein  Volk 
und  geht  blind  auf  seinen  Qualer  los, 
ganz  wie  das  bis  zur  Vcr/weitlnng  ge- 
quälte Tier  —  und  mag  es  auch  der 
treueste  und  anhänglichste  Hund  sein  — 
in  den  letzten  Ängsten  sich  auf  seinen 
Herrn  selbst  stürzt,  wenn  die  Quälerei 
gar  zu  weit  getrieben  ward. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  i6.  Juli  be- 
.«vchld^s  (kr  franzosische  Ministerrat  auf 
Anraten  Combes,  das  Ultimatum  an  den 
Vatiean  zu  richten.  —  Am  17.  Juli 
wurde  der  Vicepnuvenieur  des  Gouverne- 
ments Jelissawcipol  \  n  d  r  c  j  c  w  ermor- 
det —  Am  28.  Juli  wurde  der  neue 
deutsch-russische  Mandels  vertrag 
in  Berlin  unterzeichnet.  —  Am  3.  August 
erreichte  die  englische  Tibet  expedition 
Lhassa.  —  Am  la  August  starb  Wal- 
deck-Rottsaeau,  der  frühere  Iran- 
sösisclie  Ministetpräsidcnt  mohmo  eAtwaa 

Sodala  Cowf»mun«tpolHilc 

Die  waob'^eride  Cnmplicierthcit  unseres 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebens  kommt  in  der  entsprechenden  zu- 
nrhnienden  Cnmpliciertheit  der  diese  Vcr- 
lialtnisse  regelnden  Rechtss.itze  zum  Aus- 
druck. Die  Kenntnis  des  Rechtes,  das 
Verständnis  für  dasselbe  löst  sich  mehr 
und  mehr  vom  Volke,  das  in  seinen 
breiten  Schichten  demselheu  unwissend 
und  fremd  gegenübersteht.  Da>  Recht 
erscheint  dem  Kinde  des  Volkes  als  ein 
ungeheures  Netz,  in  dem  <ich  der  Arme 
verstricken  muss  zu  seinem  Elend.  So 
wächst  das  Bedürfnis  nach  RECHTS- 
AUSKUNFT —  nach  Erklarunt;  des 
Rechts,  nach  Rechtsbelchrung  m  den  ein- 
zelnen Fällen  des  persönlichen  Erlebens. 
Wie  geht  nun  die  Rechtsauskunft  vor 
sich?  Ausser  einigen  kümmerlichen  An- 
sätzen zu  einer  Audcunftertcilung  durch 
Staatliche  Behörden  —  dicselb»  sind 


von  Dr.  E.  Cahn  in  seinem  .Xrlikcl  D'\e- 
unentgeltlichen  Rechtsauskunftsstellen  für 
Unbemittelte    im   Deutschen  Reich  im. 
ersten  Jahresbericht  des  Socialen  Museums 
zu  Frankfurt  a.  M.  (pag.  20  fF.)  aufge- 
zählt —  wird  die  Rechtsauskunft  erteilt» 
vom  Rechtsanwalt  tmd  vom  Winkelcon- 
sulent.  Der  erstere  existiert  vornehmlich 
für  die  iR'sitzenden  Classen,  der  letztere 
für  die  nichtbesitzenden.    Und  wie  das. 
Geld  dem,  der  es  in  genügender  Masse 
besitzt,  das  Beste  —  dazu  noch  relativ- 
billiger  —  kaufen  kann,  so  auch  hier- 
Die   Auskunft   des  Winkelconstilenten 
muss   von   den   Nichtbe^itzenden  teurer 
bezahlt  werden,  ohne  dass  ihnen  die  ge- 
ringste Garantie  für  den  Wert  der  selben^ 
geboten  ist.    »Ks  lie^t  al-o  ein  bedeuten- 
der Missstand  für  die  unbemittelten  Be- 
völkerungsschichten vor.  der  durch  die* 
Einführung    der  Arbeiterversicherungs- 
gtsetzgcbung  noch  wesentlich  zugenommen 
hat«,  so  urteilt  Cahn.    Seit  Beginn  der 
neunziger  Jahre  setzt  nun  eine  sich  stetig* 
verstäricende  Bewegung  ein,  besondere 
Stellen   für  die  Rechtsauskünfte  an  die 
unbemittelten  Classen  einzurichten.  Cahn 
zählt  5  Arten  solcher  Organisationen  auf  r 
I.  die  gewerkschaftlichen  Arbeitersecre- 
tariate,    2.   die   Volksbureaus,   von  dcit 
katholischen    Volksvereinen    tmd  dem- 
Volksvercin  für  das  katholische  Deutsch- 
land gegründet.  3.  die  Rechtsschutzstellen- 
für  Frauen  und  Mädchen,  geschaffen  von 
den    Frauenveretnen,   4.  gemeinnützige 
Einrichtungen,  von  einzelnen  Wohltätern 
und  gemeinnützigen  Vereinen  gegründet, 
5.  städtische  und  staatliche  Einrichtungen.. 
Von  städtischen  AnsktmftMteiten  nennt 
Cahn   NTuhlhausen    \^)7.   Nürnberg  und 
Ulm  1899,  von  staatlichen  die  Coburger, 
die  einzige  ihrer  Art.    Die  Angaben  sind 
nicht  vollständig.    .-Xusscr  den  genannten 
gibt  es  solche  Stellen  noch  in  Hamm  und 
Kaiserslautern,  wobei  wir  ganz  davon  ab- 
sehen, dass  in  einer  Anzahl  von  Städten 
iK'stimmten  Abteilungen  der  städtischen 
Verwaltung  die  besotidere  Aufgabe  der 
Auskunftserteilung   im   Nebenamt  zuge- 
wiesen ist.    Die  ülKTwiegende  Mehrzahl 
der  unentgeltlichen  Auskunftsstcllen  er- 
teilt Auskunft  in  Rechtsangelegenheitea 
aller  Art.    Die  Auskünfte  in  Arbeiter- 
vcr-icheruni:^-  und  Arhi  itsvertragssachen 
—  die  ursprüngliche  Aufgabe  —  machen 
allerdings  den  grossten  Teil  der  Tätig- 
keit der  Auskunftsstellen  aus,    hei  den 
Arbeitersecretariaten  34  bis  56%,  bei  den 
Volksbureaus  60  bis  61%,  bei  den  Rechts- 
schutzstellen für  Frauen  tmd  Mädchcnt 
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42  bis  22%.  Das  gilt  auch  für  die  städti- 
schen Anskunftsstellen :  in  Mülhausen 
.41%,  in  Ulm  42%.  Daneben  spielen  aber, 
wie  schon  diese  Zahlen  zeigen,  andere  Ge- 
JWetc,  wie  Mictrecht,  Eherecht,  Erbrecht 
-etc.,  eine  bedeutende  Rolle.  Die  ur- 
sprünglich meist  als  Auskunftsbureaus 
Arbnterreditssachen  gedachten  Ein- 
richtungen, die  in  erster  Linie  der  Ar- 
l>eiterschaft  zu  gute  kommen  sollten, 
liaben  sich  m  allgemeinen  Rechtsbareans 
fi'ir  Art>citer  entwickelt  und  ihren  Per- 
sonenkreis nicht  nur  auf  diese  beschränkt. 
Die  städtischen  Auskunftsstellen  machen 
keinen  Unterschied  in  der  Person  der 
Auskuiiftsuclicnden,  wenn  schon  in  ihren 
Statuten  meist  betont  ist,  dass  sie  vor 
allem  den  Unbemittelten  dienen  sollen. 
Die  Belastung  der  Arbeitersecretariate 
mit  der  Erteilung  von  Auskunft  über  das 
Suze  Gebiet  des  bürgerlichen  Rechts^ 
des  Strafrechts  etc.  hat  bereits  zu  Er- 
wägungen geführt,  einen  Teil  deren  Be- 
lastung anderen  Instanzen,  vor  allem  den 
iSemeinden.  zuzuweisen.  Mai^  forderte 
<ine  Teilung  des  Wirkungskreises  derart, 
dass  die  Arbeiterrechtssachen  den  Ar- 
beiter secretariaten  und  den  anderen,  aus 
der  Bewegung  der  arbeitenden  Clas-^en 
hervorgegangenen  Instituten  überlassen 
"bleiben  sollten,  während  die  communalen 
Amter  die  Rechtsauskunft  auf  den  übri- 
gen Gebieten,  insbesondere  aber  dem  des 
Irärgerlichen  Rechts,  übernehmen  sollten. 
Der  leitende  Gedanke  bei  dieser  Teilung 
war,  die  Arbettsleräfte  der  Arbeitersecre- 
tariate für  iiire  specielle  Aufgabe  frei  zu 
machen.  Nur  aus  Rücksicht  auf  dies  Ziel 
wurde  die  Einrtclitung  communaler  Aus- 
konftsstellen  mit  dem  angegebenen  be- 
schränkten Wirkungskreise  gefordert. 
Gerade  diese  Scheidung  der  Wirkungs- 
"kreise,  die  «lucli  uns  die  \'i  rUedingting 
für  die  Einrichtung  communaler  .'\us- 
Iranftsstdlen  zu  sein  scheint,  wird  aber 
von  dem  neuerdings  ergangenen  Rund- 
schreiben der  preussi sehen  Minister  des 
Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe,  be- 
treffend Rechtsberatung  für  minderbe- 
nrittefte  Bevotkemngskreise,  abgelehnt. 
Die  Herren  Minister  wollen  Rechtsaus- 
Inmftsstellen,  die  allen  Minderbemittelten 
ohne  Rttde^cht  auf  Confesslon,  Organi- 
sation oder  politische  Parteizugehörigkeit 
leicht  zuganglich  sind  und  die  durch 
tfleichmässige  Beteiligung  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  an  der  Auf- 
sicht die  erforderliche  Gewähr  für 
völlige  Unparteilichkeit  bie- 
ten. Also  auch  hier  wieder  die  zum  All- 


heilmittel  werdende  Parität!  Wie  denken 
sich  die  Herren  Minister  diese  paritä- 
tische Aufsicht'  Nehmen  wir  einen  der 
zahlreichen  Fälle,  mit  denen  es  die  Ar- 
beitersecretariate zu  tun  haben  —  das 
Einklagen  einer  Rente  gegen  eine  Be- 
ruf Sgenossenschaft.  Welche  Auskunft 
soll  dem  Arbeiter  gegeben  werden  —  soll 
er  sich  bei  dem  Bescheid  der  Genossen- 
schaft beruhigen  oder  streiten?  Dem  pa- 
ritätisch geschulten  Beamten  Ueibt  nidits 
übrig,  als  die  Auskunft  zu  verweigern. 
Man  sieht,  wie  unsinnig  diese  paritätische 
Controle  ist,  wenn  sie  paritätisch  wirksam 
wird.  Die  paritätischen  .^uskunftsstellen 
sollen  in  erster  Linie  von  den  Communen 
errichtet  werden,  denen  ans  einem  in  den 
Etat  eingestellten  Betrag  von  .■?oooo  M. 
Beihilfen  zur  Ausgestaltung  der  nicht  ge- 
werbsmässigen Arbeitsvermittelung,  er- 
forderlichenfalls auch  solche  zur  &Tich-. 
tung  und  Unterhaltung  der  selben  gewährt 
werden  sollen.  In  allen  Gemeinden  mit 
stärkerer  Arbeiterbevölkerung  tmd  wenig- 
stens in  der  Regel  in  Grossstädten  mit 
mehr  als  100  000  Einwohnern  soll  auf  die 
Errichtung  solcher  communaler  Aus- 
kunftsstellen hingewirkt  werden.  Die 
Minister  empfehlen  femer.  die  selben  in 
engere  oder  losere  Verbindung  zu  den 
nicht  gewerbsmässigen  allgemeinen  Ar- 
beitsnacbweisstellen  zu  bringen.  Schliess- 
lich fordern  sie  die  Regierungspräsidenten 
auf,  zu  erwägen,  inwieweit  auf  die  Ge- 
meinden einzuwirken  sein  wird,  »dass  sie 
die  erforderlichen  Einrichtungen  treffen, 
damit  Minderbemittelte  bl  den  Geschäfts- 
stellen der  Gemeindeverwaltung  Rechts- 
belehrung in  allen  Fragen  der  socialen 
Gesct/pcliinip  und  den  ^ie  vornehmlich  be- 
rührenden Vcrwaltungsangelcgenheitcn 
erhalten,  auch  dort  auf  Verlangen  für  sie 
die  erforderlichen  Schriftsätze  unentgelt- 
lich oder  gegen  geringes  Entgelt  ange- 
fertigt werden«.  Aus  dem  ministeriellen 
Rundschreiben  geht  mit  ziemlich  grosser 
Deutlichkeit  hervor,  dass  die  communalen 
Rechtsauskunftsstellen  als  ein  Gegen- 
gewicht ^egen  die  oft  recht  unangenehm 
empfundene  Tätigkeit  der  Arbeitersecre- 
tariate gedaclit  sind.  W.ihrend  diese  ihre 
Aufgabe  darin  erblicken,  ihren  dienten 
aus  den  Arbeitericreisen  zu  ihrem  Rechte 
gegen  die  Unternehmer  wirksam  zu  ver- 
helfen, wird  für  die  zu  errichtenden 
Stellen  die  paritätische  Controle  procla- 
miert.  die  in  der  Praxis  nichts  anderes, 
als  eine  Begünstigung  der  Unternehmer- 
in teressen  ist. 

X  X 
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Interessante  Vorgänge  auf  dem  Gebiete 
des  STRASSENBAHNTARIFS  spielen 

sich  zur  Zeit  in  Leipzig  ab.  Im  Jahre 
igcM  waren  die  beiden  privaten  Strassen- 
bahnen  der  Stadt  bei  der  Stadtverwaltang 

um  Abschaffung  de^  lo  Pf.-  fEinheits-) 
Tarifs  und  Erhöhung  der  Tarifsätze  ein- 
gekommen. Der  Rat  erklärte  sich  da- 
mals auch  bereit,  den  Gesellschaften  ent- 
gegenzukommen, und  bot  iimcn  den  15 
Pf.-Tarif  an  Sonn-  und  Feiertagen  an. 
Damit  sollte  ihnen  die  l^i^un^t  der  all- 
gemeinen DepresMon,  unter  der  auch  sie 
zu  leiden  hatten,  etwas  vergütet  werden. 
Die  Stadtverordnetenversammlung  konnte 
ndi  aber  von  der  Notwendigkeit,  den 
Tarif  /r.m  Vorteil  der  hnheren  Strassen- 
btthndividende  abzuändern,  nicht  genügend 
überzeugen  und  lehnte  den  Antrag  des 
Rates  ah.  F.s  kam  nun  in  der  Folge  zu 
CompetcnzconHictcn  darül>er.  ob  die  Zu- 
stimmung der  Stadtverordneten  überhaupt 
notwendit;  sei  und  nicht  der  Rat  allein 
als  VVolih'ahrl>pülizei  über  den  Tarif  zu 
bestimmen  habe.  Wir  gdien  auf  diese 
Sache  nicht  weiter  ein ;  es  genügt  die 
Feststellung,  dass  nacii  einer  Entschei- 
dung des  Oberverwaltungsgerichts  die 
Zuständigkeit  der  Stadtverordneteiii  als 
nicht  begründet  gilt.  Auf  Gnmd  der 
selben  hat  nun  das  Ministerium  an  den 
Rat  als  untergeordnete  Behörde  eine  Ver- 
fügung erlassen,  mit  den  Strassenbahn- 
gesellschaftcn  auf  Grund  eines  von  ihm 
vorgeschlagenen  Zonentarifes  in  Verbin- 
dung zu  treten.  Danach  soll  die  Stadt 
und  ihre  Umgebung  in  fünf  Zonen  ein- 
geteilt werden,  von  denen  die  innerste 
einen  Kreis  von  2%  km.  Radius,  ge- 
schlagen um  das  alte  Leipziger  Rathaus, 
bildet,  die  nächsten  beiden  Krcisgürtel  in 
Abstanden  von  j'j  bis  4Vj  respective  4M! 
bis  7  lern,  vom  Rathaus  darstellen.  Die 
vierte  »id  fünfte  Tone  kommen  noch  nicht 
in  Betracht,  da  in  ihnen  noch  keine 
Strassenbahn  fälirt  Der  Fahrpreis  soll 
in  der  I.  Zone  i  Pf.,  in  der  II.  Zone  l^t, 
in  der  IH.  Zone  2.  in  der  IV*.  Zone  aMs 
und  m  der  V.  Zone  j  Pf.  per  km.  be- 
tragen, wozu  eine  Grundtaxe  von  4  Pf. 
kommen  soll.  Die  Fahrpreise  würden 
damit  bis  zu  25  Pf.  für  einzelne  Strecken 
hinaufziehen,  während  sie  jetzt  allgemein 
10  Pf.  k()sten.  Die  Vertetienmg  würde 
in  erster  LJnie  die  in  den  Vororten  woh- 
nende lU  volkerong,  also  die  Arbeiter- 
Schaft,  treffen. 

Ks  muss  hervorgehoben  werden,  dats 

auch  der  Rat.  d<  r  -'.i  fn;!ier  die  Gesell- 
schaften ebenfalls  für  notleidend  hielt. 


nunmehr  eine  Erhöhtmg  der  Fahrpreise 
für  ungerechtfertigt  hält.  Die  Gesell- 
schaften zahlten  1902  -'L-  und  3'-' 5c  Divi- 
dende. Der  Verkehr  auf  den  Strassen- 
bahnen  hat  sich  seit  der  Depression  de» 
Jahres  iQot  fortwahrend  in  günstiger 
Weise  entwickelt,  so  dass  in  der  Tat 
nicht  der  geringste  Anlass  vorliegt,  die 
Stras.senl)ahnl)cnutzer  zu  gunsten  unnötig 
hoher  Dividenden  ru  belasten.  Wenn  wir 
also  nicht  annehmen  wollen,  dass  das- 
Ministerium  es  für  seine  Pflicht  hält. 
selb^t  gegen  Rat  untl  Stadt venirdnctcn- 
versamndung  der  Stai'i  i,i  i|  i;^  fur  ilie* 
Erhöhung  der  Dividende  der  privatenr 
Strassenbahngcsellschaft  zu  sorgen,  so 
müssen  wir  i'.ns  nach  <tneni  anderen 
Grunde  fur  diese  unver&tandiiche  Haltuni^ 
umsehen.  Einigen  Atifschlnss  gibt  uns 
der  fidgende  Satz  der  ministeriellen  Ver- 
ordnung: »Hinsichtlich  der  oberen  Tarif- 
grenzen für  den  Vorortsverkehr  mit  den» 
Kilometersatz  von  .1  Pf.  ist  hcrvorzuhe- 
l)en,  dass  dieser  sich  an  den  Tarif  der 
Staatsbahnen  für  den  Rückf ahrverkehr 
III.  Classe  anschlicsst.«  Wie  bereits  be- 
merkt, gibt  es  in  der  V.  Zone  überhaupt 
noch  keine  Strassenbahnen.  Trotzden» 
werden  auch  für  sie  schon  die  neuen 
Strassenbahnf ahrpreise  vom  Ministerium 
festgelegt.  Ganz  ofTenhar  will  dieses 
Vorsorge  treffen,  .dass  nicht  bei  der  zu- 
künftigen Ausdehnung  des  Strassenbahn- 
netzes  die  hilligeren  Preise  der  Strassen- 
bahnen den  Verkehr  der  Staatsbahnen- 
schädigen.  Daher  werden  die  Sätze  in 
der  V.  Zone  mit  denen  der  Staatseisen- 
bahn in  Cl)ereinstimmung  gebracht.  Rein 
fiscalische  Interessen  scheinen  also  das 
Ministerium  zu  dieser  wunderbaren  Hal- 
tung veranlasst  zu  haben.  Irgend  weiche 
andere  Gründe  können  für  die  Erhöhung- 
der  Tarife  nicht  beigebracht  werden.  Die* 
socialpolitische  Verwerflichkeit  der  mi- 
nisteriellen .Adlon  brauchen  wir  nicht 
noch  auseinander  zu  setzen.  Leichten- 
Herzens  verzichtet  das  Mim'sterium  auf 
jede  M<"'RlicIikeit  einer  deccntra!- zieren- 
den Wohnungspolitik  aus  klemlichcr 
Rücksicht  auf  eine  zukünftige  Schädigung: 
des  Ertrages  der  Staatsciscnhahncn.  deren 
Wahrscheinlichkeit  sogar  mit  Fug  und 
Recht  bestritten  werden  kann. 

&RZE  CHRONIK.  Der  in  der  Ui^^ 
arl>eitung  befindliche  hessische  Ge- 
setzentwurf.  betreffend  die  Gemeinde- 
Umlagen,  soll  eine  Bestimmung  erhatten, 

die  den  Städten  die  autonome  Befugnis» 
verleibt»  eine  Wertzuwachsstcuer  zu  cr- 
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heben.  —  Die  städtischen  Cnllepien  in 
München  haben  den  Einheitstarif  <kr 
elektrischen  Strassenbahn  aufgehoben 
nnd  einen  Zonentarif,  der  bis  za  20  Pf. 
geht,  cingefülirt.  Die  socialdt-mukra- 
tischen  Mitglieder  beider  CoUegien  haben 
gegen  die  Rechtsgiltigkeit  des  Beschlnsses 
bei  der  Regierung  Einsprache  erhoben.  — 
Die  Leipziger  Elektricitätswerke 
werden  am  i.  September  1905  in  städtische 
Kt  gie  übergehen.  —  Die  H  e  i  1  b  r  o  n  - 
n  e  r  und  Stuttgarter  Gemeinderäte 
haben  beschlossen,  die  zu  errichtende« 
Crematorien  in  städtiKhen  Betrieb  zu 
übernehmen.  «uso  undemann 

Sociallatlsche  Bewei^ung 

Vom  14.  bis  zum  ao.  September  fand 
in  Amsterdam  der  6.  INTERNA- 
TIONALE SOCIALISTENCONGRESS 
statt.     Mit   dem  geistigen  Niveau  des 

selben  kann  man  im  allgemeinen  wohl 
zufrieden:  die  scharfen  persönlichen  Ge- 
gensätze nnd  Zankereien,  die  den  frühe- 
ren Congressen  znm  Teil  ihr  Gepräge 
aufgednickt  hatten,  kamen  diesmal  nicht 
an  die  Oberfläche.  Auch  die  leidenschaft- 
licheren Auseinandersetzungen  bewegten 
sich  in  Formen,  wie  sie  unter  gleich- 
strebcndcn.  wenn  auch  in  den  .Ansichten 
auseinandergehenden  Genossen  ange- 
bracht sind. 

Ein  unmittelbar  prakti-clu-s  Er^^bni- 
wird  man  von  einem  internationalen 
Congress  zunächst  nicht  erwarten  kön- 
nen. Der  grösste  Teil  der  hikhst  um- 
fänglichen Tagesordnung  des  Amster- 
damer Congresses  wurde  ziemlich 
schnell  nach  \  nraufgtgangencn  Cnm- 
niissionsberalungen  erledigt,  so  die  Fra- 
gen der  Socialpol itik  tmd  Arbetterver- 
sicherung  (  in  der  die  Deutschen  unter 
Molkenbuhr  die  Führung  hatten),  der 
Colonialpolitik  ( in  (k  r  die  von  van  Kol 
namens  der  Holländer  vorgeschlagene 
Resolution  Annahme  fand),  der  Ein- 
und  -Auswanderung  (die  auf  Antrag 
der  Englander  als  noch  nicht  genügend 
gddärt  dem  nächsten  Gmgress  über- 
wiesen wurde),  der  Trusts  u.  s.  w. 
Beim  Puncl  Gcncialstnki-  legte  Genosse 
Dr.  Friedeberg- Berlin  seinen  von  der 
Mehrheit  der  deutschen  Delegation  abwei- 
chenden generalstrikefreundlichen  Stand- 
punct  dar  ;  doch  wurde  mit  überwiegender 
Mehrheit  die  von  Henriette  Roland-Holst 
begründete,  von  den  Holländern  ange- 
regte Resolution  (vergl.  SocialistiscIiK' 
MotuUsheftet  1904.  I.  Bd.,  pag.  491)  vo- 
tiert 


Das  Hauptinteresse  und  der  grösste  Teil 
(IcT  Zeil  des  Congresses  wurde  von  der 
Frage  der  Taktik  in  Anspruch  genom- 
men. Die  swei  Tendenscn  der  internatio- 
nalen Socialdemokratie  wurden  von  den 
Genossen  Jaures  und  Bebel  in  längeren 
Reden  in  der  Commission,  wie  im  Ple- 
num nachdrücklichst  vertreten.  Jaures' 
beide  Keden.  rein  oratorisch  Meister- 
werke, gehören  inhaltlich  zum  Bedeutend- 
sten, was  auf  vncinlistischen  Congressen 
je  vernommen  worden  ist.  Es  zeigte  sich 
hier,  wie  sehr  Jauris  jene  seltene 
Vereinigüng  der  Eigenschaften  besitzt, 
die  den  grossen  Politiker  ausmachen : 
kühl  im  Denken,  leidenschaftlich  im 
Fühlen,  stets  in  seiner  Gewalt  und  über 
der  Situation;  dazu  eine  Formsdionheit 
der  Sprache,  die  krystallklar  die  Lf)gik 
des  Gedankenganges  widerspiegelt  und 
den  Hörer,  indem  sie  ihn  fortreisst,  doch 
überzeugen,  nicht  überreden  will. 
Die  von  den  Guesdisten  eingebrachte 
Dresdener  I  ak;ikrcsolution  ww^e  mit 
geringer  Mehrheit  angenommen,  nach- 
dem ein  Amendement  .Adler-Vandervelde, 
das  jener  Resolution  jeden  persönlichen 
Tadel  genommen  hätte  und  als  .Antrag 
der  opportunistischen  Richtung  aufgefasst 
wurde,  mit  Stimmengleichheit  gefalleti 
war:  es  lag  dies  an  der  Art  der  Abstim- 
mung, die  den  kleinsten  Nationen  das- 
gleicbe  Gewicht,  wie  den  gnisstcn,  gibt 
und  zudem  alle,  noch  so  .starken  Minder- 
heiten innerhalb  einer  Nation  unberudc- 
sichtigt  lässt. 

Von  der  reactionaren  Presse  Frankreichs 
wurde  die  Annahme  der  Dresdener  Reso- 
lution ev^f ntt--cb  bejubelt  und  gegen  den 
gefahrlicli>ten  Feind  der  Rcaction,  eben 
Jaures,  auszuschlachten  versucht ;  natür- 
lich wurde  von  ihr  dabei  —  ähnliche  Ma- 
növer geschehen  ja  stets  in  ähnlichen  Fäl- 
len —  Genosse  Bebel  auf  Kosten  von 
Jaures  überschwenglich  gelobt  tmd  als 
der  grosse  Deutsche  dem  kleinen  Pran- 
:osru  gegenübergestellt.  Von  Interesse 
ist  die  Meinung  von  Jaures  selbst 
über  den  Sinn  des  Enderspebnisses.  Er 
lässt  sich  in  der  Humanitc  vom  22.  .August 
darüber  aus.  Nachdem  er  auseinander- 
gesetzt hat.  wie  die  Gruppe  Guesde- 
Vaillant  durch  ein  Übersetzungsmanöver 
{annehmen  statt  erstreben)  der  Dres- 
dener Resolution  einen  andern,  ver- 
schärften Sinn  hatte  geben  wollen,  dabei 
aber  von  den  Deutschen  zurüdcgewiesen 
wurde,  wie  die  Deutschen  dann  ferner 
die  Ablehnung  der  jauresistischen  Tak- 
tik im  Ausdruck  gemildert  haben  (rc 
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poussc  statt  condamne)  fährt  er  fort: 
»Die  freie  Discussion  und  der  Kampf  der 
Gedianken  bleibt  uns  also  offen,  und  wir 
dürfen  Ulis  der  IIofFnung  hingeben,  dass 
wir  durch  unsere  Propaganda  und  unsere 
soctalistische  Action  zu  unserer  Methode 
auch  noch  dioienipen  hcriihcrziehcn  wer- 
den, die  sie  jetzt  bekämpfen,  einschliess- 
lich des  Genossen  Katayama.  der  da« 
durch,  dass  er  ^eiiic  beiden  japanischen 
Stimmen  in  die  Wagschale  geworfen  hat, 
<lic  Schlacht  zwischen  dem  Antrag  Adler- 
Vanderveide  und  der  Dresdener  Resola- 
tion  entschieden  hat  .  .  .  Das  Amende- 
ment Adlcr-Vandcrvelde  bedeutete  sicher 
nicht  eine  Zustimmung  zu  unserer  Me- 
thode ;  aber  es  war  doch  von  einem  weitem 
Geiste  getragen,  als  die  Dresdener  Resolu- 
tion. Adler  bat  ausdrücklich  erklärt,  dass 
der  internationale  Cbngress  Iceine  Taktik 
ausschlicssen  könne  und  dürfe  .  .  ..  dass 
die  Bedingungen  der  socialistischen  Ac- 
tio« verschieden  seien  nach  Zeitumsliin- 
den  und  Milieu  und  dass  man  auch  den 
neuen  Methoden  die  Möglichkeit  der 
Entwickelang  geben  müsse.  Und  das 
war  ja  das  einzige,  was  wir  vom  inter- 
nationalen Soctalismus  zu  verlangen  hat- 
ten. .  .  Nun,  es  haben  sich  zwar  21  Stim- 
men gegen  diesen  Antrag  erklärt,  aber 
auch  2T  Stimmen  für  ihn.  Und 
diese  21  Stimnu  ti  waren  die  der  demokra- 
tisch und  parlamentarisch  regierten  Län- 
der: England,  die  Schweiz,  Holland,  Bel- 
gien, Dänemark  haben,  im  Verein  mit  der 
wcitau.-.  bedeutendsten  socialistischen 
Fraction  Frankreichs,  den  Antrag  unter- 
stützt ;  sie  haben  ihm  dadurch  eine  mo- 
ralische Autorität  und  ein  Tbergewicht 
verliehen,  das  aucli  die  beiden  Stimmen 
des  Genossen  Katayama  nicht  vollständig 
aufheben  können.«  Jaur^  stellt  sodann 
eine  Abrechnung  mit  der  Gruppe  Guesde- 
Vaillant,  die  Jahre  hindurch  seine  Rich- 
tung vor  dem  internationalen  Socialismus 
durch  unablässige  und  systemati-^chc  ge- 
heime Verleumdung  discreditiert  hätte, 
vor  dem  Forum  der  französischen  Ar- 
beiterclasse  in  Aussicht.  — 
Der  nächste  internationale  Congress  wird 
1907  in  Stuttgart  abgehalten  wer- 
den. Der  Sitz  des  internationalen  Bureau.<; 
wurde  in  Brüssel  belassen.  Ausserdem 
wurde  ein  internationales  parlamenta- 
risches Comite  tuit  dem  Sitz  in  Holland 
geschaffen. 

X  X 
Dass  KUNST  UND  SOCIALDEMO- 
RRATIE  keineswegs  zwei  einander  aus- 
schliessende  Begriffe  sind,  wie  manclie, 


die  freilich  von  beiden  nur  eine  mangel- 
hafte Vorstellung  haben,  inuner  noch 
wahnen,  ja,  dass  die  moderne  Kirnst  — 
freilich  nicht  die  Siegesalleeplastik  — . 
sofern  sie  überhaupt  einer  politischen 
Partei  bedarf,  in  der  Sodaldemoknitie 
den  sichersten  Rückhalt  findet,  hat  sich 
schon  des  öftern  gezeigt,  so  bei  dem 
Kampf  um  die  sogenannte  hx  HHnse 
und  bei  den  jüngsten  Kunst-  und  Anton 
von  Werner-Debatten  im  Reichstag. 
Einen  sehr  bezeichnenden  Beitrag  zu 
diesem  Thema  stellt  eine  Resolution  dar, 
die  kürzlich  in  einer  Versammlung  des 
Heidelberger  sociaidemokratischen 
Vereins  einstimmig  angenommen  wurde 
und  die  folgendermassen  lautet:  »Die 
Monatsversaminlung  des  social  demokra- 
tischen Vereins  protestiert  gegen  die  Ab- 
sicht, die  Heidelberger  Schloss- 
ruin c  durch  Aufbau  t\\  ver- 
nichten. Wenn  die  Regierung  gegen 
den  Willen  der  ganzen  Culturwelt  ihren 
Plan  zur  Ausfühnmg  zu  bringen  ver- 
suchen sollte,  werden  die  Arbeiterorgani- 
sationen die  Frage  zu  prüfen  haben,  o  b 
durch  Strike  oder  Sperre  die 
Verwirklichung  verhindert 
werden  k  a  n  n.«  Diese  Kundgebung 
ist  um  so  bemerkenswerter,  als  sie  nicht 
von  sogenannten  Akademikern,  sondern 
von  einem  einfachen  Arbeiterverein  ver- 
anstaltet wurde.  Die  stxialdemokra- 
tischen  Arbeiter  müssen  monarchische 
Baudenkmäler  vor  dem  N'andalismus  der 
mo<lcrnen  monarchischen  Regierungen 
schützen ! 

Bei  dieser  Gelegenheit  .sei  des  kürzlich 
von  Gu>tav  Landauer  deutsch  heraus- 
gegebenen sehr  interessanten  Essays  von 
Oscar  Wilde  Der  Socialumus  und 
die  Seele  des  Menschen  /Berlin,  Karl 
Schnabel/  Erwähnung  getan.  Im  Ge- 
gensatz zu  anderen,  minder  bedeutenden 
Ästheten,  verspricht  sich  Wilde  g:erade 
von  der  Durchführung  des  Socialisnms 
ausserordentlich  viel  für  die  Kunst.  Und 
Wilde  ist  kein  robuster  Tendenzdichter, 
sondern  ein  sensitiver,  ultraiH(/iT  i  '/i-i'f 
schi-r  Moderner  !  josef  bloch 

X  X 
Der  LAXDESPARTl-:iTA(;  der  so- 
ciaidemokratischen Partei  im  Grof.s- 
herzogtuni  Sachsen  fand  am  24.  Juli 
in  Eisenach  statt.  Im  Vorstandsbericht 
wurde  hervorgehoben,  dass  die  seit  9 
Monaten  eingeführte  straffe  Centralisa- 
tion  mit  einheitlichen  Beitragsmarken 
sich  sehr  gut  bewährt  habe.  Ed  dem 
Bericht    über   die  letzte  Landtags  wähl 


Digitized  by 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOUALISTISCHE  BEWEQUNO  775 


■wird  beschlossen,  audi  in  Zaictmft  an  dem 

früher  gcfassten  Beschlüsse,  mit  keiner 
4>ürgerlichen  Partei  Abmacliungen  zur 
l4ttidt^wahl  einzugehen,  festzuhalten. 
In  der  Discussiori  über  die  Presse  wird 
.fegen  die  Erfurter  Presscommission  we- 
gen deren  Vorgehen  in  Sachen  der  An- 
stellung der  Redacteure,  sowie  überhaupt 
wegen  der  Behandlungsweise  der  thü- 
ringer Parteigenossen  Klage  geführt  und 
•eine  anderweitige  Regelung  der  Press- 
verhältnisse verlängt. 

Die  Landesconfereiu  der  hessischen 
'Sodaldemokratie  wurde  am  30.  Juli  in 
Pfungstadt  abgehalten.  Anwesend  waren 
^2  Delegierte,  die  zusammen  92  Orte  ver- 
tmten.  Bei  dem  Bericht  über  die  Tätig- 
Iceit  der  hessischen  Landtagsfraction 
wurde  das  \'crlialten  der  zwei  Durm- 
stadter  Abgeordneten,  welche  im  ücgcn- 
aatz  zu  den  übrigen  socialistischen  Ab- 
•geordncten  für  die  Forderungen  für  den 
Theaterumbau  in  Darmstadt  gestimmt 
hatten,  getadelt.  Cramer  rechtfertigte 
•das  Verhalten  der  beiden:  diese  wären 
von  dem  Gesichtspunct  ausgegangen,  es 
"handle  sich  um  eine  Fordcrting  für  Kunst 
tind  Wissenscliaft,  während  die  übrigen 
vier  Collegen  von  dem  Standpunct  aus- 
gegangen seien,  dass  das  Land  keine  Ver- 
.yftichtung  habe,  für  das  Hofthcatcr  Gcl- 
4er  zu  bewilligen.  Die  übrigen  Verhand- 
lungsgegcnständc  bezogen  sich  auf  den 
Bremer  und  Amsterdamer  Congress,  so- 
dass sie  hier  unerortert  bleiben  Icönnen. 
X  X 
Die  Socialdemokratie  der  SCHWEIZ 
"hatte  eine  Commission  mit  der  Ausar- 
beitimg eines  neuen  Programms  beauf- 
tragt. Diese  hat  jetzt  die  Ergebnisse 
ihrer  Arbeit  veröiTcntliclit.  Dfr  Entwurf 
zerfällt  in  eine  Principicnerklärung,  in 
«ne  Schilderung  der  socialistischen  Ge- 
sellschaft und  in  Angaben  über  den  \Veg 
zum  Sociah'smus.  Diesem  Progrannn- 
«ntwiirl  ist  ein  Arbeitsprogramm  der 
socialdcmokratischcn  Partei  der  Schweiz 
beigefügt,  das  sich  auf  innere  Probleme 
des  sdiwdzerischen  Btmdesstaatcs  be- 
zieht 

X  X 

In  IT.'\LIEX  hat  die  Partei  trotz  der 
andauernden  Misshelligkeiten  innerhalb 
4er  Parteiorganisationen  auch  in  letzter 
Zeit  «ine  Reihe  Walilsicgo  zu  verzeich- 
nen. So  siegte  bei  den  Gemcindeersatz- 
wahlen  zu  San  Remo  die  socialistische 
Liste,  und  zwar  nicht  bloss  die  Mehrheits-, 
andern  auch  die  Minderheitsliste,  so  dass 
4ie  lasliionaUe  Badestadt  jetzt  ganz  von 


der  Socialdemokratie    beherrscht  wird; 

denn  sie  hat  auch  einen  socialistischen 
Bürgermeister.  Auch  bei  den  Ergän- 
zungswahlen zum  Gemeinderat  in  Bor- 
dighera  siegte  die  socialistische  Liste  mit 
grosser  Mehrheit  über  den  antisocialisti- 
schen  Block.  Zum  Bürgermeister  wurde 
der  Genosse  Rechtsanwalt  Rossi  gewählt. 
Ferner  wurde  bei  den  Provinzial wählen 
in  Castelmaggiore  in  der  Provinz  Bo- 
logna der  Genosse  Gros«  in  den  Pro- 
vinzialrat  gewählt 

X  X 

Aus  FRANKREICH  ist  über  den  Par- 
teitag des  P.  S.  de  F.  (Guesdistcn)  zu 
berichten,  der  vom  9.  bis  zutn  11.  Augnst 
in  Lille  stattfand.  Aus  dem  Bericht  des 
Vorstandes,  der  sich  auf  die  Dauer  von 
IG  Monaten  erstreckt,  ist  zu  entnehmen, 
da&s  msgesamt  16702  Mitgliedskarten 
ausgestellt  wurden.  Die  Zahl  der  ein« 
gepancrcnen  Monatsbeiträge  betrug  aller- 
dings nur  94340,  so  dass  eigcntlicli  nur 
mit  9434  r^Kelniissig  lahlenden  Mit- 
gliedern zu  rechnen  ist.  Davon  entfal- 
len auf  die  Föderationen  des  Nordens 
(inclusive  Pas-de-Calais)  allein  40OO 
Mitglieder.  Sodann  folgt  die  Seine- 
fdderation  mit  rooB  Mitgliedern.  Diese 
zwei  Föderationen  enthalten  also  mehr, 
als  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Partei; 
der  Rest  verteilt  sich  auf  die  übrigen 
Föderationen,  von  denen  36  je  weniger 
als  100  Mitglieder  zählen.  Auf  dem 
Parteitag  waren  77  Gruppen  durch  47 
Delegierte  mit  155  Mandaten  vertreten. 
Der  Bericht  des  Partei  Vorstandes  und  der 
Parlamcntsfraction  wurden  gebilligt, 
und  die  Halttmg  der  Abgeordneten  wurde 
für  einwandsfrd  erklirt  Zum  Panct 
ColonialpoUtik  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  welche  besa^,  dass  es  die 
Pflichtajedes  Sodalisten  sei,  die  Coloniat- 
räubereicn  zu  l>ckämpfcn ;  die  Abgeord- 
neten sollen  gehalten  sein,  jede  Ausgabe 
für  Colonialexpeditionen  zu  verweigern. 
Auf  Antrag  von  Guesde  hin  wurde  die 
Anstellung  von  Reiseagitatoren  im  Prin- 
cip  beschlossen.  Zum  Ptmct  General- 
strike  wird  mit  114  gegen  39  Mandaten 
und  2  Enthaltungen  einer  Resolution  zu- 
gestimmt, in  der  es  hcisst.  dass  sich  der 
F.  S.  de  F.  bereit  erklärt  >einen  mehr 
oder  minder  ausgedehnten  oder  allge- 
meinen Strikec  zu  unterstützen,  >ohne 
aber  die  Verantwortung  für  Conflicte  zu 
übernehmen,  die  seiner  eigenen  Tätigkeit 
sich  entziehen«.  Zum  Punct  Geu'crkschaf' 
tcn  und  Partei  gelangte  eine  Resolution 
zur  Annahme,  m  wdcfaer  die  Parteimit- 
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gfieder  aui^vfordert  werden,  der  Gewerk- 
schaft il'.rrs  Berufe  Hii;'ntrctcii  und  sich 
in  (kr  selben  aufs  energischste  zu  be- 
titfsen.  Angenoninwn  wurden  ferner 
Symi>;ithiea(!ressen  für  die  nissischen 
Cjciiusscn  und  für  die  von  den  Unter- 
lu'hmem  zu  Cluses  erschossenen  Ar- 

iMfiter. 

X  X 
über  die  socialistischc  Bewegung  in  der 
Republik  ARGENTINIEN  enthält  dtr 
Almanaque  Socialista  von  1904  eine 
längere  geschichtliche  Abhandlung,  der 
wir  folgende  Einzelheiten  entnehmen: 
Deutsche  Genossen  waren  es.  die.  durch 
die  Bismarckschc  Gewaltpolitik  aus 
ihrem  Vaterhmde  vertrieben,  den  socia- 
listischen  Gedanken  hierher  verpflanzten. 
Am  1.  Januar  1882  wiirdf  durch  die  G<S- 
nossen  Nocke  und  Mucke  in  Buenos 
Aires  der  deutsche  Qub  Vorwärts  mit 
13  Mitgliedern  gcRründct.  Die  Vereini- 
gung sollte  dem  Zwecke  dienen,  >die 
Prtncipien  des  Socialismus,  wie  sie  im 
ProRramm  der  deutschen  Socialdemokra- 
tic  niedergelegt  sind,  verwirklichen  zu 
helfen«.  Der  Qub  entwickelte  sich  nur 
langsam,  im  Jahre  1895  zählte  er  erst 
250  Mitglieder.  October  1886  wurde  das 
erste  \Voehenl>Iatt.  der  /'cr.-iär/.v.  iti  deut- 
scher Sprache  herausgegeben,  Heraus- 
geber tmd  Redacteur  war  der  Genosse 
Ulile.  Dieses  Blatt  existierte  bis  zum 
Jahre  1901.  Der  Club  Voni'ärts  verbrei- 
tete Manifeste.  Flugblätter  u.  s.  w.,  auch 
in  spanischer  Sprache,  und  entfaltete  eine 
rege  Agitation  für  die  Naturaiisatinn  der 
Ausländer,  damit  diese  an  der  argenti- 
nischen Politik  teilnehmen  könnten.  Nach 
dem  Pariser  Congress  von  1889  bildete 
sich  ein  Comite.  um  die  Maifeier  zu 
organisieren.  An  d^r  ersten  Feier  im 
Jahre  1890  beteiligten  sich  gegen  3000 
Personen.  Der  Club  ging  nuntnohr 
daran,  auch  die  gewerkschaftliche  Bewe- 
gung SU  Vastdtm.  Es  wurde  eine  Föde- 
ration der  ArlK-itcr  der  Republik  Argen- 
tinien gebildet,  und  am  12.  Dezeml>er 
1890  erschien  die  erste  Nummer  der  Zeit- 
schrift /:/  Ohrcro.  .\m  15.  August  1891 
wurde  der  erste  .ArlHMtcrcongress  abge- 
halten :  an  ihm  beteiligten  sich  sowohl 
die  gewerkschaftlichen  Gruppen,  wie  auch 
die  socialistischen  Gübs  von  Buenos 
.Aires.  Santa  Fe  und  einigen  anderen 
Städten.  Noch  gab  es  aber  grosse  Hin- 
demisse zu  überwinden;  es  kamen  die 
Fin,nn7^rh  wierigkcitcn  dc>  Landes, 
langandauernde  politische  und  kriegc- 
risdie  Verwickelungen  aller  Art,  so  diss 


die  Föderation  die  Propaganda  für  län- 
gere Zeit  ganz  einstellen  inu'^ste  und  lfV)2' 
gänzlich  aufgelöst  wurde ;  auch  der 
Obrero  stellte  sein  Erscheinen  ein.  Aber 

unter  der  Asche  glimmte  es  weiter.  Die 
(jen<jssen  \.  Kühne  und  Hummel  grün- 
deten im  December  1892  eine  neue  socia- 
listische   Gruppe  und   gaben   vom  M;irz 

1893  ab  den  Socialista  heraus,  der  aber 
auch  bald  wieder  einging.    Am  7.  April 

1894  begann  die  yanguardia  mit  dem  Ge- 
nossen Dr.  Justo  als  Redacteur  ihr  Er- 
M.!ieinen.  Im  seihen  Jahre  wurden  ausser 
der  deutschen  Gruppe  noch  eine  franzö- 
sische, eine  italienische  und  eine  Gruppe- 
s(.cia!tstischer  Studenten  gegründet.  F.iii 
Centralcomite  wurde  geliildet.  welches 
die  Leitung  der  socialistischen  Gruppen 
übernahm.  Ks  wurde  ein  Minimumpro- 
gramm angenommen,  und  auf  Grund  des 
selben  trat  die  Partei  im  Jahre  1896  das 
erste  Mal  in  die  Wahlbcwegung  ein, 
nachdem  sie  sich  auf  einem  Congress  im 
Juni  conslituicrt  hatte. 

Seitdem  hat  sich  die  socialistischc  Partei 
Argentiniens  unaufhaltsam  weiter  ent- 
wickelt ;  der  I'elagcrung^zustand  von  190z 
konnte  die  Bewegung  nicht  mehr  zer- 
stören. Entsprediend  der  langsamen 
F.niwickchtng  der  Industrie  ist  allerdings- 
auch  die  Ent Wickelung  der  Partei  eine*, 
nur  langsame.  Die  Zahl  der  Gruppn, 
welche  auf  dem  Congress  1F93  vertreten 
waren,  betrug  erst  IG,  im  Jahre  1898  13, 
im  Jahre  1900  waren  18.  im  Jahre  1901 
waren  21,  unrl  endlich  im  Jahre  igoj 
waren  30  Gruppen    auf  dem  Congress 

vertreten.  Auch  die  Zahl  der  iv.r  ab- 
gegebenen Stimmen  ist  ständig  gestiegen. 
X  X 
Die  Parteigenossen  J.AP.ANS  beklagen 
es  schmerzlich,  dass  sie  sich  durch  deir 
Krieg  gezwungen  sehen,  ihre  Propa- 
ganda auf  ein  .Mininntm  zu  beschränken.. 
Nur  hier  und  da  einmal  konnten  wäh- 
rend des  letzten  Monats  kleinere  Ver- 
sammlungen al>gehalten  werden.  Es  ver- 
steht sich  von  selb.st.  da<s  die  japanische 
Polizei  den  Socialistcn  zur  Zeit  grossere- 
Schwierif^keilcn  macht,  als  je,  imd  dass 
imsere  Parteigenossen  drulien  taktisch 
durchaus  richtig  handeln,  wenn  sie  bei 
dem  Kriegsßeber,  das  den  weitaus  gröss- 
ten  Teil  des  japanischen  Volkes  aller 
Schichten  erfasst  hat.  ihre  .Agitation  den 
veränderten  Zeitumständen  ein  weniff 
anpassen,  unuomehr  als  sie  ihre  prind- 
pielle  Stellung  zum  Kriegesowohl  vor  wie 
nach  .Ausbruch  desselben,  und  jetzt  auch 
officiell  auf  dem  internationalen  Socialis- 
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tcnconpiTO'^s  in  Amsterdam  durch  den 
Muiid  des  Genossen  Katayania,  deutlich 
zum  Ausdruck  gebracht  habtn. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Zu  einer  gewal- 
tigen Protestkundgebung  gegen 
dea  Czarenprocess  und  den  ganzen  deut- 
schen Rus$encurs  kam  es  am  25.  Juli, 
also  direct  nach  Schliiss  dc^  Geheim 
bundprocesses»  in  Königsberg.  Der 
Reichstagsabgeordnete  Haase,  ehier  der 
Verteidiger  der  Angeklagten,  hielt  einen 
mit  stürmischem  Beifall  aufgenommenen 
Vortrag  über  den  Verlauf  und  die  be- 
kannten sonderbaren  BeßloKtT^chcinun- 
gen  des  Processe>.  Es  wurde  cuislunmig 
eine  Resolution  angenommen,  in  der  die 
Versammlung  den  kämpfenden  russisdien 
Brüdern  ihre  unerschütterüche  Sympathie 
ausspricht  und  erklärt,  ihnen  gegenüber 
die  Pflichten  internationaler  Solidarität 
unbeirrt  weiter  erfüllen  zu  wollen,  bis 
auch  Russland  der  westeuropäischen 
Cultur  erschlossen  und  im  Geiste  eines 
modernen  Rechtsstaates  umgewandelt  sein 
wird.  Auch  in  Berlin  wurde  der  Kö- 
nigslK-rpcr  Process  in  einer  otTcntlichen 
Versammlimg  besproclun.  Der  circa 
5C0O  Personen  zählende  Feenpalast  war 
polizeilich  abgesperrt ;  die  Versammlung 
endete  mit  der  Annahme  einer  ähnlichen 
Resolution,  wie  die  Königsberger.  —  Die 
Anklage  der  Breslauer  Staatsanwalt- 
schaft gegen  die  Genossin  Clara 
Zetkin  wegen  Aufreizung  verschiede- 
ner Classen  der  Bei^lkerang  zu  Gewalt- 
tätigkeiten in  einer  den  öflFcntlichen  Frie- 
den gefährdenden  Weise  ist  vom  Gericht 
abgelehnt  worden.  —  La  Tribüne  Russe 
enthält  eine  Erklärung  der  Partei  der 
russischen  revolutionären  Sociaiistcn,  in 
welcher  diese  Fraction  die  volle  Verant- 
wortung für  das  Bombenattentat,  dem 
der  Minister  P 1  e  h  w  e  zum  Opfer  ge- 
fallen ist,  lihcrnimmt.  Es  werden  dann 
die  bekannten  zahlreichen  Verbrechen 
aufgeführt,  die  auf  Befehl  respective 
anter  Verantwortung  des  Ministers 
Plehwe  gegenüber  der  nach  Freiheit 
strelK-nden  Arbeiterschaft  und  Studenten- 
schaft Russlands  ausgeführt  sind.  Die 
Hinrichtung  Plehwcs  sei  deshalb  von 
der  Kampforganisa tioQ  der  genannten 
Furtdgnippe  beschlossen  ^vorden. 
X  X 
LITERATUR.  Saarabien  vor  Gericht 
betitelt  steh  eine  Broschüre,  die  soeben 
im  Verlage  der  Buchhandlung  Vorwärts 
erscliiciieii  ist  und  den  Bericht  über  den 
bekannten  Process  Hilger  gegen 


Krämer  enthält.  Das  im  Saarrcvier 
übliche  System  der  Vergewaltigung. 
Rechtlosigkeit  und  Entrechtung  der  Ar- 
beiter auf  politischem  wie  wirtsdiaft- 
lichem  Gebiete  ist  durch  diesen  Process 
actenmässig  festgestellt  und  in  dem  Be- 
richt nach  sten^raphischer  Niederschrift 
festgehalten.  Eine  Elnteitutig  gibt  die 
\'orße>chichtc  de^  Pr(K-e-^es  imd  zu- 
gleich einen  Rückblick  über  die  socialen 
und  pditischen  Verbiltnisse  des  Saar- 
reviers und  die  von  der  dortigen  .^rheite^- 
classe  bisher  untemommcnen  Versuche, 
sich  von  der  Ausbeutung  und  Knechtung 
7U  befreien.  —  Die  in  den  SociaUstischen 
Monatshtitcn  (1904.  I.  Bd.,  pag.  9  flf.) 
veröffentlichte  Artikelserie  Eduard 
Davids  Die  Eroberung  der  politischen 
Macht  ist  von  Assen  Zankow  ms  Bulga- 
rische übertragen  und  als  Broschüre  er- 
schienen /Soha,  Gr.  VVassilew/.  —  Ein 
eigenes  Parteiorgan  des  P.  S.  F. zu 
gründen,  isi  schon  limgst  beab^^ichtiRt.  Meh- 
rere Parteitage  haben  sich  schon  mit  die- 
ser Frage  beschäftigt:  der  vorjährige  be- 
auftragte das  interföderalc  Comite,  die 
Frage  nochmals  zu  prüfen.  Dies  ist 
jetzt  geschehen.  Das  Comite  ist  aber  zu 
dem  Schluss  gekommen,  dass  die  Schaf- 
fung eines  Blattes  ohne  die  Hilfe  von 
Capitalistni  unmgölich  sei;  man  will 
deshalb  sich  darauf  beschränken,  ein 
Parteiwochenblatt  herauszugeben.  Durch 
Umfrage  >oIl  festgestellt  werden,  wie 
hoch  die  Auflage  des  selben  zu  bemes- 
sen ist.  Hu«M  pomact» 

Qewerkschaftsbftwegung 

Im  Juli  hielten  zwei  Gewerkschaften  ihre 
VERBAXDSTAC;!':  ah,  die  Buchbin- 
der und  Lithographen,  beide  in  Dresden. 
Die  Buchbinder  erhöhten  den  Bei- 
trag für  männliche  Mitglieder  von  35  auf 
45,  für  weibliche  von  15  auf  20  Pf.,  ver- 
besserten und  erhöhten  die  .\rbeitslosen- 
und  die  Strikeunterstützung  und  be- 
schlossen die  Einföhnmg  einer  Hintcr- 
bliebenenunterstützun^'  fin  üi.it.nliche  und 
Ausdehnung  der  Umzugsuntcrsiutzmig 
auf  weibliche  Mitglieder.  Wegen  der 
{triiu  ifii  lli  ii  Haltung  des  Fachorgans  kam 
es  zu  emer  längeren  Debatte,  wobei  vor 
allem  die  Frage  der  Maifeier  und  die 
Haltung  des  Vrrhandsredactcurs  Geors? 
Schmidt  zur  selben  (vergl.  seinen  Artikel 
Die  Afaifeier  in  den  Socialistischen  Mo- 
nalsheftcn.  1904.  I.  Bd.,  pag.  436  ff )  eine 
Rolle  spielte.  Es  soll  ferner  nach  Mög- 
lichkeit auf  weitgehenden  Abschluss  von 
Tarifvereinbarungcn   hingearbeitet  wer- 
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den.    Der  Verbandssitz  wurde  von  Stutt- 
jgut  nach  Berlin  verlegt.  —  Die  ganze 
Tagung   der  Lithographen  wurde 
von   einer   unerquicklichen  Debatte  be- 
herrscht, die  sich  in  der  Hauptsache  um 
"die  Person  Tisdiendörfers  drehte.  Dieser 
hat  in  den  Verband  wohl  Tendenzen  hin- 
•einRCtrapcn.  die  einer  Gewerkschaft  nicht, 
fordcrhch  sind,  daher  der  Contlict,  der 
übrigens  noch  nicht  beigelegt  ist.  Audi 
hier  wurde  für  Ahschluss  von  Tarifver- 
einharungen rcbolvierl.     Mit  dem  unab- 
Tiangigcn  Stnefeldef'Bund  soll  eine  Ver- 
schmelzung   angebahnt  werden  auf  der 
'Grundlage    einer  Beitragserhöhung  von 
10  Pf.  pro  Woche  und  entsprechenden 
Erhöhungen  der  Unterstützungssätze. 
Auf  dem  am  25.  und  26.  Juli  zu  Frank- 
furt a.  M.  abgehaltenen  5.  Verbandstag 
^es  unabhängigen  Photographen- 
gehi  Ifenverbandes    wurde  der 
Anschluss  an  die  Gcncralcovimission  ven- 
tiliert, olme  dass  es  aber  zu  einer  Be- 
schlussfossang  kam. 

X  X 
Das  Reichsgericht  hat  jüngst  ein  Urteil 
gefällt,  welches  dem  socialen  Verständnis 
■dc<?  Richterstandes  ein  schlechtes  Zeugnis 
ausstellt  und  geeignet  ist,  der  TARIF- 
BEWEGUNG in  DentM  bland  Hinder- 
nisse zu  bereiten.  Folgender  Tatbestand 
war  zu  beurteilen :  In  Magdeburg  besteht 
eine  Siebenercommission  aus  .Arbeit- 
gebern und  Arbeitern  des  Maurer-  und 
Zimmerergewerbes,  welche  für  die  Zeit 
vom  Juni  tqo>  bis  Ende  März  1903  durch 
Tarifvertrag  gewisse  Stundoiläme  fest- 
gesetzt hatte.  Der  Ingenieur  IC,  welcher 
dem  Tarifvertrag  nicht  beigetreten  war, 
zahlte  niedrigere,  als  die  tarifmässigen 
Löhne.  Der  Maurer  S..  Vertrauensmann 
des  Centraiverbandes  der  Maurer,  war 
licauftragt  worden,  darüber  zu  wachen, 
dass  der  tarifmässige  Lohn  von  allen  Ar- 
"beitgebern  gezahlt  werde.  S.  drohte  wie- 
derholt dem  K.  mit  Arbeitssperre,  ver- 
hängte solche  auch  mehrfach  über  den 
ICschen  Neubau  und  suchte  hierdurch  K. 
zu  bestimmen,  sich  dem  Lohntarife  der 
Siebenercommission  /u  luiterwerfen.  S. 
wurde  wegen  Vergehens  gegen  §§  152 
tmd  153  G.  O.  verurteilt.  Das  Reichs- 
gericht verwarf  die  gegen  dieses  Urteil 
eingelegte  Revision  und  constatierte  aus- 
drücklich, dass  die  Annahme,  dass  die 
von  der  Siebenercommission  gebildete 
Vereinigung  und  die  von  ihr  getroffenen 
Verabredungen  unter  §§  152.  153  G.  O. 
fallen,  nicht  zu  beanstanden  ist.  Dies  ist 
«in  dbenso  bedauerticher,  wie  gewaltiger 


Irrtum  des  Reich.'igerichtc-s.  Der  Tarif- 
vertrag ist  keine  Coalition,  weil  er  nicht 
eine  Verabredung  oder  Vereini- 
gung zum  Behufe  der  Erlangung 
günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
§  152  G.  O.  ist,  sondern  selbst  diese  Be- 
dingungen für  beide  Parteien  des  Arbeits- 
vertrages fcstsctzL  Soll  dieses  Reichs- 
gerichtsurteil zukünftig  auf  alle  Tarif- 
kämpfe Anwendung  finden,  so  wird  die 
Folge  sich  nur  in  einer  Beschränkung  der 
Tarifverträge  äussern,  da  die  Durch- 
führung derselben  damit  sdir  ersdiwert 
wird. 

Das  von  uns  in  letzter  Rundschau  (pag. 
666)  angeführte  Urteil  in  Sadicn  Feta 
gegen  Müller  und  Röpncr  ist  nicht 
vom  Reichsgericht,  sondern  vom  Land- 
gericht Nürnberg  gefallt  wordeik 
X  X 
Am  29.  Juli  verstarb  an  den  Folgen  eines 
Schlaganf;il!>  in  l'^irüii  der  Führer  der 
localisti sehen  Gewerkschaften  und  Rc- 
dacteur  der  Einigkeit  Gustav  KESSLER, 
Regierungsbaumeister  a.  D.  In  reiferen 
Jahren  erst  war  er  zur  Arbeiterbewegung 
gekommen,  während  des  Socialistenge« 
set/cs.  Damals  bemuhte  er  sich  sehr  um 
die  gewerkschaftliche  Organisation  der 
Bauarbeiterschaft  Je  mehr  sidi  aber  die 
Gewerkschaf tslicwegung  in  grossen  cen- 
tralen imd  unabhängigen  Organisationen 
entfaltete,  umso  mehr  trat  er  zu  ihr  in 
Gegensatz,  versuchte  er  immer  wieder  mit 
allen  Mitteln  ihre  Entwickeltmg  zu  hin- 
dern. Mit  i^i-inem  Namen  i-t  denn  auch 
manche  Handlung  verknüpft,  die  dem 
Interesse  der  Arbeitersdiaft  und  ihrem 
Ansehen  entgegenstand :  besonders  in  den 
letzten  Jahren  trieb  er  als  Führer  der 
L(X-alistcn  nur  mehr  Arbciterzcrsplitterei 
.schlechtweg.  Sein  Tod  reii^st  in  die  Füli- 
rcrschaft  der  localistischcn  Gewerkschaf- 
ten eine  merkliche  Lüdee. 

Xch  die  CHRISTLICHEN  GEWER^ 

CH  \FTF.X  liaben  im  Jahre  iQOj  Fort- 
schritte gemacht,  wie  aus  ihrer  in  Nr.  14 
der  Mitteitmtgen  des  Gesamiverbandes 
der  christliclwn  Gc-iCcrkschaftcit  veröffent- 
lichten Jahresstatistik  hervorgeht,  wenn 
auch  lange  nicht  in  dem  Maasse.  wie  die 
freien  Gewerkschaften.  Die  Mitglicder- 
zahl  wird  im  Jahresdurchschnitt  für  1903 
auf  192607  angegeben,  ubSS  mehr  alft  im 
Jahre  1902,  davon  entfallen  aber  roi  167 
(+  4550)  auf  die  ausserhalb  des  Ge- 
samiverbandes stehenden  Beamten-  etc. 
Vereine:  deutsche  Eisenbahnhandwerker 
48 116,    bayrische   Etsotbahner  160QO, 
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württembergische  Eisenbahner  6660,  ba- 
dische Eisenbahner  5876.  bayrisches  Post- 
personal 6847,  wurttcmbergisches  Post- 
personal  2500,  Verein  zur  gegenseitigen 
Hüft  13^5,  bayrische  Hüttenarbeiter 
1003  und  l^3rnsche  Strassenwärter  900. 
Die  christlichen,  das  hcisst  die  dem  Ge- 
samtverbond  angeschlossenen  Gewerk- 
schaften verfugten  somit  nur  über  91  440 
(+  8138)  Mitglieder,  vcrimlirtt.ti  -ich 
also  um  9.7%,  während  die  freien  Gewerk- 
schaften sidi  um  21%  vermehrten.  Dabei 
sind  die  christlichen  Ziffern  sehr  oft  nach 
oben  abgerundet  und  deshalb  nicht  son- 
derlich zuverlässig.  Es  hatten  von  den 
christlichen  Gewerkschaften  unter  anderen 
Mitglieder  die  Bergarbeiter  40  831 
(+  33').  Textilarbeiter  16616  (-I-2157), 
Bauhandwerker  5496  (+  1949),  Metall- 
arbeiter 6536  (+  1536),  Holzarbeiter 
44(^  (+  586),  niclugewerblichen  Arbeiter 
2351  (+  551).  Heimarbeiterinnen  1906 
(+  Sa9)t  Tabakarbeiter  1577  (+  427). 
Schuharbeiter  1410  (4-  165),  Zieglcr 
1873  (—  998),  Schneider  858  (-|-  108). 
Die  übrigen  Gewerksdiaften  haben  nur 
wenige  Hundert  Mitglieder.  Diese  Mit- 
gliederzahlen verschwinden  geradezu  ge- 
gen die  der  freien  Gewerkschaften,  wie 
auch  die  Milgliederzunahme  der  christ- 
lichen sowohl  absolut,  als  auch  relativ 
um  vieles  gegen  die  der  freien  Gewerk- 
schaften itiruckgeblieben  ist.  Die  christ- 
lichen Hoffnungen  von  starken,  den  freien 
Gtwcrk  St  haften  zumindest  ebenbürtigen 
Organisationen  haben  sich  bisher  nicht 
verwirklicht,  and  man  kann  nach  der 
letztjährigen  Entwickclung  der  Dinge 
sagen,  dass  die  sich  nicht  verwirklichen 
werden.  Die  Arbeiterschaft  braucht 
darüber  nicht  bose  zu  sein. 
Weibliche  Mitglieder  zahlten  die 
christlichen  Geweiladiaften  5445.  1374 
mehr  als  im  Jahre  1902;  sie  verfügten  am 
I.  April  1904  über  23  Gewerk- 
schaftsblätter mit  einer  Gesamt- 
auflage von  239  000  Exemplaren. 
Das  Cassenwesen  hat  sich  im  Jahre 
1903  güii Stifter  entwickelt,  als  im  vorher- 
gehenden Jahre.  Wir  nennen  unr  die 
Hauptziffem :  Gesamteinnahme  1 13t  605 
M.  (823864),  Gesamtatf^gabe  9.38363  M. 
(Ö33  719  M.)  Casscnbcstand  745  107  M. 
(572648  M.).  Von  den  wichtigsten  Att»> 
gaben  nennen  wir  für  die  Presse  193  64I 
AI.,  Strikeuntcrstutzung  155  030  M., 
Sterbegeld  86028  M..  sonstige  Unter- 
stützung 157998  M..  .■^!?ita(ioIl  tind  Ver- 
waltung 119756  M.,  Bibhothek  und 
sonstige  Bildtugszwecke  7709  M. 


Vom  17.  bis  aa  Juli  fand  in  Essen  der 

5.  Congress  der  christlichen  Gewerk- 
schaften statt.  Viel  ist  von  dieser  Ta- 
gung nidit  zu  sagen,  es  dominierte  auf 
ihr,  wie  auf  allen  christlichen  Congressen, 
die  Mittelmässigkeit ;  gewöhnlich  wird! 
dort  eine  verwässerte  Sauce  aller  jener 
Gerichte  vorgesetzt,  die  früher  schon 
etmnal  auf  Congressen  der  freien  Ge- 
werksdiaften serviert  worden  sind.  In 
Essen  befasste  man  sich  mit  der  Ar* 
beitslosenversicherung,  die 
man  nur  mittels  der  Gewerkschaften: 
durchführen  will,  und  dem  Hcim- 
arbcitcrschutz,  wobei  man  ledig- 
lich eine  Nachlese  des  Berliner  Hcim- 
arbeiterschutzcongresses  gat|;  originell 
war  nur  die  hierbei  und  bei  der  Re- 
solution Über  Arbeiterausschü^se  ge- 
machte Reclame  für  die  christlichen  Ge- 
werkschaften. Bemerkenswert  ist  noch, 
dass  nach  dem  Willen  des  Co<mresse»> 
innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  dn 
internationaler  Congress  der 
christlichen  Arbeiterschaft  aller  Länder 
einberufen  werden  soll.  In  der  nach  den» 
Congress  abgehaltenen  Generalversamm- 
lung des  Gesamtverbandes  ist  unter  an- 
derm  auch  gegen  die  Centrumspresse 
Stelhmg  genommen  worden,  die  den 
christlichen  Gewerkschaften  gar  zu  oft 
Steine  in  den  Weg  wirft. 
X  X 
In  NORWEGEN  gab  es  im  Jahre  190^ 
nach  Angabe  des  Geschäftsführers  der 
Landesorganisation  der  Gewerkscbafteir 
A.  Pederson  15  Gewerkschaftsverbände,, 
wovon  10  der  Landesorganisation  aiiRe- 
hröen.  13  der  Verbände  haben  zusammenr 
a86  Ortsabteilungen  mit  14367  Mitglie- 
dern :  von  den  librigen  2  V'erhänden 
fehlen  die  Angaben.  Der  Landesorgani- 
sation gehören  noch  10  alleinstehender 
Faclivereine  von  Christiania  an  mit  7U- 
samnicn  473  Mitgliedern,  und  avis^erdem 
existieren  in  der  Hauptstadt  ncKh  10 
Fach  vereine  mit  480  männlichen  und  4 
mit  1-7  weiblichen  Mitgliedern.  Hierzu 
kommen  noch  mehrere  alleinstehende 
Facbvereine  in  den  übrigen  Städten.  Im 
ganzen  beträgt  die  Zahl  der  gewerkschaft- 
lich organisierten  Arbeiter  in  Norwegen' 
ungefalu-  16000.  —  Die  Zahlen  über  das 
Cassenwesen  sind  nur  anvollständig,  iz 
Verbände  —  von  den  übrigen  fehlen  die 
Angaben  -  -  hatten  im  Jahre  1902  ins- 
gesamt i5<>i2l  Kr.  Vermögen,  1903 
IQI  670  Kr.  Für  Strikeuntcrstüt/.uiig 
wurden  171  896  Kr.  verausgabt,  .'\rbeits- 
losentmterstätzung  gab  es  in  5  Verbandea 
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tind  5  Fachvereinen,  Rciscunterstützung 
in   5   Verbänden   und  4  Fachvereinen, 
Kranken-    und   Sterbennterstützung  in 
^  Verbänden  und  3  Fachvereinen,  Inya- 
lidennnterstützunET  in  einem,  dem  Typo- 
grnphenvcrband.    12  Verbände  hallen  ein 
eigenes  Fachorgan  mit  einer  Gesamtauf- 
lage von  22150  Exemplaren. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.    Der  Verliand  der 
Handscbuhmaclicr  Dcul.schlands 
konnte  am  4.  Juli  auf  ein  35j ähriges  Be- 
atehen surüdcblicken.  —  Nach  der  letzten 
VeröffentUehtmg     des  Corrcspondens- 
blaltcs  gil)t  CS  zur  Zeit  432  G  c  \v  er  k  - 
SC  haft&c  arteile    in  Deutschland. 
—  In  Berlin  hat  sich  eine  Frauen- 
a  g  i  t  a  t  i  o  n  s  c  o  ni  in  i  s  s  i  o  n  Rebildct 
zur  Förderung    der  gewerkschaftlichen 
Organisation  der  Arbeiterinnen.  —  In 
Saarbrücken    ist    am    T.  Juli  mit 
Unterstützung  der  Gcncutlcommissioti  ein 
Arbeitersccretariat  gegründet  worden.  — 
Ferner  wurden   A  r  b  c  i  t  c  r  s  e  c  r  e  t  a  - 
riate  errichtet  am  i.  Juh  in  Bremer- 
haven und  Düsseldorf,  am  i.  August  in 
Duisbaiig.    Die   Errichtung   eines  Ar- 
bcitersecretariats   für   Mecklenburg  ist 
von  den  Rostocker  Gewerkschaften  nut 
Sroaser  Mehrheit  beschlossen  worden. — 
Im    Kfirschnerverband  wurde 
durch  Urabstiniimiiic:  die  Einführung  des 
erhöhten  40  Pf.-Bciirages  beschlossen,  die 
der  Kranken-  und  Retseunterstützung  ab- 
gelehnt. -  -  Im  P  o  r  t  e  f  c  ti  i  I  I  c  r  V  e  r  - 
band  wurde    durch  Urabstimmung  die 
Einführung  der  Arbeit slosenunterstfitning 
beschlossen.  —  Eine  Reform  des  Her- 
be r  g  s  w  e  s  e  n  s  will  das  Wurzburger 
Gewerkschaft  scartell    anbaiinen.  —  Der 
Bergarbeiterverband    hat  am 
1.  August  sein  von  ihm  errichtetes  Ver- 
bandsbaus bezogen.  —  Am  24.  Juli  fand 
in  Zwickau  eine  von  Vertretern  von  8000 
sächsischen  B ergarbe i ternbe- 
suchte  Gmfercnz  statt  zwecks  Beratung 
üljcr  Abhilfe  der  misslichen  Lage  dieser 
Arbeiterschaft.     Das    Ministerium  des 
Innern    hatte    einen    Vertreter  gesandt. 
Nach  erregter  Debatte  wurde  eine  Reso- 
lution abgelehnt,  die  den  Petttionsweg 
empfahl,  und  eine  Protestresolution  an- 
genommen, die  in  schärfster  Form,  »em- 
pört über  die  schlechte  Behandlung  der 
Bergarbeiter«,  den  Petitionsweg  als  völlig 
erfoigfos  ablehnt  und  an  die  Öffentlich- 
keit appelliert.  —  Im  Staate  New  York 
wurde  heuriges  Frühjahr  ein  Gesetz  ge- 
schaffen zum  Schutze  der  Trades  Unions 


Lavcls,  der  Gewerkschaftsmar- 
k  e  n ,  die  von  den  Gewerkschaften  zur 
Kenntetchntiiv  der  im  Schwitzsystem 
und  in  nichtgeregelten  Betrieben  herge- 
stellten Waren  benutzt  werden.  Nach- 
ahmung dieser  Marken  soll  danach  mit 
Geldstrafe  von  100  bis  500  Dollars  oder 
Gefängnis  von  $  bis  12  Monaten  bestraft 
werden.  —  Die  gewerkschaftlichen  Or- 
ganisationen Chicagos  verfügen  über 
220000  Mitglieder,  darunter  35000  weib- 
liche. In  den  zwei  letzten  J.nhrrn  fanden 
dort  251  Strikcs  statt,  an  denen  185000 
Personen  beteiligt  waren,  nNarDiiiiHMOT 

Frauenbewegung 

r\er   Bericht    der  Gcncralcommission 
der    Gewerkschaften  Deutschlands 

meldet  eine  höchst  erfreuliche  Zunahme 
der  GEWERKSCHAFTLICH  ORGA- 
NISIHRTEX  ARBEITERINNEN.  Ihre 
Zahl  hat  sich  von  28218  in  !W2  auf 
40666  in  1903,  also  um  reichlich  44 '/c  er- 
höbt. Der  Mitgliederstand  der  Gewerk- 
schaften überhaupt  stieg  um  etwa  21  %. 
Daraus  ergibt  sich,  welch  schönen  .Auf- 
schwunR  der  gewerkschaftliche  Zusam- 
menschluss  der  Arbeiterinnen  genommen 
hat  Ist  auch  die  absolute  Anteilnahme 
der  Frauen  am  Gewerschaftslcbcn  tnich 
gering  —  nur  4,36%  der  in  Betracht  kom- 
menden .\rt>eiterinnen  sind  organisiert  — , 
so  i^t  die  iil)eraus  starke  Steigerung  der 
MiighcderzitTern  der  letzten  Jahre  —  im 
Jahre  1802  waren  9355.  1894.  zweifellos 
infolge  des  schlechten  Geschäftsganges 
mit  all  seinen  Folgeerscheinungen,  nur 
5251  Mitglieder  vorhanden  —  als  ein  Zei- 
chen des  wachsenden  Verständnisses  für 
die  Notwendigkeit  und  den  Nutzen  des 
gewerkschaftlichen  Zusanunen  Schlusses 
anzusehen.  Alle  einschlägigen  Mo- 
mente werden  sidier  noch  besser  erfasst 
und  stärker  wirk■^^m  werden,  wenn  nach 
einem  Vorschlag  von  autoritativer  Seite 
die  Betätigung  der  Organisationen,  wie 
dies  bei  den  Buchbindern  heute  schon 
der  Fall  ist,  auf  VVochnermncnunter- 
Stützung  und  Brautau-stattung  ausge- 
dehnt und  femer  durch  beamtete 
weibliche  Organi«»ations-  und  Agitations- 
arbeit in  Werkstatt  und  Familie  das  Ver- 
ständnis für  die  Wege  und  Ziele  der 
Organisation  auch  den  Gleichgiltigen 
und  -Stumpfen  nahe  gebracht  wird.  Im 
einzelnen  ist  neben  der  bereits  erwähn- 
ten starken  Zunahme  der  organisierten 
Textihrbeitcrinnen  f^vcrgl.  pap.  67^1)  hin- 
zuweisen auf  die  Steigerung  des  weiblichen 
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Mitgliederstandes  bei  den  Metallarbeitern 
(um  2115  =  21,43  %  der  weiblichen 
Benifeangehdrigen).  den  Schuhmachern 
und  Gemeindearbeitern  mit  29,90  rcspcctive 
29,15%.  den  Buchbindern  mit  27,32%. 
den  Bnchdruckereihilfsarbeitern  mit 
22,89%  u.  s.  w.  Der  Tlandlungsgehilfen- 
verband  weist  eine  Zunahme  von  508 
weiblichen  Mitgliedern  auf.  Er  hat  ntit 
1400  die  1316  betragende  Zahl  der  männ- 
lichen Or^isierten  uberholt.  Betrübende 
Zustände  herrschen  im  Schiu-idcrgewerbe, 
und  es  ist  in  der  Hauptsache  auf  das  Conto 
der  verhingnisvollen  Heimarbeit  zu 
setzen,  wenn  %'on  117  600  Arbeiterinnen 
nur  133a  =  1,13  %  organisiert  sind.  Der 
Rückgang  der  organisierten  Holzarbeite- 
rinnen  um  to6  hängt  mit  örtlichen  l'r- 
aacfaen,  teilweise  gleichfalls  mit  dem 
lieromenden  Emfluss  der  Heimarbeit  zu- 
sammen. 

X  X 
Von  Frau  Minna  Cauer,  der  Wortführerin 
des  UNKEN  FLÜGELS  der  bürger- 
lichen Frauenbewegung,  erhalten  wir 
die  nachstehende  Zuschrift,  der  wir  im 
Interesse  absoluter  Sachlichkeit  Raum 
geben,  ohne  im  öbrigen  dazu  Stellung  zu 
nehmen : 

»In  der  Ruhnk  i'raui'nhcu'Cfiuttg  der 
Socialislisclini  Monatshefte  von»  August 
1904  wirft  HeTiriette  Fürth  auf  Seite 
673  den  deutschen  Propagandisliniim  de-; 
Stimmrechts  vor,  >dass  sie  nicht  «Im 
Mut  hatten,  das  allgemeine  gleiche  und 
geheime  Wahlrecht  zu  verlangen,  son- 
dern sich  mit  einem  verclausulicrten  Cen- 
suswahlrecht  zufrieden  geben  wollen«. 
Dem  gegenüber  ist  zu  bemericen,  dass 
niemals  eine  soKlu  F.rklärung  von  unse- 
rer Richtung  abgegeben  worden  ist.  Wenn 
wir  bei  den  Beratungen  der  internationa- 
len Stiinnireclitsconferenz  am  3.  und  4. 
Juni  kcipe  ausdrücklichen  Er- 
klärungen für  das  allgemeine,  gleiche 
und  geheime  Wahlrecht  abgegeben  ha- 
ben, so  ist  die  Form  darum  unterblieben, 
weil  diese  F'^rm  uns  als  etwas  so 
Selbstverständliches  erscheint, 
dass  wir  selbstverständlich  auch 
das  Frnitc;i Stimmrecht  nur  in  fiieser  Form 
für  Deutschland  zu  erlangen  wünschen. 
Wenn  bei  einer  späteren  Gelegenheit 
(beim  Congress.  am  17.  Juni)  Dr.  Käthe 
Schirmacher  nach  ihren  in  Frankreich 
gemachten  Erfahrungen  Rcdcnken  gegen 
das  allgemeine  Wahlrecht  äusserte,  so 
tat  sie  dies  für  ihre  eigene  Verantwor- 
tung, sie  sprach  aber  nicht  als  Vertrete- 
rin der  radicalen  Richtung. 


/\uf  Seite  676  schreilit  Henriette  Fürth: 
>Das,  was  der  Frauencongress  zu  tun 
vergass.  geschah  von  Seiten  der  sodal- 
dcmokratischen  Frauenbewegung«  — • 
nämlich  ein  .scharfes  Protesterheben  ge- 
gen die  Entrechtung  der  Frauen  bei  den 
Kauf  mann  sgerichten.  Allerdings  hat  die 
Congrcssleitung  nichts  in  dieser  Sadie 
getan,  aber  wenn  Henriette  Fürth  den 
Vertreterinnen  der  bürgerlichen  Frauen- 
bewegung gerecht  werden  wollte,  so  hätte 
sie  erwähnen  müssen,  dass  von  r  a  d  i  - 
caler  Seite,  in  Verbindung  mit  den 
Handlungsgehilfinnen,  am  Montag,  den 
13.  Juni,  eine  Protestversammlung  in 
Sachen  der  Kaufmannsgerichte  veran- 
staltet worden  ist« 

X  X 

In  ÖSTERREICH  ist  trotz  der  ge- 
waltigen Anteilnahme  der  Frauen  an  der 
Erwerbstätigkeit  —  7  Millionen  Männern 
stehen  don  5  Millionen  erwerbstätige 
Frauen  gegenüber  —  die  Zahl  der  ge- 
werkschaftlich organi-icrten  Frauen,  mit 
9000  zu  Ende  des  Jalires  19O12  Ufld  etwa 
15000  jetzt,  eine  verschwindende.  Um  so 
begrüssenswcrtcr  ist  das  Fortschreiten  der 
Organisation  der  Tabakarbeiterinnen.  Es 
bestehen  heute  18  locale  Organisationen, 
die  sich  zu  einem  Rt  ichsvcrhand  zusam- 
mengeschlossen hal)en  und  J474  Mitglie- 
der umfassen.  Von  besonderem  Interesse 
waren  auf  der  letzten  Reichsconferenz  die 
Verhandlungen  ülier  den  ursächlichen  Zu- 
sammenhang zwischen  niederen  Lohnen 
und  Pensions-  und  Krankengeld. 
Als  Gegenstuck  zu  den  Verhandlungen 
des  HeiiiiarbcitcrschutzcongresM  s  und 
als  Beweis  dafür,  dass  die  Ausbeutung 
und  die  ganze  Elendtglichkeit  der  Zu- 
stände  innerhalb  der  Heimarbeit  gerade 
so  international  sind,  wie  diese  seihet,  ^'m^ 
die  Berichte  Über  Loho,  Arl)citszeil  und 
Ar!)citsbedingimpcn  anzusehen,  die  die 
Wiener  Arbcitcrinucnzcitung  im  Juni  ver- 
öffentlichte. Aus  ihnen  geht  hervor,  dass 
die  Heimarbeit  der  schlimmste  Hemm- 
schuh der  Arbdterinnenorganisation  ist, 
»eine  der  grösstcn  Gefahren  für  jeden  An- 
gehörigen der  Arbeiterclasse,  ein  bös* 
artiges  Geschwür  am  Kbrptr  der  arbei- 
tenden Menschheit«.  Die  an  diese  Er- 
kenntnis geknüpften  Forderungen  decken 
sich  mit  den  roehrerwähnten  des  März- 
congresses. 

X  X 
KU  KZ  F.  CHRONTK.  Im  Sommerse- 
mester 1904  waren  an  deutschen  Uni- 
versitäten 1035  Hörerinnen  einge- 
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schrieben,  von  denen  73  rechtmässig  im- 
matriculiert  waren.  —  Allerorten  wer- 
den jetzt  Stimmen  laut,  die  den  obliga- 
torischen Fortbildungsunter- 
rieht  auch  für  Mädchen  veriangen. 
Neben  einer  Anzahl  von  interessierten 
Vereinen  ausgehender  Eingaben  ist  hier 
besonders  auf  das  Vorgehen  der  ba« 
dl  sehen  Regieitng  zu  verweisen.  Sic 
hat  dem  Landtag  einen  Ge!>etzentwurf, 
betreffend  den  kaufmännischen  und  gC" 
wcrblicKen  Fortbildungsunterrieht,  vor- 
gelegt, durch  den  der  Besuch  der  frag- 
lichen Schulen  erzwungen  und  bis  zum 
18.  Lebensjahr  ausgedehnt  werden  soll. 
Auch  ist  Vorsorge  getroffen,  dass  die 
Zahhing  des  Schulgeldes  auf  die  Unter- 
nehmer abgewälzt  werden  kann.  —  In 
den  sidisischen  Etat  für  igo4-i905  sind 
7120  M.  für  weibliche  F  n  b  r  i  k  i  n  s  p  e  C- 
t  o  r  i  n  n  e  n  eingestellt  worden.  Dass 
diese  Anfsidit,  wie 'die  Regierung  einst- 
weilen glaubt,  nur  nebcnb,-i  betrieben 
werden  könne,  wird  zweifellos  durch  die 
Entwickelung  der  Aufsichtstitiglceit  wi- 
derlegt werden.  —  Durch  einen  Strike 
von  wenigen  Tagen  liaben  die  Londoner 
Telephon?  stinnen  eine  Herab- 
setzung der  täglichen  Arbeitszeit  auf  7^ 
Sttmden  and  für  Sonnabend  anf  5  respec- 
tive  6  Stunden  erkämpft.  Ihre  Zahl  beträgt 
gegen  5000.  Die  Gründung  einer  Organi- 
sation ist  beabsichtigt.  —  Die  im  IVomens 
Natiotial  Trade  Union  Lca^uc  vcrkör- 
ptrlc  gewcrk.schaft liehe  Organisation  der 
americanischen  Arbeiterinnen  hat 
beschlossen,  die  Agitationsarbeit  im  gan- 
zen Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  durch 
zwei  ständige  beamtete  Wanderdelegierte 
betreiben  zu  lassen.  —  In  den  städtischen 
Armenrat  von  Leicester  ist  Miss 
BMI,  die  Vertreterin  der  Arbeiter]iartei, 
mit  stattlicher  Mehrheit  gewählt  worden. 
—  Der  französisch  -  italie- 
nische Arbeitsvertrag  regelt 
auch  die  Frauen-  und  Kinderarbeit.  Seine 
gewissenhafte  Durchführung  wird  eine 
segensreiche  Wirkung  auf  das  Schicksal 
der  unglücklichen  Kmder  nidit  verfehlen, 
die  alljährlich  von  Italien  nach  Frank- 
reich importiert  werden,  um  in  den 
Glashütten  einem  jammervollen  und  ge- 
quälten Dasein  anheimzufallen.  Freilicli: 
Auf  die  Art,  wie  die  geseulichen  Schutz- 
bestiinmungen  gebandhabt  werden,  kommt 
auch  hier  alles  an.  Ist  es  doch  schon  oft 
vorgekonuuen,  und  gerade  in  romani- 
schen Ländern,  dass  gute  Arbeiterschutz- 
Rcsci;^e  erla-sen  wurden,  aber  dann  völlig 
auf  dem  Papier  blieben.     Henriette  fOrtm 


KUNST 

BIMamia  Kunst 

Wie  schon  in  frviheren  Jahren,  hat 
auch  diesmal  die  Leitung  der 
DRESDENER  AUSSTELLUNG  Vcr- 
gleichspuncte  alter  und  neuer  Kunst  auf- 
gestellt. Eine  Reihe  von  acht  Gemächen» 
nahm  Gemälde  der  berühmtesten  Maler 
des  verflossenen  Jahrhunderts  auf,  nicht 
swar  mit  systematischer  Vollständigkeit^ 
sondern  wie  gerade  öffentliche  und  pri- 
vate Sannulungen  zum  Herleihen  benii 
waren.  Unter  den  Franzosen  bereiten  die 
vor  kurzem  für  die  Dresdener  Galerie 
erworbenen  Stfiuklo^fcr  von  Courbet 
unserer  Generation  von  neuem  die  Über- 
raschung, wie  akademisch  gemässigt  oft 
einer  späteren  Zeit  die  einstigen  Revo- 
lutionäre der  Kunst  erscheinen.  Be»  so 
Zufall smässiger  Vereinigung  soll  man  sidi 
vor  Vergleichen  hüten,  aber  so  viel  wird 
gesagt  werden  können,  dass  neben  dem 
frischen  Naturgefühl  von  Teutwart 
Schmttsons  Tierbildem  und  seiner 
kräftig  klaren  Farbe  der  Ruhm  von 
Rosa  Bon  h  cur  etwas  problcnintisch 
erscheint.  Feuerbach  glänzt  durch 
seine  Iphigenie.  Von  Bdeklin  tst  am 
wentfrsten  bekannt  eine  Vestalin.  Von 
selten  bei  uns  gesehenen  Ausländern 
nenne  ich  M  on  t  i  c  e  1 1  i  und  Stevens, 
sowie  Zeichnungen  von  Ingres.  Eine 
besonders  grosse  Zahl  von  Studien  und 
Zeichnungen  Menzels  weisen  auf  die 
Bedeutung  dieses  Pioniers  des  modernen 
Naturanschauung  hin.  V'ön  den  Dres- 
dener Malern,  die  naturgemäss  besonders 
viel  Fläche  beherrschen,  scheinen  Carl 
B  a  n  t  z  e  r  und  OskarZwintschcr 
den  nahegeleßten  Vergleich  mit  den 
Stärksten  der  vergangenen  Generation 
nicht  scheuen  zu  brauchen.  Der  letztere 
fordert  dazu  besonders  durch  die  absicht- 
liche Glätte  seiner  Technik  heraus,  die  es 
verhehlt,  wie  die  Farbe  auf  die  I^inwand 
kam.  Aber  auch  in  den  Qualitäten  als 
Bildnisse  sind  diese  Darstellungen  mehr 
Individualitatsschi Iderungen,  als  Malerei, 
wobei  das  moderne  Portrait  so  oft  stehtt 
bleibt.  Unter  den  Zeichnern  Dresdens  ist 
Otti.  I-"  ischers  <  .hl  für  die 
sprechende  Linie  in  der  Landschaft  und 
die  etwas  grillige  Eindringlichkeit  von 
Carl  M  e  d  i  und  Emilie  P  c  I  i  - 
can-Mediz  am  eindrucksvollsten.  Die 
graphische  Abteilung  ist,  wie  an  diesem 
Platz  gewöhnlich,  besonders  reich  und 
mit  Liebe  geordnet    Auch  die  Gruppe 
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der  Sculptur  erhielt  ihre,  wenn  auch 
sparsamen  Veivleichspuncte  aus  ver- 
gangener Kunst.  Der  Franzose  B  a  r  y  e 
(1795  bis  1875)  vertrat  in  der  Tierplastik 
noch  ein  etwas  heroisches  Barock,  neben 
cU-m  die  auf  das  schlicht  Organische  ge- 
richtete Bildncrei  von  August  Gaul 
beionders  classisch  ruhig  enclieint.  Da- 
ndben  steht  Frau  N  i  e Ls  en ,  wddie  das 
Haustier  in  plötzlichen  und  höchst  un- 
gezwungenen Bewegungen  darstellt  Es 
ist  darin  etwas,  dass  man  sich  nicht  scheut, 
an  Rodin s  menscMiche  Bewegungs- 
studien erinnert  zu  werden,  von  denen 
die  Ausstellung  einige  Abgüsse  aufweist. 
Daneben  stdit  der  Denker,  bd  dem  jeder 
Muskel  in  unerhörter  Anspannung  ist. 
I>er  Neptunsbrunnen  von  L  o  r  e  n  z  o 
Mattielli  (1688  bis  1748)  aus  einem 
Dresdener  Palast  vertritt  das  eigentliche 
Barock  mit  seiner  Überhäufung  an  Form, 
aus  deren  Gleichgiltigkeit  doch  noch  we- 
nigstens swei  Seerosse  mit  starker  Energie 
des  Umrisses  hervorstechen.  Immerhin 
eine  schon  damals  7.u  Ende  gelebte  Rich- 
tung, wenn  sie  auch  bis  in  unsere  Tage 
und  bis  in  die  Scnlptnrenhalle  dieser  Aus- 
stellung herein  zahlreiclu'  Nachkömmlinge 
liat.  Vereinfachte  Linie  und  dadurch  ge- 
steigerten Formetndrack,  wie  ihn  Meu- 
n  i  e  r  sucht,  hat  auch  H  c  1 1  n  c  r  - 
Paris,  der  seinen  Bogcnschütsen  ganz 
nriiig  stellt,  am  dann  mit  dem  Zuii^dc- 
reissen  der  rechten  SchuUer.  der  ge- 
spreizten rechten  und  der  um  den  Bogen 
geklammerten  linken  Hand  doppelten 
Eindruck  zu  machen.  Notabene  ist  der 
Bogen  als  überflüssig  fortgelassen.  Mehr 
noch,  als  in  seiner  Mommsen-Büste,  hat 
Walther  Lobach  in  der  Statuette 
des  Gelehrten  eine  zusammengedrängte 
Innerlichkeit  von  Bewegimg  und  Aus- 
druck. Neben  den  glänzenden  Plaketten 
von  Tauthenbayn  jr.-Wien  sind 
die  von  Paul  S tu rm-Ldpctg  hervor- 
zuheben. 

För  die  angewandte  Kunst  vertritt  die 

Empireausstellung  mit  ihrer 
etwas  kühlen  Würde  die  Rolle  des  Ver- 
gleichs mit  dem  modernen  Kunsthand- 
werk. Nicht  so  umfangreich,  wie  in 
früheren  Jahren,  ist  diese  Gruppe  dies- 
mal, aber  sie  setzt  sich  aus  besonders  ge- 
wählten Stücken  zusammen,  welche  die 
fortschreitende  Festigung  stilistischer 
Grundsätze  zeigen.  Die  Metullgeräte,  wie 
Kamen,  Löffel  und  Leuchter  des  Hol- 
linders Eisenloeffels  zeigen  ganz 
die  knappe  Sachlichkeit  englischer  Vor- 
bilder,  ohne   Ashbees  Kokettieren  mit 


altertümlicher  Oberflächenbeschaffenheit 
Auch  ^e  hell  sahnefarbene  KtnmSk  der 

Fabrik  de  Distel-  Amsterdam  mit 
teils  stumpfer,  teil  blanker  Glasur  und 
scharf  gezeidineten  heHlirbigen  Orna- 
menten zeigt  verwandten  Geschmack. 
Ebenso  hat  der  oberste  Keramiker 
Deutschlands.  Scharvogel,  in  seinen 
Gefässen  una  seinen  Fliesen  die  Neigung 
zum  Japanisieren  immer  mehr  einge- 
schränkt. Er  zeigt  diesmal  auch  seine 
neuen  Kacheln  mit  Ornamenten  in  ge- 
flammterGtasur.  Die  IbrlsmherMajofiea- 
manufactur  hat  ihre  neuen  Arbeiten 
nach  Modellen  von  Karl  Gross  ausge- 
föhrt.  Die  Raumausstelhmg  des  Stutt- 
garter Saales  zeigt  die  Leistungen  der 
erst  seit  zwei  Jahren  bestehenden  dortigen 
Lehr-  und  Versuchswerkstätten.  Die 
Entwürfe  stammen  von  P  a  n  k  o  k  ,  der 
immer  zuversichtlicher  mit  dem  Holz 
construiert.  In  der  Wandtäfelung  bringt 
er  die  Platten  in  drei  Schichten  hinter 
einander  zurückspringend  und  in  zellen- 
artig begrenzten  Ausschnitten,  so  dass  em 
lebhafter  Wedisel  der  Maserung  ent- 
steht Auch  Kerbungen  und  Abilachun- 
gcn  der  Kanten  an  den  Tisch füssen  und 
Fächerstützen  dienen  ihm  zu  dem  selben 
Zweck.  Die  Gesaoitoonturen  der  Möbel 
werden  bei  diesem  Künstler  immer  ge- 
lassener und  zeigen  eine  Zierlichkeit, 
welche  eine  sehr  heilsame  Ergänzung  zu 
Ricmerschmids  derben  Constructionen  bil- 
det. Die  Fabenzusammenstellung  ist  mit 
Rücksicht  auf  den  Zweck  des  Saales  (für 
Gemäldeunterbringung)  sehr  zart  und 
licht.  Zu  Naturholzfarbe  graugrün.  Nur 
die  Reihe  von  Emaiicinlagen  im  Schreib- 
tisch wirken  als  funkelnde  kleine  Ge- 
schmeide. Sie  wetteifern  mit  den 
Rrf)schen  und  Nadeln,  die  verschiedene 
Schüler  der  Stuttgarter  Werkstätten  im 
Geist  ihres  Lehrers  Pinfeok  ausgdFfihrt 
haben.  Berner  zeigt  eine  originelle  Ver- 
bindung von  Email  mit  Reliefarbeit  für 
Zierplatten.  Der  modernen  Architektur 
gibt  einen  dienlichen  Wink  Rudolf  Rochga 
mit  seinen  Verkleidungen  für  Eisen- 
träger, welche  der  Feuersicherheit  wegen 
notwendig  sind  und  die  ihren  Gurakter 
als  Ummantelung  von  etwas,  das  keine 
Säule  ist,  in  ihrer  Zusammensetzung  be 
tonen.  Em  letzter,  allerdings  ein  wenig 
parteiisch  herbeigeführter  Vergleich  findet 
stau  zwischen  dem  monumentalen  Garten 
von  Kreis  und  dem  Biedermeiergarten. 
Der  erste  erschdnt  ein  wenig  stark  an- 
gefüllt durch  seine  Steinbänke  und  Holz- 
staketlauben, wenn  auch  das  System  für 
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kleine  Flidten  swisehen  GdAndefifiseln 

angemessener  ist,  als  der  aussichtslose 
Versuch  zur  Landschaftsgärtnerei.  Immer- 
hin verdiente  der  an  sich  recht  niedliche 
Biedermeiergarten  mit  seiner  kleinen 
Batimstammbrücke  wohl  nicht  die  etwas 
ironische  Häufung  von  künstlichen 
Ruinen  und  Treppchen,  die  noch  durch 
die  Hinzufügung  einer  verzerrenden 
Spiegehraad  eine  Vertchirfiaic  crfehren. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  t.  Ju«  Start)  in 
München  Frederic  Watts  im  84. 
Lebensjahre.  £r  war  in  Deutschland 
wenig  bekannt  Die  M cindicner  Pfaiako- 
thek  und  das  Museum  Osthaus  in  Hagen 
i.  W.  besitzen  Gemälde  von  ihm.  —  In 
Mainz  findet  Ende  September  ein  Tag  ffir 
Verhandlimgen  über  Denkmals- 
pflege statt.  Von  den  zur  Besprechung 
gestellten  Fragen  sind  die  wichtigsten: 
t.  Aufnahme,  Sammlung  und  Erhaltung 
der  Kleinbürgerhäuscr  mittelalterlicher 
Städte,  3.  städtische  Bauordnungen  im 
Dienste  der  Denkmalspflege.  —  Der  Stadt- 
rat von  Leipzig  beschloss  den  Ankauf 
der  im  Römischen  Hause  abgenommenen 
Prellerschen  Odysieelindsduhea  für  das 
städlisdie  Mosenm.  anna  nM»m 

BOchT 

117  e  lief  dem  Deutschen  die  Rd^on  im 
"  Leibe  steckt,  davon  gewinnt  man  eine 
Vorstellung,  wenn  man  Bücher,  wie  das 
von  Albert  KALTHOFF:  RELIGIÖSE 
WELTANSCHAUUNG  /Leipzig,  Eugen 
Diederichs/  liest  Das  genannte  Buch 
enthält  eine  Reihe  von  Vorträgen,  die  in 
einer  Bremer  Kirche  gehalten  worden 
sind.  Und  wie  viel  heisses  Bemühen  steckt 
nicht  darin,  die  Religioo  in  aublimierter 
Form  fainfiberzuretten  in  die  Weltanschau- 
ung, deren  Grundlinie!!  die  moderne  Na- 
turwissenscliaft  gezogen  hat  1  Man  denke 
sicii  das  Bnch  in  franiSsischer,  in  italie- 
nischer Sprache  —  es  könnte  nur  in  dem 
Verlag  einer  religiösen  Gemeinsdiaft  er- 
scheinen, deren  Opfer  allein  ihm  die 
lichkeit  der  Verbreitung  gewähren  könn- 
ten. Ein  Teil  der  Bevölkerung  wüsste 
noch  nichts,  ein  anderer  nichts 
mehr  mit  ihm  anzufangen.  In  Deutsch- 
land dagegen  legt  ein  Verlag  von  der  Be- 
deutung eines  Diederichs  gleich  mehrere 
Tausend  Exemnlare  eines  solchen  Buches 
anfl 

F.in  Mensch,  der  sich  durdverungen  hat 
vom  Kirchengiauben  zu  freierer  Religio- 
sität gibt  auf  fast  300  Seiten,  in  Pre<Ugt- 


fbnn,  «fies  Stfidcdien  sdnes  inneren  Wer- 
deganges und  schickt  zuversichtlich  vor- 
aus, dass  das,  was  ihm  selbst  so  viel  ist 
auch  für  den  Leser  nicht  gleichgiltig  sein 
könne.  Und  so  spricht  er  über  Unendlich- 
keit der  Welt,  Krliallung  der  Kraft,  Knt- 
wickelung,  Vererbung  tt.S.W.,  recht  er- 
baulich für  den,  der  gern  einen  Schleier 
hübscher  Worte  und  bunter  Bilder  über 
die  scharfen  kantigen  Probleme  breiten 
sieht  Ich  persönlich  kann  lediglich  eine 
WortversShnung  zwischen  Altem  und 
Neuem  darin  sehen,  die  gelegentlich,  wie 
in  dem  Vortrag  über  das  Gebet  dem 
Qänbigen  Trost  und  Erhebung  bringen 
mag,  in  anderen  —  zum  Beispiel  dem  Ge- 
setz der  Vererbung  —  durch  Leere  und 
OI>erflächlichkeit  abstösst;  alles  ist  sdir 
gut  und  redlich  gemeint,  und  wer  dem 
Autor  dem  Gemülsbedürfnis  nach  weniger 
fern  steht,  wird  gewiss  mehr  darin  finden. 
Das  Buch  als  Symptom  verdiente  ein- 
gehendere Beachtung,  als  wir  ihm  zu  teil 
werden  lassen  können.  Man  sieht  hier 
noch  einmal  das  Bild  der  Reformation  sich 
wiederholen:  was  als  das  Revoltttionäre, 
Fesseln  Zersprengende  erscheint  —  die 
Ablehnung  einiger  Dogmen  — ,  entspringt 
dem  dringenden  Bedürfnis,  den  reli^dsa 
Kern  zu  retten,  und  läuft  auf  ein  Zurück- 
lassen eines  Teils  des  Überlebten  hinaus, 
damit  man  den  anderen  Tdl  in  den  Hafen 
bringe. 

Der  Kampf  gegen  die  Religiosität  ausser- 
halb des  starren  Kirchenglaubens,  gegen 
die  an  die  Moderne  acclimatisierten  Über- 
gangsformen, der  den  katholischen  Län- 
dern erspart  bleibt,  wird  in  DettttcWand 
noch  viel  zu  schaffen  machen,  oda  oliwm 

Notiaaw 

Zu  meinem  Artikel  ÜBER  DEN 
BRÜSSELER  FREIHANDELSCON- 
CRESS  VON  1847  UND  DIE  MARX- 
SCHE  REDE  in  diesem  Band 
der  SocialisHsehm  Monatghefte,  pag. 
526  ff.,  teilt  mir  Genosse  Szäzad-Buda- 
pest  mit,  dass  ein  Protokoll  des  Brüsse- 
ler Cöngresses  erschienen  sei  unter  dem 
Titel  Congrh  des  iconomistes  reunis  ä 
Bruxelles  par  les  soins  de  l'Association 
beige  pour  te  UberU  commercialc,  session 
de  1847,  septcmbre,  BruxcUcs,  Imprime- 
ric  Deltombe,  1847;  211  Seiten  8".  Ein 
Exemplar  besitze  die  Budapester  Han- 
delskammer. —  Die  in  Hamm  1848  er- 
schienene Übersetzung  von  Marx'  Reden 
findet  sich  bei  .Staminhaiumcr  verzeich- 
net und  dürfte  in  Mengers  Bibliothek  vor- 
handen sein.  MAX  ucHipm. 
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OSCAR  WILDE 
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AESTHETISCHES  MANIFEST 

UEBERSETZT  VON 
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Pidt  braMhicrt 


Diese  drd  Ea^vs  sind  die  Quintessenz 
aller  Schriften  wildes.  Sie  sind,  wie 
Hagemann  in  der  Rhein.  Westf.  ZeUung 
schreibt.  Wildes  Lebens-  und  Kunstan- 
schsHung  in  allerkoncentrierlester  Form. 


FnuMurter  Ztg.  v.  25.  6.:  Eine  der 
tiefsten  iMpiritioMn  dioes  gttnoMlen 

Geistes. 


Von  de»  Poriraiis  von 
Ferdinand  Lnssalle 

(Jugendbildnis  nach  einem  alten  Pastell) 
und 

Ignaz  Auer 

(nach  dem  Ölgemälde  von  Jeu  Birkinla) 

Bind  Sonderärmke 

auf  elegantem  Carton  angefertigt,  die 
zum  Preise  von  25  Pf.  dii  Stfioc  er- 
hUtHch  find. 

Von  Mlicr  lier  «ind  noch  vorimidcn  (lovdt  der 
kfctae  Vomt  iddH): 


Aagvsl«  BlaM|«l 
Arne  Oift 
Hogo  Villi 


von 


SophiaKowalMnli«|a 
"  Liol  


Pf. 


Zn  bedien  dnrch  alle  Buddundlangca  md 
Colportenrc,  sowie  dnich  den 

Ttriag  dir  teHHiMwlii 

O.  m.  b.  H. 
Benth  St.  2,  Berlin  SW.  19. 


ROBEET  LOTZ,  Verfaigibudihaiidliing,  STUTTGART. 

Ffipst  Ejpapotkin's 

Memoiren  eines  Revolutionärs. 

-s-'^^  3.  Auflage  (6.  und  7.  Tausend)  ^»/"^^ 
2  Binde  45  Bg.  mit  3  Portnuts.  Brosch.  M.  0.-»  in  Lwd.  geb.  M.  11.-. 

Br&ndfiS         ^       Vorrede  an  dem  Bnoli  u.  a. :  „Es  gibt  augenbliok- 
lieh  zwei  groat«  Hlaner  In  Ruetfand,  deren  Denken  im  Dimste 


des  russischen  Volkes  steht  und  deren  Gedanken  der  Menschheit  xneute  koitmion: 
Toletol  und  Krapotkini  ....  Krapptkin  ist  ein  Bevolutionär  ohne  Patnos  und  ohne 
Embleme.  Er  braucht  den  VergFelch  mit  keinem  Frelheltsmaane  des  19  Jahrhunderts, 
welchen  Landes  immer,  zu  scheuen.   Keiner  betass  bOhere  Celatesgaben,  keiner  tat 

ihm  an  Uneigennütciekeit  zuvor  £r  war  kaiserl.  Kammerpa^^e  und  annor 

Skribent,  er  hat  das  Leben  des  Studenten,  des  Offiziers,  des  Mannes  der  Wissen- 
eohafk»  dea  Adipiniatgaton^dee  Oeüaannian  «nd  des  Terbanaten  Agitafeon  «f fihrt 
Ar  bat  als  IMebHing  von  Thaa  md  Kwb  laben  mflaaen  wia  ein  rasa.  Mnae&lL  md 
ist  der  Spionage  md  dem  Ifordattaniata  anageaeAat  geiwcaan  wia  ein  maa.  Kmaar." 

Aas  den  xahlreichm .  hr>chst  anerkenncaddl 
Ilrtellen  der  Prefiae 
hier  nnr  einige: 

t^Jader,  der  «aine  Anichauangen  Ober 
Ruaaland,  Sibirien,  Nihilismus,  Anarchismus 
und  die  geiamte  soxiala  Bewegung  Europas 
in  der  tweiten  Hllfte  dea  letalen  Jahrhundarts 
tKMreichan  meohte,  leae  die  Memoiren  Kra- 
pelliiaa.**    Aügtm.  Srhtiieüer-Zeitun{f,  Basel. 

•Vor  uns  ersteht  die  SlttaaMaehlonl*  einer 
Zettl  «Ii  «le  paekeader,  treineadar  and  ala» 
■Maeher  kelae  Geaehlehtsforaeher  md  r«Ib 
Romancier  geieichnet  hni."  Prayer  Ta'jhlatl. 


•Der  VcffkMcr  hat  «le  lim  dacr  ^Dc  fUhcn 
nad  Tiefoi  dct  Bodowa  ubnt,  besondwi  In 
Rttssland  koma  pkmL  —  Das  laaae  nieelaeha 
Volk  hat  hier  dnen  Darataller  »raten  Raagas 

gefunden.*  Kölnisehe  Zeitung. 

»In  der  hinreissenden  Schilderung  Krapotlcins 
virl<en  die  Nihilisten  wie  aufaratandene  Ga- 
staltan aua  den  EvaBgallen  Aus  der 

Schlichtheit  and  Wahrhaftigkeit  seiner  Darvtdlnnc, 
aus  dem  Begreifen  der  russischen  Volktsede,  ans 
dem  aaerMaSpfltchea  ■•lehtam  elaer  eroea 
nad  edel  aagalagten  Natnr  entstand  ein  sneh 


mit  Ewigkaltawerten 
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tin  milMMkihmlBi  Vcrii|[  liiid  n. 
Aier,  Igntz:  Von6ofha  bis^den. 

»PL 

Bebel,  August:  Akademiker  und 
SoeialiAnus.  so  pi. 

Bermtein,  Eduard:  "^it  ist  wissen- 
schaftlicher Socialismus  mög- 
lich? Reh.  I  M.  jrrb.  2  M 

Elm,  Adolph  von:  t>ie  6enossen- 
schaftsbewegung.  20  Pf. 

Göhre,  Paul :  Vom  Soctalismuszum 
biberalismus.  ts  Pt 

Gumplowioz,  Udisltus:  Ehe  und 
freie  biebe.        ^ch  1  m  geb.  2  m. 


I*  fo^imdG  Schriften  cndiiciicn* 
Heini,  Wolfgang:  DieSodeldemo- 

krafie  und  die  Schichten  der 

Studierten.  50  Pf. 

Hertz,  Friedrich:  Agrarfrage  und 

Socialismus.  so  pf. 

Inle,  Fanny:  Üie  Arbelfslosen- 

Unterstützung  in  den  deutschen 

Gewerkschaften.  75  pf. 

Kampffmeyer,  Paul:  Wohin  steuert 

die  ökonomische  und  staatliche 

Enfwickelung?  geh.  1  m.  grfk  2  m. 
Legien,  Carl:  ^ie  deutsche  6ewerl(- 

Schaftsbewegung.  ao  Pf. 


Zn  beziehen  durch  jede  Buchhandlung,  sowie  durch  den  unterzeichneten  Verlag. 

Yeria^  der  SociaUstischen  Monatsbefte  G.m.b.H.,  Berlin  SW.  19. 


Yiriil  wi  titlii  Flwto  Ii  Jm. 

Socialreformer 

und 

Unternehmer. 

Unparteiische  Betrachtungen 


von 


Richard  EhrinbMf. 

ProfMsordtr : 


Pktls:  1  Unk. 


Ucriafl  von  OslMf  ZlWlCf  in  B<Hin. 

inSidili)l»«9i|iret||. 


^eder,  der  sidi  fflr  SOda- 

Itsflsdie  und  sociale 

[ilteraturflberhaupilirteressierf, 
erfidtf  au!  Verlangen  kosfenfrel 
vom  nnterzeldinefen  Verlage 
ein  Veneldinls  seiner  Sdirlften 
und  Bfldier  (audi  zu  gesdienk« 
zwedten  sehr  geelgaeH) 

Verlai 

dir  SodalMliileB  WmUltMt 


g>  BiRK  &  Co.  »  mandien 

tiefife  Erj  <h  e  I  n  u  n  q  e  n  : 

Rud.  Krafft:  Die  Opfer  der  Kaserne.  50  Pfg. 
Paul  Kampffmeyer:  Wandlungen  in  der  Cheorie  und  Caktik 

der  Socialdemokratie.  7S  Pfg. 
gullus  Vahlteidi;  Ferdinand  üassalle  und  die  flnldnge  der 
Deiifsdien  BrbeHeibewegung,  nit  etat  BiMi  bassoUtc.  nut.  1.-. 
Dr.  Fri(5  Brubpadier;  Kindersegen      und  kein  6ndeT  ein  Wpit  m 

denkende  Hrbeiter.   30  Pfg. 

fluflust  niQUer;  Erbeltersekretariaie  und  flrbetteroersidiening  in  Deutsdi- 

land.    m  Seiten,  brosdi.  IHh.  3.-. 
FDt  Arbeiterorganisationen  bei  Bbnahme  von  mindestens  50  Exemplaren  bedeulende  Preis* 
trn4tlflll|  SAmtlldier  SdirlKen.    Verlaasoerzeldinls  umsonst  und  frei.     Bezug  dordl  Bldl> 
tiandlanecn  und  Kolporteure  oder  direkt  vom  Verlane. 
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I.  Band:  Die  Betriebsfrage. 

Preis:  broschiert  12  Mark,  eleg.  gebunden  15  Mark. 
Das  Buch  aerf&llt  in  folgende  Abschnitte: 

Eiiüeitsiic.  —  I.  Dar  Veensantenchied  zwischen  den  kndwirtsch«ftlichen  und  induttriellen 
Prodttctionsvorsing  und  einige  wichtige  Folgerungen.  -  II.  Die  einfache  Cooperation.  - 
III.  Die  Art>eitsteilung.  -  IV.  Die  luidvirlschaftliche  Maschinerie  in  betriebstechnisciter  Hin- 
sicht. -  V.  Der  Einflnsa  der  Maschinerie  auf  die  landwirtschaftlichen  Arbciterverhiltnisse.  - 
VI.  Die  Verbesserung  de*  Bodens.  VII.  Die  Fortschritte  auf  dein  Oebiete  der  Pflanzen- 
emährung  (Düngung).  -  VIII.  Die  Hebung  der  physioloRis<.hCTi  I  cisttingsfähigWeit  der  Cultur- 

ßflanzen  und  ihre  Beschfitznng  vor  feindlichen  OrK^nlstrifri  IX  Die  Fortichritte  auf  dem 
lebiete  der  Viehzucht.  -  X.  Die  Hrrausbildunß  des  reinen  Landwirtschaftsbetriebs  unter  der 
Herrschaft  des  Individualistischen  \<  irtscliafispriiu  i]>s.  -  XI.  Der  Kcinigwngs-  und  Organisations- 
proccu  nnter  Einwirkniia  des  genosscnschaltlicben  Wirtichaftsprindp«.  -  XII.  Die  allgemeinen 
Rlaeiplai  d«  ImtwMBuUmm  PwdwrtiwiiHirtwkfcHwit.  -  Sananwt. 

}ean  jaurfes: 
Aas  Theorie  und  Praxis. 

Sociallstitoht  Stndim. 

Autori.sierte  Uebersetzung,  herausgegeben  von  Dr.  Alb.  SQdeklUB* 
Preis:  broschiert  3  Mark,  eleg.  gebunden  4,50  Mark. 

Das  Buch  .verdient  wieder  uiul  wieder  gelesen  zu  werden. 
Sein  Verfasser  hat  sich  durch  das,  was  er  sagt,  mit  Fup  unter  diejenigen 
unserer  Vorkimpfer  gestellt,  welchen  wir  den  Ehrcnitel  eine«  Lehrers 
im  Socialismus  beizulegen  haben*.    BraMrienburger  Zmitung. 

.Es  ist  das  erste  Mal,  dass  der  Führer  der  i;rössten  Gruppe  der 
französischen  Socialisten  in  deutscher  Spradie  zu  uns  redet.  .  .  Das,  was 
vorliegt,  ist  ein  grosser  Fortichritt  ta  dv  ioclalis  Ii  sehen,  spcciell  in 
der  deutschen  sodalistisdiai  litleiatur*.  Di9  Zeit-mrUn. 

Max  Schipfrel; 

Grundzflge  der  Handelspolitik. 

Zur  OrMitrung  in  dm  hamfelspolMtehra  KänfifM. 

Fr«is:  bfDSchiert  5  Mark,  eleg.  gebunden  7,60  Mark. 

Der  Hauptzweck  der  Schrift  bestritt  darin,  die  verschiedenen  handels- 
politischen Strömungen  des  letzten  Jahrhunderts  darzustellen  als  Folge-  und 
BeRleiterscheinungen  tieferer  wirtschaftsgeschichflicherL'rsachen 


und  l  J  m  .1 1 7 u  n  n  iiiid  der  dadurch  geschaffenen  wechselnden  soc  i.ilrn 
lnteresscr;jruppierunij;en  Besondere  Auimerksamkcit  ist  naturgeraass  der 
internationalen  Asr-irkrisis  der  Ict/ten  zwei  Jahrzehnte  und  ihrem  KOck^chlaK 
auf  die  mitteleuropäische  Fotitik  gewidmet.  Mit  einer  Darstellung  der 
deutschen  Handelsverträge,  der  heutißen  AcrarbeweKung,  der  für  die  Stellung- 
nahme der  Arbeiterclassc  entschodenden  uesichtspuncte  schliesst  du  Werk. 

Emile  Vandervelde: 
Die  €ntwlcl{elung  zum  Socialismus. 

Autorisierte  Uebersetzung  von  Dr.  Alb.  SOdekum. 
Preis:  broschiert  3  Mark,  eleg.  gebunden  4,50  Mark. 

■Unser  bekannter  belgischer  Oenom  hat  uns  mit  der  voiriicgendcn 
Schrift  ein  vorircffllches  Propagandaaittel  «Mn,  du  vir 
ftcndig  begritaia , .  *  Vandemide  icigt  . .  da  tdv  lau»  vcnl 
der  EatwicMiMMlHMlMWD  det  Opltd&MS.  WMcrdMtbernct, 
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0.  I.  Prottftor  in  flöiiingcn 

9  Sogen,  ^csibct  gebnnben  211. 
mfl  einer  C(ct{o0rat>flrc  unb  Vignetten  von  Karl  tOalfcr. 

I>aI|A|»#  7li#/l|Af*  dessen  „Studien  zur  Kunslgesd)id)lc"  vor  einer  Reibe  von 
l\vV%l  I  Vl^wvl  f  3abren  bcred)ti9te$  Jlutsehen  erregten,  tritt  mit  seinem  lange 
und  sorgsam  vorbereiteten  Rubens-Bucb  vor  ein  grösseres  Publikum.  Uisd)er  besitzt  die 
seltene,  fast  verlorene  Kraft,  mit  wenigen  zutreffenden  CUorten  Kunstwerke,  ganze  €pod)en 
der  Kunst,  giflddid)  zu  bestimmen,  sicher  zu  umschreiben.  Jüt  Rubtns'  ,JormenkQbnbet( 
und  Jarbensicac"  bat  Ui$d)cr  viele  prad)tvoll  ausgebaiitc  topia  acMtrwctlte,  nifbt  nur 
mH;  aud)  inbalfrefdtc  Pninkperioden  autgebrcftct.  Scfiic  Danmlmfl  ftf  «wM  belebt, 
dod)  nid)t  zerflatiernd.  zerhackt  und  unruhig,  immer  sd)wungvoll  beredt.  Es  tut  wohl, 
einem  Bändd)en  zu  begegnen,  das  einer  redlid)en  Begeisterung  für  leinen  Stoff  entsprang 
und  in  einer  liebevoll  chidritigenden  Betd»lftigung  tfcf  nd  fest  mmelt.  &  M  die 
gründliche  JTrbeil  eines  geistreid)en  und  feinsinnigen  Kenners,  ein  Bud).  das  schicii  Platz 
unter  dem  üilerbesten  der  deutsd)en  Kunstsd)rifutelierei  behaupten  wird. 

Oat  torgfiltig  ausgestattete  Bud)  bat  eintn  mit  flicr  Zdd^tng  vtn  Kail  Qlalier 

sesd)mflckten  Dedcel  und  ist  neben  «inigcn  Oigiidfai  mit  dRCff  €ta»Bit  turtb  dicm 

Selbstbildnis  von  Rubens  geziert. 
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Noch  vor  gnz  kuizer  Zeit  wu  die  Böne  und  alks«  ms  mit  ilir 
ammmmhiag;  für  die  Laidivelt  dn  gnnses  OelieiniiiiB.  Der  grosse 
Kndi,  der  Zunmmenbrudi  ahlreiclier  Scliwiiiddgraodiiiicen,*die  immer 
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der  Kohlen-,  Eisen-  und  Elektrizitätsindustrie  und  die  eigenartigen  Vorgänge 
bei  der  „Hibemia'-VerslutliGfaung  haben  sichtlich  gezeigt,  vie  das 
Börsen-  und  Actienwesen  immer  bedeutsamer  in  unser  «hlKhafiliches  und 
politisches  Leben  eingreift.  Jeder,  der  ein  Interesse  an  der  richtigen 
Würdigung  der  Erscheinungen  unseres  öffentlichen  Lebens  hat,  kann 
deshalb  nicht  mehr  an  der  Börse,  wo  die  Fäden  der  kapitalistischen 
Gesellschaft  zusammenlaufen,  achtlos  vorübergehen.  Er  muss  zu  seiner 
Information  den  »Piutus«  lesen,  der  gemeinverständlich  und  interessant 
geschrieben  und  unabhängig  von  allen  Finanzkreisen  redigiert  ist.  Die 
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ultramontane,  demokratische,  conservative  und  extrem  agrarische  -  hat 
die  Sachkunde  und  Unabhängigkeit  des  Herausgebers  rühmend  anerkannt 
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SHc  anflcfe^enc  Stellung,  toüdjß  fic^  bic  „^mt  ßeit'  bei  Vnbdnsern  «ab 
Oksntti  bec  6o|iaIbcmoftatte  criDoxbcn  bot.  octbantt  btc  Scitf^ft  ibm  Wigm» 

fc^aft  als  Organ  M  loifTenfd^aftUc^en  SojiatiSmuS.  nic^t  tninbet  abrc  ou<ib  bcr 
einer  politifc^en  fHemt  trften  JHangeS.  3)ie  ©teißniffc  be§  lagcS,  bie  oon  roeiter 
teicbenbei  ^beutung  fmb,  ivetben,  namentlich  foroeit  He  auf  bie  9lrbeiterben>e0Uiig 
UMb  b«n  CoiittlÜnmi  9ejug  ^abcn,  einge^enber  befprod)en,  att  ci  iubctXttgil* 
pttRc  mögliclb  ift  »ftbnnb  fllci(ba«iti0  bic  wl^tiofltii  (isf^^cliimigcn  auf  bem 
Gebiete  ber  Siterahic  mb  Stunft,  btc  9tatiitwlffmf^fiCR  mib  hn  an* 
QCtneffene  SSerüdfit^tigung  finben. 
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HUGO  UNDEMANN  •  DER  BREMER  PARTBTAG 

Bremen  ist  kein  Dresden  geworden  —  allen  Wünschen  unserer  Gegner 
und  manchen  Befürchtungen  unserer  Freunde  zum  Trotz.   Niemand  . 

wollte  von  einer  zweiten  Auflage  des,, /««.tf^r/nnjr^Kv' etwas  wissen.  Die  ^ 
tnteressautcn  Debatten,  nach  <lenen  die  bür^jcrlichc  Presse  sich  gesehnt 
liatte,  um  mit  der  Verkommenheit  der  Socialdeniokratie  ihre  Leser  er- 
götzen zu  können,  sind  ausgeblieben.  Es  war  ein  Arbeitscongress,  auf  dem 
ein  erkleckliches  Stück  Arbeit  q:cleistet  wurde,  wennschon  viel  zu  viel  der 
l.iirz  bemessenen  Zeit  leider  in  recht  iibcrflitssiger  Weise  verzettelt  wurde. 
So  mti>st(.'  sich  der  Congress  iiiimneni  Antrage  beschäftigen,  in  dessen 
Wrurieilung  er  eine  seltene  Einmütigkeit , bewies.  Wir  meinen  den  vom 
Genossen  Karl  Liebknecht  vertretenen  Antrag,  eine  besondere  Propaganda 
unter  den  Proletaricm.  die  zur  Annee  einbenifen  werden,  zu  entfalten,  die 
künftigen  Soldaten  durcli  I'roscliüren  über  ihre  Pflicht  ge^renüber  dem  so- 
genannten inneren  fei)ide  aufzuklaren  und  ihnen  zugleich  Rat  zu  erteilen, 
wie  sie  sich  angesichts  der  zahlreichen  Soldatenmisshandlungen  zu  ver- 
halten hatten.  Es  sollten  also  Einrichtungen  anderer  Laider,  die  sich  von 
Deutschland  allerdings  in  der  Kleinigkeit  unterscheiden,  dass  es  parlamen- 
tarisch regierte  Länder  mit  weit  durchtrcführtcr  Demokratie  sind,  kritiklos 
auf  Deutschland  übertragen  werden.  Die  ail^-eineine,  in  den  schärfsten 
Ausdrücken  sich  bewegende  \  erurleilung  des  Antrages  überhebt  uns  jedes 
weiteren  Eingehens  auf  die  Debatte.  Es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  es  nicht 
gelang«  die  Antragsteller  zu  einer  Zurücknahme  ihres  yVntrages  zu  be- 
wegen ;  oder  ist  vielleicht  gar  kein  Versuch  dazu  £:^einacht  worden!*  Solciier 
Anträge,  mög^en  sie  nun.  wie  der  elx'n  besprochene,  eine  mehr  oder  wcuij^^er 
lange  Debatte  hervorgerufen  haben  oder  mit  der  Begründung  des  Antrag- 
stellers abgetan  worden  sein,  gab  es  mehr  als  zuviel.  Die  Abhilf smittel 
sind  einmal  eine  grossere  Selbstzucht  der  einzelnen  Genossen  und  Onsfani- 
sationcn,  von  denen  manche  den  Khrcfeiz  besitzen,  auf  jedem  Parteitai^c 
a  tont  pri.v  mit  einem  Antrage  zu  erscheinen,  und  zweitens  eine  schärfere 
Kritik  des  Parteitages,  der  durch  Versagung  der  Unterstützung  die  Ver- 
handlung solcher  unnütz  zeitraubender  Anträge  zu  verhmdem  vermag. 
So  wiinschenswert  die  Initiative  der  einzelnen  Parteigenossen  und  Taru  i- 
organisationen  ist  und  so  sehr  sie  sorgfältig  gegen  eine  Erdrückung  durch 
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die  i*arteibeliör(lcii  zu  schützen  ist,  so  mnss  doch  ixtont  werden,  dass  sie 
nur  dann  ihre  Berechtigung  hat,  wenn  sie  durch  Bedürfnisse  der  Allgemein- 
heit begründet,  nicht  aber  aus  irgend  welchen  Ideen  und  Launen  der  Ge- 
nossen entsprungen  ist.  V 


Zu  den  (  icgenständen^  die  entschieden  die  Zeit  des  Parteitages  in  über- 
mässiger Weise  in  Anspruch  genommen  haben,  gehört  unseres  Erachtens 
aucl)  der  Fall  Schippet  Ein  ganzer  achtstündiger  Arbeitstag  von  vier  und 
ein  halb  Arbeitstagen  überhaupt  wurde  der  Untersuchung  der  Frage  gewid- 
met, ob  Genosse  Schippel  AgrarzÖllner  sei  oder  nicht  —  trotz  seiner  wieder- 
hoh  abgecfebenen  Erklärung,  es  nicht  zu  sein  — .  ob  er  innerlich  noch  Socia!- 
demokrat  sei  oder  nicht.  Schade  um  die  schöne  Zeit!  Denn  was  ist  das 
Resultat  der  ganzen  Dtscussion?  Diejenigen,  die  auch  schon  vor  dem 
Parteitage  mit  der  Erklärung  Schippeis.  nicht  AgrarzöUncr  zu  sein,  sieb 
zufrieden  gaben,  trugen  wirklich  kein  X'erlangen  (lanacb,  in  seinen  liremer 
J<cden  die  Wiederholung  der  gleichen  Erklärung  zu  vemehmen.  L'nd  ilii-- 
jenigen,  die  sich  nicht  damit  zufrieden  gaben,  sind  auch  nach  diesen  Reden 
nicht  von  ihrem  Zweifel  und  Misstrauen  geheilt  worden.  So  schreibt,  um 
nur  ein  Beispiel  zu  nennen,  das  Hamburger  Echo:  »über  seine  Stellung 
tw  der  brennenden  i-Vagc  der  Agrarzöllc  haben  auch  •^citu-  beiden  in  P.roincn 
gehaltenen  Reden  volle  Klarheit  immer  noch  nicht  ^ahracht.  Die  Klarheit 
und  Bestimmtheit,  die  man  von  ihm  in  erster  Linie  fordern  mussie,  die  zu 
erzwingen  ja  gerade  der  Zweck  der  bezüglichen  Auseinandersetzungen  auf 
dem  Parteitag  war.  liat  er  am  meisten  vermissen  lassen.  Wir  können  nicht 
sagen,  dass  wir  (ladurch  enttäuscht  sind,  müssrn  vielmehr  bekoinien.  dass 
wir  es  nicht  ander>  erwartet  haben,  nachdem  Ik-i  allen  früheren  Diiferenzen 
^  mit  Schippel  sich  gezeigt  hat,  dass  er  stets  bemüht  ist.  einer  bestinunien 
/  Feststellung  seiner  Meinung  auszuweicherf.c  So  wurde  also  ein  ganzer 
Tag  der  kostbaren  Verhandlungszeit  damit  verschwendet,  fesfzustellen.  was 
schon  vorher  feststand,  dass  nändich  .Schippel  erst  in  seinem  lUuh  Grund' 
cii^i^c  der  Handclsf^olitik  und  dann  in  der  oft  erwähnten  Artikelserie  im 
Chenmitzer  l*arteiblalt  in  der  ausführlichsten  Breite  die  Notwendigkeit 
der  heutigen  Schutzzollpolitik,  sowohl  auf  agrarischem,  wie  auf  industriel- 
lem Ciebiete,  vom  Standpuncte  der  bürgerlichen  Politik  ans  nachiire wiesen 
und  sie  als  eine  Politik  von  eminenter  Lebenskraft  beschrieben  hat  und  dass 
er  daim  in  aller  Kürze  tien  agrarzoUfeindlichen  Standpunct  der  Arbeiter- 
classe  gleichfalls  als  notwendig  behauptet  und  sich  selbst  als  Gegner  der 
Agrarzölle  bezeichnet  hat.  Die  Discrepanz  zwischen  der  Ausführlichkeit, 
womit  Schippel  die  Schutzzollpolitik  behandelt,  auf  der  einen  Seite,  imd 
der  Kürze,  mit  der  er  die  Zollpolitik  der  Partei  darstellt,  anf  der  anderen 
Seile,  hat  in  manchen  Kreisen  der  l'arteigenossen  das  Gefühl  hervor- 
gerufen, dass  es  ihm  mit  seiner  Feindschaft  gegenüber  dem  Agrarzoll 
wenig  ernst  sei.  Will  man  behaupten,  dass  nach  dem  Bremer  Parteitage 
dieses  (iefühl  geschwunden  sei?  Das  Citat  aus  dem  /laiiiburger  Echo,  das 
ich  oben  angeführt  habe,  ist  ein  P.eweis  fies  Gegenteils.  Wir  glanlien  kaimi. 
dass  sich  in  dieser  Stinunuug  weiter  Kreise  unserer  Parteigenossen,  deren 
Berechtigung  wir  hier  nicht  untersuchen  wollen  und  k^nen,  da  wir  nicht 
in  der  Seele  Schippeis  lesen  können,  eine  nennenswerte  Änderung  vollzogen 
hat.    Nach  dieser  Richtung  hin  ist  also  das  Ergebnis  der  ganzen  langen 
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Verhandlungen  gleich  null  und  musste  es  sein,  so  lange  es  unmöglich  ist, 
die  Meintmg  eines  Mannes  festzustellen,  von  dem  ein  Teil  seiner  Zuhwer 

annimmt,  dass  sich  bei  ihm  Worte  und  Meinung  nicht  decken.  Inwieweit 
die  Schuld  für  diese  Auffassung  auch  bei  Schippol  selbst  liegt,  soll  hier 
nicht  untersucht  werden.  Xur  das  sei  bemerkt,  dass  auf  dem  Parteitage 
Schippcl  allerdings  dazu  beigetragen  hat,  diese  Ansicht  zu  verstarken.  Hätte 
er  gleich  in  seiner  ersten  Rede  nicht  nur  einen  Uberblick  über  den  Inhalt 
seines  Buches  gegeben,  sondern,  wie  in  seinem  Schlussworte,  vielleicht  ntx'h 
ausführlicher,  als  hier,  seine  eigenen  handelspolitischen  Ansichten  klar- 
gestellt, so  hätte  er  nicht  nur  die  Debatten  bedeutend  abgekürzt,  sondern 
auch  jener  misstrauischen  Stimmung  gegen  sich  den  Boden  entzogen.  L 

Die  Sitnation  war  also,  wie  die  Dinge  einmal  lagen,  ziemlich  hoffhun^^ 
I  xs.  Das  beweisen  die  Resolutionen,  deren  nicht  wcnit^cr  als  fünf  dem 
l'arteitagc  vorlagen,  und  ebenso  sehr  die  r>eschliisse  selbst.  W'ar  man  der 
Überzeugung,  dass  Schippel  im  Grunde  semes  Herzens  nicht  uiehr  Social- 
denuArat  sd,  dass  sich  datier  sein  ganzes  Verhalten  als  eine  grosse  Zwei- 
deutigkeit darstelle,  so  war  ganz  sicher  eine  Resolution  angebracht,  die 
diese  Zweideutigkeit  aufs  schärfste  missbilligte.  Noch  mehr:  dann  war 
die  Resolution  Katzenstein,  die  den  (lenossen  Schippel  zur  Xicderlegung 
seines  Reichstagsmandates  aullorderte,  durchaus  am  Platze,  ja,  das  einzig 
Mögliche.  Dann  konnte  sogar  unseres  Erachtens  die  Frage  des  Aus- 
schlusses aus  der  Partei  in  Frage  kommen,  sofern  diese  Zweideutigkeit  sich 
als  zielbewusste  Taktik  nachweisen  Hess  und  die  Partei  durch  die  Haltung 
Schippeis  wirklich  schwer  geschädigt  war.  In  diesrin  l'^allc.  wenn  man 
die  Prämisse  der  Zweideutigkeit  als  bewiesen  anualiin,  reichte  also  (Ue 
Resolution  Bebel  in  keiner  Weise  aus.  Selbst  die  schärfste  MissbUlii:,im<^ 
war  gegenüber  einer  solchen  Zweideutigkeit,  die  unseren  Feintlen  Material 
ge.i,n>n  <He  Partei  lieferte  —  dies  wiederum  nacli  der  Resf)lution  Uebel  — 
nicht  stark  genug,  l'nd  auch  das  Amendement  IVevthaler  reichte  nicht  / 
aus.  War  das  Vertrauen  gegenüber  dem  Geno.sstn  Schippel,  wie  dieser 
Antrag  erklärte,  »aufs  tiefste  erschüttert«,  so  genügte  die  Androhung  nicht, 
ihn  zwingen  zu  wollen,  »die  Conseqnenzen  seines  W-rlialtens  zu  ziehen«, 
wenn  er  fortfalire,  »in  der  bisherigen  W'ei'^o  zum  Schaden  der  Partei  zu 
wirken«.  Dann  hatte  man.  wie  auch  Sclnppel  .selber  mit  Recht  verlani^e. 
tleulücU  .sagen  sollen,  was  man  nun  eigentlich  wollte  und  erwartete.  Über 
eine  blosse  Androhun^^  ^nng  aber  das  Amendement  Freythaler  nach  An- 
sicht der  Antragsteller  nidu  hinaus.  Das  ist  gelegentlicli  eines  spiiteren 
Zusammenstossc';  z\vischen  den  ( lenossen  Fisner  und  Ledelxiur  iil)er  die 
Interpretation  des  selben  klarge^telU  worden.  Das  Amendement  bedeutete 
nicht,  wie  Ledebour  in  seinem  Schhisswort  als  Referent  fälschlich  aus- 
führte, den  höflichen  Ausdruck  der  Ansicht,  dass  Schippel  zur  Ausübung 
eines  Mandates  nicht  befähigt  sei.  Fs  kündigte  nur  die  eventuelle  zu- 
künftige Xotwcudigkeit  einer  Mandatsniederlegung  an. 

Xun  haben  nicht  weniger  als  2^^4  Deleirterte  fur  die  Ivesohition  Hebel 
gestimmt  und  damit  auch  die  Zweideutigkeit  im  \  erlialten  SchipiKls  gegen- 
über der  Frage  der  Lebensmittelzölle  anerkannt.  Logischerweise  hätten 
sie  daher  auch  für  die  Resolution  Katzenstein  oder  zum  mindesten  für  das 
Amendement  Freythaler  stinunen  müssen.    Die  erstere  fand  aber  nicht 
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cinnial  die  zur  Discussioii  ausreichende  Unters>lützung.  Für  das  letztere 
stiimiiten  nur  150  gegenüber  126  gegnerischen  Sthnmen.  Zum  mindesten 
diese  126  köniKn  also  von  der  Zweideutigkeit  Schippeis  nicht  so  überzeugt 
};e\vesen  sein,  dass  sie  eine  zukünftig  mögliche  Xiederlegiing  des  Rcichs- 
tagsmandats  überhaupt  ins  Auge  fasstcn.  So  tritt  uns  also  in  dem  Ergeb- 
nis der  Abstimmung  die  Zwiespältigkeit  im  Busen  der  iNiajoritat  entgegen, 
Sie  war  mit  der  Haltung  Schippcls  unzufrieden  —  das  beweisen  die  wenigen 
Stimmen,  die  für  die  Resolution  Bernstein  und  gegen  die  Resolution  Bebel 
a])gcgclien  wurden  — ,  al)er  mit  Ausnahme  sehr  weniger  Delegierter  konnte 
sie  doch  die  Überzeugung,  dass  Schippel  mit  der  Partei  ein  zweideutiges 
Spiel  getrieben  habe,  gegenüber  seiner  entschiedenen  Erklärung  im  Schluss- 
wort nicht  so  weit  festhalten,  dass  sie  ein  energisches,  auf  Mandatsnieder- 
legung  gerichtetes  Vorgehen  vor  sich  selber  hätte  rechtfertigen  können. 
Andererseits  hatte  sie  das  dunkle  Gefühl,  dass  nicht  alles  in  Ordnting  sei. 
Sie  traiue  vielleicht  seiner  Erklärung  auf  dem  Congress  nicht  die  genügende 
Festigkeit  zu  und  kam  so  zu  dem  Amendement  Freytiialer.  Man  darf  wohl 
mit  Recht  behaupten,  dass  nicht  logische,  verstandesmässige  t)berlegi;ngen, 
sondern  auf  Gefühl  beruhende  Urteile  den  grössten  Teil  der  Delegierten 
?A\  ihrem  Tadel  bewegt  haben.  In  vergleichsweise  günstigerer  Lage  be- 
fanden sich  diejenigen  Delegierten,  welche  die  Erklärungen  Schippeis,  nicht 
Agrarzöllner  zu  sein,  als  gegeben  annahmen.  Für  sie  gewährte  die  Reso- 
lution Bernstein  in  ihren  beiden  letzten  Absatzen  das  einfache  Mittel,  eine 
Aifaire  zu  erledigen,  die  ganz  sicher  über  ihre  Bedeutung  aufgebauscht 
v^ordcn  war. 

Die  Zeit,  die  man  hier  verschwendet  hatte,  hätte  man  viel  besser  benutzen 
können,  um  den  auch  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Punct  Communal- 
poHtik  gründlicher  zu  erlautem  und  einem  anderen  wichtigen  Punct,  die 
Stelh  n-nahme  der  Partei  in  den  gegenwärtigen  S  c  h  u  1  k  am  p  f  e n ,  zur 
riehandlung  zu  verhelfen,  l'ei  beiden  handelt  es  sich  um  eminent  actuelle 
Probleme,  für  deren  Wichtigkeit  und  Actualitat  leider  in  den  Reihai  der 
Parteigenossen  noch  nicht  dsä  volle  Verstan^is  voriianden  zu  sein  scheint. 
Als  der  Vortvarts  einige  Wochen  vor  dem  Parteitage  in  einem  Leitartikel 
die  Anregung  brachte,  die  Schulfragc  auf  die  Tagesordnung  zu  setzen, 
motivierte  er  seinen  Vorscldag  mit  dem  rein  geschäftlichen  Charakter  der 
Tagesordnung.  Es  bedürfe  eines  Gegenstandes  von  allgemeinerer  Be- 
deutung und  allgemeinerm  Interesse,  tun  nicht  nur  den  Parteigenossen 
Anregung,  sondern  auch  den  Veriiandlungen  den  nötigen  Schwui^  und 
uie  erforderliche  Grosszügigkeit  zu  geben.  Wir  müssen  gestehen,  dass 
<iiesc  Motivierung  eine  recht  unglückliche  war.  Denn  ihr  gegcr.über  konnte 
sich  der  Parteitag  darauf  berufen,  dass  die  Erledigung  der  zahlreichen 
geschäftlichen  Angelegenheiten  unbedingt  notwendig  sei  und  die  an  und 
für  sich  bereits  schwer  beladene  Tagesordnung  nicht  überlastet  werden 
dürfe.  Aber  handelte  es  ich  denn  überhaupt  darum,  die  Schulfrage  des- 
halb auf  die  Tagesordmmg  zu  setzen,  weil  sie  eine  grosszügiger  Behand- 
lung fähige,  agitatorisch  wertvolle  Materie  ibt?  W  ar  es  nicht  vielmehr  eine 
politische  Notwendigkeit  für  die  grösste  Partei  Deutschlands, 
in  <]en  preussischen  Schulkampf cn  Stellung  zu  nehmen  und  ihren  gesamten 
politischen  Einfluss  gegen  den  Schtücomprotniss  in  die  Wagschale  zu 
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\-.orfen?  Die  Schiilfra^'c  als  die  aafioiuilc  /Tr-/(7n/;;_;^v/'n7;'r  av.f  dem  Con- 
gress  zu  behandeln,  dafür  lag^  allerdings  kein  zwingender  Anlass  vor.  Da- 
für wäre  auch  auf  späteren  Congressen  Zeit  gewesen.  Aber  das  war  ein 
politisches  Bedürfnis,  den  preussischen  Sehuleompromiss  in  seiner  Ge- 
schichte und  Tragweite  für  die  Entwickelung  der  Volksschule,  meinetwegen  . 
auch  im  Znsammenhange  mit  der  nationalen  Erzichunf^sfrage,  zu  behandeln. 
Der  ScIiulcotHproiniss  ist  zunächst  freilich  eine  i)reussische  Angelegenheit, 
aber  bei  der  vorherrschenden  Stellung,  die  Preussen  im  Deutschen  Reiche 
einnimmt,  und  bei  der  Gefahr,  dass  die  reactionäre  Geset^^bung  des  ffih» 
renden  Bundesstaates  sich  in  die  anderen  Bundesstaaten  fortpflanzt,  war 
der  Kampf  gegen  das  kommende  Schulgesetz  eine  Sache,  die  nicht  nur 
eine  preussische  Oelegiertenconferenz,  sondern  den  gesamten  Parteitag 
anging. 

Die  Gründe,  mit  denen  der  Berliner  Antrag,  die  Schulfrage  auf  die  Tages- 
ordnung zu  setzen,  bekämpft  wurde,  liefen  auf  den  bereits  behandelten  Ein- 
wand hinaus,  dass  es  vornehmlich  eine  preussische  Angelegenheit  sei.  dann, 
dass  die  Stellung  der  Partei  in  der  Schulfrage  bereits  im  Partoiprogranun 
testgelegt  sei,  dass  die  eigentliclie  Schulfrage  nicht  getrennt  lür  sich, 
sondern  nur  als  Teil  der  gesamten  Erziehungsfrage  mit  dieser  zusammen 
behandelt  werden  könne  und  schliesslich  dass  die  Liberalen  einen  reactio- 
nären  Gesetzentwurf  bekämpfen  imd  sein  Gesetzwerden  so  weit  zu  ver- 
zögern im  Stande  sein  wiirden.  dass  der  nächste  Parteitag  noch  früh  genug 
sich  mit  der  Angelegenlieit  wurde  beschäftigen  können.  Die  letzten  Ein- 
wände zeigen  eine  vollständige  Verkennung  der  politischen 
Lage  in  Preussen.  Der  Sehuleompromiss  ist  fertig,  und  an 
ihm  sind  Regierung,  Conservative.  Frciconservative  und  Nationalliberale 
beteiligt.  Dass  das  Centrum  mit  Freuden  zustimmen  wird,  ist  selbstver- 
ständlich, wenn  ihm  die  Confessionalisierung  der  Volksschule  präsentiert 
wird.  Gegenüber  diesen  Parteien  sind  die  wenigen  freisinnigen  Abgeord- 
neten bedeutungslos.  Der  Gesetzentwurf  ist  fertig  und  wird  dem  Landtag 
voraussichtlich  gleich  bei  seinem  Zusammentreten  in  der  zweiten  Hälfte 
des  October  vorgelegt  werden.  Ks  ist  also  durchaus  keine  Zeit  zu  verlieren, 
will  man  den  Widerstand  gegen  den  Sehuleompromiss  unterstützen  imd 
mit  organisieren  helfen.  Nur  durch  eine  Volksbewegung  kann  aber  der 
Entwurf,  wie  semer  Zeit  der  des  Grafen  Zedlitz,  zum  Scheitern  gebraclit 
werden.  Wie  machtlos  die  Freisinnigen  im  Landtage  sind,  das  haben  noch 
in  jüngster  Zeit  die  Kämpfe  um  das  Fleischschaugesetz  bewiesen.  Inner- 
halb weniger  Wochen  haben  Conservative  und  Centnim  ohne  die  Regierung 
gegen  den  Widerstand  der  Freismnigen  im  Landtage  und  der  Burger- 
meister im  Herrenhause  ihre  Novelle  durchgedrückt.  Und  ebenso  schnell 
können  sie  den  von  ihnen  mit  vorbereiteten  Schulgesetzentwurf  durcli- 
bringen.  Der  Parteitag  des  nächsten  Jahres  wird  also  vor  einer  vollendeten 
Tatsache  stehen  und  sich  dann  darüber  unterhalten  können,  ob  es  nicht 
zweckmässiger  gewesen  wäre,  die  Schulfrage  m  ihrem  engen  Rahmen  zur 
rechten  Zeit  zu  behandeln,  um  politischen  Einfluss  auszuüben,  anstatt  ein 
Jahr  lang  abzuwarten,  um  die  nationale  Erzichungsfrage  in  ihrer  ganzen 
Allgemeinheit  erschöpfend  wissen.schaftlich  behandeln  zu  können.  Es  ist 
lier  alte  deutsche  Fehler,  der  uns  in  dieser  Verkennung  der  politischen  Ver- 
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hältnisse  eti^iegentritt :  jede  Frage  kann  gar  nicht  allgemein  genug  gefasst 
werden,  gar  nicht  erschöpfend  und  gar  nicht  icisscnschaftUch  genug  be- 
handelt werden!  Daiübcr  versäumt  man  den  kritischen  Moment,  wo  der 
geltend  gemachte  Einfluss  am  wirksamsten  wäre.  Über  dem  Ausschöpfen 
der  Probleme  vergeht  die  Zeit  und  2errinnt  die  Einmütigkeit  des  Be- 
schliisaes  in  theoretischen  Discussionen,  die  vielleicht  erst  in  einem  Jahr- 
zehnt oder  noch  viel  später  praktische  Bedeutung:  erhalten  werden.  Wir 
fürchten,  dass  auch  eine  sj^ätcre  prciissische  Conferenz  nicht  das  wieder 
gutmachen  wird,  was  in  Üremen  versäumt  worden  ist.  Die  Resolution 
Sdtttlz-Zetkin  fand  im  Sturm  der  Gescliaftserledigung  des  letzten  Ver- 
handlungstages  nicht  mehr  die  Aufmerksamkeit  des  Gmgresses  und  wird 
die  der  Öffentlichkeit  noch  viel  weniger  finden,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
ihre  Fassung  dem  anznstrcbcnden  {xjütischen"  Zweck  nicht  gerecht  wurde. 

Auch  die  Besprechung  des  Amsterdamer  Congresses  litt,  wie  schon  am 
Tage  zuvor  die  Communalpolitik,  darunter,  dass  mit  dem  Fall  Scktppel  das 
Interesse  des  Parteitags  erschöpft  war.  Ihr  Ergebnis  war  datier  auch  sehr 
gering.  So  viel  aber  .scheint  unseres  Erachtens  klargestellt  zu  sein,  dass 
sich  die  deutsche  Delegation  ohne  ihr  Zutun  bei  der  Behandlung  der  Taktik- 
frage in  Amsterdam  zu  sehr  in  den  V  ordergrund  hat  ziehen  lassen.  Genosse 
Bader  machte  darauf  aufmerksam,  dass  die  Guedisten  Ruf  und  Autorität 
der  deutschen  Socialdemokratie  für  sich  in  Anspruch  geiUMmnen  hätten; 
um  gegenüber  den  Jaurosistcn  in  Vorteil  zu  kommen.  Gegen  ihren  Willen 
sollten  die  dent.schfn  Delegierten  gleichsam  als  X'orspann  von  den  (iuesdisten 
benutzt  werden.  Das  ist  ja  auch  gelungen.  Die  deutsche  Delegation  hat 
sich  auf  die  Dresdener  Resolution  festnageln  lassen  und  damit  ganz  gewiss 
nicht  dazu  beigetragen,  den  Einigungsprocess  der  französischen  Parteien 
zu  erleichtern. 

Bei  dem  geringen  Raum,  der  für  unsere  15esprechung  des  Parteitags  zur 
Verfügung  steht,  müssen  wir  uns  versagen,  auf  eine  Anzaiil  anderer  runde 
näher  einzugehen.  Die  Organisationsanträge  wurden  einer  Commission 
zur  Vorbereitung  überwiesen,  die  dem  nächsten  Parteitage  eine  X'orlage 
zu  bringen  hat.  (ngen  den  Ballin-  und  Rus.sencnrs  wurde  in  .scharfen 
Resohuionen  Stellung  genommen,  der  ( leneralstrike  bei  der  Ueratung  über 
die  Tagesordnung  des  nächsten  Congressses  kurz  gestreift,  zu  der  .A.lkohol- 
frage  ein  die  Bekämpfung  des  Alkoholismus  befürwortender  Antrag  wohl- 
wollend angenommen  —  dies  ein  Zeichen  eines  entschiedenen  Fo^tsch^itte^•. 
—  und  ausserdem  eine  lange  Reihe  von  geschäftlichen  und  anderen  An- 
trägen erlechgt. 

Der  Bremer  Parteilag  war  kein  aussergewöhnlicher.  Aber  die  gew^n- 
liehen  sind  es  sehr  häufig  gewesen,  auf  denen  Arbeit  von  bleibendem  Werte 
geleistet  wurde.  Ob  das  auch  diesmal' der  Fall  gewesen,  darüber  kann  erst 
die  Zukunft  entscheiden.  Hoffen  wir,  dass  es  so  war! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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LEO  ARONS  •  DIE  PREUSSISCHE  VOLKSSCHULE,  DIE 
BÜRGERLICHEN  PARTEIEN  UNO  DIE  SOCIALDEMO- 
KRATIE 

Auf  keinem  Gebiet  tritt  das  völlige  Versagen  des  liberaUaiitHi  in  Pk^ussea 
M)  (kudich  zu  Tage,  wie  auf  dem  Gebiet  der  Schule.  Et  ist  den  liberalen 
völlig  klar,  an  welcher  Stelle  der  Kampf  aufzunehmen  gewesen  wäre  und  noch 
ist;  so  sagt  Preuss: 

•Die  völlige  Unfruehtbarkeit  aller  tm  Laufe  des  XTX.  Jahrhunderts  immer  wieder 

gemachten  Vcrsuclu-  (.iius  preussischen  Unterrichtsge>ot/?c>  rcIu  ihrerseits  xurück 
auf  die  uuter  den  gegebenen  Verhältnissen  in  Wahrheit  unlösbare  confessionelle 
Frage.«*) 

In  den  wichtigsten  Culturländcrn  ist  die  confessionelle  Frage  in  Bezug 
auf  die  öffentliche  X'olksschulc  gelöst ;  die  Vereinigten  Staaten  von  America, 
Italien,  England,  die  Schweiz  und  Belgien  kennen  keinen  obligatorischen  Reli- 
gionsunterricht; Frankreich  und  die  Niederlande  haben  die  Rdigion  als  Unter- 
richtsfach ausdrücklich  ausgeschlossen.  In  Deutschland  und  besonders  in 
Preussen  haben  die  Liberalen  niemals  ernstlich  auf  dieses  Ziel  hingearbeitet, 
weder  im  Abgeordnetenhaus  —  auch  nicht  zur  Zeit,  als  sie  dort  die  überwälti- 
gende Majorität  hatten  — ,  noch  im  Volk,  dessen  Aufklärung  gerade  in  Rich- 
nmj»  auf  die  geistige  Freiheit  als  Ideal  des  Lil>eralismus  gilt.  Und  doch  ist  in 
keniem  Land  die  Frage  so  brennend,  wie  in  Preussen,  wo  der  Wetteifer  und 
die  Eifersucht  der  beiden  grossen  Confessionen  nicht  nur  jeden  Fortschritt 
hemmt,  sondern  auch  häufig  genug  zu  ernstlichen  RückschriltcTi  führt.  (Gerade 
in  der  confessionellen  Frage,  die  jede  vernünftige  Unterrichtsgesctzgcbmig  un- 
möglich macht,  ist  die  Entwickelung  in  Peusscn  eine  rückläufige  Kcwe^eu, 
nicht  nur  relativ  zu  der  ausserordentlichen  Entwickelung  des  Geistes  auf  den 
Höhen  der  Menschheit  seit  dem  XVIIl.  Jahriiundert,  sondern  absolut.  Die  am 
wenigsten  beschränkten  Anschauungen  vertritt  das  preussische  Allgemeine 
Lan^cht  aus  dem  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts. 

»Das  Allgemeine  L^mdrecht  kennt  keine  sogenannten  Confcssionsschulen.  £s  kennt 
nur  in  dem  Namen  des  Staates  errichtete,  unter  Aufsiclu  des  Staates  verwaltete, 
von  allen  Hausvätern  zu  imtcrhaltende  allgemeine  Volksschulen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenlu'il  des  GlaubcnsbeketintniNscs.  Sdiulen  für  die  Einwohner  ver- 
schiedenen Glaubensbekenntnisses  sind  nicht  als  Regel,  sondern  princisiell  nur  als 
Ausnahmen  zugelassen.« 

So  äusserte  sich  der  nationalliberale  Appellationsgerichtsrat  W  itte  1876  in  der 
Unterrichtscommission  des  preussischen  Abgeordnetenhauses.  In  diesem  Sinn 
sind  auch  eine  Reihe  von  Erlassen  gehalten,  die  zu  Anfang  des  XIX.  Jahr- 
hunderts ergingen.  In  einer -Sdinlordnung  für  Schlesien  1801  heisst  es: 

»In  solchen  gemischten  Dörfern  erteilt  der  Schullehrer  allen  Kindern,  ohne 
Unterschied  der  Religion,  den  Unterricht  in  Lesen.  Schreiten  und  allen 
solchen  Kenntnissen,  die  nicht  zur  Religion  gehören.  Zu  Lesebüchern  sollen  solche 
gewählt  werden,  die  niclits  von  den  Unterscheidungsichren  der  einen  oder  anderen 
Religion  enthalten.  Desgleichen  müssen  sich  alle  Kinder  zu  dem  gemeinschaftlichen 
Gebete  oder  Gesänge  bei  dem  Anfange  oder  Ende  der  Schule  vereinigen,  wie  solches 
hergebracht  ist.  doch  muss  dieses  Gcl)et  oder  Gesang  niclus  Einseitiges  eiiur  Rcli- 
gionspartei  enthalten.  In  der  Religion  erteilt  der  Schullehrer  aber  nur  den  Kindern 
seines  Glaubens  Unterridit,  die  Kinder  der  anderen  Partei  Ueiben  an  den  dazu 

*)  Vc^bI.  IlBgo  Press ■:  Am  iftMUftrito  MmlfufcM  Ai  Avatw»  /Berlia  190t/,  pt^  sjb. 
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bestimmten  Tagen  oder  Stunden  weg.    Kür  den  Unterricht  dieser  Kinder  mos»  der 
Pfarrer  oder  Seelsorger  ihrer  eigenen  ReUgion  sorgen.« 

Und  in  dnem  Erlass  für  Südostpreussen  /1805/  heisst  es  kurzweg: 

»Auf  die  Confossion  des  Lehrers  kommt  es  nicht  an.« 

Mit  der  nach  den  Freiheitskriegen  cinsetzendrn  Reaction  wuchs  der  Kinfluss 
der  Kirche  auf  die  Schule;  noch  unter  dem  Ministerium  Alteiistein  kam  es  zu 
einleitenden  Schritten;  offen  trat  die  Reaction  auf  dem  Gebiet  der  Unter- 
werfung der  Schule  unter  die  Kirche  erst  nach  dem  Regierungsantritt  Friedrich 
Wilhelms  III.  unter  dem  Ministerium  Eichhorn  hervor.  So  lieferte  dessen 
Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen  /1845/  ^'^  Schule  ganz  in  die  Hände 
der  ( Jiistlichkcit.  Eine  kurz  andauernde  Erhebung  gegen  die  mächtig  fort- 
schreitende Reaction  brachte  das  Jahr  1848;  in  den  X'erfassungsentwurf  der 
Commission  der  Nationalversammlung  wurde  ein  §  24  aufgenommen: 

»Die  öffentlichen  Volksschulen,  sowie  alle  übrigen  Unterriditsanstalten  stehen 
unter  Aufsicht  eigener  Behörden  und  sind  von  jedtr  kirchlichen  Aufsicht  frei.t 

.Aber  selbst  diese  bescheidene  Fassung  fand  keine  Gnade;  in  der  Verfassungs* 
Urkunde  lautet  der  Artikel  23: 

«Alle  öffentlichen  und  Privat-Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  stehen  unter  der 

Aufsicht  vntn  Staate  ernannter  Behörden  .  .  .« 

Die  Kcgierungspraxis  überlieferte  die  Schulaufsicht  tatsächlich  der  iürche, 
indem  bis  heute  fast  ausscfaliessUdi  die  GeistUdieii  im  Nd)enamt  zu  Krda- 
uud  Localschulinspectoren  ernannt  wurden.')   Weiter  heisst  es  im  Artikel  24 

der  X'erfassungsnrkunde : 

»Bei  der  Einrichtung  der  öffentlichen  Volksschule  sind  die  confessionellen  Ver- 
hältnisse möglichst  zu  berücksichtigen.  Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volks- 
schule leiten  die  l>etrcfTendeii  RcliRionspesellschaften.« 

Freilich  stehen  diese  Artikel  nicht  in  Kraft;  laut  Artikel  112  der  Verfassungs- 
urkunde bewendet  es  bis  zum  Erlass  des  in  Artikel  a6  verheissenen  Unter- 
richtsgesetzes bei  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen,  das  heisst  beim 
Allgemeinen  Landrecht.^)  Die  Reaction  fand  bessere  Mittel,  als  den  Erlass 
eines  Unterrichtsgesetzes,  um  ihre  Zwecke  zu  erfüllen.  Der  Cultusminister 
von  Räumer»  der  1850  sein  Amt  angetreten,  Hess  sich  die  völlige  Nieder- 
zwingung der  .Schule  und  der  Lehrerschaft  unter  die  Kirche  angelegen  sein. 
Aus  seinen  berüchtigten  Regulativen  vom  i.,  2.  und  3.  October  1854  lassen 
wir  einige  Stellen  hier  folgen,  —  sie  kennzeichnen  den  Geist,  von  dem  noch 
heute  die  Pfaffen  und  Junker  der  Volksschule  gegenüber  beseelt  sind-  Die 
Aufgabe  der  Volksschule  charakterisiert  das  dritte  Regulativ  allgemein: 

»Der  Gedanke  einer  allgemein  menschlichen  Bildung  durch  formelle  Entwickelung 
des  Geistesvermögens  an  abstractem  Inhalt  hat  sich  durcli  die  Erfahrung  als  wir- 
kungslos oder  schädlich  erwiesen.  Das  Leben  des  Volkes  verlangt  eine  Neuge- 
staltung auf  Grundlage  und  im  Ausbau  seiner  ursprünglich  gegebenen  und  ewigen 
Realitiitiii  auf  dein  Fundament  des  Christentums,  welches  KatiMlu-,  Berufskreis. 
Gemeinde  und  Staat  in  seiner  kirchUch  berechtigten  Gestaltung  durchdringen,  aus- 
bilden und  stützen  soll.« 

Dementsprechend  geht  auch  die  Ausbildung  der  Lehrer  in  den  Seminaren» 
die  das  wichtigste  erste  R^^ativ  behandelt,  wesentlich  auf  eine  Abrichtung 
hinaus. 

»Wo  irgend  möglich,  ist  dem  Unterricht  ein  geeignetes  Lehrbuch  'oder  ein  Leit-  \ 

faden  zu  Grtindr  zti  legen.  Aufgabe  des  Lehrers  ist  es.  den  Inhalt  desselben  zu  er- 
klären, zu  befestigen  und  durch  Verständnis  nach  allen  Seiten  anwendbar  für  den 
Elemenlarunterricht  zu  machen,  nicht  aber,  dasselbe  zum  G^ienstand  der  Kritik  zn 

3)  Ver^i.  meinen  Artikel  MateHoKcm  sHT  BiurltBmmi  ätT preusHscktn  Votkssdtnk  la  diMMBud  49t 
S^cMiiUscluH  Momatthefle,  ftf/.  717. 
>)  Vcigl.  iUd^  pa^  736. 


Digltlzed  by  Google 


LEO  ARONS  •  DIE  PREUSSISCHE  VOLKSSCHULE  UNO  DIB  SOCIALOEMOKRATtE 


793 


macheo  und  tuhm  demselben  oder  abgesehen  von  demselben  ein  anderes  System 

vorzutragen.< 

Selbstverständlidi  wiederholt  sich  diese  allgemeine  Bestimmung^  besonders 
streng  bei  der  Behandlung  der  Religion.  Des  weiteren  ist  überall  Vorsorge 
getroffen,  dass  nur  kein  Lüftchen  des  Aufklärungshauches  den  angehendea 
Lehrer  berührt.  Pädagogfik.  Psychologie  etc.  sind  vom  Lehrplan  zu  streichen; 
desgleichen  die  bisher  als  besonderes  Fach  betriebene  Bibclkunde  oder  Ein- 
UituHg  in  die  htüige  Schrift.  Vom  Unterricht  (immer  der  angehenden  Ldirer) 
in  der  Naturkunde  heisst  es : 

>Dass  auch  für  diesen  Unterridit  religiöse  Richtung  und  Haltung  notwendige  Be- 
dingung 18^  bedarf  keiner  näheren  Erwähnung.« 

Auch  mit  Weltgeschichte  soll  der  zukünftige  Lehrer  nicht  bdielligt  werden, 

denn: 

»Sorgfältige  Beobachtungen  un<l  l'nterMicluuigcn  hal)en  crgcl)en,  dass  Unterricht 
in  der  allgemeinen  Wehgeschichtt-  nicht  mit  dem  erwarteten  Erfolg  in  den  Semi- 

naricn  betrichen  werden  kann,  vichnehr  Unklarheit  und  V'erhildung  erzeugt. c 

Wenn  diese  Vorschriften  noch  übertrumpft  werden  können,  so  geschieht  es 
durdi  die  Regelung  des  deutsdien  Unterrichtes,  wie  wir  immer  wieder  betonen 
müssen:  für  die  angehenden  I-ehrer  der  überwältigenden  Mehrheit  der  Jugend 

oder,  wie  das  Regulativ  an  einer  Stelle  sagt:  die  »kimftigen  Diener  des  Staats 
und  der  Kirche«.  Im  Deutschen  soll  neben  der  aut  ein  Lesebuch  beschrankten 
Classenlectfire  die  Privatlectüre  gepflegt  werden. 

».\  u  s  g  e  s  c  h  I  o  ,s  s  c  n  von  dieser  Privatlectüre  muss  die  sogenannte 
c  iassisc  he  Literatur  bleiben ;  dagegen  findet  Aufnahme,  was  nach 
Inhalt  und  Tendenz  kirchliches  Leben,  christliche  Sitte,  Patrkrtismos  und  sinnige 
Betrachtung  der  Natur  Ztt  fördern  .  .  .  geeignet  ist.« 

Man  denke  hei  den  letzten  Worten  an  die  Bemerkung  zur  Naturkunde.  End- 
lich mag  noch  des  kräftigen  Wörtleins  zum  Musikunterricht  gedacht  werden: 
»Das  Gebiet  dieses  Unterridit >  i>t  also  überall  ein  ernstes,  sittlichen  Zwecken 
dienende«;,  grossenteils  ein  lieiliges.    Die  Kunst  ist  im  Seminar  nirgends  Selbstzweck.« 

Achtzehn  Jahre  lang  haben  diese  Regulative  in  üeltiuig  gestanden,  bis  im 
Jahre  1872  der  würdige  Nachfolger  eines  Raumer,  Herr  von  Mfihler,  das  Ctdtus- 
ministerium  räumen  musste,  das  er  zehn  Jahre  lang  zum  schweren  Schaden 
der  preussichen  Schulen  verwaltet  hatte.  Wenn  heute  die  sogenannten  Frei- 
sinnigen darüber  klagen,  dass  sie  in  einer  erfolgreichen  Betätigung  durch  die 
Taktik  der  Socialdemokratie  gehindert  wurden,  so  darf  man  sie  nur  an  jene 
schmachvolle  Zeit  erinnern,  wo  die  grosse  Fortschrittspartei  sich  ohnmächtig 
erwies  gegenüber  einer  derartigen  SchtUwirtschaft 

Mit  dem  lAnisterium  Falk  schienen  bessere  Zeiten  für  die  Schule  gekommen. 
Das  Schulaufsichtsge^otz.  an  das  sich  grosse  Hoffnungen  der  Liberalen 
knüpften,  war  noch  von  Mühler  eingebracht  worden;  es  war  schwächlich  g^nug 
und  stellte  nur  fest,  dass  die  Schulaufsicht  im  Namen  des  Staates  ausgeübt 
werde  und  diesem  allein  die  Ernennung  und  Abberufung  der  Local-  und  Kreis- 
schulinspectorcn  gebühre.  Seitens  der  Ultramontanen  wurde  das  Gesetz  mit 
der  grössten  Energie  bekämpft;  Reichensperger  erklärte  im  Abgeordneten- 
'lans: 

»Religiöse  Erziehung  dc*^  ^ ''^^^^jttjhttbjfcTSlH'Mnflg  idrf^*^^' ''^  ""d  sie 
Ifanii  Hilf  <<Hr/>^'|^T|||(,,iViing^'TTrT^1^lii^Tn  '  iiiliii,  und  da  verstehe 

ich  uMnrinenun  an  eine  L4)8losiiny  der  Kirche  von  der  ^chule  auch  nur  denken 

kann.<  .......^«»jk..»..— ' ' 

'jämmerlich  war  die  Haltung  der  Fortschrittspartei.  Ihr  Redner,  Virchow, 
erklärte: 

»Wir  begehen  keine  Feindseligkeit  gegen  die  Kirche  uad  wollen  keine  Entchrist- 
Uchung  der  Schule.   Sollte  der  Minister  die  ihm  durch  das  Gesetz  so  reichlich  an- 
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vertraute  Macht  inisshraiiclicn.  so  uiirdc  er  von  der  öffentlichen  Meinung  verurteilt 
werden.  .  .  .  Wir  verwaliren  un&  gegen  die  V^rlejujMLjOi^t*]»  ab  ob  wir  den 
Artikel  24  der  Verfassung  beseitigen  wollten.  .  .  .  wir  wollen  die  let«teren  [die  in 
den  städtischen  und  ländlichen  Schuldcputalioncn  reichlich  vertretenen  confessia- 
nellcn  Elemente]  nicht  aus  ihrer  wohlbercchligten  Stellung  herausdrängen,  wir 
wollen  nur  die  verderblidie  Herrschaft  der  Kirche  über  die  Sdiule  beseitigen.* 

Hier  habcMi  wir  die  jämmerliche  Kampfesweise  <ler  \'orgänger  unserer  Frei- 
sinnigen, mit  der  diese,  wie  jene,  statt  energisch  die  Axt  an  die  Wurzel  zu 
legen  und  die  öffentliche  Meinung  zum  entscheidenden  Schlag  aufzuröttdn,  stets 
und  ständig  versichern,  sie  wollten  mir  die  sdilimmsten  Auswüchse  bekämpfen. 
Das  Schtilaufsichtsj»'esetz  wurde  u\^\  jUiliiiii'  11  Wichtig'cr  ist  der  Erlass  der 
Allgemeinen  Bcstimnmngen  vom  15.  October  1872,  betreffend  die  Volksschule, 
die  Präparandenanstalten  und  die  Lehrerseminare,  die  an  Stelle  der  Räumer" 
sehen  Regulative  traten.  Sic  sind  durchweg  von  einem  freieren  (Icist  durch- 
weht; dass  aber  namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Volksschule  selbst 
irgendwie  den  modernen  Anforderungen  entsprechen,  wird  kein  freidenkender 
Mensch  behaupten  —  beruht  doch  auf  ihnen  die  heutige  Gestaltung  der 
prcussischcn  \'ülksschulc.*)  Als  eine  ganz  besondere  Tat  Falks  wird  von  der 
einen  Seite  mit  Bewimderung,  von  der  anderen  mit  Schelten  hervorgehoben, 
dass  er  die  paritätische  oder  Simultanschule  begünstigt  habe.  Das  Schlagwort 
Simiillanschulc,  das  in  dem  jetzt  von  neuem  entbrannten  Streit  der  bürjjcrlichcn 
Parteien  in  der  Schulfragc  eine  grosse  Rolle  spielt,  bezeichnet  einfach  eine 
Schule,  an  der  Religionsunterricht  beider  Confessionen  erteilt  wird  und  an  denen 
die  hierzu  benötigten  Lehrer  beider  Confessionen  auch  in  den  anderen  Fächern 
unterrichtet!  dürfen.  Ihr  N'orteil  besteht  einmal  darin,  dass  naturgemäss  in  den 
übrigen  Fächern  das  religiöse  Moment  ein  wenig  zurücktritt  —  wie  die  Regie- 
rungen diesem  Übelstand  in  ihren  Augen  begegnen,  zeigten  wir  im  vorigen 
Artikel.')  W'cstiitUcher  ist  es,  dass  durch  die  Zulassung  paritätischer  Schulen 
der  Zersplitterung  vorgebeugt  wird,  so  dass  in  den  kleineren  Gemeinden  ge- 
mischter Confession  eher  an  den  Ausbau  der  Volksschule  zur  mehrclassigen 
gedacht  werden  kann.  In  dieser  Richtung  bewegten  sich  die  Falkschen  Be- 
mühungen:  Sf)  lautet  ein  Ministerialrescript  vom  5.  Mai  1873: 

»Auf  die  licrstcliung  grosserer  Schulkörper  ist  auch  da  möglichst  Bedacht  zu 
nehmen,  wo  oonfcssionell  von  dnander  gesonderte  einclassige  Schulen  bestehen.« 

Weiter  sollte  nach  einem  Rescript  vom  24.  Januar  1873  confcssionellen  Min- 
derheiten an  Orten  mit  mchrclassigen  Schulen  nicht  gestattet  werden,  für  ihre 
Kinder  einclassige  Schulen  zu  errichten.  Wesentliche  Erfolge  üiaben  die 
Falkschen  Erlasse  nicht  gehabt.  Der  preussische  Schulmann  Tcws  hat  kürzlich 
in  einer  Broschüre  über  den  Schulcompromiss")  ein  kleines  Verzeichnis  von 
Orten  gegeben,  in  denen  derartige  Missstajide  herrschen.  Wir  führen  daraus 
zwei  charakteristische  Beispiele  aus  Schlesien  an:  Neu  Mittelwalde:  Die  evan- 
gelische Stadtschule  hat  5  Clas'^en,  die  k.atholische  Volksschule  i  Classe.  Ott- 
machau:  Die  katholische  Schule  hat  6  aufsteigende  Classen,  die  evangelische 
Schule  ist  einclassig !  Die  Fortdauer  derartiger  Verhältnisse  darf  nicht  wunder 
nehmen,  wenn  wir  hören,  dass  zum  Beispiel  der  Provinzialrat  der  Provina 
Brandcnhur«;  im  Jahr  1892  anerkennt,  es  sei  für  Kinder  der  katholischen 
Confession  besser,  >wenn  sie  eine  Confessionsschule,  auch  nur  eine  einclassige, 
besuchten,  als  wenn  sie  in  eine  evangelische  Schule  gingen,  da  eine  religiöse 
Erziehung  wichtiger  sei,  als  das  Moment,  das  öfters  geltend  gemacht  werde, 
dass  bei  einer  mchrclassigen  Schule  die  Fortschritte  besser  seien«.  In  der 
Tat  spielen  die  paritätischen  Schulen  in  Preussen  eine  verschwindend  kleine 

•)  VerKl.  U'i'l.,  r»«- 
Vcrgl.  ibiil..  -^'k 

*)  }■  Tews:  Sehukomprotnisi,  cot^ftsstoiutU  Schule,  SimullanschuU  /UerUn-SchoDebeiv  1904/. 
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^He.   Nach  der  officiellen  Statistik  gab  es  in  Preiusen  im  Jahre  1901  im 

ganzen  36756  öffentliche  Volksschulen,  unter  ihnen  803  paritätische,  also  2,2  %, 
Von  diesen  paritätischen  Schulen  entfallen  aber  572  auf  Westpreussen  und 
Posen,  wo  sie  der  Germamsierungspolitik  halber  begünstigt  werden  —  andern- 
falls träte  eine  Scl}£Üiua^der  deutschen  und  polnischen  Kinder  ein;  weitere 
109  befinden  sich  mi  Regierungsbezirk  Wiesbaden,  für  dessen  ehemals  nassau- 
ische Gebiete  sie  durch  ein  Edict  von  1817  vorgeschrieben  sind. 

Von  den  übrigen  122  entfallen  weitere  25  auf  den  Regierungsbezirk  Oppeln; 
für  sie  gilt  das  gleiche,  wie  für  die  westpreussischcn  mul  posenschen :  mög- 
licherweise zählen  hierher  auch  die  I7  ostpreussischen.  36  Sinilutanschulen 
bestehen  in  Berlin  —  mithin  treiben  rar  den  gewaltigen  Rest  der  Monarchie 
mit  grossen  Ftovinzen  gemisditer  Bevdlkerui^  ganae  44  paritätische  Schulen 
übrig ! 

Es  ist  ein  hübsches  Stück  Donquixuicrie,  wenn  die  preu^sischen  Freisinnigen 
den  reacdonären  Anmassnngen  auf  dem  Gebiet  der  Sdiule  nichts  anderes  ent- 
gegensetzen, als  den  Ruf  nach  Erhaltung  der  bestehenden  Siniultanschulen ! 

Trotz  der  Geringfügigkeit  seiner  Reformen  wurde  Falk  von  den  orthodoxen 
Conservativen  und  den  immer  stärker  werdenden  Uttramontaneii  auf  das  hef- 
tigste befeindet;  kein  Mittel  war  schlecht  gent^,  tun  den  Verräter  an  der 
Raumer-Mühlcrschcn  Tradition  zu  stürzen;  musste  sich  Falk  doch  im  Land- 
tag dagcgai  wehren,  dass  man  ihm  den  Hödel  an  die  Kocksciiössc  hängen 
wollte.  Aus  seiner  Rede  ein  kurzes  Citat;  er  führte  aus,  dass  Hödel  zu  einer 
^eit  die  Schule  l>esuchte,  in  der  die  Raumerschen  Regulative  in  Kraft  standen, 
und  fuhr  dann  fort: 

».Als  ich  gehört  hatte,  dass  dieser  Mensch  gegenüber  dem  Stadtgerichtspräsidenten 
genilinn  habe,  joo  Lieder  auswendig  zu  können,  hal»«  ich  den  Ciclieiinrat 
Schneider  zu  dem  Präsidenten  gesdiickt,  und  er  hat  Gelegenheit  gehabt,  sich  über 
die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  dieser  Behauptung  zu  vergewissem.  Er  hat  ge- 
funden. d;i<s  das  religiöse  Wissen  Undcls  in  Bezug  auf  Kat('chi-,mus.  Sprüche  und 
Lieder  sehr  beträchtlich  war.  [Bewegung.]  Wo  bleibt  da  der  niclitswürdige  Vor- 
wurf, dass  ich  für  solche  Taten  verantwortlich  sei!« 

Im  Sommer  1879  musste  Falk  weichen.  Die  neue  .^ra,  die  mit  dem  Socia- 
listengesetz  einsetzte,  die  Schutzzollpolitik  und  den  Canossaganjj  brachte,  machte 
sich  auch  auf  dem  Schulgcbiet  geltend;  Falks  Xachfyl^cr  w^rde  —  Putt- 
kamer.  Der  Name  genügt  zur  Charakterisierung  ^ffvolügen  Umkehr  von 
(iem'  kniun  betretenen  Weg  der  Reformen.  Cileichsam  als  Motto  für  seine 
Tätigkeit  sprach  Puttkamer  auf  der  Generalsynode  von  1879  die  Worte: 

»Wohin  steuert  unsere  Votkssehule?  Soll  sie  tosstenem  in  das  ufertose  Meer, 
in  eine  blo>s  humanitäre  allgemeine  Richtung,  ixler  soll  sie  fest  gegründet  iik-ilitii 
auf  der  unvcrruckicu  Grundlage,  die  aus  dem  Ewigen  stammt  und  auf  das  Ewige 
zurfidcfuhrt?« 

Und  dieser  geistigen  Beschränkung  entsprach  die  materielle:  so  drang  ein 
Erlass,  den  Puttkamer  am  28.  Mai  1881,  kurz  bevor  er  in  das  Ministerium 
des  Innern  hinüberwechselte,  an  sämtliche  Regierungen  ergehen  Hess,  nach- 
drücklichst auf  Einschränkung  der  .Aufwendungen  der  Gemeinden  für  das 
Volksschulwesen.  Man  solle  »auf  kostspielige  X  erbesserungen  des  bisherigen 
Zustandes,  auch  wenn  sie  au  sich  wünschenswert  und  nützlich  sein  mögen, 
verzichten  .  .  .  und  sich  mit  bestehenden  Einrichtungen,  auch  wenn  sie  zu 
wünschen  übrig  lassen,  bis  auf  bessere  Zeiten  begnügen«.  Der  Geist  der  Schul- 
patronc,  die  den  Regierungsschulrat  »vielfach  ersuchten,  ihnen  nur  Candidaten 
mit  Nummer  3  zuzuweisen,  weil  diese  die  bescheidensten  wären«  (Falk  in  der 
oben  eitierten  Rede)  herrschte  wieder  im  preussischen  Cultusministerium. 

Das  in  der  Verfassung  verheissene  Unterrichtsgesetz  war  imnier  noch  nicht 
ergangen;  Mühler  hatte  im  Gegensatz  zu  seinen  Vorgängern  den  Erlass  eines 
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Unterrichtsgesetzes  als  untunlich  bczciclniet .  Falk  war  gestürzt,  ehe  sein  Ent- 
wurf dem  Landtacj  vorg;elej^t  werden  konnte  —  den  ausschlaggebenden  Parteien 
in  Preussen  war  ein  Entwurf  aus  seiner  Hand  von  vornherein  verdächtig.  Im 
Jahre  1890  versprach  Wilhelm  II.  in  der  Thronrede,  dass  nunmdir  das  Volks- 
sclnilpresctz  in  Ausführung  der  Verfassung  endlich  erlassen  werden  sollte. 
Almister  von  Gossler,  der  die  Vorlage  im  Abgeordnetenhause  zu  vertreten  hatte, 
erklärte  im  December  1890  in  der  Begrundttng:  Den  Religionsgesellsdiaften 
müsse  der  massgebende  Einfluss  gesichert  bleiben,  denn  die  Religion  solle  ein 
Hauptunterrichtsgegenstand  der  Volksschule  sein  und  bleiben,  eine  confessio- 
nellc  Erteilung  des  Unterrichts  sei  notwendig.  Die  Unterrichtspläne  sollten 
nach  dem  Entwurf  in  Gemeinsdiaft  mit  den  kirdilichen  Bdidrden  aufgestellt 
werden.  Tmtz  dicker  F.rklärung,  die  das  weiteste  Entgegenkommen  gegenüber 
den  Ansprüchen  der  Religionsgesellschaften  darstellt,  erhob  sich  ein  ausser- 
ordentlich starker  Widerstand  gegen  den  Gosslersdien  Entwurf,  geführt  vom 
Centrum,  dem  sich  die  C'onservativen  anschlössen.  WindÜiorst  erklärte,  dieset 
Gesetz  bringe  die  Alleinherrschaft  des  Staates,  es  sei  imannehmbar.  denn  es 
erschüttere  die  katholische  Kirche  in  ihrer  Grundlage.  Gossler  war  diesem 
Widerstande  nicht  gewachsen,  und  mit  einer  jener  I^dtzlichkeiten,  an  die  man 
jetzt  in  Preussen  seit  anderthalb  Jahrzehnten  gewöhnt  ist,  verschwand  er.  In 
seinem  Nachfolger,  dem  Grafen  Zedlitz-Trützschler,  war  endlich  der  Mann  ge- 
funden,  der  ein  Unterrichtsgesetz  nach  dem  Herzen  der  Reactionäre  entwarf. 

Wir  ktmimen  auf  Einzelheiten  des  Entwurfs  bei  dem  zur  Zeit  dem  Landtag 
vorliegenden  sogenannten  Schulcomf>rom{ss  zurück.  Für  den  Entwurf  traten 
die  Conservativen  und  das  Centrum  ein;  bekämpft  wurde  er  von  den  Frei- 
sinnigen, Nationalliberalen  und  Freiconservativen.  Aber  atidi  luer  wieder 
wurde  seitens  der  T.ilK'ralen  der  alte  Fehler  gemacht,  auf  den  wir  schon  bei  tleni 
Gesetz  von  fi^j-'  liingcwiescn  haben.  Die  Nationalliberalen  protestierten  ent- 
schieden da{;c}4Lii.  dass  sie  etwa  die  Religion  aus  der  Volksschule  entfernen 
wollten,  wenn  sie  den  übermässigen  Anforderungen  der  Kirche  entgegenträten. 
Ebenso  die  Freisinnigen.  Eugen  Richter  erklärte  ausdrücklich:  »Wir  wollen 
den  Religionsunterricht  in  der  Schule.c  Und^^iffibttM^sigte :  »Ich  habe  nie 
die  Forderung  erhoben,  dass  die  Religion  von  derSchuIe  ausgeschlossen  werden 
solle:  im  riegcntcil.  ich  habe  immer  den  Standpunct  festgehalten,  dass  auch  in 
der  staatlichen  Schule  die  Religion  eine  anerkannte  Stellung  haben  muss.«  Ja, 
selbst  die  theoretische  Meinung,  dass  "UlC  Scimle'  tiliTicKeligion  denkbar  sei, 
lehnten  sie  ab.  Als  Caprivi  bemerkte:  »Der  Herr  Abgeordnete  [KnörckeJ 
steht,  wie  mir  scheint,  auf  dem  Standpunct.  das'^  eine  Schule  auch  ohne  Re- 
ligion existieren  könne«,  verzeichnet  der  stenographische  Bericht  »Widerspruch 
des  Abgeordneten  Knorcke«.  Und  doch  hatte  bereits  im  Jahr  1890  ein  sehr  ge- 
mässigter Mann,  der  Berliner  Stadtrat  Weigert,  unumwunden  ausgesprochen: 

>£s  ist  zunächst  auf  die  vM^ü^g/^SmammHf^er  Kirche  von  der  Schule  hin- 
zuweisen, eine  Forderung,  diflJciuns  noch  immer  der  Verwirklichung  harrt  und  auf 
deren  Durchfuhnim^  /um  pm^^-  n  Teile  die  eminenten  Fortschritte  beruhen,  welche 
der  französische  Volksuntcrricht  in  dem  letzten  Jalirzehnt  gemacht  hat.<') 

Gelegentlich  hatte  sogar  der  freisinnige  Abgeordnete  Langerhans  im  Landtag 
auf  die  Möglichkeit  eines  ähnlichen  Vorgehens  in  Preussen  hingewiesen  /28,  Fe- 
bruar i8f)6  ',  freilich  in  einem  Ton,  der  deutlich  zeii^te.  das^  der  alte  Demokrat 
sich  bewusst  war,  nicht  einmal  seine  eigenen  Parteigenossen  hinter  sich  zu  haben. 
Der  Zedlitzsche  Schulgesetzentwurf  fiel  mit  seinem  Urfahr.  Seiner  hat  man 
sich  darauf  beschrankt,  einige  der  dringendsten  Puncte  einzeln  zu  erledigen. 
Das  war  keine  leichte  Aufgabe,  weil  die  über  den  Fall  des  Zedlitzschen  Entwurfs 
erbitterten  Conservativen  und  LUtramontanen  den  zäliesten  Widerstand  leisteten. 

0  Vergl.  Mas  Weigert:  DU  VolkssehiUe  iu  Frankreick  /Hcilia  iSgo,'.  pag.  jS. 
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Als  Bosse,  der  Nachfolger  des  Grafen  Zedlitz,  im  Jahre  1893  etueii  Credit  für 
Sdiulneubttuten  forderte,  erklärten  die  Conservativen,  sie  dSditen  gar  nicht  an 
die  Bewilligung,  sie  wollten  ein  Volksschulgesetz  nach  Zedlitzschem  Muster, 
und  so  wurde  die  Forderung  abgelehnt.  1893  fanden  Neuwahlen  statt,  und 
dieser  Standpunct  der  Conservativen  machte  sich  auch  in  ihrem  Wahlaufruf 
geltend.  Sie  erklärten,  dn  Volksscfiulimterlialtungsgesetz  sei  dringendst  not> 
wendig : 

»Indessen  besteht  die  conservative  Partei  darauf,  dass  die  äusseren  Angelegenheiten 
von  der  inneren  Ansgestaltung  der  Volkssehule  nicht  getrennt  werden  können,  wdl 

die  ü-'t/ust(Il(tu1c  Grundlagt-  d«;s  Giri->tlichen  und  Conlessionellen  notwendig  die 

äussere  Gestaltung  dir  Volksschule  becinflusst.t 

Die  FrciconscTvativcn  dagegen  erklärten,  sie  wollten  nur  ein  Schultmter- 
baltungsgesets  fordern,  ein  Volksschnigeseta  sei  zur  Zeit  unn^^idi: 

»Auf  anderem  Gebiete  sind  so  ^^tarkc  Gegensätze  hervorgetreten,  dass  die  Wieder- 
aufnahme des  Planes  eines  vollständigen  Volksschulgesetzcs  für  lange  Zeit  aus- 
geschlossen erscheint  und  die  Ordnung  der  inneren  Angelegenheiten   der  in  der 

Regel  confcssionell  geordnclm  Volksschule  Sache  der  Verwaltung  Meihon  mus>;.« 

Ein  Zustand,  der  freilich  für  die  an  der  Verwaltung  am  hervorragendsten  be- 
teiligten freiconservativen  Herren  weniger  unerquicklich  ist,  wie  für  die  un- 
mittelbar interessierten.   Ein  Schultinterfaaltungsgesetz  kam  indessen  nicht. 

Dagegen  wurde  1896  ein  Ciesetzentwurf  eingebracht,  der  wenigstens  das 
Einkommen  der  Lehrer  und  den  Staatszuschuss  zu  demselben  regeln  sollte;  für 
ihn  sttnmiten  wohl  die  Conservativen  im  Abgeordnetenhaus,  die  Conservativen 
des  Herrenhauses  lehnten  ihn  dagegen  ab.  Aber  auch  im  Abgeordnetenhause 
brachten  die  Conservativen  und  das  Centrum  eine  Resolution  ein,  in  der  die 
Regierung  ersucht  wurde,  »dem  Landtage  baldigst  ein  allgemeines,  auf  christ- 
licher und  confcssioneller  Grundlage  beruhendes  Volksschulgesetz  vorzulegen«. 
Mit  grosser  Majorität  wurde  diese  Resolution  angenommen,  indem  die  Frei- 
sinnigen und  Nationalliberalen  vor  der  Abstimmimg  demonstrativ  den  Saal 
veriiessen.  Im  nächsten  Jahre  /1897/  wurde  das  Gesetz  zwar  in  beiden 
Häusern  des  Landtags  angenommen;  gleichzeitig  aber  die  Resolutton  betreffs 
Vorlegung  eines  Untcrrichtsgcsctzes  erneuert. 

Die  Wahlaufrufe  von  1898  lassen  keine  Änderung  der  Lage  erkennen.  Die 
Conservativen  betonen  die  Notwendigkeit,  die  Schullasten  frage  zu  regeln;  das 
dürfe  aber  nur  im  Rahmen  eines  Volksschulgesetzes  nach  ihrem  Sinne  ge- 
schehen.   Dagegen  hcisst  es  im  Aufruf  der  freiconservativen  Partei : 

»Die  Erfahrungen  seit  dem  Scheitern  des  letzten  Entwurfs  eines  allgemeinen 
Schulgesetze^  Iiabcn  gezeigt,  dass  der  confcssionelle  Charakter  unserer  Volksschulen 
und  die  in  der  Verfassung  gewährleistete  Einwirkung  der  Kirche  auf  diese  unter 
Wahmi^  ihres  Charakters  als  Veranstaltung  des  Staates  audi  ohne  neue  gesetzliche 
Vorschriften  auf  dem  Wege  der  Verwaltung  gesichert  werden  kann.« 

Diese  Stellung  haben  beide  Parteien  bisher  eingenommen.  Von  ihr  aus- 
gehend, Stelitc  kurz  nach  dem  Zusammentreten  des  im  Herbst  1903  ge- 
wahlten  preussisdien  Landtags  namens  der  freiconservativen  Partei  am  23.  Ja- 
nuar 1904  der  Freiherr  von  Zedlitz  und  Neukirch  den  Antrag,  »die  Icönigliche 
Staatsregierung  aufzufordern,  ohne  Verzug,  jedenfalls  noch  im  Laufe  der 
gegenwärtigen  Tagung,  einen  Gesetzentwurf  einzubringen,  durch  welchen  die 
Sdiulunterhaltungspflicht  .  .  .  gemäss  Artikel  25  der  Verfassun<::  neu  geregelt 
und  zugleich  für  die  Beseitigung  der  Ungleichheiten  ...  in  der  Höhe  des 
Diensteinkommens  der  Volksschullehrer  gesorgt  wird«.  Die  Frage  der  Schul- 
onterhaltung,  schon  seit  lange  brennend,*)  k^te  aber  —  das  war  der  R^e- 
mng  imd  den  Antragstellem  klar  —  nur  mit  Erfolg  in  Angriff  genommen 

*)  Vergl.  OMioeD  oben  «tierten  Artikel,  pag.  731  f. 
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werden,  wenn  man  dem  Centrum  und  den  Conscrvalivcn,  die  auf  einem  Volks- 
schttlgesets  zur  DurchdrSckung'  ihrer  reactionärsten  Pläne  bestanden,  entgegen- 
käme, l'nter  \'ernii(telung  der  Regierung-  wurde  deshalb  der  Schulcompromiss 
zu  Stande  gebracht,  wobei  man  mit  Erfolg  versuchte,  die  nötige  Majorität  unter 
scheinbarem  Unbeachtetlassen  des  Centnuns  mit  Hilfe  der  Nationalfiberalen 
zusammenzabringen.  Diese,  froh,  einmal  wieder  als  Regierungspartei  an  Stelle 
des  Centrums  zu  treten,  brachten  das  sacrificium  intcUcctus.  indem  sie  zu  ihrer 
Entschuldigtmg  anführten,  eine  Majorität  wäre  auf  alle  Fälle  zu  stände  ge- 
kommen, nur  hätte  dem  Centnim  ein  noch  höherer  Preis  gezahlt  Mrerden 
nnissen.  Der  Antrag,  als  Abänderungsantrag  zum  Zedlitzschen  unmittelbar 
vor  dessen  \'erhandlung  eingebracht,  nimmt  diesen  mit  der  Bestimmung  auf, 
dass  die  Regierung  spätestens  in  der  nächsten  Tagung  einen  Entwurf  zu 
bringen  habe,  der  aber  ausser  den  Artikel  25  der  Verfassung  noch  die  Bestim- 
mung des  Artikels  24  auszuführen  hal)e.  wonaeh  bei  der  l-'inrichtung  der  öffent- 
lichen Volksschulen  die  confessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksich- 
tigen sind.  Und  zwar  werden  folgende  Grundsätze  festgelegt : 

a)  In  der  Regel  sollen  die  Schüler  einer  Schule  der  selben  Confcssinn  angehören 
und  von  Lehrern  ihrer  Confession  unterrichtet  werden.   [Mit  anderen  Worten:  weit  * 
über  die  Bestimmung  der  octroyierten  Verfa«w«nfr  hinaus  soll  die  confessioneWe 
Volksschule  als  Xorm  Resct.dich  ^e^tgeIegt  werden.    Ons  wird  noch  deutlirlKr  ihirch] 

b)  Ausnahmen  sind  nur  aus  besonderen  Gründen,  insbesondere  aus  nationalen  Rück- 
sichten oder  da.  wo  dies  der  historischen  Entwickelung  entspricht,  zulässig  .  .  .  [Ins 
Auge  gefa-i-«!  sind  Iiierhei  offenbar  die  Schulen  in  dm  polnischen  I.andesteilen 
(natumaULiimjiyy^^  und  die  bisher  in  den  ehemals  nassauischen  (icbietcn  be- 
stNiWrtPI^'olksschulen  (historische  Entwickelung!).] 

c>  Erreicht  die  Zahl  der  «chulptliclitigen  Kinder  einer  eonfessionelh-n  Minderheit 
eine  angemessene  Höhe,  so  hat  diese  Minderheil  den  Ansprucli  auf  Krricluung  einer 
Schule  ihrer  Confession.  |  Diese  Bestimmung,  die  das  Elend  der  einelassigen  Schulen 
steigert  und  damit  die  Schule  herabdrücken  muss.  ist  dem  Entwurf  des  Grafen 
Zedlitz-Trützschler  von  1892  etUnommen.  der  nur  präciser  zahlenmässig  festsetzte. 
da~s  oinc  «solche  Miiulerheitsschule  bei  30  Kindern  errichtet  werden  kann,  bei  60 
errichtet  werden  muss!  (§  15). ] 

d)  Es  sind  xur  Verwaltung  der  Schulangelegenlieiten  neben  den  ordentlichen 

Gcmeindeheh' rtkii  in  den  Städten  Sclnildepiitationcn  und  auf  dem  Lande  Sehul- 
vorstände  etn/uriclueu.  bei  denen  der  Kirche,  der  Gemeinde  und  den  Lehrern 
eine  angemessene  Vertretung  Jt«  gewähren  ist.  [Wir  haben  im  vorigen  Aufsatz*) 
ge/eigl,  wie  in  Prcu>-sen  auf  dem  Verwaltungsweg  die  Stellung  der  Sehuldeputationen 
gegen  alles  Recht  herabgedrucki  ist ;  iet;:i  sollen  diese  Bestimmungen  ministerieller 
Willkür  gesetzlich  festgelegt  werden,  soweit  nicht,  was  man  nach  dem  Entwurf  von 
iSoj  rrwarten  kann,  die  spärlichen  Befugnisse  der  Sclbstvervraltung  noch  weiter 
herabgedrucki  werden.] 

Bei  der  Verhandlimg  Hessen  die  Conservativen  durch  den  Abgeordneten 

Dr.  von  Ileydcbrandt  und  der  Lasa  erkkircn :  »Weniger,  als  hier,  kann 
man  nicht  geben  .  .  .  man  kann  sich  mit  dem  hier  l)egnügcn<.  Zweifel  und 
Bedenken  wollten  sie  mehr  mit  sich  ahniaclien,  als  sie  »vor  versammeltem 
Kriegsvolk  erörternc.  Der  Cen'.rumsredner  führte  aus:  »Auch  wir  sehen  mit 
dem  Herrn  Abgeordneten  von  I  ley(Iel)randt  in  diesen  (irundzügcn  das  Mindest- 
mass dessen,  was  vom  .Standpuncle  der  Contcssionalität  von  der  Volksschule 
verlangt  werden  müsse  Bedenken  erregten  beim  Centrum  lediglich  die  Aus- 
nahmebestimmungen unter  b.  Zum  Schluss  betonte  der  Centrumsredner  die 
höhe  lledcutung  der  Confcssionsschule.  die  den  Religionsunterrieht  zum  Haupt- 
gegenständ  mache  und  die  Ducbdringuug  der  übrigen  Gegenstände  mit  dem 
Geist  der  Religion  fordere.  Kläglich  war  wieder  die  Haltung  der  Freisinnigen; 
zwar  hatten  sie  die  Ausrede,  sie  seien  nicht  vorbereitet,  der  Antrag  sei  ilmen 

•)  Vergl  ibid.,  pag.  7J». 
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nicht  genügend  lange  bekannt  gewesen.  Tatsächlich  entstand  ein  Streit  darüber, 
ob  er  ihnen  zwei  oder  drei  Tage  vorher  mitgeteilt  sei.  Würden  die  Frei- 
sinnigen den  richtigen  principiellcn  Standpunct  vertreten,  so  wäre  dieser  Ein- 
wand belanglos  —  so  aber  führte  Herr  Ernst  aus,  er  habe  nichts  g^n  die  Con- 
fessionsschule,  es  würde  sich  wohl  »eine  mittlere  l^nie  finden  lassen«.  Herr 
Kopsch  erklärte  allerdings,  er  könne  dem  Antrag  nicht  zustimmen,  aber  auch 
er  versäumte  nicht,  zu  beteuern,  dass,  »wo  die  GeillWTTÖe  einer  Confession  an- 
gehört, selbstredend  die  Schule  auch  den  Charakter  der  Confession  der  Ge- 
meinde tragen«  soll.  Der  freisinnige  Schulmann  Herr  Zwick  beklagte  sich 
darüber,  dass  ihm  durch  den  Scliluss  der  Debatte  das  Wort  abgeschnitten  sei, 
auf  der  Rednerliste  aber  standen  wohl  Herr  Cassel  und  Herr  Fischbeck,  nidlt 
aber  Herr  Zwick.  Charakteristisch  ist,  dass,  als  der  nattonalliberale  Abgeord- 
nete Hackenberg  ausführte,  die  gegenwärtige  Zeit  confessionelltT  Spannung 
sei  am  wenigsten  geeignet,  Simultanschulen  einzurichten,  bei  den  Freisinnigen 
gerufen  wurde :  »Wollen  wir  nicht  ic  Sie  wollen  also  gar  nichts  anderes,  als  die 
gegenwärtigen  Simultanschulen  beibehalten,  ein  Objed,  das,  wie  oben  gezeigt, 
des  Kampfes  kaum  wert  ist. 

Diese  X'^orgänge  zwingen  jjcr  Socialdcniokratic  in  Prenssen  eine  energische 
Stellungnahme  geradezu  auf^  In  ihrem  Aufruf  zur  Landtagswahl  1903  hat 
sie,  entsprechend  nfnerfrnRbgrannm,  folgende  Sätze  zur  ^hulfrage  auf- 
genommen : 

«Trenming  der  Schule  von  der  Kirche:  Hebung  des  Volksscbulwcsens  durch  mög- 
lichste Erhöhung  der  Leistungen  für  die  körperliche  und  geistige  Ausbildung;  Ver- 
mehrung lind  uiatericllc  Besserstellung  der  Lehrer;  l-'inheit^'^chulc  für  alle  schul- 
pfliditigen  Kinder)  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  und  der  Lehrmittel;  Ein- 
fahrung des  obligatorischen  Portbildtmgsunterrtchts  für  Stadt  und  Land;  Über- 
nahme der  Kosten  für  die  Volksbildung  durch  den  Staat.« 

Ein  reiches  und  Scheines  Programm !  l^itcr  den  gegenwärtigen  \'crh;dt- 
nissen  gilt  es  aber  für  die  Socialdcmokratie,  alle  Kraft  auf  einen  enizigen 
Punet  zu  concentrieren.  und  zwar  auf  den  ersten :  Trennung  der  Schule  von  der 
Kirche.  Krst  mtiss  die  confessionclle  hVa^i^e  gelöst  sein:  vorher  gibt  es,  wiC 
hundertjährige  Erfalirung  in  Preusseu  gelehrt  hat,  keinen  irgendwie  befriedi- 
genden Fortschritt  auf  dem  Gebiet  des  Schulwesens. 

Und  dass  diese  Lösung  nur  die  Trenninif:  der  Schule  von  der  Kirche  sein 
kann,  das  ist  selbst  den  bürgerlichen  Kreisen  klar  —  thcnreiisch  !  »Theoretische, 
so  schreibt  Pfarrer  Naumann,  »gibt  es  nur  zwei  reniliche  Möglichkeiten:  ent- 
weder der  Staat  lässt  allen  Kindern  ohne  Ausnahme  eine  Staatsreligion  bei- 
bringen, oder  er  verzichtet  auf  jeden  Relii^ionsunterricbt.«:'")  Dass  keine 
andere  Lösung  in  Deutschland  gesunde  Verhältnisse  schaffen  kann,  auf  denen 
sich  weiter  bauen  liesse,  weist  er  mit  guten  Gründen  nach;  trotz  dieser  Er- 
kenntnis kann  sich  der  bürgerliche  Politiker  für  die  l'orderung  Trennung  der 
Schule  ''on  der  Kinhe  niclit  entscheiden.  'Zwar  die  »Existenz  der  Religion 
im  deutschen  Volke  hängt  nicht  an  dem  Religionsunterricht  der  öffentlichen 
Schulen,  und  ich  stehe  nicht  an,  so  sagen,  dass  mir  die  Vorteile  dieses  freieren 
Systems  grösser  scheinen,  als  die  Xachtcile«.  AIkt  die  Widerstände  sind  zu 
stark;  deshalb  heisst  es  bei  dem  nationalsocial- freisinnigen  Politiker  suriick- 
stecken',  vielleicht  könne  man  versudien,  den  Religionsunterricht  nur  facul- 
tativ  zu  machen.  Aber  auch  das  müsse  vertagt  werden  »für  spätere  Zeiten 
politischer  Macht  der  neuen  deut.schen  Linken«,  l'nd  so  läuft  die  fast  60  Seiten 
starke  Schrift  auf  die  Forderung  als  Endergebnis  hinaus:  »das  Schulunterhal- 
tungsgesetz  werde  jetzt  <riine  jede  confessionelle  Gesetzesbestimmung  fertig' 
gestellt,  und  der  vorhandene  Confessionsbestand  der  Schufen  werde  gesetzlich 

O)  Vergl.  Friedrich  Nannana:  Zkr  Strttl  der  Comfkttiott$»  um  dU  Sdiuk  ßvrln  vto^,  pag.  ^i. 
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nicht  geregelt,  bis  wir  in  eine  neue  Periode  deutscher  Gesdiichte  eingetreten 

sein  werden.«  Eine  solche  Politik  kann  keine  Erfolge  haben,  und  Naumann 
selbst  bezweifelt  kaum,  das?  die  zu  erwartende  Regierungsvorlage  den  Wün.schen 
der  Compromissler  entsprechen  und  Gesetz  werden  wird.  Möglich,  dass  auch 
ein  wuchtiges  Auftreten  der  Socialdemokratie  den  rollenden  Stein  nicht  mehr 
.T.ifhaltcn  kann;  jedenfalls  wird  der  klare  Kampf  um  Principien  weit  eher  ge- 
dgnet  sein,  die  Massen  des  Volkes  in  Bewegung  zu  setzen,  und  die  bisher  in- 
differenten Scharen  der  GebÜdtten  zur  Mitarbeit  heranzuzidien.  Wichtiger  ist, 
dass  nach  erfolgter  Annahme  eines  reactionären  Gesetzes  Naumanns  Politik 

—  und  sie  repräsentiert  die  extremste  Freisinnsrichtung  —  am  Ende  ange- 
langt ist;  dann  heisst  es  für  ihn  und  seine  Parteifreunde  abwarten,  »dass  wieder 
einmal  deutsches  Wetter  wird.  Erleben  wir  es  nicht,  so  erleben  es  unsere 
Kinder«. 

Für  die  socialdemokratische  Forderung  aber  entbrennt  gerade  dann  erst  recht 
der  Kampf.  Heute  halten  es  unsere  Lehrer  zum  grossen  Teil  noch  für  mög- 
lich, auch  bei  Beibehaltung  des  Religicmsunterrichtes  leidliche  Verhältnisse  zu 

haben ;  wer  gäbe  auch  cjern  eine  langgewohnte  Tätigkeit  preis,  zumal  wenn  er 
schwere  Jahre  der  Vorbereitung  für  sie  gebraucht  hat!  Unter  dem  Nacken- 
druck der  gesetzlich  sicher  gestellten  Kirche  wird  ihnen  die  Einsicht  kommen. 
Heute  steht  der  grosse  Kreis  der  gelehrten  Berufe  dem  Kampf  um  die  Volks- 
schule ohne  warmes  Inttrr irttjcnüber.  .Schon  aber  schallt  aus  Centrums- 
kreisen der  Ruf  nach  O.nit  ^-il.lI.ll,^tctL  ai^ch  des  hühcren  Ujiterrichts  einschliess- 
li^h  der  Universitäten.  Und  diese  vom  ReichstagsabgeordneteiT^Sr^üdler  auf 
dem  Kegcrr?»bin'gCT""Katholikentag  unter  jubelndem  Beifall  erholK-ne  Forderung 

—  sie  m  u  s  s  und  wird  von  den  Vorkämpfern  der  confessionellcn  Volksschule 
mit  Emst  verfoditen  werden,  wenn  sie  nicht  vor  dem  Volk  als  gleissnerische 
Heuchler  Mossgcstellt  werden  wollen.  Dann  werden  sich  neue,  auf  diesem 
Gebiet  wertvolle  Kämpfer  um  die  socialdemokrati sehen  Forderungen  scharen, 
dann  wird  die  Socialdemokratie  als  die  einzige  zuverlässige  Ji^^]ferin  auf  dem 
Weg  zur  nationaten  Geistesbefreiung  anerkannt  wftfflbi. 

Die  .Socialdemokratie  wird  also  in  jedem  Bundesstaat  <li("  Forderung  zu  er- 
heben haben,  dass,  wie  in  Frankreich  und  Holland,  die  Religion  als  Lehrfach 
keine  Stätte  In  der  öffentlichen  Schule  finde.  Sie  wird  weiter,  um  der  Bewegung 
in  den  Einzelstaaten  r.u  Hilfe  zu  kommen  und  den  immer  härter  auf  vielen 
tausenden  von  Eltern  lastenden  Gewissenszwang  zu  beseitigen,  für  die  Reichs- 
verfassung die  Bestimmung  verlangen  müssen,  dass  niemand  zur  Teilnahme 
an  ii^iendwelchem  religiösen  Unterricht  gezwungen  werden  kann.  Ein  gutes 
Beispiel  hierfür  bietet  die  Schweiz,  in  der  ai'.ch  das  Gebiet  der  Schule  nicht 
Bundessache,  sondern  den  einzeliun  Cantonet)  vorbehalten  ist.  Dort  enthält 
Artikel  49  der  Bundesverfassung  die  vorgeschlagene  Bestimmung  und  stellt 
ihre  Erfüllung  sicher.  Beide  Forderungen  sind  im  Reichstag  bereits  im  Jahre 
IQ02  gelegentlich  tlos  sogenannten  Tolcriin~nnlragcs  des  Centrums  gestellt,  aber 
damals  nicht  sonderlich  beachtet  worden.  Jetzt  gilt  es,  die  Agitation  für  diese 
Forderungen  mit  der  grössten  Enei^e  zu  betreiben.  Aber  der  Socialdemokratie 
winkt  noch  eine  weitere,  aussichtsreiche  .\nf<:;!^t.  Die  ungeheure  rcactionäre 
Macht  der  Kirche  beruht,  so  paradox  das  klingt,  zum  grossen  Teil  auf  der  abso- 
luten Gletchgiltigkeit  der  weitesten  Kreise  ihr  gegenüber.  In  der  gesamten 
Kirchenverwaltung,  in  den  Synoden,  bei  den  Anstellungen  koiinncii  fast  aus- 
schliesslich die  rückständigsten  Kiemente  zur  Geltung,  und  formell  hat  die  so 
gestaltete  Kirche  das  Recht,  im  Namen  der  gewaltigen  Mehrheit  der  Bevöl- 
kerung zu  spredien,  da  sie,  rein  äusserlich  betrachtet,  der  Kirdie  angehört  und 
der  Widerspruch  innerhalb  der  Kirche  ein  verschwindender  ist.  Xun  fa';^!  die 
Socialdemokratie  den  Programmsatz  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache 
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mit  so  hohem  Ernst  und  so  hohem  Tactgefühl  auf,  dass  sie  den  Rat  zum  Aus- 
tritt aus  den  Landeskirchen  nicht  erteilt,  obgleich  damit  ein  Angriff  auf  die 
Religion  als  solche  noch  gar  nidit  ausgeführt  wurde.  Wohl  aber  wird  es  Pflicht 

der  socialdemokrati sehen  Partei  sein  miissen,  ihre  Anhänger  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  dass  die  Kirche  ihre  Forderungen,  die,  soweit  sie  das  Verhältnis 
zu  Staat  und  Schule  betreffen,  dem  socialdemokratischen  Parteiprogranun 
schnurstracks  zuwiderlaufen,  zur  Zeit  unter  Berufung  auf  alle  ilir,  wenn  auch 
nur  äusserlich  Zugehörigen  erheben  darf.  Sie  wird  es  allen  Parteigenossen, 
die  aus  irgend  einem  Grund  einer  Landeskirche  angehören  wollen,  zur  Pflicht 
machen  mfissen,  innerhalb  ihrer  kirchlichen  Organisation  nadi  Kräften  den 
nach  aussen  gerichteten  reactionären  Bestrebungen  der  Kirche  entgegenzutreten. 
Dem  einzelnen  muss  es  überlassen  werden,  ob  er  diese  Forderung  erfüllen 
oder  der  Landeskirche  den  Rücken  kehren  will;  was  verlangt  werden  muss,  ist 
das  Aufhören  der  Gleichgiltigkeit,  von  der  ausschliesslich  dfe  reactionärsten 
Elemente  den  Vorteil  haben.  Wird  dieser  Weg  mit  Tact  und  Festigkeit  be- 
treten, so  kann  auch  von  ihm  aus  den  von  jedem  Socialdemokraten  zu  miss- 
billifräden  kirchlichen  Bestrebungen  erfolgreicher  Widerstand  geleistet  werden^ 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX^ 

FRANZ  LAUFKÖHER  DAS  VERHÄLTNIS  ZWISC% 
DEN  mElMISCHEN  UND  DEN  FREMDEN  ARBEITERN 

Abgesehen  von  der  Frage  eines  internationalen  .^rbeiterrechts  respective  eines 
internationalen  Arbeiterschutzes  gibt  es  wohl  nichts,  was  den  gewerkschaftlich 
organisierten  Arbeiter  auf  internationalem  Gebiete  so  sehr  interessiert,  wie  das  Ver- 
hältnis der  einhetmtsdien  und  fremden  Arbeiter  tu  ehuuider.  Da  wir  heutzutage 
im  Zeichen  des  Weltverkehrs  leben,  verlieren  die  T-andc^prcnzen  ihren  Charriktt  r 
als  Sperrmittel,  und  jahraus,  jahrein  drängen  sich  die  Arbeiter  der  verschiedenen 
Länd«"  über  die  Grenze,  um  in  einem  fremden  Lande  Arbeit  und  Brot  zu  suchen. 
Zur  Zeit  einer  Wirtschaftskrise  macht  sich  das  Zuströmen  ausländischer  Arbeits- 
kräfte unliebsam  bemerkbar,  zumal  wenn  das  Unternehmertum  dieses  Zuströmen 
nioch  absichtlicli  unterstützt,  um  die  eigenen  Arbeiter  besser  im  Zaume  halten  zu 
können.  Besonders  aber  wirkt  der  Zufluss  von  aussen  verhängnisvoll,  wenn  es  sich 
um  Arbeiter  handelt,  die  aus  Ländern  mit  niedriger  Cultiir  kommen  und  mit  ihrer 
jämmerlichen  Lebenshaltung  auf  die  Lebenshaltung  der  höher  stehenden  Arbeiter 
drücken.  NichWji^  America  verspürt  den  Druck  der  Neger  und  Chinesen,  sondern 
auch  die  deutschen  Arbeiter  empfinden  es  höchst  unangenehm,  wenn  ihr  Arbeits- 
gebiet von  Berufsgenossen  slavischer  und  italienischer  Nationalität  über- 
schwemmt wird. 

Zeitweilig  wird  dieser  Andrang  von  Concurrenten  mit  niedrigeren  Ansprüchen  ans 
Leben  geradezu  zu  einer  Calamität,  und  man  hört  dann  nicht  selten  den  Ruf  Hinaus 
mit  den  Ausländern,  damit  die  Einheimischen  Platz  bekommen!  Die  bürgerlichen 
Socialpolitikcr  sind  schnell  fertig  mit  dem  Wort  und  fordeni  eine  Absperrung 
der  Landesgrenzen  zum  Schutze  der  einheimischen  Arbeits- 
kraft. >Die  t^meficanische  Arbci;  ni""  ^f^^r-uiu-,*  y^,^ir^^.  ^  sprach  sich  Präsi- 
dent Roosevelt  vor  einiger  ^eit  aus,  »und  zwar  nicht  nur  durch  einen  Zolltarif,  son- 
dern auch  vor  Arbeitern,  die  mit  einer  so  niedrigen  Lebenshaltung  unser  Land  be- 
treten, dass  sie  die  americanischen  Arbeiter  auf  dem  Arbeitsmarkt  unterbieten  oder 
sie  auf  ein  niedrigeres  Niveau  herabdrücken  können. c  Und  bei  Gelegenheit  einer 
Debatte  über  das  Problem  der  Massenarbeitslosigkeit  konnte  man  in  capitalistischen 
Zeitungen  folgendes  lesen:  »Wir  meinen,  dass  cur  Linderung  der  Arbeitslosifl^t 
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durch  Abschiebung  fremder  Arbeiter  und  Einstellung  heimischer  Arbeitskräfte  etwas 
getan  werden  kSnnte  und  mSsste.  Mit  wetdien  Geffihlen  mögen  unsere  einhetmischen 

Arbeiter,  die  beschäftigungslos  sind,  auf  die  fremden  Arbeiter  blicken,  die  in  unserem 
Lande  Arbeit  und  Brot  finden.  Auch  hier  gilt  das  Wort,  dass  das  Hemd  tins  näher 
ist,  als  der  Kock.  Unserer  Ansicht  nach  gibt  es  gar  keine  sittliche  Berechtigung  oder 
Eatachttldigufig  dafür,  wenn  man  in  Zeiten,  da  einheimisdie  Arbeiter  in  Masse  darben. 

ausländische  .\rbeiter  beschäftigt,  wci!  sie  i-twas  billiger  arliL-itcii.«  Diese  sittliche 
Entrüstung  klingt  allerdings  gar  eigenartig  im  Munde  von  Leuten,  die  sonst  syste- 
matisch und  dine  Scrupef  ausländische  Lohndrucker  und  Strilwbrecher  heranddien. 

Der  Capitalismus.  der  die  Arbeiter  lediglich  als  Atisbeutungsobject  betrachtet,  ver- 
mag über  die  Frage  der  F.in-  und' Auswanderung  leicht  abzuurtcden :  lohnt  es 
sich,  fremde,  billige  Arbeitskräfte  heranzuziehen,  so  . 
wecden  die  Grenzen  sperrangelweit  geöffnet,  sind  ge- 
nug einheimische  A  r  f)  e  i  t  s  k  r  ä  f  t  e  am  Markte,  so  werden 
die  Grenzen  einfach  wi'eder  zugemacht.  Ungleich  schwieriger  und 
ooovltcierter  li^  diese  Materie  für  den  denkenden  Arbeiter.  Dies  geht  ganz  deut- 
lich aus  der  Behandlimg  hervor,  die  der  Punci  Hinufanderung  und  Aunvandenm^  auf 
dem  internationalen  Socialistencongrcss  in  Amsterdam  gefunden  hat.  Die  Coin- 
mission,  die  diesen  Gegenstand  vorher  durchberaten  hatte,  schlug  in  ihrer  Mehrheit 
folgende  Resolution  vor: 

>Der  Congress  erklärt,  dass  der  auswandernde  .Arbeiter  das  Opfer  der  capitalis- 
tischen  Herrschaft  ist,  die  ilui  zwingt,  das  Vaterland  zu  verlassen,  um  sicli  mühsam 
sein  Leben  zu  fristen  oder  seine  Freiheit  zu  sichern.  Der  Congress  leugnet  nicht 
wie  gefährlich  für  das  Einwanderungsland  der  Zuzug  schlecht  bezahlter,  gefügiger 
und  arbeitswilliger  Elemente  ist.  die  von  gewissenlosen  Capitalisten  herbeigelockt 
werden,  um  die  eingeborenen  Arln  iter  durch  billiges  Arbeitsangebot  zu  unterbieten, 
um  Stnkei)recher  zu  stellen  und  stellenweise  blutige  Zusammenstösse  zwischen  den 
Arbeitern  verschiedener  Länder  herbeizuführen.  Der  Congress  verurieilt  jedoch  jede 
Gesetzcsmassregel.  welche  die  Auswanderung  hindern  oder  fremde  Arbeiter  im  Ein- 
' Wanderungslande  ausschliessen  oder  schlechter  behandeln  wollte.  Er  erklärt  viel- 
mehr, dass  in  allen  diesen  Fällen  eine  Agitation  geboten  ist,  welche  Aufklärung  unter 
den  von  L^ntcrnehmern  unter  falschen  Vorspiegelungen  herbeigelockten  Arbeitern 
verbreitet,  er  ist  überzeugt,  dass  sich  unter  der  Einwirktmg  dieser  Agitation  von 
sodatlstischer  und  gewerkschaftlidier  Seite  die  eingewanderten  Arbeiter  nach  einiger 
Zeit  auf  die  Seite  der  eingeborenen  und  organisierten  Arbeiter  stellen  imd  den  scll)cn 
Lohn,  wie  diese,  verlangen  werden,  und  er  verurteilt  die  kurzsiditige  Politik  zurück- 
gebliebener Arbeiterorganisationen,  die  den  Eingewanderten  den  Zutritt  zu  ihren 
Reihen  versagen. 

Der  Congress  erklärt  ausserdem,  dass  es  nützlich  ist,  wenn  die  socialis tischen  Ver- 
treter in  den  Parlamenten  verlangen,  dass  die  Regierungen  die  zahlreichen  Miss- 
stände, welche  jener  Lohndrückerimport  hervorruft,  durch  eine  stremje  und  wirksame 
Controle  bekämpfen,  und  dass  die  socialisti.schen  Vertreter  zu  gleicher  Zeit  für  eine 
Reform  der  Gesetzgebung  eintreten  sollen,  nach  welcher  die  Einwanderer  in  kurzer 
Frist  die  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  im  Einwandertmgsiande  erwerben,  die 
selben  Rechte  wieder  erwerben,  wenn  sie  in  ihre  Heimat  zarficldcdiren»  sowie  dass 
die  verschiedenen  Länder  den  Einwanderern  diese  Rechte  durdi  Gegenseitigkeits- 
erklärungen zusichern. 

Der  CMigress  fordert  schliesslidi  die  sodalistischen  Parteien  und  die  Gewerksdiafts- 
organisationen  aller  Länder  auf,  noch  energischer  als  bisher  unter  den  einwandernden 
Arbeitern  die  Agitation  für  Arbeiterorganisation  und  internationale  Solidarität  zu 
ent&ilten.c 

Diese  Resolution,  die  offenUar  vom  Geiste  internationaler  Solidarität  dictiert  ist 
und  den  Gedanken  Glcicliliat  alles  dessen,  was  Menschenantlitz  trägt!  gewissermasscn 
in  Reincultur  erscheinen  lässt.  macht  dem  guten  Herzen  der  Commissionsmchrhctt 
alle  Ehre,  geht  aber  Über  die  praktischen  Schwierigkeiten  dieser  Frage  Idcht  hinweg. 
Wie  die  Erfahrung  tausendfoch  gezeigt  hat,  trifft  die  optimistische  Überzeugung,  dass 
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sich  die  cinRcuandcrfcn  Arbeiter  nach  einiger  Zeit  mit  den  cinlu  itnischen  Collegen ' 
solidarisch  erklären  werden,  fast  niemals  zi^;  Arbeiter  mit  ungewöhnlich  niedriger 
Lebenshahtmg  und  <iii8sem  mangelhafter  Bildong  werden  sich  den  hdher  stdmden 
Arbeitern  nur  sehr  schwer  assimilieren,  zumal  wenn  dieser  Veradnqelzung  noch 
Rasseneigcntümlichkeiten  entgegenstehen ;  hier  wird  jede  Agitation  von  sodalistischcr 
oder  gewerkschaftlicher  Seite  in  absehbarer  Zeit  erfolglos  bleiben,  es  liegt  vielmehr 
die  Beförchtunff  nahe,  dass  das'fremde  Element  die  Ldienfliialtmig  der  cinlicimiMlien 
Arbeiter  dauernd  ungünstig  becinflu'^sen  wird.  Aus  diesem  Grunde  erscheint  auch 
die  Forderung,  den  Eingewanderten  »in  kurzer  Frist«  die  selben  politischen  und 
bürgerlichen  Rechte  zu  gewähren,  wie  die  Einheimischen  sie  beritten,  als  ein  ver- 
hängnisvolles Experiment.  Bei  Masseneinwanderung  minderwertiger  Elemente  würde 
eine  solche  Massregel  unstreitig  ein  Degenerieren  der  einheimischen  Arbciterclasse 
im  Gefolge  haben.  Wenn  es  >ich  nur  um  die  gelegentliche  Einwanderung  einzelner 
Arbeiter  handelt,  dann  ist  allerdings  »die  kurzsichtige  Politik  zurückgebliebener  Ar- 
beiterorganisationen, die  den  Eingewanderten  den  Zutritt  zu  ihren  Reihen  ver- 
sagen,« entschieden  zu  verurteilen.  Von  diesem  GesichtH^unct  aus  muss  man  die 
Forderung  stellen,  dass  den  eingewanderten  Arbeitern  der  Zutritt  zu  den  bestehen- 
den Gewerkschaften  nicht  ungebührlich  ersdiwert,  sondern  im  Gegenteil  möglichst 
erleichtert  werde,  zumal  wenn  Bcriifsgenosscn  in  Frage  kommen,  die  durch  ihre 
Zugehörigkeit  zur  Organisation  ihres  Heimatlandes  den  ernsten  Willen  bektmdet 
haben,  Solidaritöt  zu  pflii[en  tmd  sich  an  den  Emandpatiwisbestrebungen  zu  beteiligen. 

Anders  liegt  aber  die  Sache,  wenn  es  sich  um  einen  Massenzufluss  von  Arbeitern 
handelt,  denen  infolge  ihres  niedrigen  geistigen  und  materiellen  Niveaus  fast  jegliche 
Vorbedingungen  fehlen,  sich  activ  an  dem  Emancipationskampfe  des  Proletariats 
au  beteiligen.  Will  man  Gegenwartspolitik  treiben  tmd  nicht  Zulamftsmusik  machen, 
so  muss  man  eben  unterscheiden  zwischen  Arbeitern,  die  aus  einem  Culturlande 
kommen,  und  solchen,  die  rückständigen  Nationen  angehören.  Dieser  Unterscheidung 
suchte  eine  Resolution  gerecht  zu  werden,  die  von  der  holländischen,  americanischen 
und  australischen  Delegation  des  Amsterdamer  Congresscs  in  Vondihig  gebracht 
wurde,  folgenden  Wortlauts : 

»Unter  voller  Berücksichtigimg  der  Gefahren,  welche  mit  der  Einwanderung  fremder 
Arbeiter  verbanden  sind,  indem  diese  dn  Sinken  der  Löhne,  die  Gewinnung  von 

Strikebrechern  und  zuweilen  selbst  blutige  Zusammenstoß se  zwischen  den  Arbeitern 
herbeiführen  können,  erklärt  der  Congress,  dass  unter  Einwirkung  der  äocialistischen 
und  gewerkschaftlichen  Agitation  die  eingewanderten  Arbeiter  sich  nach  einiger 
Zeit  auf  die  Seite  der  eingeborenen  Arbeiter  stellen  und  den  selben  Lohn,  wie  diesem 
verlangen  werden. 

Der  Congress  verurteilt  daher  jede  Gesetzesmassr^el,  welche  die  Einwanderung 
fremder  Arf>eiter,  die  das  Elend  zur  Auswanderung  zwingt,  verbietet  oder  verhindert. 

Der  Congress.  in  fernerer  Erwägung,  dass  Arbeiter  rückständiger  Rassen  (ivie 
Chinesen.  Neger  u.  s.  w.)  oft  von  Capitalisten  importiert  werden,  um  die  eingeborenen 
Arbeiter  durch  billiges  Arbeitsangebot  niederzuhalten,  und  dass  diese,  die  ein  williges 
Ausbeutungsobjcct  bilden,  in  einer  nur  mühsam  verdeckten  Sclavcrei  leben,  erklärt, 
dass  die  Socialdemökralie  die  Anwendung  die.ses  Mittels,  das  dazu  dient,  die  Organi- 
sationen der  Arbeiter  zu  vernichten,  und  dadurch  den  Fortschritt  und  die  eventuelle 
'Verwirlelidmng  des  Socialismus  aufzuhalten,  mit  allen  ihren  Kräften  zu  bekämpfen  hat« 

Der  letzte  Passus  dieser  Resolutk»  leidet  an  Unklarheiten  und  Halbheiten,  <fie 

augenscheinlich  .lus  dem  Bestreben  hervorgegangen  sind,  den  Internationalismus  mit 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.  Jn  der  Discussion  über  diese 
beiden  Resolutionen  traten  die  unter  der  De^  schlummemdoi  GegensStze  deutlich 
zu  Tage.  Der  Referent  der  Commission,  Manuel  Ugarte  aus  Argentinien,  gab  dem 
Gedanken  des  Intemationali^mus  beredt  Ausdruck.  Er  wies  darauf  bin.  dass  der 
frühere  engherzige  Standpunct  Bleibe  im  Lande  und  nähre  dich  redlich!  durch  die 
Entwidcdung  längst  zertrümmert  sei  und  dass  der  moderne  Arbeiter  für  sich  das 
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Recht  in  Anspruch  nähme,  die  ganze  Welt  zu  seinem  Vatcrlandc  zu  madien;  hieraus 
ergäben  sich  die  Forderungen  der  Mehrheitsresolution.  Der  Americaner  Hillquit, 
der  die  Resolution  der  llfinderheit  begründete,  erklärte  es  für  dne  Notwendigkeit, 
einen  Unterschied  zu  machen  zwischen  Arbeitern  civilisiertcr  und  iincivilisierttT 
Länder,  zwischen  Arbeitern,  die  im  Qassenkampfe  oder  wenigstens  im  Entwicke- 
lungsprocesse  stun  Qassenbewusstsein  begriffen  sind,  und  solchen,  die  dazu  noch 
nicht  die  geringste  Vorbedingung  aufweisen ;  es  sei  ein  Lebensinteresse  der  modernen 
Arbeiterbewegung,  derartige  Elemente  fernzuhalten.  Ein  anderer  Americaner. 
Thompson,  protestierte  gegen  diese  Auffassung,  die  dem  Satze  Proletarier  aller  Län- 
der, wremigt  euch!  und  der  ganzen  sodalistischen  Gedankenwelt  widerstreite;  mache 
man  Unterschiede  zwischen  den  Nationen,  so  müsse  man  auch  die  Polen.  Italiener 
u.  s.  w.  als  minderwertig  behandeln.  Jetzt  erhob  sich  ein  deutscher  Gewerkschafter, 
Maurer  Paeplow  aus  Hambturg,  und  ooostatiertc  gegenüber  den  Begründern  der 
Resoltttioiien: 

Niemals  hätte  Marx  verlangt,  die  rückständigsten  Arbeiter  ohne  jede  Rücksicht 
auf  die  concreten  Verhältnisse  des  eigenen  Landes  hineinzulas.sen,  zu  verlangen.  das.s 
zum  Beispiel  die  deutschen  Bauarbeiter  sich  ihre  Lage  durch  schrankenlose  Ein- 
wanderung der  italienischen  .Arbeiter  bedeutend  verschlimmern  lassen.  Trotz  dieser 
Auffassung  sei  es  ihm  unmöglich,  für  den  .Antrag  llillciuii  zu  stimmen,  denn  dieser 
verabsäume  ea^  auszusprechen,  dass  die  Gewerkschaften  jedes  Landes  die  Pflidlt 
hätten,  die  dnoBwanderten  Arbeiter  aufzuklären  und  in  die  Gewerkschaften  hindn- 
zuzichen.  Das  verabsäumten  auch  die  englischen  Gewerkschaften,  die  durch  ihre 
Statuten  den  ausländischen  Arbeitern  den  Eintritt  sehr  ersdiwerten.  Dagegen  sollten 
die  Arbeiter  aller  Länder  ihre  Stimme  erheben. 

Diese  selu"  vernünftigen  .Ansichten  fanden  lebhaften  Beifall,  und  der  Vorsitzende 
des  Congresses  bemerkte,  die  Ausfühnrngen  Paeplows  sollten  dem  Protokoll  dn- 
gefügt  werden.  Darauf  wurde  die  Frage  der  Ein-  und  .•\us^vanderlIng,  weil  noch 
nicht  genügend  vorbereitet,  vertagt  und  dem  nächsten  Congre&s  zur  Erlcdigimg  ul)er- 
wiesen.  Auf  dem  Bremer  Partei  lag  der  deutschen  Sodaldemolomtie  legte  Paeplow 
gelegentlich  der  Schippel-Debatte  noch  einmal  seinen  Standpuoct  dar-,  er  betonte: 
>wir  müssen  die  internationale  Freizügigkeit  an  gewisse  Bedingungen  knüpfen«,  ohne 
unter  den  anwesenden  Delegierten  auf  Widerspruch  zu  stossen. 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  es  angebracht  sein,  diese  Frage  einmal  vom  Gesidits* 
puncte  der  Gewerkschafispraxis  aus,  natürlich  ohne  Verletztmg  der  intematioralen 
Solidarität,  zu  behandeln,  l'nd  zwar  soll  dies  geschehen  avif  Grundlage  nüchterner 
Erwägungen,  die  gleich  weit  entfernt  sind  von  den  Phiaseii  der  Mordspatrioien.  die 
in  jedem  Aosfinder  dnen  minderwertigen  Menschen  erblicken,  wie  von  den  Über- 
schwänglichkeitcn  eines  Internationalen,  der  jcde.u  Ausländer,  und  sei  es  der 
schmierigste  Chinese  oder  der  uncultivicrtcäte  I3otokud«:,  in  schwärmerischer  Be- 
gdsterung  an  sein  Herz  drückt 

Dass  es  mit  dem  internationalen  Zusammenarbeiten  auf  gewerkschaftlichem  Ge- 
biete, trotz  der  allgemein  vorhandenen  Synipathicc^i.  nix-h  sehr  maugclhaä  be?tellt 
ist,  ergibt  sich  aus  den  Verliandlungen  der  verschiedenen  Branchencongresse.  über- 
einstimmend wurde  darüber  geklagt,  dass  die  ausländischen  Gewerkschaften  die 
deutschen  anscheinend  als  die  milchgebende  Kttb  betrachten,  ohne  ZU  bedenken,  dass 
jede  Solidarität  auf  Gegenseitigkeit  beruhen  muss.  So  klagten,  um  nur  dn  paar 
Beispiele  herauszugreifen,  die  deutschen  Delegierten  der  Tabakarbeitcr : 

Der  vorgelegte  Cassenabsdiluss  sd  deshalb  unübersichtlich,  weil  er  nicht  klar 

erkennen  lasse,  wie  viel  jedes  einzelne  Land  an  Beiträgen  geleistet  und  an  Uiitcr- 
stülzungen  beansprucht  habe.  Es  scheine  aber,  als  ob  Deutschland,  das  nach  seiner 
Mitgltederzahl  den  weitaus  gros'^ten  Teil  der  Einnahmen  für  den  internationalen 
Unterstützungsfonds  herlx-ischaffe,  wenig  Nutzen  von  der  l'nion  hätte.  Das  Secre- 
tariat  glaube  anscheinend,  dass  seine  Aufgabe  mit  der  Verteilung  des  aus  Deutsch- 
land dngdconunenen  Gddies  an  die  anderen  Nationen  ersdiopft  sei.  Obendrein  mfisste 
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■die  deutsche  Organisation,  die  einen  Wochenbeitrag  von  75  Pfennig  erreichte  und  gute 
Uttterstützungseinrichtungen  geschaffen,  die  aus  dem  Auslande  zureisenden  CoUegen 
sofort  in  den  vollen  Genuss  der  Unterstützungen,  insbesondere  der  Arbeitslosen- 
unterstützung, setzen,  während  die  deutschen  Collegen  im  Auslande  keine  ent- 
sprechenden ünterstützungseinrichtungen  vorfänden.  Selbst  die  Schweizer,  deren 
Organisation  sich  factisch  seit  Jahren  in  kdner  Weise  um  den  Bund  kümmereii  zahlten 
in  Deutschland  als  vollberechtigte  Mitglieder.  Hier  müssten  die  uslindisdien  Or- 
ganisationen, so  gern  auch  die  deutsche  im  übrigen  im  Interesse  der  internationalen 
Solidarität  ihre  Leistungen  böte,  ztun  Ausbau  ihrer  Einrichtungen  veranlasst  werden. 

Und  der  Ddegierte  der  deutschen  Holzarbeiter,  Roske,  sah  ndi  gendtigt,  Vcr- 
wahrimg  einzulegen  gegen  die  Anstdit  der  belgischen  Delegierten,  dass  man  die 
Strikes  mit  frtnzösischcr  Begeisterung,  englischer  Zähigkeit  und  deutschem 
G  e  1  d  e  führen  müsse.  Und  wie  es  mit  dem  Entgegenkommea  englischer  und 
americatdseher  Gewerksdiafter  gegenüber  eingewanderten  Berufsgenosaen  bestellt  ist, 
ist  zur  GenÜRc  Ixkannt.  Da  wäre  es  meines  Erachtens  eibenfalls  am  Platze,  das 
System  der  offenen  Arme,  wie  es  in  Deutschland  herrschl^  einer  Revision  zu  unter- 
ziehen. Dass  m^n  sich  zur  Begründung  dieses  Systems  sldit  auf  Manc  bernfen  dftrf, 
leuchtet  sofort  ein,  wenn  man  nur  genauer  hinschatiL 

Bekanntlich  beruht  das  Wohl  und  Wehe  eines  modernen  Lohnarbeiters  auf  dem 
Verkauf  respective  Nichtverkauf  seiner  zur  Ware  gewordenen  Arbeitskraft.  Als 
Verldlufer  der  Arbeitskraft  hat  er,  wie  der  Verkäufer  jeder  anderen  Ware,  ein  leb- 
liaftes  Interesse  daran,  einen  möglichst  hohen  Preis  dafür  zu  erzielen  und  alles  das 
ZU  bekämpfen,  was  ein  Herabdrücken  dieses  Preises  befördert.  Darum  schüesst  er 
«ich  mit  seinen  Berufscol legen  zusammen,  um  höhere  Löhne  zu  erringen  und  den 
niederdrückenden  Tendenzen  des  Unternehmertums  einen  Damm  entgegenztisetzen. 
Sei  es,  dass  ein  einzelner  College  sich  zu  niedrigem  Lohne  anbietet,  sei  es,  dass  eine 
Bande  von  Strikebrcchern  Schmutzconcurrenz  ntuurht,  sei  es,  dass  ausländische  Be- 
rufsgenossen mit  mangelhafter  Intelligenz  und  niedrigen  Lebensgewohnheiten  als 
Lohndrücker  auftreten,  immer  und  überall  ist  es  Pflicht  der  denkenden  Arbeiter,  hier- 
gegen Stellung  zu  nehmen.  Der  denkende  Arbeiter  weiss,  welche  Bedeutung  die 
Höhe  des  Lohnes  für  sein  wirtschaftliches  Leben  hat  Von  der  Höhe  des  Lohnes, 
den  eine  Arbeiterkategorie  bezieht,  hängt  ja  im  wescnllidien  ihre  Ldienalialtnng;  ihr 
materielles,  geistiges  und  moralisches  Niveau  ab. 

In  der  Lohnhöhe  drückt  sich  der  Preis  der  Ware  Arbeitskraft  atis.  Dieser  steht 
wiederum  in  Verbindung  mit  dem  Werte  der  Arbeitderaf^  mit  dem  er  sich  allerdings 
nicht  deckt,  der  aber  doch  in  letzter  Instanz  seine  Höhe  bestimmt  Über  die  Wert* 
bestimmung  der  Ware  Arbeitskraft  spricht  sich  Marx  folgendermassen  aus: 

»Der  Wert  der  Arbeitskraft,  gleich  dem  jeder  anderen  Ware,  ist  bestimmt  durch 
die  zur  Production,  also  auch  Reproduction,  dieses  spedfischcn  Artikels  notwendige 
Aibeitszeit ...  Ihre  Production  setzt  also  sdne  Eaürten»  voraus.  Die  Existenz  des 
Indtvidnums  gegeben,  bestdit  die  Production  der  Arbeitdcraft  in  seiner  eigenen  Re- 
production oder  Erhaltung.  Zu  seiner  Erhaltung  bedarf  das  lebendige  Individuum 
einer  gewissen  Summe  von  Lebensmitteln  .  .  .  der  Wert  der  Arbeitskraft  ist  der 
Wert  der  zur  Erhalttrag  ihres  Besitzers  notwendigen  Lebensmittel.  Die  Arbeitskraft 
verwirklicht  sich  jedoch  nur  durch  ihre  Äusserung,  betätigt  sich  nur  in  der  Arbeit. 
Durch  ihre  Betätigung,  die  Arbeit,  wird  aber  ein  bestimmtes  Quantum  von  mensch- 
lichem Muskel,  Nerv,  Hirn  u.  s.  w.  verausgabt,  das  wieder  ersetzt  werden  ntnss. 
Wenn  der  Eigentümer  der  Arbeitskraft  heute  gearbeitet  hat.  muss  er  den  selben 
Process  morgen  unter  den  selben  Bedingungen  von  Kraft  und  Gesundheit  wieder- 
liolen  können.  Die  Summe  der  LebetUmitfedL  (im  weiteren  Sinne)  moss  also  hin- 
reichen, das  arbeitende  Individuum  in  seinem  normalen  Lebenszustand  zu  erhalten. 
Die  natürlichen  Bedürfnisse  selbst,  wie  Nahrung,  Kleidung,  Heizung,  Wohnung  u.  s.  w., 
sind  verschieden  je  nach  den  klimatischen  vitul  anderen  natürlichen  Eigentümlich- 
keiten eines  Landes.  Andererseits  ist  der  Umfang  der  sogenannten  notwendigen 
BtiSrfnitje,  wie  die  Art  ihrer  Befriedigung,  selbst  dn  Ustoriachcs  Ftoduct  und  hängt 
daher  grossenteils  von  der  Cnlturstufe  eines  Landes,  unter  anderem  auch  wesentlich 
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davon  ab,  unUr  wcldicn  Bedingungen  und  daher  mit  welchen  Gewohnheiten  und 
Lebeosansprüchen  sich  die  Gasse  der  freien  Arbeiter  gebildet  hat.  Im  Gegensatz  zu 
den  anderen  Waren  enthält  also  die  Wertbcatiminung  der  Arbeitskraft  ein  historisches 
und  moralisches  Element« 

Wie  maa  sidit,  hebt  Marx,  trata  sdner  Intemadoaalitit,  ansdrfieldich  hervor,  daas 
die  Arbeitskraft  der  verschiedenen  Nationen  anRehfirenden  Arbeiter  einen  ganz  ver- 
schiedenen Wert  hat.  Und  in  der  Tat  fällt  die  Minderwertigkeit  slawischer  und 
italienischer  Arbeitslaraft  detitiicfa  anf.  Hieraas  folgt,  dass  die  deutsche  Arbetterclasse 
nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  hat,  sich  diese  minderwertigen  Elemente 
vom  Leibe  zu  halten.  Es  erfordert  dies  der  Trieb  der  Selb^tc^h.^Itung.  Allerdings 
werden  die  deutschen  Arbeiter  nicht  in  den  Ruf  Hinaus  mit  den  ausländischen  Ar- 
beitemf  einstimmen,  davor  bewahrt  sie  der  dem  Dentsdien  angeborene  Sinn  für 
Humanität  und  Intcmationalität,  sie  werden  aber  gen(')tigt  sein.  Unterschiede  zu 
machen  und  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden,  ob  es  angebracht  erscheint,  zu  der 
Obersdiwemmuns  durch  ausländische  L(todrfldcer  Stellung  zu  nehmen.  Wo  es 
angängig  ist,  werden  sie  diese  fremden  Elemente  in  den  belebenden  Strom  der 
modenien  Arbeiterbewegung  hinein/ichen.  wo  dies  al>er  nicht  möglich  ist.  werden 
sie  den  Versuch  machen,  die  Lohndrucker  abzuschieben.  Die  Politik  der 
freien  Hand  bat  einer  solch  schwierigen  Materie  gegen» 
übcrdasmeistefürsich.  Der  Einwurf,  dass  dies  gegen  das  Gleichheitsprindp 
Verstösse,  darf  uns  nicht  irre  raachen.  Die  verschiedene  Wertung  der  Arbeitskräfte 
ist  dne  Notwendigkeit.  Wie  überall,  so  wäre  es  auch  hier  der  grösste  Verstoss  gegen 
das  Gerechtigkeitsprindp,  wollte  man  ongleiclie  Sachen  oder  Personen  als  gtddi 
behandeln. 

Man  darf  gespannt  sein,  wie  der  nächste  internationale  Qmgress  diese  Frage  an- 
fassen und  lösen  wird.  Es  ist  eine  gute  Vorbedeutung,  dass  der  Congress  auf  deut- 
schem Boden  tagen  wird,  und  wir  hoffen,  dass  sich  eine  Lösung  finden  lasst,  die  der 
internationalen  Solidarität  RtTt.e!u  wird,  nhne  die  l)erechttgten  Interessen  der  ein- 
zelnen Nationen  zu  verletzen.  Die  deutschen  Arbeiter  sind  bereit  —  und  sie  haben 
dies  bewiesen  — ,  die  dngewanderten  Arbdter  aufraklären  «id  als  gldchbereditigte 
Arbeitsbrüder  zu  behandeln,  sie  erwarten  aber  auch  von  den  auslrindischen  Organi- 
sationen, dass  sie  Aufklärungsarbeit  leisten  \md  die  moderne  Gewerkschaftsbewegung 
ausbauen.  Vor  allen  Dingen  muss  den  ausländischen  Ar- 
beitern die  Uberzeugung  beigebracht  werden,  dass  eine 
internationale  Solidarität  auf  Gegenseitigkeit  beruht, 
dass  sie  nicht  bloss  Rechte  gewährt,  sondern  auch  Pflichten  auferl^t.  Über  diese 
Notwen<B|^at  hdfen  uns  «ndi  die  schönsten  internationalen  Verbrüderangsworte 
nidit  hinweg: 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDUARD  BERNSTEIN  •  ENGLANDS  WIRTSCHAFTS- 
ENTWICKELUNG IM  LETZTEN  JAHRZEHNT 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  wird  England  wieder  dnmal  —  ich  weiss  nicht, 
zum  wievidten  Mal  —  wirtschaftlich  totgesagt.  Allerorts  stösst  maa 
auf  Stimmen,  die  England  als  wirtsdiafllich  im  Rückgang  oder  mtndesteoa  im 
fiCnrödtbleiben  bcc^riffen  hinstellen.  Zahlen  über  die  quantitative  (jberflügelung 
dniger  englischer  Industrieen  durch  die  gleichen  Industrieen  anderer  Länder, 
Berichte  über  qualitative  Überlegenheit  einzelner  ausländischer  Industrieen  über 
die  entsprechenden  Industrieen  Englands  —  Klagen  englischer  Consulate  über 
die  Verdrängung  englischer  Waren  durch  solche  anderer  Herkunft  —  dies  und 
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allerhand  Ähnliches  hat  zu  jener  Ansicht  geführt  und  es  vielen  als  wahr- 
scheinlich erscheinen  lassen,  dass  England  seine  Rolle  als  Indtistrieland  schon 
mehr  <xler  weniger  ausgespielt  habe  und  auf  dem  besten  Wege  sei,  von  anderen 
Ländern,  insbesondere  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten,  vollständig 
in  den  Hintergrund  gedrängt  zu  werden.  Aus  prophetisch  veranlagtem  Mlmde 
ertönte  sogar  das  Wort,  dass  England  sich  innner  mehr  zum  Villoiviertel  der 

Welt  entwickele. 

Der  Census  von  1901  gibt  die  Möghchkeit,  mehr,  als  dies  bisher  geschehen: 
konnte,  der  Richtigkeit  dieser  VermutnngeA  und  l^xyphexeiungen  anf  den  Grand 

zu  gehen.  Freilich,  eine  erschöpfende  Auskunft  gibt  er  nicht.  Die  englischeit 
Volksaufnahmen  sind  noch  weit  davon  entfernt,  volle  Klarheit  über  die  wich- 
tigen Einzelheiten  des  Gewerbslebens  zu  geben.  Eine  systematische  Betriebs- 
und Gewerbezählung  fehlt  noch;  was  es  davon  in  der  Industrie  gibt,  beschränkt 
sich  auf  <lic  cler  rahrikin>[)ection  unterworfenen  Betriebe  und  sagt  nichts  über 
deren  Untemehmungscharakter.  In  der  Berufsaufnahme  wurden  bis  1891 
Prodncenten  und  fÜndler  der  verschiedenen  Industrieartikel  «cht  tmter- 
schieden,  und  1901  sind  zum  erstenmal  die  Unternehmer  von  dem  sonstigen 
Personal  getrennt  worden.  Aber  noch  immer  fehlt  die  Absonderung  der 
Bureauleitungs-  etc.  Angestellten  von  den  Lohnarbeitern.  Betriebsdirectorcn, 
Techniker,  Aufseher,  Werkfuhrer  figurieren  neben  gelernten  Arbeitern  tuid  Tage- 
löhnern in  ein  und  derselben  Gruppe.  So  liegt  das  Bild  nur  in  groben  Um- 
rissen vor,  und  selbst  wo  jetzt  wenigstens  die  obenerwähnten  Unterscheidungen 
gemacht  werden,  fehlt  die  Möglichkeit  des  Vergletdis  mit  fräheren  Jahren. 
Nur  Specialerhebungen  geben  uns  hier  imd  da  noch  .\uskunft  ülier  hierher 
gehörige  Einzelheiten.  Immerhin  lassen  auch  die  groben  Zahlen  die  Tendenz 
der  Entwickclung  ziemlich  deutlich  erkennen. 

Es  dauert  innner  eine  gute  Weile,  bis  die  Ergebnisse  der  Volksaufaahme  in 
abschliessenden  Zahlen  festgestellt  sind.  Anfang  dieses  Jahres  lagen  solche  in 
Bezug  auf  viele  Puncte  erst  für  England  und  Wales  vor.  Dass  Irland  noch 
fehlt,  hat  für  die  hier  vorliegende  Frage  wenig  auf  sich,  da  Irland  —  von  Belfast 
und  Umgegend  abgesehen  —  industriell  noch  kaum  ins  Gewicht  fällt.  Wichtiger 
ist  das  Fehlen  Schottlands,  dessen  Eisenvcrarheitimgs-  (Schiffsbau  und  Ma- 
schinen) Industrie  eine  so  mächtige  .Ausdehnung  genommen  hat.  Aber  das 
Fehlen  der  Zahlen  ffir  Schottland  gestaltet  das  Bild  Gro'ssbritanniens  jedenfalls 
nicht  günsti{::or  für  die  Industrie,  als  es  mit  ihnen  w.ire.  Wir  erhalten,  wenn 
wir  nur  England  und  Wales  nehmen,  ein  in  keiner  Weise  zu  g^nsten  der  In- 
dustrie verschobenes  Bild  der  gewerblichen  Entwicklung  des  britischen  Insel- 
rtiches. 

Was  zeigt  uns  nun  da  der  Census  von  1901  ?  Professor  A.  L.  Bowley,  einer 
der  tüchtigstes  jüngeren  Statistiker  Englands,  hat  die  bis  Anfang  dieses  Jahres 
bekannt  gewordenen  Zahlen  des  Census  in  Verbindung  mit  den  Ermittelungen 

der  Handelsstatistik  etc.  in  Aufsätzen  behandelt,  die  unter  dem  Titel  National 
progress  in  wealth  and  trade  soeben  in  Buchform  erschienen  sind  und 
viel  Licht  auf  die  Frage  von  Englands  Wirtschaftslage  und  Wirtschafts- 
charakter  werfen. 

Vorausgeschickt  sei,  dass  es  sich  bei  England  und  Wales  heute  um  eine  Be- 
völkertmg  von  32  600  000  Köpfen  handelt,  das  heisst  um  über  2  Millionen  weniger, 
als  X900  allein  die  Bevölkerung  Preussens  ausmachte.  Es  ist  d^es  bei  Vcr- 
gleichungen  mit  Deutschland  im  Auge  zu  behalten.  Die  ganze  Bevölkerung  des 
liritischen  Inseirciches  war  190T  41  546000.  Seine  Production,  sein  Export  etc. 
beziehen  sich  auf  nur  etwas  über  zwei  Drittel  der  Bevölkerung  des  Deutschen 
Reiches.  Der  Kopfzahl  nach  hat  Deutschland  einen  bedeutend  grosseren  inneren 
Markt»  als  England. 
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Was  nun  England  mit  Wales  allein  betrifft,  so  hatte  dessen  Bevölkerung  bei 
der  vorletzten  Volkszählung  /1891/  29  081 000  betragen.   Die  Zutudune  bis  1901 

betrug  demgcmäss  etwas  über  Millionen  oder  12,17^.  Dagegen  stieg  die 
erwerbstätige  männliche  Bevölkerung  von  über  15  Jahren  in  der  selben  Zeit 
von  7695000  auf  8957000  Personen  oder  16,4%.  Es  hat  also  die  erwerbs- 
tätige männliche  Bevölkerung  im  \'erhältnis  nicht  unwesentlich 
stärker  zugenommen,  als  die  G  e  s  a  m  t  b  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g^.  Eine  Tat- 
sache, die  allein  schon  die  Theorie  von  der  Verwandlung  Englands  m  ein  grosses 
Villenviertel  etwas  zweifelhaft  erscheinen  lässt. 

Erwerbstätigkeit  fällt  indes  nicht  mit  Gewerbstätigkcit  im  Sinne  von  in- 
dustrieller Productionsarbeit  zusammen.  Um  diese  zu  ermitteln,  sind  von  vor- 
stehenden Summen  die  Zahlen  für  eine  Anzahl  von  Berufen  abzuztefaen,  denen 
Angehörige  teils  ganz  überwiegend,  teils  ausschliesslich  im  Vertrieb  von 
Producten  oder  als  Dienste  leistende  Personen  beschäftigt  waren.  Es 
sind  dies  folgeink  Kaicgorieen: 

1891 

Eiseubahudicast  256  000  390  000 

Bedieimng  von  Falvieagen  (vorndiadich  SchÜEüirt)     78000        10s  000 

Nahrungsmittel  und  Getränke  498  000  577000 

Haus-  und  H6telbedieaung   133000  lojooo 

Polizei  40000  45000 

Post  und  Botendienst  41  000  63000 

Handel  387  000         520  000 

Freie  Benfe  (Lehrer,  Ante»  Schriftsteller  etc.)  .  .   »65000  312000 

in  summa  1698000  2  175  000 
Zieht  man  den  Totalbetrag  dieser  Berufsg^uppcn,  von  denen  aber  der  Eisen- 
bahndienst und  die  Gewerbe  der  Nahrungsmittel  und  Getränke  viele  in  der 
Production  tatige  Arbeiter  umfassen,  wie  Werkstättenarbeiter,  Bäcker, 
Brauer  etc..  so  bleiben  als  in  den  eigentlichen  Productionsgruppen  tätig  1891 
5997000,  1901  6782000  männliche  Personen.  Für  das  Jahrzehnt  ein  Zuwachs 
um  13%,  also  immer  noch  ein  höheres  Verhältnis»  als  das  des  Gesamtxuwachses 
der  Bevölkerung.  Für  die  Industrie  ohne  Landwirtschaft  stellt  sidl  das  Ver- 
hältnis noch  günstiger.  Die  "Zahl  der  landwirtschaftlich  tätigen  männlichen 
Bevölkerung  fiel  von  i  179000  auf  i  128000.  Zieht  man  diese  Zahlen  von  der 
letztgenannten  Summe  ab,  so  bleibt  für  dielndustrieimengferenSinnC' 
eine  Steigcrimg  von  481S000  auf  5654000.  das  heisst  um  17,3%.  Eine  sehr 
erhebhche  Cbersteigung  des  procentualen  Zuwachses  der  Gesamtbevölkerung. 

Schliesslich  könnte  man  von  den  letztgenannten  Ziffern  auch  noch  die  Zahlen 
für  die  im  Bergbau  beschäftigten  Personen  abziehen,  weil  der  grosse  Auf- 
schwung des  Bergbaues  zum  Teil  auf  der  steigenden  Kohlenausfuhr  beruht,  die 
vielfach  als  Erschöpfung  eines  Nationalcapitals  betrachtet  wird.  Die  Zahl  der 
im  Bergbau  tätigen  Arbeiter  war  1891  589000,  1901  747000.  Zieht  man  sie  ab, 
so  würden  für  1891  4229000  und  für  1901  4907000  industriell  tätige  männliche 
Arbeiter  verbleiben.  Eine  Steigerung  um  über  16%,  also  immer  noch  erheblich 
mehr,  als  die  Proportion  des  Bev^erungszuwachses.*) 

0  D*  bei  «U  dlMaa  Zridw  pradvctivtltiKe  md  in  Vertrieb  titige  FtaMaea  nicht  getrenat  dad,  ao 

mag  e*  interessieren,  die  Zahlen  der  im  Ladenhiadel  tstigeo  PersoDen  in  erfahren.   Sie  belicf  1881 

anf  4(>4  47i.  i8()i  auf  631  333,  iqoi  auf  7»  66a  Die  Steigeninfr  von  1881  anf  tSqi  war  37.7.  die  von  i8qi 
auf  ujoi  14,15  "i'iv,  hat  siih  also  bedeutend  verl,-ir.gs.imt  Line  volkswirtsrhaftli  '.  solir  bcmetkenswerte 
Ers(.heinnng,  die  wir  wohl  der  Zunahme  der  Warenh.'iu^er  und  der  ATl>eiteicoasumvcrcinf  auf  Rothonng 
setren  dürfen.  >  Was  bei  den  Zahlen  des  Kinzelhandi^N  am  mei'^tcn  auffallt-«,  lesen  wir  im  Labour  Leader 
vom  6.  Mai  1904.  dem  wir  diese  Zifiern  entnehmen,  »ist  die  schrittweise  zunehmende  Ausmerxung  des 
Kramhindlers,  sie  seigt.  <lass,  wie  anf  anderen  Lebenagebieten,  auch  im  Einzelhandel  die  Speda* 
licimag  Piati  greift«  —  Die  im  ToEt  mitgeteilten  CeosnnaUen  von  19M  betiehca  ti^  aar  eof  erwerba- 
tltigt  ■laaHrtie  PtraoBan.  Ei  «ei  dnber  nocb  beawrkt,  da«  die  ZkUaa  für  die  «iweibatitigM  ««ib- 
lidhM  PafHaea  das  Kid  eher  noch  an  goaate«  dar  Lidtiatrie  vantlrltaa  wOide^ 
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Nach  alledem  muss  das  Gerede  von  Englands  gewerblichem  Verfall  als  ausser- 
ordentlich voreiltg  zurucl^iewieseii  werden.  Weder  ist  die  englische  Nation  im 
B^^ff,  sich  in  eine  Nation  von  Rentiers  und  deren  Bedientmg  zu  verwandeln, 
noch  sieht  sie  ihre  Industrie  am  Freihandel,  den  die  einen,  oder  am  Gewerk- 
schaftswesen zu  Grunde  gehen,  das  die  anderen  für  den  Totengräber  von  Eng- 
lands gewerblidiem  Leben  hinstellen. 

Wohl  stossen  wir.  wenn  wir  die  englischen  Industrieen  nun  im  einzelnen 
durchgehen,  auf  verschiedene  industrieen,  deren  Zalilen  einen  absoluten  oder 
relativen  Rückgang  der  beschäftigten  männlichen  Personen  aufweisen.  Die  be- 
deutendste davon  ist  die  Textilindustrie,  deren  männliche  ^  P<  rsonal  von 
366000  auf  361000  zurückging.  Bemerkenswert  ist  hierbei,  dass  der  Haupt- 
rückgang auf  die  jugendlichen  Arbeiter  im  Alter  von  15  bis  20  Jahren 
entfällt,  deren  Zahl  von  75000  auf  67000  fiel,  während  die  der  erwadisenen 
Arbeiter  von  291  000  auf  294 ooo  stieg,  also  noch  ein  kleines  Wachstum  auf- 
zeigt. Der  Rückgang  stellt  sich  danach  so,  dass  die  Industrie  weniger  junge 
Kräfte  anzieht,  während  die  älteroi  Arbeiter  nach  wie  vor  im  Gewefbe  bleiben. 
Das  günstigste  Bild,  das  eine  iler  (Zahl  nach  zunicki,ahcn(lo  Industrie  aufweisen 
kann  und  auf  dessen  Zustandekommen  sicherlich  die  gewerkschaftliche  Organi- 
sation nicht  ohne  Einfluss  gewesen  ist.  Eine  andere  englische  Industrie,  deren 
männliche  Arbeitersdiaft  surfid^gangen  ist,  ist  die  der  Fabrikation  und  Ver- 
arbeitimfj  des  Zinns.  Hier  ist  es  insbesondere  der  Einfluss  des  Mac  Kinley- 
Tarifs  gewesen,  der  den  Rückgang  verursachte.  Von  41  000  und  42  000  Tonnen 
in  den  Jahren  1894  und  1895  fiel  der  heimische  Verbrauch,  das  heisst  die  Ver- 
arbeitung von  rohem  Zinn,  Us  auf  aoooo  Tonnen  im  Jahre  1898;  von  da  ab  hat 
jedoch  wieder  eine  Steio^erung  eingesetzt,  so  dass  die  Verarbeitung  im  Jahre 
1902  schon  wieder  die  Ziffer  von  34000  erreicht  hat. 

Selbst  die  einzelnen  Ruckgangszahlen  sind  also  nicht  immer  endgiltig.  Widrige 
Zollmassrcgeln  des  Auslands,  träger  Conservatismus  der  Fabrikanten  etc. 
können  der  Production  Englands  zeitweilig  schw^ere  Rückschläge  verursachen. 
Solche  Rückschläge  bedeuten  aber  noch  lange  nicht  den  Tod.  Industrieen  er- 
holen sich  nicht  selten,  und  im  Lande  des  Freihandels  trägt  vieles  dazu  bei,  ihre 
Spannkraft  zu  steigern.  So  ist  die  enj^lische  Schuhwarenfabrikation,  die  einst 
so  hart  von  der  americanischen  bedrangt  wurde,  ihrer  vollständig  Meister  ge- 
worden, dank  der  zollfreien  Einfuhr  äl  ihrer  Votproducte,  Werkzeuge  und 
Hilfsstoffe.  Die  Zahl  ihrer  Arbeiter,  die  im  Jahrzdint  von  1881  auf  1891  erheb- 
lich gefallen  war,  ist  wieder  stark  im  Steigen ;  allerdings  entfällt  hier  der  Löwen- 
anteil auf  weibliche  Arbeiter.*) 

Einen  grossen  Zuwachs  der  Beschäftigten  finden  wir  im  englischen  Bau« 
ge werbe  ;  seine  männliche  Arbeiterschaft  stieg  von  687000  auf  031  000.  Die 

Sosse  Vermehrung  und  bessere  Ausstattung  der  öffentlichen  Gebäude,  der 
dustrie-  wie  Ingenieurbanten,  sowie  auch  der  atarlee  Umbau  nml  die  Ver- 
mehrung der  Privathäuser  haben  immer  mehr  Bauarbeiter  notwendig  gemacht 

s)  b  dar  Baamvolliadattrie  gibt  Eagland  swar  einen  Teil  der  FaMkatioa  der  nobes  Nenneni  ia 
riam  und  Gewebe  ea  aadare  Llader  ab,  behllt  aber  die  Fabrikatioa  der  Ürinetea  Kmaun,  die  seine 
Spo<  [.ilitlt  bilde»,  md  Kbeiat  sie  stark  anandelinen.  So  lesen  wir  in  der  CI0MM  Plutofy  Thus,  dem 

t)rj;an  der  Haumwollarheiter,  dass  Oldbam,  früher  d.T«  Centrum  ftlr  die  K'o'>en  Nummern,  im  G«gensats 
xa  Bolton,  weh  hes  quasi  das  Monopol  fOr  die  feineren  Nummern  h.ittc,  immer  mehr  rur  Fabrikation  der 
feineren  Nu-'uncDi  ObcrRcht  »Oldham  hat  scini-  Schule  duri  htxcmaiht-,  si  hrcibt  ci;i  Scrulalor  leich- 
nendei  Mitarbeitet  am  q.  i<cptember,  "Ci  war  eist  eioe  Stadt,  die  grobe  Nummern  «pann,  dann  ging  es 
20  den  mittleren  Nummern  Ober,  und  jetzt  macht  et  «ich  in  stärkerem  l'mfange  Aber  das  Geschäft  in 
feiaereo  NnouBem  ber.  Um  dieses  Resultat  za  eisieleB,  mnsste  besser  gestapelte  BaomwoUe  verwendet 
«aidea.  wae  «Uidw  Opliar  eifindarte.«  Aach  mlialeB  die  Verbeeeeraacea  ia  MaifWBiBB  nad  GerMaa  ia 
Betadrt  fingen  werden.  Dersldb«  Cotiespondent  «ntablt.  das*  «m  jSagit  wieder  Jenaad  ela  G^alt 
fOB  «iaer  viarstelligen  Zahl  (Pfund  SMrliqg)  flir  die  Leitun);  einer  Fabrik  bei  Oldhan  aagebolea  erhaltea 
tabe.  »Da*  sieht  nicht  an«,  ale  ob  aua  aich  mit  Talealaa  sweiter  Qaiaa  begaSgea  wiO^ 
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Das  abgelaufene  Jahrzehnt  ist  seit  langer,  langer  Zeit  das  erste,  in  dem  die 
Wohngelegrenheit  stärker  wudis,  als  die  Bevöllmting.  Die  Zahl  der  bewohnten 
Häuser  stieg  um  14.87%  bei  einem  Bevölkerungszuwachs  von,  wie  oben  er- 
wähnt, 12.17%.  Beiläufig  ein  Zeichen,  dass  die  Pest  der  Mietscasemen  in  Eng- 
land wenigstens  noch  nicht  obenauf  ist. 

Den  grüssten  Zuwachs  aber  zeigen  die  MetalltfCWCrbe  Englands.  Hier 
stieg  die  Zahl  der  männlichen  Arbeiter  von  931  000  auf  i  220000.  das  heisst  um 
289  000.  Nur  12  000  entfallen  von  diesem  Zuwachs  auf  die  Eisen-  und  Slatil- 
fabrikatton,  die  restlichen  277000  verteilen  sich  auf  die  Metallverarheitongs- 
gewcrbe.  Wenn  England  also  in  der  Eisen-  und  Stahlgewinnung  hinter  Deutsch- 
land und  den  Vereinigften  Staaten  zunickgchlicbcn  ist,  so  sind  seine  Metall- 
induätriecn  darum  nicht  schlechter  daran ;  dank  der  Praktik  der  betreffenden 
Sjmdikate  in  den  genannten  Landern  bekommen  sie  ihr  Rohmaterial.  Halb- 
zeug etc.  oft  genug  noch  unter  dem  Kostenpreis  geliefert  und  werden  dadurch 
nur  um  so  leistungsfähiger.  Englands  Ausfuhr  an  Maschinen  etc.  ist  der 
Deutschlands  noch  sdir  uberl^en.  Im  ganzen  beläuft  sich  nach  Hugh  Bell  der 
Wert  seiner  Einfuhr  an  &iscn  und  Stjüil  samt  Fabrikation  auf  300  Millionen 
Mark,  der  seiner  Ausfuhr  auf  i  220  Millionen  Mark! 

So  zeigt  uns  der  erste  Lbcrblick  wohl  V  e  r  s  c  h  i  c  b  u  n  g  e  n  in  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  des  englischen  Volkes,  aber  keine  Abnahme  dieser.  Mehr 
als  je  ist  England  Industrieland.  Es  hat  kein  verbrieftes  Pfandrecht  auf  irgend 
eine  bestimmte  Industrie,  es  beansprucht  auch  keines.  Einzelne  Industrieen  mag^ 
es  an  Umfang  verlieren  oder  ganz  wegziehen  sdien,  die  Masse  setner  industriellen 
Arbeit  wächst  darum  doch.  Gewiss  wächst  auch  die  Zahl  seiner  vom  B  e  s  i  tx^ 
lebenden,  Renten  und  sonstiges,  arbeitsloses  Einkommen  der  verschiedensten 
Art  beziehenden  Bevölkerung  und  ihres  Gefolges,  und  es  liegt  mir  ferner,  als 
irgend  jemand,  die  soeialpolitische  Bedeutung  dieses  Umstandes  zu  verkennen. 
Macht  er  sich  doch  in  verschiedenster  Hinsicht  im  Wirtschaftsleben,  wie  in  der 
Politik  des  Landes  bemerkbar.  Aber  trotzdem  bleibt  England  in  ganz  über- 
wiegendem Masse  ein  Land  der  Arbeit. 

Auch  hat  sich  in  der  Mehrheit  der  Fälle  die  Verschiebung  der  Industrieeir 
nicht  so  gemacht,  dass  die  erwacb'^encn  Arbeiter  den  Beruf  wechselten,  sondern, 
wie  wir  dies  bei  der  Textilindustrie  sahen,  in  der  Weise,  dass  der  Strom  der 
ins  Wirtschaftsleben  eintretenden  jungen  Leute  sidi  in  anderer  Weise,  als> 
bisher,  verzweigte.  »Wenn  ein  Teil  der  anf  dem  Lande  aufgewachsenen 
Burschenc,  heisst  es  bei  Bowley,  »zur  Eisenbahn  und  in  die  Kohlengruben  ge- 
gangen sind  oder  Stellungen  als  Stallknechte.  Omnibuskutscher,  Gärtner  an- 
genommen haben  untl  wenn  die  Jungen  in  Yorkshire  und  Lancashire.  deren 
Väter  in  Woll-  und  Baumwolltabriken  arbeiteten,  in  die  Fahrrad-  und  Ma- 
schiencnindustrieen  oder  beim  Schiffsbau  eingetreten  oder  Buchhalter  in  de» 
Städten  geworden  sind,  so  wfirden  ihre  Zahlen  sich  wesentlich  so  gruppieren, 
wie  es  der  Census  zeigt.  Wahrscheinlich  hat  sich  der  Wechsel  so  vollzogen.« 
Und:  »Diese  summarischen  Ergi?bnisse  zeigen  keinen  Anlass,  von  vornherein 
in  Unruhe  über  den  angeblichen  Rückgang  unserer  Productivkraft  und  Verfall 
des  inneren  Werts  unserer  Berufstätigkeit  zu  geraten;  die  Verarbeitung  von 
Metallen  ist  ebenso  nützlich,  wie  die  Verarbeitung  von  WehstofTcn,  die  An- 
fertigung von  Maschinen  ebenso,  wie  die  von  Tuch.  Sie  zeigen  eher  an,  dass 
weniger  Letite  gebraucht  werden,  die  notwendige  Production  von  Geweben,. 
Stiefeln  und  Strumpfwaren  auf  ihrer  Höhe  zu  hahen,  imd  mehr  dafür  frei 
werden,  sich  der  Ausbreitung  und  Ausbesserung  der  Werkzeuge  der  Industrie 
und  grossen  Constructionswcrken  hinzugeben.« 

In  der  Tat  ist  Englands  Verbrauch  an  Rohmaterial  für  die  Textilgewerbe 
bis  in  die  neueste  Zeit  stetig  gestiegen.  »Wenn  wir  die  Jahre  i88j  bis  1887  mit 
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den  Jahren  1898  bis  1902  vergleichen«,  schreibt  Bowley,  >so  finden  wir,  dass 
wir  m  der  ersteren  Periode  15%  mehr  Baumwolle,  40%  mehr  WoU^,  18%  mehr 
Hi<:cn.  60%  mehr  TUci.  80%  mehr  Zink.  85%  mehr  Leder,  60%  mehr  ein- 
geführtes Nutz-  und  Bauholz,  28^  mehr  Kohlen,  das  selbe  Quantum  Zinn,  aber 
25%  weniger  Seide  in  der  Fafmkation  verarliettet  haben,  als  in  der  letztange- 
führten Periode;  in  der  gleichen  Zeit  ist  die  Bevölkerung  um  14%  gestiegen.c 
Mit  Ausnahme  von  7Ann  und  Seide  ist  hier  ilcr  Verbrauch  an  Rohstoffen  überall 
stärker  gewachsen,  als  die  Bevölkerung. 

Allerdings  ist  die  Gesamtansfiihr  Englands  wenig  gestiegen.  Sehen  wir  aus 
den  oben  angeführten  Gründen  von  Kohle  ab,  so  belief  sich  der  Durchschnitts- 
wert der  Gesamtausfuhr  —  Schiffe  ausgenommen,  hinsichtlich  deren  Ausfuhr  erst 
neuerdings  genaue  Register  geführt  werden  —  in  IhfiUionen  Pfund  Sterling. in 
den  T'ihrfünften 

1883  bis  1887        1888  bis  1892        1893  bis  1897 

'  214  227  3X1  236 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung  war  die  Ausftdir  im  letzten  dieser  Jahrfünfte 
durchaus  nicht  höher,  als  im  ersten.  Bei  Steigender  Verarbeitung  von  Roh- 
roaerial  heisst  dies  aber  nur,  dass  der  Inlandsverbrauch  um  so  mehr 
l^estiegenist. 

Das  ist  nun  in  der  Tat  der  Fall,  und  zwar  nicht  nur  für  Industrieproducte» 
sondern  auch  was  Nahrungs-  und  G^nvissm Ittel  anlangt    In  dieser  letzteren 

Hinsicht  finden  wir  bei  Bowley  folgende  Tabelle: 

Jährlicher  Verbraacb  pro  Kopf  im  Vereinigten  Königreich  (England.  Schottland,  Irland,  Wales) 


1M3  bis  1887   1888  bis  1893   1893  bis  1897  I898bj8l902 


Tee  (Pfund)  

4.9 

5.2 

6 

0,9 

0J6 

0.7 

0,7 

04 

0,5 

0.6 

0.9 

110 

119 

"3 

133 

12 

76 

83 

86 

Bier  (Gallonen)  .... 

«7V« 

30 

31V4 

Tabak  (Uiuen)  .... 

23 

24 

27 

30 

Allgemeiner  Ditrchsdmitt, 

mit  Kinsrhluss  von  Weizen, 

Keis,  Rosinen  und  KorinlheD. 

Wein  und  Spirituosen,  das 

erste  Jahrffinft  mit  100  an- 

100 

ie8 

112 

120 

Diese  Consumsteigcrung  gilt  nur  für  den  Durchschnitt  der  Bevölkerung.  Die 
Zahlen  sagen  nicht,  in  weIctKm  Masse  die  einzelnen  Classen  an  ihr  teilhatten. 
»Diejenigen«,  schreibt  Bowley,  >die  sich  im  Jahre  1883  schwerlich  Fleisch  leisten 
konnten,  mögen  auch  heute  noch  in  dieser  Lage  sein.  Aber«,  fügt  er  hinzvi, 
»wenn  dem  so  ist,  so  muss  der  Consum  der  grossen  Masse  der  Arbdtersdiaft 
sehr  gestiegen  sein.  Es  ist  kaum  denkbar,  dass  die  grosse  Zunahme  des  Ver- 
brauchs an  Fleisch  und  Zucker  den  der  Zahl  nach  unbedeutenden  reicheren 
Classen  zugeschrieben  werden  kann.« 

Auf  diese  Folgerung  deutet  auch  der  Umstand  hin,  dass,  bei  steitrendcn  Löhnen 
und  fallenden  Preisen,  iler  B  r  o  t  s  t  o  f  f  v  e  r  b  r  a  11  c  h  der  Bevölkerung  fast 
unverändert  bleibt.  Er  bewegte  sich  in  der  ganzen  Zeit  zwischen  ^hit  und 
6  Scheffel  pro  Kopf.  Es  muss  somit  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  ihren 
Brotbedarf  ziemlich  regelmässig  haben  befriedigen  können,  SOnst  würde  der 
Preisfall  erhöhten  Consum  gebracht  haben. 

Was  die  Preisbewegung  betrifft;  so  berechnet  Bowley,  dass  von  1883 
bis  1902  die  Masse  der  Artikel  des  Albeiterhaushalts  im  Durchschnitt  um  8% 
im  IVeis  gefallen  sind:*  Brot  um  xo^.  Fletsch  10  bis  20%,  Zucker  30%, 


«2 


EDUARD  BERNSTEIN  •  ENGLANDS  WIRTSCHAf  TSENTWICKELUNO 


Tee  20%,  Bier  und  Tabak  unverändert,  Kolilcn  Preiserhöhung  20  bis  30%. 
Gestiegen  sei  ferner  die  Wohnungsmiete,  erheblich  gefallen  sei  dagegen  der 

Preis  für  eine  grosse  Masse  von  Influstrieartikcln  der  kleinen  Haashalte,  so 
dass  im  ganzen  der  Wert  des  Ptund  Sterling  in  der  Hand  des  Arbeiters  in  den 
letzten  20  Jahren  keinenfalls  gefallen  sei;  die  nachweisbaren  Tatsachen  Hessen 
vielmehr  auf  eine  Stdgerung  um  gegen  10%  in  der  KatiCIcraft  des  Gddes 

schliessen. 

Die  Lohnbewegung  in  der  bezeichneten  Periode  weist  im  Durchschnitt 
eine  Steigerung  um  29%  auf.  Der  Durehschnittswochenlohn  männlidier  Ar- 
beiter war  1881  2i¥i  Shilling.  1891  23%  Shilling,  X901  27V2  Shilling.  Den 
grössten  Aufschwung  weisen  die  Löhne  der  Arbeiter  im  Kohlenbergbau  auf, 
nämlich  von  23  auf  33Vi  Shilling  im  Durchschnitt,  die  höchsten  Durchschnitts- 
löhne (36%  Shilling)  werden  im  Schiffsbau  gezahlt,  die  niedrigsten 
(16H»  Shilling)  natürlich  in  der  Landwirtschaft. 

Der  Geschäftsgang  war  in  den  Jahren  von  1884  bis  1887  schlecht,  von  1889 
bis  1891  gut,  von  1892  bis  1894  wieder  schlecht,  dann  in  der  Periode  von  1896 
bis  1901  gut,  worauf  in  1901  und  1903  ein  neuer  Rückschlag  einjjesetzt  hat;  doch 
ist  die  Arbeitslosenziffer  noch  nicht  wieder  auf  die  Höhe  der  Epochen  1884  bis 
1887  und  1892  bis  1894  angelangt.  Es  betrug  nämlich  der  Durclischnitt  der 
Arbeitslosen  1884:  74,  1885:  9,0,  1886:  9.5,  1887:  7,7,  1892:  6.3,  1893:  7,5,* 
1894:6,9,  1902:4,4,  1903:  5.1  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter. 
Danach  war  also  die  Krise  von  1884  bis  1887  die  schlimmste,  die  von  1892  bis 
1894  etwas  milder  und  die  mit  1900  eingetretene  Depression  —  bis  jetzt  —  <tie 
mildeste.  Wobei  zu  bemerken  ist,  dass  mit  dem  Wachstum  der  Gewerkschaften 
die  Statistik  v<m  Jahr  zu  Jahr  einen  grosseren  Bruchteil  der  Arbeiterclasse 
umfasst. 

Sietzt  man  die  statistisdi  erfas^r«!  <Zahlen  der  Periode  von  1883  bis  z883r 
mit  100  an,  so  eriiält  man  nach  Bowl^  folgendes  Bild  für  das  Veilesnigte 

Königreich : 

1883  bis  18S7  1888  bb  1893  1893  bis  1897  1898  bU  190s 

DurchschniU  der  Geldlöbne  lOO  HO  US  130 

Durchschnitt  der  Preise    .    .  100  95  90  92 

Durchschnitlliches  ( J  e  1  d  c  i  n  - 
kommen  pro  Kopf  der  Be- 
VfiUcemn);  inspresamt  .... 
DnrclisrliMittlicliLT  Vo rh rauch 
pro  Kopf  der  Bevölkerung .  . 
Ausserdem  war  der  Procentiati 
der  Arbeitslosen  

Vom  Standpunct  der  Arbeiterclasse  ist  das  alles  recht  gunstig,  indes  hat  die 
Sache  doch  noch  ihr  Aber. 

Lohnstatistik  und  Beschäftigungsstatistik  beziehen  sich  lediglich  auf  gewerk- 
schaftlich organisierte  Arbeiter,  die  letztere  obendrein  nur  auf  solclie.  deren 
Organisationen  Arbeitslosenunterstützung  zahlen.  Die  Tabelle  ist  in  dieser 
Ifinndit  also  höchst  lückenhaft.  »Unser  Wissen  ist  kläglich  beschränkte,  klagt 
Bowley,  »wir  wissen  nidlt,  ob  die  grosse  Classc  derer,  die  eine  regelmässige 
Arbeit  haben,  zugenommen  hat  oder  nicht;  wir  wissen  sehr  wenig  über  die 
L^ne  der  sehr  grossen  Gruppen  von  Männern,  die  den  unorganisierten  In- 
dustrieen  oder  der  Landwirtsdiaft  angehören,  noch,  wie  viele  Arbeiter  der 
«»rganisierten  Gewerbe  den  Normallohn  nicht  erreichen.  Für  Eisenbahnarbeiter 
und  Schuhwaren  fehlten  die  Vergleichsziffern,  und  bei  der  Bewegung 
der  Frauenlöhne  ist  man,  mit  Ausnahme  der  Textil-  und  einiger 
anderer  Industrieen,  aufs  Raten  angewiesen.«  Es  sei  daher  denk- 
bar,   dass    die    unbelcannten    Tatsachen    ein    anderes    Gebiet  zeigen» 


lOO 

113 

io8 

120 

lOO 

lo8 

120 

7.2 

3.^ 

5,4 

3.5 
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als  die  bekannten,  ebenso  wie  es  denkbar  sei,  dass  die  Seite  des  Mondes 
die  wir  nicht  sehen,  sich  von  der  unterscheidet,  die  wir  sehen.  Doch  sei  dies 
nicht  wahrscheinlich ;  anzun^men  sei  vielmehr,  dass  »die  gleichen  Ursachen  iin 
Unbekannten  wie  im  Bekannten  wirken.€  In  der  Tat  werden  die  bezeichneten  Ka- 
tegorieen  von  den  grossen  Conjuncturen  im  ganzen  wolil  ebenso  betroffen  wer- 
<jhm,  wie  die  organisierten  Arbeiter.  Über  die  Höhe  ihrer  Löhne  sind  wir 
im  unklaren,  das  Steigen  und  Fallen  aber  —  ihre  Bewegung  —  wird  im 
wesentlichen  die  gleiche  gewesen  sein,  wie  die  der  andern. 

Einen  Anhaltspunct  dafür  gewahrt  die  Statistik  der  Alraosenempfänger 
(Ptmpers).  Sind  es  doch  gerade  die  unorganisierten,  ungeiemten,  unregel- 
massig  beschäftigten  Arbeiter,  die  am  schnellsten  in  die  Dasse  der  Almosen- 
empfii^er  hinabgleiten  und  von  denen  ein  grosser  Teil  überhaupt  bestandij^  an 
der  Grenxe  der  bittersten  Armut  steht  In  dieser  Hinsicht  zeigt  nun  die  Statistik 
för  England  mit  Wales  folgende  Zahlen.  Es  kamen  , 

1883  bis  1887  1888  bis  1893  1893  bis  1891  1898  bis  1902 

auf  1000  erwachsene  männliche 
Personen  männlicbe  Almosen- 

empjiiiger   35  33  38  31 

aaf  1000  erwachsene  weibliche 
Personen   weibliche  Almusen- 

empOnger   42  36  35  ^ 

Vergleicht  man  diese  Zusammenstellung  mit  der  vorhergehenden  so  wird  man 

fast  genau  auf  die  gleiche  Rcwcgimgslinie  stosscn.    Mit  dem  .-Xtifstieg  der  Löhne 
der  gelernten  und  organisierten  Arbeiter  fällt  der  Procentsatz  der  Almosen- 
.  emp länger.  Es  moss  sich  also  die  Lage  der  grossen  Schicht  der  Tagelöhner  etc. 
entsprechend  gebessert  haben. 

Wir  haben  also,  soweit  die  Statistik  Rowleys  richtig  ist  —  und  der  Verfasser 
hat  sich  offenbar  Mühe  gegeben,  den  Dingen  überall  auf  den  Grimd  zu  gehen  — 
folgendes  Bild  der  wirtsdiaftUchen  Entwidcelnng  Englands  erhalten: 
Die  Classe  der  Lohnarbeiter  ist  trotz  der  grossen  Zunahme  der  Zahl  und  des 
Reichtums  der  Besit;?en(len  nodi  im  Steigen.  Englands  GeWerbetätigkeit 
zeigt  keinen  R  u  c  k  g  a  n  g. 

Die  Löhne  der  gewerblichen  Arbeiter  sind  im  Aufstieg,  der  im  letzten 

Jahrfünft  den  Aufstieg  des  Durchschnittseinkommens  der  Bevölkerung  über- 
schreitet. Die  Kaufkraft  der  Löhne  hat  zugenommen,  der  Verbrauch 
der  Arbeiterciasse  im  ganzen  sich  erhöht. 

JDie  Unregelmässigkeit  der  Beschäftigung  hat  im  ganzen  abgenommen. 

Alles  das  ist  in  einer  Epoche  vor  sich  gegangen,  wo  England  gegen  eine  mit 
Schutzzöllen  sich  umgürtende  Cohorte  aufkommender  Industriestaaten  am  Frei- 
handel festhielt,  und  obgleich  die  englische  Industrie  durch  unerhörte  Privilegien 
(Regal-  und  Wegerechte)  der  Bodeneigentümer,  ein  kostspieliges  System  von 
Privateisenbahnen  und  eine  kostspielige  und  umständliche  P.itentgcsctrgclnmg 
schwer  gehemmt  war.  Ist  es  unter  diesen  Umstanden  nicht  sehr  begreiflich, 
dass  die  öbergrosse  Masse  der  englischen  Arbeiterführer  von  einem  Übergai^f 
zur  Sehnt zzöllnerci  nichts  wissen  will?  Sie  richten,  von  ihren  weitergehen- 
den, social  istischen  Bestrebungen  abgesehen,  ihr  Augenmerk  vielmehr  auf  die 
Beseitigtmg  der  bezeidmeten  faulen  Belastungen  ihrer  Industrie. 

Sdir  lesenswert  ist  in  dieser  Hinsicht  ein  Artikel  des  Generalsecretairs  der 
engli'-chen  I Inchofcnarbeiter.  P.  W  alls,  im  sociaHstischen  Labour  Leadcr  vom 
19.  und  26.  August.  Kaum  eine  zweite  Industrie  Englands  hat  mit  einer  so 
starken  und  rücksichtslosen  ausländischen  Concurrenz  zu  kämpfen,  wie  die 
Hüttenindnstrie.  Man  denke  nur  an  die  machtvollen  Hüttenwerice  und  Syndikate 
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Deutschlands,  an  die  grossen  Eisen-  und  Staliltrusts  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Der  Schlouderconcurrenz  dieser  Werke  steht  die  englische  Industrie  ohne  jeden 
Schutzzoll  gegenüber»  während  die  Eisen  und  Stahl  verarbeitenden  Industrieen 
des  Landes  sich  immer  mehr  in  die  der  billigen  Zufuhr  zur  See  offenen  Ort- 
schaften an  der  Seeküste  oder  an  schiiTbaren  Elüssen  verziehen.  Nichts  wäre 
also  begreiflicher,  als  wenn  gerade  die  Hfittenarfaeiter  and  ihre  Führer  für 
Schutzzölle  oder  Verp:cltungszÖllc  sieb  erwärmten  mler  wenigstens  eine  ab- 
wartende Neutralität  beobachteten.  Statt  dessen  sehen  wir  Mr.  Walls,  der 
Gemeindeältester  in  Workington  (Cumberland)  ist,  sie  mit  aller  Energie  be- 
kämpfen. Er  zeigt,  wie  trotz  der  ungeheuren  technischen  Umwälzungen  in  der 
Hüttenindustrie  mit  ihrer  relativen  Au-^merzung  von  Arbeitern  die  Zahl  der 
englischen  Hütten-  etc.  Arbeiter  bestandig  gewachsen  ist  —  im  letzten  Jahr- 
zehnt von  202  000  auf  216000  ,  wie  die  capitalistischen  Einkonunen  aus  dieser 
Industrie  ^teigend  zugenommen  haben  und  wie  jede  Verteuerung  der  Hütten-  etc. 
Producta  andere  grosse  Industrieen  des  Landes  schwer  schädigen  würde.  »Wir 
hören«,  schreibt  er,  »eine  Menge  Galcriegeschwätz  über  die  Menge  Beschäfti- 
gung, die  der  jetzt  importierte  Rohstahl  etc.  heimischen  .Arbeitern  geben  würde, 
al>er  kein  Wort  über  die  Menge  Beschäfligimg.  die  durch  den  Schaden  verloren 
gehen  kann,  der  unseren  Exportindustrieen  zugefügt  würde  .  .  .  Wenn  wir  unsere 
Prodttctionskosten  steigern,  so  vermindern  wir  unsere  Fähigkeit,  auf  dem  Welt- 
markt zu  concurrieren.  Wir  mögen  dadurch  die  gerechte  Abrechnung  mit  den 
Regalcig^ntümern  und  Eisenbahnmonopolisten  hinausschieben,  wir  mögen  die  Vcr- 
wässerung  von  Actien  und  Machenschaften  mit  dem  Actiencapital  verewigen; 
die  Fabrikanten  mögen  daheim  höhere  Preise  machen;  wir  mögen  eine  Anzahl 
IMilHonäro  im  wahren  Yniikcfstil  züchten:  aber  all  das  würde  um  den  Preis  einer 
Einengung  unseres  Arbeitsmarktes  und  Steigerung  der  Unterhaltskosten  für 
die  Schöpfer  des  Nattonalreichtums  geschehen.  Wir  brauchen  Schutz,  aber 
gegen  die  Müssiggänger,  die  unseren  Handel  erwürgen  und  tmsere  Industrie 

auf  Schritt  und  Tritt  besteuern.« 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDMUND  FISCHER  •  DER  WIDERSTAND  DES  DEUT- 
SCHEN VOLKES  GEGEN  WAHLENTRECHTUNGEN 

Auf  dem  internationalen  Congress  in  Amsterdam  rief  Genosse  Jaures  den  Deutschen 
zu:  »Ihr  könnt  keine  Sidierfadt  gegen  eine  Wahlentrechtung  geben,  ihr,  die 
ihr  gesclu-n  habt,  wie  euer  rotes  Könif^rcich.  euer  socialistischcs  Sachsen  den  Raub 
des  allgemeinen  Wahlredits  ohne  Widerstand  über  sich  ergehen  liess!«  Und  vorher 
schon,  auf  dem  Parteitag  der  italienischen  Sodaldemokratie  in  Bologna,  hatte  Ge- 
nosse Turati  gesa^ :  >Wir  brauchen  ^e  Loyalität  nicht  so  weit  zu  treiben,  wie  die 
deutsche  Partei,  die  die  Wahlentrechtung  in  einem  deutschen  Staate  ohne  eine  revo- 
lutionäre Bewegung  zuliess.«  Auch  Genosse  Treves  hat  in  seiner  Besprechung  des 
Amsterdamer  Congresscs  im  Tempo  auf  die  Untätigkeit  hingewiesen,  mit  der  die 
deutschen  Socialisten  der  sächsischen  Wahlentrcchtung  zugesehen  hätten.  Das  sind 
schwere  Anklagen  gegen  die  dentsdie  Sodaldemokratie,  und  sie  wiegen  um  so 
schwerer,  als  sie  von  Genossen  kommen,  die  besonders  von  deutscher  Seite  als  Ab> 
trünnige  bezeichnet  werden,  die  ihre  revolutionäre  Gesinnung  abgestreift  hätten. 
Eine  eingehende  Besprechimg  der  sächsischen  Walilrechtsbcwegung  fliirfte  daher 
wohl  ani  Platze  sein,  um  so  mehr,  als  in  einer  ganzen  Reihe  von  Parte iversanun- 
lungen  der  letzten  2Seit  die  Frage  angeregt  wurde,  was  von  unserer  Seite  gesdiähe, 
wenn  das  Reicfastagswahlrecht  angelastet  würde. 
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So  viele  ausländische  Parteigenossen  ich  bisher  auch  sprach,  eines  jeden  erste 
Frage  war :  Wie  war  das  eigentlich  .möglich,  dass  in  Sachsen  dem  Volke  das  Wahl- 
recht genommen  werden  konnte,  ohne  dass  Sich  das  Volk  auch  nur  nihrte?  Und  es 
sind  niclit  nur  hcissbUitige  Romanen,  die  «^o  fragen:  nirgends  im  Auslande  kann 
man  begreifen,  wie  das  so  stark  socialdemokratisch  gesinnte,  revolutionäre  Proleta- 
riat des  Industrielandes  Sachsen  die  Entreditongr  so  ruhig  hinnehmen  konnte.  Denn 
das  müssen  wir  heute  zugestehen,  und  ich  würde  es  für  einen  sehr  bedenklichen 
Fehler  halten,  wenn  wir  uns  darüber  die  Augen  verschliessen,  uns  selbst  täuschen, 
uns  selbst  belügen  wollten:  das  sächsische  Volk  hat  die  Wahlentrechtung  in  der 
Tat  rnhig  hingenommen.  Es  kann  sich  jetzt  nur  darum  handeln,  diese  Tat- 
sache TU  constatiercn  und  zu  erklären  und  dann  sich  zu  fragen:  was  hätte  anders 
geschehen  können,  als  das,  was  geschehen  ist? 

Als  seinerteit  der  sächsische  Landtag  beschlossen  hatten  eine  Änderung  des  Wahl- 
rechts vorzunehmen,  bemächtigte  sich  uns  aller,  die  wir  activ  in  der  Partei  tätig 
waren,  eine  mächtige  Erregung,  eine  Erbitterung  und  ein  Kampfesnnit.  der  uns  vor 
keiner  Handlung  hätte  zurückschrecken  lassen,  womit  wir  dem  Vorgehen  der  Kammer 
hatten  Einhak  tun  können.  Und  wir  glaubten  auch,  diese  Erregung  und  Erbitterung 
durchzittere  das  ganze  sächsische  Volk.  An  sofortigen,  sehr  ernsten  Beratungen  der 
massgebenden  Genossen,  was  zu  tun  sei,  hat  es  ebensowenig  gefehlt,  wie  an  Vor- 
sch lägen.  Aber  was  man  auch  zu  tun  gedadite:  die  M asse  des  Volke s  in  Be- 
wegung zu  bringen,  war  ja  das  erstem  was  erreicht  werden  nuisstc.  Eine  Wahlrechts- 
bewegUQg.  wie  wir  sie  kurz  vorher  in  Österreich  und  in  Belgien  sahen,  stand  uns 
wohl  allen  vor  Augen:  das  war  zunächst  unser  Ziel. 

Man  lese  die  sächsisdie  Parteiiiresse  der  damafigen  Zeit  nach,  und  man  wird  zu- 
geben müssen:  an  einer  kräftigen,  aufrci:,-ndcn  Sprache  Hessen  wir  es  nicht  fehlen. 
Hunderttausende,  Millionen  von  Flugblättern  gingen  ins  Land  hinaus.  Allein  das 
Centra1comit6,  dem  ich  damals  angehörte,  lies»  1400000  Flugblätter  drucken  tmd 
\erbrciten,  und  circa  150  Protestvcrsammlungen  fanden  innerhalh  weniger  Tage  statt. 
Aber  kam  denn  wirklich  eine  Wahlrechts  h  c  w  c  g  u  n  g  zu  Stande? 

In  Dresden  spraciien  unter  anderai  Liebknecht  und  Bebel  —  die  Versammlungen 
waren  stark  besudit,  wie  alle  Versammlungen,  in  denen  Liebknecht  und  Bebel  ge- 
sprochen haben.  Resolutionen  wurden  angenommen,  und  die  Sache  war  erledigt 
In  Leipzig  war  ich  in  der  Versammlung,  in  der  Liebknecht  sprach.  Es  mögen  5000 
Personen  da  gewesen  sein.  Eine  Resolution  wurde  angenommen.  Zur  Bebel- 
Versammlung  waren  infolge  leblnilter  Agitation  etwa  20000  Menschen  erschienen. 
Eine  Resolution  wurde  angenommen.  Einige  Hundert  der  V'ersammhmgsbcsucher 
zogen  gruppenweise  nach  dem  Innern  der  Stadt,  einige  riefen  Hoch  das  Wahlrecht!, 
und  als  die  Polizei  kam,  png  man  ruhig  auseinander. 

Dos  war  eigentlich  die  ganze  Bcxvegung\  Denn  die  Übrigen  Versammlungen,  die 
in  kleineren  Städten  und  in  den  Dörfern,  waren  meistens  mittelmässig  oder  schlecht 
besucht.  Zitternd  vor  Empörung  fuhr  ich  zu  einer  der  ersten  Versammlungen,  die 
stattfanden,  nach  einem  Industriestadtchen  mit  verhältnismässig  staricer  und  alter 
Arheitcrhewegung.  Durch  die  Presse,  durch  Flugblätter  und  grosse  Placatc  war  für 
diese  Protestversanimlung  Propaganda  gemacht  worden,  der  Tag,  die  Witterung  und 
die  Jahreszeit  waren  für  Versammlungen  sdir  geeignet  —  die  Versammlung  war 
miterabel  besucht!  Nicht  die  Hälfte  des  kleinen  Saales  war  besetzt.  Die  Männer 
spielten  Karten,  die  Frauen  strickten  Strümpfe,  und  als  ich  das  Wort  erhielt,  vernahm 
ich  vom  Tische  neben  mir  noch  die  Worte :  »Du,  Karl,  gib  nocli  cuunal,  ich  muss  erst 
noch  einen  Grand  machen  Ic  Wie  ein  kalter  Wasserstrahl  wirkte  das  auf  micli,  mit 
meiner  Begeisterung  war  es  für  diesen  Abend  vorbei,  und  wenn  ich  die  leeren  Tische 
und  Stühle  sah  und  die  Strümpfe  strickenden  Frauen,  dann  blieben  mir  die  Worte 
in  der  Kdile  stedcen.  So  waren  die  meisten  inste*  Prottstvtnammkmgen  be- 
schaffen»  die  ich  sah  oder  über  die  uns,  der  ZettungsredKtion  und  dem  Centraloomitf, 
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berichtet  wurden.  Die  Masse,  das  Volk  blieb  völlig  gleichgiltig,  es  hatte  nichts  von 
der  ErWttenmg,  dem  Zorne,  der  Aufregung,  die  uns  zum  Kampfe  trieben.  Dass  sich 
die  Regtemng  und  die  gegnerischen  Parteien  nidit  durch  den  Protest  papierner 
Rcsohitioncn  stören  lassen  würden,  das  wusstcn  wir  im  voraus.  Aber  was  hätte  bei 
solcher  Teilnalimlosigkcit  des  V'olkcs  anderes  geschehen  können?  Alle  Versuche, 
die  Bewegung  in  Flvss  zu  bringen  und  zu  steigern,  scheiterten.  Und  ebensowenig 
gelang  es  letzten  Winter,  die  Wahlrecht sluwegunK  von  neuem  zu  beleben,  als  die 
Wahlrechtsirage  wieder  auf  der  Tagesordnung  stand  und  der  Landug  über  die  Denk- 
schrift der  Regierung  verhaaddte.  Die  mdsten  Versammlungen  waren  nur  missig 
besucht,  über  die  Annahme  papiemer  Resolutionen  kam  audi  diesmal  die  Bew^nng 
nicht  hinaus. 

Unter  solchen  Umständen  liess  sich  überhaupt  nichts  anderes  ton,  als  was  geschah. 
An  Eifer  und  gutem  Willen,  an  revolutionärer  Tatkraft  und  Mut  liessen  es  die 

sichsischen  Genossen  so  wenig  fehlen,  wie  die  Genossen  in  Österreich  und  Belgien. 
Und  doch  kam  keine  Wahlrechtsbewegung  zu  stand^  wie  in  den  beiden  genannten 
Ländern,  aus  deren  revolutionärer  Vergangenheit  heraus  man  allein  die  Unadien 
der  Volksbei^'cgung  so  wenig  erklären  kani:,  wie  die  Ruhe  und  Teiinahmioi^fkeit  in 
Sachsen  aus  der  Geschichte  des  sächsischen  Wahlrechts.  Deutsche  Genossen  ausser- 
halb Sachsens  haben  des  öfteren  gemenat,  die  Gesanitpartei  hätte  die  sächsische  Be- 
w^ung  mehr  unterstützen  sollen,  die  Bewegung  hätte  sich  über  ganz  Deutsdiland 
erstrecken  müssen,  dann  wäre  sie  mehr  in  Fluss  gekommen,  stärker,  wirkungsvoller 
geworden.   Das  glaube  ich  nicht   Woran  lag  es  denn,  dass  die  Bewegung  scheiterte? 

Aus  dem  sachsischen  Volkscharakter,  der  auch  gar  nichts  von  dem  lebhaften 
Temperament  und  der  Heissblütigkeit  der  romanischen  Völker  hat,  lässt  sich  dies 
Phiinomen  nicht  ausschliesslich  und  nicht  hauptsächlich  erklären.  Ich  habe  das 
sächsische  Volk  auch  schon  in  einer  Aufregung  gesehen,  dereif  ich  es  nicht  für 
fittiig  gehalten  |;iatte  und  die  der  sädisischen  Regierung  auch  furchtbar  unangendim 
war.  Wer  die  K  r  o  n  p  r  i  n  z  c  s  s  i  n  a  f  f  a  i  r  e  in  Sachsen  erlebt  und  mitten  im 
Volke,  im  Proletariat,  im  socialdemo  kr  a  tisch  gesinnten  Proletariat 
verkehrt  hat,  der  war  erstaunt  über  die  ganz  auscrordentliche  .\ufregung,  die  da- 
mals herrschte.  Und  es  war  keineswegs  die  Schadenfreude,  nicht  die  Freude  am 
Scandal  und  am  Pikanten,  nicht  das  Interesse  fiir  hochstehende  Persönlichkeiten,  das 
ja  immerhin  vorhanden  ist,  was  diese  Erregung  erklärt,  es  war  etwas  anderes.  Man 
sah  die  Kronprinzessin  als  eine  gebildete,  frei,  modern  denkende  Frau  an,  die  der 
Unterdrückung,  der  Bevormundung,  der  bigotten,  reactionären  Hofluft  entflohen  sei: 
sie  wurde  plötzlich  eine  Verkörperung  der  Freiheit  und  ein  Opfer  der  Tyrannei,  der 
Reaction,  der  Jesuiten,  des  mittelalterhchen  Geistes !  In  der  geistigen  Untcrdruckui^ 
dieser  als  fireigesinnt  ai^sehenen  Frau  sah  das  Volk  —  St  Arbeiterschaft!  —  sdne 
eigene  Unterdrückimg,  es  glaubte,  jetzt  den  Geist  richtig  erkannt  zu  haben,  mit  dem 
es  nun  regiert  werden  solle,  den  Geist  der  Reaction,  des  finsteren  Mittelalters, 
und  es  liess  seiner  ßitrnstung  gegen  die  Unterdrüdcer  die  Zügel  sdiiessen.  Hatte 
damals  diese  Frau  nach  Dresden  zurückkehren  können  —  keine  Polizei,  kein  Mtlitair, 
nicht  der  Gedanke,  den  Schädel  eingeschlagen  zu  bekommen,  hätte  die  .Masse 
abgehalten,  bei  ihrem  Eintreffen  in  Dresden  eine  Demonstration  zu  bereiten,  wie  w^ir 
MC  bei  der  Wahlrechtsbewegtmg  vergeblich  erhofft  haben. 

Die  Masse  des  Volkes  ist  also  sehr  wohl  in  Bcwegimg  zu  bringen,  wenn  es  em- 
pfindet, dass  ihm  eine  Gefahr  droht,  man  ihm  etwas  Wertvolles,  eine 
Freiheit,  ein  Recht  ndmoEien  wilL  Aber  darin  liegt  es  eben :  es  muss  die  Empfin- 
dung dafür  haben,  dass  eine  Gefahr  droht,  dass  etwas  Wertvolles  auf  dem  Spiele 
steht,  wenn  os  in  Bewegung  kommen  soll.  Die  Bedeutung  des  sächsischen  Landtags 
tind  somit  auch  des  Landtagswahlrechts  wurde  aber  von  jeher  in  Sachsen  so  gering 
eingesdiätzt,  dass  es  auch  unter  dem  früheren  WaUredit  ungemdn  sdiwer  hid^  das 
Volk  zur  WaUume  zu  bringen!    In  der  Landtagswahlbewegung  waren  die  Vcr- 
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sammlonscn  sehr  sddecht  besacht.   Die  Wahlbeteiligung  war  früher  besonders  in 

ländlichen  Kreisen  eine  minimale,  8%  der  Wahlberechtigten  betrug  sie  einmal  in 
einem  Kreise,  20%  war  nichts  Seltenes,  sie  stieg  bis  auf  40  und  50%  und  in  ein- 
zelnen, socialdemokratischen  Kreisen  auf  60.  65,  ja  in  der  letzten  Zeit  vor  der  Wahl- 
rechtsänderung vereinzelt  bis  auf  .  Aber  im  allgemeinen  war  sie  sehr  gering, 
und  lK'>onders  unter  der  ärmeren  \'olkscla>se ;  am  regsten  haben  sich  die  Beamten 
und  Lehrer  beteiligt,  deren  materielles  Wohl  am  deutlichsten  vom  Landtage  btein- 
flttsst  wird.  Das  Volk  hatte  also  bei  der  Entrechtung  gar  nicht  die  Empfindung 
gehabt,  dass  es  etwas  Wertvolles  verliere! 

Die  Ursachen  hierfür  sind  verschiedener  Art.  Erstens  ist  der  Particulari^mus  im 
sächsischen  Volke  —  glücklicherweise!  —  sehr  gering  entwickelt.  Zweitens  aber  haben 
auch  wir  selbst  einen  Teil  mit  verschuldet.  Wenn,  wie  dem  Volke  gelehrt  wurde, 
wir  nur  xcahlcw.  um  zu  wühlen,  die  Wahl  nur  ein  Mittel  ist,  imsere  Stimmen  ztt 
zälilen,  das  Parlament  nur  eine  Stätte  ist.  um  zum  Volke  zu  reden  —  was  bedeutet 
da  der  Landtag  gegenüber  dem  Reichstag,  was  eine  Landtagswahl,  bei  der  nur  ein 
Teil  der  Arbeiter  wählen  kann,  es  also  keinen  Zweck  hat,  die  Stimmen  /n  zählen! 
Den  Trost  konnte  man  bei  der  Landtagswalilagitation  imd  während  der  W'ahlrc-chts- 
bewegung  öfters  huren:  was  nützt  uns  die  Landtagswahl,  nur  bei  der  Rcidtstags- 
wahl  können  wir  die  Stimmen  zählen,  der  Reichstag  ist  eine  vid  wirksamere  Stitte 
der  Agitation !  Sollte  man  {iir  eine  SO  gleichgiltige  Sache  riskieren,  sich  die  Köpfe 
einschlagen  zu  lassen?! 

Wir  wählen,  um  zu  wühlen!  Ist  dieses  Schlagwort  nidit  auch  heute  noch  bei 
Kcichstags wählen  gang  und  gäbe?  Suchte  nicht  vor  nicht  langer  Zeit  ein 
Parteiblatt  seine  Leser  davon  zu  überzeugen,  dass  der  Parlanientnri^nnis  eine 
bürgerliche  Einrichtung  sei,  ein  Machtmittel  der  Bourgeoisie,  während  das 
Proletariat  an  ihm  weniger  interessiert  sei,  sein  Kampf  sei  kein  parlamentarischer, 
seine  Macht  liege  ausserhalb  des  Parlamentes?  Vernehmen  wir  nidit 
immer  noch  aus  einem  Teile  unserer  Presse  und  in  Parteiversammlungen,  da^s  unsere 
Tätigkeit  im  Parlament  in  der  Hauptsache  nur  eine  agitatorische,  das  praktische, 
gesetzgeberische  Ergebnis  der  Parlamentsverhandlungen  für  das  arbeitende  Volk 
alxT  /ienilich  l)ilangIos  sei?  Und  hörten  wir  nicht  kürzlich  erst,  da-^s  wir  wegen 
einer  bürgerlichen  Demokratie  nicht  riskieren  sollten,  uns  di(  Köpfe  einschlagen  su 
lassen?  Welche  Veranlassung  sollte  denn  auch  'das  Volk  dazu  haben,  wenn  ihm  das 
Wahlrecht,  dieses  Machtmittel  der  Bourgeoisie,  genommen  wird,  da  seine  Macht  ja 
doch  ausserhalb  des  Parlamentes  Hegt,  sein  Kampf  kein  parlamentarischer  ist? 
Die  Agitation  kann  man  auch  ausserhalb  des  Parlamentes  wirkungsvoll  betreiben, 
und  unsere  Anhänger  können  wir  auch  ohne  Wahlrecht  zählen. 

Die  erste  Vorbedingung,  um  ein  Volk  gegen  eine  Wahlentrechtung  mobil  zu 
machen,  ist  die :  das  Volk  von  der  hohen  Bedeutung  des  Parlamentes 
und  des  Parlamentarismus  für  sein  gegenwärtiges  materielles  nnd  ideelles 
Wohl  zu  überzeugen!  Nur  ein  Volk,  das  ganz  davon  durchdrtmgen  ist,  dass  das 
Parlament  für  es  eine  L.  e  h  e  n  s  f  r  a  g  i-  i^t,  dass  dieses  nicht  nur  eine  Stätte  der 
.Agitation,  nicht  nur  ein  Barometer  seiner  Stärke  ist,  sondern  seine  vitalen  Interessen 
direct  beeinflusst  und  das  erste  ni^  vorzuglidiste  politische  Instrument  ist,  sowcriti 
um  in  der  heutigen,  bürgerlichen  Gesellschaft  seine  Interessen  zu  wahren,  aU  :\\Kh 
seine  politisclic  und  sociale  Befreiung  für  die  Zukunft  zu  erkämpfen,  wird  zu  dessen 
Verteidigimg  riskieren,  dass  ihm  der  Schädel  «ingeseMogen  werde.  Ich  meine  das 
SchädeUinsehlagen  natürlich  nicht  budistäblich,  es  ist  darunit  r  vielmehr  jedes  grusle 
Opfer  zu  verstehen.  Und  ohne  grosse  Opfer  ist  eine  Erfolg  versprechende  Wahl» 
rechtsbewegung  nicht  denkbar. 

Wenn  also  jetzt  die  Frage  gestellt  wird,  was  wir  zu  tun  hätten,  wenn  das  Retcha- 
tagswahlrecht  angetastet  würde,  ist  die  erste  .\ntwort  gegeben:  Erst  wenn  das 
V<rfk  von  der  Bedeutung  des  Parlamenurismus  durchdrungen  ist,  wird  die  Ent- 
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fachunsr  einer  grossen  Wahlrechtsbewegtmg  keine  grossen  Schwierigkeiten  madien. 
ich  i  i<      eine  Bewegung,  die  sich  oiclit  mit  papierncn  Resolntioncn  begnügt.  Alles 

andere  kann  erst  entschieden  werden,  wenn  die  Errepnng  und  die  Bewegung 
da  ist.  Der  Generalstrikc  kam  in  Belgien  erst  in  Frage,  ab  die  Massen  bereits  in 
Bewegung  waren.  Was  nutien  die  Organisierung  von  Generalstrikes  oder  Strassen- 
demonstrationen,  wenn  die  Mas<cn  ajij;l)Ieihcn  - 

Erat  müssen  wir  also  <tie  Massen  in  Bewegung  bringen,  und  zwar  für  bürger- 
liche Frdheitcn  —  für  eine  bitrgertiche  Demokratie  f  Nur  wenn  die 
Ai heiter  davon  uberzeugt  sind,  dass  dic>e  hur^erhche  Demokratie  die  notwendige 
Di;i\Iigan}?selapiie  ist.  um  zur  pohtischcn  Macht,  zu  ihrer  Befreiung:  gelancren  7U 
können,  werden  sie  bürgerliche  Emrichtungcn,  demukratiMrhe  Insiitutiona»,  wie  das 
Parlament,  unter  «Dransetzung  ihrer  ganzen  Person  verteidigen. 

Eine  Oppositionspartei  hat  nicht  die  Aufgabe,  die  Institutionen  des  Staates  zu  lohen. 
Es  ist  daher  selbstverständlich,  dass  die  SociaHstcn  von  Frankreich,  der  Schwei«, 
America,  England  u.  s.  w.  Kritik  an  den  Einrichtungen  dieser  Lander  und  ihrer 
Regierungen  üben.  Diese  Kritiken  ül)ernehnien  wir  und  lernen  dann  nur  das  Schlechte 
dieser  Lander  kennen,  nicht  das  Gute.  Wir  sollten  aber  doch  nie  vergessen,  dass 
die  Arbeiter  in  diesen  Landern  eine  ganz  andere  Bewegungsfreiheit  haben,  als  wir. 
Frankreich  ist  uns  in  der  Tat  um  ein  halbes  Jahrhundert  voraus,  mehr  noch  in 
manchen  Puncten  die  Schweiz  und  England.  Und  wenn  das  Volk  die  dort  selbst- 
verständlichen Freiheiten  erkämpfen  und  verteidigen  .soll,  muss  es  .seinen  Wert 
hoch  einschätzen  —  sonst  lasst  es  sich  nicht  dafür  den  Schädel  einschlagen,  wendet 
es  nicht  seine  ganze  Energie  und  Tatkraft  auf.  die  notwendig  sind,  um  eine  Wahl- 
entrechtung 7.'.'.  verhindern. 

Wohl  hat  sich  die  sachsische  Regierung  genötigt  gesehen,  infolge  der  Entwickelung 
der  politischen  Verhältnisse  in  Sachsen  wieder  ein  Wahlrecht  vorzuschlagen,  das 
den  Arbeitern  eine,  wenn  auch  geringe,  Vertretung  im  Landtage  sichern  wtirde. 
Aber  das  poschah  mehr  aus  p  a  r  t  i  c  u  1  a  r  i  s  t  i  s  c  h  e  n  (Gründen  und  auch  um  das 
Kleinbürgertum  und  die  Ueumtcn  zu  beruhigen,  die  vom  jetzigen  Wahlrecht  niit- 
getroffen  wurden.  »Dass  zum  mindesten  ein  unerwünschter  Grad  von  Inter- 
esselosigkeit geRenüber  den  LandiaKswahlen  zu  l>eobac!iie!i  pe\vc-en  ist,  ergibt 
die  Wahlstatistikc,  heisst  es  in  der  Denkschrift  der  siichsischen  Regierung.  Und 
femer:  »Es  enthüllt  offenbar  mehr  als  blosse  Interesselosigkeit,  wenn  von  Beamten 
und  Lehrern  noch  nicht  die  Hälfte  ihr  W^lrccht  ausgeübt  haben.«  Das  nicht 
s<)cial(lemi)krati''ehe  X'olk  wieder  an  Sachsen  zu  fesseln,  den  ntKh  vorhandenen 
Particularismus  wacii  zu  halten,  das  allein  war  die  Absicht  der  sachsischen  Re- 
gierung bei  ihrem  letzten  Wahlreformvorschlag. 

.■\us  ähnlicheil  Bedenken  wat;!  man  ja  auch  in  Deutschland  nicht  .so  leicht,  eine  Be- 
seitigung des  allgemeinen  Wahlrechts  für  den  Reichstag  vorzunehmen.  Man  be- 
fürchtet, dass  dann  das  Interesse  für  das  Reich  schwinden  und  der  Particularismus 
besonders  in  den  süddeutschen  Staaten  wieder  aufleben  werde.  Aber  allein  aus 
solchen  Kruaijtingcn  hcrntis  wird  das  Reichstapswahlrecht  ebensowenig  erhalten 
bleiben,  als  wir  in  Sachsen  wieder  ein  aligemeines,  gleiches  Wahlredu  bekommen, 
und  damit,  dass  der  Bestand  des  Deutschen  Reiches  gefährdet  ist  oder  überhaupt 
aufhört,  ist  der  Sooialdeniokratie  keineswegs  gedient. 

Die  Frage  <les  Widerstandes  des  Volkes  gegen  Wahlrecht^.■:tte^.•;«lc  i.-;  d,.lur  eine 
sehr  ernste.  Sie  kann  aber  augenblicklich  in  Deutschland  nur  darin  ihre 
Losung  finden,  dass  man  das  Volk  auch  für  diese  bürgertiehe  InsHtuHon.  für  diese 
demokratische  Einrichtung  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  also  für  die  zu- 
nächst bürgerliche  Demokratie  begeistert,  ja  begeistert,  denn  nur  dann 
wird  es  alles  dafür  einsetzen.  Das  Wahlrecht  ist  zur  Zeit  ein  Teil  der  bürger- 
lichen Demokratie,  es  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  verteidigen,  heisst  die  bürger- 
liche Demokratie  verteidigen,  für  die  das  Volk  nur  die  Opfer  einer  wirkungsvollen 
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Wahlrechtsbewegung  auf  sich  nimmt,  wenn  es  diese  hoch  einschätzt,  dafür  be- 
^istert  ist.  Die  Verteidigung  des  Wahlrechts  ist  daher  für  uns  eine  Frage,  die 
auf  dem  Wege  zur  Eroberung  der  politischen  Macht  liegt. 

Dieser  Ansicht  gab  aud)  Wilhelm  Liebknecht  Ausdruck,  als  er  in  einer 
gro<;5en  Volksx trsainmlunj^  in  Frankfurt  am  Main  am  3.  Octobcr  i8q2  sagte:  »Von 
einigen  Leuten  ist  beliauptet  worden,  dass  der  Parlamentarismus  ein  Übel  sei.  So- 
lange wir  eine  Minorität  sind,  können  wir  natürlich  nidit  alles  erreichen,  und  man 
kann  den  Gegnern  keinen  Vorwurf  daraus  machen,  dass  sie  in  ihrem  eigenen  Inter- 
css«  handeln.  Sie  suchen  sich  zu  crh.iltcn  durch  die  geistige  Knechtung  des  Volkes. 
Unsere  erste  Aufgabe  ist  daher,  die  Autklärung  in  immer  weitere  Kreise  zu  tragen. 
Eine  Vertretung  muss  sein,  da  man  in  einem  so  grossen  Reiche  doch  nicht  da.s  ganze 
Volk  ztisanimcnbcrufcn  kann.  Die  directr  Gc^etzg:cbunjj  durch  das  V'nlk  ist  daher 
in  einem  so  grossen  Staatsverband  nicht  möglich.  Manchen  geht  dies  allerdings  zu 
langsam  vorwärts.  Aber  blicken  wir  einmal  zurück,  so  sehen  wir,  dassdieserWeg 
doch  am  schnellsten  vorwärts  fuhrt  Die  Arbeiter  müssen  da- 
nach streben,  das  Parlament  zu  erober  n.<  So  ist  es.  Und  nur  von 
dieser  Uberzeugung  ausgehend  wird  ein  Volk  alles  wagen,  das  Wahlrecht  2U 
verteidigen,  alles  daran  setzen,  um  ein  verlorenes  Wahlredit  wieder  zu  erobern.  Diese 
Überzeugung  im  Volke  zu  verbreiten  und  zu  liefestigen.  ist  die  ersti-  \'orbcdingung. 
um  auf  einen  wirkungsvollen  Widerstand  des  Volkes  gegen  ein  Attentat  auf  das  Wahl- 
recht rechnen  zu  können. 
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Dass  die  oberschlesischen  Behörden  gegen  die  Vertreter  der  modernen  Arbeiter- 
bewepung,  die  sich  in  den  letzten  Jahren  besonders  im  oberschlesischen  In- 
du:,iriebezirk  entwickelt  hat,  von  Anfang  an  eine  sehr  feindselige  Stellung  einge- 
nommen haben,  kann  als  bekannt  vorausgesetzt  werden.   Den  politischen  Pionieren. 

die  in  Ohcrscliicsien  seit  18^3  tätig  waren,  polnischen  Socialisten  meist,  ging  es  in 
ihrer  Kaiiiiifzcit  besonders  schlecht  im  Verkehr  mit  Polizei  und  Gerichten. 

.\ucli  den  deutschen  Gewerkschaften  erging  es  schleclil.  kaum  hatte  sich  im 
Jahre  t9eff  wieder  eine  kleine  Anzahl  von  Bergleuten  der  Beuthcner  Gegend  zu  einer 
Einzelmitgliedscb.ift  verriiit(.^1 .  da  fuhr  die  Staatsanwaltschaft  dazwischen  und 
construicrte  einen  Geheimljuadsproccss,  Sic  fiel  mit  ihrem  Versuche,  die  , Vor- 
kämpfer der  Arbeiterbewegung  ins  Ge&ignis  zu  bringen,  durch,  auch  ihr  letzter 
Versudi,  den  Vertrauensmann  der  Gcncratcommission  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands wejjcn  fUlrus-  Ijc-trafen  /u  irisst-n,  ini^sl.incj:  es  gelang  ihr  aber,  die 
Bewegung  der  Bergleute  zu  schadigen.  Dieser  Kampf  gegen  eine  junge  Arbeiter- 
bewegung war  übrigens  bereits  der  zweite  in  Oberschlesien.  Schon  im  Jahre  189.3 
h.itlen  sich  über  2000  polnische  Bcrgarl»eiter.  die  auf  der  fiscalischen  Königin  Luise- 
Grube  in  Zabrzc  arbeiteten,  zusammenRetan.:  Purkop,  der  jetzt  in  Schottland  seinen 
früheren  Beruf  fortsetzt,  und  Col legen  aus  Westfalen  leiteten  die  Bewegung.  Leider 
verfiel  sie  <kin  Gerichte;  es  dauerte  wieder  drei  Jahre,  ehe  sich  wieder  einige  Berg- 
leute fanden,  die  Mitglieder  des  Bochumer  Ber^jarlH'iterverbandcs  wurden.  Nach  der 
Reichstagswahl  von  189b  hob  sich  auch  die  Gewerkschaftsbewegung,  zumal  infolge 
dtff  Gründung  des  Arbeitemeretariats  in  Beuthen  am  i.  November  18^.  Mit 
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diesem  Sccretariat  war  die  Verwaltung  der  gewerkschaftlicben  Ein/.clmitgliedsciulflai 
verldiiuUn.  Um  den  Behörden  keine  Veranlassung  zur  Überwachung  der  Bewegung 
zu  geben,  wurden  die  »ich  zur  Organisation  meldenden  Arbeiter  als  Einzclmitglieder 
snfgcnonnncn. 

Im  Jahre  1900  begann  der  Kampf  der  Behörden  gegen  das  Arbeitersecretariat, 
über  das  man  eine  Controle  zu  erreichen  suchte.  Das  sollte  durcii  die  Anwendung 
des  §  35  der  Gewerbeordnung  geschehen.  Schon  vorher  geschah  folgendes:  Durch 
mehrere  Wochen  verschwanden  überraschend  viele  Postsendungen,  eingehende  und 
abgehende.  Die  Zahl  der  verschwundenen  ScndunRcn  belicf  ^ich  ;nif  40.  AI«, 
wir  die  Sache  in  die  Öffentlichkeit  brachten,  hörte  sie  auf.  Dem  Secretair  trug 
sein  Bericht  fiber  diese  Sache,  in  dem  er  angab,  dats  die  Postbehorde  die  Unter- 
•ndiung  unter  nichtigen  Grnskdcn  idigelefant  habe,  eine  Anklage  ein,  die  zur  Fta^ 
sprechung  führte.  £s  gelang  uns  weder  danals  noch  später,  die  Briefdiebe  xu  er- 
mitteln. 

Nnamdir  begannen  die  Verfügungen  des  Seeretairs  wegen  der  Nichtamneldang 

de^  Seoretarrnt-^.  Die  cftr  Bestrafung  wurde  bis  zur  Revisionsinstanz  verfolgt;  es 
bltd>  bei  der  Verurteilung.  Begründet  wurde  diese  nüt  der  Behauptung,  dass,  wenn 
auch  nicht  der  Seeretair,  so  doch  die  Eigentümerin  des  Secretariats,  die  Genenl' 
eomtiiisston  der  Gnccrkschaften,  materielle  Vorteile  aus  dem  Secretariate  ziehe,  wo- 
für das  Gericht  allerdings  einen  Beweis  schuldig  blieb. 

Mit  dieser  Verurteilung  hielten  wir  die  Anmeldeangelegenheit  für  erledigt;  man 
dachte  nicht  daran,  dass  der  Reditsgrandsatz  ne  Ins  in  trfm  bei  Übertretungen  gegen 
§  .15  der  Gewerbeordnung  niclu  gelte.  Kurz  nach  der  ersten  Verurteilung  kam  ein 
Strafbefehl  vo«i  100  Mark.  Der  Secretair  wurde  wieder  bestraft;  das  Revisionsgericht 
wies  den  Einwand  des  ne  bis  in  idem  zurück;  eine  unterlassene  Anmeldung  sei  ein 
Dauerdclict,  das  Tag  für  Tag  bestraft  werden  könne,  wenn  die  Anmeldung  nicht  er- 
folge. Nach  dieser  zweiten  Verurteilung  am  Amtsgericht  in  Bcuthcn  wurde  dafür 
gesorgt,  dass  die  Angelegenheit  im  Reichstage  auf  dem  Wege  einer  Interpellation 
vorgebracht  wurde.  Es  lag  dazu  eine  Veranlassung  insbesondere  deshalb  vor,  weil 
bereits  bei  anderen  Fällen  im  Reichstage  durch  den  Staatssecretair  Grafen  Posa- 
dowsky  zum  Ausdruck  gebracht  worden  war,  dass  Arbcitersecretariatc,  die  ohne 
Entgelt  Rechtsschutz  erteilen,  humanitäre  Einrichtungen  und  nicht  verpflichtet  seien, 
den  Betrieb  anzumelden.  Es  gelang,  die  Interpellation  unserer  Partei  ober  die  Vor- 
gänge in  Bcuthcn  durchzuführen,  und  zwar  so.  dass  wir  mit  dem  Ergebnis  der 
Interpellation  zufrieden  sein  konnten.  Wir  sahen  voraus,  dass  sich  das  Beuthener 
Landgericht  um  die  Reichstagsintetpellation  nidit  bdcummem  würde.  So  geschah 
es  auch  sowohl  beim  Berultmgtgericht,  wo  zwar  der  Vertreter  der  Staatsanwalt- 
schaft seinem  Principale,  dem  preussischcn  Justizminister,  gehorchen  mnsste,  der  die 
Beuthener  Staatsanwaltschaft  inzwischen  angewiesen  liatte,  die  Strafverfolgung  des 
Beuthener  Arbeitersecrelairs  zu  unterlassen,  als  audi  in  der  Revisionsinstanz,  am 
Oberlandgerichl  in  Breslau.  Hier  wurde  in  der  Begründung  des  t'rteils  vom  Vor- 
sitzenden auf  die  Verteidigung,  die  sich  insbesondere  mit  dem  Recbtsgnmdsatze 
ne  bis  in  idem  beschäftigt  hatte,  mit  Nachdruck  erklärt,  dass  der  hier  versammelte 
Strafsenat  keine  Veranlassung  hal>c,  von  seinen  »alten  Traditionen«  abzugehen.  Auch 
der  Vertreter  der  .Xnklagcbehörde  kümmerte  sich  weder  um  <lic  Reichstagsinter- 
pellation,  noch  um  die  Anweisung,  die  der  Justizminister  nach  Beuthen  gerichtet 
hatte;  er  beantragte  die  Bestrafimg};  sie  wurde  aufrediterhalten. 

Von  Bedeutung  für  die  Praxis  der  oberschlesischcn  Polizeibehörden  und  Gerichte 
waren  folgende  zwei  Fälle.  Der  erste  l)ctraf  ein  in  Beuthen  gewonnenes  Gewerkschafts- 
und Versammlungslocal.  Als  es  zur  Benutzung  des  gemieteten  Localcs  kommen 
sollte,  machte  die  Beuthener  Polizei  Schwierigkeiten ;  sie  gab  an,  die  Einrichtungen 
des  genueteten  Locales  entsprächen  nicht  den  Bestimmungen  der  Baupolizeiordtiung : 
woran  es  fehle,  wurde  uns  trotz  .\nfrage  nicht  mitgeteilt;  nach  unserer  Prüfung 


AUGUST  WINTER  •  ÜBE RSCH LESISCHE  POLIZEI,  GERICHTE,  ARBEITERBEWEGUNG  321 


des  Locals  war  der  Bau  des  Locales  in  Ordnung.  Eine  ganze  Reihe  Strafverfahren 
entwickelte  sich  aus  diesem  Kample  um  das  Local;  am  Ende,  als  den  Bewohnern 
diescN  Hauses  und  der  fH'nnchliarten  Häuser  die  Sccncn  zwisolicn  den  das 
Local  l)€treten  wollenden  Personen  und  den  das  Betreten  des  Locals  überhaupt  völlig 
verbietenden  Polizeibeamten  unangenehm  wurden,  kam  es  durdi  den  Vermieter  tu 
einer  Lösung  des  Mietsvertrages. 

Als  es  noch  uns  als  Mietern  prliörtc,  kam  es  zu  einer  Anklage  gegen  den  Secretair. 
Die^r  teilte  der  Beuthener  Polizei  mit,  dass  er  den  gemieteten  Raum  für  Arbeiten 
benutzen  werde,  die  einer  polizeilidien  Anmddnng  nicht  bedurften,  für  gewerkachaf!' 
liehe  Arbeiten,  wie  Bcitrags^^aliliingcn,  Mitgliedcraufnahintn,  ZiittniKsau  spähen, 
Unterstützungsauszahlungen  und  dergleichen.  Der  erste  Versuch  misslang.  Es  er- 
schienen dfd  Potizeibeamte,  die  mit  Androhung  von  Gewalt  die  Versamnüung  auf^ 
losten.  Auch  dieser  Vorfall  führte  zu  einem  Strafbefehl  gegen  den  Arbdtersecretair 
und  zu  einer  gerichtlichen  Verhandlung,  die  allerdings  mit  Freisprechung  endete. 
Das  Wichtigste  in  dieser  Verhandlung  waren  die  eidlichen  Zeugnisse  der  drei  Poli- 
zeibeamten.  die  die  VersommluHg  aufgelöst  hatten;  sie  sagten  eidlich  aus,  ihnen  ad 
von  ihren  Vorgesetzten  gesagt  worden,  dass,  wenn  mehr  als  zwei  Personen  im 
Localc  sich  befänden  und  Papier  auf  einem  Tisch  liege,  sie  verpflichtet  seien,  die  Ver- 
Sammlung  aufzulösen  und  die  Teilnehmer  aufzufordern,  das  Local  zu  verlassen. 
Diese  Zeugenaussagen  wurden  dazu  benutzt,  den  Oberbürgermeister  Dr.  Br&ming 
wegen  Missbrauchs  der  Amtsgewalt  und  Verleitung  zur  Gesetzesübertretung  ansM- 
zeigcn.    Dieser  Anzeige  ist  nicht  stattgegeben  worden. 

Der  zweite  Fall  war  eine  Versammlungsangelegenheit,  in  der  sich  sowohl  die  bfr> 
teiligten  Polizeibeamten,  als  auch  die  Richter  so  sclir  irrten,  dass  sie  sp&to*  «roh! 
ein  wenig  vorsichtiger  in  VersammlungsanccIcK'c-nhciten  sein  werden.  Der 
Tatbestand  war  der:  Im  ersten  Drittel  des  Monats  Januar  1903  entstand  auf  der 
bei  Beuthen  liegenden  FhnuHmtfgtn^tt  eb  Strik^;  fast  die  ganze  Bdegsdwft  be- 

teihgte  sich  an  ihm.  Unter  den  Strikenden  waren  nur  wenige,  die  organisiert  waren, 
im  Beuthener  christlichen  oder  im  Bocbumer  Verbände.  Zum  Beuthener  Verbände 
schienen  die  Strikenden  kein  Vertrauen  zu  haben,  wohl  aber  erwarteten  sie  von  dem 
Arbeitersecretariat,  wo  die  Mitglieder  des  Bochumer  Verbandes  verkehrten,  Hilfe. 
Sie  kamen  nun  zu  Hunderten  Tag  für  Tag  auf  die  Strasse,  an  der  das  Secrctariat, 
und  auf  den  grossen  Platz,  der  unmittelbar  daneben  lag.  Sie  waren  aber  ohne 
Leitung  und  wussten  nicht,  was  sie  madien  sollten.  Erst  am  fünften  Tage  des 
Ausstandes  kam  es  zu  einem  Versuche  einiger  Strikenden,  die  man  als  führende 
G>llegen  betrachten  konnte,  vom  Secretariat  Hilfe  zu  bekommen.  Dieses  verweigerte 
sie  natürlich  nicht.  In  einigen  Minuten  war  mit  den  fünf  Vertretern  auf  der  Strasse 
vor  dem  Secretariat  die  Angelegenheit  besprochen  und  ein  Beschluss  gefasst,  erstens 
dem  Gcneraldirector  der  Kaltozcitzcr  Acticnc^esellschaft.  Williger,  die  Forderungen 
der  Strikenden  mitzuteilen  und  ihn  um  eine  Unterredung  mit  den  Vertretern  zu 
bitten,  zweitens  beim  Berggewerbegeridit  den  Antr^  zu  stellen,  eine  Einigung  durch 
ein  Schiedsgericht  zu  veranlassen.  Diese  Beschlüsse  wurden  sofort  im  Secretariat 
schriftlich  fixiert,  das  Schreiben  an  Williger  wurde  von  den  Strikenden  imter- 
schrieben,  das  an  das  Berggewerbegericht  von  den  Vertretern.  Die  Angelegenheit 
war  im  besten  Gange.  Da  ersdiienen  plötzlich  durch  die  Hintertür  zwd  Polizei« 
beamte,  von  denen  der  eine,  namens  Mclzcr.  den  Secretair  fragte,  was  hier  geschehe; 
dieser  erklärte  ihm,  was  vorlag.  Als  Melzer  der  Meinung  Ausdruck  gab,  dass  eine 
unangemddete  Versammlung  vorliege,  protestierte  'der  Secretair  und  forderte  beide 
Polizeibeamte  auf,  das  Bureau  zu  verlassen  ;  was  hier  geschehe,  sei  nichts,  als  ein 
Reehlsschutzact.  Melzer  erwiderte,  dass  er  allerdings  nicht  genau  wisse,  ob  es  sich 
um  cmc  Versammlung  handle,  das  werde  aber  nicht  er  oder  der  Secretair,  sondern 
der  Staatsanwalt  entscheiden.  Nach  dem  Abgange  der  beiden  Polizdbeamten  wurde 
die  Untersehreibiing  der  Fordenmgen  fortgesetzt. 
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In  der  gerichtlichen  Verhandlung  vor  dem  Amtsgericht  erfolgte  die  Verurteilung 
dt»  Secretairs.  In  der  BenifungsinstaBz  wurde  das  unbegründete  Urteil  des  Amts- 
gerichts aufrechterhalten.  wurde  da  au'^geführt.  es  habe  zunächst  auf  der 
Strasse  vor  dem  Secretariat  eine  Versammlung  stattgefunden ;  diese  sei  dann  ira 
Bureau  fortgesetzt  worden.  Diesen  Rechtsirrtum  konnten  wir  uns  nicht  gefallen 
lassen ;  e.s  wurde  Revision  beim  Kammergericht  eingelegt.  Die  selbe  hatte  einen 
vollen  Erfolg.  Das  Kammergericht  sprach  nämlich,  ohne  es  für  nötig  zu  halten,  di-s 
Urteil  nach  dem  Beuthener  Landgericht  zurückzuverweisen,  den  Angeklagten  ohne 
wettert  frei  und  legte  sogar  die  Bezahlung  der  Verteidigungskosten,  die  der  Secre- 
tair  in  den  beiden  obiTcn  Instanzen  gehabt  hatte,  der  Staatscassc  zur  Last. 

Der  Kaiiipt  ikr  ul>cr>chlesisciu-n  Poü/oilMhördcn  gegen  die  junge  Arbeiter- 
bewegung riclUeic  sich  selbstverständlich  nicht  nur  gegen  den  Arbeitersecretair,  son- 
dern auch  gegen  andm  Genossen,  vor  allem  gegen  den  Ganbeamten  des  Bochumer 
Bergarbeitervt-rbandes,  den  ObcrscUesier  Scholty.sek.  dem  es  gelang,  eine  Saalbau- 
genossenschatt  ins  Leben  zu  rufen;  es  handelte  -^ich  zwar  nur  um  einen  Versuch. 
Das  Bettthener  Gericht  lehnte  aber  die  Eintragung  in  das  Genossenschaftsregister 
ab.  Unzutreffend  wurde  von  ihm  behauptet,  der  Zweck  der  Genossenschaft  sei  ein 
ix>litischer.  nicht  ein  wirt>ichaftliolier :  es  erklärte  die  Gcno^^^^nschaft  für  einen 
politischen  Verein.  Scholtysek  wurde  darauf  von  der  Konigshutier  Polizei  scharf 
beobachtet;  insbesondere  wurde  ihm  das  Abhalten  kleiner  Versammlungen  in  seinem 
Bureau  \crbotcn,  weil  dieses  Bureau  den  baupolizeilichen  Bestimmungen  für  Ver- 
sammlungslocale  nicht  genüge. 

Eine  solche  kleine  Versammlung  wurde  im  Jahre  igoa  dazu  benutzt,  den  Versuch 
zu  machen,  den  Genossen  Scholtysek  für  längere  Zeit  hinter  Schloss  und  Riegel  zu 
bringen.  Ein  Polizeibeaniter  gab  an,  Scht)]tysek  habe  in  dieser  Versammlung  eine 
schreckliche  Hetzrede  gehalten;  er  habe  gesagt,  die  Unternehmer  seien  »schlimmer, 
als  wilde  Tiere«;  die  Raubtiere  fräasen  nur  die  grossen  BrocJcen  und  überliessen 
die  Reste  den  kleineren  Raubtieren,  die.  Capitaiisten  dagegen  frässen  immer  alles. 
Obgleich  die  Behauptung  des  Polizeibcamtcn  von  circa  25  anderen  Personen  energisch 
bestritten  wurde,  kam  es  gegen  Scholtysek  zur  Anklage  und  gerichtlichen  Verh.md- 
lung;  der  Staatsanwalt  beantragte  sogar  gegen  den  Angeklagten  wegen  Aufreizung 
zum  Cla'^^tnhas';  eine  Strafe  von  neun  Monaten.  Das  Urteil  war  indes  ein  frei- 
sprechendes; auf  Grund  einer  derartigen  Sachlage  liess  sich  eine  Verurteilung  nicht 
begründen. 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  endlich  die  vielen  und  grossen  Processe  gegen  die 
Führer  der  Polnischen  socialistisrlu-ii  Pitrtci.  Die  Namen  der  Mornuski.  Haase, 
Goldc-Caspari  sind  bekannt.  Jalirelangc  Gefängnisstrafen  wurden  uIkt  polnische 
Sodalisten  verhängt;  trotzdem  hat  das  der  verhassten  Bewegung  nicht  geschadet. 

Der  bedeutendste  der  Beuthener  Strafprocessc  gegen  den  polnischen  Soctalismus 
war  der  im  Jahre  1902  gegen  den  Genossen  Morawski,  einen  bereits  bejahrten  und 
gerade  auch  in  Oberschlesien  tätig  gewesenen  Parteiführer,  und  gegen  die  junge, 
hochgebildete  und  mit  Geschick  und  Energie  begabte  Frau  Golde-Caspari.  Auf  die 
Einzelheiten  dieses  Processes  brauchen  wir  hier  deshalb  nicht  cinzngelien,  weil  seiner- 
zeit Berichte  darüber  durch  die  gesamte  Parteipresse  gingen.  Der  mit  russischen 
Orden  geschmückte  und  als  königlich  preusstscher  Polizeirat  ausgezeichnete  Midier 
spielte  in  die-em  Process  eine  grosse  Rolle,  sein  Spitzel  Gusner  eine  sehr  verä^tliche. 
Morawski  und  I'Vau  (Jolde  wurden  zu  sehr  schweren  (icfänignisstrafcn  verurteilt; 
jener  zu  zwei  Jahren,  weil  er  bereits  mehrfach  vorbtstralt  war,  diese,  weil  sie  noch 
unbestraft  war,  zu  einem  Jahre.  Es  handelte  rieh  in  diesem  Processe  um  die  Ver- 
brt-itnng  sogenannter  vcrhatrncr  Schriften,  die  sich  nicht  einmal  mit  den  deutschen. 
Sündern  mit  russischen  Verhältnissen  befassten.  Das  Gericht  nahm  an,  dass  die 
ineriminierten  Schriften  aufreizend  seien.  Obwohl  der  Verteidiger,  Heine,  die  Re- 
vision eingehend  begründete»  genügte  diese  dem  Reichsgericht  nicht  zur  Feststellung 
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der  l>oliaiiplet(ti  Tatsache.  da<s  die  Fesf-tcllunKt'n  <ios  Urteils  mangelhaft  seien.  Ge- 
nosse .Muraw.ski  war  nicht  nur  dadurch  noch  »chUmmer  behandelt  worden,  als  Genoääin 
Golde,  wdl  seine  Strafe  an  sich  schon  zwd  Jahre  betrug  —  durch  eine  Unter« 
suchungshaft.  die  über  ihn  fünf  Monate  lang  verhängt  wurde,  in  einer  Zeit,  in 
der  er  eine  früher  ihm  zudicticrtc  Strafe  absitzen  sollte,  wurde  seine  Strafe  um 
fünf  Monate  verlängert.  Der  Einwand  des'  Gerichts,  dass  die  Strafhaft  deshalb  in 
Untersuchungshaft  untgewandelt  worden  sei.  weil  sonst  Gefahr  vorgelegen  habe,  dass 
die  Untersuchung  durcli  X  crhindung  mit  dem  \'erteidiger  in  der  neuen  Strafsache 
gefährdet  werden  könnte,  war  deshalb  gegen&undslos,  weil  Morawski  einen  Vertei- 
diger datnals,  als  die  Strafhaft  unterbrochen  und  in  Untersuchungshaft  umgewanddt 
^vtir«le.  noch  Rar  niclu  hatte. 

Während  der  Strafhaft  hatte  die  Genossin  Golde  ein  neues  Verfahren  zu  bestehen, 
das  ihr  gefährlich  werden  konnte.  Die  Anklage  lautete  auf  Verleitung  zum  Mein- 
eide und  wurde  deshalb  beim  Schwurgericht  verhandelt  Die  Verleitung  zum  Mein- 
eide siillte  in  dem  \'crf.'.lirtn  gi-Ren  Morawski  wegen  .Vufrcüung  zum  ClassenhasS 
geschehen  sein.  Ein  Beweiäversuch  der  Anklagebehürde  misslang.  Gcno>sm  Golde 
musste  freigesprochen  werden. 

Im  December  1QO2  folgte  ein  Process  gegen  einen  Rcdacteor  der  Gozcta  Robotuicaa, 
Regen  den  uigondliilion  W'oiciechowski,  Weil  er  in  einem  .Artikel  der  genannten 
Zeuung  gegen  das  gegen  die  Genossin  Golde  ergangene  Urleil  zu  protestieren  wagte 
und  in  der  Form  einige  Satze  so  gestaltete,  dass  sie  als  beleidigend  erachtet  wurden, 
erhielt  er  neun  Monate  rit-filngnis  nach  einer  /iemlich  langen  Untersuchungshaft. 

Eine  zweite  Strafe  traf  den  schon  bestraften  Woiciecbowski  im  Frühjahr  1903. 
Wegen  Atlireiatmg  zum  Qassenhass  erhielt  er  zusätzlich  sechs  Mcmate  Gefängnis. 

Ausser  diesen  Processen  gab  es  eine  ganze  Reihe  gegen  verantwortliche  Redacteure 
der  Gazeta  Robotnicsa  —  gegen  Drosdz  mit  100  Mark  Strafe,  gegen  Lukasc^k  und 
andere. 

Zuletzt  dürfen  wir  die  gegen  Genossen  Haase  geführten  Strafprocesse  nicht  über- 
gehen. Wenn  es  richtig  ist.  was  gesagt  worden  ist.  dass  Haase  in  der  Strafsache,  die  die 
angebliche  Beleidigung  des  Pfarrers  Schmidt  betraf,  durch  sein  ungeschicktes  .Auf- 
treten sich  selbst  geschadet  hat,  durch  sein  Hinziehen  der  Verhandlung  auf  drei 
\^crhandlungstage,  durch  eine  Reihe  unnötiger  Antrige,  mit  denen  nicht  einmal  die 
Wrteidigung  immer  einverstanden  war.  so  wären  wohl  auch  ohnedies  die  Straf- 
richter zu  dem  Urteil  gekommen,  das  sie  gefällt  haben.  Genosse  Haase  wurde  in 
dieser  Strafsache  mit  einer  nctmmonatlichen  Gefängnisstrafe  bestraft  Die  Verhand- 
lungen fanden  am  2..  5.  und  6.  Mai  statt,  (i.nos^c  Heine  führte  die  Verteidigung 
und  hoRTimdete  die  Revision  Regen  das  Bci:i1kiut  l'ru  il  :  i  s  kam  auch  damals  nicht 
dazu,  dass  das  Reich-sgericht  der  Revisionsbegrundung  sicli  anschloss. 

Das  geschah  erst  in  der  Strafsache  gegen  den  polnischen  Genossen  Theodor 
Lukasczyk.  den  verantwortlichen  Redacteur  der  Gtuseta  Robotnicr  i  <V)v  einen  angtli- 
lich  aufhetzerischen  Artikel  bei  Gelegenluit  des  vorjährigen  Grubenunglücks  auf  der 
liscalischen  Kohlengrube  Königin  Luise  gebracht  hatte.  In  diesem  Falle,  in  dem  das 
Beuthener  Urteil  schon  die  in  dem  Artikel  betonte  Tatsache  der  Classenscheidung  als 
aufhetzerisch  Iwzeichnet  hatte,  kam  es  ru  einer  erfolgreichen  Revision,  die  das 
Beuthener  Urteil  so  angreift,  dass  man  neugierig  ist,  wie  das  zweite  Urteil  des 
Beuthener  Gerichts  begründet  werden  wird. 

Wiederum  wegen  Pfarrerbeleidigung,  die  besonders  in  Oberschlesien,  wo  die 
katholischen  Pfarrer  bis  jetzt  das  Heft  in  der  Hand  hatten,  gefährlich  zu  sein 
scheint,  wurde  im  October  des  vorigen  Jahres  gegen  zwei  Genossen  der  Folni-schcn 
SOCialistischcn  Partei  ein  \  erfahren  eingeleitet,  das  gegen  Woiciechowski  mit  Sechs, 
gegen  Trabelski  mit  vitr  Mon.iten  Gef.Hngnisstrafe  abschloss. 

Wenn  auch  die  neue  nationalpolnische  Partei,  die  sogenannte  Gornoslazakpartci 
der  Korfanty  und  Genossen,  nidit  eine  ausgesprochene  Arbeiterpartei  ist  und  sidi 
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sogar  di«  Anzeichen  mehren,  dass  es  mit  der  Arbeiterfreundlichkeit  der  national- 
polnischen  Führer  nicht  weit  her  ist,  so  müssen  diese  Führer  und  ihre  Organe  sich 
doch  ans  Volk  wenden,  da  es  in  Oberschlesien  ja  fast  nur  Volk  gibt,  Proletarier. 

Das  Bcuthener  fiericht  hat  den  nationalpolnischcn  Verfasser  eines  Artikels  gegen 
das  Beuthener  Urteil  in  der  Laurahütter  Wahlscandalsache  mit  einer  2%jährigen 
Gefängnisstrafe  bedacht;  das  selbe  Gericht  hat  ihm  nachher  noch  zwei  Monate  zuge- 
dacht in  einer  anderen  Rcdacteurangelegenheit. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  war  der  Process  gepen  die  Angeklagten  des 
Laurahütter  Wahlkrawalles.  Hier  war  nicht  einmal  die  Form,  das  Handwerkszeug 
des  Gerichts  in  Ordntmg:  22  Urteile  sind  lediglidi  aus  einem  formellen  Grunde  von 
der  Revisionsinstanz  atifi:cl)olK*n  worden. 

Zum  Schiuss  ist  es  nötig,  einer  Person  zu  gedenken,  die  in  allen  Phasen  des 
Kampfes  zwischen  der  Polizei  auf  der  einen  und  der  jungen  Arbeiterbewegung 
auf  der  anderen  Seite  hervortrat  und  teilweise  eine  massgebende  Rolle  spielte  und 
heute  noch  s()iclt.  Wir  meinen  den  vor  einiger  Zeit  zum  Königlichen  Polizeirat  er- 
nannten M  a  d  I  e  r  in  Beuthen.  Seine  wesentlichsten  Tätigkeiten  bestanden  in  der 
Oberwachunsr  der  politischen  Bewegung  und  des  Verkehrs  der  Ausländer  von  hier 
nach  Russland  und  rtstcrreicli  uiul  unig-^kehrt.  Mädler  arlKitct  nicht  allein,  son- 
dern hat  Spitzel  an  der  Hand :  der  oberschlesische  Industriebezirk  ist  eben 
vid  zu  gross,  als  dass  Madler.  der  allerdings  bald  hier,  bald  da,  bald 
in  Deutschland,  bald  in  Russland,  bald  in  Osterreich  ist.  alles  allein  besorgen  konnte. 
Der  Spitzel  Mädicrs,  Gusner.  ist  in  drm  Gnldc-Process  bekannt  geworden:  uns  war 
er  längst  als  Spitzel  bekannt,  seit  1898,  wcsiialb  er  mit  uns  Genossen  der  deutschen 
Socialdemokratie  keinen  Verkdir  hatte  und  sich  nnnmdir  zu  den  polnischen 
socialistischen  Genossen  wandte. 

Mädlers  Arbeit  ist.  wie  gesaRt.  nicht  bloss  die  t'berwachiing  der  ohcrschlcsischcn 
Arbeiterbewegung,  sondern  in  bcdcutcntlcni  Umfange  die  Überwachung  des  Grenz- 
verkdirs  nadi  Russland.  Er  muss  sidi  dne  ganze  Rdhe  Verdienste  um  das  Czaren- 
tum  (.Tworhcn  haben;  mit  Stolz  trüpt  er  einige  russische  Orden  an  seiner  Brust.  Er 
scheint  ein  Vertreter  der  preussischcn  Meinung  zu  sein  oder  ist  vielleicht  daraufhin 
instruiert,  dass  er  russische  Staatsangehörige,  die  er  für  verdächtig  hält,  nidit  zur 
Ausweisung  bringt  in  der  sonst  allgemein  üblichen  Art,  die  Wahl  der  Grenze  frei- 
zustellen, sondern  sie  nach  Sosnowice  bringt  und  an  die  russische  Polizei  überweist. 
Die  Kalajew-Sache  ist  bekannt;  bekannt  ist  ferner,  dass  er  im  Jahre  1902,  als  er  in 
Beuthen  zehn  Ausländer  entdeckte,  vier  von  diesen,  die  sidi  als  Russen  erwiesen» 
nach  Sosnowice  bringen  Hess. 

Ob  die  itn  vorstehenden  an  zahlreichen  Beispielen  gezeigte  Art  der  Polizd- 
behörden  in  ihrem  parteiischen  Kampfe  gegen  die  Arbeiterbewegung  in  jeder  Form 
wdter  gehen  wird  oder  nicht,  ist  schwer  zu  sagen.  Vor  allem  darf  man  nicht 
er\»  arten.  dass  die  preussichc  Regierung  für  eine  .Änderung  dieser  Zustande  eintritt. 
Wie  uberall,  so  wird  es  auch  hier  nur  dann  gelingen,  andere  Verhältnisse  zu  schaffen, 
wenn  sich  die  Arbdterbew^ung  eine  achtunggdrietende  Stellung  audi  in  Ober- 
schlesien wird  erworben  haben. 
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Der  naive  Verstand  nimmt  die  Eindrücke,  welche  die  Sinne  von  den  Dingen 
empfangein.  und  die  entsprcchlendlen  Vorstellungen  für  Eigenschaften  d«r 
Dingeu  Er  identificiert  die  Spi^^dbilder  der  Dinge  —  die  normale  Function  d«r 
Siraie  und  die  Treue  der  Vorstdlungen  vorausgesetzt  —  mit  der  Natur  dersdben. 
Er  objectiviert  sdne  Wahmefamungen. 
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Anders  die  Wissensdttft  Schon  die  Physiologie  lehrt,  dass  die  Sinnesempfindunjicii 
ein  Prodtict  sind  aus  objectivcn  und  siibjcclivai  Factoren,  Die  Licht-  und  Farben- 
eniptindung  ist  etwas  anderes  als  der  leuchtende  respective  beleuchtete  Gegenstand, 
und  die  Physik  erkannte  Iiis  vor  kurcem  den  objectivcn  Factor  in  Schwingungen 
(Vibrationen),  die  durdi  das  Medium  des  Äthers  unsere  Netzhaut  treffen.  Es  er- 
innert das  an  die  Theorie  von  Marx  über  den  Fetischcharakter  der  Waren,  denen  von 
der  Schulökonomie  der  Wert  fälschlich  als  inhärierende  Qualität  zugeschrieben  ward, 
während  er  doch  von  der  gesellschaftlichen  Verfassung,  nämlich  der  privatwirtschaft- 
lichen, herrührt .  Die  Phik>s<q>hie  hat  sodann  der  gesamten  menschlidien  Erkenntnis, 
auc!)  den  obersten,  abstracten  Fundamentalideen,  einen  anthropologisch-subjcctiven 
Ciinraktcr  zugeschrieben,  so  dass  sie  für  das  wirkliche  Sein  der  Welt  und  der  Dinge 
nicht  massgebend  seien.  Inwieweit  dies  aber  der  Fall  sei,  darüber  gehen  die  Systeme 
weit  auseinander. 

Auf  die  Spitze  getrieben  wurde  die  Auffassung  von  der  Snbjectivitilt  aller  Er- 
kenntnis in  neuester  Zeit  dtu-ch  den  Prager  Physiker  und  Philosophen  Ernst 

XI  a  c  h.  Davon  atisgehend,  dass  das.  wns  uns  wirklich  gegeben  ist,  IcdigHch 
psychische  Er  schnei  nungen  sind,  nämlich  ümpfindungjen  und  Vorstellungen,  be- 
streitet er  die  Berechtigung  alles  sicheren  Schliesscns  aus  diesen  auf  das  wirkliche 
Sein,  und  c)r  geht  darin  so  weit,  dass  er  nidit  allein  den  Substanzbegriff  ans  dem 
Inventar  der  vorausetzungsloscn  Wissenschaft  ausschaltet,  sondern  auch  den  Causal- 
lieg^-ifF.  >Die  Geschichte  der  Philosophie  der  Neuzeit«,  schreibt  Klcinpeter.  »zeigt 
eine  stetige  Entwickelung  des  Princips  der  Voraussct2ungslü>igkcii.  In  zicmlicli 
naiver  Weise  von  Bacon  und  Descartes  an  die  ^itze  der  Philosophie  gestellt,  gelangte 
das  selbe  zuerst  in  dem  Drdgestim  Locke,  Berkeley,  Hume  zur  eigentlichen  Ent- 
faltung. erf,ihrt  in  dem  System  Kants,  das  in  anderer  Richtung  bedeutungsvoll  wird, 
einen  Rückschlag,  wird  zeitweilig  ganz  zurückgedrängt,  von  Comtc.  einem  modernen 
Bacun.  als  Progranimpunct  neuerdmgs  aufgestellt  und  von  der  naturwissenschaft- 
lichen Erkenntniskritik  Macfas  und  feiner  Gesinnungsgenossen  in  allen  ihren  Con- 
sequenzon  durchgeführt.«*) 

Die  Theorie  Machs  fand  zögernde,  aber  stetig  steigende  Zustimmung.  Emen 
liocliltegci^terten  Apostel  fand  Marli  in  dem  Wiener  I'liysiologen  Theodor  Reer, 
dessen  Schrift  über  Mach-)  ein  uberschwenglidier  Dithyrambus  auf  die  neue  üffcn- 
barung  und  ihren  Urheber  ist 

Ob  da  nicht  wieder  einmal,  wie  schon  oft  in  der  Philosophie,  dn  Psendomessias 
als  der  wahre  Heiland  gefeiert  wird? 

Sehen  wir  zu. 

Unstreitig  richtig  ist,  dass  das  Material  aller  Erkenntnis  die  Sinnesempfindungen 
und  auf  ihnen  beruhenden  Vorstellungen  sind,  also  ein  Subiectives.*)  Das  ist  schon 

von  Spinoza  gelehrt  worden.  Am  deutlichsten  in  der  Schöbe  zu  P.thik  II,  Lehr- 
sat/ 20.  Das  klare  Erkennen  besteht  danach  darin,  dass  der  Geist  die  Vorstellungen 
zum  Gegenstand  des  Denkens  macht,  indem  er  an  mehreren  Vorstellungen  das  Über- 
einstimmende, das  Verschiedene  und  das  Gegensätzliche  erfasst.    Denken  ist  ver- 

*)  VcrKl-  Dr.  ll.ins  Kleinpeter:  Das  Princip  der  Voraussettttngslosigkeil  in  der  llcilage  zur  All- 
gemtintn  Zeitung  vom  7.  März  igoj. 

s)  Dr.  Theodor  Beer:  Die  IVellanschauung  eints  modernen  Natttrforschera  /DreMlen  und  Leipzig  1(^3/. 
^  »In  WiikUcbkelt  sind  die  Begriffe  der  KdrptrUchkeü,  der  MäUrie,  <les  Atoms  u.  s.  w.  nur  Vor- 
■lellBafeD.  Wenn  SMW  rieh  ficagt,  was  «»  eiKeatlkh  nm  der  fjuumtaa  Kürperwelt  wusao.  «mt  fOr  uie 
e(aen  KSrper  anannAt,  iO  findet  ana  iflUBsr  tnnr  «Im  Snane  von  CmpfindnnKeB  ond  Vontellnngen. 
Eir.'-  irAcn-  Kc  alitit  ab  dt«  ResUtlt  der  Empfiadun)^  and  VoftlellnnKen  Iftsst  sich  nicht  nachvdcen.« 
(i'rof&üjiot  Verworn.) 
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Rle:chcn(!c  Bctiachtung  des  Verhältnisses  zweier  oder  mehrerer  Vorstellungen  darauf- 
hin, was  diesen  Vor<icilungcn  gemeinsam,  was  ihnen  spccicll  eigen  und  inwiefern 
dieses  Speddle  in  einer  Vorstellung  vereinbar. 

Zum  Beistriel:  Ein  Quadrat,  tuk  Rediteck  und  ein  Kreis  luben  genetnsani,  das< 
alle  drei  F'Iächen  oder  inathcniati'-che  Figuren  sind.  Jede  dieser  Fipiiren  ist  aber  «pcd- 
fisch  verschieden  von  der  andern.  Gleichwohl  sind  ein  Qnaii'nt  und  ein  Rechteck 
keine  gegensät/.lichen  Vckrbtellungen,  denn  beide  sind  gcmc)iii>aiii  vuraiellbar,  im 
Quadrat  sind  viele  Rechtecke  enthalten.  Hingegen  dn  Krds  und  dn  Quadrat  sind 
gi^ensatzKche  Vorstellungen,  denn  dn  Quadrat  kann  nicht  zugleich  als  Kreis  vor- 
bestellt werden.  (*berb!ickt  nun  das  Denken  die  gesamte  Masse  der  Vorslcllung^en, 
so  ergibt  sich  l)ei  aller  Mann)gfaltigkeit  oder  specifischen  Verschiedenheit  der  selben 
ein  Gemeinsames:  die  Empfindung.  Sämtliclie  Vorstellungen  sind  nur  verschiedene 
Arten  der  Empfindung.  Di«  Eni]>findbng  aber  schliesst  in  sich  dn  empfindendes 
Subject.  dn  Sdendes.  Und  zwar  ein  Seiendes  schlechthin.  Der  Begriff  des  per- 
sönlichen Seins  ist  erst  das  Ergebnis  weiterer  Rellexioncn.  der  Unterscheidung  von 
Ich  und  Nicht-Idi.*)  Das  Seiende  oder  Empfindende  schlechtweg  ist  nun  nichts 
anderes,  als  der  spinozistische  Substanzbegriff,  das  ens  absolutum,  der  philo- 
sophische Gott.  »Gottt  oder  die  abs(4ute  Suitstanz  .  .  .  existiert  notwendig.«  Da  im 
Bewu^-'t^ein  keine  Vorstellung  oder  Idee  vorhanden  ist,  welche  dieser  Idee  des 
EnipfiKtleiuien  oder  Seieriden  Schranken  setzt,  sie  begrenzt,  so  scliliesst  sie  Ewig- 
kcfit  U(id  Unendlichkeit  in  sich.  Die  Substanz  ist  ewig  und  unendlich.  Die  vor- 
gleichende  Betradrtung  nun  dieser  Substanzidee  emersdts  und  der  Special  Vorstellungen 
anderersdts  ergibt,  dass  das  absolut  Seiende,  die  ewige.  tuiendKche  Substanz,  sidi  in 
mannigfaltigen  Stinswescn  (Modi)  besondert,  die  vergänglich  und  endlich  sind  und 
auf  niannigfakige  \Vei<e  wcvh'-elseitifj  auf  einander  wirken.  Die  verglcicnende  Be- 
trachtung aller  Variationen  ergibt  lerner  das  Grundprincip  aller  Proccsse:  die 
Causalität. 

Aus  der  vergldchcnden  Betrachtung  der  Mo^i  ergibt  sich  die  Untersdiddung  des 

Ich  und  Nicht-Ich.  Wir  erkennen  unser  Ich  als  einen  Modus  der  absoJuteai  Sub- 
stanz, und  zwar  als  einen  von  vielerlei  Modi  zusammengesetzten  Organi'imus.  Und 
aus  dem  Wechselspiel  der  Modi  unseres  Organismus  und  der  Einwirkung  anderer 
Modi  auf  ihn  begrdfen  wir  die  Variabilität  unserer  Empfindungen  und  Vorstd- 
lungen.  Die  Theorie  von  Mach  ist  darmn  keineswegs  ein  erkenntnistheorettscber 
Fortschritt,  sondern  eine  Verirrung.  beruhend  auf  einem  falschen  von  einer  ricfj- 
tigen  Prämisse  gezogenen  Scb.hi^s.  Die  Ri'Z'olution  der  Wissenschaft,  die  ihr  nacn- 
gerühmt  wird,  ist  vielmehr  eine  Keaclion.  die  zu  einem  höchst  bedenklichen  Skcp- 
ticismus  oder  Agnosticismus  führt  —  »Die  Wissenschaft  hat  für  uns  nur  mittd- 
bare,  nicht  unmittelbare  Gewisshdt«  — ;  was  anscheinend  die  Machsche  Theorie 
stützt,  sind  die  Irrtümer,  der  auch  die  nach  untrüglicher  Methode  uqd  strenger 
Logik  verfahrende  nml  a;ich  von  Verbalhalhicinationen' )  freie  Wissenscliaft  unter- 
worfen ist-  Allein  auf  Grund  eben  jener  Prämisse  gelangt  Spinoza  zu  der  Lehre, 
dass  das  rdne  Denkenr  dem  Irrtum  gar  nicht  umerworfen  ist  und  sdn  kann,  der 
Irrtum  vielmehr  nur  defn  Gebiet  des  empirisch  angewandten  Denkens  angehört, 
nie  classischcn  Sätze,  worin  Spinoza  diese  seine  Erkenntnistheorie  formuliert, 
lauten  :  >Alle  Ideen  sind,  sofern  sie  auf  Gott  bezogen  werden,  wahr.«    >Ivs  ist  in  den 

*)  la  der  Vorwegnähme  dieses  Kr^cUniss«":  lic^t  der  I.;i[i«:iis  iles  (  artcsiani'ii.hcn  Cogito,  ergn  «iim. 
•)  Fritz  Mauthner,  t\et  Verfasser  der  »Ircih.imtij^en  Heilräge  :u  einer  Kritik  der  Sprache  ,'Stuni;.itt  i  i 
and  von  GutUv  LamUaer  als  neuer  Kaot  gepriesen,  stbeint  zu  verkennen,  da«s  da>  eigentlkhe  Denken 
nklit  identiiirli  ist  nit  dem  Denken  in  Worten. 
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Idetn  niclit!i  Positives,  wegen  dessen  sie  falsch  hcissen.»  >Jcdc  Idei",  wclclic  in 
uns  absolut,  oder  adaquai  um!  vollkommen  ist;  ist  wahr.«  >Dic  Falschheit  hc-stcht 
in  einem  Mangel  an  Erkenntnis,  welchen  die  inadäquaten  oder  verstümmelten  und 
verworrenen  Ideen  in  sich  schliessen.«  Adäquat  ist  nämlich  jede  Idee,  die  aus  der 
vei^leichenden  Betrachtung  von  Vorstdlungen  gewonnen  wird.  Das  Denken  hat 
es  da  nur  mit  seinen  Vorstellungen  7U  tun  und  sieht  von  aller  lünpiric  ah.  »Unter 
adäquater  Idee  verstehe  ich  eine  Idee,  welche,  sofern  sie  an  sich  und  ohne  Be- 
ziehung zum  Object  betrachtet  wird  s.  w.<  Inadäquat  dagegen  ist  die  empirisciie 
Ide^  das  DenlMn,  welches  die  Ergdmisse  jener  vergleichenden  Betrachtung  der 
Vorstellungen  auf  die  wirklich  existierenden  Dinge  anwendet.  Wir  kennen  die 
Welt  der  Wirklichkeit  nur  vermittelst  der  Sinneswahrnehmungen.  Diese  bleibt 
aber  immer  fragmentarisch  (»verstümmelt«).  Sodann  verwirren  sich  häuüg  die  Sinnes- 
dndruckq  im  Gedächtnis,  tmd  ausserdem  sind  wir  vielfMh  dariiber  unklar,  was- 
bei  den  Sinneseindrücken  subjectiv  oder  objectiv  ist  (»verworren«).  Das  Mate- 
rial des  empirischen  Denkens  ist  daher  immer  unzureichend, 
um  absolut  s  i  c  Ii  c  r  e  Schlüsse  d  a  r  a  tt  s  zu  ziehen;  hier  kann  es  sich 
nur  um  grössere  und  geringere  Wahrscheinlichkeit  handeln.  Aber  die  Idee  an 
sich  ist  glcidiwohl  wahr,  das  etwaige  Falsdie  kann  nur  in  der  Anwendung  stecken, 
in  dem  auf  die  Envirie  gezogenen  S^uss.  Es  ist  wie  bei  einem  Recfaenexempel, 
zum  Beispiel  einer  Addition.  Die  Rechnung  map  vollkommen  richtig  sein, 
aber  im  Ansatz  können  sich  Fehler  eingeschlichen  haben,  weil  wir  die  wirk- 
lichen Summen  in  der  Casse,  welche  die  einzelnen  Pusten  angeben,  nur  teilweise 
kennen  oder  auch  weil  wir  sie  nicht  mdir  genau  gewusst  haben.  Obgleich  wir 
also  vollkommen  richtig  addiert  haben,  kann  doch  die  Gesamtsumme  mit  dem 
wirklichen  Inhalt  der  Casse  möglicherweise  nicht  stimmen.  Wissenschaft  und  Lehen 
liefern  hicjfür  tausendfache  Belege.  Die  .Alten  zum  Beispiel  hatten  keine  .Ahnung 
von  der  Grösse  der  Sonne  und  der  Himmelskörper,  weil  sie  die  unmittelbare  sinn- 
lidut  Wahmdimung  klein  erscheinen  lässt  Sie  schlössen  also  aus  der  Betrachtung- 
ihrer  Vorstdlungen  auf  die  wirkliche  Bescliaffenhdt,  wdl  ihnen  alles  dasjenige  noch 
Unbdcannt  war,  woraus  wir  auf  ungeheuere  firösscnmassc  schliessen.  >Die  Vor- 
stellungen des  Geistest,  heisst  es  in  der  Scholie  zum  17,  Lehrsatz,  »enthalten  an  und 
für  sich  betrachtet  kdnen  Irrtum,  der  Geist  irrt  nicht  in  dem,  was  er  vorstellt, 
sondern  nur,  sofern  er  betrachtet  wird  als  der  Idee  ermangelnd,  welche  die  Existenz 
jener  Dinge,  die  er  sich  als  gegenwärtig  vorstellt,  ausschliesst.  Denn  wemn  der 
Gdst.  während  er  nichtexistierende  Dinge  als  •-ich  gegenwärtig  vorstellt,  zugleich 
wüsste,  dass  jene  Dinge  tatsächlich  nicht  existierc,n,  so  würde  er  sidierlich  dieses 
Vorstdlungsvermogen  dnem  Vorsag  sdner  Natur,  nicht  einem  Fdiler  dersdben 
zoscfarriben.«  Man  denke  an  die  msrthologischen  Gebilde,  die  der  Gläubige  für 
wahr  hält,  während  sie  dem  Wissenden  poetischen  Reiz  gewähren. 

Weil  die  Mathematik  mit  blossen  Vorstellungen  syllogistisch  operiert,  ihr  Material 
also  vollständig  innehat,  darum  ist  auch  bei  ihr  eigentlicher  Irrttun  ausgeschlossen, 
nur  durch  Wortintum  oder  logisdic  Fehler  kann  sie  entgleisen.  Das  Qddie  gilt 
aber  auch  von  philosophischen  Axiomen  und  den  ans  ihnen  abgddtelen  Sätzen. 
Und  darin  liegt  der  hohe  Wert  des  adäquaten  Deinkens  auch, 
für  die  Empirie! 

Der  oben  angeführte  Satz,  dass  alle  Ideen,  sofern  sie  auf  Gott  (die  Substanz)  be- 
zogioi  werden,  wahr  sind,  gewinnt  nodi  eine  besondere  Bedeutung,  wenn  man  er- 
wägt, dass  auch  dio  Irrtümer  in  der  inadäquaten  Ericenntnts  die  Natur  der  Snb> 
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stanz  erkennen  lassen.  Weil  nämlich  das  Irrtümliche  daran  nur  die  Beschaffenheit 
der  wirklichen  Welt  betrifft  und  von  der  Incongruenz  des  V'orsteUungümaterials 
mit  dem  einschlägigen  Material  der  letzteren  herrfihrt,  die  Idee  an  sich  aber,  auf 
•das  Vorstellungsmaterial  allein  bezogen»  wahr  sein  muss.  Auf  den  Ansats  bezogen, 

ist  die  Roohrnuip  richtig,  wenn  sie  auch  mit  dem  Inhalt  der  Casse  nicht  stimmt. 

.A^Ile  Krkcnntnis  crscliiiesst  somit  dem  Geiste  das  unendhche  Reich  der  czvif^en 
und  unendlxchen  Modi  der  Substanz  (oder  der  Wesenheiten  der  Einseldingc) ,  das 
ihetsst  der  in  ihr  enthaltenen  Qualitäten  und  möglichen  GomlNnationen.  Und  die 
Erweiterung  der  empirisdien  Wahrnehmungen  erwdtem  auch  sie,  sofern  sie  ihr 
Material  bereichern. 

Sonach  kann  der  Substanz-  wie  der  Causalitatsbegriff  von  den  Machschen  Raisonne- 
ments  nicht  erschüttert  werden.  Beide  bleiben  unumstussliche  Fundamentalideeu 
•aller  Wissenschaft  und  alles  Wissens. 

xxx><xxxxxxxxxxxxxxxxyyxxxyy><yyyyyxxvxxxyxyx^ 

.  }Qmmm)&-'^mGUTEN  GRAUEN  DICHTER 

Kurz  nadi  dem  Erscfaetiien  sdner  GroMm  /X855/  war  Walt  Withman, 
tke  good  gray  Pott,  wie  er  von  seinen  Landaleuten  genannt  wurde, 

nachdem  er  sich,  nach  echt  americaoischer  Weise,  vorher  schon  in  mannigfachen 
Lebensberufen  versucht  und  abwechselnd  Buchdrucker,  Lehrer,  Tischler,  Rc- 
dacteur  und  Bauunternehmer  gewesen  —  in  der  Zeit  des  americanischen  Bürger- 
krieges von  1862  bis  1866  auch  Krankenpfleger,  zumeist  in  den  Hospitälern 
und  Lazaretten,  die  damals  in  Washington  und  seiner  Umgebung  eingerichtet 
waren.  Es  war  die  Zeit,  in  der  die  Cyklen  Pioniere  und  die  TromiMlschlägc 
entstanden,  von  denen  der  interessierte  Leser  einiges  in  der  bei  Diederichs  vor 
kurzem  erschienenen  von  A.  Schölennann  besorgten  Auswahlübersetzung  der 
Grashalme  finden  kann.  Whitman  verdiente  sich  damals  seinen  Lebensunter- 
halt als  Zettungscorrespondent  für  die  Ntw  York  Times,  für  The  Brooklyn 
Eagle  und  andere  Zeitschriften.  Drei  von  diesen  Correspondenzen  finden  sich 
in  dem  von  Richard  Maurice  Buckle,  einem  der  V'ollstrcckcr  des  literarischen 
Vermächtnisses  Whitmans,  1898  in  Boston  herausgegebenen  Werk  The  wounJ 
dresser,  a  scries  of  lettres,  written  fr&m  the  hospiials  in  Washin^oH,  during 
the  war  of  the  rebellion. 

Es  ist  wunderbar,  die  sympathetischen  Kräfte,  die  aus  seinen  Gesängen  auf 
■einen  übergehen,  mit  einer  seelischen  Heilkraft,  wie  zum  Beispiel  ich  für  meine 
Person  sie  ausser  von  einigen  Büchern  der  Bibel  und  Goethes  Dichtung  und 
Wahrheit  nur  eben  noch  von  Walt  Whitmans  Diditung  erfahre,  in  diitea  herr- 
ticiien  Briefen  und  den  ausgewählten  drei  Zeitungscorrenspondenzen,  die  ihnen 
bt  iq:e£:el»cn  sind,  ich  möchte  sagen:  aus  unmittelbarer,  dem  Charakter  solcher 
W'rötfentlicliungen  nach  persönlicher  Nahe  auf  sich  wirken  zu  fühlen ;  bei  einer 
Gelegenheit,  wo  der  Mensch  sich  unbewusster  gibt  und  in  seiner  alltäglichen 
Art   Und  wo  könnte  jemand  sich  unbewusster  geben,  als  in  Briefen,  die  er 
an  seine  Mutier  richtet?  ...  Es  gibt  fast  nichts  Köstlicheres,  als  ein  Weib  mit 
der  Eigenschaft  der  linden  Hand.    Eine  noch  edlere  Gottesgabe  aber  ist  diese 
linde  Hand  bei  einem  Manne,  und  gar  bei  solch'  einer  männlichen  VoHnatur, 
wie  Walt  Whitman  war,  der  gewiss  alle  Wechselfälle  des  Lebens  erfahren 
iind  ihnen  standzuhalten  gewusst   Nie  haben  sich  die  erhaltenden  und  anf- 
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bauenden  Mächte  starker  und  echter  Mannesnatur  erstaunlicher,  unmittel- 
barer und  {göttlicher  offenbart,  nie  haben  ihre  lleilströme  so  unmittelbar  in  das 
täglichste  Leben  sich  ergossen,  als  von  Walt  Whitman  aus!  Der  alte  Unterschied 
von  den  Halbgöttern  und  den  Dämonen:  nirgends  kann  er  schöner  und  klarer 
ins  Licht  treten,  als  im  Falle  Withmans  ...  Es  adgt  sich  bis  in  seine  Hand- 
schrift hinein,  von  der  das  Facsimile  einer  Widmung  auf  dem  dem  Buche  bei- 
gcpeKncn  Portrait  dieses  schönen,  grossen  und  reinen,  dieses  ersten  typisch«. n 
harmonisierten  Menschen  der  Moderne  zu  finden  ist ;  in  dieser  feinen^ 
klaren,  schönen  und  sicheren  Handschrift  mit  ihrem  sauber  ausgeprägten 
G^ensatz  von  Haar-  und  Grundstrich.  Eine  Handschrift,  wie  Goethe  sie 
hatte;  wie  alle  Genien,  die  von  den  Göttern  stammen,  sie  haben  ,  h'ivr  ein  weTii;:^ 
ins  modern  Kaufmännische,  Praktische  und  Commerciellc  nuanciert.  Die 
Handschrift  eines  Menschen,  in  dem  all  die  chaotisch  widerstrebenden,  ringen- 
den Cttlturstromungen  mid  -kräfte  moderner  Zeiten  zum  erstenmal  zu  harmo- 
nischer, reiner  und  in  sich  vollendeter  Vollkommenheit  geworden  sind.  Wie 
ein  wiedererstandener  Christus,  der  aber  hienicdcn  heimisch  geworden  i-st  und 
dem  nichts  Irdisch-Menschliches  mehr  fern  und  fremd  ist,  mutet  Whitman 
einen  an,  wenn  man  ihn  in  diesen  Aufsätzen  und  Briefen  durch  diese  Hospi- 
täler Washingtons  schreiten  sldit;  ein  wiedererstandener  Christus,  ein  hoher 
Genius,  der  sein  heiliges  Erkenntnisringen  in  sich  versöhnt  und  zum  Ausgleich 
gebracht,  der  die  nolzvcndi^r  Gelassenheit  der  Dinge  erkannt  und  sich  nun 
ganz  allen,  nun  gerechtfertigten  Leicicn  und  Freuden  des  Daseins  mit  einer 
grassen  männlichen  Liebeskraft  hingegeben  hat ;  ein  erster  Bürger  eines  irdische 
Wiridichkeit  werdenden  HimmelrHehes, 

Die  linde  Hand  des  Mannes:  immer  wieder  fühlte  ich  das,  als  ich  dieses 
seltene  Buch  las. 

Es  sei  mir  hier  vergönnt,  einen  kürzeren  jener  drei  Aufsätze  in  Ubersetzung 
mitzuteilen.  Es  ist  der  erste  von  ihnen,  Tke  Great  Army  of  the  unntnded  be- 
titelt und  in  den  New  York  Times  vom  26.  Februar  1863  veröffentlicht. 

XXX 
»Die  militairischen  Hospitäler,  Lager  für  Reconvalescenten  u.  s.  w.,  die  in 
Washington  und  seiner  Umgebung  eingerichtet  sind,  enthalten  mitunter  über 
fünfzigtausend  sieche  und  verwundete  Männer.  Alle  Arten  von  Verwun- 
dungen— ichhabegeaehen,  wie  der  blosse  AnUick  von  alledem  die  starknervigstea 
Besucher  ohnmächtig  madltc — ,  jede  Art  von  Kranldiei^  hauptsächlich  Tyhpus 
und  Ruhr,  sind  hier  im  endlosen  Zuge  eines  steten  Kommens  und  (^Jiens  .  .  . 
Das  Soldatenhospitali  Wie  viele  schlaflos  verbrachten  Nächte,  wie  mancher 
Mutter  Träne,  wie  viele  Stunden  und  Tage  banger  Ungcwissheit  in  jedem 
einzigen  der  Mittel-,  Ost-  cmd  Weststaaten  richten  sich  hierher !  Unser  heimat- 
liches New  York  selbst  wird  in  Gestalt  von  Hunderten  und  Tausenden  seiner 
jimgen  Männer  hier  sich  selbst  fühlen  —  und  Pennsylvanien,  Ohio,  Indiana 
und  all  die  West-  und  Nordweststaaten  desgleichen  und  die  Staaten  von  New 
England  ebenso. 

In  verschiedenen  von  diesen  Hospitälern  bin  ich  im  Laufe  der  letzten  beiden 

Monate  als  freiwilliger  Missionar  fast  täglich  aus-  und  eingegangen,  um  in 
einigen  der  härtesten  Fälle  von  Siechtum  und  Todesnot  Unterstützung  zu 
leisten  und  Trost  zu  bieten.  Man  hat  viel  zu  lernen,  um  gerade  hier  hilfreich 
zu  sein.  Viel  Tactgefuhl  ist  erforderiich.  Es  ist  nidit,  wie  in  anderen  Hospi- 
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tälern.    Der  bei  weitem  grösste  Teil,  man  kann  sagen:  gut  fünf  Sechstel  der 

Kranken  sind  junge  amertcanische  Männer,  intelligent,  unabhängiger  Sinnes- 
art, feinfühlig,  an  eine  rauhe,  aber  gesunde  Lebensweise  gewöhnt;  in  der 
&£ehrzahl  Farmersöhne  und  junge  Leute  aus  Handwerker-  und  Arbeiter- 
bevdlkerung  der  Städte;  denn  die  stellen  das  Militair.  Das  alles  will  in  Rück- 
sicht geiogen  sein. 

Die  Bevölkerung  unserer  nördlichen  Städte  hat  nur  eine  geringe  oder  gar 
keine  Vorstellung  von  dem  überwältigenden  Kindruck,  den  diese  Militair- 
hospitaler  und  Keconvalescentenlager  in  und  bei  Washuigton  darbieten.  Da 
sind*  hidit  bloss  so  zwei  oder  drei  oder  ein  Dutzend,  sondern  ihrer  einige 
fünfzig,  unterschiedlichsten  Umfanges.  Einige  von  ihnen  fassen  tausend  und 
mehr  Patienten.  Die  hiesigen  Zeitungen  halten  es  iür  notwendig,  täglich  ein 
Hospitalverzeichnis  zu  bringen  —  eine  lange,  lange  Liste;  ungefähr  nach  der 
An  der  Kirchenverzetchnisse  in  New  York,  l'hiladelphia  oder  lioston. 

Die  Regierung  —  ich  meine,  dass  sie  sich  redlich  bemüht  hal^  in  diesen 
traarigen  Angelegenheiten  so  gut  und  schnell,  wie  möglich,  zu  handeln  —  hat 
nach  und  nach  Hospitäler  in  Parcellcn  von  einstöckigen  Holzbaracken  anl^en 
lassen,  mit  Zelten  und  Schuppen  dabei  zum  Kochen  und  zu  anderen  notwendigen 

Verrichtungen. 

Im  grosen  und  ganzen  ist  alles  aui  das  vortretYlichste  seinen  Zwecken  an- 
gepasst ;  besser,  als  dies  in  den  Kirchen  und  den  grossen  ötlentlichen  Gdiauden, 
wie  dem  Patentbnreau  zum  Beispiel,  möglich  war.  Diese  neuerdings  eingerich- 
teten Schuppen  sind  lange,  einstöckige  Gebäude;  meist  in  eine  Reihe  geordnet, 
mit  dem  Giebel  nach  der  Strasse  und  nach  dem  Alphabet  bezeichnet;  Saal  A 
oder  ß,  C,  D,  und  so  fort;  oder  Saal  i,  2,  3  u.  s.  w.  Der  mittelste  hat  einen 
Flaggenstock  und  ist  das  Bureau  des  ganzen  G>mp1exes,  mit  Räumen  für  die 
Wundärzte  und  anderes  Personal.  Jeder  von  diesen  Schuppen  und  Sälen  fasst 
60  Retten;  zuweilen  aber,  in  dringenden  .Votfällcn,  werden  die  Betten  enger 
zusammengerückt,  und  es  konnncn  noch  u  eiche  hinzu.  Einige  von  den  Baracken 
sind  breiter  und  haben,  natürlich,  mehr  Lmlieger.  Es  gibt  auch  sehr  viele 
Zelte;  und  sie  sind  bequemer,  als  man  sich  vorstellt,  was  man  auch  immer  an 
den  Armeeeinrichtungen  aussetzen  mag. 

Jc<U  :  Saal  hat  einen  Obcraufscher  und,  für  gewöhnlich,  einen  Wärter  für 
je  zehn  oder  elf  Kranke.  Ein  Wundarzt  hat  im  allgemoincn,  wenn  schon  es 
Ausnaiimcn  gibt,  zwei  Säle  unter  sich,  in  einigen  Saien  gibt  es  wcibliciie 
X^ärter:  die  Vorrats-  und  Werkzeugsale  haben  einige  ^'anz  vortreffliche.  Be- 
sonders zu  rühmen  wäre  eine  in  Saal  £. 

Wenige  Wochm  nur  früher  waren  noch  die  weiten  Räume  des  zweiten  Stock- 

Werkes  von  Washingtons  stolzestem  Gebäude,  dem  Patentbureau,  gedrängt  ge- 
füllt mit  Reihen  siecher,  schwcrvcrwundctcr  und  sterbender  Soldaten.  Sic 
waren  untergebracht  in  drei  sehr  weitläufigen  Räumen  .  .  .  Ich  kam  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  dahin.  Es  war  ein  strenger,  feierlicher  und,  mit  all  seinen 
Scenen  von  Leid  und  Sterben,  überwältigender  Eindruck.  Manchmal  kam  ich 
zur  \.'iclit  dorthin,  um  in  einigen  besonderen  Fällen  Trost  und  Erleichterung 
zu  bringen;  zuweilen,  fand  ich,  war  nichts  von  nöten,  als  eine  kleine  Aufrichtung 
und  ein  hebreicher  Zuspruch,  damit  sie  Schlaf  fanden.  Zwei  von  den  gewal- 
tigen Räumen  waren  mit  hohen  und  dichten  Glasgdiäusen  angefüllt,  in  denen 
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sich  Miniaturmodcllc  von  allerlei  Arten  Gerätschaften.  Maschinen,  von  allen 
möglichen  Erfindungen,  Curiositäten  und  fremdländische  Geschenke  ixfanden. 
Zwischen  diesen  Gehäusen  waren  seitliche  Durchgänge,  ungefähr  acht. Fuss 
breit  und  ebensotief;  und  in  ihnen  waren  viele  von  doi  Kranken  untergdwadit; 

ausserdem  befand  sich  eine  lange  Doppelreihe,  hinauf  und  hinab,  in  der  Mitte 
der  Halle.  Viele  von  ihnen  waren  sehr  schwere  Falle  von  Verwundungen  und 
Amputationen.  Und  dann  lief  da,  oben  um  die  Halle,  eine  Galerie,  in  der  man 
l^eichfalls  Betten  aufgestellt  hatte.  Es  war  in  der  Tat  ein  ganz  eigenartiger 
Anblick,  wenn  man  das  alles  zur  Nachtzeit  sah.  Die  Glasgehäuse,  die  Betten» 
die  Kranken,  die  Galerie  oben  und  der  Mannorfussboden  unten ;  all  das  Leiden 
un»l  die  unterschiedlichen  (irade  von  Standhaftigkeit.  mit  denen  es  ertragen 
wurde.  Hier  und  dort  stirbt  irgend  ein  armer  Teufel :  abgezehrt  sein  Gesicht 
und  verglast  seine  Augen ;  der  Wärter  ihm  zur  Seite  imd  der  Arzt ;  aber  weder 
Freund  noch  Verwandter  —  das  waren  so  ungefähr  die  Eindrücke,  die  man 
im  Patenthurean  empfing.  Inzwischen  sind  nun  also  die  Verwundeten  VOn  da 
fortgeschafft  worden,  und  es  steht  nun  wieder  leer. 

Es  versteht  sich,  dass  es  unter  den  Tausenden  von  Soldaten,  die  in  diesen 
Hosp^älem  darnieder  liegen,  alle  möglichen  Einzelfälle  gibt  Wenn  ich  in 
meinen  Heften  blättere,  so  bin  ich  in  Verlegenheit,  welche  ich  nun  gleich 
wählen  soll,  um  die  Erlebnisse  all  (licser  jungen  Leute  im  Durchschnitt  zu  kenn- 
zeichnen. Ich  kann  im  allgemeinen  nur  sagen,  dass  es  nicht  möglich  ist,  in  der 
Ertragung  all  solcher  Leiden  mehr  männlichen  Mut  zu  zeigen,  als  ich  ihn 
hier  finde. 

Da  ist  zum  Beispiel  ein  Fall  in  Saal  6  des  Campbeller  Hospitals;  ein  jtmgcr 
Mann  aus  dem  Kreise  Plymouth  (Massachusets)  ;  der  Sohn  eines  Farmers, 
zwischen  zwanzig  und  einundzwanzig;  durchaus  Soldat;  ein  echter  junger  Ame- 
ricancr;  aber  sehr  zart-  und  feinfühlig.  Den  grÖssten  Teil  des  December  und 
Januar  lag  er  sehr  schwer  darnieder,  und  eine  ganze  Zeit  lang  glaubte  ich  nicht, 
dass  er  sich  wieder  herausniaclicn  werde.  Eine  hartnäckige  Ruhr  hatte  ihn 
damiedergestreckt ;  sein  Magen  hcliidt  nicht  das  Geringste  bei  sich:  die  Hälfte 
der  Zeit  brachte  er  mit  Erbrechen  hin.  Es  war  vielleicht  der  schlimmste 
Fall.  Lasst  midi  seine  Geadlichte  erzählen:  sie  ist  nur  eine  von  denen 
Tausender. 

Er  war  schon  einige  Zeit  beim  Regiment  krank  gewesen,  in  der  Front :  alier 
er  hatte  seine  Schuldigkeit  getan,  so  lange  er  noch  irgend  vcrmnelile,  und  hatte 
an  der  Schlacht  von  Fredericksburg  mit  teilgenommen.  Bald  danach  wurde  er 
in  das  Regimentslazarett  gebracht.  Es  ging  ihm  sdir  scbledit  Er  kminte 
nicht  das  Mindeste  essen.  Der  Arzt  sagte  ihm,  dass  er  hier  nichts  für  ihn  tun 
könne.  Der  arme  Kerl  liegt  im  Fieber;  findet,  da  man  ihm  nicht  helfen  kann, 
geringe  oder  gar  keine  Beachtung;  liegt  in  diesem  'Zustand  auf  dem  blossen 
Erdboden.  Gegen  Ende  December  wird  er  in  äusserst  entkräftetem  Zustand 
von  der  Front  weggeschickt,  von  Falmouth-Station  aus  auf  einem  Fahrzeug 
mit  offenem  Deck,  soldier  Art,  wie  die.  auf  denen  die  Schweine  nach  dem 
Norden  transportiert  werden,  und  dampft  dann  mit  einem  grossen  Haufen 
anderer  zu  Boot  nach  der  Aquiabucht :  niederfallend  wie  ein  Sack  da.  wo  man 
ihn  hinbringt;  zu  krank  und  schwach,  um  sitzen  oder  in  irgend  einer  Hinsichi 
sich  selbst  helfen  zu  können.  Niemand  spricht  mit  ihm  oder  steht  ihm  bei; 
er  hat  weder  Speise  noch  Trank;  wird,  mitten  in  der  grossen  Masse  der  Kranken, 
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nm  der  voUkoniincnäten  Gleichgiltigkeit  behandelt  oder  zuweilen  gar  mit 
brutaler  Roheit. 

Auf  dem  Boot  zieht  er,  wenn  die  Nacht  kommt  mid  es  kalt  wifd,  lange  an  den 
Decken,  die  er  in  seinem  Mantclsack  hat;  aber  er  ist  zu  entkräftet.  Er  bittet 
einen  von  flcn  Autschern,  die  auf  Deck  hin-  und  hcrp;elien.  ilnii  für  einen  Augen- 
blick Beistand  zu  leisten:  der  Mann  fragt  ihn  brüsk,  ob  er  sich  nicht  selbst  helfen 
könne.  £r  antwortet :  nein !  Er  hat  mehr  als  eine  halbe  Stunde  an  der  Decke 
gezogen,  aber  er  ist  allein  zu  schwach,  tun  sie  heraus  zu  bekommen.  Der  Mann 
entgegnet:  dann  müsse  es  ohne  das  gehen,  und  geht  seiner  Wege.  So  lag  H., 
frosterstarrt  und  durchfeuchtet,  Nacht  für  Nacht  auf  Deck,  ohne  irgend  etwas 
unter  oder  über  sich,  weil  ihm  seine  zwei  guten  Decken  unerreichbar  waren. 
Es  hat  ihm  grossen  Schaden  getan ;  fast  hat  es  ihn  das  Leben  gekostet. 

In  Washington  angelangt,  wurde  er  ans  Ufer  gebracht  und  auf  der  Werft 
zurückgelassen  mit  dem  grossen  Haufen,  genau  so,  wie  zuvor,  ohne  Speise  und 
ohne  Trank  für  seinen  verdorrten  Mund;  und  keine  Hand  hat  sich  gerührt,  sein 
Gesicht  vor  der  Vorniittagssonne  zu  schützen.  Endlich,  nachdem  er  iwch 
einen  Transport  von  zwei  Meilen  vcm  der  Ambidanz  zum  Hospital  über- 
standen, bekam  er  ein  Bett  angewiesen  (Bete  49,  Saal  6,  im  Campbeller  Hos^ 
pital;  Januar  und  Februar  1863),  auf  dem  er  besinnungslos  zusammenbrach. 
Aber  der  Saalaufseher  —  er  hat  inzwischen  gewechselt  —  kam  zu  ihm  mit  ilcm 
barschen  Befehl,  wieder  auizustcheii ;  das  Reglement,  sagte  er,  gestatte  nie- 
mand, solchermassen  mit  seinen  eigenen  Kleidern  dazuli^en.  Er  musste  sich 
erheben,  musste  sich  zunächst  zum  Baderaum  begeben»  wurde  gebadet,  t^a4r 
ward  genötigt,  seine  Kleidung  völlig  umzutau>chen  —  ein  sehr  vortreffliches 
Ivcglement,  vorausgesct/t,  dass  es  richtig  gehandhabl  wird  I  — ;  er  wurde  in 
den  Baderaum  gezogen  und  gehörig  mit  kaltem  Wasser  abgewaschen.  Die 
Wärter,  zunächst  ganz  passiv,  setzten  sich  erst  dann  in  Bewegung,  als  plötzfich 
der  halb  erstarrte  und  kraftlose  Körper  ohnmächtig  in  ihre  Arme  fiel;  brachten 
ilni  '^rlilciinis^'st  ins  Bett  zurück;  völlig  ohne  Bewusstsein,  vielloichi  sterbend. 

Armer  junge!  Die  lange  Folge  von  Ersciiöpfnngen,  l'ntbehrungcn,  von 
Härte,  Nahrungsmangel;  weder  liebreiche  Rede  noch  Tat,  sondern  jede  Axt 
von  Barschheit  und  Unverschämtheit,  Ffihltosigkeit ;  karger  oder  brutaler  Bei- 
stand, die  ihm  mit  Messerschärfe  in  sein  empfindsames  Herz  schnitten,  hatten 
schliesslich  das  ihrige  getan.  Und  so  lag  er  denn  schliesslich,  zmveilcn  ohne 
Bewusstsein,  stets  schweigend,  ohne  mit  jemand  zu  sprechen,  tagelang  den 
sicheren  Tod  in  Aussicht;  den  er  freilich  nicht  fürchtete,  sondern  willkommen 
hiess.  Sein  Herz  war  gebrochen.  Er  fühlte,  dass  sein  Leben  fürder  ohne 
Nutz  war.  Gott,  die  Welt,  die  Mensdien  —  alles  hat  ihn  verlassen.  Es 
würde  ihm  so  gut  tun,  die  Augen  für  immer  vor  all  den  fürchterlichen  Dingen 
um  ihn  und  in  der  Vergangenheit  zu  scliliessen. 

Der  Zufall  wollte,  dass  ich  ihn  in  dieser  Zeit  fand.  Ich  ging  dnes  Abends 
in  der  Dämmerzeit  durch  den  Saal  6  —  am  4.  Januar,  glaub'  ich  — ,  und  ge- 
wahrte seine  verglasten  Augen,  mit  ihrem  Ausdruck  von  \  erzweif lung  und 
Hoffnungslosigkeit,  verfallen  tmd  fahl  sein  Gesicht.  Man  lernt  m  solch'  einem 
Hospital  gar  schnell  sehen,  um  was  es  sich  handelt;  und  wie  ich  nun  bei  ihm 
verweilte  und  ein  paar  ernste  Worte  allgemeinen  Inhaltes  an  ihn  richtete,  auf 
die  er  keine  Antwort  gab,  da  sah  idi  sogleich,  dass  hier  vor  allen  Dingen  eine 
seelische  Behandlung  von  noten  war,  und  dann  erst  Nahrung  und  Medicin.  Be- 
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huisani  Hess  ich  mich  bei  ihm  nieder;  schwieg  einige  Zeit;  ich  sehe,  es  tut  ihm 
gut,  lass  ihn  zunächst  selbst  einiges  reden;  zeige  mich  interessiert;  schreibe 
einen  Brief  an  seine  Angdiörigen  in  Massachusets  für  ihn  (an  L.  H.,  Campbell, 
Krds  Plymouth) ;  beruhige  ihn»  wie  ich  sehe,  es  verursacht  ihm  zu  viel  Auf- 
regung und  dass  ihm  die  Tränen  in  den  Augen  stehen;  gebe  ihm  ein  paar 
Kleinigkeiten  und  sage  ihm,  dass  ich  bald  wiederkommen  würde.  .  .  Er  hat  mir 
nachher  gestanden,  dass  diesw  kurze  Besuch  und  diese  kurzen  Augenblicke  ihn 
gerettet  hätten;  einen  Tzg  später:  und  es  wäre  vielleicht  zu  spät  gewesen. 

Natürlich  vergass  ich  ihn  nicht ;  zumal  er  ein  angenehmer  Bursch  war.  Er 
blieb  sehr  krank  —  übergab  sich  den  Tag  über  sehr  viel;  hatte  häufig  Durch- 
fall und  dazu  eine  Art  von  Katarrh,  wie  der  Arzt  sagte.  Eine  Zeitlang  be- 
suchte ich  ihn  Ti^g  fax  tMg,  munterte  ihn  auf,  gab  ilutt  hin  und  wieder  ein  paar 
Kieidgkdten ;  auch  ein  wenig  Geld  —  er  hatte  zum  Beispiel  Appetit  auf  einen 
Trunk  frische  Milch,  wenn  sie,  um  gekauft  zu  werden,  durch  den  Saal  ge- 
bracht wurde.  .  .  Für  eine  Reihe  von  Woclien  war  sein  Zustand  in  der  Schwebe; 
manchmal  meinte  ich,  dass  wohl  keine  ilottnung  mehr  für  ihn  wäre;  aber  all- 
mählich ging  es  ihm  besser;  er  stand  auf,  kleidete  sich  an  und  ging  auf  und 
ab;  täglich.  Er  wird  nicht  sterben»  sondern  gesund  werden. 

Eines  Abends,  als  ich  durch  den  Saal  ging,  rief  er  mich  an  —  er  möchte  mir 
ein  paar  Worte  im  besonderen  sagen.  Ich  setzte  mich  zu  ihm  aufs  Bett  in  der 
Dämmerung  des  langen  Raumes,  wo  die  verwundeten  Soldaten  in  ihren  Betten 
lagen  oder  hin-  und  hergingen.  H.  sagte  mir,  ich  hätte  ihm  das  Leben  ge- 
rettet. Er  war  sehr  ernst  gestimmt.  Das  war  einer  von  den  Augenblicken,  die 
einem  PHeger  in  einem  Militairhospital  seine  Mähen  tattsmdfach  lohnen  und 

die  er  nie  in  seinem  Leben  ver^jisst. 

Ein  Mann  wohltatiger  Gesinnung,  mit  den  richtigen  Eigenschaften  und  dem 
reehten  Tactgefuhl  ausgestattet,  kann  sich  wohl  in  all  dieser  herben  Welt 
keine  besseren  Verdienste  erwerben,  als  jetzt  hier  in  diesen  Mälitairliospitälcm, 
unter  vielen  Tausenden  so  si  hr  I)eclürftiger  junger  Männer.  Die  Armee  ist 
so  sehr  jung  —  tnul  so  weit  mehr  amcricanisch,  als  ich  daclite.  Ihr  Leser,  wie 
kann  ich  euch  den  stunmicn,  rufenden  Blic[^  aus  so  manchen  Mannes  Auge,  von 
so  manchem  Siechbett  her  beschreiben,  der  euch  folgt,  wenn  ihr  durch  einen 
dieser  Säle  schreitet?  Dies  gewahren  und  sich  ausser  stände  fühlen,  zu  helfen, 
ausser  in  wenigen  Fällen  —  ach,  so  gar  wenigen,  die  ungeheuere  Zahl  leidender 
Menschen  in  Betracht  gezogen!  — :  es  könnte  einem  das  Herz  zerreissen  .  .  . 
Nun,  ich  gehe  unter  ihnen  umher,  muntere  auf,  gebe  hier  und  da  ein  wenig 
Geld  und  verteile  ztuncist  Briefpapier  und  Couverts,  Orangen,  Tabak,  Gelte 
und  dergleichen. 

Mancherlei  verdient  in  diesen  Hospitälern  mit  scharfer  Kritik  angemerkt  zu 
werden.  Die  Regierung  sorgt  sich  ja  gewiss  und  ist  in  ihren  Massnahmen  für 
die  Kranlwn  umsichtig:  aber  das  Weric  selbst  wird  durch  Hunderte  von  An- 
gestellten besorgt,  Angestellten  von  allen  moglidien  Graden,  die  oft  durchaus 
die  nötigen  Eigenschaften  vermissen  lassen.  Da  ist  Tyrannei  und  Misstraucn 
in  allen  möglichen  Graden,  und  besonders  bei  den  Subalternen ;  einige  von  den 
Abteilungsärzten  sind  nachlässig,  roh,  launisch  oder  auch  wieder  in  einer  un- 
angebrachten Weise  genau.  Einen  fand  ich,  der  den  Leuten  jede  geringste 
Zerstreuung  versagte  und  der  sie  um  jeder  Bagatelle  willen  in  Arrest  schickte. 
Im  allgemeinen  s|rielen  sidi  die  Vorstdwr  —  besonders  die  Neulinge  mit  ihren 
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Streifen  iind  AlM»idwn  —  sn  sehr  auf.  Vor  allem  aber  sollten  gerade  Hospi> 
tälcr,  in  denen  junge  americanische  Soldaten,  die  im  freiwilligen  Dienst  für  ihr 
Vaterland  verwundet  worden  sind,  frei  sein  von  allen  möglichen  militairischen 
Conventionen  und  Ausserlichkeiten.  Leider  sind  sie  es  n  i  c  h  t  .  .  .  .« 
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Wirtschaft 

In  unserer  letzten  Rundschau  ^rerfolgten 
wir  die  HIBERNIA  -  Affaire  bis 
atur  Vorbereitung  der  Generalver- 
SAmmlnng  in  Düsseldorf.    Hier  fiel 

am  27.  Auglist  die  Verstaatlichung<^offcrtc 
mit    29651400  M.    Actiencapital  gegen 
a65taoo  M.  vertretenen  Capitals.  Zuvimt 
war    jedoch  die  Dresdner  ßanfc-Gruppc, 
die  18  Mill.  AI.  umfasste,  ausgeschieden, 
offenbar,  um  später  die  Giitigkeit  de  r  Be- 
schlüsse anfechten  zu  können.  Anderer- 
seits   suchte    die  siegende  Partei  gleich 
noch  für  die  Zukunft  vorzubeugen :  es 
wurde  eine  Capitalserhöhtmg   um  6¥i 
Mill.  M.  beschlossen  und  mgleich  nach 
Möglichkeit  dagegen  Vorkehrung  getrof- 
fen, dass  die  neuen  Actien  in  die  Hände 
der  Verstaatlichungsfreunde  geraten  und 
deren  Einflu««  sthrkm.   ^\iin.  wie  beab- 
sichtigt, sciiwachen  konnten.  In  dem  zum 
Beschluss  erhobenen  Verwaltungsantrag 
hfi^^t  c> :  »Das  Rezugsrecht  der  Aclio- 
nare  aut  die  neu  auszugebenden  Actien 
wird  au^gcschlosscn  und  der  Vorstand  er- 
mächtigt, im  Einvernehmen  mit  dem  Auf- 
sichtsrat die  Einzelheiten  der  Actienaus- 
galK*  fe^tzuM  i^^cn  und  .\ctien  zu  begeben. 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  sollen  ermäch- 
tigt sein,  die. Offerten  solcher  Per- 
sonen   und    Institute  abzulehnen, 
von  welchem  nach  ihrem  Ermessen  anzu- 
nehmen ist.  dass  von  ihnen  der  Besitz  der 
neuen  Actien  benutzt  werde,     um  den 
Fortbestand    der    Ge.sellschalt    zu  ge- 
fährden.« Die  neuen  .Actien  sollen  also 
das  Stimmengewtcht  der  Verstaatlichungs- 
gegner stärken;  sonst  lag.  wie  Justizrat 
VVinterteld  ganz  offen  zugab,  ein  dringen- 
des Gcldbedürfnis    eigentlich  in  keiner 
Weise  ffir  das  Unternehmen  vor. 
Zunächst  wird  nunmehr  das  Gericht  zu 
sprechen    haben.     In    der  Zwischenzeit 
werden  beide  streitende  Teile  durch  wei- 
tere Actienerwerhungen  ihre  Po^itimi  zu 
stärken  suchen,  wobei  vor  der  Hand  nur 


die  Gruppe  der  Dresdner  Bank  gewinnen 
konnte,  da  die  Gegengruppe  kaum  noch 
irj^endwelches  freies  Material  vorfindet. 
Vielerlei  Anzeidien  sprechen  ferner  da- 
für, dass  schliesslich  manche  Gegner  gan.: 
gern  zu  Freunden    der  Verstaatlichung 
werden  würden,  wenn    die  Regierung 
unterdes  den  Ankaufspreis  genügend  er- 
höht. Die  Dresdner  Bank  hat  am  13.  Sep- 
tember  die    Einberufung    einer  neuen, 
ausserordentlichen     GeneraK  er.^ammhuig 
beantragt,:  vielleicht  kommt  es  sdion  hier- 
bei zu  überraschenden  Ergebnissen.  Der 
Handelsmintster  hat  unterdes  bestimmt 
ankündigen  lassen,  dass  er  vom  Landuge 
den   .Ankauf  der   Hälfte  des  Hibemia- 
capitals  genehmigen  lassen  wolle. 
Ferner  hat  am  16.  September  die  Zechen- 
bcsitzer\-ersammlung  des  Koh!rii>yndik:it. 
dem  Vorstand  zu  neuen  V^erhandlungen 
mit   dem   Fiscus  über  dessen  Beitritt 
Vollmacht  erteilt.  —  Unseres  Erachtens 
könnte   die   preussische   Regierung  gar 
keinen  grösseren   Fehler  ^ehen.  als 
wenn  sie  mit  ihrem  ganzen  in  Frage 
kommenden    Besitz    von    Gruben  und 
Kühlen fcidern  dem  Syndikat  beitrite.  Die 
Position,  die  sie  anstreben  muss,  wäre 
vielmehr:    Einfluss  im  Syndikat,  aber 
auch  eine  genügend  breite  Production.s- 
basis  ausserhalb  des  Syndikats,  um 
von  hier  aus  im  Ernstfalle  eine  selbstän- 
dige Preis-  und  Aljs.ntzpolitik  vrrfolscn 
ZU  können.    Da-,  allerbeste  wäre  trciiich. 
wenn   ein   einschneidendes  Cartetlgesetz 
allen  monopolistischen  Gebilden  bestimmte 
Zuge!  anlegte. 

X  X 
Getreide-  sowohl  wie  Baumwollernten  be- 
schäftigen noch  immer  die  Aufmerksam- 
keit in  ungewöhnlichem  Masse.  Die  ersten 
Befürchtungen,  die  durch  die  langandau- 
emde  grosse  Trockenheit  erregt  wurden, 
haben  sich  Ixim  GETREIDE  wohl  aN 
ubertrieben  herausgestellt.  Man  wird  zwar 
im  begonnenen  Emtejahr  mit  höheren 
Preisen  zu  rechnen  haben,  jedoch  keines- 
falls mit  Xotstandspreisen,  wie  wir  sie 
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saletzt  noch  in  der  ersten  Hälfte  1898, 
itr.tcr  den  Spcculationen  Leiters  in  Oii- 
cagü  zu  verzeichnen  hatten.  Der  Ix)nd(HRT 
Sltüst  zieht  hier  für  Weizen  ganz 
interessante  Vergleiche.  Damals  stieg 
Weizen  in  England  bis  auf  45  und  50  s. 
pro  q. ;  in  der  ersten  Septemberwoche 
pendelte  er  um  30  s.  Die  Weltemte  er- 
gab damals  ^91  Mill.  q.,  heate  wird  sie 
trotz  des  Ausfalles  in  America  (Ver- 
emigte  Staaten  und  Canada  1904- 1905  75 
Mill.  q.  statt  1897- 1898  85  Mill.  q.)  auf 
3SS  Mill.  q.  zu  schätzen  sein.  Den  Zu- 
schussbedarf Europas  schätzt  der  Statist 
auf  60  (statt  1897*1898  53^/«)  Mill.  q.. 
den  .\ussereuropas  auf  6,5  (statt  4)  Mill. 
q..  so  dass  also  —  auch  den  mit  der  Be- 
völkerungszunahme gtslicgcnen  Eigen- 
bedarf der  Exportländer  berücksichtigt 
—  noch  immer  betziditlich  günstigere 
Angebotsverhältntsse  gegen  damals  fest- 
zustellen waren. 

Bei  uns  wird  allerdings  die  Grösse  der 

K  .1  r  t  o  f  f  e  1  e  r  n  t  i-  noch  von  Einfluss 
sein.  Schlechte  Ernten  und  hohe  Preise 
steigern  hier  stets  die  Nachfrage  nach 
Brot  und  damit  die  Kompreise.  Ferner 
erschweren  >ie  die  Durchfüttcrung  des 
Viehes,  führen  also,  nach  einer  Periode 
rascher  Abschlacfatungen  und  gedrückte- 
rer Fidsehpreise,  zur  Fleischvertenemng, 
Doch  scheint  man  auch  ulicr  die  wahr- 
scheinlichen Kartoffel-  und  Eutterernten 
jetzt  rahiger  zu  denken,  obwohl  voraus- 
sichtlich h<)chstens  von  einem  mittel- 
guten Ertrag  die  Rede  sein  kann. 
X  X 

Der  BAUMWOLLMARKT  hat  Anfang 

September  nochmals  wilde  Schwankun- 
gen erfahren.  Die  Speculation  madite 
sich  das  Zusammenschmelzen  der  alten 
Vorräte  und  die  Unsicherheit  der  neuen 
Ernte  zu  nutze.  Der  jüngste  Monats- 
bericht des  Washingtoner  Landwirt- 
schaftsamtes (für  den  25.  August)  ist 
nicht  ungünstig:  der  Stand  von  84,1 
(allerdings  gegen  91. f)  am  25.  Juli  )  ist 
besser,  als  der  zehnjährige  Durchschnitt 
(73,2).  Da  auch  eine  bedeutende  Ausdeh- 
nrnt;  anirritanischen  Areals  in  Fragt- 
kommt,  so  wurde  etwa  eine  Ernte  von 
II  Mill.  Ballen  zu  erwarten  sein.  Im 
Vorjahre (Sais<«i  1003-1904)  betrug  >ii' nur 
10  Mill.  Ballen  (nach  King-Ncw  York 
10002026  Ballen,  nach  Hestcr-N'cw  Or- 
leans 10 Ol  1374  Ballen).  Die  Hester- 
schen  Schitzungen  lauten  im  einzelnen, 
das  Rccrjrdjahr  1898-1899  als  Ausgangs- 
punct  herangezogen: 
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Die  Ernte  von  rooii  374  Ballen,  die  für 

das  mit  dem  Juni  ahgclaufcne  Fiscaljahr 
1SK>3-I904  ausgewiesen  wird,  war  die 
kleinste  seit  1899-1900  und,  abgesehen 
hiervon,  die  kleinste  seit  1896-1897.  Sie 
war  7%  kleiner,  als  1902-1903,  und  n% 
kleiner,  als  die  Recordernte  von  1898-1899. 
Mit  den  diesmaligen  11  Millionen  würde 
die  abnorme  Weltbauniwollnot  zunächst 
leidlich  überwunden  sein.  Die  Gewin- 
nung neuer  Anbaudistricie  bleibt  jedoch 
nach  wie  vor  eine  Notwendigst  für  den 
rapid  sich  ausdehnenden  iadnstrieUen 
Consum. 

X  X 

Der  internationale  SCHIFFAHRTS- 
krieg  hat  wieder  einmal,  Ende  August, 
zu  (Konferenzen  in  Frankfurt  a.  M.,  je- 
doch noch  lange  nicht  zu  einem  Friedcns- 
schluss  geführt.  Uberaus  lehrreich  i>t  die 
Personen  Verkehrsstatistik  (seit  Jahresbe- 
ginn bis  Ende  der  ersten  August woche). 
Uber  den  Atlantischen  Ocean,  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  Europa  fuh- 
ren : 


wcatwirta 

oatwfats 

»W 
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in  I.  Caiflte  .  . 
.  II.      M      .  . 
im  /wischendeck 
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Die  bessergestellten  Cajütenpassagiere 
zeigen  also  überhaupt  keine  allzu  grossen 
Veränderungen,  trotz  der  Saint  Louiser 
Weltausstellung.  Für  die  ärmeren  Zwi- 
schentfeckspassagiere  ist  wiederum  nicht 
der  Fahrpreis,  sondern  der  allgemeine 
americanischc  Geschäftsgang  entscliei- 
dend.  Trotz  stark  verminderter  Fahr- 
knsteii  ist  d.iruin  die  Zahl  der  .A.  u  s  - 
w  a  n  d  e  r  c-  r  morni  gesunken,  um 
143 191.  l>agvgen  haben  die  araerica- 
müden  Rückwanderer  die  Lage  be- 
nutzt: sie  sind  bereits  um  88  135  Köpfe 
zahlreicher,  wie  im  Vorjahre. 
Am  2.  September   brachte  übrigens  der 
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Vonväfts  eine  Veröffentlichung,  welche 
die  früheren  Mitteilungen  über  die  Be- 
ziehnngbi  zwischen  den  Grenzcontrol- 
Stationen  tind  .  den  grossen  Hamburger 
und  Bremer  Answanderungsreedereten 
ergänzt :  Berlin  und  Ruhlcben  werden 
gldchfalls  im  Interesse  der  Ballin  und 
Wiegand  ausgebeutet.  Freunde  im  Aus- 
land erwirbt  man  damit  nicht,  und  es 
wäre  kein  Wunder,  wenn  nach  Osterreich 
und  Ungarn  auch  Rus.s1and  seinen  Aus- 
wanderun(;<;verkehr  selbständiger  ent- 
wickeln wollte. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  6.  September 
wurde  eine  neue  Fusion  bekannt:  die 

der  Dcutsch-Luxc)i:biir<iisi-Iicii  HcrKU  crks- 
und  HüttenactiengcsclLschaft  mit  der  Ac- 
tiengesellschaft  FriedHcher  Nachbar.  — 
Am  i6.  September  setzte  das  Kohl  c  n  - 
Syndikat  die  Einschränkungen  lür 
O'ctober  fest:  auf  28%  für  Kohle,  33% 
für  Coaks  und  35%  für  Briquettes. 
X  X 
LITERATUR.  Dr.  La n g  :  DtV  £«/- 
Wickelung  der  Bevölkerung  in  IVürttem- 
bfr}^  und  Württembergs  Kreisen,  Ober- 
amtsbczirkoi  und  Städten  im  Laufe  des 
XIX.  Jaitrhunderts  (Neumanns  Beiträge 
Sur  Gesetnehte  der  Bev^kerung  in 
Deutschland .  Band)  /Tübingen,  H. 

Laupp/  Xil  und  247  Seiten  nebst  Ta- 
bellen und  Karten.  —  Gabriel  Gi- 
ro ud:  Ptipulation  et  suhsistances.  essai 
d'arithmctiquc  cconomique  /Paris,  Schlei- 
cher freres/  60  Seiten.  —  A.  Boetius  : 
Die  «nbegrensten  Möglichkeiten  organi- 
sierter V'olksivirt Schaft  /Dresden,  Pier- 
son/ IX  und  95  Seiten.  —  Dr.  J  o  h. 
P 1  e  n  g  e  :  Das  System  der  Verkehrs- 
wirtschaft  /Tübingen,  H.  Laupp/  36  Sei- 
ten. 


PoIHtk 

Die  SCHULFRAGE  wirbelt  einmal 
wieder  die  Geister  auf.  .Ms  im  Früh- 
jahr 1892  die  Zedlitzsche  Volksschulvor- 
lagf  gefallen  war.  '•rbrieb  r]ie  (,crmania, 
dass  die  Cenlruinsparui  tiiic  Ver- 
sumpfung der  Schulfragen  unter  keinen 
Umstanden  dulden  werde.  Falls  die  Re- 
gierung nicht  die  Initiative  ergreifen 
würde,  werde  die  Centrumspartei  durch 
eigene  Anträge  die  Schulangelegenhetten 
wieder  »auf  den  christlichen  Standpunct 
zuritckführen  und  dort  rechtlich  sicliern 
müssen«.  Die  nationalliberale  Presse  da- 
gegen wollte  angesidits  des  starken  Ein- 
flu<«ies  der  Centrumsparti  i  vim  riner 
rechtlichen  Regelung  der  Schulfrage  über- 


haupt nichts  wissen.  Die  Kationalliberale 
Correspondenz  meinte  damals,  eine  Zeit 
hochgespannter  religiöser  und  confessio- 
neller  Erregtmg  könne  nicht  als  geeignet 
für  den  Versuch  betrachtet  werden,  die 
grossen  Fragen  der  Stellung  von  Staat 
und  Kirche  zu  der  Volkserzichung  auf 
dauernde,  die  Gewähr  eines  befriedigen- 
den .^usgleiclts  der  Cegensätze  in  sich 
tragende  Cirundlagen  zu  ^»teilen.  Seit  dem 
Fall  der  Zedlitzsdien  Vorlage  sind  gerade 
ein  Dutzend  Jahre  vergangen.  Das  Cen- 
trum ist  sich  treu  geblieben,  es  hat  in 
der  angekündigten  Richtung  gewirict;  die 
nationailibcrale  Fraction  des  prcussischen 
Abgeordnetenhauses  dagegen  ist  heute  für 
eine  gesetzliche  Regelung  der  Fragen  zu 
haben,  für  die  schon  1892  die  Zeit  recht 
ungeeignet  war.  Gewiss  ist  sie  heute 
bei  der  stärkeren  Macht  des  Centrums 
nicht  geeigneter.  Alle  Ausreden  helfen 
nichts:  der  Coropromiss  zwischen  Con- 
servativen,  Freiconservativen  und  Nalin- 
naUiberalen  bedeutet  ein  X  erlasseii  «Icn 
nationalliberalen  Standpunctes  von  i8gj, 
ein  Aufgel)en  jener  Grundsätze,  die  da- 
mals für  die  Liberalen  massgel)cnd  waren, 
um  gegen  die  geset/liche  Regelung  der 
Scbulfragen  Sturm  zu  laufen.  Auch  der 
Einwand,  dass  Centrum  und  Conserva- 
tive  Uliler  Anssdiluss  der  N'atif  >MalliKer;ilen 
zusammen  mit  der  Regierung  die  Sduil- 
frage  in  völlig  amilibeniler  Weise  regeln 
würden,  wenn  jetzt  die  Nationalliberalen 
ihre  Mitwu-kun^  versagten,  ist  nicht  stich- 
haltig. Afa'n  erinnere  sich  doch,  dass  der 
damalige  (Je'^et/ent  wurf  zurückgezogen 
wurde,  weil  die  Krone  nicht  wolhe.  dass 
eine  gesetzliche  Regelung  der  Volks- 
schulfrage entgegen  den  Mittclparteien 
durchgeführt  würde.  Oder  hält  man  in 
den  Kreisen  der  nationalliberalen  Fraction 
eine  Volksbewegung  gegen  eine  confessio- 
nelle  Ausgestaltung  der  Schule  nicht 
mehr  für  iiiriglich.  wie  wir  sie  i8q2  er- 
lebt haben  ?  Gewiss,  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse verlangen  nach  einer  gesetz- 
lichen Regelung,  aber  bei  der  heutigen 
parlamentarischen  Situation  im  prcu- 
ssischen Abgeordnetenhause  kann  ein 
Schulgesetz  nur  mit  Billigung  des  Cen- 
trums zu  Stande  kommen,  und  das  Cen- 
irnm  billigt  nur  ein  seiner  Auffassung 
von  der  Schule  gerecht  werdendes  Gesetz. 
Aus  polttt<^hen  Gründen  ist  daher  auch 
heute  nfxli  «1er  ungeregelte  Zustand 
einer  gesetzlichen  Regelung  in  confessio- 
nellem  Sinne  vom  liberalen  Standptmct 
aus  vorzuziehen.  In  junglibcralen  Krei- 
sen hat  man  denn  auch  alsbald  Front 
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gegen  das  Vorgehen  der  national lilK'ralcn 
Fraction  gemacht.  Anf  cmcm  bosrnulercn 
Dclcgiertcntag  in  Leipzig  wurden  Richt- 
linien für  ein  Schulgesetz  aufgestellt,  die 
einen  völlig  anderen  (ieist  verraten,  als 
ihn  die  natitmaUibenüen  Abgeordneten 
durch  ihre  Haltiingr  bektmdet  haben. 
Weiter  links  stehende  Gruppen  l)cschäf- 
tigten  sich  ebenfalls  neuerdings  mit  der 
Sdiulfrfce,  so  der 'fVahherein  der  Libt' 
Talen,  der  ein  eigenes  Schulprogramm 
aufgestellt  hat.  Auch  in  der  Socialdemo- 
kratic  mehren  sich  die  Stimmen,  die  eine 
eingehende  Discussion  der  Sihulfrage 
verlangen.  Gelang  es  auch  nicht,  sie  noch 
auf  die  Tagesordnung  des  Parteitages  in 
Bremen  zu  brini^en,  so  wird  doch  das 
Bedürfnis  nach  einer  entschiedenen  Stel- 
lungnahme /i!  der  nun  ciniiial  actucll  ge- 
wordenen Frage  nach  Befriedigung 
drängen  und  eine  Aussprache  notw«idig 
machen. 

X  X 
Ein  Endo  dc^  RUSSISCH-JAPANI- 
SCMI-N:  KR1KGE.S  ist  vorlanfis  n<Hh 
nicht  abiusehen.  Die  Kampfe  bei  L  i  a  u  - 
jang,  die  vom  29.  August  bis  3.  Sep- 
tember an  gedauert  haben,  endeten  nach 
hartnackigem  Widerstand  der  Russen  mit 
einem  Rückzug  der  russischen  Armee 
gegen  Mukden  hin.  Von  einer  Entschei- 
dungsschlacht Icann  man  nicht  reden,  da 
es  den  Japaiurii  nicht  gelungen  ist,  den 
Russen  den  Ruckzug  auch  nur  teilweise 
abzuschneiden,  geschweige  denn  dem 
ri'^sischen  Heere  ein  Sedan  ''  i  bereiten. 
Aber  immerhin  bedeutet  diese  fünftägige 
Schladit  einen  grossen  Erfolg  der  Ja- 
paner, «nd  man  versteht  den  Jubel  der 
Siegesfeiern,  die  in  Japan  abgehalten  wur- 
den. Man  mag  das  bisherige  Verhalten 
Kuropatkins  als  vorbedacht  bezeichnen, 
aber  mit  einem  Rückzug  hinter  Liaujang 
wrrdo  auch  in  Petersburg  nicht  gt-rt  cli 
nei.  Dazu  waren  auch  alle  Vorbereitun- 
gen zu  einer  grossen  Schlacht  bei  Liau- 
jang von  den  Russen  -^n  sorgfähig  ge- 
troffen, dass  sie  die  Absicht,  hier  den 
Japanern  altschieden  und  entscheidend 
entgegenzutreten  .  deutlich  erkennen 
liessen.  Die  Russen  sollen  sogar,  wie 
selbst  M  rassischen  Blättern  mitgeteilt 
wurde,  eine  stärkere  Armee  beisammen 
gehabt  haben,  als  die  Japaner.  Trotzdem 
war  alu^r  der  .Ansturm  der  letzteren  hin- 
reichend, um  die  Russen  zurückzuwerfen 
und  sie  zum  Rückzug  bis  nach  Mukden 
zu  bewegen,  .\nerdings,  dieser  Rück7UR 
selbst  gelang  so  vollkommen  und  konnte 
von  do  Japanern  so  gar  nidit  gestSrt 


werden,  dass  die  tatsächlichen  Verluste 
des  russischen  Ilcircs  wtAI  geringer  sein 
dürften,  als  die  der  Japaner.  Schwächer 
ist  das  russische  Heer  nicht  geworden. 
So  gross  die  Erfolge  Japans  auch  bisher 
waren,  an  ein  baldiges  Ende  des  Krieges 
ist  vorläufig  nicht  zu  denken.  Russland 
kann  und  wird  es  aushalten.  Viel  schwerer 
dagegen  wird  es  Japan  werden,  unter 
strichen  Opfern,  wie  sie  der  I^eg  bis 
jetzt  an  Menschen  und  Geld  kostete,  ihn 
wer  weiss  wie  lange  noch  fortzusetzen.  Je 
tiefer  sie  ins  Innere  hinein  dem  Feinde 
folgen  müssen,  desto  schwieriger  werden 
für  sie  die  Chancen  des  Kampfes.  Mit  der 
Schlacht  von  Liaujang  ist  jedenfalls  die 
cndgiltige  Entscheidung  um  nichts  näher 
gerückt 

X  >' 
KURZE  CHRONIK.  Am  22.  August 
begann  der  deutsche  Katholikentag 

in  Regensburg.  —  Am  27.  August  fanden 
Landtags  wählen  in  Oldenburg  statt. 
—  Der  deutsche  Kronprinz  hat 
sich  mit  der  Herzogin  O'cilie  von  Meck- 
lenburg verlobt.  —  Die  Wahl  des  social- 
demokrati  sehen  Al>geordneten  Bock  im 
gothaischen  Speciallandtage  ist  be- 
anstandet worden.  —  In  der  Reichs- 
t  a  g  s  n  a  c  h  w  a  h  1  in  Schaumburg- Lippe 
wurde  am  9.  September  der  Antisemit 
Brunstermann  gewählt. 
X  X 
LITERATUR-  Von  FriedrichNau- 
m  a  n  n  s  Budi  Dfmokratie  und  Kaisertum 
/Berlin -Schönel)erg,  Verlag  <ler  Ililfc/ 
ist  soeben  die  3.  .Auflage  erschienen.  Das 
Buch  ist  auch  für  den  Gegner  der  poli- 
tischen .An'-ichtin  Naumanns  von  der  ersten 
bis  zur  letzten  Seite  lesenswert.  Ein 
Kopf,  der  selbständig  denkt,  alle  Pro- 
bleme zu  lösen  und  von  einer  Grund- 
anschauung zu  beleuchten  sucht,  ist  in 
(kr  I'n!it;k  heute  so  selten,  dass  man  das 
Buch  ganz  allgemein  und  ohne  Ein- 
schränkung zur  Lecture  empfehlen  kann. 
Dir  .Arbeiter  werden  freilich  in  vielen 
Partiecn  Naumanns  Standpunct  nicht 
teilen,  aber  auch  dort,  wo  Naumann  die 
hcntif^c  Politik  der  Socialdctnokr.ntic 
schart  angreift,  geben  seine  .Austulirungen 
und  Bemängelungen  jedenfalls  zum  Nach- 
denken Anlass.  Grosszügig  entwirft  er 
einen  kühnen  Schlachtenplan  gegen  die 
Reaction  der  Rechten,  der  von  der  ver- 
einten Linken,  von  Liberalen  und  Social- 
demokratie  durchzuführen  ist  Freilich 
ist  der  Plan  nur  7\\  verwirklichen,  wenn 
ivaisertum  und  Demokratie  zusammen- 
gehen, das  heisst  die  Arbeiter  Flotte  und 
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Heer  bewilligen  tind  die  Regierung  weit- 
gehende 0>nci-';--irincn  auf  socialpoliti- 
schem  Gebiete  macht.  Naumann  glaubt 
an  die  Notwendi({keit  seiner  Combination, 
diiNcr  filaiibe  hilft  ihm  auch  über  die 
bisherigen  Enttäuschungen  seines  politi- 
schen Wirken»  hinweg.  Er  muss  heute 
7Upih('n.  dass  sein  Ideal  tH-!)en  der  So- 
cialdcmokratic  nicht  parteibildend  wirken 
kann.  AIhm-  er  ist  nicht  entmutigt  und 
hofft,  das»  die  Zukiuift  den  von  ihm  ver- 
tretenen Gedanken  gehören  wird.  Nun. 
wenn  nicht  die  Logik  der  Gedanken,  so 
wird  vielleicht  die  der  Tatsachen  ihn  eines 
hesseren  belehren.  —  Die  Schrift  des  Ge- 
nossen K  ni  i  1  Eichhorn  Das  neue 
LmdiagswaMrecht  in  Baden  /Offenburg, 
Adolf  Geck/  stellt  einen  Führer  dar,  der 
dem  Gros  der  Wähler  die  Pflichten  und 
Rechte  auseinandersetzt,  die  ihnen  durch 
die  Wahlreform  geworden,  mohamo  oalwui 

Socialpolitik 

Die  II.  Jahresversammlung  des  CE.\'- 
TRALVERBANDES  DER  ORTS- 
KRAffKENCASSEN  discntierte  nach 
einem  vortrefflichen  Referat  Albert 
Kohns-Berlin  über  die  Krankencontrole 
sehr  grundlich  die  vielseitigen  Functionen 
des  Krankencontroleurs.  Die  geschäfts- 
führende Casse  des  Verbandes,  die  Orts- 
krankencasse  Dresden,  wurde  /um  Schluss 
beauftragt,  dem  nächsten  Verbau d^t  iiTc 
den  Entwurf  einer  Normaldienstan Wei- 
sung für  Krankencontroleure  vorzulegm. 
Die  Jahresversammlung  trat  sodann  in 
die  Besprechung  des  Berichts  der  Com- 
mission  zur  Prüfung  der  Gehalts-  und 
AnstelluDgsverhältnisse  der  Ortskranken- 
cassenbeamten  ein.  Es  sind  in  der  Com- 
nn'ssion  NTiiidotgch.'iltcr.  geordnet  nach 
Beamtengruppeu  und  nach  Ortsgruppen, 
festgestdlt  worden.  Die  Kfindigungs- 
bcdingungen  der  Ca=^enbeamten  wurden 
genau  geregelt.  Der  Entwurf  der  Com- 
mission  wurde  mit  grosser  Mehrheit  an- 
genommen. Die  Jahresversammlung  er- 
kannte ferner  die  Notwendigkeit  an,  die 
Pensions-  und  Relictenfür sorge  für  ihre 
Beamten  einzuführen.  Der  Vorschlag  des 
Geheimrats  Ncisser,  eine  jährlich  eln- 
bis  zweimalige  Untersuchung  aller  Cassen- 
mitglieder  einzuführen,  wurde  wegen  der 
kolossalen  Betastung  der  Gassen  durch 
derartige  Untersuclumgeu  xin<\  wegen  der 
mangelnden  gesetzlichen  Befugnisse  der 
Gassen  zu  derartigen  Massnahmen  abge- 
lehnt. Die  Versammlung  wies  sehr  ener- 
gisch die  Freundschen  Vorschläge  zur 
Vereinheitlichung  der  Arbeitervcrsidie- 


rang,  die  eine  Angliederung  der  Kranken- 

cassen  au  die  Landesversicherungsanstal- 
ten anstreben^  zurück.  »Der  Verband«,  so 
heisst  es  in  der  angenommenen  Reso- 
lution über  diese  Vorschläge,  >sieht  in 
der  Verwirklichung  eines  derartigen  Pro- 
iects  die  vollständige  Beseitigung  des 
Sen>stverwaltungsrechis  der  Versicherten 
und  der  Arbeitgeber  und  protestiert  gegen 
solche  Pläne  schon  heute.«  Die  Jahres- 
versammlung nahm  ferner  den  Antrag 
der  Berliner  Ortskrankencasse  für  den 
(icwcrbebetrieb  der  Kaufleutc  an.  der  die 
Krankencasacn  zum  Erlass  von  Krank- 
heitsverhütungsvorachriften  aufforderte 
und  der  die  (Übertragung  der  hygienischen 
Controle  über  die  nicht  der  Fabnkinspcc- 
tion  unterstellten  Betriebe  durch  das 
Krankenversicherungsgesetz  verlangte. 
Der  Verband  beschloss  auf  Antrag  der 
Ortskrankcncassen  Thüringens  Erhebun- 
gen über  den  Umfang  der  durch  Blci- 
weissvcrgiftungen  herbeigeführten  Er- 
krankungen. Er  beantragte  ferner  eine 
Erweiterung  der  Fürsorge  der  Landes- 
versichertmgsanstalten  auf  Zahnkranke 
und  die  f'I)ernalune  von  ininde''lens  z\sei 
Drittel  der  Kosten  für  diese  Kranken. 
Auf  der  Jahresversammlung  vertraten 
.\;o  Delegierte  167  Cassctt  mit  3485778 
Mitgliedern. 

Y     .    .  .    .  .  X 

i'hiT  die  Tätigkeit  (recto:  l.  ntatigkiii  ) 
der  Beruf '•genossenschaflcn  auf  dem  Ge- 
biete der  rXFALLVKRHtJTUNGUegt 
eine  ganze  Reihe  von  Berichten  vor.  In 
dem  Verwaltungsbericht  der  schlesischen 
Eisen-  und  S  t  a  h 1 b  e  r  u  f  s  g  e  - 
nossenschaft  für  1903  finden  wir 
in  der  Tabelle  auf  Seite  17  ganze  30.50  M. 
als  Ko-tcn  f\ir  die  ('lu  rwachung  <ier  Be- 
triebe verzeichnet.  Üic  seit  1885  be- 
stehende BerufsgenosJbnschaft  der  Mol- 
kerei-, Brennerei  -  und  Stärke» 
i  n  d  u  s  t  r  i  e  beschloss  erst  am  19.  JunI 
1903  Unfallverhütungsvorschriften.  Die 
sachsische  Text  i  Iber  u  fsgettOS- 
sen  Schaft  stellte  in  ihre  Jahresrech- 
nung für  1903  8316.67  M.  für  Unfallvcr- 
hütungskosten  ( Betriebsüberwachimg  der 
technischen  Aufsichtsbeamten)  ein.  »Der 
technische  .^ufsichtsbeamte<,  .so  losen  wir 
in  dem  Gescliäftsbericht  dieser  Berufsgc- 
nc«senschaft  für  1903.  »hat  1903  insge- 
samt 5^4  Betriebsrevisionen  bewirkt,  in 
den  betreffenden  Betrieben  waren  insge- 
samt 53  547  Personen  beschäftigt.  In  493 
der  l)osichtigten  Betriebe  waren  Eriimc- 
rungen  von  Belang  nicht  zu  zidien.«  Die 
vorgefundenen   häu^stcn   Mängel  er- 
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strecken  sich  auf  das  Fehlen  der  Unfall - 
Verhütungsvorschriften,  auf  das  Fehlen 
der  Placate  über  die  Zugdiörig^t  zur 
Berafegenossenschaft,    auf  das  Herror- 

^tchen  der  Schraubenköpfe  an  Zwirn- 
maschinen,  auf  das  Fehlen  der  Schutz- 
wände am  RSderwerk  der  Dretibinke^ 
Dni;  Inkrafttreten  neuer  Unfallvcr- 
hutungsvorschriften  ist  für  den  i.  Januar 
1905  festgesetzt.  In  dem  Verwaltnngs- 
bericht  der  westdeutschen  Binnen- 
schiifahrtsberufs.genossen- 
schaf  t  zu  Duisburg  für  1903  finden  wir 
nur  den  winzig  geringen  Posten  von 
103.50  M.  für  Unfallverhütung  ausgesetzt. 
Der  Kostenvoranschlag  hatte  selbst  1000 
M.  für  diesen  Posten  vorgesehen.  Im 
Bericht  fillt  die  hohe  Zahl  der  totlichen 
l'n fälle  direct  auf.  Unter  den  ent- 
schädigten 230  Unfällen  siivl 
allein  64  Todesfälle.  Mehr  als  zwei 
Drittel  dieser  rnfällc  lassen  sich  auf  Er- 
trinken zurückfuhren.  In  der  Übersicht 
über  die  Unfälle  lesen  wir  an  zahlrdchcn 
Stellen  Fall  über  Bord.  Ein  grosser 
Teil  dieser  Unfälle  hätte  wohl  vermieden 
werden  können,  wenn  den  Matrosen, 
Schiffern  etc.  das  Schwimmen  beigebracht 
worden  wäre.  Uiiter  den  Ertrunkenen 
botandcn  sich  allein  8  Schiffs- 
jungen. Es  sollte  doch  mindestens 
kein  Junge  mehr  zur  Binnenschiffahrt  zu- 
gelassen werden,  der  nicht  vorher  das 
Schwimmen  erlernt  hat.  Nach  dcni  Ver- 
waltttngsberidit  der  Lagereiberuf s- 
genossenscbaft  für  1903  haben  4 
von  9  Sectionen  dieser  Berufsgenossen- 
schaft technische  Aufsichtsbeamten  zur 
Überwachung  der  Unfallverhütungs- 
massnahmen  aiigi  stellt.  Die  (Überwachung 
der  Betriebe  vcrursacbte  einm  Ki  -tiiiauf- 
wand  von  1 1  683,77  Bericht  hebt 

die  zahlreichen  Mängel  der  Betriebe  im 
Unfallverhütungsschutz  fdic  fehlerhaften 
Sperr-  und  Bremsvorrichtungen,  die 
Nichteinfriedung  von  Schwungrädern 
der  Maschinen)  hervor.  Die  nordöst- 
liche Bauge  Werksberufsgenos- 
senschaft bat  im  Jahre  tffOi  für  die 
Überwachung  der  Betriebe  II  I33i44  M. 
verausgabt. 

Di€  Unfallstatistik  und  Unfallverhütung 
d«r  Bomgewerksberufsgemssenschaften 
nach  den  Jahresberiehten  det  RHehsver' 
sicherungsamtcs  ist  der  Titel  einer  sehr 
instructiven  Arbeit  der  Centrakommission 
für  BoMcarbeiterschuig  /Hambttinr.  Auer 
&  Co./.  In  dieser  Arbeit  ist  die  -sprung- 
hafte Zunahme  der  technischen  Auf- 
sichtsbeamten der  Baugewerksbenifsge- 


nossenschaften  besonders  interessant  — 
die  Zahl  dieser  Beamten  wuchs  von  looi 
bis  1903  von  51  auf  139  — ,  weil  sie  zum 
Teil  auf  die  Battarbeitersdratzbestrebnn- 
gen  der  .\rbeiterorganisationcn  zurückzu- 
führen ist.  Die  Ausgaben  der  Bauge- 
werksbemfsgenossenschaften  für  Über- 
wachung der  Betriebe  wuchsen  von 
103  085,34  M.  im  Jahre  1897  auf  231  870,65 
M.  im  Jahre  1902.  Einige  Katcgoriem 
von  Unfällen,  zum  Beispiel  der  Fall  von 
Leitern,  sind  wohl  etwas  unter  dem  Ein- 
fluss  der  Bauarbeiterschtttzbestrebimgen 
herabgegangen. 

X  X 
In  der  INVALIDENVERSICHERUNG 
ist  ein  n^tides  Steigen  der  Invaliden- 
renten zu  constatieren.    Es  wuchsen 

überhaupt  die  Gesatntleistungen  der  Lan- 
desversicherungsanstalten und  der  als  In- 
validenversicherungsorganc  fungierenden 
Casscneinriohttmgfn  in  den  letzten  Jahren 
sehr  stark  an,  und  zwar  nahmen  sie  nach 
den  MiiUikmgen  der  Norddeutschen 
Pensionscasse  su  Halle  von  1900  bis  1901 
um  12,5%  und  von  igoi  bis  1902  um 
'3.4%  zu.  Es  sanken  in  den  letzten 
Jahren  die  Altersrenten  um  5  bis  6%  her- 
ab, während  die  übrigen  Leistungen  der 
\\  rsicherung-aiT-talten  um  etwa  iH  bis 
2i'/o  stiegen.  In  den  socialpoli tischen 
Kreisen  erzeugte  das  schnelle  Steigen  der 
Invalidenrenten  bereits  Debatten  über  eine 
notwendig  werdende  Erhöhung  der  In- 
validenversicherungsbeiträge. 
Die  1  n  validenversicherungsgesetzgebung 
des  Deuujchcn  Reichs  sah  die  freiwil- 
lige Versiehe  ru  ng  grosser  Qassen 
selbständiger  Gewerbetreibenden  und 
Landwirte  vor.  Im  verflossenen  Jahre 
rückte  nun  diese  Versicherung  k.iinn  \<'ni 
Fleck.  Der  Geschäftsbericht  des  Vor- 
standes der  Landesversicherungsanstatt 
Baden  für  190,^  !assf  >ich  über  die  frei- 
willige Versicherung  folgendermassen 
aus:  »Die  freiwillige  Versicherung  hat 
keine  erhebhVhcn  Fortschritte  gemacht 
vmd  rechtfertigt  lediglich  die  Erwägun- 
gen, welche  seinerzeit  zur  Einführung  des 
Versicherunp^zwnnpcs  geführt  haben. 
Selbst  langjährige  Zw  diig>\  er>icherving 
gerät  achtlos  in  Verlust,  wenn  nicht  von 
dritter  Seite  ein  mehr  oder  minder  Star» 
ker  Druck  oder  Zwang  auf  die  betnffen- 
deii  \'ersicherten  ausgeübt  wird.  .'\uf 
Anregung  der  Reichs-  und  Staatsbehörden 
wnnfen  von  der  Versicherungsanstalt  1888 
Exemplare  der  Schrift  VOn  Pas^arge  über 
die  freiwillige  Versicherung  verteilt.  Die 
hierdurch  angeregten  Vorträge  und  Be- 
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sprechungen  in  den  \  ereinen  und  die 
Bdcanntmadrangien  in  den  Zeitungren 
liahcn  nicht  sehr  erhebliche  Erfolge  auf 
zuweisen,  wie  sich  aus  den  Erhebungen 
Über  Ausstdlttng  vmi  Karten  für  Selbst- 
versichcrunR  crfjpht.«  Es  \vur<k  n  ausge- 
stellt insgesamt:  lyoo  i/)  Karlen,  1901 
118  Karten.  1902  159  Karten,  1903  325 
Karten.  Die  Landesversicherungsanstalt 
Hannover  verbreitete  jüngst  ein  sehr  ge- 
schickt und  wirksam  geschriebenes 
biatt  über  die  freiwillige  Invalidenver- 
sicherung der  kleinen  Landwirte  ttnd  der 
Handwerksmeister  auf  deui  T.arult-. 
Die  VerpHcgung  der  Arbeitsinvalidcn  in 
eigens  für  sie  errichteten  Invaliden- 
häusern  der  Landesversiohcrnng«,- 
stalten  macht  bedauerlicherweise  nur  recht 
langsame  Fortschritte  im  deutschen  Reich. 
D^e  Thüringer  Landesver- 
sichcrungsanstalt.  die  der  Weft- 
ausstellunR  zu  Saint  Louis  ihre  Inva- 
lidenhauseinrichtungen  in  einer  ge- 
schmackvollen und  instructiven  Denk- 
schrift vor  Augen  führte,  liat  von  allen 
Anstalten  Deutschlands  wohl  bisher  das 
grösste  Verständnis  für  die  Notwendig- 
keit der  Invalidcnhcimc  bekundet.  Die 
unglücklichen  Arbeiterinvaliden,  die,  völ- 
lig vereinsamt,  in  keiner  Familie  mehr 
eint"  Stütze  finden,  kimnen  mit  der  knapp 
zugemessenen  Invalidenrente  nicht  em- 
mal  die  allernotvvendig>ten  Lebensbedürf- 
nisse befriedigen.  Sie  finden  eine  men- 
schenwürdige, sie  vor  den  Demütigtmgen 
det  Armenpflege  bewahrende  Fürsorge 
nur  in  Invalidcnheimen.  Nach  ihrem 
Verwaltung^tericht  für  1903  baute  die 
LandesversichcnniE;^,nnstaIt  Thüringen 
ihr  Invalidenhcim  weiter  aus.  Bisher  wa- 
ren die  40  Betten  ihres  Invalidenheims 
stets  besetzt.  Sie  stellte  in  ihrem  Fa- 
inilienheim  25  neue  Betten  auf. 
Als  selbständige  Hilfsorgane  der  Landes* 
Versicherungsanstalten  zur  Erfüllung 
ihrer  weitgreifenden  Versicheningsanf- 
gaben  hatte  die  Novelle  zum  Invaliden- 
versicherungsgesetz  die  Begründung  von 
Rentenstellen  geplant.  Die  Lan- 
desvcrsichcrungsanstalt  Schle-icn  ging 
zuerst  von  allen  Anstalten  Deutschlands 
mit  der  Errichtung  von  Rentenstellen  in 
Oberscblesien  vor.  Jetzt  ist  ihr  die  Lan- 
desversicberungsanstalt  Hessen  -  Nassau 
auf  dieser  Bahn  gefolgt.  .Nach  dem  Ver- 
waltungsbericht der  I^ndcsversidienings- 
anstalt  Hessen -Nassau  für  1903  »hat  der 
Gesamtvorstand  in  ülwreinstimmung  mit 
dem  Ausschuss  beschlossen,  den  Versuch 
mit  der  Errichtung  einer  solchen  Renten- 


steile  zu  machen«;  diese  ist  für  die  Kreise 
Ober-  und  Unterwesterwald  mit  dem  Sitz 
der  Rcntcnstelle  in  Montabaur  mit  dem 
I.  Januar  1904  ins  Leben  getreten. 
Das  Heilverfahren  wurde  in  einigen  Lan- 
desversicherungsanstalten im  Berichts- 
jahre 1903  nicht  unbeträchtlich  erweitert. 
Die  Landesversicherungsanstalt  Baden, 
die  dem  Heilverfahren  stets  für  die  Ver- 
hütung frühzeitiger  Invalidität  des  Ar- 
beiters einen  liolu-n  Wert  l>t  :in,-i-<.  \  er- 
mehrlc  im  Jahre  1903  ihre  Ausgaben  für 
das  Heilverfahren  und  die  Panüncnanter- 
stützung  von  540  409.6.^  auf  60S  463,12 
M.  Und  die  Landesversicherungsanstalt 
Hessen- Nassau,  die  bisher  recht 
ziVgcrnd  die  Invaliditätsverhütung  durch 
die  Heilbehandlung  betrieb,  hat  im  Jahre 
1903  die  Krankenffirsorge  für  ihre  Ver- 
sicherten etwas  erweitert.  Im  Jahre  1902 
Hess  sie  591  tuberculösc  Kranke  und  294 
nicht  iuberculi.>e  Kr.inkc  beliiuuleln.  ifX>3 
dagegen  692  tuberculöse  und  383  nicht 
tuberculöse  Kranke.  Dem  Drängen  des 
Ort  skrankencassen  verbanden  Wiesbaden, 
dessen  Ziel  die  Errichtung  eines  der  Lan- 
desversicherungsanstalt Hessen  -  Nassau 
gehörigen  Sanatoriums  ist.  gab  die  An- 
stalt leider  nicht  nach.  Der  allgemeine 
Knappschaftsverein  in  Bo- 
c  h  u  m  hat  eine  eigene  Heilstätte  in  Be- 
ringhausen bei  Meschede  in  Westfalen  er- 
richtet 

X  X 
Die  Einlagen  in  die  preussischen  SPAR- 

CASSEX  wuchsen  nach  der  Slaltstisclictt 
Corrcspondens  von  1887  bis  1903  von 
2  672  597  421.82  M.  auf  6  727  707  642.80  M., 
rdvo  in  15  Jahr  e  n  u  m  i  5  1,7  %.  Die 
kleinen  Sparcassrneinleger  überwiegen 
stark.  Unter  9  372  930  Sparcassenbüchern 
hatten  2624046  Bnclier  mler  28%  der 
selben  Betrage  bis  öo  M.,  i  377  146  Bücher 
oder  14.69%  Beträge  über  I)is  loo  M. 
aufzuweisen,  i  239027  Bücher  oder  13.22% 
der  selben  Beträge  von  i.so  bis  .Too  M.. 
I4I7.}^S  BucluT  utler  15.12%  30O  bis 
600  M.  Der  Zinsertrag  der  in  den  Spar- 
cassen  angelegten  Capitalien  bdauft  sich 
auf  188,51  Mill,  M.  Diese  Summe  über- 
steigt die  Einnahmen  der  gesamten  Inva- 
lidenversicherungsanstalten incht  unbe- 
deutend. Es  ist  eine  Zunahme  der  Bücher 
mit  höheren  Einlagen  zu  constatieren 
lind  eine  Zunahme  des  auf  ein  Buch 
durchschnittlich  entfallenden  Betrags.  Es 
kamen  1835  durchschnittlich  auf  ein  Buch 
160  .M.,  1875  503  M.,  1898  696  M.  tmd 
1902  717.78  AL 

X  X 
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AU  eine  sociale  Wc^lfahrt&einrichtung 
auf  breitester  Grundlage  stellt  sich  das 

INSTITUT  PVR  GEMEINWOIII,  in 
Frankfurt  a.  M.  dar.  Der  uns  soeben  zu- 
gesandte Bericht  über  das  8.  Geschäfts- 
jahr verbreitet  sich  über  eine  erstaunlich 
umfangreiche  gcincinnulzige,  socialwirt- 
schafthche  und  wissenschaftliche  Tätigkeit 
dieses  Instituts.  Es  eröffnete  am  l.  Ja- 
nuar 1904  gemeinsam  mit  dem  Verein  für 
Soiialpolitik,  mit  der  Socialen  Praxis  und 
mit  der  Gfsellschaft  für  sociale  Reform 
ein  Bwrean  für  Soeial^^otiHk  in  Berlin,  es 
förderte  emsig  die  Arbeiten  des  allge- 
meinen deutschen  Wohnung&congresses, 
es  betitigte  sich  im  Verband  der  rhem- 
vtninischen  Vereine  und  Ausschüsse  für 
V olksvorlcsungen,  es  unterstützte  die  Be- 
strebungen der  Gesellschaft  für  ll'ohl- 
fahrtseinrichtunRen  (also  Artieiterledigen- 
luime,  Bdder.  Rcformgasthau>er),  es  halt 
rege  an  der  Fortbildung  des  Socialen 
M useums  in  Frankfurt  mit,  es  befruchtete 
die  Wirksamkeit  der  Centrale  für  private 
Fürsorge  in  I-rankfurt  ( VValderholung^- 
stätte,  Ausbildung  der  CoUectivvormund- 
schaft  etc.).  es  baute  die  Ceutrah  für 
Hcrf^-wesen  und  die  Gesellschaft  für  xvirt- 
schaftliche  Ausbildung  aus  tmd  es  wirkte 
schliesslidt  an  den  Vorlesungen  tmd 
Cursen  der  Akademie  für  Social-  und 
Handelswisscnschaften  in  Frankfurt  mit. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Am  23.  August  gab 
der  ]'  o  l  k  s  V  e  r  e  i  n  f  i\  r  d  a  s  k  a  t  h  o  - 
Ii  sc  he  Deutschland  in  seiner  Ge- 
neralversammltmg  in  Regensburg  bekannt, 
dass  er  ungefähr  Ende  Juni  400000  Mit- 
glieder urafasstc.  Im  Berichtsjahre  ver- 
breitete der  Verein  insgesamt  6j9  MilL 
Druckschriften.  (Mn'rhaupt  brachte  der 
Verein  in  «einer  ganzen  bisherigen  Tätig- 
ivt-ii  55.4  Mi  II.  Schriften  (unter  diesen  25 
.Mill.  Gratisflugblätter)  in  Umlauf.  —  Am 
29.  August  1904  wurde  der  allgemeine 
deutsche  I  n  n  u  n  g  s  -  und  Hand- 
werkertag in  Magdeburg  eröffneL  Er 
verlangte  die  Bestrafung  der  AuflForde- 
rung  zur  widerrechthchen  Einstellung  der 
Arbeit,  die  Bestrafung  des  Contractbruchs 
md  Bojrcotts,  verstäncten  Sdnitz  der  Ar- 
beitswilligen,  Verbot  des  Strikeposten- 
stehens.  Er  erklärte  sich  für  eine  reichs- 
gesetzliche Invalidenversicherung  selb- 
ständiger Handwerker  und  gegen  eine  .\t- 
beitslosenver.sicherung,  namentlich  gegen 
eine  Versicherung,  die  die  Kosten  nicht 
der  Gesamtheit  der  Staatsbürger,  sondern 
den   Gewerbetreibenden   auferlegt.  Er 
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schuf  zwar  keine  neue  Mittelstandspartei, 
woU  aber  bahnte  er  die  Gründung  «i>u> 
Mittclstandsbundes  an. 

X  X 
UTERATUR.  Die  gewerbliche  Arbeiter- 
frage von  Werner  So  m  hart  (er- 
schienen in  der  Sammlung  Göschen) 
/Leipzig,  G.  J.  Göschen/  fasst  die  Haupt- 
tatsachen über  die  Entstehung  dieser 
Frage  und  die  praktischen  Lösungsver- 
suche der  selben  in  mustergiltiger  Weise 
zusammen.  Die  Maschine  beseitigt  nach 
Werner  Sombart  keineswegs  den  Berufs- 
nnd  F.iihiiliotismus  des  Arbeiters.  Die 
Maschine  verwandelt  keineswegs  alle  Ar- 
beit in  ungelemte  Arbeit.  Die  Erlernung 
be«timi7iter  Maschincnarl)eiten  bedeutet 
eine  cben>o  grosse  Specialisierung,  wenig- 
stens in  unzähligen  Fällen,  wie  die  Er- 
hmimti  «'iiiff  ln'sfiinnilcn  T-fandarbeit.  — 
Die  Arbeit  iles  (jenerainiajor  F.  von 
J  a  g  w  i  t  z  Sociale  Gesetsgebunsi  und  So- 
cialdemokratie  /Berlin.  A.  W.  Hayn/  will 
die  giftige  Pflanze  der  Socialdemokratie 
an  der  Wurzel  ausreisscn;  der  Herr  Ge- 
neralmajor wird  dadurch  nur  erreichen, 
dass  er  sich  bei  dem  gar  zu  krampfhaften 
Ausreissen  etwas  mit  dem  Gifte  der  mo- 
dernen Arbeiterbewegung  mficieren  wird. 
Die  Beschäftigung  mit  dieser  Bewegung 
i-^t  selh'^t  fiir  Generäle  selir  Refrilirlich.  — 
Richard  Roesicke,  sein  Leben  und  ll'ir- 
ken  von  H.  S.  .'\rt'l  /Berlin,  Georg 
Reimer/  bringt  den  neuen  Typus  des  Ar- 
beitgebers, der,  in  England  sclum  einige 
Zeit  vorhanden,  in  Deutschland  zuerst 
in  dem  wettsichtigen  Director  der  Ber- 
liner SchnttheisAranerei  die  grosse  poli- 
tische Rühne  betrat,  nicht  entfernt  richtig 
zum  Ausdruck.  Das  Wesen  Koestckes 
kennzeichnet  vor  allem  sein  heiliger  und 
ehrlicher  Eifer  für  das  Coalitionsrecht 
und  die  Berufsvereine  der  Arbeiter  und 
.seine  grosszügige  Reformtätigkeit  auf 
dem  Gebiet  des  .A.rbciterver'^ichertmtr^- 
wesens.  Gerade  diese  diarakteristisclie. 
die  socialpolitische  Bedeutimg  Roesickes 
auamachende  Wirksamkeit  des  zu  früh 
Verstorbenen  kommt  in  dem  Werke  ArtUs 
viel  zu  kurz.  Leider  müssen  wir  dncn 
persönUchen  Vorwurf  gegen  Herrn  Art'l 
erheben.  Worauf  stützt  dieser  Herr  die 
VerdächtigWIg  Willnlni  Werners,  von 
dem  er  unter  anderem  schreibt:  »Ausser- 
dem scheint  dieser  rücksichtslose  Agita- 
tor bei  seinem  fanatisdien  Eintreten  für 
den  Bicrboycott,  wofür  gravierende  Ver- 
dachtsmomente vorlagen,  auch  dttTCh  per- 
sönliche Interessen  beeinflusst  gewesen  /u 

sein«?  PAUL  KAMPFFMETU 
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Professor  Ebstein  h^t  in  seinem  Buche 
Dorf-  «HuT  Siadtkygüne,  unter  be- 
sonderer Rücksichtnahme  auf  deren 
lycchselbeciehungcn  /Stuttgart.  F.  Enkc/ 
in  höchst  interessanter  Weise  die 
-  gro'^st-n  Gefahren  dargestellt,  welche  den 
Stadtbewohnern  aus  den  schlechten  sani- 
tären Zuständen  der  ländlichen  Ort- 
schaften erwachsen.  Ein  C^itel  dieses 
Buches  schildert  die  Gefahren,  welche 
durch  die  vom  Lamle  eingeführten  Le- 
bensmittel drohen.  Insbesondere  in  Be- 
zug auf  den  Fleisdrimport  und  die 
FLEISCHCONTROLE  schreibt  Ebstein : 
•Einen  Punct  muss  man  in  dieser  Be- 
ziehung ganz  besonders  hervorheben :  das 
ist  das  Schlächf ergcwcrbe.  Dri'--  der  Be- 
trieb dieses  Handwerkes  auf  dem  Dorfe, 
WO  er  doch  so  gut  wie  uncontroliert  be- 
trieben wird,  wofern  nicht  geradezu  un- 
erhörte Missstände  ein  Eingreifen  der 
Behörde  veranlassen,  mit  dem  wohlReord- 
neten  Schlachtliausbetriebe  der  Städte, 
welche  sich  solcher  Wohltat  erfreuen,  es 
nicht  aufnehmen  kann,  bedarf  sicher 
keiner  weiteren  Auseinandersetzung.  In- 
des, auch  in  Städten,  wo  kein  Schlacht- 
haus und  kein  Schlachthaus^waiig  besteht, 
dürfte,  was  die  Rcinlichkeil  und  die  Sorg- 
samkeit des  Betriebes  betrifft,  der  Dorf- 
schlächter hinter  dem  städtischen  weit 
zurückbleiben,  und  die  Gefahr,  dass  auf 
diei.e  Weise  nicht  nur  unr(iiie>.  Mindern 
auchgesundheitsschädliches  und  infectiö- 
ses  Fleisch  und  ebensolche  Fleischwaren 
in  den  Verkehr  kommen,  ist  eine  ungleich 
grössere.«  Diese  Ausführungen  sind 
durch  einige  Ereignisse  der  letzten  Monats 
wieder  einmal  in  Rerade^u  grauenhafter 
Weise  bestätigt  worden.  In  Berlin  hal>en 
einige  SchläcJiter  der  Vororte,  wie  Rix- 
dorf,  Reinickendorf  etc.,  die  städtische 
Fleischcontrole  dadurch  zu  umgehen  ge- 
sucht, dass  -if  iiacli  den  Stempeln,  mi", 
denen  das  untersuchte  Fleisch  abgestem- 
pelt wird,  sich  Stempel  för  ihren  Privat- 
gebrauch anfertigen  licssen,  mit  ihnen 
minderwertiges  und  krankes  Fleisch  ab- 
stempelten tind  das  selbe  in  Berlin  auf 
den  Markt  brachten.  Durch  einen  Zufall 
kam  die  Polizei  der  Saclie  auf  die  Spur 
und  fand  bei  einer  Untersuchung  einiger 
Schlachthäuser  in  Reinickendorf  geradezu 
haarsträubende  Zustände.  Es  wurde  nicht 
nur  tuberculöses  Flei'-ch  entdeckt,  .son- 
dern auch  Fleisch,  das  in  Fäulnis  über- 
gegangen war  und  von  Maden  wimmelte. 
Da-'  Fleisch  wurde  teils  zu  Wurst  ver- 
arbeitet, teils  direct  auf  den  Markt  ge- 


bracht. Ein  Rixdorfer  Schlächter  trieb 
einen  schwunghaften  Handel  mit  Stem- 
peln, die  bei  den  Schlächtern  der  Vor- 
orte reissenden  Absatz  fanden.  Auch  in 
Vilbel,  einem  faessiadien  Nadibarorte  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  sind  kürzlich  ähn- 
liche scandalöse  Zustände  der  Fleisch- 
versorgnng  aufgedeckt  worden.  SdiOQ 
seit  längerer  Zeit  bestand  bei  den  Beamten 
der  Frankfurter  P'leischbeschau  der  Ver- 
dacht, dass  es  in  Vilbel  bei  der  Fleisch- 
beschau nicht  mit  rechten  Dingen  zugehe. 
Verschiedene  Metzger  des  Ortes  kauften 
nämUch  schon  geraume  Zeit  auf  c!  ti  \'ich- 
märkten  nur  alte,  abgemagerte  Kuhe  auf. 
Das  Fleisch  der  selben  ist  zum  grössten 
Teil  in  den  freien  Verkehr  gekommen, 
da  nur  sehr  wenig  Beanstandtmgen  be- 
kannt wurden.  Eine  Untersuchung,  die 
von  Frankfurter  Flcischcontroleuren  in 
Vilbel  in  einem  privaten  Schlachthause 
vorgenommen  wurde,  best  iti.;tc  den  Ver- 
dacht. Es  wurde  hochgradig  tubercu- 
löses Kuhfleisch  vorgefunden,  das  aber 
von  dem  Vilbclcr  Tierarzt  untersucht,  fiir 
gesund  befunden  und  abgestempelt  wor- 
den war. 

Diese  beiden  Fälle  des  letzten  Monats, 
die  wir  hier  kurz  angeführt  haben,  sind 
geradezu  Schulbeispiele  för  die  Behaup- 
tung, dass  nur  die  allerscharfste  Controlc 
im  sunde  ist,  die  Sudtbewolmer  gegen 
die  »diweren  gesundheitlichen  Gefahren 
zu  '-clnit/en.  die  ilmen  von  dem  Import 
verdorbenen  oder  infectiu-'en  Fleisches 
drohen.  Die  beiden  Fälle  stehen  nicht 
allein.  M.m  kann  mit  Recht  iKhauptcn, 
dass  die  Fleischcontrole  in  den  landlichen 
Gemeinden  tlurchaus  ungenügend  ist  und 
dass  stets  der  Versuch  gemacht  wird,  das 
verdorbene  oder  infectiösc  Fleisch  vor 
der  Vernichtung  zu  retten  und  in  den 
Handel  zu  bringen.  Ganz  besonders  die 
Städte  gelten  als  das  geeignete  Gebiet,  um 
ih  .-.ot:t  nannte  Polkafleisch  einzuschmug- 
geln. Besondere  Schläditer  {Polka- 
schlächter) machen  sich  geradezu  ein  Ge- 
werbe daraus,  kranke  und  abgemagerte 
Tiere  zusammenzukaufen  und  ihr  Fleisch 
auf  Schleichwegen  oder  mittels  falscher 
,^bstempelungen  in  die  Städte  einzu- 
führen. Wie  -stellt  es  TUin  mit  dem  hygie- 
nischen Schut  .  drTi  die  Städte  /u  ihrer 
Verteidigung  unbedingt  notwendig  haben  ? 
In  Preussen  war  durch  das  Gesetz  von 
1881  den  Omeinden  die  Möglichkeit  ge- 
geben, das  von  aussen  importierte  Fleisch 
einer  erneuten  Untersuchung  durch 
städti.sche  Organe  -/u  unterwerfen.  Nach 
dem  §  2  dieses  Gesetzes  kann  iiamlicli 
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durch  Gemeindebeschluss  nach  Errich- 
tmg  eine»  öffentlichen  Schlachthauses  an- 
geordnet werden,  da«s  alles  nicht  im 
öffentlichen  Schlachtliausc  ausgeschlach- 
tete frische  Fleisch  in  dem  Gemeinde- 
bezirk nicht  eher  feilgeboten  werden  darf, 
bis  es  einer  Untersuchung  durch  Sach- 
verständige gegen  eine  zur  Gemeindecasse 
fliessende  Gebühr  unterzogen  ist.  Selbst 
eine  bereits  vorKenonunene  UntersachtBkg 
schützt  nicht  vor  einer  Wiederholung  der 
selben  durch  Organe  der  städtischen 
Sdiladithäuser.  Die  Städte  hatten  mit 
vollstem  Rechte  diese  NachuntcrsnchunR 
zum  Schutz  ihrer  Einwohner  in  Anspruch 
genommen  und  erkämpft.  Denn  einmal 
gab  es  in  Preussen  bis  zum  Erlass  des 
Aurführungsgcsetzes  zum  Reichsfleisch- 
whaugesctz  von  igoo,  also  bis  mm  Jahre 
1902»  0t>sse  Bezirk^  in  denen  überhaupt 
keine  Fleisehbesdiau  stattfand.  Wo  aber 
eine  solche  Beschau  angeordnet  war. 
wurde  sie  in  den  ländlichen  Gemeinden 
zum  grossen  Teil  von  Laienfleisch- 
beschauern  ausgeübt.  Leuten,  die  ihre 
Kenntnisse  in  der  Fleischbeschau  durch 
einen  Cursus  von  wenigen  Wochen  an 
einem  öffentlichen  Schlachthofe  erworben 
hatten.  Es  Itess  sich  erwarten,  dass  in 
zahlreichen  FälU-n  ungesundes  Fleisch  von 
ihnen  infolge  ihrer  ungenügenden  Aus- 
bildtmg  nidit  erkannt  wid  beanstandet 
werden  würde.  Dazu  kam.  das^  t>ci  der 
Abhängigkeit  dieser  Organe  ihnen  sehr 
häufig  St  moralische  Kraft  fehlt,  die 
Confiscation  des  von  ihnen  al<  unpcsund 
erkannten  I'ki-.clus  durchzusetzen.  Die 
Rücksichten  auf  die  Schlächter,  die  mit 
ihnen  xnelleichi  gut  befreundet  waren, 
sind  oft  stärker,  als  das  hygienische  Ge- 
wissen. Die  Erfahrung  hat  weiter  be- 
wiesen, dass  sogar  viele  Tierärzte  mit 
höherer  Aasbildung  nicht  die  ausreichen- 
den |f[enntnisse  für  die  .\uM)bunß  einer 
genügenden  Fleischbeschau  besassen  und 
anch  nicht  den  socialen  Einflüssen  ge- 
wachsen waren. 

In  dem  Masse,  wie  die  Städte  bis  herab 
zu  kleinen  Provinzialstadten  den  Bau  von 
Schlachthäusern  vornahmen,  dehnte  sich 
auch  das  Gebiet  der  städtischen  Nach- 
untersuchung aus  und  wurde  es  den  Vieh- 
producenten  erschwert,  das  Fleisch  ihrer 
tingesunden  Tiere  los  zu  werden.  Für 
den  agrarischen  V'ichproduocnuii  bestehen 
aber  die  hygiemschen  Interessen  der 
Städte  nicht  oder,  richt^^  S^sagt,  nur 
insoweit  sich  um  aosländtschcs  Fleisch 
handelt  Ihm  war  daher  die  städtische 
Kachuntcrsuchang  ein  Dom  im  Auge, 


und  er  setzte  alles  daran,  sie  loszuwerden. 
Das  ist  ihm  in  Preussen  auch  im  wesent- 
lichen gelungen.  Bereits  in  dem  Reichs- 
fleischschaugesetz  von  1900  wurde  die 
Freizügigkeit  des  rimnal  irgendwo  unter- 
suchten Fleisches  prindpieli  festgelegt 
Nach  dem  §  ao  dieses  Gesetzes  darf  näm- 
lich Fleisch,  das  innerhalb  des  Reiches 
der  amtlichen  Untersuchung  unterlegen 
hat.  einer  abermaligen  amtlichen  Unter- 
suchung nur  zu  dem  Zweck  unterworfen 
werden,  tun  festzustellen,  ob  das  Fleisch 
inzwischen  verdorbett  ist  oder  sonst  eine 
gesundheitsschädliche  Veränderung  «meiner 
Beschaffenheit  erlitten  hat.  Doch  hielt 
der  gleiche  Paragraph  den  Schutz  der 
Städte  mit  Schlachthäusern  noch  aufrecht. 
Landesrechtliche  Vorschriften,  nach  denen 
fiir  Gemeinden  mit  öffentlichen  Schlacht- 
häusern der  Vertrieb  frischen  Fleisches 
Beschränkungen,  insbesondere  dem  Be- 
scli:ui7:wanp  innerhalb  der  Gemeinden,  ' 
unterworfen  werden  kann,  blieben  nämlich 
unberührt.  Nur  durfte  ihre  Anwendbar- 
keit nicht  yim  der  Herkuiif»  des  Fleisches 
abhängig  gemacht  werden.  Die  Folge 
dieses  Paragraphen  war  die  t'l>erschwem- 
mung  der  Städte  ohne  Schlachthäuser  mit 
auswärtigem  Fleisch,  da-  aus  landlichen 
Gemeinden  stammt  und  dort  nur  der 
durchaus  unzureichenden  Untersuchung 
durch  die  ländlidien  Laienfleischbeschauer 
luuerworfcn  worden  war.  Deim  diese 
Städte,  die  zwar  obligatorische  Fleisch- 
beschau eingeführt  haben,  aber  keinen 
f'iff entliehen  Schlachthof  besi(/rn,  können 
das  auswärts  geschlachtete  importierte 
Fleisdl  nicht  einer  wiederholten  Unter- 
>uchung  unterziehen.  Wollten  sie  sich 
also  gegen  die  Gefahren  dieses  Importes 
verteidigen,  -o  nuissten  sie  zu  dem  Bau 
eines  öffentlichen  Schlachthau<tes  schrei- 
ten, um  sich  den  Schutz  des  §  2  des 
preussischen  Schlachthausgescize-  von 
1881  zu  sichern.  In  der  Tat  ist  infoige 
des  Erlasses  des  Reichsgesetzes  eine  ganze 
.Xnzahl  von  Gemeinden  da/u  vorgegangen, 
ein  öffentliches  Schlachthaus  zu  errichten. 
Das  Gebiet  der  städtischen  Nadranter- 
-iirlning  drohte  sich  also  noch  mehr  aus- 
zudehnen. Bei  der  Beratung  de>  preussi- 
schen Ausführungsgesetzes  zum  Reichs- 
fleischbeschaugesetz machten  daher  die 
.Agrarier  gegen  das  Schlachthausgesetz 
von  1881  mobil,  und  es  gelang  ihnen  ;iuch, 
in  den  Regicrtuigsentwurf  zwei  Para- 
graphen einzuschi^n,  die  von  der  ein- 
schneidcnrNten  Bedeutung  für  die  Sl.idte 
mit  öffentliciien  Scidachlhäuscrn  waren. 
Nadi  S  5>  Absatz  i,  soll  nämlich  frisches 
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l'ici:^cli.  welches  einer  ntiuliclicii  Unler- 
suchiinj?  durch  approhiirte  Tierärzte 
unterlegen  hat,  auch  in  Gemeinden  mit 
Schlachthauszwang  nur  zu  dem  Zweck 
einer  erneuten  Untersuchung  unterworfen 
werden,  um  festzustellen,  ob  das  Fleisch 
inzwtsdicn  verdorben  ist  oder  sonst  eine 
gesundheit^sihiirlliche  Veränderung  seintr 
Beschaffen hcat  erlitten  hat.  Und  nach  §  14 
sollen  für  diese  Untersuchung  keine  Ge- 
bühren erhoben  werden.  Wie  wir  l>ereit> 
oben  hervorhoben,  haben  die  l'>fahrungen 
der  städtischen  Flcischbe.schauäriAter  ge- 
zeigt, wie  wertlos  in  zahlreichen  Fällen  die 
Untersuchung  durch  Tierärzte  ist,  die 
nicht  Speciali>tcn  in  der  Fleischbeschau 
sind,  und  wie  sehr  die  selben  socialen  Ein- 
flüssen ausgesetzt  sind.  Diese  agrarischen 
Zu>ä(7e  7U  dem  Ausfiihrungsgcsetz  be- 
deuten also  eine  gewaltige  Verschlechte- 
rung des  hygienischen  Schutzes  der  Stadt- 
1h-vvi ihntT.  Ist  schon  bi^hcr,  wie  die';  Er- 
falirmigcti  der  städtischen  Schlachthöfe 
nacinveiscn,  in  crstatmlich  vielen  Fällen 
Fleisch  in  die  Städte  importiert  worden, 
das  durch  approbierte  Tierärzte  unter- 
sucht und  al->  gesund  bezeichnet  war.  sich 
bei  der  wiederholten  Untersuchung  aber 
als  verdorben  herausgestellt  hatte,  so  wird 
(Iii  -  in  Zukunft  noch  in  viel  w-eiterein 
Umfange  der  Fall  sein.  Oer  Schutz  der 
zweiten  Untersuchung  aber  fiillt  fort,  und 
da«  inigesunde  Fleisch  wird  nunmehr  fat- 
saclilicli  zum  Con.>um  kommen.  Auch  die 
Gehuhrenfreiheit,  wie  sie  der  §  14  vor- 
schreibt, muss  dazu  beitragen,  den  Im- 
port  des  in  Privat  Schlächtereien  geschlach- 
teten Fleisches  auf  Kosten  des  in  öflfent- 
lichen  Schlachthäusern  geschladiteten  zu 
befördern,  da  auf  dem  letzteren  viel 
höhere  Gebühren  lasten. 
Es  war  begreiflich,  dass  von  den  Städten 
mit  Schlachthäusern  gegen  diese  agra- 
rischen rt'rhcssrruiijicu  die  aller  schärfste 
Opposition  gemacht  wurde.  Handelte  es 
sich  doch  dabei  nicht  nur  um  die  hygie- 
ni-ilion  Interessen  der  Fleischconsumen- 
ten,  ^nndcrn  wurde  auch  die  Stadtcas-c 
in-nttrn  aut>  cIllptin(ilich•^t^■  berührt,  als 
die  nicht  unbedeutenden  Beträge  der  l^n- 
tersuchungsgebiUiren  durch  den  §  14  sehr 
beschränkt  wurden.  Die  Städte  inter- 
pretierten daher  den  §  5  des  Ausfülirungs- 
gesetzes  dahin,  dass  es  ihnen  freistände, 
die  Untersuchung  auch  in  Zukunft  in  den 
Schlachthäusern  vornehmen  zu  lassen, 
während  die  Agrarier  und  der  Landwirt- 
schaftsministcr  von  Podbiclski  nur  die 
Untersuchung  durch  die  Nahrungsmittel- 
polizei für  gesetzlich  gestattet  erklärten. 


Da  <ler  Wortlaut  des  Gesetzes  von  1902 
als«>  unklar  war.  brachte  die  agrarische 
Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  noch  in 
den  letzten  Tagen  der   Session  einen 
Initiativantrag  ein,  durch  den  jede  N.icli- 
untersuchung^  verboten   wurde.  Damit 
war  endlich  das  agrarische  Ziel  erreicht  — 
die  Freizügigkeit    des    irgendwo  durch 
einen  approbierten  Tierarzt  untersuchten 
Fleisches.   Dem  Profit  der  Agrarier  wur- 
den   (He    liygienischen    Interessen  der 
Stadtbewf)hner  geopfert.    Wie  der  Ober- 
bürgermeister Kirschner  sehr  richtig  im 
Herrenhause  bemerkte,  muss  in  Zukunft 
die  grosse  Mehrheit  der  Bevölkerung  da- 
mit rechnen,  »dass  sie  \  on  approbierten 
Ärzten,  fähigen  und  unfähigen,  gewissen- 
haften und  gewissenlosen,  beteiligten  und 
nichtbeteiligten,   immer  aber  ohne  jede 
Controle,  untersuchtes  Fleisch  geniessen 
muss,  Fleisch,  was  mangelhaft  untersucht 
oder  gar  nicht  untersucht  ist,  gestenipehes 
oder  ungestempeUcs  Fleisch,  wenn  nicht 
etwa  der  roiuroherendc  Schutzmann  an 
dem  Zustande  des  Fleisches  erkennt,  dass 
hier  eine  Gefahr  vorliegt.  .  .  Alle  Fort- 
schritte, die  man  in  den  letzten  20  Jahren 
auf  diesem  Gebiete  in  der  Wissenschaft, 
Technik  und  Erfahrung  gemacht  hat,  sind 
für  die  .trrD'^scn  Städte  ausgelöscht.  Wir 
kommen  wieder  zurück  in  die  Zeiten  vor 
der  Errichtung  der  Schlachthäuser,  und 
es  hängt  ledigücli  davon  ab,  wie  weit  die 
Nase  und  die  .-\ugen  des  sachverständigen 
Schutzmannes    in    der  Lage   sind,  den 
schadhaften    Zustand    des  Fleisches  zu 
constaticrcn.t     Die  Gemeingefährlichkeit 
der  agrarischen  Politik,  zu  deren  Werk- 
zeug die  Regierungen  in  allen  Btmdes- 
staaten  herabgesunken  «nd,  ist  wohl  kaum 
bei  einer  anderen  Gelegenheit  unverhülher 
hervorgetreten.   Die  Tätigkeit  der  städti- 
schen Pletschbeschauämter  hat  bewiesen, 
dass  grosse  Bruchteile,  bis  zu  40%  und 
mehr,  tles  von  auswärts  importierten,  aus- 
wärts bereits  untersuchten  Fleisches  ge- 
sundheitsschädlich sind  und  zum  Consura 
nicht  zugelassen  werden  dürfen.  Trotz- 
dem wird  diese  unbedingt  nötige  Control^ 
aufgehoben,  damit  die  Herren  Agrarier 
ihr  gesundheitsschädliches  Fleisch  auf  den 
siadtisclien  Märkten    verwerten  können. 
Zum  Teufel  mit  der  Gesundlteit  der  Stadt- 
bewohner, wenn  nur  der  agrarische  Profit 
gedeiht  I 

X  X 
TXe  Soctalislischen  Monatshefte  haben  in 

der  vorigen  Nummer  fpag.  747  fT.)  eine 
ausführliche  Besprechung  des  preussi- 
sehen  WOHNUNGSGESETZentwurfes 
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gebracht,  die  die  allgemeine  Bedeutung 
des  selben  in  zutreffender  Weise  klarlegte. 

E>  ücien  uns  an  dieser  Stelle  noch  einige 
Ergänzungen  gestattet,  die  insbesondere 
die  Beschränkung  der  conrnranalen  Seltrat- 

\('r\valtung  durch  den  Entwurf  im  ein- 
zelnen nachweisen  sollen.  Nach  dem 
preussischen  Gesetz,  betreffend  die  An- 
Icptüii;  und  W-rimdming  von  Strassen 
mui  }'lat/<.n  ni  Städten  und  ländlichen 
Ortscliafteii.  vom  2.  Juli  1875  konnte  die 
Ort^lizeibehördc  die  Festsetzung  vpn 
Fluditlinien  verlangen,  wenn  die  von  ihr 
wahrzunehmenden  polizeilichen  Rücksich- 
ten die  Festsetzung  fordern.  Lehnt  der 
Gemeindevorstand  ab,  so  kann  sie  einen 
Bc-diluss  dos  Kreis-  bcziehuiig-iwcisc  Be- 
zirksausschüsse!» über  die  Bedürtnisfrage 
provocieren.  In  8  3  sind  die  wahrzu- 
nehmenden polizeilichen  Rücksichten,  als 
Förderung  des  Verkehrs,  der  Feuersicher- 
heit und  der  öflFenthchen  Gesundheit,  um- 
schrieben. Schon  diese  l'ormulierung  ge- 
währte der  Polizeibehörde  die  Möglidi- 
keit.  jederzeit  einzugreifen,  wenn  es  ihr 
beliebte.  Denn,  wie  wir  an  einer  anderen 
Steife  sagten,  der  PoUzeiverwalter  oder 
die  Regierung^ste^c  nnis^ten  erst  noch 
gefunden  werden,  die  es  nicht  verstanden, 
ihr  Machtbedfirfnis  durch  die  Grfitide  der 
Vcrkchrsfördernng ,  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  Gesundlieit  zu  recht- 
fertigen und  zu  decken.  Zu  diesen  unbe- 
stimmten polizeilichen  Rücksichten  fügt 
nun  der  Entwurf  eine  weitere  hinzu :  die 
Rücksicht  auf  das  Wohnungsbedürfnis. 
Damit  ist  ein  neues,  die  Action  der  Poli- 
zdbehorde  auslosendes  Moment  in  das 
Gesetz  von  1875  eingeführt,  mittels  dessen 
ihr  die  unbeschränkte  Inititative  gegen 
die  Gemeindeverwaltung  gesichert  wird. 
Und  diese  Initiative  steht  zugleich  allen 
vorgesetzten  Behörden  der  Orlspolizei- 
bchörde  zu.  Der  Entwurf  gibt  den  staat- 
lichen Polizeibehörden  noch  eine  weitere 
neue  Machtvollkommenheit.  Erfordert 
nämlich  die  von  der  Ortspolizeibehördc 
wahrzunehmende  Rücksicht  auf  das  VVoh- 
nungsbedürfnis.  dass  Strassen  oder 
Strassenteile,  für  die  Fluchtlinien  fest- 
gesetzt sind,  als  Ortsstrassen  fertiggestellt 
werden,  so  kann  die  Ortspolizeibehdrde 
tmter  Zustimmung  derjenigen  Behörde, 
welche  die  Aufsicht  des  Staates  über  die 
Verwaltung  der  Angd^enhdten  der  Ge- 
meinde führt,  die  Fertigstellung  anordnen. 
Hier  wird  also  der  Ortspolizcibehi)rdc  das 
tiefgreifende  Recht  gegeben,  die  CJe- 
meindevcrwaltung  wider  ihren  Willen 
zum  Ausbau  von  Strassen  zu  zwingen. 


Die  Ortspolizeibehörde  ist  nun  entweder 
der  Bürgermeister  oder  der  Magistrat  je 
nach  den  verschiedenen  Landesteilcn,  in 
Städten  mit  staatlicher  Polizeiverwaltung 
die  staatliche  Polizeibehörde.  In  letz- 
terem Falle  können  also  staatliche  Be- 
hörden die  Gemeinden  zu  Ausgaben  zwin- 
gen, die  nicht  gesetzlich  fes^egt  sind, 
sondern  über  deren  Notwendigkeit  das  Fr- 
mcssen  der  Polizeibehörde  entscheidet. 
Damit  ist  die  Selbstverwaltung  der  Ge- 
meinden vollständig  aufgchol)en.  Nicht 
viel  besser  steht  es  in  Städten,  wo  die 
Verwaltung  der  Ortspolizei  durch  Bürger- 
meister oder  Magistrat  erfolgt,  da  diese 
als  Polizeiverwalter  Untergebene  der 
"-taatlichen  Aufsichtsbehörden  sind  und 
deren  Weisungen  nachzukommen  haben. 
Gegen  die  Anordnungen  der  Ortspolizei 
steht  den  Gemeinden  die  Klage  im  \'er- 
waltungs>treitvtrfahren  zu.  Zuständig  ist 
in  Stadtkreisen  und  in  Städten  mit  mehr 
als  10000  Kinwohnern  der  Bezirksaus- 
schuss,  dessen  Vorsitzender  der  Regie- 
rungspräsident ist.  Dieser  entscheidet 
also  mit  äber  die  Klage  gegen  Anord- 
nungen der  Ortspolizeibehdrde,  zu  denen 
er  schon  vorher  seine  Zustimmung  ge- 
geben hatl  Echt  preussische  Verwal- 
tungsjustiz f 

Die  Wohnvmgsordmingcn,  die  der  Ar- 
tikel 4  des  Entwurfs  vorsieht,  sind  im 
Wege  der  Polizei  Verordnung  zu  erlassen, 
auf  deren  Gestaltung  die  staatliche  .Auf- 
sichtsbehörde ihren  unbeschränkten  Ein- 
fluss  ausüben  kann.  Wo  die  Polizei  unter 
mehrere  Behörden  geteilt  ist,  wird  die  zu- 
ständige Behörde  durch  den  Minister  des 
Innern  bestimmt,  der  also  den  Krlass  der 
Wohnungsordnungen  stets  der  staatlichen 
Behörde  zuweisen  kann.  Der  Minister 
kann  gleichfalls  in  Gemeinden  mit  weniger 
als  100000  Einwohnern  die  Errichtung 
eines  Wohnungsamtes  oder  die  Anstel- 
lung liesonderer  Wolinungsaufseher  den 
(iemeindcn  vorschreiben.  Der  Regie- 
rungspräsident kann  die  Tätigkeit  des 
Wohnungsamtes  auch  auf  die  Nadiwei- 
sung  kleinerer  Wohnimgen  erstrecken, 
also  das  .Aufgabengebiet  des  selben  nach 
seinem  Ermessen  erweitem.  Wollen  meh- 
rere Gemeinden  gemeinsam  oder  ein  wei- 
terer Communalverband  ein  Wohnungs- 
amt für  ihre  Bezirke  einrichten,  so  be- 
dürfen sie  dazu  der  Zustimmung  der 
staatlichen  .Aufsichtsbehörde.  Weshalb, 
wissen  allein  die  Verfertiger  des  Ent- 
wurfs. Die  .Ausübung  der  Wohnungs- 
aufsieht  ist  durch  eine  Dienstanweistmg 
zu  regeln.   Die  selbe  wird  von  dem  Ge- 
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nieindcvorstand  unter  Zustimmung  der 
Ortspolizeibehördc  festgesetzt.  Kommt  es 
zwischen  den  beiden  nicht  zur  Einigni^ 
so  entscheidet  der  Regierungspräsident 
Das  sind  im  wesentlichen  die  Bestimmun- 
gen, die  das  Verhältnis  zwischen  der  Ge- 
meinde und  den  staatlichen  Aufsichts- 
behörden aaf  dem  Gebiete  der  Wohntmgs- 
fürsorgc  rcRcln.  Sie  bedeuten  die  voll- 
ständige Vernichtung  der  communalen 
Selbständigkeit.  Wie  bei  allen  organtsa- 
torisclien  Gesetzen  der  letzten  Jahre,  f^o 
hat  aucii  bei  diesem  die  staatliche  Burcau- 
kratic  die  Gelegenheit  benutzt,  um  ihre 
Macht  auf  Unkosten  der  Selbstverwal- 
tung auszudehnen,  die  communalen  Be- 
hörden mehr  uii<l  mehr  auf  <Ia^  Niveau 
unterster  staatlicher  Verwaltungsbehörden 
hinabzndrücken.  Und  der  preu^s^ 
l.anflt.iR    wird  tiie  Burcaakratie  sicher 

nicht  i]c>a\ otiit-rcMi. 

X  X 
KI  RZK  CHRONIK.  Die  Verbandsver- 
sammiung  der  allgcnteineii  Arbeitsnach- 
weisanstalt  zu  Cöln  hat  ge^en  die  Stim- 
men der  Gewerkschaften  die  Strikeclauscl 
gestrichen  und  durch  eine  neue  Bestim- 
mung ersetzt,  wonach  in  Ziikiuift  in 
Strikefällen  nicht  mehr  die  Vermitteltmg 
eingestellt  wird,  sondern  den  Arbeit- 
suchenden nur  das  Bestehen  eines  Strikes 
nulgetcilt  wird.  —  Die  städtischen  Behör- 
den in  Magdeburg  haben  für  das 
Gcwcrbegericht  die  Proportionalwahl  ein- 
geitihrt.  —  Der  preussische  Finanz- 
minister  und  der  Minister  des  Innern 
haben  den  Regierungspräsidenten  eine 
Denkschrift  zugchen  lassen,  in  der  sie 
den  Städten  «lic  Besteuerung  des  Grnnd- 
besiues  nach  dem  gemeinen  Werte  drin- 
gend anempfehlen.  —  Die  Hanauer 
StadtvernrdTutrn  haben  die  Lohnclausel 
in  die  Submissionsbedingungen  aufge- 
nommen. NUaO  UNOIMAIIN 

SoehiflaWach«  Bewegung 

Der  INTERNATIONALE  SOCIALIS- 
TENCONGRESS  in  Amsterdam  hat 
naturgemäss  eine  Flut  von  Pressstimmen. 
Mtim:',;^^  11  uriRcii  und  Polemiken  her- 
vorgerufen, die  wir  hier  selbst  nicht  im 
Auszug  wiedergeben  können.  Im  spedet- 
Icn  ist  auch  die  .\  I  I  d  c  Z  u  s  t  a  n  d  e  - 
kommen  s  des  Taktikbe.schlusses  Ge- 
genstand der  Erörterung  gewesen,  imd  es 
ist  namentlich  in  der  socialistischen  Presse 
der  parlamentarisch  reniertcn  Staaten, 
aber  audi  in  einer  Anzahl  Parteiblattcr  die 
Meinung  vertreten  worden,  da-  .f  .^er 
Beschluss  verfehlt  sei,  ja  dass  ulH-rliaupi 


bindende  Bcsclilüssc  iibcr  die  Taktik,  die 
sich  doch  nach  den  speciellen  Verhält- 
nissen der  einzelnen  Staaten  zu  richten 
habe,  von  einem  internationalen  Congress 
mit  setner  verschiedenartigen  Ztisammea- 
setzung  und  seinen  Zufall  smajoritäteil 
nicht  gefasst  werden  können.  Dass  «fie 
Ablehnung  der  Resolution  Adler- Vander* 
Velde  durch  Stimmengleichheit  keineswegs 
die  wirkliche  Meinung  des  internatio- 
nalen Socialismus  widerspiegelt,  wird 
ziemlich  allgemein  anerkannt.  In  der 
französische»  Presse  macht  man  sich  noch 
im  speciellen  über  den  Genossen  Kata- 
yama  ein  wenig  lustig  der  durch  seine 
zwei  Stimmen  das  Schicksal  dieser  Reso- 
lution ent-cliieden  hat.  In  der  Leipziger 
yolksseituHg  versuchte  Genosse  Kautsky 
die  Amsterdamer  Abstimmung  m  recht- 
fertigen, vor  allem  mit  dem  Hinweis  da- 
rauf, dass  die  21  Stimmen  gegen  die 
Resolution  Adler-Vandervelde  >eine  ein- 
heitliche, gicichdenkcnde  Masse«  gebildet 
hatten.  Er  erwähnte  dabei  freilich  nicht, 
dass  innerhalb  der  Nationen  selbst,  die 
gegen  diese  Resolution  gestimmt,  sehr 
starke  Minderheiten  auf  durchaus  an- 
derem P>nden  stehen,  die  aber  in  der  Ver- 
tretung nicht  zum  Ausdruck  gelangten. 
So  vor  allem  in  Italien,  wo  die  Refor- 
misten facti sch  die  stärkste  Gruppe  inner- 
halb der  Social demokratie  sind  (vergl. 
den  Artikel  von  Claudio  Treves  Der  Par- 
teitag in  fiotogiui  in  den  Socialistischen 
Monatsheften,  1904,  I.  Bd.,  pag.  367),  aber 
auch  in  den  anderen  Landern  bis  herab 
zur  bulgarischen  Socialdemokratie,  deren 
weitherziger  Flügel  gleichfalls  gar  nicht 
\ertreten  war.  Und  was  im  besonderen 
die  deutsche  Delegation  betrifft,  so 
erfährt  die  Rinheittichkeit  in  deren  Ab- 
stimnning  eint-  inerkwürdige  Beleuchtung 
durch  die  Darlegungen  des  Genossen 
Quarck.  der  in  einer  Parteiversammlung 
in  Frankfurt  a.  M.  unter  andcrm  folgendes 
ausführte:  >VVie  war  die  Haltung  der 
deutschen  Delegation  in  der  Taktikfrage, 
und  wie  kam  endlicli  dir  .Abstimmung  zu 
Stande?  Der  Mangel  an  demokratischem 
Gefühl,  der  leider  auch  bei  anderen  Fra- 
gen zu  Tage  trat,  ist  schuld  daran,  dass 
den  deutschen  Delegierten,  die  doch  mit 
den  drdschen  der  Arbeiter  nach  .Amster- 
dam gesendet  wurden,  die  Möglichkeit 
gar  nicht  geboten  «rar.  den  Standpunct 
ihrer  Wähler  zu  vertriten.  Man  begnügte 
sich  damit.  Bebel  und  Kautsky  m  die 
Taktikcommission  zu  entsenden,  damit 
war  die  Sache  erledigt  .'"v-t  kurz  vor  der 
Gesamtabstimmuug  war  e^  uns  möglich. 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOCIALiSTISCHE  BEVEOUNO 


847 


«ine  kitrae  Amspradie  der  deutschen  Dele- 

gation  herbeizuführen.  .  .  .  Und  in  dieser 
letzten  Besprechung,  die  hastig  in  der 
Dämmerung  des  Atetinunungsabends  ge- 
halten werden  musste,  stellte  Bebel  dann 
sofort  die  Vertrauensfrage;  er  erklärte, 
sich  für  die  unabgeänderte  Dresdener  Re- 
solution so  weit  engagiert  zu 
haben,  dass  er  nicht  mehr 
7  ti  r  ü  c  k  k  ö  n  n  e.  Niemand  wollte  un- 
&crm  verehrten  Führer  ein  Misttrauens- 
votnm  aasstellen.  Er  hatte  aber  wohl  als 
alter  Demokrat  auch  umgekehrt  sagen 
können :  Ich  bin  nur  euer  Vertreter,  be- 
stimmt und  beschliesst  ihr,  kh  habe  mich 
danach  zu  richten.  Das  geschah  nicht, 
und  sü  scheuten  die  meisten  unserer  deut- 
schen Delegierten  den  Sdictn,  als  sdlte 
Bebel  desavouiert  werden,  was  gesagt  wer- 
den muss.  nachdem  Genossin  Zetkin  in 
Stuttgart  bei  der  Bcrichterstattimg  von 
der  verschwindenden  Minderheit  g^en 
Bebel  gesprochen  hat.«  Auf  dem  Bremer 
Parteitag  der  deutschen  Sncialdonidkratic 
verteidigte  Genosse  Bebel  als  Referent 
zum  Ponct  Der  internaHomUe  Congress 
tn  Amsterdam  die  Haltung  der  dcut'^chcn 
Delegatio'n:  man  hätte  die  Dresdener 
Rtsolution,  nachdem  sie  von  anderer 
Seite  beantragt  worden  sei,  acceptieren 
müssen,  zumal  man  von  dem  Antrag 
-Adler- Vandervelde  nicht  rechtzeitig  be- 
nachrichtigt worden  sei.  Des  weiteren 
wies  er,  gegenüber  der  Darstellung 
Quarcks,  den  Vorwurf  imdeniokrati sehen 
Verhaltens  zurück,  der  dann  vom  Ge- 
nossen Bader,  allerdif^  nur  in  einem 
Puncte  und  ohne  Schärfe,  aufrechterhal- 
ten wurde.  Für  das  internationale  Bureau 
wurden  in  Bremen  Bebel  und  Singer  ge- 
wählt, nachdem  Bebel  orkliirt  hatte,  dass 
Auer  auf  seine  W  iederwahl  kein  Gewicht 
lege. 

Im  Anschluss  an  den  Congress  hat  sich 
im  Vonvarls  eine  interessante  Polemik 
zwischen  den  Genossen  K  .i  u  t  >  k  y  und 
£  i  s  n  e  r  über  Socialdemokratit  und 
Staatsform  entsponnen,  in  der  Eisner  un- 
tor  anderm  das  merkwiirdipc  Phänomen 
constatiert.  dass  innerhalb  eines  Jahres, 
seit  der  Vtcepräsidentenfragc.  der  Vor- 
wurf de<  titouürchischt'n  Ahcrtilaubcns. 
den  man  damals  den  Rfvisiomsten  ge- 
macht hat.  nunmehr  in  r|cn  Vorwurf  des 
republikanischen  Aberglaubens  verwandelt 
sei:  eine  Erscheinung,  die  in  der  Tat  zum 
Nachdenken  veranlassen  kann,  über  die 
Art,  wie  Richtungen  und  Unterschiede 
constmiert  werden.  In  der  HumamU  hat 
Genosse  Jaaris  seine  angekündigten 


Auseinandersetmngen    mit  der  giiesdis- 

tischen  Gr'.ippe  Ueponnen.  In  einer  wei- 
teren Artikelserie  beschäftigt  er  sich  mit 
den  Attsführttngen  Bebels  auf  dem  Am- 
sterdamer Congress  über  das  Zustande- 
kommen der  französischen  Republik  etc., 
die  er  in  eingehenden  historisdito  Dar- 
legungen zurückweist. 
Was  die  Einigungsfrage  anlangt, 
so  liegt  eine  Erklärung  des  F.  S.  de  F. 
vor,  die  die  Bereitwilligkeit  ausspricht, 
die  Einigung  der  fran^isdien  Sodal- 
dcrnokratie  auf  der  Grundlage  der  in  Am- 
sterdam beschlossenen  Principien.  also 
der  Dresdener  Resolution  (I),  zu  ver- 
wirklichen. 

X  X 
Die  zahlreichen  KRKIS-  UND  PROVIN- 
ZIALCOKFERENZEN.  welche  im  I-aufe 
tlcr  letzten  Zeit  stattgefunden  liaben. 
beschäftigten  sich  im  wesentlichen  mit 
Antrügen  zum  Parteitage,  auf  die  hier  des 
näheren  nicht  eingegangen  werden 
braniht.  Daneben  wurden  aber  auch 
einige  andere  Angel^;enheiten  verhandelt, 
die  wert  sind,  hier  wiedergegeben  zu  wer- 
den. Bemerkbar  macht  sich  fast  überall 
das  Drängen  nach  geschlossenen  Partei- 
organisationen. So  ist  zum  Beispiel  der 
Wahlkreis  Potsdam-Spandau- 
Osthavclland  dem  Vorbilde  des 
Kreises  Teltow-Beerioow  gefolgt  und  hat 
eine  über  den  ganzen  Kreis  reichende  oen- 
tralistische  Parteiorganisation  gegründet, 
die  am  i.  October  in  Kraft  tritt.  Der 
Monatsbeitrag  wird  von  20  auf  25  Pf.  er- 
höht —  Noch  einen  Schritt  weiter  ging 
der  Parteitag  von  S  c  h  1  e  s  w  i  g  -  H  o  1  - 
stein  und  Hamburg,  welcher  zur 
Leitung  der  Agitation  in  der  Provinz  als 
Vorsitzenden  der  .\gitationscnmmi->ioti 
einen  besoldeten  Beamten  mit  einem  Ge- 
halt von  200  M.  monatlich  einstellte.  Er 
erklärte  sich  für  möglicliste  Ausgestaltung 
der  Centralisation  in  allen  Wahlkreisen. 
Der  Minimalbeitrag  wurde  hier  auf  .30  Vi. 
festgesetzt.  Ins  Auge  gefasst  wurde  die 
Sehaffimg  eines  danisdien  Partdblattes 
rcsjicctive  einer  Beilage  zum  Kieler  Par- 
iciblattc  in  dänischer  Sprache;  die  Aus- 
führung der  dahin  zielenden  Vorschläge 
wurden  der  Redaction>-  und  der  .Agita- 
tionscommi.ssion  übertragen.  —  Zu  einer 
Discussion  über  Revisionismus  kam  es  auf 
dem  pommerschen  Parteitage.  Den 
.Anlass  da7U  bot  ein  .\ntrag  aus  Wolgast, 
wonach  der  Parteitag  seine  Mis-biili^ung 
über  die  »vorjährige  Haltung  der  Redac- 
tion  des  VolkAoien  zum  Revisioni*mus 
und  zu  den  Parteiwirren  luch  dem  Dres- 
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dtiitr  rartcitag.  aussprechen  solhc.  Nach- 
dem die  Ridncteure  des  Blattes  ihren 
Standpunct  vcrtrt-ten.  ging  der  Parteitag 
nbcr  den  Antrag  zur  Tagesordnung  über. 
—  Auf  dem  Parteitag  für  O  s  t  - 
preusseiij  der  diesmal  in  Meinel  tagte, 
wurde  der  in  Dentsdiland  herrschende 
Russencurs  in  scharfer  Weise  verurteilt 
und  den  in  Königsberg  verurteilten  Ge- 
nossen die  wärmste  Sympathie  aasge- 
sprochen. Nach  einem  Referat  des  Ritter- 
gutsbesitzers Genossen  Hofer  über  das 
dem  prcussischen  Landtage  vorgelegte 
Contractbruchgesetz  fand  eine  Resolution 
einstimmige  Annahme,  in  welcher  dieses 
Gesetz  als  eine  schreiende  Ungerechtig- 
keit g^enüber  der  schon  jetzt  in  Knecht- 
schaft lebenden  ländlichen  Arbeiterclasse 
bezeichnet  und  die  Erwartung  ausge- 
sprochen wurde,  dass  die  Partei  alles  auf- 
bieten werde,  um  die  Landarbeiter  über  die 
drohenden  (u-fahren  dieses  Entwurfs  auf- 
zuklaren. —  Der  Parteitag  der  pfäl- 
zischen Soctaldemokratie  beschäftigte 
sich  in  eingehender  Weise  mit  der  Selb- 
ständigmachung  der  Pfälsischen  Post. 
Dies«-  wurde  bekanntlich  in  der  Druckerei 
der  y Olksstimme  in  Mannheim  hergestellt 
und  soll  vom  i.  October  ab  in  eigener 
Druckerei  erscheinen.  Der  AhDiiiirntni 
stand  der  Pfälzischen  Post  beträgt  zur 
Zeit  1 1  ooo.  so  dass  das  neue  Untemdi- 
men.  für  welches  eine  Vtrlag^gi-sellschaft 
ni.  h.  H.  gegründet  worden  ist.  voll- 
koninuii  gesichert  erscheint.  Die  Zahl 
der  Parteiorganisationen  hat  sich,  wie  be- 
richtet wurde,  im  abgelaufenen  Jahre  von 
59  auf  63  mit  5371  Mitgliedern  vermehrt. 
Zur  Gemcinderatswabl  wurde  eine  Reso- 
lution angenommen,  in  der  gesagt  wird, 
dnss  eventuelle  Ahmarliiinjrcn  mit 
bürgerlichen  Gruppen  oder  Parteien  nur 
im  Einverstindnis  mit  dem  Ganvorstand 
abgeschlossen  werden  dürfen. 
X  X 
Die  Socialdemokratie  der  SCHWEIZ  er- 
rang bei  den  nach  dem  Prdpor?  im  Can- 
ton  Solotiiurii  staltgi  funderien  Gemeinde- 
Wahlen  in  eiiuT  Reihe  von  gro'^'icren  Ge- 
meinden hübsche  Erfolge.  In  Ölten  wur- 
den auf  30  Mitglieder  6  (bisher  3)  Social- 
demokraten  gewählt,  in  Grenchen  auf  30 
deren  13,  in  Solothurn  2  (bisher  3),  in 
Bibertst  auf  19  deren  3.  in  Oerendingen 
von  21  deren  II.  so  da^s  die  .Socialdemo- 
kraten  hier  die  Mehrheit  besitzen;  in 
Selzbadi  ond  Bodsthal  worden  je  2,  in 
Hägendorf.  Wangen  und  Trimbach  je  i 
gewählt.  In  den  letzten  fünf  Gemeinden 
hatten  unsere  Genossen  bisher  Iwine  Ver» 


tretung  im  Gemeinderat,  sie  liaben  eine 
solche  nonmehr  in  elf  Gemeinden. 
X  X 
Die  socialdemokratische  Arbeiterpartei 
HOLLANDS  konnte  vor  kurzem  das 
Jubiläum  ihres  zehnjährigen  Bestehens 
feiern.  Von  besonderer  Bedeutung  war 
die  Feier  in  Amsterdam  und  in  Utrecl'.t, 
den  beiden  Städten,  wo  die  Partei  am 
frühesten  festen  Fuss  gefasst  hau  Uber 
das  Wachstum  der  Partei  wurde  von  den 
Fcsirediieni  unter  anderm  hervorgeholten, 
dass  auf  ihrem  ersten  Congress  /189s/  nur 
19  Abteilungen  vertreten  waren,  während 
auf  dem  letzten  Congress  zu  Dordrecht 
deren  Zahl  auf  130  gestiegen  war.  Ob- 
wohl das  holländische  Wahlrecht  ein  für 
die  Arbeiter  äusserst  ungünstiges  ist  — 
von  4  Arbeitern  Iiat  immer  nur  einer  das 
Wahlrecht  — ,  so  wurden  im  Jahre  1897 
für  die  sodaldemok rat i sehe  Arbeiterpartei 
doch  schon  13000  Stiiimien.  im  Jahre  igoi 
aber  bereits  40  OOO  Stimmen  al)gegel>en. 
X  X 
Die  Parteigenossen  der  VEREINIGTEN 
STAATEN  VON  AMERICA  sind  zur 
Zeit  agitalnrisch  ungemein  tatig.  Im  No- 
vember finden  die  Präsidcntsdiaftswahlen 
statt:  als  Candidaten  hat  die  socialdemo- 
kratischc  Partei  den  Genossen  Eugen 
Debs,  als  Candidaten  für  den  Posten  des 
Vicepräsidenten  den  Genossen  Hanford 
aufgestellt.  Beide  sind  unausgesetzt  tatig, 
in  zahlreichen  Versammlungen  für  ihre 
Candida! ur.  noch  mehr  für  den  soctalis- 
tischen  Gedanken  Propaganda  zu  machen. 
Eugen  Debs  erfreut  sich  auch  in  Gewerk- 
schaft skreisen  grosser  Beliebtheit,  und 
eine  grosse  Anzahl  gewerkschaftlicher 
Organisationen  hat  sich  bereits  für  seine 
Candidatur  ausgesprochen.  Ist  auch  zu- 
nächst an  einen  Sieg  des  sodalistischen 
C-uididaten  nicht  zu  denken,  so  wird  die 
Wahlbewegtmg  doch  dem  Socialismus 
viele  neue  .Anhänger  zufuhren. 
X  X 
Bei  dt  I  Vnctionen  der  Sucialdemokratie 
BL'LG.ARIENS  (über  diese  Fractionen 
etc.  siehe  den  Artikel  von  Assen  Zankow 
Der  Socialismus  in  Bulgarien  in  diesem 
Band  der  Sodalistischen  Monatshefte, 
pag.  624  ff.)  hielten  Anfang  August  ihren 
Parteitag  ab.  Der  der  Weitherzigen  fand 
in  Stara-Zagora  statt.  Ans  dem  veröffent- 
lichten  Bericht  der  Partei  entnehmen  wir 
folgende  Angaben:  Die  Partei  zählt  zur 
Zeit  37  Ortsgruppen  mit  1210  Mitglie- 
dern, von  denen  73R  Lohnarbeiter.  318 
Selbständige  sind  und  154  vcrscliiedenen 
Berufen  angehören  (darunter  85  Volks« 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOCIALISTISCHE  BEWEG  UNQ 


849 


schullehrer,  34  Beamte,  14  Studenten). 
Im  abgelaufenen  Jahr  sind  iioo  Vorträge, 
Versammltiiiyen,  Abendunterhaltungen 
etc.  veranstaltet  worden.  Ferner  imterstaii- 

den  der  Leitung  der  Partei  32  Gewerk- 
»cbafts-  und  ähnliche  Organisationen  mit 
asi3  Mitgliedern  und  14381  fr.  Ver^ 

mögen,  sowie  4  Consumgcnossen Schäften 
mit  14995  fr.  Vermögen.  Die  Partei- 
casse  hatte  eine  Einnahme  von  2383  fr. 
und  eine  Ausgabe  von  3617  fr.  Das  Par- 
teiorgan Rabotniceska  Borba  hatte  9386 
fr.  Einnahmen  bei  10509  fr.  .\usgabcn. 
Der  Parteitag  war  von  58  Delegierten  be- 
schickt  worden.  Die  wichtiste  Frage, 
die  ihn  beschäftigtf,  war  die  Beziehung 
der  Partei  zu  den  Gewerkschaften.  £s 
wurde  eine  Resolution  angenommen,  die 
die  volle  Freiheit  der  Gewerkschaften  be- 
tont, aber  die  Parteimitglieder  verpflich- 
tet, sich  der  Gewerkschaftsinteressen  be- 
ständig und  mit  linergie  anzunehmen  und 
auch  nach  Möglichkeit  socialiätische  Pro- 
paganda unter  deren  Mitgliedern  zu  trei- 
ben. 

Der  Parteitag  der  Engherzigen  wurde  in 
Philippopel  abgehalten;  an  denselben 
scliloss  sich  dann  der  constituierende 
Cougress  der  von  dieser  Fractim  gdd- 
teten  Gewerkschaften.  Die  Zahl  der 
Delegierten  auf  beiden  Congressen  ist 
uns  unbekannt,  da  ihr  Parteiorgan  Ra- 
botnicfsky  iVjestnik  keinerlei  Mitteilung 
darüber  macht.  Ebensowenig  erfahren 
wir  etwas  über  die  Mitgliederzahl  der 
Partei  und  der  betreffenden  Gewerk- 
schaften. Der  Parteibericht  ist  nicht  ge- 
druckt publiciert,  sondern  nur  lithogra- 
phiert unter  den  Delegierten  verteilt 
worden:  Beide  Congresse  beschäftigten 
sich  ausschliesslich  mit  der  Fraction  der 
Weitherzigen,  der  sie  unversöhnlichen 
Kampf  erklärten  (vergl.  auch  die  Rubrik 
Gewerkschoftsbewegimg,  pag.  853). 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Russen- 
eu r  s  in  Deutschland  trat  recht  drastisch 
in  die  Erscheinung  in  dem  Verbote  einer 
Versammlung  in  Frankfurt  a.  M..  in 
welcher  der  österreichische  Abgeordnete 
Pernerstorfcr,  eine  in  ihrem  ganzen  Em- 
pfinden und  Denken  urdeutsche  Persön- 
lichkeit, sprechen  sollte.  Der  Versuch, 
dieses  VerixM  dadurch  zu  umgehen,  dass 
man  eine  Versammlung  in  Offenbach 
a.  M.,  also  auf  hessischem  Boden  veran- 
stalten wollte,  scheiterte;  die  hesnsche 
Regierung  schwenkte  in  denselben  Curs 
ein  und  Hess  Pernerstorfcr  nicht  spre- 
chen. Baden  erwies  sidi  diesmal  als  etwas 


liberaler,  und  so  konnte  die  Versamm- 
lung endlich  in  Mannheim  stattfinden. 
Diese  Versammlung  sowohl,  wie  die  bei- 
den in  Offenbach  einberufenen  Protest- 
vcrsammlungen  wurden  zu  grossen  De- 
monstrationen gegen  die  Russificierung 
Preussens  und  die  Verprenssung  der 
übrigen  deutschen  Länder.  —  Zum  Grabe 
L  a  s  s  a  1 1  e  s  pilgerten  in  diesem  Jahre 
die  Breslaner  Genossen  in  grossen  Mas- 
sen, war  der  31.  .August  doch  die  40.  Wie- 
derkehr des  Todestags  dieses  grotiscn 
Agitators. 


Gewerkschaftsbewegung 

Die  Gewerkschaftsbewegung  stand  im 
Monat  August  fast  ausschUessUch  im 
Zeidten  des  Internationalismus.  Von 
dem  internationalen  Socialistencongress 
abgesehen,  über  den  an  anderer  Stelle  be- 
reits berichtet  worden  ist  und  dessen  Ar- 
beiten für  die  Gewerkschaftsbewegung 
nicht  so  bedeutungsvoll  waren,  wie  die 
seiner  Vorgänger,  fanden  in  diwem  Mo- 
nat INTERNATIONALE  CONGRESSE 
der  gewerkschaftlichen  Organisationen 
der  Schneider.  Bergarbeiter.  Metallar- 
beiter, Holzarbeiter,  Verkehrsarbeiter, 
Handlungsgehilfen  und  Tabakarbeiter 
statt.  Die  meiste  Beachtung  verdient  der 
15.  internationale  B  ergarbeit  er  con- 
gress  vom  15.  bis  zum  aa.  Augast  tn  Paris. 
Auf  ihm  waren  die  namhaftesten  Bergar- 
beitcrorganisationen  aus  England.DeuLsch- 
land.  Nordamerica,  Frankreich,  Belgien 
und  Österreich,  insgesamt  2069500  Berg- 
arbeiter durch  77  Delegierte  vertreten.  Es 
wurden  Beschlüsse  gefasst  für  den  ge- 
setzlichen Achtstundentag  für  alle  Gru- 
benarbeiter unter  und  über  Tage,  Ein- 
und  Ausfahrt  einbegriffen;  für  ein  ge- 
setzliches Lohnminimum ;  für  gesetzlidie 
Massnahmen  xur  Bdcimpfung  der  Wtmn- 
krankheit ;  Verbesserung  der  Bergwcrks- 
inspectiün;  Lohncontrollc  durch  die  Ge- 
werkschaften; Verstaatlichung  der  Gru- 
ben ;  hinreichende  Alterspensionen.  Die 
Entscheidung  über  den  .Antrag  der  Deut- 
schen auf  Schaffung  eines  ständigen  in- 
ternationalen Secretariats  wurde  in  Rück- 
sicht auf  die  zu  treffenden  Entschliesstm- 
gen  der  nationalen  Congresse  vertagt.  — 
Die  internationale  Schneiderconferenz 
am  6.  August  in  Dresden  war  besucht  von 
Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Däne- 
mark, Antwerpen  und  der  Schweiz.  Die 
Mitgliedsbücher  der  angeschlossenen  Or- 
ganisationen sollen  durch  einen  einheit- 
lichen Stempel  kenntüch  gemacht  wer- 
den, auch  solle  eine  EinhcitUcilkeit  des 
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Unlerstützungswesenä  angebalint  wer- 
den. Der  Sitz  des  Secretariat-  bleibt  in 
Deutschland  mit  S  t  ü  h  m  e  r  -  Berlin  als 
Secretair.  —  Auf  dem  4.  internationalen 
Metallarbe  i  t  e  r  cn!:t,'rcss  vom  12. 
bis  zum  14.  August  in  Amsterdam,  auf 
dem  die  grösseren  Organisationen  der 
Metallarbeiterschaft  Deutschlands,  Eng- 
lands, Schwedens,  Norwegens,  Däne- 
marks, Österreich«,  Ungarns,  Frank» 
reichs,  Belsens  und  Hollands:  insgesamt 
420000  Metallarbeiter  durch  J2  Delegierte 
vertreten  waren,  kam  es  zur  Gründung 
eines  internationalen  Mt  tallarbeiterbundes 
zur  gegenseitigen  Benachrichtigung  und 
Verständigung  über  wichtige  Organisa- 
tionsfragen, moralische  und  financielle  Un- 
terstützung bei  Strikes.  Das  internationale 
Secretariat  bleibt  l)i>.  zum  1.  Ai:^'u^!  1905 
in  England,  wird  dann  aber  nach  Deutsch- 
land verlegt.  Schlicke-Stuttgart  wurde 
zum  internationalen  Secretair  gewählt; 
er  soll  seine  Tätigkeit  für  den  Continent 
schon  jetzt  beginnen.  —  Auch  auf  dem 
4.  internationalen  Holzarbeiter  con- 
gress  vom  12.  und  13.  August  iti  Anister 
dam  kam  es  ZUT  Gründung  einer  mter- 
nationalen  Union  für  die  Holzarbeiter, 
die  dieselben  Aufgaben  hat.  wie  der  Me- 
tallarbeiterbund,  mit  einem  Jahrcslicitrag 
von  1  fr.  pro  100  Mitglieder.  Vertreten 
waren  Deutschland,  England.  Holland, 
Belgien,  Frankreich,  Österreich.  Ungarn 
Serbien,  Italien  und  Dänemark,  insgesamt 
23  Delegierte  von  16  Organisationen  mit 
160000  Mitgliedern.  Das  internationale 
Secretariat  hat  seinen  Sitz  in  Deutsch- 
land; Leipart-Stut^art  wurde  zum  Se- 
cretair bestimmt.  —  Der  4.  internationale 
Transportarbeiter  congress  vom 
10.  bis  zum  13.  August  in  Amsterdam, 
besucht  von  19  Delegierten  von  200000 
organisierten  Traiuportarbeitem  aus 
Deutschland.  Osterreidi,  England,  Schwe- 
den, Holland,  Belgien,  Italien,  Frank- 
reich imd  Portugal,  entschied  sich  für 
eine  Reorganisation  der  internationalen 
Transporiabeiterftkleration :  der  Beitrag 
wird  auf  3  Pf.  pro  Jahr  für  die  Eisenbah- 
ner, auf  6  Pf.  für  die  librigen  Kategoriern 
festgesetzt,  die  Aufgaben  der  Vereinigung 
betreffs  internationaler  Vertretung  der 
Interessen  der  beteiligten  Arbeiterschaft 
wurden  schärfer  betont,  Sitz  und  Leitung 
der  Ftxicration  von  England  nach 
Deutschland  verlegt  Sonst  beschäftigte 
man  sich  mit  den  Fragen  Schiffahrtsirustt 
und  Arbeit  gebcrz'crbände,  Arbeiter- 
schutsgcsetzgebung  für  Transportarbeiter 
tmd   anderen.  —  Vom  intematimialea 


H  a  n  d  I  u  n  g  s  g  e  h  i  1  f  e  n  congres-  am 
17.  .August  in  .Amsterdam,  besucht  \<n\ 
Holland.  Deutschland.  C-tcrreich  und 
Italien,  ist  nur  bemerkenswert,  dass  ein 
internationales  Auskunftsbureau,  mit  dem 
Sit/  in  Deutschland  unter  Leitung  von 
Josenhsohn-Hamburg.  erriditet  wurde.  — 
.\m  ileru  Internationalen  Tabakar- 
beiter congress  vom  23.  bis  zum  27. 
August  in  Amsterdam,  auf  dem  Dele- 
gierte von  30000  organisierten  Tabak- 
arbeitern aus  Deutschland.  England,  Bel- 
gien. Holland,  Danemark  und  Luxemburg 
vertreten  waren,  wurde  eine  Rei  irgani'-a- 
tion  des  Intcntütionalcn  l'crbandcs  dt-r 
Taboluurbeüer  vorgenommen.  Der  J^dires- 
beitrag  pro  Mitglied  beträgt  10  Pf.  Der 
Verband  soll  über  die  Lage  d*r  Tabak- 
arbeiter aller  LiiruK  r  Material  sammeln 
und  veröffentlichen,  für  Abschluss  von 
GegenseitigkeitsvertrSgen  und  für  gegen- 
seitige moralische  und  materielle  Unter- 
stützung bei  Strikes  Sorge  tragen. 
Bcmerlwnswert  auf  allen  diesen  Tagun- 
gen war  ein  starke-.  Tiervortreten  der 
deutschen  Gewerkscbaften,  deren  vor- 
zügliche Organisation,  Charakter  tmd 
Leistungsfähigkeit  allgemeine  Anerken- 
nung fand.  Mit  Recht  wurde  auch  die 
Leitung  der  internationalen  Bewegung  bei 
den  Transportarbeitern  und  Metallarbci- 
tem  an  Stelle  der  englischen  Gewerk- 
>cliaftcn.  mit  deren  internationaler  T;itig- 
keit  man  allgemein  unzufrieden  war,  den 
Deutschen  {»»ertragen.  Denn  tatsäch- 
lich ist  unsere  dctitsche  Bewegung  die- 
jenige, welche  das  stärk.ste  internationale 
Solidaritätsgefühl  bekundet  hat  Das  be- 
weisen ihre  gewaltigen  Leistungen  beim 
englischen  Maschinenbauerausstand  und 
bei  der  dänischen  .Aussperrung,  während 
demgegenüber  bei  dem  grossen  Crim- 
mitschauer Strifce  die  entsprechend 
grossen  riegenlei^tungcn  der  aiHländt- 
schen  Gewerkschaften  ausblieben.  In  der 
deutschen  Gewerksdiaftsbewegong  hat 
auch  die  internationale  .Arbeiterbewegung 
ihre  besten  Wortführer  und  ihre  be- 
geistertsten Anhänger.  Trotzdem  wird 
man  gut  tun,  für  die  internationale  Ar- 
l)eiterbewegung  aus  der  Verlegung  der 
verschiedenen  internationalen  Gewerk- 
schaftssecretatre  nach  Dentchland  nicht 
gar  zu  viel  zu  hoffen.  Audi  die  Detitschen 
kochtii  nur  mit  Wasser ;  und  was  nützt 
selbst  ihr  vorzugUdier  Geist  wenn  ihre 
Bestrebtmgen  in  der  aiulinditGfaen  Ge- 
werkschaftsbewegung allzu  wenig  Reson- 
nanzboden  ßndcn? 

X  X 
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Im  August  fanden  zwei  VERBANDS- 
TAGE statt,  wohl  die  letzten  in  diesem 

Jahre.  Die  Schneider  tagten  vom  i. 
bis  6.  August  in  Dresden.  Grundlegende 
Andenmgen  ihrer  Organisation  worden 

von  ihnen  nicht  vorgenommen,  doch  soll 
die  Einf^ning  der  Arbeitslosenversiche- 
mog  ventiliert  werden.  Das  Striker^cte- 
ment  wurde  modificicrt  imd  weiter  zur 
Frage  der  Tarifvertrage  und  zum  Hcim- 
arbdterschutzcongrcss  Stellung  genom- 
men. —  Die  Fabrik-,  Land-  und 
Hilfsarbeiter,  welche  vom  7.  bis 
13.  August  in  Hamburg  tagten,  führten 
die  Erwerbslosenunterstützung  ein.  Nach 
5aw6chentlieher  Beitragszahlung  soll  ge- 
zahlt werden  von  der  zweiten  Woche  der 
Erwerbslosigkeit  an,  im  ersten  Jahre  l  M. 
pro  Tag  für  24  Arbeitstage,  steigend  bis 
1.50  M.  pro  Tag  für  42  Arl>eitstage  nach 
sechsjähriger  Mitgliedschaft.  Arbeite- 
rinnen erhalten  die  Hälfte  der  Unterstfit- 
7ung.  die  Kt-iscunterstützung  beträgt  pro 
Tag  I  M.:  die  Sterbeunterstützung  20  M. 
nach  einjähriger,  steigend  bis  zu  50  M. 
nach  fünfjähriger  Mitgliedschaft.  Der 
Bettrag  wurde  auf  30  Pf.  für  minnlidie 
und  20  Pf.  für  weihliehc  Mitglieder  er- 
höht. Die  sonstigen  Beschlüsse  sind  von 
geringerem  Interesse.  Mit  Genugtuung 
können  wir  auf  die  diesjährigen  Gewerk- 
schaftstagungen  zurückblicken.  Sie  legten 
mit  seltener  .Ausnahme  Zeugnis  ab  von 
dem  grossen  Erfolg  der  gewerkschaft- 
lichen Sache  in  Deutschland,  ihren  in- 
tellectuellen  und  organisatorischen  Fort- 
schritten. 

X  X 

Die  VEREINIGUNGSBESTREBUN- 
GEN unter  den  Gewerkschaften  madien 

in  letzter  Zeit  erfreuliche  Fortschritte. 
So  hat  der  Senefclder-Bund,  eine  alte 
UnterstStzimgsorganisation  der  Litho- 
graphen, auf  seiner  am  14.  August  in 
Cassel  abgehaltenen  General  vcr>anun- 
lung  mit  42  gegen  3  Stimmen  beschlossen, 
sich  mit  dem  Lithographenverband  zu 
verschmelzen.  —  Vor  einiger  Zeit  hat 
schon  der  Messerschlägerciarbeitcrvcr- 
band  des  Kreises  Solingen,  auch  eine 
alte  Localorganisation,  seinen  AnscMnss 
an  den  Metallarliciterverband  vollzogen. 
Femer  hat  die  Localorganisation  der 
Kistenmadier  in  Beriin  mit  mehr  als 
Zweidrittelmehrheit  heschlossen,  sich  dem 
Holzarbcitcrverband  anzuschltessen.  Eben- 
falls wird  der  Anschluss  an  die  letzt- 
genannte Organisation  lebhaft  ventiliert 
in  den  Berliner  localistisch  angehauchten 


Organisationen  der  Holzbearbeitungs- 
maschinenarbeiter und  der  Möbelpolierer. 
X  X 
Die  HIRSCH-DUNCKERSCHEN  GE- 
WERKVEREINE beabsichtigten  seit 
längerer  Zeit  die  Gründung  einer 
Tageszeitung.  Der  Verbandstag  in 
Hannover  hat  aber  alle  dahingehenden 
Anträge  abgelehnt.  Nunmehr  tritt  der 
Centrairat  mit  einem  neuen  Project  an 
die  Öffentlichkeit.  Beabsichtigt  ist  die 
Herausgabe  einer  Tageszeitimg  ab  lS.No- 
vember  zum  Abonnementspreise  von  2  M. 
pro  Qu^rtsil»  Notwendig  dazu  sind  aber 
mindistcns  20000  Abonnenten.  Ob  die 
sich  wohl  finden  werden? 
(M)rigens  wollen  auch  die  Düsseldorfer 
eine  solche  Tageszeitung  gründen,  wenn 
sie  die  dasn  erforderliehen  40000  respec- 
tive  100  000  M.  zusammenhaben!  Das 
wird  ja  noch  gute  Wege  haben! 
X  X 
Cber  die  STRIKES  IM  JAHRE  1903 
liegt  jetzt  eine  von  der  Gene  rate  ommission 
zusammengestellte  Ciesamtübersicht  vor. 
Sie  zeigt,  dass  das  Jahr  1^3  für  die 
deutschen  Gewerksdiaften  em  Kampfes- 
jähr  war,  wie  keines  je  zuvor:  es  wurden 
insgesamt  1282  Kampfe  mit  dem  Unter- 
nehmertum geführt,  laoo  Strikes  und  8a 
Aussperrungen.  Daran  waren  75830  rc- 
spective  45  763.  zusammen  also  I2i  593 
Personen  beteiligt.  Nur  im  Jahre  1896 
war  die  Zahl  der  Beteiligten  grosser,  als 
1903;  sie  erreichte  damals  128808,  wäh- 
rend die  bisher  höchste  Zahl  der  Kämpfe 
1898  mit  985  erreicht  wurde.  Die  meisten 
Kämpfe  wurden  im  Baugewerbe  gefuhrt, 
504  mit  43  603  Beteiligten :  weiter  ent- 
fallen auf  die  Metallindustrie  199  Kämpfe 
mit  33799  Beteiligten,  im  graphisdien 
Gewerbe  52  Kämpfe  mit  978  Beteiligten. 
Holzindustrie  247  Kämpfe  mit  7587  Be- 
teiligten, Nahrungs-  und  Genussmittel- 
indnstrie  5.?  Kampfe  mit  1333  Beteiligten. 
Bekleidungsindustrie  71  Kämpfe  mit 
11880  Beteiligten.  Für  1259  Strikes  und 
Aussperrungen  war  das  Resultat  am 
Schluss  des  Jahres  bekannt:  623  =  494% 
waren  erfolgreich  (im  Jahre  vioi  43.6%), 
239  =  19%  teilweise  erfolgreich  (l9>5) 
und  359  =  28,5%  erfolglos  (36,9%).  An- 
gritt <  s  t  r  i  k  e  s  wurden  603  =  47% 
aller  Strikes  gefuhrt,  mit  53  763  Personen 
(aSi»  mit  33659  in  1902);  Abwehr- 
st r  i  k  e  s  und  Aussperrungen  679  =  53% 
mit  67830  Personen  (316  rcspective 
16363).  Die  Kosten  der  gesamten  Be- 
wegungen beliefen  sich  auf  5  080  984  M. 
Von  88964    der  Sinkenden  respective 
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Ausgesperrten  ist  der  Verlust  an  Arbeits- 
tagen respective  Arbeitslohn  festgestellt 
worden.  Er  betragt:  an  Arbeitstagen 
2  622  232  und  an  Arbeitsverdienst 
7  675  937  M.  Bei  den  Angriffsstrikes  be- 
trug der  Verlust  an  Arbeitsverdienst 
3778041  M.,  die  Stxikeausgaben2  539698 
M.;  9B1  Strikes  =  46.6%  waren  ertolg» 
reich,  154  =  25,5%  teihvei'^c  und  148 
=  24,59^  nicht  erfolgreich.  Bei  den  Ab- 
wehrstrikes  ist  dn  Verlust  von  Arbeits- 
verdienst mit  3  897  8g6  M.  festgestellt.  Die 
Ausgaben  dafür  betragen  2541286  M. 
Erfolgreich  waren  342  =  50.4%,  S5  = 
12,5%  teilweise  und  2ll  —  31,1%  nicht  er- 
folgreich. Betrachten  wir  die  Haupt- 
erfolge, so  erzielten  1241  Personen  eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit,  27918  eine 
Erhöhung  der  Löhne,  22  584  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  und  Lohn- 
erhöhung, weiter  verhinderten  unter  an- 
derm  3060  Personen  Massregelung.  9276 
Lolinrcducierung,  784  Verlängerung  der 
Arbeitszeit,  4973  Nichtinnehaltung  der 
allgemein  fiUichen  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen. Dabei  sind  die  vielen  Er- 
folge, die  im  Jahre  1903  ohne  Strikc  er- 
rungen worden  sind,  unberüdcsichtigt  ge- 
blieben. Erst  vom  Jahre  1904  ab  soll 
einem  Beschlüsse  der  Gewerkschaftsvor- 
stände  zufolge  auch  darüber  eine  Auf- 
machung stattfinden. 
Auch  die  Strikestatistik  zeigt,  dass  die 
Gewerkschaften  im  Jahre  190.^  gute  .Ar- 
beit geleistet  haben.  Das  laufende  Jahr 
hat  aber  eine  noch  um  vieles  günstigere 
Entwickelung  der  Gewerkschaften  ge- 
bracht Wir  marschieren ! 
X  X 
Bisher  hat  das  Jahr  1904  durchaus  ge- 
halten, was  es  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht den  Gewerkschaften  zu  werden  ver- 
sprach, was  die  grosse  Zahl  der  LOHN- 
KÄMPFE, die  ganz  überwiegend  erfolg- 
reich beendigt  worden  sind,  bewiesen  hat. 
Der  beschränkte  Raum  dieser  Rundschau 
gestattet  uns  nicht,  sie  einzeln  alle  auf- 
zuführen. Zahlreich  sind  die  Kämpfe 
namentlich  im  Baugewerbe  und  in  der 
Holzindustrie.  Wie  gross  die  Erfolge  im 
Baugewerbe  sind,  zeigt  beispielsweise 
der  BericJit  des  Gauvorstandes  Berlin- 
Brandenburg  des  Maurerverbandes  für 
das  erste  Halbjahr  1904.  Danach  ist  in  der 
Provinz  Brandenburg  in  dieser  Zeit  in  31 
Orten  eine  Lohnerhöhung  erreicht  wor- 
den, zwischen  2  und  10  Pf.  pro 
Stunde  schwankend,  und  in  6  Orten  eine 

Arbeitszeitverkürzung  von  ',{>  bis  l 
Stunde  pro  Tag  auf  friedlichem  Wege 


zur  Durchführung  gebracht.  Durch 
Strikes  wurde  im  gleichen  Zeitraum  in 
9  Orten  eine  I-ohnerhöhung  von  2  bis  6 
Pf.  pro  Stunde  und  in  2  Orten  eine  .Ar- 
beitszeitverkürzung von  je  einer  Stunde 
pro  Tag  erzielt.  Diese  wenigen  Zahlen 
gestatten  sichere  Rückschlüsse  auf  die 
Situation  der  übrigen  Bauberufe  und  für 
das  ganze  Reich.  Die  Erfolge  der  Holl- 
arbeiter sind  eher  noch  bedeutender. 
Von  bedeutenden  Kämpfen  nennen  wir 
die  Bauarbeiteraussperrung 
im  M  a  i  n  g  a  u  ,  die  sich  auf  die  Städte 
Darmvtadt,  Frankfurt  a.  M..  Hanau, 
Höchst -Griesbeim,  Offenbach,  Mainz  er- 
streckte inid  die  Vernichtung  der 
Bauarbeiterorganisationen  bezweckte.  Der 
Kampf,  der  vier  Wochen  währte  und  an- 
nähernd 300000  M.  Kosten  an  Unter- 
stützung verursachte,  endete  mit  einem 
vollen  Erfolg  der  Arbeiter.  Es  kam  zum 
Abschluss  eines  bis  i.  März  1908  giltigen, 
den  Arbeitern  günstigen  .\rbeitsvertrages 
für  das  ganze  Interessengebiet.  In 
Königsberg  und  in  den  Unterweserorten 
sind  die  Bauarl>eiterkainpfe  noch  nicht 
beendet.  In  Bremen  lutnuien  s.ich  die 
Bauarbeiter  seit  Monaten  ebenfalls  im 
Strike,  dort  sind  auch  die  Holzarbeiter  im 
Ausstand.  Der  Hamburger  Braue- 
rei a  r  b  e  i  t  c  r  strike,  der  Mitte  Juni 
durch  einen  für  die  Arbeiter  nicht  günsti- 
gen Schiedsspruch  des  Gewerbe^richts 
beigelegt  worden  war.  ist  seit  Anfang  Juli 
infolge  der  wenig  entgegenkommenden 
Haltung  der  Unternehmer  aufs  neue  ent- 
brannt. Noch  ist  kein  Ende  dieses 
Kampfes  abzusehen.  Der  Ausstand  der 
Hamburger  Ko  hl  e  n  a  c  c  o  r  d - 
schauerleute  ist  erfolglos  beendet 
worden. 

Einer  der  wichtigsten  Kämpfe  des  letzten 
Monats  war  der  Conflict  im  Berliner 
Metallgewerbe,  wegen  der  Ge- 
fahren, die  er  heraufbeschworen  hatte. 
Einen  Conflict  in  der  Metallgiesserei 
Schwiedlinski  hatte  der  KiUmemätmervtT'' 
band  nämlich  zum  Anlass  einer  allge- 
meinen Formeraussperrung  ausersehen. 
Der  Metallarbeiterverband  blieb  den 
Küli)u  t)hini!i'nt  natürlich  nichts  schuldig. 
Zeitweise  sah  es  so  aus,  als  sollte  es  zu 
einem  Kampfe  auf  der  ganzen  Linie 
kommen.  Schliesslich  siegten  auch  hier 
nach  einigen  Wochen  die  Arbeiter. 
\'(>n  au-;landischen  Strikes  nennen  wir 
noch  den  der  Petroleumarbeiter  in  B  o  - 
ryslaw,  der  mit  einem  teilweisen  Er- 
folg der  .\rbciter  endete.  Ferner  einen 
gruäsen     Schlächterarbeiterausstand  in 
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Chicago,  über  dessen  Ausgang  noch 
nichts  bekannt  ist   Beteiligt  sind  90000 

Arbeiter.  Dann  ist  zu  erwähnen  eine 
Generalaussperrung  derD oc k- 
arbeiter  in  Marseille.  Auch 
hier  sollen  durch  die  Aussperrung  <Iie 
Arbeiterorganisationen  zertrünunert  wer- 
den. Ausgesperrt  sind  15000  Arbeiter. 
£s  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  ans 
dieser  Aussperrung  ein  Generalstrike  in 
i^amtlidieii  Häfen  Frankrddis  entwickelt. 
X  •  X 

Am  19.,  20.  und  21.  August  fand  in  Sofia 
der  constituicrcnde  Congress  der  freien 
Gewerkschaften  BULGARIENS  sUtL 
Die  gtfwerkschafth'ch  organisierte  bulga- 
rische Arbeiterschaft,  die  über  1600  Mit- 
glieder zählt  und  ein  Vermögen  von 
xaooo  fr.  besitzt,  war  durch  43  ordentliche 
und  TO  Ehrendflcgierte  vertreten.  Der 
wichtigste  Punct  der  Tagesordnung  be- 
traf die  Ziele  und  Aufgaben  der  G^erk- 
schaftsbewegung  und  der  Ccntralcommis- 
sion  der  Gewerkschaften  Bulgariens 
(vergl.  Assen  Zankow :  Der  Socialismus 
in  Bulgarien  in  diesem  Bande  der  Soda- 
listischen  Monatshefte .  pag.  630).  Nadi 
längerer  Discussion  wurde  fast  einstimmig 
eine  Resolution  angenommen,  die  den 
Oassendiaraloer  der  Gewerkschaftsbewe- 
gung und  die  Solidarität  der  .Arbeiter- 
schaft betont  und  als  Zweck  der  Gewerk- 
schaften die  Erziehung  zur  Selbsthilfe 
und  7un\  Kampf,  sowie  die  allseitige 
Hebung  der  .VrbeUerLlasse,  die  V'erbcs.se- 
rung  der  Arbeitsbedingungen  entsprechend 
der  culturellen  Entwickelung  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  bezeichnet;  die  Reso- 
lution erklärt  ferner,  dass  die  Gewerk- 
schaften alle  Lohnarbeiter  ohne  Unter- 
schied der  religiösen  und  politischen 
Überzeugung  zu  organisieren  hätten.  Der 
Congress  beschloss  des  weiteren,  dass  die 
Gewerkschaften  diejenige  politische  Par- 
tei zu  unterstützen  hätte,  die  durch  ihr 
Programm  und  durch  ihre  Tätigkeit  eine 
genügende  Garantie  dafür  böte,  dass  sie 
für  die  Arbeiterinteressen  kämpfe  und 
«ine  aufrichtige  Beschützerin  der  Geweric- 
schaftsbewegung  sei.  Zum  Verbands*:>r- 
gan  der  Centrakommmission  der  Gewerk- 
schaften wurde  Rabotnieeska  Borbtt,  das 
Organ  der  ivcithersigcn  Fraction  der  So- 
cialdcmukratie,  bestimmt. 
Die  Engherzigen  sind  zur  Zeit  heftige 
Feinde  der  freien  bulgarischen  Gewerk- 
schaften, die  sie  mit  seltener  Energie  be- 
kämpfen. Die  oben  erwähnte  Resolution 
bezeichnen  sie  als  verräterisch  und  bürger- 
lich, da  sie  nicht  das  Endziel  der  Social- 


demokratie  als  das  Endziel  der  Gewerk- 
schaften bezeichne. 

Die  unter  Eeitnng  der  Engherzigen 
stehenden  Gewerkscnaften  hielten  gleich- 
falls ihren  constituicrenden  Congress  ab, 
ül)er  den  aber  nähere  .Angal>en  nicht  ver- 
öffentUcht  sind.  Es  wurde  beschlossen, 
dass  Mitglied  der  Gewerkschaft  jeder  Ar- 
beiter sein  kann,  der  nicht  ein  Feind  der 
Fraction  sei.  Das  ist  immerhin  dne 
kleine  Revision  der  früher  von  den  Eng- 
hersigen  vertretenen  Meinung,  dass  nur 
Sodaidemokraten  in  die  Gewerieadiaft 
eintreten  dürften.  Die  Gewerkschaften 
der  Engherzigen  sind  durch  eine  formelle 
Verbindung,  die  sie  organisch  nennen, 
mit  ihrer  Partei  verknüpft 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  strikenden 
Bäcker  in  Düsseldorf  beschlossen  die 
Gründung  einer  Productivgenos- 
s  e  n  s  c  h  a  f  t.  —  Der  Friseurgehil- 
f  e  n  verband  bestand  im  Augfust  dieses 
Jahres  15  Jahre.  —  In  Hamburg  hat  sich 
zwecks  Baues  eines  Gewerkschafts- 
haus e  s  eine  G.  m.  b.  H.  GewerkschaftS' 
haus  Homburg  gebildet,  das  Stammeapi« 
ta!  beträgt  Qoooo  M.  —  Zur  Bekämpfimg 
des  Kost-  und  Logiszwanges 
beim  Arbdtgcber  haben  die  VorstSnde 
verschiedener  Verbände  Beratungen  ge- 
pflogen und  sich  auf  die  Schaffung  einer 
Centraistelle  vereinigt,  welche  das  ge- 
eignete Material  über  diese  Missstände 
beschafft.  —  Die  Solinger  und  die  Shef- 
fielder Messerarbeiter  haben  im 
Anschluss  an  den  intematioiialen  Soda- 
Ii  stencongress  in  Amsterdam  Verhand- 
lungt  n  geführt  zwecks  Herbeiführung  ein- 
heitlicher Arbeitsbedingungen.  Die  Ver- 
handlungen sollen  fortgesetzt  werden.  — 
Die  ungarischen  Gewerkschaften 
geben  ab  i.  September  ein  Blatt  heraus 
ähnlich  dem  Corrcspondenshlatt.  —  Der 
Cantonsrat  von  Tessin  in  der  Schweiz 
hat  beschlossen,  dem  von  den  dortigen 
Gewerkschaften  errichteten  Arbdtersecre- 
tariat  eine  Jahressubvention  von  1500  fr. 
zu  bewilligen  und  dem  Arbeitcrsecretair 
die  Rechte  eines  cantonalen  Gcwcrbe- 
inspectors,  der  die  Revision  von  Arbeits- 
stätten vornehmen  darf  und  audi  zu  sta- 
tistischen Erhebungen  von  der  Regfierung 
mit  herangezogen  werden  soll,  zuzuer- 
kennen. laiMTOailUMROT 

OtiiOiMtHtclwil»b<wgung 

Vom  18.  bis  zum  20.  Augttst  hielt  in  • 
Posen  die  Centralorganisatioa  der 
deutschen  LANDWIRTSCHAFTLI- 


Digitized  by  Google 


054  SUNDSCHAU  •  ÖFFENTUCHES  LEBEN  •  OENOSSENSCHAFTSBEVEOUNO 


CHEN  GENOSSENSCHAFTEN,  die 
seit  ihrer  vorigen  Tagung  (vergl.  Socia- 
Uttisehe  MonaUhtfte,  t^Ot},  IT.  Bd.,  ptg; 

870-871)  den  Namen  Rcichr^'crhand  der 
deutschen  landivirtschaftlichen  Genossen- 
schaften führt,  ihren  ao.  Verbandstag  ab. 
Nach  dem  Bericht  des  Vcrbaiid^anwalts 
Haas  belief  sich  die  Gesamtzahl  der  deut- 
schen Genossenschaften  am  i.  Juli  1904 
anf  rund  22  400.  Davon  sind  18309 
landwirtschaftlicher  Natur, 
und  zwar:  12477  Credit-,  1754  Bezugs-, 
2713  Molkerei-  und  1365  sonstige  Ge- 
no«sensdutften.  An  der  Spitze  dieaer 
mächtigen  Organisation  slx^wegung.  die 
aof  rationellere  Gestaltung  aller  Zweige 
der  landwirtschaftlichen  Betätigung  ab- 
zielt, marschiert  der  Rciclist'crband.  ticr 
im  verflossenen  Jahre  mit  der  Errichtung 
einer  landwirtschaftlidien  Genossen- 
schaftsschule zur  Ausbildung  von 
tüchtigen  Beamten  einen  neuen  wichtigen 
Schritt  zur  Förderung  des  Genossen- 
schaftswesens getan  hat  Dem  Reichsver- 
band gehören  tnr  Zeit  in  a8  Unterver- 
bänden II  000  Genossenschaften  an  mit 
rund  einer  Million  Mitglieder.  Der  D  a  r  - 
lehnsnmsats  in  den  Landes-  und 
Provinzialcentralcassen  des  Verbandes 
betrug  im  Jahre  r8q,i :  1782  Mill.  M.,  ge- 
gen 1693  Mill.  M  im  Vorjahr.  Den  W  a  - 
renbezug  aller  Genossenschaften  des 
Reiciisverbandcs  schätzt  der  Bericht  des 
Verbandsanwalts  auf  75  MilU  M.  Unter 
den  Verwertungsgenossen- 
schaften nehmen  die  Molkerei- 
g  c  n  <  1  ^  s  e  n  c  h  a  f  t  c  n  ,  dereti  es  am 
I.  Juli  2713  in  Deutschland  gab,  den 
erstAi  Platz  dn.  Die  Cditralbutterver- 
kaufsgenossenchaften  des  Reichsferban- 
des,  deren  1370  Molkereien  angeschlossen 
sind,  verkauften  im  Jahre  1903  für  rund 
loVj  Mill.  M.  Butter  gegen  6%  Mill.  M. 
im  Vorjahr.  Auch  die  genossen schaft- 
'  liehe  Organisation  des  Eicrverkanfs 
macht  rapide  Fortschritte. 
Der  Verbandstag  beschäftigte  sich  unter 
anderm  mit  der  Fr^e  des  Verkehrs  der 
localcn  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaf- 
ten mit  den  Centraldn-  und  Verkanfs- 
genossen schaffen.  Die  von  dem  Referen- 
ten, Centralgenos&enschaftsdireclor  £n- 
delt-Posen,  vorgeschls^pene  Resolution  be- 
tonte die  Notwcndißkcir,  den  Bezug  durch 
die  Verbände  zu  entwickeln,  da  nur  durch 
Abschluss  der  Geschäfte  auf  grossem 
^fassstabe  dauernde  Vorteile  geschaffen 
werden  können.  Der  Verkauf  an  Nicht- 
genossen  sei  zu  vermeiden ;  er  sei  der  Ge- 
nossenschaftsentwickelung  nur  schädlich. 


Mit  dem  Gro-^lianrlfl  kannten  geordnete 
Beziehungen  gehalten  werden.  Die  unbe- 
reditigten  Angriffe  der  Händler  anf  das 
Genossenschaftswesen  seien  dagegen  zu- 
rückzuweisen. —  Das  Referat  des  Pfar- 
rers Schmidt- Woddcr  übw  die  sitt- 
lichen Trieb  kr. Tfte  genossenschaft- 
licher Arbeit  hob  hervur.  dass  die  Kraft 
der  Genossenschaftsbewegung  in  der  Ver- 
bindung der  Liebe  zum  Nächsten  mit  dem 
Drang  zur  Selbsthilfe  wurzele.  Auch  die 
hochwichtige  Frage  der  \''  e  r  s  o  r  g  u  n  g 
der  Städte  mit  gesundheit- 
lieh einwandfreier  Milch  anf 
genossen^cliafllichem  Wege  beschäftigte 
den  Verbandsiag.  Der  Berichterstatter, 
Gutspäditer  Mdnert-Hammerhof  bei 
Hamburg,  verlangte  den  Zusammen- 
schluss  der  Produccnten  zwecks  Unter- 
stellung ihrer  milchwirtschaftlichen  Be- 
triebe unter  die  ständige  hygienische  Con- 
trole  einer  geeigneten  Commission  und 
die  Errichtung  leistungsfähiger  Reser- 
voire in  Gestalt  von  Sammdmdereien  in 
nächster  Nähe  der  Al^atzcentren.  Ansser- 
dem  siicn  gevct7llclit  Massregeln  zur 
Verhindcruni^  unlauterer  Concurrenz  mit 
minderwertiger  und  tmcontrolierter  Ware 
zur  erstreben.  In  vollkommener  Weise 
wird  diese  Frage  unserer  Meinung  nach 
erst  gelöst  werden,  wenn  der  Detailver- 
schlei ss  in  den  Städten  durch  den  Zu- 
sammenschluss  der  Consumcntcn  genos- 
heiiscliaftlich  geregelt  ist.  Nur  so  kann 
der  Zwischcnliandel  ausgeschaltet  und  die 
Garantie  geschaffen  werden,  dass  das  för 
die  V(tlk-gesundheit  so  wichtige  Nah- 
rungsmittel unverfälscht  vom  Producen- 
ten  an  den  Consinnenten  kommt. 
X  y 
Ebenfalls  im  Osten  des  Reiches,  nämlich 
in  Breslau,  fmd.kurz  darauf,  vom  24.  bis 
zum  27.  August  die  Jahresconferenz  des 
ALLGEMEINEN  VERBANDES DEVT' 
CHER  ERWERBS-  UND  WIRT- 
SCHAFTSGENOSSENSCAFTEN  statt. 
Seit  dem  Ausscheiden  des  modernen 
Flügels  der  Consumvereinsbewegung  wei- 
sen die  Tagtmgen  dieses  Verbandes  noch 
weniger  frfsdi  pulsierendes  Genossen- 
sch,'ift- leben  auf,  aN  vordem.  7\v;ir  »-ang 
auch  diesmal  Dr.  Cruger  unter  dem  Bei- 
fall sdner  Getreuen  wieder  das  alte  Lied 
von  den  freiru  Schuhc-DcIitZ'chen  Ge- 
nossenschaften, die  auf  eigene  Kraft  ge- 
gründet unbeeinflusst  von  politischen 
Sympathicen  und  Antipathieen  ihren  Weg 
gehen  zum  Heil  ihrer  Mitglieder  und  der 
Gesamtheit,  —  allein  wer  möchte  diesen 
Worten  noch  glaubeut  nadidem  man 
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Crügirschc  Täte  n  gesehen  hat !  Für  den 
Tiefstand  des  gcnossenchaftlichen  Den- 
kens ist  bezeichnend,  dass  selbst  die  Aus- 
lieferung der  Genossenschafts- 
bank an  eine  capitalisti'-clK'  ("ir  issbank- 
gescUschaft  keine  ernstliche  Kritik  au» 
der  Mitte  der  Versammlung  erfuhii:  man 
begnügte  sich  damit,  in  einer  Resolution 
die  geradezu  lächerliche  Erwartung  aus- 
cv^Mredien,  dass  die  Dresdner  Bank  die 
ihr  durch  diese  ülwrnahmc  erwachsenen 
genossenschaftlichen  Aufgaben  dauernd 
erfüllen  werde. 

Was  die  äussere  Entwickelung  des  Ver- 
bandes anlangt,  so  ist  mit  Ausnahme 
der  oonsunojKenossenschaftlichen  Gruppe 
noch  ein  kleiner  Fortachritt  xu  verzeidi- 
nen.  Die  Zahl  der  beriditenden  Cre- 
ditgenossensc  haften,  die  das 
Gros  des  Verbandes  ausmachen,  hat  sich 
von  899  mit  533  888  Mitgliedern  im  Vor- 
jähre  auf  911  mit  542108  Mitgliedern  im 
Jahre  1903  vermehrt,  .'\usserdcm  berichte- 
ten 166  Baugenossenschaften  mit  50429 
Mitgliedern.  \on  denen  im  verflossenen 
Jahre  154  Häuser  hergestellt  wurden. 
Femer  19  Handwerker-  und  10  FrodaCdW' 
genossenschaften.  Die  Consumver- 
e  i  n  e  haben,  wie  vorauszusehen  war,  eine 
weitere  starke  .Abnahme  erfahren.  Die 
Verbandsstatistik  zahlt  diesmal  nur  noch 
251  (gegen  332  im  Vorjahre)  mit  248004 
(300721)  Mitgliedern  und  5422001S 
(69  337  136)  M.  Umsatz.  Auch  von  den 
noch  verbliebenen  werden  mit  der  Zeit 
noch  manche  zu  der  Erkenntnis  gelangen, 
dass  ihre  Heimstätte  nicht  in  diesem  Ver- 
band ist. 

Einen  Ersatz  fnr  den  Riickgaiig  dieser 
Genossenschaft sari  sucht  sich  der  Ver- 
band durch  die  Heranziditing  von 
Handwerkergenossenschaf- 
ten zn  schaffen ;  er  nahm  eine  diese  Ver- 
eine befürwortende  und  die  Grundsätze 
bei  ihrer  Errichtung  festlegende  Resolu- 
tion an.  Femer  protestierte  der  Ver- 
bandstag gepcn  die  Einführunp  des 
Scherischen  Sparsystems  und  gegen  die 
neuerdings  besonders  in  Hambinrg  ver- 
suchte Er.schwerung  des  Sparcassenbe- 
triebs  durch  die  Genossenschaften.  Eine 
Resolution  ft^  die  Propagiemng  der 
Volksversicherung  auf  genossenschaft- 
lichem Wege  fand  einstimmige  Annahme. 
X  X 
Uber  das  Gründungsbalbjahr  der  Ge- 
nossenschaft ARBEITERDRVCKRRE! 
in  Dessau  gibt  das  1%  IksUatt  für  An- 
hait  einen  Bericht,  aus  dem  zu  ersehen  ist, 
dass  das  junge  Untemdunen  die  beste 


Aussicht  auf  raschen  Erfolg  hat  Vom 
Januar  bis  Ende  Juni  erfolgten  561  Bei- 
trittserklärungen mit  21312  M.  Anteü- 
zahlongen.  Da  die  Genossenschaft  ausser- 
dem 49000  M.  h>•potllcka^:^J^^.  s  Darlehen 
gegen  massige  Verzinsung  erhielt,  so  feli- 
len  zur  Durdifnhnmg  der  gesamten 
Bauten  und  Einrichtungen  nur  noch  an- 
nähernd 16000  M..  die  man  durch  weitere 
Anteilzahlungen  in  wenigen  Monaten  auf- 
zubringen die  beste  Hoffnung  hat.  (*ber 
den  Umfang  des  Unternehmens  schreibt 
das  Volksblatt:  »Heute  besitzt  die  Ge* 
nossenschaft  in  der  Ascanischen  Strasse 
ein  Grimdstück  von  1500  qm.  Flächen- 
inhalt, auf  dem  sich  ein  Wohnhaus  mit 
Seitenflügel,  enthaltend  acht  Wohnungen 
und  zwei  Läden,  befindet  Auf  dessen 
hinterem  Gartenland  i^t  bereits  das  drei- 
stöckige Druckereigebäude  von  17  m. 
Front  und  10  m.  Tiefe  errichtet.  <fos  hc^ 
und  grosse  Räume  für  Setzerei.  Drucke- 
rei, Redaction,  Expedition  und  Geschäfts- 
führung —  und  wenn  es  sein  soll,  auch 
für  ein  .Arbeitersecretariat  —  enthält.  Der 
maschinelle  .\ntrieb  wird  geschehen  durch 
elektrische  Kraft,  wozu  noch  die  Legung 
eines  besonderen  Kabels  von  dem  Asca- 
nischen Platz  bis  zum  Grundstück  not- 
wendig ist.  Ausgestattet  wird  die  Be- 
triebsstätte mit  elektrischer  Beleuditung 
und  Centralheiznng.« 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Agitationsaus- 
schnss  für  Bayern  beabsichtigt  im  Novem- 
ber einen  Unterrichts  c  u  r  s  u  s  für 
Geschäftsführer  von  Cunsumvereincn  zu 
eröffnen.  Der  Cursus,  der  unentgeltlich 
ist.  wird  alle  für  die  theoretische  und 
praktische  Ausbildung  der  Genossen- 
schaftsbeamten in  Betracht  kommenden 
Missionsgebiete  umfassen.  —  Auf  einer 
landwirtschaftlichen  Versammlung  in 
Reichenbach  hielt  der  sächsische 
Staatsminister  von  Metzsch  eine 
Rede,  die  auf  eine  Glorificiereng  der 
penosvcn^chaftHchen  Selbsthilfe  hinaus- 
lief. Möge  der  Herr  Minister  der  von 
ihm  hier  gesprochenen  Worte  bei  seiner 
demnächstigen  Stellungnr.hmc  ztini  Um- 
satzsteuerantrag der  2.  sächsischen  Kam- 
mer fur  die  Consumvereine  der  Arbeiter 
gedenken !  —  Am  20.  .August  hielt  der 
Verband  der  Rabattsparvereinc, 
der  zur  Zeit  61  Vereine  umfasst,  seinen 
2.  Verbandstag  in  Hannover  ab.  Von 
mehreren  Rednern  wurden  die  Erfolge 
hervorgehoben,  die  auf  dem  Wepc  der 
Rabattgewäbrung  im  Kampfe  gegen  die 
Coosamverctne  erzielt  würden  (1?).  An 
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den  Eisenbalinministcr  von  Budde  wurde 
weRcn  seines  consumvereinsfeindlidien 
Erlasses  ein  Danktelegramm  abgesandt.  — 
In  Italien  wurde  der  looo.  Verein  in 
den  Genossenschaftsbund  aufgcnonunen, 
ein  Ereignis,  das  von  der  Cooperasione 
ttaUana  durch  Herausgabc  dner  Fest- 
nunimcr  gefeiert  wurde.  —  Am  l6.  und 
17.  Juni  wurde  in  Saint  Louis  der 
I.  nordamericanische  Genossen- 
schaftscongress  abgehalten,  auf  dem  die 
Schaffung  einer  Centraiorganisation  be- 
schlossen wurde.  Die  Zahl  der  in  den 
Vereinigten  Staaten  bestehenden  Ge- 
nosscn-schaften  wurde  auf  500  bi.s  800  ge- 
schätzt In  Californicn  existiert  eine 
ziemlich  hochentwickelte  ländliche  Con- 
sumvereinsbewegung,  die  auch  bereits  eine 
GnMsdnkaufsgesdlscfaaft  besitzt 
X  X 
LITERATÜR.  Die  Austtehtin  der  Con- 
suuizcrcinr  und  der  klctnhändlcrischcn 
Interessenverbände  ist  der  Titel  eines 
Buches  von  Dr.  Otto  Linde eke 
/Basel,  Helbing  &  Lichtcnhahn/,  das 
einen  vortrefflichen  Überblick  über  den 
Stand  der  Genossenschaftsbewegung,  den 
Kinflu<>^  der  selben  auf  die  Lage  de^^  De- 
tailhandels und  die  aus  diesen  Kreisen 
entqningende  Abwehrbewegüng  ( Be- 
steuerung etc.)  in  den  verschiedenen 
Ländern  gibt.  Interessant  ist  eine  Fest- 
stellung, die  der  Verfasser  macht  und  die 
geeignet  wäre,  dem  Gerede,  dass  der  von 
den  Consumvereinen  geschadigte  Klein- 
h.TnflltTstanfl  den  für  das  Staatsganzc  so 
wichtigen  Mittelstand  repräsentiere, 
ein  Ende  zu  machen.  Nadi  der  deutschen 
Gcwerbezählung  vom  Jahre  1895  gehörten 
dem  Mittelstande  (1800  bis  8000  M.  Ein- 
kommen) drca  5  Mill.  Haushaltmigen  an. 


Davon  entfielen  auf: 

Beamlc,  Lehrer,  .-^rzte  etc.  .    .    .  31.3% 

Arbeiter  etc.   3 »■3% 

Landwirte   28.3% 

Rentner   i6.57o 

Industrie  und  Handwerk  ....  10,3% 
Handel   und  verwandte 

Gewerbe   7.2% 


\*nn  diesen  ",2%  Handeltreibenden  aber 
hat,  selbst  in  Städten  mit  hochentwickel- 
ten Consumvereinen,  doch  nur  ein  kleiner 
Teil  unter  der  Concurrenz  der  letzteren 
zu  leiden.  Und  das  gebärdet  sich  als 
alleinige  Staatsstütze !  —  Von  der  Deut- 
schen Gartenstadt  Gesellschaft  ist  soeben 
eine  neue  Propagandaschrift  herausge- 
geben worden:  Der  Zug  der  Industrie 
aufs  Land,  eine  Innencolonisation.  Inder 
Broachfite  wird  imt«r  Betngnahme  auf  die 


Untersuchungen  Heinrich  Freeses  nach- 
gewiesen, dass  die  städtische  Gnmdreate 
auch  eine  besonders  schwere  Belastung 
der  Industrie  darstelle  und  zwar  sowohl 
dircct  durch  die  hohen  Grund-  und  Boden- 
prdse  der  Fabrikterrains,  als  auch  in- 
direct  durch  die  Belastung  der  Arbeiter- 
budgels  durch  hohe  Wohnungsmieten.  Es 
wird  demgegenüber  eine  Decentralisation 
der  Industrie  und  ihre  Verlegung  aufs 
Land  nach  den  an  dieser  Stelle  schon  be- 
sprochenen Plänen  der  Gartenstadtpropa- 
gandisten empfohlen.  MmwD  bav» 

Frumfcowegung 

Aus  dem  Bericht,  der  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  bei  Gelegenheit  des 
INTERNATIONALEN  FRAUENCON- 
GRESSES  dem  internationalen  Comite 
für  die  Rechtsstellung  der  Frauen  er- 
stattet  wnrde,  ist  hervorzuheben,  <hüs  in 
den  4  Staaten  Wyoming,  Colorado.  Utah 
und  Idaho,  in  denen  die  Frauen  das  volle 
politische  Wahlredit  besitzen,  die  recht- 
liche  und  ökonomische  Position  der 
Frauen  eine  weitaus  günstigere  ist,  als 
Überall  sonst  Zwar  wird  nach  allge- 
meiner Ansicht  in  der  staatlichen  Be- 
amtentaufbahn  vielfach  zu  ungimsten  der 
l'Vaii  entschieden.  Im  allgemeinen  aber 
imd  auch  in  allen  offidellen  Ämtern  und 
Stelinngen  erhalten  die  bdden  Gesdilech- 
ter  gleichen  Lohn  hei  gleicher  Leistung. 
Auch  auf  dem  Gebiet  der  Armenpdege, 
des  Kinderschutzes  und  der  allgemeinen 
socialen  Fürsorge  macht  sich  der  ver- 
stärkte Einfluss  des  weiblichen  Geschlech- 
tes in  wohltuender  Weise  bemerkbar. 
Mit  unbegreiflicher  Genugtuung  verzeich- 
net dagegen  der  holländische  Bericht  die 
Tatsache,  dass  >das  im  März  1903  er- 
lassene Verl>ot  der  Frauenart>dt  in  Ziege- 
Iden  auf  energischen  Widerspruch  der 
Frauen  bis  auf  weiteres  aufgehoben  wur- 
det. Ja,  wissen  denn  diese  Damen  so  wenig 
von  den  wirklidien  Aufgaben,  die  ihnen 
obliegen  sollten,  dass  durch  ihren  Ein- 
spruch eine  dem  weiblichen  Organismus 
so  überaus  sdiadliche  Arbeit  wiederum 
freigegeben  wurde?  Das  sind  traurige 
Ergebnisse  einer  völlig  unangebrachten 
feministischen  GldcfamadiereL 
X  X 
In  ähnlicher  Weise,  wie  Dr.  Lietz  in  sei- 
nen verschiedenen  Landeserziehimgs- 
heimen  für  Knaben  es  durchgeführt  hat, 
werden  nunmehr  auch  da  und  dort  Ver- 
suche gemacht,  um  die  so  vielfach  ver- 
schrobene und  verkünstelte  MADCHEN- 
ERZIEHUNG zu  reformieren,  indem 
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man  sie  auf  den  Boden  gesunder  N.itür- 
lichkeit  versetzt.  Zu  dem  neuerdings  nach 
der  Schweiz  verlegten  Landeserziehungs- 
heim  für  Mädchen  in  Wannsee  tritt  eine 
ihtiliche  Anstalt  in  Breitbrtmn  am  Am- 
mersee.  Eine  erlesene  Geistes-  und  Her- 
zenscultur  soll  sich  mit  körperlichen 
Übungen  und  der  Tätigkeit  in  Feld  und 
Garten,  in  Haus-  und  sogar  in  Stallwirt- 
schaft  in  solcher  Weise  vereinigen,  dass 
die  Mädchen  sich  zu  gesunden  und  har- 
nionisclien  Menschen  entwickeln  können. 
Noch  mehr  zu  bcgriissen  ist  jedenfalls  die 
für  Coeducation  gegründete  Schule  von 
Hoffmann  in  Laubegast.  Indes  haben 
alle  diese  so  überaus  idealen  Veranstal- 
tungen den  schwerwiegenden  Fehler,  dass 
sie  nur  den  Kindern  der  glücklichen  Be- 
sitzenden erreichbar  sind.  Da  aber  für 
die  Kinder  und  zwar  für  alle  Kinder 
das  Beste  just  gut  genug  ist,  sollten  die 
durch  das  neue  System  erreichten  offen« 
sichtlichen  Erfolge  ein  starker  Sporn  zum 
Kampf  für  eine  Reform  unseres  gesamten 
Erziehungswesens  werden. 
X  X 
Die  Prauenhnvegung  gibt  einen  Vortrag 
■wieder,  den  Dr.  Blaschko  im  Herbste  vo- 
rigen Jahres  in  Ilamliurg  über  die  ge- 
sundheitlichen Schaden  der  PROSTI- 
TUTION gehalten  hat.  Der  bekannte 
Forscher  kommt  in  diesem  Vortrag,  der 
auch  als  Broschüre  erschienen  ist  /Ber- 
lin. W.  iS:  S.  Loewentlial/  zu  dem  Schluss. 
dass  weder  die  sanitären  und  sanitäts- 
poIizeiUchen  Massnahmen,  noefa  auch  die 
ökonomische  und  ethische  Hilfe  in  Einzel- 
fällen hier  Wandel  schaffen  könne  und 
dass  eine  Minderung  der  Prostitution  nur 
zu  erreichen  sei,  »wenn  e-;  gelingt,  das 
Volk  con.sumfahiger  zu  machen,  seine 
Lebenshaltung  dauernd  zu  heben  und  da- 
durch das  durchschnittliche  Heiratsalter 
herabzusetzen,  die  wirtschaftliche  Stel- 
lung der  Frau  zu  bessern  und  damit  auch 
«ine  höhere  Wertschätzung  des  Weibes 
zu  emiögltclMn«.  Dem  schliessen  sich  die 
detaillierten  Forderungen  des  .Vrbeiter- 
schutzes,  der  Wohnungsfürsorge  etc.  an. 
X  X 
Vom  Schneiderverbandstag,  der  vom  l. 
bis  6.  August  in  Dresden  tagte,  ist  einiges 
nachzutragen.  So  die  Bekundungen  ülK>r 
die  Schmutzconcurrenz  der  HEIMAR- 
BEIT, durch  die  die  Ausdehnung  des 
§  137  der  Gewerl>eordnung  auf  alle  wie 
immer  gearteten  Werkstätten  der  Confec- 
tion  illusorisch  gemacht  werde.  Ein  be- 
sonderes Relief  erhalten  diese  Angaben 
durch  den  Umstand,   dass  g  e    e  r  k  - 


schaftlich  organisierte  .\r- 
b  e  i  t  e  r  ihren  Frauen  und  Töchtern  ge- 
radezu verbieten,  sich  dem  Ver- 
bandanzuschliessen.  Auch  wurde 
die  Untätigkeit  der  socialdemokratischen 
Reichstagsfraction  in  Sachen  des  gesetz- 
lichen Heimarbeiterschutzes  kritisiert  und 
die  Erwartung  ausgesprochen,  dass  die 
Fraction  in  entschiedener  Weise  die  Füh- 
rung in  dieser  Frage  übernehmen  werde. 
X  X 
Am  INTERNATIONALEX  SOCIALIS- 
TENCONGRESS  in  Amsterdam  haben 
sich  detiti«^  und  niederländische  Frauen 
in  hervorragender  Weise  beteiligt.  Be- 
sonders hat  sich  Genossin  Zetkin  sowohl 
rednerisch,  als  auch  als  Übersetzerin  in 
allseitig  acclamierter  Weise  verdient  ge- 
madit  Zu  bedauern  ist,  dass  die  Aus- 
einandersetzungen auf  anderen  Gebieten 
es  in  der  Frauensache  nur  zu  der  folgen- 
den, ziemlidi  sdiwächKchen  und  imver- 
binfilichcn  Resolution  kommen  Hessen: 
>Bei  den  Kämpfen,  welche  das  Proletariat 
für  die  Eroberung  des  allgemeinen,  glei- 
chen, geheimen  und  directen  Wahlrechts 
in  Staat  und  Gemeinde  führt,  wollen  die 
socialistischen  Parteien  das  Frauenwahl- 
recht in  den  gesetzgebenden  Körperschaf- 
ten beantragen,  in  der  Agitation  grimd- 
s.ätzlich  iL  [iialten  und  mit  allem  Nach- 
druck vcrtretcn.c 

Das  internationale  Proletariat  sollte  doch 

wohl  wissen,  dass  ohne  die  tätige  und 
voUberecliiigte  Anteilnahme  der  Frauen 
der  Kampf  um  die  Welt  nicht  zum  sieg- 
reichen Ende  geführt  werden  kann. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Nach  der  neuen 
österreichischen  Gemeindeord- 
nung verlieren  die  Directorinnen,  Ober- 
lehrerinnen und  Lehrerinnen  das  ihnen 
nach  dem  alten  Statut  zustehende  active 
Stimmrecht,  während  eine  etwa  gleich- 
zeitige Entscheidung  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes den  Lehrerinnen  das  prind- 
pielle  Recht  zuerkennt,  in  die  Gemeinde- 
vertretung mitzuwählen.  —  .\us  den  hessi- 
schen Gewerbeaufsichts  beriditea 
geht  hervor,  dass  die  'Hltigkeit  der  Assis- 
tentinnen einen  erfreulichen  .Aufschwung 
nimmt  und  sie  in  steigendem  Masse  von 
den  Arbeiterinnen  consultiert  werden. 
Ehensi>  hegrüssenswert  ist  die  Tatsache, 
dass  Fräulein  Dr.  Baum,  die  bisherige 
.\ssi stentin  der  badischen  Fabrikaufsicht, 
nunmehr  als  selbständige  Fabrikinspecto- 
rin  angestellt  wurde.  —  Durch  Erlass  des 
französischen  Unterrichtsministe- 
riums ist  die  Verwendung  von  Kindern 
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unter  1.^  Jahren  bei  Aufführungen  in 
Theatern  und  Varietes  verboten  worden. — 
Vom  2.  bis  zum  4.  Octoljer  findet  in  Cöln 
eine  Conferenz  der  deutschen  Sittlich- 
keitsvereine statt.  Die  Socia- 
listen  sind  zur  Teilnahme  nicht  auf- 
gefordert worden.  Fräulein  Müller 
wird  das  Thema  Weicht  Aufgaben  er- 
wachsen der  Frau  aus  der  sittlichen  Not 
der  Zeit?  behandeln.  —  Wenns  ihr  nur 
nicht  geht,  wie  Fräulein  I  m  1  e  in  der 
christhchen  Gewerkschaftsversammlung, 
die  im  August  in  Münster  i.  W.  stattfand. 
Getreu  tU  r  Devise  Jeder  blamiert  sieh,  so 
gut  er  kann  hat  dort  wieder  einmal  die 
Polizei  sowohl  das  Referat,  wie  überhaupt 
die  .'\nwesenhtit  von  Frauen  untersagt. — 
Ins  Reformgymnasium  in  Mannheim 
sind  ffir  das  im  Herbst  bcfnnnende  Sdinl- 
jahr  drei  Mädchen  in  die  Sexta  aufge- 
nommen worden.  Das  Realgymnasium 
hatte  diesmal  seine  erste  Abitnrientin. 
X  X 
LITERATUR.  Unter  den  jüngsten  Publi- 
cationen  zur  Frauenfrage  sind  einige  her- 
vorzuheben, die  von  dem  liuhrn  Flügel 
des  bürgerhchen  Praueiuums  ausgehen. 
Else  Lüders  gil)i  in  ihrer  Schrift  Der 
Unke  Flügel  /Berlin,  W.  &  S.  Loewen- 
thal/  eine  Übersicht  der  Hauptmomente, 
die  für  den  linken  Flügel  des  deutschen 
Frauentums  im  Gegensatz  zu  der  ge- 
mässigten Richtting  tmd  den  confessionell 
oder  politisch  gefärbten  Frauenverbänden 
charakteristisch  sind.  Von  besonderem 
Interesse  sind  die  Mitteilungen  über  die 
Organisation  des  Verbandes  fortschritt- 
licher Fraueni'creinc,  der  die  Propaganda- 
centrale  ein  weittragendes  Gefüge  gibt, 
sowie  der  Hinweis  auf  die  einzelnen 
Fragen  praktischer  Tagespolitik,  wie  die 
Sittlichkeits-.  die  Stimmrechtsfrage  etc., 
deren  Bearbeitung  von  dem  Verband  be- 
trieben wird.  Im  ganzen  geht  auch  aus 
dieser  Schrift  wiedenmi  hervor,  dass  die 
radicalen  Frauenrechtlerinnen  das  Schwer- 
gewicht ihrer  Betätigung  auf  politische 
und  rechtliche  Propaganda  legen,  die  ge- 
mässigten auf  positive  Kleinarbeit.  Beides 
ist  gleich  notwendig  und  die  Kraftever» 
geudung  bedauerlich,  die  hier  durch  un- 
nutze Gegensätzlichkeit  hervorgerufen 
wird.  —  hu  igleichcn  Verlag  ist  eine  Flug- 
schrift erschienen,  die  in  gedrängter  Dar- 
stellung Entstehung  tmd  Programm  des 
]' i-r}vi)idcs  fortschrittlicher  Frauenz  creine 
behandelt —  ^DieCultu^entwickeiung  hängt 
nicht  4*von  ab,  dass  tmgezählte  Kinder 
geboren  werden,  sondern  von  der  Gewin- 
nung eines  möglichst  tüchtigen  Menschcn- 
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materials.c  Mit  dieser  selbstver^t.lndüchen, 
aber  in  ihrer  vollen  Bedeutung  längst 
nicht  genug  gewürdigten  Grundlegung  er- 
härtet Anna  Pappritz  in  ihrer  Schrift 
Die  Errichtung  von  VVöchnerinnenheimen 
und  Säuglingsasylen  eine  sociale  Not~ 
wendigkeit,  eine  nationale  Pflicht  /Leip- 
zig. Felix  Dietrich/  ihre  Forderung  sol- 
cher Institutionen,  als  deren  Hauptaufgabe 
sie,  neben  der  Versorgung  der  Säuglinge, 
die  ernehlidie  Einwirkung  auf  Se 
Mütter,  die  Herstellimg  eines  engeren 
Zusanuncnhangcs  und  Zusammenhaltes 
von  Mutter  und  Kind  und  endlich  die 
Wahrung  der  Rechte  des  unehelichen  Kin- 
des dem  X'alcr  gegetudjtr  bezeichnet.  — 
Gestützt  auf  das  reichsamtliche  statistische 
Material  der  Volks-  und  Gewerbezählung 
von  1895,  das  in  durchaus  selbstindiger, 
kritischer  und  gründlicher  Weise  durch- 
gearbeitet ist.  behandelt  Elisabeth 
Gnauck-Kühne  das  Thema  Die 
deutsche  Frau  um  die  Jahrhundertzcende 
/Berlin.  Otto  Liebmann/.  Von  besonderer 
Anschaulichkeit  ist  ihre  Besprechung  der 
Witwen  frage,  die  ihr  mit  Recht  als  der 
ausschlaggcljcnde  Mittelpunci  der  gesam- 
ten heutigen  Frauenerwerhsfrage  er- 
scheint. In  etwas  wird  der  Wert  der 
sonst  so  trefflichen  Darlegungen  durch 
die  katholisierenden  Sripl-,i>men  beein- 
trächtigt, die  aller  Logik  zum  Trotz  und 
manchmal  durch  Vergewaltigung  der  Tat- 
sachen als  der  Weisheit  letzter  Schluss 
dargeboten  werden.  —  Man  weiss  nicht, 
ob  man  Herrn  Dr.  N.  Grabowsky 
(Die  ideale  Fhe.  «'iV  muss  sie  beschaffen 
seinf  /Leipzig.  Max  Spohr/),  der  nach 
seinen  eigenen  Worten  »ein  Führer  <ter 
Menschen  im  Geistigen«  sein  will,  für  ein 
weltfremdes  Kind  oder  einen  sonderbaren 
Heiligen  halten  soll.  Jedenfalls  ist  seine 
Theorie,  dass  nur  der  Ehe  sich  zuwenden 
soll,  wer  nicht  die  Kraft  in  sich  fühlt,  voll 
entsagend  den  höchsten  Idealen  nachzu- 
gehen, unfruchtbar  für  die  Hervorbrin- 
gung höchster  Menschheitswerte  und 
in  hohem  Masse  anfechtbar.  —  Awi  sorg- 
fiiltigeni  Quellenstudium  beruht  die 
Sclirift,  in  der  Dr.  F.  Boden  sicli  iiher 
Mutterrecht  und  Ehe  /Berlin.  Verlag  der 
Frauenmndsehau/  verbreitet,  wie  sie  uns 
in  der  nordgermanischen  Sagenwelt  und 
den  aus  jener  Zeit  erhaltenen  Rechtsur- 
ktmden  und  überlieferten  Gebräuchen  ent- 
gegentreten.  Gegen  die  Authenticität  der 
Bekundungen  über  die  Wichtigkeit,  die 
der  Brautschatz  sowohl  für  die  Rechts- 
kräftigkeit und  Legitimität  der  Fhe.  wie 
für  den  Erbgang  gehabt  hat  und  gegen 
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ähnliche  Dinge  mehr,  lasst  sich  nichts  ein- 
wenden, wohl  aber  gegen  die  Schluss- 
folgcnmg,  die  ans  solchen  Tatsachen  die 
Verneinung  einer  dieser  PericKle  vorauf- 
gehenden Zeit  der  Mutterherrschaft  lier- 
leitet.  Die  Zeit,  aus  der  Boden  seine  Be- 
lege holt  (anfangend  mit  dem  Ende  des 
IX.  Jahrhunderts),  charakterisiert  sich 
wirts^chaftüch  als  eine  schon  beträchtlich 
lortgeschrittene,  die  ausgebildete  Formen 
des  ravateigentums  und  alle  Kennzdchen 
der  auf  ihm  beruhenden  vaterrechtlichen 
Familie  aufweist.  Trotzdem  lassen  sich 
anch  hier  allerorten  Spuren  frfiherer 
Mutterherrschaft  erkennen,  nicht  zuletzt 
in  den  von  Boden  selbst  berichteten  Tat- 
sachen von  der  Bedeutung,  die  der  Zu- 
stimmung der  Muttersippe  zur  Ehe  bei- 
gemessen wurde,  und  der  Zurücksetzung, 
die  das  Recht  der  unehelichen  Kinder 
dann  erfuhr,  wenn  die  Muttersippe  nicht 
näditig  genug  war.  ihrem  Ansprudi 
Nadldruck  verleihen.  —  Um  das  Gc- 
sddechtsproblcm  kreist  das  Buch  von 
Ruth  Bre  StaaUkmder  oder  Mutter- 
recht  f  /Leipzig.  W.  Malende/.  In  der  ihr 
eigenen  tapferen  und  leidenschaftlichen 
Art  verteidigt  sie  auch  diesmal  den  sexuel- 
len Anspruch  und  das  Recht  des  Weihes 
auf  Mutterschalt.  Sie  verlangt  die  auf 
mutterrechtlichen  Voraussetzungen  ruhen- 
de Familiengemeinschalt,  die  dem  Weibe 
flodate  und  wirtschaftliche  Unabhängig- 
keit und  sein  Gcschlechtsrecht  geben  soll. 
Meines  Erachtens  denkt  sich  die  Ver- 
fasserin das  alles  vid  lachtet,  als  es  ist, 
und  auch  ihr  Schulbeispiel  vermochte  mich 
nicht  zu  überzeugen.  Auch  geht  sie  in  man- 
chen Stücken  gern  und  zu  sehr  ins  Extrem. 
Sie  will  die  Supremntie  des  Weihes.  Sie 
will  sie  uneingeschränkt  und  auf  dem  Ge- 
biet der  Generalion  in  solcher  .Ausschliess- 
Jichkdt,  dass  für  den  Mann  kein  Raum 
mehr  bletht.  Sie  will  also  den  heutigen 
Absolutisnni>  des  Mannes  durch  den  dc^ 
Weibes  ersetzen.  Das  ist  unlogisch  und 
ist  ungereeht  Und  tmgerecht  wird  sie 
auch  gegen  Leute,  wie  .'\nna  Pappritz  und 
Friedrich  Naumann,  denen  sie  Anschau- 
ungen und  Äusserungen  nachsagt,  die  nur 
auf  mi->-\ erständlicher  .Auffassung  der 
Interpretin  beruhen  können.  Doch  beein- 
trächtigen diese  Ausstellungen  den  Wert 
des  ehrlichen  und  in  vielen  Stücken  nur 
allzu  wahren  Bekennerbuches  nicht.  Auf 
ein  saclilichi  s  Mass  zurückgefulirt,  wird 
es  dem  Gedanken  der  freien  und  darum 
wahrhaft  sittlidicn  und  schönen  Mutter- 
schaft neue  Freunde  und  Anhänger 
werben.  hemrictti  rOniH 
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Bildend»  Kunst 

Wenn  man  die  Ausstellungen  von  Ber- 
lin. Dresden,  München  und  Düssel- 
dorf sieht,  so  kann  man  wohl  den  Ein- 
druck erhalten,  dass  ein  flottes  Können 
sichttidi  in  der  deutsdten  Kunst  zu- 
nimmt, dass  aber  Intimität  der  Empfin- 
dung selten  wird.  Das  KRAFTMEIER- 
TUM  der  Maler  von  der  Sehotte 
hat  CS  vielen  angetan.  Jung-Dres- 
d  e  n  kam  zum  grossen  TeH  in  den  Bann- 
kreis dieser  Ausdrucksweise.  Es  wird 
viel  mit  brutalen  Pinselhichcn  gewirt- 
schaftet, die  Formfeinhciten  unmöglich 
machen,  und  man  geht  mit  den  Ton  werten 
oft,  gelinde  zu  sprechen,  unbedenklich 
um.  Das  Gefühl  für  feinere  Charakteris- 
tik wird  vielfacli  vernachlässigt,  und  man- 
che machen  sich  wenig  Gewissenszweifel 
darüber,  ob  audi  jede  Bildstelle  den  beab- 
sichtigten Raumeindruck  gibt.  Es  ist 
nicht  immer  der  Fall,  da.ss  Horizontal- 
flächen wirklich  als  Ebenen  in  dSe  Tiefe 
zurückweichen  und  dass  Hinten  und 
Vorne  in  einem  richtigen  Verhältnis  zu 
einander  stehen.  Das  Geheimnis  ist: 
man  glaubt  sich  zu  sicher  und  ist  gleich 
entzückt,  wenn  ein  Farbenfleck  nur  recht 
dreist  aus  dem  Bilde  herausspringt.  Diese 
Maler  haben  früher  mit  einer  zarteren 
Gewissenhaftigkeit  gearbeitet.  Zuweilen 
zeigen  sie  ntKh  eins  ihrer  älteren  Bilder, 
wie  Putz  seine  Frauenstudie  in  Weiss 
in  der  Berliner  Seoession.  Man  kann  da 
irre  geführt  werden  und  dies  für  eine 
letzte  Stufe  ernsthaft  erkämpfter  Sicher- 
heit halten,  w.ihrend  tatsächlich  derselbe 
Künstler  solche  Sorg^falt  der  Technik, 
die  sich  ganz  verhehlt  und  dem  rein 
Künstlerischen  alle  Attfnieritsainkeit 
übrig  iässt,  längst  für  diicn  überwunde- 
nen Standpunct  hält  Wenigstens  Iässt 
Putz'  grosses  Bild  in  München,  das  farbig 
sehr  effectvoU  ist,  eine  solche  Stellung 
des  Künstlers  vermuten.  Eichler  ist 
geradezu  erstaunlich  oberflächlich  gewor- 
den. £r  hat  in  München  und  in  Düssel- 
dorf je  dne  Riesenleinwand,  auf  der  die 
Farben  nur  so  durcheinander  taumeln. 
Es  scheint  doch,  dass  man  zu  früh  die 
erstrebte  Unabhängigkeit  vom  Modell  ris- 
kiert hat.  Es  handelt  sich  nicht  um  ein- 
zelne Unrichtigkeiten.  Die  kommen  in 
den  grössten  Meisterwerken  vor,  alwr  der 
richtige  Zusammenhang  alles  Dargestell- 
ten unter  dnander  ist  es.  auf  den  nidit 
verzichtet  werden  kann.  Und  doch  wird 
uns  das  oft  zugemutet.  Auch  die  Farben 
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emandpieren  sich  auffällig  vom  Natür- 
lichen, und  sie  werden  dadurch  arm  und 
eintönig,  geradezu  ausdrucksschwach.  Die 
Natur  selbst  repräsentiert  inuner  aller 
Phantasie  gegenüber  den  grossen  Reich- 
timi.  Fritz  E  r  I  e  r  Iäs>t  in  seinen  neuen 
Bildern  ahnen,  dass  sein  aus  dem  Wirk- 
lichen geschöpfter  Vorrat  von  Coloris- 
men  bald  erschöpft  sein  dürfte.  Auch 
Erler-Sa  madcn,  der  in  Bezug  auf 
Tonwerte  nach  wie  vor  sehr  sorgfältig 
verfährt  und  dessen  perspectiv! s«.-he  Ein- 
drücke darum  tactfeste  sind,  nähert  sicli 
dncm  Extrem  von  Derbfarbigkeit.  da.* 
als  das  Gegenteil  von  Intimität  bezeichnet 
werden  muss.  Am  anhänglichsten  an  die 
feineren  Besonderheiten  der  X.mu  Ii'tiht 
Robert  Weise.  Wo  die  Jung-Ber- 
Itner  Kunst  neben  Bildern  der  Schollen' 
Gruppe  steht,  da  pribt  auch  sie  vielfadi 
Veranlassung,  bedenklich  zu  werden. 
Haben  wir  uns  ihr  gegenüber  nicht 
inanchmal  zu  leichtherzig  über  ähnliche 
Ausschreitungen  hinweggesetzt,  für  un- 
gefährliche Kinderkrankheiten  angesehen, 
was  Gebrechen  sind,  die  einer  normalen 
Entwickelung  hindernd  im  Wege  stehen  ? 
Man  wird  sich  \  on  nun  an  immer  Rechen- 
schaft geben  müssen,  was  für  ein  Unter- 
schied ist  bdspielswdse  zwtsdien  den 
derb  gesonderten  Farben  st  reifen  in 
Trübners  neuester  Malerei,  von  denen 
jeder  einzelne  im  Farbenwert  so  untrüg- 
lich sicher  die  Stelle  anzeigt,  wo  der 
dargestellte  Gegenstand  sicii  im  eingebil- 
deten Raum  befinden  soll  und  den  zu- 
weilen flunkernden  und  oft  \erblasenen 
Partieen,  die  sich  zwischen  die  Brutali- 
täten der  Mache  in  den  Bildern  von 
C  o  r  i  n  t  h  und  S  1  e  v  o  g  t  schieben,  so 
dass  sich  niemand  über  die  Raumverhält- 
nisse klare  Rechenschaft  p:cl)en  kann.  Man 
wird  hier  um  m>  sorgfaltiger  beobachten 
müssen,  wdl  die  oft  glänzenden  Eigen- 
schaften mancher  Werke  dieser  Maler  das 
Urteil  leicht  gefangen  nehmen.  Sie  aber 
sind  dann  für  andere  das  erstrebte  Vor- 
bild. 

Auch  vom  Auslande  kommen  uns  war- 
nende Beispiele. 

Die  Zuloaga- Ausstellung  in  Oüssd- 
dorf  verrat,  wie  dieser  bisher  so  über- 
schätzte Tausendkünstler  mit  der  Zeit 
die  Discretion  in  der  Anwendung  seiner 
Mitlei  vermissen  lässt.  wie  er  maniriert 
die  stark  hervorspringenden  Pointai  in 
Linie  und  Farbe  allzu  verschwenderisch 
über  sdne  Leinwand  vertdlt  während  in 
der  Natur  die  Abstufung  zwischen  ihnen 
Stets  dne  gelindere  imd  allmählichere  ist. 


Daher  der  Eindruck  des  Schwankens  der 
Figuren  in  den  neuen  Bildern  des 
Spaniers. 

X  X 
Neben  diesem  vorherrschenden  Cnltusder 

derben  l'nbedcnklichkeitcn  wird  es  um 
.so  notwendiger  sdn,  mit  besonderem 
Nachdruck  auf  die  Meister  der  liebevollen 
INTIMITAT  zu  weisen.  Von  ihnen 
wird  man  sich  gewöhnen  müssen,  mehr 
zu  sprechen,  als  bisher.  Ubde  ist  zn 
dieser  seiner  Grundstimmung  zurückge- 
kommen. Seine  sonnigen  Freiluft- 
studien werden  kleiner  in  den  Massstäben 
und  von  noch  gestdgerter,  freier  Beweg- 
lirhkdt  der  Farbe,  einer  disereten,  Idsen. 
höchst  individuellen  Farlx?.  Nicht  die 
blendendste  Sonne,  aber  eine,  die  sidi  in 
jedem  Bilde  wandelt,  immer  die  selben 
drei  Mädchengcstalten,  aber  stets  neu  ge- 
sehen und  niemals  den  gleichen  Eindruck 
hinterlassend.  Auf  discretem  Grün  die 
lichten  Weiss.  Grau  und  Sandfarben.  Da 
ist  ferner  Kalckrcuth,  der  von  ihm 
zunächst  stehenden  Menschen  die  seelen- 
vollsten Bildnisse  malt  (zugleich  Innen- 
raumstudien ) ,  die  wir  heute  in  Deutsch- 
land haben.  Bildnisse,  die  mit  ganz  an- 
spruchsloser Mache  eine  Fülle  von  Cha- 
rakteristik enthalten,  beobachtete  Men- 
schen, keine  Impressionen.  Neben  solche 
bekannten  Namen  stellen  sich  andere,  die 
uns  erst  geläufiger  werden  müssen. 
Hofer  ntis  Karlsruhe  mit  einem  sehr 
hell  i)clcuchteten.  rothaarigen  Frauenact, 
genau  durchstudiert  und  doch  ohne 
Spuren  qualvoller  Arbeiu  In  den  Mün- 
chener Ausstellungen  traf  man  auch  hin 
und  wieder  Frauenarl>eite!i  \<)ii  k'^i kkIi  rcr 
Feinheit  und  starker  Sicherheit.  Hed- 
wig Weiss  fiel  atich  im  Glaspalast  mit 
denselben  .Arbeiten  auf.  <lie  vor  einigen 
Monaten  schon  in  Berlin  gesellen  wurden 
—  die  Berliner  Secession  fragt  solcher 
.\rt  von  Kunst  zu  wenig  nach.  Maria 
Slavona  imponierte  in  der  Münchener 
Künstlerbundausstellung  mit  der  ruhi- 
gen Festigkeit  ihrer  Naturanschauung. 
Z  w  i  n  t  s  c  h  e  r  und  B  a  n  t  z  e  r  taten 
sich  an  der  gleichen  Stelle  hervor,  der 
letztere  zum  erstenmal  mit  dnera  ver- 
klärenden Schimmer  mm  Idealität,  aus- 
gedrückt durch  das  rosige  .Mundücht  um 
Mutter  und  Kind.  Ganz  zarte,  helle  Töne, 
ganz  vom  Licht  fortgewendet  und  doch 
ein  inniges  Eingehen  auf  Form  und  .Aus- 
druck mi  Halten  des  kleinen  Kör|H;rs 
durch  die  liebevoll  sorgenden  Hände.  In 
Düsseldorf  zdgte  sich  wieder  Peter 
P  h  i  1  i  p  p  i  —  man  begegnet  ihm  nie  in 
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anderen  Aus^^1cllu^pen  —  mit  seiner  ob- 
jectiven  Kleinmalcrci,  mit  der  er  an  hol- 
ländische Traditionen  anknüpft.  Man 
denkt  mehr  an  Terborch  oder  Jan  Ver- 
meer,  als  an  Rembrandt  Ein  sehr  selb- 
ständiges Auge,  das  nicht  den  Ehrgeiz 
bat,  modern  zu  sein,  und  das  man  a>äter 
dnmal  vielleicht  entdecktn  vHrd.  Ger- 
hard Janssen  bringt  mit  «einen  Fi- 
guren im  Innenraum  mehr  Lnftstimmung 
und  weiss  sie  doch  mit  scharfer  Qiarakte- 
risicrung  von  Mensch  und  Gerät  zu  ver- 
binden. Eine  andere  Kraft,  die  Düssel- 
dorf an  Königsberg  abgab,  fand  sich  in 
der  rheinischen  Ausstellung  mit  einer  ver- 
tieften Schilderung  seelischen  Ausdrucks 
wieder :  Otto  Reichert.  Die  Exal- 
tation einer  Gebetstunde  der  Heilsarmee, 
ein  zitterndes  Licht  über  aufgereckten 
Köpfen  über  viel  Rot  und  Schwarz-Braun. 
Vertiefung  von  Raum  voller  Luft  um 
lebhaft  hinter  einander  zurückweichende 
Figuren,  die  Veränderungen  der  gleichen 
Farbe  unter  gewandelten  Lichtbedingun- 
gen, und  diese  Momente  der  Anschauung 
nicht  die  Gefühlsregtmgcn  verdeckend, 
wie  es  so  häufig  in  jener  Malerei  ge- 
schieht, die  sich  heute  vorzugsweise  für 
die  Entdeckerin  neuer  Gesichtseindrücke 
ausgibt  Es  ist  nicht  wahr,  dass  sich  das 
Sichtbare  auf  die  starken  Farben  und  auf 
das  Allgemeine  einer  Bewegung  be- 
schränkt Auch  die  Nuance  gdiört  dem 
Auge,  und  auch  die  Empfindungen  lassen 
sich  von  den  Zügen  ablesen.  Was  man 
uns  auch  glauben  machen  will:  Es  gibt 
heute  in  Deutschland  Künstler,  die  auch 
für  das  Intime  Auffassungsvermögen 
haben. 

X  X 
In  DARMSTADT  hat  O  Ihr  ich  eine 
Gruppe  viiti  drei  neuen  Häusern  gebaut, 
die  von  ihm  selbst,  sowie  von  Hau- 
stein und  Cissarz  mit  Möbeln  aus- 
gestattet wurden.  H  a  b  i  c  h  hat  an  zwei 
von  den  Paraden,  das  eiije  Mal  in  Ma- 
jolica,  das  andere  Mal  m  Bronze  Reliefs 
angebracht.  Das  Ganze  nennt  sich  die 
^.  Ausstellung  von  Darntstadt.  Seit 
jenem  verhetssungsvollen  Maitage  vor 
drei  Jahren  als  mit  grossen  Worten  die 
ersten  zwar  ungleichen,  aber  durch  die 
nachfolgende  starke  Wirkung  bewährten 
Taten  der  Künstlercolonie  eingeleitet  wur- 
den, hat  sich  die  lifodiildenhme  mit  einer 
gros.sen  Zahl  von  Villen,  alle  nach  Ol- 
brichs  Plänen  gefüllt  —  dazwischen  steht 
andersartig  nnd  jetzt  verlassen  das  Hans 
Behrens  — ;  es  wird  da  der  Versuch  ge- 
macht, mit  einer  rastlosen  Beweglichkeit 


n'Ii  s  Gep«Ts;it7:liche  an  Form  auf  engem 
Raum  mit  einander  zu  versöhnen.  Da 
jede  Form  durcli  grossen  Massstab  stark 
spricht  und  da  die  Farbe  ihr  mit  dein 
selben  Anspruch  zur  Seite  tritt,  so  i<t  die 
Unruhe  zum  Princip  erhoben.  Dazwischen 
stehen  kleine,  für  vorübergehenden  Ge- 
brauch dienende  Hcrfzbsuten  (Pavillons 
für  die  Musikcapellc  iiml  Rc=;taurations- 
betrieb)  von  schlichter,  gefälliger  Selbst- 
verständlichkeit der  G<»ta1t  Von  den 
anderen  Coloniemitgliedern  überrascht 
Cissarz,  der  feinsinnige  Buchschmuck- 
Zeichner,  durch  <las  organische  Gleich- 
gewicht seiner  Möbel,  an  denen  mit  vie- 
lem Verständnis  die  Dienstbarniachung 
der  Maschinenai  heil  für  künstlerische 
Zwecke  erreicht  wird.  In  Parenthese: 
Auch  Pankok  hat  gleichzeitig  in 
der  .Ausstattuiip  eines  Saales  der  Dres- 
dener Ausstellung  seine  Auffassung  für 
(bs  Mass  dessen  manifestiert,  was  er  als 
Maschinenornament  betrachtet  wissen 
will.  Haustein  fügte  seinen  früheren 
Metallarbeiten  nun  andi  Möbel  hinzu. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  August  Endcll 
gründet  in  Berlin  eine  Schule  für 
Formkunst,  in  welcher  eine  systema» 
tische  Anleittu^g  zu  sdlNiiin^gem  Ent- 
werfen für  Kunstgewerbe  und  Architektur 
erstrebt  wird.  .  tMtm  umhh 

Redende  Kunst 

Die  Kunst  ist  Caviar  für  das  Volk, 
l'art  pour  l'art  :  so  klang  es  einmal 
in  einer  Zeit,  da  alles  Leben  in  seine 
äussersten  Gegensätze  auseinanderzu- 
brechen drohte.  Hie  Weif  —  hie  IVaib- 
lingen,  hier  Socialismus  —  hier  Jnäivi- 
dualismüs:  die  starken  Einseitigkeiten 
drängften  empor,  und  je  stärker  sie  sich 
fühlten,  tun  so  einseitiger  wurden  sie. 
Und  heute  wieder:  «fie  KUNST  FÜRS 
LEBEN!  Heute  weiss  c~  schon  der  oder 
jener  unter  den  Kunstlern :  die  Kunst  ist 
die  Pfadsucherin  in  die  Zukunft,  t)hne  das 
Volk  ist  sie  nichts,  als  ein  schillerndes 
Luftwurzclgewachsi;  ohne  ihre  tiefste  Ver- 
ankerung im  Lesben,  in  der  Seele  de» 
Volkes  ist  sie  ein  Versuch  in  specialt- 
sierenden  Nervenerregungen,  eine  Jagd 
nach  feinen  Nuancen  und  Sensationen,  an 
denen  immer  nur  wenige  teihiehmen 
können.  Und  wenn  erst  dem  Wissen 
dieses  oder  jenes  Künstlers  das  lebendige 
Wissen  des  Volkes  entgegenkommt,  dass 
ein  Volk  nichts  ist  ohne  Kunst,  dass  es 
eine  trübe  und  formlose  Masse  ist  und 
bleibt,  wo  die  Kirnst  seinem  Leben  keine 
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orj^aiii^iorcnrlo  Leuchtkraft  verleiht,  wenn 
dieses  beideräcitige  Wissen  erst  mit 
voller  Sdiiisticht  gegeneinanderströmt,  lo 
sind  wir  über  den  Berg  hinüber;  statt 
des  Fragens  und  Zweifeins  und  Ver- 
suchens  wird  ein  frühliches  Schaffen  ein- 
setzen, das  drn  Menschen  in  uns  allen 
hoher  hebt  und  in  die  Praxis  des  all- 
täglichen Lebens  hlnausfliessen  lässt.  was 
heute  noch  als  Phantasiegebilde  die 
Träume  des  Kfinstlers  umschwebt  und  als 
graue  Theorie  und  verstandc^iniissige 
Mechanik  im  Leben  der  Massen  waltet. 
Das  aber  muss  zusammenkommen,  ehe 
eine  reiche  und  schönere  I.ebensentfaltung 
für  alle  daraus  werden  kann:  das  Herz 
zum  Kopfe,  der  Kopf  zum  Herzen,  die 
Harmonie  dos  X'orstandes  und  des  Ge- 
mütes —  das  ist  das  Ziel.  Wo  aber  ist 
der  Weg?  Sehen  wir  uns  tun!  Klagen 
und  Anklagen  höre  idi,  nicht  eine,  son- 
dern Hunderte,  unsere  ganze  moderne 
Lyrik  ist  voll  von  dieser  Klage  um  eine 
vergiftete  Jugend,  um  eine  falsche  Er- 
ziehung. Wohl  höre  ich  die  Sehnsucht 
nach  der  Zukunft,  aber  die  Brücke  dahin 
ist  weggerissen,  ein  wilder  Strom  wälzt 
seine  Fluten  dahin,  und  über  ihn  führt 
nicht  Weg  noch  Steg.  Wo  aber  die  Klage 
am  lautesten  ertönt,  da  ist  der  Wegbau 
am  notwendigsten.  Wer  wird  ihn  bauen? 
Wer  anders,  wenn  nicht  die  Liebe  zum 
Menschen?  Wer  anders,  wenn  nicht  diese 
allein  schöpferische  Macht,  die  ;ill  unserer 
Arbeit  erst  Zweck  und  Ziel  gibt,  die  sie 
mit  goldenem  Segen,  dem  Dank  der  kom- 
menden Geschlediter,  krönt 
X  X 
Ein  Thema  ist  es,  das  sidi  alle  die  fol- 
genden Dichter *und  Erzähler  stellten:  das 
JUGEHDERZIEHUNGSPROBLEM. 
Hermann  Wette  packte  es  in  seinem 
Roman  Krauskopf  /Leipzig,  Fr.  W.  Cru- 
now/  ganz  von  der  cuUurhistorisch-iadi- 
viduellen  Seite  an.  Das  gab  seinem  Buch 
die  behagliche  Breite,  die  weit  eher  zu 
Memoiren,  als  zw  einem  Roman  gcpasst 
hätte.  Der  Inlialt  würde  auch  in  Memoi- 
renförm  weit  mehr  lebendige  Wirkung 
tim,  als  in  der  besdiränkenden  und  künst- 
lerisch potenzierenden  Form  des  Romans. 
Im  Münsterschen  wächst  Krauskopf  auf ; 
der  Kampf  swischen  Katholidsmus  imd 
Protestantismus,  zwischen  der  Idylle  tra- 
ditioneller kleinbürgerlicher  Ehrbarkeit 
und  dem  Wetterleuchten  einer  freieren 
Weltanschauung  tobt  um  die  Seele  des 
Kleinen,  und  wo  es  hinaus  soll,  können 
wir  aus  den  Reflexionen  des  ersten  Ban- 
des erst  ahnen.    Edward  Stilge- 


bauer fasst  die  Sache  in  .seinem  Götz 
Krafft  /Berlin,  Richard  Bong/  von  der 
anderen  Seite.  Er  comprimiert  vielfältige 
und  in  längerer  Frist  gemachte  Erfah- 
rungen in  cm  lialbes  Jahr  —  das  erste 
Semester  des  Götz  Krafft.  Er  versteht  es, 
potenziert  zu  schreiben  und  zu  schildern. 
Seine  Gestalten  treten  aus  dem  Nebel  her- 
vor und  prägen  sich  ein,  aber  ein  Brücken- 
bauer ist  er  nicht.  Man  hat  sein  Buch 
ein  Rachebuch  genannt.  Nicht  mit  Recht 
nach  meiner  Empfindung,  aber  auch  nicht 
ganz  mit  Unrecht,  denn  über  der  scharfen 
Kritik  an  den  Verhältnissen  der  Schule, 
des  protestantischen  Vaterhauses,  der 
Studentt.schen  Gesellschaft  und  ihren 
blöden  Ehrbegriffen,  denen  die  sym- 
pathischste Figur  des  ganzen  Buches,  ein 
jüdisclicr  Siudtni.  /utn  Opfer  fällt,  über 
der  Kritik  an  der  Verlogenheit  der  so- 
genannten ehrbaren  Gesellschaft  vergisst 
er  die  Liebe.  Er  haftet  nirgendwo;  und 
ein  früher  Pessimismus  macht  diesen  Götz 
Krafft  scheu  und  schwach  und  krank. 
Entweder  sdilage  ich  den  Menschen,  der 
sich  mir  gegenüberstellt,  mit  seiner  Waffe, 
mit  der  er  allein  zu  fassen  ist,  und  mit 
meiner  grösseren  Kraft  nieder,  oder  ich 
lasse  die  Gewordenen,  an  denen  nichts 
mehr  zu  bessern  und  nichts  mehr  zu  ver- 
deri^n  if.t.  laufen  und  trage  meine  Liebe 
den  Werdenden  entgegen,  in  ihnen  zu 
pflegen  und  zur  Reife  zu  bringen,  was  in 
mir  nur  brennende  Sehnsucht  werden 
konnte.  Eine  fdne  psychologische  Ar- 
beit istViktorWails  Morgendömme- 
ruuü  /München.  Georg  Müller/,  die  uns 
durch  das  G^rmnasiasten-  und  Leutnants- 
leben hindurchftthrt.  Aber  dn  tiefer 
Pessimismus  geht  durch  dieses  Buch.  Im 
einzelnen  oft  wundervoll,  befriedigt  es  im 
ganzen  nicht,  denn  —  dass  diese  ^Übende 
Sehn-ucht  nach  einem  ganzen,  schöneren, 
helleren  Leben  Wirkhchkeit  werden 
könnte,  bleiin  eine  I  ruffe.  »WinterStÜrmc 
wehen  über  die  brachen  Felder  seiner  ver- 
gifteten Jugend.t  Dem  Helden  Viktor 
Walls,  dieser  ganz  nach  innen  gerichteten 
Natur,  die  in  der  Wirklichkdt  nur  For- 
men begegnet,  die  nicht  für  sie  passen, 
die  lüesem  Traumenipfinden  abstossend 
und  ekelhaft  sind»  stellt  Karl  Federn 
in  sdnem  Roman  /öftre  der  Jugend  /Ber- 
lin, Gebr.  Paetel/  einen  Helden  gegen- 
über, der  nach  innen  nur  taucht,  um  nach 
aussen  zu  schaffen.  Ein  Mensch,  der  im 
Lcten  -toht  und  das  Leben  furchtlos  an 
sicli  herankommen  lässt.  Ein  Mann  der 
Gesellschaft,  die  uns  nicht  als  durchaus 
verrucht  geschildert  wird,  wohl  aber  als 
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betrogener  Betrüger.  Hinter  diesem 
Jimgen  steht  ein  Elternhaus  und  ein 
Elternpaar,  das  man  lieb  gewinnt.  Aber 
die  Ratlosigkeit  der  Erzieher  tritt  ebenso 
iiervor  und  wird  meisterhaft  geschildert 
Hier  ist  Hoffnung  und  Aussicht  und  Zu- 
kunft und  die  Liebe,  die  sat  und  sät  .  .  ., 
ohne  danach  zu  fragen,  wer  einst  ernten 
wird,  was  sie  siite.  Ih^r  Stiat  c»  Liebe, 
<ler  Zukunft,  den  Kumnienden !  Straff 
und  fest  griff  aus  gereifter  Erfahrung 
Wilhelm  Fischer  in  Graz  ins 
Leben  hinein  mit  seinem  Roman  Die 
Freude  am  Licht  /München,  Georg  Mül- 
ler/. Dass  es  da  manchmal  etwas  sehr 
romantisch  zugeht,  schadet  dem  Buche 
flicht,  als  nur  zum  Srlilu^s.  wo  Zenz,  der 
alles  durch  eigene  KraftfuUe  und  glück- 
liche Jahre  im  praktischen  Leben 
geworden,  seine  adlige  Herkunft  entdeckt. 
Statt  der  Treibhauserziehung  in  höheren 
Schulen  und  Gymnasien  hier  einmal  die 
freie  Natur,  die  Volksschule,  die  Werk- 
statt, die  Fabrik.  Und  durften  wir  dem 
Dichter  ganz  und  unbedingt  glauben,  so 
fiele  die  Entscheidting  schnell  und  radical : 
also  weg  mit  den  Schulen  und  ihren 
Theorieen  und  hinein  mit  der  Jugend  ins 
Leben!  Aber  der  Dichter  zeigt  uns  schon 
selbst,  dass  das  nur  für  einen  Zenz  gut 
ist,  der  sich  »gar  nie  fürchtet«,  wahrend 
der  zitternde  Pankraz  auf  diesem  gleichen 
Weg  die  Fülle  des  Lebens  nicht,  sondern 
nur  seine  Abfälle  erobert. 

»Der  Drang  zum  Welterlösen  steckt  in 

jedem, 

Den  noch  die  Mutterschnur  der  ewigen 

Natur 

In  Liebe  bindet  mit  den  Brüdern.« 
Mit  diesen  Worten  Kurt  Geuckes  als 
Motto  stellt  Wilhelm  Kotzde  nns 
seinen  Roman  Schulmeister  Jl'ücL-eralh 
/Berlin,  J.  Räde/  vor.  Dort  die  Jugend, 
die  nach  ihrem  Erzieher  sucht  und  sndit, 
und  hier  der  Erjtieher,  der  nach  der 
Jugend  sucht!  I>i  das  nicht  eine  tolle 
Well?  —  Uhlenhagrn.  das  Bauemdorf  im 
Havelland,  ist  der  Schauplatz  dieses  Ro- 
mans, der  in  Sprache  und  Wortformen 
nianchmal  noch  etwas  .Angelerntes  ver- 
rät, während  doch  der  Wille,  dem  das 
Buch  entstammt,  durchaus  ecfit  und  ehr- 
lich ist.  >Glaul)en  Sie  es  nicht,  wenn  die 
Menschen  sagen,  wir  könnten  nicht  an 
«egen  den  Sdunutstc  .  .  .'  »Man  erleidi- 
tere  das  Los  der  Mutter  des  Menschen, 
und  es  wird  besser  stehen  um  unser  Gc- 
achlccfatU  —  »Der  Arbeitsteufel«  —  der 
achlimmstc  aller  Teufel,  er  trocknet  die 
Seele  aus.  .  .  .  Und  in  diese  stillsten  Er- 
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fahrungen  hinein  dann  lebendiges  Men- 
schcnschicksal,  die  prächtigen  Schilde- 
rungen der  Xatur.  stets  im  Wechselspiel 
mit  den  Stimmungen  der  Menschen.  Es 
ist  Heimat-  und  Volksliebe  in  diesem 
Buch,  und  die  Strahlen  dieser  ewigen 
Schöpferkraft  durchleuchten  seine  Zeilen. 
Und  nun  in  allem  —  dieser  Schrei  der 
Jugend  nach  dem  Wege,  diese  Ratlosigkeit 
des  Alters  einer  lebendigen  Jugend  gegen- 
über, die  nach  Brot  verlangt,  und  der  man 
Steine  bietet.  Das  ist  das  Symptomatische 
an  dieser  Literatur,  deren  innerste  Be- 
rechtigung sich  nicht  wegdisputieren  lässt. 
Ein  Schrei  aber,  der  noch  viel  gewaltiger 
werden  muss,  soll  er  durch  me  dideen 
Wände  zu  den  Ohren  derer  dringen,  denen 
heute  unsere  Jugenderziehung  anver- 
traut ist 

Das  Ziel  ist  gewiesen.  Nun  der  Weg? 
.Albert  Dresdner  gab  uns  ein  Buch 
Der  Weg  der  KuHSt  /Jena,  Eugen  Diede- 
richs/.  Nicht  atis  seiner  Erfahrung  allein 
schrieb  er  dieses  Buch,  sondern  aus  der 
Erfahrung  eines  halben  Jahrhunderts,  die 
er  sidi  sichtend  imd  ordnend  zu  eigen 
machte.  Aus  den  klaren  Linien,  die  er 
ruckwiirt^  verfolgte,  erheben  sich  ihm  die 
Richtungen  für  die  Zukunft,  und  sie  sagen 
uns  hier:  nicht  die  Zucht  in  der  Er- 
ziehung genügte  allein,  wir  wir  Deutsche 
sie  uns  empordrillten,  sondern  die  Frei- 
heit muss  mit  herein,  die  Rücksichtnahme 
auf  jede  Individualität,  auf  alle  Fähig- 
keiten, die  da  verborgen  noch  in  der  Seele 
des  Kindes,  das  von  Natur  ein  Künstler 
ist,  schlummern.  Hn  vortreffliches,  sehr 
instructives  und  mit  heller  Zuversicht  er- 
füllendes Buch.  Also  zugegriffen  und 
herzhaft  Ja  und  Nein  dazu  gesagt,  wo 
eigene  Erfahrung  und  eigene  Sehnsndit 
dazu  swingen.  Es  ist  zum  wenigsten  ein 
Weiser  dahm,  was  Kunst  imd  Künstler 
einem  Volksleben  sind,  sein  könnten  und 
sein  sollten.  Und  erfvillcn  wir  uns  erst 
alle  einmal  damit,  so  werden  die  Willens- 
ströme zusammenrauschen  und  aus  ihrer 
Vereinigung  ein  Werk  er.stchen,  das  von 
dem  Geiste  echter  Menschencultur  ge- 
segnet, die  Gegenwart  überdauern  und  in 
die  Zukunft  ihre  belebenden  tmd  wedcen- 
den  Strahlen  senden  wird. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Zu  erwähnen  ist 
Der  Prins  von  Pergola,  ein  adir  roman- 
tischer Herrenmenschenroman  aus  der 
Renaissancezeit  von  Schulte  vom- 
B  r  ü  h  1  /München,  Friedrich  Rodibart/. 
Aber  dieser  renmensch  ist  ganz  er- 
füllt von  soc.^i-  .  Denken,  also  eigentlich 
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kein  Renaissancemensch,  sondern  eine 
schöne  Dichterfig:ur  der  Gegenwart  — 

Walt  W  h  i  t  m  a  n  s  Grashalme  sind  in 
zwei  Ausgaben  deutsch  erschienen:  von 
Karl  Federn  /Minden  i.  W.,  J.  C.  C 
Bruns/  und  Wilhelm  Schölcrmann  /Jena, 
Eugen  Diederichs/.  —  Ein  hochinter- 
essantes, ungemein  lehrreiches  Buch  ist 
Mario  H  e  r  z  f  e  1  d  s  Leonardo  da 
yinci  /Jena,  Eugen  Diidtrichs/ ;  es  lässt 
uns  in  die  Vieladtiglceit  und  Gestaltungs- 
kraft einer  echten  Heidenseele  hinein- 
blicken. MATHieU  SCHWANN 

BUcher 

Friedrich  HERTZ   unternimmt  es  in 
seinen    MODERNEN  RASSEN- 
THEORIEEN  /Wien.  C  W.  Stern/,  sich 

mit  der  als  Wissenschaft  ausi^tafficr- 
ten  Lehre  vom  auserwähllen  Volke  aus- 
einanderzusetzen. Bekanntlich  herrscht 
jetzt  in  manchen  Kreisen  die  Zwangsvor- 
stellung von  einem  höheren  Menschheits- 
typus,  der  —  blond,  gross  und  langkfipfig 
—  mit  specifischen  Rasscmerkmalen  aus- 
gestattet in  die  Geschichte  tritt  und  sie 
sieghaft  durchschreitet,  vom  Milieu  un- 
berührt Die  Annahme  dieses  £del- 
menschentjqius  ist  der  Kemptinct  der 
neuesten  Rassentheorieen,  di«  r'.nuuKor 
aussetzung  ihres  Lehrgebäudes.  Wer 
flüchtig  liest  oder  vom  Phrasengdcltngel 
betäubt  wird,  mag  den  Eindruck  empfan- 
gen, als  drehte  es  sich  in  den  Büchern 
der  Giambetlain,  Driesmans.  Woltmann 
u.  s.  w.  darum,  eben  die  Existenz  eines 
solchen  höheren  Typus  darzutun.  In 
Wirklichkeit  aber  wird  diese  Existenz 
vorausgesetzt  als  einziger  Pol  in  der  Er- 
scheinungen Flucht:  der  blonde,  hoch- 
gewachsene I.riJigkopf  ist  der  Höhere.  Und 
dann  wird  bewiesen,  dass  alles  Hohe  in 
der  Geschichte  von  ihm  stammt  Leider 
haben  die  Ras«en^lIltllr(^I)^^]ogen  für  ihre 
neue  Geschichtsintcrprclation  noch  nicht 
die  erste  uncrlässlichc  Vorarbeit  getan: 
sie  haben  sich  noch  nicht  dariiher  ge- 
einigt, was  in  der  Geschichte  als  hoch  und 
edel  zu  gelten  habe.  Was  dem  einen  als 
edel  gilt  und  also  Germanenwerk  ist,  das 
tiat  die  Sympathie  des  anderen  nicht  und 
ist  Semitin-  nnd  Mongolcnarlnit.  Es  ist 
sehr  charakteristisch  für  die  Kassentheo- 
retiker, dass  «ch  über  diese  Fragen,  «fie 
i\rn'h  flir  <ic  vom  allcrbrennendsten  In- 
tirc^-c  still  sollten,  nie  Feiiden  unter 
Kasscnglaiibigen  selbst  entspinnen. 
Friedrich  Hertz  analysiert  in  einer  Reihe 
von  Aufsätzen,  aus  denen  ein  dicker,  354 


Seiten  starker  Octavband  geworden  ist, 
die  verschiedenen  Rassentheorieen.  Haupt- 
sachlich bleibt  er  bei  Chamberlain  stehen, 
dessen  unzählbare  Widerspruche  und  lo- 
gisdien Taschenspielereien  er  mit  über- 
grosser Geduld  darlegt.  Mit  Recht  be- 
tont er.  dass  sich  mit  den  bei  Chamber- 
lain und  den  Seinen  üblichen  Methoden 
eben  alles  beweisen  Hesse.  Da  gerade  d^r 
Elngländer  eine  specitisch  antisemitische 
Spitze  hat,  bewegt  sich  die  Polemik  teil- 
weise auf  dem  Gebiet  der  specifisch  jü- 
dischen  Rassencharaktere. 
Der  Schwerpunct  der  Hertzschen  Dar- 
stellung liegt  darin«  dass  das  Milieu  — 
und  zwar  mehr  das  gesellschaftliche,  als 
das  elementare  —  für  die  Entwickcliing 
der  einzelnen  Menschenrassen  und  ihren 
Beitrag  zur  Menschheitscaltur  in  höhe- 
rem Masse  bestimmend  ist,  als  die  Grund- 
anlagcn  der  Rasse.  Vielleicht  tragt  Hertz 
diesen  Grundanlagen  zu  wenig  Rechnung^ 
was  um  so  befremdlicher  ist,  als  er  .An- 
hänger der  Weismanschen  Theorie  zu 
sein  scheint  (pag.  292).  Dass  den  ver- 
schiedenen ethnischen  Einheiten  ver- 
schiedene tmd  eigentümliche  Arten,  auf 
das  Milifii  zu  reagiert-n.  ziiki  imiiun. 
scheint  mir  sehr  wahrscheinlidi,  obwohl 
diese  in  letzter  Linie  wieder  aus  dem 
Milieu  stammen,  wenn  auch  seit  vor- 
geschichtlicher, vielleicht  vormenschlicher 
Zeit. 

In  dem  Biicli  ist  viel  Tatsachenmaterial. 
Es  ist  daher  eine  Icicljte  und  gefällige 
Leetüre,  die  denen,  die  der  Fn^  feni 
stehen,  eine  gute  Einführung  sein  kaon; 
aber  auch  der  mit  der  Frage  Vertratite 
wird  unter  vielem  Bekannten  manches 
Neue  darin  finden.  Eine  einheitlich  auf- 
gebaute Arbeit  ist  es  nicht  und  erhebt 
auch  keinen  .Anspruch  darauf,  es  zu  sein. 
Zum  Teil  sind  die  einzelnen  Capitel  als 
Aufsätze  in  Zeitschriften  —  so  audi  inr 
den  SociallstiSi  hett  Monatsheften  —  zu- 
erst veröffentlicht.  Für  ein  so  dickes 
Buch  scheint  uns  das  Vorlierrschen  der 
analytischen  und  kritischen  Behandlung 
bedauerlich.  Scharfes  kritisches  Geschütz 
gegen  Chamberlain  &  Co.  ist  für  die 
Herren  eine  zu  grosse  EJhrc.  Auch  lässt 
sich  bekannterweise  mit  ihnen  nidit  dis» 
cutieren.  da  sie  gegen  jedes  wissenschaft- 
liche Argument  gefeit  sind. .  Wir  hatten 
die  Entwidceltmg  und  den  Ausbau  der 
synthetischen  Ansätze,  die  ^icli  im  ersten 
Capitel  und  an  anderen  Stellen  des  Buches 
finden,  mit  Freuden  gesehen  und  hoffen, 
dass  der  Autor  noch  einmal  dazu  kommen 

wird.  ODA  OLBERS 
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FiUPPO  TURATI  •  LEHREN  UND  FOLGEN  DES  GENE- 
RALSTRiKES  IN  ITAILEN 

Fünf  Tage  lang  hat  der  politische  Generalstrike  halb  Italien  in  Er- 
repiine;-  q-ehalten.  Welche  Wirkungen  hat  er  für  die  Sache  des  Pro- 
letariats gehabt  ?  Es  ist  vorlaufig  noch  nicht  leicht,  eine  genaue  Bilanz  zu 
ziehen,  und  diejenigen,  die  einen  noch  so  complicierten  Vorgang  ani 
liebsten  mit  eimm  Worte  charakterisiert  sehen  mochten  —  wie  die  lünder. 
die  bei  jeder  Erzählung  wissen  wollen,  wer  recht  hat  und  wer  unrecht  und 
ob  der  Held  gut  oder  schiinnn  ist  — ,  können  keine  so  glatte  Antwort  be- 
kommen. Immerhin  müssen  wir  aus  den  realen  Tatsachen  die  Normen  für 
unser  weiteres  Vorgehen  zu  gewinnen  suchen.  Und  da  scheint  es  mir, 
als  ob  man  sidi  fürs  erste  auf  fo^^de  Thesen  über  die  Natur  und  die 
Anwendbarkeit  des  Generalstrikes  verständigen  könnte: 

1.  Der  Generalstrike  zum  Zweck  der  Erdserung  der  wirtschaftlichen 
Macht  ist  eine  Absurdität. 

2.  Der  Generalstrike  als  politisclie  Demonstration,  als  Ausdruck  emes 
Protestes,  einer  Warnung  kann  nidit  schlechthm  von  der  Hand  gewiesen 

und  verurteilt  werden. 

3.  Der  Generalstrike  ist  ein  zweischneidiges  Schwert,  das  nur  mit  äusserster 
Vorsicht,  in  Ausnahmefällen,  anzuwenden  ist  imd  das  niemals  zum  nor- 
malen Kampfmittel  des  Proletariats  erhoben  werden  darf.  Bei  der  ge- 
ringen politischen  Erziehung  und  der  immer  noch  mangelnden  Solidarität 
der  Arbeitennassen,  bei  dem  Vorhandensein  von  niederen  socialen  .Schichten, 
die  immer  bereit  sind,  im  Trüben  zu  fischen,  und  jede  V^olkscrregung 
dazu  benutzen,  um  ihren  brutalen  Instincten  freien  Lauf  zu  lassen,  ist  es 
äusaeivt  schwer,  zu  vermeiden,  dass  der  Generalstrike  in  Gewaltacte  aus- 
artet, die  in  ihrem  engen  Zusammenhang  mit  dem  Strike  auf  die  ganze 
Demonstration,  in  der  sie  dt^h  nur  Episoden  sind,  ein  schiefes  Licht 
werfen.  Damit  soll  nicht  etwa  gesagt  sein,  dass  die  Confiicte,  die  Gewalt- 
taten, wie  sie  leider  in  Mailand,  Genua,  Venedig,  Neapel  etc.  sich  ereig- 
neten, ein  integrierender  Bestandteil  und  eine  notwendige  Folge  des  Ge- 
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neralstrikes  sind.  Man  braucht  nur  das  beredte  Betspiel  von  Monza,  dem 
kleinen  Manchester  der  Lombardei,  zu  erwähnen,  das  zuerst  das  Signal 
gab,  auf  das  hin  zehntausend  Arbeiter  am  Donnerstag  mittag  die  Atteits- 
stätten  verliessen,  um  an  Sonnabend  morgen,  geschlossen  und  in  der  selben 
strengen  Disciplin.  in  der  sie  die  Arbeit  niederlegten,  sie  wieder  aufnahmen» 
ohne  dass  über  irj^^end  eine  Gewalttat  Klage  zu  führen  gewesen  wäre. 
Indessen,  eine  häufige  Wiederliolung  des  politischen  Generalstrikes,  und 
verliefe  dieser  auch  in  den  ruhigsten,  mildesten  Formen,  würde  eben  durch 
ihre  Häufigkeit  jede  heilsame  moralische  Wirkung  verlieren  und  müsste 
andererseits  durch  das  heftige  Eingreifen  in  den  gewöb.nlichen  Lauf  des 
wirtschaftlichen  Lebens  eine  starke  Rcaction  hervorrufen.  Man  kann  es 
sich  nicht  anders  vorstellen,  als  dass  die  herrschenden  Classen,  die  Handels- 
kreise, alle  «bürgerlichen  Schichten,  die  sich  durch  den  GeneralstrUn  in 
ihren  vitalsten  Interessen  geschädigt  fühlen,  dagegen  vorgehen  und  auf 
die  Regierimg  einen  Druck  ausüben  würden,  um  Unterdrückungsgesetzc 
durch  zubringen,  die  sicherlich  von  der  Mehrheit  des  Parlaments  geneh- 
migt und  in  ihrer  Anwendung  auch  von  der  Mehrheit  im  Lande  gut- 
geheissen  würden.  Sicherlich  würde  jedes  Mittel  schliesslich  recht  sein» 
um  der  Gefahr  cntgi^|enzuwirken.  Cautionsfesseln  würden  den  Arbeitern 
aufcrlce^l,  Maschinen  vermehrt  in  den  Betrieb  eingestellt  werden,  was 
natürlich  eine  Zimahmc  der  .Arbeitslosigkeit  zur  Folge  haben  müsste.  man 
würde  Strikebrechcr  heranziehen  etc. ;  durch  neue  Gesetze  würden  die 
Bestimmungen  über  die  Verantwortlichkeit  wegen  Cbntractbruchs  für  die 
Arbeiter,  wie  für  ihre  Führer  und  Vertreter,  eine  Versdhärfung  erfahren ; 
alle  Arten  von  Repressalien  (Entlassunc^en,  Aussperrungen  etc.)  würden 
angewendet  werden ;  endlich  aber  würde  auch  die  Sache  des  Proletariats 
alle  die  Sympathieen,  das  Entgegenkommen,  die  Ermutigungen  verlieren, 
die  für  ihre  allmählichen  Eroberungen  innerhalb  der  bürgerlichen  Gesell« 
Schaft  notwendig  sind,  das  Proletariat  würde  in  der  selben,  in  der  es  vor- 
läufig weder  die  numerische  Mehrheit  noch  die  dominierende  Macht  be- 
deutet, isoliert  dastehen,  und  die  Erbitterung  der  herrschenden  Kreise 
würde  den  Classengegensatz  zu  einem  Zustande  von  dauernder  Gespannt- 
heit zuspitzen,  der  die  Möglichkeit  von  Reformen  und  socialen  Fort- 
schritten hindern  würde,  da  diese  ja  ohne  die  moralische  Zustimmung 
eines  grossen  Teiles  des  Bürgertums  sich  vorläufig  nicht  durchführen 
liesscn. 

4.  Um  alle  diese  Eventualitäten  zu  vermeiden,  muss  der  Generalstrike 
kurz  sein,  sich  ein  wohlabgestecktes  und  leicht  erreichbares  Ziel  setzen 

und  von  bevollmächtigten  Vertretern,  die  das  Vertrauen  der  Masse  haben, 
im  Geiste  der  Eintracht  und  mit  völliger  Klarheit  über  Wege  und  Ziel 
geleitet  werden.  Nur  unter  diesen  Bedingungen,  die,  wie  ich  zugeben 
muss,  nicht  leicht  alle  zu  erfüllen  smd,  kann  der  politische  Generalstrike 
in  den  Grenzen  bleiben,  die  er  sich  vernünftigerweise  stecken  muss.  Vor 
allem  ist  die  Kürze  des  Strikes  eine  wesentliche  Beding^tmg.  weil  ja  der 
Strike  crcrade  jener  Masse  der  Arbeiter  den  Lohn  entzieht,  in  der  die 
Mehrzalil  nur  über  sehr  spärliche  Reserven  und  einen  äusserst  be- 
schrankten Credit  verfügt,  die  darum  als  Gesamtheit  und  gleichmäss%  nur 
zu  einem  kurzen  Opfer  herangezogen  werden  kann;  zidit  sich  die  Sache 
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in  die  Länge,  so  wird  die  pordelle  Fahnenflucht  und  der  Streit  unter  den 
Arbeitsgenossen  in  der  Masse  selber  verhängnisvoll,  Gewaltstreiche  wer- 
den unvermeidlich,  Unfälle  wahrsch<einlich,  kurz,  die  ganze  Bewegimg 

artet  aus.* 

5.  Aus  dem  selben  Grunde  muss  der  Strike  die  wesentlichen  Erfordernisse 
^es  öffentlichen  Lebens,  die  Productionszweige  von  unbedingter  all- 
gemeiner Notwendigkeit  respectieren :    Licht,  Brot,  Trinkwasser,  den 

■Sanitätsdienst,  die  Post-  und  Telegraphenverbindungen,  die  Tages- 
presse etc.  Die  Aufliebung  dieser  Institutionen,  die  für  die  feierliche 
Wirkunj::  des  Protestes  oder  der  Volksdemonstration  selber  nicht  luibedingt 
TKitweivlu;  ist,  widerstreitet  den  höheren  Forderungen  der  Civilisation,  die 
hei  jedem  politischen  oder  Classenkampf  erfüllt  werden  müssen,  sie  schadet 
dem  Ziel  des  Strikes  selbst,  indem  sie  den  Widerstand,  nicht  nur  einer 
Oasse  oder  der  Req^ierung^,  sondern  fast  der  j^nzen  Revölkerimg,  die 
Mehrzahl  der  Arbeiter  selbst  nicht  ausgeschlossen,  gegen  den  Strike  auf 
<Ue  Beine  bringt  und  die  schon  vorher  erwähnten  reactionären  Strömungen 
wirkungsvoll  verstärkt. 

^.  Ist  der  Strike  einmal  aiisi^ebrochcn,  so  müssen  die  Männer,  die  bei  der 
Masse  Autorität  haben,  mögen  sie  den  Strike  selber  billigen  oder  nicht, 
persönlich  ihren  ganzen  Einfluss  aufwenden,  um  im  Interesse  des  Prole- 
tariats den  Strike  in  den  Grenzen  der  Mässigung,  Gesittung  und  Vernunft 
zu  erhalten. 

Ich  masse  mir  wahrhaftig  nicht  an,  in  wenigen  Linien  das  Handbuch 
<ies  vollendeten  politischen  Gencralstrikcs  vorgezeichnet  zu  haben  —  es 
wäre  pedantisch,  ein  solches  Phänomen  in  allen  minutiösen  Einzelheiten 
-festlegen,  es  in  das  Prokrustesbett  allzu  zimperlicher  Anstandsregebi  ein- 
sperren  zu  wollen  — ,  aber  ich  denke  doch,  dass  diese  Frincipien  eines 
intuitiven  gesunden  Menschenverstandes  von  wenagstens  acht  Zehnteln 
•der  Abgeordneten  der  äussersten  Linken  und  der  enormen  Mehrheit  aller 
derer  unterschrieben  werden  könnten,  die  der  proletarischen  Organisation 
-und  Action  in  emster  Uberzeugung  die  beste  Kraft  ihres  Geistes  und  ihrer 
Seele  weihen. 

An  diese  oder  ähnliche  Frincipien  hielten  sich  aber  leider  jene  nicht, 
die  von  ihrem  Sitz  in  der  Arbeitskammer  und  von  dem  Sperrsitz  der 
Mailänder  Arena  aus  vorschrieben,  welche  Bedeutung  der  Generalstrike 
liaben,  welchen  Gesetzen  er  folgen  sollte,  und  denen 'es  so  gelang,  ihn  aus- 
schliesslich als  ihren  Sieg  erscheinen  zu  lassen.  Sie  haben  auf  dem  Pro- 
vinzialparteitag  von  Brescia,  auf  dem  sie  vor  einisfen  Monaten  mit  wenigen 
•Stimmen  siegten,  die  Theorie  aufgestellt  von  dem  Stein,  der,  in  den  socialen 
Mechanismus  geschleudert,  dessen  Triebwerk  aufhalt  und  zertrümmert, 
«ie  haben  das  Wunder  der  entschlossenen  Tat  und  die  Wahnidee  von  dem 
befreienden  Handstreich  gepredic^.  Für  sie  waren  also  die  straflos  ge- 
bliebenen Morde  der  Polizei,  die  armen  Toten  von  Ruefgerni,  von  Castel- 
luzzo  und  Sestri,  der  aufrichtige  Schmerz  und  der  maimhaite  Protest  der 
Arbeiter,  die  die  Unverletzlichkeit  des  Lebens  ihrer  Brüder  forderten, 
Är  sie  konnten  sie  nichts  anderes  sein,  als  eingestandenermassen  der  Vor- 
wand zu  der  ersten  praktischen  Erprobung  ihrer  Lehre.  Den  einen  Ruhm 
müssen  wir  ihnen  lassen:  in  der  weiteren  Entwickelung  ihrer  Lehre  waren 
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sie  durchaus  consequent  und  luiilun  sich  durch  keinerlei  nienschUche  Un- 
schlüssigkeit oder  Scnipel  gehemmt.  Durch  die  von  der  Regierung  an- 
geordnete Zurückziehung^  der  Orgfane  der  öffentlichen  Gewalt  ermutigt» 

gaben  sie  sich  alle  Mühe,  der  strikenden  Masse,  die  zu  den  \'ersammhint^ei> 
gekommen  war,  die  Überzeugung  beizubringen,  sie  wäre  durcii  ein  neues» 
seltsames  Wunder  —  mit  einer  kleinen  spasshaften  Vorwegnahme  des 
Jahres  2000  —  ohne  Gewalt  und  mit  einem  Sprunge  die  absolute  Herrin 
nicht  allein  einer  t:rossen  Stadt,  sondern  auch  der  ganzen  Nation  ge- 
worden: sie  constituierten  die  groteski^  Parodie  einer  provisorischen  Re- 
gierung, die  Ukase  ausgab  und  der  Staatsbehörde  die  Form  und  den  In- 
halt der  officiellen  Bekanntmachungen  vorschrieb»  massten  sich  an,  den 
Vertretern  des  Volkes  Befehle  zu  erteilen  und  nach  ihrem  Gutdünken  ihr 
Mandat  für  erloschen  zu  erklären,  improvisierten  eine  Polizei  zu  ihren» 
(iebrauch  und  weckten  in  der  Bürgerschaft  die  Erinnerungen  und  die  Em- 
pfindungen von  dem  Schrecken  der  greuelvollen  Tage  des  Belagerungs- 
zustandes von  1898.  Sie  versprachen  in  den  Versamnüungen  feierlich  da» 
Sturz  der  Regierung,  vor  dem  die  Arbeitseinstellung  —  so  verkündeten 
sie  —  unter  keiner  Bedingung  aufhören  dürfte.  Dann  aber,  24  Stundet» 
später,  leu.t^neten  sie  die  Versprechunt^en  vom  Tage  vorher  ab  und  suchtcrv 
ihren  Rückzug  durch  die  Erklärung  zu  decken,  es  wäre  nichts  anderes, 
als  ein  erster  proletarischer  Mobilisierungsversuch  gewesen,  der  bei  einer 
künftigen  Gelegenheit  für  umfassendere  Ziele  wieder  aufzunehmen  wäre, 
bei  dor  dann  nicht  allein  die  Regierung,  iil)crbaupt  nicht  nur  die  Form  tlcr 
RcL;'ierunfj,  sonckrn  auch  manches  andere  fortpfcfegt  oder,  wie  einer  i'mcr 
berufensten  Redner  sagte,  »die  Bude  mitsamt  den  l'uppen  in  die  Luit 
gesprengte  werden  würde.  Und  darin  erblickten  manche  Gemüter  die 
Dictatur  des  Proh  tariatsl 

Indessen,  alle  dio'^e  F.ischiimmti^en  haben  nicht  das  eigentliche  Wesen 
des  Strikes  aus_L,a'macht.  auch  waren  sie  nicht  srine  notwencHqc  und  un- 
ausbleibliche Folge.  Sie  waren  erst  recht  nicht  das  Werk  der  .Vrbeits- 
kammer,  der  proletarischen  Organisationen.  Wenn  diese,  wie  man  zu- 
geben muss.  nicht  daq:e.q,\'n  Front  machten  und  damit  eine  allzu  geringe 
Kenntnis  der  Sachlage  und  eine  mangehide  politische  Schulung  liewiesen, 
so  sind  sie  deshall)  doch  nrx:h  lange  nicht  mit  sclmld  daran.  Das  ist  ja 
später  selbst  von  dem  Ministerpräsidenten  anerkannt  worden. 

Wenn  aber  die  Arbeitskammer  —  was  schliesslich  erklärlich  ist  — ,  ohne 
sich  allzu  viel  zu  vergeben,  sich  von  einem  kurzen  Freudentaumel  mit 
fortreissen  Hess,  so  stellt  sich  die  Frage  docli  ganz  anders,  so  weit  die 
socialistische  Partei  Italiens  hier  hineingezogen  ist.  Denn  jene  Führer 
des  Mailänder  Strikes,  jene  Prediger  der  erlösenden  Gewalt,  jene  Vertei- 
diger der  eroberten  und  erobernden  Menge,  die  die  mühevolle  und  com- 
plicierte  Arbeit  des  proletarischen  Heeres  wieder  auf  die  primitiven  Hand- 
slreiche einer  ungcschulten  Horde  zurückzuführen  suchen,  sind  doch,  wenn 
man  recht  hinsieht,  ihre  legitimen  Söhne.  Sie  stehen  an  der  Spitze  einer 
Parteiorganisation,  ja  der  einzigen  officiellen  «Organisation,  in  die  hinein, 
man  alle  Mailänder  Socialisten  nötigen  möchte,  sie  geben  ein  Blatt,  die 
Avanguardia  Socialista,  heraus,  das  sich  des  Nimbus  und  des  Schutzes  der 
italienischen  socialistischen  Partei  bedient,  wenn  auch  nur,  um  diese  auf- 
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zulösen  und  zu  sclimälien,  und  in  dem  —  die  Gerechtigkeit  verlangt,  dies 
anzuerkennen  —  ihre  Überzeugung  und  ihre  Absichten  von  keinem  Feigen- 
bhtt  schamhaft  verhüllt  werden. 

Soll  die  socialtstische  Partei  Italieos»  sollen  die  Mitglieder  der  soda- 
listischen  Parlamentsfraction  sich  mit  ihnen  solidarisch  erklären?  Am 
Sclieidewegc  des  Generalstrikes  steht  die  ganze  Taktik  der  socialistischen 
Partei,  steht  der  ganze  Socialismus  in  Frage: 

Auf  der  einen  Seite:  Ausbildung  des  proletarischen  Bewusstseins  imd  des 

Solidaritatsgefühls  in  den  Gewerkschaften,  in  den  Genossenschaften,  auf 
■dem  Kampfplatz  der  Wahlen  zu  politisclien  und  ^>r\v•altungskörpc^schaften, 
Fortbildung,  Propaganda.  Eroberung  von  Institutionen,  Gesetzen.  Schutz- 
massrcgeln  für  die  Arbeiter,  Förderung  der  intellectuellen,  technischen, 
moralischen  Kräfte,  die  das  Proletariat  im  täglichen  Classenkampfe  braucht, 
allmähliche  und  intensive  Durchdringung  der  Arbeiterschaft  und  ihrer 
Vertreter  mit  dem  Bcwusstsciii  ilires  Einflusses  in  (U-n  ])olitisc1nMi  Po- 
sitionen, die  bis  vor  kurzem  noch  ausschhesslicii  der  Bourgeoisie  dienten, 
immer  wachsende  Befähigung  zur  dirccten  Leitung  in  ökonomischer  und 
politischer  Hinsicht»  Vorbereitung^  und  Durchführang  von  Bestimmungen, 
<iie  ausgesprochen  demokratischen  und  refonnatorischen  Charakter  haben: 
ein  wirksamer  und  geschickt  «geführter  Clascnkampf,  der  der  Intensität 
<ler  allgemeinen  ökonomischen  lüitwickchmg  fnts])rieht  und  in  gemässigten 
und  civilisierten  Formen  verläuft,  die  durch  die  Evolution  vorbereitete  und 
verbürgte  Revolution. 

Auf  der  anderen  Seite:  Verblendung  des  proletarischen  Bewusstseins 
durch  fiie  X'orspiegelung  einer  unbesiegbaren  Kraft,  die  tatsächlich  nicht 
vorhanden  ist  oder  kaum  am  Anfange  ihrer  Ent wickehing  steht :  daraus 
folgt  dann  die  V  erachtung  der  Waiden,  der  parlamentarischen  Tätigkeit, 
der  legislativen  Reformefi,  die  als  ein  betrügerisches  Spiel  betrachtet  wer- 
den, das  die  Herrschaft  der  bürgerlichen  Classen  nur  stärkt  und  sichert^ 
die  exaltierte  Betonung  der  unmittelbaren  und  totalen  ErolxTung  der 
Macht,  das  Blendwerk  proletarischer  Dictaturcn,  die  auf  der  Strasse  durch 
Massenbewegungen  gewomien  werden,  die  notwendige  .Vufgabc  jeder  ge- 
duldigen Vorbereitungsarbeit  und  eines  positiven  Aufbaus,  ein  zügelloser 
und  wilder  Krieg,  der  die  ök<Miwiischen  Kräfte  zerstört  und  hier  und  dann 
<lurch  krampfliafte  Zuckungen  und  blutige  Rcactionen  unterbrochen  wird ; 
iinvermeidiiclie  V  ernichtung  der  proletarischen  Organisation ;  Provocation 
lähmender  Zwangsmassregeln ;  Unmöglichkeit  jeder  demokratischen  Re- 
gierung; Zunahme  physischer  und  moralischer  Verlcommenheit :  die  Re- 
volution, die  man  wundertätigen  Zauberkräften  ühi  rl  i^st. 

Zwischen  diesen  beiden  Wegen  gibt  es  keinen  Btrührungspunct.  Der 
«ine  führt  in  mühevollem  Aufstieg  direct  zum  Socialismus,  der  andere  wird 
immer  gefährlicher  in  seinen  Windungen  und  mündet  schliesslich  in  der 
Reaction.  Hier  einen  Mittelweg  zu  fniden,  ist  unmöglich.  Der  socialis^ 
tischen  Partei  bleibt  nur  die  Wahl.  Aber  die  Wahl  hat  keinen  Wert,  wenn 
ihr  nicht  die  kühne  Tat  auf  dem  Fusse  folgt.  Auch  die  beste  Strasse  führt 
•den  nicht  zimi  Ziel,  der  nicht  auf  ihr  vorwärts  schreitet  Und  wenn  der 
Weg  der  Relonnen  verdorben  ist,  so  ist  der  Notaufstand  auch  angesichts 
des  Unheils  unvermeidlich,  so  wenig  er  auch  Erfolg  haben  mag. 
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Vor  dresem  Dilemma  steht  jeclt>ch  nicht  allein  die  scx:ialistischc  Partei. 
Nicht  nur  ihr  hegt  die  Leitung  und  die  Verantwortlichkeit  für  die  sociale 
Bewegung  ob;  diese  ist  nicht  nur  das  Werk  einer  Qasse.  Alle  Volks> 
Parteien,  alle  Gruppen  der  äussersten  Linken  beschäftigt  fortwährend  die 
selbe  Frage.  Was  eine  Uncinij^^keit  socialistischer  Tendenzen  in  der  italie- 
nischen socialistischen  Partei  zu  sein  schien  und  doch  nicht  war,  erscheint 
in  den  benachbarten  Parteien  in  seiner  eigentlichen  Natur :  es  ist  im  Grunde 
der  Omflict  zwischen  der  positiven  Tat  und  der  phrasenhaften  Negation. 

Der  Stoss,  den  die  letzten  Ereignisse  dem  politischen  Empfinden  unserem 
Landes  gaben,  hat  zweiftllos  dit-  Lag-e  zu  schnellerer  Entwickelung  ge- 
bracht. Die  Reaction,  die  den  günstigen  Wind  wittert,  wütet  gegen  die 
Beisteuern  zu  den  Arbeitskanunem,  verlangt  stürmisch  drakonische  Ge- 
setze über  die  öffentlichen  Dienste.  Die  Stunde  der  Verantwortung  hat 
för  alle  geschlagen:  auch  für  die  äusscrstc  Linke. 

Leider  zeigt  sich  die  Linke  gerade  jetzt  der  Situation  keineswc^gs  ge- 
wachsen. 

Es  war  vorauszusehen,  dass  die  Regierung,  anstatt  unserm  Verlange» 

zu  entsprechen  und  die  Kammer  einzuberufen,  diese  vielmehr  auflösen  und 
an  das  Urteil  des  Landes  appellieren  würde.  Angesichts  dessen  trat  die 
äusserste  Linke  am  16.  October  zu  einer  Confercnz  zusammen.  Doch  jetzt 
überwog  die  Besorgnis  um  die  W  ahlen  jedes  andere  Interesse.  Em  grosser 
Teil  der  Abgeordneten  wollte  sich  nicht  durch  allzu  prädse  Eiklärungen 
compromittieren :  einige  hatten  Furcht  vor  der  Regierung,  andere  vOr  ihren 
Wählern.  Anstatt,  dass  die  Einii;keit  der  Linken  bekräftigt  wurde,  ging 
sie  verloren.  Damit  musste  man  rechnen  :  es  spielen  da  eben  die  kleinen 
Menschlichkeiten  eine  grosse  Rolle,  die  bucht  nach  Mandaten  u.  s.  w.  Nur 
die  socialistischen  Abgeordneten  hielten  geschlossto  zusammen.  Sie  nahmen 
mit  grosser  Majorität  (mit  20  Stimmen  gegen  2;  die  von  Fern  und  Noe) 
eine  vom  SchreilxT  dieser  Zeilen  eingebrachte,  von  Bissolati  und  anderen 
aniendierte  Resolution  an,  die  eine  kurze  Darstellung  der  p<jlitischen  Situa- 
tion gibt,  die  wichtigsten,  hi  der  kommenden  Legislaturperiode  durchzu«^ 
fuhrenden  Reformen  aufzählt,  vor  allem  die  dringende  Notwendigkeit 
eines  die  Verwendung  von  Militair  bei  Strikes  und  Volksbewegimgei» 
regelnden  Gesetzes  betont  und  die  .Ansicht  der  Fraction  über  die  \'erwend- 
barkeit  des  Generalstrikes  dahin  zum  Ausdruck  bringt,  dass  sie  in  iiim 
»ein  rechtmässiges  und  machtvolles  Mittel  sieht,  nicht  der  wirtschaftlichen 
Revolution,  wohl  aber  des  politischen  Protestes  und  der  politischen  Pres- 
sion, ein  Mittel,  das  nicht  zu  den  normalen  Waffen  gehört,  die  die  wirt- 
schaftliche ( )r<::anisati(  )n  und  parlamentarische  Action  ersetzen,  wohl  aber 
in  entscheidenden  Momenten  zur  Ergänzung  der  normalen  Kampfmittel 
und  unter  der  Disdplin  der  Organisationen  zu  verwerten  ist«. 

Einige  Tage  darauf  veröffentlichte  der  Ministerpräsident  Giolitti  das 
Decret,  das  die  Kammer  auflöst  und  die  Neuwahlen  auf  den  6.  November 
anberaumt,  zutj^leich  mit  einem  liericht  an  den  König,  der  flas  Wahlpro- 
gramm der  Regierung  enthält.  In  diesem  Document,  in  dem  er  auch  auf 
den  Generalstrike  hinweist,  dessen  Auswüchse  er  tadelt,  ohne  deren  Be> 
deutung  zu  übertreiben  oder  sie  dem  Proletariat  zur  Last  zu  l^scn,  sudlt 
Giolitti  unter  der  Parole  Weder  Reaction,  noch  Revolution!  ein  gewisses 
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Gldcfagewidit  swischen  den  verschiedenen  Parteien  herzustellen ;  er  macht 
Concessionen  nach  links  und  rechts,  er  verspricht  der  einen  Seite  die  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen  —  bekanntlich  eine  alte  Programmforderung 
der  Socialisten  und  Radicalen  — ,  der  andern  die  Aufhebung  der  Strike- 
freiheit  für  das  Personal  der  Eisenbahnen  und  der  »anderen  öffentlichen 
Dienste,  die  für  das  Leben  der  Nation  unentbehrlich  sind«. 

Die  Zerfahrenheit  der  äussersten  Linken  in  der  jetzigen  Wahlcampag^e 
erregt  natürlich  den  Jubel  der  reactionären  Blätter,  die  schon  das  Ende 
der  selben  überhaupt  gekommen  sehen  and  mit  denen  sich  auch  mandie 
Revolutummre  freuen.  Sie  kann  uns  mdessen  nicht  in  nnserer  Über- 
zeugung erschüttern,  dass  es  sich  nur  um  eine  momentane  Verwirrung 
h.-mdelt.  äusserlicher  Art  tuid  vorübergehend.  Zu  stark  und  zu  tiefgehend 
sind  die  Gründe,  die  einen  bedeutenden  Teil  des  Bürgertums  zwingen,  in 
seinem  eigenen  Interesse  eine  Hebung"  der  allgemeinen  Lebenshaltung  der 
grossen  Masse  zu  erwünschen  und  das  Aufwärtsstreben  des  Proletariats 
2U  fördern.  Zu  mächtig  hat  schon  jetzt  dieses  allgemeine  Culturinteressc 
vielen,  und  gerade  den  Besten  des  Volkes,  das  Gewissen  geweckt.  Alle 
kleinen  Unvollkonuncnhciien  verschwinden  in  diesem  grosszügigen  Pro- 
gramm, in  der  umfassenden  Erkenntnis  des  geistig  frei  gewordenen  Socia- 
listen.  Mit  der  Feierlichkeit  einer  ernsten  Selbstprüfung,  mit  dem  offenen 
Geständnis  begangener  Irrtümer,  mit  festen  X'orsätzen  für  die  Zukunft, 
stellt  er  die  Richtung  fest,  in  der  unsere  Parlciarbcit  sich  in  Zukunft  not- 
wendig bewegen  muss.  Oder  sollten  die  Erklärungen  der  Führer  imserer 
socialistiscfaen  Partei,  die  ihr  Hirn  und  ihre  Muskeln  sind,  gar  nichts  für 
die  Zuktmft  bedeuten,  all  die  Erklärungen,  die  in  starker  und  einmütiger 
Begeisterung  die  Genossen  von  Costa  bis  Bissolati,  von  Prampolini  bis 
Pietro  Chiesa  abgegeben  haben? 

Fassen  wir  zum  Schluss  die  Wirkungen  des  Generalstrikes,  soweit  sie 
sich  bisher  gezeigt  häben,  kurz  zusammen: 

1.  IXe  Reactionäre  haben  es  erreicht,  dass  Neuwahlen  angesetzt  sind;  sie 
hoffen  von  den  Xachwehen  des  Generalstrikes  zu  j)rofitieren  und  der  Re- 
gierung eine  antiliberale  Politik  aufzuzwingen.  Giolitti  dürfte  sich  frei- 
lich nicht  dazu  hergeben,  doch  ist  es  sehr  wohl  möglich,  dass  cmc  neue 
Kammer  den  Minister  ohne  allzuviel  Rückadit  beseitigt. 

2.  Die  Linke  ist  gespalten,  die  Radicalen  trennen  sich  von  den  Socialisten. 
Das  Cartcll  der  \'olksi»artcien,  das  schon  in  der  Festigung  begriffen  war, 
hat  sich  rauh  gelöst,  in  einigen  Städten  haben  die  Communalvcrwaltungen 
bereits  mit  den  Beisteuern,  die  sie  den  Afbettskammem  zu  zahlen  pflegten, 
aufgehört  u.  s.  w. 

3.  Wir  bekommen  möglicherweise,  ja  sogar  ziemlich  sicher  ein  Gesetz, 
das  die  Strikefreiheit  in  den  öffentlichen  Diensten  unterbindet ;  die  Socia- 
listen, welche  seine  Einbringung  bisher  verhindern  konnten,  werden  in  der 
neuen  Kammer  schwerlich  im  stände  sein,  es  zum  Sdieitem  zu  bringen. 
Man  denke  auch  an  das  Beispiel  Hollands,  wo  letzthin  nach  dem  grossen 
Eisenbahnerstrike  ein  ähnliches  Gesetz  angenommen  wurde ! 

Trotzdem  ist  es  sehr  wohl  nlöglich,  dass  die  Schäden,  die  mis  der  Gene- 
ralstrike  gebracht,  sich  schliesslich  doch  als  geringer  herausstellen  werden, 
als  die  einen  fürchten,  die  anderen  hoffen.  I^e  sodalistische  Fraction  wird 
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wohl  ihre  Stellung  behaupten  und  in  der  bisherigen  Starke  zurückkehren, 

höchstens,  dass  sie  nicht  ganz  den  Zuwachs  erhält,  den  sie  ohne  den  General- 
strike  vielleicht  erwarten  durfte.  Die  äusserste  Linke  wird,  wenn  sie  sich 
von  dem  momentanen  Schreck  erholt  hat,  durch  die  Macht  der  Tatsachen 
wieder  zusanunengeschweisst  werden.  Es  ist  auch  möghch,  dass  sie  in 
Zukunft  sich  noch  mehr,  als  bisher,  von  der  Notwendigkeit  der  Reform- 
arbeit iibcrzcucft.  zu  der  die  socialistische  Fraction  ihr  in  ihrem  Wahlaufruf 
die  nötiq-e  l'utcrlage  gegeben  hat. 

Endlich  aber  hat  der  Generalstrike  dazu  beigetragen,  die  Methode  der 
Reformisten  klarzulegen  und  damit  zu  starken.  H<Kh  über  all  den  klein- 
liehen  Zwistigkeiten  einzelner  Organisationen,  die  leider  auch  manche  in 
unseren  Reihen  für  die  qrossen  Stimmen  von  aussen  taub  machten,  steht 
das  Land  selbst  mit  seinen  grossen  Kräften.  Es  verlangt  nach  demokra- 
tischen und  socialen  Reformen,  und  es  will  Leute  im  Parlament  haben,  die 
es  verstehen,  sie  durchzusetzen.  Bisher  wurde  der  Reformismus  viel  ge- 
predigt und  wenig  angewandt.  Die  inneren  Kämpfe  der  Partei  haben  die 
besten  Kräfte  crelähmt.  Das  muss  ein  Ende  nehmen.  Wenn  die  refor- 
mistischen Socialisten  die  Ptlicht  fühlen  werden,  emstlich  ihre  Arbeit  zu 
organisieren,  können  sie  dem  politischen  Leben  Italiens  eine  neue  Ära 
bringen  und  mit  Erfolg  die  Wiedergeburt  unseres  Landes  herbeifähren 
helfen. 
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PAUL  KAMPFFMEYER  DER  GENERALSTRIKE  UND  DIE 
EROBERUNG  DER  ÖKONOMISCHEN  MACHT 

Während  die  Praxis  des  Generalstrikes  in  Italien  'eine  Reihe  von  Gross- 
städtcn  in  tiefe,  nächtic;^e  Finsternis  lej^tc,  rief  man  in  DciUschland,  in  der 
roten  Hansastadt  Bremen  nach  mehr  Licht  über  die  Theorie  des  Generalstrikes. 
Über  den  Generalstrike  sind  zwei  verschiedene  Begrifife  im  Umlauf.  Dem  poli- 
tischen Generalstrike  als  einem  Mittel  der  politischen  Reform  steht  der  gewalt- 
revoKitionärc  Generalstrike  zr.r  Niederwcrfunpf  der  politisciien  und  ökonomi- 
schen Herrschaft  der  Bourgeoisie  gegenüber.  Dieser  Strike  schwebte  seinerzeit 
der  Organisation  der  Unabhängige»  Socialisten  als  Ziel  vor  Augen.  Heute 
nun,  wo  Genosse  Dr.  Friedeberg  mit  den  Argumenten  eines  revolutionären 
Ethikers  den  Generalstrike  erörtert  —  man  nWxdite  beinahe  sagen:  predigt  — , 
tritt  an  die  .Socialdemokratie  die  Notwendigkeit  heran,  den  Begriff  oder  besser 
die  Begriffe  über  den  Generalstrike  fester  zu  umgrenzen.  Leider  ertönte, 
als  jetzt  Genosse  Friedeberg  die  P'rage  des  Generalstrikes  in  die  breiten 
Massen  warf,  aus  einigen  Parteikreisen  wieder  der  bekannte  Ruf 
Raus!  rausf,  den  das  Fähnlein  der  Aufrechten  und  Unentwegten  stets  den  ein- 
mal von  dem  breiten  Parteipfade  abweichenden  Elementen  sebr  kräftig  in  die 
Obren  schreit.  Bei  solchem  Geschrei  kann  der  dem  socialdemokratisclien  Par- 
teileben fernstehende  Zusehauer  leicht  den  Eindruck  erhalten:  die  Socialdemo- 
kratie stdit  dotAi  auf  verdammt  wackligen  Beinen,  weil  sie  sdion  ein  derbes 
kritisches  Wort  ans  dem  Munde  allzeit  treuer,  opferfreudiger  Anhänger  in  ernst- 
liche Gefahren  bringt.  Und  so  dienen  jene  Rufer  im  Streit  allem  andern  eher, 
als  dem  Interesse  der  Partei,  deren  Beschütxer  sie  gern  sein  möchten. 
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Dr.  Friedebei^  ist  in  seiner  Rede  über  Pariametttarismus  und  Generalstrike 

von  dem  gleichen  Unbehagetl  ttber  die  vermeintliche  politische  Untätigkeit  der 
Socialdemokratie  erfüllt,  wie  seinerzeit  die  sogenannte  Berliner  Opposition,  die 
Jungen.  Der  alle  Erwartungen  übersteigende  Wahlsieg  der  Socialdetnokratie 
im  Jahre  1890  «reckte  die  kühnsten  Hoffnungen  und  einen  feurigen  Tatendrang 
in  der  Prust  der  Berliner  Opposition.  Strikes  entbrannten  in  vielen  (iross- 
städten,  und  da  fiel  aus  socialdetnokratischem  Munde  das  oft  citierte  Wort  vom 
Strikeüeher  der  Arbeiter.  Dieses  Strikeßeber  und  der  frische,  revolutionäre 
Waj^cmut  der  Jungen  gingen  zum  Teil  aus  einer  Übcrschätiung  der  Wahlstimmcn 
der  Partei  hervor.  Gewiss,  die  Partei  verfüjjte  von  allen  politischen 
Parteien  über  die  stärkste  Stimmen  zahl,  aber  sie  war  bei 
Leibe  noch  nicht  die  stärkste,  machtvollste  Partei  des 
Deutschen  Reichs.  Erschöpft  sich  denn  die  Stärke  einer  Partei  voll- 
ständig in  ihrer  Stinimenzahl  ?  Wird  der  politische  Liberalismus  etwa  nur 
durch  die  Hunderttausende  von  Stimmen  repräsentiert,  die  für  liberale  Candi- 
datcn  in  den  letzten  lieichstagswahlen  abgegeben  wurden?  Dann  wäre  in  der 
Tat  der  Liberalismus  bereits  mausetot !  Der  politische  Liberalismus,  das  heisst 
heute  die  in  der  \  olkswirtschaft  und  Politik  noch  herrschende  Richtung,  das 
heisst  die  umfangreichste  Presse  Deutschlands,  das  heisst  die  politische  Herr- 
schaft in  zahlreichen  staatlichen  und  Verwaltungskörperschaftcn.  Die  Social- 
demokratie hat  trotz  ihrer  drei  Millionen  Stimmen  die  liberale  Richtung  in  der 
Politik  und  \'olkswirtschaft  erst  zmn  Aufgeben  einiger  bedrohter  und  wirklich 
nicht  mehr  zu  haltender  Posten  gezwangen.  Ihre  Presse  kommt  heute  erst  in 
die  Hände  von  etwa  600000  Ahotincnten.  Im  deutschen  Reichstag:  hat  sie  noch 
nicht  achtzig  Mandate  inne,  in  den  Landtagen  der  deutschen  Einzelstaaten  sitzen 
mit  wenigen  Ausnahmen  nur  einzelne  Häuflein  von  socialdemokratischen  Ver- 
tretern, in  den  Gemeinden  gebietet  sie  fast  nirgends  über  grosse  ausschlag- 
gebende Fractionen. 

In  ihrem  leidenschaftlichen  Tatendrange  wollten  die  Berhner  Jungen  ein 
Stück  politischer  Gesdiichte  im  Handumdrehen  gestalten,  tmd  im  Hochgefühl 
junger  Kraft  friauhten  sie  der  Socialdemokratie  Umwälzungsmethoden  vor- 
schlagen zu  müssen,  die  nach  ihrer  Ansicht  schneller  zu  dem  heiss  ersehnten 
Ziel  der  Befreiung  des  Proletariats  führen  mussten.  Sie  besassen  im  vollen 
Masse  die  natürliche  Untugend  der  Jugend:  die  schreiende  Ungerechtigkeit 
in  der  Beurteilung  dessen,  was  frühere  Generationen  mühevoll  geschaffen  hatten. 
Welch  eine  ungeheure  politische  Erziehungsarbeit  bedeutete  es,  in  dem  noch 
halbzünftigen  Arbeiter  das  proletarische  Gassengefühl  und  ein  weitgehendes 
Verständnis  für  das  öffentliche  Leben  geweckt  und  ihn  mit  seinen  Genossen  zu 
einer  festen  und  einheitlichen  Classenpartei  zusammengeschweisst  zu  haben ! 
Und  diese  gigantische  Arbeit  war  in  circa  dreissig  Jahren  vollbracht  worden! 
Grosse  culturhistorische  Revcrfutirwicn  pHegt  man  nicht  mit  kleinen  Tagesmass- 
stäben zu  messen,  die  Jungen  wollten  alier  gar  mit  StundenmasSstäben  an  die 
grossen  Umwälzungen  der  Zeit  herantreten. 

In  die  Fdiler  der  Berliner  Jungen  scheint  jetzt  Dr.  Friedeberg  verfallen  zu 
sein:  er  schätzt  das  mühevolle  Lebenswerk  der  Alten  als  eine  gar  zu  flüchtige 
Tagesleistung  ein,  und  er  wmII  heissblütig  in  Stunden  das  ernten,  was  erst  in 
Jahrzehnten  reifen  kann.  Er  ist  tief  unbefriedigt  über  das  bisher  in  der  proleta- 
rischen Bewegung  Erreichte  und  Erstrebte,  und  griibelnd  wirft  er  die  Frage 
auf:  weshalb  hat  sich  das  Proletariat  noch  keine  günstigere  Situation  er- 
kämpft? Und  er  findet  folgende  Antwort  auf  seine  I<rage:  »Man  könnte  den 
Grund  vielleicht  darin  suchen,  dass  etwa  die  Bewegung  bei  einem  so  tiefen  und 
niedrigen  Zustand  der  proletarischen  Schichten  eingesetzt  hätte,  wo  es  sich  noch 
gewissermassen  nur  um  Tiere  handelte,  so  dass  man  die  vierzig  Jahre  Classen- 
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kämpf  dazu  hätte  verwenden  müssen,  um  überhaupt  nur  die  Bedingungen  dnes 

Classenkampfs  zu  schaffen.  Aber  dem  ist  nicht  so:  das  deutsche  Volk  ist  schon 
seit  langem  eins  der  ersten  Culturvölker,  das  deutsche  Volk  hat  schon  vor  Jahr- 
hunderten revolutionäres  Bewusstsein  gehabt,  schwere  und  grosse  Oassen- 
kämpfe  sind  schon  vor  Jahrhunderten  im  deutschen  Volke  ausgefochtcn  worden, 
und  auch  <iic  bürgerliche  Revolution  der  vierziger  JaJire  hatte  unter  wesent- 
licher Beteiligung  der  arbeitenden  Classen  sich  abgespielt  Die  Taktik,  die 

das  Proletariat  bisher  eingeschlagen  hat.  vielleicht  hat  einschlagen  müssen,  ist 
jetzt  eine  zum  mindesten  unzweckmässige.  Die  Taktik  des  deutschen  Prole- 
tariats ist  vom  Anfang  an  getragen  worden  von  einem  Schlagwort  Eroberung 
der  politisclicn  Macht  .  .  .< 

Ein  tieferes  Eindringen  in  die  deutsche  Culturgeschichte  hätte  dem  Genossen 
I-Viedebcrj:^  gezeigt,  was  es  für  eine  Bewandtnis  mit  dem  revolutionären  Be- 
wusstsein des  deutschen  Volkes  vom  Untergang  der  revolutionären  Bauembewe- 
gung  an  bis  zum  grossen  Weltbrand  der  französischen  Revolution  gehabt  hat. 
In  Ostelbien  wurden  die  Bauern  gelegt,  entrechtet  und  halb  versclavt  —  und 
keitie  Flamme  eines  verzehrenden  Classenkampfes  züngelte  empor.  In  den 
engen  und  kleinlichen  X'erhältnissen  eines  stagnierenden  Wirtschaftslebens  ver- 
spiesserte  unser  deutsches  Bürgertum  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  fast 
vollständig.  Und  der  ritsi^c  Feuerschein  der  grossen  französischen  Revolution 
erleuchtete  nur  sehr  wenige  Köpfe  in  der  grossen  deutschen  Gelehrtenrepublik. 
Und  wo  waren  die  harten  bürgerlidien  Classenkämpfer  der  Revolution  vom 
Jahre  1848?  Über  die  fehlenden  revolutionären  Helden  des  Bürgertums  werden 
Dr.  Friedeberg;  vieleicht  die  Mannesseelcn  des  classenbewussten  Proletariats 
im  Jahre  1848  trösten.  Nun  in  der  revolutionären  Brandstätte  dieses  Jahres, 
in  Frankfurt  am  Main,  erstrebten  halbsünftige  Gesellen  einige  Umgestaltungen 
der  Zunftordnung,  eine  kleine  Erhöhung  der  Löhne,  eine  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,  eine  Errichtung  von  Krankencassen  etc.  Aber  Dr.  Friedeberg 
braucht  sich  nicht  einmal  durch  muhevolle  Studien  die  Mjaterialien  zur  Beur- 
teilung der  Eebcnsverhältnisse,  der  Gefühls-  und  Gedankenwelt  des  Massen- 
Proletariats  in  den  vierziger,  fünfziger  und  sechziger  Jahren  des  verflossenen 
Jahrhunderts  zu  verschaffen,  er  hat  nur  das,  was  der  Veteran  der  Socialdemo- 
kratie,  Julius  Vahlteich  über  die  Arbeiter  seiner  Jugend-  und  Manneszeit  nieder- 
geschrieben hat,  einmal  zu  iilu  rdcnkcn,  um  sich  einen  klaren  Begriff  über  die 
rückständigen,  geistig  dahindammernden  deutschen  Arbeiter  vor  der  Lassalle- 
schen Agitation  zu  bilden. 

Die  Jungen  bddagten  seinerzeit  bitter  den  langsamen  Trab  der  socialdemo- 
kratischen  Bcwegimg;  und  sie  legten  sich  deshalb  die  Frage  vor:  wie  kann  man 
diesen  Trab  zu  einem  rasenden  Galopp  gestalten?  Durch  eine  revolutionar- 
socialistische  Gewerkschaftsbewegung,  durch  einen  Generalstrike  gedaditen  sie 
die  ökonomische  Herrschaft  den  Capitalistcn  aus  den  Händen  ringen  zu  können. 
Sie  sahen  in  dem  Generalstrike  den  Helfer  in  der  Not,  den  Allbefreier  aus 
wirtschaftlicher  Knechtschaft,  der  gleichsam  im  Fluge  dem  Proletariat  die 
ökonomische  Macht  zuführen  wurde.  Ein  streitbares,  vom  revolutionären 
Cieiste  durchglühtes  Proletariat  brachte  im  Generalstrike  die  capitalistische  Pro- 
duction  zum  Stillstande.  Das  stolze  Gebäude  der  wirtschaftlichen  Herrschaft 
der  CapitaUsten  fiel  dem  strikenden  Massenproletariat  in  den  Schoss. 

Heute,  wo  wieder  eine  Agitation  für  den  Generalstrike,  und  zwar  in  den 
localorganisierten  Gewerkschaften  Deutschlands  aufgelebt  ist,  verlohnt  es  sich, 
die  Vorstellungen  nachzuprüfen,  die  seinerzeit  von  den  Jungen  an  die  plötzliche 
Eroberung  der  wirtschaftlichen  Macht  geknüpft  wurden. 

Die  Eroberung  der  wirtschaftlichen  Macht  dachten  sich  die 
Jungen  wesentlich  in  der  Form  einer  Generalstrikeüberrumpelung 
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der  Capitatisten.  Sie  täuschten  sich  schon  von  vornherein  fiber  den 
Umfang  dieser  durch  einen  etwaigen  Generalstrikc  er- 
rungenen wirtschaftlichen  Macht.  Seihst  wenn  die  strikenden 
Arbeiter  die  capitaJistischen  Betriebe  zur  Capitulation  zwängen,  wenn  sie 
Herren  und  Meister  dieser  Unternehmungen  würden,  so  hielten  sie  damit  immer- 
hin n  u  r  c  i  n  e  n  Teil  der  wirtschaftlichen  Macht  der  Nation  in  den  I  landen. 

Die  ökonomischen  Machtmittel  eines  Landes  verteilen  sich  auf  die  landwirt- 
schafth'chen  und  industridlen  Betriebe,  auf  die  Handels-  und  Verkehrsunti^r- 
nehtniuigcn,  auf  den  städtischen  und  ländlichen  Hausbesitz. 

In  Deutschland  haben  wir  über  2,5  Millionen  selbständiger  Land- 
wirte. \  on  diesen  gehört  nur  eine  kleine  Gruppe  der  Grossgrundbcsitzerclasse 
an.  Eine  grosse  Masse  von  Landwirten  bedient  sich  nur  der  Hilfe  ihrer  An- 
gehörigen bei  der  Bewirtschaftung  ihres  Bodens,  (^berhaupt  kommen  durch- 
schnittlich sehr  wenige  Arbeiter  auf  einen  landwirtschaftlichen  Betrieb.  Im 
Jahre  1895  standen  dm  a,S  Millionen  selbständiger  Landwirte  nur  5,5  Militonen 
Angestellter  und  Arbeiter  gegenüber.  Ein  GeifieraUtrike,  der  sidi  selbst  auf 
die  ländlichen  Arbeiter  erstrecken  würde,  dürfte  nur  ganz  kleine  Gruppen  von 
landwirtschaftlichen  Grossbetrieben  in  Mitleidenschaft  ziehen.  Durchweg 
wären  die  selbständigen  Landwirte  im  Stande,  ihre  Betriebe  mit  ihren  Ange- 
bogen ruhig  fortzuführen. 

In  Gewerbe  und  Industrie  waren  in  Deutschland  im  Jahre  1895 
nodi  6 1  %  sämtlicher  Betriebe  Zwergbetriebe,  Betriebe,  in  denen  nur 
eine  Person,  durchweg  der  Betriebsleiter,  arbeitete.  In  1237349  ge- 
werblichen Betrieben  wirtschafteten  die  Selbständigen  ganz  allein,  ohne  Ge- 
hilfen und  ohne  Motor.  Zu  den  Betrieben  mit  i  Person  zählten  immerhin  noch 
164  %  der  im  Gewerbe  tmd  in  der  Industrie  beschäftigten  Personen.  In  der 
folgenden  Gruppe  der  gewerblichen  und  industriellen  Betriebe  sind  2  bis  5  Per- 
sonen durchschnittlich  beschäftigt.  Diese  Betriebe  umspannen  31,7  %  sämt- 
licher gewerblicher  und  industrieller  Betriebe  und  23,5  %  sämtlicher  in  diesen 
Betrieben  beschäftigten  Personen.  Zahlreiche  dieser  Betriebe  können  im  be- 
grenzten Umfange  von  Betriebsunternehmern  bei  einem  allgemeinen  Strike 
weiter  arlxiiten.  Auf  die  Betriebe  mit  über  6  und  mehr  Personen  bleiben  somit 
nur  7,3  %  der  Betriebe  imd  60.1  %  der  gesamten  in  der  Industrie  und  im  Ge- 
werbe beschäftigten  Personen  übrig.  Aber  auch  die  Betriebe  über  6  Personen 
haben  keineswegs  den  ausgesprochenen  Charakter  von  Grossbetrieben.  In  dem 
statistischen  Werk  Die  deutsche  Volkswirtschaft  am  Schlüsse  des  XIX.  Jahr- 
hunderts werden  als  Grossbetriebe  die  Betriebe  über  50  Personen  besddinet. 
Wir  hatten  1895  im  Deutschen  Reiche  nur  0,9  ^  Betriebe,  die  mehr  als  'o  Per- 
sonen beschäftigten.  Der  Zahl  nach  gab  es  17  941  solcher  Betriebe.  Sie  be- 
schäftigten über  3,9  Millionen  Arbeiter,  das  heisst  36,3  %  von  sämtlichen  ge- 
werblichen und  industriellen  Arbeitern.  Ein  grosser  Teil  der  Arbeiter  unserer 
Grossindustrie  fällt  auf  die  katholischen  Districte  der  Rheinlande.  Westfalens 
und  Überschlesiens.  Diese  Arbeiter  werden  sich  nicht  so  allgemein  einem 
Generalstrike  anschliessen,  wie  vielleicht  die  protestantisdien  Arbeiter  Sadisens. 
Nicht  unbeträchtlich  sind  ferner  unter  den  g-rossindustriellen  Betrieben  die 
Commanditgesellschaften,  die  Commanditgeselifchaften  auf  Actien,  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung,  die  eingctratjenen  Genossenschaften,  die 
communalen  und  staatlichen  UntemdUDUngen.  (k-gen  derartige  financiell  gut 
fundamcntiertc  Collectivunternehmungen  wird  vielfach  der  Kampf  der  Arbeiter 
viel  schwieriger  sein,  als  gegen  private  Unteniehmungen. 

Im  Handel  wiegt  durchiveg  der  von  einer  Person  geführte 
Handelsbetrieb  vor.  Es  entfielen  im  Jahre  auf  die  Betriebe  mit  i  Person 
62,8%  der  Betriebe  und  29,9^  der  Personen.     32,2%  der  Betriebe  mit 
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40,9  %  der  Personen  beschäftigten  2  bis  5  Personen.     über  den  Umfang  des 
Bank-  und  Börsenwesens  und  über  die  Einflusslostgkdt  der  Arbeiter  auf  diesen 
.  A\  ichtigcn  Zweig  capiudistischer  Volkswirtsdiaft  brauchen  wir  uns  hier  nicht 

zu  verbreiten. 

Im  Verkehrswesen  spielen  die  Eisenbahnen  die  ausschlaggebende  RoUe. 
In  den  voll-  und  schmalspurigen  Eisenbahnl)etrieben  waren  circa  eine  halbe 
Million  Personen  tätig-,  zum  bei  weitem  grössten  Teil  in  Staat<;brtrieben  ;  175  ooo 
davon  waren  fest  angestellte  Beamte.  Das  auf  die  Eisenbahnen  verwendete 
Anlagecapital  betrug  1898  und  1899  12,2  Milliarden  Marie  Im  Transport- 
gewerbe gab  es  ferner  über  44  000  Betriebe  mit  nur  einer  Person. 

Auf  den  städtischen  H  a  u  s  b  e  s  i  t  z  und  seine  Verwaltung  hat  die 
gewerkschaftlich  organisierte  Arl)citcrschaft  keinen  Einfluss.  Und  ungeheure 
Werte  liegen  gerade  in  diesem  Besitze  fest.  Es  waren  zum  Beispiel  1896 
bei  der  Berliner  Fcucrsocietäl ,  einer  auf  Zwangsversicheruncr  beruhenden  An- 
stalt, allein  23307  Berliner  Grundstücke  mit  3615602700  Mark  versichert. 

Die  vorhergdienden  Zahlen  werden  zur  Genüge  gezeigt  haben,  welchen 
kleinen  Bruchteil  der  ökonomischen  Macht  der  Nation  die  Industriearbeiter 
durch  einen  sicirreicben  f ieneralstrikc  in  Besitz  nehmen  könnten.  Wir  stellen 
hier  die  Ilauptzutcr  über  die  erwerbstätige  Bevölkerung  Deutschlands  nochmals 
zusammen:  Unter  den  22,1  Millionen  der  Erwerbstätigen  Deutschlands  sind 
gegen  2,9  Millionen  in  den  industriellen  Grossbetriclien  mit  über  50  Personen 
beschäftigt  und  über  4,8  Millionen  Personen  in  den  industriellen  Betrieben  mit 
über  6  Personen.  Die  ökonomische  Einflussphare  dner  im  Generalstrike 
»legenden  capitalistisch  bdierrschten  Arbeiterschaft  würde  sich  immerhin  nur 
über  einen  Teil  der  ökonomischen  Macht  der  Nation  erstrecken,  nicht  aber 
über  die  ganze  Macht  der  selben.  Eine  Umgestaltung  der  capitalistischen  Wirt- 
sdialt  im  socialistischen  Sinne  konnten  die  3  oder  4^  Millionen  grosstndustrieller 
Arbeiter  nur  im  Einvernehmen  mit  Millionen  ländlicher  Arlicitcr.  s. Ili^tänrliger 
Landwirte,  staatlicher  Eisenbahnarbeiter  und  -beamten,  bewerkstelligen,  ihr 
Einfluss  erstreckt  sich  höchstens  auf  die  Betriebe  mit  6  und  mehr  Ar- 
beitern: auf  157400  Betriebe  oder  auf  7,3%  sämtlicher  Betriebe.  Nur  in  der 
Form  der  (Gesetzgebung  oder  der  Dictatur  könnten  die  grossindustriellen  Ar- 
beiter die  übrigen  Betriebe  beeinflussen.  Indes,  die  Dictatur  dürfte  nur  dann 
socialökonomische  Fortschritte  zeitigen,  wenn  sie  sidi  im  Geist  der  grossen 
•  Majorität  der  Erwerbstätigen  auswirkt.  Dieser  Geist  kann  aber  nur  dann 
ungezwungen  in  Erscheinung  treten,  wenn  die  Erwerstätigen  selbst  ihre  ökono- 
mischen Geschicke  gestalten  können,  das  hcisst,  wenn  eigentlich  die  ökonomisch- 
politische Dictatur  keine  Dictatur  ist. 

Die  ökonomische  Macht  einer  un  (Generalstrike  siegenden  Arbeiterschaft  wird 
sich  also  stets  innerhalb  enger  Grenzen  bewegen.  Und  sie  kann  ferner  nie 
der  Erfolg  einer  plötzlichen  General stri keüberrumpe- 
lung  der  Capitalisten  sein.  Nicht  in  jedem  Strike  und  auch  nicht 
in  einem  (jeneralstrike  schlummert  eine  gigantische,  die  Machtverh.iltnisse  der 
capitalistischen  Betriebe  umwälzende  Kraft.  .Strikes  von  riesenhaftem  Umfang 
tobten  sich  bereits  in  England  in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  aus;  al^er  die  ökonomische  Dictatur  der  Capitalisten  in 
den  Betrieben  wurde  dadurch  nicht  erschüttert.  Selbst  unorganisierte  Arbeiter 
können  in  einen  Strike  durch  flammende  Beredsamkeit  hineingetrieben  werden, 
aber,  aller  Unterhaliungsmittel  während  des  Strikes  bar,  weisen  sie  bald  mit 
gebeugtem  Rücken  den  Weg  zur  Fabrik  wieder  antreten  nüisscn.  Dem  Betrieb 
des  Capitalisten  wird  durch  einen  derartigen  Strike  nur  eine  kurze  Feiertags- 
ruhe aufgenötigt.  Nur  unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen 
ist  der  Strike  ein  wirksames  Machtmittel,  wenn  es  nämlich 
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von  den  Arbeitern  ganz  allgemein  und  voraussichtlich  auf  eine 

längere  Zeit  angewendet  werden  kann.  Eine  derartige  Anwendung  des 
Strikcs  als  Kampfmittel  setzt  aber  eine  Organisation  (!cr  Arbeiter  und  einen 
reichlichen  Strikefonds  voraus.  Je  grösser  das  Kampfubjcct  ist,  um  das  sich 
der  Strike  dreht»  um  so  langwieriger  und  erlntterter  wird  der  Kampf  selbst  sein. 
Eine  kleine  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  erforderte  mitunter  schon  monate- 
lange Strikes.  Jede  Verkürzung  der  Herrschaft  des  Unternehmers  im  Betriebe 
muss  mit  riesigen  Geldopfem  der  Ari>eiter  ausgekauft  werden,  geschweige  denn 
ein  wirklicher  Sturz  der  Herrschaft  des  Unternehmers  im  capitalistischen  Be- 
triebe. Die  Eroberung  der  ökonomischen  Macht  der  Arbeiter  in  den  capita- 
listischen Betrieben  hat  zur  Voraussetzung  eine  ganze  Reihe  von  Siegen  über 
die  Betriebsuntemehmer  durch  eine  kräftig  organisierte,  mit  Geldmitteln  reich- 
lich ausgerüstete  Arbeiterschaft.  Eine  Gen  eralstrikc  Überrumpe- 
lung dejr  Capdtalisten  durch  umorganisierte  mittellose 
Arbeiter  ist  eine  einfache  Utopie.  Die  Eroberung  der 
ganzen  Herrschaft  in  einem  wirtschaftlichen  Betriebe  kann  nur  das  Schlussglied 
einer  ununterbrochenen  l'^olge  von  Teilcroberungen  sein.  Die  gefestigte  ökono- 
mische Macht  der  Capitalisten  kann  nicht  durch  die  wirtschaftliche  Ohnmacht 
hungernder  Arbeiter  gestürzt  werden.  Wenn  man  die  Arbeiter  in  einem 
Generalstrike  durch  Hunger  auf  die  Barricaden  treibt,  dann  verzichtet  man  da- 
mit auf  die  Erringung  der  ökonomischen  Macht,  vertauscht  das  ökonomische 
Schlachtfeld  mit  dem  politischen  und  betreibt  den  wirklichen  Sturz  der  poli- 
tischen Herrschaft  der  Capitalisten  durch  eine  Empörung  gegen  die  bestehende 
Rechts-  und  Staatsordnung.  Wir  haben  in  Wahrheit  dann  einen  politischen, 
und  nicht  einen  ökonomischen  Kampf.  Ein  derartiger  General- 
strike ist  nur  ein  Vorpostengefecht  der  allgemeinen 
Strassenschlacht. 

Der  Generalstrike  als  Zerstörungsmittel  der  politischen  Classenherrschaft  der 
Capitalisten  ist  bisher  im  grossen  Umfange  noch  nicht  von  den  proletarischen 
Massen  angewendet  worden.  In  Belgien,  in  Schweden  diente  er  als  wirksames 
politisches  Dcmon.'^trationsmittel  nicht  etwa  zum  Sturz  des  capitaü'^tischen 
Staatswesens,  sondern  zur  Einführung  des  allguueinen  Wahlredus.  Und  die 
Einführung  dieses  Rechts  ist  durchaus  noch  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  An« 
bruch  der  Götterdämmerung  für  den  Capitalismus.  Das  allgemeine  Wahlrecht* 
demokratische  Verfassungs-  und  Verwaltungsformen  verhindern  am  ehesten 
die  brutale  Unterdrückung  der  Interessen  niillionenköpiiger  socialer  Gruppen. 
Diese  kdninen  sich  innerhalb  freiheitlicher  Verfassungsformen  ganz  anders 
auswirkcTi,  als  in  uiifreilicitlichcn.  die  Machtverhältnisse  dieser  Gruppen  künst- 
lich unterdrückenden  Formen,  In  einer  Gesellschaft  mit  Millionen  selbständiger 
Kleinhandwerker,  Kleinbauern,  Kleinhändler,  deren  politischer  Einfluss  sofort 
durch  ein  plutokratisches  Wahlrechtssystem  totgeschlagen  wird,  findet  der 
Kampf  der  Arbeitermassen  für  das  allgemeine  Wahlrecht  o<ler  q^q^cn  den  Walil- 
rechtsraub  sicher  in  diesen  socialen  Gruppen  natürUche  Verbündete.  Der  Poli- 
tiker, der  möglichst  grosse  Volksmassen  gegen  reactionäre  Wahlrechtsumtriebe 
mobil  machen  will,  darf  sich  nicht  bei  einem  derartigen  Massenaufgebot  allein 
auf  die  Heerscharen  der  Arbeiter  beschränken,  sondern  muss  ajich  die  Volks- 
elemente ins  Feuer  führen,  deren  politische  Interessen  tötlich  durch  den  VVafil- 
rechtsraub  verletzt  werden.  Eine  allgemeine  Arbeitsruhe  in  den  gross- 
industriellen Betrieben  bringt  bei  einer  allgemeinen  politischen  Demonstration 
plastisch  zum  Ausdruck,  wie  gross  und  wie  einilussreich  unter  Umständen  die 
Massen  sind,  die  durch  einen  Wahlrechtsraub  entrechtet  werden  sollen.  Eine 
Arbeitsruhe  kann  sich  auch  der  Kleinbetrieb  im  Interesse  einer  allgemeinen 
politischen  Demonstration  auferlegen.    Den  grossbürgerlichen  wahlumstürzle- 
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Tischen  Kreisen  beweist  die  allgemeine  Arbeitsruhe,  welcher  Widerstände  sie 
sich  in  ihren  Betrieben  von  dm  politisch  entrechteten  Massen   zu  versehen 

haben.  In  dicker  Hinsicht  liegt  in  der  allf4<"ineincn,  den  capitalistischen  Be- 
trieben aufgenötigten  Arbettsruhe  ein  wichtiges  politisches  Zwangsmittel  zur 
Verhinderung  des  Wahlrechtsraubes. 

Wir  würden  die  Beseitig^ung  des  allgemeinen  Wahlrechts  in  Deutschland  für 
ein  grosses  politisches  Unglück  gerade  im  Hinblick  auf  die  gesetzliche  Fort- 
entwickelung der  ökonomischen  und  politischen  Machtverhältnisse  der  arbeiten- 
den Classe  halten,  aber  nimmer  virürde  uns  diese  Beseitigung^  zu  einer  pessi* 
mistiscben  Kopfhängerei  oder  gar  zu  einer  völligen  feigen  Untätigkeit  verleiten. 
Und  weshalb  nicht ?  Weil  wir  Socialdemokraten  eben  nicht  in 
der  Politik  und  namentlich  nicht  im  Parlament,  in  der  ge- 
setzgebenden Versammlung,  die  grossen,  die  Gesell- 
schaft umgestaltenden  Kräfte  suchen.  Die  technisch-ökono- 
mischen Revolutionen  erzeugen  gewaltige,  in  die  Tiefe  gehende  Veränderungen 
in  den  wirtschaftlichen  und  socialen  Machtverhältnissen  der  Classen.  Aus 
kleinen  Anfängen  heraus  bildet  sich  ohne  Zutun  der  parlamentarischen  Gesetz- 
gebung ein  in  den  Fabriken  trefflich  organisiertes  Proletariat.  Dieses  Prole- 
tariat bestimmt  den  ökonomischen  und.  socialen  Ciiarakter  ganzer  Städte,  es 
drängt  das  städtische  Kleinbürgertum  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  und 
beherrscht  das  öffentliche  Lohen  dicker  Städte.  Ans  den  Umwälzungen  der 
wirtschaftlichen  Machtverhältnisse  der  letzten  Jahrzehnte  resultiert  die  poli- 
tische Machtstellung  des  Proletariats,  und  nicht  etwa  aus  der  parlamentarisdien 
Gesetl^ldning.  Keine  Beseitigung  des  Wahlrechts  oder  gar  des  Parlaments 
kann  an  den  wirklichen  politischen  Machtverhältnissen  des  Proletariats  ernst- 
haft rütteln.  Das  Argument  Liebknechts,  dass  eine  Compagnie  Soldaten  ein  in 
seiner  Majorität  sodaldemokratisches  Parlament  auseinanderjagen  kann,  spricht 
ebenso  wenig  für  die  Bedetituiigslosigkeit  eines  socialdetnokratischen  Parla- 
ments, wie  vielleicht  das  Argument  von  anarchistischer  Seite,  dass  eine  Bombe 
das  Parlament  in  die  Luft  sprengen  kann.  Gewiss,  das  Parlament  kann  aus- 
cii;  in  Icrgesprengt  werden,  aber  nicht  das  realpolitische  Macht  Verhältnis,  das 
sich  das  Proletariat  schon  in  der  Beherrschung  des  öffentlichen  Lebens  errang. 
Und  dieses  Machtvcrhältniss  wird  sich  kurz  über  lang  wieder  einen  Ausdruck  in 
einer  gesetzgebenden  Corporation  schaffen.  Parlamente  sind  schon  oft  davon- 
gejagt worden,  sie  sind  aber  immer  wieder  herbeigerufen  worden.  F.ine  social- 
demokratische  parlamentarische  Majorität  hat  in  unserer  Gesellschaft  itberdies 
zur  notwendigen  Voraussetzung  eine  wirkHche  Beherrschung  des  ausserparla- 
mentarischen»  politischen  Lebens  durch  die  Si  >ci.ildcmokratie.  Und  diese  eiserne, 
reale  ausserparlnmentarische  Macht  kann  durch  die  ganze  militairische  Drei- 
einigkeit, die  Infanterie,  Cavallerie,  Artillerie  nicht  auseinandergejagt  werden. 

Eine  Beseitigung  des  allgemeinen  Wahlrechts  würde  die  politisdie  Tätigkeit 
der  .Socialdemokratie  völlig  ausserhalb  des  Reichstags  legen.  Eine  ganz  nach- 
haltige Kräftigimg  und  Stärkung  erhielte  sicher  dann  das  politische  Vereins- 
leben. Das  Zeitungswesen  würde  von  der  Socialdemokratie  mit  aller  Energie 
ausgebaut  werden.  Alle  politischen  Versammlungen  dürften  von  socialdemokra- 
tischen  Argumentationen  wiederhallen.  Das  ganze  ölTenlüche  Leben  würde  mit 
einem  Wort  von  der  Socialdemokratie  beherrscht  werden.  Die  Beseitigung 
.  des  directen  Wahlredits  dürfte  arge  Herzbeklemmungen  g^erade  den  noHmuAen 
Elementen  unseres  Volkes  bringen.  Die  \'olksmasscn  sähen  sich  nach  Be- 
seitigtmg  des  directen  Wahlrechts  der  Mögliclikeit  beraubt,  im  Parlamente  des 
Deutschen  Reichs  ihre  Lebensinteressen  durchzusetzen.  Das,  was  sie  nicht 
im  Reichstag  erreichen  können^  werden  sie  in  den  Landtagen  der  freiheitlichen 
snddeutsdien  Einzelstaaten  «u  erstreben  suchen. 
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Der  Wahl  rechtsraub  hätte  in  Deutschland  die  Entfesselung  ganz  gewaltiger 
dkonomischer  Kämpfe  zur  Folge.  Nidit  mehr  können  die  Vertreter  der  deut- 
schen Arbeiterschaft  im  Reichstag  eine  Verkürzung  der  Ar!)eitszeit,  eine  hygie- 
nische Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  auf  gesetzlichem  Wege  erzielen. 
Sie  müssen  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  den  einzelnen  capitalistischen  Be- 
trieben durch  die  Gewalt  der  Gewerkschaftsorganisationen  aufzwingen.  Ein 
heis?er,  die  Wirtschaftsbetriebe  erschütternder  Streit  um  die  Maclit  in  dem  Be- 
triebe setzt  überall  ein.  Die  Herren  Capitalisten,  die  ihre  Ruh  vor  den  poli- 
tischen Wahllcämpfen  der  Socialdemokratie  haben  wollten,  würden  in  die  ewige 
Unruhe  wirtschaftlicher  Kampfe  gestürzt  werden.  Alle  diese  Kämpfe  würden 
erbitterter  und  hartnäckiger  werden  und  vor  allem  mehr  Opfer  fordern,  als  die 
politischen  Kämpfe  in  den  2eitcn  eines  auf  dem  allgemeinen  Stimmrecht  ge- 
stüt2ten  Parlaments. 

Unkritische  Köpfe  betrachten  in  Berlin  die  Waffe  des  Generalstrikes  als  das 
grosse  Hinrichtungsschwert,  um  den  bösen  Revisionismus  vom  Leben  zum 
Tode  zu  bringen.  Sie  vergessen  vollständig,  mit  weldiem  Freimut  sich  Genosse 
Bernstein  bereits  vor  Jahren  und  zuletzt  noch  in  Bremen  über  den  Generalstrike 
geäussert  hat.  Al>cr  Icifler  wird  ja  heute  der  schnödeste  Missbrauch  mit  dem 
Wort  Revisionismus  getrieben,  und  Warnungstafeln  werden  kurz  über  lang 
vor  den  Elementen  aufgesteckt  werden  müssen,  die  zur  Verwirrung  der  Kopfe 
bei  jeder  (7ielegenhcit  mit  rlcm  .*-^chlagwort  Revisionismus  dreinfahren,  um  die 
Bestrebungen  unbequemer  Gegner  sofort  vor  einem  sclilecht  informierten  und 
wenig  kritischen  Publicum  mausetot  machen  zu  können.  Sogar  die  aller- 
persönlichsten  Angriffe  werden  heute  im  Xamen  des  fn«f «/»iVnkampfes  gegen 
den  Reinsiontswus  eingeschmuggelt,  so  dass  sich  der  Begriff  des  Rcz'isinnismus 
völlig  in  Nebel  auflöst.  Wenn  wir  hier  von  revisionistischen  Anschauungen 
reden,  so  verstehen  wir  darunter  die  bestimmten  Vorstellungen  von  Bernstein, 
David,  von  Elm  und  anderen  über  den 'Zusammenhang  der  ökonomischen  und  poli- 
tischen Macht  Von  der  gesetzgebenden  Macht  als  von  einer  wunderkräftigen 
Schöpfermacht  haben  ditseRevistonisteu  niegeti^umt  Mit  einer  fast  ermüdenden, 
leider  aber  gebotenen  Ausdauer  haben  sie  stets  das  Sprüchlein  von  der  Notwendig- 
keit einer  Eroberung  der  ökonomischen  Macht  durch  die  Arbeiter  wiederholt.  Trotz- 
dem mussten  sie  es  jüngst  erleben,  dass  sie  in  einer  Berliner  Versammlimg  zu  kurz- 
nchtigen  und  bMchrankten  Anhängern  eines  NurpoHamentarismus  gestempelt 
wurden.  Gerade  der  Erweiterung  <lcr  (jkonomischen  Machtsphäre  der  Arbeiter 
in  den  Gewerkschaften,  in  den  Genossenschaften,  in  den  communalen  Betrieben 
galt  das  heisse  Bemühen  der  Revisionisten;  denn  sie  wussten  längst,  dass 
sich  die  .\r  heiter  nur  als  einflussreiche  ökonomische 
Machthaber  die  politische  Gewalt  erringen  können. 

Die  Eroberung  der  Ökonomischen  Macht  ist  das  grosse  Ziel  der  arbeitenden 
Qasse;  aber  dieses  Ziel  wird  nicht  allein  auf  dem  Wege  der  Gewerksdiafts« 
kämpfe  und  der  genossenschaftlichen  Organisattonsarbeit  erreicht,  sondern 
auch  auf  politischem  Wege  durch  die  ausserparlamentarische  politische  Auf- 
klärung und  Schulung  der  Massen  und  durch  eine  den  wachsenden  ökono- 
mischen und  socialen  Machtverhältnissen  der  Arbeiterclasse  entsprechende  Ge- 
setzgebung. Und  diese  Eroberung  der  ökonomischen  Macht 
ist  nicht  das  Resultateines  Handstreichs,  eines  General- 
strikes,  sondern  die  reife  Frucht'einer  unendlichen  Reihe 
wirtschaftlicher  und  politischer  Kämpfe. 
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Die  Generalstrikcidee,  die  in  dea  letzten  Jahren  mehrfach  in  Frankreich 
imd  Belgien  propagiert  worden  ist,  spukt  ntm  anch  in  Deutsdilaiul  in 
einigen  Köpfen.  Unter  den  Bergtettten  des  Ruhrreviers,  besonders  im  Essener 
Bezirk,  gibt  es  sehr  viele  Anhänger  des  Gencralstrikes,  jedoch  wollen  diese 
keinen  Totalstrike  sämtlicher  Arbeiter  eines  Landes,  sondern  nur  einen  intcr- 
nationftlen  Generalstrike  der  Bergarbeiter.  Ein  solcher  Strike»  wenn  er  durch- 
führbar wäre,  könnte  unmöglich  ohne  Erfolg^  für  die  Arbeiter  sein,  und  darum 
haben  die  Anhänger  desselben  der  Verbandslcitung  scharfe  Vorwürfe  gemacht» 
dass  diese  es  ablehnte,  den  Generalstrike  auf  internationalen  Bergarbeitercon- 
gressen  auch  nur  zu  discutieren.  In  letzter  Zeit  findet  die  Idee  des  politischen 
Massetutrikcs  innerhalb  unserer  Partei  immer  mehr  Anhänger,  und  nach  den 
Worten  Bebels  in  Bremen  soll  sogar  der  Generalstrike  auf  dem  näclisten  Partei- 
tag besprochen  werden.  Hoffen  wir,  dass  der  nächstjährige  Parteitag  Nütz- 
licheres zu  tun  hat ! 

In  Bremen  begründete  Genosse  Dr.  Liebknecht  einen  Spandauer  Antrag,  den 
Generalstrike  auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Parteitages  zu  setzen,  und 
machte  dabei  geltend,  dass  er  nicht  für  den  General  trikc  im  Friedebergschen 
Sinne,  sondern  unter  gewissen  Umständen  für  den  politischen  Masscnstrike 
eintrete.  Nun  weiss  ich  wahrhaftig  keinen  Unterscliied  zwischen  einem  po- 
litischen Massenstrike  oder  einem  wirtschalÜichen  Generalstrike  xa  finden. 
Mögen  die  Ursachen  eines  Massenstrikcs  nun  politischer  oder  sonstiger  Natur 
sein,  die  Folgen  sind  stets  wirtschaftlicher  Natur,  und  darum  ist  schliesslich  die 
Friedebergsche  Idee  genau  so  viel  wert,  wie  die  Liebknechtsche.  Liebknecht 
meinte,  wir  könnten  in  den  Generalstrike  hineingedrängt  werden  durch  actudle 
politische  Vortjänfjc,  luul  bezeichnete  als  solche  die  Verschlechterung 
des  Reichstags  Wahlrechts.  Sachsen  sei  ein  Mene-Tekel  für  die 
Partei,  und  eine  Partei,  die  die  ganze  Welt  besiegen  wollte,  mfisste  auch  soviel 
Kraft  besitzen,  die  beutigen  Rechte  zu  verteidigen.  (Icwis^  wollen  wir  die 
wenigen  Rechte,  die  unser  Volk  in  Deutschland  noch  besitz^  nicht  nur  ver- 
teidigen, sondern  täglich  neue  dazu  erkainplcn;  aber  ob  wir  stets  in  der  Lage 
sein  werden,  die  Gewalt  unserer  Gegner  zurückzuwerfen,  ist  eine  andere  Frage» 
wie  es  ebenfalls  sehr  fraglich  ist,  ob  die  Machthaber  durch  einen  Gc waltstreich, 
wie  den  Raub  des  sächsiscln  n  Landtagswahlrechts,  etwas  gewonnen  haben, 
wenn  es  auf  den  ersten  Augenblick  auch  so  scheint.  Dass  heute  in  allen 
bürgerlichen  Partrien  eine  starke  Strömung  gegen  das  bestehende  Reichttags- 
wahlrecht  vorhanden  ist  und  dass  die  Wahlrechtsgegner  von  Tag  zu  Tag  zahl- 
reicher werden,  ist  eine  nicht  zu  bestreitende  Tatsache.  Allerdings  wird  der 
heutige  Reichstag  schwerlich  die  Courage  haben,  Hand  «uns  Wahlredit  zu 
legen,  aber  es  wird  möglicherweise  die  Zeit  kommen,  wo  den  bürgerlichen 
Parteien  nichts  anderes  übrig  bleibt,  als  ein  EntiueJcr-oder.  Entweder  treten 
sie  ihre  parlamentarische  Macht  an  das  Proletariat  ab,  oder  sie  sichern  sich  die- 
selbe durch  Verschlechterung  des  Wahlrechts,  und  da  ist  es  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  sie  zu  dem  letzten  Mittel  greifen,  denn  die  heutige  Gesell- 
schaft wird  sich  wohl  bis  zum  letzten  Mann  und  bis  zur  letzten  Pistole  wehren. 
Wir  müssen  darum  schon  heute  mit  der  Tatsache  rechnen,  dass  über  kurz  oder 
lang  ein  Attent-at  auf  das  Wahlredit  erfolgen  wird.  Ich  bin  allerdings  der 
Meinung,  dass  man  das  Wahlrecht  nicht  auf  einen  Hieb  so  verschlechtert,  dass 
unsere  Partei  gänzlich  aus  dem  Reichstag  hinausgeworfen  würde.  Das  wird 
man  nicht  tun,  denn  eine  Opposition  gegen  die  Regierung  braucht  man,  und 
auch  Männer,  die  den  Ministem  die  Wahrheit  zu  sagen  den  Mut  haben;  bei  der 
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totalen  Rückgratlosigkeit  unserer  tmrgerlichen  Parteien  Gilt  diese  Aufgabe 
aber  allein  der  Socialdemokratie  zu,  und  darum  muss  sie  auch  im  Reichstag 
vertreten  sein.  Aber  auch  die  Regierung  wird  die  Socialdemokraten  im  Reichs- 
tagf  nidit  missen  wollen,  denn  nur  aus  ihrem  Munde  erfährt  sie  die  Stimmung 
des  Volkes.  Doch  nicht  darüber,  wie  das  Wahlrecht  verschlechtert  werden 
könne,  will  ich  mich  auslassen,  sondern  darüber,  wie  es  durch  den  General- 
strike  verteidigt  werden  soll. 

Dr.  Liebknecht  rief  aus:  Sollen  wir  uns  das  Wahlrecht  so  mir  nichts  dir 
nichts  rauben  lassen?  Sollen  wir  uns  damit  begnügen,  einige  Volksversamm- 
lungen abzuhalten,  papieme  Resolutionen  annehmen  lassen,  oder  sollen  wir  den 
politischen  Generalstrike  proclamieren,  die  Arbeiterbataillone  auf  die  Sdhanze 
rufen?  Dasselbe  haben  vor  und  nach  dem  Genossen  Dr.  Liebknecht  auch  andere 
gesagt.  Unser  Volk  wird  eine  Wahlrechtsvcrschlechterung  nicht  ruhig  hin- 
nehmen, denn  ein  altes,  in  Fleisch  und  Blut  übergegangenes  Recht,  lässt  ein 
Volk  sich  nicht  so  ohne  weiteres  rauben.  Das  wissen  die  Machthaber  und 
Scharfmacher  auch  recht  gut,  sonst  h.itten  sie  hängst  einen  energischen  \'orstoss 
gemacht,  den  zu  machen  sie  sich  nicht  eher  getrauen,  bis  ihnen  das  Feuer  auf 
den  Fingernägeln  brennt,  bis  es  für  sie  Biegen  oder  brechen!  hdlast  Wenn 
vielfach  darauf  hingewiesen  wird,  dass  das  sächsische  Volk  sidl  das  Land- 
tagswahlrecht ohne  energischen  Widerstand  habe  rauhen  lassen,  um  daraus 
einen  Schluss  auf  das  Reich  zu  ziehen,  so  ist  das  grundfalsch.  In  Deutsclüand 
ist  das  Volk  parlamentarisch  so  erzogen  —  und  das  ist  ztimeist  unserer  Partei 
uz  danken — ,  nur  auf  die  Reichstagsverhandlnngen  Gewicht  zu  le;^en.  Die 
Mehrzahl  der  Arbeiter  —  ich  möchte  behaupten:  90  ^  —  lesen  überhaupt  keine 
Landtagsverhandlungen,  über  die  unsere  Zeltungen  vielfach  gar  keine  Berichte 
bringen  oder  solche,  aus  denen  man  die  Verhandlungen  nicht  richtig  ersieht. 
Die  meisten  /Xrbeiter  kümmern  sich  —  l)edauerlicherweise !  —  (hirchaus  nicht 
um  die  Competenz  des  Landtags,  und  darum  ist  ihnen  das  Landtagswahlrecht 
nicht  viel  wert  Anders  beim  Rdchstag,  dessen  Verhandlungen  (Ue  Arbeiter 
aufmerksam  lesen  und  von  dem  sie  alle  Hilfe  erwarten,  die  sie  auf  parlamen- 
tarischem Gebiete  zu  erlangen  hoffen.  Bei  der  Wahlagitation  ziun  preussischen 
Landtag  erlebten  wir  es  im  Ruhrrevier,  dass  wir  des  Sonntags  in  Riesensälen 
vor  20  bis  30  Mann  Wahlreden  halten  mussten,  während  bei  der  ReidlStagS- 
walilcampagnc,  selbst  hei  den  Knappschaftsältestenwahlen,  1000  bis  1500 
Mrenschen  dieselben  Säle  füllten.  Wo  keine  Interessen  sind,  stampft  man  auch 
künstlich  keine  heraus.  Würde  das  preussisdie  Volk  mehr  Interesse  für 
seinen  Landtag  haben,  es  hätte  auch  längst  Opfer  für  das  Wahlrecht  ge- 
bracht und  sich  ein  besseres  erkämpft.  So  hält  man  das  Landtag.swahlrecht 
keiner  ernstlichen  Opfer  für  wert,  und  was  Wunder,  wenn  in  den  kleinen 
Vaterländern  ein  relativ  günsiis^cs  Wahlrecht  verschlechtert  werden  kann,  ohne 
dass  sich  das  Volk  ernstlich  dagegen  wehrt  1  Das  würde  beim  Raube  des 
Reichstagswahlrechts  sicherlich  geschehen. 

Dass  nun  der  politische  Massenslrike  zur  Verteidigung  oder  Zurfickeroberung 
des  Wahlrechts  das  geeignete  Mittel  ist,  bestreite  ich  ganz  entschieden.  Nehmen 
wir  einmal  die  Voraussetzung  als  erfüllt  an:  das  Wahlrecht  ist  ims  genommen 
und  inuss  nun  durch  den  Generalstrike  zurückerobert  werden.  Glaubt  man 
denn  wirklich,  den  so  machen  zu  können,  dass,  wenn  man  in  Berlin  auf  einen 
Knopf  drückt,  die  Arbeiterhataillonc  auf  die  Schanzen  stürmten?  Das  wer- 
den sie  nicht  tun.  Um  die  Arbeiterschaft  in  den  politischen  Massen^ 
strike  zu  commandieren,  dazu  gdiören  ganz  andere  Vorbedingungen,  als  Partei- 
dtacifdin.  Dazu  gehört  eine  allgemdne  Unzufriedenheit,  |^ne  elementare  Erbitte- 
nmg  unter  dem  ganzen  Volke,  und  die  schafft  man  nicht  durch  einen 
Paricitagäbc schluss.    Ein  Generalstrike  kann  nur  kommen,  wie  ein  Dieb  in  der 
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Nacht,  ganz  unverhofft,  als  eine  spontane  Eruption,  aber  niemals  kann  er  vor- 
bereitet werden,  und  am  allerwenigsten  für  den  Fall  des  Wahlrechtsraubes. 
Dieses  wird  man  nicht  über  Xacht  so  Knall  und  Fall  versclilcchtcrn,  sondern 
Vorlagen  ausarbeiten,  über  die  der  Reichstag  verhandelt.  Wahrend  dessen 
werden  draussen  im  Lande  Protestversanunlungen  abgehalten,  Resolutionen 
geschmiedet,  Petitionen  fabridert;  das  Volk  wird  aufgepeitscht,  während  die 
Vorlage  in  den  Commissionen  so  lange  lagert,  his  sich  der  Sturm  gelcgft  und 
die  Gemüter  l>cruhigt  haben.  Das  Temperament  des  deutschen  Michel  ist  nun 
einmal  so  beschaffen,  dass  er  sich  über  eine  Sache  erst  gewaltig  aufregt,  aber 
auch  schnell  wieder  beruliiijt  innl  sich  in  sein  Schiksal  fügt.  Wir  haben  das  ja 
so  deutlich  beim  Stilllegen  der  Gruben  im  Ruhrtal  erlebt.  Zuerst  eine  ge- 
waltige Aufregung,  eine  Theaterpanik:  die  Gmbenbaroae  stdlten  sich  so,  als 
ob  sie  einlenkten,  bis  die  Protestlawine  sich  verlaufen  hatte,  dann  legten  ae 
die  Gruben  still,  und  die  Bürp^cr,  selbst  die  total  ruinierten,  sie  —  lobten 
den  Herrn  und  schwiegen.  Ganz  so  glatt  wird  es  nun  beim  Wahlrechtsraub 
nicht  abgdien,  aber  immerhin  werden  unsere  Gegner  alles  versuchen,  der  nicht 
socialdeniokratischcn  Bevölkerung,  hesonck-rs  der  Arbeiterschaft,  die  Vher- 
zeugung  beizubringen,  dass  die  Wählt  echtsvcrschiechterung  nur  zum  Schaden 
der  Socialdemokratie  sei.  Wie  die  Verhältnisse  einmal  in  Deutschland  liegen, 
wäre  es  eine  sehr  grosse  Frage,  ob  man  die  nicht  socialdemokratischen  Arbeiter 
überhaupt  für  den  Gcneralstrike  gewinnen  könnte,  und  falls  die  wirtschaftliche 
Conjunctur  eine  günstige  wäre,  würden  selbst  unsere  Genossen  nicht  einmal 
vollzählig  auf  die  Schanzen  steigen. 

Man  halte  mir  nicht  entgegen:  in  Belgien.  Holland,  Schweden  und  Italien, 
wo  die  Arbeilerschait  procentual  der  Socialdemokratie  viel  weniger  angehört, 
als  in  Deutschland,  haben  sie  dennoch  mitgespielt,  als  losgeschlagen  wurde. 
Das  mag  richtig  sein,  aber  alle  diese  Massenausstande  war«n  nicht  vorbereitet, 
sondern  kamen  plötzlich,  ungewollt,  teilweise  soj^ar  !^c<^en  drn  Willen  der 
Führer.  Wären  sie  dagegen  vorbereitet  gewesen,  so  wären  sie  wc^l  gar  nicht 
gekoimnen.  Und  das  hätte  nicht  geschadet,  denn  die  meisten  poUUsehen 
Masscnstrikcs  der  letzten  Jahre  sind  nicht  nur  für  die  Arbeiterschaft  direct  ver- 
loren geganget),  sondern  sie  haben  auch  überall  der  Gesamtbewegung  sehr  ge- 
schadet; das  haben  in  Belgien  die  letzten  Kammerwahlen  deutlich  gezeigt,  und 
in  Italien  wird  der  Katzenjammer  noch  kommen,  dessen  Folgen  heute  noch 
niemand,  auch  nur  annrihcrnd.  schätzen  kann.  Der  Vonvärts  schrieb  in  eincni 
Artikel  Nach  dem  Strikc:  »Es  gibt  Dinge,  die  sich  nicht  wägen  und  zählen 
lassen  und  doch  schwer  in  die  Wagschale  der  Gesdiicke  eines  Landes  fallen. 
So  ist  nicht  alles,  was  sich  dem  rechnerischen  Kopfe  als  Vorteil  dartut,  ein 
Gewinnst  für  die  Sache,  die  es  galt,  nicht  jeder  Verlust  eine  Schwächung  der 
effectiv  Unterliegenden.  In  diesem  Sinne  muss  man  den  italienischen  Gcneral- 
strike zu  allernächst  werten,  nicht  krämeriiaft,  so  und  soviel  Millionen  vcr- 
lorcner  Arbeitstage,  zerbrocheiu'  Fensterscheiben  auf  der  einen,  die  Erschütte- 
rung des  Cabinets  auf  der  anderen  Seite  [?].  Der  Strike  hat  eine  so  un- 
schätzbare, so  unermessfiche  Stärkung  des  SoKdaritätsgefühls  und  Opfersinns 
in  unserem  Proletariat  gezeitigt,  er  ist  wie  eine  feierliche  Mündigkeitserklärung 
gewesen,  hat  wie  durch  ein  Wunder  zur  Reife  gebracht,  was  Jahre  der  Organi- 
sation und  der  Propaganda  vorbereitend  gepflegt,  dass  er  auf  alle  Fälle  einen 
Gewinnst  für  die  italienische  Arbeiterbewegung  darstellt,  selbst  wenn  er  zu  den 
schlimmsten  Orj^ien  der  Rcaction  Anlass  ,t(;il)e.<r  Das  Solidaritätsgefühl  und 
die  Begeisterung  für  die  Sache  hat  sich  in  Italien  zweifellos  noch  niemals  in  so 
hohem  Masse  gezdgt,*wie  während  des  Riesenausstandes  vom  16.  bis  20.  Sep- 
tember, aber  war  diese  Begeisterung,  dieses  Solidaritätsgefiihl  nicht  erzetigt  aus 
dem  Augenblick,  aus  den  gewaltigen  Hoffnungen,  die  man  auf  den 


Diyiiizea  by  Google 


r 


JOHANN  LEIMP£T£RS  •  ZUM  OENERALSTRIKE  333 

Kampf  gesetzt  hatte?  Diese  grossartige  Begeisterung,  aus  der  ja  die  Solidarität 
entsprang,  wird  in  eine  cl>en  so  grosse  Resignati(Ki,  in  Mutlosigkeit  umschlagen» 
sobald  flic  Arbeiter  einsehen,  dass  sie  besiegt  sind,  dass  all  die  Riesenopfer,  die 
sie  freudig  gebracht  haben,  umsonst  gebracht  wurden.  Jeder  verlorene  Strike 
«rschöttert  das  Vertrauen  ztir  Sadie  und  oftmals  nodi  mehr  zu  den  FBhrem 
lind  wirft  eine  Bewegung  mitunter  um  zehn  Jahre  zurück.  Die  italienischen 
-Arbeiter  haben  in  ihrem  Kampf  ein  Ministerversprechen  errungen,  ohne  Ga- 
rantie, dass  es  auch  eingelöst  wird.  Diese  Garantie  kann  ihnen  ein  Minister 
auch  ^^ar  nicht  geben,  da  der  Strike  die  reale  politisdhe  Situation  nicht  hat 
ändern,  das  Kräfteverhältnis  nicht  hat  verschieben  können.  Um  welchen  Preis 
hat  nun  die  italienische  Arbeiterschaft  sich  dieses  ausgepustete  Ei  erkauft? 
Das  lasst  sich  heute  auch  nicht  annähernd  abschätzen.  In  Genua  stieg  in  den 
letzten  Tagen  des  Ausstandes  der  Brotpreis  auf  1.60  Lire  pro  Kilo,  und  was 
•das  für  die  Arbeiterschaft  bei  der  buchstäblichen  Armut  Italiens  bedeutet, 
kann  nur  der  einigermassen  beurteilen,  der  die  dortigen  Verhältnisse  kennt. 
Auf  alle  Fälle  bedeutet  das  für  einen  grossen  Teil  der  Bevölkerung  den  Anfang 
einer  Hungersnot.  In  Mailand  sitzen  170  Personen  in  Untersuchungshaft  und 
harren  ihrer  Bestrafung;  aus  anderen  Städten  sind  schon  Aburteilungen  ge- 
meldet. 900  Ortschaften  kommen  in  Frage,  und  überall  wird  die  Justiz  schwere 
Opfer  und  .Sühne  fordern.  Das  Wehe  den  Besiegten!  wird  man  sie  bitter 
fühlen  lassen,  um  ein  Excmpel  für  spatere  Zeiten  zu  statuieren.  Das  Facit  wird 
sein:  Not  und  Elend,  unzählige  zertrümmerte  Existenzen,  massenhafte  Rui- 
nierung der  Gesundheit  und  viele  Jahre  Gefängnis  etc.  In  unserer  Partei- 
pressc  liest  man  davon  allerdings  nichts,  und  ich  begreife,  offen  gestanden,  es 
nicht,  wie  man  eine  offensichtliche  total  verkrachte  Action  nicht  eingestdien 
will  und,  anstatt  Erfolge  heraus  zu  construieren,  nicht  lieber  dafür  eintritt, 
dass  solche  Actionen  in  Zukunft  verhütet  würden. 

Doch  zurück  nach  Deutschland !  Bringen  wir  bei  Proclamierung  des  General- 
strikes  die  Arbciterbataillonc  nicht  geschlossen  auf  die  Beine,  ist  unser  Fiasco 
um  so  grösser  und  nachhaltender.  Doch  nehmen  wir  auch  diese  Voraussetztuig 
als  erfüllt  an,  sup])oniercn  wir  also,  dass,  wenn  Genosse  Friedeberg  in  Berlin 
auf  den  Knopf  drückt,  die  Arbeit  in  ganz  Deutschland  mit  einem  Schlage 
vollständig  ruht,  das  ganze  Wirtschaftsleben  stockt:  was  dann?  Wie  lange 
aaXi  unsere  Arbeiterschaft,  die  von  der  Hand  in  den  Mund  lebt,  den  Kampf 
aushalten?  Keine  Woche!  Die  General^^trikeler  sagen:  wenn  ein  solcher 
Strike  länger  als  eine  Woche  dauert,  ist  er  verloren.  Glaubt  man  denn  in 
allem  Ernste,  dass  bei  einem  Kunpf  auf  Leben  und  Tod,  bei  einem  Kampf,  wo 
es  sich  für  die  Capitalistcn  schliesslich  um  Sein  oder  Nichtsein  handelt,  sie 
durch  eine  achttägige  Arbeitsruhe  zu  besiegen  sind?  So  naiv,  das  anzunehmen, 
wird  unter  uns  W(rfil  niemand  sein,  da  jeder  doch  damit  rechnet,  dass  die  Capi- 
talistcn sich  ebenfalls  zu  einem  solchen  Kampf  rüsten  und  ihre  Magazine 
.sicherlich  l)csser  gefüllt  hal>en.  als  die  .\rbeiter.  Das  gehen  die  General- 
strikclcr  auch  zu,  sagen  aber :  wir  nmsbcn  den  herrschenden  Classen  zeigen,  dass 
sie  ohne  unsere  Arbeit  auch  nicht  einen  Tag  existieren  können.  Als  ob  die 
herrschenden  Classen  das  nicht  eben  so  gut  wüssten,  wie  wir,  so  dass  wir  es 
ihnen  erst  durch  einen  Generalstrike  vorderaonstricren  müssten  I  Aber  nicht 
nur  die  herrschenden  Classen,  sondern  auch  die  Arbeiter  selbst  können  ohne 
Arbeit  keinen  Tag  existit  rm,  und  so  trifft  der  Schlag  sie,  bei  vorausgesetzter 
gleicher  Stärke,  genau  so  iiart  und,  da  diese  gleichmässige  Stärke  nicht  vor- 
handen ist,  sogar  tausendmal  härter.  Eine  achttägige  Arbeitsruhe  würde  Deutsch- 
land einen  unberechenbaren  Schaden  zufügen,  würde  Tausende  von  Existen- 
zen, namentlich  die  zahlreichen  Mittelstandsexistenzen,  ruinieren,  ohne  dass 
die  Grosscapitalisten  gezwungen  würden,  auch  nur  ein  Gläschen  Wein  weniger 
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ZU  trinken.  Unsere  Grosscapitalistcn  sind  heute  durchweg  so  gestellt,  dass  sie 
leben  können,  auch  wenn  in  eineni  Monat  der  Profit  ausfällt,  der  im  nächsten 

Monat  darum  um  so  höher  ist.  So  würden  gerade  diejenigen,  die  wir  treffen 
wollten,  bedeutend  gestärkt  aus  dem  Kampfe  hervorgehen,  und  es  kann  wahr- 
haftig nicht  unsere  Aufgabe  sein,  den  Grosscapitalismus  noch  zu  starken. 

Aber  noch  eins:  In  Deutschland  würde  man  nadi  Proclamierung  des  Gene- 
ralstrikes  als  Antwort  darauf  sofort  den  Belagerungszustanrl  pro- 
c  1  a  m  i  e  r  e  n ,  alles  Versammlungsrecht  aufheben,  so  dass  die 
Bewegung  von  vornherein  ohne  Führung^  wäre.  Unsere  Gegner,  und  nicht 
nur  die  Scharfmacher  Stuninisdicr  Observanz,  finden  beim  italienischen  Strike 
nichts  bedauerlicher,  als  die  kopflose.  ::a^haflc  Haltung  der  Regierung,  die  un- 
tätig dem  grausen  Spiele  zugesehen  habe.  An  Beratungen  in  Versammlungen, 
an  eine  planmässige  Führung  des  Strikes  würde  gar  nicht  zu  denken  sein,  und 
was  nützt  uns  miter  solchen  Umstünden -dann  ein  —  Programm?  Gar  nichts; 
und  zum  andern  würde  man  bei  einer  solchen  Situation  auch  sicherlich  recht 
wenig  darnach  fragen,  ob  dieses  oder  jenes  im  Generalstrikereglement  steht 
oder  was  auf  einem  Parteitag  bes^lossen  wurde.  Für  ein  derartiges  Ereignis, 
von  dem  niemand  weiss,  wie  und  wann  es  eintritt  und,  falls  es  eintritt,  ganz 
nach  den  bestehenden  Verhältnissen  geleitet  werden  muss,  braucht  man  nicht 
erst  dnen  Plan  fertig  zu  stdlen.  Unsere  Generalstrikder  wollen  nun  eine  fried" 
lirlir  Demonstration  durchführen,  bei  der  Aiisschrcitung-en  auf  das  entschie- 
denste zu  vermeiden  sind,  und  darum  wünschen  sie  Aufklärung  unter  das  Volk 
zu  bringen.  Als  ob  die  erbitterten  Gemüter  —  die  bei  jedem  Kampfe  und  Strike 
vorhanden  sind  —  sich  viel  um  die  frommen  Wünsche  dieser  Friedensdenum' 
sirantcn  kümmern  würden !  Durch  eine  imposante  Demonstration  will  man 
die  herrschenden  Classen  von  ihrem  begangenen  Unrecht  überzeugen  und  durch 
eine  Massenkundgebung  der  Arbeitertetaillone  ihnen  den  Willen  des  Volkes 
manifestieren.  Als  oh  eine  Gesellschaft,  die  mit  kalter  Überlegiuig  dem  Volk 
Recht  und  Freiheit  raubt,  die  Gesetze  zcrtrünunert,  die  sich  auf  die  Macht 
der  Bajonette  stützt,  durch  eine  Manifestation  oder  Demonstration  sich  ä6er- 
zeugen  liesse!  Mit  solchen  Posaunen  bläst  man  die  Mauern  von  Jericho  nicht 
um,,und  mit  solchen  Mitteln  erkämpft  man  kein  Volksrecht  zunick.  Im  Gegen- 
teil. Die  Reaction  würde  Orgien  feiern,  denn  den  Junkern  würde  der  Kamm 
gewaltig  anschwellen  und  sie  würden  den  für  sie  so  günstigen  AugenUtck 
nicht  verpassen,  sobald  das  Volk  durch  den  Hunger  besiegt,  seine  Kraft  ge- 
brochen wäre,  der  Bestie  den  Zaum  anzulegen.  Jetzt  oder  nie!  würde  tho 
Parole  der  Junker  und  Junkergenossen  heissen:  jetzt  liegt  die  Hydra  besiegt  am 
Boden,  jetzt  wollen  wir  ihr  die  Köpfe  zertreten  I  So  würde  das  Volk,  anstatt 
das  Wahlrecht  zurückzuerhalten,  das  Coalitionsreclit,  das  nicht  weniger  Feinde, 
als  das  erstere,  hat,  auch  noch  verlieren;  die  Prcssfreüieit  —  die  wir  ja  erst 
noch  bekommen  sollen  —  wurde,  soweit  sie  sdion  vorhanden,  aufgehoben,  Aus<- 
nahmegesetze  würden  gesdiaffen  werden.  Afit  dem  Generalstrike  spielen  wir 
unsere  letzte  Karle  aus,  und  verlieren  wir  «las  Spiel,  geht  auch  alles  verloren, 
was  in  Jahrzehnten  langer  und  schwerer  Arbeit  unter  tuigezähiten  Opfern  ge- 
schaffen wur^  Und  darum  hüten  wir  uns,  diese  Karte  zu  ziehen ! 

Genossin  Zetkin  rief  in  Bremen  ans :  :>Dor  Generalstrike  ist  das  Präludium 
der  Revolution!«  Das  ist  vollkommen  richtig  und  trifft,  nach  imserer  poli- 
tischen Constellation  für  Deutsdiland  mehr,  als  für  jedes  andere  Land,  zu. 
Aber  »Revcdutionen  macht  man  nicht«,  sagte  Lassalle  schon,  und  dann  macht 
man  auch  das  Präludium  dazu  nicht.  Will  man  das  \'olk  nicht  ans  Messer 
hefern,  ist  man  davon  überzeugt,  dass  der  Barricadeukampf  nicht  mehr  zu 
führen  ist^  dann  ^ide  man  andi  nicht  mit  dem  Feuer,  döui  ntcbts  anderes 
wäre  eine  Propaganda  für  den  Generalstrike,  als  ein  tatsachlidies  Spiden  mit 
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dem  Feuer.  Wir  verwerfen  die  Revolution  als  sinnlos,  und  darum  miissen  wir 
auch  alle  Actionen  verwerfen,  durdi  die  unsere  Gepicr  uns  in  die  Revolutioii 

hineindrängen  könnten.  Vor  zehn  J<ihrcn  traf  ich  in  Neapel  eine  junge,  un- 
glückliche Frau,  die  mit  ihrem  Manne  die  Hochzeitsreise  nach  Italien  gemacht 
hatte.  Der  Mann  war  beim  Besteigen  des  Vesuvs,  in  einem  unbewachten  Augen- 
blick, in  den  Krater  gestürzt.  Die  Frau  beteuerte  auf  das  allerentscfaiedetute, 
dass  ihr  Mann  gar  nicht  die  Absicht  hatte,  in  den  Vesuv  zu  springen.  Das 
habe  ich  der  Frau  geglaubt,  wie  ich  unseren  Generalstrikelern  auch  aufs  Wort 
glaube,  dass  sie  unser  Volk  nicht  mis  Messer  liefern  wollen.  Bei  einem  General- 
strike  würden  wir  aber  unbestritten  auf  einem  brennenden  Vulcan  tanzen,  wobei 
wir  durch  einen  einzigen  Fehltritt  in  den  Krater  stürzen  können  und  ver- 
schlungen würden.  Beschäftigen  wir  uns  darum  auf  unserem  nächsten  Partei- 
tag mit  nützlicheren  Sachen  und  überlassen  wir  den  Generalstrike  dem  hohen 
Rat  der  Götter!  Bescheren  diese  ihn  uns,  so  werden  wir  hoffentlich  aiich  ohne 
Partcitagsbeschluss  gerüstet  und  der  Situation  gewachsen  sein. 
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om  16.  bis  zum  19.  October  1904  tagte  in  Frankfurt  am  Main  der  erste  deutsche 


V     Wohnungscoogress,  einberufen   vom   Verein   Rcickswokmmgsgesels.  Seine 

TafifesordnunR  war  sehr  reichhaltig,  die  Zahl  seiner  Teilnehmer  gross  (800  bis  lOOO), 
seine  £rgebnisi>c  waren  beklagenswert  gering.  Das  hatte  äussere  und  innere  Gründe. 
Zu  den  äusseren  Gründen  rechne  ich  die  mangelnde  Voranssidit  des  Organisations- 
coroites,  das  der  \'eranstaltlliiv  keine  ausschliessende  Formel  zu  Grunde 
gelegt  hatte  und  damit  den  rirgnnisicrten  Hausbesitzern,  geschworenen  Feinden  der 
Wohnungsreform.  die  Möglichkeit  der  Tcdnahmc  und  der  Zerrüttung  der  sachhclicn 
Verfiandtungen  bot  Den  inneren  Grund  finde  ich  in  der  tischen  Auffassung,  die 
die  Vtr.instalter  des  Congresscs  VOm  Wesen  der  Wohnungsfrage  hegen.  Diese  Auf- 
fassung spiegelt  sich  schon  in  der  Tagesordnung  wieder,  die  wie  folgt  gestaltet  war : 
I.  Die  tatsächliche  Entwidcelung  der  Wohnungsverhiltnisse  in  Deutschland  in  den 
letzten  Jahrzehnten;  2.  Wohnnng^ir urc  Wohnungsreform  md  ^e  wirtschaftlichen 
Momente;  3.  Entwickching.  Stand  und  Eintluss  der  Reformmassregeln :  a)  die  Auf- 
gaben von  Reich,  Staat  und  anderen  uSentlich-reclitUchen  Körperiichaften  in  der 
Wohnungsfrage,  b)  Wohnungserstellung  lutd  Cspitalbesdwffimg,  und  zwar;  i>  die 
Landesversicherungsanstalten  und  das  Reichsvorgehen.  2)  städtische  Baufiankcn 
und  Gcmtindcgarantie  für  zweite  Hypothek,  3)  gemeinnützige  Bau-  uffd  Hypotheken- 
banken auf  Grundlage  der  Selbsthilfe.  Das  ist  die  Tagesordnung  eines  Wissen- 
schaft liehen  Concüs.  Die  Wohnungsfrage  ist  aber  keine  wissenschaftliche, 
sondern  eiiu-p  o  1  i  t  is  c  h  e  Frage.  Die  Politik  bedarf  immer  und  überall  der  Wissen- 
schaft, so  oii  ist  sie  ihre  Lehrerin,  oft  ihre  Dienerin,  mit  deren  Materia!  aber  die  Politik 
frei  nach  eigenen  Gesetzen  schaltet  und  waltet  Auf  den  besonderen  Fall  der  Woh- 
nung^sfrage  bezogen  folgt  daraus  dieses:  Die  Hygiene  lehrt  uns.  wie  eine  Wohnung 
mindestens  beschaffen  sein  muss,  um  zur  dauernden  Beherbergung  von  Menschen 
zu  dienen,  ebenso  wie  die  Physiologie  uns  angibt,  welche  Quantitäten  verschiedener 
Nahningsstoffe  dem  menschlichen  Körper  taglich  zugeführt  werden  müssen,  um  ihn 
ani  Lebök  zu  ethalten.  Sowenig  aber  jemand  darauf  verfallen  wird*  das  Nahrungs- 
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bedürfnis  des  Menschen  dauernd  durch  die  physiologischen  Mindestdosen  zu  be- 
friedigen, so  wenig  dürfen  wir  uns  genügen  lassen,  den  iron  der  Hygiene  festgestdltci» 
Mindestlnftranm  und  die  Mindestmenge  von  Licht  xum  Massstahe  refomierischer 
Bestrebungen  atif  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  zu  machen.  Diesen  Mindest- 
forderungen genügen  sehr  viele  Proletancrwohnungen,  die  wir  dennoch  als  durch- 
aus angenSgend  zur  dauernden  Hausung  bezddmen  müssen.  Über  die  wissenschaft- 
lichen Minima  gehen  imsere  praktischen  Forderungen  weit  hinan^.  Einen  festen 
Massstab  haben  wir  dabei  nicht:  uns  können  die  Wohnungen  überhaupt  nicht  genug 
schön,  sauber,  gesund  und  billig  sein.  In  dem  Masse,  wie  glücklicherweise  die 
verdammte  Bedürfnislosigkeit  abnimml;  steigert  das  Wohnpublicum  und  wir  mit 
ihm  die  Anforderungen  an  die  Wohnungen;  was  gestern  noch  genügend  erscheinen 
mochte,  dünkt  uns  heute  schon  unbefriedigend,  morgen  menschenunwürdig. 

Aus  diesem  Gtunde  ist  jede  Betraditung  der  Entwidcdung  der  tatsidilichen  Weh- 
nungsverhältnisse  zu  dem  psychologischen  Moment  der  Entwickelung  der  Ansprüche 
an  die  Wohnung  in  Beziehung  zu  setzen,  sobald  es  sich  darum  handelt,  über  Reformen 
zu  beraten.  Gegen  diesen  fundamentalen  Satz  hat  der  erste  Referent  des  Frank- 
furter Congresses  gröblich  gefehlt.  Professor  L.  PolUe  glaubte  aus  dem  ihm  vor- 
liegenden Materia!  den  Nachweis  liefern  zu  können,  dass  in  den  Crossstädten  wäh- 
rend der  letztverilossencn  Jahrzehnte  die  Wohnungszustände  merklich  besser  ge- 
worden wären.  Abgesdien  davon,  dass  selbst  dieser  Nadiwds  nicht  bündig  geliefert 
worden  ist  und  bei  dem  heutigen  Stande  der  Wohnimgsstatistik  nach  meinem  Er- 
achten auch  nicht  geliefert  werden  kann,  handelt  es  sich  doch  nicht  allein  um  die 
Verhältnisse  der  Grossstädte,  sondern  auch  um  die  für  die  Masse  des  Volkes  ungleich 
widitigeren  in  den  Mdneren  Sieddongen,  vomqpBwdse  andi  in  den  industriellen 
Agglomerationen.  Hierüber  ging  Herr  Pohle  mit  Stillschweigen  vornehm  hinweg. 
Aber  gesetzt  einmal  den  Fall,  er  hätte  geglaubt,  auch  dort  die  von  ihm  beliauptcte 
Bessenm^Btendenz  wahmdunen  ond  feststdlen  au  ttönnen  —  auch  dann  wäre  seine 
Schlussfolgerung  unzulässig  geblieben,  dass  eine  besondere  Wohnungsreform  über- 
flüssig sei,  weil  die  private  Bautätigkeit  mit  grosser  Elasticität  dem  Wohnungsbedürf- 
nis jederzeit  cnt^rochen  habe.  Ist  etwa  der  Kampf  gegen  die  entsetzlich  ver- 
heerende Lnngcntuberculoee  fiberflüsstg,  wdl  wir  sdt  7  Ws  8  Jahren  in  Deutsdiland 
eine  Abnahme  der  Todesfälle  an  Lungentuberculosc  statistisch  nachweisen  kfinntn? 
Diese  Frage  auf  werfen  heisst  sie  beantworten.  Genau  so  steht's  mit  dem  Wohnungs- 
dend.  ^e  Meine  procentuale  Verringerung  der  Woiindidttigkdt  mag  dem  Gdehrten 
am  Studiertische  Tränen  freudiger  Rührung  abpressen;  der  Kenner  der  Wohnungs- 
verhältnisso  kann  deshalb  doch  nur  mit  Grausen  an  die  entsetzlichen  Htthlen  denken, 
in  denen  ein  erheblicher  Teil  unseres  Volkes  der  sicheren  körperlichen,  geistigen  und 
sittlichen  Degeneration  entgegen  siecht,  wenn  ihm  nidit  bald  entsdieidcnde  Hilfe 
gebracht  wird.  Professor  Pohle  konnte  zu  seiner  absurden  Folgerung  nur  kommen, 
weil  er  die  Aufgaben  des  wissenschaftlichen  Beobachters  mit  denen  des  praktischen 
Pditikers  in  einer  unhdlvollen  Art  verwechselte.  Als  politische  Forderung  stdlen 
wir  auf,  dass  |Ue  unsere  Volksgenossen  gute  und  ausreichende  Kost,  grosse  und 
gesunde  Wohnungen  zu  angemessenem  Preise  erhalten;  dazu  haben  wir  uns  in  unseren 
Organisationen  zusammengetan,  darum  kämpfen  wir  täglich.  Die  Wohnungsfrage 
ist,  wie  die  Nahrungsfrage,  wie  die  Bildungsfrage  und  andere  derartige  Fragen,  auf 
das  tiefste  in  der  wirtschaftlichen,  politischen  und  socialen  Structur  unserer  Gesell- 
schaft begfründet ;  man  kann  sie  nicht  behandeln,  ohne  auf  die  tiefsten  und  wich- 
tigsten Probleme  des  politischen  Kampfes  immer  imd  immer  wieder  einzugelMm. 
Wer  das  nicht  begriffen  hat  oder  nicht  begreifen  mag,  der  soll  mdnetwegen  dick- 
leibige Schwarten  über  die  Trndencen  im  Wohnungswesen  zusammenschreiben,  auf 
einem  Congress  für  Wohnungsreform  hat  er  nichts  verloren.  Professor  Pohle  hat, 
wie  idi  glanbe,  durch  sein  unsulänglidies  und  unsadiliches  Referat  eine  politisdie 
und  moralisdie  Verantwortung  auf  stdi  gdaden,  der  er  nidit  gewadisen  ist  Wenn 
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scnipellose  Hausagrarier  mit  seinen  wissettschi^tUcke»  FeststeUungtn  krebsen  und 
der  Refomnrbeit  Stetae  m  den  Weg  rollai,  dann  mag  er  das  viellcidit  nidit  gewollt 

haben,  aber  er  häüc  es  vorausscliien  müssen. 

Indessen  teilt  offenbar  dto  Idteiule  Comite  seine  Verantwortung  und  seine  Schuld. 
In  dem  Bestreben,  AngehSrige  der  verscfaiedenen  Geseilsdiaftssdiiditeii  und  poli- 
tischen  Parteien  xnr  gcmeinsainen  Arbeit  zu  vereinen,  suchte  es  dem  Congress  einen 
unpoliti<u:hen  Anstrich  zu  geben.  Damit  besorgte  es  aber  lediglich  die  G<^<^chäftc  der 
Reactionäre.  Eine  einfache  Überlegung  hätte  es  auf  einen  anderen  Weg  führen 
müssen.  Was  konnte  der  Gxigress  anstreben  ?  Eine  Stärkung  der  parlamentarisdicn 
Initiative  politischer  Parteien,  einen  Einfluss  auf  die  Regierungen  des  Reichs  und 
der  Einzel  Staaten,  solcher  Initiative  Folge  zu  leisten,  einen  Mahnruf  an  die  Ge- 
meinden, von  sidi  ans  die  Wohnungsreform  kriftig  anzufassen;  neben  diesem  poli- 
tischen Wirken  konnte  die  Beratung  technischer  Probleme  sehr  wohl  ihre  Stelle 
finden,  aher  erst  in  zweiter  Reihe.  Politik.  Politik  und  nochmals  Politik  musste  also 
getnebcn  werden,  um  die  Wohnungsreform  vorwärts  zu  rücken.  Die  politische  Be- 
tätigung gesdddit  in  der  Form  des  Kampfes,  des  Classenkampfes.  Also  mnsste  der 
Cbngre'^s  zum  Kanipfcsforum  werden.  Und  statt  di-^scn  wünschte  man  unpolitische 
Ruhe,  höchstens  ein  Concert  der  Versöhnungsschalmeien  1  Das  war  absurd,  hätte 
stdi  aber  selbst  gegen  den  Willen  der  Congressleitung  9ndem  lassen,  wenn  dtf  com- 
pacten Masde  ddr  organisierter!  H^asbe^tzersdnltztruppe  eine  überlegene  Schar 
proletarischer  Classenkänipfer  entgegengetreten  wäre.  Daran  war  aber  nicht  zu 
denken,  weil  die  Sociaidcmokraten  in  einer  äo  hoffnungslosen  Minorität  waren,  dass 
sie  schliesslich  sogar  (fie  Beteiligung  an  den  Beratungen  aufiaben. 

Von  unserer  Seite  war  ursprünglich  einmal  der  Gedanke  angeregt  worden,  die 
zahlreichen  proletarischen  Interessenten  an  der  Wohnungsfrage,  vor  allem  die  Ver- 
treter der  Ortskrankencassen,  für  den  Congress  mobil  zu  machen.  An  sich  wäre 
das  spielend  leicht  gewesen;)  dass  der  Gedanke  nicht  in  die  Tat  umgesetzt  wurde, 
lag  an  manniRiachcn  Umständen,  zumeist  daran,  dass  über  die  Zweckmässigkeit 
der  Beteiligung  an  paritätischen  Specialcongressen  in  un.sercn  Reihen  keine  Klarheit 
herrscht  Von  einigen  Seiten  wird  eine  solche  Beteiligung  dircct  als  ein  prindpieller 
Fehler  hingestellt  imd  mit  dem  .^rgiunent  bekämpft,  dass  dadurch  Unsicherheit  und 
Unklarheit  in  die  Reihen  der  Parteigenossen  getragen  werde;  andere  wieder  halten 
es  für  eine  blosse  Tactfrage.  Richtiger  wäre  wohl,  von  einer  Taktikfrage  zu  reden, 
über  die  sich  sehr  wohl  discutteren  lässt.  Wahrscheinlich  wird  es  auch  zu  einer 
solchen  Discus^inn  kommen,  nachdem  die  Fränkische  Tagespost  peschrieben  hat,  der 
Parteitag  von  Jena  solle  die  Regeln  des  Dresdener  Parteitags  über  die  Mitarbeit  von 
Socialdemokraten  an  bürgerlichen  Zeitungen  auch  sinngemäss  auf  die  Beteiligung  an 
Congressen  aus<lehnen,  wie  deren  einer  der  Frankfurter  Wohnungscongrcss  war. 
Die  Socialdemokraten.  die  ihm  anwohnten  —  übrigens,  wie  ausdrücklich  htnnerkt  wer- 
den muss,  stramme  Raäualc  neben  ausgesprochenen  Revisionisten  —  waren  ledig- 
lich als  Privatpersonen,  nicht  als  offiddle  Vertreter  der  PWtd,  dort.  Das  war  eine 
Halbheit.  Dass  sie  sich  im  übrigen,  wie  '^clb^fvcrsiändlich.  Streng  auf  cfer  vom 
Parteiprogranmi  und  der  Lübecker  Wohnungsresoluticm  gezogenen  Linie  bewegten, 
geht  am  dendichsten  aus  den  Vorverhandlungen  im  Organisationsausschtisse  her- 
vor. Dort  haben  sie  scharf  und  energisch  die  laue  Resolution  ddr  Congressleitung 
für  den  Entwurf  des  preussischen  Wohnungsgesetzes  bekämpft  und  die  l'nhaltharkeit 
des  unpolitischen  Standpunctes  sofort  dargetan.  Auch  in  einer  Partei  Versammlung 
zu  Frankfurt  haben  sämtliche  Redner  —  Ltndemann,  Zidowski,  Erkes,  Hue,  Quarck 
und  ich  —  ihre  in  der  Hauptsache  durchaus  übereinstimmende  .\nsicht  über  den 
Congress  ausgesprochen;  er  war  in  seiner  Anlage  verfehlt,  in  seiner  Durchführung 
unbefriedigend,  am  Ende  resnitatlos.  Was  in  der  Erörterung  der  technischen  Pro- 
bleme der  Wohnungsreform,  h»csonders  zum  dritten  Puncte  der  Tagesordnung,  ain- 
geführt  wurde,  wird  .demnächst  in  der  Rundschau  dieser  Zeitschrift  dargestdlt  wer- 
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den.  Hier  kam  es  zunächst  nur  darauf  an.  das  Problem  der  Beteiligung  von 
Socialdemokratcn  an  paritätischen  Specialcongressen  hervorzuheben,  das  nach  meiner 
Ansicht,  wie  dieser  Frankfurter  Coogress  bewies,  aar  dordi  eia  Eniweder  —  oder 
za  lösen  ist 
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Is  A.  Seraillier,  Mitglied  der  französischen  Section  der  Internalionalcn .  nach 


*m  dem  Sturz  der  Conununc  von  1871  nach  Brüssel  kam,  ward  er  beim  ersten 
ZusamnicntrciTen  mit  dem  Redactionsstab  des  socialistischen  Wochenblattes 
La  Liberte  mit  allerhand  Kritik  der  Commune  rci^alicrt.  Er  soll  das  alles  riihi.s; 
angehört  und  dann  am  Schluss  lakonisch  geantwortet  haben:  tMaintenant 
traduisez  moi  tont  cela  en  fran<;ais  Ic 

In  dieser  Anekdote  kommt  zweierlei  /tun  Ausdruck:  einmal  die  DiffereoMn 
zwischen  der  Partei  des  dcneralrats  der  hitcniationalcn,  dessen  Vertrauens- 
mann Seraillier  war,  und  der  proudhonistisch-bakunistischen  Opposition,  deren 
gaoässigtem  Flug«l  die  Brüsseler  angehörten,  und  zweitens  (üe  Anschauung, 
dass,  von  Accentuationsunterschicden  abgesehen,  das  in  Brüssel  gesprochene 
Französisch  etwas  ganz  anderes  sei,  als  das  der  niassgebenUsten  Stadt  Frank- 
reichs, das  Pariser  Französisch. 

Dass  selbst  die  gleiche  Sprache  schon  bei  geographisch  kleinen  Entfernungen 
mit  Variationen  gesprochen  wird,  für  gleiche  Begriffe  verschiedenartige  Worte, 
gleichlautende  Worte  in  verschiedenartigem  Sinn  gebraucht,  ist  bekannt  Noch 
heute  wird  zum  Beispiel  in  gewissen  Gegenden  des  deutschen  Sprachgebiets 
das  Wort  Schelm  nur  noch  als  Bezeichnung  für  eine  zu  humoristischer  Neckerei 
aufgelegter  Persönlichkeit  gebraucht,  während  es  in  anderen  Gegenden  noch 
den  alten  Sinn  des  schlechten,  hinterlistigen  Patrons  beibehalten  hat.  Die  Ent- 
wickelang der  Sprache  steht  so  wenig  still,  wie  die  Kntwickclung  anderer 
Elemente  des  gesellschaftliclien  Lehens,  aber  sie  vollzieht  sich  nicht  iil)crall 
in  gleichem  Sdirittmass.  Die  .Aggregatverhältnisse,  das  durch  wirtschaftliche 
und  geographische  Umstände  bedingte  Verkdirsleben,  die  mehr  oder  weniger  in- 
timen Beziehungen  ZU  X'ölkern  anderer  Sprache  beeinflussen  die  Wandlung 
der  Wortbedeutungen  und  der  Neubildung  von  Worten  je  nach  ihren  Beson- 
derheiten auch  in  besonderer  Weise;  ein  enger  Zusainjuenhang  zwischen  Wirt- 
schaft und  Sprache,  Vericehr  und  Sprache,  Sitte  und  Sprach«  ist  tuiverkenn» 
bar.  So  kann  es  in  der  Tat  vorkommen,  dass  im  Gebiet  der  gleichen  Sprache 
Menschen  einander  nicht  richtig  verstehen,  auch  wenn  sie  sich  grammatikalisch 
richtiger  Worte  und  Wortwendungen  bedienen.  Der  Deutschschweizer  bleibt, 
auch  wenn  er  hochdeutsch  spricht,  dem  Norddeutschen  bisweilen  unverständlich. 

Wie  mit  der  Sprache  im  allgemeinen,  so  mit  den  politischen  Begriffen  im 
besonderen.  Auch  hier  tindet  immer  wieder  Veränderung  und  Wandlung  statt. 
Mit  dem  Giarakter  des  politischen  Lebens  verschwinden  die  Ausdrücke  nicht, 
die  es  geschaffen  hatte,  sie  .Hndern  nur  ihren  Sinn.  Was  einst  ein  sehr  be- 
stimmtes, concretes  Verhältnis  bezeichnete,  wird  nun  in  übertragender  Bedeu- 
tung für  alles  mögliche  gebraucht.  Man  denke  nur  an  die  Wandlung  der  Be- 
griffe frti,  Freiheit,  eigen,  Herr.  Herrschaft  etc.  Dem  Schreiber  dieses  ist  es 
noch  passiert,  dass.  als  er  einmal  tiiieni  Arbeitsmann  in  aller  Höflichkeit  einen 
Stuhl  mit  den  Worten  anbot :  tBitte,  setzen  Sie  Sich,  Herr !«,  der  so  Angeredete 
ihm  in  barschem  Ton  beleidigt  antwortete:  »Ich  bin  kein  Herr!«   Die  Um- 
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Stände  schlössen  es  aus,  dass  der  Arbeitsmann  durch  irgend  etwas  anderes 
beleidigt  war,  als  durdi  du  Work  Htrr,  Für  ihn  hatte  es  einfach  nodi  den 
alten  Sinn  des  in  Herrsdiaftsstdhmg  Befind! ichcn,  und  die  Anwendung  auf 

ihn  kam  ihm  demgemäss  ungehörig,  vielleicht  als  Ironisicntng  vor;  wie  ja  auch 
in  unserer  heutigen  Umgangssprache  von  einer  anderen  Seite  her  je  nachdem 
Herr  höhnisdi  gebraudit  wird. 

Diese  Wandlung  im  Sinne  der  politischen  und  socialen  BcgrifTe  spielt  auch 
in  den  Debatten  der  Socialdemokratie  ihre  Rolle.  National  nur  noch  wenig; 
da  hat  sich,  und  speciell  in  Deutschland,  die  Socialdemokratie  eine  bestinunte 
politische  Begriffssprache  geschaffen  und  durch  Definitionen  festgelegt.  Wir 
sprechen  marxistisch,  und  bei  der  starken  Tendenz  zur  Annäherung  der  öko- 
nomischen X'erhältnisse  wird  diese,  einer  bestimmten  ökonomischen  Entwicke- 
Iting  entsprechende  AuaMruckswcase  auch  fiberalt  so  zien^ch  gleidim&ssig 
verstanden.  Ich  sage  ziemlich,  denn  bei  genauer  Umfrage  würde  man  in  Bezug 
auf  bestimmte  Begriffe  immer  noch  in  Ostelbien  auf  etwas  andere  Auslegungen 
Stossen,  als  im  Rheinland,  in  Bezug  auf  andere  Begriffe  in  Norddeutschland 
auf  andere  Auslegungen,  als  in  Süddeutschland. 

Die  marxistische  Sprache  ist  aber  bekaiuulich  nicht  von  deutschen  Verhält- 
nissen abgeleitet.  Als  sie  ausgebihlet  wurde,  nahmen  ihre  Schöpfer  die  zwei 
damals  entwickeltsten  Länder,  England  und  Frankreich,  zu  Typen,  und  zwar 
mehr  noch  England,  als  Erankreich.  Die  marsdstische  Lehre  vom  Classen- 
kampf  ist  ideologisch  aus  Frankreich  übernommen,  das  materielle  Vorbild  aber 
lieferte  ihr  England.  Kein  Wunder,  dass  zur  Zeit  ihrer  Entst^ung  die  so 
gewonnene  Sprache  in  Deutschland  und  dem  sonstigen  Osteuropa  kaum  ver- 
standen wurde  Man  ersieht  dies  unter  anderem  aus  den  verzweifelten  Ver- 
suchen, den  Begriff  Bourgeois  zu  bestimmen.  Kuge  übersetzte  ihn  1850  mit 
Grossbürger,  wofür  in  den  siebziger  Jahrien  der  Ai^mdc  Afcstbürger  aufkam, 
der  aber  nur  agitatorisch  zu  verwenden  war.  Lassalle  half  sich  1862  mit  einer 
juristisch-pohtischen  Erklärung:  wer  auf  Gnmd  seines  Besitzes  besondere 
politische  Rechte  beanspruche,  sei  ein  Bourgeois.  Gegen  die  Llxrsetzung 
von  Bourgeois  mit  Bürger  schlechthin  sträubte  sich  sein  sdiarfes  rechtstheore- 
tisches  Empfinden:  zu  welcher  Confusion  sie  verleitet,  zeigt  das  Schicksal  des 
Begriffs  bürgerliche  Gesellschaft,  der  einmal,  als  blosse  Tbersctzung  von  sociiti 
bourgeoisc,  Gesellschaft  der  Classenherrschaft  der  Bourgeoisie,  das  andere  Mal 
aber  als  generelle  Bezeichnung  für  jede  von  Feudaleinrichtungcn  freie,  nicht- 
communistische  Gesellschaft  gebrauclit  wird.  Dass  solche  Begriffsconfusion 
aber  jeweihg  das  politische  Verhalten  beeinflussen  kann,  braucht  nicht  erst 
dargelegt  zu  werden. 

Aber  nicht  nur  in  Deutschland,  auch  in  England,  das  der  marxistischen 
Theorie  die  ökonomische  Begründung  lieferte,  ist  der  Begriff  Bourgeoisie  ein 
importiertes,  noch  heute  nicht  acclimatisiertes  Gewächs.  Weder  der  Begriff 
gentry  noch  der  der  middle  classes  —  der  Engländer  wird  sehr  selten  tniddle 
dass  sagen  —  decken  sich  mit  ihm.  Wer  von  der  heutigen  Gesellschaft  als 
einer  gentry-socicty  oder  middle  class  society  sprechen  wollte,  würde  einfach 
nicht  verstanden  werden.  Will  der  englische  Sodalist  die  heutige  Gesellschait 
ökonomisch-politisch  charakteriisieren,  so  spricht  er  heute  wohl  von  einer 
capitalistischct!  Gesellschaft.  Aber  .selbst  dieser  Ausdruck  ist  importiert.  X'uA 
näher  liegt  dem  englischen  Socialisten  die  ethisch-socialc  Kennzeichnung  der  lieu- 
tigen  Gemllschaft  als  die  dem  Handel  unterworfene  und  vom  Handelsgeist  erfüllte 
Gesellschaft:  commercial  society.  Und  als  Kampf  i^ei^en  diese  Herr'^chaft  des 
Handelsgeistes  fassen  viele  englisdie  Socialisten,  fasst  insbesondere  die  englischste 
der  sociafistlsdien  Fractionen  Englands,  die  indepenäent  Labour  Party,  $n 
«rster  Linie  den  Kampf  des  Socialismus  auf.  Der  Kampf  gegen  die  Ausbeutung 
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des  Arbeiters  dnrch  den  Unternehmer  und  den  Einfluss  des  Besitzes  ist  ihr 
nur  eine  Unterabteilung»  ein  Teilelement  dieses  Kampfes.  Nur 
wenn  man  das  weiss,  wird  man  es  verstehen,  warum  sich  ihre  Führer  in  Amster- 
dam und  schon  früher  weigern  konnten,  die  Lehre  vom  Classenkampf  als  Fun- 
damentalprincip  des  Sociatismus  anzuerkennen. 

Auf  den  ersten  Blick  berührt  es  eigentumlich  genug,  gerade  Socialisten  des 
Landes,  aus  dessen  EntwickeUing  die  l.clire  vom  Classenkampf  gezogen  wurde, 
sich  gegen  die  Classenkampfparole  auibaumcn  zu  sehen.  Bemerkt  sei  dabei, 
dass,  wenn  oben  die  Indepenäent  Labour  Party  die  englischste  der  socialisti sehen 
I'ractionen  Englands  genannt  wurde,  dies  nicht  etwa  im  schlechten  Sinne 
nationaler  Borniertheit  zu  verstehen  ist,  s<mdem  nur  in  dem  Sinne  stärkerer 
Erfassung  des  englischen  Volksgeistes.  Nicht  opportunistische  Rücksichtnahme 
auf  die  Vorurteile  des  englischen  Volkes,  sondern  ein  starkes  Empfinden  da- 
für, wo  die  Hauptfehler  des  englischen  Volkes  liegen,  ist  hier  das  Leitmotiv 
ihrer  Stellungnahme.  Der  deutsche  Socialist,  der  überzeugt  ist,  in  der  Classen- 
kampf formel  die  Summe  der  sociaHstischen  Lehre  au  besitaen,  wird  Idcht  über 
den  Ausländer,  der  sich  gegen  diese  Formel  erklärt,  die  Achsel  zucken  und 
sich  dessen  Gegnerschaft  lediglich  aus  mangelnder  Erkenntnis  erklären.  Diese 
Erklärung  ist  ab«*  selbst  mangelnde  Erkemitnis.  Wenn  ein  Volk  oder  da 
führender  Teil  eines  \'o1kes  sich  sträubt,  eine  Parole  anzunehmen,  so  ist  in 
neunundneunzig  von  hundert  Fällen  das  kein  intellectueller  I'ehler,  sondern 
eine  Folge  seiner  Geschichte  beziehungsweise  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelt»^. Um  die  Wdgerung  zu  verstehen,  muss  man  diese  studieren* 
Je  nachdem  mag  sich  dann  herausstellen,  dass  die  Abldinung  kdne  Rüde- 
ständigkeit,  sondern  das  Gegenteil  anzeigt. 

Ein  Volk,  sagt  Lassalle  irgendwo  dem  Siime  nach,  kann  gar  nicht  anders, 
als  das  Fremde  gemäss  seiner  dgenen  Geschichte  in  sdne  Sprache  zu  über« 
setzen. 

Die  Debatten  über  die  Taktikresolution  des  Amsterdamer  Congresses  haben 
in  England  in  den  Spalten  des  Labour  Leader  in  dner  Debatte  über  die  Maxime 

des  Classenkampfes  einen  Nachhall  gefunden.  Es  ist  interessant,  dieser  De- 
batte nachzugehen.  Man  wird  aus  ihr  ersehen,  dass  in  der  bezeichneten  Gegner- 
schaft in  der  Tat  mehr  steckt,  als  mangelndes  Verständnis  für  den  Sinn  der 
Maxime. 

Es  wird  den  deutschen  Leser  schon  Stutzig  machen,  wenn  er  im  I.abour 
Lcaäer  vom  26.  August  Bruce  Glasier,  den  Präsidenten  der  Inäcpcndcnt  Labour 
Party,  in  Bezug  auf  die  Verhandlungen  in  der  britischen  Section  des  Amster- 
damer Congresses  berichten  hört:  »Ich  brandmarkte  sie  [die  Classenkampf- 
maximel  als  eine  reactionäre  und  whiggistische  Lehre.«  Was  sollen,  wird  er 
fragen,  die  Whig.s,  dieser  Flügel  der  englischen  Besitzaristokratic,  mit  der 
Frace  zu  tun  haben?  Aber  es  ist  in  England  eine  alte  Charakteristik  der 
Whigs,  die  besonders  scharf  1836  von  Disracli  in  seinem  Pamphlet  The  spirit 
cf  Whiggxsm  niedergelegt  ist,  dass  die  Whigpolitik  darin  bestehe,  eine  Classe 
nach  der  anderen  als  politischen  Factor  aufztuufen,  immer  wieder  neue  Gassen- 
Interessen  gegen  das  von  den  Tones  vertretene  nationale  Interesse  ins  Feld 
zu  führen.  Man  findet  denn  auch  wirklich  den  Classenkampf  —  allerdings 
nicht  den  proletarischen  —  gerade  bei  liberalen  Schriftstellern  Englands  stark 
betont»  ganz  besonders  von  sdten  des  radicalen  Flügds  der  Benthamsdien 
Schule.  So  unter  anderem  bei  Rtu-klc.  Als  Gladstonc  seinerzeit  vom  Gegen- 
satz der  Massen  gegen  die  —  privilegierten  —  Classen  sprach,  trat  er  keines» 
wegs  aus  der  whiggistisch-radicalen  Tradition  heraus;  er  gab  ihr  nur  dne 
den  veränderten  Verhältnissen  entsprechende  neue  Formel. 

»In  unseren  Tagen  »nd  die  Whigs  auf  den  Schultern  der  Fabrikanten  zur 
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Macht  gelangte,  beisst  es  im  Spirit  of  IVkiggisnif  »in  den  Tagen  Walpoles 
spielten  sie  dasselbe  Spiel  mit  dem  commerciellen  Interesse  [die  Grosskatifnnnn« 

Schaft]  r  .  .  Wenn  tins  das  Studium  der  Geschichte  wirklich  nützen  soll, 
wird  die  Nation  heute  darüber  wachen,  dass  dasselbe  Ergebnis  nicht  die  Folge 
der  gleichen  Ursachen  sein  wird.c  Aber  das  geistreichste  Pamphlet  hält  den 
Gang  der  Geschichte  nicht  auf.  In  den  secHziger  Jahren  verbündeten  sich  die 
als  liberale  Partei  constituicrten  Whig^s  mit  der  oberen  Schicht  der  städtischen 
Arbeiter,  in  den  achtziger  Jahren  riefen  sie  die  grosse  Masse  der  Arbeiterschaft 
Qberhaiq»t  in  die  politische  Arena.  Soweit  ist  die  Ausspielung  von  Classen- 
Interessen  als  politisches  Ferment  für  England  weder  praktisch  noch  theoretisch 
eine  neue  Sache.  Sie  erfüllt  vielmehr  die  ganze  Geschichte  seiner  Partei- 
käropfe  im  XVIII.  und  XIX.  Jahrhundert.  Als  die  moderne  Arbeiterbewegung 
politisdie  Formen  annahmv  in  den  Tagen  der  Gdrart  der  Chartistenpartei, 
spielte  die  Classenlehre  —  allerdings  in  wenig  au^d»ildeter  FcMin  —  auch 
in  ihren  Organen  eine  Rolle. 

Das  w^e  freilich  noch  keine  Erklärung  dafür,  warum  die  englischen  Socia- 
listen  sie  nicht  heute  in  erweiterter  Form  aufnehmen  wollen.  Im  Leben  der 
Parteien  ist  es  nichts  Ungewöhnliches,  dass  Ideen,  Begriffe,  Forderungen  für 
eine,  Weile  fallen  gelassen  werden,  fast  in  Vergessenheit  geraten,  und  eines 
Tages  in  erweiterter  Gestalt  zu  neuem  L^ben,  neuer  Wirkungskraft  erwadien. 
Wenn  die  Lehre  lebenskräftige  Wahrheit  ist,  dann  muss  sie  sich  auch  durch» 
setzen,  ob  einzelne  Führer  das  wollen  oder  nicht.  Aber  wird  denn  die  Lehre 
den  englischen  Socialisten  in  erweiterter  Gestalt,  und  zwar  in  so  erweiterter 
Gestalt  dargeboten,  wie  dies  auf  den  Stand  der  englischen  Entwickelung  passt? 

Wer  die  Geschichte  der  gegenwärtigen  sociah'stischen  Bewegung  Englands 
kennt,  wird  nur  eine  verneinende  Antwort  geben  können.  Es  ist  einer  der 
Grfinde  für  die  bidierige  politische  Ohnmacht  der  Socialdemokratie  in  Eng- 
land, dass  ihre  Wiedererwccker  mit  Schlagworten  argumentierten  und  ope- 
rierten, die  zwar  in  anderen  Laiulern  sich  als  wirkungsvoll  erwiesen  haben, 
in  England  aber  keine  tiefere  Wirkung  ausüben  konnten,  weil  die  Verhältnisse 
in  verschiedener  Hinsicht  iiber  sie  lünau^;ewachsen  waren.  Was  für  eine 
jungfräuliche  Arbeiterbewegung  passt,  der  die  Unternehmerciasse  verständnis- 
los abweisend  gegenübersteht,  kami  auf  eine  Bewegung  keinen  starken  Ein- 
druck madien,  die  ^t  Generationen  bestdit  und  die  Untemehmerclasse  zu  Zu* 
geständnissen  aller  Art,  insbesondere  Anerkennung  der  Arbeiterorganisationen 
gebracht  hat.  Auch  in  Deutschland  würde  heute  eine  Agitationsrede,  die  in 
den  sechziger  und  siebziger  Jahren  noch  die  grösste  Wirkung  hervorbrachte, 
zmn  grossten  Teil  nur  den  Eindruck  einer  Curiosität  machen.  Wie  erst  in  einem 
Lande  mit  älterer  Bewegung,  mit  ganz  anderen  politischen  Einrichtungen,  mit 
insbesondere  einem  entwickelten  Parlamentarismus. 

Nichts  veranschaulicht  dies  besser,  als  ein  Artikel,  den  das  angesehenste  Mit- 
glied der  IndependeM  Labour  Party,  Keir  Hardie,  im  Labour  Lcader  vom 
9.  und  16.  September  unter  dem  Titel  Ein  Wort  wider  den  Classenkompf  Vtt' 
öffentiicht  hat.   Hören  wir  einige  Stellen: 

»Nun  bestreiten  wir  nicht,  dass  ein  Interessencoaflict  besteht  zwischen  denen,  die 
Eigentum  besitzen,  und  denen,  die  fitr  Lohn  arbeiten.  Der  Pächter  und  sein  Land- 
lord, der  Arbeiter  und  sein  Arbeitgeber  haben  Interessen,  die  unvermeidlich  zu 
Conflict  und  Gegnerschaft  fähren,  und  das  Streben  des  Socialismus  ist  die  Beseiti- 
gung  der  Ursachen  dieser  Gegnerschaft,  so  dass  allezeit  das  menscliliche  Interesse 
massgebend  sein  soll  .  .  .  Zwei  Puncte  müssen  aber  hier  betont  werden :  erstens 
dass  der  Conflict  der  Interessen  nicht  notwendig  ein  Qassenoonflict,  und  zweitens 
dass  das  besitzlose  Proletariat  —  um  William  Morris  eine  Phrase  zu  entlehnen  — 
keineswegs  eine  Clasae  ist  Es  bildet  das  ganze  Gemeinwesen,  abzüglich  bloss  der 
besitzen<ten  Parasiten,  die  Raub  an  ihm  üben. 
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.  .  .  Aber  Sclbst.sucht  ist  keineswegs  ein  Monopol  der  Reichen.  Die  selben  Ur- 
sachen, die  den  reichen  Arbeitgeber  zur  Lohndrückerei  oder  den  reichen  Grund- 
besitzer zur  Pachterhohimg  bewegen,  wirken  cl>cnso  kräftig  auf  Arbeiter,  sobald 
Gelegenheit  und  StlbstinttTcsse  ein  gleiches  V^erhallen  dictieren.  Wenn  zum  Bei- 
spiel du  Consntnvcrciii-anj;cste!lter  übcrangcstrengt  und  unterbesullU  wird  —  bei- 
läufig in  verschiedenen  Landesteilen  eine  alltägliche  Erscheinung  — ,  so  ist  es  kein 
Classenkampf ,  was  wir  vor  uns  sehen.  Die  .'\nteilsinhal)er  des  Vereins  sind  sämt- 
lich Lohnarbeiter,  urif!  das  Verwaltungscomite  ist  wahrscheinlich  aus  lauter  Ge- 
werkschaftern zusammengesetzt.  Es  ist  ein  Interessenconflict  von  Mitgliedern  der 
selben  Classe.  Wenn  der  Kohlengräher  an  seinem  Schlepper,  der  Weber  an  seinem 
Ankniipfer.  der  W-riiicter  an  seinen  Helfern  n.  ■-.  \v.  Schweisstreiberei  iiht.  ist 
das  kein  Classenkampf,  sondern  ein  in  Selbäts(iclit  wurzelnder  mörderischer  Kampf 
zwischen  Angehörigen  ein  and  derselben  Arbeiterclasse.  Wenn  es  möglich  wäre, 
das  Eigentum  an  Roden  und  Capital  in  der  Weise  von  den  Reichen  auf  die  .\rmen 
zu  übertragen,  das*  jedes  Gewerln;  ein  Interesse  daran  hatte,  die  anderen  zu  unter- 
drücken, so  wiirde  dieser  Wechsel  eher  Verschlechterung  als  Verbesserung  zur 
Folge  ha!>cn.  .  .  . 

Die  Arbeiterclasse  ist  keine  Classe,  sie  ist  die  Nation  selbst.  Im  Angesicht  dieser 
Tatsadie  ist  es  eine  Degradierung  der  socialistischen  Bewegung,  sie  auf  das  Niveau 

eines  blo-'^en  Kampfes  zweier  Parteien  um  die  Herrschaft  herabzuziehen.  Wir 
brauchen  keine  classi'tibcu'usstcn  Sociaü^ten ;  wir  brauchen  hcxc'usste  Sodalisten. 
Männer  und  Frauen,  die  sich  dessen  bewnsst  sind,  was  ihr  Socialismus  ist  und 
warum  sie  Sncialisten  sii.d.  .  .  .  Der  Six-ialisnni^  erklärt  einem  System,  nicht  einer 
Classe  den  Krieg;  um  ilin  ertulgrcich  zu  fordern,  brancluii  wir  die  Einreihung  aller 
bewussten  Swialistcn  ohne  Unterschied  der  Classe.  Ich  bin  ferner  entschieden  der 
Ansicht,  dass  das  Bestehen  auf  Classenkampf  und  Clas.scnlK-wusstscin  für  die  socia- 
listische  Bewegung  von  Nachteil  ist.  Diese  .A.usdrücke  mögen  für  die  Gewerkschafts- 
bewegung passen,  die  die  Fnrtvlaner  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  als  zwei  unter- 
schiedenen Classen  mit  abweichenden  Interessen  voraussetzt ;  da  aber  der  Socialismus 
danach  strebt,  die  Clas5en  in  eine  menschliche  Familie  aufzulösen,  sollten  solche 
Schlagwortc  als  Teil  des  socialistischen  Bekenntnisses  nur  dann  gcliraitcht  werden, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Anwendung  der  Principicn  des  Socialismus  auf  die 
moderne  Industrie  ns  beleuchten.t 

Damit  schliesst  der  erste  Teil  des  Artikels.  Im  zweiten  hcsch.Hftigt  sich  Keir  ' !  ir 
die  mit  dem  Commutiistischcn  Mauifcst  uw\  der  materialistischen  Geschichtsaut - 
fassung.    Wie  sie  im  Manifest  zum  Ausdruck  kunnue,  erklärt  er  von  letzterer, 
trage  sie  dem  Gesetz  des  Wachstums  und  der  Entwickelung  keine  Rechnung. 
Dann  fährt  er  fort: 

»Wenn  das  Manifest  erklärt.  <!ass  die  Emancipation  der  .Xrlteitercla-^i-  »ntir  das  Werk 
der  Arl)eiterclasse«  sein  kann,  so  steht  es  ant  siihcrcm  B.xlen  luul  stellt  es  einen 
Satz  auf.  der  weder  wegdiscutiert  nocli  widerlegt  werden  kann ;  aber  gerade  au< 
diesem  Grunde  protestiere  ich  gegen  das  Bestehen  auf  dem  CIa>-'-'ikampfdagn!a. 
Es  gfibt  heute  in  England  keine  herrschende  und  unterdrückte  Clause  im  Marxschen 
Sinne.  Was  die  Socialisten  jener  Tage  vor  sich  sahen,  war  ein  Zu-«tand  der  Dinge, 
bei  dem  die  besitzende  Classe  absdute  Herrscherin  war,  weil  die  Arbeiter  weder 
Macht  noch  Stimme  hatten.  Das  ist  nicht  länger  mehr  der  Fall.  Wenn  heute  die 
besitzenden  Classen  herrschen,  deshalb,  weil  die  stimmberechtigten  .\rbeiier  dicS 
SO  wollen) ;  wenn  de"  Arbeiter  unterdrückt  ist.  so  deshalh.  weil  er  damit  zufrieden 
ist,  unterdrückt  zu  sein.  -Politisch  haben  die  Arbeiter  die  Macht:  wie  kann  eine 
Classe  als  unferdriiikt  hingestellt  werden,  die  nicht  nnr  die  Macht  hat  sich,  wetm 
sie  will,  zu  befreien,  sondern  diese  Macht  aucli  von  Zc't  zu  Zeit,  wie  die  Gelegen- 
heit sich  bietet,  in  Wirklichkeit  dazu  ausnutzt,  dieser  Vnterd.iickun^  Dauer  zu  ver- 
kilien^  Was  verhindert  die  Ausbreitung  des  Socialismus?  Die  Unwissenheit  der 
Arbeiter.  Diese  Unwissenheit  haben  wir  '.uit  allen  uns  zur  Verfugung  stehenden 
Mitteln  zu  f>ckämpfen.  luid  weil  das  Classenkampfdogma  den  Arberter  dazu  ver- 
leitet, die  Ursachen  der  Verewigung  seines  Elends  ausserhalb  seiner  ^  selbst  und 
seines  gleichen  zu  suchen,  wende  ich  mich  dagegen,  dass  es  <tt  einem  leitenden  Ge- 
stchtqwnct  in  der  socialistisdien  Propaganda  gemacht  wird.  . . . 
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Der  Hauptgedanke  aber,  der  der  Qassen kämpf theorie  zu  Grtindc  liegt,  ist  der,  dass 

der  Socialismu.  rrvclutioiiar  i>;t  und  nur  durch  eine  Revolution  vcrwirkliclit  werden 
kann.  Der  gaiaitsamc  Sturs  der  Bourgeoisie  durch  das  Mittel  offenen  Krieges  ist 
das  stets  im  Auge  gehaltene  Ziel.  Demgemäss  sind  die  von  den  Regierungen  vor- 
gcschlagcncn  Reformen  nur  darauf  berechnet,  die  wahre  Natur  des  Classenkainpfc* 
'  zu  bemänteln  und  den  Fortbcstand  der  Bourgeoisgeselischaft  zu  sichern!  Auch 
£escn  beiden  Sätzen  stimme  ich  nicht  zu.  Dass  der  Sociali<>inus  revolutionär  ist, 
ist  unlK-'-trittcn.  al)cr  das«  er  nur  durch  einen  Rcwaitsamcn  Ausbruch  zum  Sieg  ge- 
langen kann,  ist  in  keiner  Weise  wahr.  Audi  gclie  ich  nicht  zu.  dass  Reformen  [nur] 
ans  so  schmutzigen  Motiven  gemacht  werden.  Es  gibt  ein  wachsenccs  sociales  Ge- 
wissen, das  bei  diesen  Reformen  eine  grosse  Rolle  spielt.  Man  nehme  die  kindcr- 
arbeit;  hier  sehen  wir  die  Bourgeois  tatsächlich  Gesetze  machen,  die  über  das.  was 
das  Proletariat  will,  hinausgehen,  nhwohl  das  letztere  von  der  Änderung  Gewinn  und 
die  ersteren  Nachteil  zu  erwarten  haben.  Ich  kann  mir  vorstellen,  wie  eine  Reform 
nach  der  anderen  erkämpft  wird,  bis  sdiliesslich  der  Socialismus  keine  grossere 
Frrfgnng  verursacht,  als  vorigem  Jahr  die  Bc<citrpniig  der  Landlord-  ir. 
Keine  Revolution  kann  Erfolg  haben,  die  nicht  die  öffentliche  Meinung  huucr  sich 
hat.  und  wenn  diese  Meinung  heranreift,  so  durchbricht  sie,  wie  wir  gesehen  haben» 
selbst  die  Mauern  des  Sclbstinteresses. 

Tatsachlich  ist  die  ganze  Voraussetzung,  auf  Grund  deren  der  Classenkampf  formu- 
liert wurde,  heute  veraltet  und  überlebt.  Wie  Engels  selbst  sagt :  >Die  praktische  An- 
Wendung  dieser  Grundsätze  fdes  Manifests]  wird  überall  und  jederzeit  von  den  gc- 
schichthcli  vorliegenden  Umstanden  abhängen.t  Wurden  die  heutigen  Socialisten 
diese  Wahrheu  im  Auge  behalten,  so  würde  die  Bewegung  einiger  ihrer  dogmatischen 
Umhüllungen  ledig  werden  und  grössere  Fortschritte  machen.  .  .  .« 

So  weit  Hardie.  Es  braucht  kaum  erst  gfcsafft  zu  werden,  rlnss  «eine  Kritik 
der  Classenkampflehre  eine  Auslegung  dieser  iriltt,  die  wesentlich  von  der  in 
der  deutschen  Socialdemokratie  heute  obwaltenden  abweicht  Aber  das  zeigt 
eben,  wie  ein  und  dasselbe  Wort,  ein  und  der>r!1)c  Rcjjriff  in  verschiedenen 
Ländern  ganz  verschieden  verstanden  werden.  Je  nach  der  Fraction,  die  ihn 
zuerst  aufgenommen  und  propagiert  hat,  erhält  er  eine  andere  Färbung.  In 
England  hat  die  Social  Democratic  Federation  die  marxistischen  Begriffe  pro- 
pagiert imd  auf  ihre  Weise  interpretiert.  Kein  Wunder,  dass  dem  englischen 
Socialistcn  stets  deren  Interpretation  vor  die  Augen  tritt,  wo  er  diesen  Be- 
griffen begegnet.  Dass  sie  nicht  immer  im  Geiste  Marx*  erfolgte,  dafor  haben 
wir  Engels  als  Gewährsmann.  Es  war  also  inöglich,  und  fand  tatsächlich 
längere  Zeit  in  England  statt,  dass  Leute,  von  denen  man  annehmen  kann, 
dass  sie  bestinuntc  Sätze  von  Marx  durchaus  im  Sinne  Marx'  auffassten,  gegen 
die  Partei  kämpften,  welche  diese  Sätze  auf  ihre  Fahne  geschrieben  hatte, 
und  dass  umgekehrt  eine  scheinbar  der  Marxischen  Lehre  fernstehende  Be- 
wegiuig  factisch  mehr  im  Sinne  von  Marx  handelte,  als  die  unter  dessen 
Banner  kämpfende  Fraction.  Im  ersteren  Fall  rnnsste  der  Gegensatz  ge- 
gebenenfalls zu  einem  Streit  um  die  Interpretation  der  BegriSe  führen,  der 
immer  in  Gefahr  ist,  in  scholasti.sche  Wortklauberei  auszuarten,  im  letzteren 
Fall  lag  oder  liegt  es  näher,  sie  überhaupt  zu  leugnen. 

Der  affirmative  Teil  der  Keir  Hardieschen  Ausführungen  führt  verschiedene» 
als  Gegensatz  zur  Classenkampflehre  auf,  was  in  Deutschland  als  Zeugnis 
für  sie  beziehungs\vei,<^e  als  Folgeerscheinung  oder  Form  des  Classenkampf  es 
betrachtet  wird.  In  rinderen  Puncten  weicht  Hardie  freilich  stark  von  der 
deutschen  Auffassung  ab;  sein  Socialismus  trägt  in  weit  stärkerem  Sinne 
ethische  Färbung,  als  der  der  dcutsclun  Socialdemokratie.  Das  ist  aber 
wiedertun  nur  zu  natürlich  in  einem  Lande,  dessen  politische  Einrichtiuigen 
den  deutschen  tmendlich  voraus  sind,'  während  grosse  Teile  seiner  Arbeiter- 
dasse  unter  dem  Einfiuss  einer  Reihe  von  Umständen  geistig  stehen  geblieben, 
wenn  ni^t  zturuckgegangen  sind.  Die  Betonung  des  eüiischen  Moments  ist  je 
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nachdem  ein  Zeichen  der  Rückständigkeit  einer  Bewegung  oder  der  vorge- 
schrittenen ^iustinde,  mit  denen  sie  zu  tun  hat.  Hier  kommen  beide  Momente 
zusammen.  Der  englische  Socialist  hat  mit  dem  Unverstand  der  Massen 
und  dem  politischen  Verstand  der  (besitzenden)  Classen  zu  tun.  Das  muss 
Aeine  Auffassimg  vom  Kampf  der  Arbeiterclasse  anders  gestalten,  als  die  der 
Socialisten  eines  Landes  mit  fast  umgekehrtem  Bild  vor  sich,  hebt  aber  darum 
Mine  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  dieses  Kampfes  ond  der  Ersiditing 
der  Arbeiter  zur  politischen  Unabhängigkeit  nicht  auf. 

Keir  Ilardic  schliesst: 

>Glaub<^  niemand,  dass,  was  ich  gesagt  habe,  irgend  welche  Abschuächung  oder 
Abtönung  des  Socialismus  oder  der  politischen  Unabhängigkeit  der  litdr(>cndcnt 
Lahour  Party  an/i-igt !  Wir  wollen  so  stramm,  wie  nur  je,  daran  arl)eitfn,  diu- 
Arbeiterpartei  in  GrM>..>hritannien  zu  crriclitcn.  und,  wenn  nötig,  noch  eifriger  dafür 
M'irken,  sie  unabhängig  zu  erhalten.  Ich  kann  mir  keine  mit  Wahrscheinlichkeit 
während  meiner  Lebzeit  zu  gewärtigende  Lage  der  Dinge  ausmalen,  die  mich  ver- 
anlassen könnte,  einem  Bündnis  mit  einer  der  jetzt  bestehenden  [grossen]  Parteien 
zuzustimmen.  Zeitweilige  factischc  Verständigungen  mit,  sage  der  irischen  Partei 
oder  irgend  welcher  unabhänugen  Gruppe  von  Politikern,  kann  ich  verstehen;  aber 
ein  Actionsvertrag  mit  den  Liberalen  oder  Cbmervativen  würde  den  Ruin  bedüraten. 
Lasst  mith  jed<x"h  einen  Fall  unterstellen.  .^ngcIU)^lInt'n.  die  liberale  Partei  sei 
verschwunden  und  an  ihrer  Stelle  ständen  fünf  oder  sechs  Gruppen,  jede  von  ihnen 
Vertreterin  irgend  welcher  vorgeadirittenen  imd  demokratischen  Forderung,  und  di« 
^grosstc  von  ihnen  halbsocialistisch  gesinnt.  .MIe  diese  Gruppen  sind  republikanisch, 
demokratisch,  antiklerikal  und  antimilitaristiscli.  Ihnen  steht  eine  royalistischc.  anti- 
demokratische und  imperialistische  Partei  gegenüber.  Die  Arbeiterpartei  kann  da- 
durcli.  <li-^  sie  mit  <len  vorgeschrittenen  Gruppen  gemeinsame  Sache  macht,  die 
ReactKtn.iie  ausserhalb  der  Regierung  halten  und  die  Socialgesctzgelmng  ein  Stuck 
fördern.  Was  würde  al.sdann  die  Pflicht  der  .Arbeiterpartei  sein?  Ist  irgendwo  ein 
Socialist,  der  nicht  sieht,  dass  die  Partei  factisch  gar  keine  Wahl  hätte,  als  durch 
Übernahme  eines  Stücks  der  Verantwortiuig  die  Nation  vor  der  Reaction  zu  be- 
ualiriii?-'  Das  ist  der  Stand  der  Dinge  in  Frankreich,  und  vveil  dem  so  ist.  ist  es 
Sache  der  französischen  Socialisten,  zu  entscheiden,  welche  Haltung  die  Partei  ein- 
nehmen soll.  Wenn  sie.  indem  sie  dies  tun,  einige  alte  Fetisdte  des  Socialismus 
7erschmettem.  nun.  um  sn  schlimmer  für  die  Fetische.  Der  Socialismus  selh-t  wird 
dabei  gewinnen.  Das  Kleben  an  Phrasen  und  Schlagwortcn  ist  es,  was  den  Fort- 
schritt der  Bewegung  geialu'det.  Wir  von  der  Independeni  Lahour  Party  sind  für 
keinen  Milchsuppensocialismus  und  keine  halbherzige  Prnpntratuia.  Stramm 
und  radical  in  jeder  Hinsicht,  verlangen  wir  doch,  dass  jeder  .\atiun  freigestellt 
bleibe,  ihre  Taktik  der  gegebenen  Lage  und  dkn  Verh.iltnissen  anzupassen.  In 
Grossbritannien  gibt  es  heute  keine  Wahl,  als  eine  starre  Unabh.ängigkeit.« 

Also,  die  Imicpcndcnt  Labour  Party  will  stricte  Trennung  von  den  beiden 
grossen  bürgerlichen  Parteien,  sie  kämpft  für  den  Socialismus  unter  dem  Banner 
der  Arbeiterclasse,  ohne  Angehörige  anderer  Gesellschaftsdassen  principieU 
auszuschliesscn,  sie  bekämpft  die  Sonderintcressen  und  den  Corpoi^tionsgeist 
innerhalb  der  Arbeiterbewegung  —  ja,  wird  der  deutsche  Socialist  fragen,  wes- 
halb dann  den  Qassenkampf  als  Theorie  verwerfen,  wenn  man  ihn  in  der  Praxis 
in  allen  wesentlichen  Einzelheiten  durch  die  Tat  anerkennt?  Nun,  einen 
Gnind  haben  wir  vorhin  schon  vorgeführt:  der  BegrilY  ist  als  Teil  der  socia- 
listischen  Lehre  in  einer  Gestalt  dem  englischen  Volke  importiert  worden,  die 
•dessen  wirklidiem  Leben  nicht  entspradi,  er  wurde  so  erklärt,  dass  er  nicht  der 
Ausdruck  dessen  war,  was  in  der  Gegenwart  lebt,  sniukm  nur  noch  die  Formel 
für  Vorgänge  der  Vergangenheit,  eine  Art  Versteinenuig.  Audi  sprachlich 
war  das  englische  Wort  nicht  gut  gewählt.  Class  war  heisst  Krieg  der  Classen, 
und  wie  der  Ei^;ländcr  nn  allgemeinen  seine  B^riflfe  viel  genauer  fasst,  als 
der  Deutsche,  so  st(')sst  der  Ausdruck  class  war  viele  deshalb  ab,  weil  sie  mit 
ihm  nur  den  Gedanken  an  Kampfesformen  verbinden,  die  in  England  heute  ganz 
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allgemein  als  überwunden  gelten,  »Wir  erkennen  wohl  einen  Classengegensatz 
an,  aber  keinen  cUiss  warx,  erklärte  vor  vier  Jahren  bei  Gründung  des  grossen 
Arbcitervcrtrctungsbxmdes  der  Delegierte  einer  Berufsgruppe,  die  nichts  we- 
niger als  zur  Arbeiteraristokratie  gehört,  nämlich  der  Bau-  und  Hilfsarbeiter. 

Diesen  zwei  Beispielen  ans  England  Hessen  sich  nun  solche  aus  vielen  an- 
deren Landern  anreihen.  Weil  kaum  ein  Land  dieselbe  ökonomische  Structur 
aufweist,  wie  die  anderen,  und  fast  jedes  eine  andere  politische  Geschichte  hat 
und  andere  politische  Traditionen,  werden  wir  überall  auf  besondere  Auf- 
fassungen  der  politischen  Begriffe  stossen,  wo  die  Besonderheit  allerdings  oft  nur 
in  gewisser  Abtönung  besteht.  Rci^ieruni^  hcissr  für  einen  Russen  und  einen 
Deutschen  noch  so  ziemlich  dasselbe,  aber  welcher  Unterschied  Uegt  nicht  in 
dem  Wort,  wie  es  der  ' Deutsche,  und  wie  es  der  Franzose  oder  Schwdser 
verstdit  I 

Je  concrcter  die  Bewegung  in  den  einzelnen  Ländern  wird,  das  heisst,  je 
mehr  sie  dem  Stadium  der  abstracten  Formeln  entwächst  und  ein  Stück  natio- 
nalen Lebens  wird,  um  so  grosser  die  Gefahr  des  internationalen  Missverstdiens. 
Ihr  kann  nur  Vcrtiefniii^  in  die  Geschichte  der  einzelnen  Länder  und  Studium 
ihres  Volksgeistes  vorbeugen.  Wie  wenig  blosses  Verstehen  der  Sprache  aus- 
reicht, dafür  noch  ein  Beispiel  aus  England.  Es  war  in  den  ersten  Jahren 
meines  Aufenthaltes  in  England.  Damals  lebte  dort  noch  der  sehr  begabte 
Socialist  H.  M.  Champion.  Champion  stand  im  V'erdacht,  mit  den  Conser- 
vativen  unter  einer  Decke  zu  spielen  —  beiläufig  in  England  immer  noch  nicht 
das,  was  es  in  Deutschland  wäre.  Immerhin,  ffir  einen  Sodalisten  ein  schwerer 
Verdacht.  Und  als  ich  nun  eines  Tages  in  dem  von  Champion  herausgegebenen 
Labour  Elcctor  den  Ausdruck  unsere  conscrvativcn  Freunde  fand,  da  war  die 
Sache  für  mich  entschieden.  So  konnte,  wenn  es  auch  in  einer  Polemik  ge- 
schah, doch  nur  ein  Mensch  schreiben.  <kr  mit  den  Conservativen  kokettierte. 
Tatsächlich  ist  aber  die  Wendung  in  England  ganz  gebräuchlich,  es  ist  eine 
literarisch-politische  Floskel,  die  jeder  in  der  Polemik  gebraucht,  und  die 
höchstens  ein  Beispiel  entwickelterer  politisdier  Umgangsformen  ist,  welche  den 
entwickelteren,  das  heisst  höheren  Charakter  der  Parteikämpfe  reflectieren. 
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Wie  wenig  wahrscheinUch  es  auch  ist,  dass  die  wirtscliaftliclie  Macht  der  Ar- 
beiterclasse  surüdcgehe,  wo  dodi  gegenwärtig  die  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen fe^tpr  gefügt  sind,  als  jemals  zuvor,  und  die  Arbeiterparteien  aller  Länder 
auf  politischem  Gebiet  unzweifelhaft  immer  bedeutendere  Erfolge  verzeichnen,  so 
wurde  diese  Ansicht  in  der  letzten  Zeit  doch  wiederholt  vorgebracht.  Bernstein 
ist  bereits  in  dieser  Zeitschrift  der  Anschauung  entgegengetreten,  dass  die  wirt- 
schaftliche Macht  der  Capitalistcn  wachse  und  zugleidi  die  Gewerkschaftsmacht  im 
Rückgange  begriffen  sei.^)  Um  der  Sache  weiter  nachzugehen,  ist  es  naheliegend, 
die  Ergebnisse  der  Strikestatistik  bedeutender  Industrielander  näher  zu  prfifcn.  In 
den  meisten  Staaten  wird  seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  Statistik  der  Arbeitskämpfe 
durch  die  Behörden  geführt.- J  In  Deutschland  ist  dies  wohl  erst  seit  einer  kurzen 
Zeit  der  Fall,  doch  haben  wir  hier  die  Stali.siik  der  Gencrakommission  der  Gczuerk- 
Schäften,  die  zwar  nicht  die  gesamte  Strikebewegung  umfasst,  aber  immerhin  über 
die  von  den  organisierten  Arbeitern  geführten  Strikcs  entsprechi-nde  .Auskunft  gibt. 
Die  Periode,  für  welche  verlassliches  statistisches  Material  vorliegt,  ist  zumeist  eine 
verhältnismässig  kurze.   Doch  muss  man  dad>et  in  Betracht  ztdicn,  dass  audi  <fie 

<)  Vergl.  Eduard  Bernstein   CopUtOmtuM  tM4  GtnftrtackqflsmadU  ia  im  SocUOIsllsau»  M&iiat^ 

kefl4n,  1904,  I.  ü<L,  pag.  iiq  ff. 
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Entwickelr.iig  der  Gewerkschaftsbewegung  erst  im  letzten  Jahrzehnt  bedeutendie  Port- 

schritte  aufzuweisen  hatte. 

Wenn  wir  die  internationale  Stati:i.iik  der  Strikcs  und  Aussperrungen  betrachten, 
so  ist  weder  eine  bedeutende  Zunahme  des  Umfanges  der  selben,  noch  eine  zu- 
nehmende Aii'^sichtslosigkcit  zu  merken.  Man  darf  viel  eher  darauf  schliessen,  das* 
die  Proportion  der  iiir  die  Arbeiter  vollständig  verlorenen  Strikes  ab- 
nimmt. Würde  in  dem  Maditverhiltnts  swischen  Untemdnnertum  and  Arbeiter- 
schalt eine  erhebliche  Verschiebung  cmgetreten  sein,  so  mässte  sich  dieselbe  aus 
den  Ergebnissen  der  .Ausstand^^bowepunp  erkennen  lassen.  Es  kommt  allerdings 
dabei  viel  weniger  auf  die  Zahl  der  für  die  Arbeiter  erfolgreich  oder  erfolglos  be- 
endeten Strikes  an.  Es  könnte  die  Proportion  der  erfolgreidien  Strikes  tu- 
nehmen,  nichtsdi  M(»\vrnitr(.r  .'.Ik  r  die  relative  Zahl  der  .Xrbeiter,  welche  an 
den  ungünstig  beendeten  teilnahmen,  eine  höhere  werden,  namentlich  dann,  wenn  die 
Kämpfe  mit*  dem  grossen  Capital  sich  immer  weniger  aussichtsreich  gotalteten. 

Die  dctu>rlH  gl  wcrk.schaftliche  Statistik*)  erstreckt  sich  auf  die  Zeit  von  1890  bis 
1903,  doch  wird  die  Anzahl  der  an  erfolgreichen  oder  erfolglosen  Strikes  be- 
teiligten Arbeiter  erst  seit  1900  mitgeteilt.  Eine  genauere  Abschätzung  der  Ergeb- 
nisse der  Strikdiewcgung  ist  in  einigen  auswärtigen  Staaten  möglich»  wie  zum 
Beispiel  in  Grossbritannien,  Prankrdcfa,  Osterreidi  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
America. 

Bei  Betrachtung  der  absoluten  Zunahme  der  Ausstände  im  Deutschen  Reich 

—  welche  der  gewerkschaftlichen  Statistik  hervorgeht  —  muss  die  Zunahme 
der  Gewcrksi  hafii  r  gleichfalls  im  -\uge  behalten  werden.  Die  Mitgliederzahl  der 
Ccntralvcr bände  betrug  im  Durchschnitt  des  Jahres  1891  etwas  über  eine  Viertei- 
million,  Ende  1903  aber  bereits  941  Sag.  Berfidcsichtigt  man  diese  weite  Differenz 
der  Zahl  derer,  auf  welche  die  Ziffern  der  Generalcommission  hinsichtlich  der  Strike- 
bcwegung  am  Anfang  und  Ende  der  Periode  Bezug  haben,  so  kann  nicht  gesagt  wer- 
den, dass  sich  diese  Bewegung  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahren  im  selben  Masse 
ausgebreitet  hätte,  wie  die  Mitgliedschaften  der  Organisationen  zunahmen.  Die 
folgende  Zusammenstellung  zeigt  das  Verhältnis  der  Abwehrstrikes  zu  allen  .Aus- 
ständen, sowie  die  Strikeerfolge.  Diese  sind  in  jenen  Jaliren  geringer,  in  welchen 
Abwehrstrikes  vorwiegen,  wdl  es  zu  solchen  meist  in  Zeiten  ungünstiger  Wirt- 
schaftslage oder  dort  konun^  wo  den  Unternehmern  keine  starke  Gewerkschaft  cnt- 

getrcTitrif 


Zahl 

davon  Abwdustrikcs 

ki  soltat  aUer  Strikes  in  % 

Jahr 

der 

Strikes 

überhaupt 

% 

erfolgreich 

teilweise 
erfolgreich 

erfolglos 

unbekannt 

1890-Qi 

226 

79 

35.0 

20,7 

39.4 

24.3 

6,6 

1892 

73 

53 

72,6 

..4.2 

20.5 

43.9 

4.1 

1893 

1  \0 

79 

68.0 

44.0 

21,6 

32,7 

1.7 

1894 

131 

91 

6*),  5 

27.8 

28.7 

39,5 

4.0 

»895 

204 

94 

40.0 

45." 

15.4 

38.6 

1.0 

18C16 

483 

151 

31. ; 

48,0 

25.3 

21,9 

4.8 

1897 

578 

248 

4-.'> 

47.1 

2S^ 

i6.6 

1.0 

1898 

085 

505 

53.3 

S4.I 

21,1 

23,1 

»,l 

1890 

076 

430 

44.5 

53.7 

21,0 

22,8 

3.5 

1900 

852 

338 

30,7 

44.1 

.  25.3 

.15.5 

5.1 

1901 

in 

436 

6f>,0 

36.8 

»3,6 

32,6 

7.0 

1Q02 

861 

572 

66.4 

43.6 

10.5 

36,9 

0,0 

1903  ■ 

1282 

53.0 

40,4 

10.0 

28.? 

3,1 

')  Enlhalicn  im  i'orrcspondtn-Hatt  der  Generatcommisston  der  iitnerkschajtcn  Deutschlands,  iqti^ 
Nr.  38.  und  i<K<4.  Nt  33  (vcr^I.  die  Kubiik  Oen  erksi  haßsbeivtgnni  ia  dw  SockOUtlKktH  lämtoUk^ltH, 
1909,  IL  Bd.,  pag.  tiM>  ff^  and  190«,  IL  Bd..  pag.  (»51  ü.) 


Dlgltlzed  by  Google 


HANS  FEHUNOER  •  STRIKEEIVOLOE 


897 


Der  Strikecrfolg  der  Arbeiter,  -iowcit  vollständig  erfolgreiche  Ausstände  in  Be- 
tracht kommen,  war  in  der  letzten  Zeit  nicht  geringer,  als  am  Anfang  der  Beob- 
achtungsperiode. Während  von  1890  his  1896  mir  in  drei  Jahren  mehr  als  40% 
aller  Strikes  mit  vollem  Erfolg  endigten,  ging  in  der  Zeit  von  1897  bis  1903  das 
Verhältnis  der  vollständig  erfolgreichen  zu  allen  Ausständen  nur  einmal  unter  40% 
herab,  nämlich  1901.  Die  Zahl  der  verlorenen  Strikes  war  in  der  unmittelbar  der  Krise 
vorhergegangenen  Periode  ni^t  mieiheblidi  gcrincer,  al»  von  18^  Us  18»;  dabei 
darf  es  nicht  ülxTraschen.  dass  sich  1901-1902  die  Strikes  mit  ungünstigem  Aus- 
gang mehrten,  wenn  man  die  ausserordentlich  schwierigen  Wirtschaftsverhältnisse 
in  diesen  Jahren  in  Betradit  zidit.  Von  dnem  bedeutenden  und  noch  weniger  von 
dnem  anhaltenden  Rndcschlag  loum  aber  überhaupt  nicht  gesprodien 
werden. 

Soweit  die  letzten  vier  Jahre  in  Betracht  kommen,  ist  aucii  ein  Vergleich  möglich 
zwischen  der  Zahl  der  Arbdter,  für  welche  die  Ausstände  erfolgrdch  oder  erfolglos 

verliefen.    Es  ergibt  sich  dabei,  dass  der  ungünstige  Aufgang  der  Arbeitskämpfc  in 
1901  und  1902  eigentlich  ein  mehr  scheinbarer  ist.   Das  lassen  die  folgenden  Zahlen 
deutlich  erkennen. 
Von  allen  an  Ausstanden  Bctdligten  hatten  m  %i 

vollen  Erfolg  teilwdscn  Erfolg  keinen  oder  unbdtannten  Erfolg 

a)  bei  Angr  i  f  f  sstrikes: 

1900  31,5                  j8,i  30,4 

1901  aB,5                  313  39.7 

19013  24.5                    53.7  2  t, 8 

■903  S0.0                  41  >ö  8.4 

b)  bei  Abwehrstrikes: 

1900  33»S                    '33  51-2 

1901  343                  32.9  3a»8 

1902  3*8                 a8,7  38,5 

1003  45.0                  11.^  43.7 

Aus  der  amtlichen  deutschen  Statistik  erhellt,  dass  sich  die  Zahl  der  Strikes 

und  Aussperrungen  und  der  daran  Bdrifigten  in  den  Jahren  1899  bis  1903  wie  folgt 

seilte*) : 

1899       1900  1901       1902  1903 

Zahl  der  Ausstände  ....      1311        1466  1091        i  106  1444 

„     „    Betroffenen    .  .  .  116  486    141 121  68 191      70695  I3S523 

Von  diesen  Ausständen  resultierten  in  %: 

1899       1900       190t       1902  1903 
vollständig  erfolgreich  ....  2S,9        19,1         19,3        3I>4  33,1 
teilweise  erfolgreich     ....    33,4         35,5         26,9         21,9  31,8 

erfolglos  40,7         45,4         53.8         s6,7  46.1 

Auch  hieraus  ist  keineswegs  die  tmmer  grosser  werdeniU  Aussichtslosigkeit  wirt- 
schaftlicher Kämpfe  der  Arbeiter  /t)  ersehen;  die  voUständig  erfolgreichen  haben 
sogar  seit  1900  fortwährend  zugenommen. 

Es  verlohnt  sieh  nun,  vor  allem  die  Ibri tische  Strikestatistik  heranzudehen, 
wdche  seit  1888  vom  Arbeitsamt  in  T.ondon  veröffentlicht  wird.=)  Der  erste  dieser 
Berichte  ist  wenig  umfassend.  Von  i88f)  bis  1893  werden  Striki  s  utul  Ausspcrrimgen 
gesondert  behandelt,  in  den  folgenden  Jahren  jedoch  als  labour  duputes  zusammen- 
geissst.  Auch  einige  andere  Anderun^Ecn  in  der  Bearbdtung  des  Materials  sind  durch» 
geführt  worden;  daher  finden  hier  nur  die  Berichte  von  1894  bis  1903  Berfidc- 
sichtigung. 

Wenn  man  den  Umfang  der  Strikebewegung  in  Grossbritamuen  md  Irland  be- 
trachtet, so  fällt  ein  erheblicher  Rückgang  der  selben  auf,  sowcM  was  die  Zahl  der 

«)  Vtig\.  SkOkUh  dt$  IkmUektm  RäekSt  CIJUV.  B4.  /BeiliB  iqa^. 

*i  VvgL  Agwris  m  sirtku  taut  toekoidg  im  O»  ünUsd  Brngdom  ßxmioa  1889-190«/. 
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Arbdtskämpfe  selbst  als  die  der  direct  Beteiligten  betrifft  Nur  im  Jdire  iSgB  er- 
fuhr diese  eine  beträchtliche  Steigerung  (Maschinenhaucrstrike)  gegen  die  vorher- 
gegangenen Jahre,  um  dann  wieder  rasch  zurückzugehen.  Eine  ungünstigere  Ge- 
staltung der  Strikeerfolge  ist  in  der  zwciicn  Hälfte  des  Jahrzehnts  im  allgemeinen 
nicht  hervorgetreten,  wenn  auch  gerade  im  Jahre  1(103  —  besonders  infolge  des  für  die 
Arbeiter  ungünstigen  Spruches  des  Schiedsrichters  nach  dem  Ausstanrit-  cier  Blcch- 
arbeitcr  in  Wales  —  wieder  ein  hoher  Procentsatz  der  Strikcnden  alle  Forderungen  auf- 
zugeben hatte.  Die  folgende  Tabelle  lässt  erkennen,  das«  die  Ausständigen,  welche 
vollen  Erfolg  hatten,  gegen  das  Ende  der  in  Betracht  kommenden  Periode  einen 
etwas  höheren  Procetitsntz  der  Beteiligten  bildeten,  als  in  den  früheren  Jahren;  sie 
bildeten  im  crätcn  Jahrfünft  nur  einmal,  im  zweiten  aber  dreimal  mehr,  als  30% 
von  allen.  Nur  in  1896  war  das  Verhältnis  der  mit  vollem  Erlolg  Strikcnden  zur 
Gesamtzahl  der  direct  Beteiligten  grösser  gewesen,  als  von  189O  bis  1903. 


Jaln 

Zahl  der 

Zahl  d.  direct 

Von  den  direct  Beteiligten  hatten  in  % 

1894 

907  a) 

324245 

32, 10 

34.26 

42,06 

1.58 

8  50  h) 

.'6.]  758 

jrj,8n 

44.36 

27.06 

0.88 

920 

147  950 

4JÖO 

.'8.3J 

0.17 

1807 

864 

167  453 

24,16 

33.99 

40.70 

1.15 

l8uH 

711 

joo  760 

32,66 

17.18 

60.10 

0.06 

18  W 

719 

1.18058 

36,66 

.29.15 

43.66 

0.53 

1900 

648 

iJ5  145 

30.05 

41.4." 

-•4.79 

3.44 

1901 

64: 

1114J7 

27.45 

30.75 

33.81 

1.99 

1002 

44-' 

116  8^4 

31.60 

.S5.Ö5 

30.40 

2.35 

J84 

93  5 1 5 

20,70 

47.30 

1.10 

a)  Insgesamt  1061  Strike«  und  Aussperrungen;  jedoch  ist  ilie  Zahl  der  Beteiligten  nut  in  qq;  l'ällen  l>ek  ans 

b)  Insgesamt  876  Arbfiitsklfflpfe:  die  Zahl  der  Beteiligten  wniäe  nur  in  S50  F.lllen  bekannt. 

Die  Zrit  von  ifV)6  bis  1900  bildete  für  Grossbritannien  eine  wirtschaftlicli  zu- 
friedenstellende Periode,  welche  von  einer  Depression  gefolgt  ist,  die  stetig  an  Um- 
fang zunimmt. 


Die  Strikebewegung  in  üsterreich  kann  im  Vergleidi  mit  jener  der  west- 
europäischen Industrieländer  als  eine  massige  bezeichnet  werden.  Während  der 
Zeit  von  1894  bis  1903  hat  die  grösste  Zahl  der  Strikcs  im  Jahre  1899  stattgefunden, 
die  geringste  ZM  der  selben  im  Jahre  1894;  die  Beteiligung  war  jedoch  1900 
am  bedeutendsten,  und  zwar  infolge  des  Bergarbeiterstrikcs.  Eine  .lusgc^prochene 
Ab-  oder  Zunahme  tritt  weder  hinsichtlidi  der  Anzahl  der  Ausstände,  noch  der  an 
den  sdben  Beteiligten  zu  Tage.  Was  die  Resultate  der  Strikebewcgung  betrifft,  so 
war  bis  zum  Jahre  1900  eine  Tendenz  zu  grösseren  Erfolgen  der  Arbeiter  merkbar. 
Im  Jahre  1001  war  jedoch  der  Procentsatz  der  Strikcnden,  welche  Elrfolge  errangen, 
beträchtlich  zurückgegangen,  um  1902  und  1903  wieder  anzusteigen.  Beurteilt  man 
die  geringen  Erfolge  der  Jahre  1901  and  1902,  so  muss  man  sich  dabei  vor  Augen 
halten,  dass  diese  Periode  für  die  österreichische  Industrio  eine  Zeit  sclnvcrer  Krise 
und  für  die  Arbeiterschaft  eine  scdche  äusserster  Not  bedeutete;  da  werden  die 
Unternehmer  immer  angriffslustig  und  die  Aussichten  der  Arbeiter  auf  Erfolg  gering, 
besonders  dort,  wo  die  gewerkschaftliche  Organisation  noch  schwach  ist.  -  Wie  sehr 
die  Krise  die  Ergebnisse  der  Striivebewegimg  in  Osterreich  bceinllusst  hatte,  geht 
daraus  hervor,  dass  die  Zahl  der  Abwchrstrikes  von  16,5%  im  Jahre  1900  auf  iij&'yi)  im 
fdgenden  Jahr  tmd  auf  38,15%  im  Jahre  XQoa  stieg.  Aber  auch  noch  ein  anderer  Um- 
stand muss  in  Betracht  gezogen  werden,  um  die  Resultate  der  österreichischen  Strike- 
bewegung  richtig  einzuschätzen;  so  waren  zum  Beispiel  von  den  7968  Strikenden  des 
Jahres  1901,  die  keine  Erfolge  hatten,  7414  auf  partielle  Einzelstrikes  entfallen,  von 
den  1 1 632  erfolglos  Strikenden  des  Jahres  190a  kamen  anf  diese  Kategorie  von  Aus- 
ständen 10038. 
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Aus  folgender  Zusammenstellung  geht  der  Umfang  und  die  Erfolge  der  Strikes 
in  Otteiteidi  von  1894  bis  1903  hervor.*) 


Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der 

Von  den  Sinkenden  hatten 

in  0/0 

Strikes 

Striker 

vollen  und  teilw.  Erfolg 

keinen  oder  unbek.  £rfolg 

1894 

172 

67  061 

4646 

53.54 

1895 

209 

28652 

73.52 

2648 

1890 

305 

f>6  234 

07.41 

32,59 

1897 

246 

38  467 

63.50 

36,50 

1898 

255 

39658 

74,83 

25.18 

1899 

311 

54  763 

81.68 

18.32 

1900 

303 

105  128 

90,19 

9.81 

1901 

370 

34870 

67.90 

3a,io 

1902 

249 

?/■>  600 

68.24 

31,76 

1903 

287 

43  297 

82.— 

18,- 

reich  nidit  constatiert  werden.  Bei  den  denkbar  ungünstigsten  Verhaltnissen  sind 
die  Errungenschaften  ganz  beträchtliche.  Die  Zahl  der  Strikes  mit  vollem  Erfolg 
hat  gegen  das  Ende  der  zehnjährigen  Periode  1894  bis  1903  eine  entschiedene  Zunahme 
«rfahren;  die  Proportion  idben  ftdlte  stdi  wie  folgt:  1894:  9A%t  189$:  x^7i 
1896:  4.6,  lÄ);:  15.7,  1808:  8,4,  1899:  15,6,  1900:  4,7,  1901:  20,1,  1902  und  1003:  19,5%. 

Betrachtet  man  die  Ausstandsbewegung  in  Osterreich  nach  Gruppen  von  Jiüircn, 
•0  ifiommt  gleichfalls  keine  Abnahme  des  Erfolges  der  sdben  sum  Anadradc;  wie  die 
nachstdienden  Zahlen  beweisen. 

Von  je  100  Strikcnden  hatten 

vollen  oder  tetlweisen  Erfolg  keinen  oder  unbekannten  Erfolg 

1894  bis  189S  .  •  .  •  SftSi  40,19 

1897  bis  1899  .  •  .  .  7Afil  25,39 

1900  bis  1903  ....  77,08  22,92 

In  Frankreich  zeigt  die  Strikebewegung  sowohl  in  Bezug  auf  die  Zahl  wie 
den  Umfang  der  Ausstände  in  den  letzten  Jahren  keinen  Rückgang.  Am  geringsten 
war  sie  1892  (48538  Beteiligte)  und  von  1894  bis  1890  (jeweils  zwischen  46000  bis 
83000  Strikende).  Eine  sehr  rege  Ausstandsbewegung  zeigten  hingegen  die  Jahre 
1893  mit  170 193,  1899  mit  176773,  1900  mit  223714  und  1902  mit  212704  Strilnnden; 
im  Jahre  1903  sank  deren  Zahl  auf  123  9  7.  Hinsichtlich  der  Erfolge  von  Ausständen 
la die  französische  Statistik^)  keine  Tendenzen  eines  Rückganges,  freilich  aber 
auch  kcuic  besseren  Aussichten  für  die  Arbeiter  erkennen.  Von  allen  Beteiligten 
hatten  in  %: 


i«93 
1894 

189s 
1896 

1897 
1898 


vollen  oder  teilweiten 
Erfolg 

.  47.6 

69.0 

.  63.8 

.  59.3 
•  70,6 

.  52.7 


keinen 
Erfolg 

53,4 

31,0 

36,2 
40J 
294 
47,3 


1899 

1900 

1901 
1902 
1903 


vollen  oder  teilweiaen 

Erfolg 
.  .  .  .  88,S 

•  ■  •  •  73.9 
.  ...  48,3 
.   ...  64,6 

....  8^9 


keinen 
Erfolg 

26,1 
51,7 
354 
71,1 


Für  die  Arbeiterschaft  gunstiger  sind  die  Resultate  der  Arbeitskampie  in  den 

Vereinigten  Staaten  von  America.    Eine  amtliche  Stnti>tik  der  selben 

steht  bis  1900  zur  Verfügung")  ;  für  die  letzten  drei  Jahre  müssen  wir  die  Statistik 

•)  VeTgl.  ArbeitstinsteUrnngeu  und  Atusperrmngen  in  OsttmMit  Beilagen  rar  SMMtKjk«»  JMmcoI»- 
sdtrin,  i84)5  bis  1903.  Di«  mUnCgea  Aagabfltt  Ar  1903  «Ind  der  Sodak»  Jb$nä$dUHi,  1904,  IL  Bd« 
ptg.  48,  entnommen. 

7)  staiistique  des  grcva  tt  dt$  rtntm  A  la  cMKOaN»»  *t  ä  farNfraiff  «urMim*  ptndmnt  ki  «MiAt 
lt9J-190S  lPui%  1404/. 

•)  AmiMil  nport  ^tktf^mmitsitm  of  La^fKuSbia^jm  1901/,  pag.XXX  vad  die  feIgead«B  Tdielte 

S9* 
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der  American  Fcdcration  of  Lahnr^)  hcranzielicn.  Die  amtliche  Statistik  lässt  eine 
stetige  Zu-  oder  Abnahme  der  Zahl  der  Strikcs  und  der  an  den  selben  beteiligten 
Arbeiter  nidit  erfcennau  Die  Zdil  der  Ansstiiide  war  am  B^tian  und  am  Seblass 
des  Decenninms  fast  dir  plciclu'.  Dagegen  übt  die  Wirtschaftclage  einen  bemerkens- 
werten Einfluss  auf  den  Umfang  der  Strikebewegung  aus;  in  der  Krisenperiode  von 
1895  bis  1897,  soHFic  in  dem  tmmittelbar  dnrauf  folgenden  Jahr  war  die  Zahl  der 
Strikes  am  geringsten.  Die  Anzahl  der  Sinkenden  war  in  diesen  vier  Jahren  zwei- 
mal eine  geringere,  als  im  Durchschnitt  des  Jahrzehnts  überhaupt.  Es  muss  hervor- 
gehoben werden,  dass  von  1891  bis  1900  die  Zahl  der  in  Industrie,  Handel  etc.  tätigen 
Personen  nm  3i>6%  gestiegen  ist>*)  Berüdcsichttgen  wir  diese  facirächtlidie  Ver- 
mehrung  der  Lohn a rix- it er,  so  ergibt  sich,  dass  der  Umftng  der  Ausstandsbewcgong 
1900  erheblich  geringer  war,  als  zehn  Jahre  vorher. 

Betrachtet  man  die  Strikes  in  den  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Erfolg,  so  ist  zu 
erkennen,  dass  der  Ausgang  der  selben  gegen  das  Ende  des  letzten  Decennitmis  sidi 
für  die  Arbeiter  günstiger  gestaltete.  Während  1891  34,67%  aller  Ausstände  vollen 
oder  teilweisen  Erfolg  hatten,  stieg  diese  Proportion  1900  auf  67.56%.  Allerdings 
traten  einige  Rückschlige  zu  Tage.  Die  folgende  Tabelle  bietet  eine  Übenidit  der 
Strikes  in  den  Vereinigten  Staaten  von  1891  bis  190O, 


Jahr 

Zahl  der 

ZfeU  der 

Von  allen  Strikenden  hatten  m  % 

Strikes 

Strikenden 

vollen  n.  teflwdaen  Erfolg 

keinen  Erfolg 

I891 

1717 

29S  030 

34.67 

05.33 

189-; 

1298 

J06671 

37,53 

62.47 

1893 

1305 

265  914 

39,23 

60,77 

1894 

l.W 

660  4-J.^ 

38.6.» 

61,38 

1895 

1  - 1 5 

39-'  403 

51  — 

4<).— 

1896 

102Ö 

Z4l  170 

55.70 

44.30 

1897 

1078 

408391 

76.19 

2331 

1808 

1050 

J49  00i 

5.\88 

47,12 

1899 

1797 

417072 

68.78 

dM2 

1900 

1779 

505066 

67,56 

32.44 

Ein  auffallender  Gegensatz  ist  hinsichtlich  der  Ergcbniase  der  von  Trades  Unions 
angeordneten  und  geleiteten  und  der  übrigen  Strikes  erkennbar.  Die  Statistik  gibt 
anter  diesem  Gesichtspunct  die  Resultate  der  Ausstandsbewegung  nach  der  Anzahl 
der  betroffenen  Betriebe  bekannt,  nicht  aber  nach  der  Zahl  der  Beteiligten.  Es  re- 
sultiert, dass  Ausstände  (ier  erstgenannten  Art  iin  allgemeinen  viel  mehr  crf<»l!;r(  ich 
sind,  als  die  nicht  von  Organisationen  geleiteten.  Dies  ist  nicht  überraschend. 
Weiter  ist  zu  bemerken,  dass  die  von  Arbeiterorganisationen  geleiteten  Strikes  am 
Ende  des  Jahrzehnts  günstiger  verliefen,  als  am  Anfang  des  sellR-n ;  erfolgreich 
waren  diese  1891  in  47%,  1892  in  48,  1893  65.  1894  in  52,  i8q5  in  69,  1896  in  69, 
1897  in  89,  1898  in  76,  1899  in  91,  1900  in  70^  der  Betriebe.  Von  den  übrigen  Strikes^ 
verliefen  1891  48%  gitnstigr.  hierauf  sank  dieses  Veiiialtnis  auf  35%  im  Jahre  1893,  nm 
im  folgenden  Jahre  auf  56%  an/risteigcn  ;  von  1895  bis  1898  waren  diese  Ausstände 
in  je  36  bis  46%  der  betreffenden  Betriebe  erfolgreich,  1899  in  51%  und  1900  in 
37%  derselben. 

ESn  Mangel  der  americanisdien  Statistik  ist  darin  zu  erbticken,  dass  es  nicht  mög- 
lich ist,  aus  der  selben  genaue  .Auskunft  darüber  zu  erlangen,  wie  sich  die  Erfolge 
der  Strikenden  in  Grossbetheben  einerseits  und  in  Kleinbetrieben  andererseits  ge- 
atalten.  E»  ist  selbstverttandlidi»  Au9  die  ersteien  den  Fordemngen  der  Ariteiter^ 
acbaft  grösseren  Widerstand  entgegenzusetzen  vermögen;  dies  geht  daraus  hervor, 
dass  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Procentsatz  der  Betriebe,  in  wdcben  die  Strikes 

•)  ProetaÜHgs  9/  mnmal  eommlhm  /Waahiagtan  19111-1909/. 

M)  Vergl.  TiMlflk  CfMMis  a/lle  OMM  Slaks  /  Wnbngton  1909/,  U.  Bd.,  pag.  CLII. 
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ohne  Erfolg  waren,  immer  geringer  ist,  als  der  Procentsatz  der  Ausständigen,  für 
welche  die  Strikes  erfolglos  verliefen. 

Die  Aussperrungen  waren  in  derselben  Zeit  in  America  viel  weniger  umfangreich. 
Der  Erfolg  4er  Unternehmer  bei  Aussperrungen  ist  ein  viel  mehr  sdiwankcnder, 
als  der  Strilnerfolg  der  Arbeiter.  Die  Aassperrungen  waren  für  die  Untemdimer 
erfolgreich  1891  in  63,9%  aller  davon  betroffenen  Betriebe,  1892  in  69,1%,  1893 
in  41,9,  1894  in  11,3,  1895  in  13,2,  1896  in  80,4,  1897  in  60.8,  1898  in  63.4,  1899  in  18,0 
und  1900  in  94.3%.  Wenn  vom  Jahre  1900  abgesehen  wird,  in  welchem  eine  grosse 
Zahl  Arbeiter  ausgesperrt  wurde,  so  ist  im  vorigen  Jahndint  eine  Abnahme  des 
Umfangcs  dieser  Arbeitskämpfc  unverkennbar  gewesen.  1903  und  1904  weisen  freilich 
wieder  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Abwehrstrikes  und  Aussperrungen  auf,  wie 
es  beim  Eintritt  der  Krise  erwartet  werden  muaste.^*) 

Die  Statistik  der  American  Fedcraüon  of  Labor,  wdche  sich  nur  auf  solche  Strikes 
erstreckt,  an  welchen  Mitglieder  der  angeschlossenen  Verbände  beteiligt  sind,  konunt 
in  den  letzten  drei  Jahren  zu  den  folgenden  Resultaten: 

Von  den  Strikendcn  hatten  in  %: 

Strikea     Strikende  vollen  und  teUwdaen      keinen  unbekannten 

Erfdg  Erfolg  Erfolg 

igor  .  .  1017        171 2-23  89.6  104  — 

1902  .  .   1558        412  871  85.5  14.5  — 

190S3 .  •  3004        349819  77.1  5.6  17.3 

Im  Jahre  1903  hat  der  Aasstand  der  Bergarbeiter  die  ongewofanlidi  hohe  Zahl 
der  BetetHitcn  verursacht.  Wenn  die  Aanhl  jener,  welche  im  Jahre  tgoa  keinen  Erfolg 
hatten,  gering  erscheint,  so  hat  dies  in  der  Hauptsache  darin  seine  Begründung, 
dass  bei  vielen  Ausständen  das  Ergebnis  noch  unbekannt  war.  als  die  Statistik  ab- 
ge&sst  wurde.  Der  gewaltigste  Arbeiterkampf  der  letzten  Jahre,  der  Strike  der 
pcnnsylvanischcn  Anthracitbergarbeitcr  im  Jahre  Tgo2,  endete  mit  einein  Sieg  der 
Strikenden,  obgleich  er  gegen  den  Kohlentrust  gerichtet  war.  Die  Unternehmer 
waren  bemfissigt,  nachzugeben,  nachdem  die  Pordertmg  nadi  Nationalisierung  der 
Beigwerke  einen  für  s  i  e  bedrohlichen  Umfang  angenommen  hatte.  Der  Strikelonds 
der  Gcwerk-irhaft  war  am  Fndc  des  Ausstandes  höher,  als  am  Beginn  des  selben. 

Die  Gewerkschafter  sind  bessere  Strategen  geworden,  sie  besitzen  Einsicht  in  die 
urirtschaftlichen  Verhältnisse»  die  ihnen  früher  zu  einem  goten  Teil  mangelte.  Aller- 
rdings  kann  das  Vorwirtssdureiten  mir  ein  langsames  sein. 
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LADISLAUS  GUMPLOWICZ  •  POLEMISCHES  ZUR 
FRAUENFRAGE 

Der  Fortschritt  der  menschlichen  Erkenntnis  verläuft  im  Zickzack.  Ist  eine 
neue  Wahrheit  nach  hartem  Ringen  zu  allgemeiner  Geltung  gelang  so 
darf  man  darauf  gefasst  aein,  ate  noch  einigemal  gegen  RfickscUäge  vertetdigoi 
KU  müssen.  In  der  Frauenfrage,  genauer  gesagt:  in  der  Literatur  über  die 
Frauenfragc  machen  wir  eben  jetzt  ein  paar  solcher  Rückschläge  durch.  In 
einer  vielgelcsenen  Streitschrift^)  versichert  uns  Möbius,  die  Frauen- 
emandpation  sei  eine  frivole  und  verderbliche  Auflehnung  wider  die  Vorschrif- 
ten der  klugen  Grossmama  Natur,  welche  die  Weiber  fabriciert  hat  und  auch 
genau  gewusst  hat,  zu  welchem  Zweck  sie  das  tat:  damit  sie  nämlich  Fortpflan- 

u)  Za  t>emerken  iit,  dass  die  Sutistik  der  ArbeiuUmpfe  des  Bandesarbcitsamtat  immer  ent  io  mehr- 
jlhrigen  ZwischenrSumen  ausgegeben  wird. 

>)  P.  J.  Mdbiaa:  Ob§r  dtm  p^^aMogttOtM  Sduimclutim  Ou  WtSbu  /Hilto  19»/. 
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Zungsorgane  der  menschlichen  Rasse  seien,  nicht  aber,  damit  sie  denken.  Dazu 
ist  der  Mann  da.  Zwar  hat  in  Wirklichkeit  sozusagen  auch  der  Mann  etwas 
mit  der  Fortpflanzung  zu  tun,  aber  das  beachtet  Möbius  leider  nicht. 
Dummheit  ist  nach  ihm  des  Normalweibes  erste  Pflicht,  Dummheit  und  Un- 
wissenheit sollen  unentbehrlich  sein  zur  Aufsucht  gesunder  Kinder;  das  mit 
schöpferischer  Geisteskraft  begabte  Weib  dagegen  soll  als  beklagenswerte 
Monstrosität  gelten,  den  unfruchtbaren  gefüllten  Blumen  ähnlich.  Immerhin 
kommen  bei  Möbius  die  Weiber  noch  rergleichsweise  gut  weg;  sie  sollen  ge- 
achtet  werdeti.  weil  sie  Mütter  sind,  und  sehonend  behandelt  werden,  weil  sie 
dumm  sind  und  weil  ihre  Dummheit  zur  moralischen  Weltordnung  gehört. 
Vld,  viel  schlimmer  ergeht  es  den  !■  rauen  in  dem  Buche  des  früh  verstorbenen 
IM^eners  Dr.  Otto  Weinin ger>).  All  jene  Sdimihungen  und  Verwün- 
adiungcn  des  Weibes,  die  im  Laufe  des  Mittelalters  von  seelisch  verstümmelten 
Mönchen  erdacht  wurden,  denen  ihr  gewaltsam  unterdrückter  Geschlechtstrieb 
eine  Quelle  unausgesetzter  Pein  imd  kramphgen  Ekels  war  —  all  das  hat  der 
kenntnisreiche,  aber  durch  und  durch  verschrobene  Verfasser  mit  einigen 
Brocken  Physiologie  und  Pathologie  und  mit  erschrecklich  viel  Scholastik  — 
die  er  kritische  Philosophie  nennt  —  zu  einem  Brei  zusammengerührt.  Und  das 
Resultat  ist:  Alle  Intelligenz  und  alle  Sittlicfakeit  ist  mittnUch;  wo  bei  Weibern 
etwas  derartiges  vorkommt,  da  deutet  es  eben  auf  einen  Zusatz  männlicher 
Natur  im  Weibe.  Das  absolute  Weib  dagegen  —  das  übrigens  Gottlob  nur  als 
abMStracter  Grenzfali  existiert;  denn  nach  Weininger  ist  jeder  concrete  Mensdt 
mehr  oder  minder  ein  Zwitter  — ,  das  absolute  Weib  ist  absolut  dumm  und 
schlecht,  ein  Knäuel  von  Geilheit  und  Kuppelei,  nichts  weiter.  Folglich  muss, 
damit  die  Schweinerei  doch  einmal  ein  Ende  nimmt,  der  männliche  Teil  der 
Menschheit  sich  zum  Cölibat  entschliessen ;  zwar  wird  die  Menschheit  dabei 
aussterben,  aber  das  schadet  nichts,  denn  die  Sede  ist  ja  bekanntU^  unsterblich. 
Punctum  ! 

Da  nun  sowohl  die  verkehrte,  aber  immerhin  discutierbare  Schrift  von  Möbius, 
als  auch  das  undiscutierbare  Buch  von  Weininger  viel  gelesen  und  bewundert 
werden  und  eine  Auflage  nach  der  andern  erleben,  so  kann  es  nicht  schaden, 
wenn  wir  in  aller  Ruhe  wieder  einmal  feststellen,  wie  wir  über  die  Frauen- 
frage denken  und  warum  wir  so  denken.  Die  Gd^^enheit  zu  polemischer 
Auseinandersetzung  mit  den  Argumenten  der  Gegner  wird  dch  dabd  schon  von 

selbst  finden^). 

Wir  fordern  gleiches  Recht  für  beide  Geschlechter.  Diese  unsere  Forderung 
ist  aber  keineswegs  gleichbedeutend  mit  der  Leugnung  der  vorhandenen  physisdien 
und  psycliischcn  Gcschlcchtsunterschicde.  Wie  sollten  wir  auch?  Wir  leugnen 
ja  auch  nicht,  dass  es  tiefgehende  seelische  Unterschiede,  teils  erworbener, 
teils  angeborener  Art,  zwisdien  doi  Indiridnen  eines  Geschlechtes  pbt.  So 
wenig  wir  uns  der  offenkundigen  Tatsache  verschliessen,  dass  der  eine  Knabe 
mit  blauen,  der  andere  mit  schwarzen  Augen  zur  Welt  kommt,  oder  dass  kraft 
angeborener  Anlage  der  eine  untersetzt,  breit  und  kurzhalsig,  der  andere  lang, 
schmal  und  feingliedrig  heranwächst,  80  wenig  haben  wir  Grund,  zu  bestreiten, 
dass  all  diese  verschiedenen  Leiber  grossenieüs  gleichfalls  krait  angeborener 

«)  Otto  Weininger:  GeschhclU  und  CharaHer,  eine  principitlU  UtUerstuHimg;    :^   Auflagt  /WlM 

ond  Lcip>zij;  1904/.  Der  Verfasser  war  ertt  j;^  Jahru  aJt;  wenige  Monate  nach  dem  Erscheinen  des  Buclies 
marhte  er  seinem  Leben  durch  Sclhstmord  ein  Kndc.  Nach  Anpabe  -tcinr  I'h i;:raphen  litt  Weinin^er  an 
epileptischen  Anfällen;  in  meiner  hinterlassenen  Schrift  Ober  die  Ittzien  JJingc  j\VMn  nad  Leiiu\i;:_  icfo^t 
finden  sich  an  mehreren  Stellen  tmiweifclhafte  Zeichen  des  Irrsinns. 

*)  Vorweg  sei  bemerkt:  es  bandelt  sich  für  diesnul  nicht  am  die  AibeitCrianenfrage,  das  betast  loa 
die  Interessen  der  ArbeiterimeB  als  eioes  Teiles  der  aalwMdctaa  md  antgebeotetea  Ftol«tari«iclaaa* 
Dtrtber  mit  Möbioa  nnd  Weininger  zn  streitea,  Itegt  klAa  Grand  vor:  denn  Möbius  ist  ein  «ttlMr  An- 
hlBBet  des  Arbeltafiaaeeaclialses  (vergl.  pag.  10  adnar  Sduift),  und  Weininger  hat  glOdtliAeiweise  dte 
Arbeiterinnenfrage  gar  nicht  aogeschaittcn. 
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Anlage  auch  verschiedene  Bewusstseinsiubalte  oder,  wie  der  populäre  Aus- 
dnwk  ntin  eitnnal  lautet;  verschiedene  Seelen  haben,  ja,  dass  selbst  bei  voll- 
konunencr  Gleichheit  der  äusseren  Bedingungen  die  angeborene  Verschiedenheit 

dieser  Leiber  ihre  Bewtisstseinsinhalte  verschieden  färben  und  modulieren 
würde.  Die  Forderung  gleichen  Rechtes  für  alle  schliesst  daher  quahtative  Ver- 
schiedenheiten des  Studiums  und  Berufes  nicht  aus,  ebensowenig  wie  etwa 
qualitative  \'erschieflenheit  des  Consums;  im  Gegenteil,  jene  Forderung  kann 
nur  erfüllt  werden,  indem  das  Gemeinwesen  die  qualitativ  verschiedenen  Be- 
dürfnisse seiner  einzelnen  Mi^lieder  durch  entsprechend  verschie- 
dene Darbietungen  gleich  gut  befriedigt.  Gleiches  Recht  für  Raucher 
und  Nichtraucher  bedeutet  keineswegs,  dass  man  beide  in  ein  Coupe  zusammen- 
sperrt; es  bedeutet  vielmehr,  dass  der  Raucher  ein  Rauchcoupe,  der  Nicht- 
raucher ein  Nichtrauchcrcoupe  zur  Benutzung  bereit  findet.  Ganz  ähnlich 
verlangen  wir  für  die  Frauen  keineswegs  Gleichheit  etwa  in  dem  Sinne,  wie 
etwa  das  Centrum  für  die  Katholiken  Parität  bei  der  Ämterbesetzung  ver- 
langt Es  ist  doch  wohl  stark  zu  bezweifeln,  ob  den  Frauen  damit  gedient  wäre. 
Nein,  was  wir  verlangen,  ist,  dass  der  Frau  ganz  ebenso  wie  dem  Manne  der 
Weg  offen  stehe  zu  jegHcher  Berufstätigkeit,  zu  der  sie  die  individu- 
elle Befähigung  besitzt;  dass  kein  vorhandenes  Talent  irgend 
eines  Mädchens  bloss  deshalb  zum  Verkununern  verurteilt  werde,  weil  dieses 
Talent  in  einem  Mädchenkopfe  steckt.  Dagegen  können  wir  recht  wohl  das 
Verbot  der  Frauenarbeit  in  bestimmten  gefährlichen  oder  ungesunden  Betrieben 
—  zum  Beispiel  in  den  Spiegelbelegen  —  beffirworteut  wenn  uns  die  Er- 
fahrung einmal  belehrt  hat,  dass  k  i- i  n  c  Frau  diese  Arbeit  verrichten  kann» 
ohne  an  ihrer  Gesundheit  Schaden  zu  nehmen. 

Aber  wenn  wir  zugeben,  dass  das  Weib  physisch  untauglich  sei  zu  bestimmten 
Arbeiten,  die  der  Mann  ohne  besonderen  Sdiaden  auszufiben  vermag,  geben  wir 
damit  nicht  zu,  dass  das  Weib  dem  Maim  gegenüber  —  minderwertig  sei? 

Hier  steckt  der  springende  Punct.  Machen  wir  uns  ein  für  allemal  klar:  Qua- 
litative Verschiedenheit  braucht  noch  lange  nicht  gleichbedeutend  zu  sein  mit 
Ungleichheit  des  Wertes  und  Ranges.  Dass  die  Frauen  an  Leib  und  Seele 
anders  sind,  als  die  Männer,  daran  zweifelt  kein  vernünftiger  Mensch ;  daraus 
folgt  aber  keineswegs,  dass  sie  schlechter  seien.  Von  vornherein  ist  es 
wahrscheinlich,  dass  die  durchschnittlidie  berufliche  Leistungsfähigkeit  der 
Frauen  auf  vielen  Gebieten  eine  andere  sein  werde,  als  die  der  Männer,  imd 
die  Erfahrung  bestätigt  dies  auch;  dass  diese  Leistungsfähigkeit  aber,  alles  in 
allem  genommen,  eine  geringere  sei,  das  hat  noch  keiner  bewiesen,  ausser 
wer  in  schnell  fertiger  Oberflächlichkeit  Unterschiede  der  Erziehung  und  .\us- 
bildung  zu  solchen  der  angeborenen  Befähigung  stempelt.  Diese  Untersctüede 
der  Erzidiung  und  Ausbildung  spielen  heute  noch  eine  gewaltige  Rolle ;  in  den 
meisten  Fällen  ist  für  das  studierende  Mädchen  <U  r  Wc-g  zur  Hochschule  mit 
Domen  gepflastert,  und  sehr  viele  bringen,  nicht  durch  eigene  Schuld,  sondern 
durch  die  Schuld  rückständiger  ünirichtungen,  eine  ungenügende  Vorbildung 
mit,  an  der  sie  während  ihrer  ganzen  Studienzeit  wie  an  einem  Bleigewicht  zu 
schleppen  haben.  Bei  anderen  war  die  V'orbildung  factisch  zureichend,  alier 
unzureichend  im  Sinne  des  Prüfungsreglements,  das  mit  grausamer  Pedantehe 
von  der  Studentin  das  Nachholeii  all  jenes  grossenteils  unnützen  Lemstc^es  er- 
zwingt, den  ihr  männlicher  College  auf  dem  Gymnasitun  hintmtergewürgt  hat  und 
auf  der  Hochschule  fröhlich  vergisst.  Wehe  der  Armen,  der  in  ihrer  Heimat 
nur  ein  lateinloses  Mädchcnlyceum  zur  Verfügung  stand !  Sie  mag  das  Studium 
der  Medicin  anstandslos  absolviert  haben,  mag  in  den  Kliniken  und  Laboratorien 
zur  g^össten  Zufriedenheit  ihrer  Lehrer  arbeiten  —  es  hilft  ihr  nichts;  bevor 
sie  zur  Erlangung  des  Doctordiploms  zugelassen  wird,  muss  sie  ein  Jahr  ihres 
Lebens  verlieren,  um  die  Maturitätsprüfung  einschliesslich  der  lateinischen  De- 
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clination  und  Conjugatioo  nachsnholen.    Wie  deprimierend,  ja  zerrüttend  ein 

solchch  Jahr  geistloser,  zweckloser,  mit  dem  Berufsstudium  in  keinem  inneren 
Zusammenhang  stehender  Büffelei  auf  das  Nervensystem  wirken  kann,  braucht 
ntdit  erst  gesagt  zu  werden.  Und  trotz  solcher  und  ähnlicher,  mandunal  noch 
schlimmerer  künstlicher  Schwierigkeiten  sind  die  Resultate  des  Frauenstudiums 
im  ganzen  wahrlich  keine  schlechten.  Und  zwar  sind  es  nicht  immer  bloss 
gute  Resultate  im  Sinne  einer  braven,  mittelmässigen  Handwerkstüchtigkeit. 
Um  für  diesmal  bloss  einen  Namen  zu  nensieii:  das  Beispid  einer  Marya  Sklo- 
dowska-Curie,  der  Entdeckerin  des  Poloniums  und  Radiums,  sollte  all  diejenigen 
nachdenklich  stimmen,  die  sich  in  der  voreiligen  Beiiauptung  gefallen,  für  den 
allgemeinen  Culttirfortschritt  sei  das  Frattenstudinm  bedeutain^os. 

Aber,  werden  diejenigen  einwenden,  die  ihren  Möbius  oder  gar  ihren  Wet- 
ningcr  gelesen  haben,  die  wirklich  hochbegabten  Frauen  sind  eben  Ausnahme- 
fraucn,  und  diese  Ausnahmefrauen  sind  gar  keine  richtigen  Weiber,  sondern 
|ialbe  Zwitter;  das  männliche  Element  in  ihnen  istes,demsteilureBCh6pferiadai 

( jabcn  verdanketi ! 
Darauf  ist  mehrcrcs  zu  antworten. 

Zunächst  ist  ja  auch  bei  den  Männern  Mittehnässigkdt  die  Regel,  schöpfe- 
rische Begabung  die  Ausnahme.  Dass  hingegen  die  grosse  Mehrzahl  der  geistig 
arbeitenden  Frauen  ihrer  natürlichen  Anlage  nach  schlechteres  Mittelgut 
sei,  als  die  grosse  Mehrzahl  der  geistig  arbeitenden  Männer,  eine  solche  Be- 
hauptung dürfte  mit  der  Erfahrung  schwerlich  in  Einklang  zu  bringen  sein. 
Also :  die  Männlichkeit  an  sich  bedingt  noch  keine  überlep;-ene  Begabung  Das 
aber  wäre  eine  curiose  Männlichkeit,  von  der  die  grosse  Mehrzahl  der  Männer 
nicht  mehr  hatte,  al^  die  grosse  Mehrzahl  der  Frauen  auch. 

Ferner  ist  es  einfach  nicht  wahr,  dass  alle  geistig  bedeutenden  Frauen  eine 
Annäherung  an  den  männlichen  (ksctilcchtstypus  aufweisen.  Wäre  das  richtig, 
dann  dürfte  es  keine  grossen  Schauspielerinnen  geben,  die  mit  hervorragender 
Begabung  echt  weiblidien  Liebreiz  vereinigen;  dann  müssten  Arztinnen,  Dich- 
terinnen. Malerinnen,  soweit  sie  nur  etwas  Rechtes  können,  durchwegs  un- 
schöne zwitterhafte  Geschöpfe  sein,  mit  eckigen  Formen,  harten  Zügen,  strup- 
pigem Bartanflug,  ohne  rechte  Licibesfahigkeit  dem  Manne  gegenüber,  daf&r 
mit  homosexuellen  Neigungen  bdiaftet  Die  Erfahrung  lehrt  von  alledem  das 
Gegenteil.*)  Es  kann  kaum  eine  weiblichere  Erscheinung  geben,  als  jene  der 
Vigee  Lebrun  auf  ihren  meisterhaften  Selbstportraits ;  das  bekannteste  davon 
stellt  die  Künstlerin  mit  ihrem  Kinde  vor,  einem  kleinen  Pradltniädel,  dessen 
blosse  Existenz  jeden  Verdacht  niederschlägt,  als  ob  es  der  Mutter  an  der  rechten 
Weiblichkeit  gefehlt  habe.*^)  Gewiss  gibt  es  unter  den  geistig  bedeutenden  Frauen 
einzdne  hom<»exttelle;  aber  die  gibt  es  unter  den  geistig  bsdeutendea  Männern 
auch  —  man  denke  nur  an  Michelangelo.  Mit  besonderem  Nachdruck  hebt 
Weininger  bei  der  Besprechung  des  Geschlechtslebens  geistig  bedeutender  Frauen 

*)  Habiche  Details  hierflbtr  bringt  die  frisch  und  anregeod  geschritbea«  Broschfire  von  Gr«t«  Msiaal- 
M«ta:  WHitriUuM  mnä  WHbtrvtnuUmng  /Wien  1904/,  die  dne  EnrideniBK  auf  das  oben  gwMgaiata 
WeioiagcndM  Bndi  danlellt. 

•)  Etnen  weitem  Belec  dafOr.  dasü  geistiee  BeRahung  beim  Weibe  nicht  an  homosexuelle  VeranlaRung 
gcknOpft  ist,  liefert  das  Hurh  cim  r  ]  :;!  !,  «  rK  he  dpu  Fi .luenverSchtcr  Wciningcr  mit  jjro'.^miiticpr  Milde 
beuitcilt  Das  Weit,  vom  Manne  erschaffen,  Bekenntnisse  einer  Frau,  aus  dem  Norwegisihen  nach 
der  in.  Auflayc  abersetzt  von  Thyra  Bcntsen  /Herlin  ifO^I-  I^s  ist  die»  eine  ausserordentlich  aufrichtige 
i^elbsUchildcrun);  eioer  Frau,  wetche,  obwohl  zSrtUche  und  gtOckliche  Mutter,  dennoch  den  Ausfall  der 
Erotik  in  ih/em  Leben  ala  klaffende  LQcke  empfindet,  die  keinerlei  geistige  oder  sociale  Betitigoag 
wiiklich  «usaofllUeB  vemif  <—  wie  dies  ja  abrigeu  aadi  bei  Minnen  vorkonat  Von  HooMmeKenUttt 
iat  in  den  Buche  nicbt  die  leiieste  Spur  ni  entdecken:  diea  ift  ein  yollweib,  oder  es  gibt  keine.  Und 
dock  hat  diese  Frnu,  wiewohl  nur  mit  einem  bituichen  lückenhafter  T6<-hterschulbildunK  aosgerflstet  —  et>en 
wegen  dieser  1. (Ideen  ihres  Wissens  hSlt  sie  vieles  an  Weininger  für  originell,  was  in  Wixklichkeit  schon 

oft  vor  ihm  ^r-sai^t  uiiidi-  — .  mit  ihrem  Buche  den  Beweii  geliefert«  dMt  nie  a>  gaiatigeK  Kdooen 
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hervor:  »Gleich  die  erste  der  geschtchtlidhen  Abfolge  nach,  gleich  Sappho  war 
conträrsexuell  !c  Aber  diese  selbe  Sa|^o  ist  um  der  Treulosigkeit  eines  ge- 
liebten Mannes  willen  in  den  Tod  j>-egangen;  und  in  einem  ihrer  Gedichte  ^eig^t 
sie.  sich  als  liebende  Mutter :  »Holdselige  Kleis,  dich  geb'  ich  um  Lydiens  Gold 
mdit,  mein  Kind,  mir  tetnner  als  Lesbos  1«  Daneben  hat  sie  f  retlicli  homosexuelle 
Allotria  getrieben,  wie  ja  auch  Sokratcs  seine  Xntitippe  hatte,  daneben  aber  auch 
sdlöne  Jünglinge  liebte.  In  beiden  Fällen  dürfte  es  doch  wohl  fraglich  sein, 
ob  «lie  homosexuellen  Liebschaften  als  Befriedigung  eines  unabweisbaren  aB* 
normen  Naturtriebs  zu  deuten  sind  oder  einfach  ak  Ansteckung  durch  ein 
i;ang  und  gäbes,  von  der  Sitte  geduldetes  Laster. 

Wäre  es  übrigens  richtig,  was  Weininger  behauptet,  dass  alle  geistige 
Schdpferloaft  d^  mämUiclum  Element  zozusdireiben,  das  durch  keinerlei 
männlichen  Zusatz  in  ihrem  Wesen  veredelte  absolute  IVcib  dagegen  als  absolut 
dtunmes  Geschöpf  zu  denken  sei,  dann  müsste  der  homosexuelle  Mann,  als  einer, 
in  dem  jedenfalls  mehr  Weiblichkeit  stecken  dürfte,  als  im  Durchschnitt«nann, 
regelmässig  ein  unternormaler  Dummkopf  sein.  Was  fangen  wir  aber  danii 
mit  Michelangelo  an.  was  mit  Phidias,  mit  Alkibiades,  was  mit  Platen  und  was 
mit  Plato?  Was  mit  Hadrian,  einen)  der  tüchtigsten  Herrscher  des  alten  Kömer-  / 
rdchs?  Was  mit  Hafis,  was  nut  Benvenuto  Cellini?  Was  mit  Oscar  Wilde, 
dessen  cultureller  Feinsinn  die  feinsten  Geister  unserer  Zeit  entzückte?  Sagt 
man  uns:  das  waren  eben  keine  wirklichen  Homosexuellen,  keine  von  Geburt 
«R  weibisch  beanlagten  Halbmänner,  sondern  Volbnänner,  die  nur  durch 
schlechtes  Beispiel,  Verführung  etc.  zu  Päderasten  geworden  sind  —  was  übri- 
gens für  Hadrian  und  Michelangelo  schwerlich,  für  den  Grafen  Platen  wohl 
sicher  nicht  stimmen  dürfte  —  dann  liegt  die  Antwort  nahe:  gut,  wer  bürgt 
uns  dann  dafür,  dass  es  sich  mit  der  Homosexualität  berühmter  Frauen  nicht 
«benso  verhält? 

Übrigens  schneidet  sich  Weininger  das  —  von  ihm  nicht  gebrauchte,  aber 
tar  Verteidigung  seines  Standpimctes  unentbehrliche  —  Argument,  die  schein- 
baren Homosexuellen  unter  den  genialen  Männern  seien  in  Wirklichkeit  nur 
Cclej^enheitspäderasten,  in  blindem  Eifer  selbst  ab.  Um  die  Weiblichkeit  genialer 
Frauen  den  handgreiflichsten  Beweisen  zum  Trotz  verdächtig  zu  machen, 
Spricht  er  ihren  LieUiabem  die  Männlichkeit  ab.  So  werden  Musset  und  Chopin 
zur  Strafe  für  ihre  Beziehungen  zu  George  Sand  unter  die  hochgradig  weibischen 
Männer  eingereiht;  das  gleiche  widerfährt  Robert  Schumann,  weil  seine  Frau 
«ine  hochbegabte  Kfinsdwhi  war,  und  Franz  liszt,  weil  er  eine  Schriftstellerin 
zur  Geliebten  hattei  Um  aber  den  armen  Liszt  noch  mehr  anzuschwärzen,  wird 
behauptet,  dass  seine  »Freundschaft  für  den  auch  nicht  vollkommen  männlichen 
und  jedenfalls  etwas  päderastisch  veranlagten  Wagner  [?!!]  fast  ebensoviel 
Homosexualität  in  sich  schloss,  wie  die  schwärmerische  Verehrung,  die  dem 
letzteren  von  König  Ludwig  II.  von  Bayern  entgegengebracht  wurdec.  Natür- 
lich wird  auch  der  Schatten  Michelangelos  heraufbeschworen,  um  nämlich 
seine  Freundin  Vittoria  Colonna  der  Mannweiblichkeit  zu  überföhren.  Wahr- 
lich, an  Weininger  ist  ein  Staatsanwalt  verloren  gegangen !  Aber  —  nun  kommt 
das  Aber:  wenn  weibische  Halbmänner  so  geniale  Dichter  sein  können,  wie 
Musset,  so  geniale  Musiker,  wie  Chopin  und  Schumann,  ja  solche  überragend 
geniale  Kraftkerle,  wie  Michelangelo  und  Richard  Wagner  —  wo  bleibt  da  der 
Parallelismus  zwischen  Genie  und  Männlichkeit? 

Und  das  ist  noch  nicht  alles.  Auch  abgesehen  von  den  wirklichen  oder  an- 
geUicfaen  Homosexuellen  gibt  es  Männer,  die  mit  höchster  geistiger  Begabung 
eine  auffallend  geringe  Activität  in  geschlechtlicher  Beziehung  verein i^-cn. 
Waren  nicht  Kant  und  Spinoza  einsame  Hagestolze?  Ist  nicht  Fechner  nach 
einem  langen,  arbeitsreichen  Leben  kinderlos  gestorben?  Und  wenn  nun  eine 
Femintstin  daherkäme  und  dedoderte:  das  Genie  ist  nicht  ein  Extract  der 
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Männlichkeit,  sondern  ein  Extract  der  Weiblichkeit;  Kant  und  Spfaioza  und 
Fechner  und  Michelangelo  und  Richard  Wagner  waren  gerade  deshalb  genial, 

weil  abnorm  viel  Weiblichkeit  in  ihnen  steckte  —  was  könnte  man  ihr  ant- 
worten? Doch  eben  nur,  dass  ihre  Argumentation  geradeso  willkürlich  sei,  wie 
jene  von  Weininger,  und  dass  beide  nichts  beweisen. 

Ungleich  ernsthafter,  als  die  wacklige  Theorie  von  der  Homosexualität  der 
begabten  Frauen,  ist  ein  anderes  Argument  zu  nehmen:  die  Frage  nämlich, 
warum  dem  langen  Verzeichnis  männitdier  Genies  keine  annähernd  ebenso 
stattliche  Liste  ebenbürtiger  weiblicher  Genies  gegenübersteht?  Nun  möchte 
ich  keineswegs  behaupten,  den  Schlüssel  zu  diesem  Problem  in  der  Tasche  zu 
haben;  aber  ich  möchte  doch  in  sozusagen  feuilletonistischer  Weise  auf  einen 
zwar  nicht  neuen,  trotzdem  aber  gewöhnlich  nicht  genagend  gewürdigten  Ge- 
sichtspunct  hinweisen.  Wir  besitzen  keine  Methode  zur  unmittelbaren  Messung 
genialer  Anlagen;  vielleicht  wird  nach  Jahrhunderten  eine  vervollkommnete 
experimentelle  Psychologie  eine  solche  besitzen.  Bis  jetzt  aber  wird  das  Genie 
in  der  Regel  an  seinen  Leistungen  erkannt  und  nach  seinen  Werken 
taxiert.  Damit  aber  Werke  von  so  hoher  X'ortrefiflichkeit  und  Originalität  zu 
Stande  kommen,  dam  sie  auf  uns  den  Eindruck  des  Genialen  machen,  dann  ist 
mindestens  zweierlei  nötig:  eine  angeborene  geniale  Begabung  und  ein  m^- 
lichst  zweckmässiger  Bildungsgang,  der  diese  Begabung  harmonisch  entfaltet, 
systematisch  übt  und  sie  sozusagen  mit  dem  nötigen  Handwerkszeug  ausrüstet. 
Denn  darauf  kommt  es  gerade  an,  dass  die  Aneignung  des  Technischen  der  Sis- 
herigen  Kunstübung  beziehungsweise  die  Aneignung  des  bisher  aufgehäuften 
Wissensmateriais  und  der  bisher  vorhandenen  Forschungsmethoden  möglichst 
wenig  Kraft  und  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  damit  noch  Zeit  und  Spannkraft 
übrig  bleibe  zur  Eroberung  geistigen  Neulandes.  Ndimen  wir  zwei  Beispiele. 
Aus  einer  Zeitungsnotiz  crfaliren  wir  von  einem  armen  Bauern  irgendwo  in 
Russland  oder  Ukraina,  der,  obwohl  ohne  allen  Schulunterricht  aufgewachsen, 
dennoch  erst  die  ganze  Bibel,  dann  eine  Menge  weltlicher  Bücher  gelesen,  als 

Sectenstifter  oder  Agitator  den  geistigen  Gcsicht*;krois  seiner  Nachbarn  binnen 
wenigen  Jahren  um  ein  halbes  Jahrhundert  erweitert  hat  und  dafür  von  Rechts 
wegen  zu  zwanzig  Jahren  Zwangsarbeit  in  Ostsibirien  verurteilt  wurde.  An- 
dererseits lernen  wir  in  einer  der  Hauptstädte  Westeuropas  einen  in  seinem 
Facli  äusserst  tüchtigen  jungen  Universitätsprofessor  kennen,  der  in  den  zwölf 
Jahren  seit  seiner  Doctorpromotion  schon  vier  neue  Bacillen  entdeckt  hat;  wir 
erkundigen  uns  nadi  seinem  Bildungsgang  und  erfahren,  dass  schon  sein  Vater 
ein  anerkannter  Gelehrter  war  und  eine  reiche  und  gehüdefe  Daiuc  y.ur  Frau 
nalim.  Die  Vermutung  ist  gestattet,  dass,  was  die  angeborene  Anlage  betrifft, 
der  Bauer  vielleicht  ebenso  begabt  war,  wie  der  Professor.  Aber  densdben 
Aufwand  an  geistiger  Kraft,  den  dieser,  in  einer  mit  Bildungskeimen  gesättigten 
Atmosphäre  aufwachsend,  von  den  besten  Lehrern  geleitet,  durch  die  besten 
Lehrmittel  gefördert,  in  aller  Gemächlichkeit  dazu  benützen  konnte,  imi  der 
Reihe  nach  Student,  Candidat,  Doctor,  Docent  und  schliesslich  Professor  zu 
werden,  denselben  oder  vielleicht  einen  noch  grösseren  Aufwand  an  geistiger 
Kraft  hat  jener  dazu  verbrauchen  müssen,  um  als  schon  erwachsener  An- 
alphabet an  arbeitsfreien  Winterabenden  nachträglich  noch  lesen  und  sdireiben 
zu  lernen  und  später,  als  er  wirklich  zu  lesen  anfing,  die  Fülle  der  auf  ihn  ein- 
dringenden fremdartigen  X'orstcllungsinhalte  zu  bewältigen  und  in  ein  logisches 
System  zu  ordnen  —  mag  dieses  System  auch,  an  den  reifen  Ergebnissen  west- 
europäischer Wissenschaft  gemessen,  noch  so  unreif  und  dürftig  erscheinen. 
Auf  der  Liste  der  historisch  bekannt  gewordenen  Genies  steht  also  nur  ein  kleiner 
Bruchteil  der  genial  Geborenen:  diejenigen  nämlich,  die  in  ein  der  Entfaltung 
ihrer  Anlagen  günstiges  Milieu  entweder  hineingeboren  wurden  oder  noch 
rechtzeitig  einzudringen  vermochten.  Die  Zahl  der  verkümmerten  Genies  aber. 
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die  es  entweder  zu  gar  keiner  Leistung  gebracht  haben  oder  in  einem  mühsam 
erworbenen  handwerklichen  Können  stecken  geblieben  sind,  ist  höchst  wahr- 
scheinlich sehr  viel  grösser,  als  jene  der  erfolgreichen  Genies.  Um  also  fest* 
stdien  tu  kofuien»  ob  eine  Classe  menschlicher  Wesen  wirklich  ärmer  an  Genies 
ist,  als  eine  aridere,  muss  man  erst  die  ChancendcrAusbildung  gleich 
machen.  Wie  steht  es  aber  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Frauenwelt?  über  die 
wtridiche  Leistungsfähigkeit  der  Frauen  wissen  wir  kaum  so  viel,  wie  wir  Yor 
vierzig  Jahren  von  den  Japanern  wussten.  Neun  Zehntel  der  studierten  Frauen 
'  von  heute  kommen  für  den  Vergleich  nicht  in  Betracht,  denn  sie  haben  sieben 
Berge  übersteigen  und  sieben  Ströme  durchschwimmen  müssen,  um  das  gebahnte 
Geleise  eines  regelrechten  akademischen  Studiums  zu  erreichen.  Wenn  sie 
dabei  nicht  zusammengebrochen  sind,  wenn  sie  ihre  Arbeitsfähigkeit  bew'ahrt 
haben  und  nunmehr  mit  dem  Durchschnitt  gleichen  Schritt  halten,  so  ist  das 
alles,  was  man  von  ihnen  verlangen  kann;  und  leisten  einzelne  mdir,  so  ist 
das  ein  beschämendes  ^ugnis  dafür,  wieviel  an  ihren  Geschlechtsgenosstnnen 
gesündigt  wurde  und  noch  gesundigt  wird. 

Aber  halt  da !  Haben  nicht  die  Frauen  —  siehe  Möbius !  —  ein  kleineres 
Gdiirn,  als  die  Männer  ?  Und  beweist  das  nicht,  dass  die  Weiber  dummer  sind 
als  wir  Herren  der  Schöpfung? 

Zunächst  stelle  ich  fest:  wer  sich  auf  dieses  Argument  beruft,  der  wirft  damit 
das  Weiningersche  Buch  in  die  Rumpelkammer,  als  auf  einer  fictiven  Grundlage 
aufgebaut  und  somit  wertlos.  Denn  Weininger  geht  von  der  Voraussetzung 
aus,  dass  die  geistigen  Fähigkeiten  Functionen  einer  immateriellen  Seele  seien, 
die  sich  den  sündigen  Menschenleib  nur  zeitweilig  zum  Gefäss  erkoren  habe, 
und  gelangt  —  nach  mancherlei  3prüngen  allerdings  —  zu  dem  Schlüsse,  dass 
der  Gehalt  eines  Menschen  an  unsterblicher  Seele  zusammenfalle  mit  seinem 
Gehalt  an  Männlichkeit,  so  dass  wir  uns  das  absolute  Weib  als  völlig  seelenlos 
ra  denken  haben.  Nun  wohl,  die  immaterielle  Seele  hat  in  einem  Stecknadel- 
kopf Platz,  folglicli  kann  sie  in  1400  Gramm  Gehirnsubstanz  ganz  ebenso  vor- 
trefflich einquartiert  sein,  wie  in  1500  Gramm.  Wer  sich  also  auch  nur  in  den 
gröbsten,  allgemeinsten  Zügen  auf  Weiningers  Standpunct  stellt,  dem  hat  die 
ganze  Gehirngewichtsdebatte  v^lig  gleichgiltig  zu  sein.  Nur  wenn  wir 
unter  Seele  nichts  anderes  verstehen,  als  die  Bewiisstscinsinhalte  des  mensch- 
lichen Leibes,  und  wenn  wir  es  weiter  als  feststehend  betrachten,  dass  sich  die 
SidischeH  Functionen  unseres  Leibes  ausschliesslich  oder  hauptsächlich  in  un- 
serem Nervensystem  conccntricren,  erst  dann  _i;owinnt  die  Frage  Sinn  und 
Interesse,  ob  das,  was  im  Menschen  emptindet  und  denkt,  das  Nervensystem 
nämlich,  beim  Weibe  in  der  Tat  schlechter  entwickelt  sei,  als  beim  Mann. 

Aber  lassen  wir  Weininger  bei  Seite  uwl  halten  wir  uns  an  Möbius,  der  ja 
in  der  Tat  ein  ungleich  ernster  zu  nehmender  (iegncr  ist,  als  der  bedauernswerte 
Weininger°).  Möbius  also,  bekanntlich  ein  angesehener  Fachmann  auf  dem 
Gdiiet  der  Nervenpathologie,  belehrt  uns,  dass  von  559  männlichen  Gdiimen» 
die  der  verstorbene  Professor  Bischoff  in  München  wog,  das  schwerste  1^25 
Gramm,  das  leichteste  1018  Gramm  wog;  von  347  weiblichen  Gehirnen,  die 
derselbe  Forscher  untersuchte,  wog  das  leichteste  820  Gramm,  das  schwerste 
1565  Gramm.  Das  Durchschnittsgewicht  der  männlichen  Gdiirne  betrug  1362 
Gramm,  jenes  der  weihlichen  1239  Gramm.  Sonnt  betrug  der  Unterschied 
zwischen  dem  schwersten  und  leichtesten  Männerhirn  907  Gramm  oder  fast 

•)  Die  ZnsamtnenstcllnnK  mit  WeinJnger  etnpfimtet  Möbius  selbst  vehr  peinlich.  In  einer  le«Mi«wcrten 
kleinen  hrift  ((ieschlecki  und  UHhescheUenhtit  ,'HaUo  K104O  seut  siih  M.,lnus  mit  Mcininncr^ 
Geschtecht  und  Charakter  auseinander  timi  «le^kt  ilie  Sthwächen  ile«  Burhes  itmi  «.eines  Autors  /uro 
Teil  recht  unbarmherzig;  auf.  Möbius  reißt  ^i'.  h  j;er.i<lMU  bertOrzt  Aber  «.einen  selt«.araen  Jüngor  und 
dessen  r.i<hb><:r  T(ii!>citon.  Aber  er  hatte  diesen  Erfolg  seinea  Auftretens  voraassehen  können:  denn  wer 
itm  Ge  I  h!o  ht  aui^ke]  <lcs  Du rchscbni tttmannes  Aotdnick  l«tht,  den  abendreit  «ad  abertrnmpft  unfeU- 
tMT  —  der  Weiberhass  des  MmcU  IPwwtm. 
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neun  Zehntel  des  Gewichtes  des  leichleren  Hirnes;  der  Untersdiicd  zwischen 
«incm  durchschnittlichen  Männerhim  und  einem  durchschnittlichen  Weiberhira 
betrug  dag^n  nur  143  Gramin,  öder  weniger  als  ein  Achtel  des  Durchsdinitt»- 
gewichts  weiblicher  Gehirne.  Das  schwerste  weibliche  Gehirn  aber  war  um 
volle  547  Gramm,  also  um  mehr  als  die  Hälfte  schwerer,  als  das  leichteste 
Männerhim.  Sollte  also  wirMtch  das  Himgewicht  für  einen  sicheren  Massstab 
der  Intelligenz  gelten,  so  würde  aus  den  Zahlen  von  Bischoff  vor  allem  folgen, 
dass  die  geistigen  Unterschiede  zwischen  Mann  und  Mann  um  ein  Viel- 
faches grösser  und  einschneidender  sind,  als  der  Unterschied  zwischen  dem 
Durchschnittsmann  und  der  Durchschnittsfrau. 

Aber  ist  denn  das  Hirngewiclit  wirklich  ein  sicherer  Massstab  des  Intellects? 
Vor  allem:  Ist  das  Himgewicht  Erwachsener  ein  zuverlässiger  Massstab  der 
angeborenen  geistigen  Begabung ?  Von  so  xiemUdi  allen  Organen  wissen 
wir.  dass  sie  bei  anhaltender  Übung  an  Gewicht  zunehmen,  bei  geringer  Tätig- 
keit an  (lewicht  verlieren;  dass  dies  beim  Nervensystem  anders  sein  sollte,  ist 
zum  mindesten  unwahrscheinlich.  Nun  steht  es  fest  und  wird  gerade  von  den 
Anhängern  der  Frauenemancipation  betont,  dass  den  Frauen  bis  jetzt  im 
allgemeinen  ungleich  weniger  Gelegenheit  zu  systematischer  (""bung  ihrer  Geistes- 
kräfte geboten  wird,  als  den  Männern.  Ganz  besonders  trifft  dies  zu  für  die 
Frauen  der  allerärmsten  und  unwissendsten  Volksschichten,  deren  Leichen  ja 
hauptsächlich  das  Studienmaterial  des  Anatomen  darstellen;  und  in  den  sieb- 
ziger Jahren,  als  Bischoff  seine  Untersuchungen  vornahm  —  sein  Buch  erschien 
1880  —  dürfte  es  in  noch  höhcrem  Grade  zugetroffen  haben,  als  heute.  Ferner 
ist  zu  l)eachten.  dass  das  Gehirn  als  vom  übrigen  Nervensystem  losgetrenntes 
Gebilde  eigentlich  ein  Kunstproduct  des  Seciermessers  ist;  im  lebenden 
Menschen  bildet  das  p^esamte  Nervensystem  eine  ununterbrochene  Einheit. 
Beständig  wirken  auf  die  über  den  ganzen  Körper  verstreuten  feinsten  Nerven- 
endigungen Empfindungsreize  ein,  welche  sodann  durch  die  Nervenfasern  cen- 
tralwärts  bis  zur  Gehirnrinde  geleitet  werden ;  und  umgekehrt  gehen  von  der 
Gdiirnrinde  Functionsimpulse  —  vor  allem  Bewegungsimpulse  —  in  ununter- 
brochener Leitung  nach  den  entferntesten  Körperstellen.  Es  ist  somit  fragli^ 
ob  irgend  eine  X'orstellung  im  Bewusstsein  auftauchen  kann,  ohne  dass  ausser- 
halb der  Schadclcapsel  verlaufende  Nervenbahnen  dabei  miterregt  würden. 
Dass  es  ffir  den  Anatomen  so  gut  wie  unmöglich  ist,  das  gesamte  Nervensystem 
mit  seinen  tausendfachen  feinen  \'(  rzwcigungcn  rein  herauszupräparieren  und 
zu  wägen,  während  es  recht  wohl  für  ihn  möglich  ist,  da.s  Rückenmark  und  die 
zwölf  Paar  Hirnnerven  dort,  wo  sie  durch  die  Schädellöcher  hindurchtreten, 
mit  dem  Messer  zu  durchschneiden  und  den  so  erhaltenen  Stumpf  als  Gehirn 
.nuf  die  Wagschale  zu  legen  —  das  ist  eine  rein  technische  Schwierigkeit,  die 
an  der  principiellen  Seite  der  Frage  nichts  ändert  Wollte  ich  also  pedantisch 
sein,  so  konnte  ich  fragen:  Wer  bfirgt  mir  dafür,  dass  beim  Weibe  das  etwas 
geringere  Gewicht  des  Gehirns  nicht  vielleicht  compensiert,  wird  durch  ein 
grösseres  Gewicht  solcher  Teile  des  Nervensystems,  die  ausserhalb  der  Schädel- 
capsel  liegen  und  deshalb  aus  Gründen  der  anatomischen  Technik  nicht  mit 
zum  Gehirn  gezählt  werden»  die  aber  gleidifalls  an  den  geistigen  Functionen 
beteiligt  sind? 

Aber  die  Sache  hat  noch  ganz  andere  Haken.  Nicht  nur  das  Nervensystem 
ist  in  sich  eine  unaufloslidie  Einheit,  sondern  das  Nervensystem  als  Ganses 

biUiet  eine  unauflösliche  Einheit  mit  dem  Gcsamtleibc.  Es  pfiht  bekanntlich 
kein  Organ  im  lebenden  KfMper,  das  nicht  mit  Nerven  versehen,  von  Nerven- 
fasern durchzc^n  wäre.  Von  all  diraen  Organen  aus  wirken  auf  die  Nerven- 
fasern Reize  ein,  die  centnlnrilrts  weitergelettet  «rerden,  und  umgekehrt  empfan- 
gen die  Organe  vom  Nervensystem  aus  Functionsimpulse.  die  unmittelbar  oder 
mittelbar  von  der  Tätigkeit  der  Gehirnrinde  beeinflusst  werden.    So  bildet  die 
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Gdrimrinde  g^Ieichsam  eine  Vertretung  sämtlicher  Organe  des  Korpers;  ob  es 

irgend  einen  Teil  der  Gehirnrinde  gibt,  der  nicht  mit  irgendeinem  peripheren^) 
Organ  in  directer  leitender  Verbindung  stünde,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Dem- 
naai  ist  es  nur  natfirlidi,  dan»  wie  auch  MSbias'')  zugibt,  bei  sonst  gleichen 
Umständen  mit  dem  Körpergewidit  auch  das  Gehirngewicht  wächst ;  ein  klei- 
nerer Körper  braucht  sozusagen  auch  eine  kleinere  ProjcctiDUsflächc.  Deswegen 
braucht  aber  so  ein  kleiner  Mann  mit  seinem  kleinen  Gehirn  durchaus  nicht 
d&nmwr  xa  sein,  als  ein  grosser  —  man  denke  an  Napolfon  1. 1  —  wenn  sein 
Urines  Gehirn  nur  für  seinen  kleinen  Körper  gross  genug  ist.  Das 
relative  Gebimgewicht  scheint  demnach  —  hierfiir  sprechen  auch  andere 
Tatsachen  —  in  einer  näheren  Beiidiung  zur  Intdligenz  zu  stehen,  als  das 
absolute.  Nun  sind  aber  die  Frauen  im  Durchschnitt  beträchtlich  kleiner  und 
leichter,  als  die  Männer ;  das  nimmt  den  Bischoffschen  Zahlen 
alle  Bedeutung  für  unsere  Streitfrage.  Mpbiu^  inüsste  erst 
einmal  beweisen,  dass  bei  gleichem  Körpergewicht  die  h'rauen  ein  ' 
geringeres  Gehimgewicht  haben,  als  die  Männer,  dann  wäre  die  Sache  schon 
emster.  Die  von  ihm  mitgeteilten  Zahlen  über  den  Kopftuniang  lebender 
Männer  und  Frauen  (geistig  normale  Männer  54  bis  57  Centimeter  und  mehr; 
geistig  normale  Frauen  50  bis  57  Centimeter)  scheinen  mir  in  dieser  Hinsicht 
blutwenig  zu  beweisen,  denn  Gehirngewicht  und  Kopfumfang  sind  stark 
zweierlei.  Abgesehen  von  der  Möglichkeit,  dass  der  kleinere  Horizontalumfang  ' 
der  Frauenköpfe  vielleicht  durch  einen  Formunterschied  mitbedingt  sein  könnte» 
besteht  der  Kopf  bekanntlich  nicht  aus  Gehirnsubstänz  allein,  sondern  unter 
anderem  auch  aus  Haut,  Muskeln  und  Knochen;  und  dass  die  Haut  der  Frauen 
dünner  ist»  dass  ihre  Muskeln  schwächer  und  ihre  Knochen  zarter  sind,  ist  be- 
kannt'). Übrigens  ist  der  menschliche  Mann  mit  seinen  lumpigen  zwei  Centi- 
metern  Kopfumfang,  die  er,  nach  den  Möbiusschen  Angaben  zu  schliessen,  durch- 
schnittlich vor  einer  gleich  grossen  Frau  voraus  hätte,  noch  ein  elender  Stümper 
gi^en  den  männlichen  Gorilla.  Der  übertrifft  sein  Weibchen  noch  ganz  anders 
an  Kopfumfang;  das  kommt  aber  nicht  etwa  von  seiner  sublimen  Intelligenz, 
sondern  von  seinen  mächtigen  Kaumuskeln  und  den  gewaltigen  Knochen- 
kämmen, die  diesen  Muskeln  zum  Ansatz  dienen. 

Aber  weiter.  Es  gibt  ein  Tier,  dessen  absolutes  Hirngewicht  viel  grösser  ist» 
als  das  des  Menschen:  der  Elefant.  Wenn  ich  nun  an  Möbius  die  Frage  richtete: 
wartun  sind  die  Elefanten  nicht  klüger,  als  wir,  warum  haben  sie  uns  dimune 
lifienschlein  mit  unseren  Ideinen  Gdiirnchen^nidit  längst  in  Grund  und  Boden 
gestampft?  Möbius  würde  mich  vermutlich  belehren,  das  relative  Hirn- 
gewicht  sei  beim  Elefanten  ungleich  kleiner,  als  beim  Menschen,  und  darauf 
komme  es  an.  Schon,  aber  Spats  tmd  Zeisig  haben  im  Vergleich  zu  ihrem 
winzigen  federleichten  Körperchen  ein  viel  grösseres  relatives  HirngcwiLlit.  als 
der  Mensch ;  warum  beherrschen  nun  nicht  Spatzen  und  Zeisige  die  Erde, 
sondern  wir  Menschen?  Darauf  ist  nur  mehr  eine  Antwort  möglich:  Weil 
weder  das  absolute,  noch  das  relative  Hirngewtcht  an 

*)  Du  beisst  f(egm  die  ObernSche  des  K^irper»  hin  gelegenen.  Jedoch  kt  der  Atttdrack  nkht  wflrtikb 

zu  nrhnirr..  Komlcm  c-<;  sinil  einf.i(  h  die  r.i>  ht  zum  Ncmaqntca  ffihiligta  Otfßa»  gCDieist 

•)  Vcrgl.  paj;        «einer  in  Note  i  een.ir.ntrn  Schrift.  n 

•)  Hier  nnjihtc  ;  h  juf  fol^iT.ilc»  aifmcrks.^m   in.ii  hen.    D.i  vich  liic  Form  des  KopfiTn'.ir  j     mehr  o^Ici 

Binder  der  Kreisfnrm  nühert,  &o  betrügt  der  Umfanf;  beiUufig  das  Dreifache  iles  Durchmc.<>seis.  lüner 

ITiiifmiiumliiiii   von  t  Ccntimetetn  entspricht  also  eise  ZooihM  des  Dttrchmesscrs  um  */]  Centimeter 

lMiiiiiiiiiH.iiniin .  d«  da  Dorchmeaier  die  SchMtfaieckw  an  iwei  •yaBetriicbea  Stellen  ichaeidet.  na  ja 

%  rniillinfiHii  radita  and  liaks.  Wenn  alao  boia  Maaa«  die  SAldelkiiocbeo  unt  Hast  md  Mockehi 

aadi  aar  am  3  Millimeter  dicker  find,  »l«  beia  Waibe,  so  reicht  dies  au«,  na  Jene  Umfan}:<^<liffcrene 

von  3  Centimetem  hervomrafea,  welcher  Möbius  eine  so  bohe  Bedeotnng  tuscbreibt.  Und  bod  veigegen- 

wArti^r  man  sich  einmal  die  ITnter^chiedc  der  HanJ^t  hiihnummern  bei  Herren  und  UaatBi  aso  ffafS  dw 

BJicbstbesten  Schuster  nach  den  Massen  f&i  miniklicbes  und  weibliches  t<chahwcrk! 
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sich  über  die  Leistungsfähigkeit  des  Gehirns  ent- 
scheidet. 

Warum  dem  so  ist?  Ja,  warum  sollte  es  anders  sein?  Wundert  sich  jemand 
darüber,  dass  ein  Revolver  eine  furchtbarere  Waffe  ist^  als  eine  Steinschloss- 
flinte?  Oder  dass  eine  winzige  goldene  Damenuhr  genauer  geht,  als  eine  riesige 
Sechsmarkuhr  aus  schlechtem  Metall  und  mit  schlechtem  Werk?  £s  kommt 
eben  bei  Werkzeugen  wie  bei  Organen  nicht  auf  die  Masse  allein  an,  sondern 
auf  den  Bau.  Und  wer  so  nachdrücklidi,  wie  Möbius,  betont,  dass  der  weibliche 
Körper  in  jedem  Organe,  in  jedem  seiner  Gewebe,  ja  in  jeder  Zelle  quali- 
tativ vom  männlichen  verschieden  sei  —  »jede  'Zelle  ist  geschlechtlich  ab- 
gestempelte — ,  der  sollte  doch  auch  bedenken,  dass  eine  solche  qnalitatire  Ver- 
schiedenheit die  rein  quantitative  Vei^leicbung  aufs  änsserste  erschwer^  wo 
nicht  ausschliesst. 

Ebenso  wenig  überzeugend  sind  aber  auch  die  Schlüsse,  die  Möbius  atu  den 

Befunden  von  Rüdinger  über  die  Formen  männlicher  und  weiblicher  Gehirne*") 
ableitet  Rüdinger,  dessen  Befunde  von  anderen  Fachleuten  bestritten  werden, 
hat  einzelne  Gehirnwindungen  bcun  Manne  besser  entwickelt  gefunden, 
nändich  den  medialen  Windungszug  des  Scheitcllappens  und  die  innere  obere 
Übergangswindung,  ferner  die  dritte  Stirnwindung.  Was  die  beiden  erst- 
genannten Windtmgen  betrilft,  so  habe  ich  aus  der  Schrift  von  Möbius  ztun 
erstenmal  erfahren,  dass  man  neuestens  auch  sie  einer  ausschlaggebenden 
Bedeutung  für  das  Geistesleben  verdächtigt;  die  Mode  scheint  in  diesem  Puncte 
ziemlich  rasch  gewechselt  zu  haben.  Um  so  bekannter  ist  die  Function  der 
dritten  Stirnwindung;  sie  ist  das  S  p  r  e  c  h  centrum.  Wird  sie  durch  Krank- 
heit zerstört,  so  tritt  Unfähigkeit  zum  Sprechen  ein.  Nun  ist  aber  nach  Möbius 
das  Sprechen  gerade  die  Hauptstärke  der  Weiber:  »ihre  körperliche  Schwäche 
hindert  sie,  mit  der  Faust  zu  fechten,  ihre  geistige  Schwäche  lässt  sie  auf 
Beweise  verzichten,  also  bleibt  nur  die  Fülle  der  W^er  .  .  .  Das  Sdiwatien 
gewährt  dem  Weibe  unendliches  \'cr}?nügen,  ist  der  eigentliche  weibliche 
SfN>rt  .  .  .  das  Weib  übt  ihre  Zunge  während  des  ganzen  Lebens,  um  zum 
Redekampf  gerüstet  zu  seine.  Und  das  alles  leisten  die  Teufelswriber  nut 
einem  verkümmerten  Sprechcentram !   Wie  stimmt  das  nun? 

Es  ist  nicht  meine  Schuld,  wenn  die  Sache  humoristisch  wird.  Herr  Dr. 
Mjöbius  hat  es  sich  stellenweise  doch  wphl  etwas  zu  leicht  gemacht 

Aber  wenden  wir  uns  einer  anderen  Seite  der  Fn^  zu,  deren  Natur  jede 
Scherzhaftigkeit  verbietet.  In  wiefern  besteht  ein  Conflict  zwischen  der  Mttt- 
terschaft  und  der  geistigen  Arbeit  der  Frauen? 

Kdiren  wir  die  Frage  erst  dmnal  um:  Inwieweit  kann  eine  Fran  —  nicht  im 
Urwald,  sondern  innerhalb  der  Culturmensdiheit  — -  ihren  Mutter^ichten  ge- 
nfigen ohne  geistige  Arbeit? 

So  gut  wie  gar  nicht. 

Sehen  wir  davon  ab,  dass  schon  bei  der  Gattenwahl  eine  Frau  von  geschulter 
Intelligenz  mehr  Selbständigkeit  und  ein  richtigeres  IVteil  bekunden  dürfte,  als 
ein  unwissendes  und  geistesträges  Weiblein.  Sehen  wir  davon  ab,  dass  schon 
vor  der  Conccption,  vor  allem  aber  während  der  Schwangerschaft  die  gebildete 
Frau,  die  im  stände  ist,  die  Ldiren  der  wissenschaftlichen  Hygiene  zu  begreifen 
und  anzuwenden,  von  ihrem  noch  ungeborenen  Kinde  manches  Unheil  fernhalten 
dürfte.  Aber  wenn  das  Kind  einmal  geboren  ist,  ist  dann  wirklich  die  un- 
wissendste Pflegerin  die  beste?  In  dem  mit  hygienischen  Schädlichkeiten  über- 
füllten Milien  tmserer  Städte  ist  das  gesündeste  Kind  von  htmdert  Gefiüiren  um- 

WIchtif;«'  Ar^'.4lic:i  irul  treffliche  kl.Hn  rülc  Hcmri  1, iin^f^n  filier  dieses  Thcnia  siril  naihzulcscn  lici  Oda 
Olberg:  Das  Weib  und  der  Inlellectualtsmus  /Beitin  1902/  pag.  70-73.  Iis  sei  hier  gleich  vorwegge- 
nommen, da^is  diese  durch  Klarheit  und  Gedankeanl^taai  «ngweichnete  Sdttift  meioecWinni  n  d«ai 
VortrefHichitea  gehört,  was  aber  die  Fraoenfrage  gesdutebea  wude. 
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lauert;  und  diese  Gefahren  werden  verschlimmert  durch  die  Verkehrtheiten  des 
Aberglaubens,  der  nirgends  so  geschäftig  pfusdit,  wie  in  der  IGnderstabe.  Krin 

Instinct  kann  die  stillende  Mutter  darüber  belehren,  dass  das  Bier,  welches  ihr 
alle  Welt  als  vermeintlich  unentbehrliche  Stärkung  aufdrängt,  Gift  für  das 
Nervensystem  ihres  Kindes  ist;  kein  Instinct  kann  sie  lehren,  dass  man  der 
Weisheit  der  weisesten  Tanten  zum  Trotz  eine  Verletzung  nicht  mit  ranzigem 
Fett  beschmieren,  eine  Augenentzündung^  weder  mit  Spinnweben  noch  mit 
Fliegenkot  behandeln  darf.  Kein  Instinct  kann  der  jungen  Mutter  sagen,  dass 
man  dem  Kinde  nicht  MvaarfM»  sondern  sterilisierte  Milch  zu  verabrdchea 
hat.  Kein  Instinct  kann  sie  vor  dem  Irrtum  schützen,  ein  am  Bettchen  des 
Kindes  gesprochenes  Vaterunser  für  wirksamer  zu  halten,  als  ein  Bad,  einen 
kalten  Umschlag  oder  eine  Dosis  Calomel  oder  Chinin.  Ge|ren  allen  diesen  ver- 
derblichen Unfug  hilft  nur  die  Bildung,  und  zwar  eine  möglichst  gründliche,  ticf- 
pflügcnde  Bildung,  welche  die  ganze  Denkweise  einhciflich  gestaltet.  Die  Auto- 
rität des  Arztes  allein  reicht  nicht  aus;  denn  damit  der  wissenschaftlich  ge- 
bildete Arzt  der  Mutter  mehr  gelte,  als  der  nächste  beste  Betbruder,  muss  sie 
selbst  gebildet  sein.  Ich  sage  gebildet,  nicht  etwa  b1os=;  von  radicalen  Schlag- 
worten fanatisiert;  denn  sonst  fällt  sie,  kaum  dass  sie  dem  Gesimdbeter  die  Tür 
gewiesen  hat,  dodi  wieder  auf  irgend  einen  Bilz  hinein.^*) 

Und  doch  erfordert  die  physlsdie  Pflege  eines  Kindes,  das  in  die  Culturgemein- 
schaft  hineintaugen  soll,  noch  ungleich  weniger  Wissen  und  Bildung,  als  seine 
Erziehung.  Eine  Tradition  mechanisch  weitergeben,  das  mag  auch  der 
frommen  Einfalt  gelingen;  aber  in  einer  revolutionären  Zeit,  wie  die  unsere, 
die  auf  allen  Lebensgebieten  die  alten  Normen  unbrauchbar  macht,  der  Jugend 
ratend  und  helfend  zur  Seite  stehen  bei  dem  schwierigen  Werke  des  Sichein- 
1d>ens  in  eine  werdende  neue  Cultur,  eme  Cultur  mit  neuen  Lebenszielen  und 
neuer  Sittlichkeit  —  wenn  die  fromme  Einfalt  vor  diese  Aufgatte  gestellt 
wird,  richtet  sie  greuliches  Unheil  an.*')  Mit  Recht  betont  Nföbius'"),  entgegen 
dem  wahnwitzigen  judenfresserischen  Gerede  des  entarteten  Juden  Weininger, 
wie  gute,  treue,  aufopfernde  MlStter  die  meisten  jfidischen  Frauen  sind.  Aber 
leider  muss  hinzugefügt  werden :  gerade  diese  treue,  aufopfernde  Mutterliebe 
wird  zur  Quelle  der  tragischesten  Conüicte  werden,  wenn  sie  gepaart  ist  mit 
Unwissenheit  und  borniert-fanatischem  Festhalten  an  der  Tradition.  Denn 
gerade  der  jüdische  Nachwuchs  muss  mit  der  Tradition  brechen,  um  leben, 
um  atmen  zu  können.  Mögen  die  Vertreter  dieser  seelisch  obdachlos  gewor- 
denen Jugend  sich  hierhin  oder  dorthin  wenden,  mag  es  die  einen  zum  Socialis- 
mus,  die  andern  anderswohin  ziehen,  mögen  die  einen  im  Anschluss  an  ein 
Wirtavolk,  die  anderen  in  der  Pflege  eines  specifisch  jüdischen  oder  vielmehr 
neujüdischen  Volkstums  das  Heil  suchen  —  eins  können  sie  alle  nicht:  ortho- 
doxe Juden  bleiben.  Das  bringt  kdner  mdir  fertig,  der  einmal  euroi^ische 
Culturluft  geatmet  hat.  Und  just  dieses  Unmögliche  fordern,  die  Mütter  von 
ihnen  unter  Tränen  und  Händeringen.  Je  liebevoller  eine  solche  Mutter  ist, 
desto  heftiger  entsetzt  sie  sich  über  die  Gottlosigkeit  ihrer  Kinder,  desto  eifriger 
ist  sie  bemüht,  ihnen  jede  Möglichkeit  einer  freieren  Existenz  abzuschneiden. 
Man  sage  nicht,  das  sei  ein  blosser  Ausnahmefall.  In  diesem  Ausnahmefall 
spi^elt  sich,  wie  in  einem  Brennpunct  aufs  schärfste  gesteigert,  die  allgemeine 
Tragik  unserer  Zeit.  Von  dem  litauischen  Waldbauem  an,  der  seinen  Sohn  ver- 
flucht, weil  er  kein  katholischer  Pfarrer  werden,  sondern  sich  weltlicher  Wissen- 
schaft widmen  will,  bis  tief  in  das  Getriebe  imserer  Weltstädte  hinein  ist  die 
Welt  im  Umbau  begriffen,  und  das  Verhängnis  der  Alten  ist  es,  dass  sie  sich 

*•)  Olicf  ilie  angcbüclie  youlichkeit  des  Sckn'achsinns  in  der  Kindemtube  vcs^X.  auih  die  cctiannte 
Schrift  von  Oda  Olbcr^.  pag.  <)o-<)'^ 

V'K'-  *Bcb  hierttbei-  die  Susscrst  beheriigenftwcrtcn  Aus(ahrungeti  von  Oda  Olberg,  ibid.,  pag.  93-100 
<>}  IB  aeiaer  polemisdm  Schrift  GaMtM  und  üvIbettkMmüuU,  pag.  34> 
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lind  die  Jugend  in  modrige  Gelasse  einsperren  wollen,  die  schon  zum  Abbruch 
ttesthnint  sind  und  jeden  Angenblkk  dnttfinen  können.  In  einer  solchen  Zeit 

frommt  Unwissenheit  keinem,  am  allerwenigsten  aber  einer  Mutter. 

Gut,  wird  man  sagen,  mag  immerhin  die  Frau  an  ihrer  eigenen  Ausbildung 
aiiieiten;  aber  besteht  nidit  ein  ConfKct  zwischen  Mutterschaft  und  geistiger 
fierufsarbctt  ?    Erfordert  die  geistige  Berufsarbeit  nicht  die  ungeteilte  Kraft 

eines  ganzen  Menschen?'*)  Und  wenn  die  Frau  neben  dieser  Berufsarbeit  auch 
alle  Lasten  und  Mühsale  der  Mutterschaft  tragen  soll,  muss  da  nicht  entweder 
die  Berufsarbeit  oder  die  Mutterschaft  Schadoi  nehmen? 

Dass  fliescr  Conflict  in  der  Gegenwart  besteht,  ist  sicher.  Aber  dass  jeBer 
Schritt  zum  Socialismus  ein  Schritt  zur  Milderung  dieses  Conflicts  ist«  scheint, 
mir  ebenso  sicher.  Neun  Zehn^  der  Haushaltungssorgen  kSnnen  auf  collee- 
tivc  Einrichtungen  übertragen  werden^);  aber  auch  die  mehr  routinenmissigc» 
Pflegearbeit  am  Kinde  könnte,  wenigstens  nach  Ablauf  der  Stillungszeit,  recht 
wohl  berufsmässigen  Pflegerinnen  anvertraut  werden/")  während  der  Mutter  das 
Redit  vorbehalten  bliebe,  in  ihren  Feierstunden  auf  das  erwachende  Gemüts- 
leben  des  Kitides  Kinfliiss  zu  nehmen.  Der  letzte,  entscheidende  Schritt  wäre 
dann  die  Übernahme  der  Unterhaltskosten  des  Kindes  durch  das  socialistische 
Gemeinwesen.  Bis  dahin  wird  freilich  die  Berufsarbeit  der  Frauen  sehr 
empfindfiche Unterbrechungen  durch  die  Mutterschaf  t  erleiden.  Das  mag  fir  nissig 
blähte  Frauen  ein  Grund  sein,  der  Berufsarbeit  den  Rücken  zu  kehren,  nicht 
aber  für  die  starken  Talente. 

Dem  umgekdirten  Vorgaxtg,  der  Schidigui^  der  Mutterschaft  durch  die* 
geistige  .\rbcit,  vermag  ich  trotz  Möbius  keine  gros.se  Bedeutung  zuzuschreiben. 
Wenn  manche  geistig  arbeitende  Frauen  an  Nervenzerruttung  leiden,  so  dürfte 
dies  nur  sdten  an  der  gdstigen  Arbeit  als  solcher  liegen,  sondern  an  den  auf- 
reibenden Kämpfen,  welche  eine  solche  Frau  durchmachen  musste,  um  sich 
den  Zutritt  zur  Berufsarbeit  zu  erobern,  (xler  aber  an  der  Au-'^hcntiing  der 
geistigen  Arbeiterinnen  —  man  denke  nur  an  die  Lehrerinnen.  Stau  hter  neue 
Schranken  zu  errichten,  gilt  es  vielmehr  Schranken  niederreissen:  den  studie- 
renden Mädchen  eine  angemessene  Vorbildung  und  ofFenen  Zutritt  zu  allen 
Bildungsanstalten,  den  geistig  arbeitenden  Frauen  eine  auskömmliche  Entlohnung 
und  ausreichende  Feierstunden,  Ruhetage  und  Ferien  zu  sichern. 

Aber  wenn  die  geistige  Berufsarbeit  der  Frauen  so  oft  mit  Leiden  und  Opfern 
verknüpft  ist,  lohnt  es  sich,  diese  Opfer  zu  bringen?  Einzelne  talentvolle  Per- 
sönlichkeiten, deren  Betätigungsdrang  zu  untcrdriicken  grausam  wäre  —  mag 
sein;  aber  wenn  sich  das  sociale  Tätigkeitsfeld  der  Frauen  stetig  erweitert,  wenn 
.schliesslich  die  X'erkilumg  des  Stimmrechts  alle  I-"raiien  in  die  .sociale  Arena 
ruft  —  werden  all  die  neuen  Mühen  und  Anstrengungen,  die  sich  die  Frauen- 
welt attfbfirdet.  durch  irgend  ein  neues  Resultat  belohnt  werden,  das  nicht  ebenso 
gut  durch  Männerarbeit  erreicht  werden  könnte? 

Eine  Antwort  hierauf  liegt  nahe:  Solange  es  Sonderinteressen  der  weib- 
lichen Bevölkerung  gibt,  soll  es  auch  weibliche  Anwälte  dieser  Interessen  geben. 
Solange  es  kranke  Frauen  gibt,  soll  es  weibliche  Arzte  und  .Amtsärzte  geben. 
Solange  es  in  den  Fabriken  und  \Verk.<tätten  weil>liclie  Arbeiter  pibt.  .soll  es 
auch  vveibliche  Fabrikinspectoren  geben.  So  verlangt  es  das  deinokratiscfie 
Princip  der  Selbstverwaltung,  dem  die  Erfahrung  immer  vricder  Recht  gibt. 

Was  aber  sonst  über  die  Aufgabe  der  Frau  im  socialen  Leben  zu  sagen  ist, 
das  kann  nicht  besser  gesagt  werden,  als  mit  den  VV'orten  Oda  Olbcrgs ;  >AHes 
*«)  In  der  tchon  erwlhnt«n  Schrift  Das  Weib  vom  Mannt  erschaffen  werrten  die  hifr  berührten  F.in- 
wänflr  in  cindrorks voller,  aber  doch  wohl  sehr  stibjectivcr  Weise  erörtert  (so  besonders  auf  Seite  »15  bis  1*7). 
*•)  Ys  lirilarf  kaum  i!cr  KTwlhnun^,'.  da's  die  von  I.ily  Draun  bcfCrwortt-tcn  Haus-wirtsiha/t^Kenossen- 
^^hiiffcr  al^  ein  jiraktifi  her  Vorsto's'i  in  <lic»ct  Riihtnnp  ?u  hcKrüssrn  mmJ 

>*)  NatüilicJ)  (»cultativ,  das  beisst,  soweit  die  Mutter  diese  Tätigkeit  nicitt  selbst  (Lber&elusen  will  oder 
lUBW. 
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Mannerwerk !  sngt  Professor  Albert,  nachdem  er  vor  seinem  geistigen  Auge  das- 
gewaltige  Kunstgcbilde  der  Cultur  hat  vorüberziehen  lassen.  Seine  stolze  Um- 
sdtau  mahnt  midi  immer  an  ein  anderes  Bild,  das  sich  mir  vmd  vielletdit  videa 
Müttern  aufdrängt,  wenn  sie  cim^  grössere  Menschenmenge,  etwa  einen  Zug' 
Soldaten,  vorbeiziehen,  eine  Fabrik  sich  leeren  sehen:  jeder  einzelne 
einer  Mutter  Sohn!  Jeder  einzdne  mit  Schmerz  geboren  und  mit  un- 
si^icher  Mühe  und  Liebe  aufgezogen,  bewacht,  gehütet.  Jeder  einzelne  so 
tnicr  erkauft,  imd  jetzt  so  gering  bewertet  Hat  da  wirklich  das  Weib  keine 
Function  im  Gesellschaf tsleben  ?c 

Diese  socialgewordene  Mütterlichkeit  des  Weibes,  die  in  jedenii 
einzelnen  Volksgenosst'n  einer  Mutter  Sohn  erblickt  und  schützen  und  betreuen 
möchte,  sie  scheint  mir  zu  nicht  minder  hohen  Aufgaben  berufen  zu  sein,  als 
die  nadi  aussen  gerichtete  Kampfnatur  des  Mannes.  Vielleicht  wird  es  in  ferner 
Zukunft  Aufgabe  der  Frauen  sein,  die  durch  den  Socialismus  verwirklichte 
Harmonie  im  Inneren  der  menschlichen  Gesellschaft  dauernd  zu  erhalten,  wäh- 
rend es  Aufgabe  der  Männer  sein  und  bleiben  wird,  den  selbstgeschatienen 
Kosmos  des  menschlidien  Culturmilieus  täglich  aufs  neue  zu  verteidigen  gegen- 
das  immer,  von  neuem  anstürmende  Chaos  der  blinden  Naturmächte. 
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Wirtschaft 

Die  REICHSBANK  hat  am  ii.  Oc- 
tober  ihren  Discont  von  4  auf 
S%  erhöht;  den  Lombardzifisfuss  ent- 
sprechend von  5  auf  6%. 
An  sich  braucht  man  eine  solche,  wohl 
mit  dem  Jahreswechsel  vorübergehende 
Zinsfusshöhe  nicht  besonders  be- 
denklich zu  finden.  Der  Octobcr 
hat  sehr  oft  die  Discontschraube-  an- 
ziehen sehen^  so  oft  in  den  Jahren  igoa, 
189g  und  alle  drei  weiter  zurückliegenden 
Jahre  1896  bis  1898.  In  den  letzterwähn- 
ten drei  Jahren  und  ebenso  igoo  finden 
wir  c^dchfalls  die  Norm  von  5%,  da- 
zwischen im  Jahre  1899  sogar  6%:  das 
Ende  des  III.  Quartals  bringt  natur- 
gemäss  fast  immer  ausserordentlich 
starke  Ansprüche  an  die  Banken,  die  fast 
zu  gleicher  Zeit  schon  beginnen  müssen, 
sich  auf  den  Gesamtjahresabschluss  mit 
seiner  gewöhnlich  noch  stärkeren  Kräftc- 
anspannung  zu  rüsten.  Diesmal  haben 
jedoch  eine  Reihe  ausserordentlicher  und 
keineswegs  erfreulicher  Factoren  mit- 
gespielt. Das  Herabgleiten  in  die  Sphäre 
der  Notenstcueq>nicht  vollzog  sich  mit 
einer  verblüffenden  Geschwindigkeit  und 
Wudit  In  der  vorlelslen  September- 
woche  war  die  Reich «bank  noch  mit  über 
169  Mill.  M.  steuerfrei,  in  der  letzten 


Septemberwoche  mit  nicht  v.-eniger  als' 
305  Mill.  M.  in  der  Notensteuer.  Im  Vor- 
jahre war  man  von  den  Erscheintmgen  der 

Herb>;tquart:il- \v(  nde  auch  r.icht  erbaut, 
aber  damals  geriet  die  Bank  nur  mit  154 
Mill.  M.  in  die  Notensteuer,  ihr  Metall- 
vorrat wnr  um  65  Mill.  M.  Rr<i.v>^L-r,  ihr 
NtJlenuiiilaut  um  über  83  Mill.  M.  ge- 
ringer (ani  ^o.  Septenilier  KXJ4  703  14 
Mill.  M.  Metall.  1599  MiH.  M.  Noten). 
Nun  kann  ein  rascherer  Rückllu-s  wiih- 
rend  der  ersten  Tage  und  Vv'ochen  des 
neuen  Quartals  ein  leidliches  Gleich» 
gewicht  rascher  wiederherstelljn.  Dies; 
pe^chah  jedoch  nicht  in  <leni  ue'-vunschtcn 
Masse.  Die  Darlegungen  des  Rcichs- 
bankpräsidenten  Dr.  von  Koch  vor  dem 
Ccntralau'^schuss  am  n.  Ociobcr  kUnißen 
daher,  nach  dem  Bericht  des  AV/f/uan- 
seigcrs,  wenig  vertrauensselig.  Trots 
giinstiger  Wccbselcursc  und  nicht  uner- 
heblicher Goldeingänge  vom  Auslande  sei 
der  Mctallvorrat  kiciper.  als  in  den  letz- 
ten drei  Jahren.  Banknoten  seien  so  viel 
im  Umlauf,  wie  noch  nie  um  diese  Zeit, 
davon  ungedeckte  allein  649  Mill.,  das 
heisst  über  100  MilL  mehr,  als  1903* 
1902.  1900,  ISO  Mill.  mehr,  als  1901, 
sogar  72  Mill.  mehr,  als  i8<^.  Die 
Deckung  der  Noten  und  der  fremden 
Gelder  sei  seit  1899  nicht  so  nie- 
drig gewesen.  Es  seien  noch  179 
Mill.   steuer^fliditige    Noten    im  Um- 
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laut  über  loo  Mill.  sogar  mehr,  al» 
in  den  letzten  beiden  Vorjahren.  Eine 

•wtscntliclu"  Ri-.-.s.truii;T  in  naher  Zeit  sei 
kaum  wahrscheinlich,  da  auch  die  An- 
qnvche  der  Börse  trotz  des  in  grossem 
Umfange  hier  vorübergehend  he-cliiifti^ 
ten  ausländischen  Geldes  bedeutend  und 
mancherlei  Emissionen  in  Vorbereitung 
sficn.  überdies  das  Geldb«*(htrfnis  des 
Reichi  fortdauere.  Es  cnt.sprcclie  der 
Vorsidit,  den  Discont  zu  eriiöhen,  und 
zwar  um  ein  volles  Procent,  um  wirksam 
so  die  Geldansprüche  zu  mindern  und 
zirni  Jahresschlüsse  besser  gerüstet  zu 
sein.  Der  Centralausschuss  hiess  nach 
kurzer  Discusston  die  Disconterhöhung 

gut  —  die  letztf  AndtriinK  hatte  am 
S.  Juni  1903  stattgefunden  (Erhöhung 
von  3%  auf  4%). 

Auffällig  ist  zunächst  die  Sonderstellung 
Berlins,  da  London  und  Paris  schon  vor- 
her mit  ihrem  .iprocentigen  Discont  bc- 
tr.-ichtlich  unter  dem  Satz  der  Reichsbank 
fitfndem:  im  Durchschnitt  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  die  Goldbasis  der  grossen 
Centraibanken  Eurofia^  pan?  u  c-.iiulii.Ii 
verbessert.  Zu  ungtmsten  der  Reichsbank 
wirkt  dieses  Jahr  allerdings  die  erheb- 
liche Neubclastiinp  mit  Rcirh->chatz- 
schcinen,  von  denen  die  Bank  am  ,^o.  Sep- 
tember nicht  weniger  als  223.54  M- 
hielt,  gegen  nur  39.65  Mill.  M.  luuie  Sep- 
tember 1903.  Wenn  die  iKuc  Discont- 
erhöhung  auch  eine  starke  Anziehungs- 
kraft auf  fremdes  Gold  ausüben  mag,  so 
werden  (fie  neuartigen  letzt  jährigen  Er- 
fahrungen unserer  Reichsbank  doch  noch 
reichlichen  Stoff  zu  Erörterungen  in  der 
Presse  sowohl  wie  in  den  Parlamenten 
bieten. 

Hodx  eine  weitere  Folge  hat  die  ausser- 
•Drdentfiche  Anspannung  der  Reichsbank 
:gehabt :  die  zweite  Hälfte  (30  Mill. 
M.)  der  im  Geseu  von  1899  vorgesehenen 
Capitalserhohung  (60  Mill.  M.) 
■wird  Ihti-Ii^  jetzt  beansprucht,  wahrend 
man  sonst  die  Emission  bis  Ende  1905 
hätte  hinansschiel>en  können.  Die  Auf- 
legung zur  Zeichnung  (30000  .Anteil- 
scheine von  je  1000  M.  zum  Preise  von 
144)  soll  Anfang  November  erfolgen: 
die  gesamten  Einzahlungen  auf  die  Titres 
sollen  sich  bereits  im  laufenden  Jahre 
vollziehen.  —  Damit  wäre  das  (irundcapi- 
tal  au/  180  Mill.  M.  gebracht.  Die  Emis- 
sion der  ersten  30  Mill.  M.  vollzog  sich  im 
letzten  Quartal  igoo^  der  Zdchnungth 
preis  war  135. 

X  .  X 


überaus  seltsam  ist  der  Fortgang 
der  /f/0£i?ArMverstaatlichungsaction. 

Etwas  Verworreneres,  wie  der  augen- 
blickliche Stand  dieser  Angelegenheit, 
lässt  sich  kaum  denken.   Die  Dresdener 

/^(7;iA--GrupiK;  Iiatte  die   Beschlüsse  der 
Generalversammlung    vom    27.  August 
rechtlich  angef<Khten;    das  Landgericht 
Bochum  hat  jedoch  am  10.  Octobcr  sämt- 
liche .Kiurage  der  Verstaatlichungsgrup|)c 
zurückgewiesen.    Letztere  hatte  in  der 
Zwischenzeit  festgestellt,    dass  sie  über 
mehr,  als  die  Hälfte  des  Actiencapitals 
verfüge,  also  zwar  über  keine  zur  \'er- 
staatlicliung    genügende  (Zweidrittel-) 
Mehrheit,  wohl  aber  über  eine  Mehrheit, 
welch.-     die    laufende    Geschäft  >fiilirunK 
nach  ihrem  Willen  bestimmen  und  .sonnt 
die  Gegner  mit  der  Zeit  mürbe  machen 
könne.    \'or:uissetzung  war  dabei  jedoch, 
dass  die   letzthin  beschlossene  Capitals- 
erböhung  um  6,5  Mill.  M.  rechtlich  un- 
giltig  sei.  denn  diese  6.5  Mill.  M.  wurden 
von  vornherem  fnr  die  (iegner  reserviert, 
sie  machen    also    da-.  ( 'Ijcrgcwicht  der 
Verstaatlichungsfreundc  wieder  hinfällig. 
Hatten  die  6.5  Mill.  M.  nunmehr  auf  der 
neuen  Generalversammlung  bereits  Stimm- 
recht —  auch  nachdem  das  Bochumer 
Urteil  abermals  angefochten  war,  nachdem 
jedi  K  h  der  Registerrichter  in  Herne  nim- 
mchr  die  Capitalserhohung  in  das  Han- 
delsregister eintragen  liess?  Die  Sachlage 
hatte  sich  kurze  Zeit  für  Herrn  Möller 
günstiger  gestaltet ;    jetzt  rückten  seine 
Widersacher  mit  frischer  Kraft  und  Hoff- 
nung von    .TÜcn   Seiten    ans    vor.  Die 
neue  Gener;U Versammlung  endete  in  der 
Tat  mit  ihrem  Siege.   Die  6Vj  Mill.  M. 
junger  Actien  stimmten  mit.  nach  ihrer 
ganzen  Begebung  natürlich  gegen  die 
Verstaatlichung.      Die    Dresdner  Bank 
blieb  trotz  ihrer  27430800  M.  Actien  so- 
mit in  der  Minderheit  gegenüber  den 
31  265  200    M.    (U  r  BleichnKler-.ßrr/puT 
Handelsgesellschaft,  an  die  sich  in  wei- 
term   Abstand    nodi   anschlössen  die 
Deutsche  Bank,  Hanid,  von  Kniegel  und 

andere. 

.'\m  25.  Octol)er  lief  die  Zeit  ab.  bis  wo- 
hin die  preussische  Staatsregierung  sich  an 
ihre  KaufofTerte  gebunden  hatte.  Aber  die 
Hibemiaucuvn  hieiben  dennoch  der  Re- 
gierung, da  die  Dresdner  Bank,  nur  als 
Commissionärin  des  Fiscus  respcctive  der 
Scehondlung  vorgegangen  i^t.  Wie  weit 
jedoch  reicht  die  Vollmacht  der  Regie- 
rung selber,  ohne  vorherige  Verständi- 
gung mit  dem  Landtag?  Dieser  mag  eine 
Melirheit  für  bestimmte  Verstaatlichtmgs- 
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plane  utnschliessen.  Ob  aber  auch  eine 
M^rheit,  die  diesem  seltsamen  Don- 
quixotezug  Beifall  zollt?  Wie  wird  dieser 
gordische  Knoten  gelöst  werden? 
X  X 
Wenig  übersichtlich  ist  noch  inuner  die 
Lage  des  internationatcn  GETHEIDE- 
narktes.  In  den  Vereinigten  Staaten  rie- 
fen die  ungünstigen  Emtcbercchnungen 
Ende  September  und  Anfoflg  October  eine 
beträchtliche  Preissteigerung  für  Weizen 
hervor  (Chicago  3.  October  iijV»  c). 
Daraufhin  schwoll  jedoch  die  Zufuhr  aus 
den  Farmgebieten  derart  an.  dass  in  der 
zweiten  Octoberwoche  bereits  wieder  ein 
Preis  von  io8Vi  c.  erreicht  war.  Für  Eu- 
ropa  ist  bisher  die  enorme  Ausfuhrtätig- 
keit Russlands  entscheidend  gewesen, 
die  aber  trotz  des  Zelirens  von  älteren 
russischen  Vorräten  kaum  in  solcher 
Stirke  anhalten  kann.  Von  Australien 
wurde  das  Aufhören  der  Dürre,  aus  Ar- 
gentinien eine  vermutlich  glänzende  Ernte 
gemeldet,  so  dass  noch  immer  ein  mittel- 
hoher Preisstand  des  Brotkornes  für  das 
laufende  Emtejahr  das  Wahrscheinliche 
bleibt.  Mitte  October  notierte  in  Berlin 
Dcccmberweiien  179  M..  Decemberroggen 
140  M.  —  was  bei  Roggen  etwa  dem 
Prei^>tamli.-  der  Jalircxlurchsclmittc  1898 
bis  1902  ent:>prechen,  bei  Weizen  ihn  etwa 
um  ein  Achtel  äberschretten  würde. 
X  ^  X 

Dagegen  hat  die  so  gut  wie  sichere  Min- 
derernte an  KartofFdn  den  SPIRITUS- 
RING abermals  wesentlich  gefestigt.  Die 
Centrale  hat  den  Abschlagspreis  auf  die 
abnorme  Höhe  von  57  M.  pro  hl  für  die 
am  I.  October  begonnene  neue  Saison 
festgesetzt,  während  die  Centrale  ihre 
Tätigkeit  mit  einem  durchschnittlichen 
Jahreserlös  von  41 M.  begann  und  selbst 
davon  recht  bald  noch  herabgehen  musste. 
Die  Rückwirkungen  .luf  den  Trinkcon- 
sum,  der  schon  seit  Jahren  relativ  sich 
verminderte,  können  kaum  ausbleiben. 
Auf  der  anderen  Seite  wird  jetzt  stärker, 
als  früher,  auf  eine  Reform  des  Brannt- 
«rdnstcuergesetzes  hingedrängt,  specicl! 
auch  auf  eine  zeitweise  stärkere  Gestal- 
tung des  Melasse-  und  Maisbrennens. 
X  X 
Vom  EISEN-  UND  STAHLmarkt  lauten 
wiederum  <fie  Nachrichten  fortgesetzt 
wenig  günstig.  Kennzeichnend  ist  ein 
recht  pessimistischer  Artikel  des  Lon- 
doner Eeonomist  über  die  ersten  drei 
Viertcliahre  IQ04.  Danach  ist  mit  dem 
Weiterbestand  der  schier  endlosen  Dc- 
Vressbtt  in  England  au  rechnen.  Die 


Vereinigten  Staaten  haben  zwar 
ihre,  zwischen  1900  und  1903  rapid  ge- 
wachsene Production  eingeschränkt,  aber 
diese  Einschränkung  reiche,  am  Inlands- 
bedarf gemessen,  keineswegs  aus,  so  dass 
mit  fortgesetzten  Schleuderausfuhren 
Americas  zu  rechnen  sein  werde.  Den 
Haupt  stein  des  .\nstosses  bilde  jedoch 
noch  immer  Deutschland,  das 
seinen  Eisen-  und  Stahlimport  nach  Eng- 
land, mit  etwa  einem  soproccntigen  Ab- 
schlag gegen  die  heimischen  PreiAC,  weiter 
gesteigert  habe  (in  den  ersten  acht  Mo- 
naten 1904  879524  t,  1903  804000  t.  1901 
744050  t).  Wir  brauchen  kaum  hinzu- 
zufügen, dass  diese  deutsche  Export- 
politik um  so  kurzsichtiger  ist,  als  sie 
dem  Kampf  gegen  das  englisdie  Frd- 
handcls>ystfm  wesentlich  Vorschub  leistet. 
Der  Eeonomist  weist  zwar  darauf  hin, 
dass  die  englische  Production  an  Eisen» 
und  .Stahl  fabrikaten  {manufacturis) 
in  den  letzten  drei  Jahren  eine  gewisse 
Stetigkeit  gewahrt  habe,  während  aller- 
dings die  Roheisen  production  seit 
längerem  eher  abwärts  geht  ( igoo  8«Q  Mill. 
t,  1904  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
circa  8,35  MilL  t^.  Doch  Stillstand  ist 
innerhalb  der  capitalisttschen  Concnrrena 
schon  Rückgang,  und  in  der  gleichen 
Menge  Fabrikate  luid  Halbfabrikate  stedct, 
wie  der  Eeononnsl  plötzKdi  fibersieht, 
heute  ni  i-  h  r  a  11  ^  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  s  Roh- 
material —  was  doch  auch  kein  Ideal- 
xustand  und  keine  tröstliche  Entwidce- 
lung  ist 

X  X 
Der  SCHIFFAHRTSkrieg  scheint  zwar 
seit  einiger  Zeit  weniger  die  Fahrten 
zwischen  Nordeuropa  und  America  als 
Kampffeld  zu  benutzen  —  die  Überfahrts- 
preise sind  hier  bereits  wieder  wesent- 
lich hSfier  angeaetst  worden.  Dagegen  ist 
die  .Auswanderung  von  den  Mittelmeer- 
häfcn  aus  um  so  mehr  umstritten.  Die 
deutschen  Reedereien  werfen  der  tuiga- 
ri-chen  Regiennig  vor.  dass  diese  alle 
ungari.schcn  .\u>\\  anderer  in  ganz  unzu- 
lässiger Weise  Fiume  und  der  Cunard- 
linie  zutreibe.  Dafür  weist  alsdann  die 
Gegenseite  auf  die  brutale  Kunden- 
pressung vermittelst  der  deutschen  Con- 
trolstationen  hin.  .\m  22.  October  gab 
jedoch  Herr  Ballin  endlich  bekannt,  <hss 
auch  Passagieren  mit  englischai  Fahr- 
karten die  Weiterreise  durch  Deutsdi- 
land  au  gestatten  sei. 
X  X 
Wenn  übrigens  selbst  die  officielle  Sta- 
tistik den  Rfichfang  der  AUSWANDE- 
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RUNG  über  die  deutschen  Häfen  in 

Zusammenhang  damit  l)ringen  möchte, 
dass  mehr  Galizier,  Polen,  Rumäne«  die 
Mittelmeerliäfen  benutzen,  so  ▼ermt'tsen 
'wir  noch  dir  näheren  Ziffernangaben  über 
die  Mittelmeerfahrten.  Bekanntlich  geht 
die  Gettmteinwanderungr  in  den  Verdnig«- 
ten  Staaten  seit  Ende  1903,  infolpre  der 
dortigen  Wirtschaftsdepression,  z  u  r  ti  c  k. 
Ein  Rückgang  im  Verkehr  der  Jeutschen 
Häfen  würde  also  schon  daraus  folgen. 
Doch  mögen  die  officiellen  Zahlen  hier 
mitgeteilt  sein:  Seit  Beginn  des  laufen- 
Jabres  bis  Ende  August  sind  i:ber  d  e  u  t  - 
scheHifen  159648  Anpehorigc  frem- 
der Staaten  befordert  gegen  li^'>7>y)  im 
gleichen  Zeitraum  des  Vorjahrs,  also  jetzt 
41000  weniger.  Von  diesen  Auswande- 
rern gingen  7-2  ^•5'^  (1903  105298)  iilx^r 
Bremen  und  66990  (.77501)  über  Ham- 
burg. Redmet  man  die  deutschen 
Auswanderer  hin  7.U,  <n  betrug  die  gc- 
'samte  Auswanderung  über  Bremen  82  522 
(1903  116  018)  und  über  Hamburg  72660 
(813446).  Die  Auswanderung  über  Bre- 
men liat  hiemach  um  33496  Personen 
oder  28.9%,  die  über  Hamburg  wn  IG 786 
oder  14,9%  abgenommen. 
X  y 

KURZE  CHRONIK.  Am  28.  September 
wurde  die  Begebung  von  150  Mill.  M.  i¥j- 
procentiger  Schatzscheine  durch 
das  Reich  {80  Mill.  M.)  und  Preussen 
(70  Mill.  M.)  bekannt.  —  Am  i.  October 
tauchten  bestimmte  Nachrichten  über  die 

f «plante  Verstaatlichung  der 
«Übeck-Büchcner  Eisenbahn 
atlf.  —  Am  4.  October  begannen  in  Ber- 
lin, mit  grösserer  Hoffnung  auf  CelingBOp 
neue  Verhandlungen  fiber  eine  VerstSndi- 
gung  unter  den  C  e  m  e  n  t  werken.  — 
Am  10.  October  wurde  die  Ausgabe  der 
ersten  Bagdadbahnanleihe  an 
der  Berliner  Börse  angekündigt  (54  Mill. 
fr.  4proccntigc  Anleihe,  davon  50  Mill.  fr. 
zum  Subscriptionspreis  von  86,40%  auf- 
gelegt). —  Die  Generalversammlung  der 
British  S  o  u  l  It  A  f  r  ic  a  Co.  (Cecil 
Rhodes)  am  11.  October  verlief  iOMerat 
sturmisdi;  die  Capitalserhöhung  um 
I  Mill.  L«tr.  wurde  Jedoch  durcligcilrückt. 
—  Unter  Beihilfe  der  l^rc.uiiwr  Bank 
wurde  am  14.  October  die  Deutsch- 
Wesiafri'eanische  Bank  ge- 
gründet, 

X  X 
LITERATUR.  Von  den  bekannten  Wlrt- 

schaftsberichfen.  erstntt«'t  vom  Vorort  des 
Schu;ct::crischcn  Handels-  und  Industrie- 
veremst  ist  erschienen:  Berkht  «6«r 


Handel  und  Industrie  der  Schweis  im 
Jahr  /90J  /Zürich.  Buchdruckerei  Bericht- 
haus/. — Die  Schrift  von  Em.  Cauder- 
Her:  L'ivoUiHon  iconomique  du  XfX, 
sicclc.  Anglctcrre,  Belgitjue,  France^ 
Btats-Unis  /Brüssel,  H.  Lamertin/  be- 
müht sich,'  hauptsächlich  statistisch, 
nachzuweisen,  dass  überall  die  liberale 
W'irtsdiaftsordnung  zu  einer  allseitigen 
Hebung  der  Massen  geführt  habe,  nach- 
dem gewisse  Übergangskri«en  überwun- 
den waren.  Eine  grosse  Bedeutung  für 
den  Masscnfortschritt  wird  schliesslich 
dem  Kampfe  gegen  den  Aikoholismus  bei- 
gemessen. —  Auf  die  instnictive  Schrift 
von  Hans  Gideon  He  y  iti  a  n  n :  Die 
gemischten  Werke  im  deutschen  Gross- 
«ittngewtrhe,  ein  Beitrag  sur  Frage  der 
Concentration  der  Industrie  /Stuttga,rt, 
J.  G.  Cotta/  (65.  Stück  der  Brcntano- 
Lotzschcn  Münchencr  volkswirtschaft- 
lichen Studien)  gedenken  wir  ausführ- 
licher zurückztikommen.        «ax  «ohiptc 

Politik 

Micht  der  LIPPESCHE  ERBFOLGE- 
^  ^  STREIT,  sondern  das  Eingreifen 
Kaiser  Wilhelms  in  den  selben  hat  eine 
politische  Situation  geschaffen,  die  in  den 

weitesten  Kreisen  der  Öffentlichkeit  d;is 
Ansehen  der  iMonarchie  sehr  zu  mindern 
geeignet  ist.  Als  vor  kurzem  der  Regent 
von  Lippe,  Graf  Ernst  von  Lippc-Biester- 
fcld.  der  auf  Grund  eines  allgemein  an- 
erkannten Schiedsspruches  im  Juli  184^ 
zur  Regentschaft  berufen  worden  war, 
starb,  übernahm  dessen  Sohn,  Graf  Leo- 
pold, die  Regentschaft  und  zwar  in  (Über- 
einstimmung mit  einem  Gesetz,  das  die 
Ifppesche  Regierung  mit  dem  Landtag  im 
Anschluss  an  die  \'organge  der  Jahre 
1895-1897  vereinbart  hatte.  Diese  Regelung 
der  Regentschaft  ist  nicht  nur  für  das 
L.-ind  Lippe,  sondern  auch  für  die  Instan- 
z«i  des  Reichs  bindend.  Niemand,  auch 
nicht  der  Kaiser  in  seiner  Eigenschaft  als 
oberster  Kriegsherr,  liat  da?  Recht.  <!ii  ■ 
Regentschaft  nicht  anzuerkennen.  Lr 
musste  vielmehr  nach  der  Reichsverfas- 
sung alsbald  das  Militair  in  Lippe  auf  den 
neuen  Regenten  vereidigen  lassen.  Das 
tat  alK-r  Kaiser  Wilhelm  nicht.  Er 
sandte  vielmehr  dem  neuen  Regenten  ein 
Telegramm,  m  dem  es  hiess:  >Da  die 
Rechtslage  in  keiner  Weise  geklärt  ist, 
kann  icli  eine  Kegentschaftsübernahmc 
Ihrerseits  nicht  anerkennen  und  lasse  attch 
das  Militair  nicht  vereidigen.«  Der  Kaiser 
weigert  sich  also,  eine  Pflicht  zu  erfüllen, 
die  ihm  die  Rcichaverfiusung  ausdrudk- 
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lieh  auferlegt  Die  Beendung,  die 
Rechtslage  «et  keineswegs  geklärt,  ist  so 

haltlos.  da<;^  man  sich  wundert,  sie  in 
einem  kaiserhchen  Telegramm  zu  finden, 
das  allerdings  ohne  Gegenzeichnung  ab- 
gesandt \vurde.  Angesichts  dieser  Hal- 
tung des  Kaisers,  der  nach  seinem  Willen 
ciae  Bestimmung  der  Reichsverfassimg 
ausser  Kraft  setzt,  fragt  sich  die  öffent- 
liche Meinung  allerdings:  Was  hat  zu 
geschehen,  um  den  Kaiser  zu  nötigen,  die 
Bestimmungen  der  Retdisverfasnmg  su 
befolgen  ?  Welches  Correctiv  ist  vornan» 
den.  um  zu  verliindem.  dass  in  Zukunft 
in  weit  wichtigeren  und  das  Volksinter- 
esse wirklich  berührenden  Fragen  der 
Kaiser  gleichfalls  die  Bestimmungen  der 
Verfassung  von  sich  ausser  Kraft  setzt? 
Hier  handelt  es  sich  um  das  Princip, 
nicht  um  die  vorliegend*",  an  "^ich  nicht 
sehr  bedeutungsvolle  Frage.  Wie  ver- 
hindert man  zunächst,  dass  so  weit- 
tragende Kundgebungen  des  Monarchen 
ohne  mtnisterielle  Verantwortung  an  die 
öfTentlichkeit  gclanstn?  Der  von  dem 
Inhalt  des  Tclegranmis  selbst  überraschte 
Reichskanzler  machte  einen  schwächlichen 
Versuch,  das  Telegramm  um/udeuten. 
aber  ohne  dass  er  mit  diesem  Beginnen 
den  Eindruck  des  kaiserlichen  Telegram- 
mcs  abgeschwächt  hätte.  Da  ist  ebeji 
nichts  zu  deuten.  Nun  soll  man  sich  aber 
über  die  erregte  Öffentlichkeit  nicht 
täuschen.  Es  wird  im  Parlament  wohl 
sehr  viel  und  vielleicht  auch  sehr  ener- 
gisch über  das  Vorgehen  des  Kaisers  ge- 
redet werden,  aber  es  wird  beim  Reden 
bleiben.  Bei  der  heutigen  Zusammen- 
Setzung  des  Reichstags  ist  t--  ganz  auf- 
geschlossen, dass  die  Elrregung  sich  zu 
Schritten  verdichtet,  die  darauf  abzielen, 
ein  Correctiv  gegen  ähnliche  Vorkomm- 
nisse in  Zukunft  zu  schaifcn.  Ein  solches 
Vorgehen  würde  allerdings  den  Willen 
des  Parlaments  voraussetzen,  seine  eigene 
Macht  dem  Monarchen  gcgenülK-r  zu 
Stärken  und  zu  vermehren,  den  herrschen- 
den Schetnconstitutionalismus  durch  ein 
wirkliches  constitutionelle.«  System  er- 
setzen zu  wollen.  Das  will  aber  der 
Reichstag  in  seiner  jetzigen  Mehrheit 
nicht ;  er  ist  nicht  einmal  stark  genug,  um 
seinerseits  auf  die  Wahrung  der  Reichs- 
vcrfas^ung  durch  den  Kaiser  zu  l>estehen. 
Und  wenn  schon  so  die  Volksvertretung 
sich  verhält,  wie  kann  man  vom  Bundes- 
rat erst  ein  anderes  Verhallen  erwarten? 
Wenn  aber,  wie  vorauszusehen  ist,  gegen 
das  Verhalten  des  Kaisers  kein  Schritt 
«ntemoaimeo  wird,  durch  den  der  Kaiser 


rectificiert  wird,  so  ist  ein  sehr  bedenk- 
licher Präcedenzfall  geschaflFen,  der  diem 

Kaiser  —  sei  es  als  dem  Präsidenten  des 
Deutschen  Reichs  oder  als  oberstem  Bun- 
desfddherm  —  erlaubt,  unter  irgend  einer 
persönlichen  Begründung  Bestimmungen 
der  Reichsverfassung  allgemein  oder  in 
besonderen  Fällen  ausser  Kraft  setzen  zu 
dürfen.  Das  Parlament  in  Deutschland 
ist  noch  schwach,  und  es  dürfte  noch  ein 
weiter  W^eg  unter  mancherlei  Kämpfen 
zttriickzulcgcn  »ein,  bis  wir  ein  Parlament 
von  dem  pofttisdien  Emfluss.  wie  in  Eng- 
land, haben.  Dass  die  Verteilung  der  tat- 
sächlichen Macht  zwischen  Kaiser,  Bun- 
desrat und  Rddistag  nicht  so  bleibt,  wie 
es  beim  Zustandekommen  der  Rcichsver- 
fassung  gedacht  war.  das  lehrt  dwh  schon 
die  Entwickelung  der  inneren  Politik  seit 
1888.  W^eiin  auch  die  rechtliche  Form 
noch  die  alte  ist,  die  utsachliciie  Macht 
hat  sich  wesentlich  in  der  Richtung  einer 
Stärkung  der  Krone  verschoben.  In  dner 
Zeit,  wo  ein  grosser  Staat  aber  auf  die 
Dauer  nur  vorwärts  kommen  kann,  wenn 
die  Masse  der  Bevölkerung  selbst  an  den 
öffentlidien  Dingen  bestitmncnden  An- 
teil nimmt,  ist  es  ganz  ausgeschlossen, 
dass  die  heutige  Machtverteilung  von 
Dauer  sein  kann.  Es  wird  eine  Reactson 
eintreten,  und  sie  wird  um  so  früher 
kommen,  je  öfter  es  der  Öffentlichkeit 
durch  Vorkommnisse,  wie  wir  eben  eines 
erlebt  haben,  ins  Bewusstsein  gerufen 
wird,  dass  die  tatsächliche  Macht  des 
einen  Factors  über  den  Rahmen  hinaus- 
greift, der  ihm  durch  die  Verfassung  ge- 
zogen ist.  Zur  gelegenen  Stunde  erscheint 
eben  ein  Buch  des  Genossen  Karl 
F  r  o  h  m  e  Monarchie  oder  Republik T 
/Hamburg,  Atier  %t  Co./.  dessen  Lectnre 
dtTi  in  Deutschland  zur  Zeit  etwas  la- 
tenten (iegcnsatz  zwischen  Monarchie 
und  Demokratie  zum  Bewusstsein  bringt« 
Fiohmes  Buch  bringt  reiches  Material ZUf 
Geschiclite  und  zur  Entwickelung  der 
Monarchie.  Aus  der  L-ecture  des  Buches, 
dessen  Voraussetzungen  und  Schluss- 
folgerimgen  man  sich  freilich  nicht  immer 
atizuschlicssen  braucht,  gewiniu  der  Leser 
jedenfalls  einen  Begriff  von  dem  Wechsel 
der  Machtverhältnisse  zwischen  Monarch 
und  Volk.  Er  lernt,  dass  es  keine  Ver- 
teilung der  Macht  auf  ewige  Zeiten  gibt. 
X  X 
Aus  der  Expedition  gegen  die  aufstän- 
dischen Ilereros  eiuwickelt  sicli  cm  förm- 
licher COLONIALKRIEG.  Der  Auf- 
stand beschränkt  sich  nicht  mehr  auf  die 
Hereros,    deren  Widerstand  noch  nicht 
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gebrochen  ist,  ihm  haben  sich  nicht  nur 
erneut  die  Bondelzwaits  angeadilossen, 

sordern  auch  die  Hottentotten  unter  der 
Führung  des  bisher  den  Deutschen  treu 
ergebenen  Hendrik  Witboi.  Dieser  Hotten- 
tottenführcr  hat  am  .3.  Octobcr  den  Deut- 
schen Krieg  angesagt.  Damit  ist  die  Re- 
bellion der  einheimischen  Stamme  in 
Südwestafrica  ziemlich  allgemein.  Die 
Hottentotten,  die  an  Zahl  weit  hinter  den 
Hereros  zurückbleiben,  gehören  nach 
Hauptmann  Schwabe,  der  die  Kämpfe 
gegen  Witboi  mitgemacht  hat,  zu  den  be- 
achtenswertesten Gegnern,  die  jemals  in 
einem  Colonialkriege  europäischen  Trup- 
pen gegenflbergeatanden  haben.  Im 
Kriege  aufgewachsen,  geschickte  Reiter 
von  leichtem  Gewicht,  im  Felddienst  fast 
nnfibertreffUch«  sind  sie  sehr  gefährliche 
Gegjior.  gegen  die  man  nur  im  Fdddicnst 
ausgezeichnet  ausgebildete  Leute  ver- 
wenden kann,  wenn  man  nicht  selbst 
grosse  Verluste  erleiden  will.  Dass  die 
Ws  jetzt  nach  Südwestafrica  entsandten 
Truppen  bei  weitem  nicht  ausreichen,  um 
die  Aufständischen  niederzuwerfen,  ist 
Uar.  Es  handelt  sich  vielmehr  trni  eine 
sehr  wesentbcbe  Vermehrung  der  Trup- 
pcnmaclu  in  Südwestafrica,  zu  der  sich 
Freiwillige  in  genügender  Ansaht  kanm 
stellen  dürften.  Was  wird  alxT  dann  ge- 
schehen.' Eine  ganze  Reihe  von  Fragen 
harren  der  Erledigtmg.  Wird  man  Teile 
des  activen  Heeres  nach  dem  Kriegs- 
schauplätze commandieren  ?  Wird  man 
den  Rciclist.ig  einberufen,  ehe  man  sich 
in  Operationen  einlässt,  deren  Kosten 
nidit  abzuseheri  sind?  Dass  durch  den 
Colonialkricg  die  Finanzen  des  Reiches 
ganz  erheblich  in  Anspruch  genommen 
werden  durften,  ergeben  sdwn  die  hohen 
Kostcfi  für  die  \'erpflegtmg  einer  grossen 
Truppenzahl  in  einem  .so  armen  Lande, 
wie  Südafrica.  Dazu  kommt,  dass  man 
an  eine  Niederwerfung  der  Gegner  gar 
nicht  denken  kann,  che  nicht  Communi- 
cationslinien  geschaffen  sind,  die  einen 
raschen  Verkehr  ins  Innere  des  Landes 
ermöglichen.  Das  erfordert  aber  bei 
einem  Territorium,  <las  gr<)sser  ist.  als 
das  Deutsche  Reich,  nicht  nur  Zeit  und 
Menschen,  sondern  atich  enorme  Gdd- 
anfwendungen. 

X  X 
In  einer  wochenlangcn  Schlacht  hat 
RUSSL,\ND  schon  wieder  eine  Nieder- 
lage erlitten,  die  verlustreichste  seit  Be- 
ginn des  Krieges  mit  Japan.  Kinropatkin 
holte  zu  einem  grossen  Schlage  aus,  den  er 
hl  einer  zoversichtlicfacn  Prociamation  an- 


kündigt^ Aber  der  Vormarsch  der  Russen,.  , 
der  am  9*  October  mt  dem  überschreiten 

des  Schaho  begann,  stiess  auf  den  hart- 
näckigen Widerstand  der  Japaner,  die 
vom  II.  ab  die  Offensive  ergreifen  konn- 
ten und  die  Russen  unter  grossen  Verlus- 
ten zurückwarfen.  Die  Verluste  der  Rus- 
sen werden  auf  30-  bis  40000  Mann  ge- 
schätzt. Im  officiellen  Russland  ist  man 
über  den  Ausgang  der  Schlacht  von  Jen-  . 
tai  um  s<n  bestürzter,  als  man  auf  den 
endlichen  Vormarsch  Kuropatkins  grosse 
Hoffnungen  gesetzt  hate.  Wie  man  frei- 
lich in  V'olksk reisen  und  in  den  Schich- 
ten der  Intelligenz  denkt,  das  steht  auf 
einem  aiKleren  Blatte.  Nach  einem  kürz- 
lich erschienenen  Riiche  von  Hugo 
Ganz:  l'or  der  Katastrophe  /Frankfurt 
a.  M.,  Kütten  &  Loening/,  das  eine  Reihe 
SkHzzcn  und  Interviews  enthält,  die  die 
Stimmung  des  nicht  officiellen  Russland» 
zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  spiegdn, 
wünscht  man  in  russischen  Kreisen  eine 
Niedertage  Rnsshinds  geradezu  herbei, 
weil  man  nur  von  ihr  eine  Bes.serung  der 
innerpolitischen  Zustände  erhoffen  kann. 
Ein  fmancieTler  Zusammenbrach,  der  in- 
folpe  lines  unglücklichen  Fortgangs  des 
Kriegs  mein  ausbleiben  könne,  sei  die 
Voraussetzung  zur  Beseitigung  des  rus- 
sischen Knutenregiments.  >Jeder  gute 
Russe  betet :  Gott  hilf  uns  und  lasse  uns 
Schläge  kriegen !«  Ob  die  Hoffnungen 
auf  eine  völlige  Niederlage  oder  doch  auf 
eine  financielle  Krise  sich  in  naher  Zu- 
kunft schon  erfüllen,  wie  Ganz  aus  den 
in  Russland  gewonnenen  Eindrücken 
schliesst.  bleibe  dahin  gestellt  Jedenfatls^ 
zeigen  aber  seine  lebendigen  Schilderun- 
gen, dass  Russlands  Absolutismus  in- 
mitten des  Entwickehingsstadiums  steht, 
das  M.  von  R  e  u  s  s  n  e  r  ,  ehemaliger 
Piofcssor  des  Staatsrechts  an  der  Univer- 
sität Tomsk  und  bekannt  durch  seine  Dar- 
legungen als  Sachverständiger  im  Kö- 
nigsberger Geheimbundsprocess,  in  seiner 
Schrift  Gemeinwohl  und  Absolutismus- 
/Berlin,  F.  Gottheiner/  als  die  letzte  Pe- 
riode des  selbstherrlichen  Systems  be- 
zeichnet: »Der  Monarch  hört  in  Wirklich- 
keit auf,  selbstherrlich  zu,  sein,  denn  er 
teilt  seine  Gewalt  mit  einer  Menge  mehr 
oder  weniger  srlbstiindiger  Organe,  liaupt- 
sächlich  wird  dieselbe  von  den  Ministern 
usurpiert.  Die  Bureaukratie  tritt  lao- 
tisch an  Stelle  des  Monarchismus  imd" 
verfolgt  nur  ihre  eigenen  ständischen  In- 
teressen. Die  von  der  neuen  historischei> 
Entwickelung  ins  Leben  gerufenen  gesell- 
schaftlichen Classen  beginnen  die  bureau- 
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mehr  als 

eine  unnütze,  ja  für  den  allgemeinen 
Wohlstand  schädliche  Last  zu  empfin- 
den.« Dieser  Periode  folgt  aber  die  &it- 

wickelung  des  Rechtsstaates.  Welche  Zeit 
freilich  in  Russland  noch  vergehen  wird, 
bis  die  letzte  Periode  des  AbsolutismtlS 

abgewirtschaftet  hahen  wird,  diese  Frage 
hängt  allerdings  in  hohem  Masse,  wenn 

auch  keifMeswegs  ausachliesdkb,  von  den 
Wirkungen  des  Krieges  auf  die  innerpoh- 
tibchen  Verhältnisse  Russlands  ab. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Das  Reichs- 
g  e  r  I  e  h  t  feierte  am  I.  October  sein  as- 
j  ähriges  Jubiläum.  —  Am  7.  October  nahm 
deii  oldenburgische  I^ndtag  ein 
Thronfolgegesetz  zu  gunsten  der  GliklcB- 
burger  Linie  an.  —  König  Georg  von 
Sachsen  ist  am  15.  October  pe>t(irl)cn. 
—  Giolitti  hat  die  italienisch  e 
Kammer  aufgelöst  und  Neuwahlen  auf 
den  6.  November  anberaumt.  —  Am  25. 
OctoIiiT  ii»hm  der  preussische 
Landtag  seine  Arbeiten  ,im  Plenum 
wieder  auf,  nadidem  bereits  eine  Woche 
vorher  die  Canalcommission  wieder  zu- 
sammengetreten war.  mcNAKo  CAkwc« 

8oc»«lpol}tik 

Die  in  Basel  abgehaltene  3.  Generalver- 
sammlung der  INTERN.  I  T  10. WA- 
LEN VEREINIGUNG  FÜR  GESllTZ- 
LICHEN  ARBEITERSCHUTZ  spracli 
sich  in  der  einstimmig  angcnoniniencn 
Resolution  Sommerfeld-Berlin  und  Fon- 
taine-Paris grundsätzlich  fnr  das  Verbot 
der  V  er  w  e  n  d  u  n  p  v  <  >  n  B  1  e  i  w  t  i  s 
im  Maler-  und  AnMreichergewerbe  aus. 
Es  ist  bedauerlich,  dass  dieser  Beschlnss 
durch  den  folpenden  Zusatz  abgeschwächt 
wi-rdc:  »Sofern  ila^  Verweiidungsverbot 
nicht  durchgeführt  werden  k(>nnte,  sind 
schleunigst  weitgehende  \ Crhütungsvor  ■ 
schlage  zu  machen.«  Eine  Commission 
wurde  vom  Congrcss  beauftragt,  die 
Frage  der  Verwendung  des  Bleis  in  den 
einzelnen  Betriebszweigen  ( Zintchfitten, 
Accumulatoreiifahrikeii  etc.)  zu  studie- 
ren und  Vorschläge  zur  Verhütung  der 
Bleierkrankungen  in  den  dnxetnen  Be- 
triebszweigen zu  machen.  Eine  allge- 
mtine  Bekämpfung  der  gewerblichen 
Gifte  sah  ebenfalls  die  Generalversamm- 
ItJng  vor.  Zur  systematischen  Bekämpfinig 
dieser  Vergiftungen  sollte  das  Bureau 
anter  anderem  zur  Durchführung  brin- 
gen: die  Anzeigepflicht  bei  gewerblichen 
Vergiftungen  für  Arzte  und  Krankenan- 
stalten, die  Anxeigepflicht  des  Unterneh- 


mers fnr  die  Betriebe  zur  Erzeugung  und 

Verwendung  gewerblicher  Gifte,  die  Be- 
auf.sichtiguns[  derartiger  Betriebe  durch 
unabhängige  Ctssenirzte  und  gewerbe- 
hjgicnisch  geschulte  amtliche  .^rzte.  die 
Erforschung  der  Gesundheitsschädigun- 
gen durch  die  Krankencasscnleitungen 
und  die  Erbringung  von  Morbiditätsaus- 
weisen  über  die  gefährdeten  Betriebe  an 
die  Gewerbebehörden  durch  eben  diese 
Cassenleitunf^en,  die  Beförderung  dea 
Studierens  und  der  Kenntnisse  geweri»- 
licher  W  ri^i  ftungeti  beim  Unterricht  in 
den  medicinischen  Wissenschaften.  Zur 
Bekimpfung  der  Bleigefehr  wurden  von 
unpeiiannter  Seite  Preise  in  der  Ge-amt- 
höhe  von  .25000  .M.  ausgesetzt  und  Preis- 
ausschreiben zur  Sanierung  der  Bleiluit- 
ten.  der  Betriebe  zur  Erzeugung  imd  Ver- 
weiukiiig  von  Bleifarben,  der  Schrift- 
setzereien und  Giessereien  erlassen,  tan 
Gelehrte  und  Techniker  zur  Lösung  der 
Probleme  der  Beseitigung  der  Vergif- 
tungsgefahren anzuspornen.  Zur  Auf- 
hebung der  Nachtarbeit  jugend- 
licher Personen  wurde  ein  Frage- 
bogen iil»er  die  Zahl,  das  .Mtcr.  über  die 
Beschäftigungsweise  der  Kinder  und  ju- 
gendlidien  Personen  etc.  aufgestellt  Eine 
Untersuchung  über  die  Missstände  der 
Heimarbeit,  ül>cr  den  Einfluss  der 
Arheiterschutzgesetzgebung  auf  die  F.nt- 
wickclung  der  Heimarbeit  etc.  wurde  be- 
sclilossen.  Die  grundlegende  Frage  über 
die  Versicherung  ausländi- 
scher Arbeiter  fand  ihre  vorläu- 
fige Erledigung  durch  folgenden  Be- 
schluss:  .Für  die  Rechte,  welche  den  • 
Aibciter  und  seinen  Hmterbliebenen  in 
den  Versichcrungs-  und  Haftpflichtsge- 
setzen gewährt  sind,  soll  kerne  Unter- 
scheidung nach  Staatsangehörigkeit, 
Wolmort  oder  .Aufenthalt  der  Berechtig- 
ten stattfinden.  Das  Gesetz  des  Ortes, 
wo  der  Betrieb  hegt,  soll  massgebend 
sein.«  Mit  der  Frage  des  Maximal- 
arbeitstages  wurden  gegen  eine 
nicht  unbeträchtliche  Minorität  die  Sec- 
tionen  der  V^ereinigung  und  das  .ArlKitS- 
amt  für  das  kommende  Jahr  belastcL 
X  X 
Die  vielseitipf  sozialpolitische  Wirksam- 
keit der  ÖrtsKRANKENCASSE  in 
Strassburg  i.  E.  haben  wir  wieder- 
holt schon  in  dieser  Rundschau  gewür- 
digt. Der  Geschäftsbericht  dieser  Kran- 
kencasse  für  1903  fasst  die  Resultate  der 
drei  Wohnungsenqueten  zusammen,  die 
sich  insgesamt  auf  2241  Wohnungen  er- 
strecken.   Die  Enqueten  entwerfen  ein 
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recht  Intrübcndo^  Bild  von  dem  Hausen 
erkrankter  Menschen  in  überfüllten, 
dankten  and  feuchten  Wohnungen,  von 
ihrem  Zusammcnschlafen  mit  l  Person 
ja  mit  2  und  3  Personen  auf  einer  Lager- 
stätte. Die  Ort>krankencasse  kann  sich 
srhonor  Erfolge  auf  di:ni  Gohictc  der 
Wühnungsreforin  rühmen;  »In  einer  gan- 
:zen  Anzäl  der  in  l)ciden  vorhergclienden 
Enqueten  angeführten  Einzelfälle«,  so 
heisst  es  im  Verwaltungsbericht  der 
Cassc,  >isi  bis  jetzt  vollständig  oder 
wenigstens,  soweit  dies  möglich  war,  Re- 
inedur  geschaffen.« 

In  den  österreichischen  Krankencasscn 
regt  sich  schon  seit  Jahren  ein  zielklarer 
socialpolitischer  und  socialhygienischer 
Ccisl.  Die  Frage  der  Krankheitsverhtitnng 
und  die  Wohnungsfrage  bescliaftigten  be- 
reits die  österreichischen  Krankencassen. 
Die  Gremialkrankencasse  der  Wiener 
Kaufmannschaft  hat  ihrem  Be- 
richt für  das  Jahr  1903  eint-  ausserordent- 
lich gründliche,  meisterhaft  geschriebene 
Arbeit  von  Dr.  Ludwig  Spitzer: 
ircsi-n  und  \' crhütumj,  der  GeSChUchtS- 
krankheitheiUn  angehängt. 
X  X 
Die  Geschäftsberichte  der  TNVALIDEN- 
VERSICHERUNCiSansialt  des  Gross- 
herzogtums  Hessen  und  der  Landes- 
vcrsicherunp<anstalt  Hannover  für 
ifjoj  zeigen  wieder  einiee  Fortschritte  in 
<[i  ■  \usdehnunp  des  Heilverfahrens  l>ei- 
dcr  Anstalten.  Im  Grossherzogtum  Hes- 
sen betrug  (iic  Zahl  der  Behandelten 
im  Jahre  \()Oy  gegen  1285  im  X'^rjahre. 
Der  Gesamtbetrag  der  Aufwendungen 
der  Landesversicherungsanstatt  Hanno- 
ver für  Heilverfahren  betrug  19013  mehr 
als  \  Million. 

In  der  Förderung  des  Arbeiter  w  oh- 

nnnpshaus  ist  Hannover  noch  nllen 
Landovcrsiciierungsanstalten  um  eine 
Ricscnstrecke  vorauf.  Im  Jahre  iQoj  wa- 
ren über  40^  des  Vennögens  der  Lan- 
desxersichcrungsanstalt  in  Arhciterwoh- 
nungen  angelegt.  Nach  den  MitirVunzcn 
des  Socialen  Museums  legten  die  Ver- 
sicherungsanstalten von  ihrem  Vermögen 
in  .\rbeiterwohnun2;fn  an:  Hannover 
43i3/o.  Schleswig-Holstein  29.2%.  ßaikn 
33.2%,  Braunschwetg  Württemberg 
20,8%.  Rheinprovinz  .io,.^'"' .  He  .s,-ii 
Nassau  18.4%,  Cjros>lierz.ogtuni  lie^-tn 
l6.7';^.  Westfalen  144%.  Oi.i.-il.nrs 
124%.  Mittelfraiiken  ^2.2"f.  Pfalz  ti.6''r. 
Hansastadte  lo.ö'/t.  Kunigreich  Sachsen 
94%,  Thüringen  O.r/I.  We^  prcu  sen 
Schwaben   und   Neuburg  5s>%» 


Berlin  4.9'^.  Sachsen-Anhalt  4.7.?%. 
Oberbayern  4,7%,  Unterfranken  4.6%. 
Pommern  4.3%.  Po*«n  %7%,  Branden- 
burg 2,06%.  Ostpreussen  1.9%.  Oberpfalz 
1.5%.  Elsass-Lothringen  i.J%,  Nieder- 
bayern 0.8%,  Schlesien  0,3%. 
Die  Landesversicherungsanstalt  Berlin 
übernahm  die  Garantie  für  Capital  und 
Zinsen  der  zweiten  Hypothek  auf  das  Ge- 
werkscbaitshau«  d«r  Hirsch-Duncker- 
schen  Gewericschaftcn.  und  das  Reichs- 
vcrsicherungsatnt  bilUgtc  Princip  der 
Zulässigkeit  der  Garantieubernahme  durch 
die  Landesversicherungsanstalten. 
X  X 
Die  deutschen  ARBEITERSECRETA- 
RIATE.  deren  Errichtung  eine  wirkliche 
sociale  Schopfungstat  der  SiK-inMenio- 
kratic  ist.  sind  jetzt  zum  Gegenstand  einer 
sehr  eingehenden  Studie  von  dem  social- 
demokratischen  Schriftsteller  Dr.  Au- 
gust Müller  gemacht  worden.  In 
dem  Münchener  Parteiverlag  G.  Birk 
&  Co.  ersdiien  seine  Schrift  Arbeitet' 
seeretariale  und  ^rbeiterversieherung  in 
PcKtsrliliiud.  Der  ^'e^fnsser  lej?t  nns  die 
inneren  zwingenden  Gründe,  die  zur  Er- 
richtung der  deutschen  Arbeitersecreta- 
riatc  führten,  klar,  und  er  gibt  uns  ein 
völlig  abgerundetes  Bild  von  der  viel- 
seitigen Tätigkeit  eines  derartigen  Ar- 
l)eiterinstitnts.  Fa^t  alle  grundlegenden, 
den  socialen  Zweck,  die  Organisation,  den 
financiellen  Aufbau  der  .Arbeitersecrcta- 
riate  berührenden  Probleme  hat  Müller 
-  mit  grosser  Sachkenntnis  in  seiner 
Schrift  Uehandelt,  Wir  hatten  nur  ge- 
wünscht, er  wäre  näher  auf  das  wichtige 
Capitel  der  Vorbildung  und  der  Fortbil- 
dung des  ArlH'itersocrelairs  einpci;anj:en. 
Müller,  der  sich  in  lieissem  geistigen 
Ringen  vom  einfachen  Gärtner  zu  einen» 
gründlichen  nnd  tiirlu-Ren  wi>;sonschaft- 
liclicn  Arl>ciicr  fortgebildet  liat.  wäre  ge- 
rade der  berufene  Mann  für  die  Behand- 
lung dieses  Capitels  gewesen.  Bei  dtr 
heutigen  Hochflut  der  Arbeitersecrctn- 
riatsgründungen  werden  die  Swialpoli- 
tiker  direct  zu  einer  exacten  Beantwor- 
tung der  Frage  gedrängt :  wie  schult  man 
die  ans  der  Arlieiterclassc  stammenden 
Bewerber  für  die  Arbeitersecrctariats- 
posten  durch  einen  theoretischen,  die 
HanptRc^^ensiände  der  Arbcitersecreta- 
riatstatigkeit  erfassenden  Unterricht  und 
dun  h  eine  Reihe  systematischer  prak- 
tischer ('l)ungen  in  den  .\rhciterinstituten. 
in  den  Gcwcrbcgerichten.  in  Schieds- 
gerichten für  Arbeitervcrsichcrung  etc. 
für  ihre  grosse  sociale  Aufgabe?  Wir 
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Ilaben  un»  gefreut,  in  der  Mfillerscfien 

Schrift  den  Gedanken  wiederzufinden. 
<iass  die  Arl>eitersecretariate  eine  Art 
t*bergang  zur  socialistischen  Forderung 
der  Uncntgeltlichkeit  der  Rechtspflege 
und  des  Rcchtslx-istandes  sind.  Steckt 
.gerade  eiii  Stück  des  fleischgewordenen 
Sodalismus  in  den  Arheitersecretariaten, 
so  mtiss  man  den  Zugang  zu  diesen  In- 
stitutionen allen  Gesellschaftsclassen  weit 
weit  öffnen.  Uber  den  Portalen  unserer 
Arbdtersecretariate  muss,  bildlidi  ge> 
-aprodien,  die  Aufschrift  :V«r  für  Organi- 
sierte! verschwinden.  Mit  einer  tiefen 
Betrübnis  lasen  wir  in  dem  Jahresbericht 
des  Rre'ilauer  Arbcitcrsccrctariats  für 
jgo3  folgenden  Vorgang:  »Die  Zahl  der 
Besucher,  die  im  ersten  Geschäftsjahre 
5088  betrug,  war  im  Jahre  1901  auf  71 15 
gestiegen,  und  das  Jahr  1902  zeigte  bald 
am  Beginn  FrequenzziflFern.  die  erkemien 
Hessen,  dass  ein  Beamter  nicht  mehr  im 
Stande  ist.  die  Arbeiten  erledigen. 
Daraus  ergab  sich,  da  die  Mittel  zur  An- 
ateilung eines  zweiten  Secretairs  nicht 
verfügbar  gemacht  werden  konnten,  die 
.  Notwendigkeit,  die  .Aiv^kunftcrteilung 
•einzuschränken.«  Nur  die  Mitglieder  der 
an  das  Arbeitersecretariat  zahlenden  Ge- 
werkschaften erhalten  noch  Rechtsaus- 
kunft. 

Die  wundervolle  Entwickeinng  unserer 
Arbeitersecretariatc  hat  den  preussischen 
Minister  des  Innern  und  den  des  Handels 

ntld  der  Ck  v  cr!ir  /n  .  iner  V'erfügung  über 
die  Errichtung  nicht  gewerbsmässiger 
Rechtsauskunftsstellen  für  die  minderbe- 
mittelten l'evi  >Ikerun.ir-ola>sen  durcli  die 
Ccmmunen  (namentlich  im  Anschluss  an 
Öffentliche  Arbcitsnach weisstellen)  veran- 
lasst. Zu  Beihilten  zur  \'erwirklit-huni» 
dieses  Zweckes  wurden  .ioooo  M.  in  den 
Etat  gestellt 

X  X 
Kürze  CHRONIK.  Ajh  12.  und  n. 
September  discuticrte  der  27.  deutsche 
Juristentag  die  Frage  der  Befreiung 
de«  Gnmd  imd  Bodens  von  den  darauf 
rulienden  Lasten  und  Scludden  und  die 
Versicherung»-  und  die  Carteilfrage.  — 
Vom  21.  bis  24.  September  tagte  in  Dres- 
den der  internationale  Consrress  der 
a  b  o  1  i  t  i  o  n  i  s  t  i  s  c  b  c  n  Föderation 
zur  Beseitigung  der  Reglementierung 
der  Prostitution.  Folgi-nde  Themata  wur- 
den behandelt:  i.  Die  Prostitution  als 
.  Strafrechtliches  Vergehen.  2.  Der  \eii- 
regtementarismus,  3.  Die  Rolle  der  Kran- 
kenversicherung bei  der  Prophylaxe  der 
CesckUchtskrankheiten   (vergL  auch  die 


Rubrik  Frauenbewegung,  pag.958).  —  Dem 

Alkoholismus  macht  mit  Erfolg  Ditr 
Gesundheit,  Zeitschrift  für  Gesundiieits- 
pflege.  das  Feld  streitig.  Die  Enthaltsam- 
keitspropaganda unter  den  Eisenbahnern 
ptUgt  unermüdlich  Der  enthaltsame  Eisen- 
bahner. 50000  Abzüge  des  Flugblatte:) 
Die  IVahrhcit  über  den  Alkohol  sollen 
vom  Deutschen  Verein  entliaUsamer 
Eiscnbahfter  in  nächster  Zeit  verbreitet 
werden. 

X  X 

LITERATUR.  Die  Scbrift  Genchlichc 
Sonntagsruhe  und  Centrum  des  Dom- 
vicars  Johannes  Wenzel  (4.  Heft 

der  Socialen  und  politischen  Zeit  fragen) 
/Cöln.  J.  P.  Bachem/  ist  eine  ziemlich 
langatmige,  fast  langweilige  Aufzählung 
der  vermeintlichen  grossen  Verdientste  de» 
Cenlrums  um  die  gewerbliche  Soniilags- 
ri.he.  Das  Centrum  will  an  den  schreien- 
den Notständen  des  Arbeiterlohnverhält- 
nisses etwas  herumreformieren,  an  eine 
grundstürzende  Aufhebung  des  WrhiUt- 
nisses  selbst  und  an  eine  allgemeine  wirt- 
schafttidie  und  geistige  Befreiung  des 
Proletariats  denkt  es  gar  nicht.  Charakte- 
ristischerweise befürwortete  zum  Beispiel 
Reichensperger.  ein  leitender  Geist  des 
Centrums,  in  der  Generaldebatte  über  das 
Sociali stengesetz  1878:  Erweiterung  des 
Strafgesetzbuches  in  der  Richtung,  dass 
auch  blosse  Doctrinen.  welche  das  Recht 
der  Revolution  behaupten,  unter  das 
Strafgesetz  fallen  nuisslen.  ebenso  dass 
der  Glaube  an  das  Dasein  Gottes  als  ein 
Pundamentalaxiom  der  ganzen  mensch- 
liclu'Ti  Gesellschaft  im  Strafgesetzhuche 
zu  schützen  sei.  —  Dr.  H  e  r  nt  a  n  n 
Beck.  Secretair  der  Gesellschaft  für 
z\.'',rtschaf fliehe  AusbildnnR.  gibt  in  seiner 
Schrift  Recht,  li'tssenschaft  und  l'echnü: 
/Dresden.  O.  V.  Böhmert/  wertvolle 
Fingerzeige  für  die  wirtschaftliclie  und 
allgemein  wissenschaftliche  Fortbildimg 
der  Ingenieure.  —  .\  u  g.  F  1  e  m  m  i  n  g 
bezeichnet  in  seinen  Beiträgen  Sur  Hand- 
werker frage  /Berlin.  Paritschke  ft  Schu- 
rirh/  den  Ref.ihigungsnachweis  und  die 
obligatorischen  Innungen  als  >reactionaren 
TrMel«  tmd  sieht  in  einer  grosszügigen 
freiheitlichen  Staats-  utid  Cemeindc- 
politik  da>  weseiuliche  Moment  tur  die 
Hebung  des  Handwerkerstandes.  —  Die 
SocirApolttik  Bismarcks  nennt  sich  eine 
tluchtige  Zeilenreisserei  Dr.  Hans 
Blums-  Rluinfelden  /Leipzig.  Felix 
Dietrich/,  die  ihrem  eigentlichen  Wesen 
nadi  eine  niedrige  Scanihschnft  gegen 
die  Sodaldemokratie  ist  F<^gende  iääl/e 
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diaraktensicrcn  diese  Schrift :  »In  der 
Tat  war  die  damalige  Verhetzung  der 
Genossen  in  Wort  und  Schrift  und  die 
tigliche  freche  Verhöhnung  aller  Heilig- 
tümer des  deutschen  Volkes  einfach  un- 
beschreiblich. So  war  nicht  zu  verwun- 
dern, dass  die  mit  Herrn  Liebknechts 
Mistgabtlstiel  ausgestreute  Saat  schliess- 
lich zu  Versuchen  des  Kaisemiordes 
reifte.«  —  Fürsorge  für  Arbeitslose  ist  der 
Titel  der  sehr  sachlichen  und  gut  unter- 
richtenden  Sdirift  Directors  Dr.  G. 
Schaertlin  über  die  Arbeitslosen- 
versicherungsfrage /im  gleichen  Verlag/. 
Die  todalpolitiadMn  Vorschläge  \iber  die 
Lösung  dieser  Frage  sind  bei  aller  Knapp- 
heit der  Darstdiung  vollkofnmen  treu 
und  correct  in  dieser  Schrift  wiedergege- 
ben. —  Die  Schrift  von  W  a  1 1  h  e  r 
Graefr  Die  Kemfmattntgerkhte  /Leip- 
zig. C.  E.  Poisclul/  soll  den  Kaufleiitcn 
und  Kaufmannsgerichtsbeisitzem  zu  einer 
praktischen  Handhabe  des  Gesetzes  fiber 
die  Kanfmannsgerichtc  dienen.  —  Die 
social  hygienische  Literatur  Deutschlands 
befindet  sich  in  einem  erfreulichen  Auf- 
schwünge. Den  W-rwü-stungcn  der  sexueJ- 
len  Krankheiten  begegnen  Dr,  A. 
Blaschko  in  seinem  trefflichen 
Schriftchen  DU  gesunäheitlicken  Sdiäden 
der  Prostitution  und  deren  BekämpfunR 
/Berlin.  \V.  &  S.  Loewenthal/  (vergl.  die 
Rubrik  Franeubewcgung,  pag.  ^57)  und 
Dr.  Paul  Good  in  seiner  eindringlich 
geschriebenen  Broschüre  Hygiene  und 
Moral  /Strassburg,  F.  X.  Le  Roux  &  Co./. 
Die  Zeitschrift  für  Schulgesundheits- 
Pflege  enthält  eine  gründliche  Arbeit  Die 
vier  ersten  Jahre  schulärztlicher  ünter- 
SUckuHgen  in  Stadt  und  ßcctrk  Cannstatt 
aus  der  Feder  des  Medicinalrats  Dr.  B  1  e  - 
z  i  n  g  e  r.  In  der  Stadt  wurden  unver- 
hiiltnismässig  mehr  Schulkinder  mit 
Leibesschäden  angetroffen,  als  aaf  dcni 
Lande.  Schon  im  hohen  Masse  tnadien 
sirii  die  scli.idlii-luii  Kiiiflüs^c  des  Stadt- 
lebens int  .schulptlichtigcn  Alter  geltend. 
Die  Zahnpflege  befand  sich  in  dem  von 
Dr.  Ti'e/inger  untersuchten  Gebiet  in 
einem  Zustande  entsetzenerregender  Ver- 
nachlässigung. In  einer  Schule  hatte 
von  83  Kindern  Titir  i  eine  Zahnbürste. 
Die  Schularzt  frage  drängt  zur  folgenden 
idea'cn  Lösung :  der  Schularzt  verzichtet 
auf  jede  private  ärztliche  Tätiglcdt  und 
vidmet  sich  ^nz  seinen  amtlichen  Fune- 

tionen.  —  Die  Monatsschrift  für  sociale 
Mcdicin,  die  das  grosse  Gebiet  der  socia- 
len Hygiene,  des  Arbdtertchutzes.  der 
Arbeitcrversicherung,  der  Wohnungsfrage 


et  folgreich  behandelte,  gestaltet  »ch  in 
ein  Arclm'  für  sociale  Medicin  und  Hy- 
giene um  und  erstrebt  eine  »Centralisie- 
rting  socialreformerischer  und  aOCialmcdi- 
cinischer  Nachrichten.«     mul  nkmnmim 

Sociata  CommunalpotHtk 

achdem  auf  dem  SOCIALDEMO- 
KRATISCHEN  PARTEITAG  in 
München  die  Frage  der  Comnninalpolitik 
nach  kurzer  Debatte  in  Bausch  und  Bogen 
vertagt  war,  hat  sich  die  socialdemokra- 
ti'-che  Partei  zum  zweiten  Mal  mit  ihr 
auf  ilirem  Bremer  Parteilag  befasst.  Man 
kann  nicht  gerade  heliaupten.  dass  sich 
die  Verhandlungen  durch  besondere  Tiefe 
und  verständnisvolles  Eingehen  auf  die 
grundsätzlichen  Probleme  der  Commu- 
nalpolitik  ausgezeichnet  hätten.  Der  P. 
H.-Mitarbeiter  der  Communalen  Praxis 
zweiftlt  ernstlich  daran,  ob  die  Aus- 
sprache in  Bremen  für  die  in  den  Ge- 
meindevertretungen sitzenden  Genossen 
von  Wert  sein  kann,  und  die  Leipziger 
VoUtsseitung  bezeichnet  es  als  bedauer- 
lich, dass  die  ganze  Berattmg  über  die 
Comnninalpolitik  in  dieser  sitegrcif arti- 
gen und  einseitigen  Weise  verlaufen  ist, 
dass  der  Parteitag  der  hochwichtigen 
Materie  fler  Conununalpolitik  weder 
grundsätzlich  imd  noch  viet  weniger  tat- 
sächlich gerecht  geworden  ist.  »Man  mag 
anerkennen,  dass  die  Zeit  des  Partei- 
tages gemessen  war;  allein  es  lag  ja  in 
der  Hand  des  Partiit.igc-.  anders  über 
seine  Zeit  zu  disponieren.  Eine  in  die 
Einzelheiten  eingehende  und  alle  Fragen 
grundsätzlich  erörternde  Del)atte  wäre 
um  so  notwendiger  gewesen,  als  in  den 
weitesten  Kreisen  der  Piarteigenossen  die 
Anschauungen  über  die  socialdemokrati- 
sche  Communalpolitik  noch  völlig  unge- 
klärt sind.«  Wir  unterschreiben  Inidc 
Urteile.  Die  Debatte  hat  sich  in  der 
Hattptsaclie  um  die  Frage  gedreht,  ob 
Centralisation  oder  DecentralisaiiMii  in 
der  Verteilung  der  Verwaltungsaufgaben 
ziriscben  Staat  und  Gemeinde  von  tms  zu 
vertreten  sei,  ob  und  wie  die  Autonomie 
der  Gemeinden  gegenüber  dem  staat- 
lichen Aufsichtsrechte  zu  begren/en  ••ei. 
Von  einigen  Genossen  wurde  in  der  De- 
batte geradezu  ein  Centralisationsfanatis- 
nius.  wie  sich  der  Referent  bereits  in  sei- 
nem Schlussworte  ausdrikkte,  getrieben, 
der  im  höchsten  Grade  rfidtstandig  an- 
mutete. .■Äusserungen,  wii-:  >K^  ist  un- 
ter den  heutigen  Verhältnissen  geradeztt 
ein  Unding,  den  Gemeinden  grossere 
Rechte  einzuräumen,   als  sie  schon  be> 
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sitzen«  sind  tmhcgrci flieh,  wenn  man 
wtiss,  wie  ausserordentlich  beschränkt 
die  Gemeindcautonomic  in  den  Gemeinde- 
rechten  aller  deutschen  Bundesstaaten 
ist.  Übrigens  scheint  die  Unkenntnis  der 
geltenden  Gcmeindcrcchte  in  den  Reihen 
unserer  Genossen  sehr  gross  zu  sein,  und 
ganz  besonders  über  die  Abgrenzimg  der 
staatlichen  Aufsichtsrechtc  und  die  Aus- 
dehnung der  communalen  Autonomie 
scheinen  die  wunderbarsten  Vorstellrnigen 
vorhanden  zu  sein.  Sonst  könnte  man  sich 
solche  Äusserimgen,  wie  die  citierte,  über- 
haupt nicht  erklären.  Hier  ist  noch  ein 
gutes  Stück  Arbeit  zu  leisten,  das  auch 
zum  Teil  auf  historischem  Gehtete  liegt. 
Die  Resolution  wollte  nicht  ein  eigent- 
liches G>minunalprogranim  geben,  das 
nun  überall  in  der  communalen  Praxis 
unserer  Vertreter,  bei  den  Wnlilactionen 
u.  s.  w.  unverändert  zur  Anwendung  kom- 
men kann,  fiiti  solches  Programm  dfirfte 
noch  auf  viele  Jahre  hinaus  unmöglich 
sein.  Sie  sollte  vielmehr  die  allgemeinen 
CSrundsätze  zusammenfassen,  deren  An- 
wendung auf  die  Praxis  die  Sache  unse- 
rer Organisatiunen  und  ihrer  Vertreter 
sein  muss.  Es  war  also  der  zweite  Teil 
der  Müncfaener  Resolution,  der  die  prak- 
tischen Einzelfragen  behandelte,  voll- 
ständig fortgrf.illi  n.  Die  Gründe  für 
diese  Änderung  hatte  der  Referent  an- 
geführt. In  der  Discussion  ist  dann  doch 
von  \  (T^kliicdenen  Rednern  auf  einzelne 
Fragen.  wie  die  Einheitsschule,  die 
städtische  Grund-  und  Bodenpolitik,  ^e- 
Wohnungsfrage  etc.  eingegangen,  imd  es 
ist  ja  auf  Grund  einer  solchen  Anregung 
auch  noch  die  Forderung  des  Coalttions- 
rechtes  für  die  städtischen  .Arbeiter  ganz 
öberflüssigerweise  in  die  Resolution  ein- 
gefügt worden.  V]h:t  die  communale  So- 
dalpolitik  ist  mit  Ausnahme  dieses  Punc- 
tes  nidit  debattiert  worden,  obwohl  die 
Resolution  gerade  auf  dies  Gebiet  viel 
ausführlicher  eingegangen  war,  als  über- 
haupt, in  ihrem  Rahmen  lag.  Auch  hier 
atimmen  wir  der  I.ripzif^cr  1 'olhszciiuni^ 
ZU,  wenn  sie  eine  grundsätzliche  Aus- 
einandersetzung über  die  socialpolitischen 
Aufgaben  der  (lemeinde  als  notwendig 
bezeichnet,  da  dieser  Gegenstand  sicher- 
lich sehr  tief  in  die  Intere-siii  der  Gesamt- 
arbeiterschaft eingreift.  >Aber  für  die 
Flage  des  communalen  Arbeitsnach- 
weises, der  cnniniunalen  Arbeitsämter, 
für  die  Regelung  der  Strikeciausel,  der 
anständigen  Lohndansel  hatte  der  Par- 
teitag kein  armes  Wort.«  Auch  das  ist 
zutreffend.   Doch  kann  der  Parteitag  die 


Entschuldigung  für  sich  anführen,  dass  es 
unmöglich  ist,  die  grosse  Zahl  der  wich- 
tigen, tief  in  das  wirtsdiaftliche  und  so- 
ciale Leben  der  gesamten  Gesellschaft 
und  im  speciellen  der  Arbeitcrclasse  ein- 
greifenden Probleme  der  Communalpo- 
litik  zu  gleicher  Zeit  in  einer  solchen  Vcr- 
sammltmg  zu  discutieren.  Es  wäre  des- 
halb für  die  Zukunft  zweckmässig,  die 
eingehendere  Bearbeitung  der  einzelnen 
Probleme  zunSchst  einmal  in  den  Landes- 
oder Provinzialversammlungen  unserer 
Communaivertreter  vorzunehmen.  Dazu 
ist  natürlich  die  Unterstützung  durch  un- 
sere Presse  notwendig.  Abgesehen  von 
der  Behandlung  localer  Tagesfragen  im 
localen  Teilt  hcscliattigen  sich  unsere 
Zeitungfcn  aber  herzlich  wenig  mit  com- 
munalpoHtischen  Problemen.  Dieser 
Mangtl  kann  aucli  durch  die  CofniitutuUf 
Praxis  nicht  ausgeglichen  werden,  da  de- 
ren Leserkreis  im  Vergleich  tu  dem  der 
Tagesblätter  stets  ein  beschränkter  sein 
muss.  Übrigens  beweist  die  geringe  Vcr- 
breittnig,  die  dieses  Organ  unter  den  Par- 
teigenossen, spcciell  unter  den  social- 
dcmokratischen  Gemeinde\ertretern,  ge- 
funden hat.  wie  wenig  Interesse  der  Ge- 
meindepolitik  entgegengebracht  wird. 
Bei  dtm  niedrigen  Abonnentenstande  und 
dtn  dadurch  liedingten  unzureichenden 
Einnahmen  hat  das  Blatt  natürlich  nicht 
die  Ausgestalttmg  finden  kdnnen,  die  im 
Interesse  der  Sache  zu  wünschen  wäre. 
Wenn  der  Parteivorstand  einige  Tausend 
Mark  seiner  Überschüsse  diesem  Blatte 
ztiwenden  wollte,  so  könnte  er  überzeugt 
sein,  dass  diese  Ausgabe  in  Zukunft  viel 
reichere  Früchte  tragen  würde,  als  die 
paar  Mark  Zinsen  bedeuten,  die  er  aus 
der  Capitalanlage  zieht.  Und  ebenso  gut 
würde  (Lis  Parteigeld  angelegt  werden, 
das  für  die  Einrichtung  einer  Central- 
stelle  für  Cbnununalpolitik  ausgegeben 
würde.  Es  ist  in  der  Tat  beschämend, 
zu  sehen,  wie  ausländische  Parteien,  auf 
deren  Organisation  wir  gern  mit  unnöti- 
gem pharisäischem  Stolze  lurah^ehen, 
sich  solche  Centraisteilen  geschafien  iia- 
ben.  deren  Tätigkeit  ancrkanntcrmassen 
sehr  erfolgreich  gewesen  ist.  Wir  kön- 
nen nicht  die  geringste  Entschuldigung 
für  unsere  Nachlässigkeit  auf  diesem  Ge- 
biete anführen.  Über  die  Notwendigkeit 
und  die  Bedeutung  einer  solchen  Centrai- 
stelle habe  ich  mich  bereits  vor  einigen 
Jahren  in  der  Neuen  Zeit  ausführlich  aus- 
gesprochen, ohne  indes  innerhalb  der 
Partei  Beachtung  zu  finden.  Seitdem  ist 
die  Zahl  unserer  Gemeinde  Vertreter  ganz 
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bedetttend  gewaehseh  tind  damit  auch 

die  Teilnahme  unserer  Partei  an  der  Ge- 
meindeverwaltung eine  ganz  andere  ge- 
worden, als  zuvor.  E>as  Bedürfnis  nach 
einer  «wichen  Ccntralstclle  ist  daher  auch 
viel  grosser,  als  damals.  Mit  vollem 
Rechte  eriiol)  daher  der  Genosse  Süde- 
kum,  dem  als  Redacteur  der  Cummuttalcn 
Praxis  das  Bedürfnis  nach  Auskunft- 
erteilung ständig  vor  .Augen  geführt 
wird,  auf  d«m  Bremer  Parteitag  den  Ruf 
nach  einer  solchen  Centraisteile.  Nur 
will  uns  nicht  einleuchten,  warnm  er 
diese  Centralstelle  mit  dem  Centrat- 
arbeitersecretariat  verinrnden  wissen  will. 
Irgend  welche  innere  Verbindung  exis- 
tiert doch  zwischen  den  beidai  in  keiner 
Weise.  Will  man  überhaupt  eine  Cen 
tralstelle,  .so  muss  man  sie  als  ein  .selb- 
ständiges Organ  einrichten  und  ihre 
Leitung  Sachverständigen  übertragen. 
X  X 
Fast  zu  gleicher  Zeit  beschäftigte  sich 
auch  die  VOLKSPARTi- 1  .luf  ihrem 
Parteitage  zu  Aschatfenburg  mit  der  Ge- 
meindepolitik.  Die  Volkspartei,  deren 
Stärke  in  Süddeutschland  liegt,  zahlt 
dort  auch  eine  grössere  Anzahl  von  Ge- 
mcindevertretem  in  ihren  Reihen.  In 
einicfon  jr^össercn  Städten  wird  die  Ge- 
meindeverwaltung geradezu  von  ihr  Ik- 
herrscht.  Gegenüber  der  stets  wachsen- 
den Concurrenz,  die  ihr  sogar  in  Würt- 
temberg, ihrem  Stamm.sitz.  von  der  So- 
cialdemokratie  gemacht  wird,  hat  >ich  in 
den  Reihen  der  Volksparteiler  das  Be- 
dürfnis herausgebildet,  etwas  mehr  für 
Agitation  und  Or^ani-ation  7U  tun.  als 
iNsher  bei  ihnen  gcbri|uchlich  war.  Zu 
diesen  Massregeln,  die  dazu  bestimmt 
?ind.  das  .Aiulriinpeii  der  Socialdemnkratie 
aufzuhalten,  gehört  auch  die  Abfassung 
eines  Commimalprogramms.  die  auf  dem 
A'^rliafTenlnirRer  Parteitage  mit  einem 
Referat  und  einer  Discussion  über  die  .so- 
cialen Aufgaben  der  Gemeinde  eingeleitet 
wurde.  Das  Referat  lag  in  den  Händen 
des  Stadtverordneten  Rössler-Frankfurt 
a.  M.,  eines  Führers  der  dortigen  IViiio- 
kratie.  Aus  seinem  Referate  cntnelunen 
wir  die  folgenden  Ptmcie  von  allgemei- 
nem Interesse.  Nachdem  der  Referent 
die  Notwendigkeit  der  »ocialpolitischcn 
Tätigkeit  der  Gemeinde  fe&tgestellt  und 
die  Literatur  über  Communalpolitik  be- 
sprochen —  wobei,  wenn  wir  dem  Bericht 
der  Frattk-tui  tt  i  Zeitung  trauen  dürfen, 
die  socialdemokratische  Literatur  voll- 
ständig ignoriert  wurde  — .  wandte  er  sich 
der  wichtigen  Frage  des  Gemeindewahl- 


Kcfates  XU.    Er  ging  davon  aus,  dass  es 

für  die  Demokraten  feststehe,  über- 
all das  freieste  Wahlrecht,  also  auch  für 
die  Gemande    das  Reichstagswahlrecht 

zu  erstreben.  hödlStens  eingeschränkt 
durch  die  Bedingung  eines  angemessenen 
Aufenthaltes  in  der  Gemeinde.  Ohne 
ein  gutes  Gemeindewahlrecht  sei  keine 
sociale  \'ersöhnung  mügliclu  Das  Vor- 
recht der  Hausbesitzer  bei  der  Besetzung 
der  Stadtverordnetenmandate  müsse  fal- 
len. Das  Hansbesitzertum  sei  nicht  mehr 
durchweg  der  solide  ansässige  Stand, 
wie  früher.  Unterstützung  fanden  diese 
Äusserungen  des  Referenten  in  der  Dis- 
crsvinn  bei  einem  anderen  Frankfurter 
Vertreter,  Herrn  Dr.  Bruck,  der  bei  den 
letzten  Reichstagswahlen  Omdidat  der 
Ordnungsparteien  gewesen  war.  Er 
ineinte,  die  Widerstände,  die  manclie 
Hausl)esitzer  bereiten,  die  zum  Beispiel 
keine  Realstcucm  wollten,  müssten  über- 
wunden werden.  Es  dürften  nur  solche 
Stadtverordnete  und  solche  Siadtriite  an 
die  Spitze  der  Verwaltung  gestellt  wer- 
den, die  socialpolitisch  fortsdiritdich  ge- 
sinnt sind.  Nur  sdiade,  dass  die  volks- 
parteilidien  Fractionen  sich  bei  der  Auf- 
stellung der  Candidaten  so  wenig  von 
diesem  schönen  Gcsichtspuncte  haben 
leiten  lassen.  Auch  die  Stellung  der 
Volkspartei  zu  dem  Gemeindewahl  recht 
hat  sich  bisher  durchaus  nicht  mit  den 
.Ausführungen  des  Herrn  Dr.  Rössler  ge- 
deckt. Die  Demokraten  haben  weder  in 
Frankfurt  ihren  Einfluss  benutzt,  um  auf 
die  Abschaffung  des  Census  von  laoo  M. 
hinzuwirken,  nr>c]i  haben  sie  in  der  würt- 
tembergischen Kammer  bei  den  Beratun- 
gen über  die  Gemeindereform  die  Bemü- 
hungen der  socialdemokratischen  Vertre- 
ter, das  Gemeindewahl  recht  in  dem  freien 
Geiste  des  ReichstaRssvahlrechtes  tmutt- 
bilden,  auch  nur  mit  einer  Hand  unter- 
stützt. 

In  der  Steuerpolitik  verlangte  der  Red- 
ner eine  zweckentsprechende  und  gerechte 
.Ausbildung  der  Einkommensteuer  tmd 
der  RtaNieuern.  F.s  sei  ein  Unrecht,  dass 
die  Grundbesitzer  den  von  der  Allgemein- 
heit geschaffenen  Wertzuwachs  des  Bo- 
dens einheimsen.  Line  geeignete  Be- 
steuerung sei  da  unbedingt  notwendig. 
Ein  Steuersystem  mit  VVertzuwachszu- 
schliii^en  werde  auch  die  Bodenpreise 
nicht  steigern.  Wenn  die  Stadl  für  Bau- 
gelände sorge.  den  sich  die  Miet- 
preise nach  Angelioi  und  Nachfrage  re- 
geln. Über  die  Bedeutung  der  Boden- 
reform   stellten  sich  in  der  Discussion 
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Gegensätze  zwischen  den  verschiedenen 
Rednern  heraus.  Während  zum  Bdi|HeI 

Dr.  Haas-Karlsruhe  die  Ani-icht  aus- 
sprach, das  demokratische  Ge- 
meindeprogranim  bodenrcformcrisch  sein 
müsse,  erklärte  Dr.  Zirndorfer- Frankfurt, 
dass  die  Bodenreform,  wie  jede  einseitige 
Richtung,  die  dn  Allhcihnittel  für  jedes 
Weh  und  Ach  gefunden  zu  haben  glaube, 
übertreibe.  Man  IcSnne  einiges  von  ihr 
lernen,  aber  sie  nicht  adoptieren.  Dic-c 
scharfe  Absage  an  die  Bodenrefonn,  in 
der  übrigens  nur  die  frühere  Abldmung 
eines  ebenfalls  von  Dr.  Haas  gestellten 
bodenrefornierischen  Antrages  wiederholt 
wurde,  war  notwendig,  wollte  die  Volks- 
partei nicht  einen  grossen  Tnl  ihrer  An- 
hänger aus  den  Kreisen  des  grundbe- 
sitzenden Mittelstandes  kopfscheu  ma- 
chen. Aus  dem  gleichen  Grunde  wird  sich 
die  Partei  für  die  Besteuerung  des  unver- 
dienten Wertzuwachses  des  Grund  und 
Bodens  nicht  besonders  ins  Zeug  legen, 
so  schöne  Reden  immer  audi  auf  dem 
Parteitage  darüber  geführt  sein  mögen. 
Die  Stimmen  der  Haus-  und  Grundbe- 
sit2er  sind  zu  wertvoll,  als  dass  man  sie 
durch  derartige  Experimente  loichifcrti- 
gerweisc  aufs  Spiel  setzen  konnte.  Wo 
man  sich  für  die  Wertzuwachssteuer  en- 
gagieren  wird,  wird  man  ihre  Bestimmun- 
gen so  fassen,  dass  sie  niemandem  weh 
tun,  dass  höchstens  nach  dem  Rccept  des 
Referenten  die  Speculation  tvon  Aus- 
sdireitmigen  zurückgehalten  wird«. 
Herr  Rö'^sler  sagt,  dc-m  Wohnungselend 
zu  steuern,  ist  ebenfalls  eine  Gemeinde- 
pAidit  Was  soll  nun  nach  ihm  die  Ge- 
meinde ttm  ?  W^enn  man  ungesunde  Woh- 
nungen schliessen,  so  fährt  er  fort,  oder 
die  Belegung  regeln  will,  muss  man  Leute 
auf  die  Gasse  setzen,  wenn  man  nicht  für 
kleine  Wohnungen  vorsorgt.  Deshalb 
Hegt  die  Rettung  im  Wdterbau  und  in  der 
Vermehrung  des  Vorrates  an  Wohnungen. 
Danach  sollte  man  erwarten,  dass  Herr 
Rössicr  es  als  die  vornehmste  Pflicht  der 
Gemeinden  bezeichnen  würde,  diesen 
Weiterban  nnd  die  Vermehrung  des  Woh- 
nungsvorrates selbst  in  die  Hand  zu 
nehmen.  Aber  weit  gefehlt.  Gememde- 
baa  muss  woht  die  Ausnahme  bleiben. 
Aber  die  Gemeinde  soll  die  gemein- 
nützigen Baugcsellschaflen  unterstützen, 
für  Bauterrain  sorgen,  die  Wohnungs- 
aufsicht führen.  Die  schwächliche  Halb- 
heit unserer  Demokraten  zeigt  sich  auch 
hier  reche  deutlich.  Man  adiettt  vor  den 
Consequenzen  der  eigenen  Prämissen. 
Man  fürchtet  sich  davor,  das  als  richtig 


Erkannte  zum  Leitfaden  der  Praxis  zu 
nehmen.  Daher  dann  der  ständige  Con- 
flict  zwischen  Theorie  und  Praxis,  in  dem 
sich  die  demokratische  Politik  wie  in  einer 
TretnuQlde  abmüht.  Schlacht-  und  Maitl- 
steuern  sind  unter  alten  Umständen  zu 
verwerfen,  sagt  Herr  Rössler  in  seinem 
Referat  In  OflFenburg  aber  stimmen  die 
demokratischen  Gemeindevertreter  für  die 
Einführung  des  Octroi.  Die  communalen 
Betriebe  sollen  socialpolitische  Muster- 
betriebe sein,  sagt  Herr  Rössler,  und  auf 
die  Lage  der  Übrigen  Arbeiter  fördernd 
und  helfend  einwirken.  In  Frankfurt,  wo 
die  Demokratie  herrscht,  hat  es  viele 
Jahre  gebraucht,  bis  sidi  die  Stadtverord- 
netenversammlung 7.V.  der  Anerkennung 
des  Buchdruckertanfes  aufgeschwungen 
hat.  Schulgeldfreiheit  und  Lehrmittel- 
freiheit für  die  Volksschule  sind  weitere 
Forderungen  des  Referenten.  In  Stutt- 
gart haben  Demoki  MVn  und  der 
ihnen  nahestehende  Burgermeister  ihren 
ganten  Einfluss  darangesetzt,  um  die 
Lehrmittelfreiheit  in  den  Volksschulen 
zu  hintertreiben.  Genug  der  Beispiele! 
Dies  Verhalten  der  Demokratie  in  der 
communalen  Praxis  lässt  voraussehen, 
dass  auch  die  Abfassung  des  Commimal- 
programmes  keine  Änderung  bringen 
wird.  Wir  dürfen  überzeugt  sein,  dass 
die  Commission,  die  von  dem  Parteitage 
den  Auftrag  erhielt,  das  Communal Pro- 
gramm auszturbeiten,  dem  nächsten  Par- 
teitage ein  sehr  hübsches  fortschrittliche» 
Programm  vorlegen  und  dass  der  Partei- 
tag das  selbe  mit  einem  Schwall  schöner 
Reden  genehmigen  wird.  In  der  Praxis 
werden  aber  die  volksparteiltchen  Ge- 
meindevertreter stets  das  grö.sste  Hinder- 
nis für  die  Realisierung  dier  Fordertmgen 
ihres  eigenen  Programmes  bleiben. 
X  X 
Die  GROSSE  BERLINER  STRASSEN- 
BAHN  scheint  es  darauf  angelegt  zu 
haben,  den  Nachweis  für  die  Gemeinde- 
schädlichkeit privater  Strassenbahnunter- 
nehmungen  in  einer  Weise  zu  führen,  dass 
sie  audt  dem  blödesten  Auge  klar  wer- 
den muss.  Vor  nicht  langer  Zeit  hat  sie 
durch  den  Einspruch  gegen  die  von  der 
Stadtverwaltung  gqplanten  Untergrund« 
bahnen  die  dringend  notwendige  .Aus- 
bildung des  städtischen  Schnellverkehrs 
zum  Vorteile  ihrer  Einnahmen  zu  hinter- 
treiben und  mit  dieser  .Action  den  Grund- 
salz festzulegen  gesucht,  dass  die  Aus- 
beutung des  gesamten  Berliner  Verkehrs 
Monopol  der  Strassenbahn  sei.  Jetzt 
sehen  wir  sie  an  der  Arbeit,  auf  einen» 
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anderen    Wege   ihre   Binnshmen  mit 

wenigen  Federstrichen  um  viele  Hiindcrt- 
Uusentlc  zu  erhöhen.  In  Verbindung  mit 
den  von  ihr  abhingigeo  Strassenbahnen 
hat  sie  hesclilosscn,  vom  I.  Octoher  ah 
einheitliche  AlK^nnenunUpreisc  einzu- 
führen, und  bei  dieser  Gelegenheit  die 
Preise  so  festgesetzt,  dass  zwar  auf  den 
Vorortbahnen  für  g^ewisse  Linien  ciivc 
kleine  Ermässigung  der  Preise  heraus- 
kommt, dagegen  auf  den  Linien  der 
Grossen  Berliner  Strassenbahn  sämtlichen 
Abonnenten  die  Abonnements  beträcht- 
lich verteuert  werden.  Die  Zeitkarten 
für  eine  Linie  sollen  künftig  nicht  mehr 
6,  sondern  7,50  M.  pro  Monat  kosten,  die 
für  zwei  Linien  10  ÄL,  statt  8  M.,  die  für 
drei  Linien  13  M..  statt  10  M.,  u.  s.  w. 
Eis  handelt  sich  also  um  Preiserhöhungen 
von  25  bis  33'/»%,  die  bei  gleichem  Abon- 
nentenstande eine  Mehreinnahme  von 
ungefähr  1  MilL  M.  für  die  Herren 
Aufsichtsratsmitglieder,  Directoren  und 
Actiiiiuirc  ergehen  wurden.  Dii^-  Dircc- 
tion  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn 
rechtfertigt  diese  Preiserhdhmig  damit, 
dass  die  Betriebsausgaben  st.irker  ge- 
wachsen seien,  als  die  Einnahmen,  dass 
durch  Zusammenlegung  früher  getrennter 
Linien  <lie  Länge  zahlreicher  Betriebs- 
linien mehr  als  verdoppelt  worden  und 
dadurdi  das  Abonnement  viel  billiger  ge- 
worden sei,  und  schliesslich  dass  die 
Einnahme  per  Fahrt  eines  Abonnenten 
vielfach  nur  noch  2V2  Pf.  betrage  und 
nicht  einmal  die  Selbstkosten  der  Gesell- 
•diaften  dedce.  Von  der  Abonnements- 
erhöhung werden  mindestens  50000  Per- 
sonen betroffen,  die  zum  guten  Teil  gc- 
zwtmgen  sind,  in  den  billigeren  Aussen' 
bezirken  der  Stadt  zu  wohnen  und  die 
schon  die  billigeren  Abonnements  nur  mit 
Mühe  aufzubringen  vermochten.  In  ihre 
Lebenshaltung  wird  also  von  der  Strasscn- 
bahngesellschaft  in  der  schädlichsten 
Weise  eingegriffen,  ihre  Wohnungsver- 
haltnisse werden  verschlechtert,  ihre  £r- 
holtmgszeit  wird  verkfirxt  etc.  Und  das 
alles,  damit  vielleicht  1%  Dividende  mdir 
herausgeholt  werde. 

X  X 

KURZE  CHRONIK.  Die  Regierung  von 
Oberbayern  hat  die  Beschwerde  der  so- 
daldemokratiadien  Mitglieder  der  M  fi  n  - 
ebener  GemeindecoUegicn  gegen  die 
Einführung  des  Streckentarifes  statt  des 
bisherigen  lO  Pf.-Einheitstarifes  auf  den 
Münchener  Strasscnbahnen  zurückgewie- 
sen. —  Der  Nfirnberger  Magistrat 
hat  es  abgdehnt,  den  städtischen  Bau- 


anfsehem  die  Erlaubnis  zur  Abhaltung 

von  Vorträgen  vor  Bauarbeitern,  zum 
Beispiel  über  Unfallverhütung,  zu  er- 
teilen, da  die  selben  angeblich  nicht  dazu 
geeignet  seien.  Es  werde  aber  in  Er- 
wägung gezogen  werden,  ob  ntüii  der- 
artige Vorträge  nicht  durdi  städtische 
Ingenieure  halten  lassen  könne.  Auf  das 
Ersuchen  der  Bauarbeiterschutzc(>m- 
mission,  nun  einen  stadtischen  Ingenieur 
als  Referenten  über  das  gleiche  Thema 
abzuordnen,  hat  der  Magistrat  »nach  reif- 
licher Erwägung«  beschlossen,  dem  Ge- 
such nicht  zu  entspreclieu.  Gründe  wur- 
den nicht  angegeben.  —  Die  Barner 
Stadtverordnetenversammlung  ist  der  Ge- 
mcmniitztgcn  Gcscllschüft  für  Milcltans- 
schank  mit  einem  Beitrag  von  loo*)  M. 
beigetreten.  Die  Gesellschaft  will  öffeiit- 
liche  Milchschankstellen  nach  An  der 
Sclterswisserhäuschcn  errichiej.  —  Der 
Strassburger  Gemetnderat  licichloss 
den  Bau  eines  städtischen  Schwimm-  md 
Medicinalbadcs  mit  einem  Kostenaufwand 
von  circa  750  000  M,  —  Der  G  e  r  a  e  r 
Stadtrat  l»t  eine  Eingangsabgabe  auf 
Heringe  eingeführt.  num  iinnanoww 

SociaUstlsche  Bewegung 

Der  ruhige  Verlauf  des  PARTEITAGS 
IN  BREMEN  hat  bei  den  Parteige- 
nossen im  ganzen  Reiche  grosse  Befriedi- 
gung hervorgerufen.  Die  .\uffassung,  dass 
die  Dresdener  Tage  für  die  Partei  von 
Nutzen  gewesen  seien,  dürfte  heute  wohl 
keinen  Vertreter  mehr  finden.  Selbst  der 
Paü  Schippet  ist,  von  geringen  Ausnahmen 
abgesehen,  überall  mit  Ruhe  behandelt 
worden.  In  Schippeis  Wahlkreise  selbst  ist 
fast  einstimmig  eine  Resolution  zur  An- 
nahme gclanpt,  in  der  gesagt  wird,  dass 
>keine  Veranlassung  vorliegt,  aus  der  An- 
nahme der  Resolmteiicn  Bdid  und  Frey- 
thaler  Consequenzen  zu  ziehen,  die  das 
Rcichstagsmandat  des  Genossen  Schippcl 
berühren«.  Mit  diesem  leidenschaftslosen 
imd  nach  der  ganzen  Sachlage  einzig  ge- 
rechtfertigten Beschhiss  dürfte  die  in  so 
unnötiger  Weise  aufgebauschte  AcUon  ZU 
einem  Kuhepunct  gelangt  sein. 
Das  Protokotl  des  Parteitags  ist  im  Ver> 
läge  tler  Buchhandlung  l'ortvärts  erschie- 
nen; es  hat  einen  Umfang  von  334  Oc- 
tavseiten  und  kostet  70  Pf.  Als  Anhang 
ist  beigefügt  der  Bericht  der  3.  Frauen- 
conferenz  (über  diese  vergl.  die  Rubrik 
FrauetUfewegmtg,  pag.  939). 
X  X 
In  Leipzig  ist  es  bei  der  Berichterstattung 
über  dien  Partdtig  ni  adiarfen  Auseinaa« 
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dcrsctzungen     über    die  LEIPZIGER 
VOLKSZEITUNG     gekommen.  Von 
«incm  Teil  der  Redner  wurde  die  bekannte 
Notiz  gegen  Südekum,  die  auf  dem  Par- 
teitag zu  zwei  Kundgebungen  und  einem 
Telegramm  der  Li'ipziRcr    V olkszciiung 
Anlass  ganben  hatte,  verurteilt  und  der 
Ton  des  Blattes  im  allgemeinen  getadelt; 
*lllt  159  gegen  go  Stimmen  wurde  eine 
Resolution  angenommen,  die  die  Erwar- 
tung aussprach,  dass  von  dem  Blatt  »end- 
lich die  geradezu  unerquicklicht-n  Pole- 
miken mit  anderen  Parteiorganen  einge- 
stellt wcrdenc.  Daraufhin  legten  die  po- 
litischen Redactcure  Mehring  und  Jaeckh 
ihre  Stellungen  nieder.    In  einer  spätem, 
stärker  besuchten  Versammlung,  am  7. 
Octot>er,  wurde  indessen  dieser  Beschluss 
aufgehoben  und  eine  Resolution  votiert, 
die  >icli  »mit  der  l)islicrigeii  priiicipicllcii 
Halttuig  der  Leipziger  Volkssettung  ein- 
verstanden« erklärt  und  »die  Grundsätze, 
die    heute    von  der  Rcdaction  über  die 
■Grenzen  dieser  Polemik    [der  Polemik 
mit  anderen  Parteiorganen]  kundgegeben 
worden  sind«  billigt.  Damit  war  der  Con- 
flict  selbst  beigelegt.    Die  ganze  Affaire 
rief  eine  umfängliche  Presspolemik  zwi- 
schen Mehring,  Jaeckh,    Kautsky,  der 
KSnigsberger  VolksseituHg  u.  s.  w.  auf 
der  einen  und  Bernstein,  dem  Stettiner 
y Olksboten  und  noch  einigen  Parteiblät- 
tem  attf  der  andern  Seite  hervor,  die  audi 
nach  Beendigung  des  Conflicts  fortgesetzt 
wurde  und  sich  vorwiegend  um  die  per- 
aönlichen  Qualitäten  einzelner  Genossen 
drehte.      Durch     die   Einmischung  der 
Berliner  Zeitung  in  diese  innere  Ange- 
legenheit   der    Socialdcmokratie  nahm 
<liese  Polemik  zeitweilig  den  Qiarakter 
eines  Kampfes  des  Radiealismus  gegen 
(Ict;  Rcz-isionistnus  an,  um  ihn  indessen 
bald  wieder  abzulegen  und  sich  auf  das 
rem  Ptorsdntidie  zti  beschränken. 
X  X 
Während  der  Tagung  des  internationalen 
Congresses  in  Amsterdam  fand  ein  Son- 
•dcrcongress  der  socialistischen  JUGEND- 
ORGANISATIONEN der  verschiedenen 
L^UMkr  statt  Die  Anregung  war  von  Bel- 
gien ausgegangen,  wo  die  Jeunes  gardes 
sociatistes  eine  ganz  bemerkenswerte  Tä- 
tigkeit entfalten,  indtiii  sie  die  Jugend,  na- 
mentlich die  ztun  Militair  abgebenden  jun- 
gen Leute,  dem  Soctalismus  nt  gewinnen 
suchen.  Auf  dem  Congress  waren  durch 
Delegierte  vertreten:    Belgien.  Holland, 
Frankreich,    England,    Deutsdiland  and 
Polen;  Schweden.  Italien  und  Osterreich 
svaren  entschuldigt.  Der  holländische  Ge- 


nosse Polak  berichtete,  dass  in  Holland 
bis  jetzt  4  socialistische  Jugendvereine  be- 
ständen ;  die  Hauptaufgabe  der  selben  sei, 
unter  der  Jugend  gegen  den  Militarismus 
zu  agitieren.    Der    englische  Delegierte 
teilte  mit,  dass  dort  socialistische  Schüler- 
vereine existierten;  bis  jetzt  sind  17  Orts- 
gruppen vorhanden,  und  cüe  Jugend- 
zeitung ist  in  bestem  -Aufschwünge  be- 
griffen.  In  Norwegen  bestehen  56  Grup- 
pen, das  Blatt  zählt  3000  Abonnenten.  Am 
weitesten  ist  die  Bewegung  in  Belgien 
vorgeschritten,  wo  die  Jeunes  gardes  so- 
cialistes  bereits  13  000  Mitglieder  zählen. 
Von  Osterreich  und  Italien  lagen  Berichte 
und    Zustimmungsschreiben    vor.  Der 
deutsche  Delegierte  sprach  die  Hoffnung 
aus,  dass  nunmehr  auch  in  Deutschlaad 
die  Bewegung  in  Floss  kommen  werde. 
Das  Resultat    des  Congre'^ses  war  die 
Gründung  eines  internationalen  Bundes 
der  socialistischen  Jugend. 
Dem  deutschen  Parteitag  lag  ein  Antrag 
(105)  vor,  der  verlange,  die  deutsche 
Partei  möge  ähnlidi,  wie  das  durch  die 
belgische  Jeunes  gardes  socialistes  ge- 
schieht, unter  den  Proletariern,  die  zur 
Armee  einberufen  werden,  vor  dem  Ein- 
tritt in  dieselbe  in  geeigneter  Weise  Pro- 
paganda madien.  Insbesondere  "mtrAt  m 
dem  Antrag  gefordert,  dass  die  künftigen 
Soldaten  durch  Broschüren    über  ihre 
Pflicht  gegenüber  dem  sogenannten  «filie- 
ren Feind  aufgeklärt  werden  selten.  Die- 
ser Antrag  war  von  Elbing  und  dem 
Kreise  Osthavelland  gestellt  und  wiurde 
von  dem  Genossen   Dr.  Liebknecht  be- 
gründet.   Mit  geringen  .Ausnahmen  stiess 
dieser  Antrag  bei  allen  Rednern  auf  ent- 
schiedenen Widerstand.  Es  wurde  auf  die 
deutsche  Rechtsprechung,  die  zahlreichen 
Fussangeln    hingewiesen    und    auf  die 
höchst  gefährlichen  Consequensen  einer 
solchen  Propaganda.     Eme  solche  Agi- 
tation müsse  notwendigerweise  zur  soge- 
nannten CasernenagUatioH  führen,  die  in 
anderen  Ländern  wohl  tnögltch  sd,  bei 
uns  al>er  dn  frevelhaftes  Spiel  auf  ande- 
rer   Ix'ute    Kosten    bedeute.  Vellmar 
empfahl    gegenfiber   den  Antragstellern 
das  Festhalten  an  der  >alten,  bewährten 
Taktikt.   Mit  ebenso  vollem  Recht  hätte 
er  hinzufügen  können,  dass  die  Taktik  der 
scaaldcmokratischen    Parteien  anderer 
lÄnder    nicht     schablonenmässig  auf 
Deutschland    übertragen    werden  kann. 
Das   Resultat  der   Discussion  war  der 
Übergang  zur  Tagesordnung  über  den 
.Antrag  S05. 

X  X 
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Von  der  PARTEIPRESE  sind  wieder 
cinige  rccftt  erfrenlicbe  Portschritte  2ti 
melden.  So  hat  das  Saalfclder  Vulkshlatt, 
bisber  im  Format  das  kleinste  unserer 
Pkrteiblittcr,  sich  mit  dem  i.  October  er- 
heblich vergrösert.  Ebenfalls;  seit  den» 
I.  October  erscheint  das  Volksblatt  für 
die  Hersogtümcr  Coburg  und  Gotha  als 
Tagcl)l.ift.  Die  Elberfelder  Parteigenos- 
sen werden,  wie  auf  dem  kürzlich  abge- 
haltenen  niederrheinischen  Parteitag  mit- 
geteilt warde^  eine  dgene  Druckerei  er- 
richten; bis  jetzt  wurde  ihr  Organ,  die 
Freie  Presse,  in  der  Privatdruckerci  dos 
Genossen  Grimpe  hergestellt.  Auf  jener 
Conferenz  wnrde  femer  mitgeteilt,  dass 
(He  ^jen('^-en  in  K>-(n  und  Duislmrg-Mül- 
heim  beabsichtigten,  eine  eigene  Zeitung 
zu  grundenf;  bekanntlich  ist  jetzt  dort  die 
Dortmunder  Arbeiterzeitung  eingeführt. 
Ein  neuer  Kämpfer  in  der  Parteipresse 
ist  <fie  Mülhauser  Volkszcitung.  die  seit 
dem  I.  October  erscheint :  ihr  Vorganger, 
vom  Genossen  Jaeckh  redigiert,  erlag  am 
24.  März  1894  dem  Dictaturparagraphcn. 
Ein  Jubiläum  feierte  am  i.  October  die 
Lcipziiicr  Votksteitung;  es  waren  an  die- 
sem r;ige  10  Jalire  vcrgiinge!.,  -  ■iiilem 
Bruno  Schoenlank  das  Leipziger  Partei- 
organ in  seiner  jetzigen  Gestalt  schuf. 
Aus  diesem  Anlass  gab  der  Verlag  eine 
Jubiläumsnummer  lieraus.  die  schon  durch 
ihren  Umfang  bemerkenswert  war;  sie 
umfasste  64  Seiten.  Die  Nnmmer  l)rachtc 
den  Programmartikcl  Schocnlanks.  mit 
dem  dieser  seinerzeit  das  Blatt  begann, 
zum  Wiederabdruck;  ausserdem  Beiträge, 
von  Mehring,  Jaeckh,  Kautsky,  Pollender. 
Bios  und  Ullrich,  die  interessante  Bei- 
träge zur  Leipziger  Parteigeschichte  bo- 
ten. Ein  weiterer  Gedenktag  der  Partei- 
prtssc  war  der  28.  September.  An  <licsem 
Tage  vor  25  Jahren  erschien  die  erste 
Nummer  des  Zitricher  Soeialdemokraten. 
X  X 
Die  dcutsclie  Socialtkmokratic  ÖSTER- 
REICHS hielt  ihren  diesjährigen  Partei- 
tag am  25,  September  und  die  folgenden 
Tage  in  Salzburg  ab;  die  deutsche 
Partei  wurde  vertreten  durcli  den  Genos- 
sen VoUmar.  Aus  dem  Bericht  des  Par- 
teicassierers  Dr.  Ellenbogen  ist  zu  ent- 
nehmen, dass  die  seit  1898  eingeführte 
sogenannte  Reichsparteisteuer  von  1902 
bis  1904  35  323  K.  einbrachte.  Ein  Antrag, 
den  Gencralstrike  auf  die  Tagesordnung 
zu  setzen,  wurde  mit  der  Begründung  ab- 
gelehnt, dass  eine  Discussion  hierüber 
nicht  dringend  sd ;  die  österreichische 
Arbeiterschaft  sei  sich  klar  dahiber,  dass 


der  Gencralstrike  als  AUheilmitel  zur 
Dmrchführung  unserer  letzten  Ziele  eine 
Utopie  sei.  dass  aber  der  politische  Mas- 
senstrike  unter  Umständen  ein  wirksame» 
Mittel  der  Actio«  sein  könne.  Dagegen 
wurde  lie-rhlosscn,  diesen  Punct  auf  die 
Tagesordnung  des  nächsten  Gesamtpar- 
teitages zu  setzen.  Im  Anschluss  an  den 
Bericht  ül>er  die  parlamentarische  Tätig- 
keit der  Fraction,  den  der  Genosse  Abge- 
ordnete HIdersch  gab,  eittstand  eine  sär 
lebhafte  Discussion,  in  welcher  von  einem 
Teil  der  Redher  verlangt  wurde,  t^ss  die 
Parteileitung  grössere  Actionen  in  die 
Wege  leite.  Seit  dem  Sdidtem  der  Wahl- 
rechtsbewegung sei  die  Arbeiterschaft 
Österreichs  von  einer  grr»sscn  Hoffnungs- 
losigkeit und  Apathie  erfasst.  Pemers- 
torfer,  Adler  nnd  andere  wendeten  sidt 
gegen  die  .'Viiffassung.  als  ob  die  Arbeiter- 
schaft versumpfe.  Es  dürften  nicht  im- 
mer grosse  Actionen  erwartet  werden, 
vielmehr  müsse  die  Arlniter^cliaft  in  täg- 
licher Aptations-  und  Organisationsarbeit 
erzogen  und  für  die  kommenden  Kämpfe 
vorbereitet  werden.  Schliesslich  wurde 
der  Fraction  einstimmig  cbs  Vertrauen 
der  Partei  ausgedrückt.  Nach  einem  Re- 
ferat Skarets  über  Partei-  und  Wahl- 
organisation wurde  eine  Eiginztmg  des 
Parteistatuts  besclilos^tii,  wonach  die 
Aufstellun^r  der  Candidaten  für  den 
Rcicbsrat  ra  Zukunft  durch  den  Reichs- 
parteivorstand gemein s.Tni  mit  der  Ge- 
samtheit der  Wahlkreisvcrtrauaismänner 
vorznndmien  ist  In  einer  geschlossenen 
Sitzung  wurden  die  internen  Angelegen- 
heiten der  Parteipresse  geregelt.  Nach 
einem  Referat  AdU  r-  gelangte  ferner  eine 
Resolution  einstimmig  zur  Annahme,  in 
der  eine  wirtschaftliche  Lostrcnnung 
Österreichs  von  Ungarn  gefordert  wird. 
X  X 
Der  Ausschluss  der  autonomen  reformis- 
tischen  Gruppen  axis  der  sociaMemokra- 
ti.schen  Partei  IT.^LIENS  ist  luuunehr 
zur  Tatsache  geworden.  Bekanntlich  war 
den  autonomen  Cirkeln  aufgegeben  wor- 
den, bis  spätestens  30.  September  ihre 
Wiedervereinigung  mit  den  alten  Partei- 
organisationen zu  bewirken.  Dieser  Auf- 
forderung kam  eine  Anzahl  —  unter  an- 
deren die  von  Rom  —  nach,  während  die 
von  Mailand  und  einige  andere  sich  des- 
sen weigerten.  Um  über  die  weiteren 
Massnahmen  zu  Ixrraten.  war  zum  8.  Oo- 
tohcr  eine  Sitzimg  des  Partei  Vorstandes 
nach  Florenz  einberufen.  Zu  dieser  war 
eine  Delegation  der  Mailänder  Gruppen 
zugelassen.  Diese  gab  durch  Treves  die 
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Erklärung  ab,  dass  die  autonomen  Grup- 
pen Mailands  den  festen  Willen  hätten, 
in  der  Partei  ztt  Udben  und  mit  ihr  zu 

-wirken,  dass  es  ihnen  aber  unmöglich 
wäre,  ihre  Wiedervereinigung  mit  der  al- 
ten  Organisation,  die  sich  immer  mehr  in 
anarchistischer  Richtung  entwickelte,  zu 
vollziehen.    Nach  langer  Discussion.  die 
sich  über  mehrere  Sitzungen  erstreckte, 
fasste  der  Parteivorstand  einstimmig  einen 
Beschluss,  dessen  Tenor    lautet:  »Der 
Parteivorstand  nimmt    mit   grosser  Be- 
friedigung Krantnis  von  dem  Wiederein- 
tritt der  atttcmomen  Orkel  von  Bergamo, 
Varese.  Rom  etc. ;  er  bedauert  auf  das 
lebhafteste,  dass  die  autonomen  Gruppen 
vom  Mailand  mid  einige  andere  diesem 
lobenswerten  Beispiele  nicht  gefolgt  sind, 
und   erklärt,   dass   diese    Gruppen,  da 
rie  bis  zum  JOi  September  ilu-e  Wieder- 
vereinigung mit  den  alten  localcn  Partei- 
organisationen nicht  bewirkt  hatten,  auf 
Grund  des  Referendums  der  Partei  als 
nicht  mehr  zur  italienischen  sodalistischen 
Part«  ffdmrig  zu  betrachten  sind.«  Die 
Resolution  führt  weiter  begründend  aus, 
dass    der  Parteivorstand  den  Vorschlag 
der  Gruppen,  in  der  Partei  zu  verbleiben, 
ohne  sich  den  localen  Parteiorganisa- 
tionen anzuschliessen,  als  mit  der  Auf- 
.  filSSttttg  von  der  Einheit  der  Partei  in  Wi- 
derspruch stehend  nicht  habe  acceptieren 
können.    Femer  wird  darin  erklärt,  dass 
die  Mailänder  Föderation  (die  alte  Orga- 
nisatioa)  von  den  Prindpien  des  Sodalis- 
mus   nicht   abgewichen  sei.  dkss  <Se 
Gründe,  welche  die  autonomen  Gruppen 
für  die  Unmöglichkeit  einer  Verschmel- 
zung angeföhrt  haben,  dedialb  atidi  nicht 
anerkannt  werden  könnten.  Schliesslich 
erklärt  sich  die  Parteileitung  bereit,  je- 
derzeit alle  Massnahmen  zu  unterstützen, 
die  geeignet  sind,  den  Gruppen  oder  ein- 
zelnen Personen  den  Wiedereintritt  in 
der  Partei  zu  erleichtem.  Von  einer  voll- 
ständigen Trennung  ist  vorläufig  noch 
Iceine  Rede.  Genosse  Turati,  der  bekannt- 
lich der   Mailänder   Seccssion  angehört, 
bat,  wie  aus  den  Beratungen  der  Parla- 
mentsfrvction  bdrafs  Vorbereitung  der 
bevorstehenden    Neuwahlen  hervorgeht, 
seine  führende  Stellung  innerhalb  der 
Fraction    dmdiaiis    beibehalten;  z«mi 
übcrfluss  wurde  ihm  von  der  selben  noch 
ausdrücklich  das  Recht   bestätigt,  auch 
ieraerhin  als  Fractionsmitglied  zu  gdtcn, 
da  er  fortfahre,  Socialist  zu  sein,  und  nur 
wegen  localer  Fragen  nicht  mdir  der  offi- 
d eilen  Parteimgaiiisalioo  aacebfire. 
X  X 


Zur  Einigungsfrafic  in  FRANKREICH 
liegen  neuerdings  Kundgebungen  von  bei- 
den Seiten  vor.  Die  Exectitivcoaunisaioiii 
des  P.  S.  de  F.  hat  am  4,  October  eine 
Resolution    beschlossen,    in  welcher  sie 
sich    bereit    erklärt,  auf  der  Basis  der 
Dresdener  Resolution  zu  verhandeln.  Der 
Vorschlag  Jaures',  die  Einigung  etappen- 
weise anzustreben  durch  ein  Verständi- 
gvngscomite,  gebildet  aus  Vertretern  aller 
sodalistischen  Gruppen,  wurde  in  der  Er- 
klärung des  Executivcotniies  verworfcn.- 
Die  Resolution  ist  dem  internationalen  so- 
dalistischen Bureau  zu  Brüssel  und  den» 
Secrctariat  der  Section,  die  in  Amster- 
dam zu.sammen  mit  dem  P.  S.  de  F.  die 
französische  Nation   vertrat,  uberrdcht 
worden.  Das  internationale  Bureau  wird 
sich  in  der  nächsten,  Dccember  oder  Ja- 
nuar stattfindenden  Sitzung  mit  der  Eini- 
gungsfrage befassen.     In  einer  kürzlich 
vom  P.  S.  de  F.  einberufenen  Volksver- 
sammlung wurde  mitgeteilt,  dass  das  Exe- 
cutivcomite  eine  nachhaltige  Versamm- 
lungsagitation  für  die  Einigung  beschlos- 
sen habe,  um  so  nach  Möglichkeit  bei  dcnr 
Mangel  dner  Tageszdtung  den  Wider- 
stand der       reunde  gegen  die  "Eaügung; 
zu  lähmen.  Auf  der  andern  Seite  ist  na- 
türlich keine  Neigung  vorhanden,  auf 
eine  Einigung  anzugehen,  welche  als  Vor- 
bedingung den  vollständigen  Bruch  mit 
der  bisher  von  Jaures  befolgten  Taktik 
fordert  Am  zweiten  Octobersonntag  wur- 
den in  Angers,  Bordeaux,  Lyon  und  Mar- 
seille Provinzialcfjnferenzen  abgehalten.. 
In  allen  diej.cn  Versammlungen  wurde  die 
Frage  der  Taktik  besprochen  und  der- 
selben  durch  Annahme  entsprechender 
Resolution  zugestimmt.    Die  Notwendig- 
keit der  Einigung  wird  nur  in  einer  Re- 
sohrtioo,  in  Ser  von  Lyon,  betont. 
Intcrc.vsant  ist.  cLass  die  deutschen 
Socialistcn    in  Paris    der  Taktik  Jaures*" 
di>rchaus  zustimmen.  In  einer  Resolution^ 
welche  der  deutsche  sodaUstische  Lese» 
club  in  Paris  dem  Vorwärts  mit  der  Bitte 
um  Veröffentlichung  überniittcltc.  hcisst 
es  tmter  anderem,  dass  der  Kampf  der  so- 
dalistischen  Partden  gegen  den  Cai»talis- 
mus  bcstimn;;  werde  durch  die  Entwicke- 
lungssudien  der  capitaltstischen  Staaten,, 
die  Art  des  Vorgehiens  dner  sodalisti- 
schen Partei  demnach  nicht  immer  die 
gldche  und  nicht  immer  gleichzeitig  dic- 
sdbe  sein  müsse,    wie    die  politische 
Augenblicksstellungnahme  der  sodalisti- 
schen Partden  aller  Länder.  Der  Bericht- 
erstatter bemerkt  dazu,  dass  andt  in  die- 
sem kldneri  Kreise  zwei  Strommgen  id 
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Üieser  Frage  zu  verzeichnen  gewesen 
ficien:  »Ein  Teil  —  es  waren  dieses  die- 
jenigen Genossen,  die  schon  jahrelang  in 
Paris  verweilen  und  somit  die  französi- 
schen Verhältnisse  aus  der  Praxis  kennen 
—  vertrat  die  An^iellt,  dass  Genosse 
Javres  den  eigentümlichen  französischen 
yerhiltnissen  ent9i»rechend  durchaus  rich- 
tig gehandelt  habe,  während  ein  anderer 
Teil  —  er  recruticrt  sich  aus  den  in  den 
letzten  zwei  Jahren  aus  Ländern  deot* 
scher  Zunge  gfckommenen  Genossen  — 
das  Verhalten  des  Genossen  Jaures  und 
seiner  Anhänger  verurteilte.« 
Zu  einer  bedeutsamen  Kundgebung^  für 
<iie  Idee  einer  deutsch-französischen 
Freundschaft  wurde  eine  Versammlung 
in  Cannaux,  in  der  Jaures  und  Rouanet 
Ansprachen  gehalten  hatten.  Die  Ver- 
sammlung be?chlo-;s  eine  ausführliche  Re- 
solution, in  der  die  socialisti sehen  Princi- 
frien  und  die  Gnmdznge  einer  socialis- 
ti«ch-republikanischen  Politik  dargestellt 
sind.  Der  auf  die  Freundschaft  der  iK-idcn 
Länder  bezügliche  Absatz  sei  hier  wort- 
lich angeführt :  >Dic  Socialistcn  begais- 
sen  mit  einer  enthusiastischen  Hoffnung 
<len  Tag.  an  dem  Frankreich  und  Deutsch- 
land, tmtcr  dem  Einfluss  der  socialisti- 
schen  Demokratie  vollkommen  versöhnt, 
gemeinsam  arlH-iteri  werden,  in  F.ur(>]):i 
vnd  auf  der  ganzen  Erde  die  Civilisation 
za  fördern,  die  Arbeit  zu  befrden,  Wis- 
senschaft und  Kunst  zu  entwickeln,  den 
Frieden  zu  befestigen  und  die  gleichzei- 
tige Abrüstung  der  grossen  Nationen  vor- 
zubereiten.« 

'X  ^ 
KURZE  CHRONIK.  Bei  der  L  a  n  d  - 
tags  wähl  in  Gera  (Reuss)  wurden  4 
▼on  den  5  socialdemokrati sehen  Candi- 
daten  gewählt.  —  Die  Parteigenossin  in 
Augsburg  haben  beschlossen,  beim  Par- 
teivorstande die  Anstellung  eines  Par- 
te i  s  c  c  r  e  t  a  i  r  .s  zu  beantragen.  Auch 
die  Genossen  von  Görlitz-Lauban  !)eab- 
Stditigen,  einen  besoldeten  Secretair  aufzu- 
stellen. —  Unsorn  Parteigenossen  in  Trier 
ist  es  nach  vieler  Mühe  endlich  gelungen, 
dort  das  Cieburtshaus  von  Karl  Marx 
festzustellen.  Es  befuidet  sich  Brücker- 
g^ssc  64  und  ist  ein  einfaches,  schniuck- 
loiics  Gebäude  von  zwei  Etagen.  —  Die 
1  i  p  p  i  s  c  h  e  Socialdemokratie  nahm  auf 
ihrer  kürzlich  abgehaltenen  Parteiconfe- 
renz  untiT  andt-rni  auch  i-ino  Ueseilutioii 
an,  in  der  Stellung  zu  dem  Thronfolge- 
streit genommen  wird  und  in  der  es 
lieisst,  dass  es  von  einer  nicht  zu  überbie- 
tenden grotesken  Komik  sei,  wenn  die 


FntscheidunR^  darüber,  wer  im  Anfang  des 
XX.  Jahrhunderts  Herrscher  von  Gottes 
Graden  in  einem  Lande  sein  soll,  abhänge 
von  der  Beantwortung  der  welterschütem- 
den  Frage,  ob  eine  Ahnfrau,  welche  vor 
100  Jahren  lebte,  ebenbürtig  gewesen  sei 
oder  nicht  —  Einen  bedeutenden  Wahl- 
sieg erfoditen  unsere  Genossen  in  der  In- 
du'triestadt  Voltri  bei  Genua  (Ital  i  en) 
bei  den  letzten  Communalwahlen.  Sie 
brachten  ihre  ganze  Liste  von  24  Mann 
durch,  während  in  der  Minorit.-ir  6  Mann 
der  Grossindustnellcn  gewählt  wurden.  — 
In  Lyon  starb  Genosse  K  r  a  u  s  s  ,  Depu- 
tierter für  Lyon  in  der  französischen 
Kanuner.  Die  französische  Socialdemo- 
kratie verliert  in  Krauss,  der  erst  40  Jahre 
zählte,  einen  ebenso  energischen,  wie 
fiberzeugten  Vorkämpfer.  —  In  Johan- 
n  e  s  1>  u  r  g  wurde  vor  einigen  Wochen 
eme  grosse  Versammlung  unter  freiem 
Himmel  abgehalten  und  die  Gründung 
einer  social istisdien  Partei  von  Transvaal 
beschlossen. 

X  X 
LITERATUR.  Vorerst  sind  einige,  im 
Verlag  der  Forti-ijr/jfbuchhandlung  er- 
schienene Parteischriften  zu  nennen.  Der 
Arbcitcrnotigkalender  für  1905  enthält  die 
Ergebnisse  der  Reichtagswahlen  1903  mit 
den  bisher  stattgehabten  Nachwahlen.  In 
dem  Capitel  Unsere  toten  Abgeordneten 
sind  die  Portraits  und  kurz  gefasste  Le- 
ben sabrisse  der  verstorbenen  socialdemo- 
krz  tischen  Reichstagsabgeordneten  ent- 
halten. Sehr  nützlich  sind  die  beigegebe- 
ren  .\dre<'^en Verzeichnisse  der  Partci- 
und  Gewerkschaft sprcscs,  Gcwerbeinspec- 
toren,  Partei  vorstand,  Gewerkschaften, 
Arbeitersecretariate  u.  s.  w.  Der  Preis 
beträgt  60  Pf.  Ein  Führer  für  den  Militoir- 
Pflichtigen  von  W.  Schröder  behandelt 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Sachen 
d«"  Wehrpflicht,  des  Musterungsgeschäftes, 
des  acliven  Dienstes,  der  Entlassung  aus 
dem  Heere  u.  s.  w.  —  Zum  40.  Todes- 
tage Lassalles  hat  Eduard  Bern- 
stein eine  Broschüre  Ferdinand  Las- 
salle und  seine  Bedeutung  für  die  Ar^ 
beiterelasse  Am  gleichen  V'crlag/  her- 
ausgegeben, in  der  in  knappen  Umrissen 
(las  politische  I^l>eii  und  Wirken  Lassai- 
les  den  Lesern  vor  Augen  geführt  wird. 
Der  Preis  der  Schrift,  welches  auch  ein 
vorzügliches  Lichtdruckbild  enthält,  be- 
trägt I  M..  Agitationsausgabe  50  Pf.  — 
Als  Nr.  36  der  Btbliothiqut  socioliste  ist 
eine  Schrift  von  L.  Tschernoff  Ltfiitr 
Blane  /Pans.  SociiU  nowotlU  de  Kfrrsi- 
rie/  erschienen. 
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Im  Ncufn  MontagiMaU  vom  la  Oc- 
l^er  hat  Genosse  B«niitem  -imt  dem  Ab> 
^rndc  «iner  Serie  von  bisher  tmveröffent- 
lichten  BHefen  L  a  s  s  a  1  1  c  s  begonnen. 
Dieselben  haben  sich  im  Nachlass  seiner 
Familie  vofgefmiilen  mi<f  siad  zum  grSss- 
ten  Teil  an  seine  Eltern  und  seine  übri- 
,gen  Angehörigen  gerichtet.  Sie  vervoll- 
ständigten  —  so  bemerkt  der  Heraus- 
geber hierzu  —  das  Charakterbild  Las- 
sallcs  selbst  und  gewähren  allerhand  in- 
tetessante  Einblicke  in  sein  seelisches  Le- 
ben. Der  erste  Brief  ist  ein  Liebesab- 
sdiiedsbrief.  ^richtet  an  dtie  unbekannte 
Adressatin.  der  die  seelischen  Beziehun- 
gen Lassallea  zur  Gralin  Hatzfeld  in 
überaus  feiner  Weise  sdrildert  —  Im 
Cvmradc  führt  P  Burrowes  den  ameri- 
canischcn  Lesern  ein  Lebensbild  Lassaiies 
iror;  beigegeben  sind  zwei  Bilder,  das  eine 
davon  zeigt  La<sa!le  auf  dem  Totenbette. 
In  derselben  Nummer  befindet  sich  das 
Cöngressbild  von  der  letzten  National« 
Convention  der  «ocialistischen  Partei  der 
Vercm Igten  Staaten,  die  vom  i.  bis  6, 
Mai  in  Chicago  abgehalten  wurde.  Bemer- 
kenswert ist  ferner  ein  Artikel  des  socia- 
listischen  Candidaten  für  den  Vicepräsii 
deutschaft  sposten.  des  r,ciu>^>en  Han- 
ford, über  den  Bürgerkrieg  in  Colorado. 
—  Aus  der  Intemationat  Sodalist  Review 
ist  hervorzuheben  ein  Artikel  der  Genos- 
sen H.  und  M.  Simons  über  die  industri- 
elle Conoentration  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Er  ist  der  .Anfang  einer  gross 
angelegten  Arbeit,  in  der  bis  auf  .Anfang 
des  vorigen  Jahrhunderts  zunickgcgriffea 
und  die  Entwickelung  des  Landes  bis  zur 
Gegenwart  gezeigt  wird.  —  In  der  spani- 
schen Revista  Socialista  schliesst  der  Ge- 
nosse Frandsoo  Mora  seine  .Artikelserie 
€ber  £e  soctalistisdie  Bewegung  in  Spa- 
nien während  des  XIX.  Jahrhunderts  ab; 
er  hat  diese  bis  zum  Jahre  1900  darge- 
stellt. NIMO  MlfIMtl 

Qewerkschaf  i  sbe  v.-  e£;ung 

Angesichts  der  notorischen  Tendenz 
der  Rechtsprechung,  das  CÜ-ALI- 
TIONSRECHT  der  Arbeiter  immer  mehr 
«inzuadiränken  durch  Anwendung  des 
Erpressungsparagraphen  auf  strikende 
Arbeiter  imd  dardi  Bestrafung  friedlicher 
StrikepOSten.  muss  man  es  freudig  em- 
pftiden,  dass  der  deutsche  Juris- 
tentag, der  in  der  zweiten  September- 
wochc  in  Innsbruck  tagte,  sich  für  wei- 
testgehende Coalitionsfreiheit  der  Ar- 
beiter ausgesprochen  hat.  Die  Mehrheit 
der  Commission,    welche  sich  mit  der 


Frage  Welch«  Massnahmen  empfehlen 
sich  für  die  rechtliche  Behattdlung  der 
Ringe  und  Cartellef  zu  besdiäftigea 

hatte,  äusserte  sich  in  einem  Beschluss 
dahin,  dass  ein  staatliches  Eingreifen 
gegen  etwaige  übertriebene  Wirtschaft« 
liehe  Preissteigerungen  und  die  G  c  w  ä  h-  1 
ruag  gleicher  Coalitionsfrei- 
heit, sowieder  R e  ch  t  s  f  ä  hi  gk ei  t, 
welche  die  Organisationen  der 
Unternehmer  geniessen,  an  die  Ar- 
beitnehmer unerlisslich  sei.  Bei 
Behandlung  dieser  Frage  im  Plenum  des 
Juristentages  kam  es  zu  einer  bedeut- 
samen Kundgebung  ffir  das  Coalition*- 
recht  der  Arbeiter. 

X  X 

Einen  wichtigen  Siep  hat  der  deutsche 
Bergarbeiterverband  bei  den  KNAPP- 
SCHAFTSÄLTESTENWAHLEN im 
Ruhrgebiet  davongetragen.  Er  vereinigte 
auf  seine  Candidaten  65227  Stimmen,  der 
Zechen-  und  der  christliche  Gewerkverein 
erhielten  42257  Stimmen,  und  15000 
Stimmen  entfielen  noch  auf  Sondercandi- 
datcn.  Es  wurden  gewählt  177  Vcrbands- 
candidaten,  21  mehr,  als  zur  Majorität 
notwendig.  70  mehr,  zls  vor  einigen 
Jahren  in  der  gemeinsamen  Wahl  mit  den 
Christlichen.  Diese  durften  es  kaum  auf 
100  Alteste  bringen.  Sämtliche  Gegner 
hatten  sich  zu  einem  Kesseltreiben  auf 
den  Bergarbeiterverband  vereinigt  Und 
daraufhin  dieses  Wahlergebnis! 
X  X 
Welch  grossen  Umfang  in  diesem  Jahre 
die  TARIFBEWEGUNG  genommen  hat, 
erhellt  aus  den  Veröffentlichungen  der 
Socialen  Praxis,  die  für  die  Zeit  von  Fe- 
bruar bis  August  einschliesslich  442  Ta- 
rif abschlüsse  zählt,  eine  Zahl,  welche  die 
vorjährigen  weit  überholt  Dabei  gibt 
die>e  Zahl  keineswegs  ein  erschöpfendes 
Bild,  beispielsweise  sind  in  ihr  84  Tarif- 
abschlOsse  im  Zimmeretgewerbe  «ithalten, 
während  der  Vorstand  des  Zimmererver- 
handes  allein  für  seine  Organisation 
dieses  Jahr  deren  107  zahlt. 
Die  organisierten  .Arbeitgeber  der  Metall- 
industrie wollen  von  Collectivarbeitsver- 
tra^jtii  leider  nichts  wissen.  Der  Vor- 
stand des  Metallarbeiterver- 
bände  s  ist  an  die  Arbeitgeberorgani- 
sationen der  Metallindustrie  herangetreten 
zwecks  Abschluss  eines  ailgemein- 
giltigen  Arbeitsvertrages.  Der  Gesamt- 
verband  deutscher  Mctallindustriellcr  hat 
aber  eine  ablehnende  Antwort  ge- 
geben. 

X  X 
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I>er    2.    VERBAMDSTAG  des  Cot- 

tralvcrbandes  der  Civilberufs- 
m  u  s  i  k  c  r  Deutschlands,  der  in  der 
dritten  Septemberwoche  in  Hannover 
tagte,  nahm  eine  das  gänzliche  Verbot  der 
gewerbsmässigen  Tätigkeit  der  Miiitair- 
musiker  forderade  Resolatioa  an.  Der 
Verbandsbeitrag  wurde  von  ao  utl  as  Pf. 
pro  Woche  erhöht 

X  X 
In  der  Nr.  39  des  Corresponden^latU 
wird  eine  Statistik  der  deutschen  GE- 

WERKSCHAFTSCARTET.LE  im  Jahre 
1903  veröffentlicht,  die  eine  Fülle  des 
intmttanten  biete«.  Es  sind  in  ^eser 
Statistik  387  örtliche  Gewerkschaftscar- 
telle  beteiligt  mit  758733  Mitgliedern  (ge- 
gen 1902  +  144  001  Mitglieder).  Von 
313  dieser  Cartclle  wurden  im  Jahre  1003 
2206  berufliche  und  785  allgemeine  Agi- 
tationsversammlungen abgehalten.  Ar- 
beitslosenzählungen wurden  von  43  Car- 
tellen  49  vorgenommen,  sonstige  Erhe- 
bungen von  54  Cartcllen  62.  Auskunfis- 
bureaus  wurden  von  103,  Gewerkscbafts- 
secretariate  von  5.  Arbeitersecretariate 
von  32  Cartcllen  unterhalten.  Ein  Gewerk- 
schaitshaus  bcjiiuen  24  Carteile,  einen 
Versaimnhuigssaal  unterhalten  So,  eine 
Centralherberge  unterhalten  21  imd  eine 
Herberge  beim  Gastwirt  haben  177  Car- 
teile anter  ihrer  Controle.  Bibliotheken 
besitzen  155,  ein  Lfsezimtner  haben  27 
Carteile  eingerichtet.  121  Cartclle  unter- 
hielten Beschwerdecommissionen  für  Ge- 
werbein^Mctionssachen,  133  Carteile  hat- 
ten Bauarbeiterschtttzconunissionen  ein- 
gerichtet. Die  Einnahmen  der  Carteile  be- 
trugen 1903  435466  M.  (1902  272394 
If.),  die  Atts^dien  305318  M.  (285468 
M.).  Davon  entfallen  59737  M.  Aus- 
gaben auf  Auskunfterteilung,  Bibliothe- 
ken und  Lesehallen,  60870  auf  Strike- 
untcrsttit/nng,  zu  welchem  Zwecke  man 
auch  ä()ö  M.  sammelte. 
X  X 
Wie  erfolgreich  die  diesjährigen  LOHN- 
KAMPFE für  die  Gewerkschaften  gewe- 
sen sind,  zeigt  auch  eine  Aufmachung  des 
Zimmererverbandes  über  seine 
diesjährigen  Bewegungen-  Solche  wur- 
den aus  228  Zahlstellen  mit  15  408  Mit- 
gliedern gemeldet.  In  81  Zahlstellen  mit 
4113x1  IfitgKedem  kam  es  zum  Kampf, 
kleinere  Platzstrikes  sind  dabei  nicht 
mitgerechnet.  72  Kämpfe  sind  bereits 
ent^ieden;  36  davon  waren  Abwehr» 
strikes  —  wobei  die  Aussperrung  im  Main- 
gebiet nur  als  ein  Abwelirstrike  gezählt 
worden  ist  — «  46  Strikes  waren  Angriffs« 


strikesL  Von  diesen  73  Kämpfen  ende- 
ten 54  mit  vollem  Erfolg,  5  mit  teilweisctn 
Erfolg,  II  erfolglos,  und  von  4  ist  der 
Ausgang  noch  nicht  bekannt  9  ZiÄilstel- 
Icti  mit  1355  Mitgliedern  stehen  noch 
im  Kampfe.  £s  wurden  erreicht  L  o  h  n  - 
erilöhnngen  in  6  Zahlstellen  um  i,, 
in  41  um  2,  in  7  um  2%.  in  32  um  3,  in 
IS  um  4,  in  30  um  5.  in  5  um  6,  in  8  uitk 
7,  in  I  um  in  2  um  8  und  in  i  Zahl- 
stdle  um  10  Pf.  pro  Stunde,  eine  Ver- 
kürzuiv  der  Arbeitszeit  in  27  um  %  und 
in  10  addstdlen  um  i  Stunde  pro  TaR. 
In  107  S^hlstdlen  wurden  Tarifverträge 
abgeschlossen,  so  dass  deren  160  existie* 
rcn.  Die  ITnkostcn  der  Bewegungen  be- 
laufen sich  für  den  genannten  Verband 
auf  240750  M. 

Mit  dem  Vorschrciten  der  Jahreszelt 
wird  die  Zahl  der  Kämpfe  geringer.  In 
Königsberg  ist  der  Kampf  im  Ban- 
gewerbe mit  teilweisem  Erfolg  beendet, 
ebenso  in  Bremen  von  seiten  der 
Tischler,  während  da  die  Maurer  erfolg- 
los abgeschlossen  haben.  Der  H  a  m  b  u  r  • 
ger  Brauereiarbeiterstrike 
ist  ebenfalls  mit  einem  geringen  Erfolg 
der  Arbeiter  beendet  worden.  Sehr  kri- 
tisch sieht  es  wieder  einmal  in  Berlin 
aus.  Abgesehen  davon,  dass  dort  die 
Clavicrarbeiter  sich  in  Strike  befinden 
um  Erringung  höherer  Löhne,  sind  auch 
die  Holzindustriellcn  dort  wie<lcr 
einmal  in  Conflictsstimmung.  Seit  14 
Tagen  bemühen  sie  sich  schon,  eine 
selbstverständliche  Forderung  der  orga- 
nisierten Tischler  zu  einer  grossen  Aas- 
sperrung zu  fructificieren.  Bisher  -^uiii 
Glück  vergeblich.  Und  überdies  habea 
auch  die  Kühnenümntr  einen  mdir  par- 
tiellen Conflict  in  der  Gelbmetallindustrie 
zum  Anlass  genommen  zu  einer  zunächst 
SQprooentigen.  später  70procentigen  Aus- 
Sperrung  der  Gelhmetallarbciter.  Auch 
diese  Aussperrung  ist  glücklicherweise 
nur  mangelhaft  durchgefügt. 
Zu  unserer  letzten  Rundschau  (pag.  852) 
ist  berichtigend  zu  bemerken,  dass  der 
Forniersirike  bei  der  Firma  Schwartzkopff 
in  Berlin,  nicht  der  Ausstand  bei  Schwied- 
lii.<slri,  den  KUIumiiänmem  den  iossem 
Anlass  zu  der  Auopemmg  der  Former 
gegeben  hat. 

In  Italien    kam    es    in  der  letzten 

Hälfte  des  September  in  den  grösseren 
Städten  zu  einem  3  bis  5  Tage  langen 
Gcneralstrike.  Anlass  dazu:  poUscUicfae 
und  militairisdae  Gewalttaten  gegen  Ar- 
beiter, 

X  X. 
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'Vom  12.  bis  17.  Srptembcr  fand  in  Bour- 
gti  der  von  joo  Delegierten  besuchte  14. 
Congress  der  Gewerkschaften  FRANK- 
REICHS oder  besser  der  in  der  Allge- 
meinen Conföderation    der  Arbeit  ver- 
einigten Gewerkschaften  statt.    Zu  den 
«rfolgreichen  Tagungen    louin  man  die- 
sen  Congress  nicht  zahlen.  Die  meiste 
Zeit  wurde  mit  principiellen  Streitigkei- 
ten vertrödelt  aVh  Tage  nahm  allein  die 
Mandatsprüfimg'  in  Anspruch,  mit  dem 
schliessHchcn  Ergebnis,  dass  1178  Man- 
date für  giltig  erklärt  wurden.  Dann  kam 
et  zu  ehwr  primcipieüen  Debatte  über  den 
Vorstandsberidlt,  wobei    der  Vorstand, 
ans  zum  Teil  anarchistisch  angehauchten 
Naturgewerkschaftlern  zusammengesetzt, 
mit  8I9  gegen  374  Mandate  siegte.  Eine 
«benRO  lange  Zeit  nahm  ein  Antrag  der 
Minderheit  auf  Einführung  der  propor- 
tionalen Vertretung  der  Gewerkschaften 
im  Vorstande  der  ConfoieraHon  in  An- 
sprach.   Auch  dieser  Antrag    fiel  nach 
einer    leidenschaftlichen    Debatte;  er 
-wnrde  mit  8»  gegen  388  abgddmt.  Po- 
sitive Arbeit  wurde  nur  insofern  geleis- 
tet, als  man  am  letzten  Tag  beschloss. 
In  eine  grosse  Agitation  für  ^e  Dnreh- 
fühning-  des  Achtstundentages  einzutre- 
ten, um  am  i.  Mai  1906  den  Achtstunden- 
tag allgemein  durchzuführen,  weiter  wur- 
de die  Beibehaltung  der  einheitlichen, 
conföderalen  Controlmarke  beschlossen. 
—  Von  Interesse  ist  noch,  dass  nnch  dem 
Vorstandabericht  der  Conföderation  an- 
flehten 5a  Cbttraivcrbinde   mit  1799 
Ortaveihinden  und  iio  ArbeitshSncn. 
X  X 
Der   37.   Jahrescongresa   der  Trade»- 
Unions  ENGLANDS,  der  vom  5.  bis  10.  . 
September  in  Leed«  tagte,  war  von  473 
Ddegierten  beancht,  die  1423000  organi- 
sitrte  Arbeiter  vertraten.    Die  Verhand- 
lungen   zeigten    einen  Fortschritt  des 
Denkens  der  Führer  der  englischen  Ge- 
werkschaften. Die  verschiedenen  Gewerk- 
•chaftsprocene  scheinen  da  aufrüttelnd 
gwirkt  zu  haben.  Das  parlamentarische 
Oimiti    hatte  diesmal  auch  mehr  An- 
griffe, alt  in  früheren  Jahren,  abtnwehren. 
Im  übrigen  boten  die  Verhandlunprcn  nur 
wenig  Interesse.     Die  meisten  der  ver- 
handelten Puncte  betrafen  Fragen,  die 
alle  Jahre  vor  den  Congress  gebracht 
werden.  Gefordert  wurden  unter  anderm 
läkt  Errichtung  eines  Arbeitsministeriums, 
der    Achtstundentag,  AltenpentioneUt 
Ausbau  des  Arbeiterschutzes  nnd  der  De- 
mokratie :  beschlossen  wurde  weiter,  in 
die  Politik  des  L.  R.  C.  nicht  einzugrei- 


fen, und  die  Herausgabc  eines  Wochen- 
blattes; abgelehnt  wurde  ein  Antrag  Ben 
Tillets  auf  Errichtung  von  obl%atonscfaea 
Schiedsgerichten  nadi  neuaeettndiadicm 

Muster. 

X  X 

In  DANEMARK  gab  es  nach  dem 
Reichsarbeilsblatt  im  Jahre  1903  1213 
Fachvereine  mit  88098  Mitgliedern,  wo- 
von 9B9  Vereine  und  64  631  Mitglieder 
der  im  Jahre  1886  gegründeten  undes- 
organisation  angeschlossen  waren.  Die 
Leitung  der  laufenden  Geschäfte  der  Cen- 
tralorgiuiisation  besorgt  ein  Verwaltung*- 
ausschuss.  In  wichtigen  Fragen  ent- 
scheidet die  Generalversammlung.  Au5- 
aerbalb  der  Landesorgiaitation  standen 
1903  aa4  Vereine  mit  93477  Mit^edem. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Von  einem  grotsoi 
Fortschritt  der  Gewerkschaften  zeugt  die 
Ausbreittmg  der  Gewerkschafts- 
presse. So  erschien  die  Nr.  41  der 
Metallarbeiter seitung  in  einer  Auflage 
von  188400^  die  des  Gmndstemt  in  einer 
Auflage  von  150000.  die  der  Holsarheiler- 
seitnng  in  einer  Auflage  von  lot  600  und 
die  der  Bergarbeiterzeitung  in  einer  Auf- 
lage von  über  87000  Exemplaren.  —  Die 
Gcneralcotnmission  hat  ab  i.  October 
auch  für  Ost-  und  Westprens- 
sen  einen  Gewerkschaftssecretair  ange- 
stellt. —  Am  II.  September  fand  eine 
Conferenz  der  Gewerkadhaftscar- 
telle  Schleswig-Holsteins  in  Nemniint- 
ter,  am  35.  September  eine  sotdie  der  ha- 
dirchen  und  am  2.  October  eine  solche  der 
bayrischen  Gewerkschaf tscartelle  in  Mün- 
chen statt.  Die  Havptpnncte  der  Be- 
ratnngen  waren  bei  diesen  Conferenzen 
die  l>evorstehcnd«ai  Vcrtreterwahlen  /u 
den  unteren  Verwaltungsbehörden.  — 
Das  Chemnitzer  Arbeil  cr^e- 
cretariat  wird  am  i.  April  1905 
eröffnet 


OewaanachaftabawagiKig 

Der  6.  Congress  des  ISTERNATIO- 
NALEN GENüSSBNSCHAI'TS- 
BUNDES,  der  vom  5.  bis  zum  8.  Sep- 
tember in  Budapest  abgehalten  wurde, 
hat  einen  für  die  Anhänger  einer  demo- 
kratischen, auf  Selbsthilfe  gegründeten 
Gcnossenachaftabew^ng  sehr  erfreu- 
lichen Verlauf  genommen.  Rein  inner- 
lich freilich  trug  der  Congress  ein  recht 
aristokratisches  Gepräge:  wimmelte  es 
doeh  auf  ihm  von  hochgeborenen  Herren. 
Grafen  tmd  Baronen  —  sogar  der  unga- 
rische Ministerpräsident  Graf  Tuza  war 
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als  Vertreter  der  Regierung  erschienen. 
Dennoch  zci^e  es  sich  bei  den  entscfaei- 

derden  Abstimmungen,  dass  diese  Leute, 
die  selbstverständlich  einer  Gcnossen- 
gdiaft^wcgitng  im  modernen  Sinne 
durchaus  fem  stehen  und  die  Genossen- 
schaften lediglich  als  Mittel  zum  Zweck 
einer  Unterstützung  ihnen  nahestehender 
Interessenkreise  betrachten,  trotz  der  lei- 
tenden Stellen,  die  man  ihnen  eingeräumt 
hatte,  keinen  massgebenden  Einflusi  auf 
die  Congressmehrheit  besassen. 
Das  wichtigste  Tractandum  des  Con- 
gresses  war  wohl  die  Frage :  Soll  der 
Staat  die  Genossenschaften  subven- 
tionieren und,  wenn  ja,  auf  welche 
Wci*^e?  Das  Referat  hierzu  hatte  Graf 
de  Rocquigny-Frankreich  übernommen, 
der  einer  Staätshilfe  des  Wort  redete,  die 
jedoch  keine  berücksichtigungswerten  an- 
deren Interessen  schädigen  und  auch 
nicht  den  Charakter  einer  bleibenden 
Unterstützung  tragen  dürfe,  um  die 
eigene  Initiative  und  Lebensfähigkeit 
nicht  zu  unterbinden.  Demgegenüber 
hielten  andere  Redner  das  Princip  der 
Selbsthilfe  hoch,  das  selbst  unter  schwie- 
rigen Umstanden  zum  Siege  geführt  habe; 
auch  schaffe,  wie  von  Elm  meinte,  die 
Staätshilfe  immer  zwei  Sorten  von  Ge- 
nossenschaften, bevorzugte  und  zurück- 
gesetzte. I>er  Congress  schloss  sich  die- 
sen Anschauungen  an  und  ging  mit  er^ 
drückender  Majorität  über  den  Antrag 
des  Grafen,  für  den  sich  eine  ganze  An- 
zahl Redner,  darunter  sogar  ein  russi- 
scher Staatsrat,  ins  Zeug  gelegt  hatten» 
zur  Tagesordnung  über. 
Ein  weiterer  wichtiger  Punct,  bei  dem 
gleichfalls  die  Geister  aufeinanderplatz- 
ten,  war  die  Bildung  imd  Organisation 

der  Cnnsumvereine  in  I  ri  n  d  !  i  c  h  e  n 
und  halbländlichen  Districtcn,  zu  dem  Dr. 
Hans  Mul  1er > Basel  auf  Grund  der 
Verhältnisse  in  seinem  Vatcrlande.  das  ja 
eine  ziemlich  gut  entwickelte  ländliche 
Ccnsumveremalwwegung  besitzt,  einen 
sehr  intere<isanten  und  lehrreichen  Vor- 
trag hielt.  Diesmal  war  es  die  freisinnige 
Opposition :  Dr.  Crüger  -  Deutschland 
und  Anwalt  Wrabetz -  Österreich,  die  sich 
gegen  die  ihnen  zu  soeialistiseh  scheinende 
Verwerfung  de<  Handelsprofits  iliirdi 
Müller  verwahrten  und  es  für  ihre  Pflicht 
hielten,  den  Kleinhandel  in  Sdiutz  za 
nehmen.  Es  wur'Ir  ihnen  jedoch  unter 
dem  jubelnden  Beifall  der  Versammltmg 
in  gehöriger  Weise  von  Frau  Stdnbadi- 
Hamburp  und  dem  Referenten  heim- 
geleuchtet.   Der  Congress  nalnn  darauf 


eine  die  Schaffung  von  lindlichen  Coa- 
sumvereinen  dringend  befürwortende  Re- 

solution  an. 

Eine  andere  Resolution  fordert  die  Schaf- 
fimg einer  einheitlichen  Behfirde,  der  die 

Genossenschaften  unterstellt  werden  sol- 
len, nach  dem  Muster  des  Rcgistrar  of 
friendly  societies  in  England.  Femer 
sprach  der  Vorsitzende  des  Bundes,  Henry 
W.  Wolff,  noch  über  die  Centralisierung* 
des  genossenschaftlichen  Creditwesens,  so- 
wie Herr  Duca-Rumänten  über  die  man- 
gelhafte Entwickelung  des  Genossen- 
schaftswesens in  osteuropäischen  Ländem.- 
Die  Staatshilfedebatte  brachte  dann  noch, 
dn  interessantes  Nachspiel,  indem  der 
Vertreter  der  landwirtschafth'rhcn  (Gross- 
agrarier-) Genossenschaften  üstcrreichs, 
Baron  von  Storck,  der  mit  zur  Wahl  in 
den  .A,usschuss  vorgeschlagen  war,  diese 
ablehnte,  da  sein  Verband,  nachdem  der 
Congress  die  Staatshilfe  verworfen  habc^ 
nun  wohl  »nicht  mehr  mitmachen«  werde. 
Der  Congress  wusste  sich  zu  trösten  und 
wählte  an  seine  Stelle  Exner,  den  Secre- 
tair  des  österreichischen  Vtrbandfs  der 
Arbeiter-Enterbf-  nni  Wirischaitsgenos^ 
scHschaftcn.  Dcutscliland.  das  einen  Sitz 
mehr,  als  bisher,  zugestanden  erhielt,  ent- 
sandte neben  Dr.  Alberti  •  Wiesbaden 
Heinrich  Lorenz-Homburg  in  den  Aua» 
schuss. 

Der  nächste  internationale  Genossen- 
schaft scongress  soll  in  der  freien  Sdiwci» 

stattfinden. 

X  X 
Der  Kampf  der  MITTELSTÄNDLER 
GEGEN  DIE  CONSUMVEREINE 
nin.mt  immer  wahnsinnigere  und  l>edcnk- 
hcherc  Formen  an.  Am  26.  und  zj,  Sqk 
tember  hat  in  Halle  eine  von  dem  be^ 
kstinlcn  Consumvereinstötcr  Oberlehrer 
Professor  Suchsland  einberufene  ge  • 
heime  Versammlung  stattgefun- 
den, an  der  60  Vertreter  von  36  Rabatt- 
sparvereinen und  anderen  kleinhändle- 
rischen Intcresscnverbänden  aus  ganz 
Deutschland  teilnahmen  und  deren  Proto- 
koll die  CoKsumgenossenschaftiiche 
Rundschau  in  der  glücklichen  Laipe  tat 
veröffentlichen  zu  können.  In  einem  ein* 
fettenden  Referate  legte  zunächst  der 
F.inlxriifer  .seinen  Feldzugsplan  zur  Ver- 
nichtung der  Consumvereine  dar.  Vor 
allem  tue  Aufklärung  nadi  drei  Seiten  noc 
Erstens  beim  grossen  P  u  b  I  i  c  ti  m  , 
dem  der  Glaube  beigebracht  werden 
mfisse,  dass  es  von  den  Vorstätiden  tmd 
Laperhahern  der  Consumvereine  in 
schlimmster  Weise  übervorteilt  und  aus- 
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gebeutet  würde.  Zweitens  müssten  die 
•  Behörden  und  Regierungen 
darüber  aufgeklärt  werden,  dass  die  Con- 
sumverdne  die  Quellen  seien,  aus  denen 
das  Geld  —  und  zwar  Hunderttausende 
von  Mark  jährlich  —  für  die  Partcicasse 
der  Sodaldemokratie  flösse,  was  man 
zwar  nicht  beweisen,  aber  auch  ohne  Be- 
weis annehmen  könne.  Auch  die  dirccte 
Beeinflussung  der  Staatsoberhäupter  sei 
dabei  nicht  zu  verschmähen.  Und  drittens 
mÜ5se  man  die  Gewerbetreiben- 
den über  die  Mittel  und  Wege  aufklären, 
die  ihnen  selbst  zur  Bekämpfung  des  Geg- 
ners zur  Verfügung  stehen,  als  da  sind: 
Gründung  von  Rabattsparvereinen,  Agi- 
tation durch  Bruschüren  und  die  Presse 
(die  man  sich  durch  Entziehung  von  In- 
seraten gefügig  machen  könne)  und  end- 
lich Vernichtung  der  Consumvercinc  auf 
dem  Beschwerdeweg.  Dieser  letztere 
VorscMag,  den  der  Herr  Professor  übri- 
gens bereits  in  einer  kürzlich  erschienenen 
Schrift  (vergl.  pag.  936^  gemacht  hat, 
lauft  darauf  hinaus,  die  Consnmvereine, 
die  neben  dem  eigenen  auch  noch  das 
Rabattgeschäft  pflegen,  wegen  angeb- 
licher Übertretxmg  des  Genossenschafts- 
gesetzes bei  der  Staatsanwaltschaft  zu  de- 
nnncieren,  eine  Auf&ssung,  in  der  dem 
Redner  natürlich  kein  Staatsanwalt  und 
kein  JEUchter  folgen  wird.  SchlicssUch 
meinte  der  Herr  Oberlehrer  noch,  man 
müsse  den  Eisenbahnminister,  der  sich 
ja  bereits  entgegenkommend  gezeigt  habe, 
zum  vollständig  Verbot  der  Teikiahme 
seiner  Beamten  an  Consumvereinen  ver- 
anlassen, denn  durch  diese  Teilnahme  sei 
die  —  Betriebssicherheit  der 
Bahnen  aufs  schwerste  ge- 
fährdet, da  die  Beamten,  statt  Signale 
zu  geben,  Offerten  entgegennehmen  wür- 
den. Habe  man  aber  erst  diese  Be- 
amten aus  den  Vereinen  heraus,  so  wür- 
den die  anderen  Kategorieen  bald  folgen. 
In  der  Discussion  wurden  die  Ausfüh- 
rungen des  Referenten  noch  in  mannig- 
faclier  Weise  ergänzt.  Viele  Redner  be- 
richteten von  den  Erfolgen  der  Rabatt- 
aparvereine  an  ihren  Orten.  Einer  for- 
derte dn  Gesetz,  das  den  Consumverdnen 
die  Annahme  von  Spargeldem  ihrer  Mit- 
glieder verbietet.  Ein  anderer  bezeichnete 
die  Tdlnahme  der  Postbeamten  als  noch 
gefährlidier,  als  die  der  Collegen  von 
der  Eisenbahn,  da  an  siilrlun  Orten  das 
Postgeheimnis  nicht  mehr  gewahrt  bleibe. 
Ein  Re<faier  ans  Hamm  rühmte  sich,  dem 
dortigen  Fabriksconsumverein  nur  bei- 
getreten zu  sein,  um  ihn  zu  sprengen,  was 


ihm  auch  gelungen  sei  und  wobei  ihm  s£ul 
Einfluss  als  Stadtverordneter  nützlich  ge- 
wesen sei. 

Es  ist  gut,  dass  dieses  ganze  lichtscheue 
Treiben  dnmal  voll  aufgededct  ist.  Die 

Consumvereine  wissen  nun,  wessen  sie 
sich  alles  von  jener  Sdte  zu  versehen  ha- 
ben. Ihre  Auflebe  ist  es,  der  hitr  drohen* 

den  Aiifkläniug  der  Lüge  und  des  Un- 
sinns rechtzdug  in  allen  in  Frage  kom- 
menden ECrdsen  die  wahre  .Aufklärung 
über  das,  was  gut  und  vernünftig  ist*, 
gegenüberstellen. 

X  X 

Am  3.  und  4.  September  tagte  in  Wien- 
der  Verband  der  Arbeiter-,  Erwerbs-  und 

Wirtsc'naftsgenossenschaftcn  OSTER- 
REICHS  in  Gegenwart  von  206  Dele- 
gierten, sowie  einer  grossen  Anzahl  in* 
und  ausländischer  Gäste.  Unter  den 
ersteren  befanden  sich  auch  ein  Vertreter 
der  socialdemokrati  sehen  Partei  östcr- 
reich'^  (Adler),  sowie  der  Gaucrkschafts-' 
commission  (Skaret),  die  beide  An> 
sprachen  hielten.  Dem  Bericht  seine» 
Secretairs  zufolg«  umfas<;t  der  junge  Ver- 
band zur  Zeit  bereits  243  Genossenschaf- 
ten. Von  diesen  berichteten  zur  vor- 
jährigen Statistik  150  Constmiverdne  mit 
51 677  Mitgliedern  und  einem  Umsätze 
von  15754838  K.  und  19  Productivgenos- 
senschaften  mit  1467  Mitgliedern  und 
1604447  K.  Geschäftsumsatz. 
W'ichtige  .Aufgaben  waren  es.  die  dieser 
Verbandstag  zu  erfüllen  hatte:  er  sollte 
dem  Verband  eine  neue  weitere  Orga- 
nisation gelten,  die  den  aus  dem  AU- 
geinitncn  l'crbandc  ausscheidenden  Con- 
sumverdnen den  Beitritt  ernidglichte;  er 
sollte  auch  die  Grimdlagen  zur  Schaffun|( 
dner  Grosseinkaufsorganisa- 
tion legen.  Zum  letztgenannten  Punctc 
wurde  nach  dnem  Referate  von  Lorenz, 
von  der  deutschen  G.  E.  G.  und  nach 
kurzer  Debatte  dne  Resolution  angenom- 
men, die  den  Vereinen  zunächst  die  Bil- 
dung von  Einkaufsvereinigungen  em- 
pfiehlt, auf  deren  Erfolgen  sich  dann  eine 
Grosscinkaufsgesellsdiaft  erheben  kann,, 
und  atisserdem  eine  Commissi  on  zun» 
Studium  der  Frage  eingesetzt.  Die  Frage 
der  Reorganisation  des  Verbandes  wurde 
schliesslicli  durch  die  fast  einstimmige 
en  ^/<7c-Annahme  des  von  dem  Verbands- 
vorstand gemeinsam  mit  den  Directoren 
der  aus  dem  AllRcmeinen  Verband  aus- 
scheidenden Unterverbände  ausgearbeite- 
ten Statuts  erledigt. 

So  ist  denn  auch  für  die  österreichische 
Genossenschaftsbewegung    nunmehr  die 
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!Ba1in  frei  zu.  brdtcr,  inaclitvoller  £nt- 

"wickelung. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  CentnUperbonä 
4euttcher  Consumvtrtme  wird  auch  in 

diesem  Winter  Lichtbildervor- 
träge veranstalten  lassen.  Zunächst  ist 
«ine  Tour  In  Sachsen  vorgesdieii.  —  Am 

II.  September  wurde  in  Erfurt  ein  Lager 
<kr  G.  E.  O.  für  Thüringen  eröffnet. 

—  Nach  dem  Vorbilde  Bayerns.  Württem- 
l)erg[S  und  Hessen-;  hat  sich  nunmehr  auch 
für  Baden-Pfalz  ein  Agitationsaus- 
4chuss  zur  Förderung  der  Consumvereine 
konstituiert.  —  Der  erste  Unterrichts' 
<arsus der  landwirtschaftlichen 
Gcnossenschaftsschule  ist  am 
^  September  mit  circa  50  Teilnehmern 
«^flFnet  worden.  Das  Rectorat  der  teeh- 
mischen  Hochschule  in  Darmstadt  hat  dem 
Unternehmen  in  dankenswerter  Weise 
«einen  Hörsaal  zur  Verfügung  gestellt  — 
Am   24.   und   25.   September  hielt  der 
aiiederländische  Gcnosscnschafts- 
«chaftsbmid  im  Haag  »eine  Jahresver- 
sammlung ab.     Mit   grosser  Majorität 
wurde  ein  Antrag  angenommen,  der  die 
Trennung  des  Bundes  von  dem,  bisher  in 
'bevormundendem    Verhältnis    zu  ihm 
^stehenden  Verdn  Eigen  Hulp  fordeit. 
Wie  berichtet  wurde,     rentiert    sidl  die 
iScifenfabnk  des  Bundes  so  gut,  dais  sie 
an  5  Jahren  völlig  amortisiert  sein  wird. 

—  Eine  kürzlich  abgehaltene  Vcrsamm- 
Itmg  der  Vertreter  der  Consumvereine  von 
Glasgow  und  Umgegend,  nahm  mit  132 
gegen  33  Stimmen  eine  Resolution  an.  in 
der  die  Gewinnbeteiligung  als 
principiell  unrecht  und  praktisch  unge- 
Tccht  bezeichnet  wird  und  die  Genossen- 
rschaften  aufgefordert  werden,  alle  ord- 
nungsmässigen  Mittel  zu  ihrer  Beseiti- 
gung anzuwenden.  —  Mailand  hat  jetzt 
«in  ganzes  Genostenschaf  ts« 
■viertel,  bestehend  aus  60  von  der  dor- 
tigen Bau-  und  Wohnungsgenosscnscliaft 
«rriditeten  höbachen  Häusern  mit  Gärten. 

—  Der  Züricher  Lcbensmittelverein 
feierte  vor  kurzem  das  Jubiläum  seines 
asjährigen  Bestehens.  Er  ist  mit  seinen 
14000  Mitgliedern  und  «veinem  Umsatz 
von  fast  4  Mill.  fr.  heute  der  zweitgrösste 
Sdiwdzer  Consum  verein. 

X  X 
tlTERATÜR.  Eine  neue  Agitations- 
Itroschüre  von  Profes«ior  Dr.  S  u  c  h  s  - 
land  ist  ersdiienen,  die  den  schönen 
Titel  Scfmts»  mnd  Trutnoo^en  gegen  die 
Consumverrhu-  und  Warenhäuser  führt. 
Der  Verfasser  wärmt  in  dieser  Schrift 


trotz  aller  ihm  zu  teil  gewordenen  Wider- 
legungen wie<icr  den  ganzen  Brei  von 
unwahren  TttaadWO,  Verdrehungen  und 
Verleumdungen  aus  seinen  fniheren  Ver- 
öffentlichungen auf.  Neu  ist  freilidi  der 
famose,  oben  schon  besprochene  Vor- 
schlag, die  Consumvereine  wegen  Über- 
tretung des  Genossenschaftsgesetzes  zu 
denuncieren,  wozu  er  sogar  einen 
vollständig  ausgearbeiteten  Blancostraf- 
antng  ^ngt.  Femer  will  Sudu- 
land  nunmehr  Scherl  Conrurrenz  machen, 
indem  er  den  Rabatt.sparveremen  die  Ver- 
anstaltung von  Prämienlotterieen,  das 
heisst  die  Verlosung  der  nicht  abgehobe- 
nen Rabattbeträge  an  ihre  Kunden  vor- 
schlägt. Eine  kurze,  aber  treffende  Wider- 
legung des  Suchsländischen  Unsinns 
bringt  Professor  Dr.  Staudinger  in 
einem  Artikel  in  ?er  Consumgcnossen- 
schaftlichen  Rundschau,  der  zugleich  als 
Flugblatt  ersdiienen  ist  und  der  den  mit 
Suehsliindischen  Schutz-  und  TrutsrvafFen 
angegriffenen  Consumvereinen  als  gute 
Gegenwehr  dienen  kann.      «mtmo  david 


Gaiatige  Bewegung 

Unter  den  zahlreichen  Berliner  Volks- 
bildungsinstituten, die  mit  Beginn 
der  Wintersaison  wieder  mit  neuen,  meist 

Sehr  efHciterten  Programmen  aufwarten, 
dürfte  diesmal  die  jüngste  dieser  An- 
stalten,  die  leider  nodi  wenig  bdtmnte 

FREIE  HOCHSCHULE  BERLIN  am 
meisten  unser  Intere.sse  beanspruchen. 
Die  Freie  Hochschule  wurde  im  Januar 
1902  von  Dr.  B.  Wille,  W.  Bölsche.  Th. 
Kappstein  und  W.  Schwaner  gegründet. 
In  der  Festrede  zur  Eröffnung  der  selben 
wies  Wille  darauf  hin,  welche  Maasenver- 
wüstung geistiger  Keime  von  der  heutigen 
Gesellschaft  dadurch  getriehen  uinl.  dass 
die  Bildung  im  gössen  und  ganzen  ein 
Vorrat'  der  besitzenden  Qassen  ist.  und 
dass  es  deshalb  notwendig  sei,  das  Bil- 
dungsprivilegium,  das  eine  Hemmung  des 
freien  Menschentums  bedeute,  durch  Er- 
richtung einer  VolkshcKhschule.  die  dem 
leidenschaftlichen  Streben  weiterer  Volks- 
sdiichten  nach  verständnisvollem  Anteil 
an  dem  Geistesleben  unserer  Zeit  ent- 
gegenkommt, abzuschaffen.  »Das  Ziel  der 
humanistischen  Beweg^ung«.  sagte  Wille, 
«ist  eine  freie  Gesellschaft,  welche  die 
höchsten  Gfiter  des  geistigen  Lebois 
jedem  \''nlk!vgcno>sen  ebenso  zugänglich 
macht,  wie  Luft  und  Licht  Schon  ist 
wenigstens  die  elementare  Schulbil- 
dung kein  Vorrecht  mehr.  Soll  es  die 
H o c h äciniibildung  bleiben?    Das  darf 
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lüdlt  sein  und  kann  nicht  sein?  Conse- 
quent  führt  die  Entwickelung  unserer 
Odtor  über  die  «ngemetne  \/^llmidnile 

zur  allfiremein  zugänglichen  Volks- 
hoch schulet  Und  Freie  Hochschule 
taufte  er  die  neue  Anstalt,  damit  ihr  Name 
ihren  Leitern  und  Hörern,  ja  dem  ganzen 
Volke  zurufe:  »Tragt  eifrig  dazu  bei. 
-dass  die  Hochschulbildung  wahrhaft  frei 
werde,  dus  sie  vor  idlem  jedennann 
zugänglich  sd  —  aber  andi,  dass  sie  sich 
frei  halte  von  allen  Fesseln  —  unab- 
hängig vom  Staate,  unabhängig  auch  von 
den  politischen  und  religidscn  Piwteiefi, 
"keiner  anderen  Rücksicht  Untertan,  als  der 
Rücksicht  auf  die  ewigen  Leitsterne  aller 
geistigen  Cultur,  auf  das  Wahre,  Schöne 
und  Gute;€  Für  das  l.  Quartal  ihrer 
Tätigkeit,  das  Frühjahrsquartal  1902  (Ja- 
nuar bis  März)  hatte  die  Freie  Hochschule 
folgende  Vortragsreihen  angekündigt,  die 
▼bn  rund  tooo  HSrem  bemdit  wurden : 
Das  Wort  Natur  im  IVechsel  der  An- 
schauungen (Böische) ;  Geschichte  der 
modernen  MaterH  (Fdd)  ;  Eiektritehe 
Schnellbahnen,  Telegraphic  ohm  Draht 
^Gilbert)  ;  Nietzsches  Zarathustra  (Kapp- 
stein) ;  Der  Roman  in  der  modernen  Lite- 
ratur (Kappstein)  ;  Der  Künstler  als  Fr- 
üher (Wille)  ;  Der  Erkenntnisweg  sur 
Erlösung  (Wille)  ;  Soeiologie,  eine  neue 
Wiuenschaft  (Oppenheimer) ;  Gesund- 
heitspflege ( Schüler)  ;  Physiologie 
(Springer).  Im  II,  Quartal  wurden  9 
Vortragscarse  abgehalten;  die  Hörerzahl 
-ist  nkht  mehr  zu  ennftteln.  In  III.  Qoar* 
tal  wurden  15  Vortragsreihen  veranstaltet, 
die  von  932  Hörern  besucht  wurden.  In 
cfiesem  Quartal  waren  eine  Reihe  neuer 
Doccntcn  für  die  neu  eingerichteten  Vor- 
tragscurse  über  .•\stronomie,  Pädagogik. 
Weltgesdlichte  und  bildende  Kunst  ge- 
wonncn  worden.  Im  IV.  Quartal  fanden 
M  Vmtragscyklen  statt,  die  dne  Hörer- 
zahl von  insgesamt  372  Personen  hatten. 
Im  V.  Quartal  wurden  9  Vortragscursc 
Jibgdiatten  (Gesamtzahl  der  Hörer  396). 
Im  VI.  Quartal  waren  15  Curse  angekün- 
digt, die  eine  Hörerzahl  von  1068  Per- 
aonen  aufwiesen.  Im  VII.  Quartal  (Ja- 
tmar  bis  März  1904)  fanden  16  Vortrags- 
Cfkitn  statt,  deren  Hörerzahl  1090  Per- 
sonen betn]g. 

In  jedem  dieser  Quartale  haben  ausser  den 
Vortragscurscn  noch  eine  Anzahl  von 
ausserordentlichen  Einzclvorträgen  statt- 
gefunden (in  der  Regel  3),  gehalten  von 
Doeenten  der  Freien  Hoehühnle  oder  an- 
deren Gelehrten.  .•Xpril  bis  Mai  1904 
wurde  eine  Serie  von  6  solchen  Einzel- 


v(  rtr.igcn  an  Stdle  vo«  Vortngiqrfclca 

veranstaltet 

Vor  Beginn  des  neuen  Quartals  hat  dn 

Personenwechsel  in  den  beiden  wich- 
tigsten Vorstandsämtem  (Vorsitzender 
und  Generalsecrctair)  stattgefunden,  wo- 
bei gleichzeitig  die  Wirkungskreise  der 
Inhaber  dieser  Ämter  klarer  gegen  ein- 
ander abgegrenzt  wurden. 
Für  das  VIII.  Quartal  (October  bis  De- 
cember  1904)  sind  eine  ganze  Anzalil 
neuer  D<x;enten  (darunter  2  Docentinnen) 
gewonnen  worden,  und  die  Anzahl  der 
Vortragscylden  Ist  dadurdi  auf  a6  ge- 
stiegen. Es  finden  folgende  Vorträge 
statt:  Goethes  IVeltansc hauung  im  Faust 
(Wille)  ;  Die  IVeltanschauung  in  Ibsens 
Dramen  (Kappstein);  Nietzsches  Zara- 
thustra (Penzig)  ;  Was  awcn  wir  über 
Jesusf  (Kappstein)  ;  Menschenerdehung 
(Penzig):  Der  Einfluss  der  Cultur  auf 
das  Nerventeben  (Peritz)  :  Wanderungen 
durch  den  menschlichen  Körper  (Hirsch- 
fdd) ;  Dos  GescMeehtsUben  und  seine 
Gesette  (Hirsdifdd) :  fVeibtiehe  Hygiene 

(Berwig)  ;  Einfiihrun$;  in  die  Probleme 
der  Frauenfrage  (Lüders)  ;  Rundgänge 
durch  den  Zoologischen  Garten  (Heck 
und  Heinroth)  '.Einführung  in  die  Licht- 
bildkunst (Meyer);  Geometrie  (Apel)  ; 
Algebra  (Apel) ;  Raffael,  Leonardo, 
Michelangelo  (Köppen)r;  Kunst  des  Vor- 
trags ( Moest)  ;  Probleme  der  modernen 
Nationalökonomie  (Damaschke) ;  Frcmsö- 
sische  Sprache  und  Literatur  (Duver- 
dier) ;  ItdÜenische  Strothe  (Speranza) ; 
Die  deutsch,'  Sfystik  und  ihre  Voraus- 
setzungen (Steiner)  ;  Wichtige  Gebiete 
des  Bürgerlichen  Rechts  (Caro) ;  Kaiser 
H'ilhelm  I.  f Maurenbrecher).  Die  Vor- 
tragscurse  sind  meist  8-  bis  lostündig  und 
finden  in  den  Aulen  höherer  Lehranstalten 
und  in  einem  Zimmer  des  Rathatises  statt. 
Nicht  unerwähnt  mag  nodi  bleiben,  dass, 
um  Arbeitern  und  weniger  bemittelten 
Volksgenossen  die  Tdlnahme  an  den 
Cursen  zu  erldditem,  Verdnen.  (Gewerk- 
schaften u.  s.  w.  bei  Entnahme  von  12  tmd 
mehr  Hönerkarten  in  diesem  Quartale  zum 
erstenmal  jj'/a  bis  50%  Ermässigung  auf 
die  mit  4  M.  pro  Cursus  berechnete  Hör- 
gebühr gewährt  werden  soll. 
X  X 
Ebenso,  wie  die  Freie  Hochschule,  ist  audi 
die  ARBEITERBILDUNGSSCHULR 
BERLIN  für  das  Winterquartal  1904  mit 
dnem  im  Verglddi  nüt  dem  Vortrags^ 
yerzdchni»  der  letzten  Jahre  bedeutend 
umfangreicheren  Programm  auf  den  Plan 
getreten.     Während    nämlich    in  dea 
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letzten  Jahren  die  Durchschnittszahl  der 
qoartaltter  abgehaltenen  Cune  3  bis  4  be- 

tri:g.  sind  für  (las  Winterquartal  1904  7 
neue  Curse  angckiuidigt.  Es  sind  das  fol- 
gende :  Nationalökonomie,  I.  Teil  (Grun- 
wald)  :  Ci- schichte  des  Mittelalters  (Stei- 
ner) ;  EtttuncLelung  des  Weltalls  und  der 
Erde  (Baege) ;  Arheiterversicherung 
(Katzenstein) ;  Übungen  ih  Rede  und 
Au fsats (Steiner) ;  Staatswissenschaftttch' 
praktische  Übungen  (Grunwald)  ;  Übun- 
gen im  y ortrag  für  Fortgeschrittene  (Stei- 
ner). Je<ler  erstreckt  sich,  wie  bisher» 
über  10  Abende  a  iVj  Stunden. 
Die  ordentliche  (Generalversammlung  der 
Arheiterhildungsschide  hst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  August  stattgefunden.  Der 
für  das  verflossene  Sommervierteljahr  ge- 
gebene \  or>tandsbcricht  konnte  einen  be- 
friedigenden Besuch  der  Unterrichtscurse 
feststellen.  Es  gehörten  im  Soraraerquar- 
tal  der  Scluile  62  Damen  und  396  Herren 
als  Mitglieder  an.  Der  Besuch  der  ein- 
zelnen Unterrichtsfacher  verteilt  sich  fol- 
gendermasscn :  Nationalökonomie  70.  Ge- 
schichte 155.  Gesetzeskunde  134,  Rede- 
fibun^  loi,  Redeübung  für  fortgeschrittene 
ao  Mitglieder.  Der  Cassenbericht  für  das 
IL  Quartal  ergibt  eine  Einnahme  von 
493^  M.,  eine  Ausgabe  von  499,85  M* 
ussenbe&tand  an  i.  Juli:  476(^19  M. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Verein  für 
volkstümliche  Curee  von  Ber- 
liner H  ochs  chutl  ehr  ern  kündigt 
für  das  Wintcrquarial  1904  15  VcJTtrags- 
curse  von  Waideyer,  Geiger,  von  Lnschan, 
WahnschaflTe,  Alexander-Katz  und  andern 
an.  Jeder  Curs  verteilt  sich  auf  6  .übende 
und  kostet  i  M.,  für  Mitglieder  von  Ar- 
beitervereinigungcn  60  Pf.  —  Die  fftim- 
b  o  l  d  t  -  A  k  a  d  c  m  i  c  .  das  :iUe<;te  und 
ausgebautesle  der  Berliner  V'olkshiUlungs- 
institute,  hat  in  ihrem  Pnigramm  für  das 
Winterquartal  1904  insgesamt  116  Vor- 
tragscyklen  und  Unterrichtscurse  (darun- 
ter a8  Spracheurse)  angezeigt,  —  In  dem 
neuen  Vorlesungsverzeichnis  der  Berliner 
Leseing-H oehschule  sind  fol- 
gende Fächer  vertreten :  Kunstgeschichte 
(Osbom,  Stahl,  Hamann),  Musikge- 
schichte (Münzer),  Literaturgeschichte 
(Kottwitz).  Philosophie  (Runze.  Kott- 
witz),  Naturwissenschaften  (Hennig), 
Medicin  (Schüler)  ;  neu  eingerichtet  sind 
Sondercyklen  für  die  graphischen  Künste, 
die  Amateurphotographic  und  die  Kunst 
des  Vortrags.  —  6  gemeinverständliche 
naturwissenschaftliche  Vorträge  wer- 
dert    im    IV.    C^uarul    1904    in  der 


Berliner  U  rania  gehalten ;  die  Hör- 
gi^hr  beträgt  für  jeden  Experimental* 
Vortrag  6  M.,  für  jeden  Lichtbildervortrag 
3  M.  —  In  der  täglich  geöffneten  Stern- 
warte in  Treptow  wird  diesen  Winter 
jeden  Montag  abends  7  Uhr  ein  astrono- 
mischer Vortrag  (mit  Lichtbildern)  ge- 
halten werden.  max  himmiim  mmv 

Der  Herbst,  die  Zeit  der  COXGRESSE 
und  Tagungen  mannigfaltigster  Art» 
legt  dem  Beriduerstatter  als  schwerste 
Verpflichtung  die  knappste  Form  und 
den  Zwang  der  Beschränkung  auf  das  Un- 
erlässliche  auf.  So  wesentlich  es  beispiels* 
weise  auch  wäre,  den  Fortschritt  der 
Frauenbewegung  an  der  Teilnahme  de* 
weiblichen  Gcschieclitcs  an  den  Zusam* 
menkünften  der  Friedensfreunde,  der 
Freidenker  zu  messen,  so  wunschbar  man- 
chem auch  die  Würdigung  der  beruf- 
lichen und  confessionellen  Tagungen 
scheinen  möchte:  mehr  als  eine  Erwlli- 
ntmg  dieser  Zusammenkünfte  darf  eine 
mit  Stoff  überlastete,  räumlich  einge* 
schränkte  Rundschau  nicht  bringen.  Viel- 
leicht ist  noch  die  Bemerkung  gestattet, 
dass  der  Gedanke  des  consequcnten  Frci- 
denkertuins  auch  in  der  Frauenwelt  immer 
mehr  an  Boden  gewinnt,  und  die.  dass  c» 
einigermassen  amüsant  und  ganz  gewiss 
sehr  unlogisch  ist,  sich  im  Angesichte  des 
russisch-japanischen  Krieges  zu  Friedens- 
demonstrationen msammenzufinden,  die 
in  gleicher  Nutzlosigkeit  in  früheren  Jah- 
ren Stattfanden  und  wohl  auch  in  späte» 
ren  stattfinden  werden.  Anch  die  inter- 
nationale Conferenz  zur  Bekämpfung  des 
Mädchenhandels,  die  im  September  in 
Zürich  tagte,  bewegte  sich  in  den  ausge- 
tretenen Geleisen  der  humanitären,  jedes 
praktische  Ergebnis  von  vornherein  aus- 
schlies senden  Phrase.  —  Von  weit  grösse- 
rer Bedeutung  war  der  Congress  der 
Internationalen  abolitionistischen  Föde- 
ration, die  vom  21.  bis  24.  September  in 
Dresden  ihre  Zusammenkunft  abhielt.  la 
geradezu  hervorragender  Wdse  haben 
sich  Frauen  an  d^-n  \'erhandlungen  be- 
teiligt Ein  grosser  Teil  der  einschlägi- 
gen Referate  lag  in  ihren  Händen  tmd 
wurde  in  mustcrgiltigcr  Weise  erstattet. 
Insbesondere  war  es  Fräulein  Pappritz 
und  mit  ihr  Frau  Stritt,  die  in  ihre» 
Thesen  und  Aii-fnhrungen  mit  aller 
Schärfe  und  in  ulx.Tzcugender  Weise  den 
inneren  Zusammenhang  zwischen  den 
wirtschaftspolitischen  und  den  Fragen  <ler 
Sittlicfakeit  betonten  und  dartaten,  das« 
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Prostitution  und  Geschlechtskrankheiten 
niemals  durch  strafrechtliche  und  nur  un- 
lurcichcnd  durch  hygienische  und  sanitäre 
Massnahmen,  mit  allem  Nachdnidc  da- 
gegen durch  die  wirtschaftlich^  sociale, 
rechtliche  und  politische  Befreiung  der 
Frau  zu  bekämpfen  seien. 
X  X 
Als  reine  Frauenzusanamenkunft  ist  die 
3.  SOCIALDEMOKRATISCHE  FRAU- 
ENCONFERENZ  in  Bremen  zu  würdi- 
gen, die  am  i".  und  i8.  September  dem 
Partciug  voraufging.  Dass  diese  Tagimg 
nicht,  wie  von  mancher  Seite  behauptet 
wird,  eine  leere  Spielerei,  sondern  not- 
wendig ist,  lässt  sich  von  mehr  als  einem 
Ptincte  her  beweisen.  Da  ist  zuerst  die 
Tatsache,  dass  auch  im  socialistischen  La- 
ger, soweit  die  Frauen  ins  Spiel  kommen, 
die  Gleichheit  alles  dessen,  was  Menschcn- 
antlitz  trägt,  nur  auf  dem  Papier  besteht. 
Als  beweisend  sei,  neben  manch  alter  Er- 
fahrung, auf  die  bezüglichen  Klagen  ge- 
gen die  Männer  verwiesen,  die  im  An- 
schluss  lAi  den  Bericht  der  Centralver- 
trauen.sper»on  und  an  den  Bericht  zum 
Ponct  Agitation  laut  wurden.  Des  weite- 
ren rechtfertigt  sich  eine  Frauenconfe- 
mu  in  Ansehung  von  allerhand  Anstän- 
den wid  Misslichkeiten  des  gewerblichen 
und  bürgerlichen  I-cbens.  denen  I>üULn 
mehr  oder  in  anderer  Weise  ausgesetzt 
sind,  als  Männer,  tind  die  auf  den  allge- 
meinen ParteitaRcn  nicht  in  genügend 
eingehender  Weise  behandelt  werden  kön- 
nen. Und  schliesslich  gibt  es  noch  eine 
Reihe  reiner  Frauenfrapen.  wie  die  des 
Mutterschaftsschutzes  und  Mutterrechte!;, 
der  Säuglingsfürsorge,  der  hauswirtschaf t- 
Uchen  Reformen  etc.,  in  denen  man  Män- 
ner nicht  als  competente  Beurteiler,  ge- 
schweige denn  als  Richter  anerlnunen 
kann. 

Diesmal  Hknden  die  Frafeen  des  Kinder- 
schutzes, des  ZehnstundentaRcs.  des  \'er- 
eins-  und  Versammlungsrechtes  und  die 
Sdlldfrage  zur  Discussion.  Aus  dem 
aus.serordcntlich  fleissiRcn  Referat,  das 
Genossin  Zietz  zur  Kindcr>chutzfrage  er- 
stattete, ging  eine  Resolution  her\or,  die 
da  verlangt:  »Verbot  jeglicher  Erwerbs- 
tätigkeit schul-  imd  vorschulpf^ichtigcr 
Kinder  im  Gewerbe,  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, bei  häuslicher  Arbeit  im 
Boten-  und  Gesindedienst.  Ausdehntmg 
d<r  Schulpflicht  auf  das  vollendete  14. 
Lebensjahr.  Herabset2ung  der  täglichen 
Maxinrnlarbdtszeit  für  jugendliche  Ar- 
beiter von  14  bis  t8  Jahren  ant  6  Stun- 
den und  Einführung  cmes  obligatorischen 


Fortbildungsunterrichtes  für  beide  Ge-" 
schlechter.«  Zur  wirksamen  Controle  def 
Durchführung  des  Kinderschutzes  wird 
die  ent^rechende  Vermehrung  der  Ge- 
werbeaulsictitsbeamten  und  «e  Heran- 
zii-hunR  von  Aufsichtspersonen  aus  den 
Kreisen  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
gefordert  Nach  Lage  der  Sa^  wäre  c» 
hier  auch  angebracht  gewesen,  dem 
Wunsch  nach  Einbeziehung  der  Lehrer  in 
die  Cbcrwachungstätigkeit  Ausdruck  lU 
geben.  Gerade  sie  sind  die  gewiesenen 
Kenner  der  Verhaltnisse  und  die  natür- 
lichen Sdiätser  der  ihnen  anvcrtrantcn 
Jugend. 

In  glänzender  Form  und  getragen  von  der 
ihr  eigenen  Beredsamkeit  behandelte  Ge- 
nossin Zetkin  das  ganze  Um  und  Aul  der 
Schttlfrage.  Als  einige  Hauptptmcte  ihref, 
Ausführungen  seien  hervorRehoben :  die 
Forderung  der  Einheitsschule,  der  Welt- 
Uchkeit  dtr  Schule  durch  völlige  Tren- 
nung  von  Staat  und  Kirche.  Entfernung 
des  Religionsunterrichts  aus  dem  Lehr* 
plan,  Herabminderung  der  Classenfre- 
quenz,  Einführimg  des  Arbeitsunterrichts, 
die  Gemeinschaftserziehung  (Coeducation) 
der  beiden  Geschlechter,  wirtschaftliche 
Besserstellung  der  Lehrpersonen  und  äbn- 
Kdies  mehr.  Gefehlt  hat  in  dem  Refimit 
der  doch  auf  einer  F  r  a  u  c  n  confcrenz 
sehr  nalieliegende  Hinweis  auf  die  gegen 
die  weiblichen  Lehrpersonen  fortgesetzt  in 
Bezup  auf  Gehaltsverhältnisse  und  all- 
gemeine Stellung  begangenen  Ungerech- 
tigkeiten. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Das  Recht  der 
Hinterbliebenen  auf  den  Gehaltsbezug  bis 
zu  drei  Monaten  nach  dem  Tode^  das  so- 
genannte Sterhequartal,  ist  den  Wiener 
Lehrerinnen  intzoRen  worden.  Man 
scheint  anzunehmen,  dass  Lehrerinnen 
stets  nur  fSr  sich  selbst  zn  sorgen  haben. 

—  Christlich-sociale  Kindergärten 
mit  dem  Vaterunser  und  dem  Englischen 
Gruss  als  Obligatorien:  das  ist  die  neueste 
Blüte  stadtväterlicher  Weisheit  in  Wien. 

—  Die  gut  unterrichtete  und  bcgrüssens- 
wcrt  unabhängige  und  freimütige  öster- 
reichische Halbmonatsschrift  Neues 
Frauenleben  bringt  in  ihrer  Beilage  eine 
t'bersicln  iilnr  die  Ergebnisse  der  vor 
etwa  vier  Jahren  gegründeten  Organisation 
der  Post-  und  Telegraphen- 
m  a  n  i  p  u  !  a  n  t  i  n  u  e  n.  Sie  haben  eine 
wesentliche  Lohnerhöhung,  alljährlichen 
Erholangsurlaub.  Fahrpreisermässtgungen 
etc.  durchgesetzt.  Ihre  Zahl,  die  sich  von 
40  auf  400  erhöht  hat,  beträgt  trotzdem 
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kaum  '/i  der  hier  beschäftigften  3000 
Frauen.  —  In  Ungarn  sind  Frauen 
sun  irztlidien  Diaut  in  Krankcnhättsern 
sugdasacn,  sofern  ne  .  .  .  unverheiratet 
smd.  —  In  wohltuendem  Gegensatz  dazu 
haben  es  die  Lehrerinnen  in  NcwYork 
durchgesetzt,  dass  die  £heschltes8ung 
nicht  linger  als  Hindernis  der  berufKchen 
Betäti^ptnff  an^iefasst  wird.  —  Für  schul- 
pflichtige llCäddien  bis  zum  15.  Jahre,  die 
nnr  die  Elementarschule  besucht  haben, 
hat  die  Commune  Budapest  2T  Haus- 
hahunfips-  und  i  Gewerbeschule  eingerich- 
tet, deren  Besuch  uncntgehlich  und  obh- 
gatorisch  ist.  —  Nach  dem  Jahresbericht 
von  1903  zählen  die  christlichen 
Gewerkschaften  unter  ihren  91  440 
MitgUedem  5445  weibliche;  davon  ent- 
erten 2400  auf  die  16  Ortsgruppen  des 
diristlichen  Gewcrkvercins  der  Heim- 
arbeiterinnen.  —  Die  Gesamtzahl  der  in 
den  freien  Gewerkschaften  or- 
ganisierten Arbeiterinnen  twtrufr  IQ03 
40666.  Sie  hat  sich  gegen  das  Jahr  1893 
"lit  5384  Orgauiisiertcn  nahezu  veraclrt* 
facht  —  Fräulein  Dr.  Schirmacher 
erklärt  in  einer  Zuschrift  an  dje  Redaction 
dieser  ZciLschrift,  dass  sie.  wennschon 
»kein  blinder  Verehrer  des  Wahlrechts  an 
sich«,  es  doch  »da,  wo  der  Mann  es  aus- 
übt oder  fordert,  auch  stets  für  die  Frau 
verlangen«  werde.  Wir  geben  dieser 
Sichtigstellung,  die  übrigens  den  Tat- 
bestand gar  nicht  trifft,  mit  dem  aus- 
drücklichen Hinzufügen  Raum,  dass  eine 
Rundschau  nidit  der  Tummelplatz  der 
Meinungen  und  Mcinungsnuancen,  umti- 
dern  lediglich  ein  Organ  der  sachlichen 
und  unvordngenonimcnen  Berichterstat- 
tung ist,  die  sich  aus  den  Dingen,  aber 
nicht  aus  ihrer  subjectiven  Auslegung  er- 
gibt. 

X  X 
LITERATUR.   In  der  Schrift  Die  Pnu 

ini  der  öffentlichen  Armen-  und  ll'aisen' 
Pfitgt  /Leipzig,  Felix  Dietrich/  gibt  A. 
▼  on  Welczeck  eine  Darlegung  der 
Entwickclung  der  charitativen  Tätigkeit 
der  Frau  auf  diesem  Gebiet  und  der  Aus- 
gestalttuig,  die  sie  heute  zu  erfahren  sich 
anschickt  —  Adele  Schreiber  gibt 
in  ihrer  Schrift  Settlements,  ein  Weg  zum 
socialen  Verständnis  /im  gleichen  Verlag/ 
eine  klare  und  übersichtliche  Darstellung 
des  Werdens  und  Wirkens  dieser  Ein- 
richtung, die  sie  durch  Angaben  über  die 
Versuche,  derartige  Veransultungen  nach 
Deutschland  zu  verpflanzen  {Volksimm 
in  Hamburg),  ergäiut.  Settlements,  das 
sind  die  famiiienbaften  Heime  im  dunkel- 


sten Ostcndc  Londons.  Sic  gleichen 
Volksunivcrsitäten  und  Volksunterhai - 
tungsstatten.  Zugleich  suchen  die  Resi' 
dsnts,  die  ständigen  Bewohner  und  Leiter 
dieser  Anstalten,  Fühlung  mit  der 
Bevölkerung  zu  gewinnen  und  etwas  Licht 
in  das  düstere  Proletarierdasein  zu 
tragen.  Auch  treten  sie  bei  der  Commu- 
nalwaltung  für  sanitäre  Massnahmen  auf 
allen  Gebieten  ein  und  haben  Rechts- 
schutzs^len  zur  unentgetdtehen  Be- 
nutzurif^  gegründet.  Das  directe  Almosen- 
geben ist  uni  seiner  degenerierenden  Wir- 
kungen willen  verpönt 
In  einer  bemerkenswerten  Studie  in  der 
Socialen  Praxts  verbreitet  sidi  Char- 
lotte Engel-Reimers  über  die 
beste  Form  der  Arbeiterinnenorganisation. 
Sie  kommt  dabei  zu  dem  Schluss,  dass  die 
Form  der  Organisation  wesentlich  ab- 
hängig sei  von  der  Art  der  Arbdtsteilung 
zwischen  den  Gesdilechtern  und  der  Diffe- 
renz des  Lohnbezuges,  so  dass  sich  im 
einen  Fall  (Textilindustrie  in  Lancashire^ 
Buchbinder  in  Berlin)  ein  Eintl^ten  der 
Frau  in  die  Männergewerk.schaften,  in 
anderen  Fallen  (Confection  etc.)  geson- 
derte Frauenverbände  empfehlen.  Als 
schlimmster  Feind  der  Organisattons- 
fähigkeit  aber  erscheint  ihr.  in  Überein- 
stimmung mit  allen  einsichtigen  Social* 
Politikern,  die  Heimarbeit  NiNimrTt  pOmn 

BIMtwde  Kunst 

Ihr  25jähriges  Bestehen  feiert  die  Ber- 
liner Firma  Hirschwald  vom  Hohen- 
MOltemkaufhaus,  indem  sie  eine  Vorfüh- 
rung der  WIENER  WERKSTÄTTE 
(gegründet  1903)  und  der  Plastik  einer 
Kün^tlcrgrisppe  aus  Österreich  unter- 
nahm (bis  Mitte  November).  Das  wurde 
in  grösserem  Stil  vorbereitet  In  solchem 
Zusammenh.ang  und  so  vollständig  war 
der  Decorationssttl  des  Architekten  Jo- 
sef Hoffmann  und  Professor  Ko- 
loman Mosers  in  Berlin  noch  nicht 
zu  sehen.  Sie  beide  sind  die  künstle- 
rischen Leiter  der  neuen  Handwerksstelle. 
Sie  pflegen  einen  Geist  wohlbcherrschten 
Geschmacks,  der  alle  lauteren  Wirkungen 
von  Farbe  und  Form  verschmäht  der 
durch  viele  gerade  Paralleliinien  schlicht 
und  doch  anspruchsvoll  wirkt,  der  mit 
Vorliebe  Gebrauchsgegenstände  her.stellt 
und  der  sich  doch  eigentlich  modernen 
Zwedcansprüchen  gegenüber  ablehnend 
verhält  Was  die  Möbel  betrifft,  die  dies- 
mal auf  Hoffmanns  Rechnung  zu  setzen 
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sind,  so  sieht  man  von  ihm  kaum  eigent- 

lieh  bewohnbare  Zimmereinrichtungen. 
£r  zeigt  sich  am  liebsten  in  Ausstcllungs- 
ranmen.  Da  hinein  stellt  er  Stühle  mit 
sehr  niedrigen  Sitzen  und  sehr  hohen 
Lehnen,  man  braucht  das  nicht  für  das 
Ideal  der  Bequemlichkeit  zu  halten.  Der 
diesmal  ausgestellte  Raum  ist  ein  tonnen- 
gewdlbter  Gang,  an  dessen  langen  Win- 
den sich  Schaukästen  reihen.  In  reichem 
Privathause  könnte  ein  Sammler  darin 
seine  Schätze  anfspddiem.  In  der  Mitte 
die  Tür  und  ihr  gegenüber  einer  von 
jenen  Fächerschränken,  die  man  in  Wien 
so  liebt:  aussen  und  innen  bescheidene 
Zickzackintarsien  über  die  gnnzc  Fläche, 
und  wenn  man  die  Türen  öffnet,  eine 
Menge  winziger  Schübe,  für  die  auch  nur 
der  Besitzer  kleiner  Kostbarkeiten  Ver- 
wendung hat  In  den  Vitrinen  sind  Me- 
tallarbcitcn  verteilt.  Auch  hier  eine  hohe 
Cultur  des  Masses^  aber  überall  von  ge- 
woDt  primitiver  Peieriiclikeit.  Dieser 
dient  auch  die  Matcrialbehandlung,  als 
wären  Metall  und  Holz  das  selbe.  Statt 
die  bewegliche  Dehnbarkeit  auszantttzen, 
fügt  man  die  Metallteile  vorzugsweise  im 
rechten  Winkel  zusammen  oder  lässt 
es  wenigstens  erscheinen,  als  geschähe  es 
so.  Ein  silbernes  Kästchen  steht  da,  wie 
ein  Btechmantel  fiber  einem  Holzkem, 
mit  vierkantigen  Eckpfosten  und  mit 
schlankeren  Massen  der  FuUwände. 
Besser  kommen  die  steilen  Winde  dem 
aufgeschnittenen  Eisenblech  zu.  Es  er- 
hielt weissen  Lacküberzug  und  dient  für 
Blumentopfbekleidungen  und  anderes 
Kleingerät.  Essbestecke  haben  I.inpc, 
gerade  Silberblechstreifen  als  Handhaben, 
und  unter  den  Löffeln  treten  oft  ^  alter- 
tümlichen Kreisrundungen  auf. 
Professor  Mosers  eigentliches  Gebiet  ist 
das  Flachomament,  obgleich  er  gelegent- 
lich auch  Entwürie  für  Tischlerei  ge- 
macht hat.  Sdn  Verdienst  ist  hanptsich- 
lich,  dass  er  in  Mitteleuropa  zuerst  Pro- 
paganda für  die  anspruchslosen  Motive 
gemacht  hat.  MissverstSndlich  japani- 
sierenden  Realismen  setzte  er  als  heil- 
sames Gecrengewicht  seine  nachdruckliche 
Strenge  mit  Bevorzugung  des  Geome- 
trischen entgegen.  Auch  in  der  Keramik 
verzichtet  er  auf  die  bewegteren  Formen, 
gibt  häufig  steife  oder  gar  senkrechte  Ge- 
nsswände  und  setzt,  statt  zu  modellieren, 
fladie  Scheiben  naeh  Art  von  Brettern 
als  Henkel  an.  So  vermehrt  er  die  breiten 
Flächen,  auf  denen  er  mit  Vorliebe  kreis- 
förmige Flecken  von  verschiedener  GrSase 
oder  einfach  gcometrisdic  Master  von 
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kriftig  abstechender  Farbe  unsymmetrisch 

verteilt,  t  überall  das  selbe  feine  Gefühl 
für  Gleichgewicht.  Nur  scheinen  alle 
diese  Dinge  keine  Entwickelungsmögltcb* 
keit  zu  enthalten.  —  In  vieler  Beziehung- 
verwandten  Geistes  sind  die  plastischen 
Arbeiten  (Holzschnitzerei  und  Keramik) 
von  Andri,  Emmel  und  dem  Ehe- 
paar  Luksch.  Die  ansdmdcsvoll  pri- 
mitive Form,  ja  selbst  Derbheit  und  Cari- 
catur  werden  verfunemder  Durchbildung- 
vorgezogen. Franz  Metzner.  der 
vor  einem  Jahre  von  Wien  nach  Berlin 
kam,  hat  sich  der  Gruppe  angeschlossea 
und  fällt  gerade  hier  dnrch  Imertiddeeit 
der  Auffassang  aut 

X  X 
Im  Lichthof  des  Kunstgewerbemuseums 
hat  man  eine  sehr  instructive  Übersicht 
aber  die  Entwickelnng  des  SitzMOBELS„ 

hauptsächlich  des  Stuhles,  veranstaltet. 
Man  sieht  da,  wie  der  Neger  in  Ostafhca 
seinen  Sdiemel  aus  einem  eindgcn  Stfidc 
Holz  schnitzt,  selbst  wenn  er,  Vorbildern 
einer  höheren  Bildungsstufe  folgend,  Sitz- 
fläche,  Füsse  und  Lehne  deutlich  unter- 
.scheidet.  Woher  dem  schwarzen  Erdteil 
die  Vorstellung  von  der  -Angemessenheit 
dieser  Sonderung  der  Bestandteile  kam* 
folgert  man  beim  Anblick  altägyptischer 
Tischlereien,  der  frühesten  tmd  doch  ganz 
entwickelten  Holzconstructioncti,  die  man 
kennt  Ober  das  mittelalterliche  Schema, 
des  rechten  Winkels  ging  es  dann  fort 
zu  den  bewegteren  Formen  der  Renais- 
sance, bis  das  Rococo,  nicht  allein  im 
Schnörkd,  sondern  in  der  Nachgiebigkeit 
von  Sitz  tind  Lehne  an  die  Bequemlich- 
keit .seinen  IxjzcK  luu-nden  .\u.sdruck  fand. 
Von  dieser  Rücksichtnahme  sind  die  am 
Holz  befestigten  Polster,  statt  der  be- 
weglichen, nur  eine  besondere  Form.  Die 
senkrecht  verlängerten  freien  Endungen 
hörten  auf  mit  ihrer  Betonung  des  Einzd- 
bestandteits  amMöbd.  Dieses  sollte  wie  aus- 
einem  Stück  erscheinen,  dem  der  Schmuck 
locker  wie  eine  Schlingpflanze  anlung. 
Noch  die  modernen  französischen  Sessel 
der  Plumet  und  Gauticr  blieben  dem 
gleichen  Princip  treu,  während  die  Eng- 
länder sich  von  den  immerhin  gebogenen 
Lehnen  ihrer  Chippendale  und  Sheraton 
abwendeten,  um  sich  vielfach  von  neuem, 
auf  die  Verbindungen  im  rechten  Winkel 
zu  caprideren.  Gleichzeitig  kam  man  auf 
die  überflüssig  langen  Vertiealen  zarück. 
Heat  tmd  Macintosh  bezeichntni  diese 
Gcactenacksrichtung.  Sie  haben  auch  die 
Wiener  von  der  Heilsamkett  der  Recht- 
eckconstructionen  äberzeugt,  eine  Mei- 
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nunflt.   der  sich  auch   in  Deutschland 

manche  angeschlossen  haben.  Behrens 
huldigt  ihr,  wenn  er  seiner  Neigung  zur 
pcmipösen  Feierlichkeit  —  die  aber  massi- 
ver ist,  als  die  an  der  Donau  —  nachgeben 
will.  Im  ganzen  aber  bevorzugen  die 
deutschen  Kunsthandwerker  bewegic  Con- 
turen,  ohne  darum  doch  die  Constructions- 
stellen  am  Holze  zu  verkleiden.  Ffir  die 
IMöplichkcit.  sich  von  rechtwinkligen 
Conätructionen  unabhängig  zu  machen, 
bezeichnet  die  immer  mehr  gesteigerte 
Möglichkeit,  das  Holz  zu  hieben,  den 
äusser.sten  Punct.  Ohne  irgend  welches 
Leimen  lässt  sich  da  die  grÖMte  Nadl« 
giebigkcit  der  Lehnen  erreichen.  Das 
wird  nicht  immer  ausgenutzt.  Es  ist  be- 
zeichnend, dass  eine  Wiener  Firma,  die 
^ese  Technik  besonders  ausgebildet  hat, 
<te  trotcdem  vorwiegend  für  geradlinige 
Gerate  verwendet 

X  X 
KUKZE  CHRONIK.  Bei  Schulte 
linelite  die  erste  Herbstausstellung  neben 
einigen  bekannten  Böcklins  eine  in  der 
Farbe  an  Rembrandt  erinnernde  Compo- 
sition.;  sie  soll  Lcnli.ich  und  Bega-, 
als  Mitarbeiter  gehabt  haben.  Der 
Teafel  lässt  sich  in  einer  Wald- 
schmiede den  Huf  beschlagen.  .\us 
dem  schattig  graubraunen  Gesamtton 
leuchtet  kalt  und  hell  nur  das  Weisse  in 
den  angstverdrehten  .\ugcn  des  Gehilfen, 
der  die  bedenkliche  Aufgabe  hat,  <Utn  un- 
heimlicfaen  .^uftraggeb^  als  .Stutze  zu 
dienen.  —  Eine  Reihe  von  Bildern  und 
Studien  des  Rudolf  Schick  zeigt  die 
selbe  gewissenhafte  Ausführlichkeit,  die 
ihn  auch  als  Aufbewahrer  von  Aus- 
sprüchen seines  Meisters  bezeichnet,  ohne 
dass  dabei  eine  künstlerische  ünterschoi- 
dtmg  zwischen  Wichtigem  und  Unwich- 
tigem gemacht  wäre.  —  Der  Tod  des 
Fürsten  Heribert  Bismarck  gab  die  Ver- 
anlassung, dass  aus  der  angekündigten 
Lenbach-Gedächtnisausstel- 
1  u  n  g  eine  -solche  von  Bildnissen  aus  dem 
Familienbcsitz  von  Friedrichsruh  und 
Schönliansen  wurde.  Danmter  befinden 
■ich  einige  der  vorzäglidisten  Portraits 
des  ersten  Kanzlers,  besonders  eine  Zeich- 
nung in  Civil  mit  breitem  Mätzenschirm, 
aus  deren  Schatten  die  Augen  h«rvor- 
wettem.  Dazu  das  bekannte  Altersbild 
des  Kaisers  Wilhflm  uml  ein  Schwe- 
ninger-Kopf,  alles  Zeugnisse  dafür,  was 
Lenbach  wurde,  wenn  er  dch  wirklich  im 
Banne  des  Lebens  fühlte.  —  Am  l8.  Oc- 
tober  wurde  das  Kaiser  Friedrich- 
M na eam  in  Berlin  eröfthet.  ANNAnami 


Radanda  Kuwat 

Wenn  man  sich  Reden  vcr;?cgcnwür- 
tigt,  wie  sie  auf  dem  tvatholiken- 
tag  in  Refensburg  gehalten  worden  sind, 
so  weiss  man  nicht,  worüber  nran  mthr 
staunen  soll,  über  die  innerste  V'^erlogcn- 
heit  dieser  Leute  oder  über  die  Kuhuiicit 
ihrer  Behauptungen.  Da  ist  eintich  alles, 
was  neue  Wissenschaft  zutage  förderte, 
langst  wissenschaftlich  widerlegt.  Das 
redet  man  sich  und  andern  ein  und  über- 
sieht dabei  ganz,  dass  von  £esen  soge- 
nannten Widerlegungen  kein  Men.sch  et- 
was weiss,  dass  von  dieser  ultramontanen 
Wissenschaft  audi  nidit  ein  Buchstabe 
ins  Volk  gedrungen  ist.  dass  diese  Wis- 
senschaft dahinlebt,  olmc  dass  ein  emster 
Mensch  sich  auch  nur  genötigt  sähe,  von 
ihr  Kenntnis  zu  nehmen.  Und  obendrein 
diese  innerste  Verlogenheit,  die  sich  und 
anderen  eine  sotdie  wissenschaftliche 
Höhe  weissmachen  mödite,  während  doch 
die  Leblosigkeit,  die  absolute  Gleichgil- 
tigkeit  dieser  .sogenannten  ll'issenschaft 
offenkundige  Tatsache  ist.  Und  wälireud 
hier  so  taut  verkQndet  wird,  dass  alles 
längst  widerlegt  sei,  kommt  der  Verlag^ 
von  Eugen  Diederichs  und  bietet  uns  die 
Übersetzung  von  TOLSTOJS  DOGMA- 
TISCHER THEOLOGIE  (der  Gesamt- 
ausgabe von  Tolstojs  Werken,  H.  Serie, 
L  und  IL  Band),  deren  Schluss» 
folgerung  kurz  und  bündig  und  klar  also 
lautet :  »Die  Kirche  —  dieses  ganze  Wort 
ist  nur  ein  Name  für  einen  Betrug,  mit 
dessen  Hilfe  die  einen  Menschen  über 
die  anderen  herrschen  wollen.  Und  eine 
andere  Kirche  gibt  es  nicht  und  hat  es 
nie  gegeben.  Nur  auf  Grtmd  dieses  Be- 
trugs, der  über  der  ganzen  Lehre  erriditet 
i:n(!  von  allen  Kirchen  mitgeschleppt 
wird,  sind  jene  missgestalteten  Dogmen 
entstanden,  weldie  die  ganze  Lehre  der 
Kirche  venmstalten  und  verhüllen,  die 
Gottheit  Christi  und  des  heiligen  Geistes, 
die  Dreieinigkdt  und  die  heilige  Jimg- 
frau  und  Gottesmutter,  sowie  alle  die 
wahn.sinnigcn  Bräuche,  die  Satnunente 
genannt  werden.  Es  ist  doch  so  klar, 
dass  sie  kdnen  Sinn  haben,  und  dass  nie- 
man  sie  nötig  hat,  ausgenommen  das 
Sacrament  iKr  Pric>ter\veihc,  das  nur  die 
Pcpen  brauchen,  um  ihre  Eier  einsammeln 
zu  können.«  Wer  widerlegt  nun  diese 
Darlegung  Tolstojs  witdcr'  Dii-  Popen? 
Nein,  sie  finden  es  bequemer,  in  Russ- 
land den  VerkGndiger  so  furdid>arer  Ldi- 
ren  durch  die  polizeiliche  Censur  mund- 
tot machen  zu  lassen.  Die  katholischen 
Geistlidien?  Adi  waa,  Tolstoj  redet  ja 
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nur  von  der  russischen  Kirche  und  nidlt 
von  der  katholischen.  Also  geht  er  un» 
nichts  an.  Die  protestantischen?  Sie 
koniuii  es  nicht.  Denn  nur  ein  Funke 
wahrhaft  protestantischen  Geistes  braucht 
in  ihnen  zti  sein,  tmd  sie  werden,  anstatt 
gcRcn  Tolstoi,  für  ihn  reden  mü^-^cn. 
Keden  sie  aber  nicht,  so  ist  es  eben  ihre 
Khrehe,  die  ihnen  Schweigen  gebietet 
—  Tolstojs  Buch  ist  kein  Buch  zum 
Lesen.  Man  nmss  es  studieren.  Es  ist 
als  Bticfa,  wie  er  selbst  sagt,  nicht  fertig 
geworden.  AbtT  Material  enthält  es, 
solidestes  Material  für  ein  Dutxend  herr- 
licher Bächer.  Die  Zeit  wird  sie  uns 
bringen. 

X  X 
Von  den  Büchern  al)cr,  die  eben  vor  mir 
liq;en,  ist  diese  Dogmatische  Theologie 
oder  ihre  Kritik  tnnner  noch  das  weitaus 

bedeutendste.  Dann  kommen  \vichti"fe 
CULTURSKIZZEN.  S.  Juschke- 
witsch  bietet  uns  mit  seiner  ErzShlung 
ans  dem  Treben  der  russischen  Juden  Dir 
Parias  /München,  Dr.  J.  Marchlewski 
&  Co./  einen  interessanten  und  sehr  rea- 
listischen .Ausschnitt.  E.  T  s  c  h  i  r  i  - 
k  o  w  suchte  in  seinem  Schauspiel  Dtc 
'Juden  (deutsch  von  Georg  Polonskij) 
/im  gleichen  Verlag/  den  gleichen  tra- 
gischen Stoff  dramatisch  zu  bewältigen. 
Es  sind  furchtbare  Bilder,  die  uns  da  ge- 
boten werden.  Der  Zionismus  ist  die 
Hoffnung  der  einen,  der  Sodaltsmns  die 
der  .'incicrcn.  und  eine  tiefe  Feindschaft 
spaltet  diese  Mensclien,  die  an  dem  selben 
Elends  an  der  gleidien  Vergewaltigung 
leiden.  Nehmen  wir  dazu  das  Cultiirbild 
aus  dem  russisciten  Arbeiterleben,  wie  es 
uns  W.  Weressajew  in  semen  bei- 
den Erzählungen  Die  Kolosscnvs  /im 
gleichen  Verlag/  entwirft,  so  weiss  man 
nicht,  wo  das  grössere  Elend,  die  fürch- 
terlichere Menschennot  zu  finden  ist.  ob 
bei  jenen  oder  diesen  Parias  der  russi- 
schen Gesellschaft.  Nicht  die  imnter 
schöpferische,  immer  mit  Zuversicht  er- 
füllende und  stärkende  Uebe  schuf  diese 
Bücher,  wohl  aber  ein  grosses  Mitleid, 
und  so  tief  senkt  der  Pessimismus  seine 
grauen  Flügel  auf  uns  lierabb  dass  wir 
kaum  noch  zu  hoffen,  geschweige  um 
Hilfe  zu  rufen  wagen.  Liest  man  diese 
Schilderungen,  die  viel  zu  ehrlich  sind, 
tun  dicliterisch  erfunden,  combiniert  oder 
Übertrieben  zu  sein,  so  b^eift  man  den 
Nihilismus  mit  all  seinen  Schrcdeen  und 
Verirrungen. 

iJnd  es  wäre  doch  so  leicht  und  einfach, 
dieses  Elaid  zu  besiegen»  möchte  man 


sagen.  Aber  da  greift  St  Geschichte  her- 
ein, die  Entwickelung.  tuid  belehrt  uns 
über  diese  Einfachheit  und  Leichtigkeit. 
Das  Elend  steckt  ja  tief  in  diesen  Men- 
schen selbsL  Das  Äussere  da  ist  nur 
sein  Spiegd.  Sieht  man  die  Vorans- 
setzungen,  auf  ficncn  sich  ein  Tolstoj- 
Leben  erbaute,  erwägt  man  nur  obenhin 
die  unansgesetzten  Kämpfe  und  Qualen 
dieser  einen  Menschen <;eelc,  erinnert  man 
sich  des  Gesetzes  der  Entwickelung.  das 
keinem  einzigen  gestattet,  eine  ihrer 
Stufen  zu  überspringen,  dass  also  alle 
diese  Hunderte  und  Tauscnde  die  gleichen 
Stufen  erst,  wenn  auch  in  aljgekürztem 
Tempo,  für  sich  durchmachen  müsen.  um 
eben  die  Einsicht,  die  Klarheit  des  Her- 
zens imd  Kopfes  zu  erringen,  die  da  so 
ein  einzelner  sich  in  einem  langen  Leben 
eroberte:  so  bekommt  man  einen  Begriff 
von  dieser  Leichtigkeit  und  Einfachheit. 
Man  versteht  es,  dass  die  unbewusste 
Angst  vor  dieser  Länge  des  Weges,  vor 
dieser  Mühe  und  Arbeit,  vor  diesen 
Opfern  und  Leiden  zu  visionären  und 
mystischen  Resignationen  zu  führen  ver- 
mag. Man  versteht  es.  wenn  ein  K, 
Przcrwa-Tetmaj  er  seine  Erzah- 
lerkunst  und  seine  Phantasie  in  die  tief 
violetten  Schatten  der  Melancholie 
/München,  Dr.  Marchlewski  &  Co./ 
taucht  und  uns  ein  ganzes  Buch  aus  dieser 
Grundstimmung  beschert. 
Und  nun  der  ganze  Gegensatz  gegen  diese 
Compositionen  in  Moll  ;  die  nus  germa- 
nischer Sonderliebe  und  Preisimg  des 
Leides,  aus  Antisemitismus  und  Spiritis- 
mus, aus  Vegetarianismus  und  Boden- 
reformertum  gemischte,  faustisch  sein 
sollende  Dichtung  Eva  oder  Der  IVcg  von 
Walter  van  der  Elbe  /Elberfeld, 
J.  H.  Born/.  Dahinein  dann  der  ganze 
.Apparat  der  jüdisch-christlichen  Mytho- 
logie. Trotzdem  —  eine  Dichtung.  Der 
grosse  Entwurf,  der  nichts  weniger  an- 
strebte, als  ein  psychologisches  Bild  der 
ganzen  menschlichen  Cvilisatton  zu 
geben,  wie  einzelne  kleine  Stuckdien 
verraten  den  Dichter.  .Xber  das  Ganze  ist 
ein  grotesker  Wust,  in  dem  am  klarsten 
noch  die  Bodenrefbrmtheorie  in  der  Dar- 
legung des  .Adam-Faust  erscheint.  Schrieb 
man  einst  Chroniken  in  Versen  und  Kei- 
men, wanun  nicht  audi  einmal  social- 
ökonomische  .Abhandlungen?  .Aber  — 
es  waren  Verfallszeiten  der  Poesie  und 
Kunst,  als  die  Dichter  gereimte  Ge- 
schichte schrieben.  Und  mehr,  als  sil- 
berne Latinität  ist  auch  diese  Welt- 
dichtong  Bva  nicht;  ganz  abfesellea  von 
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den  manchmal  ziemlich  argen  Stümperden 
und  Verballhomungcn  unserer  schönen 
Sprache. 

Dm  Milien  berracbt  doch  in  allen  und 
«ber  aHe.    Der  Wiener  Fritz  Tel- 

mann  soliildrrt  uns  die  Bewegung  von 
1848    in   einem   Drama  Mesunhauscr 
/Wen,  Verlag  der  Wage/.    Der  o.  &. 
Professor  der  Literaturgeschichte  an  der 
deutschen  Universität  Prag  August  Sauer 
schrieb  ein  begeistertes  Gdeitwort  dazu. 
Und  gewiss  hat  die  Dichtung  schöne  Par- 
tieen.    Aber  dieser  Held  —  diese  mo- 
derne Weiddieit  —  sie  stanunt  nicht  ans 
jener  eisernen  Zeit,    sondern   aus  dem 
heutigen  Wien,  das  literarisch  arbeitet, 
anstatt  poetisch  zu  schaffen.   Und  wieder 
das  Milieu  bei  Roberto  Bracco  in 
seiner  Skizzensanunltnig  WirkUchlteit  »nd 
Schein  /München,    Dr.  J.  Marchlewski 
&  Ca/.   Es  sind  teilweise  ganz  meister- 
hafte Schiidenn^Ken  darin,  aber  das  ro- 
manische Liebes-  und  Weibmotiv  bildet 
fsst  überall  die   Grundlage.    Von  dem 
Eloid  Italiens  kaum  ein  Ton,  dafür  aber 
alle  möglichen  Liebesproblcme.  <!cren  Lö- 
sung einfach  —  italienisch  mondam  ist. 
Man  kann  bei  dem  Büchlein  einigemal 
recht  herzlich  lachen,  imd  ein-,  zweimal 
dringen  auch  ernstere  Töne  zu  uns  her. 
Jugend  von  morgen  —  die  neuen  Men- 
*chen   nennt   «cfa   ein  Schauspiel  von 
Franz  Eisen  /Wanne  i.  W.,  Albert 
Markwitz/,    Lind  da  sage  ich:  schade! 
Zuerst  die  Liebestheorie  im  ersten  Act. 
Zweierlei  Liebe  and  ihre  Eridinmg.  Der 
Liebhaber  erklärt  die  beiden  Arten  der 
Geliebten,  um  sich  vor  ihr  zu  entschul- 
£gen.    Das  geht  auf  Sophisterei  hinaus, 
denn  zweierlei  Liebe  gibt  es  nicht,  wohl 
aber  zweierlei  und  hunderterlei  Theorieen 
über  die  Lidw;   In  der  lidie  feht  die 
Nattv  inuner  auf  ihren  Zwedc,  und  der 
ist  Dauer,  Wachstum,  Zukunft.  Nur  der 
Mensch  durchkreuzt  diesen  Zweck  oder 
erkcDnt  ihn  an,  und  je  nachdem  wird  eben 
seine  liebe  nut  Datier,  Wacbstttm.  Zu- 
kunft gesegnet  sein,  oder  e>  kommt  nur 
so  ein  Stunden  Verhältnis  heraus.  Und 
das  zweite:  in  diese  sdiöne  und  wirklidie 
Liehe  zwischen  Arthur  Springer  und  der 
Pastorstochter  Lina  Geliert   die  Roheit 
hinein,  den  alten  Pastur  vor  ein  fait 
accompli  zu  stellen.    Ein  Glück,  dass  das 
Mädchen  sich  in  bes«(Tcm  In  st  inet  ver- 
sagt.  Denn  nur  ans  sich  selbst  darf  und 
kann  eine  solche  Liebe  ihre  L^itimation 
haben.    Ein  fremdes  Motir  hier  herein- 
zcrren  —  das  tötet  unfehlbar  die  Lauter- 
keit des  Herzensbundes  und  raubt  der 


Unschuld  ihr  sieghaftes  Bewusstsein.  Mit 
dem  fremden  Motiv  dringt  die  Schuld 
ein.   Und  darum  sage  ich:  schade!  Denn 
die  Dichtung  Eisens  ist  ernst  und  ia 
ihreni  ganzen  Anftan  sdiSn  und  wohl- 
tuend.  Und  —  jene  beiden  Scenen  sollen 
nicht  gestrichen  werden.  Aber  aus  einem 
grösseren   und  weiteren  Gesichtskreise 
heraus,    aus    dem    Gesichtskreise  der 
Jugend  von  morgen  und  der  neuen  Men- 
schen, wie  sie  dem  Diditer  vorschweben, 
sollen  sie  neu  gearbeitet  werden.  Dann 
möchte  ich  dem  Drama  seine  Vorfülirung 
auf  einer  Btihne  wünschen. 
Es  ist  etwas  in  der  Welt,  was  sich  nicht 
mehr  umwerfen  lässt,  und  das  ist  eben 
diese  moderne  Wissenschaft,  die  wir  uns 
in  Reihen  von  Generationen  errangen.  So 
wenig,   wie  wir  von   dem  modernen 
Brückenbau   und    seiner  Crundconstruc- 
tion  zurückkommen  werden  auf  die  alten, 
aus  Not  imd   Unkenntnis  errichteten 
klotzigen  Bauten  der  Vergangenheit,  so 
wenig  werden  wir  in  irgend  einem  Puncte 
rückwärts  gehen.    Es  wird  immer  die 
bessere    Errungenschaft   die  Grundlage 
einer  noch  besseren  werden.    Und  trotz- 
dem sclireit  man :  es  sei  alles  widerlegt. 
Kinder !    Grösser  und  grösser  steigt  die 
Frage  vor  uns  auf:  was  ist  der  Mensch, 
was  könnte    imd  sollte   er   sein?  Vor 
diesem  Ziele  stehen  Dichter  und  Künstler 
und  versuchen  die  Antwort,  eine  Ant- 
wort.   Und  vor  der  Grösse  der  Frage 
kann  man  resigniert  verzweifeln,  aber 
man  kann  auch  diesem  Sdiöpferfaauche 
seine  Segel  bieten  und  sich  mit  voller 
Kraft  dem  Ziele  zutreiben  lassen,  dem 
Ziele  der  Menschenzukunft 
X  X 
KURZE  CHRONIK.    Die  beiden  letzten 
Hefte  der  Neuen  Rundschau  brachten 
interessante  Ibsen-Briefe,  Ibsen  in 
seinem  Wollen  und  Werden,  in  seiner 
menschlichen  Entwickelung  zeigend.  — 
Eine  rommiitche  Geschichte  aus  alter 
Zeit  mit  der  ganzen  Poetenfröhltchkeit 
des  Erzählers  bietet  uns  Max  Geiss» 
1  e  r  in  seinem  Tom  der  Reimer  /Jena^ 
H.  Gostenoble/.  —  Eine  nidit  minder 
frcihliche    romantische     Erzählung  aus 
neuer  Zeit  stammt  von  Marie  Diers: 
Die  Kinder  von  Heekendamm,  ein  deut- 
scher    Familienroman  /Braunschweig, 
George    Wcstcrmann/.     Der    Titel  ist 
falsch,  denn  es  ist  kein  deutscher  Fami- 
lienroman,  sondern   der   Roman  einer 
deutschen  Familie,  in  seinen  Haiq>tpar- 
tieen  ein  Lied  von  der  Ehre  der  Arbeit 
und  Tüchtigkeit.  mathieu  schwani» 
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Die  Disciission  über  das  Schulproblcm    ist  in  unserer  Partei  in  vollem 
Gange.   Sehen  wir  recht,  so  vollzieht  sie  sich  in  der  Hauptsache  in 
einer  zweifachen  Art  und  Richtung. 

Einerseits  erstrebt  man  ein  Schulprogramm  grossen  Stils,  das  die  Sdiul- 
vcrhältnisse  der  socialistischen  Zukunftsgesellschaft  in  grossen  Umrissen 
entwickelt  und  festlegt.  In  diesem  Sinne  hat  zum  Beispiel  Genossin  Zetkiil 
auf  der  Bremer  Frauenconferenz  die  Aufgabe  formuliert :  »Wir  sind  .  .  . 
der  Ansicht,  dass  ein  künftiger  Parteitag  .  .  .  nach  eingehender  Erörte- 
rung der  Schulfrage  in  Preise  und  Versanunlnngen  zu  dieser  SteUmg 
ndunen  niuss.  Dies  aber  nicht  nur  von  den  entsprechenden  Fordemngen 
unseres  Minimalprogramms  ausgehend,  sondern  auf  Grund  tmserer  ge- 
sammten  Weltauffassung.«  In  demselben  Sinne  hat  der  Vorzuärts  vom 
30.  October  der  sogenannten  Prcusscnconferenz,  die  zu  Ende  December  ein- 
berufen w(Hnden  ist,  die  Aufgabe  gestellt :  »die  grosse  Wehansdiauung  des 
Socialismus  auf  dem  Gebiete  des  Erziehungungswesens  zum  Ausdruck  zu 
bringen«.  Und  mit  einem  ähnlichen  Grundgedanken  scheinen  beispiels- 
weise auch  die  Vorträge  und  Debatten  erfüllt  gewesen  zu  sein,  die  im 
Berliner  Verein  für  Frauen  und  Mädchen  der  Arbeiterclasse  n^xiMoh  statt- 
gefunden  haben. 

Andererseits  geht  die  Discussion  und  Arbeit  deutlich  dahin,  Mittel  und 
Wege  zu  finden,  wie  die  verhältnismässig  wenigen,  aber  wuchtigen  und 
für  die  nächste  Zukunft  entscheidenden  und  ausreichenden  Schulfordc- 
lungen  tmserer  Partei,  wie  sie  im  Parteiprogramm  und.  etwas  erweitert, 
im  Aufruf  der  Partei  zu  den  prcussischen  Land  tags  waiilcn  1903  zum  Aus- 
druck gebracht  sind,  am  schnellsten,  besten  und  erfolgreichsten  durch» 
gesetzt  werden  können.  In  dieser  Richtung  arbeitet  bisher  am  deutlichsten 
Genosse  Arons^)  ,der  ja  auch  der  Referent  auf  der  preussischen  Landes- 
conferenz  sein  wird. 

')  '''c  l>eHien  Artikel  von  Leo  Ar^n      Ma'trudien  zur  lieurleilung  der  freussi^cheti  Fo/*i- 

ukt$l»  nnd  Die  preussische  Volksschuk,  die  türnirticht»  Parteun  umd  die  SociakUmokratU  ia  dieacm 
Bnkto  d«r  ScciaUsHschen  Monatshejk,  pif.  7*6  £  «ad  f9t  ft,  towic  mIm  Rede  im  1  Berliaar  WäU> 
kteia  an  i.  NoT«aiber  die«ei  Jähret. 
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Nach  meiner  Meinung  ist  es  gut,  dass  die  Discussion  über  die  Schul- 
frap^e  diesen  doppelten  Weg-  nimmt.  Es  erscheint  in  gleicher  Weise  wün- 
schenswert und  notwendig,  dass  wir  sowohl  ein  deutliches,  sicher  gezeich- 
netes Gesamtbild  von  der  mutmasslichen  Gestaltung  des  Erziehuiigs- 
wesens  in  einer  sodalistischen  Gesellschaft,  als  auch  Klarheit  und 
Übereinstimmung  darüber  schaffen,  an  welchem  Puncte  und  mit  welcher 
Taktik  wir  die  heutigen  unhaltbaren  Schul/ustände  am  erfolgreichsten  be- 
kämpfen können.  Jenes  im  Interesse  der  socialistischen  Schulung  unserer 
Anhänger,  sowie  der  Propaganda  unter  den  uns  noch  i'cmstehenden,  dieses 
vor  allem  angesichts  des  Kampfes  um  die  Schule,  der  durch  den  national- 
liberal-conservativen  Compromiss  und  das  in  Aussicht  stehende  neue 
I)reussische  Schulgesetz  entfacht  ist.  Allerdings  wird  es  nicht  möglich 
sein,  jenes  Zukunftsbild  in  die  festen  und  kurzen  Formeln  eines  geschlos- 
senen Schulprogramms  zu  bringen.  An  ein  Programm  stellt  man  allent- 
halben und  mit  Recht  die  Anfordennig,  dass  jeder  Gedanke,  der  in  ihm 
enthalten  ist,  jede  seiner  Eiti/;i  !:iiisserungcn  und  F.mzelforderungen  als  un- 
bedingt durchführbar  tmd  nacliweislich  praktisch  anzusprechen  ist.  Es 
muss  also  in  jedem  Moment  die  Garantie  für  seinen  Inhalt  übernommen 
werden  können.  Das  aber  ist  eben  bei  einem  solchen  auf  dem  Hinter- 
grund der  sodalistischen  Weltanschauung  entrollten  Gesamtbilde  unmög* 
lieh.  Endziel  und  Programm  sind  eben  zwei  sehr  verschie(kne  Dinge.  Das 
soll  an  zwei  P.eis])ielen  zu  erläutern  versucht  werden, 


Erstens :  Der  revolutionäre  Grundgedanke  unseres  socieHistischcn  Erzieh- 
ungsideals ist  offaibar  die  Einführung  des  Princips  der  Arbeit  in  die  Er- 
ziehungsweise der  Kinder,  Arbeit  dabei  nicht  im  Sinne  und  UmTang  des 
heutigen  Handfertigkeitsimterrichts,  sondern  im  Sinne  von  productiver 
Arbeit  «genommen.  Damit  würde  die  gesamte  Erziehungs-  und  erst  recht 
Unterrichtsmethode  auf  einen  neuen  Poden  gestellt.  Gleichwohl  würde 
die  Eolge  davon  nicht  die  absolute  Verdrängung  aller  heutigen  Methoden 
sein.  Diese  sind  allerdings  ein  zum  Teil  sehr  unglückltches  und  häufig 
noch  sdir  subaltem  gebrauchtes  Gemisch  von  Frage  und  Antwort;  An- 
schammg,  Vortrag,  Auswendiglcmcn.  Beispiel.  Die  ersten^  die  ent- 
wickelnde Frage-  und  Antwortmetliode,  die  man  gemeiniglich  die  I^cr- 
barthsche  nennt  und  an  die  man  in  Pädagogenkreisen  noch  heute  teilweise 
als  an  ein  unfehlbares  und  alleinseligmachendes  Unterrichtsmittel  glaubt, 
wirkt  geradezu  verheerend  auf  die  Kräfte  eines  Kindes  überall  da,  wo  es 
sich  nicht  um  rein  logisch.e  oder  technische  (wie  Rechnen  oder  Schreiben 
und  Lesen),  sondern  allgemein  geistige,  ästhetische  oder  literarische  Dis- 
ciplinen  (wie  Geschichte,  Deutsch,  Literatur  u.  s,  w.)  handelt.  Eine  kürz- 
lich erschienene  sdir  tapfere  und  selbständige,  wenn  auch  im  Effect 
schliesslich  reactionäre  Broschüre  des  fräheren  protestantischen  Pfarrers 
Bonus')  hat  diese  verderblichen  Wirkungen  wieder  einmal  in  geradezu 
erschütternder  Weise  aufgewiesen.  Andererseits  ist  diese  Methode  für 
alle  rein  logischen  Disciplinen  imentbehrlich  und  erprobt.  Sie  wird  des- 
halb wohl  auch  in  einer  socialistischen  Zukunft  mit  verwendet  werden 
müssen.  Inwieweit  das  aber  geschehen  wird,  lässt  sich  heute  von  ihr 
schlechterdings  ebenso  wenig  sagen,  wie  von  den  anderen  genannten  und 

>)  Arthur  Bonns:  Vom  CnUitnotrt  ätr  dttil$eä§»  Schuie  /Leii»tg  1904/. 
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auch  von  der  neuen,  der  Methode  der  Arbeitserzielmng,  über  die  selbstver- 
ständlich nur  erst  noch  wenige  tmd  unvollkonimene  praktische  Erfahrungen 
vorliegen.  Es  wird  also  ein&ch  erst  eine  Sache  zukünftiger  Praxis  sein, 
wie  diese  Arbeitserziehung  am  besten  zu  betätigen  ist,  auf  welchen  Dis- 
ciplinen  vor  allem,  wie  weit  und  wo  sie  etwa  in  Verbindung  mit  anderen, 
heute  geltenden  Methoden  anzuwenden  und  mit  diesai  zu  verschmelzen 
ist  Üher  das  alles  also,  das  ein  geradezu  grundlegendes  Gebiet  der  Er- 
ziehung betrifft,  lassen  sich  ausser  der  Skizziening  des  Princips  der  neuen 
Arbeitserziehungsniethode  nur  Vermutungen,  Wahrscheinlichkeiten  und 
Wünsche  äussern.  Daraus  kann  man  aber  unmöglich  ein  ernsthaftes  Pro- 
granmi  schaffen.  Wohl  aber  ist  es  desto  mehr  möglich,  anziehend  und 
förderlich,  sie  in  einer  weiter  ausgreifenden  Darlegung  als  ein  Zukunfts- 
zid  zusammenfassend  zu  schildern,  das  bei  aller  agitatorischen  Bedeutung, 
die  es  haben  würde,  doch  programmatisch  unverbindlich  wäre. 
Das  zweite  Beispiel,  das  ich  anziehen  möchte,  betrifft  die  Frage  der  Be- 
teiligung der  Eltern  an  der  Erziehung  ihrer  Kinder  in  einer  künftigen 
socialistischen  Gesellschaft.  Bekaimtlich  herrscht  in  weiten  Kreisen  der 
Genossen  die  Meinung  vor,  dass  in  einer  solchen  Zukunft^iesellacliaft  die 
Eltern  nur  sehr  geringen,  ja  so  gut  wie  g^r  keinen  Anteil  und  Einfluss 
nicht  bloss  auf  den  Unterricht  —  das  ist  heute  schon  der  Fall  — ,  sonrlern 
auch  auf  die  Erziehung  ihrer  Kinder  haben  würden.  Diese  Auffassung 
ist  heutzutage  nur  zu  verständlich.  Sie  erklärt  sich  aus  der  gegenwärtigen 
Unfähigl«it  der  Eltern,  in  dieser  Bezidiung  irgend  etwas  zu  leisten.  Unsere 
heutigen  Producticms-  und  Lebensverhältnisse  verhindern  dies  ebenso,  wie 
der  Mangel  an  Bildung  und  Erzieliung,  den  die  meisten  Eltern  an  sich 
selbst  zu  beklagen  haben.  So  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Eltern, 
namentlich  der  Arbeiter-  und  kleinbürgerUchen  Kreise,  den  Zustand  aus 
der  Gegenwart  auch  auf  die  Zukunft  übertragen  und  hoffen,  dass  dann 
ausschliesslich  ideale  Erziehungsstätten  unter  fremden  und  berufsmässig 
ausgcbiUloten  Erziehern  und  Lehrern  das  an  ihren  Kindem  ohne  ihre  Mit- 
hilfe leisten  werden,  was  unsere  heutigen  Schulen  ebenfalls  ohne  ihre  Mit- 
lülfe  nicht  oder  nur  erst  in  geringem  Umfange  leisten  und  leisten  können. 
Es  ist  ja  auch  m^ich,  dass  es  so  kommt  Aber  —  und  darauf  kommt 
es  allein  in  diesem  Zusammenhange  an  —  es  ist  auch  eine  sehr  andere  Ent- 
wickeln ncf  möglich,  die  den  Eltern  in  Zukunft  wieder  einen  grösseren  An- 
teil an  der  Erziehung  sichert.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  in  dem 
Masse,  wie  für  die  Proletarier  durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  Stei- 
gerung der  Löhne  die  Möglichkeit  zu  einem  behaglicheren  Leben,  zu 
mehr  Selbstbildtmg  und  vor  allem  auch  die  Verfügung  über  mehr  freie 
Zeit  wächst,  damit  auch  wieder  die  l'äliigkeit,  Neigimg  und  Gelegenheit 
wächst,  selbst  ein  Stück  Erziehmigsarbeit  an  den  eigenen  Kindem  zu  tun. 
Der  Lohn,  das  Beglückende  für  die  Erzieher  selbst  liegt  ilmen  dabei  sofort 
und  deutlich  noch  als  ein  besonderes  Lockmittel  auf  der  Hand.  Tatsäch- 
lich kann  man  die  Tendenz  zu  dieser  Entwickelung  sogar  in  den.  gegen- 
wärtigen \'erhältnisscn  schon  hundertfältig  beobachten.  Wo  immer  Ar- 
beiter in  bessere  Arbeits-  mid  Lebensverhältnisse  einrücken,  macht  sich 
mit  der  besseren  Gelegenheit  zur  Miterziehung  der  Kinder  auch  sofort  'die 
Tatsache  der  selben  bemeikbar.  Es  wäre  auch  undenkbar,  w^  es  md&K 
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wäre;    Lässt  das  dann  aber  nicht  den  Schluss  zu,  dass  die  Entwickelung 
erat  recht  in  einer  späteren  Zukunft  auch  in  dieser  Richtung  mitgehen  kann? 
Dazu  kommt,  dass  auch  das  künftige  socialistische  Erziehungsideal  Ähn- 
liches zu  fordern  scheint.    Dies  Erziehungsideal  geht  mit  kurzen  Worten 
doch  darauf  hinaus,  alle,  die  geboren  wurden,  in  gleicher  Weise,  mit  den 
denkbar  besten  Kräften  und  Mitteln,  gemäss  ihren  Fähigkeiten  und  An- 
lagen zu  körperlich,  geistig  und  sittlich  möglichst  vollkommenen  Menschen, 
mit  einem  Wort :  zu  harmonischen  Persönlichkeiten  und  geschlossenen  Cha- 
rakteren zu  entwickeln.    In  der  Gegenwart  ist  dagegen  die  Erziehung  eine 
reine  SchaUonenerziefating,  die  möglichst  intelligente  Hände  und  Kräfte  für 
den  Industrieprocess,  möglichst  uninteUigcnte  ffir  den  Landbetrieb  zu  schaf- 
fen hat.  Ihr  wohnt  also  genau  dieadbe  alles  nivellierende  Tendenz  inne,  wie 
dem  heutigen  Industrieprocess  selber,  wie  erst  recht  unseren  militairischen 
und  landwirtscliaftlihcen  Betrieben.  Der  Wille  des  Menschen,  seine  Eigenart 
mid  sein  innerstes  Wesen,  also  sein  Bestes,  soll  heute  möglichst  gebrochen, 
nicht  entfialtet  und  gestärkt  werden.  Eben  dies  aber  ist,  neben  der  Bildung 
des  Intellects  und  der  Phantasie,  das  Ziel  der  socialistischen  Zukunfts- 
erziehung.    Dazu  aber  erscheint  die  freilicli  selbst  erst  vorzubildende 
Mithilfe  der  Eltern  der  Kinder,  wenigstens  in  deren  ersten  zehn  Lebeiis- 
jaliren,  absolut  nötig.    Ich  bin  kein  unbedingter  Anhänger  der  neuen., 
nur  erst  in  den  Anfängen  steckenden  anthropologischen  Wissenschaft. 
Aber  so  viel  scheint  doch  bereits  durch  ihre  Leistung  festgestellt,  dass  das 
Moment  der  Vererbung,  nicht  zwar  von  fertigen  Eigenschaften,  aber  von 
Trieben  und  Anlagen,  sowohl  auf  dem  Gebiete  des  rein  Körperlichen,  wie 
Geistigen  und  Seelischen,  für  den  einzelnen  Menschen  ebenso,  wie  für  ganze 
Völker  und  Gassen,  von  mit  entscheidender  Bedeuttuig  ist   Speciell  was 
die  Einzeli)Lrsönlichkeit  anlangt,  so  gilt  es  heute  als  wissenschaftlich  nach- 
weisbar, dass  diese  zum  guten  Teil  das  Product  ihrer  Eltern  und  Gross- 
eltem  ist  und  dass  das  gerade  ihr  Eigentümliche,  das  sie  als  einzelnen 
und  Charakter  im  späteren  Leben  von  anderen  unterscheidet,  als  Trieb  und 
Anlage  von  jenen  Iwr  vererbt  ist.  Da  nun  aber  gerade  die  Pflege  des  In- 
dividuellen, dessen,  wa»  den  zukänftigen  Charakter  und  die  zukünftige 
Persönlichkeit  ausmacht,  ein  Hauptstück  und  eine  Hauptpflicht  der  socia- 
listischen Zukunftserziehung  bilden  soll,  so  leuchtet  auch  sofort  ein.  dass 
wenigstens  in  den  ersten  Lebensjahren  der  Kinder  die  Eltern  deren  eigen- 
tümlichste und  in(!Uviduellste  Triebe  und  Anlagen  am  besten  mit  zu  ent- 
falten vermögen,  schon  durch  die  ganze  physische,  geistige  und  psychische 
Atmosphäre,  die  sie  ausstrahlen,  die  dann  auf  das  Kind  überstrahlt  und 
deren  Wirkung  eine  bewusste  Miterziehung  jjlanmässig  leiten  und  vertiefen 
könnte.  Es  ist  also  sehr  wohl  denkbar,  dass  in  einer  zukünftigen  Gesellschaft 
nicht  mar  das  Bedfirfhis  tmd  die  Neigung  der  Eltern,  sondern  auch  das  dann 
geltende  Erziehungsprincip  selbst,  deren  —  ich  wiederhole  nochmals :  vor- 
gebildete —  Mithilfe  bei  der  Erziehung  der  Kinder  wenigstens  in  deren 
ersten    zehn    Lebensjahren    als    wichtigen     Erziehungsfactor  einstellt, 
bis  dann  freilich  diese  elterliche  Miterziehung  emer  immer  starker  ein- 
setzmden  Gemdnsdmftaerzidrang  ¥feich^  nm  in  der  zwdten  Hälfte  de» 
zweiten  Lebensjahradmts  der  Kinder  schliesslich  ganz  zu  verschwinden. 
JedenWb  gdit  aus  dem  Vorstehenden  hervor,  dass  es  bei  dem  ganzen 
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socialistischen  Erziehungsziel  der  Zukunft  entscheidende  Probleme  gibt, 
die  sicli  in  verschiedener  Weise  lösen  können  und  die  sich  sicher  erst 
im  Laufe  tlcr  Entwickekmg  selbst  so  oder  so  lösen  werden,  über  die  und 
deren  Ergebnis  man  also  jetzt  schon  kamn  etwas  Definitives  und  also  Pro- 
grammatisches aussagen  kann.  Wohl  aber  ist  es  gerade  auch  von  diesen 
Darlegungen  aus  möglich  und  gT.it,  dies  in  grösserem  Rahmen  zu  tun,  etwa 
in  Form  einer  wenn  auch  möglichst  kurzen  Schrift,  und  darin  unser  socia- 
listischcs  Erziehungsideal  auf  dem  Boden  unserer  socialistischen  Weltan- 
schattimg  za  entwickeln.  Dabei  wSre  es  von  besonderer  Bedeutung,  wenn 
überall,  wo  das  überhaupt  ausführbar  ist,  die  Ansätze  zum  Bessern  aus  der 
Gegenwart,  die  sich  hier  und  da  finden,  als  Beweismaterial  und  Demonstra- 
tionsobjcct  verwendet  werden  und  so  aus  der  Gegenwart  heraus  die  An- 
fange der  Linien  gezogen  würden,  die  consequent  und  natürlich  auf  das 
zukünftige  Bessere  hinführen.  Mir  schwebt  bei  alledem  die  Broschüre  des 
Genossen  Rühle"),  eines  ehemaligen  sachsischen  Lehrers,  vor.  Diese 
brauchte  eigentlich  nur  mit  dem  ausgiebigem  Material,  das  die  gegenwärtige 
Schuldcbattc  in  Bezug  auf  unsere  Weltanschauung  und  unser  Erziehungs- 
ideal zeitigen  wird,  vervollständigt  und  ausgebaut  zu  werden,  dann  hätten 
wir  vielleicht  schnell  und  gut,  was  wir  brauchen :  ein  lebendiges,  fesselndes 
Bild  von  dem  wahrscheinUchen  Erziehungswesen  der  Zukunft. 

Nun  zum  zweiten  Discussionsgfegenstand,  der  Frage,  wie  wir  in  die 
gegenwärtige  Schulpolitik  mit  schliesslichem  Erfolg  für  unser  Ziel  am 
besten  eingreifen.    Da  ist  nun   zunächst  eins   zu   constatieren :  dass, 
soweit  man  sehen  kann,  niemand  unter  den  Genossen  die  Qualification  des 
Schulabschnitts  unseres  Parteiprogramms  und  des  preussischen  Aufrufs 
von  1903  zu  diesem  Zwecke  bezweifelt.    Auf  der  ganzen  Linie  scheint 
Übereinstimmunp;-  darüber  zu  herrschen,  dass  die  darin  enthaltenen  For- 
derungen die  geeignetsten  und  wichtigsten  Puncto  enthalten,  an  denen  mit 
allem  Nachdruck  einzusetzen  ist,  um  die  ersten  und  nötigsten  Vorbeding- 
ungen für  eine  freie  Entwickelung  unseres  gesamten  Schulwesens  auf  unser 
Erziehtmgsideal  hin  zu  schaffen.    Nur  in  der  engeren  Bewertung  dieser 
einzelnen  Forderun p^en  ist  in  der  letzten  Zeit,  und  zwar  durch  Genossen 
Arons,  ein  Meinungsunterschied  bemerkbar  geworden.    Bisher  galt  unseres 
Wissens  die  Forderung  auf  Schaffung  der  Einheitsscliule,  wenigstens 
für  die  vier  untersten  Schuljahrgänge,  allgemdn  als  die  erste,  wich- 
tigste und  verliältnismässig  auch  am  leichtesten  erreichbare  jener  zu  er- 
kämpfeii<Uii  I'ünicrungcn,  als  der  Hebel,  mit  dem  wir  am  schnellsten  das 
heutige  Scliuielend  würden  liehen  können.    Im  zweiten  seiner  in  dieser  Zeit- 
schrift   erschienenen    Artikel    erklärt    dagegen    Arons:    »Unter  den 
gegenwärtigen  Verhaltnissen  gilt  es,  .  .  .  aUe  Kraft  auf  einen  Punct  zu 
ooncentrieren,  imd  zwar  auf  den  ersten  [des  preussischen  Landtagswahl- 
programms] :  Trennung  der  Schule  von  der  Kirche.    Erst  muss  die  con- 
fessionelle  Frage  f^eU^st  sein  ;  vorher  p^ibt  es,  wie  hundertjährige  Erfahrung 
in  Preusscn  gelehrt  hat,  keinen  irgendwie  befriedigenden  Fortsdiritt . .  .«*) 
Und  demgemass  verlangt  er,  dass  wir  zunächst  f<Sgendes  erstreben  sollen: 
in  jedem  einzelnen  Bundesstaat  Beseitigung  der  Religion  als  Lehrfach  aus 

>)  Otto  Rühle:  Die  l'oOnduOt,  «wfe  iCr  Mto  w0  /Berlin  191g/. 
«)  Vcfgl.  AiODi,  ibitL,  paf .  799. 
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der  Schule;  femer,  um  der  Bewegung  in  den  Einzelstaaten  zu  Hilfe  zu 
kommeii,  von  Reichs  wegen  Anerkennung  d«  Rechts  der  Eltern,  ihre 
Kinder  ungehindert  vom  Religionsunterricht  zurückzuhalten;  sdiliesslich 

wünscht  er  eine  Aufklärung  der  Parteigenossen  über  die  reactionaren  An- 
sprüche der  Kirche  auf  die  Schule,  denen  gegenüber  der  Indifferentismus 
aufzugeben  und  von  jedem  einzelnen  Genossen  Protest  zu  erheben  sei,  ent- 
weder hmeriulh  der  Kirehengemeinschaft  durch  Beteiligung  an  den 
Kirchenwahlen  oder  durch  Austritt  aus  der  Kirehengemeinschaft 

Man  könnte  eine  solche  Protestbewegung  gewiss  guthcisscn.  Aus 
meiner  doch  ziemlich  intimen  Kenntnis  zweier  protestantischer  deutscher 
Landeskirchen,  der  preussischen  und  der  säclisischen,  heraus  möchte  ich 
indessen  davor  warnen,  die  Schwierigkeiten,  die  sich  hier  bieten,  zu  gering 
einzuschätzen  oder  gar  auf  ein  positives  Ergebnis,  auf  die  Durchsetzung 
der  Trennung  von  Schule  und  Kirche  durch  dieses  Mittel  zu  rechnen. 

Von  einer  eventuellen  Beteilipfung  unserer  Genossen  an  den  Kirchen- 
wahlen steht  meines  Erachtens  irgend  etwas  Nennenswertes  nicht  zu  er- 
warten. So  consequent  diese  Aronssche  Forderung  sich  auch  aus  seinem 
durchaus  richtigen  Vordersatze  ergibt,  dass  die  Gleichgiltigkeit  unserer  Par- 
teigenossen gegen  die  Kirche,  wovon  allein  diese  selbst  und  mit  ilir  alle  re- 
actionaren Elemente  den  grössten  Gewinn  haben,  endlich  aufhören  müsse: 
sie  scheitert  doch  an  der  Unmöglichkeit,  diese  bisherijj^e  Gleichgiltif^keit  in 
ein  ernsteres  positives  Interesse  für  das  kirchliche  Wesen  zu  verwandeln. 
Wer  das  kann,  ist  ein  Wundermann  —  und  wurde  dennoch  nicht  mehr,  als 
eine  schnell  platzende  SeifalUase,  schaffen.  Zwischen  der  Kirche  selbst  und 
denjenigen  Anhängern  unserer  Partei,  die  ernsthafte  religiöse  Bedürf- 
nisse haben,  liegt  eine  ganze  Weltanschauung  als  hochi^ctürmtc 
trennende  Mauer.  Uber  die  würden  nur  wenige  dieser  Genossen 
hinwegkommen,  um  sich,  dann  natürlich  als  eine  winzige  Minorität,  ganz 
erfolgk»  an  den  Kirchenwahlen  zu  beteiligen.  Aber  selbst  wenn  es  ge- 
länge, Massen  unserer  Genossen  zu  einem  saerißcium  intellectus  und 
zur  Bcteiligimg  an  den  Kirchenwahlen  zu  bringen,  auch  dann  dürfte  der 
Effect  gleich  Null  sein.  Es  ist  ja  richtig,  dass  das  Wahlrecht  zu  den 
kirchlichen  Vertretungskörperschaften  als  ziemlich  liberal  gilt,  und  bisher 
wird  es  auch  vielerorts  in  diesem  Sinne  geübt  Ob  das  aber  beibehalten 
werden  würde,  sowie  sich  ausgekrochene  Sodaldemokraten  allgemeiner 
an  ihnen  beteiligen  würden,  ist  eine  andere  Fraf;:e.  Die  Wahl  ist  allerdinj^s 
eine  directe ;  aber  nur  das  über  24  Jahre  alte  Gemeindcniitglied,  das  selb- 
ständig, ein  Jahr  in  der  Gemeinde  oder  in  einer  anderen  Gemeinde  des- 
selben Ortes  ansässig  ist  und  nach  der  bestehenden  Verpflichtung  zu  den 
Gemeindelasten  beiträgt,  ist  wahlberechtigt.  Jede  dieser  Bedingungen  be- 
deutet schon  eine  Einschränkung  im  Vergleich  zum  Beispiel  znm  Reichs- 
tags wähl  recht.  Die  Wahl  erfolgt  nach  der  Vorschrift  »mittels  Stimm- 
zetteU.  Aber  dass  sie  geheim  sein  muss,  davon  findet  sich  meines  Wissens 
nichts  in  der  Kirchen-  und  Synodalordnung.  Ausserdem  ist  vom  Wahl- 
recht ausgeschlossen,  »wer  durch  Verachtung  des  göttlichen  Wortes  .  .  . 
ein  noch  nicht  durch  nachhaltige  Besserung  gesühntes  Ärgernis  gegeben 
hat«.  Wählbar  ist  jedes  über  30  Jahre  alte  Gcmcindcglied,  doch  ist  die 
Walil  nur  »auf  Männer  von  unsträflichem  Wandel,  christlicher  Gesinnimg, 


Digitized  by  Google 


PAUL  OÖHRE  •  ZUM  KAMPF  UM  DIE  SCHULE 


9SI 


bewährter  Liebe  zur  Kirche  und  fleissigfer  Teilnahme  an  Wort  und  Sacra- 
ment  zu  richten«,  Bedingungen,  die  sicher  geltend  gemacht  würden,  wo 
Socialdemokraten  sich  in  grösserer  Zahl  beteiligen  würden.  Auch  gelten 
die  Mitglieder  des  Gemeindekirchennits»  deren  Zahl  in  jeder  Gemeinde 
je  nach  deren  Grösse  vier  bis  zwölf  beträgt,  nur  'dann  für  ins  Amt  getreten, 
nachdem  sie  im  Hauptj^^ottesdienst  vor  Gott  und  der  Gemeinde  ein  feier- 
liches Gelöbnis  abgegeben.  Sodann  findet  sich  unter  ihren  Pflichten  fol- 
gende vorgeschrieben:  tDer  Gemeindekirchenrat  hat  die  religiöse  Erzidi- 
ung  der  Jugend  zn  beachten  und  die  Interessen  der  Kirchengemetnde  in 
Bezug^  auf  die  Schule  zu  vertreten.  Eine  unmittelbare  Einwirkung  auf 
diese  stellt  ihm  nicht  zu.«  Damit  kann  allen  Versuchen  von  Mitgliedern 
des  Gemeindekirchenrats,  im  Sinne  einer  Trennung  der  Schule  von  der 
Kirche  zu  wirken,  Tür  tmd  Tor  verl^  worden.  Uber  den  Rahmen  der  Ge- 
meinde hinatis  hat  ausserdem  der  lurchcngemeinderat  keine  Befugnisse. 
Die  Wahlen  aber  zu  den  höheren  kirchlichen  Vertretungen  vollziehen  sich 
nach  bewährtesten  reactionärcn  Gnmdsätzcn.  Jede  directc  Wahl  dazu 
ist  ausgeschlossen.  Die  Kreissynode,  der  nächst  höhere  Vertretungskörper, 
wird  in  der  Hauptsache  gebildet  aus  je  dem  Pfarrer  der  im  Kreise  liegen- 
den Gemeinden,  einem  Mitgliede  des  GemdndddTdicnrats,  das  dieser  wählt, 
und  einem  anflcrcn  »angesehenen,  kirchlich  erfahrenen  tmd  verdientenc 
Mitgliede  der  Gemeinde,  das  ebenfalls  von  den  Gemeindeorganen  bestimmt 
wird.  Auch  die  sonstigen  Geistlichen  des  Kreises  sind  Mitglieder  der 
Kreissynode:  letztere  zusammen  haben  dort  fast  stets  allein  schon  die 
Majorität.  Übrigens  tagt  die  Kreissynode  nur  einmal  im  Jahre,  gewöhn* 
lieh  einen  Vormittag  lang.  Durch  Gesetz  ist  bestimmt,  dass  »ihre  Dauer 
zwei  Tage  nicht  überschreiten  darf«:  ein  vorzügliclics  Mittel,  unbequeme 
Anträge  als  unerledigt  liegen  zu  lassen.  Die  Provinzialsynode  wird  wieder 
aus  Mitghedem  der  Kreissynoden  zusammengesiebt,  zu  denen  noch  Ver- 
treter der  theologischen  Proivinzialuniversitäten  und  »vom  König  emanntec 
Mitglieder  (ein  Sechstel  des  Plenums)  treten.  Die  Generalsynode  end- 
lich, die  nur  alle  drei  Jahre  zusammentritt  und  zu  deren  Ressort  doch 
schliesslich  allein  eine  Angelegenheit  von  so  ungeheurer  Tragweite,  wie  die 
der  Forderung  auf  Trennung  der  Schule  von  der  Kirche,  gehören  würde, 
wird  auf  ähnliche,  nur  noch  rigorosere  Art  aus  den  Provinzialsynoden,  wie 
diese  aus  den  Kreissynoden,  gebildet.  Wer  glaubt  danach,  dass  in  ihr  je- 
mals eine  socialistische  Majorität  möglich  ist?  Und  wäre  sie  möglich: 
Alle  Gesetze,  die  dort  beschlossen  werden,  bt^dürfen  des  Phicet  des  Königs, 
als  des  obersten  Landesbischofs.  Wer  glaubt,  dass  dieses  einem  auch  nur 
entfernt  in  Richtung  unserer  Forderung  gehaltenen  Gesetze  zu  teil  wurde? 

Nun  kamt  man  ja  sagen,  dass  man  diese  ganze  kirchliche  Wahlaction, 
immer  gesetzt  den  unmöglichen  Fall,  dass  sie  wirklich  durch  all  die  Unge- 
heuern reactionärcn  Hindemisse  nicht  längst  auf  ihrem  Wege  erlahmt 
und  zu  Wasser  geworden  ist,  noch  durch  eine  Agitationsbewegung  inner- 
halb des  öffentlichen  Lebens  der  Kirche  unterstützen  könnte.  Aber  hier 
schrecken  wieder  die  Spuren  der  Vorgänger.  Wenigstens  in  den  evange- 
lischen Kirchen.  In  der  katholischen  ist  eine  solche  überhaupt  schlechter- 
dings unmöglich.  Jeder  \Vrsuch  dazu  würde  als  etwas  Unerhörtes  sofort 
unterdrückt    In  den  protestantischen  Kirchen  dagegen  würde  man  sie 
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wohi  gewähren  und  sich  austoben  lassen.  Man  würde  sich  darauf  be> 
schränken,  Geistliche,  die  sich  dabei  allzu  weit  henrorwagen,  zu  mass- 
regeln,  die  Bewegungf  selbst  aber  würde  man  einfach  ignorieren.  Auch 
die  evangelische  Kirche  ist  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  in  ihrer 
Orpfariisation  so  gefestigt  und  gestärkt  worden,  dass  sie  das  kann.*)  Man 
denke  an  den  sogenannten  Apostolicumstreit  von  vor  etwa  lo  bis  12  Jahren. 
Er  ist  einfach  im  Sande  verlaufen.  Und  dabei  waren  auf  seilen  dieser 
Angreifer  thedogische  Capocitaten  tagagiert,  ganze  kirchliche  Organisa- 
tionen, wie  der  Protestantenverein,  sowie  die  renommiertesten,  geistig  reg- 
samsten kirchlichen  Blätter !  Die  Kirche  ist  Siegerin  geblieben,  ohne  sich 
zu  rühren.  Man  sage  nicht,  dass  das  damals  eine  theologische,  diesmal 
eine  rein  praktische  Frage  sei.  Auch  die  Angelegenheit  der  Trennung 
der  Schule  von  der  Kirche  ist  eine  eminent  religiöse  in  den  Augen  der 
Kirche.  Sie  hängt  mit  der  Lehre  von  der  Kindertaufe  zusammen.  Ausser^ 
dem  ist  sie  auch  noch  eine  kirchliche  Machtfrage.  Ihre  Ordnung  in  unserem 
Siinic  liedeutet  natürlich  einen  lebensgefährlichen  Stoss  für  die  Kirche. 
Schliesslich  ist  sie  auch  eine  eminent  organisatorische  Frage.  Träte  die 
Trennung  ein,  so  würde  die  Kirche  selbst  den  Religionsunterricht  über- 
nehmen wollen  und  von  ihrem  Standptmcte  aus  übernehmen  müssen.  Dazu 
aber  hat  sie  einfach  nicht  die  Kräfte.  Jetzt  sind  ihr  die  Lehrer  gut  gedrillte 
Diener,  die  ihr  obendrein  nichts  kosten.  Sie  wird  darum  alles  einsetzen, 
um  den  Status  quo  zu  criialten.  Und  das  wird  besonders  einem  kirchlich 
gebliebenen  Teil  unserer  Genossen  gegenüber,  der  wahrlich  an  2^1  gering 
ist,  geradezu  spielend  gelingen.  Aber  selbst,  wenn  die  Kirche,  vielleicht 
durch  eine  in  keiner  Weise  zu  erwartende  Bewegung  aus  ihrer  Theologen- 
schaft heraus  diesen  Status  quo  in  unserem  Sinne  würde  ändern  wollen, 
so  kommt  auch  daim  wieder  der  Staat  mit  seinem  Feto  dazwischen.  Dieser 
stellt  sich  schliesslich  also  immer  wieder  als  die  letzte  und  stärkste  Hoch- 
burg heraus,  die  wir  zu  berenncn  haben.  Fällt  die,  dann  erst  ist  Aussicht, 
dass  auch  der  Widerstand  der  Kirche  gebnx-hen  wird.  Gegen  den  Staat 
also  ist  immer  und  immer  wieder  der  Angriff  zu  richten. 

Und  in  diesem  Zusammenhange,  als  Angriffswaffe  gegen  diesen,  ist 
mm  allerdings  der  andere  von  Ams  angedeutete  Weg,  der  Massenaus- 
tritt aus  der  Kirche,  in  Erwägtmg  zu  ziehen  mid  eventuell  in  Gang  zu 
bringen.  Denn,  so  unangenehm  ein  solcher  auch  den  einzelnen  Kirchen- 
gemeinden und  Geistlichen  teilweise  wäre,  auch  er  würde  schliesslich  die 
gewaltige  Organisation  der  heutigen  Kirche  kaum  erschüttern.  Wir  er- 
leben ja  eben  einen  Massenaustritt  im  benachbarten  Osterreich  in  der  Los 
von  J?ofn-Bewegung.  Er  krümmt  der  katholischen  Kirche  ids  Ganzem  kaum 
ein  Haar.  Bei  den  evangelischen  Kirchta  würde  es  heute  nicht  viel  anders 
sein.  Auch  financiell  sind  sie  heute  so  geordnet  und  gefestigt,  dass  sie 
das  aushalten  könnten.  £s  müsste  denn  sein,  dass  ein  solcher  Massenaus- 
tritt der  Kirche  gleich  Millionen  von  Seelen  entzöge.  Aber  daran  ist  ja 
—  heute  wenigstens  —  noch  gar  nicht  zu  denken.  Schon  über  mehrere 
Hunderttausend  Austritte  müsste  man  äusserst  zufrie<len  sein.  Was  ist 
das  aber  bloss  angesichts  des  Zuwachses,  den  die  Kirchen  schon  durch  den 

'1  D  t  <         hicrfir  habe  ich  ia  adur  Schrift  iMt  XbvA«  A»  XIX  JaMumätrt  /Bariin  1^/  taU' 
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jährlichen  Geburtenüberschiiss  jährlich  erhalten  ?  Ein  solcher  Jahres- 
zuwachs würde  unsere  Agfitationsarbeit  von  vielen  Jahren  mit  Eleganz 
conipensieren.  Allerdings  würde  eine  solche  Austrittbewegung  auf  die 
Kirche  m  anderer  Beziehung  Wirkungen  üben  —  ob  aber  durdiaus  nach 
unserem  Wunsche,  ist  auch  wieder  noch  zweifelhaft.  Sic  würde  jedenfalls 
die  Gegenagitation  der  Kirchlichen  beleben.  In  der  Wendung  gegen  den 
Staat  indes  könnte  eine  energische  Austrittsbewegnng  aus  der  Landeskirche 
zwar  auch  noch  lange  nicht  ohne  weiteres  die  Trennung  der  Schule  von 
der  Kirche  zur  Folge  haben,  aber  eine  entsphddende  Vorbedingung  dafür 
schaffen:  dadurch,  dass  tie  das  Problem  des  Verhältnisses  von  Staat  zu 
Kirche  endlich  wieder  praktisch  in  Fluss  bringt.  Bekanntlich  ist  in 
Deutschland  auf  dem  grossen  Gebiete  der  I' rage  Staai  und  Kirche  nur  erst 
eine  Einzel  frage,  und  auch  die  noch  nicht  erschöpfend,  zur  Lösung  gebracht, 
nämlich  die  der  Unabhängigkeit  der  staatsbürgerlichen  Rechte  vom  rdi« 
giösen  Bekenntnis.  Aber  gänzlich  unentschieden  geblieben  ist.  noch  die 
Hauptfrage,  wie  sich  der  Staat  nun  zu  den  vorhandenen  Kirchen  zu  stellen 
hat.  Würde  es  nun  durch  eine  zielbewusste  Agitation  gelingen,  mehrere 
Hunderttausend  Dissidenten  iti  Deutschland  neu  zu  schaffen,  so  wären 
diese,  namentlich  was  die  Frage  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  be> 
trifft,  dauernde,  lebendige  und  sehr  unbequeme  Mahner  an  den  Staat. 
Dieser  würde  sich  dann  vielleicht  schneller  gezwungen  fühlen,  deren  Mah- 
nungen und  störende  Anfragen  in  entgegenkommenderem  Sinne 
zu  erledigen.  Sicher  würde  dann  dies^  Austrittsbewegung  auch  erst  der- 
jenigen Action  im  Reichstag  Wucht,  Nachdruck  und  Aussicht  auf  schliess- 
lichen  Erfolg  verleihen,  die  ja  auch  Arons,  und  nach  meiner  Meinung  in 
sdir  richtiger  Betonung,  verlangt:  »für  die  Reichsverfassung  die  Bestim- 
mung durchzusetzen,  dass  niemand  zu  irgendwelchem  religiösen  Unter- 
richte gezwungen  werden  kann«.  Womit  dann  allerdings  auch  ein  sehr 
wichtiger  erster  Schritt  zur  Lösung  der  Schule  von  der  Kirche  überhaupt 
getan  wäre.  Es  ist  übrigens  auch  eine  politische  Constellatkm  gar  nicht  so 
undenkbar,  die  einer  solchen  Action  Erfolg  sichern  könnte.  Das  Cen- 
trum, dessen  ausschlaggebende  Macht  in  Zukimft  zunächst  ja  noch  viel 
mehr  wachsen  wird,  würde  vielleicht  dies  Zugeständnis  im  Reich 
machen,  um  den  Preis  der  Confessionalisierung  auch  der  höheren  imd 
Hodischttlen  in  Preussen  und  in  der  selbstbewusstcn  Hoifnui^,  dass  xler 
Beichtstuhl  die  Dissidentenmassen  sehr  bald  wieder  decimieren  würde. 

Allerdings  bleibt  noch  die  grosse  Frage,  ob  eine  solche  Masscnaustritts- 
bewegimg  grösseren  Umfangs  ulx;rhaupt  bei  uns  aussichtsreich  wäre.  Da.s, 
was  darin  bisher  erreicht  ist,  lässt  nicht  allzu  viel  hoffen.  Doch  braucht 
das  nicht  absolut  massgebend  zu  sein.  Man  konnte  eine  solche  Bewegung 
auch  einmal  an  einem  anderen  Zipfel  anfassen,  müsste  sie  consequent  im 
Zuge  halten  und  für  sie  eine  Ccntralstcllc  schaffen,  die  vor  allem  die  Aufgabe 
des  Schutzes  der  Kinder  der  Ausgetretenen  vor  zwangsweisem  Religions- 
unterricht im  Auge  und  in  der  Arbeit  behält.  Dass  übrigens  die 
Unterstützung  einer  solchen  Agitation  zum  Austritt  aus  der  Landeskirche 
durch  die  Partei  deren  rdigiösem  und  kirchenpolitischem  Standpunctc  zu- 
widerliefe, kann  ich  so  wenig  einsehen,  dass  ich  vielmehr  eine  solche  Unter- 
stützung gerade  für  eine  Ccwisequenz  dieses  Standpimctes  halte. 
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Ziehen  wir  aber  schliesslich  das  Facit  aus  all  den  vorgetragenen 
Erwägungen,  so  ergibt  sich  jedenfalls  das  dne  mit  aller  Deuüich» 
keit:  dass,  so  wichtig',  ja  geradeso  von  ausschlaggebender  Bedeutung  die 

Forderung  der  Trenn unt^  der  Schule  von  der  Kirche  in  der  Tat  ist,  dies 
Ziel  doch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  niemals  durch  die  InangrifTnahme 
einer  Action  unserer  kirchlich  gesinnt  gebliebenen  Genossen  innerhalb  der 
Organisation  ihrer  Kirche  erreicht  werden,  dass  ihm  aber  durch  den 
ständig  in  Gang  gehaltenen  Massenaustritt  aller  anderen  Genossen,  die  mit 
der  Kirche  fertig  geworden,  zum  Zweck  der  Ausübung  eines  standigen 
Drucks  auf  den  Staat  sehr  viel  naher  gekommen  werden  könnte. 

Angesichts  dieses  Restdtates  alxT  ist  es  wohl  eine  selbstverständliche 
Pflicht,  auch  andere  Wege,  die  uns  in  dieser  Beziehung  vorwärts 
bringen,  nicht  ausser  Benutzung  zu  lassen.  Und  da  präsentiert  sich  eben 
als  gangbarster  immer  wieder  der  der  Agitation  für  Schaffung  einer  Ein- 
heitsschule. In  dieser  Beziehung  spricht  als  schlagendes  Argument  für 
uns  der  Zustand  in  Bayern,  ferner  das  Streben  auf  Verbreitung  der  Reform- 
gymnasien, sowie  die  —  ein  sehr  wichtiges  Moment !  —  sehr  leicht  zu  ge- 
winnende Zustimmung  der  ländlichen  Bevölkerung  gerade  zu  dieser  For- 
derung, da  diese  ja  ^b«-haupt  nur  eine,  und  noch  da»x  sehr  mangelhafte,  Ein- 
heitsschule kennt.  Sodann  wird  auch  der  gesamte  bürgerliche  Mittelstand 
von  Jahr  zu  Jahr  mehr  gerade  für  diese  Forderung  reif.  Denn  von  Jahr 
zu  Jahr  erkennt  er  mehr  den  zersplitternden  und  auflösenden  Charakter 
der  Halbbildung,  die  er  seinem  Nachwuchs  um  der  Erlangung  des  Zeug- 
nisses zum  einjiUirig-freiwilligen  Dienst  willen  geben  zu  lassen  pflegt. 
Darum  scheint  es  ausgeschlossen,  dass  in  den  weiter  sich  abspinnenden 
Schuldebatten  unsere  Partei  diese  ebenso  wichtige,  wie  allgemein  einleuch- 
tende Forderung  auf  SchafTung  von  Einheitsschulen  in  den  Hintergrund 
treten  lassen  wird.  Daneben  aber  müsste  in  der  Tat  mit  allen  emsthaften 
Mitteln  der  Versuch  zur  Schaffung  einer  Massenaustrittsbewegung  aus  der 
Kirche  gemacht  werden. 
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LEONIDA  BISSOUTI  DAS  ERGEBNIS  DER  ITALIENI- 
SCHEN WAHLEN 

Wie  die  Leser  dieser  Zettschrift  dem  im  vorigen  Hefte  veröffentlichten  Ar- 
tikel von  Turati  entnehmen  konnten,  drehten  sich  die  Neuwahlen  zur 

itahcnischen  Kammer,  rüc  am  6.  und  13.  November  stattfanden,  nicht  um  einen 
bestimmten,  concrcicn  Punct  der  politischen  Praxis,  sondern  sie  wurden  viel- 
mehr zu  einer  Schlacht  zwischen  allgemeinen  Principien  und  Tendenzen.  Die 
Regierunpf  war  tatsächlich  gewillt  g^ewesen,  die  Kammern  bis  zum  regulären 
Termin,  das  heisst  zum  Sommer  1905,  bestehen  zu  lassen,  imd  sie  hätte  sicher 
auch  diese  Absicht  ansgef&hrt,  wenn  nicht  der  Generalstrike  dazwischen  ge- 
kommen wäre.  Wie  die  Regierung  selbst  in  ihrem  Manifest  an  das  Land  er- 
klärte, war  es  auch  wirklich  der  Generalstrike,  der  die  Kammeranflösung  be- 
stimmte. Deshalb  entspann  sich  der  Wahlkampf  nicht  um  irgend  eine  der 
Fragen«  die  dem  Parlament  bereits  vorlagen,  wie  die  Eisenbahnfrage  oder  die 


Digltized  by  Google 


LEONIDA  BISSOLATl  •  DAS  ERGEBNIS  DER  ITALIENISCHEN  VAHLEN 


HarKlcIsverträge  etc..  sondern  er  wurde  zu  einem  Kampf,  in  dem  die  Parteiea 
aufgerufen  wurden,  ihre  grundlegenden  Unterschiede  darzutun  und  zur  Arbeiter- 
bewegung im  aligemeinen  und  ihren  complicierteren  Erscheinungen,  ffir  die 
der  Strike  der  deutlichste  Ausdruck  gewesen,  Stelliinp  zu  nehmen.  Meiner 
M«inung  nach  ist  es  ein  Beweis  für  die  Rückständigkeit  des  politischen  Lebens» 
wenn  der  Kampf  der  einzdneii  Parteien  sich  noch  um  ihre  Grundtendenzen 
dreht,  statt  um  einzelne  Fragen«  die  der  Wirklichkeit  des  täglichen  Lebens 
entspringen  und  jene  Tendenzen  zum  Au.sdruck  kommen  lassen.  So  viel  ist  aber 
sicher,  dass  die  Wahlen,  die  auf  den  Generalstrike  zurückzuführen  sind,  keinen 
anderen  Charakter  haben  konnten. 

Bevor  wir  die  Ergebnisse  der  Widilen  erörtern,  muss  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  sie.  schon  darum,  dass  sie  in  diesem  Ai;<,'enblick  angesetzt  worden 
waren,  von  vornherein  einen  Erfolg  der  conservativen  und  reactionaren  Par-> 
teien  bedeuteten.  Gialitti  konnte  kaum  gegen  die  Gefahr  blind  sein,  die  sie 
auch  für  ihn  pcrsönlirh  einschlössen.  Es  würde  in  der  Tat  für  das  Cabinet 
Gtolitti  die  letzte  Stunde  geschlagen  haben,  wenn  die  Keaction  einen  vollen 
Sieg  errungen  hätte,  indem  sie  aus  dem  Schrecken,  den  der  Strike  den  bürger- 
lichen Parteien  eingejagt,  und  der  durch  ihn  verursachten  Spaltung  unter  den 
Volksparteien  Nutzen  zog.  Diese  Möglichkeit,  die  durch  das  Resultat  der 
Wahlen  zur  Wahrscheinlichkeit  geworden  ist,  musste  vom  Ministerpräsidenten 
in  Betracht  gezogen  werden;  er  weiss  ja,  dass  die  eingefleischten  Reactionare 
und  Conservativen  ihm  die  liberale  innere  Politik  von  1901-1902,  unter  deren 
Schutz  die  Arbeiterorganisationen  Riesenschritte  machten,  nie  vergeben  haben, 
noch  vergeben  werden.  W'enn  nun  Giolitti  trotzdem  sich  entschloss.  die 
Wahlen  auszuschreiben,  so  ist  er  sehr  wahrscheinlich  zu  diesem  Schritt  durch 
den  Druck  f^-ezwungen  worden,  den  die  reactionaren  Gewalten  auf  ihn  ausübten; 
diese  konnten  also  schon  allein  deshalb,  weil  sie  Giolitti  das  Decret  der  Auf- 
lösung der  Kammer  entrissen  hatten,  mit  Recht  fiber  einen  Sieg  jubeln. 

Und  dieser  erste  Si^  wurde  dann  durch  den  Ausgang  des  Wahlkampfes  noch 
vergrossert. 

Die  äusserste  Linke  verliert  ungefähr  15  Sitze  in  der  Kammer.  Die  socia- 
listische  Partei  kann  sich  zwar  rühmen,  im  Vergleich  zu  den  Wahlen  von  1900 

eine  verdoppelte  Stimmenzahl  aufzuweisen,  aber  die  Zahl  ihrer  Vertreter  im 
Parlament  ist  ebenfalls  verringert.  Die  Verminderung  ist  zwar  unbedeutend 
—  wir  hatten  und  wir  werden  fortan  32  Abgeordnete  haben  — ,  so  dass 
man  in  Anbetracht  der  grossen  Anstrengungen,  die  gemacht  wurden,  um  die 
socialistischc  Partei  zu  sprengen,  sagen  kann,  dass  sie  beinahe  ihre  frühere 
Stellung  beibehalten  hat.  £s  wäre  aber  törichte  Prahlerei,  gar  von  einem 
Sieg  zu  sprechen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  es,  dass  die  Regierung  den  Sieg  davongetrag^en 
habe;  dass  es  ihr  gelungen  sei.  die  äusscrstc  Tjnkc  zu  deciniieren,  dass  sie  den 
Fall  der  alten  conätitutionellen  Opposition,  mit  Sonnino  an  der  Spitze,  erreicht 
und  dass  die  regierungsfreundlichen  Elemente  eine  ungeheure  Majorität  er» 
langt  haben.  Nun  ist  aber  diese  Majorität  unzuverlässig.  Eine  sehr  grosse 
Zahl  der  Candidaten,  die,  um  die  Unterstützung  der  Regienmg  zu  haben,  sich 
als  regierungsfreundlich  bezeichnet  haben,  wahrend  sie  in  Wirklichkeit  weit 
reactionärer  sind,  als  Giolitti,  werden  sehr  bald  finden,  dass  audi  der  Giolitti 
von  heute  nicht  genügende  Garantie  für  eine  stramm  conscrvativc  und  reactio- 
nare Politik  bietet,  tmd  werden  naturgemäss  nach  einer  Regierung  streben,  die 
ein  sicheres  Instrument  in  ihren  Händen  sein  würde.  Das  ist  um  so  mehr  der 
Fall,  als  ein  grosser  Teil  der  Majorität  einen  conservativ-klerikalen  Charakter 
haben  wird.  Um  sich  darüber  klar  zu  werden,  bedarf  es  einiger  näheren  Er- 
klärungen. 
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In  einem  Artikel,  den  Genosse  V'iviani  in  der  Httmanite  veröffentlicht  hat, 
wurde  gesagt,  dass  der  neue  klerikale  Charakter  der  aus  den  Wahlen  hervor- 
gegangenen conservativen  Majorität  daher  rühre,  dass  unsere  Klerikalen  zum 
erstenmal  zur  Urne  gegangen  seien.  Das  ist  nur  zum  allerkleinsten  Teile  wahr. 
Es  stimmt  zwar,  dass,  weil  das  non  expedit  vom  Papst  vor  den  Wafilen  nicht 
erneuert  worden  war,  so  dass  den  Bischöfen  die  Freiheit  blieb,  je  nach  Lage 
der  Dinge  selber  über  die  Wahlbeteiligung  zu  entscheiden,  ein  Eingreifen  der 
Katholiken  an  Orten,  wo  die  katholische  Disciplin  noch  sehr  stark  ist,  stattfand, 
wie  es  früher  nicht  der  Fall  gewesen  war.  Doch  kamen  derartige  Fälle  und 
Orte  nur  in  ziemlich  beschränkter  Zahl  in  Frage;  in  den  meisten  Wahlkreisen 
hatten  die  katholischen  Wähler  schon  I)ei  den  früheren  Wahlen  mitg^estimmt, 
und  zwar  selbstverständlich  zu  gunsten  der  conservativen  Candidatcn.  Diese 
Wähler  waren  conservativ,  bevor  sie  katkrfisch  waren,  und  waren  eher  ihrem 
Classeninstinct,  als  den  Worten  des  Paktes,  gefolgt.  Freilich  sind  jetzt  zwei 
Tatsachen  dazugekommen,  die  den  Stimmen  der  Klerikalen  einen  höheren  Wert 
und  besonderen  Charakter  verleihen:  die  Furcht  vor  dem  Proletariat,  die  in- 
folge des  Generalstrikes  auf  einen  nie  zuvor  erreichten  Ptrnet  gestiegen  ist,  und 
die  veränderte  Haltung  des  Vaticans  g^egcnübcr  Italien  als  Gegenschlaj^  q;egen 
die  Kirchenpolitik  Frankreichs.  Die  grosse  proletarische  Kundgebung  vom 
September  flösste  ohne  Zweifel  den  Conservativen  Italiens  einen  gehörigen 
Schreck  ein.  Der  Kterikalismus  merkte,  dass  er  daraus  den  Nutzen  ziehen 
konnte,  seine  Hilfe  um  so  teurer  zu  verkaufen.  Und  da  die  glänzenden  Siege 
des  weltlichen  Geistes  in  Frankreich  den  Traum  einer  Wiedergewinnung  der 
päpstlichen  Macht  durch  die  Hilfe  des  Auslandes  fBr  inuiier  vernichtet  und  den 
Vatican  dazu  getrieben  haben,  eine  neue  Stärkung  seiner  Macht  in  der  Er- 
reichung grösseren  Einflusses  auf  das  innere  Leben  Italiens  zu  suchen,  so  be- 
schränkte sich  die  klerikale  Partei  nicht  darauf,  ihre  Stimmen  bedingungslos 
der  Sache  des  politischen  Conservatismus  zu  geben,  sondern  sie  verlangte  dafür 
—  mehr  oder  \venij»cr  deutlich  —  die  F.insetzung  der  Conservativen  für  die 
Interessen  der  Kirche.  Daher  wird  die  neue  Majorität,  wenn  sie  auch  in  Bezug 
auf  die  Persönlichkeiten  der  Gewählten  und  die  Eigenschaften  der  Wähler  sich 
von  der  früheren  nidit  viel  unterscheidet,  in  ihrer  Gesamtheit  und  in  der  Ricfi- 
tung  ihrer  Betätigung  sich  doch .  weit  ausgesprocliener  klerikal  erweisen,  als 
vorher.  Ihr  Klerikalismus  wird  nicht  nur  darin  bestehen,  dass  sie  auf  der 
parlamentarischen  Bühne  der  kleinen  offen  klerikalen  Gruppe  um  Macola  und 
Cornaggia  erscheinen,  sondern  darin,  dass  diese  Gruppe  das  Amt  auf  sich 
nehmen  wird,  die  nur  schlecht  bemäntelten  Verptlichtungen,  die  von  der  grossen 
M^rheit  der  conservativen  Abgeordneten  gegenüber  den  klerikalen  EJeroenten 
eingegangen  worden  sind,  in  die  Tat  umcusetzen. 

Wird  sich  Giolitti  SO  weit  beugen  lassen,  das  Werkzeug  einer  derartigen  Mehr- 
heit zu  sein? 

Sicher  schwankt  und  zögert  er  noch.  Schon  während  des  Wahlkampfes 
hatten  seine  offidellen  Blätter,  angesichts  der  Einlullungsbestrebungen  jener 
Candidaten,  die  sich  als  regierungsfreundlich  bezeichneten,  die  Gefahr  vorher- 
gesagt und  Alarm  geschlagen.  Einzelne  gingen  sogar  so  weit,  zu  prophezeien, 
dass  die  Regierung,  nachdem  sie  sich  eine  compacte  Majorität  geschaffen,  in 
der  Weise  vorgdien  würde,  dass  sich  eine  Spaltung  der  Majorität  vollziehen 
müsste.  <lurch  welche  die  sogenannten  rrf^irnoif^sfrcundlichcn  Liberalen  einen 
den  klerikalen  Reactionären  entgegenstehenden  Bloc  bildeten.  Das  wäre  aber 
tatsächlich  eine  verspätete  Rückkehr  zum  Guten.  Schon  vor  den  Wahlen  hatte 
Giolitti  dem  Vatican  g^nüber  eine  versöhnliche  Haltung  eingenommen,  indem 
er  das  Scheidungsgesetz  fallen  Hess,  die  Pfarrgehälter  erhöhte,  dem  König  die 
Huldigung  des  Cardinais  Svampa  und  des  Bischofs  Boromelli  am  Tag  nach  dem 


Digitized  by  Google 


I 


LEDNIDA  BlSSOLATl  •  DAS  ERGEBNIS  DER  ITAUENISCHEN  WAHLEN 

B«such  Loubets  in  Rom  öbermittelte  and  indem  er  am  Rücksicht  auf  den  Papst 

2U  verhindern  suchte,  dass  der  neugeborene  König  den  Titel  Prins  von  Rom 
erhahe,  der  den  Kirchenfürsten  an  den  Verlust  seiner  weltlichen  Macht  er- 
innern konnte.  Ferner  unterstützte  die  Regierung  während  der  Wahlen  offen- 
kundig in  Rom  einen  Candidaten,  der  bekanntennassen  der  Candidat  des  Vati* 
cans  war.  Wie  könnte  Giolitti  unter  diesen  Umständen  eine  antiklerikale  Stellun|f 
einnehmen?  Und  wenn  er  es  tun  wollte,  wo  könnte  er  eine  parlamentarische 
Basis  dafür  finden? 

Die  wahrscheinlichste  Aussicht  für  das  Cabinet  Giolitti  ist,  dass  es  entweder 
gestürzt  oder  durch  die  eigene  ^^ajorität  geknechtet  wird.  Wir  gehen  daher 
einer  Periode  politischer  Reaction  entgegen,  die,  wenigstens  im  Anfang,  nicht 
eine  offene  Reaction  k  la  Crispi  oder  raloux  sein,  sondern  die  sidi  in  einer 
dumpfen,  continuierlichen  liaruiäckigen  Widerstand  gegen  die  Expansion  des. 
Proletariats  und  gegen  die  deniokratischcn  Bestrebungen  äussern  wird.  Das 
ganze  Programm  der  Majorität  lässt  sich  dahin  zusammenfassen,  dass  der  socia- 
listischen  Arbeiterbewegung  ein  Damm  entgegengesetzt  werden  solL  Die 
Schwierigkeit  liegt  nun  darin,  wie  diese  neue  Kammer  bei  diesem  Programm, 
welches  die  Gesamtheit  aller  conservativen  Fractionen  umfasst,  einzelne  der 
grossen  Reformen  durchführen  soll,  die  vom  Lande  verlangt  werden.  Jede 
dieser  Reformen  würde  das  Opfer  der  Interessen  der  einen  oder  andern  Fraction 
der  Majorität  erfordern  und  würde  die  Compactheit  des  Blocs  gefährden.  Wir 
werden  also  in  unserem  politischen  Leben  eine  Stockimg,  eine  Stagnation  er- 
leben oder  wenigstens  eine  sterile  Negation,  die  den  nationalen  Bedürfoissen 
entgegensteht,  während  für  diese  gerade  eine  Politik  der  Regsamkeit  und  Kühn- 
heit notwendig  wäre.  Auf  einem  einzigen  Gebiet  steht  zu  befürchten,  dass  die 
neue  Regierung,  um  den  eigenen  Ursprung  treu  zu  bleiben,  sich  activ  erweisen 
wird :  dass  sie  nänUich  versuchen  wird,  eine  vom  reactionären  Geist 
durchdrungene  sociale  Gesetzgebung  zu  schaffen,  die  die  proletarische  Be- 
wegung hemmen  und  unter  dem  Vorwand,  sie  mit  gesetzlicher  Anerkennung 
und  Autorisation  au  beglücken,  ihren  Lebensnerv  lähmen  und  ihren 
Geist  ersticken  kann.  Schon  ist  der  Ministerrat  zur  Beratung  zur  Beratung 
über  einen  Gesetzentwurf  einberufen  —  er  soll  mit  möglichster  Beschleunigung 
der  Kammer  vorgelegt  werden  — ,  der  den  Strike  im  öffentlichen  Dienst  verbietet 
und  durch  Garantieen  (natürlich  GanuUieen  im  capitalistischen  Interesse)  die 
Strikefreiheit  überhaupt  etnaudämmen  sucht. 

XXX 
Kann  die  socialistischc  Partei  zufrieden  sein,  wenn  dies  das  Resultat  4er 
Wahlen  ist? 

Sehen  wir  von  der  Anzahl  der  aodalistiscben  Wähler  und  der  social  istischen 
Vertreter  ah.  Ich  habe  schon  zu  Beginn  dieses  Aufsatzes  bemerkt,  dass  die 
geringe  Verminderung  der  Fraction  durch  den  Zuwachs  an  Stimmen  vielleicht 
ds  ausgegli^en  betrachtet  werden  konnte.  Man  könnte  freilidi  auch  behaupten» 
dass  ein  solcher  Ausgleich  nicht  bestellt  und  dass  im  Gegenteil  der  \''erlust 
auch  nur  eines  Sitzes,  der  trotz  der  Zunahme  der  Stimmen  stattfand,  vielmehr  die 
Unfähigkeit  der  Partei  dartue,  ihre  Kräfte  zu  handhaben  und  sie  dahin  zu 
dirigierehf  worin  der  Zweck  des  Kampfes  besteht:  die  Verteidigung  und  Er- 
ringung der  parlamentarischen  Position.  Aber,  ich  wiederhole,  lassen  wir  diese 
Betrachtungen  bei  seite.  Erfolg  und  Schaden,  die  eine  Partei  aus  einem  Wahi- 
kampf  davon  getragen,  werden  nicht  sowohl  nadi  der  Zahl  ihrer  Repräsen* 
tauten  und  Wähler,  als  vielmehr  nach  der  günstigen  oder  ungünstigen  Situa- 
tion beurteilt,  in  der  sie  sich  nach  dem  Kampfe  und  infolge  des  selben  befindet. 
Vom  Gestchtspunct  der  Partei  und  der  proletarischen  Interessen  ist  die  Lage 
unzweifelhaft  venchlimmert  Die  Socialisten  im  Parlament  und  im  Lande  wAxtn 
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aidi  einer  Vereinigung  von  G^piem  gegenüber,  wie  sie  sie  nie  vor  sich  gehabt 

Die  bürgerlichen  Fractinncn,  die  conservativcn  Parteien  haben  sich  zu  unserem 
Schaden  einander  genähert,  so  dass  von  nun  an  die  Taioik,  deren  wir  uns 
vorher  bedienten,  von  der  Rivalität,  die  das  fehidlidie  Lager  sdiwSchte,  Nutzen 
zu  ziehen,  immer  schwerer  wird.  Gleichzeitig  sind  die  Mächte,  auf  die  wir 
in  gewissen  AufrenMickcn  zählen  konnten,  sei  es  zur  W-rtcidigung  der  Freiheit, 
sei  es  zur  Eroberung  besserer  Posiitoacn  für  das  Proletariat,  auch  schwächer 
geworden :  ich  meine  damit  die  Abnahme  der  äussersten  Linken.  Dazu  kommt» 
dass  auch  unsere  Tjeziehungen  zur  bürgerlichen  Demokratie  sehr  kühl  geworden 
sind,  und  zwar  in  einem  Grad,  dass  die  Gefühle  des  kleinen  und  mittleren 
Bürgertums,  die  uns  einst  oflfcn  sympatisch  entgegenkamen,  wenn  auch  nicht 
direct  in  Feindseligkeit  umgeschlagen,  so  doch  zum  mindesten  ai^wöhnisch* 
misstraiii«ch,  grollend  geworden  sind. 

Man  sieht:  die  Conservativen  haben  es  verstanden,  den  Augenblick  der  Wahlen 
sehr  gut  zu  treffen,  sie  haben  daraus  reichen  Nutzen  gezogen,  und  den  Schaden 
tragen  die  Socialisten. 

Die  nächstliegende  und  hervorragendste  Ursache  für  die  Niederlage,  die  die 
Socialdemokratic  erlitten,  war  der  Generalstrike.  Geht  daraus  hervor,  dass  der 
Generalstrike  eine  Waffe  sei,  die  das  Proletariat  nicht  anwenden  dürfe?  Wohl 
nicht  ganz.  Der  Generalstrike  ist  der  moderne  Ersatz  für  die  Erfaebtmg.  Und 
wie  man  vom  Standpunct  der  sogenannten  Reformisten  keineswegs 
zugeben  kann,  dass  das  Volk  auf  das  Recht  des  Aufstands  unter  allen  Um- 
standen verzichte,  so  ist  es  auch  nicht  möglich,  anzunehmen,  dass  das  Prole» 
tariat  sich  selber  und  grundsätzlich  das  Recht  des  Strikes  versage. 

Freilich  muss  man  ganz  andere  Betrachtungen  anstellen,  wenn  man  aus  den 
Ereignissen  in  Italien  einige  nützliche  Lehren  ziehen  will.  Das  erste,  was  die 
nachteiligen  Wirkungen  des  Generalstrikcs  uns  zeigen,  ist  das:  dass  dar  General- 
strike nur  dann  für  das  Proletariat  einen  Vorteil  bedeutet,  wenn  er  sich  auf 
ein  bestimmtes  Ziel  richtet.  Ist  das  nicht  der  Fall,  so  wird  der  Generalsrike 
zu  einer  abortierten  Revolution  und  dient  nur  dazu,  die  Reaction  hervorzurufen 
und  zu  stärken.  Die  grosse  Bewegung  im  September  war  ein  instinctiver  und 
spontaner  Protest.  Aber  man  muss  zugeben,  dass  der  einfache  Protest  kein 
angemessenes  Ziel  für  eine  aufständische  Bewegung  ist.  Tatsächlich  bemühte 
sidi  die  Bewegung  auch,  sich  einen  greifbaren  und  concreteren  Zweck  zu  geben : 
da  und  dort,  je  nach  den  vorherrschenden  Stimnutngcn,  wies  man  auch  darauf 
hin,  dass  man  ein  Schutzgesetz  gegen  das  Eingreifen  der  bewaffneten  Macht  bei 
Strikes  oder  die  Demission  des  Ministeriums  verlange.  Es  trat  aber  Idar  zu 
Tage,  dass  ein  Ziel  sowohl  in  der  Sache  selbst,  wie  auch  im  Bewusstsein  der 
Menge  fehlte.  Die  revolutionäre  Gruppe  wollte  die  Pcwcgung  zum  Selbstzweck 
machen,  indem  sie  versuchte,  sie  so  viel  als  möglich  zu  verlängern,  um  den 
grosstmi^lichen  Schrecken  im  Böi^natum  hervorzurufen.  Das  war  dmn  andi 

in  der  Tat  die  einzige  durch  den  Strike  erzielte  Wirkung,  deren  Widerschl^ 

wir  dann  in  den  Resultaten  der  Wahlen  cuiplandcn. 

Wenn  ich  diese  Dinge  niederschreibe,  so  klage  ich  niemand  an:  ich  könnte 
es  auch  mit  gutem  Gewissen  nicht,  denn  wir  alle,  die  wir  Socialisten  sind, 
fühlten  uns.  wie  es  unsere  Pflicht  war,  mit  dieser  improvisierten,  spontanen 
proletarischen  Erhebung,  die  trotz  allem  doch  ein  so  grosszügiges  Moment  in 
sich  hatte,  solidarisch.  Dennoch  ist  es  heute  unsere  Pflicht,  angesichts  der 
Resultate  jener  Lkw  ei;ung,  anzuerkennen,  dass  derartig  bedeutende  Bewegungen 
sehr  gef.ibrlich  sind,  wenn  sie  nur  als  Demonstrationsmittel  dienen  und  nicht 
die  Möglichkit  in  sich  schliessen,  auf  politisdiem  Gebiet  so  gewichtige  Posi- 
ttonen  zu  erringen,  dass  der  unvermeidliche  reactionare  Gegenschlag  paralysiert 
werden  kann. 
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Hieraus  eine  Fo^jentng:  In  Anbetracht  der  leichten  Erregbarkeit  unseres 
Proletariats,  einer  Erregbarkeit,  die  ein  Beweis  seiner  politischen  Unreife  ist, 
ist  diejenige  socialistische  Methode,  die  es  vor  anderen  und  grösseren  Gefahren 
bewahren  kann,  sicherlich  nicht  die  retfotutumäre  Tendenz,  Se  es  daHin  bringt, 
die  Allgen  vor  den  Schwierigkeiten  des  langen  Weges  und  vor  der  Notwendig- 
keit der  mühsamen  schrittweisen  Errungenschaften  zu  verschliesscn,  und  die 
ihm  die  Täuschung  eingibt,  dass  es  den  Socialismus  gleich  zur  Hand  habe  und 
ihn  mit  einem  Gewaltstreich  verwirklichen  könne;  nur  die  sogenannte  rcformis» 
tisclu  Methode  —  die  zudem  die  alte  bewährte  Taktik  des  Socialismus  ist  — , 
die  sich  bemüht,  das  Proletariat  wirtschaftlich,  politisch,  technisch  zu  erziehen, 
gibt  ihm  die  Fähigkeit,  die  ihm  heute  noch  fehlt,  die  sociale  Führung  zu  uber- 
nehmen; diese  Taktik  will  auch,  um  besagte  Erziehung  zu  vollenden,  alle 
Interessen,  alle  socialen  Strömungen  sich  zu  nutze  machen,  die  teilweise  und 
für  bestimmte  Perioden  mit  den  Interessen  der  Arbeiterclassc  zusammenfallen 
oder  sich  beriihren. 

Es  scheint,  dass  die  Arbeiterclassc  und  die  socialistische  Partei  selbst  an- 
fängt, sich  dieser  Wahrheit  bewusst  zu  werden.  In  Mailand,  wo  die  soge- 
nannten rcvoluttoiuircn  Methoden  am  meisten  gehandhabt  worden  und  wo  in- 
folge der  Spaltung  der  Partei  die  reformistischen  und  revc^/uiwi^ren  Stimmen 
ausgezählt  wurden,  erlitten  die  Revohttion'drc  einen  ungdieuren  Misserfolg. 
Das  spricht  um  so  beredter,  als  die  Arbeit erclasse  im  mailändiscfaen  Wahlkörpör 
Stark /vertreten  ist  Der  jubelnde  Empfang,  den  die  Genossen  Filippo  Turati 
bereiteten,  bezeichnet  klar  genug  das  Urteil,  das  die  Arbeitermasse  nber  die 
gegen  ihn  erfolgte  politische  Anschwärzung  und  über  das  Ausschlussdecret 
gefällt  hat,  das  von  der  revolutionären  Leitung  der  Partei  gegen  ihn  ausge- 
sprochen worden  war. 

Aber  noch  mehr:  Die  revolutionäre  Gruppe  hat  selber  im  Laufe  dieser  Wahlen 
das  vernichtende  LTrtcil  über  die  eigene  Methode  gesprochen. 

Ist  es  vielleicht  nicht  wahr,  dass  man  als  Hauptpunct  und  Charakteristicttm 
des  Revolutionansmus  die  Ansicht  formuliert  hat:  ein  Zusammengeiien  irgend 
welcher  Art  des  Proletariats  mit  irgend  einer  bürgerlichen  Gruppe  oder  Partei 
sei  ein  für  allemal  ausgeschlossen  ?  War  nicht  dieses  die  logische  und  not- 
wendige Prämisse,  von  der  aus  der  Parteitag  von  Bologna  (he  Ideen  Turatis 
und  die  meinigen  verwarf  und  der  Congress  von  Amsterdam  das  Vorgehen  von 
Jaures  tadelte?  Und  dennoch,  man  sehe  die  Macht  der  Tatsachen!  Kaum  sind 
die  Wahlen  angesagt,  so  erlässt  die  revolutionäre  Parteileitung  einen  Aufruf, 
in  dem  die  Regierung  angeklagt  wird,  dass  sie  ihr  Versprechen  tn  Bezug  auf 
die  Reformen  nicht  gehalten  und  in  dem  als  Culminationspunct  der  socialistischen 
Tätigkeit  die  Verhinderung  der  \'ergeudung  der  öflFcntlichen  Gelder  In-zcichnet 
wird,  um  das  Emporkommen  einer  modernen  productiven  Bourgeoisie  zu  be- 
günstigen !  Und  ids  dann  der  Kampf  begonnen,  verschieben  die  revolutionären 
Candidaten  in  ihren  Wahlreden  die  Revolution  auf  das  Jahr  2000  und  bemühen 
sich  —  wie  es  in  Vigerano  der  \x\\.T3^rcvolutionäre  Arturo  Labriola  tat  — t  die 
Interessengemeinschaft  zwischen  den  kleinen  Krämern  und  der  ArbeitCTclasse 
d;.rzutun.  Es  kommt  zur  Stichwahl,  und  das  Wahlcomite  der  ivzintranngenten 
Parteileitung  empfiehlt  den  Socialisten,  die  Candidaten  der  bürgerlichen  Demo- 
kratie zu  unterstützen,  sowohl  die  Republikaner,  als  auch  die  radicalen  Mon- 
archisten. Der  einflussreichste  Wortführer  der /fifmffiigtffMr,  Enrico  Ferri  selbst, 
gibt  die  Losung  für  die  Verbindung  mit  den  Volksparteien  aus  inid  übernimmt 
es,  in  Rom  ein  Bündnis  der  antiklerikalen  Gruppen  selber  zu  vertreten.  Mit 
welcher  Logik  verurteilte  er  denn  in  Amsterdam  im  Namen  des  italienischen 
Revolutionarismus  und  der  italienischen  Intransitive  uz  Jaurte  und  die  französi- 
schen Socialisten,  welche,  um  die  weltliche  Republik  gegen  den  Vatican  und 
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die  Reaction  zu  sichern,  das  Unrecht  begangen  hatten»  die  antiklerflcale  nnd 

demokratische  Regierung  zu  unterstützen? 

Es  hat  sich  also  eine  wirkliche  Umwälzung  im  Geist  und  in  der  Haltung 
unserer  rtvolutumären  Genossen  vollzogen.  Es  ist  eine  Umwälzung,  die  dem 
Bemühen  cntsjjringt,  sich  der  socialen  Wirklichkeit  und  der  politischen  Not- 
wendigkeit anzupassen.  Man  versucht  zwar,  dies  zu  verhüllen  und  zu  ver- 
decken, aber  Worte  können  Tatsadien  weder  vernichten  nodi  veHlndem.  Man 
behauptet  heute  vei^blicfa,  dass  das  Princip  der  Itttransigenc  neu  bestätigt  aus 
dieser  Prüfunji^  hervorgcfjangen  sei.  da  die  Volksparteien  auf  das  Anerbieten 
einer  Alliance  bei  der  zweitoii  Wahl  schltdu  reagiert  haben.  Es  ist  doch  herz- 
lich nnvemünftig,  zu  denken,  dass  derartige  Alliancen  sich  plotzlidi,  von  einem 
Tag  zum  andern,  mit  Parteien  schliessen  lassen,  die  nicht  die  Organisation  und 
Disciplin  der  socialistischen  Partei  haben  und  nicht  haben  können,  besonders, 
da  seit  einigen  Jahren  unter  dem  Einfluss  der  revolutumärtn  Gruppe  die  socia- 
listische  Partei  sich  der  Demokratie  und  den  Kreisen  gegenüber,  aus  denen 
sie  sich  recruticrt,  beständig  feindselig  verhalten  hat. 

Wir  müssen  nunmehr  das,  was  wir  während  des  Wahlkampfes  nicht  tun 
ln>nnten,  in  unserer  täglichen  Arbeit  schaffen.  Wir  müssen  den  Kreis  der 
Isolierung  durchbrechen,  in  den  die  Reactioii  unsere  Partei  hineinzudrängen 
sucht,  wir  müssen  ihn  durchbrechen,  um  dem  proletarischen  Befreiungskampf 
alle  die  Kräfte  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  die  naturgemäss  mit  den  Inter- 
essen des  Proletariats  zusammengehen.  Wenn  die  Li^,  die  durch  die  neuen 
Wahlen  geschaffen  wurde,  nach  dem,  was  wir  bereits  sagter»,  für  die  Partei 
ungünstig  ist,  so  ist  sie  in  einem  anderen  Sinne  wieder  vorteilhaft.  Die  reactio- 
nare  Vereinigung  —  wir  wiesen  schon  darauf  hin  —  kann  gerade  darum,  weil 
sie  nur  ein  negatives  Programm  hat,  dem  tiefen  Bedürfnis  nach  radicalen  Re- 
formen, das  das  Land  empfindet,  nicht  entsprechen.  Wenn  die  socialistische 
Partei  es  dahin  bringen  wird,  sidi  zum  Vertreter  dieser  Bedürfnisse  zu  machen, 
so  bereitet  sie  sich  einen  glänzenden  Sieg  vor.  Um  dieses  zu  erretcHen,  muss 
sie  sich  von  Visionen  grosser  Katastrophen  befreien;  muss  sie  es  verstehen, 
durch  zähe  Propaganda  und  Erziehungsarbeit  das  Proletariat  frei  zu  machen; 
muss  sie  dafür  sorgen,  dass  die  Entwickelung  des  Parteibewusstseins  nicht  durch 
sictiererische  Intoleranz  unterbrochen  werde,  dass  die  äusseren  Beziehung«! 
der  Partei  nicht  clurch  fntransif^cnc  und  systematisches  Misstrauen  a  priori 
beeinflusst  werden ;  vor  allem  aber  ist  es  notwendig,  dass  die  Partei,  wenn  sie 
das  Land  zur  Erlangung  der  Reformen  unter  ihre  Fahnen  bringen  will  und 
wenn  sie  das  vornehmste  Instrument  zur  Erreichung  der  selben  sein  will, 
damit  beginnt,  dass  sie  zunächst  einmal  selber  sich  darüber  klar  wird,  welche 
Reformen  zu  erlangen  sind,  sowie  auch  darüber,  welche  Ziele  man  sicH  im  wei- 
teren Verlauf  der  Tätigkeit  nach  und  nach  aufstellen  und  welche  Mittd  man 
anwenden  kann,  um  diese  Ziele  zu  erreichen.  Nur  mit  dieser  Methode  —  und 
das  ist  die  schreckliche  reformistische  Methode  —  wird  sie  definitiv  der  neuen 
Reaction  Herr  werden  und  eine  Situation  schaffen,  die  das  Proletariat  auch 
tatsächlich  zu  beherrschen  vermag.  Entweder  schlügt  die  socialistische  Partei 
in  allem  Ernste  diesen  Weg  ein,  oder  das  proletarische  Italien  geht  einer  Periode 
der  Erschütterungen,  der  Aufstände  und  Unterdrückungen  entgegen,  in  der  es 
blitzschnell  das  verliert,  was  es  bis  heute  mühsam  errungen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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m  23.  März  1873  veröffentlichte  die  pretissische  Fortschrittspartei  einen 


iHk  von  ihrem  Mitglied  Virchow  verfassten  Wahlaufruf,  in  dem  sie  erklärte, 
dass  der  Streit  zwisdien  der  Staatsr^icning  vnd  dem  katholischen  Klerus  den 
»Charakter  eines  grossen  Culturkampfs  der  Mcnschheitc  angenommen  habe; 
sie  werde  deshalb  im  Verein  mit  den  anderen  liberalen  Parteien  die  Rcj^icnmg 
in  diesem  Kampf  unterstützen.  Seit  jener  Zeit  ist  das  Wort  CuUurkampf  der 
technische  Ausdruck  ffir  den  Kampf  zwischen  Staat  und  Kirche')  geblieben  und 
wird  kaum  noch  in  anderm  .Sinne  gebraucht.  Die  specifische  Natur  der  Bis- 
marckschen  Kampfes fühninfj  und  ihrer  Ziele  gab  dem  Wort  ausserdem  einen 
es  ironisierenden  Beigeschmack.  Die  Ziele  Bismarcks  waren,  die  Kirche  dem 
Staat  botmässig  zu  machen,  der  in  Preussen  im  wesentlichen  noch  der  alte 
halbfeudale  Polizeistaat  war.  Die  Kirche  sollte  in  ein  Institut  zur  Pflege  des 
Untertanengehorsams  verwandelt  werden,  der  Klerus  die  himmlische  Gens- 
darmerie  des  Staates  abgeben. 

Wenn  viele  nicht  sofort  sahen,  dass  der  Bismarckschc  Kampf  mit  der  Kirche 
diesem  Ziel  zusteuerte,  so  ist  dies  dem  Umstand  zuzuschreiben,  dass  —  vom 
Jesuitengcbctz  abgesehen  —  der  Kampf  in  der  ersten  Zeit  allerdings  vorwiegend 
den  Charakter  einer  Abwehr  gegen  Antprfidie  von  Vertretern  der  Kirche  trug, 
die  sich  kein  auf  Selbständigkeit  Anspnich  erhebendes  Gemeinwesen  bieten  zu 
lassen  brauchte.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  nur  zwei  Jahre  vor  Ausbruch 
des  Conflicts  das  öktunenisdie  Contä  in  Rom  das  Unfehlbaiiceitsdogma  pro> 
clamiert  und  den  päpstlichen  SylUtbus  von  1863-1864  bekräftigt  hatte,  womit 
dem  Papst  und  der  Kirche  ein  Recht  über  die  Politik  und  Gesetzgebung  der 
Staaten  zugesprochen  worden  war,  das  diesen  in  einer  ganzen  Reihe  wichtiger 
Fragen  jede  Selbständigkeit  bestritt,  während  die  Vertreter  der  Idee  der  voUen 
Selbständigkeit  der  Staaten  verflucht  wurden.  Um  die  Fh"iche  des  Syllabus 
brauchte  sich  nun  freilich  niemand  zu  kümmern,  der  nicht  an  ihn  glaubte;  die 
von  seinem  Geist  dictierte  Politik  der  Vertreter  der  römischen  Kirche  aber  war 
eine  Realität,  mit  der  die  Staaten  zu  rechnen  hatten.  Für  Deutschland  hiess 
sie  unter  anderem  die  (Zumutung,  sich  mit  Italien  zu  überwerfen,  das  sich  durch 
die  Besetzung  Roms  am  Papsttum  vergangen  hatte,  und  der  römischen  Kirche 
im  neugegründeten  Deutschen  Reiche  dieselbe  Stelltmg  zu  verbürgen,  die  ihr 
tlie  in  den  Reaction-sjahren  geschaffene  prcussische  Verfassung  für  Preussen 
zuerkannt  hatte  und  kraft  deren  unter  anderem  preussische  Bischöfe  Profes- 
soren, die  das  Unfehlbarkeitsdogma  bekämpften,  von  den  Universitäten  weg- 
massregeln  wollten.  Die  Ablehnung  dieser  Ztunutungen  brachte  die  Gründung 
der  Centrumspartei,  der  sich  die  damals  noch  aus  Gründen  der  internationalen 
Politik  als  Gegner  Preussens  in  Betracht  kommenden  VV^elfen,  sowie  die  Polen  an- 
gliederten, denen  Bismarck  eine  alte  Idiosynkrasie  entgegeniMrachte.  Die  Antwort 
auf  diese  katholischen  Ziunutungen  war,  nachdem  der  frommdnde  Cultus- 
minister  Mühler  durch  den  liberaJisierenden  Falk  ersetzt  war,  unter  anderem 
die  Aufhebung  der  katholischen  Abteilung  im  preussischen  Cultusministerium, 
die  Minderung  der  Rechte  der  Ktrdie  hinrichtlicfa  der  Schulaufsicfat,  die  Ein- 
führung der  Civilehe:  Mas8rq;eln»  die  immeriiin  auf  der  Linie  fortschrittlicher 
Entwicklung  lagen.  Aber  daneben  gingen  brutale  Polizeimassregeln,  die  um 
so  mehr  abstossen  mussten,  als  aus  Bismarcks  Erklärungen  immer  deutlicher 

I)  Iii«  ttod  im  folgeodea  ist  anter  Kirch*  stets  die  lümitche  Kucbc  gemeint- 
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zu  ersehen  war,  dass  jene  fortschrittlichen  Gesetze  und  Verfügungen  nicht  der 
Ausf]uss  einer  consequent  gedachten  Politik  der  völligen  Entkirchlichung  des 
Staates  waren,  sondern  raeist  ntir  der  Staatsregierung  durch  den  Kampf  auf- 
t,'fnötigte  Schritte,  die  sie  unter  anderen  Umständen  wieder  zurircknehmen. 
keinesfalls  aber  gar  zu  ihrem  logischen  Ende  führen  würde.  Wie  denn 
auch  die  Fortffihntng  des  Bismarckschen  Ctdturkampfes  wohl  immer  schärfere 
Verfolgungsmassr^ielll  gegen  widersetzliche  Geistliche  ( Intemierung,  Expa- 
Iriicnnig'.  Vorcntlialtung  der  Kitchcnhczügc)  hrachtcii,  aber  keinen  Fortschritt 
auf  der  Bahn  radicaler  Trennung  von  Kirche  und  Staat.  Im  Gegenteil,  was 
man  der  Kirche  mit  der  einen  Hand  genommen,  gab  man  der  gefügfgen  Geist- 
lichkeit mit  der  anderen  Haiul  dnppolt  zurück;  dem  StaatskathoHcisTuus  wurde 
—  freilich  mit  wenig  Erfolg  —  der  lioi  gemacht,  an  den  reactionäten  Schul- 
r^lativen  so  gut  wie  nidito  geändert,  und  für  Preusten  dne  Sjnodalordnuiig 
gnchaffen,  die  der  protestantischen  Kirche  eine  etwas  stärkere  Latenvertretung 
gab.  sonst  aber  ilirc  Bevormundung  durch  die  Krone  nur  um  so  schärfer 
zum  Ausdruck  brachte. 

Der  preussisch-deutsche  Culturkampf  unterschied  sich  somit  grundsätzlich 
sehr  wenig  von  den  Kämpfen  mit  der  Kirche,  wie  sie  in  Frankreich  vor  der 
Revolution  das  alle  Rci;iinc  oft  j^cnupf  pcfiihrt  hatte,  das  den  Anmassiinq-en 
Roms  zuweilen  sehr  energisch  entgegenzutreten  wusste.  Im  alten  monarchisclicn 
Frankreich  ist  der  Gedanke  der  Staatssouverainität  immer  sehr  stark  gewesen, 
auch,  als  man  darauf  verzichtet  hatte,  sich,  wie  dies  mit  dem  Papsttum  von 
Avignon  geschehen  war,  des  päpstlichen  Stuhles  selbst  zu  versichern.  Ins- 
besondere verwandelte  Ludwig  XIV.  durch  die  Declaration  von  1682  die  Kirche 
vollständig  in  ein  Wcrkzeui;  K  -  Staates.  Er  überliess  ihr  das  Unterrichts- 
wesen, die  Führung  der  Civilslandsregister  und  die  Wohltätigkeitspflege,  stellte 
sie  aber  unter  ein  Kcglement,  an  dem  selbst  der  Papst  nicht  rütteln  durfte.  His- 
besondere  bestand  das  der  Kirche  so  getreue  ancien  regime  sdir  energisch  auf 
dem  placetum  regU,  der  Einholung  der  Zustimmung  des  Königs  für  jeden 
neuen  Bischof. 

Auch  als  Napoleon  I.,  damals  noch  Consul,  1801-1802  das  Concordat  mit 
der  Kirche  abschloss,  war  er  sehr  darauf  bedacht,  durch  ein  organisches  Re- 
glement die  Oberiioheit  des  J^taates  sicher  zu  stellen,  den  französischen  Klerus 
in  ähnlicher  Weise  dem  Staat  zu  unterwerfen,  wie  es  in  der  alten  gallicanischen 
Kirche  geschehen.  Aber  Rom  erwies  sich  ihm  als  kein  sehr  williges  Werk- 
zeug. Ks  Hess  sich  zwar  das  Concordat  insoweit  gefallen,  als  es  ihm  auch  in 
den  Teilen  Frankreichs  wieder  festen  Fuss  verschaffte,  die  durch  die  Revolu- 
tion der  Kirche  gänzlich  entfremdet  worden  waren,  fügte  sich  aber  dem  orga- 
nischen Statut  nur  unter  allerhand  Verwahrungen,  die  es  ihm  möglich  machten, 
später  zu  erklären,  es  habe  das  organische  Statut  überhaupt  niemals  an- 
erkannt, sondern  habe  nur  zeitweilief  der  Gewalt  nachf^egeben. 

Diese  X'erwahrungeii  haben  es  der  Kirche  erlaubt,  den  verschiedenen  Regie- 
rungen Frankreichs  gegenüber,  je  nachdem  sie  ihr  genehm  waren,  sehr  ver- 
schiedene .Seiten  aufzuziehen. 

In  seiner  Rede  vom  4.  September  in  Auxerre,  wo  er  sein  neues  Regierungs- 
progranun  entwickelt^  kennzeichnete  der  gegenwartige  franzörische  ItGtttster- 
präsident  Combes  die  durdi  das  Gmcordat  geschaffene  Situation.  Er  führte 
unter  anderem  aus: 

»Seit  einem  Jalirhundert  leben  der  französische  Staat  und  die  katlioUsche  Kirche 
unter  einer  Cbncordatsordnunir.  die  niemals  ihre  naturgemässen  und  gesetzlidien 
Früchte  getragen  hat.  Diese  Ordnung  ist  der  Welt  als  ein  Werk/cug  socialer  und 
religiöser  Friedensstiftung  vorgeführt  worden.  Das  wenigstens  ist  der  Charakter, 
den  üir  ihre  Parteigänger  immer  und  immer  wieder  mit  Vorlidte  beigd^  haben. 
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In  Wirklichkeit  ist  sie  nie  etwas  anderes  gewesen,  als  ein  Werkzeug  des  Kampfes 
und  der  Herrschgier  .  .  .  Man  kann  sagen,  dass  die  Kirche  seit  mehr  als  dreissig 
Jahren  mit  steiffender  Kfihnhdt  das  Coneordat  für  die  Fdrderong  ihrer  InteressCta 

ausgebeutet  hat.  Sic  hat  es  in  allen  seinen  Bestimmungen,  welche  die  Rechte  der 
Civilbehörden  feststellen,  stets  und  ohne  Unterlass  verletzt ...  Sie  haben  gesehen, 
wie  unsere  Bischöfe  sich  hochmütig  gegen  die  Bestinmnmgen  der  Kammern  nnd 
Autorität  des  Gesetzes  auflehnen,  ihren  Gläubigen  mit  der  Bemerkung,  dass  das 
Menschengesetz  vor  dem  Gesetz  Gottes  verlöschen  müsse,  in  öffentlichen  Schrift- 
stücken die  Widersetzlichkeit  predigen,  bei  Gdegcnheit  der  Ansföhnmg  der  gesetz- 
lichsten Massrepeln  Tumulte  ermuntern,  wenn  sie  sie  nicht  selbst  provociercn,  und 
wie  sie  hei  dieser  Gelegenheit  von  Rom  ausdrückliche  Billigung  empfangen  .  .  , 
Während  das  Coneordat  in  klarster  Weise  der  Regierung  die  Ernennung  der  Bischöfe 
zuerkennt,  verweiport  Rom  den  von  der  Regierung  eingesetzten  Geistlichen  beharr- 
lich die  kanonische  Weihe  unier  dem  Vorwand,  es  müsse  vor  jeder  Ernennung  zuerst 
befragt  werden.  Es  masst  sich  so  das  Recht  au,  jeden,  hei  dem  es  ihr  passt,  vom 
Bischofsamt  auszuschliessen,  ohne  da«;?  es  sich  dafür  auf  irgend  cimn  kanonischen 
Lehr-  oder  Moralgrundsatz  berufen  könnte  und  ohne  dass  es  sich  auch  nur  für  ver- 
pflichtet hielte,  die  geringste  Erklärung  für  diese  wtllkfirlichen  Atusdiliessungen  tu 
liefern.  .  .« 

Nach  dieser  Darlegung  sehen  wir  die  französische  Regierung  zunächst  dem 
römischen  Klerus  und  Rom  selbst  gegenüber  in  ähnlicher  Lage,  wie  dies 

Preussen-Deut'^chhuul  zur  Zeit  des  lüsmarckschen  Culturkampfcs  war.  Und 
insoweit  hätte  der  Kampf  für  die  Socialdemokratie  nur  ein  sehr  massiges  In- 
teresse. 

Im  Gegenteil.  Man  braucht  weder  Staatsgegner  im  anarchistischen  Sinne, 
noch  Kirclnngläiibiger  zti  sein,  um  vielmehr  in  Bezug  auf  den  Streit  um  die 
Instanzholicit  ehie  gewisse  Sympathie  mit  der  Kirche  zu  empfinden.  Denn  die 
Kirche  tritt  da  als  eine  feistige  Macht  auf,  als  die  Vertreterin  grosser, 
weltumspannender,  die  htkrhstcn  Frnj^eii  der  Menschheit  betreffender  Ideen. 
Soli  eine  solche  geistige  Macht,  die  grosse  Überlieferungen  zu  vertreten  hat, 
sich  xettlichen  Regierungen  tmterwerfen,  welche  auf  sdir  vorübergehende 
Strömungen  des  Tages  Rücksicht  zu  nehmen  haben,  von  allen  möglichen  wech- 
selnden Interessen  bceitiflusst  werden?  Wer  es  versteht,  sich  auf  den  Stand- 
punct  historischer  Objectivität  zu  stellen  und  imbeeinflusst  von  den  Tages- 
kämpfen nnd  der  eigenen  Stellung  zu  den  Dogmen  und  Bestrebungen  der  IGrche 
zu  urteilen,  der  wird  in  diesem  hartnäckigen  W'iderstand  der  Kirche  gegen 
die  Anforderung,  sich  mit  Haut  und  Haaren  dem  Staat  zu  tmterwerfen,  ein 
gewisses  Moment  der  Grösse  nicht  verkennen. 

Die  Kirche  ist  auch  keineswegs  dem  Staat  gegenüber  immer  im  Unrecht 
gewesen.  Gar  manchem  Staat  gegenüber  vertrat  sie  die  höhere  Civilisation, 
gar  mancher  Staatshandlung  gegenüber  das  höhere  Rcchtsprincip.  Und  wenn 
ihr  Verhalten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  französischen  Concordats  mit 
Recht  als  zweideutig  oder  doppelzüngig  bezeichnet  werden  kann,  so  liegt  der 
Grund  dafür  weniger  in  der  Schlechtigkeit  der  Vertreter  der  Kirche,  als  in 
der  Unwahrhaftigkeit  und  Zweideutigkeit  des  Concordats  selbst. 

Am  29.  October  erschien  der  Ministerpräsident  Combes  vor  der  Commisston 
der  Kammer,  welche  die  Frage  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  prüfen 
hat,  um  den  Standpunct  der  Regierung  zum  Antrag  des  Socialisten  B  r  i  a  n  d 
zu  entwickeln.  Dort  legte  er  in  ausführlicher  Wase  dar,  dass  »der  Bestand 
des  Concordats  in  Wirklichkeit  nur  eine  Legendet  sei.  Die  Kirche  habe  es 
stets  übertreten;  habe  sie  doch  bereits  im  selben  Moment,  wo  es  in  Kraft  treten 
sollte,  vorgegeben,  die  organischen  Artikel  nicht  zu  kennen.  Die  Vergangen- 
heit müsse  eine  Lection  für  die  Zukunft  sein :  >Sie  lehrt  tms,  dass  jedes  neue 
Coneordat  ebenso  verletzt  werden  würde,  wie  das  alte.c  Des  weitern  verwies 
Combes  darauf,  dass  um  die  selbe  Zeit,  wo  in  Frankreich  die  jetzige  Republik 
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ins  Leben  trat,  die  Kirche  mit  der  Verkundimgr  des  Unfdilbarkeitsdogmas  und 

des  Syllabus  eine  Revolution  vollzog,  die  >der  Civilisation,  der  Freiheit,  der 
Demokratie,  jedem  modernen  Gedanken  den  Krieg  erklärt«.  Er  forderte  zur 
genauen  Durchsicht  des  Syllabus  auf  und  drückte  die  Überzeugung  aus,  dass 
alle  diejenigen,  die  nicht  durch  confessionelle  Voreingenommenheit  gegen  die 
Folgerungen  der  Vernunft  abgehärtet  wären,  aus  ihm  ersehen  würden,  dass 
^die  Grundlehre  des  heutigen  Katholicismus  jeden  dauernden  und  ernsthaften 
Vertrag  zwischen  Staat  mid  Kirche  unmöglich  mache«. 

Sofern  der  Staat  ein  demokratisches  Gemeinwesen  ist  und  sofern  der  Ver- 
trag eine  organische  Verbindung  zwischen  Staat  und  Kirche  herstellen  soll, 
ist  das  richtig.  Eine  organische  Verbindung  ist  auf  die  Dauer  nur  zwischen 
Körperschaften  möglich,  die  in  ihren  vornehmsten  Bestrebungen  von  gleichen 
Grundgedanken  ausgehen.  Und  Comhes  hat  deshalb  auch  darin  recht,  dass  die 
Conflicte  der  Kirche  mit  der  Monarchie  naturnotwendig  weniger  schroll  waren, 
als  der  Conffiet  der  Kirche  mit  der  jetzigen  Republik.  Bei  alledem  hellt  er  den 
Wesensunterschied  zwischen  jenen  Coi^icten  und  dem  jetzigen  nicht  scharf 
genug  hervor. 

Die  Kämpfe  zwischen  der  Kirche  und  der  Monarchie  drehen  sich  zuletzt 
mehr  um  Macht-,  als  um  Principienfragen.   Je  nachdem  nun  die  Monarchie 

aussieht,  wird  sie  in  einem  solchen  Machtstreit  der  Kirche  schroffer  oder  milder 
g^enübertreten.  Napoleon  I.,  der  Consul  und  später  Kaiser  von  R  e  v  ol  u  - 
tions  Gnaden  war  und  sich  der  Kirche  lediglich  als  Regierungsmittel  be- 
dienen wollte,  trat  ihr  mit  der  vollen  Rücksichtslosigkeit  des  durch  keinerlei 
Tradition  beengten  Gewaltmenschen  gegenüber.  Halb  Erbe  der  Revolution, 
halb  ihr  Erdrossler,  war  er  dabei  je  nachdem  Vertreter  einer  höheren  oder  einer 
niederen  Civilisation,  als  die  Kirche.  Es  ist  nicht  richtig,  den  Syllabus  als 
im  Widerspruch  mit  der  Civilisation  schlechtweg  hinzustellen.  Er  vertritt 
schon  eine  Civilisation  oder  vielmehr  einen  Civilisationszustand,  nur  ist  es 
allerdings  nicht  die  moderne  Civilisation  in  ihren,  den  wirtschaftlich-socialen, 
geistigen  und  politischen  Fortschritt  der  Völker  ausdrückenden  Einrichtungen 
und  Gedanken.  Aber  unsere  modernen  Staatswesen  sind  fast  durchgängig 
noch  mit  allerhand  Elementen  der  Vergangenheit  behaftet,  mit  Resten  früherer, 
tieferstdiender  Culturzustande,  und  nirgends  finden  wir  mehr  solcher  Reste» 
als  in  den  Militaireinrichtungen  der  meisten  Staaten,  als  in  dem,  was  wir  im 
politischen  Sinne  mit  Militarismus  bezeichnen.  In  Napoleon  I.  trat  der  Kirche 
oft  genug  ein  typischer  Repräsentant  des  Militarismus  gegenül>er,  des  Rechtes  der 
brutalen  Eroberung,  und  einem  soldien  war  die  Kirche  an  dvilisatorischen 
Elementen  mindestens  ebenbürtig. 

Das  Restaurationsköuigtum  stand  in  keiner  Beziehung  höher,  als  die  Kirche» 
in  vielen  eher  noch  unter  ihr.  Es  war  daher  wirklich  gleichgiltig,  ob  Stae» 
Königtum  der  Kirche  gegenüber  die  Staatsautokratie  voll  ausübte  oder  nidit 
Es  zeigte  seine  geistige  Höhe  dadurch,  dass  das  X'olksschuhvesen  vollständig 
den  kirdilichcn  Brüderschaften  überlassen  wurde.  1822  hatten  diese  schon  180 
Häuser  in  Paris,  ein  Drittel  mehr,  als  vor  der  Revolution.  Die  Gesamtaus- 
gaben des  Staates  für  den  Elementarunterricht  beliefen  sich  auf  flie  Riesen- 
summe von  —  50  000  rVancs.  1833  waren  7-  bis  8000  Gemeinden  Frankreichs 
ohne  jede  Schule. 

Das  änderte  sich  unter  dem  Julikönigtum,  der  Monarchie  nach  dem  Herzen 
<lcr  liberalen  Bourgeoisie.  Unter  ihm  stieg  die  Zahl  der  die  Sclnilc  besuchen- 
den Kinder  um  nahezu  drei  Millionen.  Dafür  lag  es  auch  in  ewigem  Conflict 
mit  Rom,  wurde  es  von  der  klerikalen  Partei  mit  Erbitterung  bekämpft,  ohne 
dass  es  doch  wagen  durfte,  radical  mit  Rom  zu  brechen. 

Das  zweite  Kauiserreich  brachte  der  Kirche  die  Herrschaft  zurück.  Napo- 
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leon  III.,  mit  Hilfe  der  niederen  Geistlichkeit  von  den  reactionaren  Bauern 
auf  den  Schild  gehoben,  wurde  um  ihretwiHen  der  Sdave  itoms.  Durch  das 
Gesetz  Falloux,  das  die  Freiheit  des  Unterrichts  proclamierte,  wie  die  Kirche 

sie  brauchte,  ward  der  Privalunterricht  aufs  neue  den  Con^regationen  in  cDe 
Hände  jicspielt,  deren  Weizen  nun  blühte.  Zwischen  1852  und  1870  wurden 
nicht  weniger  als  227  neue  Congregationen  vom  Staat  genehmigt, 
allein  in  den  sechs  Jahren  von  1861  bis  1866  vermehrten  sicli  die  Schulanstalten 
der  Cougrcgalioncn  um  3833,  die  Zahl  der  Analphabeten  war  enorm,  zwei 
Drittel  der  weiblichen  Jugend  wurden  von  13000  Schulschwestem  erzogen, 
von  denen  i2000keinerleiPräfungabgclegthattcn!  Und  das 
dauerte  auch  noch  in  den  ersten  sieben  Jahren  der  dritten  Republik  an,  die  sich 
in  der  ersten  Zeit  in  den  Händen  einer  klerikal-conservativen  Mehrheit  befand. 

Nidit  die  Nichtbeobachtung  der  orgamseheH  Artikel  des  Concordats 
von  Seiten  Roms  war  die  Ursache  der  Abhängigkeit  Napoleons  III.  vom  Klerus, 
sondern  umgekehrt  die  Abhängigkeit  Napoleons  vom  Klerus  war  die  Ursache 
seiner  Abhängigkeit  von  Rom,  die  ihm  schliesslich  seinen  Thron  kosten  sollte. 
Seine  R^erung  war  ein  Wechselbalg,  ein  Mischmasch  von  alten  und  neuen 
Ideen,  sie  war  abwechselnd  alles  Mögliche  und  nichts  andauernd.  Kein  Wun- 
der, dass  sie  der  conscqucnten  Politik  Roms  nicht  gewachsen  war.  Das  war 
>*ie1  wichtiger,  als  die  Frage  der  organiscke»  Artikel  des  Concordats.  Hätte 
Napoleons  Regierung  sonst  fest  gestanden  und  er  eine  enttciueden  antikleri- 
kale Politik  durchführen  wollen,  so  wäre  er  auch  ohne  die  organischen  Artikel 
mit  dem  Klerus  fertig  geworden.  Aber  das  war  unmöglich,  weil  seine  Regie- 
rung eben  in  diesem  Pnncte  orgattisck  mit  Rom  verwachsen  war. 

Das  aber  ist  mit  der  dritten  Republik,  wie  sie  sich  seit  zwei  Jahrzehnten  ent- 
wickelt hat,  nicht  mehr  der  Fall.  Ihre  Verfassung  steht  in  grundsätzHchem 
Widersprudi  mit  Rom,  und  im  Gegensatz  zum  Kaiserreich,  das  sich  auf  die 
zurückgebliebensten  Elemente  des  Landes  stutzte,  stützt  sie  sich  auf  die  vor- 
geschrittensten Elemente  der  Bevölkerung.  Ihr  Kampf  mit  Rom  ist  keine 
nebengeordnete  Machtfrage,  sondern  eine  organische  Frage  ersten 
Ranges  für  ihre  Weiterentwickdung.  Und  es  ist  das  Verdienst  Gnnbea*, 
dies  erkannt  zu  haben  und  die  dieser  Situation  einzig  entsprechende  LffiHing 
acccptiert  zu  haben :  Trennung  von  Staat  und  Kirche. 

Trennung  von  Staat  und  Kirche!  Es  scheint  dies  eine  so  einfache  Formel, 
und  doch  steht  so  viel  hinter  ihr.  Namentlich  in  katholischen  Ländern.  Man 
muss  nur  wissen,  welche  ungeheure  Stütze  die  Kirche  bloss  in  der  Macht 
der  Gewohnheit  hat,  in  dem  zwingenden  Einfluss  der  Sitten  imd  Uber- 
lieferungen des  täglichen  Lebens,  vom  metaphysisdiem  Bedürfnis  so  vider 
Menschen  ganz  abgesehen.  In  einem  Brief  vom  Jahre  1873,  den  der  Loitdbote 
in  Winterthur  1876  veröfTentlichtc,  schrieb  Friedrich  Albert  Lange: 

»Die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ist  ein  richtiges  Princip,  bedarf  aber  zur 
Aiisi'iihrung  der  Zeit,  grosser  Vorbereitungen  und  einer  starken  Hand 
des  Staate^:  denn  da  die  Kirche  das  Prindp  ausdrücklich  venvirft  (Syllabus 
§  55),  so  kann  der  Staat  es  nur  in  vollkommener  Selbständigkeit 
durchführen.  Andernfalls  wird  die  Kirche  jeden  Vorteil,  den  ihr  ein  Act  der 
Trennung  gewährt,  als  Zuwachs  ihrer  Macht  dnstrdchen  und  alles,  was  ihr  nach- 
teilig ist,  bekämpfen  und  ffir  ungiltig  erklären.« 

Wie  eine  Prophezeiung  liest  sich  dies,  wenn  man  damit  den  folgenden  Satx 
der  vorerwähnten  Combesschen  Ansprache  vergleicht: 

»Ohne  Zweifel  wäre  es,  da  zwischen  der  Kirche  und  der  modernen  Gesellschaft 
kdn  Friede  möglich  ist,  wünschenswert,  dass  die  durch  ihren  unlösbaren  Gegensatz 
notwendip  gewordene  Schcidtinp;  auf  Grund  gepcnseitiR-cn  Einvemclimens  erfolge. 
Aber  auch  hier  richtet  sich  der  6'yliabus  auf,  denjenigen  Katholiken,  die  in  die  Schd- 
dung  willigen,  den  Fludi  entgegenzuwerfen.  Dar  Syttabus  verdammt  die  Trennung. 
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wie  er  die  Gewissensfreiheit,  die  Freiheit  des  Denkens,  alle  modernen  Freiheiten 
verwirft  Wir  müssen  daher  darauf  denken,  die  Trennung  kraft  der  Autorität  des 
Gesetzes  zu  voUzidien.« 

Das  kann  nun  in  der  Tat  nur  ein  starker  Staat,  ein  starkes  Gemeinwesen. 
Denn  was  bedeutet  es  nicht  alles  in  der  Praxis !  Die  Aufhebung  des  Cuitus- 
budgets,  die  der  Gesetzentwurf  im  ersten  Paragraphen  ausq>richt,  ist  da  nodt  das 
wenigste.  Aber  wenn  im  §  2  vom  Hcimfall  der  Cultusgebättdef  der  Dome, 
Kirchen,  Capellen,  Tempel,  Synagogen  etc.,  der  Kirchenpaläste,  Amtsgebäude 
etc.  an  Staat,  Departements  oder  Gemeinden  die  Rede  ist,  so  deutet  das  schon 
auf  ganz  andere  Schwierigkeiten,  aber  auf  Schwierigkeiten,  die,  wenn  die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  keine  blosse  Phrase  sein  soll,  gar  nicht  um- 
gangen werden  können.  Denn  so  wenig  es  sich  bei  dem  Gesetz  um  eine  Ver- 
gewaltigung der  Gewissen  handelt,  um  eine  gewaltsame  Unterdrückung  rdi- 
giöser  Meinungen  oder  freigewoUter  religiöser  Handlungen,  so  wird  die  Kirche 
dennoch  die  Ausführung  des  Gesetzes  als  solche  Vergewaltigung  hinstellen  und 
den  Fanatismus  ihrer  Anhänger  dagegen  aufzustaciicln  suchen.  Ihm  zu  be- 
gegnen ist  eine  sehr  starke  Regienmgsgewalt  erforderlich,  die,  wenn  sie  nidit 
in  einer  Militairdespotie  wurzelt,  nur  von  einer  starken  Demokratie  ausgeübt 
werden  kann.  Jedes  Mittelgebilde  würde  an  einer  solchen  Aufgabe  notwendig 
scheitern. 

lliGan  kann  daher  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  französische  Republik  sich 
nicht  mit  ihr  eine  Last  aufgebunden  hat,  der  sie  ziu"  Zeit  noch  nicht  gewachsen 
ist  Lange  spricht  nicht  umsonst  von  »grossen  Vorbereitungen«,  welche  die 
Sache  erfordert.  Aber  es  blieb  der  Republik  factisch  keine  andere  Wahl,  als 
diesen  Weg  zu  beschreiten.  Mit  dem  Concordat  kann  sie  nichts  anfangen ;  das 
hat  letzthin  erst  wieder  die  Affairc  der  Bischöfe  von  Dijon  und  Laval  gezeigt, 
die  von  Rom  dafür  zur  Verantwortung  gezogen  wurden,  dass  sie  Miene  machten, 
die  Gesetze  der  Republik  anzuerkennen.   Das  Omcordat  ist  ein  Missgebflde, 

das  den  grnsstcn  Widerspruch  in  sich  trficft.  den  man  sich  denken  kann:  es 
macht  den  Geistlichen  zum  Beamten  der  Republik,  während  er  in  Wirklichkeit 
sein  Mandat  und  seine  Weisungen  von  Rom  bezieht,  im  pä;)stlichen  Stuhl  seine 
hödiste  Instanz  erblickt  Wo  der  Staat  sich  selbst  unter  Rom  stellt  mler  ihm 
seelenverwandt  ist,  mag  das  erträglich  sein.  Für  die  Republik  aber,  deren 
Politik  in  allen  Puncten  der  Tradition  Romä  widerstrebt,  ist  es  die  Verein - 
banmg  des  Unvereinbaren,  da»  heisst  der  helle  Wahnsinn. 

Daher  gibt  es  auch  für  die  Republik  nur  eine  Alternative:  Fortgang  auf  der 
beschrittenen  Bahn  und  Kampf  mit  Rom  oder  Stillstand  rcspectivc  Umkehr. 
Fortgang  ohne  Kampf  mit  Rom  ist  nicht  mehr  möglich.  Rom  wird  und  kann 
nicht  freiwillig  auf  das  Concordat  verziditen.  Auch  wenn  der  S^^labus  dem 
nicht  im  Wege  stände,  der  die  volle  Trennung  des  Staates  von  der  Kirche 
verdammt,  würde  sich  die  ganze  Tradition  Roms,  die  Logik  seiner  eigensten 
Entwickelung,  seines  innersten  Wesens  dagegen  aufbäumen.  Rom  ist  nicht 
bloss  eine  Cultusgemeinschaft,  ist  keine  unsichtbare  Kirche,  kein  blosses  Reich 
der  Geister.  Rom  vertritt  eine  Weltanschauung,  die  cl)cnsoschr  irdisch-poli- 
tisch ist,  wie  sie  jenseitig  religiös  ist.  Wir  sprachen  weiter  oben  von  Rom 
als  Vertreterin  einer  bestimmten  Civilisation.  Was  für  eine  Gvilisation  ist 
dies?  Nun,  wer  die  römische  Kirche,  ihre  Organisation  und  ihr  Wesen  ge- 
nauer betrachtet,  kann  darüber  nicht  im  Zweifel  sein:  es  ist  die  Civilisation 
des  F  e  u  d  a  1  i  s  m  u  s.  Ungeachtet  aller  inneren  Reformen  und  äusseren  An- 
passui^en  ist  und  bleibt  Ivoin  ein  grosses  Stück  Feudalismus,  das  grösste  und 
fjrossartigste  Institut  der  l-"cudalzeit,  das  in  unsere  Zeit  hineinracrt.  Wo  sie 
Zustände  anfindet,  die  sich  den  socialen  Grundlagen  des  Feudalismus  nähern 
—  und  das  ist,  wie  America  zeigt,  auch  in  Republiken  möglich,  die  fonnell 
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demokratisch  constittiicrt  sind  —  rla  kann  sich  die  Kirche  ohne  tiefe,  dauernde 
Reibungen  einnisten;  sie  ist  auch  mit  dem  Capitalismus  verträglich,  wo  dieser 
feudalistische  Gestalt  annimmt.  Aber  mit  der  modern  demokratischen  Ent- 
wickdung, die  bewusst  und  systematiach  auf  die  Beseitigung  der  Classen 
hinarbeitet,  da  ist  das  römische  Wesen  «nvcroinhar.  Selbst  ein  nnt^ehenres  Stück 
ständischer  Organisation,  begünstigt  Rom  von  jeher  und  überall  ständisches 
Wesen,  stindische  Einrichtungen.  Es  will  zwischen  den  Classen  den.  Ver» 
mittler  spielen,  es  will  aber  keineswegs  die  Aufhebung  der  Classen;  es  verwirft 
die  darauf  abzielenden  Bestrebungen.  Daher  zieht  es  überall  die  Elemente 
an  sich,  die  (feudalistisch-ständische  E^inrichtung^n  aufrechtzuerhalten  oder 
neuzuschaffen  suchen.  Eine  innere  Geistesverwandtschaft  verbindet  es  und 
seinen  Klerus  mit  allem,  was  feudalistisch-ständisch  denkt  und  strebt.  Die 
Freundschaft  zwischen  den  Verfechtern  der  überkommenen  Formen  des  Mili^ 
tarismus  tmd  der  Geistlichkeit  findet  in  dieser  Zielgemeinschaft  zuleCat  ihre 
Erklärung,  und  es  ist  kein  Zufall,  dass  in  Frankreich  um  dieselbe  Zeit,  wo  die 
Lösung  des  Concordats  zwischen  Rom  und  der  Republik  unvermeidlich  wird, 
sich  auch  die  EntfcuUalisierung  des  Heeres  als  notwendige  Reform  gebieterisch 
aufdrängt 

Damit  aber,  dass  der  Kampf  zwischen  Republik  und  Kirche  die  notwendige 
Bedingung  der  Weitcrenlwickelung  der  Republik  auf  dem  von  ihr  eingescfifa- 
genen  Wege  der  Demokratisierung  ihrer  Einrichtungen  geworden  ist,  charak- 
terisiert er  sich  als  ein  wirklicher  Culturkampf.  Was  1872-1^3  in  Preussen- 
Deutschland  schien,  ist  hier  Wahrheit:  es  ist  der  ^usammenstoss 
zweier  Ci  vilisationen,  zwischen  denen  eine  organische 
Verbindung  eine  absolute  Unmdglichkeit  geworden  ist. 
Unter  den  gegdwnen  Umständen  kann  er  sich  gar  nicht  anders,  denn  als 
ein  Kampf  von  Staat  gegen  Kirche,  abspielen,  und  es  müssen  daher, 
da  es  sich  um  dieselbe  Kirche  handelt,  wie  die,  welche  1872- 1873  l^reusscn 
gegenüber  stand,  manche  Massregeln  der  Republik  ähnlich  aossehen,  wie  die 
der  damaligen  preussiscbcn  ^Tnnarchie.  Diese  äussere  Ähnlichkeit  darf  aber 
über  den  grossen  Wesensunterschied  nicht  hinwegtäuschen:  dort  Katzbalgerei 
zweier  auf  einander  angewiesener  Mächte,  hier  Loslöstmg  der  Republik  aus  der 
Umarminiq^  durch  die  Kirche,  der  gegenüber  sie,  als  Verkörperung  der  mo- 
dernen Demokratie,  in  jeder  Beziehung  die  höhere  Cultur  vertritt  und 
das  Recht  der  höheren  Cultur  geltend  zu  machen  befugt 
und  verpflichtet  ist. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

JOHANNES  HEIDEN -EIN  WORT  ÜBER  DIE  AUFGABEN 
DER  ARBEITERSECRETARIATE  UND  DIEAUSBILDUNG 
DER  ARBQTERSECRETAIRE 

Es  ist  heute  nicht  mehr  erforderlich,  über  die  Berechtigung  der  Aibeitersemtariate 
ein  Wort  zu  sprechen  oder  eine  Zeile  zu  schreiben.  Sie  bahcn  l)C\vi(.  -i  t\  das<  ihre 
Existenz  bereciitigt,  um  nicht  ^u  sagen  notwendig  ist.  Von  allen  Einrichiungeu,  d>e 
die  deutsehe  Arbeiterdasse,  soweit  sie  in  gewerkschaftlidien  und  politischen  Organi- 
sationen zusammengeschlossen  ist,  geschaffen  hat  haben  sich  wenige  so  schnell  die 
Sympathie  und  Anerkennung  weiter  Kreise  errungen,  wie  gerade  die  .\rbcitersecreta- 
riate.    Blicken  wir  zurück  auf  die  noch  nicht  ein  Jahrzehnt  alte  Gcschidite  dieser 
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Institute,  so  will  es  uns  wundernehmen,  dass  es  verhältnismässig  langer  Erwägungen 
bedurfte,  bis  der  erste  Schritt  auf  dieser  Bahn  getan  wurde.  Und  doch  ist  diese 
Zurückhaltung,  wir  möchten  sagen  Scheu,  mit  der  die  Arbeiterorganisationen  an  die 
Errichtung  der  Arbeitcrsccrctarialc  gingen,  sehr  begreiflich.  Das  Bedürfnis  nacli 
Instituten,  die  kostenlos  oder  doch  ohne  grosse  Kosten  über  die  Rechtsfragen  im 
taglichen  L^ien  und  vor  allen  Dingen  über  die  zahlreichen  D^erenzen  aus  dem 
Arbeitsverhältnis  iuiverlässige  Auskunft  geben,  die  über  Geltetidmachung  und  Ver- 
wirklichung von  Rechtsansprüchen  ihrer  dienten  Rat  erteilen,  machte  sich  ganz  iiatur- 
gcmäss  frühzeitig  geltend.  Nach  der  Schaffung  der  socialpolitischen  Gesetzgebung, 
deren  Entstehung  in  der  Hauptsache  audi  dem  Wirken  der  Arbdterorganisationen 
7n  verdanken  ist,  wurde  das  Verlangen  nach  Rechtssclnnzstellen  natürlich  noch  ein 
grösseres.  Dem  Bedürfnis  zu  genügen,  opferten  die  in  der  Arbeiterbewegung  tätigen 
(scnossen,  vor  allem  die  Redacteure  der  Partetzeitungen,  den  grossten  Teil  ihrer 
freien  Stunden;  an  manchen  Orlen  errichtete  man  auch  Connnissiuncn,  die  sich  aber 
fast  allenthalben  mit  der  iMierniittelung  von  Bcschucrden  an  die  Anfsichtsbeamten 
der  Gewerbeinspection  begnügten.  Als  nach  dem  Fall  des  Socialistengesetzcs  dic 
gewerkschaftlichen  Organisationen  erstarkten,  tauchte  dann  auch  bald  der  Plan  auf, 
Arheitcrsecretariate  zu  gründen.  Verwirklicht  wurde  er  zuerst  von  den  Nürnberger 
Arbeitern,  die  1894  das  erbte  Secrctariat  ins  Leben  riefen.  Dem  Beispiele  der  Nürn- 
berger folgten  bald  andere  Grossstädte,  aber  auch  in  Mittelstädten  blieb  man  nicht 
müssig.  Heute  arbeiten  circa  40  Arbeitersecretariate  in  Deutschland.  Ihre  Bedeu- 
tung ist  natürlich  verschieden,  viele  entwickeln  eine  sehr  umfassende  Tätigkeit  —  ein 
oder  melircre  Beamte  sind  ausschliesslich  mit  der  Erledigung  der  Secrctariatsarbciteu 
betraut  — ,  an  anderen  Oiten  werden  die  Arbeiten  des  Arbeitersecretairs  im  Nebenamt 
erledigt.  Allenthalben  aber  wirken  diese  Institute  zum  Vorteil  ihrer  Auftraggeber, 
der  organisierten  AHx'iter,  ur.d  an  vielen  Orten  noch  für  weit  grossere  Krci««:. 

Welche  Aufgaben  sind  nun  den  Arbeitersecretariaten  gestellt?  Der  Name  der 
Institute  bringt  weder  den  Umfang,  nodi  den  Inhalt  der  Tätigkeit  der  Arbeiter- 
secretariate zum  Aiisflruck.  Wollen  wir  eine  klare  Vorstelhing  von  dem  Wirken 
der  Arbeitersecretariate  gewinnen,  so  müssen  wir  die  Absichten  und  Zwecke  kenneu 
lernen,  die  ihre  Gründer  verfolgten,  und  müssen  hiermit  die  Arbeitspläne  der  Secre* 
tariate  und  deren  wirkliche  Tätigkn;  ^  rgleichen,  wie  sie  in  den  von  den  meisten 
Secrctariaten  ver(>ffontlichten  Jahn  >!aric!iten  rimi  Ausdruck  kommt.  Wie  bei  so 
vielen  Dingen,  so  gmg  es  auch  Ix-'i  den  Arbciiersccretariaten.  Das  gros.se  Arbeits- 
gebiet, das  ihnen  von  den  ersten  Befürwortern  zugedacht  war,  konnten  sie  nicht  be- 
herrschen, i  niu-ste  eingeschränkt  werdi  n.  In  r  W-rsanimlung  der  Nürnberger 
Arbeiter  im  Frühjahr  1894,  ^'O  die  Errichtung  des  ersten  Arbeitcrsecretariats  in 
Deutschland  beschlossen  wurde,  erklärte  Oericl,  das  .Vrbeitersecretariat  .solle  »ein 
Centralpunct  für  die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Ar- 
beiter wcrdenc.  Neben  der  .\uskunfterteilung  über  die  drei  Versichcrungs- 
gesetze  solle  dem  Sccretariat  auch  die  Aufgabe  zufallen,  die  Gewerkschaften  zu 
stärken  und  die  den  Gewerksdiaften  gleichgiltig  gegenüberstehenden  ArbeiOer  zur 
Organisation  heranzuziehen.  Es  solle  weiter  auf  gewissenhafte  Durchführung  der 
Arbeiterschut?:bcstimmungen  hinwirken  und  Erhebungen  über  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse, Lebensmittelpreise  und  Wohnungszustände  pflegen.  Weiter  wurde  von 
dem  Arbeiterseeretariat  die  Besorgung  der  Arbeitsvermtttdung  imd  die  Auszahlung 
der  Rciscuntcr>lützungen  erwartet.  Der  definitive  Arbeitsplan  des  Nürnberger  Secre- 
tariats  sah  aber  schon  ganz  anders  aus.  Die  Erteilung  von  Rechtsauskunft  und  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz  traten  in  den  Vordergrund,  und  von  der  Zuführung 
neuer  Mitglieder  an  die  Gewerkschaften  entliält  er  nichts  mehr.  Ebenso  erwähnt 
das  cndgiltige  Arbeitsprogramm  nichts  mehr  von  der  rein  gewerkschaftlichen  T.itig- 
keit  der  Arbeitsvermittclung  und  Auszahlung  der  Unterstützung.  Weil  das  Statut 
des  Nürnberger  Arbdtersccretariats  für  die-Mdtfzahl  der  übrigen  Secretariate  vor- 
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bildlich  Rcwc<^cn  ist,  seien  die  die  Angaben  des  Secretariats  regelnden  Bestimmtuigen 

hier  wiedergegeben: 

»Das  Arbeitersecretamt  erteilt  mündliche  Auskunft  tn  gnewerbltchen  Streitigkeiten, 

welche  der  Competenz  der  Gewerbegerichte  unterstehca;  über  Kranken-  Unfall-, 
Alters-  und  Invaliditätsversichcrunfi ;  über  Arbeiterschulz,  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht, sowie  über  das  Fabrikinspectorat.  Das  Secretariat  nimmt  Beschwerden 
über  diese  Gegen stiuuir  auf  ttnd  veräiilnsst  deren  zwccknirissigstc  Krlodigung.  Soweit 
zur  Erle<ligiing  dieser  Aufgal)en  scliriftliclie  Arbeilen  erforderlich  sind,  werden  auch 
dic>e  vom  Sci  rctariat  angefertigt. 

Berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  ist  der  Sccretair  zur  Erteilung  von  Auskunft  in 
Heimat S-.  Bürgerrechts-,  Vcrchelichungs  und  Arniensachen,  sowie  hei  Miets- 
Streitipkcitiii. 

Statistische  Erhebungen  sind  nach  Bedarf  zu  pflegen  und  können  sich  erstrecken  auf : 
Lohnverhältnisse,  Arbeitszeit,  Wohnung  und  Nährung  der  Arbeiter,  Betriebsunfälle, 
Gcui rliikrankhciten.  Sttrhcf.iIIc,  Ab-  imd  Zugang  von  Arbeitern,  Gewcrhfln'wi'gnng, 
Arbeiterorganisationen,  Arbeiterschut?,  WohlfahrtseinriclUungen,  Arbeitslosigkeit,  auf 
alle  Innerhalb  der  wirtschaftlichen  Arbeiterbewegung  auftauchenden  2Mt-  tmd  Streit- 
fragen.« 

Gleich  oder  ähnlich  lauten  die  meisten  Arbeitspläne  der  andeten  Arbeitcriccrelariate. 
Nur  der  letzte  Absatz,  der  den  Secretairen  die  Pflege  der  Statistik  auferlegt,  ist  von 
vielen  Secretariatcn  nicht  «ibrrnonunen  worden.  Dagegen  ist  von  d(  r  MLnr/aii!  der 
Arbcitersccretariatc  die  Auskunfterteilung  auf  das  gesamte  bürgcrliclic  Recht  und 
Strafrecht  aui^gedehnt  worden.  Auch  in  Nürnberg  ist  aus  der  Berechtigung  des 
Secretairs  zur  Anskunftertdlung  in  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  und  dnem  Teil 
des  bürgerlichen  Rechts  eine  PHicht  ;'u  tlitst.r  AuskunftsertciUintr  gt  wordcn.  Ob- 
gleich die  Secretaire  in  Nürnberg  —  und  auch  anderswo  —  laut  Arbeitsplan  nur  zur 
Anskunftcrteilung  über  Mieti^streitigkeiten  berechtigt  sind,  ersehen  wir  aus  ihren 
IkritJum.  ilass  sie  in  Wirklichkeit  in  den  verschiedensten,  man  kann  ruhig  sagen  allen 
I  ragtti  <lc-.  burgerlicliL-n  Rechts  zu  Rate  gezogen  werden.  Schon  wir  citniia!  den 
Bericht  emes  Arbcitersecretairs  daraufhin  an.  über  was  alles  sein  Rat  und  seine  Hille 
begehrt  wird,  so  finden  wir  neben  den  Fragen  ans  der  Sodalgesetzgebung  und  den 
Fragen  aus  dem  Recht  des  Arbeitsvertrages  alle  Abschnitte  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs vertreten.  So  wurckn  7um  Ik-ispiel  die  Frankfurter  Secretaire  im  Jahre  IQO.^  in 
1721  Mielsstreitigkeiten  um  Rai  gefragt.  889  Fragen  des  Eherechts  und  538  Vor- 
mundschaftssachen  wurden  ihnen  vorgelegt;  Alimentationssachen  führten  657  Be- 
sucher —  meist  Frauen  —  und  F.rbscliaftssachcn  754  BeSUcher  auf  das  Secretariat. 
Kauf-  und  Abzahlungsvcrtragc  wurden  in  385  Fallen  geprüft,  und  die  Bc^>linlinungen 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  Schadensersatz  wurden  mit  645  dienten  be- 
sprochen; mit  1360  Personen  wurde  die  Berechtigung  der  von  ihnen  beziehungsweise 
der  an  sie  gestellten  Forderungen  erörtert.  In  585  Fallen  wurde  .Auskunft  über 
Pfändungen  und  OtTenbarungscid  begehrt.  Mehr  als  1200  Besucher  waren  mit  dem 
Strafgesetz  in  Conflict  gdcommen  oder  hatten  sich  Übertretungen  za  schulden  kommen 
lassen.  Aus  dem  Gebiet  des  Staats-  und  Verwaltunvj-rcohts  kamen  504  Militairsaclien 
(Reclamationen  und  Pensionsansprüche)  zur  Behandlung,  in  597  Fällen  wurden  An- 
fragen über  Steuerpfiicht  und  Höhe  der  Steuer  gestellt :  bei  Erwerbung  der  preussi- 
schen  Staatsang«. h<>rigkeit  und  Ausübung  des  Gcmeindewahlrecbts  holten  sich  1466 
Personen  Rat  bt^ichnngsweise  'iesscn  sich  durch  das  Secretariat  Papiere  besorgen 
und  Aufnahmeantrage  stellen,  und  in  232  Fallen  musstc  Auskunft  über  Armenpflege 
ertdlt  and  Klage  gegen  Ortsarmenverbände  geführt  werden.  Diese  Aüfzahlnng 
ergibt,  obgleich  sie  nicht  l)esonders  specialisiert  gemacht  werden  kann,  eine  ausser- 
ordentliche Vielseitigkeit  der  von  dem  Arbeitersccretair  zu  entfaltenden  Tätigkeit. 
Man  kann  wohl  ohne  Übertreibung  sagen,  dass  die  Mehrzahl  der  Rechtsanwälte  eine 
viel  einfachere  Praxis  hat  Genau  so  vielseitig,  wie  sidi  die  Tätigkeit  der  Frank- 
furter .\rbeitersecretaire  gestaltet  hat.  ist  sie  an  anderen  Orten.  In  der  folgenden 
Tabelle  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  den  Anteil  festzustellen,  den  die  vier  Ge- 
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biete  Arbeiter>'cr  Sicherung,  Arbeitsvertrag,  bürgerliches  Recht  und  Straf  recht  an  der 
Gesamtleistung  der  Secretariate  haben.  Die  Tabelle  umfasst  allerdings  nicht  alle 
Secrctariatc,  sondern  nur  die  zwölf,  die  nach  den  uns  vorliegenden  Jahresberichten  im 
Jahre  1903  die  höchsten  Frequenzziflfern  aufweisen. 


i  jesomizaui 

Hiervon  betrafen: 

oecrctariat 

der 

Arbeiter- 

bürgerliches 

Auskünfte  , 

versicherung 

Arbeitsvertrag 

Recht 

Strafrecht 

absolut 

in  % 

absolut 

in  % 

absolut 

in  % 

absolut 

in  Vo 

Krankfiirl  ( \f  ain  \ 

2H  758 

8  678 

30.18 

5  T^iQ 

20,02 

7  434 

25.85 

1  öSi 

6.54 

CöId        .    .  . 

17  143 

a0O6 

29,14 

3  III 

18.14 

6084 

35,48 

948 

5,5-? 

Nürnberg     .  . 

löSMl 

4  56j 

26,91 

1 

9,08 

33.48 

877 

5.17 

Bremen        .  . 

11  7o6 

3  028 

25,67 

2  384 

20,21 

3  736 

31.67 

m 

6.65 

Stuttgart      .  . 

9  221 

2  7ü6 

29.21 

1  205 

13.71 

3007 

32,58 

6,40 

Hamburg     .  . 

898J 

3  158 

35.15 

1  228 

13.66 

2  565 

28.52 

529 

5.89 

Mannheim 

K  286 

.J  422 

41,29 

1  i21 

18,47 

2  181 

26,32 

286 

3.45 

München      ,  . 

7  836 

2  479 

31,03 

1  158 

14,79 

2  (iL2 

33,3^ 

345 

4.40 

Lübeck    .    .  . 

6  LU 

1  107 

16,44 

1  065 

15  96 

2  iiM 

41,49 

404 

6.00 

Halle       .    .  . 

6  175 

1  466 

23.74 

979 

15.85 

1  903 

3-%43 

355 

5.74 

Dortmund 

5  IL3 

2  128 

36.98 

1  088 

l8,9l 

1  122 

19,50 

470 

8.17 

Breslau 

081 

17.12 

2i6 

1.3.21 

1  070 

18,68 

457 

7.98 

in  summa 

133  363 

38  Iii 

29,02 

21  86i 

16,39 

40  182 

30,13 

5.94 

Obgleich  die  Tabelle  nur  einen  Teil  der  Secretariate  berücksichtigt,  dürfte  das 
gewonnene  Bild  doch  typisch  sein.  .-Vuch  bei  den  Secretariaten  mit  niedrigeren 
Frequenzziffern  wird  (L'is  Verhältnis  ein  ahnliches  sein.  Bei  der  V'erschiedenheit  der 
Methode,  nach  der  die  Rubricierung  der  Auskünfte  erfolgt,  i.st  es  nicht  gut  möglich, 
das  ganze  Arbeitsgebiet  der  Secretariate  in  eine  Tabelle  zu  bringen,  die  einen  Ver- 
gleich der  Gesamlt.Htigkcil  gestattet.  Dies  würde  auch  dann  nicht  möglich  sein,  wenn 
wir  noch  das  Gebiet  des  V^erwaltungsrechts  herangezogen  hätten,  weil  die  sonstigi'n 
/Inf ragen  in  fast  allen  Secretariatsberichten  mit  einer  grossen  Zahl  verzeichnet  sind. 
Die  obige  Zusammenstellung  ergibt  aber  —  und  auf  diesen  Nachweis  kommt  es  uns 
hauptsächlich  an  — ,  dass  nel>cn  den  Fragen  des  /Xrbcitcrrcchts  ( Arbeiterversicherung 
und  Arbeitsvertrag)  in  allen  Secretariaten  die  Auskunfterteilung  auf  dem  Gebiete 
des  bürgerlichen  Rechts  und  des  Strafrechts  eine  hervorragende  Rolle  spielt.  Von 
den  133363  Auskünften,  die  die  in  der  obigen  Tabelle  verzeichneten  Secretariate  im 
Jahre  1903  erteilten,  betrafen  40  182  (30%)  das  bürgerliche  Recht  und  7930  (6%.» 
das  Strafrecht.  Man  muss  hierbei  immer  daran  denken,  dass  die  den  Arbeitcr- 
secretairen  vorgelegten  Fragen  des  bürgerlichen  Rechts  nicht  nur  eine  oder  wenige 
Materien  des  selben  betreffen,  sondern  sich  —  was  allerdings  aus  der  von  den  meisten 
Secretariaten  gelieferten  Statistik  nicht  ersichtlich  ist  —  auf  alle  Teile  des  bürger- 
lichen Rechts  beziehen.  Hält  man  dies  zusammen  mit  der  umfassenden  Tätigkeit 
der  Arlieitersccretairc  bei  Geltendmachung  von  Unterstützungsansprüchen  aus  der 
Arbeiterversicherung  und  Ix'i  Streitigkeiten  aus  dem  .Arbeitsverhältnis,  so  ergibt  sich 
aus  der  wirklichen  Arbeitsleistung  der  .Vrbeitssecrctaire,  aus  ihrer  Praxis,  der  Um- 
fang ihrer  Aufgaben.  Was  ursprünglich  bei  einigen  Secretariaten  als  .Arbeitsgebiet 
gar  nicht  vorgesehen  war,  bei  anderen  als  eine  nel)ensäcliliche  .Aufgabe  gedacht  war, 
die  Auskunfterteilung  in  Fragen  des  bürgerlichen  Rechts  und  des  Strafrechts,  hat 
sich  in  der  Praxis  zu  einer  der  wichtigsten  .Aufgaben  der  Secretariate  gestaltet. 

Hat  so  die  Entwickelung  die  .Arbeitspläne  der  Secrctari.-ite  nach  der  einen  Richtung 
hin  erheblich  ausgedehnt,  so  ist  nach  der  anderen  Seite  factisch  eine  Einschränkung 
zu  verzeichnen.  Die  vielen  Secretariaten  als  Aufgabe  zugedachte  Vornahme  von 
statistischen  Erhebungen  über  Lohnverhältnisse.  .Arbeitszeit,  Wohnungsverhältnisse 
der  Arbeiter  und  anderes  ist,  soviel  uns  bekannt,  bisher  nur  in  Nürnberg  und  Bremen 
erfüllt,  alle  anderen  Secretariate  haben  sich  hiermit  bislang  nicht  befasst.    Die  rein 
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gewerkschaftlichen  Aufgaben  der  Arbeiterorganisationen  werden  schon  heute  viel- 
fach durch  besondere  Gewerkschaftssccretariatc  (so  unter  anderm  in  Frankfurt  am 
Main,  München  und  Stuttgart)  gelöst  oder  gdien  mit  der  zunehmenden  Starke  der 
Gewcrkschafisvcrbändc  nuf  die  von  diesen  anpc^telltcn  Beamten  über.  Den  Ar- 
beitersecretairen  verbleibt  als  eigenste  Domaine  die  Auskunfterteilung  in  Rechts- 
fragen und  die  Gewährung  von  Rechtsschtitz  in  Arlidterversicherttngssacheii  und 
Streitigkeiten  aus  dem  Arbdtsverhültnis  (Vertretung  vor  den  SproG^iiistanzen  der 
Arbeiterversichernnß  und  vor  den  GcuerbcRcrichtcn). 

Wenn  die  Arbeil  des  Slaiisiikcrs  au»  dein  Pthchtenkrcis  des  Arbeitersecretairs  ent- 
fernt wird,  so  bleibt  die  ihtn  gestellte  Aufgabe  trotzdem  noch  eine  grosse.  Schon  die 
mündliche  und  schriftliche  Auskunfterteilung  und  die  Anfertigung  oU  umfangreicher 
Schriftsätze,  Klagen  und  Beschwerden  stellen  eine  grosse  Arbeitslast  dar,  welche 
durch  die  ganz  selbstverständliche  TetlnalMne  des  Arbdtersecret»rs  an  den  Auf- 
gaben der  Gewerkschaft scartille  und  denen  der  politischen  Arbeiterorganisation  noch 
erhöht  wird  Zu  den  dem  Arbeitersecrctair  aus  seinem  Amte  erwach-^endcn  Auf- 
gaben gehört  weiter,  dass  er  durch  Vorträge  seine  Auftraggeber,  das  sind  die  Ge- 
wcrkschaftsorganisationen.  mindestens  über  Gnindzuge  der  Arbeiterversicherudgs- 
gesetzgebung.  der  Arbcitcrschutzgcsetze  und  des  Arl)citsvertragsrechts  unterrichtet. 
Weitere  Aufgaben  sollten  nicht  zu  Pflichten  des  Arbeitersecretairs  gemacht  werden. 
Stehen  sie  doch  in  seinem  Arbeitsplan,  so  können  sie  entweder  nicht  erfüllt  werden 
oder  sie  führen  zu  einer  übermässigen  Belastung  des  Arbeitersecretairs,  unter  der 
die  Erledigung  seiner  vornehmsten  Aufgaben,  die  Rcchtsauskunfterteiiung  und  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz,  notwendig  leiden  müssen.  Diese  beiden  erfordern  nätn- 
lidi  eine  ganze  Arbeitskraft. 

Ist  so  das  Arbeitsprogramm  der  Arbeitersecretaire  nach  der  einen  Seite  hin  ein- 
geschränkt, nach  der  anderen  Richtung  aber  ganz  gcwaltip  ausgedehnt  wofflen,  so 
ist  die  Frage  nach  der  Ausbildung  der  Arbeite^^ec^ctai^c  nicht  nur  erlaubt,  sondern 
sie  drängt  sich  geradezu  auf.  Von  dem  Arbeitersecretair  wird  in  seiner  täglichen 
Praxis  nicht  nur  eine  griindliche  Kenntnis  (h-r  s(x-ialpAliti<c!ien  Gesetzgebung  ver- 
langt, er  muss  auch  mit  dem  bürgerlichen  Recht,  dem  Handelsrecht  und  dem  Straf- 
reeht  vertraut  sein  imd  das  Process-  und  Verwaltimgsrecht  beherrschen.  Wie  erwirbt 
•idi  nun  der  .\rl>citersccretair  die  zur  erfcdgrdchen  Ausübung  seines  Amtes  not- 
wendigen Kenntnisse?  Der  unter  anderm  von  Kampffmeyer,  Cahn  und  Muller') 
gewünschte  Zudrang  \uii  Juristen  zu  den  Stellungen  der  Arbeitersecretaire  ist  bisher 
nieiit  eingetreten  und  ist  auch  wohl  in  der  nächsten  Zeit  nicht  zu  erwarten.  Soweit 
wir  übersehen  k(iinien,  In-findet  sich  unter  den  jctZt  amtierenden  Arbcitersecrctaircn 
nur  ein  Akademiker,  und  dieser  ist  meines  Wissens  nicht  Jurist.  Alle  übrigen  Arbeiter- 
secretaire sind  aus  der  Arbeiterclasse  hervorgegangen,  und  so  wird  es  auch  wohl, 
wenigstens  für  die  nächte  Zukunft,  bleiben.  Wir  brauchen  hier  deshalb  die  Frage, 
ob  die  Anstellung  von  Juristen  in  den  Arheitersccrctariaten  erwünscht  oder  gar  not- 
wendig ist,  nicht  mehr  zu  erörtern.  Nur  so  viel  sei  gesagt,  dass  mit  der  Anstellimg 
von  Juristen,  die  eben  ihr  Studium  vollendet  oder  auch  sdion  die  Vorbereitungszeit 
bei  den  Cscrichten  hinter  sich  hal>en,  so  gut  wie  nichts  gewonnen  sein  würde.  Die 
Frage  ist  also  die:  Wie  kann  sich  der  aus  der  Arbeiterclasse  hervorgegangene  Arbeiter- 
secretair die  zu  seinem  Berufe  erforderlichen  Kenntnisse  aneignen?  Eine  grosse 
Anzahl  der  Arbeitersecretaire  war  früher  in  Vorständen  von  Ortskrankencassen  tmd 
freien  Hilfscassen  tätig  und  hat  sich  hierbei  genügende  Kenntnisse  der  Arbeiter- 
Versicherungsgesetze  und  der  Praxis  in  Klagesachen  aus  diesen  Gesetz»)  erworben; 
sich  audi  mit  dem  bürgerlichen,  dem  Straf-  und  Prooessrecht  vertraut  zu  madien, 

<)T«gl.  Paul  Kampffmeyer:  Bin  Wort  »htr  die  dtHttektm  ArWterseentariaU  im  Archiv  Jür 
Mctole  Gesrtzficl-iing  und  Statistik,  XVI.  U<1.  pap;.  403.  .ViiRaet  Mollcr:  Arheitersecretoriale  und 
ArbeiUrverstcherung  in  Deutscklund  München  11,04  .  pag.  (>4,  ondDr.Ernst  Cahn:  Die  unentgtlUicheH 
RtckUaHSkunßs.itelUn  für  Vnbemittdle  im  Deutschen  Rtich  bm  Jalire«b«iidrt  dea  SocMen  MuantHU 
so  Fxankfart  am  Maio  fOr  1903  ^Frankfurt  1904;,  pag.  zo. 
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fthk  dagegen  in  Casscnvorsi.uulcn  jede  Gelegenheit.  Und  doch  niuss  der  Arbeiter- 
secretair  auch  hierüber  Bescheid  wissen.  Jeden  Ta^  werden  an  ihn  Fragen  gestellt, 
wie  man  den  Besitz  der  Frnii  vor  Pföndtinp  wegen  Schulden  des  Mannen  schützt,  ob 
ein  Erbrecht  besteht,  wie  es  geltend  gemacht  wird,  wie  man  sich  davor  bewahrt,  für 
Schulden  eines  verstorbenen  Verwandten  haftbar  gemacht  zu  werden  ils.  w.  Wie 
häufig  wird  der  Arbeitersecretair  zu  Rate  gezogen,  we[in  es  sich  darum  handelt. 
Schadcnsorsat7an-pr;iche  ereilend  zu  machen.  Kann  der  Arbeitersecretair  auch  die 
hierzu  oft  erforderlichen  Processe  nicht  durchführen,  so  muss  er  doch  im  stände  sein, 
zu  beurteilen,  ob  der  Anspruch  überhaupt  begründet  ist  oder  nicht.  Das  Gesuch  uro 
Bewilligung  des  .Armcnrcclit-,  da-  fli  r  Arln  iti  rvccretair  in  der  Regel  in  sfdchen 
Fällen  für  seinen  dienten  anfertigen  wird,  hat  nur  daim  Erfolg,  wenn  sich  aus  ihm 
die  rechtliche  Begründung  der  Schadenersatzforderung  ergibt.  Mangelt  dem  Gesuch 
die  nötige  Begründung,  so  wird  es  vom  Ciericht  wegen  Aussichtslosigkeü  der  Rtchts- 
vrrfolgituf^  abgelehnt,  womit  dem  armen  dienten  die  Mögiichkeit  genommen  ist,  sein 
Recht  überhaupt  zu  einer  eingehenden  Prüfung  dem  Richter  zu  unterbreiten.  Genau 
so  wichtig,  wie  die  Kenntnis  des  bürgerlichen  Rechts,  ist  die  des  formellen  Rechts. 
Unser  Processverfahren  ist  der  Miluiikung  der  Rechtsanwälte  auf  den  Leib  zu- 
geschnitten. Dies  macht  sich  auch  l>ei  den  Amtsgerichten  geltend,  wo  freilich  der 
Anwaltszwang  nicht  besteht,  die  Parteien  sich  also  selbst  vertreten  können.  Es  gibt 
im  Civilprocess,  der  nicht  vom  Gericht,  sondern  von  den  Parteien  betrieben  wird, 
«ne  ganze  Anzahl  Formvorschrificn.  die  zu  licaditen  sind,  und  viele  Fristen,  die  nicht 
versäumt  werden  dürfen.  Wer  eine  Formvorschriit  nicht  beachtet  oder  eine  Frist  ver- 
streichen lässt,  hat  sehr  oft  den  Verlust  seines  Rechtes  zu  beklagen,  immer  aber  Ver- 
zögerung und  Kosten  zu  gewärtigen.  Hier  kann  dcT  Arljeitersecretair  sich  selten  mit 
der  mündlichen  Rechtsauskunft  Iteimügcn.  er  muss  muh  die  an  Fristen  Und  Formen 
gebundenen  Erklärungen  schriftlich  für  seine  dienten  anfertigen. 

Um  dies  alles  richtig  und  für  seine  Mandanten  erfolgreich  besorgen  zu  können, 
muss  der  Arlxritersecreta-'r  für  '.einen  Beruf  Ix'sonders  vorgebildet  werden,  mu.ss  er  eine 
Lehrzeit  durchmachen.  E-,  soll  hier  kein  fertiger  Lehrplan  gegeben  werden,  sondern 
nur  einige  Vorschläge,  deren  Besprechung  und  Ergänzung  sehr  erwünscht  ist.  Die 
Ausbildung  des  Arheitersecrctairs  muss  eine  theoretische  und  eine  praktische  sein. 
Die  praktische  Ausbildunp  ist  schon  heute  verhäUnissinässig  leicht  zu  crreiclien  •  man 
braucht  den  Arbeitersecretair  vor  Antritt  seines  Amtes  nur  auf  ein  halbes  Jahr  in 
eins  der  schon  bestehenden  Arbeitersecretariate  zu  scbicken,  wo  ihm  Gelegenheit  genug 
g^ben  ist,  die  Erledigung  der  täglichen  Geschäfte  kennen  zu  lernen.  Aber  das  Vcr- 
irautscin  mit  der  Praxis,  ja  selbst  eine  gewisse  Routine  ist  doch  kein  genügendes  Rüst- 
zeug, kann  die  theoretische  Ausbildung  nicht  ersetzen.  Diese  kann,  wie  die  Dinge 
heute  liegen,  nur  durch  Selbststudium,  vielleidit  unter  Anleitung  eines  Juristen,  er- 
worben werden.  Erst  das  durch  systematisches  Selbststudium  gewonnene  positive 
Wissen  wird  dem  angehenden  Arbeitersecretair  die  Sicherheit  und  Überlegenheit 
geben,  um  sichtend,  ordnend  und  richtig  entscheidend  in  das  tausendfältige  Vielerlei, 
das  ihm  ilie  Praxis  bietet,  eingreifen  zu  können.  Worauf  sich  das  Selbststudium  zu 
erstrecken  hat.  sagen  uns  die  oben  dargestellten  Aufgaben  der  Arbeitersecretariate. 
Es  sind  die  Gebiete  des  Arbcitervcrsichcrungsrechts,  des  Arbeitervertragsrechts,  des 
bürgerlichen.  Straf-  und  Processrechts;  mit  den  Grundzügen  des  Verwaltungsrechts 
muss  der  Arbeitersecretair  ebenfalls  vertraut  sein.  Line  wichti;^e  Frage  isl.  wie  die 
Mittel,  die  diese  Ausbildung  der  .'Xrbeitersecretaire  verlangen  wurde,  autgebracht 
werden  sollen.  Der  Candidat  selbst  wird  in  der  Regel  nicht  im  stände  sein,  die  Kosten 
zu  bestreiten ;  es  bliebe  also  nur  übrig,  dass  die  Organisation,  für  die  er  später  wirken 
.-oll.  sie  auf  sich  nimmt.  Die  lluhe  der  Kosten  wird  nicht  ganz  gering;  sein  :  (he-  kann 
aber  für  den,  der  die  Ausbildung  als  notwendig  erkannt  hat,  kein  Grund  sein,  von  ihr 
abzustdien.  Die  Organisationen,  die  ein  Aribeitersecretariat  ins  Leben  rufen  wollen, 
müssten  diese  Kosten  gewissermassen  als  Gründungskoaten  betrachten.    Wie  schon 
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oben  bemerkt  worden  ist,  soll  hier  kein  fertiger  Lehrplan  gegeben  werden»  sondern 

nur  auf  die  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Ausbildung  für  dm  Beruf  des  Arbeiter- 
secretairs  bingcwiescn  werden.  Zu  diesem  Ziel  führen  natürlich  mehrere  Wege;  es 
gilt  nur,  den  besten  zu  finden.  Dieser  Aufgabe  werden  sich  die  interessierten 
Arbeiterorganisationen  nicht  mehr  lange  entziehen  können.  Das  bis  jetzt  ühliclie 
Verfahren,  dtti  Tuuen  Arbeitcrsccretair  nuf  eijiipe  Tape.  wcnn's  liorh  kommt,  auf  einige 
Wochen,  an  em  oder  zwei  Arbeitersccrctariatc  zu  schicken,  damit  er  sich  einen 
Einblick  verschaift,  garantiert  keine  genügende  Ausbildung.  Selbstverständlich 
nni<s  die  Ausbildung  des  Arbcitersecretairs  durch  eine  Weiterbitdtmg  ergänzt  werden. 
Die  wichtigsten  FrscheiminRm  der  Fachliteratur  muss  er  studieren,  vor  allem  niosft 
er  sich  über  die  Entscheidungen  des  Reichsversicherungsamts,  der  Gewerbegerichte, 
aber  auch  des  Reichsgerichts  informieren.  Hierzu  gehört  natürlich  Müsse.  Die 
Arbeitslast  bei  der  Auskunftertcilung  und  Anfertigung  von  Schriftsätzen  darf  nicht 
so  gross  sein,  dass  ihre  Bewältigung  den  ganzen  Tag  in  Anspruch  nimmt.  Den 
Zwecken  der  Weiterbildung  können  in  hervorragender  Weise  die  öffentlichen  Bi- 
bliotheken dienen;  sie  können  aber  nicht  die  eigene  Bibliothek  ersetzen.  Der  zweck- 
mässigen .Ausgestaltung  ihrer  Bibliotheken  sollten  alle  Secretairc  und  VcrwaUungs- 
commissionen  daher  die  allergrösstc  Aufmerksamkeit  widmen.  £s  wäre  sehr 
empfehlenswert,  wenn  die  schon  längere  Zeit  tätigen  Arbeitersecretaire  einmal  einen 
Musterkatalog  für  die  Bibliothek  eines  Arbdtersecretariats  aufstellen  wollten.  Heute 
sind  die  meisten  Bibliotheken  fast  ausschliesslich  nach  den  Wünschen  des  einzelnen 
Secrctairs  zusammengestellt,  die  naturlich  von  den  Kenntnissen  und  dem  Überblick 
des  Secretairs  über  die  juristische  und  socialpolitische  Literatur  abhängen.  Hier 
grrüiidliche  Abhilfe  zu  schaffen,  ist  dringendes  Erfordernis.  Eine  gute  Sccretariafs- 
bibliothek  muss  zum  mindesten  eine  complete  Sammlung  aller  Gesetze  enthalten  und 
zu  den  wichtigsten  Gesetzen  (Arbeiterversicherungsgesetze,  Gewerbeordnung,  Bürger- 
liches Gesetzbuch,  Strafgesetzbuch,  Civil-  und  Strafprocessordnung)  auch  brauchbare 
Commentare;  die  bedeutcndt  ren  Zeitschriftet> ;  die  Amilichen  Nachrichten  Jcs  Reichs- 
versicherungsamts,  das  Gewctbcgcricht,  die  Deutsche  Juristenseitung  und  andere 
dürfen  ebenfalls  nicht  fehlen. 

Bei  der  Frage  nach  den  Aufgaben  der  Arbeitersecretariate  sind  wir  absichtlich  auf 
die  Erörterung  der  dem  Arbeitcrsccretair  obliegenden  Püicht,  auf  der  einen  Seite 
das  Rechtsbewusstsein  seiner  Mandanten  zu  wecken,  auf  der  anderen  Seite  aber  auch 
das  Pflichtgefühl  zu  steigern,  nicht  eingegangen.  Dies  erschien  ims  für  unseren 
Hauptzweck,  aus  den  Aufgaben  der  Arbeitersecretaire  die  Notwendigkeit  einer  grimd- 
lichen  Fachausbildung  zu  beweisen,  mehr  nebensächlich.  Aus  dem  gleichen  Grunde 
haben  wir  auch  die  in  Gewerkschaftskreisen  nodi  sehr  umstrittene  Frage,  ob  zur 
Inanspruchnahme  der  Arbeitersecretariate  nur  die  organisierten  Arbeiter  zugelassen 
werden  sollen  oder  auch  die  nichtorganisierten,  ob  von  den  letzteren  eventuell  Gebühren 
erhoben  werden  sollen,  nicht  berührt.  Ebenfalls  nicht  crwäluit  hüben  wir  die  Mass- 
nahmen; die  eine  Erleichterung  der  Tätif^t  des  Secretairs  nach  sich  ziehen  und 
ihm  damit  Zeit  zur  Weiterbildung  gewinnai  können.  Ist  nur  erst  die  Notwendigkeit, 
dem  Arbeitersecretair  Gelegenheit  zu  seiner  weiteren  Ausbildung  zu  geben,  allgemein 
anerkannt,  so  werden  sich  auch  Mittd  und  Wege  finden;  sei  dies  nim  durch  Ver- 
besserung und  Ausbau  des  Formularwesens»  um  den  Sccretair  von  mediani sehen 
Schreibarbeiten  zu  entlasten,  oder  Verringerung  der  Sprechstunden. 

Dass  die  Erfüllung  der  hier  zum  Ausdruck  gebrachten  Wünsche  die  Kosten  der 
ersten  Einrichtung  ztemlidi  bedeutend  und  die  laufenden  Ausgaben  des  Secretariats 
etwas  erhöhen  wird,  ist  klir;  wir  glauben  aber,  dass  diese  Mittel  gut  angewandt  sind. 
Je  besser  die  Ausbildung  des  Secretairs  ist  und  je  mehr  er  auf  sein  eigentliches 
Arbeitsgebiet,  die  Erteilung  von  Rechtsau skimft  und  Gewährung  von  Rechtsschutz, 
sich  beschränkt,  desto  mehr  wird  er  seinen  Auftraggebern  und  der  Allgenidnbeit 
nützen  koanca. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Digitized  by  Google 


974 


EDMUND  nSCHER  •  DtS  SICBSISCHE  PROBE 


EDMUND  FISCHER  •  D/£  SÄCHSISCHE  PROBE 


Genosse  GnufaiRuer  polemisiert*)  Artikel  im  Octolieriiefte  dieser 

Zeitschrift").  Er  liest  dabei  aus  meinen  Ausführungen  Dinge  heraus,  die  ich 
nicht  hineingelegt,  und  er  zieht  sonderbare  Schlussfolgerungen,  so  dass  ich  eine 
Erwidertuig  nicht  umgehen  kann. 

Zunächst  will  ich  feststellen,  dass  der  eigentliche  Zweck  meines  Artiiceb  keines- 
wegs eine  Kritik  der  \Vahl^(.Tht^lK•\vt■l:^ng  in  Snrhsen  war.  Die  Massnahmen  und 
die  Tätigkeit  der  sachsischen  Parteigenossen  habe  ich  tiicht  nur  mit  keinem  W(Mte 
getadelt,  sondern  im  Gegenteil  auf  das  höchste  gelobt.  Ich  habe  auch  mit  keiner 
Silin-  postuliert,  dass  etwas  anderes  hätte  von  der  Partei  geschehen  sollen.  »Unter 
solchen  Umständen  [der  Gleicligiltigkeit  des  Volkes]«,  schrieb  ich,  >1  i  e  s  s  sich 
überhaupt  nichts  anderes  tun,  als  was  geschah.  An  Eifer  und 
gittern  Willen,  an  revolutionärer  Tatkraft  und  Mut  liesscn  es  die  sachsisdien  Ge- 
nossen so  wenig  fehlen,  wie  die  Genossen  in  Osterretdi  nnd  Belgien.«^)  Hätte  ich 
die  Massnahmen  der  sächsischen  Genossen  kritisiert,  so  hätte  sich  diese  Kritik  in 
erster  Linie  auch  gegen  mich  selbst  gerichtet.  Denn  ich  war  damals  nicht 
nur  Mitglied  der  Redaction  des  Parteiblattes  in  Dresden  —  mit  Gradnauer  ra- 
sammen  — .  sondern  auch  Mitglied  des  Ccntralcomitcs  für  Sachsen,  in  dessen  H;inden 
die  Leitung  der  Protestbewegung  lag.  Die  Absicht  meines  Artikels  war  eine  ganz 
andere,  als  an  der  sachsischen  Wahlrechtsbewegung  Kritik  zu  üben. 

In  mdureren  Pluteiversanrndungcn  vor  dem  Bremer  Parteitage  "  unter  andern 
auch  in  Leipzig  —  iK-schaftigte  man  sich  mit  der  Frage,  was  wir  tun  würden,  wenn 
man  uns  das  Reiclistagswahlrecht  nähme.  Wäre  die  sächsische  Prcbe  für  uns  so 
glänzend  ausgefallen,  wie  dies  Gradnauer  glaubt,  dann  wäre  die  Antwort  sehr  ein- 
fach gewesen :  wir  machen  es  so,  wie  bei  der  Wahlcntrechtung  in  Sachsen.  Aber  die 
sächsische  Probe  scheint  keinem  der  Redner  imponiert  zu  hahi-n.  denn  sie  alle 
suchten  nach  anderen  Mitteln.  Jedenfalls  wollten  sie  nicht,  dass  man  die  Beseiti- 
gung des  Reichstagswalilrcdits  so  ruhig  hinnähme,  wie  du  Volk  —  die  grosse 
Masse  —  in  Sachsen  die  Landtagswahlentrecfatung  hingenommen  hatte.  Da  glaubte 
ich,  darauf  hinweis<'n  zu  sollen,  was  in  erster  Linie  geschehen  und  erreicht 
werden  müsse,  wenn  man  eine  Wahlcntrechtung  verhindern  wolle :  das  Volk, 
die  grosse  Masse,  in  Erregung  tmd  Befpegunf  zu  bringen  I  Die  fdnstausgeklügdten 
Pläne  und  die  besterwogenen  Mittel  nützm  nidit^  wenn  die  grosse  Masse  des 
Volkes  nicht  teilnehme.  Diese  Mnss<»  sei  al>cr  nur  dann  in  Erregung  und  Bewegung 
zu  bringen,  werde  niu*  datm  es  riskieren,  sich  den  Schädel  einschlagen  zu  lassen,  das 
heisst,  sie  werde  nur  dann  zu  grossen  Opfern  —  die  eine  solche  Bewegung  erfordert 

—  bereit  sein,  wenn  sie  wirklich  empfinde,  dass  ihm  etwas  sehr  Wertvolles  ge 
nommcn  werden  solle,  dass  der  Kampf  sich  um  ihr  Lebcnsintercssc  drehe. 
Das  werde  aber  nicht  erreicht,  wenn  man  den  Parlamentartsmus  so  gering  ein- 
schätze, wie  das  erst  kürzlich  ein  (sächsisches)  Parteiblatt  getan  habe  und  es  hier 
und  da  auch  von  anderen  geschehe,  und  wenn,  wie  Behnrl  in  Amsterdani  erklärte,  es 
die  deutsdien  Socialdemokraten  für  eine  bürgerliche  Republik  —  also  für  politische 
Freiheiten  und  Redite  in  der  bürgerlichen  Gesdlidialt  —  nicht  darauf  ankonunen 
liessen,  die  Köpfe  ci)igeschlaf:fn  zu  iK-kommen.  Bei  der  Vertddtgimg  des  Wahlrechts 

—  eines  Stücks  der  bürgerlichen  Demokratie  —  müsse  man  auch  Grosses  wagen 
und  zu  Grossem  bereit  sein.    Dies  darzulegen,  war  der  alleinige  Zweck  meines 

>)  Oenrc  r,  r  .1 1!  n  .1  i  !•  r      Die  <>äch^i!:che  Pmbe  ir  iIit  S'euen  Zeil.  tf)CM-ii>o5,  I.  I1<1.,  pai;.  iij  ff. 

*)  Der  Widerstand  des  deutschen  Volkes  gegen  U'aklentrtcktMng*n  in  üickcm  liarnic  der  SociaUsHscken 

Monatshefle,  p.^^  S14  ff. 

•)  Veigl.  ibid.,  pag.  »16. 
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Artikels,  in  dem  ich  dann  auch  noch  l>chauptetc,  dass  sich  die  entscheidenden  Kämpfe 
in  letzter  Linie  inuner  wieder  im  Parlament  abspielen  würden,  die  Eroberung 
des  selben  atso  schliesslich  doch  unser  nächstes  Ziel  sei.  Auf  die  Kämpfe  in  Sachsen 
kam  ich  nur  zu  sprechen,  um  an  leigen,  dass  der  gute  V^^le  unserer  tatigco  Partei* 
gcnojwcn  noch  keineswegs  genüge,  um  eine  Wahlrechtsbewegung  zu  insceniercn.  wie  sie 
andere  Länder  sahen.  Und  ich  glaubte  in  der  Tat,  die  Meinung  unserer  Genossen 
sei  darin  eine  einhellige,  dass  die  Wahlrechtsbewegung  in  Sachsen  misslungen 
sei.  Ich  habe  weder  privatim,  noch  öffentlich  anders  mich  darüber  geäussert,  seit 
diese  Bezvcgung  hinter  uns  Vicgt.  Bereits  vor  einem  Jahre  habe  ich,  wain  ich  nicht 
irre,  in  der  Frankfurter  l'olksstimmc,  mich  über  die  Teilnahmlosigkeit  des  sächsischen 
Volkes  in  der  Wahlrechtsbewegung  genau  so  geäussert,  wie  in  mdnem  letzten  Ar> 
tikel  in  den  Socialisttschcn  Monatsheften.  Und  ich  kann  hier  constnficrcn,  dass 
während  der  Wahlrcclitsbcwegung  nicht  nur  wir  im  Centralcomite 
sehr  enttäuscht  waren  über  die  unbegreifliche  Ruhe  und  Gleichgiltigkeit  der  Bevölltt- 
rung,  sondern  auch  die  an  das  Ontralcomit^  gesandten  Berichte  aus  ganz  Sachsen 
die  gleiche  Enttäuschung  aussprachen.  Ich  könnte  für  meine  Behauptungen  Beweise 
und  Gewährsmänner  anführen,  die  jedenfalls  zeigen  würden,  dass  ich  mich  mit 
meiner  Auffassung  in  guter  Gesellschaft  befinde  und  dass  bdspielswdse  gerade  audi 
Genosse  Grenz  keineswegs  das  Recht  hat,  mir  vorzuwerfen,  ich  hätte  —  wie  er  sich 
in  einer  Parteiversannnlung  in  TxipTiig  ausdrückte  —  mit  meinem  Artikel  »den  Ge- 
nossen in  Sachsen  Knüppel  zwischen  die  Beine  geworfen«.  Die  Protestbewegung, 
von  der  ich  spradi,  gdiort  jetzt  der  Geschichte  an;  tH>er  sie  ntin  objectiv  zu  ur- 
teilen, die  Ldiren  aus  ihr  zu  ziehen,  liegt  im  Interesse  unserer  zukünftigen  Actionen. 
Niemand  war  besser  über  den  Umfang  der  Prote^^tbeweizimg  unterrichtet,  als  die 
Regierung,  und  die  Gegner  merkten  deshalb  weiug  von  ihr,  weil  eben  wenig  oder 
gar  nidits  zu  sdien  war.  Da»  Drtsdentr  Journal,  das  Organ  der  sachwscben  Re- 
gierung, schrieb  nach  Annahme  des  neuen  Wahlgesetzes,  die  Protestbewegung  sei 
über  >ein  leises  Säuseln  nicht  hinausgekommen«. 

Wenn  ich  behaupte,  das  sächsische  Volk  habe  die  Wahlentrechtung  in  der  Tat 
ruhig  hingenommen,  so  ist  damit  freiltcfe  nodi  keineswegs  gesagt,  dass  es  die  selbe 
etwa  gehi!liq;t  habe*  oder  nicht  i.mzufriedcn  damit  gewesen  wi'uc.  Das  Volk  ist  mit 
vielem  imzufrieden,  ist  über  viele  Massnahmen  der  Regierung  oder  der  herrschenden 
Parteien  unwillig,  ohne  dass  es  deshalb  berat  wäre,  zur  Verhinderung  der  selben 
auch  nur  das  kleinste  Opfer  zu  bringen.  Sidier  war  es  in  seiner  grossen  Mehrheit 
auch  mit  der  W'alilentrechtung  nicht  einverstanden,  verurteilte  es  sie  als  eine  reactio- 
näre  Massrcge\;  aber  der  Landtag  war  ihm  eine  zu  gldchgiltige  Sache,  es  bewertete 
den  Verlust  zu  gering,  um  in  einen  Kampf  einzutreten  oder  auch  nur  rieh  grosse 
Muhe  zu  machen.  Daher  kann  man  aus  meinem  Artikel  auch  nicht  herauslesen,  ich 
sei  der  Meinung,  bei  einer  Änderung  des  Reich  s  t  a  g  s  Wahlrechts  würde  das  Volk 
ebenfalls  so  ruhig  bleiben.  Im  Gegenteil!  Gerade  weil  das  Volk  den  Reichstag  und 
das  Reichstagswahlrecht  höher  bewertet,  wird  es  dieses  ganz  andeers  verteidigen. 
Die  Protestbewegung  gegen  die  Wahlrccht-sverschlechterung  in  Sachsen  war  aber 
nichts  anderes,  als  eine  jener  Protestbeivegungcn.  wie  sie  schon  zu  Dutzenden  irl 
Deutschland  stattfanden :  gegen  die  Tabaksteuer,  Marine-  und  Militairvorlagen  u.  s.  w. 
Wenn  Gradnauer  nur  soldie  Proteste  im  Auge  hat,  dann  sind  wir  sdt  Lassalles 
Zeiten  in  einer  permanenten  Protest-  tmd  Demonstrattonsbcwegtmg;  denn  solche 
Volksversammlungen,  wie  im  Winter  1895- 1896  in  Sachsen,  finden  das  ganze  Jahr  und 
alle  Jahre  in  ganz  Deutschland  statt  und  sind  zu  Reichstagswahlzeiten  noch  besser 
besucht  und  viel  lebhafter.  Aber  weder  ich.  noch  Gradnauer  haben  am  10.  December 
189s,  wo  die  denkwürdige  Sitzung  des  sächsischen  Landtags  stattfand,  nur  eine 
Reihe  von  Volksversammlungen  und  Protestresolutionen  im  Auge  gehabt,  als  wir 
mit  den  Fäusten  auf  den  Tisdi  sehlvgcn  und  Nun  aber  lost  riefen.  Wir  hatten  uns 
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kurz  zuvor  an  der  Wahlrcclitshcwcgiing  in  Belgien  und  Österreich  begeistert:  eine 
Bewegung,  wie  in  diesen  beiden  Landern,  wo  man  auch  nicht  zur  Gewalt  g^riffen 
nnd  auch  keine  Bomben  seschteudert  hatte,  schwebte  uns  allen  in  Sachsen  vor. 
Daraus  entsprang  auch  die  Forderung,  die  Mandate  niederzulegen,  und 
Gr.ulnancr  war  ja  der  erste,  der  diese  Forderung  aufstellte.  Er  hat  sich  nachher,  als  wir 
etwas  ruhiger  und  nüchterner  geworden  waren,  gerade  so,  wie  ich,  davon  überzeugt, 
dass  die  Bewegung  dadurch  keinerlei  Vorteil,  sondern  le^glidi  Naditeil  hätte.  Aber 
er  wag  nur  nachlesen,  was  wir  damals  in  der  Zeitung  schrieben :  »Eine  Bewegung, 
wie  wir  sie  eben  erst  in  Belgien  und  Osterreich  erlebt  haben,  muss  in  Sachsen  ent- 
stehen, bis  .  .  .c  u.  s.  w.  Noch  auf  der  Landcsconferenz  in  Dresden  sagte  Geyer: 
»Nicht  eine  Überstürzung,  sondern  eine  andauernde  Steigerung  VBsaaf  erzielt  werden. 
Die  Erfahrungen  in  Osterreich  und  Belgien  müssen  zu  nutze  gemacht  werden.«*) 
In  Wirklichkeit  aber  war  damals  schon  die  Protestbewegung  zu  Ende.  Wenn  Grad- 
nauer  in  seinem  Flugblatte  An  das  Volk  Sachsens f  schrid>:  »Volk  Sachsens,  tritt 
auf  wider  die  Bedrückungspläne  deiner  Feinde  mit  allen  Kräften 
und  Mitteln,  welche  die  Gesetze  dir  gewähren.  Überall  auf  Weg  und 
Steg,  in  Haus  und  Versammlungen  lasse  deinen  Zorn  gegen  die 
Zumutungen  der  Reaction  zum  Ausdruck  kommen.  Mil* 
Ii  oncn  sti  mm  ig  muss  der  glühende  Protest  des  Volkes 
an  das  Ohr  fler  Gewalthaber  un!d  Mammonsmächtigen 
dringen«  —  su  hat  er  damit  natürlich  nur  an  eine  grosse  Protestbcwegfung  gcdadit; 
aber  von  dem  glühenden  Protest,  der  mäUonenslimmig  an  das  Ohr  der  Gewalüiaber 
und  \TanunonsiTiäcIuigen  gedrungen  wäre,  habe  ich  leider  nichts  gemerkt!  Unsere 
Parteigenossen  und  regelmässigen  V e r s a  m  m  l u n g s b e s u c h er 
kamen  in  unsere  Versammlungen ;  diese  waren  auch  entrüstet  —  aber  in  der  grossen 
Öffentlichkeit  merkte  man  von  einer  grossen  Erregung  und  Bewegung  nichts.  Als 
Bebel  und  IJcbknccht  in  Dresden  sprachen,  waren  insgesamt  etwa  5000  Menschen 
erschienen  —  so  viel,  als  die  drei  Dresdener  Wahlkreise  organisierte  Mitglieder 
haben  1  Die  anderen  Versammlungen  in  Dresden  waren  geringer  besucht  Gnd» 
nauer  wird  mir  aber  auch  zugeben:  wenn  Bebel  und  Liebknecht  in  der  ruhigsMil 
Zeit,  im  Hochsommer,  über  die  Entwickelung  Südamcricas  gesprochen  hätten,  es 
wären  ganz  die  selben  Leute  in  der  selben  Anzahl  in  die  Versanmilung  gekommen. 
Wenn  Gradnauer  in  diesen  Versammlungen  eine  grosse  Demonstration  sidi^  so 
mu^s  ich  wirklich  ül^^r  seine  ganz  unbegreifiidie  BesdMtdenheit  staunen.  So  be- 
scheiden bin  ich  allerdings  nicht  Unter  einer  grossen  Demonstration,  unter  einer 
maclitigcn  Waliirechlsbewegung  verstehe  ich  etwas  anderes.  Gleichwolil  begreife 
idt  nidit,  wie  Gradnauer  aus  meinem  Artikel  herauslesen  kann,  ich  unterschiebe 
den  sächsischen  Genossen,  sie  hätten  damafs  an  Gewalt  gedacht.  Wenn  Gradnauer 
sich  der  Mühe  unterziehen  und  den  Verlauf  der  jahrelang  anhaltenden  Wahl- 
rechtsbewegung  in  Belgien  und  Osterreich  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre 
ncdmiab  betrachten  wollte,  so  wurde  er  uSxr  leicht  dnsdicn,  dass  zwischen  «fen 
Volksversammlungen  in  Sachsen  und  den  Wahlrcchtsdemonstrationcn  in  jenen  bei- 
den Ländern  ein  ganz  gewaltiger  Unterschied  besteht,  ohne  dass  man  dort  zur  An- 
wendung von  Gewalt  schritt 

Auf  das,  was  Gradnauer  gegenüber  Jaures  und  Turati  sagt  nur  einige  kurze  Be- 
merkungen. Wenn  in  Frankreich  einmal  das  Stimmenverhältnis  so  sein  wird,  wie 
1S93  in  Sachsen  (270654  socialdemokratische  gegen  321 411  gegnerische),  so  werden 
wir  Frankreidi  sicher  als  eine  rote  RepnbHk  betraditen  kSnnen.  Warum  sollte  da 
Sachsen  t9g$  aodi  kein  rotes  Königreich  gewesen  sein?  Beim  Ausstände  in  Italien 
lebten  die  Socialistcn  in  dem  Wahne,  die  politische  Macht  mit  einem  Schlage  er- 
obern und  die  socialistische  Gesellschaft  durchführen  zu  können.     Heute  verficht 

*)  Vcr(;l.  dc-u  ücncht  über  die  Lande«<:onfctuni  in  der  Sücksischen  ArbeüerzmtMHg  vom  9.  April  i8<;it>. 
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Turati  den  Standpunct,  dass  es  in  der  \virtsc!iaftlichcn  Entwickcliing  keine  pcwah- 
sanien  Eingriffe  geben  kann,  man  aber  ein  poliüsciies  Recht,  eine  Freiheit  nach  der 
anderen  erobern,  das  Eroberte  verteidigten  and  das  Vdk  rar  Freiheit  erziehen  mus^; 
dass  man  so  und  nicht  anders  zur  politischen  Macht  kommt,  jedes  eroberte  Recht, 
jede  durchgreifende  Reform  uns  dem  Ziele  näher  bringet,  dass  der  Kampf  um  diese 
einzelnen  Rechte  und  Reformen  in  der  heutigen  Gei>ellschaft  nicht  umgangen  werden 
kann  und  die  Gesamtsumme  dieser  Kinqife  den  grossen  Kampf  mn  die  politische 
Macht  die  sociale  Revolution  ausmacht.  Daher  seine  hohe  Bewertung  eines  ein- 
zelnen politischen  Rechtes,  das  des  entschlossensten  Kampfes  wert  ist,  während  es 
Torheit  war,  unter  so  unentwickelten  Verhältnissen,  wie  in  Italien,  eine  plötzliche 
Eroberung  der  politiachen  Macht  durch  das  Fndetariat  anzustreben^  hierfür  das 
Ausserste  SU  riskieren,  wodurch  ja  schliesslich  nur  der  Bewegung  geschadet  werden 
konnte. 

Ganz  unrichtig  ist  es  meines  Eraditens,  wenn  Gradnauer  mdnt:  »Sne  Enttäuschung 

[in  der  sächsischen  Wahlrechtsbewegung]  erlebten  wir  nur  etwa  am  —  Liberalismus.« 
Diese  Enttäuschung  konnten  wir  gar  nicht  erleben.  Wo  war  denn  1895  in  Sachsen 
noch  ein  Liberalismus?  Das  halbe  Dutzend  Abgeordneter  im  Landtage,  die  sich  zur 
natioaaUiberalen  Partei  zählten?  Diese  hatten  sich  ja  s  tets  als  Gegner  des  giddien 
Wahlrechts  bekannt;  trotzdem  stimmte  noch  die  Hälfte  von  ihnen  gegen  das  neue 
Wahlgesetz.  Doch  deren  Stinmien  fielen  ja  insgesamt  überhaupt  nicht  in  die  Wag- 
schale. Von  einer  liberalen  Partei  war  in  Sachsen  schon  damals  nichts  mehr  vor- 
banden, und  die  wenigen  Freisinnigen  machten  es  schliesslich,  wie  wir:  sie  hidten 
Protesiversnmmlungen  ab.  Übrigens:  sollte  wirldich  die  Unterstützung  des  Proleta- 
riats durch  ein  liberales  Bürgertum  in  einem  Lande,  wie  Sachsen,  wo  damals  doch 
inunerhin  schon  mindestens  die  Hälfte  der  Bevölkerung  social  demokratisch  gesinnt 
war,  die  Vorbedingung  dnes  wirkungsmdlen  Kampfes  gegen  Wahlentredl« 
timgen  sein? 

Ganz  unrichtig  ist  es  auch,  dass  der  Protest  des  Volkes  gegen  die  Wahlentrech- 
tung in  der  Reichstagswahl  zum  Ausdrude  gekommen  wäre.  Dit  Wahlentrechtung 
und  Protestbw  egung  war  im  Frühjahr  iBq6.  Die  darauf  folgende  Reichstagswahl  im 
Jahre  1898.  Bei  dieser  Wahl  pngen  unsere  Stimmen  aber  in  nicht  weniger  als 
7  Wahlkreisen  zurück!  In  Freiberg  von  7693  auf  7533.  in  Osdiatz  von  7164  auf 
5861,  in  Leipzig- Stadt  von  xi  784  auf  11  739>  in  liittwcida-Laiid  von  ia8i7  auf 
II  898,  in  Glauchau- Meerane  von  15234  auf  13437;  >b  Stolbeq^Schneeberg  von 
14385  auf  13*730  und  in  Kirchbach-Auerbach  von  13212  auf  13  154  —  alles  hoch- 
industrielle  Wahlkreise !  Wenn  wir  in  ganz  Sachsen  trotzdem  noch  28 536 
Stimmen  gewonnen  haben,  so  ist  dies  auf  die  ganz  natürliche  Entwidselung  zurüdc- 
zuführen  und  Mich  dadurch  erzielt  worden,  dass  wir  in  einzelnen  stark  industridlen 
Wahlkreisen  zuvor  noch  sehr  zurück  waren.  Also  bei  der  Reichstagswahl  kam  die 
Erregung  und  Bewegung  keineswegs  zum  Ausdruck.  Wenn  1903  unser 
Stimmenrawachs  durch  die  Wahlentrechtung  wirklich  bednflusst  war,  so  hat  das 
Volk  immerhin  sieben  Jahre  gebraucht,  ehe  es  zum  Bcwusstsdn  dessen  kam, 
was  man  ihm  angetan,  und  es  wäre  dies  ein  Beweis  mehr  dafür,  dass  es  1896  dieses 
Bewusstsein  nicht  gehabt  hat.  Aber  im  Jahre  1903  war  auch  au  ss er  halb 
Sachsens  der  Stimmenrawachs  überall  da,  wo  ähnlidie  Vorbedingungen  vor- 
handen waren,  nicht  gcrinjjer.  m  Sachsen.  \\  >  ^tidcm  die  Finanzkrise  und  die 
KronprinzesäinaSaire  zehnmal  melu*  Aufregung  hervorgerufen  haben,  als  die  Walil- 
entrechtungl  Ausserdem  aber:  Als  im  vorigen  Winter,  also  nach  dem  Wahlsiege 
von  1903.  die  Wahlrcditsfrage  auf  der  Tagesordnung  des  sächsischen  Landtags  stand 
imd  ein  Druck  von  aussen,  eine  stürmische  Demonstrationsbewegung  an- 
gebracht gewesen  wäre,  —  da  blieb  das  sächsische  Volk  wieder  mäuschenstill,  und  der 
Versuch,  die  Protestbewegung  neu  zu  beleben«  schlug  gänzlich  fehl:  die  Versamm- 
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lungen  waren  noch  viel  schlechter  besucht,  als  die  im  Winter  1895-1896.  Solche 
Rvhe  rnid  Gleichgiltigkeit  ktim  man  aaderw&rts,  besonder«  in  demokratiseheo  Lin- 
dem, schwer  begreifen.  Schon  im  Frühjahr  1896  hatte  man  uns  aus  England  mit- 
geteilt, die  bürgerlichen  Socialpolitiker  könnten  nicht  verstehen,  weshalb  das  säch- 
sische Volk  so  ruhig  und  gleichgiltig  bleiben  könnte ;  die  englischen  Arbeiter 
würden  eine  solche  Entrechtung  nicht  so  mUg  hinnehmen I 

Gradnaucr  meint,  er  habe  »das  Andenken  der  sächsischen  Wahlrechtskämpfer  vor 
falschen  Darstellungen  .  .  .  schütrent  müssen.  Das  glaube  gerade  ich  getan  zu 
haben !  Und  wenn  Gradnaucr  femer  schreibt :  »Zahlreiche  tüchtigste  Genossen  haben 
ihr  Bestes  in  jener  Bewegung  gdeistet,  das  ^chsische  Volk,  soweit  es  fiber- 
haupt  social  demokratisch  war,  hat  .«eine  Schuldigkeit  getan«,  so  stimme 
ich  ihm  vollständig  bei.  wenn  er  unter  dem  socialdemokratischcH  Volke  unsere  orga- 
nisierten tätigen  Genossen  meint.  Aber  völlig  unverständlich  ist  mir  der  Scfalnss  der 
Gnidmuersehen  Polemik. 

Gradnaucr  schreibt:  >Dic  Richtigstellung  dieser  Vorgänge  befreit  aber  zugleich 
von  dem  Wahne,  als  könne  durch  eine  Taktik  der  Mässigung  der  Wider- 
stand gegen  Attentate  im  Ibddie  erhöht  werden.  Gewiss  wSre  es  verbredierisdi, 
wollte  man  durch  Herabsetzung  des  Wertes  der  Parlamente  das  Volk  gleichgiltig 
gegen  seine  politischen  Rechte  machen.  Aber  nicht  minder  mü'^'^tc  eine  Taktik 
der  parlamentarischen  Sanftmut  die  selbe  ungünstige  Wirkung  her- 
beifülüen,  da  der  Arbetterctasse  das  Vertrauen  verloren  gdien  würde,  ob  im  Fwla- 
ment  etwas  zu  erreichen  ist,  was  die  Mühe  lohnt.  IXe  Partei  wird  bei  ihrer  bis- 
herigen richtigen  Einschätzung  des  Parlamentarismus  verharren;  reactionäre  Pläne 
und  Taten  aber  werden  überwunden  durch  die  Erkenntnis  stets  wacliscnder  Volks- 
massen  von  der  Notwendigkeit  unserer  Ziele  fSr  die  materielle  und  geistige  Wohl- 
fahrt der  Gesamtheit.« 

Die  lebhaften  und  wirkungsvollen  Wahlrechtsbewcgimgcn,  wie  sie  Österreich  und 
Belgien  sah,  die  grossen  Kämpfe  und  Demonstrationen  in  und  ausserhalb  des  Parla- 
ments, die  Frankreichs  und  Italiens  Frdheiten  und  denokntisdien  Rechte  sidiertea 
—  und  an  denen  doch  Jaures  und  Turati  in  erster  Linie  beteiligt  waren  —  sind  bei 
Gradnaucr  eine  »Taktik  der  Mässigungc  und  der  »Sanftmut«,  während  er  in  den  be- 
scheidenen Volksversammlungen  im  Winter  1895-1896  und  1903-1904  in  Sachsen 
>einen  der  grössten  und  erfolgreichsten  Kämpfe  der  deutschen  Socialdemo- 
kratic«  erblickt!  Und  auf  Wahlcntrechtungcn  will  Gradnaucr  einfach  flnmit  ant- 
worten, —  dass  man  nach  wie  vor  ruhig  weiter  agitiert,;  denn  solche  Taten  werden 
Überwunden  »durch  die  Erkenntnis  stets  wachsender  Volksmassen  von  der  Not- 
wendigkeit unserer  Ziele  für  4Üe  mataridle  und  geistige  Wolil fahrt  der  Gesamtheit«. 
Woraus  gefolgert  werden  muss,  dass  in  Sachsen  die  Tat  (die  Wahleotrechtung) 
bereits  überwunden  ist! 

Zu  dieser  Mässigung,  zu  dieser  Sanftmut  kann  ich  midi  freilicfa  nicht 
bekennen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxyxxxxxxxxx 

ALBERT  RÜBEN  •  SOCIALPÄDAGOGIK 

Seit  vor  nunmehr   fünf  Jahren   Paul    Natorps  grundlegendes  socialpäda- 
gogisches  Werk*)  erschien,  ist  die  Discussion  über  seine  Gedanken  im 
Fluss  geblieben.  Die  Idee  einer  Socialpädagogik  hat  sich,  wie  Albert  Gorland 

in  einer  vor  kurzem  erschienenen  Schrift  bemerkt.  >in  solchem  Masse  des 
Zeitbewusslscins    bemächtigt,    dass  wir  schon  heute    von    einer  socialpäda- 

Paul  Natorp:  Sccialpüdagogik,  Theorie  der  IVillenscrziehung  aitj  der  Grundlage  der  ücnuin- 
$ck€^  /Stuttgart  1899/. 
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logischen  Literatur  und  einer  Geschichte  der  Socialpädagopik^)  reden  dür- 
fen«^). Bei  der  steigenden  Bedeutung  des  Gegenstandes  gerade  auch  für  die 
.socialisHsche  Gedankenwelt*)  verdient  die  dtierte  Schrift  Görlands  wegen 
ihres  Ausgangspunctes,  wie  namentlich  wegen  der  Methode  des  Aufbaues  und 
ihres  Ideenergehnisses  die  aufmerksamste  Beachtung  aller  pädagogischen  und 
^cialistischen  Kreise.  Wohlverstanden:  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  einen 
neuen  Leitfaden  für  die  Technik  des  Unterrichts,  es  sollen  keine  neuen  Hand- 
griffe für  die  Schultneistcrei  empfohlen  werden.  Es  handelt  sich  vielmehr  um 
die  Ikstitnmung  und  Wertimg  eines  BegrilTes,  um  den  Nachweis,  dass  alle 
Pädagogik  nichts  anderes  sein  darf,  als  Socialpädagogik. 

Wie  ist  heute  der  Stand  des  Problems?  Erziehung  ist  mehr  als  Unterricht 
Sie  will  nicht  bloss  das  Gehirn  des  Zöglings  anfüllen  mit  einem  mehr  oder 
weniger  grossem  Quantum  Wissensstoffes.  Sondern  sie  will  von  innen  heraus 
•den  Willen  des  Zöglings  bestimmen,  seine  geistigen  Fähigkeiten  einzustellen 
auf  die  frcigewollte  Mitarbeit  an  der  Cultur  der  Menschheit.  Sie  geht  aus  von 
der  Erkenntnis,  dass  alle  Leistungen  der  Cultur  Leistungen  der  Gemeinschaft 
sind,  dass  daher  die  Guter  der  Cultur  Gemeinschaftsgüter  darstellen,  dass  es  der 
"^weck  und  die  Bestimmung  des  einzelnen  ist,  in  die  Reihen  der  Arbeiter  an  der 
Entwickelung  des  Menschengeistes  —  das  ist  Cultur  —  einzutreten. 

EÄne  kurze  erkenntnistheoretische  Besinnung.  Was  der  Zweck  des  Menschen 
ist,  das  ist  aus  dem,  was  man  gemeiniglich  seine  Naiur  nennt,  nidit  herauszu- 
lesen. Denn  der  Begriff  des  Zweckes  erschöpft  sich  nicht  mit  dem  Begriff  der 
Hatur.  Das  Reich  der  Natur  wird  zusammengehalten  durch  das  Gesetz  von 
Ursache  und  Wirkung.  Der  Zweck  ist  ein  übergeordneter  Begriff,  durch  3en 
-eine  Anzahl  von  Xatiirvorgängen  bezogen  wird  auf  die  Einheit  einer  Function. 
So  wirken  beispielsweise  die  Bestandteile  des  Auges;  der  Augapfel  mit  seinen 
iduskeln,  die  Retina  mit  den  vielen  Zäpfchen,  das  dazugehörige  Nervengewebe 
zusammen,  um  gemeinsam  das  Sehtn  als  ihren  Zweck  hervorzubringen.  Zwedte 
erscheinen  also  nicht  in  concreter  Sinnlichkeit  innerhalb  der  Natur.  Zweck« 
sind  Einheitsbegriffe,  blosse  Blickpunkte  des  Geistes.  In  der  Fähigkeit  aber, 
'Zwecke  zu  setzen,  ersteht  der  Adel  des  Menschlichen.  Darum  ist  dem  Menschen 
die  Aufgabe  gestellt,  anter  der  Mannigfaltigkeit  seiner  Zwecke  ein  Reich  der 
Ordnung  und  Einheit  zu  stiften.  Er  soll  lernen,  seine  niederen  Zwecke  den 
höheren  systematisch  unterzuordnen,  dass  er  sich  hinaufringe  aus  dem  Zwange 
der  Natur  zu  dem  Endzwecke  seiner  Bestimmung,  das  ist,  die  reine  Mensch- 
liebkeit,  den  Menschen  der  Idee  in  die  Erscheinung  treten  zu  lassen.  Diese 
Aufgabe  allein  darf  auf  den  Titel  des  Sittlirhcn  Anspruch  erheben.  Sittlich- 
keit ist  nicht  Moral,  kein  blosses  Regulativ,  nach  dem  wir  die  Handlung  des 
.Ueben  Nächsten  beurteilen.  Sie  ist  im  Gegenteil  eine  ewige  Auffordertmg  an 
uns  selbst,  wenn  wir  ihre  Erfüllung  auch  niemals  erreichen.  Etwas,  das 
in  keiner  Erfahrung  angetroffen  wird  und  gefunden  werden  kann.  Denn  Er- 
fahrung zeigt  uns  nur,  was  ist.  Hier  aber  handelt  es  sich  tun  etwas,  das  sein 
—  soll,  und  dessen  unendlicher  Wert  in  der  Idee  der  Aufgabe  liegt,  die  als 

Aufgabe  ewit^  lebendig  bleibt. 

In  solcher  Erkenntnis  wird  Erziehung  zu  einer  sittlichen  Pflicht  £s  gibt 
keine  andere  Ableitung  des  Beg^rifFes  einer  Pflicht  sur  ErMtehung.  Vor  oem 
Gedanken  dieser  Pflicht  verflattern  die  modernen  Schlagworte  der  Itidividuai' 
Pädagogik  zu  Schattengebilden.   Der  Individualpädagogik  fehlt  die  Möglidi' 

3)  v<  r^i.  Joka  Edel  heim  Bfitrdfe  zur  Gesekickle  der  Soxialpaä*ti»gik  /Berlis  tgw/. 
*)  Vergl.  A.  GSrUad:  P»ui  NaUtrp  als  POdagog*  /Lapag  1404/»  Wt-  4* 

-«)  Di«  Portacliritt«  und  EiKebnine  d«r  todklpSdagoi^b«»  Banrtguag  ««ffd«ii  !■  d«r  RaadKlun  dar 
SociaHstischcn  Monatsktß*  jetst  in  grOnerar  Regdalnickeit  aad  Volbtlndigfceit,  alt  die«  biiher 

^geschehen  konnte,  refeiiereod  und  kritiadi  belmidrtel. 
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keit,  eine  lebendige  ^^'cchs(.■!fK•zi<. hunq;  zu  knöpfen  zwisclicn  Individuum  und 
Staat.  Sie  weiss  mit  dem  Begnrt  des  Staates  überhaupt  nichts  anzufangen. 
Er  ist  für  sie  nichts,  als  die  Schranke  des  Individuums,  nach  einem  Worte 
Maeterlincks:  das  Geländer  für  menschliche  L'nvollkomnienheit,  das  der  Ge- 
bildete fähig  werden  sollte,  so  früh,  als  möglich,  loszulassen. 

Aber  auch  der  hergebrachten  Pädagogik  fehlt  das  Bewusstsein  von  der 
notwendigren  Wechselbeziehung  zwischen  den  Begriffen  BüduHg  und  Gemein" 
schüft.  Sic  betrachtet  Socialpädagogik  als  einen  spcciellcn  Teil  der  Erziehungs- 
lehre, neben  der  Individualpädagogik.  Sie  hat  nocfi  nicht  begriffen,  dass  Social- 
pädagogik die  concrete  Fassung  der  Erzichungsaufgabe  überhaupt  bedeutet. 
Das  lehrt  ein  flüchtiger  Überblick  über  die  GeMhidite  der  letzten  Menschen- 
alter»  und  hier  ist  der  Ptmct,  wo  die  |»runfl!c::,'cndc  Arbeit  Görl.nuls  einsetzt. 

Gewiss  ist  das  rein  individualistische  Ideal  im  Laufe  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts durch  den  Eisengang  der  Industrie  beiseite  gedrängt  worden  zu  gunsten 
eines  socialen  Interesses.  Bildung  sich  anzueignen,  konnte  nicht  mehr  im  Be- 
lieben des  einzelnen  bleiben.  Die  zunehmende  Coniplication  des  Maschinen- 
betriebes forderte  die  allgemeine  Ausbreitung  wenigstens  der  elementaren 
Kenntnisse  äber  die  ganze  Arbeiterschaft  der  Industrie.  Verfolgt  der  Capi* 
talist  dieses  Ziel  im  Interesse  seiner  Concurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmärkte, 
SO  erfasst  die  Arbeiterclasse  aus  entgegengesetzten  Gründen  die  gleiche  Not- 
wendigkeit. Wissen  ist  Macht.  Bildung  und  Aufklärung  wurden  eines  der 
wirksamsten  Mittel  des  Classenkampfes.  Nur.  dass  diese  Tendenzen  nicht  zur 
Verwirklichung  dos  ficdankcns  rier  Gemeinschaft  führten,  sondern  vielmehr 
zu  seinem  Gegenpol.  Das  Interesse  des  Capitals  drängt  zu  einer  weiteren  und 
weiteren  Differenzierung  und  Specialisienuig  der  Berufsbildung.  Diese  zieht 
eine  immer  differenzierter  werdende  Mannigfaltigkeit  der  Sdlttlg^ttungen 
nach  sich.  Sai^t  man.  dass  die  Berufstüchtigkeit  des  einzelnen  von  der  Ge- 
sellschaft anerkauiiL  und  belohiit  würde,  so  läuft  dies  in  der  Praxis  darauf 
hinaus,  da^  das  Individuum  dem  Egoismus  anarchischer  Wirtschaf tscomplexe 
überantwortet  wird,  die  sich  heute  als  florrschcr  der  ökonomischen  ^Tacht- 
factoren  aufspielen,  um  übcmiorgen  vielleicht  in  den  Strudeln  einer  Krisis 
zu  verschwinden.  Man  konnte  einwenden,  dass  diesem  Auf-  und  Nieder- 
schwanken immerhin  eine  gewisse  Fessel  angelegt  sei  Inüli  die  Errungen- 
schaften der  modernen  Gesetzgebung,  durch  Schutzzoll  otkr  Handelsverträge, 
Arbeiterschutz  und  -Versicherung,  durch  den  Parlameniansmus  vor  allem.  Ge- 
wiss ist  der  Idee  nach  der  Parlamentarismus  das  Forum  des  fortschreitenden 
Menschheitgedankens  und  sollte  also  fähig  sein,  den  Begriff  Gcsrüscliaft  zu 
läutern  und  hinaufzuheben  über  den  Wirrwarr  der  ökonomischen  Betriebe. 
Nur  dass  er  heute  in  der  Hand  der  Mehrheitsparteien  vielmehr  ein  Mittel  g^e- 
worden  ist.  um  den  Organismus  der  nationalen  Arbeit  ihren  nichts  weniger 
als  socialen  Tnlores<;cn  zti  unterwerfen.  Wie  soll  der  Schulmeister  in  dem 
Tohuwabohu  dieser  Interessenkämpfe  für  seine  Erziehungsarbeit  eine  Rich- 
tungslinie finden,  die  auf  das  wahre  Interesse  der  Gesellschaft  hinweist? 

Auf  der  anderen  Seite  zerreisst  der  Classenkampf  unbarmherzig  alle  Fest- 
rednerillustonen  von  der  Einheit  des  Volkes,  des  deutschen  Volkes.  Was  ist 
das  Deutschtum,  wenn  nicht  die  Einheit  und  Eigenart  unserer  nationalen  Cul- 
tur?  Und  was  sind  diese  heiligsten  Güter  der  Nation  wert,  solange  sie  nicht 
Volksgüter  sind?  Kann  man  aber  im  Ernste  erwarten,  dasS  aucb  ntUP  ideell 
die  Geistesgüter  Gemeingut  des  Volkes  werden,  solange  die  allgetiuine  Volks- 
schule ein  unerfüllbarer  Traum  ist?  Es  gibt  keine  andere  Einheit  dnes  Volkes, 
als  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Volksschule,  das  ist  derjenigen  Schule, 
die  keine  .Standes-,  \'ermögens-.  Classon-  oder  Confessionsvorrechte  mehr 
kemn,  die  den  Bildungsgang  des  einzelnen  ausschliesslich  abhängig  macht  von 
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dem  Grade  seiner  Begabung.  Wie  vermag  diese  Forderung  vor  den  realen 
Mächten  unserer  Tage  zu  bestehen?  Wie  ist  aus  ihr  heraus  ein  Princip  herzu- 
leiten für  eine  Pädagogik  in  socialer  Hinsicht? 

Es  muss  niög;Iich  sein,  wenn  nicht  die  Zukunft  der  Menschheit  in  uns  in 
Frage  gestellt  werden  soll.  Denn  worin  anders  besteht  die  Würde  der  Mensch- 
heit, als  in  dem  Werte,  den  wir  dem  Besten  beilegen,  das  der  Mensch  dem 
Menschen  zu  geben  hat,  dem  Werte  der  Artiett?  Wie  aber  ist  es  damit  heute 
bestellt?  Es  gibt  gar  keinen  Wert  der  Arbeit,  es  gibt  nur  einen  Preis  des 
Arbeitsproductes :  der  Ware.  Dieser  Preis  ist  abhängig  von  Angebot  und  Nach- 
frage, das  heisst  den  Äusserungen  der  Bedürfnisse  der  Gesellschaft,  Bedürf- 
nisse aber  ftiessen  aus  Quellen  und  Untei^^nden,  die  letzten  Endes  unerforscb- 
lich  sind,  wie  rlie  Wege  der  X'orsehung.  Diese  ganze  Wertung  spottet  dem 
Grundgescu  des  Sittlichen  in  uns,  nämlich  unserer  eigenen,  autonomen  Wer- 
tung. Sie  ist  eine  fremde,  blinde,  hetatNiome  Wertung,  etne  blosse  Taxe,  unter 
der  der  einzelne  steht,  wie  der  Gläubige  onter  der  Dictatur  seines  Gottes. 

Zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  dient  die  ökonomische  .Arbeit.  Das 
Motiv  dieser  Arbeit  ist  der  persönliche  Nutzen.  Durch  seine  Arbeit  unterwirft 
sich^der  Mensdi  die  willenlose  Natur.  Der  Geist  madit  sich  nun  Herrn  fiber 
die  Materie.  Er  lässt  die  Causalitäten  der  Natur  wohl  geleitet  spielen  zu  dem 
Zwecke,  sich  frei  zu  machen  vom  Bedürfnis.  Hier  herrscht  kein  anderes  Prin- 
cip, als  die  Klugheit  des  Egoismus.  Kein  anderes  Interesse  bewegt  die  ganze 
ökonomische  Gesellschaft.  Für  sie  tritt  die  Person  des  arbeitenden  Menschen 
zurück  hinter  den  Wert  des  von  ihm  erzeugten  Productes.  Was  die  Ware 
wert  ist,  ist  der  Arbeiter  wert.  Was  dem  Producenten  seine  eigene 
Arbeit  bedeutet,  das  kommt  gar  nidit  in  Frage.  Der  Ftoducent  sidit  sidi  so- 
mit bedroht  von  einer  blinden,  fremden  Gewalt,  die  chronisch  im  Wesen  der 
ökonomischen  Gesellschaff  liej^t,  abgesehen  noch  von  der  sehr  deutlichen,  acuten 
fremden  Causalität,  die  in  die  Erscheinung  tritt,  wenn  sich  die  Mächte  der  Distri- 
bution zu  Ringen,  Cartellen  und  Trusts  verbindent  um  den  Produeenten,  den 
Arbeiter  einerseits«  den  Consumenten,  das  Publicum,  andererseits  zu  verge- 
waltigen. 

In  der  unübersehbaren  Verquickung  dieser  Verhältnisse  ist  kein  Princip  zu 
finden  für  die  Gemeinschaft  eines  Staates.  Das  Klugheitspnncip  des  Egoismus, 
des  grössten  eigenen  Vorteils,  kann  niemals  tauglich  werden  zu  einem  Gesetz 
für  die  Allgemeinheit.  Wird  dies  dennoch  versucht,  so  geschieht  ein  Ver» 
brechen  an  dem  sittlichen  B^riff  der  Menschheit.  Deim  das  Princip  des  Egois- 
mus, das  das  Individuum  zum  Herrn  über  die  Materie  der  Natur  macht,  darf 
nicht  dahin  ausgebildet  werden,  ihm  auch  das  andere  Individuum  zu 
unterwerfen,  es  zum  blossen  Mittel  und  Werkzeug  der  Befriedigung  seines 
Egoismus, -seiner  individuellen  Zwecke  herabcndrficken.  Gegen  diese  Verge- 
waltiginig  erhebt  sich  die  Idee  des  Staatrs.  Sie  vi-rlanc:!  die  TTonuij^ctiität, 
die  Gleichwertigkeit  seiner  Glieder,  repräsentiert  durch  die  Homogenität  ihrer 
Leistungen  und  Gegenleistungen.  Der  Staat  beruht  auf  dem  Kern,  der  allen 
Individuen  gemeinsam  ist,  auf  dem  Kern  eines  .\llgemeingiltigen  in  uns.  Da- 
rum darf  der  Staat  die  Functioiien  der  Individuen  selbst  in  ihren  engsten  Be- 
zieliungen,  denen  der  Familie,  ablösen.  Stirbt  dem  Kinde  der  Vater,  so  er- 
nennt der  Staat  den  Vormund,  der  an  seine  Stelle  tritt.  Das  ^11  sagen :  jeder 
Vater  erhebt  sich  vor  dem  St.iate  zum  \'ertreter  einer  homogenen  Institution: 
der  \' a  t  r  e  r  s  c  h  a  f  t .  worin  neben  der  Vorstellung  des  leililichen  l'>zeugers 
die  des  Pflegers  und  Vormundes  mit  eingeschlossen  ist.  Im  gleichen  Sinne 
schafft  der  Staat  die  Institution  der  Beamtenschaft,  in  deren  Fächern  der  ein- 
rchic  f?camte  den  systematischen  Ort  seiner  Tätigkeit  erhält.  Ebenfalls  im 
gleichen  Sinne  übernimmt  der  Staat  das  Verkehrswesen,  das  Geldwesen,  das 
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Bildungswesen,  um  diese  Institutionen  aus  der  Sphäre  der  egoistischen  Trieb- 
kräfte herauszuheben  und  sie  unter  homogenen  Bedingungen  der  Allgemein- 
heit dienstbar  zu  machen.  Überall  ist  der  Staatsgedanke  der  Idee  nach  wirksam 
als  der  Gedanke  eines  Systems  der  gesellsciuftlicheii  Arbeit»  dem  sich  das 
Individuum  mit  Bcwusstsein  und  freiwilh'g  unterordnet. 

Von  den  drei  grossen  Worten  der  Cultur,  welche  die  französische  Revolution 
in  die  Geschichte  der  Mensdiheit  geworfen  hat,  wurde  das  erste,  Freiheit,  zur 
Devise  der  ökonomischen  Gesellschaft.  Bringen  deren  entfesselte  Machte  das 
Individuum  in  Gefalir.  ziun  blossen  Mittel  und  Werkzeug  entmenscht  zu  werden. 
SO  erhebt  sich  die  Rechtsordnung  des  Staates  mit  der  Verkündigung  ihres 
Iq^len  Princips,  der  Gleichheit.  Damit  wird  der  Staat  mehr  als  eine  Organi- 
sation der  cikonomischen  Arbeit.  Er  wird  etwas  anderes,  geboren  aus  einem 
anderen  Princip,  einem  Princip  des  Rechtes.  Durch  den  Staat  entsteht  aus  dem 
Individuum  der  Mensch. 

So  wäre  der  Staat  ein  sittlicher  Begriff?  Der  bestehende  ist  es  nicht  und 
kann  es  niemals  werden.  Denn  wir  erkannten  das  Sittliche  als  etwas,  das  eben 
nicht  ist,  das  immer  nur  werden  soll,  als  eine  imendliche  Aufgabe.  Aber  die 
Idee  des  Staates  ist  geboren  aus  einer  sitdichen  Überlegung,  und  somit  hat  er 
eine  Beziehung  auf  Sittlidikeit  Er  ist  die  cottdUio.sme  qua  non  der  Sitt- 
lichkeit. 

Das  Postulat  der  sitthchen  Welt  selber  hcisst  Brüderlichkeit.  Sie  erhebt 
sich  unendlich  über  die  L^;alität  des  Staatsgedankens.  Der  Staat^fedanke  um- 
schlicsst  die  .Anerkennung  des  Gesetzes.  Brüderlichkeit  aber  ist  Freiheit.  Frei- 
heit allerdings  nicht  vor  dem  Gesetz,  und  gewiss  nicht  über  dem  Gesetz,  dass 
man  fuw  kann,  was  man  will.  Brüderlichkeit  ist  die  Freigabe  des  Venranft« 
gesetzes  seiltet  in  tmserem  Bewusstsein.  Die  Vernunft  gibt  sich  selbst  das 
Gesetz,  ihrem  Willen  einen  Inhalt.  Der  VV^ille  wird  nicht  mehr  gereizt  von 
einer  fremden  Causalitüt  durch  das  Gefühl  des  Bedürfnisses,  das  befriedigt 
werden  muss.  Der  Gegenstand  dieses  Willens  ist  ein  Zweck,  der  um  seiner 
selbst  willen  gewollt  wird,  der  letzte,  unbedingte,  nicht  weiter  ableitbare  Zweck 
unseres  reinen  Menschentums.  Das  Wollen  dieses  Zweckes  wird  zum  Willen 
der  Menschheit :  >Handle  so,  dass  du  die  Menschheit  in  dir  und  in  der  Person 
eines  jeden  anderen,  jederzeit  zugleich  als  Zweck,  niemals  bloss  als  Mittel 
brauchst  !c  (Kant.)  Den  anderen  niemals  als  blosses  Mittel  und  Werkzeug 
meiner  egoistischen  Zwecke  betrachten,  sondern  ihn  erkennen  als  einen  eigenen, 
und  zwar  den  gleichen  höchsten  Selbstzweck,  wie  mich  selbst,  das  ist  Brüder- 
lichkeit, darin  ersteht  das  Ich  und  du  einer  Gemeinschaft.  Solche  Brüderlich- 
keit findet  sich  nicht  in  der  Tatsachenwelt  des  Handelns  und  kann  sich  nicht 
darin  finden.  Sie  lebt  einzig  im  Willen  der  eigenen  Brust  und  der  Brust  des- 
jenigen, der  gleichen  Willens  ist.  Ich  tmd  du  stiften  diese  Gemeinschaft,  um 
im  eigenen  Wollen  und  im  Wollenmachen  des  anderen  uns  selbst  und  einer  den 
anderen  hinaufzuheben  zum  Zukünftigen  und  Besseren,  zum  Menschen  der 
Idee,  Das  allein,  haben  whr  oben  gesehen,  ist  Sittlichkeit  Sittlichkeit  ist  also 
&ndiung,  und  Erziehung  ist  Sittlichkeit.  Alles  andere,  was  in  der  praktischen 
Betätigimg  von  Freiheit  und  Gleichheit  gewonnen  werden  kann,  hat  für  die 
Sittlichkeit  nur  negativen  Wert,  beseitigt  Hindernisse  und  Schranken,  ist  im 
günstigsten  Falle  eine  conditio  sine  qua  non.  Hier  allein  gibt  es  positiv«auf- 
bauende,  sittliche  .-Vrbcit :  mich  imd  dich  herauslösen  ans  dem  Zwange  der 
Naturcausalität,  um  gemeinschaftlich  durch  die  Erziehungsarbeit  der  Cultur 
den  Menschen  der  Idee  in  uns  ans  Licht  zu  heben.  Diese  unsterbliche  Aufgabe 
erhebt  unsere  Seelen,  die  vereinzelt  nichts  sind,  als  schwingende,  schillernde 
Eintagsfliegen,  zu  unsterblichen  Repräsentanten  der  Menschheit.  Und  das  ist 
das  letzte,  heilige  Ziel  der  Erziehimg. 
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Wir  sehen,  wie  das  Individuum  den  drei  socialen  Kreisen  der  ökonomischen, 
der  staatsbürgerlichen,  der  sittlichen  Aufgabe  angehört.  Alle  drei  Kreise  er- 
heben ihre  eigenen  Ansprüche,  von  deren  Erfüllung  der  Wert  des  Individuums 
abhängt.  Die  ökonomische  Arbeit  verlangt  die  Ausbildung  des  von  der  Natur 
verliehenen  Talentes,  um  in  den  specifischen  Aufgaben  eines  Berufes 
fruchtbar  zu  werden.  Das  Princip  des  Staates  verlangt  vom  einzelnen  bewusste 
Unterordnung  seiner  Interessen  unter  das  System  der  Rechtsordntmg.  Diese 
Selbstzucht  des  Individuums:  legal  zu  handeln,  nennen  wir  Charakter.  Im 
Charakter  liegt  der  staatsbürgerliche  Wert,  die  F.lirc  des  Individuums.  Wer  die 
Ehre  verloren  hat,  muss  vom  Staate  ausgeschlossen  werden  von  den  Functionen 
des  Staatsbfirgers.  Die  dritte  und  hödute,  die  sittliche  Aufgabe  verlangt  und 
erfasst  das  Ganze  des  Menschen.  Wer  diese  Aufgabe  erfüllt,  ist  ein  Genie. 
Das  (ienie  erhebt  sich  auf  dem  Fundament  des  Charakters,  denn  es  macht  den 
Willen  frei  von  der  Einwirkimg  fremder  Causalität  und  gibt  ihm  einen  eigenen 
Inhalt  in  der  Aufgabe:  die  sittliche  Einheit  zu  schaffen  aus  der  Mannigfaltig- 
keit seiner  Zwecke,  l'nd  es  erhebt  sich  auf  dem  Fundament  des  Talentes.  Die 
Tat  des  Genies  erwäclist  aus  dem  Niveau  der  jeweilig  erreichten  Culturhöhe» 
das  die  vielen  Talente  bearbeiten.  Aus  der  blinden  Mannigfaltigkeit  -dieser 
Kärrnerarbeit  erschaut  es  den  Blickpunct  neuer  Aufgaben.  Wo  das  Talent 
an  die  Schranke  seiner  Leistungsfähigkeit  gelangt  und  ermattet  bekennt:  so 
geht's  nicht  weiter,  da  reisst  das  Genie  diese  Schranken  nieder  und  eröffnet 
einen  neuen  Weg  zu  höheren  (Qelen.  Darum  ersdieint  das  Genie  dem  Talente 
und  dem  vom  Talente  erzogenen  und  genährten  Publicum  revolutionär.  Aber 
die  Geschichte  beweist,  dass  seine  Leistung  gerade  die  straffste  Consequenz 
bedeutet  aus  dem  Problem  seiner  (Zeit.  Das  Gane  ist  der  Erzieher  der  Mensch- 
heit im  grossen.  Aber  auch  im  Alltagsleben  der  kleinsten  Gemeinschaft  gibt 
es  Momente,  auf  denen  das  .Auge  des  sittlichen  Genius  ruht. 

Aus  diesen  Charakteristiken  ergeben  sich  drei  Forderungen  an  die  ^chulc : 

1.  Sie  bediene  sich  technisch  der  Psychologie,  tun  die  Aufnahmefähigkeit  des 
Zöglings  zu  wecken  und  die  Spuren  seines  Talentes  ans  Licht  zu  ziehen.  Sach- 
lich leiste  sie  die  Ausbildung  dieses  Talentes  für  den  Beruf  des  ökonomischen 
Lebens.    Dieser  Lehrgang  endet  in  der  Fachschule. 

2.  Das  Interesse  der  staatsbürgerlichen  Zukunft  fordert  technisch  die  durch- 
gängige FJnheit  des  Schulorganismus  auf  Grund  allein  der  Gerechtigkeit.  .Xus 
den  Examenskategorieen  sind  die  Berechtigungen  herzuleiten  für  die  spätere 
Einreihung  des  Individuums  in  die  Institutionen  des  Staates.  Sachtich  verlangt 
die  Vorbereitung  des  Charakters  die  Tugend  der  Selbstzucht,  in  der  der  Zög- 
ling geübt  werden  muss,  damit  aus  der  Erkenntnis  die  Möglichkeit  des  sitt- 
lichen .\rbeitens  herauswachse.  Die  Staatsschule  stehe  von  vornherein  unter 
dem  Princip  des  socialen  Gedankens. 

3.  Das  Henie  der  Men.schhcit  verlangt,  dass  das  Bewusstscin  des  einzelnen 
sich  entfalte  in  der  systematischen  Arbeit  der  menschlichen  Cultur,  in  Wissen- 
schaft, Gemeinschaftsleben  und  Kunst.  In  dieser  Systemarbeit  wird  immer 
aufs  neue  die  Einheit  geknüpft  zwischen  dem  Bewusstsein  des  einzelnen  und 
der  Cultur  der  Menschheit.  Hochschule  und  Universität  erheben  sich  über  den 
Charakter  der  blossen  Staatsschule,  denn  sie  sind  schliesslich  nicht  verantwort- 
lich vor  der  Legalität  irgend  eines  Staates,  sondern  vor  der  Idee  der  Cultur, 
dem  Gewissen  der  Menschheit. 

Die  Grundforderung,  die  sich  aus  Görlands  Gedankengang  ergibt,  ist  das  un- 
bedingte Recht  des  Kindes  auf  Bildung,  gemäss  der  Idee  des  Menschen,  Die 
allgemeine  X'olksschule  ist  die  letzte  Absicht  der  Socialpädagogik.  Aber  auch 
nur  aus  der  Idee  der  Socialpädagogik  ist  die  allgemeine  Volksschule  zu  redit> 
fertigen. 
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Was  ist  davon  heute  erfüllt?  Nahezu  nichts.  Gewiss  sind  wir  über  die  in 
Marx'  Capital  geschilderten  englischen  Zustände  hinaus,  wo  armen  Eltern 
Unterstfitzung  und  Pfarreihilfe  versagt  wurde,  wenn  sie  ihre  Kinder  zur  Schtde 
schickten.  Aber  unser  [ganzes  Schul-  und  Bildungswesen  mit  seinem  pluto- 
kratisclfcn  Grundzuge,  deni  Streit  um  die  Simultanschule,  dem  Mancfel  an 
Bilduiigsireiheit  für  das  weibliche  Geschlecht,  den  Chicanen  gegen  jede  ver- 
dächtige Aufklärungsarbeit  auf  der  Universität,  ist  eine  Carricatur  auf  den 
Begriff  einer  Culturpädagogik.  Und  unsere  Wdksschule  ist  eine  Armenschule. 
Hat  man  erst  den  tiefsten  Sinn  und  die  Bedeutung  des  Begriffes  der  Erstehung 
erkannt,  so  wird  man  die  Forderung  aus  Punct  7  des  Erfurter  Programms 
als  unsere  grundlegende  Fordemnif  öbefhaupt  begreifen. 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxvxxxxxxx 


JUUUS  DEUTSCH  •  OER  KAMPF  GEGEN  DIE  LEHR- 
LINGSZÜCHTEREI 


ic  so  manclu-n  anderen  Prf)h1cmen  nn^^crcr  Gcwerkschaftspolitik.  «tcbrn  wir 


T  V  auch  noch  der  Lchrling!>fragc  so  ziemlich  vollständig  programmlos  gegenüber. 
AI5  allzugrosae  Ketzerei  wird  es  mir  daher  wohl  nicht  angeschrieben  werden,  wenn 
ich  in  den  nachstehenden  Zeilen  Ansichten  vertrete,  die  in  vielen  Puncten  von  der 
^Tehrzalil  unserer  Gewerkschafter,  wenigstens  in  Deutschland  und  Osterreich,  nicht 
geteilt  werden. 

Das  Lehrlingswesen  ist  bekanntlich  keine  dem  Capitalismus  eigentumliche  Insti- 
tution, sondern  ist  uns  von  dem  mittelalterlichen  Handwerk  her  überkommen.  Und 
merkwürdig,  fast  scheint  es.  als  ob  mit  der  mittelalterlichen  Institution  auch  ein  gut 
Stüde  tnittdalterlichen  Geistes  zu  uns  herübergekommen  sd  und  sogar  so  nebenbei 
unsere  modernen  Gewerkschaften  ganz  beträchtlich  angesteckt  habe.  —  Wenn  man 
heute  in  einer  Gewerkschaft  vom  Lehrlingsdende  spricht,  so  kann  man  in  9  von 
10  Fallen  darauf  gefasst  sein,  eine  wütende  Brandrede  gegen  die  bösen  Meister  zu 
hören,  die  so  schamlos  sind,  mehr  Ldirlinge  zu  halten,  als  ihnen  die  Gewerkschaft 
gerne  vorschreilien  möchte.  Der  Kampf  geRcn  die  Ldirlingszüchtcrei  ist  zweifellos 
das  populärste  Mittel,  das  man  uns  zur  Lösung  der  Lehrlingsfrage  zu  ergreifen  bemüht 
ist.   Sehen  wir  zu,  wie  das  kommt. 

Anfänglich  bedeutete  die  Lehre  im  Zeitalter  des  Handwerkes  dne  Vorsichts- 
massrepcl,  um  das  Eindringen  unf.Thiper  Kräfte  ins  Gewerbe  zu  verhindern.  Die  Ge- 
werbe erforderten  im  allgememen  eine  grössere  Kunstfertigkeit,  als  heute,  und  es 
war  wohl  nichts  Unbilliges,  wenn  man  verlangte,  dass  der  Neuling  sich  erst  dnige 
Zeit  zu  üben  hätte,  bevor  er  als  (1  Me  oder  später  als  Meister  zur  Aufnahme  in 
die  Innung  für  reif  erklärt  wurde.  .Mit  der  Entwickelunp  des  capitnli>-ti>;chcii  Be- 
triebes änderte  sich  dies.  Jedes  Gewerbe  teilte  sich  in  mehrere  Teilgcwerbe,  jeder 
dnzelne  Betrieb  für  sich  sdiuf  in  sdnem  Rahmen  ebenfalls  dne  Rdhe  von  Arbdts- 
tcilungen.  Nun  forderte  der  l^nternehmer  nicht  mehr,  dass  der  .^rl1ei^•r  alle  Zweifle 
seines  Gewerbes  genau  kenne,  sondern  war  zufrieden,  wenn  er  irgend  eine  Tcil- 
arbdt  schndl  tmd  correct  ausgeführt  bekam.  Und  der  nur  auf  dne  dnseitige  Teil- 
arbeit trainierte  .\rbeiter  leistete  dasselbe,  wie  dn  geUmUr.  Das  Lehrlingssystem 
wurde  in  den  wichtigsten  Indusirienruppen  immer  weniger  notwendig;  nur  in  noch 
unentwickelten  oder  local  beschränkten  Industrieen,  wo  das  Kleingewerbe  domi- 
nierend ist,  kommt  ihm  dne  grössere  Bedeutung  zu. 

Wenn  viele  f.ewerkschafter  trot/dem  die  Lehre  für  alle  Retriehc  erhalten  zu  sehen 
wünschen,  so  "^ind  ihnen  nicht  erzieherische,  sondern  vorwiegend  materielle  Gründe 
dafür  massgebend.    Die  Arbeiter  wollen  ihre  Arbeitskraft  möglichst  teuer  verkaufen 
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und  versuchen  daher  ihr  Gewerbe  g^en  Neuhinzukommende  so  weit,  als  möglich. 
2U  sperren,  um  die  Concurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  verringern.  Sic  willigen 
gerne  darein,  dass  eine  gewisse  Lehrzeit  festgesetzt  wird,  und  verstichen  auch  noch 
die  Zahl  der  ins  Gewerbe  eintretenden  I^hrlinßc  möglichst  ZU  bcschränkea.  Das 
heisst  dann  Kampf  Rigcn  die  Lchrlingsziichtcrci.  Dal>ci  redet  man  sich  stets  auf  den 
Schutz  der  armen,  von  den  Kleinmeistern  geknechtetai  Lehrlinge  aus,  weil  es  ja 
unstreitig  ist,  dass  dort,  wo  die  Lehrlingszuchterei  am  schwttnghaftesten  Müht,  auch 
das  grösste  Lehrlingselend  zu  finden  ist  Da  hierbei  meist  zu  Grunde  gehende  Klein- 


ich, dass  mit  der  Beschränkung  der  Lchrlingszahl  keineswegs  eine  Verminderung  der 
Ausbeutung  jugendlicher  Arbeitskräfte  herbeigeführt  wird.  Denn  der  Kempunct  der 
Sache  ist  ja  nicht  der.  dass  Lehrlinge,  sondern  der,  dass  überhaupt  junge 
unentwickelte  Organismen,  ob  sie  nun  Lehrlinge  oder 
jugendliche  H ilfsorbeiter  heissen,  oft  eine  noch  schwerere  Arbeit 
leisten  müssen,  als  erwachsene  Arbeiter,  und  dafür  fitft  gar  nicht  entlohnt,  dagegen 
mit  Misshandlungen  und  Schimpfwörtern  mehr  als  gcntig  In-dacht  werden.  Die  senti- 
ntentale  Rede,  als  ob  der  Kampf  gegen  die  Lehrhngszücluerei  bloss  im  Interes.se  der 
Lehrlinge  geführt  werden  müsste.  erscheint  gar  wenig  stichhaltig.  Nicht  indem  man 
die  Lehrlingsarbeit  bekämpft,  sondern  indem  man  durch  entsprechende  Gesetze  die 
Arbeit  aller  jungen  Leute  mehr  schützt,  kann  Hilfe  gebracht  werden. 

Es  wird  aber  noch  ein  anderer,  sehr  gewichtiger  Grund  für  die  Bekämpfung  der 
Lehrlingsarbeit  ins  Treffen  geführt,  luid  zwar  die  Concurrena  der  billigen  Lehrlings- 
arbeit auf  dem  Arbeitsmarkte.  Wir  sind  ja  auch  die  letzten,  die  die  traurige  Er- 
scheinung, dass  Tausende  von  erwachsenen  Arbeitern  arbeitslos  herumlaufen,  wäh- 
rend die  billigen,  gefügigen  jungen  Arbeitskräfte  die  Fabriken  füllen,  nicht  tm  vollen 
LTmfange  zu  würdigen  wüssten.  Aber  auch  hier  kommt  es  in  erster  Linie  darauf  an, 
erst  die  richtigen  Mittel  zur  bestmöglichen  Linderung  dieses  Tbels  zu  finden,  ohne 
einseitigerweise  gerade  gegen  die  Lehrlingsarbeit  blindwütend  Front  zu  machen.  Denn 
was  wird  mit  diesem  Kampf  gegen  die  Lehrlingsarbeit  factisch  erreicht?  Nichts 
andtTi-s,  aK  dass  die  Lehrlinge  aus  der  Industrie  hinausgedrängt  werden,  tun  den 
jugendlichen  Hilfsarbeitern  Platz  zu  machen.  Die  Ausbeutung  wechselt  den  Namen, 
9e  selber  bleibt  bestehen. 

Das  ist  der  Fall,  wenn  allgemein  giltige  Gesetze  das  Halten  von  Lehrlingen  be- 
sclir.inkcn.  Merkwürflig  wird  jedoch  die  Situation,  wenn  die  einzelnen  Gewerk- 
schatten auf  eigene  Faust  gegen  die  Lehrlingsarbeit  in  den  Krieg  ziehen  und  es 
wirklich  erreichen,-  dass  in  ihrem  Gewerbe  die  Lehrlingscahl  entsprechend  herab- 
gesetzt wird.  Was  ist  dann  die  Folge?  Sagen  wir  zum  Beispiel,  die  Tischler  haben 
sehr  erfolgreich  nach  dieser  Richtung  hin  gewirkt  und  freuen  sich  nun  ganz  könig- 
lich darüber,  dass  sie  den  Arbeitern  ihrer  Branche  eine  kleine  Erleichterung  ver- 
schafft haben.  Die  Lehrlinge,  denen  der  Zugang  zum  Tischlergewerbe  erschwert 
worden  ist.  seilen  sich  natürlich  genötigt,  irgend  eine  andere  Branche  mit  ihrem 
erhöhten  Zuspruch  zu  beglücken  und  schaffen  dort,  sagen  wir:  es  sind  die  Schuh- 
macher, ebenso  desolate  Verhältnisse,  wie  früher  bei  den  Tischlern.  Wie  wehren 
sich  nun  die  Schuhmacher?  Nicht  anders  natürlich,  als  seinerzeit  die  Tischler;  das 
heisst,  sie  versuchen  ihrerseits  die  Lehrlinge  aus  dem  Gewerbe  herauszudrängen. 
Diese  wenden  sich  eventuell  noch  ein  paar  anderen  Gewerben  zu  und  kehren  schliess- 
lich wieder  zu  den  Tischlern  zurück.  Und  der  lidiliche  Kreislauf  beginnt  von  neuem. 
Erreicht  hat  man  damit  natürlich  nicht  das  geringste,  im  Gegenteil,  eher  gc- 
sdiadet  durch  die  ungeheure,  nutzlose  Kraftverschwendung.  Diese  Taktik  wird  von 
den  Gewerkschaften  auch  nur  deshalb  so  gerne  gebraucht,  weil  sie  scheinbar  so 
rasdie  und  offensichtliche  Erfolge  bringt.  Eine  kurze  Spanne  Zeit  hält  ja  eine  kleine 
Besserung  der  .Arbeitsverhältnisse  —  freilich  auf  Kosten  der  anderen  Arbeiter- 
kategorieen  —  an,  und  Apris  twus  Ic  dclugc!  denken  sich  viele.    Scheinerfolge  sind 
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gofälirliclior,  al^  Xitclrrlagcn  :  darum  •sollen  gerade  die  so  geschulten,  kräftig  wirken- 
den sociaJdeniokratischen  Gewerkschaften  solclje  niöghchst  zu  vermeiden  trachten. 

Das  Ausschlaggebendste  in  der  ganzen  Frage  Hegt  eigentlidt  darin,  dass  eine  grosse* 
Anzahl  junger  Lciue  sicli  in  die  Industrie  drängt,  anf  jeden  Fall  beschäftigt  werden 
will  und  so  den  Prti>  der  Arbeit  drückt.  Oh  sie  nun  als  Lehrlinge  oder  jugendliche 
Hilfsarbeiter  Aufnahme  finden,  kann  den  Arbeitern  ganz  gicichgiltig  sein,  auf  de» 
Arbeitsmarkt  wirken  beide  Kategorieen  so  ziemlich  gleich  stark  ein.  Es  besteht 
then  kein  Gegensatz  zwischen  Lehrlingen  und  Arbeitern  oder  itigendüchcn  Hilfs- 
arbeitern und  Arbeitern,  sondern  nur  ein  solcher  zwischen  erwach>enen  und  junget» 
Arbeitskräften.  Die  grossen  englischen  Gewerkschaften  haben  dies  längst  erlunnt, 
und  nur  wenige  von  ihnen  versuchen  es,  die  Zahl  der  ins  Gewerbe  eintretenden 
Lehrlinge  Jiw  beschränken. 

Es  muss  übrigens  ausdrücklich  hervorgehoben  werden,  dass  in  den  meisten  Fällen 
alle  Versuche,  die  Ldirlingscahl  dauernd  zu  beschränken,  Kämpfe  gegen  Wind- 
mühlen waren.  Das  Ergebnis  blieb  stets  hinter  den  Erwartungen  zurück,  und  alle- 
Mühen  und  Opfer  erwiesen  sich  als  nutzlos.  Vor  altem  schon  deshalb,  weil  wir 
eine  allgemeingiltige  Formel  für  das,  was  wir  als  Lehrlingszüchterei  bezeichnen- 
sollen  tmd  was  nicht,  noch  gar  nicht  aufstellen  konnten.  Die  Sache  liegt  eben  bei 
jedem  Gewerbe  verschieden.  Ein  Schuhmacher  beispielsweise,  der  mit  2  bis  3  T.chr- 
lingcn  ohne  Gehilfen  arbeitet,  wird  kaum  als  ein  besonderer  Lehrhngszüchter  be- 
zeichnet werden,  dn  Optiker  mit  der  selben  Anzahl  Lehrlinge  jedoch  zweifellos.  Im 
allgemeinen  ermögliclit  ein  schwerer  zu  erlernendes  Gewerbe  weniger,  ein  einfaches 
mehr  Lehrlinge.  Die  Unternclimcr  selbst  würden  freilich  ani  liebsten  lauter  junge 
Leute  besdiäftigen,  weil  das  am  billigsten  käme.  Auch  die  durcli  die  Entwickelung 
der  Technik,  die  Andertmg  der  AbsatzgdMete  etc.  hervorgerufene  rasdie  Verschieb- 
liarkcit  des  Verhältnisses  zwischen  Klein-  und  Gro^sbctricb  erschwert  eine  bestimmte 
Regel  zur  Beschränkung  der  Lehrlingszahl.  Wo  heute  ein  Stamm  kräftiger  Klein- 
meister  besteht,  können  morgen  ein  paar  von  Capitalisten  abhängige  Heimarbeiter 
ihr  Dasein  fristen ;  und  wo  heute  mittelmässige  Fabriken  einzelner  Capitalisten  sind, 
können  morgen  Hunderte  von  Sclilotcn  grnsscapitali-;ti-ch  betriebener  Actiengesell- 
schaften  von  dem  gewaltigen  Wachstum  moderner  Pruductivkrafte  Zeugnis  ablegen» 
Wie  soll  da  dn  System  geschaffen  werden,  das  ffir  alle  diese  rasch  wediselndeis 
\'erhältnis«e  eine  bestimmte  Regel  vorsdireibt,  ohne  die  oben  angeführten  Schade» 
zu  zeitigen? 

Ein  wetterer  Grund,  weshalb  eine  Lehrlingszahlbeschränkung  radst  nutzlos  bliebv 
ist  der,  dass  den  Gewerkschaften  eine  genaue  Controle  aller  Betriebe  bei  der 
grossen  Beweglichkeit  des  Capitals  unmöglich  ist.  Sie  können  nur  darauf  achten,, 
dass  in  den  grosseren  oder  bekannteren  Betrieben  die  vorgeschriebene  Lehrlings- 
zahl strenge  dngdialten  wird,  draussen  aber,  den  kleinen  Mdstem  der  Vorstädte 
oder  den  Landhandwerkern  gegenüber,  weit  weg  von  den  Industriecentren.  ist  ihre 
Macht  und  ihre  Controlmoglichkcit  gleich  Null.  Lehrlingszahlbeschränkungen  haben 
unter  solchen  LTmständen  nur  die  Wirkung,  dass  die  Zahl  der  in  den  grösseren  Be- 
trieben ausgebildeten  .\rheiter.  wo  die  jungen  Leute  in  gewerblicher  wie  geistiger 
Hinsicht  doch  mehr  profitieren  können,  sinkt,  während  die  Zahl  der  bei  Pfuschen» 
ungaiügcnd  vorbereiteten  Lohndrücker  steigt.  Die  VVebbs  sagen  in  ihrer  Theorie 
und  Praxis  der  englischen  Gewerhvereim  \  »Daher  beschränken  jene  Gewericverdne 
durcli  ihre  Lchrlingsrcgeln  nicht  die  Zahl  der  Arbeitscandidaten ;  sie  sorgen  nur 
mit  beträchtlichen  Kosten  dafür,  dass  die  jugendlichen  Arbeiter  in  der  wenigst  quali- 
ficierten  Abteilung  des  Gewerbes  unterrichtet,  durch  die  schlechtesten  .Arbeitgeber 
und  die  unfähigsten  Arbeiter  in  ihre  industrielle  Laufbahn  eingeführt  und,  so  könneir 
wir  !iiii/u fugen,  in  den  Ansichten  und  Traditionen  der  Rauhbeine,  anstatt  in  denen 
guter  Gewerkvereinler,  erzogen  werden.  Was  für  Vorteile  man  einer  systematischai 
und  erlolgrdchen  Zahlbeschränkung  auch  zusdirdben  jnag,  so  ist  dodi  die  partielle 
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vmd  einseitige  Anwendung  dieses  Hilfsmittels  durch  die  modernen  Gewerkvereine 
unserer  Ansicht  nach  der  strategischen  Stellung  ihrer  eigenen  Mitglieder  in  ökono- 
mibcluT  Hinsicht  ebenso  nachteilig,  wie  den  Interessen  der  übrigen  Mitglieder  der- 
Gesellschaft.«  Und  an  einer  anderen  Stelle,  wo  es  sich  um  das  System  der  Lehre 
überhaupt  handelt:  >Wir  müs-en  unfcf^c  li-id' n  zwischen  dem  Lchrlingssystem,  in- 
sofern das  selbe  der  technischen  Audbildung  diente  —  als  solches  ist  es  veraltet  — 
und  insofern  es  eine  Methode  war,  den  Zugang  zu  einem  Gewerbe  zu  beschränken  — 
als  solche  hat  es  sich  als  verfehlt  erwiesen.«  Auch  die  Qualität  der  Arhciter  leidet 
nach  den  Ausführungen  der  Webbs  unter  dem  System  der  Zahlbeschränkung,  weil' 
gar  zu  wenig  Concurrcnz  unter  den  Arbeitsuchenden  besteht.  »Es  ist  eine  nicht  so- 
allgemein  anerkannte  Tatsache,  dass  in  den  Gewerben,  deren  Arbeiter  von  dem  Hilfo- 
niittel  der  Zahlbeschränkunp  wirk'^amcn  Gebrauch  machen  können,  auch  die  zum 
Gewerbe  gehörigen  Kopfarbeiter  weniger  auserlesen  sind  und  eine  gleiche  Einbusse 
an  Antrieb  zur  Leistungsfähigkeit  aufweisen.« 

Durdi  die  streng  durchgeführte  Zahlbeschränkung  wird,  wie       dann  an  dicser- 
Stclle  weiter  heisst.  auch  ein  durcliaus  nicht  anziehendes  Monopol  der  betreffenden 
Arbeiter  und  Unicrnehmer  geschaffen,  weil  keine  Arbeitskräfte  zu  Ijaben  sind,  nüt 
denen  untemehmungduMige  Capitaltsten  neue  Fabriken  dieser  Branche  ins  Leben 
rufen     konnten.     Einzelne    Arheiterkategoriccn    verbessern    da    ihre     Lage  auf 
Kosten  ihrer  Qasscngenossen  und  treiben  durch  diese  ebenso  zünftlerische,  wie  kurz- 
sichtige Politik  einen  Kdl  in  den  vierten  Stand,  der  dem  Allgemeininteresse  der 
Arbeiterschaft  ungemein  schädlich  sein  muss.    Die  Arbeiterschaft  kann  ihr  grosses- 
Ziel  nur  erreichen,  wenn  sie  einig  und  geschlossen  bleibt.    Jederlei  MonoixSl  ein- 
zelner Kategorieen  verwischt  das  gemeinsame  Classeninteresse,  auch  die  vorüber- 
gehenden Vorteile  der  Zahlbesdirinkung.    Einesteiis  entziehen  sie  wahrend  der 
Zeit  ihrer  Prosperität  die  Kräfte  der  besser  gestellten   Arheiterscliicht   dem  all- 
gemeinen, grossen  Befreiungskampfe,  andererseits  bringen  sie  Engherzigkeit  und- 
Ifisstrauen  unter  die  Arbeiterschaft 

Um  den  Lehrlingen  zu  hdfen  und  gleichzeitig  der  Arbeiterschaft  die  Concurrenz 
der  jungen  Arbeitskräfte  zu  erUichtern.  gibt  es  nur  ein  Mittel,  und  zwar:  nicht. 
Verminderung,  sondern  Verteuerung  der  Lehrlingsarbeit 
rcspective  der  aller  jungen  Leute.  Durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit  Verbot  der 
Nachtarbeit.  Gewerbe  schul  Unterricht  während  der  Tageszeit,  Lohneriiohung.  Ver- 
kürzung der  I.>chrzeit  etc.  lassen  sich  zweifellos  wirkliche,  dauernde  Vor- 
teile für  beide  Teile  erzielen,  ohne  emer  Arbeiterkategorie  auf  Kosten  der 
anderen  etwas  suzusdianzen.  In  dem  Masse,  wie  die  Arbeit  der  jungen  Leute  teurer 
wird,  -^itikt  auch  ihre  Gefährlichkeit  auf  dem  Arbeitsmarkt.  Und  wenn  der  Kampf 
um  diese  Forderungen  auch  länger  dauern  durfte,  so  sichert  er  uns  doch  dafür  auch 
ehrliche  Vorteile.  Früher  hat  man  ja  auch  die  Concurrenz  der  Frauenarbeit  ge- 
Ürchtet  und  sie  bekämpft.  Heute  deiikt  kein  Mensch  mehr  daran,  die  Frauenarbeit 
an  sich  zu  bekämpfen,  dafiir  hört  man  um  so  mehr  von  deren  Schutz.  Ebenso  wird' 
es,   denke   ich,  mit  der  Lelirliiigsarholt  gehen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Die  kritische  Periode  des  internatio- 
nalen GELDMARKTES,  die  mit  der 
deutschen  Disconterhöhung  am  ii.  Octo- 


ber  begann,  durfte  etwa  nach  Monatsfrist, 
als  abgcsclilossen  angesehen  werden.  Die 
Aufmerksamkeit  richtete  sich  zuletzt  vor 
allem  auf  England,  das  durch  starke 
Goldabflüsse  für  die  Festigung  und  Ver- 
breiterung der  Goldbasis  unserer  Reichs- 
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bank  in  Anspruch  genommen  war.  Eng- 
land hat  jedoch  den  gesteigerten  Anfor- 
derungen ohne  Erhöhung  des  offidellen 
Bankdiscontes  nachkommen  können»  nur 
auf  dem  offenen  Markt  zogen  die  Zins- 
s;tt/c  an,  um  gegen  Mitte  November 
^Icidifall!»  wieder  nachzulassen.  Die 
rasche  Hebung  der  Reicbsbanklage  zeigt 
sich  deutlich- in  folgenden  ZifTorn  für  flic 
Steuerpflicht  ( — }  respective  die  steuer- 
freie Notenreaerve  (+): 
am  II.  October  —179  169000  M. 
„  18.      „  —  28299000  „ 

„  25.       M  ■+  TS*»***»  " 

„  2.  Nofvember  +  2280;,  000  ., 
t»    9.       »  +  8435700Ü  „ 

..  17.       »  +176596000  „ 

Nur  die  gewöhnlichen  Anforderungen  des 
Wonats Wechsels  haben  also  die  stetig  auf- 
ateigende  Bewegrung  vorübergehend  un- 
terbrochen. Auf  der  anderen  Seite  hat 
England  allein  im  üctol>cr  3745465  Lstr. 
■Gold  Ml  Deutschland  abgegeben  (gegen 
nur  179450  Lstr.  im  OcuÄer  iSffS). 
X  X 
In  ENGLAND  hat  sich  die  Geschäfts- 
welt dadurch  nicht  weiter  beimruhigen 
lassen.  Sie  ist  sogar  seit  einiger  Zeit  von 
einer  recht  rosigen  Auffassung  des  all- 
gemeinen Wirtschaftsganges  beherrscht. 
Erst  kamen  überraschend  günstige  Nach- 
richten au>  den  \'  c  r  e  i  n  i  g  t  e  n  Staa- 
ten: die  Eisenbahnen  schlössen  ausser- 
ordentlich vorteilhaft  ab,  das  Bisen-  und 
Stahlgcwerhe  belebe  sich  zusehend"^,  die 
gute  Baumwollernte  bei  noch  immer  ver- 
lialtntsmässig  hohen  Baumwollpreisen  ver- 
irehre  die  Kaufkraft  des  Farmcrtums 
ganz  beträchtlich.  Die  Wahl  Roosevelts 
hat  den  Glauben  an  neue  gute  Zeiten  noch 
gefestigt.  Weiter  >;etzt  man  jetzt  grössere 
Hoffnungen  auf  Südafrica,  das  am 
Anfeng  dieses  Jahres  geradezu  vor  einer 
verheerenden  Krisi«  gestanden  haben  soll, 
weil  «lie  tatsächliche  Entwickelung  den 
überhit/ten  Erwartungen  und  Specu- 
lationcn  in  keiner  Weise  entsprach.  Seit- 
dem hat  die  Chineseiieinfuhr  rapid  zu- 
genommen :  bis  Juni  1905  denkt  man 
50000  Kulis  am  Rand  zur  Verfügung  zu 
baben.  .Auch  die  Hingeborenen  werden 
wieder  arbeitswilliger:  niaii  denkt  70 000 
Schwarze  stets  für  die  Gruben  bei  ein- 
ander zu  halten.  Von  der  profitlichen 
Goldgewinnung  hängt  jedoch  der  gan7e 
Handel  und  Verkehr  Transvaals  und 
Sfidafricas  ab.  Schliesslich  bietet  Eng- 
land selber  erfreulichere  Erschei- 
vungen.   Die  Montanproduction  ist  nicht 


mehr  so  gedrückt;  die  Speculation  ver- 
mochte sich  sogar  zu  einer  Hausse  der 
Preise  für  Cleveland-Roheisen  auf  dem 
Warrantmarkte  aufzuraffen  —  was  aller- 
dings mit  der  Herabsetzung  der  Sdiiffs- 
plattcnpreise  der,  offenbar  ungenügend  be- 
schäftigten, schottischen  Werke  schwer  in 
Einklang  zu  bringen  ist  Aber  der 
Kohletunarkt  hat  sich  zweifellos  ge- 
bessert, zum  Teil  infolge  der  starken 
nissischen  Nachfrage  für  Kriegstwecke ; 
in  Birmingham  entfaltet  sich  eine  flotte 
Tätigkeit,  die  wohl  audi  mit  dem  Kriege 
nicht  ausser  Zusammenhang  steht:  ähn- 
lich geht  es  dem  Wollgcwerbe:  die  Weiss- 
blechwerke  von  Wales  sollen  wieder  in 
vollem  Gange  sein.  Vor  allem  jedoch 
macht  die  Lancashirer  Raurnwollindustrie 
augenblicklich  nach  langen  Leiden  und 
Misshclligkeiten  wieder  einmal  eine  Rc- 
cordperiode  durch  :  ein  reichliches  An- 
gebot von  Rohmaterial  aus  America,  In- 
dien. Ägypten  fällt  zusammoi  mit  einer 
allseitigen  starken  Nachfrage  nach  Ge- 
spinsten und  Geweben.  Die  Doggerbank« 
affaire  ist  ohne  Störungen  verlanlen  — 
was  will  man  mehr? 
Im  schneidenden  Gegensatz  zu  der  lauten 
englischen  Freundschaft  und  Bewunde- 
rung für  Japan  steht  übrigens  die  be- 
seitend niedrige  Bewertung  der  japa- 
nischen .\  n  1  e  i  h  e  .  die  man,  bei  6pro- 
centiger  Verzinsung,  zu  goi'A  in  London 
und  New  York  aaflegte  (i3  Mül.  Lstr., 
je  die  Hälfte  in  Enghmd  und  America)! 
Die  Einzahlungen  verteilen  sich  über  die 
Zeit  bis  Mitte  Februar  1905.  Termin  der 
Rückzahlung  (zum  Paricurs)  ist  der  5. 
October  191 1,  doch  kann  die  japanische 
Regierung  schon  vorher  zur  Rückzahlung 
schreiten  (vom  5.  .Xpril  1907  an.  nach 
halbjähriger  Kündigung).  Wie  die  bis- 
her ausgegebene  10  Millionen-Anleihe,  so 
werden  die  jetzigen  12  Mill.  T.str.  die 
V'erpfändung  der  japanischen  Zolle  zur 
l'ntcrlage  haben.  Japan  ist  aus  finan- 
ciellen  Gründen  kürzlich  zu  neuen  Zoll- 
crhohungen  geschritten,  so  dass  das  euro- 
päische Handels-  und  Indttstriccapital 
von  der  Notlage  Japans  weniger  erbaut 
sein  wird,  als  das  Leihcapital,  dem  durch 
den  Krieg  ein  neues  Fdd  dis  Wudiers 
eröffnet  ist. 

Seltsam  contrastieren  in  Enfdand  mit  den 

P...rscnbcrichten  auch  die  <ifTentlichen  Er- 
örterungen über  den  Kampf  gegen  die 
Arbeitslosigkeit  bei  Beginn  des 

Winter^.  Die  Rcgienintr  gibt  Anweisun- 
gen   für  die  Localbchörden    und  Denk- 
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achriften  über  entqirecheodie  aiMländische 
Massnahmen  heraus;  von  sociaUstischer 
Seite  wurde  bereits  eine  ausserordent- 
liche P.irlanientssession  zur  Beratung 
von  Notstandsvorlacen  und  -antragen 
verlangt.  Es  mag  sein,  dass  sich  hier 
nur  besonders  auffällige  sociale  Krisen, 
in  erster  Linie  in  der  Hauptstadt  Lon- 
don, bemerkbar  madien.'  Ein  gewisses 
Misttraucn  gegen  die  optimistischen  Auf- 
fiusuogen,  hauptsächlich  der  Börsen- 
krdae,  wird  jedoch  am  Platze  sein. 
X  X 
In  Deutschland  überwiegt  gleicb- 
fells,  nachdem  der  Conflict  an  der  Dog- 
gcrbank  ein  paar  Tage  die  Börsencurse, 
sowohl  von  Staatsanleihen,  wie  von  Bank- 
mid  Industrie  werten,  geworfen  hatte,  von 
neuem  der  Optimi^^nuis.  Nicht  nur  Pul- 
ver-, Waffen-  und  Geschützfabriken  haben 
an  Hochschätzung  gtwonnOi,  sondern 
ähnlich  Kohlen-  und  Eisenactien,  die 
Cement-,  Textil-.  Maschinenfabriken. 
Auch  der  SCHIFFAHRTSkrieg  darf 
seit  dem  13.  November,  nach  längeren 
Cottferettten  in  Berlin  zwischen  Lord 
Inverclyde  und  Mr.  Moorhouse  und  den 
deutschen  unü  anderen  Vertretern  des 
SchifFahrtscartelts.  als  beendet  gelten :  £e 
Cunardlinie  schliesst  '•ich  hiiisichtlicli  des 
continentalen  Verkehrs  der  Vereinigung 
an,  alle  Kampfmassregeln  wurden  sofort 
eingestellt,  also  ii^  erster  Linie  die  nie> 
drigen  Passagqireise. 
X  X 
Im  KOHLENSYNDIKAT  hat  es  unter- 
des eine  kleine,  vorübergehende  Personal- 
krisis  gegeben.  Obwohl  die  HibermO' 
beschlüsse  am  22.  October  abermals  gegen 
die  Verstaatlichung  und  die  Dresdner 
Bank  ausfielen,  hat  die,  im  Augenblicke 
bei  den  westlichen  Scharfmachern  wenig 
beliebte  Bank  doch  Eintritt  in  die  Ver- 
waltung der  Gclsenkirchener  Bergwerks- 
gtsellschaft  und  damit  Einfluss  auf  das 
Kohlensyndikat  erhalten  —  sonderbarer- 
weise auf  Grund  einer  früheren  Ab- 
machung des  Geheimen  Commerdenrats 
Emil  Kirdorf,  des  Gebenkirchener 
Getieraldiroctors  und  des  Vorsitzenden 
im  Aufsichtsrat  des  Kohlensyndikats. 
Herr  Kirdorf  hielt  seinerzeit  die  Bank 
för  unentbehrlich  zur  Durchführung  der 
bdcannten  Erweiterungspläne,  die  wie- 
derum zugleich  als  Schatz  vor  etwaigen 
Verstaatlichnugsabsichten  gcthulu  waren. 
Hernach  hat  sich  die  Dresdner  Bank  als 
Bundesgenosse  des  Herrn  Möller  cnt« 
Itttppt,  und  trotz  aller  Bitten  besteht  sie 


auf  ihrem  (Verwaltungsatitdl-)  Schein  l 
Herr  Kirdorf  legte  daher  sein  Syndikats- 
amt in  die  Hände  des  Beirats  zurück, 
wird  es  jedcKrh,  nach  erfolgter  Ver- 
trauenserklärung, weiterführen.  Der  Vor- 
gang  beweist  jedenfalls,  dass  in  Rhein- 
land-U'c>lfalen  noch  Tiiancho  alte  Con- 
ti icte  fortbestehen  und  neue  sich  vorbe- 
reiten. Die  Landtagsverhandlungen  über 
den  staatlichen  Actiennnkauf  werden 
vielleicht  manchen  unerwarteten  Einblick 
gewähren. 

Da  wir  die  Statistik  des  Kohlensyndikats 
längere  Zeit  nicht  wiedergaben,  so  mögen 
heute  einige  eingehendere  Ziffern  Platz 
finden.  In  der  Sitzung  des  Beirats  vom 
9.  November  wurden  andere,  und  zwar 
teilweise  höhere  Richtpreise 
fe-tRestellt  —  als  Grund  gab  man  die 
Siiiilcgung  (!)  mehrerer  Zechen,  die 
Schwierigkeiten  der  reinen  Gruben  in- 
folge der  grosseren  Hüttenzcchenfreihcit, 
endlich  die  steigenden  Materialpreise  an. 
Die  Richtpreise  stellen  sich  nunmehr  für 
Fettkohlen:  Forderkohlc  030  M., 
Stückkohle  I  12.25  gewaschene  Nuss- 
kohle  I  12^  M.,  gewaschene  III  11,50 
M.,  gewaschene  IV  10,40  M.,  gewasdiene 
V  9,60  M.,  für  Gas-  und  Gas- 
flammkohlen:  Förderkohle  9,2^  M., 
gewaschene  Nuss-  III  11,50  iL,  ge- 
waschene IV  10,40  M.,  gewaschene  V 
9,40  M.,  Nussgrus  8,50  M. ;  für  E  s  s  - 
und  Magerkohlen:  Förderkohle 
8.80  beziehungsweise  9,30  M.  (mit  circa 
35%  Stückgehalt),  bestmeliertc  10.75  M«» 
Stückkohle  12,00  M.,  Nuss-  II  13,00  M* 
als  Sommerprets  und  15,00  M.  als  Win- 
terpreis, Nuss-  III  11.75  M.,  Nuss  IV 
10,65  Gegen  die  letzten  Richtpreise 
weisen,  nach  einer  vergleichenden  Zu- 
sammenstellung der  Vossischen  Zcituttf;, 
die  neuen  Preise  die  folgendtii  Verände- 
rungen auf :  Fcttkohlenförderkohle  0,30 
M.  hoher.  Nusskohlcn  III.  IV.  V  bis  0,50 
M.  hoher;  die  meisten  ubrigen  Fcttkoh- 
tenricbtprdse  sind  imverändert  oder  so- 
gar ein  wenig  niedriger.  Von  Gas-  und 
Gasflammkohlen  sind  höher  im  Richtpreis 
Förderkolile  0.30  M..  gewaschene  Nuss- 
kohlen  III,  IV,  V  bis  0,50  M,  sowie 
Nussgruskohle  und  Feinkohte  bl«  0.75 
M.  Alle  übrigen  Gas-  und  Ciasn.innn- 
kohlen  sind  wenig  verändert.  Für 
Mageilcohlen  zeigen  die  neuen  Richtpreise 
gegen  die  alten  durchweg-  Steigerungen, 
und  zwar  zumeist  um  0.50  M.,  für  ge- 
waschene Anthradtnusskohle  III  (Haus- 
brand) aber  um  2  M.,  für  gewaschene 
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Nusskohlcn  bis  um  1,75  M.  Die  Ände- 
rung bctrifTt  praktisch  am  meisten  die 
Jdtgerkohlen.  Im  October  belief  sich  — 
ausschliesslich  des  Selbstvcrbrauchs  der 
Jiechcn  und  Hüttenwerke  —  der  Kohlen- 
abaatz  des  Syndikats  auf  4870076  t 
gegen  4  697475  t  im  September. 
Gleichzeitig  erscheint  die  offidelle  Sta- 
tistik des  prcussischcn  Stein-  und 
fiergkc^lenbaucs  für  die  ersten  drei 
Vierteljahre  1904.  Danach  sind  vom 
I.  Januar  bis  30.  September  insgesamt 
^ 457 999  t  Steinkohle  gefördert 
worden  gegen  80249586  t  im  gleichen 
Zeitraum  des  Vorjahres,  das  ist  also  3.2 
Mill.  t  oder  ^%  mehr.  Den  stärksten 
Anteil  an  der  Kohlenförderung  hatte  der 
Olxrlx'rgamtsbezirk  Dortmund  mit  50,06 
Mill.  t,  demnädist  folgen  Breslau  mit 
und  Bonn  mit  io,ao  Mill.  t  Ab- 
gesetzt wurden  insgesamt  78  159  154  (im 
Vorjahr  75  593  966  t,  so  dass  sich  deren 
Mehrabsatz  auf  2,56  Mill.  t  oder  3.39% 
iielief.  Die  Zahl  der  im  Betrieb  befind- 
lichen Werke  betrug  durchschnittlich  269, 
wie  im  Vorjahr,  die  der  Belegschaft 
444886  fim  Vorjahr  424083)  Mann,  also 
•gegen  das  Vorjahr  2080J  Mann  mehr. 
Die  354  im  Betrieb  gewesenen  Braun- 
kohlenwerke  förderten  insgesamt 
29  81 1043  t  gegen  27636918  im  Vorjahr. 
Davon  kamen  23,74  Mill.  t  auf  den  Be- 
«irk  Halle  und  4^0  MilU  t  auf  den  Be- 
zirk Bonn.  Der  Absatz  betrug  22  947  603 
•(im  Vorjahr  21083079)  t,  überstieg  also 
ideu  vorjährigen  um  1,86  Mill.  t  oder 
83%.  Die  Belegschaftszahl  *  war  mit 
42  802  nur  um  ein  weniges  höher,  als  in 
der  gleichen  Zeit  des  Vorjahrs,  in  der 
sie  43^5  betragen  hatte.  ^  Im  ganzen 
wäre  dieses  Bild  der  Production  nidit 
ungünstig. 

X  X 
Die  GETREIDEpreise  halten  sich  in 
Deutschland  —  von  der  noch  immer 
etwas  steigenden  Gerste  abgesehen  —  auf 
mittlerer  H.ihe.  gegen  Juli-August  ist 
sogar  eine  gewisse  Wicdcrabbröckelung 
■zu  verzeichnen,  da  die  Emtcbefürch- 
tungen  sch  als  übertrieben  herausstellten. 
Die  letzte  Entscheidung  liegt  nunmdu* 
'bei  Argentinien,  über  dessen  Ernte  die 
Schätzungen  fortgesetzt  schwanken. 
In  Frankreich  mit  seinen  eigen- 
artigen Verhältnissen  ist  der  Weizenpreis 
von  neuem  der  Höhe  nahegerOckt,  wo  die 
Agitationen  für  Zollsnspension  häufig 
Erfolg  erzielen,  .^m  8.  November  er- 
örterte man  in  der  Tat  die  Frage  in  der 


Deputiertenknimner.  die  Mdurhcit  Idmte 
jedoch  ein  \'orgelicn  ab. 
X  X 
Der  RohZUCKERmarkt  erlebte  Anfang 
November  eine  stürmische  Hausse,  weil 
die  diesjährige  Wdtprodnetion  ein  be- 
deutendes Minus  erwarten  lässt.  Die 
Raffinaden  folgen  der  Aufwärtsbewegung 
nur  langsam,  weil  der  Handel  von  früher 
her  reichlich  mit  billigerer  Consumware 
versorgt  ist 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  26.  October 
erhShte         Generalvcrsamiidnng  der 

D  a  r  tu  s  t  ä  d  t  c  r  Bank  das  Actien- 
capital  um  22  Mill.  M.  —  Am  27.  October 
gaben    die  Berliner  Blektriei' 

t  ä  t  s  ZL>  e  r  k  c  ihre  Absicht  kund,  das 
Capital  um  6,3  Mill.  M.  zu  vermehren. — 
Die  Curse  der  Grossen  Berliner 
S  trassenhahn  stiegen  infolge  von 
Gerüchten  über  die  Communali.sierung. 
—  Am  28.  October  beschloss  der  F  e  i  n  - 
b  1  e  c  h  V  e  r  b  a  n  d  seinen  Fortbestand 
nach  dem  Jahrcsschlus.s.  —  Am  3.  No- 
vember wurden  die  aufgelegten  30  Mill. 
M.  Rcichsban  kanteile  stark 
überzeichnet.  —  Am  7.  November  traten 
die  ober  sc  h  1  e  s  i  sehe  n  Walz- 
werke zur  Grün<hing  eines  Stahlwerks- 
verbandes zusammen,  der  sich  dem  deut- 
schen Verband  angliedern  soll.  —  Am 
19.  November  wurde  die  japanische 
Anleihe  mdir  als   Mfach  gezeidi- 

net  MAX  SONIPML 

Politik 

Reichen  Arl>oitsstoff  hat  der  REICHS- 
TACj  bei  der  Wiederaufnahme  seiner 
Beratungen  vorgefunden.  Es  könnte  eine 
äu>;serst  lebhafte  und  kritische  Saison 
werden,  wenn  man  sich  nicht  sagen 
müsste,  dass  zwischen  Regierung  und 
Centrum  das  beste  Einvernehmen  herrscht 
und  dass  die  Grundsätze  des  Centrums 
von  heute  eine  andere  Auslegung  erfahren, 
als  etwa  noch  vor  einem  Dutzend  Jahre. 
Welche  Schvirierigkeiten  machte  es  damals 
noch  der  Regierung,  eine  Militair-  oder 
Marinevorlage  durchzubringen  i  Man  er- 
innere sich  des  Widerstandes  im  Jahre 
1893.  ,v  >  I  Jebcr  anlässlich  der  Vermeh- 
rung der  Friedenspräsenzstärke  erklärte, 
er  wolle  nicht,  dass  das  deutsche  Geld  in 
den  Dreck  geworfen  werde.  .A.uch  bei 
den  verschiedenen  Marinevorlagcn  suchte 
das  Centram  dunals  wenigstens  nocb  zti 
bremsen.  Inzwischen  ist  das  Centrum  an- 
erkannte Regierungspartei  geworden,  und 
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wie  einst  die  Nationallibcralen,  so  stellt 
•es  heute  seine  Majorität  der  Regierung 

^cgen  geringe  Comptnsationcn  Ix^reitwillig 
zur  Verfügung.    Auch  das  Centruin  ver- 
sucht nicht,  den  Einftuss  des  Reichstags 
der  Reichsregierung  gegenüber  zu  stär- 
icen,  es  hat  nicht  mehr  die  oppositionelle 
JRraft,  sogenannte  patriotische  Vorlagen 
aom  Anlass  zu  nehmen,  die  Volksrechte 
XU  stärken  und  zu  vermehren.  In  der  Cen- 
Irvmspresse  macht  sich  dalier  noch  keine 
Erregung  über  die  Ankündigung  neuer 
Ausgaben  für  Heeres-  und  Marinezwecke 
Jjemerkbar.    Auch    die  Handelsverträge 
werden  wohl  glatt  angenommen  werden. 
Denn  dass  ihr  Inhalt  in  der  Hauptsache 
4len  agrarischen   Forderungen  Rechnung 
trägt,  darüber  diirfte  höchstens  noch  die 
liberale  Presse  Zweifel  hegen.  Man  wird 
über  die  Ge^er  des  Zolltarifs  mit  dem 
Hinweis  triumphieren,  dass  es  doch  gelun- 
gen sei,  auf  Grund  dieses  viel  bdcämpften 
Zolltarifs  Handelsverträge  abzuschliessen. 
Doch  kommt  es  nicht  auf  den  Namen, 
sondern  auf  den  Inhalt  dieser  Verträge 
an.    Und  da  ist  es  wohl  kaum  fraglich, 
<las.s  gegenüber  den  Caprivischen  Handels- 
verträgen mit  all  ihren  Schwächen  und 
Nachteilen    die  Bülowsohen    einen  ent- 
schiedenen Rückschritt  bedeuten.  Audi 
diesen  Rückschl^  Intieil  mit  der  ver- 
■anderten  Centrmnqialitik  zuzuschreiben, 
^ic  früher  beim  Abschlnss  der  Dreibimds- 
verträge  die  Caprivische    Politik  imter- 
siützte.    Die  vertragsahgeneigten  Cen- 
«mmsnutglieder  hielten  es  damals  fOr  ge- 
raten, der  Abstimmung  ganz  fernzublei- 
ben.   Auch  in  der  ColonialpoUtik  muss 
das  Ccntnim  seine  frühere  Haftung  ver- 
leugnen: es  wird  die  übermässigen  Aus- 
gaben für  die  Bekämpfung  des  Aufstandes 
in  Südwestafrica  bewilligen   und  damit 
auch  die  Verpflichtung  auf  sich  nehmen, 
für  eine  weitere  kräftige  Fortführung  der 
früher  viel  geschmähten  deutschen  Colo- 
nialpolitik  die  Mittel  zu  bewilligen.  Die 
Kehrseite  aber  aller  dieser  neuen  Aus- 
■gaben  sind  neue  Steuern.  Denn  dass  die 
Mehreinnahmen  aus    den    erhöhten  Ge- 
trcidezöllen  die  starken  Steigerungen  der 
Ausgaben  nicht  decken  werden,  das  wird 
nirgends  ernsthaft  l>estritten.    Also  sind 
neue  Steuern  eine  Notwendigkeit.  Das 
Centrum  hätte  nun  nach  seinen  früheren 
Kundgebungen  die  Pflicht,  jede  Steuer  zu 
verweigern,  die  in  der  Hauptsache  auf 
den  Consum  der  breiten  Masse  der  Be- 
völkerung gelegt  werden  soll.  Es  müsste 
sich  ebenso  enächieden  gegen  eine  Tabak-, 


wie  gegen  eine  Brausteuer  wenden.  Aber 
statt  dessen  dürfte  das  Brausteuerproject 
wohl  auch  beim  Centrum  Gegenliebe  fin- 
den. Ja,  fijr  das  Centrum  von  einst  würde 
die  kommende  Saison  reichlichen  Con- 
flictsstofF  in  sich  bergen,  aber  das  Cen- 
irum  von  heute  denkt  nicht  mehr  daran, 
seine  Macht  der  Regierung  schroff  ent- 
gegenzustellen. Wenn  daher  vielfach  in 
der  Presse  Befürchttmgen  wegen  eines 
Conflicts  zwischen  Regierung  und  Reichs- 
tag ausgesprochen  werden,  so  kann  man 
über  eine  scJche  Naivetat  nur  licJieln. 
Die  Regierung  ist  auf  der  ganzen  Linie 
der  gewinnende  TeiL  Sie  wird  vielleicht 
das  alte  Verlangen  der  Reichstagsmdir- 
htit  auf  Diäten  bewilligen,  im  übrigen 
aber  wird  dank  der  Centrumspoiitik  die 
Volksvertretung  in  ganz  der  nämliciien 
Schwäche  der  Regierung  gegenüber  wei- 
ter verharren  müssen,  wie  bisher.  Dass 
angesichts  einer  solchen  Lage  die  Ent- 
täuschung über  die  Erfolge  des  Parla- 
mentarismus zunimmt,  ist  nicht  verwun- 
derlich. Man  hört  Worte,  nichts  als  Worte, 
Worte  bis  y.um  tllKrdruss,  hIkt  factische 
Erfolge  für  das  Volk  zeitigt  das  heutige 
Reichsparlament  nicht  Trotzdem  wäre  es 
verfehlt,  wenn  die  Arbeitcrbewegimg  ein 
zur  Zeit  unbrauchbares  Mittel  verwerfen 
wollte,  um  auf  anderem  Wege,  und  gar 
durch  den  Gcneralstrike,  politisdie  Erfolge 
zu  erstreben. 

X  x 
Die  beiden  HAMMERSTEIN-INTER- 
PELLATIONEN im  preussischen  Abge- 
ordnetenhause, sowohl  die  wegen  der  Mir- 
bach-Affaire,  wie  die  wegen  der  Scheri- 
schen Sparlotterie,  sind  kläglich  ausge- 
gangen. In  beiden  Fragen  war  nach  mo- 
natelanger künstlicher  Erregung  ein  Vor- 
stoss  gegen  die  Regierung  zu  erwarten, 
der  minde<;tens  mit  einer  parlamenta- 
rischen Niederlage  des  Ministers  von 
Hammerstein  hätte  enden  sollen.  Und 
statt  dessen  bleibt  Herr  von  Hammerstein 
Sieger  auf  der  ganzen  Linie.  Die  dunklen 
Puncto  in  der  Mirbach-Angelegenheit  blei- 
ben weiter  unaufgeklärt,  der  Minister  ver- 
teidigt die  Beteiligung  der  Oberpräsiden- 
ten an  den  Sammlungen  des  Herrn  von 
Mirbach,  und  das  Abgeordnetenhaus  lässt 
sich  bereden,  dass  alles  in  Ordnung  war. 
Noch  günstiger  ist  die  Position  des  Mi- 
nisters in  der  Frage  der  Sparlotterie.  Er 
kundigt  dem  Abgeordnetenhause  an,  dass 
die  Sache  zwar  momentan  aufgeschoben, 
aber  keineswegs  aufgdioben  sei.  Die 
Interpellanten  sehen  diese  Erklärung  als 
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einen  grossen  Erfolg  ihrerseits  an  und 
ziehen  ihre  gehamischte  Resolution  gegen 
den  uikJ  seinen   Plan   vor  der 

Abstimmung  zurück.  Und  da  bat  man 
monatelang  in  der  Presse  Holzscheit  anl 
Holzscheit  für  den  Holzsioss  zusammen- 
getragen, auf  dem  der  Minister  des  In- 
nern verbrannt  werden  sollte.  Werden 
die  Minister  nicht  zur  Missachtung  der 
öflfcnthchen  Meinung  förmlich  erzogen, 
wenn  sie  alle  Augenblicke  erleben,  wie 
leicht  der  Sturm  der  Entrüstung  be- 
schwichtigt  werden  kann? 
X  ■  X 

Zu  einer  ernsthaften  Spanütmp  zwischen 
RUSSLAXD  UND  ENGLAND  führfc 
die  unmotivierte  Beschiessung  von  eng* 
lischen  Fischerfahrzeugen  an  der  Dogger- 
bank  durch  das  auf  der  Ausfahrt  nach 
Ostasien  begriffene  baltische  Geschwader 
Russlands.  Von  Angst  vor  japanischen 
Torpedofahrzeugen  ergriffen,  hielt  Admi- 
ral  Roshdjewenskij  die  friedliche  Fischer- 
tlotte  für  den  Feind  und  liess  25  Minuten 
lang  auf  sie  Feuer  geben.  Nach  Einstel- 
lung des  Feuers  fuhren  die  russischen 
Schiffe  schnell  davon,  ohne  sich  um  die 
in  Not  befindliche  Mannschaft  der  ge- 
troffenen Fischdampfer  /u  kümmern.  Dass 
dieses  Vorkommnis  zu  einer  starken  Er- 
regung in  England  führte  und  man 
schleunige  und  volle  Genugtuung  ver- 
langte, ist  ebenso  verständlich,  wie  das 
Bestreben  der  englischen  Diplomatie,  es 
wegen  dieses  Zwischenfalls  nicht  zum 
Ausscrsten  kommen  zu  lassen.  Einige 
Tage  schien  es  wohl,  als  ob  aus  dem  Vor- 
kommnis sich  ein  Ci.nilicl  entwickeln 
würde,  der  mit  Waliengevvali  ausgetragen 
werden  müsstc.  Aber  schliesslich  gelang 
es.  die  Angelegenheit  einem  unparteiischen 
Schiedsgericht  zur  Untersuchung  zu  un- 
terbreiten. Damit  war  die  Gefahr  eines 
kriegerischen  Zusammenstosses  zwischen 
Russland  und  England  ftus  dem  erwähn- 
ten Anlass  beseitigt. 

X  X, 

Bei  der  Präsidentschaftswahl  in  den  Ver- 
einigten Staaten  am  8.  NoveniUer  i^t  mit 
sehr  grosser  Majorität  ROOSEVELT 
WIEDERGEWÄHLT  worden.  Es  ist 
klug  von  Rooscvclt,  schon  jetzt  zu  erklä- 
ren, dass  er  eine  zweite  Wahl  nicht 
wieder  annehmen  werde.  Er  bekommt 
dadurch  einmal  freie  Hand  seinen  eigenen 
Parteifreunden  gegenüber,  die  ihm  oft 
hinderlich  bei  der  Ausführung  seiner  po- 
litischen Pläne  in  den  Weg  traten  und 
deren  Willen   er   sich  beugen  musste, 


wollte  er  nicht  auf  ihre  Wahlhilfe  ver- 
zichten.  Aber  auch  den  Gegnern  nimmt 

er  den  Wind  durch  seine  Erklärung  in- 
sofern aus  den  Segeln,  als  bei  der  impe- 
rialistischen Politik  Roosevelts  gar  leicht 
das  Misstrauen  genährt  werden  konnte, 
als  ob  Roosevelt  persönlich  von  einem 
starken  politischen  Ehrgeiz  beseelt  sei.  Er 
gewinnt  durch  ^eine  Erklärung  mehr 
Ellenbogenfreiheit  für  die  Durchführung 
seines  imperialistischen  Programms,  als 
wenn  er  sich  gegen  eine  abermalige 
übernalime  der  Präsidentschaft  nicht  er- 
klärt hätte.  Auch  gegenüber  den  Trusts 
vermag  er  vielleicht  mehr  auszurichten, 
als  dies  bisher  der  Fall  gewesen  war. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Anfang  November 
trat  der  bayerische  Finanz- 
minister von  Riedel  in  den  Ruhe- 
stand. —  Am  6.  November  fanden  die 
Wahlen  zur  italienischen  -Abge- 
ordnetenkammer statt,  aus  denea 
eine  grosse  Regierungsmehrheit  herAor- 
ging,  die  bei  den  Stichwahlen  am  13.  No- 
venilKT  noch  vergrösscrt  wurde.  —  Der 
französische  Kr  i  egs  mi  n  i  s  t  e  r 
Andre  ist  infolge  der  Angriffe  während 
der  Armeedebatte  in  der  Kammer  zurück- 
getreten. Sein  Nachfolger  ist  der  radi- 
cale  Abgeordnete  Berteaux.  rionard  calwu» 

Soc'alpolitik 

Die  Berichte  unserer  deutschen  Fabrik- 
inspectoren  haften  vielfach  noch  sehr 
an  der  Obertlächc  der  wirucbaftiichen 
und  SOCIALEN  VERHALTNISSE 
DER  INDUSTRIELLEN  ARBEITER- 
SCHAFT. £s  ist  daher  mit  Freuden  zu 
begrüssen,  dass  ein  Schüler  und  Freund 
Friedrich  WoerishofTcrs.  der  badische 
Fabrikin^pectnr  Dr.  Fuchs,  einmal  die 
deutschen  Arbeiter  bei  ihrer  Arbeit  und 
in  ihrem  Heim  auf>uchtc.  um  ein  KIk^'-- 
wahres  Bild  von  dem  Leben  und  Weben 
dieser  Arbeiter  zu  zeichnen.  Fuchs  grift 
sich  für  eine  eingehende  Beschreibung 
der  Arbeiterverhältnisse  eine  sehr  charak- 
teristische Gruppe  der  Industricarbeiter- 
schaft  heraus:  die  auf  dem  Lande  woh- 
nenden Indastrieproletarier.  In  Baden 
haben  die  beiden  grössten  Industrieen  des 
Landes,  die  Cigarren-  und  Textilindufr- 
tne.  ihren  Sitz  überwiegend  in  den  Land- 
Rfmcinden.  Nach  einer  Berechnung  Dr. 
Hechts  sind  von  den  am  i.  üctober  igoo  ^ 
unter  Aufsicht  der  Fabrikin  spcction 
stehenden  7300  Betrichen  nur  2600  in 
Städten  mit  über  5000  Einwohnern  zu 
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fin4en:  nach  seiner  Schatzuiig  wohnen 
vom  aooooo  Fabrikarbeitern  etwa  Trvvei 
Drittel  auf  dem  Lande,  Dr.  Fuchs  zeich- 
net uns  einen  sehr  bewegten  Act  aus  dem 
grossen  ökonomischen  Umwälz'ungsdrama 
unserer  Zeit:  <fie  Industrialisierung  des 
Dorflebens.   Die  Feldarbeit    wird  den 
Frauen   und   Kindern   überlassen,  im 
Ackerbau  tritt  viel&ch  eine  Rudcbildung 
zur  extensiven  Wirtschaft  ein,  der  Ab- 
fluss  der  Bevölkerung  in  die  Stadt  stockt, 
und   die  Dörfer    blühen    vielfach  au& 
»Die    politischen  Verhältnisse  erfahren 
eine  Umwälzung,  die  selbst  die  macht- 
volle Dorfsitte   nicht  wirksam  hindern 
kantM    Die  Verhältnisse  der  Industrie- 
arbeiter in  17  Landgemeinden  bei  Karls- 
ruhe /Karlsruhe,    Braun  sehe  Hofbuch- 
druckeret/ nennt  sich   die  eingehende 
Stu<fie  des  Fabrikin spectors  Fuchs.  Von 
den  ArlKitcrn  dir  i"  von  Dr.  Fuchs  un- 
tersuchten Landgemeinden  arbeitet  nur 
dn  Viertel   aller  Arbeiter  an  ihrem 
Wohnorte.    Es    mag    nach    Dr.  Fuchs 
zwetfelhait  erscheinen,  ob  die  Arbeiter 
auf  den  Dörfern  im  allgemeinen  günstiger 
wohnen,  als  in   den    Städten.    Zu  den 
Wohnungen  können  Licht  und  Luft  wohl 
zutreten,  aber  es  strömen  ihnen  audi  die 
Dünste  der  an  die  Wohnungen  sich  an- 
schliessenden   Viehhaltungen    zu.  >Zu 
dem  Wohnungspreis  mms  der  Arbeiter 
die  Fahrtauslagen,  die  bis  zu  100  M.  im 
Jahre   betragen   können,  hinzurechnen.« 
i-üncn  Ix-trächtlichen  Zeitaufwand  erfor- 
dert der  Gang  von  und  zur  Arbeitsstätte. 
Von  75  untersuchten   Wohnungen  er- 
reichten nicht  cinnia!  30  das  durch  die 
Landesbauordnung  vorgeschriebene  Min- 
destmass von  2,50  m  Hohe,  von  77 
Sdilafräumen  boten  46  nicht  einmal  10 
cbm  Luft.     Die  '^neu  entstehende  und 
wachseilde  Industrie  entzieht  der  landwirt- 
schaftliclicn  Bevölkerung  die  jungen  Ar- 
beitskräfte, lässt  ihr  aber  die  älteren  oder 
gibt  sie  ihr,  wenn  sie  älter  geworden  sind, 
zurück.    Die  Väter  der  Industriearbeiter 
sind    zumeist    imselbständige  Arbeiter. 
Eine  geringere,  aber  immerhin  noch  sehr 
erhebliche  Arbeitennasse  hat  Landwirte 
zu  Vätern.    Die  Intelligenz  vom  Lande 
zieht  nach  den  Stadtm.     Dem  auf  <lem 
Lande   wohnhaft  bleibenden  Industrie- 
arbeiter föllt  vorwiegend  die  Rolle  des 
Tagelöhners  zu.    Die  Arbeiteraristokratie 
wohnt  in  der  Stadt.    Der  Drang  nach 
Weiterentwickelung     seiner  Tätigkeit 
treibt  den  intelligenteren  Arbeiter  in  die 
Stadt.    Die  Rentabilität  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  der  Indnstricarbei : 


ter  »ist  ohne  Zweifel  «ne  schfedite  .  .  . 

Manche  Frauen  werden  zweifellos  durch 
die  auf  ihnen  ruhende  doppelte  Last  der 
Führung  des  Haushalts  tmd  der  Besor- 
gtmg  der  Landwirtschaft  überanstrengt.« 
Aus  den  Zusammenstellungen  des  Dr.  '  • 
Fuchs  über  die  Ernährimg  der  Arbeiter 
sieht  man,  dass  in  der  Mehrzahl  der  un- 
tersuchten Fälle  die  Ernährung  nicht  den 
Forderungen  der  Hygiaie  entgeht  Aus 
den  Hatishaltungskosten  von  14  näher 
untersuchten  Arbeiterfamilien  ergab  sich, 
dass  319  M.  im  Durchschnitt  für  Alkxrfiol 
(3i,S%),  186  M.  (18,7%)  für  Schwarz- 
und  Weissbrot.  150  M.  für  Fleisch  und 
Wurst  (14.7%)  und  10.1  M.  (io.i7'^)  für 
Milch    ausgegeben    wurden.  Ländliche 
Sitte  und  ländliches  Herkommen  gestal» 
ten  noch  vielfach  das  Leben  des  auf  dem 
Lande  wohnenden  Industriearbeiters.  Er 
ist  noch  organisch  mit  der  Landwirtschäft 
verbunden.  Sein  ganzes  Dasein  hat  einen 
bauerlichen  Zuschnitt.    Die  erwerbende, 
im  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe 
arbeitende  Frau  ist  dem  Manne  gleichge- 
stellt und  erfreut  sich  hoher  Achtung. 
Trotzdem  gilt  noch  der  Grundsatz  Die 
Frau  gehört  ins  Haus!   Das  geistige  imd 
sittliche  Leben  der  jungen  Arbeiterschaft 
ist   im   allgenifintn    M'hr  verbesserungs- 
bedürftig, die  »erzieheriscl^e  Wirksamkeit 
der  Arbeiterorganisationen«  fehlt  gerade 
den  jüngeren  Arbeitern  auf  dem  Lande. 
Die  Umwälzung  der  ökonomisch-politi- 
schen Ideenwelt  der  auf  dem  Lande  woh- 
nenden Industriearbeiter  hat  aber  überall 
schon  eingesetzt.    In  erdrückender  Ma- 
jorität wählen  die  Arbeiter  socialdemo- 
kratisch.     Die    frühere  Gleichgiltigkeit 
gcgetiüber      den      ernsten  politischen 
Kämpfen  hat  der  Arbeiter  der  Landge- 
meinden abgetan.     »Die  Zeitungslectüre 
ist  zur  Zeit  das  hauptsächlichste  Mittd 
zur    intellectuelien    Fortbildung  dieser 
Classe  von  Arbeiteren,  die  Bedeuttmg  der 
Presse  für  den  Culturfortsdiritt  kann 
kaum  hodi  genug  angeschlagen  werden.« 
X  ^ 
Die  Zahl  der  PRIVATBEAMTEN  (ein- 
schliesslich   der  Handlungsgehilfen  und 
der  in  libcialen   Berufsarten  beschäftig- 
ten  Ptrxmen,    der  Redactcurc,  Privat- 
lehrer, Bureaubeamten  etc.)  schätzt  Dr. 
Heinz  Potthof  in  seiner  Arbeit  Die 
Organisation    des  Privatbeamtenstandes, 
herausgegeben    vom    Deutschen  Breun- 
iheisterhunde^  auf  annähernd  2  Millionen. 
Er  zeiht  diese  Beamten  eines  augenfälli- 
gen Mangels  an  Selbstbewusstsein  und 
Organisaticasgeist,  und  er  will  in  ihnen 
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endlich  das  noch  fehlende  Standcsbe- 
Nvuüätsein  entwickeln.  Er  strebt  für  die 
Privatbeamten  eine  staatliche  P«n- 
sions-  und  Hintcrbliebencn- 
versicherung  an.  Die  Berufsver- 
eine und  Grippen  der  Privatbeamten  )>il- 
den  bereits  einen  Gesamlausschuss  für 
Herbeiführung  tiner  staatlichen  Pen- 
sions-  und  nintcrblicbcncnvcr  Sicherung 
der  Priiiaiangesleliten.  Die  Arbeit  Dr. 
PotUiolfs  enthält  die  (7nHH/£fi?e  ««  einem 
Cemmtverhand  deutscher  Privatangc- 
stcttten.  Er  umfasst  keine  Einzelmit- 
glieder, sondern  nur  körperschaftliche. 
Der  Verband  bezweckt  die  Fortentwicke- 
lt ng  des  Privatbeamtenrechts,  die  Förde- 
rung des  Bildungtwesens,  die  Erweite- 
rung der  staatlichen  sociaipnh'tischen 
Fürsorge  und  die  Förderung  des  Bil- 
dmigswesens. 

X  X 

Der  I.  deutsche  WOHNUNGSCON- 
GRESS  hat  die  Erwartung,  die  zahlreiche 
Socialpolitiker  von  ihm  hegten :  ein  all- 
seitiges Interesse  im  Volke  für  eine  gross- 
zügige  Wohnungsrefomi  zu  wecken,  nicht 
erfüllt  (vergl.  die  Rulirik  Sociale  Coiit- 
munalpolitik,  pag.  996  ü.).  Tiefgehende 
Beschlüsse  durfte  man  von  ihm  von  vorn- 
herein nicht  erwarten  ;  denn  ein  Congress, 
der  sich  aus  so  iKterogenen  socialen 
Elementen  zusammensetzte,  konnte  nim- 
mer eine  gemeinsame  Operationsbasis 
für  alle  diese  Elemente  finden.  Ein  der- 
artiger Congress  konnte  nur,  wollte  er 
nicht  einen  allRcmcinfii  rrbittiTtcn  Krieg 
unter  seinen  Teilnehmern  entzünden, 
ganz  fleisch-  und  blutlose  Beschlüsse  zei- 
tigen. Und  derartige  ganz  verschwom- 
mene Resolutionen  konnten  wiederum  die 
Gmgresstcilnchmer  nicht  unterschreiben, 
die  unsere  öfientlichen  Gewalten  zu  wirk- 
lichen Wohnungsreformtaten  ndtigen 
wollten.  .Ms  der  Cnngrc^svorstand  in 
seiner  Mehrheit  einen  Beschluss  zu  guns- 
ten  des  preussisdien  Wohnungsgesetzent- 
wurfes, der  einige  verbindliche,  anerken- 
nende Worte  diesem  Entwurf  spendete, 
fasste,  da  hielt  es  der  Schreiber  dieser 
Zeilen  für  seine  Pflicht,  in  einer  Gegen- 
resoluiion  zu  erklären,  dass  dieser  Ent- 
wurf gegenüber  dem  uferlosen  Wohnimgs- 
elend  in  Preussen  absolut  unzureichend 
sei  und  dass  weder  der  Staat  des  Drei- 
classenwahirechts.  noch  die  unselbstän- 
dige, von  den  Hausbesitzern  beherrschte 
Gemeinde  eine  nur  cinigermassen  frucht- 
bringende Arbeit  auf  dem  Gebiete  der 
Wofanungsreform   leisten   könne.  Die 


Wurzclfasern  einer  tiefgreifenden  Woh- 
nuiigNri-l'ornipoiitik  kunnen  eben  nur  in 
dem  Enden  der  Demokratie  liegen. 
Der  Schreiber  dieser  Zeilen  hat  sich  im 
wesentlichen  deshalb  an  dem  Wohnung^- 
congress  beteiligt,  weil  er  durch  den 
Mund  der  öffentlich-rechtlichen  Organi- 
sationen der  Krankencassen,  die  täglidi 
in  die  entsetzlichste  Wohnungsmisere  von 
Hundertuusenden  erkrankter  grossstädti- 
scher Arbeiter  schauen,  an  das  sodale 
Gewissen  der  Nation  appellieren  und  es 
zu  wirklichen  Taten  aufpeitschen  wollte. 
Zu  diesem  Zwecke  beabsichtigte  er,  die 
Wohnungsfrage  allen  Haupttagungen  der 
deutschen  Krankencassen  zu  unterbreiten 
und  eine  allgemeine  Beteiligung  der 
Gassen  an  dem  Wohnungscongress  zu  ver- 
anlassen. Die  Gassen  sollten  sodann  auf 
dem  Congress  ihre  grossen  Erfahrungen 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsmissstiinde 
vortragen.  Die  Krankencassen  bildai 
ferner  eine  Art  Grundlage  für  die  Ver- 
tretungskörperschaften der  Landcsver- 
sicherungsanstalten.  und  die  Landesver- 
,sicherungs.-ui stalten  treil>en  ja  heute  mehr 
oder  weniger  Wohnungsrefonnpolitik. 
Die  Krankencassen  mussten  daher  auf 
dem  Frankfurter  Congress  mit  einem  ein- 
heitlichen Wohnungiireformprogramm  den 
Vertretern  der  Landesversicherungs- 
anstalten gegenübertreten.  Gewiss,  der 
Frankfurter  Congress  konnte  keine  Be- 
schlüsse fassen;  aber  bedarf  es  denn 
immer  der  Beschlüsse,  um  weite  Volks- 
krcise  zu  beeinflussen?  Das  Constalicrcji 
dessen,  was  ist.  wirkt  mitunter  viel  um- 
wälzender, als  das  Händeaufheben  für 
nichtssagende  Resolutonen.  Und  wenn 
unsere  Cassendelegierten  als  Vertrertcr 
von  Millionen  versicherter  Arbeiter  er- 
klärt hätten:  unter  so  htmmeltraurigen 
Wohnungsverhiiltnisscn  lebt  im  allgemei- 
nen unsere  versicherte  Arbeiterschaft,  so 
wäre  die  Wirkung  auf  die  öffentltdie 
Meinung,  die  die  einfache  Feststellung 
dieser  Verhältnisse  erzeugt  hätte,  eine 
tmgeheure  gewesen.  Uiid  zur  Erzielung 
dieser  Wirkung  hätte  es  weder  der  viel 
gefürchteten  Compromisse  mit  bürger- 
lichen Elementen,  noch  staatsmännrsch 
kluger  Redmungsträgercien  bedurft. 
X  X 

Eine  Conferenz  der  KRANKENCAS» 
SENvorstände  der  Provinz  Brandenburg, 
auf  der  233  Gassen  mit  57  151  Mitgliedern 
vertreten  waren,  führte  nach  einem  Re- 
ferate von  E.  Simanowski-Berlin  zur 
Gründung  einer  Fretfu  Vereimigiuig  der 
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Krankeneassen  der  Provinz  Brandenburg. 
■  Attf  der  Gmferenz  sprach  H.  Sydow, 
Herausgclicr  der  Deutschen  Kranken- 
easstnseituHg,  über  die  VeremhetUtchiifl|( 
der  Arbdterverstchenmg:  Er  wies  mit 
grossem  Xachdruck  die  Vorsddipe 
Freunds  und  OütUnanns  zur  VcrdnlMit- 
lichwtg  dieser  Versicherung  znrude,  da 
sie  mehr  oder  weniger  die  Selbstverwal- 
tung der  Krankencas&en  in  dscmc  Fes- 
seln schlafen  und  die  Cassen  selbst  zu 
blossen  Hilfsorganen  der  I^mde>;ver.siche- 
runghanstallen  degradieren  würden.  An 
die  Stelle  der  beruflichen  Organisation 
der  Unfallversicherung  habe  die  territo- 
riale Organisation  der  selben  zu  treten. 
Die  Versicherung  initsse  ihren  Wirktings- 
kreis  beträchtlich  erweitern  (Erhöhung 
der  Einkommensgrenze  für  die  Zwangs- 
versicherten von  2OO0  auf  3000  M.,  Her- 
absetzung der  Altersgrenze  von  70  auf  60 
Jahre  für  den  Bezug  der  Altersrente). 
Alb.  Kohn-Bcrlin  entwickelte  -odann  ein 
grosszügiges  Progranun  für  den  socialen 
Ausbati  der  Krankencassen  (Streichung 
rückständiger  Cassenparagraphcn.  Erwei- 
terung der  Cassenleistungcn,  hygienische 
Erziehung  des  Volkes  durch  die  Cassen, 
Entwickelung  der  Functionen  der  Caasen» 
controleure  etc.). 

X  X 

Bei  den  Leistungen  der  INVALIDEN- 
VERSICHERUNG ist  zunächst  die  Lan- 
desversicherungsanstait  Berlin  zu  nen- 
nen. Sie  übergibt  der  OfFentlichkeit 
einen  socialpolitisch  sehr  interessanten 
Bericht  ülwr  das  Rechnungsjahr  1903. 
über  das  Dienstbotenwesen  Berlins  (Her- 
kttnft  der  Dienstboten,  Berufswechsel  der 
selben.  Verehelichung  der  selben)  bringt 
der  Bericht  unter  andcrm  lehrreiche  Auf- 
schlüsse. Etes  procentuale  Steigen  der 
Rentnerinnen  im  Verhähnis  zn  den  Rent- 
nern (1801  bis  i8q5  im  Durchschnitt  auf 
Xoo  Männer  30^  Frauen,  1895  bis  1900 
auf  100  Männer  48.1  Frauen)  beweist  die 
wachsende  Beschäftigung  der  Frau  in  der 
Industrie  und  im  Handel  und  die  stei- 
gende Inanspruchnahme  der  Versicherung 
durch  unständige  Arbeiterinnen,  wie 
Rtinmarhcfrauen.  Waschfrauen  etc.  Eine 
grosse  nocialhygienische  Bedeutung;  hat 
die  eigenartice  Sch()pfung  der  Landes- 
versicbervngsan stall  Berlin:  die  Heil- 
stätte für  Geschlechtskranke, 
in  der  im  verflossenen  Jahre  357  Vene- 
rische völlig  geheilt.  98  gebessert  und  nur 
1/  angeheilt  entlassen  wurden.  Es 
Stammte  die  venerische  Anstccktmg  bei 


253  Venerischen  von  Prostituierten,  bei 
102  von  Bekanntscliaftcn,  Arbeiterinnen, 
Dienstmädchen,  bei  3  von  der  Frau,  bei 
|8  war  die  Infectionsquelie  unbekannt. 
Die  ao  Betten  des  Invalidenhau- 
se s  in  Lichtenberg  waren  dauernd  be- 
setzt    Die  LandesversicherungsansUlt 
Berlm  dehnte  die  Krankcnlnrsorge  im 
verflossenen  Jahre,  das   muss  oflFen  an- 
erkannt werden,  geradezu  sprunghaft  aus. 
Die  Zahl  der  an  Ltmgentnberculose  be- 
handelten Männer  wuchs  von    867  im 
Jahre  1902  auf  1442  im  Jahre  1903,  die 
der    tubercttlösen  Frauen    im  gleichen 
Zeitabschnitt  von  464  auf  597.    Die  Zahl 
der  an  anderen  Krankheiten  behandelten 
Männer  schwoll  von  1902  auf  1903  von 
823  auf  1632  imd  die  der  behandelten 
Frauen  von  224  auf  544  an. 
Bei  der  Vcr-.ichcrungsanstalt  Württem- 
berg kamen  im  Jahre  1903  4506  Heil- 
behandlungsgesuche zur  Dinrchfülmnig. 
Die  Versicherungsanstalt  schliesst  keine 
Krankheit,  die  heilbar  erscheint,  im  Prin- 
dp  von  der  Heilbehandlung  aus.  Circa 
10%  ihrer  Einnahme  verausgnl)te  diese 
Versicherimgsanstalt  für  Heilbehandlung. 
Durchschnitdich   legten    die  Landesver- 
^icherungsansfaltcn  nur  6X)^'   ihrer  Ein- 
nahmen für  die  Heilbehandlung  an.  Nach 
dem  Geschäftsbericht  der  Versicherangs« 
anstalt  Oberpfalz  und  Regens- 
burg errichtet  diese  Anstalt  ein  Inva- 
lidenhcim   in   Tirschenreuth.     In  Cham 
ist  ebenfalls  die  Errichtung  eines  Inva- 
lidenhehns in  Aussicht  genommen.  Die 
Förderung  des  ArlxMtcrwohnungsbaus  der 
Anstalt  scheitert  vielfach  an  den  erfolg- 
losen Bemühungen  der  Arbeiter,  Geldier 
für  die  zui-itc   Hypothek  aufzubringen. 
Die  Versicherungsanstalt  für  Nieder- 
bayern  hat  bisher  allein  von  allen  An- 
stalten einen  kleinen  Fortschritt  in  der 
Agitation  für  die  Selbstversiche- 
rung aufzuweisen.    Die  Karten  ffir 
Selbstversicherung  beliefcn  sich  1903  auf 
615.  Im  Jahre  1903  wurden  42  Personen 
im  Invalidenbeim  der  Anstalt  verpflegt 

X  X 
36  deutsche  ARBEITERSECRK  TA- 
RIATE  wurden  nach  einem  zusammen- 
fassenden Bericht  im  Correspondensblatt 
der  Generalcommission  von  200575  rat- 
suchenden Personen  (darunter  106787 
Organisierten)  besucht.  In  der  Auskunfts- 
erteilung stehen  an  der  Spitze  die  Aus- 
kthifte  fiber  die  Arbeiterversicherung: 
59768  .Au-^künfte ;  dann  folgen  die  .Aus- 
künfte aus  dem  Gebiet  des  bürgerlichen 
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Rechts:  58974.  und  die  Auskfinftc  über 
den  Arbeits-  und  Dienstvertrag :  32937. 
Den  Einnahmen  der  36  Arbeitersecreta- 
riatc  in  der  Höhe  von  162963  M.  stehen 
135  430  ^1-  Ausgaben  gegenüber.  Von 
den  Arbeitersecretariaten  ertcilien  27  nn- 
enlgdtUche  Auskunft  an  jedennann. 
X  X 
Das  Problem  der  ARBEITSLOSEN- 
VERSICHERUNG findet  eine  eißenartige 
Beleuchtung  durch  die  Mitteilungen  des 
Statistischen  Amts  des  Cantons  Basel- 
Stadt  nlnr  <iic  Arbeitslosigkeit  in  R.i'-cl. 
Socialpolitisch  bedeutungsvoll  ist  die 
Feststellung,  dass,  »wenn  man  ganz  rigo- 
ros scheidet,  so  wie  es  ein  Arbeitgeber 
etwa  tun  würde,  nach  selbstverschuldeter 
und  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit«, 
doch  87,6%  aller  Fälle  von  Arbeitslosig- 
keit unverschuldet  waren.  Die 
verzweifelte  Lage  der  imtcrsiützicn  Ar- 
bettsl<Men  illustriert  folgende  Tatsache: 
Von  den  itso  von  der  Arf>eitdo»encom- 
mission  Basels  unterstützten  Personen  er- 
hielten noch  456  von  der  Armenpflege 
und  den  Hilfsvereinefi  Unterstützungen. 
Ab  besonders  geeignet  für  Notstands- 
arbeiten erwiesen  sich  nach  den  Erfah- 
ningen  der  Baseler  Arbeits]osencomniis>- 
sion :  das  Stcinklopfcn,  Holzsägen,  Ab- 
heben von  Humus,  Reinigen  der  Strassen 
und  Ahhrucharbciten. 
Die  Einführung  der  Arbeitslosenunter- 
stützung für  den  neugegründeten  Bund 
der  industriellen  Beamten  zu  Berlin  regt 
P.  Dicstcl-Reinickendorf  im  Verbands- 
organ dieser  Beamten  an.  Ohne  Stel- 
lutiKstosenuntcrstütsung  wird  dflf  Ver- 
band nach  Diestel  ein  Schädling  sein.  Der 
Bund  will  für  die  Arbeitslosenunterstüt- 
zung ein  Pionier  unter  den  deutschen 
Privatbeamten  werden. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Am  14.  und  15. 
October  tagte  in  Mainz  die  2.  Generalver- 
sammlung der  Gesetlsehaft  für 
s  o  c  i  a  l  c  R  c  f  o  r  m.  In  den  Vorder- 
grund der  Verhandlung  rückten  die 
Fragen  der  Arbeitskammem  und  Ar- 
iKjiterkammcm  und  die  Consumvereins- 
bewegimg  (vergl.  die  Rubrik  Genossen- 
schaftsbewegung, pag.  1007).  —  Im  Oc- 
tober fand  auch  der  14.  Bundestag  der 
deutschen  Bodenreformer  statt. 
Der  Bund  umfasst  170  Corporationcn  mit 
100  000  Mitgliedern.  —  Am  i.  November 
feierte  das  erste  deutsche  Arbeitcr- 
secretariat.  das  Nürnberger,  sein 
lojähriges  Jubiläum.  —  Mehr  Verständ' 


Iiis  für  Socialf<oIit{\' !  ruft  die  Cölnische 
Volksseitung  den  Studenten  zu.  Sie 
weist  auf  die  klaffenden  Lücken  in  der 
socialpolitischcn  Bildung  unserer  Stu^n- 
ten  Schaft  hin  und  schlägt  diesen  die  Ver- 
anstaltung aodalpolitiadier  Studiengänge 
in  jedem  Semester  vor.    ^aul  nmfrmtem 

Sociato  Com  munalpolltlk 

I  m  vorigen  Hefte  dieser  Zcitsclirift  (pas:. 

825  tT. )  hat  Südekum  den  Fnankfurter 
VVOHXUNGSCONGRESS  nach  princi- 
pitürn  Gcsichtspuncten  behandelt,  insbe- 
sondere auch  sich  mit  der  Frage  auseuian- 
dergesetzt,  ob  es  prindpiell  und  taktisdi 
richtig  ist.  sich  an  derartigen  Congressen, 
die  von  bürgerlicher  Seite  veranstaltet 
werden,  zu  beteiligen.  Er  konunt  hier  zu 
dem  Resultat  des  Entweder  —  oder :  ent- 
weder müssen  wir  uns  an  derartigen  Con- 
crro-.'-en  m'-grlicli^t  stark  beteiligen,  um 
einen  Einfluss  auf  die  Verhandlungen 
tmd  Beschlüsse  der  sdben  ausüben  zu 
können  und  die  selben  möglichst  nach 
unseren  .Auffassungen  zu  gestalten,  oder 
wir  bleiben  fem.  Dabei  wäre  dann  jedes- 
mal zu  untersuchen,  ob  der  Veranstal- 
tung hinreichende  Bedeutung  zukommt, 
um  den  erforderlichen  Aufwand  an  Geld 
und  Arbeit  zu  reditfertigen.  Das  wäre 
eine  Frage  de»  einzelnen  Falls.  Prüfen 
wir  den  Wohnungscongress  unter  diesem 
Gesichtspuncte,  so  ist  wohl  über  die  Be- 
deutung der  Wohnungsfrage  und  eines 
solchen  CongreSSes  kein  Streit.  Eine  Be- 
teiligung der  Organisationen  der  Arbeitcr- 
classe,  also  der  Ortskrankencassen,  der 
Gewerkschaften,  der  FnrtL-i,  w.irt-  sichi  r 
wertvoll  gewesen.  Ware  auch  nichts  an- 
deres erreicht  worden,  das  eine  hätte 
durch  eine  starke  Beteiligung  verhindert 
werden  kStinen,  dass  nämlich  der  Con- 
prcss  tlurcli  die  Vorherrschaft  des  orga- 
nisierten Hausbesitzertums  aus  einem 
Congress  von -Freunden  der  Wohnungs- 
reform in  sein  Gegenteil  verkehrt  wurde. 
Das  socialrcformerischc  Element  war  in 
einer  gewissen  Stärke  auf  dem  Congresse 
vcrtrcttm :  mit  ihm  hätten  unsere  Ver- 
treter in  Verbindung  treten  müssen,  und 
mit  ihm  zusanniiai  wäre  es  möglieh  ge- 
weaen,  bd  genügender  Beteiligung  un- 
sererseits, in  einer  Reihe  von  Resolutio- 
nen die  Forderungen  zu  formulieren,  die 
für  die  nächste  Zukunft  in  politischer  Ar- 
beit durchzusetzen  sind.  Wenn  also  nach 
dem  Conpresse  von  unserer  Seite  die 
schärfste  Kritik  an  dem  Wohnungscon- 
gresse  geübt  worden  ist,  wenn  dabei  dem 
Organisationsconüt^  mangelndes  Geschtdc» 
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Verkennung  des  politischen  Charakters 

<Ut  WohnuHRsfraffe  u.  s.  \v.  vorgeworfen 
sind,  so  ist  das  durchaus  mit  Recht  ge- 
schehen. Wenn  man  aber  die  Berechti- 
gung  der  Kritik  voll  anerkennt,  so  muss 
man  trotzdem  die  Frage  aufwerfen,  ob 
nicht  unsere  Partei  durch  ihre  Nicht- 
betdliKung  an  dem  Congressc  einen  Teil 
von  Mitschuld  auf  sich  geladen  hat  und 
ol»  es  nicht  ein  grosser  Fehler  gewesen 
ist,  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel 
zur  Beeinflussung  der  öffentlichen  Mei- 
nung aus  den  Händen  gegeben  und  den 
Gegnern  überlassen  zu  haben.  Nach 
reiflicher  Prüfung  des  i^ien  Verlaufes 
des  Congresscs  muss  man  meines  Erach- 
tens zu  der  Bejahung  dieser  Frage  kom- 
men, vorausgesetzt,  dass  man  sich  nicht 
auf  den  unhaltbaren  Standpunct  stellt, 
jedes  Zusammenarbeiten  mit  Angehörigen 
der  börferliclicn  Classen  ausscrlialh  dir 
Zwangsorganisationen  des  ötTcntlichcn 
Rechtes  zu  verwerfen.  Die  Möglichkeit 
der  Mitarbeit  war  gegeben,  da  sich  das 
Olganisationscomite  in  anerkinncnswertcr 
Weise  um  die  Beteiligung  der  Social- 
demokratic,  der  Gewerkschaften,  der  Orts- 
krankencassen  etc.  bemüht  hatte.  Dass 
im  Falle  der  Beteiligung  die  Vertreter 
unserer  Organisationen  von  dem  Recht 
der  Initiative  in  ausgiebigstem  Masse 
Gebrauch  gemacht  halx'n  wiirden,  kann 
man  wohl  als  selbstverständlich  voraus- 
setzen. Nichts  hätte  aber  auch  im  Wege 
gestaiMlen,  eine  solche  Initiative  auszu- 
üben. 

In  dem  bereits  erwähnten  Artikel  hat  sich 
Südcknni  auch  mit  dem  Professor  P<rtile 
auseinandergesetzt,  der  in  seinem  ein- 
leitenden Referate  über  die  tatsächliche 
Entwickihing  der  Wohnungsverhältnisse 
eine  lang^.lmc,  aber  stetige  Besserung  der 
selben  cunstaticrte  und  Jas  Verdienst  SO 
dieser  Besserung  der  privaten  Bauunter- 
nehmung zugeschrieben  hatte.  Er  machte 
P.ihle  den  durchaus  begründeten  Vor- 
wurf, bei  seiner  Betrachtung  der  Woh- 
nungsverhältnissc  das  psychob^gische  Mo- 
ment der  Entwickelung  der  Ansprüche 
vollständig  vernachlässiget  zu  haben.  Selbst 
wenn  man  aber  von  einer  solchen  sicher 
vdrhatuierien  Steigerung  der  WohnungS- 
anspruchc  absieht,  zeigt  das  Pohlesche 
Referat  noch  genügend  Schwächen,  die 
seine  Resultate  höchst  unzuverlässig 
machen.  Es  kann  an  dieser  Stelle  nicht 
unsere  Aufgabe  sein,  die  ^statistische  Me- 
thode des  Pohleschen  Referates  im  aa- 
Mloen  krjtiscb  zu  prüfieii.  Es  sei  daher 
hier  nur  anf  swcierlei  hiagewicaen.  In 


dem  Vorberidit,  den  P6hle  ver&ffentiicht 

hat.  finden  wir  fast  ausschliesslich  Re- 
lativzalilen,  und  in  seinem  Vortrage 
fehlte  es  ebenso  an  absoluten  Zahlen.  Nun 
liegt  es  auf  der  Hand,  dass  eine  D.arstel- 
limg  der  Verhaltnisse  ausschliesslich  in 
Relativzahlen  jeden  Wert  verliert.  Die  ab- 
soluten Zahlen  dürfen  auf  keinen  Fall 
unterdrückt  werden.  Nur  die  Verbin- 
dung beider  vermag  ein  richtiges  Bild 
zu  geben.  Zweitens  ist  Professor  Pohle 
nicht  genügend  ins  Detail  gegangen.  Zu 
welchen  geradezu  unglaublichen  Elnt- 
stellungen  der  Tatsachen  er  infolgedessen 
gelconnnen  ist.  sei  an  einem  Beispiel  auf- 
gezeigt. Er  stellt  auf  Seite  Q  seiner  sta- 
tistischen Unterlagen  die  Verändcrimgcn 
in  der  Verteilung  der  Bevölkerung  re- 
spective  der  Wohntmgen  auf  die  ein- 
zelnen Grössendassesi  dftr  Wohnungen 
dar  und  stellt  beispielsweise  Berlin  1871 
487VW  Bewohner  in  Wohnungen  mit  o 
und  I  heizbaren  Zimmer,  und  1900 
43f'.lV'»  nnttr  einander.  Das  sieht  aus, 
als  ob  eine  bedeutende  Abnalune  der  Be- 
wohner in  Wohnungen  mit  o  und  i  heiz- 
baren Zimmer  und  eine  Verschiebiuig 
der  selben  in  die  mit  2  heizbaren  Zimmern 
siattgefimden  habe.  Nun  fragt  man  sich 
zunächst:  warum  sind  nicht  auch  die 
Zahlen  für  die  Verteilung  der  W(Änungen 
auf  die  verschiedenen  Grössenklassen  an- 
gegeben? Sehen  wir  uns  diese  Zahlen 
an.  so  finden  wir,  dass  allerdings  die 
Zali!  der  Wolmungen  ohne  heizbare  Zinir 
mer,  die  aber  nur  einen  sehr  minimaico 
Promtllesatz  ausmachen,  abgenammai 
hat.  dass  al)cr  bei  den  Wohnungen  mit 
einem  heizbaren  Zimmer  geradezu  eine 
Verschlechterung  der  WohnungSVerhUt- 
nisse  stattgefunden  hat.  Entfielen  im 
Jahre  1875  auf  die  Wohnungen  mit  1  heiz- 
baren Zimmer  ohne  nichtheizbare  Zim- 
mer 335*/«»,  auf  die  mit  i  nichtheizbaren 
Zimmer  165  und  auf  die  mit  2,  3  und 
mehr  nichtheizbaren  Zinnnern  13*/»,  so 
wuchs  die  Zahl  der  Wohnungen  ohne 
nichtheizbares  Zubehörzimmer  bis  zum 
Jahre  1805  anf  .127,7V»'.  w.Hhrcnd  die  bei- 
den anderen  Classen  auf  63,9  respective 
4  /»  sanken.  Ganz  die  selbe  Bcobaditnng 
kfinncn  wir  auch  bd  den  Wohnungen 
mit  2  und  3  heizbaren  Zimmern  machen. 
Nehmen  wir  die  absoluten  Zahlen,  so  gab 
es  1875  71  aoi  Wohnungen  mit  einem 
heizbaren  Zinuner  ohne  nicht  heidiare 
Zinuncr;  1805  betrug  die  Zahl  175254. 
Für  die  Entwickelung^  von  1895  bis  1900 
stehen  uns  aolche  eingefactidr»  Zahko 
aiigmblidclidi  nicht  aar  Verfügung;  wir 
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dürfen  aber  wohl  die  Fortsetzung  dieser 
Entwickelung  annehmen.  Wie  man  ihr 
gegenüber  aber  von  einer  Vei1)e9ttniiig 
der  Wohnungsverhältnisse  ^redten  maft 

ist  un>  unbegreiflich. 
Der  zweite  Punct  der  Tagesordnung  be> 
schäftigte  sich  mit  den  Aii|aben  von 
Reich,  Staat  ttnd  anderen  fiffenUicfi  recht- 
lichen Körperschaften  in  der  Wohnungs- 
frage. Von  den  beiden  Berichterstattern 
kritisierte  der  Reichstags-  und  Landtags- 
abgcordnotc  Dr.  E.  Jäger  den  preussischcn 
Wohnungsgesetz-entwurf  vom  Stand- 
pimcte  eines  Wohnimgsreformers,  der  in 
den  engen  Auffassungen  centrümlicher 
Sociaipoiitik  befangen  ist,  wiihrcnd  der 
andere,  der  Privatdooent  Dr.  Sinzheimer, 
sein  Thema  mehr  nach  den  Ge- 
sichtspuncten  demokratischer  Politik  be- 
handelte. Beide  Redner  tadelten  die 
Rückständigkeit  der  Conmitmen  auf  dem 
Gebiete  der  Wbhnmigsreform  in  redit 
dcutlidien  Ausdrücken  und  erregten  da- 
durch, namentlich  der  letztere,  energi- 
schen Widerspruch  der  zahlreichen  an» 
wesenden  Bürgermeister.  Das  inter- 
essanteste Moment  in  dieser  Debatte  war 
die  tmverhohlene  Feindschaft,  welche  die 
Bürgermeister  gegen  den  Wohnungs- 
gesetzentwurf der  preussischcn  Regie- 
rung zur  Schau  trugen.  Sic  fuliltcn  sich 
als  die  Verteidiger  der  communalen  Auto- 
nomie gegen  <fie  Eingriffe  der  staatliehen 
Bureaukratie.  So  geschickt  sie  auch 
diese  Rolle  spielten,  so  konnte  es  doch 
nicht  verborgen  werden,  das«  ein  guter 
Teil  von  ihnen  den  Entwurf  nicht  allein 
wegen  seiner  Beschränkung  der  commu- 
nalen Autonomie,  sondern  auch.,  und 
ganz  besonders  deshalb,  ablehnt,  wdl  er 
den  Gemeinden  Aufgaben  auf  dem  Ge- 
Wetc  der  Wohnungspolitik  zuweist,  die 
nach  ihrer  Ansicht  nicht  Sache^  der  Ge- 
meinden «ein  können.  Es  zeigte  sieh 
hier  ein  gut  Stück  Rückständigkeit  in 
der  Auffassung  von  der  socialen  Bedeu- 
tung der  Gemeinden.  Dass  es  eine  com- 
munale  Sociaipoiitik  gibt  und  dass  ein 
wichtiges  Gebiet  der  selben  die  commu- 
nale  Wohnungsfürsorge  ist,  scheint 
einem  guten  Teil  der  in  Frankfurt  an- 
wesenden Bürgermeister  noch  nicht  Idar 
geworden  zu  sein. 

Das  Organisationscomite  hatte  als  dritten 
Punct  die  CapitalbeschaflFnng  für  den 

Wohnungsbau  auf  die  Tagesordnung  ge- 
stellt Ein  zusammenfassendes  Haupt- 
referat von  Landrat  Dr.  Heydweiller  und 
specielle  Referate  beschäftigten  sich  mit 
dieser  Angelegenheit.    Leider  fielen  sie 


in  eine  Zeit,  in  der  dn<;  Interesse  des 
Congresses  bereits  erschöpft  war.  Es 
wäre  zweckmässiger  gewesen,  die  Be- 
ratung dieses  Punctes  überhaupt  abzu- 
brechen, namentlich,  da  am  dritten  Tage, 
an  dem  die  Discussion  .stattfand,  der 
grossere  Tat  der  Congressteilnehmer  be- 
reits abgereist  und  nur  noch  das  Hans- 
bcsitzerelement  stark  vertreten  •  war. 
Neues,  was  nicht  bereits  frfiher  in  Zeit- 
sdiriften  nnd  Broadinren  bdcannt  ge- 
macht worden  war.  wurde  weder  von  den 
Referenten,  noch  in  der  Di&cussion  vor- 
gebracht .  Ein  genaueres  Eingehen  ist 
daher  nic!it  notwendig,  könnte  auch  in 
dem  engen  Rahmen,  der  dieser  Rundschau 
gezogen  ist.  nicht  erfolgen.  Die  ganze 
Frage  der  Capitalbeschaffung  hängt  aufs 
allerengste'  mit  der  Frage  nadi  dem 
Träger  der  Wolmungsreform  und  des 
Wohnungsbaues  zusammen.  Je  nachdem 
dieser  zu  bestimmen  ist.  wird  anch  dte 
Art  und  Weise  der  Capitalbeschaffung 
eine  gnmdvcrschiedene  sein  müssen.  Nun 
hat  der  Congrcss  auch  nicht  den  gering- 
sten Versuch  gemacht,  daniber  ins  reine 
zu  kommen,  wer  in  Zukunft  als  der 
Hauptträger  der  Wohnungsreform  und 
des  Wohnirngsbaues  zu  gelten  habe.  In- 
folgedessen bildeten  die  Verhandlungen 
über  die  CapitalbeschaffunK  i'mcn  unge- 
ordneten Haufen  sich  widersprechender 
Ansichten  wid  Vorsdiläge.  ans  denen 
keine  massgebenden  Leitsätze  gewonnen 
werden  konnten.  Es  wurde  übrigens 
auch  noch  nicht  einmal  der  Vcrsndi  da- 
zu gemacht* 

X  X 
In  der  Rundschau  vom  Monat  October 
(pag.  842ff.)  haben  wir  uns  mit  der  Ent- 
wickelung der  preussischcn  FLEISCH- 
CONTROLE  beschäftigt  und  die  selbe 
bis  zu  dem  agrarischen  Initiativantrage 
der  letzten  Session  im  prenssisdien  Ab- 
geordnetenhause verfolgt.  Der  Antrag 
hat  nun  tatsächlich  die  Zustimmung  der 
RiQBfierung  gefunden.  Alle  die  Befürcfa- 
tunpeii,  die  schon  damals  und  in  früherer 
Zcjt  wegen  der  Aufhebung  der  städti- 
schen Fldschcontrole  ausgebrochen 
worden  sind,  fangen  an,  sich  in  schöner 
Vollständigkeit  zu  bestätigen.  Die 
Presse  berichtet  fast  täglich  ülx-r  Fälle, 
in  denen  sich  Fleisch,  das  den  amtlichen 
Tauglichkeitsstempel  trug,  bd  der  Nadi- 
unter.suchung  in  den  städtischen  Schlacht- 
häusern als  untauglich  erwies.  In  Göt- 
tingen wurde  Vorder-  und  Hintcrviertel 
einer  Kuh  importiert,  die  stark  tubcr- 
culös  war.    Der  Flcischbeschauer  hatte 
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das  Fleisch  fiir  tauglich  erklärt,  obwohl 
er  selbst  Eitergebilde  an  der  Lunge  fest- 
gestellt hatte.  In  der  selben  Stadt  er- 
hieJt  ein  Schlächtermeister  lo  Kalbs- 
lebern, die  vollständig  mit  Egeln  durch- 
setzt und  unbrauchbar  waren.  Der  Tier- 
arzt hatte  für  die  selben  ein  Gesundheits- 
attest ausgestelh.  In  Brandenburg  wurde 
ein  Ochse  eingeführt,  der  wegen  hoch- 
gradiger Abzehrung  infoige  Tuberculose 
d«r  Abdeckerei  zur  Vemlditang  Gber- 
wiesen  werden  mu'^'^tc.  Er  war  von 
einem  Tierarzt  mit  dein  Vollwertigkeits- 
slempel  versehen  worden.  U.  s.  w.  u.  s.  w. 
Das  sind  nur  einzelne  Fälle,  die  wir  hier 
zur  Illustrierung  der  schweren  Gefahren 
der  Freizügigkeit  des  I'lcisches  für  die 
Gesundheit  der  Städter  angeführt  haben. 
Da  durch  das  neue  agrartsdie  Gesetz  den 
Städten  (fie  obligatorische  Nachunter- 
suchung unmöglich  gemacht  ist,  greifen 
die  selben  zur  Selbsthilfe.  In  Hannover 
ist  r\uf  dem  Fleischmarkt  der  städtischen 
Packhofshalle  die  Einrichtung  getroffen, 
dass  jtdtr  den  Markt  beziehende  Flei- 
scher, wdcher  sich  freiwiUig  der  Unter- 
suchung des  von  ihtn  importierten  Flei- 
sches unterzieht,  ein  Schild  mit  der  Auf- 
schrift Unter  städtischer  Controle  erhalt. 
Simtlidie  Fleischer,  mit  Ausnahme  von 
zweien,  lassen  das  Fleisch  freiwillig  un- 
tersuchen. In  Stettin  hat  der  Magistrat 
den  Stadtverordneten  eine  Vorlage  ge- 
niaclit.  wonach  auf  den  Märkten  und  in 
den  Fleischerladen  das  von  auswärts  ein- 
geführte frische  Fleisch  von  dem  im 
Städtischen  Schlachthofe  ausgeschlachte- 
ten Fleische  gesondert  feilgeboten  werden 
moss.  Das  importierte  frische  Fleisch 
ist  durch  eine  an  der  Verkaufsstätte  an- 
zubringende Tafel  mit  deutlicher,  nicht 
verwischbarer  Schrift  durch  die  Worte 
Auswärts  geschlachtet  zu  bezeichnen. 
Auch  in  Düsseldorf  haben  sich  die  Stadt- 
verordneten mit  dem  Fleischbeschau- 
gesetze beschäftigt.  Man  will  versuchen, 
durch  verschärfte  Handhabung  des  NaR- 
rungsmittelgesctzes  und  durch  Polizei- 
bestimmungen sidi  gegen  das  kranke 
nationale  Vieh  zu  schützen.  Indes  dürfte 
es  sehr  fraglich  sein,  ob  derartige  Be- 
stinuttungen  die  Gendimigung  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  erhalten.  Denn 
da  die  prcussische  Centralbehorde  agra- 
risch ist,  dürfen  selbstverständlich  die 
nachgeordneten  Behörden  nicht  gegen  den 
agrarischen  Stachel  locken. 
IMe  ^  Hauptversammlung  des  Nieder- 
rfuimtehen  Verein*  für  öffentliche  Ge- 
sundluitspflese  bdiandelte  gleichfalls  die 
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Frage,  wie  den  aus  der  Freizügigkeit  des 
Fleisches  erwachsenden  Sch.idigungen 
der  Fleischversorgung  der  Städte  am 
wirksamsten  7U  begegnen  sei.  Der  Refe- 
rent, Schlachlhausdirector  Haffncr,  em- 
pfahl die  Einfühnmg  einer  allgemeinen 
Stenpeloontrok.  Alles  eingeführte  frische 
Fleisch  soll  an  einer  bestimmten  Stdte 
vorgelegt  werden,  um  festzustellen,  ob  es 
überhaupt  tierärztlich  untersucht  und  ge- 
stempelt worden  sei  oder  nicht.  Eine 
solche,  durch  Polizei  auszuübende  Con- 
trole widerspricht  auch  dem  Sinne  des 
Ausführungsgesetzes  nicht  Ferner  sind 
die  noch  zulässigen  Bestimmungen  auf- 
recht zu  erhalten,  dass  alles  eingeführte 
frische  Flei.sch  an  den  Verkaufsstellen 
gesondert  feilzubieten  und  von  den  städti- 
schen Verkaufshallen  Sberhaupt  anszu- 
schliessen  ist.  und  dass  einheimische 
Metzger  Fleisch  von  Schlachtvieh,  das  sie 
ausserhalb  des  Gemeindebezirkes,  aber 
innerhalb  eines  gewissen  Umkreises, 
selbst  geschlachtet  haben  oder  haben 
schlachten  lassen,  nieiit  feilbieten  dürfen. 
Schliesslich  ist  das  eingeführte  frische 
Fleisch  von  den  städtischen  Kühlhiusern 
auszuschlusscn.  Die  polizeiliche  Controle 
des  Fleischverkefars  kann  dadurch  bedeu- 
tend verschärft  werden,  dass  die  mit  ihr 
betrauten  Poli/.eiorgane  besonders  in 
der  Fleischbeschau  ausgebildet  werden. 
Der  Vortragende  empfahl  femer,  das 
Publicum  zur  Stlbsthilfc  heranzuziehen. 
Wenn  von  ihm  ein  conscquenter  Boycott 
gegen  alles  Fleisch,  das  die  städtisclie 
Controle  nicht  passiert  hat,  durchgeführt 
wird,  kann  auf  die  einfachste  Weise  das 
Ziel  der  Agrarier,  ihr  ungesundes  natio> 
nales  Fleisch  den  Städten  aufzuhängen, 
vereitelt  werden.  In  der  Discussion  des 
Vortrages  wurde  von  mehreren  Seiten 
bezweifelt,  ob  die  empfohlene  Stempelcon- 
trolc  möglich  sei.  Von  anderer  Seite 
wurde  eine  Polizei  Verordnung  für  gesetz* 
lieh  zulässig  erklärt,  die  die  Vorlegung 
alles  importierten  frischen  Fleisches  im 
Schlachthofe  verlangt,  am  dort  zu 
prüfen,  ob  das  von  einem  auswärtigen 
Tierarzt  untersuchte  Fleisch  nicht  in- 
zwischen verdorben  sei. 

X  X 
Am  30.  Juni  hatten  die  städti.schen  Col- 
Icgien  Münchens  den  bisher  geltenden 
10  Pf.-STRASSENBAHNTARIF  durch 
einen  Teilstrcckentarif  ersetzt,  der  fast 
einhellig  ihre  Zustimmung  gefundm 
hatte.  Entschiedene  Opposition  hatten 
nur  die  Socialdemokraten  gemacht.  Die 
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ultraniontancn  und  liberalen  Sudtvätcr 
versprechen  sich  von  dem  Strecken tarif 
«ne  ungefaeure  Vermehrung  der  Ein- 
nahmen, aus  denen  man  zunächst  das  De- 
ficit zu  decken  und  weiter  die  erforder- 
lichen neuen  Linien  zu  bauen  wünscht 
Der  Wunsch  wird  aber  Wunsch  bleiben. 
Der  neue  Streckentarif  bt-gcRnct  nicht 
nur  der  einmütigen  Opposition  der  Presse» 
sondern  audi  der  entschiedenen  Feind- 
seligkeit der  Bevölkerung.  Da  die  Col- 
legien  an  dem  selben  festhielten,  wurde 
von  der  Social  demokratie  der  Boyeott 
gegen  die  städtische  Strassenbahn  ausge- 
sprochen, dem  sich  auch  der  Haus- 
besitzerverein und  ein  grosser  Teil  der 
nichtsociaklomokrati  seilen  Bevölkerung 
anschloss.  Dieser  Boycott,  der  sich  gegen 
ein  städtisches  Unternehmen  richtet,  steht 
wohl  einzig  da,  scheint  aber  von  Erfolg 
begleitet  zu  sein.  In  der  Woche  vom 
if>.  bis  zum  24.  October  sind  tatsächlich 
fast  100  000  Personen  weniger  mit  der 
Tramhahn  gefahren,  als  im  gleichen  Zeit- 
raum des  Vorjahres.  Die  Minderein- 
nahme beträgt  12000  M.  Wenn  die  Ma- 
jorität der  CSllegien  an  diesem  verhassten 
Tarife  festhält,  kann  sie  c?  erleben,  dass 
sie  das  Jahr  mit  einem  bedeutend  ver- 
grösserten  wirklichen  Deficit,  nidit  bloss, 
wie  bisher,  einem  rechnungsmassigen,  ab- 
schiiesst.  Hoffentlich  lässt  sie  dann  von 
dem  Teilstreckentarif  und  kdirt  sie  zum 
£inheitstarif  zurüclc 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Der  Züricher 
Stadtrat  beantragt,  der  Verwaltung  des 
Schulwesens  eine  schulhygienische  Ab- 
teilung anzugliedern.  —  Die  Hambur- 
ger Bürgerschaft  lehnte  cimii  Antrag 
ab,  der  die  Einsetzung  einer  besonderen 
Behörde  fiir  das  Verkdmwescn  fordert. 
—  In  H  e  i  d  e  n  h  e  i  m  wurde  das  städti- 
sche Volksbad  eröffnet,  das  mit  einem 
Kostenaufwand  von  170000  M.  gebaut 
wurde.  —  Die  französische  Abgeordneten- 
kanmier  nahm  eine  Regierungsvorlage 
an.  welche  die  Stadt  Paris  7ur  t*bcr- 
nahme  der  Gaswerke  in  städtisclie  Regie 
ermächtigt  —  Ein  weiteres  Beispiel  für 
die  geringe  Rücksiclit,  die  der  preussische 
Fiscus  auf  die  Gesundheitsverhältnisse 
der  Grossstädte  nimmt,  wird  Mis  Cas- 
sel berichtet.  Hier  soll  das  bei  Cassel 
gelegene  Eichen wäldchen,  das  für  die 
zahlreichen  Bewohner  der  Casseler  Un- 
temcustadt  einen  wertvollen  Erholungs- 
ort bildet,  der  privaten  Bebauung  aus* 
gehefert  werden.  mwo  immmanii 


SociaHstlsche  Bewegung 

Bei  den  GEMEINDEWABLEN  der 
let/tcn  WcK-hen  hat  die  deotsdie  Par- 
tei emige  hervorragende  Erfolge  erzielt 
In  erster  Reihe  sind  da  zu  erwähnen  die  in 
Leipzig.  Die  Sozialdemokraten  behaup- 
teten die  4  Mandate  und  gewannen  3 
neue  hinzu,  so  dass  jetzt  19  Vertreter  der 
socialdemoicratischen  Partei  im  Stadt- 
hausc  sitzen.  Die  vom  Stadtrat  ausge- 
klügelte Wahlkreisgeometrie,  durch  wddie 
die  Socialdcmokratie  möglichst  ausge- 
schaltet werden  sollte,  hat  also  nichts  ge- 
nützt. —  In  Altenburg  wurden 
snmtlir!i(>  5  aufgestellten  Candidatcn  der 
Socialilcinokratic  in  das  Stadtparlam<ait 
gewählt  ;  diesem  i^ioren  nunmehr  9  un- 
serer Parteigenossen  an.  —  In  das  K  i  e  - 
l  e  r  Stadthaus  ist  der  erste  Socialdemo- 
krat,  der  Redacteur  Adler,  eingczogren. 
Auch  diese  Wahl  hat  ihre  besondere  Be- 
deutung, da  die  Kieler  Freintinigen  aus 
Furcht  vor  der  Sodaldemojcratie^  die  im 
Jahre  1891  einige  Mandate  erobert  hatte, 
den  Wahlcensns  so  hoch  gesetzt  hatten, 
dass  die  unterste  wahlberechtigte  Stcuer- 
dasse  jetzt  die  von  1200  bis  .1350  M.  ist. 
Zunächst  beteiligte  sich  die  Socialdemo- 
kratie  wegen  der  /Xussichtslosigkcit  auch 
nicht  mehr  an  den  Wahlen,  später  wurde 
wieder  die  Wahlbeteiligiing  besdilossen. 
Seit  dem  Vorjahr  hat  sich  die  Stinmien- 
«Üll  versieben  facht.  —  Bei  der  Gemeinde- 
ratswahl  in  Apolda  wurde  Genosse 
Baudert.  ck-r  dem  Gcmcinderat  nun  l.l 
Jahre  angehört,  wiedergewählt.  —  Ejnen 
glänzenden  Sieg  hat  die  Partei  in 
O  f  f  e  n  b  a  c  h  a.  M.  errungen.  Dort 
wurden  am  10.  November  13  Socialdcmo- 
kraten  neu  ins  Stadtverordnetencollegitxm 
gewählt.  Die  Zahl  der  sodaldemokra- 
tischcn  Stadtverordneten  steigt  damit  vom 
I.  Januar  ab  auf  25.  Da  das  Collcgium 
36  Mitglieder  zählt,  so  haben  die  Social- 
demokraten  nunmdir  die  ahsolnte 
Majorität 

X  X 

Die  CZECHISCHE  SOCIALDEMO- 
KRATIE  hielt  am  3a  October  in  An- 
wesenheit von  140  Delegierten  in  Pross- 
nitz ihren  6.  Parteitag  ab.  Ncmec-Prag 
referierte  über  Oriomsation  und  Taktik. 
Das  Hauptgewicht  mi'is';e  in  Zukunft  auf 
den  Ausbau  der  Organisation  gelegt  wer- 
den: bei  zahlreichen  Demonstrationen 
beteiligten  sich  viele  Tausendc.  aber  in 
den  Organisationen  erfüllten  bloss  13  ODO 
Genossen  ihre  volle  Pflidit   Eine  von 
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Steiner- Wien  unterbreitete  und  vom 
Parteitag  angenommene  Resolution  for- 
dert die  czechische  Arbeiterschaft  auf, 
den  Kampf  für  das  aligemeine,  gleiche, 
geheime  Wahlrecht  mit  Proportionalver- 
trctung  stärker  und  schärfer,  als  bisher, 
zu  führen.  Als  geeignete  Mittel  werden 
etupfohlcn :  energische  Kundgebungen  in 
allen  Ver»mmlungcn  von  Arbeiter-  so- 
wie anderer  Parteien,  gel^entliche  De- 
monstrationen bei  Wahlen,  danemder 
Boycotl  der  Presse,  die  sich  offen  oder 
indirect  gegen  die  Demokratisierung  der 
politischen  Rechte  stdlt,  und  schliesslidi 
die  Erweckinip  des  Interesses  und  der 
Solidarität  für  den  politischen  Massen- 
strike  einzelner  Industrie-»  Verkehrs-  und 
landwirtschaftlicher  Branclicn  und  für  den 
grossen  politischen  Strike  der  gesamten 
Arbeiterschaft.  Dem  Executiveomite  der 
czcchischen  Socialdemnkratie  wurde  auf- 
getragen, in  diesem  Sinne  auch  in  den 
Sitztmffen  der  Gesamtparteivertretung  tu 
wirken. 

X  X 
Aus  der  Bewegung  in  der  SCHWEIZ  ist 
der  ParteitaR  des  Cantons  Zürich  zu  nen- 
nen, der  von  weit  über  loo  Delegierten 
licsucht  war.  Es  wurde  unter  anderm  der 
Beschluss  gefasst,  einen  neuen  Versuch 
zur  Einführung  des  Proporzes  für  die 
Cantonsratswahlen  zu  unternehmen ;  eben- 
so wtu'de  ein  Antrag  der  Arbeiterunion 
Zürich  angenommen,  der  die  Führung 
einer  Präsenzhste  über  die  Sitzungen  der 
Fraction  fordert.  Ferner  fand  eine  Reso- 
lution Annahme,  die  die  Schaffung  einer 
eantonalen  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rung fordert.  Ausserdem  wurde  be- 
sdilossen,  zur  Vorbereitung  der  nächsten 
Cantonsratswahlen  einen  ausserordeot- 
liehen  Parteitag  einzuberufen. 
X  X 
In  den  Landtag  FINLANDS  ist  bei  der 
letzten  Wahl  ein  Socialdemokrat,  der 
Volksschnllehrer  Karl,  eingezogen;  seine 
Wahl  ist  unter  ganz  sonderbaren  Umstän- 
den vor  sich  gegangen.  Die  Arbeiterpartei 
hatte  nämlich  beschlossen,  Mcfa  aus  tak- 
tischen Gründen  der  Teilnahme  an  den 
Wahlen  zu  enthalten.  Das  veranlasste 
auch  den  Genossen  Kari,  der  von  den 
Gegnern  der  Verrussunp  Finlands  auf- 
gestellt war,  von  der  Candidatur  Absland 
zu  nehmen,  obgleich  er  über  die  Wahlbe- 
teiligung anderer  Ansicht  war,  als  die 
Mehrheit  des  Parteitags.  Dessenungeach- 
tet wurde  Kari  gewählt;  er  erhielt  Stim- 
men aus  allen  Sdiichten  der  Bevölkerung. 


Schon  früher  hat  einmal  ein  Socialdcmo- 
krat  dem  fmländischen  Landtage  angehört, 
nämhch  der  den  Lesern  dieser  Zeitschrift 
bekannte  Genosse  Dr.  af  Ursin,  der  aber 
nicht  gewählt,  sondern  ais  Vertreter  des 
Adelsstandes  Mitglied  des  Landtags  ge- 
worden war. 

X  X 

Zur  Einigungsfrage  in  FRANKREICH 
hat  der  Nationalrat  des  P.  S.  F.,  der  aus 
den  Vertrertem  der  Kreisorganisationen 

und  der  Kainmerfraction  besteht,  ein- 
stimmig eine  Resolution  angenommen,  die 
die  Einigung  verlangt.  Er  besdiloss 
ferner.  15  Mitglieder  in  eine  socialistischc 
Einigungscommission  zu  wählen  und  die 
Beschlösse  den  übrigen  sodaltstisehen 
Fractionen  Frankreichs  und  dem  inter- 
nationalen sodalistischen  Bureau  mitzu- 
teilen. Hierauf  hat  der  P.  S.  de  F.  sofort 
Antwort  erteilt ;  er  beantragte,  dass  die 
Himgungscommission  in  raschester  Frist 
zu  einer  Vorbesprechung  zusammentrete 
und  dafür  ^nrge,  dass  auch  den  übrigen 
s<.)cialisti>c!)en  Elementen  in  ihr  ein  ge- 
bührender Platz  angewiesen  werde.  In 
dieser  \'orhespreclning.  die  kurz  darauf 
stattfand,  wurde  iK;M;hlus>en,  die  Zahl  der 
Vertreter  beitler  Fractionen  auf  je  7  fest- 
/!t3setzen.  Die  gleiche  Zahl  wurde  den 
Aliemanisten  zugebilligt,  während  die 
autonomen  I'i  derationen  sirh  durch  je 
einen  Delegierten  vertreten  lassen  kön- 
nen. Ferner  einigte  man  sich  dahin,  dass 
strittige  Punctc,  über  die  eine  Einigung 
nicht  erzielt  werden  kann,  dem  inter- 
nationaJen  Bureau  unterbreitet  werden 
sollen. 

Mittlerweile  ist  auch  die  erste  Nummer 
der*  von  den  Mitgliedern  des  P.  S.  F.  de 

Pressen se  und  Rcnaudcl  herausgegebenen 
neuen  Halbmonatsschrift  La  Vit  Socialistc 
erschienen,  die  dem  ausgesprodienen 
Zweck  dienen  soll,  die  Einigung  der  fran- 
zösischen Sodalisten  herbeiführen  zu 
helfen.  Der  Hauptartikel  des  Heftes  hat 
Genosse  Bebel  zum  Verfasser,  der  den 
französischen  Lesern  die  schweren 
Kämpfe  schildert,  welche  die  Socialdcmo- 
kratie  Deutschlands  bis  zu  ihrer  Vereini- 
gung durchgemacht  hat.  Er  kommt  zu 
dem  Schluss.  dass  das^  was  in  Deutsch- 
land möglich  jjewesen  und  heute  noch 
möglich  ist,  auch  in  PVankreich  möglich 
sein  müsse:  >Socialisten  Frankreichs! 
Täuscht  incht  die  Hoffnungen,  welche  wir 
alle  in  euch  setzen!«  Des  weitern  ent- 
hält diese  erste  Niunmer  Beiträge  von 
Fressens^  Jean  Longuet,  £.  Biu%  und 
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anderen.  Wir  wünschen  dem  neuen 
Braderorgan  und  Mitkämpfer  viel  GIfidc 

atif  seinen  Wep.  Es  wird  gro^^c  Aus- 
dauer und  vor  allem  viel  Tactgefuhl  nötig 
sein,  um  in  der  complicterten  Einignngs- 
frage  einen  Erfolg  zu  erringen. 
Einige  recht  wichtige  Wahlerfolge  sind 
nodi  SQ  nennen.  In  den  Pariser  Gemeinde- 
rat wurde  Genosse  Marchand  mit  1119 
gegen  937  Stimmen  gewählt,  die  auf  seinen 
royalistischen  Gegner  entfielen.  In  Lyon 
wurde  in  einer  Nachwahl,  welche  infolge 
des  Todes  des  Genossen  Krauss  not- 
wendig wurde,  der  Profes.sor  .\ugagneur, 
Bürgermeister  der  Stadt,  zum  Deputierten 
gewählt;:  von  4668  abgegebenen  Stimmen 
erhielt  er  4237.  In  der  Person  Augag- 
neurs  gewinnt  der  P.  S»  F.  eine  hervor- 
ragende Kraft  in  der  Kammer.  Ein  tüch- 
tiger Gelehrter  und  ein  grosses  Vcrwal- 
tttngstalent. 

X  X 

Der  9.  Parteitag  der  POLNISCHEN 
SOCIALDEMOKRATIE  Österreichs 
tagte  vom  30.  October  bis  mm  3.  No- 
vember in  Krakau  unter  Anwesenheit  von 
90  Delegierten.  Unter  diesen  befanden 
sieh  solche  ans  Russisch  Polen  und  audi 
Vertreter  der  P.  P.  S.  im  preussischen 
Staatsgebiet.  Nach  langer  Debatte  wurde 
ein  Antrag  zirni  Beschluss  erhoben,  in  dem 
es  heisst,  dass  die  polnische  socialdetno- 
kratische  Partei  in  Österreich  in  inniger 
Brüderschaft  und  in  einem  ideellen  Bünd- 
nis mit  der  im  russischen  und  preussischen 
Staatsgebiet  und  in  der  Fremde  tätigen 
P.  P,  $•  stehe.  Ein  zweiter  Antrag,  durch 
welchen  der  Parteivorstand  aufgefordert 
wird,  auf  eine  Vereinigung  aller  socialis- 
tischen  Organisationen  Polens  hinzuwir- 
ken, wurde  einstimmig  angenommen.  Eine 
weitere  lebhafte  Debatte  galt  der  Frage, 
welcher  Grad  von  Autonomie  der  Orga- 
nisation der  jüdischen  Genossen  in  Galt- 
zien  einzurätmien  sei.  Das  Resultat  der 
Discussion,  in  der  sich  zwei  diametral 
gegenüberstehende  Anschauungen  be* 
kimpften,  war  die  Annahme  eines  Ver- 
mittelungsantrages  Salamander-Gumplo- 
wicz,  durch  welchen  die  Executive  er- 
mächtigt wird,  im  Bedarfsfalle  besondere 
jüdische  Agitationscomites  für  einzelne 
Bezirke  wählen  zu  lassen.  Gleichzeitig 
wird  jedoch  mit  grosser  Mehrheit  eine 
Resolution  DaszjTiski  angenommen,  wel- 
che eine  Losreissung  der  jüdischen  Ge- 
nossen von  der  h(  stehenden  Partei  grund- 
sätzlich verwirft.  Von  sonstigen  Beschlüs- 
sen sind  noch  zu  erwähnen :  Ausbau  der 


Frauenorganisation,  Schaffung  von  Or- 
ganisationen jugendlicher  Arbeiter,  ener> 

gische  I^ndagitation  für  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht,  Agitation  zur  Erkäm- 
pfung  des  Landtagswahlrechte,  Schutz 
und  Unterstützung  der  aus  dem  russischen 
Staatsgebiet  nach  Galizien  fluchtenden 
Deserteure  und  Protest  gegen  die  Chica- 
nierung  der  selben  durch  die  politischen 
Besmten  einzelner  ostgalizischer  Bezirke. 
Seit  Beginn  des  russisch-j  apanischen 
Krieges  strengt  die  P.  P.  S.  im  russischen 
Staatsgebiet  alle  ihre  Kräfte  an,  um  die 
Agitation  gegen  den  Krieg  in  die  wei- 
testen Volkskreise  in  Stadt  luid  Land  zu 
tragen.  Diese  antimilitaristische  Propa- 
ganda gnpfelt  in  der  Aufforderimg  an  die 
Rccruten  und  Reservisten,  sich  durch 
massenhafte  Desertion  dem  Kriegsdienste 
zu  entziehen.  Zehntausende  von  Flug- 
blättern sind  zu  diesem  Zwecke  verbreitet 
worden.  Auch  zahlreidie  Strassendemon» 
strationen.  welche  in  vielen  grösseren 
Städten  veranstaltet  wurden,  dienten  die- 
sem Zwecke.  Ende  October  hat  die  bis- 
her verzögerte  Ntobilisierung  der  Reserven 
und  auch  die  Aushebung  der  Kecruten  in 
den  polnischen  Bezirken  begonnen;  die 
schon  vorher  massenhafte  Desertion  hat 
nunmehr  ganz  gewaltige  Dimensionen  an- 
gcnofumen.  Die  grMSte  Anzahl  der  De- 
serteure wendet  sich  zunächst  nach  Gali- 
zien, so  dass  dies  keuieswegs  wohlhabeiule 
Land  jetzt  zum  grössten  Teil  die  Bürde 
der  Hilfeleistung  für  die  Massen  der 
russischen  Flüchtlinge  zu  übernehmen  hat. 
Die  polnischen  Sodalisten  jenes  laudr^ 
trugen  hierzu  ihr  gut  Teil  beL 
X  X 
Die  TOTENLISTE  der  Partei  hat  sich 
in  den  letzten  Wochen  leider  sehr  ver- 
grössert.  Von  M^dehurg  kam  die  er- 
sclnitternde  Nachricht,  dass  .Albert 
Schmidt,  Retchstagsabgeordneter  für 
dlbe-Asdiersleben,  sich  vor  die  Loeo- 
motive  eines  Schnellzuges  geworfen  und 
so  den  Tod  gefunden.  Schmidt  hatte  be- 
kanntlieh wegen  Majestitsbelei^gungeine 

G(  f.'ingiiis:^trafe  von  drei  Jahren  zu  ver- 
büsscn  gehabt.  Diese  Tortur  hat  seine 
Gcstmdhcit  untergraben,  er  war  seitdem 

schwermütig  und  hat  wohl  in  einem  An- 
fall von  Gei^tcsgcstortheit  den  Tod  ge- 
sucht. —  In  Chemnitz  starb  im  73.  Lebens- 
jahre Genosse  Theodor  Sust,  früher 
Redacteur  des  Chemnitzer  Parteiorgans, 
seit  1890  Beamter  der  gemeinsamen  Orts- 
krankenca^^sc.  Er  war  als  Publicist  und 
Agitator  für  unsere  Partei  tätig.  —  Aus 
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America  kommt  die  Nacfiricht,  dass  dort 
wieder  einer  jener  alten  Kämpfer  ge- 
atoften  ist,  wddie  durch  die  Bisnuirck- 
sche  Gewaltpolitik  übers  Meer  betrieben 
worden  sind.  Konstantin  Scheer 
in  New  York,  dessen  Tod  jetzt  gemeldet 
wird,  war  ein  ehemaliger  Bäckermeister, 
der  in  Berlin  etabliert  war  und  mit  zu 
den  ersten  Opfern  des  Socialistengesetzes 
gehörte.  Von  Berlin  und  Hamburg  aus- 
gewiesen, ging  er  nach  Elberfeld  und 
daini,  um  den  Polizdchicanen  zu  ent- 
gdicn,  nach  America.  —  In  Wien  starb 
Josef  Scheu,  der  Sänger  des  öster- 
reichischen und,  wir  können  auch  sagen, 
des  deutschen  Proietwiat«.  Von  ihm 
rühren  bekanntlich  viele  Lieder  her, 
welche  Gemeingut  des  deutsch  sprechen- 
den Proletariats  geworden  sind.  Scheu, 
der  ein  hervorragender  Musiker  und  Com- 
ponist  war,  bekannte  sich,  wie  seine  Brü- 
der Andreas  und  Heinrich,  offen  zur 
Sodaldemokratte. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Adresse  des 
Parteiarchivs  ist  nunmehr:  Berlin 

S.W.  68»  Linden  St.  69;  ausschliesslich 
dorthin  sind  von  jetzt  ab  alle  Sendungen 
und  Zusdiriften  fiiir  das  Archiv  zu  rich- 
ten. —  Mit  12  Proti-stvcrsammlungcn  und 
circa  300000  Flugblättern  haben  die  Ge- 
nossen von  Hamburg,  Altona 
U.S.W,  eine  .^fdtation  gegen  die  Colonial- 
politik  und  den  Krieg  in  Südwestafnca 
crMFnct  —  Das  Gesamtstraf- 
register für  den  Nfonat  Octobcr  kenn- 
zeichnet sich  durch  eine  l)esondere  Höhe; 
es  venddmet  i  Jahr  und  3  Monate 
Zuchthaus,  15  Jahre  und  6  Wochen  Ge- 
fängnis und  745  M.  Geldstrafe.  —  In  der 
letzten  Sitzung  des  Grossen  Stadtrats  von 
Zürich  hat  der  Genosse  Greulich  das 
Pristdiam  dieser  Behörde  fibemommen; 
es  ist  das  erstemal,  dass  der  Präsidenten- 
Stuhl  dieser  Corporation  von  einem  So- 
ctaldemokratcn  eingenommen  wird.  — 
In  Liestal  (Basselland)  ist  vor  kurzem 
ein  Georg  Herwegh-Denkmal 
auliBfestelit  worden.  —  Bei  den  Wahlen, 
die  kürzlich  in  einem  grossen  Teile  der 
norwegischen  Gemeinden  suttge- 
funden  haben,  erzielte  die  Sodaldemo- 
krntic  grosse  Erfolge,  SO  da'ss  diese  Par- 
tei auch  in  den  Communen  fast  überall  als 
die  zweitstärkste  Partei  angesehen  wer- 
den kann.  —  In  Nästved,  einem  kleinen 
Städtchen  auf  Zeeland  (Dänemark) 
wurde  Hansen  zum  Stadtrat  gewählt. 
X  X 


UTERATUR.  Unter  dem  Titel  DU 
Sociaidemokratie  im  Lichte  der  Cultur- 
gescMeht»  hat  die  Buchhandlung  Vor^ 
wärts  soeben  eine  Broschüre  von  Paul 
Kampffmeyer  herausgegeben,  eine 
vollständige  Umarbeitung  und  Erweite- 
rung der  friilier  erschienenen  Schrift  Die 
Geschuhtc  und  Literatur  der  deutschen 
SocMdemokratie.  Der  Ver&sser  schildert 
die  aufsteigende  Culturbewegung  der  Ar- 
bcitcrclasse  in  folgenden  Capiteln :  Die 
Enveckung  des  proletarischen  Clcusett- 
bexvusstseins ;  Die  Organisation  der  pro- 
letarischen Classenbewegung ;  Die  Be- 
gründung des  Socialismus  durch  Marx; 
Die  politische  Schulung  der  Arbeiter' 
mosten ;  Die  wissenschaftliche  und  Mitst- 
Urisclic  Erziehung  des  Proletariats;  Die 
schöpferische  sociale  Tätigkeit  deutscher 
Soeiatdemoktateu.  Am  Schhisse  dnes 
jeden  Capitels  ist  die  einschlägige  Lite- 
ratur enthalten,  SO  dass  die  Broschüre 
sehr  wichtige  Fingerzeige  für  Arbeiter- 
bibliotheken und  Vereinsvorstände  bildet. 
Der  Preis  der  Schrift  beträgt  40  Pf.  — 
Der  sdbe  Verlag  beginnt  jetzt  mit  der 
Herau.sgabc  des  Berichts  über  den  Kö- 
nigsberger Hochverratspro- 
cess,  der  in  11  Lieferungen  ä  20  Pf. 
erscheinen  soll.  Der  Bericht  gibt  die 
Verhandlungen  des  Processes  in  seinem 
vollen  Umfange  wieder.  Auch  ist  das 
gesamte,  im  Proccss  vorgebrachte  Mate- 
rial von  russischen  revolutionären  Flug- 
schriften abgedruckt.  Das  Buch,  das  auch 
eine  grosse  Zahl  Illustrationen  enthält,  ist 
mit  einer  Einleitung  und  Erläuterungen 
von  Kurt  Eisner  versehen.  —  Ebenfalls 
im  Verlag  der  Buchhandlung  Vorwärts 
ist  jetzt  die  6.  autorisierte  deutsche  Aus- 
gabe  des  Comntunistisihcn  Manifests 
zum  Preise  von  15  PL  erschienen.  —  Eine 
Brosehfire  von  Max  Mauren- 
b  r  e  c  h  e  r :  Die  Gebildeten  und  die  So- 
ciaidemokratie /Leipzig,  Leipsiger  Buch- 
druekerei  A.  G.f  gibt  im  wesentlichen 
einen  Vortrag  wieder,  den  der  Verfasser 
in  einer  Versammlung  des  socialdemo- 
tisdien  Wahlvereins  Leipzig-Stadt  gehal- 
ten hatte.  Auf  das  interessante  Schrift- 
chen wird  gelegentlich  noch  zurückzu- 
kommen sein.  —  Genosse  Ludwig 
Frank  hat  in  einer  kleinen  Schrift 
Briefe  aus  Atnsterdam  /OSenburg,  Adolf 
Geck/  eine  Anzahl  Skizzen  zusammenge- 
stellt, die  er  währened  des  internationalen 
Socialistencongresses  für  die  Mannheimer 
Volksstimme  geschrieben  hatte.  Die  1^ 
haft  gelialtenen  Stimmungslwlder  vom 
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Omgress  und  die  Schilderungen  von 
Land  und  Leuten  dürften  manchem  Par- 

tcipi-nossen  als  eine  willkommene  Er- 
gänzung der  Sitzungäprotokolle  dienen, 
wenn  freilich  hinter  manche  Impressionen 
ancli  ein  Fragezciclicn  zu  setzen  ist.  — 
Im  Verlag  des  Schweizerischen  Grutli- 
Vereins  ist  soeben  der  Grütlikalcndcr  für 
das  Jahr  1905  erseliienen.  Der  Redac- 
teur,  Genosse  Robert  Seidel-Zürich, 
bringt  eine  prächtige  Schilderung  der 
Hochgcbirgsweh  des  fintthard.  von  Gold- 
au  bis  Lugano.  Hieran  schlieMsen  sich 
trcffh'che  Artikel  und  Erzalilungen  ans  der 
Feder  von  Dr.  Hans  Müller,  der  dem 
am  I.Mai  verstorbenen  Nationalrat  Stefan 
Gschwnul  eincnXachruf  widmet,  sowie  von 
Dr.  Hertz:  Die  Humanität  vor  100  Jah- 
ren und  jetzt,  von  BonunelU  nnd  anderen. 
Das  Novemberheft  des  Mou-cmcnt  So- 
ciaUste  enthält  die  Antworten  auf  eine 
Umfrage  der  Redaction  über  den  letzten 
franzö.'y'schen  CicuerkschaftscfnisTis^  in 
Bourges.  Vorher  hatt«  die  Redaction  eine 
Enquete  über  den  Generalstrike  veran- 
st.ilu  ;  :  -ir  halte  ^ich  zu  diesem  Zwecke 
an  eme  ganze  Anzahl  Führer  der  social- 
demokratischen  Parteien  aller  Länder  ge> 
wandt  und  die  Resnltatc  in  den  Heften 
vom  Juni,  Juli,  August.  September  und 
October  veröflFentlicht.  —  The  Comrade 
bringt  einen  ausführlichen  Bericht  ü!)er 
die  Verhandlungen  des  Amsterdamer 
Congresses  imd  auch  einige  gut  gelungene 
Bilder.  huoo  tocrsom 

Q»wrtwch«ftab»WKung 

Eine  vom  24.  bis  zum  26.  Octoher  in 
Berlin  abgehaltene  CONFERENZ 
DER  GEVVERKSCHAFTSVORSTAN- 
DE  bcschäftig^tc  sich  mit  einer  ganzen 
Reihe  wichtiger  Organisationsfrageu.  Be- 
sonders eingehend  wurde  über  die  Um- 
gestaltung der  von  den  Gewerkschaften 
geführten  Strikestatistik  verhan- 
delt. Es  soll  zukünftig  der  Versuch  ge- 
macht werden,  die  Erfolge  der  Strikes 
darzustellen,  so  dass  nicht  wie  bisher  nur 
berichtet  wird,  wieviel  Strikes  erfolg- 
reich und  wieviel  Personen  beteiligt 
waren,  sondern  auch  Angaben  gemacht 
werden  über  die  erreichte  Lohnerhoiiung 
und  Arbeitszeitverkürzung.  Auch  die 
Gewerkschaftsstattstik  soll 
verbessert  werden  insofern,  als  zukünftig 
auch  die  Ausgaben  der  Zweigvereine  im 
einzelnen  festgestdlt  werden  sollen.  Da- 
durch wird  ein  besseres  Bild  über  die 
Gesamtleistungen  der  Gewerkschaften  ge- 


schaffen. VVeiter  wurde  zu  den  Grenz- 
streitigkeiten  Stellung  genommen, 

die  infolge  der  eigentümlichen  Taktik 
des  Gemeindearbeiterverbandes,  seine  Or- 
ganisation   auf  alle  in  Gemeinde»  oder 

StriatsbetriclK-n  beschäftigten  Arbeiter 
auszudehnen,  zwischen  diesem  und  den 
Ccntralverbänden  der  Gärtner,  Hafeii> 
arbeiter,  Steinsetzer.  Strnssenbahner  und 
anderen  ausgebrochen  waren.  Die  Con- 
ferenz  fasste  einstimmig  einen  Besdiluss, 
der  die  Grenzen  der  Zuständigkeit  des 
(Jemei  ndcarbei  terverbandes  gegenüber 
den  anderen  Gewerkschaften  genau  ab- 
steckt. 

Es  wurde  auch  über  die  Grundsätze 
im  gewerkschaftlichen  Kampfe  verhandelt 
aus  Anlass  einer  Auslassung  des  Vor- 
standes des  Gemeindearbeiterverbaudes 
an  den  Oberbürgermeister  von  Berlin 
(veröffentlicht  in  Nr.  13  des  Verbands- 
organs Die  Gewerkschaft  vom  Jahre 
1904),  in  der  mit  besonderem  Nachdruck 
hervorgehoben  wtirde,  dass  der  Verband 
bisher  genehmigte  Strikes  nicht  aufzu- 
weisen habe.  In  den  auf  diese  .Auslassung 
folgenden  Erörterungen  vertrat  der  Ge- 
meindearbeiterverband zudem  Ansichtent 
die  mit  <len  Cirundsätzen  der  Gewerk- 
schaften im  Widerspruch  standen.  Die 
Conferenz  der  Vorstandsvertreter  er- 
kl.irtc  einstimmig,  dass  diese  Ansichten 
des  Vorstandes  des  Gemeindcarljei  ter- 
verbandes ntdit  den  Anadiauungen  ent- 
sprächen, die  in  den  modernen  Cewerk- 
scliaften  Geltung  hätten  und  Geltung  be- 
halten sollten. 

Scbliesslich  beschäftigte  sicli  die  Con- 
ferenz noch  tnit  der  Frage  der  .\.rran- 
gierung  periodischer  Unterrichts- 
c  u  r  s  e  imd  mit  der  gegenseitigen  Un- 
terstützung bei  Strikes,  doch 
wurden  endgiltige  Beschlüsse  nicht  ge- 
fasst. 

Die  Conferenz  beschloss,  auf  die  Tages- 
ordnung des  im  nächsten  Jahre  statt- 
fin(&n<kn  Geiwerkischaf  tscon - 
gresses  die  Pimcte  Ma^eier  und 
Generalstrike  oder  poKHscher  Mouen- 
strike  zu  setzen. 

X  X 

Man  kann  diesen  Beschluss.  bes<indcrs 
betreffs  der  GENERALSTRIKEIDEE 
nur  begrüssen.  Kommt  es  so  doch  zu 
einer  erschöpfenden  Aussprache  über  die- 
ses Problem,  das  von  localistischer  Seite 
ohne  Not  vor  die  deutsche  Arbeiterschaft 
gebracht  worden  ist.  SelbstverständHch 
wird  die  Generalstrikeidee  von  den  deut- 
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ichen  Gewcrkscli.ifti-ii  auf  ihrem  Coo- 
gress  nahezu  einhellig  abgelehnt  werden. 
Das  mfissen  wir  erfrealicherwdse  aus  den 
Auslassungen  der  Gewcrkschaftsprcssc 
Über  diese  Frage  schliesscn,  ebenfalls 
aus  der  Stellongnahme  der  Gewerk- 
schaf isvorsiände. 

Mittlerweile  wird  die  Generalstrikeidee 
von   den   localistischen  Gewerkschaften 

auch  weiter  propagiert.  Genosse  Dr.  Fric- 
dd)erg  hat  in  den  letzten  Monaten  auch 
in  Hambarir,  Halle  nnd  Nümbergr  Vor- 
träge über  (Icji  GenCtalstrike  gehalten. 
Das  Interesse  der  Arbeiterschaft  an  die- 
sen Versammlungen  war  nur  gering. 
Man  hat  in  Deutschland  für  Stdche  Ac> 
tionen  kein  Verständnis. 

X  X 

Die  TARIFBEWECUNG.  das  Streben 
der  Gewerkschaften,  die  Lohn-  und  Ar- 
beitsverhältnisse durch  Abschlttss  von 
Tcrifvtrlr.igen  mit  den  Unternchmcr- 
organiiKilJoncn  zu  regeln,  findet  bei  den 
Scharfmachern  nur  wenig  Gegenliebe. 
Wir  haben  das  schon  in  letzter  Rund- 
schau (pag.  931)  an  einem  Beispiel  ge- 
zeigt: die  Deutsche  Arbeitgeberzeitung 
iKTweist  das  aufs  neue.  Sie  veröffent- 
licht einen  Ariikel  aus  der  Feder  des 
Herrn  Dr,  Felix  Kuh,  der  sich  eben- 
falls vom  Standpunct  des  Unternehmers 
gegen  den  Abschluss  von  Tarifverträgen 
wendet.  Denn  den  Hauptvorteil  von  den 
Collectivarbeitsverträgen  hätten  die  Ar- 
beiter. Die  Arbeitgeber  seien  nur  aus 
Not  darauf  eingegangen,  da  »sie  sonst 
sdiuttlos  jedem  Strike  preisgegeben 
seien«.  Die  Tarifgemeinsdiaften,  meint 
Herr  Kuh.  werden  von  den  socialdemo- 
krati&chen  Gewerkschaften  als  ein  Mitte! 
zur  Ausdehnung  ihres  Einflusses  ge- 
braucht und  müssen  daher  eine  gefähr- 
liche Waffe  gegen  das  Unternehmertum 
werden.  Herr  Dr.  Felix  Kuh  würde  den 
Tatsachen  um  vieles  näher  gdconunen 
sein,  wenn  er  erklärt  hätte:  die  Sdurf- 
macher  sind  deshalb  gegen  Tarifverträge, 
weil  durch  solche  eine  Anerkennung  der 
Arbeiterorganisationen  als  gleichberech- 
tigter, vertragschliessender  Factor  statt- 
findet und  weil  zweitens  dadurch  der 
Ausbeutung  der  Arbeitskraft  engere 
Gienzen  gezogen  werden.  Diese  Fol|^ 
haben  die  Scharfmacher,  aber  auch  nur 
diese,  zu  scheuen. 

X  X 
Das  Bestreben  der  Gewerkschaften  auf 
Beseitigung  des  KOST-  UND  LOGIS- 
WESENS hat  bekanntUcfa  »ir  Gründimg 


einer  Ccntralstelle  der  beteiligten  Organi- 
sationen geführt,  deren  Aufgabe  es  sein 
sollte,  Material  über  diese  Missstände  zu 
sanmieln  und  unter  Hinzuziehimg  ju- 
ristischer und  parlamentarischer  Sach- 
verstandiger die  geeigneten  Schritte  zur 
Bekämpfung  dieses  Missstandes  zu  be- 
raten (vergl.  SocialUtische  Monatshefte, 
1903,  IL  Bd.,  pag.  953).  Nunfnehr  hat 
sich  diese  Ccntralstelle  in  Berlin  con- 
stituiert.  Als  ihre  nächste  Aufgabe  be- 
zeichnete sie,  das  bereits  vwhandoie  Ma- 
terial zu  sammeln,  sichten  und  auf  seine 
agitatorische  und  juristische  Verwertbar- 
keit zu  prüfen,  sowie  weitere  Erhebungen 
zu  veranstalten  und  dies  Material  zur 
Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  zu  be- 
nutzen. Zur  besseren  Regelimg  des  Ar- 
beitsfeldes wurde  ein  engerer  Ausschuss 
von  fünf  Personen  eingesetzt.  Die 
Adresse  desselben  ist :  P.  Blum,  Adalbert- 
strasse 56,  Berlin  S.O. 
X  X 
Ausser  der  in  letzter  Rundschau  ge- 
nannten fanden  noch  GEWERK- 
SCHAFTSCONFERENZEN  statt  am 
10.  Octobcr  für  die  obcrschlc- 
s  i  s  c  h  e  n  G  c  w  e  r  k  s  c  Ii  a  f  t  e  n  in 
Kattowitz.  Es  wurde  \n  der  Hauptsache 
über  Agitation  und  Organisation  verhan- 
delt. —  Am  gleichen  Tage  tagten  die 
elsass-lothringischen  Gewerk- 
schaften in  Strassburg.  Dort  wurden 
unter  anderem  Beschlüsse  auf  Schaffung 
eines  zweisprachigen  Gewerkschafts- 
blattes für  Lothringen  und  auf  Errich- 
tung eines  Arbeitersecretariats  für  das 
lothringische  Industrieviertel  gefasst  — 
Am  i6u  Octobcr  tagte  eine  Gewerkschafts- 
confcrcnz  für  Ost-  und  West- 
preussen  in  Elbing.  Auch  hier 
stand  die  Agitation  im  Vordergrund  der 
Verhandlungen.  —  Ebenfalls  auf  der 
Conferenz  für  Oldenburg  und  Ost- 
friesland  am  gleichen  Tage  in  Ol- 
denburg. —  Die  Conferenz  der  Gewerk- 
schaftscartelle  von  Rheinland- 
Westfalen,  die  am  6.  November  in 
Cöln  stattfand,  beschäftigte  sich  mit  den 
Gewerbegerichtswahlen  und  mit  der 
Frage  ll'ciclii's  ist  die  beste  Form  der 
Gewerkschaf  tscartelle? 
Eine  am  3.  und  4.  October  in  München 
abgehaltene  Conferenz  der  Parkett- 
leger Dutschlands  bschloss,  mögliclist 
einheitliche  Tarifverträge  für  alle  Parkett- 
leger Deutschlands  anzustreben  und  einen 
Centraiarbeitsnachweis  zu  gründen.  — 
Eine  Ddegiertenveraammlung  der  Pan- 
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tincnmachcr  heschloss  AoscUuSS  an 
den  Holzarbeiterverband. 
X  X 
Das  Interesse  an  den  LOHNKÄMPFEN 
wird  zur  Zeil  fast  gfanz  von  den  Ber- 
liner Bewegungen  in  Anspruch  genom- 
men. In  gcwerkschaftliclitii  Kreisen  ist 
man  deini  auch  der  Auffassung,  dass  den 
Kämpfen,  die  der  Metaliarbeiterverband 
und  der  Holzarbeitcrverband  aufgezwtm- 
gcnennasscn  mit  den  Scharfmachcrorganl- 
sationen  ihrer  Berufe  zur  Zeit  in  Berlin 
führen  müssen,  entscheidende  Bedeutung 
zukommt.  Beide  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommende  Gewerkschaften  liaben 
sich  auf  einen  langwierigen  Kampf  einge« 
richtet.  Tn  dem  Kampf  in  der  Bertiner 
(iclbmefallinckistrie  sind  wesentliche  Ver- 
änderungen nicht  eingetreten,  ebenfalls 
nicht  in  dem  Strike  der  Ciavierarbeiter. 
Der  Conflict  in  der  Holzindustrie  hat  sich 
noch  verschärft  Nicht  nur,  dass  die  Un- 
ternehmer die  Aussperrung  auf  alle  Tisch- 
Icrcibranchcn  und  auch  atif  einige  Vor- 
orte ausgedehnt  haben,  die  Arbeiter  haben 
die  Aussperrung  in  einaehien  Betrieben 
auch  mit  Strikes  beantwortet.  Immerhin 
ist  kaum  der  vierte  Teil  der  in  Betracht 
kommenden  Arbeiter  ausge.sperrt  respec- 
tive  im  Strike.  Die  Holzarbeiter  haben 
Erhöhung  des  Wochenbeitrags  von  60  Pf. 
auf  I  M.  beschlossen,  obgleich  ihnen  die 
Hauptcasse  mit  über  i  Mill.  M.  und  lo- 
*  calc  Fonds  von  über  200000  M.  zur  Ver- 
fügung stehen. 

Bemerkenswert  ist  noch  eine  verloren  ge- 
gangene Lohnbewegung  der  Hambur- 
ger Fleischer  und  erfolgreiche  Be- 
wegungen derBuchbindermDres- 
den  und  der  Clavterarbeiter  in 
Stuttgart.  Die  Rcwc^mg  in  Bre- 
merhaven und  Bremen  ist  nun- 
ntdtr  g^zlich.  und  zwar  erfolglos,  be- 
endet. 

Die  Hutmacher  der  Klapphutbrandie 
stehen  zur  Zeit  in  einer  allgemeinen 

Lohnbewegung  zur  Erringung  der  9-  rc- 
spective  8%-  rcspective  Sstündigen  Ar- 
beitszeit, Erhöhung  der  Lohne  und  Ein- 
führung einer  Lehrlingsscala. 
X  »X 
Die  HIRSCH-DUNCKERSCHEN  GE- 
WERKVEREINE haben  am  22.  October 
ihr  in  Berlin  erbautes  Verbandshaus 
eingeweiht  In  dem  selben  vereinigen 
sich  sämtliche  Berliner  Bureaus  der  Ge- 
werkvereine, femer  dient  es  Herbergs-, 
Versammlungs-  und  Restauration  s- 
awecken,  —  Von  der  projectierten  Tages- 


zeitung ist  eine  Probenummer  hcrau'^gc- 
kommen.  Viel  ist  davon  nicht  zu  berich- 
ten; ihr  Name  ist  Freit  Arbeiterpresse. 
Vorläufig  ist  es  noch  nicht  sicher,  ob  es 
nicht  bei  dieser  Probenuninier  bleibt.  — 
Auch  der  rheinisch- westfälische  .\usbrei- 
tungsvcrband  der  Gewerkvereine  hat  auf 
seiner  Confercnz  am  30.  October  in  Gel- 
senkirchen die  Gründung  etoer  Tages- 
zeiltmg  beschlossen.  Nach  einem  weiteren 
Beschluss  sollen  Unterrichtscurse  einge- 
richtet werden. 

X  X 
Von  den  CHRISTLICHEN  GEWERK- 
SCHAFTEN ist  zu  berichten,  dass  der 
Vorsitzende  des  christlichen  Gewerkver- 
eins der  Bergarbriter,  AugastBrust, 
der  Organisator  mancher  christlichen  Nie- 
derlage und  Veranlasser  vieler  clirist- 
licher  Scandale,  sein  Vorstandsamt  m'e- 
dergelegt  hat.  Im  letzten  Ende  dürfte 
ihm  sein  rüdes  Benehmen  bei  den  letzten 
Knappsdiaftswahlen  das  Genick  ge- 
hrochen haben.  Sein  Rücktritt  erfolgte 
nach  einer  i3stündigen  VorstandssJtzung, 
an  der  auch  der  Ekrennt  Caplan  Dr. 
Hitze  teilnahm. 

X  X 
In  UNGARN  ist  auf  Betreiben  der 
Scharfmacher  vom  Ministerpräsidenten 
und  dem  Handclsminister  eine  Verord- 
nung erlassen  worden,  die  sich  gegen  das 
Strikcrccht  der  Arbeiter  richtet.  Danach 
sollen  solche  Handlungen  der  strikenden 
Arbeiter  bestraft  werden,  »die  gegen  die 
persönliche  und  Vermögenssicherfadt  der 
Arbeitgeber  oder  der  arbeitswilligen  Ar- 
biiter  gerichtet  sind,  oder  diese  in  ihrer 
freien  Entscbliessung  zu  behindern  tradl- 
ten«.  Die  Ortsbehörden  werden  durch 
die  Verordnung  direct  aufgefordert,  mit 
den  strengsten  Mitteln  vorzugeben  und 
die  Elemente  zu  entfernen,  »weldte  die 
Arbeiter  zu  solchen  ungesetzlichen  Hand- 
lungen vcrleitent.  In  Verfolg  dieser  Ver- 
ordnung ist  bereits  die  s^kste  Section 
der  Organisation  der  Holzarl>eiter  in 
Budapest  mit  2500  Mitgliedern  oime  jeden 
Grund  aufgelöst  worden. 
X  X 
In  SCHWEDEN  sind  nach  dem  Reiciis- 
arbsitsblatt  gegenwärtig  1200 Vereine,  etwa 
70000  Arbeiter  gewerkschaftlich  organi- 
siert, davon  800  Vereine  mit  rund  40000 
Mitgliedern  in  Landesfachverbändcn.  Die 
Fachvercinc  eines  Ortes  bilden  unter  sich 
ein  Cartell,  eine  sogenannte  Afheiter- 
communc.  Die  Leitung  der  Gr-ch.Tftc 
der  Landesorganisation  versieht  ein  Sc- 
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cretariat,  dem  eine  Repräsentantenschaft 
zur  Seite  steht,  die  in  wichtigen  Fällen 
entscheidet.  Oberste  Instanz  ist  der  Cön- 

gicss  der  LandcNurgani satinn.  Die,  in>ge- 
samt  24  Landesfachverbande  hatten  1902 
eine  Einnahme  von  643651,98  Kr.,  eine 
Ausgal)€  von  614  511.44  Kr.  und  am  i. 
Januar  1903  eitu-n  Ca^senbesund  von 
93^776m  I^ic  der  Landcsorganisa« 

tion  nicht  zugehörigen  V'crhandc  rccrii 
tiereti  sich  aus  den  unabhängigen  lücalcn 
Fachvereinigungcn  mit  circa  10000  Mit- 
gliedern, und  dem  Eisen-  and  Metall- 
arbeiterverband, dem  bedeutendsten  der 
nicht  angeschlo.s^oncn  Vcrlninde.  mit 
16400  Mitgliedern.  Ferner  besteht  noch 
der  Schwedische  ArbeiUfnmbtMi  mk 
etwa  5144  MitRlicdcrn,  der  Sich  aber  nicht 
nut  Politik  befasst. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.  Das  L  e  i  p  z  i  ge  r 
V  o  1  k  s  h  a  II  s  i<;t  am  15.  October  eröff- 
net worden.  —  In  Hagen  i.  W.  wurde 
die  Errkhtttng  eines  Volkshauses  be- 
schlossen. —  Neue  Arbeiter-^ecre- 
tariate  sollen  in  Forst  i.  L.,  Hof  und 
Barmen  errichtet  werden.  —  Der 
Schneiderverband  entfaltet  zur 
Zeit  In  allen  Filialen  eine  rege  Agitation 
gegen  den  vor  kurzem  ergangenen  Erlass 
des  preusstscben  Handelsministers,  wo- 
nach die  Übeneitarbeit  an  den  Sonnaben- 
den und  an  den  Vorabenden  zu  den  Feier- 
tagen zulässig  sein  soll  —  Die  Augs- 
barger  Textilarbeiterschaft 
aller  Richtungen  veranstaltete  am  29.  Oc- 
tober eine  grosse  Demonstration  für  den 
Zehnsttmdentag.  —  Die  Porcellanarbetter 
in  Schlierbach  und  die  Schneider  in  Jena 
haben  nach  verloren  gegangenen  Strikes 
Pro  du  ctivgenossenschaften 
gegründet.  —  Die  Berliner  Zahlstelle  des 
M  e  t  a  I  1  a  r  b'c  iter  Verbandes  hat 
es  auf  46000  Mitglieder  gebracht.  —  In 
der  Schweiz  ist  die  Fräße  der  Dienst- 
verweigerung infolge  der  sich  häufenden 
MilitairauiigdxMe  im  Dienste  der  Untcr- 
nehmerdasse  bei  schwebenden  Strikes 
acut  geworden.  Die  Gewerkschaften  zah- 
len ntm  ihren  Mitgliedern,  welche  dem 
Militairaufgebot  gegen  strikende  Arbeiter 
nicht  Folge  leisten,  Arbeitslosen-  respec- 
tive  Gemassregeltenttnterstutznmr  WM  dm 
Verbandscassen.  laiMTaamNAaoT 

Qanossenechafttbawegunn 

Nachdem  die  GESELLSCHAFT  FÜR 
SOCIALE  REFORM  sich  bereits  im 
Vorjahre  in  ihrer  Auasdinaasitsimf  mit  der 


Gmsumvereinsbewcgung  beschäftigt  hatte, 
stand  diese  wichtige  Frage  als  Hauptver- 
handlungsgegenstand auf  der  Tagesord- 
nung ihrer  diesjährigen,  am  14.  und  15. 
October  in  Mainz  abgehaltenen  General- 
versammlimg.  Referent  war,  wie  da- 
mals. Dr.  Rein  hold  Richn  -  Mün- 
chen. Sein  sehr  gediegener  Vortrag  be- 
tonte ztmächst  den  ökonomischen  Charak« 
tcr  der  Consumvereine,  die,  obpleich  ein 
»Stück  gegenwärtiger  Wirtschaftsord- 
nungc,  ditreh  die  Beseitigung  des  Profit- 
Systems  doch  darüber  hinausstrebten.  Er 
hob  dann  weiter  die  bekannten  materiel- 
len ond  ideellen  Vortdle  hervor,  die  der 
Zusammenschluss  der  Consumenten  er- 
zeugt, dabei  besonders  der  Bekämpfung 
der  industriellen  Cartelle  auf  diesem  Wege 
gedenkend  und  auf  die  MoRÜchkeit  einer 
dirccten  oder  indirecten  Beeinflu.ssung  der 
Arbeitsverhältnisse  hinweisend.  Das  End- 
ziel sei  freilich  die  genossenschaftlich- 
demokratische  Organisation  der  Arbeit. 
Mit  scharfen  Worten  verarteilte  Redner 
zum  Schluss  die  neuerdings  immer 
scrupclloser  .sich  geb.irdende  Bekämpfung 
der  Consumvereine  durch  die  sogenannten 
MittelständUr  und  kritisierte  dabei  auch 
die  steuerlichen  und  sonstigen  eonstnnver- 
einsfeindlichen  Massnahmen  der  Regit- - 
Hingen  imd  Behörden,  von  denen  er 
strengste  Nentrafitit  gegeni)ber  den  wirt- 
schaftlichen Kämpfen  forilcrtt-. 
Dem  mit  lebhaftem  Bei  falle  aufgenom- 
menen Referate  trat  der  antisenritisdie 
Rcichstagsahgeordnete  Raab  -  Hamburg 
entgegen,  der  vor  allem  die  winschafthche 
tTberlegenheit  der  Cbnsumverdne  bestritt 
Alle  übrigen  Redner,  darunter  Verbands- 
director  Barth  und  der  katholische  Ar- 
beitersecretair  Giesberts,  stinunten  den 
Ausführungen  des  Referenten  zu,  dabei 
noch  manche  interessante  Ergänzung  hin- 
zufügend. 

Von  einer  Öeschlussfassung  wurde  zu- 
nächst Abstand  genommen  und  diese  dem 
demnächst  zusammentretenden  Ausschust 
überlassen.  Hoffentlich  wird  sich  dieser 
von  der  Autorität  einer  Reihe  so  hervor- 
ragender Sodal  wissen  Schaft  1er  getragene 
Beschluss  den  Mainzer  Verhandltmgen 
ebenbürtig  erweisen. 

X  X 
Die  Hamburger  PRODUCTION,  das  ver- 
hdssnngsvolTste  Reis  am  dentschen  Ge- 
nossen.schaftsbaume,  ist  von  einem  schwe- 
ren Brandunglück  heimgesucht  worden. 
Ihr  riesiger  Speicher  mit  allem,  was  darin 
war»  wunte  am  H7m  October  ein  Raub  der 
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Flammen.  Entstanden  wir  das  Feuer  auf 
der  anderen  Seite  des  Canal.s  in  einem  der 
yacuunt  Oil  Co.  gehörigen  Lager  von 
Schmieroi.  dessen  brennende  Massen  sich 
aber  bald  auf  das  Wasser  ergossen  und, 
von  einem  heftigen  Winde  getrieben,  die 
diesseitigen  Gebäude  in  Brand  steckten. 
Trotz  aller  Anstrengungen  konnte  von 
den  ungeheuren  Speichervorräten  nichts 
gerettet  werden,  ebensowenig  etwas  aus 
den  im  gleichen  Gebäude  befindlichen 
Burcauräumlichkeiten,  mit  Ausiiahnu-  der 
Hauptbücher,  Mitgiiederverzeichnis:>e  und 
einiger  anderer  wichtiger  Belege,  die  in 
einem  feuersicheren  Schrank  unversehrt 
blieben.  Dagegen  gelang  es  den  vereinten 
Anstrengungen  der  Hamburger  Feaer- 
wehr,  die  Bäckerei  und  die  Wohnhäuser 
des  Vereins,  die  gleichfalls  sehr  gefährdet 
waren,  vor  dem  wütenden  Element  zu 
schützen.  Glücklicherweise  ist  der  ganze 
verursachte  Schaden  durch  Versicherun- 
gen gedeckt.  Auch  hat  die  G.  H.  G.  in 
solidarischer  Weise  der  l'rodui-tinn  ihre 
eigenen  Lagerräume  und  ihre  Kaffcerösie- 
rci  zur  Verfügung  gestellt.  s<^>  dass  der 
Betrul)  keine  Störung  erleidet.  Die 
Hauiburger  Genossen  aber  werden  mit 
frischem  Mut  an  die  Arlnit  gehen,  um  ihr 
stolzes  Werk  in  neuer  Schönheit  phönix- 
gleich aus  der  Asche  erstehen  zu  lassen. 
X  X 
Dr.  Crüger,  der  bereits  in  den  Blättern 
für  Genossenschaftswesen  seiner  Unzn- 
friedenheit  mit  dem  Wrlauf  des  inter- 
nationalen Gcnossenschaitscong^esses  Aus- 
dmdc  gegeben  hatte,  der  ihm  bekanntlidi 
den  Schmerz  einer  bösen  Niederlage  in 
der  Socialistendtbatte  und  den  noch 
schUmmeren  eines  vergessenen  Toastes 
auf  ihn  gebracht  hatte,  hat  nunmehr  die 
weiteren  Qinsequcnzcn  semer  Autfassung 
gesogen  nnd  den  AUSTRITT  DES  ALL- 
GEMEINEN VERBANDES  AUS  DEM 
IN  TERNA  TIONALEN  GENOSSEN- 
SCHAFTSBUND  erklärt  Natürlich  ohne 
den  Genossenschaftstag  oder  auch  nur 
den  Verbandsausschuss  vorher  zu  be- 
fragen, was  er  als  absoluter  Selbstherr- 
scher seiner  Getreuen  ja  auch  nicht  nötig 
hat,  Dr.  Cnigers  schönes  Beispiel  hat 
auch  sofort  Nachahmung  gefunden.  Sein 
Freund  Wrabetz.  Anwalt  des  öster- 
reichischen AUgcmeittcn  Ferban- 
des,  hat  mit  diesem  gleichfalls  dem 
Internationalen  GenossinschafUbund  den 
Rücken  gekehrt. 

Der  Btmd  wird  den  beiden  keine  Träne 
nadiweinen.  Wenn  Dr.  Crüger  in  setner 


Auslrittserklärung  als  Ursache  seines 
Schrittes  die  aus  den  weitgehenden 
Meinungsdifferenzen  innerhalb  des  Bun- 
des sich  ergebende  Unmöglichkeit  einer 
erfolgreichen  imd  zielbewussten  Arbeit 
bezeichnet,  so  glaulnn  wir.  tiass  nunmehr 
nach  dem  Ausscheiden  dieser  fortschritts- 
feindlichen Elemente,  denen  sich  gern 
noch  ein  paar  andere  zugesellen  können, 
die  Aussichten,  dass  der  Bund  «drklich 
gute  und  positive  Arbdt  lasten  wird, 
sich  erheUidi  vermehrt  haben. 
X  X 
Die  bekannte  mit  Vorliebe  ansgestreate 
VERDÄCHTIGUNG  DER  CONSUM- 
VEKEINE,  dass  sie  ihre  Überschüsse  zu 
socialdlemcAratischen  Pftrteizwecken  ver- 
wendeten, ist  jüngst  zwei  edlen  Consuni- 
vereinsvcmichiern  übel  bekommen.  Ein 
früheres  Mitglied  des  Sdiedewitzer  Con- 
sumvcreins  hatte  behauptet,  die  I^itung 
dieses  Vereins  habe  der  Partei  300000  M. 
zukommen  lassen  und  zu  diesem  Zweck 
Unterschlagung  verübt.  !>  wurde  ver- 
klagt und  konnte  sich  nur  dadurch  vor 
einer  härteren  Bestrafung  retten,  dass  er 
sich  zur  Zahlung  der  gesamten  Kosten 
der  bereits  durch  3  Instanzen  geführten 
Verhandlungen  verpflichtete.  Der  Re- 
dacteur  Röther  des  Magdeburger  Cen- 
tralanzciiicrs  musstc  eine  ähnliche  Bezidi- 
t%ung  des  dortigen  Consumvereins  mit 
einer  Geldstrafe  von  50  M.  büssen.  Möch- 
ten diese  Fälle  anderen  ähnlidi  fühlen- 
den Seden  zur  Warnung  dienen  t 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Das  Secretuiat 
des  Cenfroh'i'rhandcs  dcutscfwr  Consum- 
vereiin  veranstaltet  soeben  bei  den  Ver- 
bandsvereinen eine  Enquete  über  den  Um- 
fang dc<^  tlirecten  Warenbezugs 
bei  landwirtsdiaftlichen  Genossenschalten 
tmd  Landwirten.  Wir  werden  auf  die 
zweifellos  sehr  interessanten  Ertjchnisse 
der  Erhebung  seinerzeit  zurückkommen. 
—  Gegen  die  geplante  Errichtung  einer 
Seifenfabrik  durch  die  G.  E.  G. 
in  .'\ken  a.  E.  ist  von  verschiedenen  Pri- 
vaten und  Behörden,  danmter  auch  dem 
Magistrat  von  Aken.  Einspruch  erhoben 
worden.  Lcztere  Körperschaft  führt  in 
der  Begründung  «n.  dass  die  neue  Fa- 
brik einen  grossen  Teil  des  sogenannten 
Mittelstandes  mit  Untergang  bedrohe 
und  somit  das  Staatswohl  verletze.  Es 
ist  wohl  kaum  zu  erwarten,  dass  die  mass- 
gebenden Instanzen  sidi  diese  Aufftiss- 
ung.  die  ja  eincrt  fundamentalen  Ein- 
griff in  die  verfassungsmässige  Gewerbe- 
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frcihcit  hcfk'Utcn  würde,  7U  cipcn  machen 
sollte.  Jedenfalls  hat  die  G.  E.  G.  bereits 
alle  Schritte  getan,  um  die  sich  ihrer 
neuen  Entvvickchinfj  in  den  Wcr  stem- 
menden Hindernisse  zu  beseitigen.  — 
Der  preusstsche  Minister  des  Innern  lässt 
dir  gemeinnützigen  Baugenossenschaften 
heute  sclion  aufmerksam  machen  auf  die 
im  nächsten  Etatsjahre  ru  vergebenden 
Baudarlehcn  zu  ermässigtem  Zins- 
fuss und  fordert  sie  auf,  Anträge  einzu- 
reichen. —  Am  2.  Octobcr  hielt  der  Hol- 
ländische F  rauengenoisen- 
se  kaf  tsbund  seinen  3.  Verbands- 
tag in  Amstcnlam  ab.  Dem  'Jahres- 
bericht zufolge  hat  sich  die  jün- 
gere (Haager)  Abteilung  nicht  sehr 
entwickelt;  dagegen  liat  die  Am-tcr 
damer  gute  Resultate  aufzuweisen.  Sie 
hielt  eine  Anzahl  Vortrige  ab  und  hat 
eine  Bibh'othck  gegründet.  —  In  Russ- 
1  a  n  d  bestanden  Ende  1903  92Ö  Consum- 
vereine,  wovon  248  einen  Umsatz  von 
circa  55  Mill.  M.  hei  146550  Mitgliedern 
erizelten.  Die  Moskauer  Grosseinkaufs- 
gescllschaft  vermittelte  1902  an  115  Ver- 
eine Waren  im  Werte  von  fast  a  MUL  M. 
X  X 
LITERATUR.  Ah  ein  stattlicher,  67a 
Seiten  starker  Band  liegt  das  vom  Ver- 
bandssecretair  Heinrich  Kauf- 
mann herausgegebene  Jahrbmch  d€S  Ctt^ 
tralverbandes  deutscher  Consumvereine 
für  1904  vor  uns.  Eine  fleissige  Arbeit, 
deren  Ruhm  freilich  nicht  allein  dem 
Herausgeber,  sondern  auch  allen  denen 
gebührt,  die  als  Directoren  oder  Secretaire 

der  verschiedt-neii  Revisionsverhände  das 
ungeheure  Material,  das  ihnen  von  ihren 
Vereinen  geliefert  wurde,  gesichtet  imd 
bt  arbeitet  haben.  Neben  dem  von  Kauf- 
mann bereits  auf  dem  letzten  Genossen- 
sdiaftstage  erstatteten  Bericht  über  die 
Entwickelung  des  Verbandes  im  Jahre 
1903,  auf  dessen  reichhaltiges  Material 
wir  schon  seinerzeit  aufmerksam  machten, 
und  dem  ganrcn  Protokoll  dieses  Con- 
gresses  enthalt  das  Buch  nämlich  die  de- 
taillierten Statistiken,  sowie  die  Verbands- 
tagsprotokolle aller  nnge'^clilosscncn  Un- 
terverbände, ausserdem  auch  den  Ge- 
schäftsbericht und  das  Generalversamm- 
lungsprotokoll  <!er  (/.  R.  G.  Der  sj'«;tema- 
tische  Consumvercinsforscher  findet  hier 
eine  unerschöpfliche  Fülle  authentischen 
Materials;  demjenigen,  der  den  Geist  die- 
ser Bewegung  studieren  will,  bietet  sich 
dazu  Gelegenheit  im  Studium  der  ver- 
schiedenen  Verhandlungsprotokolle  und 


der  daselbst  gehaltenen,  zum  Teil  sehr 
lehrreichen  Referate.  —  Die  in  den  So- 
eialistischen    Monatsheften     (1899,  pag. 
546)   bereits  l)e?prochenc  kleine  Schrift 
Unsere  Lnglandrcisc,    eine  Schilderung 
des  Besaches,  den  die  Verwaltungsmit- 
glieder unserer  GrosseinkaufsgescUschaft 
vor  einigen  Jahren  den  Fabriken,  L;iger- 
räumen  etc.  der  englischen  Schwesterge- 
sellschaft abstatteten,  erscheint  soeben  in 
3.  Auflage/Hamburg.  Cfw/ra/zfrfcawflf  deut- 
scher Consumvereine/.    Zugleich  ist  eine 
billige  Massenauflage  der  Schrift  ohne 
Illustrationen  hergestellt  worden.  —  Die 
Deutsche  Gartcnstadtgcsellschaft  hat  eine 
neue,  von  Uans  Kampffmeyer  ver- 
fasste  Flugsdirift  imter  dem  Titet  Garten- 
sliidt  und  iisthrtisi  lic  Cultur  er?chcinen  las- 
sen. Die  heutigen  Städte  schliessen  für  die 
Masse  ihrer  Bewohner  nieht  nur  gesund- 
heitliche Wnlin-  und  Tx'l>en^hcdingungen 
aus,  die  aufgezwungene  Enge  der  bau- 
lichen Anlagen  stellt  auch  der  Entfaltwig 
der  Kunst  im  .äusseren  und  Inneren  der 
Wohnstätten  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten entgegen.  Der  Verfasser  legt  da^, 
wie  demgegenüber  in  einer  auf  billigem 
Boden  erbauten  Gartenstadt  der  Schön- 
heitssinn der  Bewohner  durch  künstle- 
rische Anlage  der  Strassen  und  Plätze, 
der  öffentlichen  Gebande  und  Wohnhäuser 
in  herrlichster  Wci^c  entwickelt  werden 
könne.    Audi    auf    den  mannigfaltigen 
Gebieten    der    Irnieneinrichtnng  werde 
künstlerischem  Können  und  iisthcfischem 
Geniessen  freie  Bahn  geschaffen.  Die 
dem  Schriftchen  beigegebenen  Illustratio- 
nen   aus    einer    englischen  Gartcnstiidl 
zeigen,  was  die  Verbindung  von  Natur 
und  Kunst  für  die  Schönheit  audl  ein- 
facher Wohnstätten  bedeutet. 
Ein  IVürttembergisches  Genossensehajts- 
blatt  wird  seit  dem  15.  October  vom  neu 
errichteten  Secretariat  der  württember- 
gischen Consumvereine  als  Monatsorgan 
herausgegeben.   In  dem  Programmartikel 
der  ersten,  flott  geschriebenen  Nummer 
wird  als  eine  der  Aufgaben  des  Blattes 
die  Anbahntmg  wirtschnfiücher  Beziehun- 
gen zwischen  den  Constunvereinen  und 
den  landwirtschaftlichen  Genossenschaf- 
ten des  Landes  bezeichnet,  anniuo  oavid 

Der  tit  iSgo  bestehende  AÜS- 
SCHUSS  FÜR  VOLKSVOR- 
LESUNGEN  ZU  FRANKFURT  gehört 
unstreitig  zu  den  bedeutendsten  Volks- 
bildungsvereinen  Deuschlands.     Er  ist 
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unter  allen  uns  bekannten  \'creincn  die- 
ser Art  derjenige,  der  in  Bezug  auf  Viel- 
seitigkeit seines  Wirkens  —  die  aber  ein 
völlig  in  sich  üeüchlns>-tncs  darstellt  — , 
aui  Planmässigkcit  seines  Ausbaues  und 
^stenuuisdie  Anordnung  seiner  Dar- 
bietungen geradezu  als  Muster  dienen 
kann.  Er  beschrankt  sich  nicht  nur  auf 
AUtaltung  von  Volksvorlesungcn,  son- 
dern veranstaltet  auch  Lehrgänge.  Volks- 
conccrte,  Volksvorstellungen,  Führungen 
dttrch  die  Museen.  Aufführungen  grö- 
sserer Tonwerke  durch  einen  VoUcschor 
und  gil)t  in  seinem  VorlesnnGrsverteichnis 
nicht  nur  für  jeden  einzelnen  Vortrag 
und  Lehrgang  die  einschlägige  Literatur 
an  (vertmnden  zugleich  mit  Ratertetinng 
fr.r  die  Benutzung  der  Biljliotheken) .  son- 
dern erteilt  seinen  Hörern  durch  Auf- 
stellung eines  Verzeichnisses  guter  und 
hilliger  volkstümlicher  Schriften  auch 
Rat  für  die  Gründiuig  eigener  kleiner 
Bibliotheken. 

Die  für  jedermann  /iigänglichen,  unent- 
geltlichen Volksvorlesungen,  die  als  Vor- 
tragsreihen von  je  drei  zusammenhän- 
ptrvlcii  \'ortr;ij?L-n  in  den  vi-r-rh.icdcnen 
Stadltcili-n  abgehallen  werden,  .stehen  im 
Mittelpuncte  der  Veranstaltungen  des 
Vereins.  Für  diese  Cyklcn,  die  von  Oo- 
tober  bis  Marz  regelmässig  Freitag 
abends  von  8Vi  Uhr  an  stattfinden,  hat 
sich  der  Verein  eine  planmässige  Ver- 
teilung der  Wissensgebiete  zur  Aufgabe 
gesetzt,  so  dass  nach  Ablauf  von  etwa 
3  bis  4  Jahren  das  Wissenswette  ans  den 
wichtigsten  Gdtieten  behandelt  ist.  Im 
vorigen  Winter  wurden  ,v,  in  diesem 
Winter  werden  30  solcher  Cyklen  abge- 
halten. —  Für  diejenigen,  welche  ein 
umfassendes  Wissen  (r-t rohen,  sind  als 
Ergänzung  zu  diesen  Vortragsreihen 
Lehrginge,  die  8  bis  10  Vorträge  um- 
fassen, eingerichtet  worden.  Für  diese 
Lehrgange  wird  eine  Einschreibegebühr 
von  2  M.  als  einziges  Honorar  erhoben, 
die  den  Docenten  zuflicsst.  Weniger  Be- 
mittelte erhalten  aucli  zu  diesen  Lehr- 
gängen freien  Zutritt.  Im  Winterhalbjahr 
1903- IQ04  fanden  6.  in  diesem  Winter 
finden  10  solcher  Lehrgänge  statt.  Fer- 
ner werden  vom  Verein  aus  auch  noch 
alljährlich  eine  grosse  .Anrahl  von  lun?el- 
vorträgen  in  den  Gewcrk-^cbaften  und 
Arbeitervereinen  gehalten,  die  im  Aus- 
schuss  vertreten  sind.  Am  Eingang  der 
Locale,  in  denen  die  Cyklen  und  Lehr- 
gänge abj,M  l!alt<  n  werden,  lässt  der  Ver- 
ein billige  und  gute  volkstümliche  Schrif- 


ten auflegen,  sowie  billige  .\!)bi!dungen 
von  Meisterwerken  der  bildenden  Künste. 
Durch  diese  Veranstaltung  sollen  die 
Hörer  veranlasst  wcr'U-n,  sich  gute 
Schriften  und  AbbilduiiKen  als  Eigentum 
zu  crwerl>cn.  uml  gieicli/i it  114  ill  dabei 
auf  die  Kaufgelegenheiten  hingewiesen 
werden,  deren  Kenntnis  in  auffallender 
Weise  weiten  Volksschichten  fÄlt. 
Ausser  den  der  Vermittelung  allgemeiner 
Bildung  dienenden  Cyklen  und  Lehr- 
gängen sind  auch  solche  Curse  einge- 
richtet, die  ^iwciell  der  beruflichen  Fort- 
bildung dienen  sollen:  Lehrgänge  aus 
dem  (lebiete  der  Social-  und  Handels- 
wissenschaften für  Kaufleute  und  Be- 
amte und  Führungen  durch  das  Kunst- 
geu  crl)emu.seum  für  CcwcrlK'treibende 
und  kunstgewerblidie  Arbeiter. 
Femer  werden  in  diesem  Winter  veran- 
staltet 6  Volksconccrtc  (5  im  Vorjahre), 
mindestens  8  Volksvor&tellungen  (5  im 
Vorjahre).  systematische  Fuhrungen 
durcli  die  Kunstinstilute  und  die  Auf- 
fiilirung  einiger  bedeutender  Tonwerke 
von  Seiten  eines  gemischten  Chors,  dessen 
Proben  allwöchentlich  einmal  staftfinrloii. 
•Aufgeführt  wurden  bis  jetzt  Haydns 
Schöpfung.  Mendelssohns  EUas  and 
Chöre  aus  Mozarts  läomeneus. 

X  X 

.Aus  diesem  Frankfurter  Aussekuss  für 

l  iilksz  orli^sungcn  ist  vor  ungef.Hhr  sechs 
Jahren  der  RULIX  -  .UAIMSCHE 
VERBAND  FÜR  l  OLKSVORLESVN- 
GEN  UND  VERWANDTE  BESTRE- 
BUNGEN hcr^'orgegangen.  Er  stellt 
gcwissermassen  eine  Ausdehnung  des 
Fi"ank furter  Ausschusses  über  die  be- 
nachbarten Städte  und  Ortchaften  dar, 
indem  er  dieselben  zur  Bildung  gleich- 
artiger Ausschüsse  anregt  und  sie  zu  ge- 
meinsamer Arbeit  verbindet.  Er  ist  kein 
geschlossener  Verein,  sondern  eine  völlig 
freie  Vereinigung,  in  der  Gelehrte, 
Freunde  der  VolksbitdtmgsbestrdHuigen 
und  von  sämtlichen  Gewerksdiaften  tmd 
Arbeitervereinen  entsandte  Ddegierte 
friedlich  zum  gleidien  Zwedce  zusam- 
menwirken. >Seine  Beschlüsse  fasst  er 
zwar  auf  (irund  von  Beratungen,  aber 
nicht  auf  Grund  von  Abstinuntmgen ;  es 
gilt  einfach  die  Regel,  dass  Dinge,  die 
von  einem  der  Teilnehmer  ernstlich  be- 
stritten sind,  nicht  ausgeführt  werden, 
wie  es  ja  auch  d.is  Fnf1c  flc<  Ai!ssc!uis<;c3 
in  seiner  gegenwartigen  Verfassung  wäre, 
wenn  einer  der  Factoren,  die  sich  in  ihm 
vereinigt  haben,   seien  es  die  Arbeiter 
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«der  die  Geldirten,  nrflckträten,  um  an 

der  Ausführung  eines  Mehrheitsbe- 
schlusses sich  nicht  beteiligen  zu  müssen. 
Der  Attsschuss  hat  es  airf  diese  Welse 
bisher  verstanden,  sicli  von  jeder  Partei- 
nahme für  eine  einzelne  politische,  reU- 
«löse  oder  wirtsdtaftlidie  Riditnng  frei 
und  zugleich  für  jede  neue  Anregung, 
Icomme  sie,  von  welcher  Seite  sie  wolle, 
offen  und  zugänglich  zu  halten.  Er  er- 
langt seine  Mittel  durch  Subventionen 
der  Stadt,  des  Hochstiftes,  anderer  Ver- 
eine, dartinter  einzelne  grössere  Gewerk- 
schaften, sowie  durch  die  freiwilligen 
Beiträge  eines  Unterstützungscomites, 
•das  seinerseits  auf  jede  Beeinflussung  der 
Tätigkeit  des  Ausschusses  verzichtet.« 
(Dr.  F 1  e  s  c  h :  Volksvorlesungcn  und 
verwandte  Bestrehungen  im  Freien 
Wort  vom  Aynl  1904.)  Der  Verband 
;sncht  seine  Ziele  die  wie  schon  gesagt, 
ira  grossen  und  ganzen  mit  denen  des 
Frankfurter  Ausschusses  übereinstim- 
men,  za  erreidien  t.  dtnrh  die  Einrich- 
tung einer  gtiteii  Vcrhandsrcdncrschaft, 
A.  dttrch  Förderung  des  volkstümlichen 
Bibtiothdcswesen«  nnd  3.  dordi  Pflege 
'der  künstlerischen  Bfldang  und  der 
Volksgeselligkeit. 

X  X 
Die  FREIE  VOLKSBÜHNE  IN  BER- 
LIN liielt  am  29.  September  ihre  Gene- 
ralversammlung ab.  Nach  einem  Vor- 
trage von  S.  Katzenstein  Das  Verbrechen 
im  Drama  wurde  der  Geschäftsbericht 
fgf^fSbuxk.  Der  Verein  nmfasst  circa 
10000  Mitglieder,  Hunderte  von  Neu- 
anmeldungcn  konnten  wegen  Platz- 
mangel nicht  berücksichtigt  werden«  Der 
Vorstand  besteht  zur  Zeit  aus  den 
Herren  Conrad  Schmidt,  Baake,  Katzen- 
stein, Buschoid  und  Winkler,  der  künst- 
lerische Ausschttss  aus  den  Herren 
Bloch,  Eisner,  Robert  Sdimidt,  Stampfer, 
Wach  und  Frau  Zadck.  Die  in  dieser 
Zeitschrift  (1904,  L  Bd.,  pag.  93)  bereits 
erwähnten  Kunstabcnde  werden  fortge- 
setzt, und  zwrir  im  Bürgersaal  des  Rat- 
hauses, deti  der  Magistrat  nun  doch  dem 
Verein  nir  Verffigung  gestellt  hat;  die 
Leitung  dieser  Veranstaltungen  hat  der 
Regisseur  des  Vereins  Witte-Wild  über- 
no  Ulmen,  was  für  die  weitere  Entwicke- 
liMig  das  Beste  hoffen  !ä<st. 
"V'on  den  ordcntliclien  Vercinsvorstellun- 
gcn,  die  der  Verein  seit  dem  vorjährigen 
Bericht  in  dieser  Zeitschrift  (1903,  II.  Bd., 
pag.  631  ff.)  gegeben  hat,  sind  besonders 
M  nennen:  atldtn  und  Prw  fVorrens 


Gewerbe  von   Bemard   Shaw,  Ibsens. 

Klein  Eyolf  und  Komödie  der  Liebe,  Der 
Verbrecher  von  Sven  Lange,  Im  Hinter- 
hände von  Emst  Preczang,  femer  Shake- 
speares Widerspenstige,  Lcssings  Nathan, 
Goethes  Göts,  Grillparzers  Medea  und 
Antengruber»  MemeWfauer  tuid  endlich, 
als  Vorabend  zu  einer  ausgedehnteren 
Schillerfeier,  Laubes  Karlsschüler.  Der 
erste  Kunstabend  dieses  Winters  brachte 
Möricke  und  Hugo  Wolf ;  in  Aussiebt 
genommen  ist  für  die  weiteren  ein 
Schiller-Beethoven-,  ein  Goethe- Mozart-, 
ein  Märchen-  und  ein  Caricaturenabend. 
X  X 
Unter  dem  Namen  BERLINER  VOLKS- 
CHOR  hat  sich  im  Februar  aus  Mitglie- 
dern der  Freien  Volksbühne  ein  grösserer 
gemischter  Arbciterciior  gebilcici,  welcher 
billige  künstlerische  Concerte  für  die 
Berliner  Arbeiterschaft  geben  will;  all- 
jährlich sollen  mindestens  zwei  Solisten- 
ccncerte  und  die  Aufführung  zweier 
grösserer  Chorwerke  respective  Oratorien 
veranstaltet  werden.  .Ms  erstes  Solisten- 
concert  fand  am  16.  October  in  der 
Smgakademie  em  Hugo  Wolf-Abend 
statt,  bei  welchem  Betsy  Schot  und  Lud- 
wig Hess  mitwirkten.  Das  erste  Chor- 
eoncert  fand  am  28.  November  im  Riesen- 
saale der  Neueti  Welt  statt  und  wird  am 
S.  December  wiederholt  werden :  zur 
Aufführung  gelangte  Rob>  Schumanns 
Paradies  und  Peri  unter  Leitung  des  Be- 
gründers des  Chors,  Dr.  E.  Zander,  und 
unter  Mitwirlomg  bedeutenderer  Solis- 
ten und  des  verstärkten  Berliner  Ton- 
künstlerorchesters. Ausser  activen  (sin- 
genden) Ifitglieidem  nimmt  der  Chor 
auch  passive  (zuhörende)  MitgUeder 
auf,  wdche  den  gleichen  Beitrag  wie  die 
activen  zahlen,  nämlich  10  Pf.  pro  Woche, 
und  hierfür  freien  Zutritt  zu  allen  Coo- 
certen,  Generalproben,  Chorproben  tmd 
F-infiilirungsabenden  haben ;  die  F.infüh- 
rungsabcnde  finden  zu  jedem  Concert 
meist  nur  für  die  Chormiti^ieder  statt 
.Alle  Mitglieder  nehmen  an  der  Ver- 
losung der  dem  Chor  zur  Verfügimg  ge- 
stellten zahlreidien  Freikarten  zu  Ber» 
liner  Concerten  teil.  .Ms  nächstes  Chor- 
werk sind  die  Jahreszeiten  von  Haydn  in 
Aussicht  genommen. 
X  X 
KURZE  CHRONIK.  Die  Comeniu  s- 
gesellschaft  hielt  am  13.  und  14. 
August  ihre  TT.mptversanimUiiig  in  Jena 
ab.  —  In  der  Berliner  Marienkirche  ver- 
anstaltet Musikdiredor  Diend  alle  Mcn-* 
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tag  Orgelconcerte  bei  freiem  £n- 
tTce.  —  Emen  voncstfimHcben  Kon  St- 
ab c  n  d    für    die  Stadt  Charlottenburg 
veranstaltete  im  October  der  Verein  zur 
Förderung  der  Kunst.  Desgleichen  hielt  der 
Holzarbeiterverband  P'nde  Octolxir  einen 
Kunstabend  in  Rixdorf  ab.  —  In  diesem 
Winterhalb j all r  veran.staltet  vom  i.  No- 
vember ab  eine  Commission  der  Berliner 
Freien  Studentenschaft  Unterricht s- 
cnrse  für  Arbeiter,  und  zwar  zu- 
nächst in  Deutsch  und  Rechnen.  Die 
Curse  finden  statt  in  den  Räumen  der 
Auskunftsstelle   der   Deutschen  Gesell- 
schaft für  ethische  Cultur.  —  Die  social- 
wissenschaftltdie  Abteilung  der  Wilden- 
scliaft  der  technischen  Hochschule  Char- 
lottenbtvg  hält  in  diesem  Winterhalbjahr 
wieder      freie  Fortbüdungs- 
cnrsc  für  Arbeiter  in  einer  Ge- 
mcindeschule  ab.  Folgende  Curse  (Teil- 
nehmergebähr  pro  Cnrsiis  SO  Pf.)  finden 
statt:  Deutsch,  Rechnen,  Algebra,  Geo- 
nctrie,  Elektridtät,  technisches  Zeichnen, 
Chemie  tmd  Tedmologie  des  tägltehen  Le- 
bens,    deutsche    Literatur,  Civilprocess, 
Excursioiisvortrage  und  fbungen.  Fer- 
ner wird  von  der  Abteilung  in  der  Aula 
der  Oberrealschulc  aüt.  8  Tage  ein  popu- 
lärwissenschaftlicher Emzelvortrag  veran- 
staltet MAX  HUMAMN  MMt 

F  rauenbewegung 

Der  13.  Vorstandsbericht  des  BUNDES 
DEUTSCHER  FRAUENVEREINE. 
der  die  Zeit  vom  i.  Juli  1903  bis  30.  Juni 
1904  «mlasst,  besagt,  dass  dem  Bund  nun- 
mehr 174  Einzel  vereine  (gegen  164  im 
Vorjahre)  angehören.  Die  Tendenz  des 
Bundes  geht  in  begrüssens werter  Weise 
auf  den  Ausbau  von  Landes-  und  Fach- 
verbanden. F.in  diesbezüglicher  Plan  soll 
der  nächsten  (jeneralvorsamnilung  vor- 
gelegt werden.  Ein  Werk,  das  die  Ta- 
gung des  Weltfrauenhundes  und  den  In- 
ternationalen Fraucncongress  behandelt, 
wird  in  diesen  Tagen  erscheinen.  Eine 
Petition,  die  ReÜcmn  des  Krankenpflege- 
rirninwcscns  betreffend,  wurde  von  einer 
Anzahl  deutscher  Regierungen  in  sym- 
pathischer Wdse  beantwortet  Pretissen 
ist  nicht  darunter.  Eine  schon  seit  lan- 
gem geplante  Eingabe,  die  die  Zuziehung 
von  Pranen  «u  tten  SchuIdefMitationen 
verlangt,  ist  noch  nicht  spruchnif  gewor- 
den. —  Die  Berichte  der  Einzelcommis- 
sionen bringen  Hinweise  auf  das  Schick- 
sal des  Gesetzes,  betreffend  die  Kauf- 
maimsgerichte,    auf  die  Teilnahme  am 


Heimarbeiterschutzcongress,  den  Stand 
der  abolitiottistiscben  Bintrebungen,  die 

Antialkoholbewegung  und  den  Kindcr- 
schuLz.  —  Als  betrübende  Nebenerschei- 
n«mg  ist  eine  tiefgehende  Verstimmuns 

zwischen  der  gemässigten  und  der  radi- 
calen  Gruppe  der  bürgerlichen  Frauen- 
redltlerinnen  zu  constatieren.  Im  Inier- 
esse  der  Sache  sollten  hier  Mittel  und 
Wege  gefunden  werden,  äusserliche  Ge- 
gensätze zu  überbrücken  und  über  i»er- 
sönliche  Empfindlichkeiten  hinwegzu- 
kommen. 

X  X 

Ein  Artikel  der  Gleichheit  charakterisiert 
als  die  nächsten  und  dringendsten  AUF- 
GABEN, die  sich  »us  den  Verhandlungen, 
der  Frauenconferenz  erpehen  haben:  die 
vtyTiiehrte     gewerkscluittlichc  Scliuiung 
und  Organisation  der  Arbeiterinnen  und 
die  Ausdehnung  der  Aufklärungsarbeit 
auf  die  recht  häufig  gleichgiltigcn  oder 
gar    feindseligen    männlichen  Arbeiter. 
Durch  Betreibung  der  Werkstuben-  und 
Hausagitation,  durch  Flugschriften  und 
Broschüren  soll  der  öffentlichen  .Xgita- 
tion  vorgearbeitet  und  daneben  durch  die 
vermdirte   Einsetzung   von  weiblichen 
Agiiationscnmmis.-vionen  die  Heranbildung 
eines  Stammes  tüchtiger  gewerkschaft- 
lidier  Agitatorinnen  und  Organisatorin- 
nen bewirkt  werden. 
X  X 
Aus  den    Berichten    der  GEWERBE- 
AUFSICHT geht  hervor,  dass  das  In- 
stitut der  weiblichen  Beamten  in  erfreu- 
lichem Aufblühen  begriffen  ist  und  eine 
ebenso  erfreuliche  Wirksamkeit  entfaltet. 
Neben  Hessen  —  das  hier  wiederum  an 
der  Spitze  Steht  —  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Preussen,  Sachsen  und  Sachsen- 
Weimar  haben  nunmehr  auch  Sachsen- 
Altenburg,  Coburg-Gotha,  Renn  jüngere 
Linie,  Hambtu^  und  Bremen  weibliche 
Aufsichtsbeamte  angestellt,   die  sich  von 
allen  Seiten    wachsender  Anerkennung 
und  Wertschätzung  erfreuen  und  nüt  stei- 
gendem Erfolg  die  Beziehungen  zu  den 
Arbeiterinnen  pflegen.    Besonders  Güns- 
tiges wird  nach  dieser  Richtung  von  der 
atis  dem  Arbeiterstande  hervorgegange- 
nen hessischen  Assistontin  erzählt.  Im 
allgemeinen  wurde  durch  die  Wirksam- 
keit der  Beamtinnen  sowohl  dne  Reihe 
!>elrieblicher.  wie    auch  sittlicher  Miss- 
Stände  in  Erfahrung  und  zur  Abstellung 
gebracht   Auch  ergab  sich  die  Wünsch- 
barkeit  der  .'Xusbildung  weiblicher  Auf- 
seher.   Ein  erster  Versuch  nach  dieser 
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Seite  wurde  vor  dnigen  Wochen  durdi 
die  J osephsschwestern  in  Trier  gemacht 
Ein  praktischer  Curs  in  der  Fabrik  hat 
sich  sofort  angeschlossen.  Über  den  Er- 
folg wird  später  zu  berichten  Bein. 

X  '  X 

KURZI-:  CHRONIK.  In  Westfalen  wur- 
den unter  den  nichtigsten  und  unzuver- 
läsngsten  Verwänden  eine  Reihe  von 
Versammlungen  a  u  f  g  e  lö  s  t ,  in  denen 
Genossin  Zietz  über  Die  Russificierung 
Deutschlands  und  die  Socialdemokratie 
reden  sollte.  Das  selbe  Schicksal  erfuhr 
Genossin  Grünberg  in  Bochum.  —  Der 
Vtrein  für  FrauensHmnurgcht  hat  sich  in 
einen  Stimmreekisverband  um- 
gewandelt; Sitz  der  Verbandsieitung 
bleibt  Hamburg.  —  Fortgesetzter  Polizei- 
chicanen  haben  sich  die  potttischen 
Frauenturnvereine  zu  erfreuen. 
—  In  Berlin  wird  von  34%  der  Engros- 
tind  Fabrikgeschäfie  den  Angeatdltai  dn 
Sommerurlanb  gewährt 

X  X 

LITERATUR.  In  der  trefflichen  Schrift 
Das  poUHscht   Wahlrecht  der  Frauen 

in  .'tustralien  /Leipzig,  Felix  Dietrich/ 
kennzeichnet  W.  P.  Reeves  den  Ein- 
flttss,  den  die  Verleihimg  des  Wahlrechts 

an  Frauen  sowohl  auf  die  Trink-  und  all- 
gemeinen Wahlsittcn,  wie  auf  den  Gang 
der   Gesetzgebung    ausgefibt    hat  Im 
Jahre  iSq^  pinp  das  Fraucnwahlrecht  in 
Neuseeland  durch,  und  in  den  beiden  fol- 
genden Wahlperioden    stieg  die  .Anteil- 
nahme der  Frauen  an  der  Wahlhandlung 
von  t8  auf  44  respective  70%  der  Stimm- 
berechtig:tcn.    1894    folgte  Südaustralien 
mit  dem  activen  und  passiven  Wahlrecht, 
1899  Westaustralten,  tgoa  Neusfidwales. 
Der  Gang  und  die  Richtung  der  allgr 
meinen  Politik  wurde  von  der  Verleihung 
des  Frauenstimmrechts  nicht  so  wesent- 
lich bceinflusst,  wie  seine  Gegner  fürch- 
teten und  seine  Verteidiger  hofften.  — 
Das  Geschlechtsleben  in  England  von  Dr. 
Eugen  Dühren  /Berlin,  M.  Liüen- 
thal/  hat  mit  der  Frauenbewegung  wenig 
ZU  tun.   Es  bespricht  die  Nachtseiten  und 
Ausartungen  des  Sexuallebens  und  hat 
lär  den  besonderes  Interesse,  der  gezwtffl- 
gcn  ist,  sich  berufsmässig  mit  ähnlichen 
Fragen  zu  beschäftigen-  —  Direct  abzu- 
lehnen ist  ein  Schriftchen  von  cand.  med. 
Edwin    Bah,    das    unter    dem  Titel 
Fraucnbczct  gung  und  !•  reundesltcbc /Chax- 
lottenburg,   A^lf  Brand/  der  Homo- 
sexualität als  einem  Bekämpftingsmittel 


der  Prostitution  und  einer  Forderung 
wahrer  Sittlichkeit  das  Wort  redet  —  Daa 
Buch  von  Dr.  W.  R  h  e  i  n  h  a  r  d  Schön- 
heit und  Liebe  /Leipzig,  Th.  Thomas/,das 
sich  mit  der  Psychologie  des  Sexual- 
lebens befasst,  ist  weit  entfernt  davon,  so 
aufgeklärt  und  sachlich  wissenschaftlich 
zu  sein,  wie  der  Verfasser  es  anstrebt.  Der 
selbe  hält  den  Zusammenbruch  unserer 
Cuhnr  für  nahe  bevorstehend;  seine  .An- 
schauung gipfelt  in  dem  Satz :  »Es  ist  so- 
gar nicht  ausgeschlossen,  dass  wir  eine 
noch  höhere,  noch  viel  gelMldetere  Cultur- 
stufc  erreichen,  in  welcher  für  die  Frauen 
unserer  [der  gebildeten]  Stände  sogar  die 
eheliche  Liebe  tmd  damit  die  Ehe  selbst 
als  ein  Zeilen  perverser  und  uiiniorali- 
scher  Gesinnung,  welche  dirccl  noch  auf 
eine  Art  tierischer  Rückständigkeit  deutet, 
angesehen  wird.€  MMwna  vOam 

WISSENSCJ^AFT 

Rechtswissenschaft 

Zur  rechten  Zeit  kommt  eine  Schrift 
über  die  heutige  Art  des  STRAF- 
VOLLZUGS; Der  Bankrott  des  moder- 
nen Strafvollsugs  und  seine  Reform  von 
Max  Treu  /Stuttgart,  Robert  Lttt^, 
tmd  ich  möchte  ihr  viele  Leser  wünschen. 
Hatte  Hans  Leuss  in  seinen  erschüttern- 
den  Enthüllungen    aus    dem  Zuchthaus 
vorwiegend  individuelle  Erfahrungen  ge- 
geben, so  zeigt  uns  der  Verfasser  dieser 
Broschüre  auf  Grund  eines  grossen  zu- 
sammengetragenen Materials  den  inneren 
Zus;immenhang    zwischen    der  Art  der 
Vollstreckung   der    Freiheitsstrafen  im 
I>eutschen  Reich  und  der  socialen  Krank- 
heit,   die    sich   als    Zunahme  der 
Rückfälligen  tmd  Ausbildung 
des  Gewohnh eitsverbrech er- 
t  u  m  s  offenbart.    Der  sociale  Zweck  der 
Strafe,  den  Bestraften  von  weiterer  Über- 
tretung der  Gesetze  abzuhalten  und  ihn 
fähig  zu  machen,  den  Fortlerungcn  des 
realen  Tabens    ohne  Gesetzesverletzung 
gerecht  zu  werden,  wird  hei  der  heutigen 
Strafvollstreckung    nicht    erreicht  und 
kann  Ix-i  ihr  nicht  erreicht  werden.  Wir 
wissen  —  was  der  V'erfasser  allerdings 
nicht  besonders  hervorhebt,  aber  bd  seiner 
Untersuchung  auch  nicht  eigens  zu  be- 
tonen braucht  — ,  dass  ohnehin  die  Struc- 
tur    der    heutigen    Gesellschaft  ganze 
Schiditen   der   Bevölkerung  in  Lagen 
btingt.  in  denen  sie  unter  einem  prv,i<:scn 
Zwange  zum  Verbrechen  stehen, 
dem  nicht  zu  erliegen  der  einzelne  oft 
mehr  dem  Glück,  als  seiner  Kraft  ver- 
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dankt.  Die  ohne  Erziehung  aufwach- 
sende grossstädtische  Jttg<end,    die  Ar- 

beitslo'^cn  der  Latulstrassc,  Arbeiterinnen, 
die  ihre  liungerlohne  durch  gelegeiuhche 
Preisgabe  ergänzen  müssen,  leben  dauernd 
in  solchen  Verhältnissen.  Die  Trinksitten 
bringen  vielfach  Angehörige  der  arbeiten- 
den Classcn,  die  sich  nicht  eine  Droschke 
holen  lassen  können,  wenn  sie  berauscht 
sind,  vorübergehend  in  so  gefährliche 
Lagen.  Wer  unter  dem  Zwange  Milrhcr 
Umstände  einmal  dem  Gefängnis  oder 
Zuchthaus  verfallen  ist.  für  den  wird  an 
sich  schon  die  Wahrscheinlichkeit,  rück- 
fällig zu  werden,  ziemlich  gross  sein.  Sie 
wird  aber,  wie  der  Verfasser  öbenceugend 
naclnvcist.  gerade  durch  die  Art  der  \'nll- 
streckung  der  Freiheitsstrafen  noch  er- 
höht, weil  diese  besonders  dazu  beiträgt, 
den  Sträfling  wirklicher  Arbeit  zu  ent- 
wöhnen, ihn  unselbsl.Tndig  und  ganzlich 
untüchtig  für  die  \\  i  It  /u  machen,  in  die 
er  nach  seiner  Strafzeit  zurückkehren 
soll,  sein  Ehrgefühl  zu  ertöten,  seinen 
Oiarakter  zu  erniedrigen.  Das  gcist-  und 
herzlose  bureaukratische  Reglement  ist 
es,  das  im  Bankrott  des  modernen  Straf- 
Vollzugs  seinen  eigmen  Rankrott  ein- 
gestehen nuisste,  wenn  es  in  seiner  Selbst- 
überhebung solcher  Einsicht  und  solchen 
Geständnisses  fähig  wäre,  .\nsgezeichnet 
sind  die  Darlegiuigen  über  den  Mangel 
erzieherischer  Wirksamkeit  der  Dirccto- 
rcn,  Geistlichen,  Lehrer  und  Beamten  in 
den  Gefängnissen,  über  die  corrumpic- 
rcnde  Wirkung  des  Arbeitspensums,  die 
hermetische  Abschltessung  von  der 
Aussenwelt  imd  manches  andere.  >Es 
fällt  diesem  Strafvollzug  an  jedem 
grossen,  befreienden,  erlösenden  Zug,  an 
jedem  schöpferischen  Gedanken,  genau  so 
wie  in  der  beispiellos  öden  und  flachen 
Gesctzcsniacherei  unserer  Tage,  die  zu 
impotent  ist,  um  sich  an  die  grossen  Fra- 
gen der  Zeit  ( Arbeitsvcrniittelnng,  Ver- 
sichenmg  gegen  Arbeitslosigkeit,  wirt- 
schaftliche Hebung  des  vierten  Standes. 
Auswanderung  und  andere)  zu  wagen, 
und  die  (brum  in  haarspaltenden  Kleinig- 
keiten und  sarialpolitipcbeii  Xichtsereien 
ihr  Genüge  findet«  (pag.  80).  Es  ist  in 
der  Tat  jammervoll,  wie  wenig  die  grossen 
Fragen  des  Gescllscbaft^K  !hmi^,  die  uns 
das  Verbrechen  und  seiue  Behandlung 
aufigebcn,  das  allgemeine  Interesse  er- 
regen.  Deshalb  wünschte  ich  dem 
Schriftchen  recht  viele  Leser.  Der 
flnaaigc  und  temperanientvolle  Stil  macht 
es  auch  dem  Nichtjiuistcn  angenehm, 
ohne   dass   der    Reichtum    des  Inhalts 


darunter  litte ;  besonders  wirkt  es  aber 
durch  das  warme,  starice  Gefühl,  das 

darin  zu  Tage  tritt. 

Kidn  ganz  in  dem  Masse,  wie  den  80 
Seiten  des  kritiscfaeii  Teils  des  BucheSr 
kann  man  seinen  positiven  Vorschlagen 
beistimmen.  Sehr  beachtenswert  ist  die 
Anregung,  den  Schöffengerichten  auch 
die  Sachea  erster  Instanz  zu  überweisen, 
die  jetzt  vor  den  Strafkammern  verhan- 
delt werden.  Kreilich  scheint  der  Ver- 
fasser sich  nicht  zu  vergegenwärtigen, 
dass  dann  die  Revi^onsinstanz  voll- 
kommen  neu  geordnet  werden  inüsste.  da 
man  weder  alle  Revisionen  dem  Reichs- 
gericht übertragen,  noch  alle  den  Obcr- 
lande-^gerichten  überweisen  könnte.  Die 
Scheidung  wurde  Schu  ierigkeitcii  machen, 
wäre  aber  keine  unlösbare  Aufgabe.' 
Als  Strafen  will  der  Verfasser  zunächst 
Geldstrafe  für  alle  heut  als  l'crgclicn  be- 
handelten Dl  licte.  Die  Wirkung  der  Strafe 
soll  durch  eine  nach  den  Vermägensvcr- 
faältnissen  der  Betroffenen  zu  bemessende 
empfindliche  Höhe,  die  Beitreibung  durch 
allmähliche  Abzüge  vom  Einkonunen 
und  durch  die  drt^iende  Ersatzstrafe  des 
Arbeitshauses,  das  aber  offenbar  anders 
gedacht  ist,  als  die  jetzigen  Institute 
dieser  Art,  gesichert  werden.  Die  Ein- 
wände gegen  diese  \'orscbl:igc  weist 
der  Verfasser  zum  Teil  recht  ge- 
schickt zurück  (pag.  Für 
Verbrechen  will  er  nur  eine  Sorte 
Freiheitsstrafe  zulassen,  für  deren  ratio- 
nellere Gestaltung  er  eine  Anzaiil  lul.er- 
zigenswerter  Vorschläge  macht  (pag.  ioo>. 
Diese  Freiheitsstrafe  soll,  wie  die  jetzt  in 
diesen  Fällen  eintretende  Zuchthaus- 
strafe, mindestens  ein  Jahr  betragen,  aber 
nicht  über  zwei  Jahre  au^pedehnt  wer- 
den. Bei  mtldemden  Umstanden  soll 
Geldstrafe  eintreten.  In  besonders  ichwe- 
ren  Fällen  und  nach  dreimaliger  Frei- 
heitsstrafe soll  auf  yerschickung  erkannt 
werden. 

Dem  Verfasser  liegt  dieser  Vorschlag  an- 
scheinend besonders  am  Herzen,  aber  er 
fürchtet,  dass  er  keine  unbefangene  Beur- 
teilung finden  werde,  wegen  der  Partei' 
brüte,  durch  die  man  ihn  anzusehen  ge- 
wohnt sei.  Auf  die  Gefahr  hin,  dass  der 
Verfasser  auch  Ix-i  mir  ein  snkhes  .\ugen- 
glas  annimmt,  kann  ich  ihm  doch  nicht 
bettreten.  Auch  ich  meine,  dass  man  bei 
einer  solchen  Massrcgel  fragen  müs.se.  ob 
sie  notwendig  und  ob  sie  zweckent- 
sprechend sei,  aber  vor  allem  auch,  ob  sie 
möglich  i'-t.  und  diesen  Beweis  macht 
sich  der  Verfasser  doch  gar  zu  leicht. 
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wenn  er  einfach  schreibt:  >Es  kann  nicht 
schwer  fallen,  eine  geeignete  Erdenstelle 
für  eine  Verbrechereotenie  zu  findenc 

(pag.  91).  Freilich,  wenn  es  sich  nur 
darum  bandelte,  die  Deportierten  in  ein 
Fieberlocfa  tu  stecken,  mto  sie  mog:lichst 

bald  wegstiirlx'n.  so  würden  wir  in  un- 
seren famosen  africanischen  Besitzungen 
schon  passende  Plätze  finden,  im  Ver- 
gleich (latiiit  alu-r  wäre  Iel)enslanBliche 
Einsperrung  in  einem  deutschen  Zucht- 
hause, ja  sogar  das  Fallbeil  humaner  und 
billiger.  Der  Verfasser  denkt  sich  aber 
seine  Strafcolonie  ganz  anders.  Da  sollen 
die  Verschickten,  alii;c-clun  vom  Zwang 
des  Aufenthalts  und  dein  Zwang  der  Ar- 
beit, in  votler  Freiheit  leben.  »Der  Zwang, 
sich  seihst  eine  Existenz  zu  gründen, 
wenn  sie  nicht  verhungern  wollen,  soll 
diese  Leute  zu  freien  und  geläuterten 
Menschen  machen  —  und  er  wird  sie  da- 
zu machen.«  So  soll  die  Strafcolonie  sich 
allmählidl  zu  einem  deutschen  Cultur- 
centrum  auswachseti  (pag.  94).  Das  ist 
alles  schön  gedacht  und  durchaus  zu  bil- 
ligen, aber  doch  eine  Phantasie.  Wo 
liegt  das  Land,  das  wir  Deutsche  zu  die- 
sem Zwecke  erwcrbeti  könnten?  Es  gibt 
keins,  aber  —  und  das  ist  der  Haupt- 
fehler in  dieser  Speculation  —  stände  uns 
wirklich  ein  GeMet  *ur  Verfügung,  das 
durch  seine  N.itur  zur  Besiedcliini?  durch 
Deutsche  geeignet  wäre,  so  wurde  es  doch 
wohl  gescheiter  sein,  daraus  eine  Pflanz- 
stätte für  die  tüchtigsten  und  tatkräftig- 
sten Elemente  unseres  Volkes,  fiir 
deutsche  Auswanderer  zu  machen,  als  es 
den  Verbrechern  einzuräumen.  Dies  ist 
übrigens  nur  einer  der  mannigfachen 
Gründe,  die  gegen  diesen  Plan  sprechen. 
Unverständlich  ist  der  Vorschlag  des  Ver- 
fasser«, alle  Eigenttmisdelicte,  bd  - denen 
der  Wert  des  zu  Unrecht  erworbenen 
Gutes  300  M.  über.Nteigt,  ab  Verbrechen 
ZU  bestrafen.  Die  Höhe  des  Objccts  gibt 
weder  für  die  Schmählichkeit  der  Ge- 
sinnung, noch  für  die  sociale  Gefährlich- 
keit einen  Mas->tal)  ab.  Wundern  muss 
man  sich  auch,  dass  der  Verfasser,  der 
doch  die  Schäden  der  heutigen  Strat- 
justiz  durchschauen  mus--,  die  sogenannte 
Verleumdung  mit  Gefängnis  bestraft 
wiesen  will.  Man  kann  seinem  sittlichen 
Verdammungsurteil  über  die  wissentlich 
falschen  Ehrabschneidereien  ohne  wei- 
teres bdstimmen.  aber  man  wird  doch 
nicht  vergessen  dürfen,  dass  die  heutige 
Judicatur  die  Kritik  politischer  Zustände 
als  verleumderische  Beleidigung  von  Per- 
•ooen  venirtcilt  Solange  das  möglich  ist. 


muss  jede  schärfere  Bestrafung  der  Belei- 
digung abgelehnt  werden.    woiraAN«  hcinb 

KUNST 

Bildend«!  Kunst 

Das  am  18.  October  eröffnete  KAI- 
SER FRIEDRICH-MUSEUM  in 

Berlin  hat  der  Gemäldesammlung,  sowie 
den  mittelalterlichen  und  Renaissance- 
scnlpturen  und  auch  der  Münzsammlung 
tietiueiiKTi  Raum  und  durchweg  gute 
Lichtverhältnisse  geschaffen.  Die  moderne 
Ardiitektur  hat  audi  von  der  Lösung 
dieser  Aufgabe  keinen  Nutzen  gezogen. 
Auch  war  der  unbequem  auf  der  Spitae 
der  Musenmsinsel  eingeklemmte  Bau- 
platz einer  ülK^rsichtlichcn  Anordnung 
der  Säle  ein  schweres  Hindernis.  Trotz- 
dem verschafft  gerade  die  Grundrissform 
dem  Hause  die  einzige  .Ansicht,  die  es 
von  vielen  ähnlichen  Gebäuden  unter- 
scheidet. Es  bietet  einen  eindrucksvollen 
Anblick,  wie,  von  der  Ebcrtsbrücke  ge- 
sehen, die  Ix-iden  Bruckenarme  in  stum- 
pfem Winkel  vor  dem  flach  kreisförmi- 
gen Portalausbau  zusammenlaufen  und  • 
wie  die  Seitenflügel  schräg  zurück- 
weichen. Allordings  sollte  die  Portal- 
kuppel be««er  mit  dem  vorderen  Dach- 
umriss  verbunden  sein.  Dazu  hätte  eine 
stärkere  Betonung  der  Strebestützen  die- 
nen können,  statt  dass  sie  nun  ängstlich 
versteckt  wurden,  ohne  doch  gamr  zu  ver^ 
schwinden.  Unglücklich  stehen  für  die 
Rückansicht  die  beiden  versclüedcn 
grossen  Kuppeln  ohne  Verhiltnis  zu  ein- 
ander da.  —  Maisons  Kaiser  Friedrich- 
Denkmal  beweist  abermals,  wie  die  Künst- 
ler bei  solchem  Auftrag  ihre  Initiative 
gebunden  fühlen.  Ein  »starkes  Lebensge- 
fühl verrät  die  schlanke  Kraft  des  nervös 
schreitenden  Pferdes,  aber  der  Reiter  be- 
deutet das  Ausserstc  an  .Ausdruckslnsig- 
kcit.  Zudem  ist  die  Ähnlichkeit  verfehlt. 
Auch  wo  die  leidige  Verschiebung  des 
hochgestellten  Reitelhildes  durch  eine 
grössere  Entfernung  aufgehoben  ist,  er- 
scheint die  Gestalt,  statt  gross,  eher  unter- 
setzt und  kurz. 

Die  Sammlungen,  die  das  neue  Haus  auf- 
nahm, zeigen  sich  wesentlich  bereichert. 

Teils  durch  Stücke,  die  bisher  wegen 
Raummangel  nicht  gezeigt  werden  konn- 
ten, teils  durch  Erwerbungen  des  Kaiser 
Friedrich-MuseumS'l'crcins  und  endlich 
durch  verschiedene  Stift imgen.  Der  Sul- 
tan schenkte  die  Mcchattafaqade,  einen 
mächtigen  Architekturteil,  bestehend  aus 
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zwei  achteckigen   Turmsockeln  und  der 
dnen  anschliessenden  Wand.  Alles  über- 
sponnen  mit  einem  ganz  flachen,  Mein- 
fonnigen   Relief,  in  dem   antike  Motive 
weiterleben  und  byzantinische  Bildtmgen 
anklingen.    Die  Erinnenmir  an  romani- 
schen Portalschmuck,  wie  er  besonders  in 
Südfrankreich  und  Norditalien  forUrebil- 
det  wurde,  stellt  sicli  vor  diesem  Uber» 
reichtum  ein.     Hier,  wie  dort,    wirkt  er 
ruhig,  weil  er  die  Einzelheiten  durch  das 
Gedränge    verbirgt.     Das  ortcntalisdie 
Bei>;picl  zeichnet  sich  aber  vor  fler  euro- 
päischen Gepflogenheit  durch  eine  straffe 
Gliederung  aus,  da  eincelne  Zickzack- 
bänder und  Kreismedaillons  von  erhaben 
vorspringender  Arbeit  die  Flächen  ein- 
teilen.   Dies  ist  das  erste  nach  Europa 
gekommene  Probestück  jener  Architek- 
tur, die  Strzygowski  veranlasst  hat,  Vor- 
derasien ein  Neuland  der  Kunstgeschichte 
zu  netmen.    £r  nimmt  —  freilich  noch 
flieht,  ohne  Widerspruch  zu  finden  —  an. 
dass  sich  der  mittelalterlich  europäische 
Stil  wesentlich  von  Grundsätzen  herleiten 
.  Hesse,  die  sich  in  den  ersten  christlichen 
Jahrhunderten  in  Syrien  und  den  um- 
liegenden   Ländern    ausbildeten.  Die 
Doppeltnrmanlage  zu  seiten  des  Por- 
tals scheint,  wie  andere  Kennzeichen  eu- 
ropäischer   Sacralarchitekiur.    in  Asien 
früher  geherrscht  zu  haben,  als  in  un- 
serem    Erdteil.     Die  Renaissancesculp- 
turen  sind  besonders  durch  die  Schen- 
kung Simon  vermehrt.    Femer  stiftete 
Herr  Alexander  Thieme  ein  Frauenpor- 
trait     von     Nikninus     Maes.  Gleich- 
zeitig wurden  ciiu'  Ri-iiic  aiuierer,  beson- 
ders niederländischer  Gemälde  von  dem 
gleichen    Sammler    käuflich  erworben. 
So  eine  Perle  von  Jan  van  der  Meer- 
Delft.    Leihweise  ist  auch  ein  Teil  der 
Sammlung  Wesendonk  für  einige  Zeit  in 
einem  besonderen  Raum  ausgestellt.  Da- 
rin sind  vorzüglich  zu  nennen  zwei  klein- 
figurige  Bilder  von  Velasqtiez  mit  einem 
wunderbaren  Zu-iammenschUi^s  der  Kör- 
per durch  ein  halbes  Licht  und  ein  hervor- 
ragend schönes  Interieur  von  Jan  Steen. 
En<llich  eine  höchst  lebhafte  Darstelhmp 
der  I'ßn^stsccnv  von  Jan  Joest  von  Kal- 
kar,   die  freilich  auf  der  Düsseldorfer 
kunsthislorischen      Ausstellung  dieses 
Jahres  für  diesen  Maler  noch  nicht  als 
gesichert  bezeichnet  wurde  und  die  sich 
sehr  wesentlich  von  dem  Hauptwerk  des 
selben     {Hochaltar  cu  Kalkar)  unter- 
scheidet. 

X  X 


KURZE  CHRONIK.  Bei  Keller  & 
Reiner  wurde  in  den  ersten  Tagen  des 
November  die  Sammlung  Jaffe 
aus  TTamliurß  versteigert.  —  Zugleich 
ein  Damenbildnis  (Halbiigur)  von 
Gainsborough  in  weissem  Kleid  mit 
bla-^sMauer  Schärpe  und  grossem, 
schwarzem  Hut  —  Die  Galerie  von 
Schieissheim  erhielt  37  Bilder  von 
Carl  von  Pidoll  und  21  von  H.  von  Ma- 
rees  durch  Dr.  C.  Fiedler  und  Frau  von 
FidoW  zum  Geschenk.  —  In  O  1  d  e  n  > 
bürg  soll  im  Sonwner  1005  mit  der  In- 
dustrieausstellung eine  Kunstausstellung 
verbunden  werden,  für  die  das  Gebäude 
von  Professor  Behrens-Düsseldorf  ent- 
worfen wird.  —  Die  Saalecker 
Werkstätten  wurden  am  i.  Juli  bei 
Gösen  unter  der  Leitung  von  Schulze- 
Naumburg  eröffnet.  Es  bestdien  Abtet- 
K  ngeii  f'ir  Arc  hitektur.  Gartenanlagen. 
Imieneinnchtung,  Möbel  und  kimstge- 
weiUiche  Gegenstände  jeder  Art 

X  X 

LITERATUR.  Die  Kunst  des  XIX. 
Jahrhuyidcrts  von  Dr.  Friedrich 
Haack  (mit  3  farbigen  Tafeln,  i  Helio- 
gravüre, T  Lichtdruck  und  agt  Tcxtab- 
bildun.urn  )  Stuttgart.  Paul  Neff/  ist  ein 
Nadischlagcbuch,  das  sein  Verdienst  in 
der  Reichhaltigkeit  hat,  mit  der  es  die 
wesentlichen  Erscheinungen  aus  allen 
künstlerischen  Gebieten  mit  Bevorzugimg 
von  Maleret  und  Zeichnung  nach  Mög- 
lichkeit aus  allen  europäischen  Cultur- 
ländern  behandelt.  In  der  Stellungnahme 
schlicsst  sich  der  Verfasser  im  ganzen 
der  Richtung  von  Muther  und.  was  die 
deutsche  Kunst  betrifft,  von  Cornelius 
Gurlitt  an.  I^  Übersicht  ist  teilweise 
noch  über  den  genauen  Endpunct  des  ge- 
wählten Zeitraums  fortgeführt,  indem 
beispielsweise  die  Leistungen  der  Darm- 
städter Künstlercolonie  /1901/  und  das 
Hamburger  Bismarck-Dienkmal  (Con- 
currenzontscheidung  IQ02)  gewürdigt 
werden.  —  Von  den  Zeichnern  des  .Siw»- 
plieissimus  ist  Ed.  Thöny  derjenige, 
der  am  meisten  durch  die  Farbe  wirkt, 
obgleich  das  stärkste  Mittel,  das  er  an- 
wendet, hnmer  das  Schwarz  bleibt  Dm* 
Verlag  Idingen  in  München  gab  unter 
dem  Titel  Drr  Leutnant  eine  Reihe  von 
.10  Blättern  dieses  Künstlers  heraus.  Das 
\\'e-on  des  Caricaturistcn  ist  es,  dass  er 
nur  das  Lächerliche  sieht,  und  es  ist  er- 
staunlich, weldte  Fülle  von  Komik  der 
Physiognomie  and  Haltung  dem  Thenu 
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abgewonnen  ist.  —  Ein  Bildnis  von 

August  Bebel  (. Photogravürc  auf 
China  in  Cabinet formal)  /München,  F. 
Bruckmann/  bildet  die  Nr.  323  der  Por- 
traitcoHcction  beriihmter  Personen  von 
grosser  Lebenswahrheit  und  grosser  Fein- 
heit der  .\usfühning.  —  Von  ticn  ^fcistcr- 
werken  der  Malerei  /Berlin,  R.  Bong/ 
(Vorwort  von  Dr.  Wilhelm  Bode)  sind 
soeben  die  TJcfcrtingcn  16  bis  18  erschie- 
nen. Jede  Lieferung  (Preis  3  M.)  ent- 
hält 3  Blätter  36X26  cm  in  Kiipferdrtidc. 
\vc!ch(  r  in  hohem  Masse  die  Feinheiten 
der  Originale  bis  zu  den  Einzelheiten  des 
Pinselstriches  wiedergibt.  Blätter,  wie 
die  Landschaft  von  Adrian  van  de  Velde 
aus  dem  Berliner  Museum,  Raffaels  Ma- 
donna im  Grüneti,  Leonardos  Mona  Lisa, 
sind  mit  solcher  Tonfeinheit  herausge- 
kommen, dass  man  die  Farbe  fast  zu 
sehen  glaubt  mma  pumn 

Redende  Kunst 

Eine  Betrachtung  der  LYRIK  unserer 
Tage  lenkt  den  Blick  immer  ver- 
gleichend in  die  Vergangenheit."  Am 
31.  November  ist  der  100.  Geburtstag  des 
unseligen  Poeten  Wilhelm  Waib- 
1  Inger  gewesen.  Kein  heisses,  tra- 
gisches Hinschinel/tn  war  seine  Lebcns- 
marter;  viel  groteske  und  verzerrte  Ge* 
schehnisse  mischen  sich  seinem  Unter- 
f;,m{io  bei.  Deshalb  hat  man  den  zu  früh 
gescheiterten  Kunstsucher,  der  schon  mit 
96  Jahren  starb,  nie  recht  verstanden. 
Nur  wenige  lieben  ihn,  die  von  einer  ge- 
heimen, tiefen  Natur  gedrängt  werden, 
audi  im  trfibsten  Schatten  noch  die 
zagen,  verborgenen  Lichtglitzerchen  zu 
suchen.  Sonniger,  als  dem  Toten,  er- 
ging es  unserem  Zeitgenossen  Stefan 
George,  der  von  Kuno  Zwymann 
direct  vcrgfölteri  wird.  Seiner  An- 
betung gibt  Zwymann  in  einem  Buche 
Das  Gcor^cschc  Gedicht  /Berlin,  Karl 
Schnabel/  Ausdruck,  das  jeden  über- 
haupt Begeisterungsfähigen  nötigen 
möchte,  »das  Georgesche  Gedicht  als 
grosses  Kunstwerk  zu  geniessen«.  Seine 
schulmeisterliche  Umständlichkeit  wirkt 
aber  so  wenig  etnscbmeichelnd,  dass  Ge- 
orge wohl  selbst  fiber  seinen  Jünger  er- 
schrocken sein  dürfte.  Weit  ab  von  Ge- 
orge, dem  Heiland  des  reinen  Formen- 
evangelitmis.  möchte  der  Kampfbarde 
L  u  d  w  i  p  Scharf  in  seinen  Tschan- 
dala-Liedem  /Stuttgart,  Axel  Juncker/ 
flächten.  Als 

ConnMUs  fuUt  sich  der  Dichter.  Aber 


trotz  seiner  lohenden  Seele  singt  er  weder 
gross,  noch  mutig,  noch  schön.  Er  kami 
nicht  zünden,  wenn  auch  seine  Visionen 
und  Ijalladenartigen  Erzählungen  nicht 
ganz  unbedeutend  sind.  Viel  eigentüm- 
licher denkt  und  formt  Julius  Bab 
(Frcisprücln-  /Berlin,  Schuster  &  Loff- 
1er/).  £r  will  im  kurzen,  meist  vier- 
zeiligen  Sinngedicht  eine  ewige  Wahrheit 
erhaschen.  Manchmal  gelingt  ihm  ein 
tiefes  Wort  Der  Ausklang  des  schmäch- 
tigen Budileins  enthält  ein  sehr  stim- 
mungsvolles, weiches  Abcndlird,  mit  dem 
sich  Bab  in  die  Nacht  hinüberträumt;  da 
wird  versucht,  das  Naturwalten  in  seiner 
Stille  und  in  seinem  Schlummer  auszu- 
deuten. Dem  gleichen  Bemühen  weiht 
.\lfred  Rehtz  eine  Poesie  des  Weli- 
alls  /I.eip/i^r.  Gustav  Vogt/.  Er  ist  ein 
Schonredner,  der  mit  ganz  braven  Rhyth- 
men und  Reimen  Geschautes  und  Ergn'ü- 
beltes  beschreibt.  Er  fühlt  die  Natur  aber 
nicht  so,  dass  sie  ein  tönendes  Symbol 
wird.  Seine  Kraft  reicht  nur  zur  liebe- 
vollen, klugen  Schilderung.  Die  Ewig- 
kdt  des  Kmmisdien  aber  schweigt  Und 
d  i  c  wäre  doch  gerade  das  Wunderbare 
bei  einer  Poesie  des  Weltalls, 
X  X 
Aus  dem  eigenen  Gemütc  heraus  und  in 
das  Leben  fremder  Menschen  wollen 
einige  Erzähler  von  Skizzen  und  kurzen 
Geschichten  blicken.  Wenn  m.nn  eine 
ganze  Reihe  solcher  kleiner  Arbeiten 
betrachtet,  deren  Autoren  den  verschie- 
densten Nationen  zugehören,  dann  ist 
es  besonders  interessant,  in  welcher 
ERZAHLUNGSTECHNIK  das  ein- 
zelne Dichtertemporamcnt  sich  auszu- 
sprechen liebt.  Und  es  scheint,  als 
wenn'  den  Heutigen  dnie  nicht  zu 
magere  Strichelmethodc  am  ehesten 
in.s  Blut  geht.  Die  nur  zerhackte, 
asthmatische  Sätzchien  hintupfen,  wir- 
ken mit  ihrem  kantigen  Rhythmus  bald 
crschlafTend.  A.  F.  Krause  {Unter 
dem  starken  Leben  /Berlin,  E.  Flei- 
schel  &  Co./)  geht,  wie  die  Brüder 
Hauptmann,  L4:>thar  Schmidt  und  Her- 
mann Stehr.  zu  den  Armen  tmd  Nie- 
drigen seiner  schlesi  sehen  Heimat,  und 
er  ringt  ehrlich,  diesen  Seelen  ihre  Ge- 
heimnisse abzulauschen.  Stehrs  reife 
Fähigkeit,  das  Schaffen  und  Sprossen 
des  Mutterbodens  mit  dem  Stofflichen 
der  F.r^ählunp  711  verflechten,  soll  auch 
aus  Krauses  Schicksalsabrissen  hervor- 
sdiimmem.  Aber  seine  Hand  ist  noch 
nicht  ganz  sicher   beim  2Eeidmen  einer 
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gedrungenen  Lebensskizze.  Schwach 
ist  es  bestellt  um  seine  Eriindungs- 
kcnst.  Er  vertieft  sich  zu  nachdenklich 
in  die  einzelne  Stimmung,  und  später, 
wenn  die  Begebenheit  sich  runden  soll, 
geht  ihm  fast  der  Atem  aus.  So  ist 
manche^  imzeitig  früh  abgeschnitten, 
tmd  der  Leser  wird  verführt,  des  Er- 
zählers Ohnmacht  im  Fabulieren  /u  vor- 
wttnschen.  Eine  Schar  von  Ausländem 
gliedert  sich  dem  Deutschen  an:  Der 
Pole  Stefan  Zcromski  (Den 
Haben  und  Geiern  sum  Frass  /München, 
Dr.  J.  Marddewski  &  Co./)  kann  ziel- 
bcwusst  und  straff  nicht  romponicren. 
Er  ist  jedoch  ein  trefflicher  Landschafts- 
maler und  hat  recht  eindringliche  Far- 
ben entdeckt,  als  er  den  Aufstieg  eines 
ganzen  Heeres  ins  hohe  Gebirge  über 
Schntee  und  Gletscheff eider  wiedergab. 
Anton  Tschechow  kennt  in  dem 
Novellenband  Kleinstadtleben  /Jena, 
Eugen  Diederichs/  das  tragische  Schick- 
sal eines  Arztes,  der  in  demselben  Spi- 
tal endet,  das  er  in  gesunden  und  guten 
Tagen  vernachlässigt  hat.  Die  Novelle 
ist  in  ihrer  sachlichen  Kargheit  ausser- 
ordentlich ergreifend.  Was  der  Fran- 
zose Marcel  Schwöb  In  seinem 
Buch  von  Monelle  /Leipzig,  Insel-Ver- 
lag/  vom   orakelhaften  Jammerdasein 

der  Dirnen,  die  er  die  FJnsii>ncK  heisst, 
zu  berichten  hat,  soll  Symbole  einer  un- 
endlich gesteigerten  Leidensföhigkdt  dar- 
stellen. Deshalh  türmt  er  philosophische 
Ewigkeitsbikler  aufeinander,  unter  die  er 
wieder  nüchterne  Wirklichkeiten  zer- 
stieut.  So  entstehen  verrenkte  und  sehr 
unförmige  Geschöpfe.  Von  einem  leisen 
Hang  zum  Sinnbildlichen  wird  auch 
Gustav  a  f  G  e  i  j  c  r  s  t  a  m  in  seinem 
Novellenband  Wald  und  See  /Berlin, 
S.  Fischer/  geleitet,  besonders  in  der 
kurzen  Tragödie,  die  schildert,  wie  eine 
alte  Kötnerin  ihren  schwindsüchtigen 
Mann  erst  in  den  Sonnenschein,  hernach 
in  den  Tod  fahren  lässt  Das  Seltsame 
und  Rätselvolle,  Landstrassenromantik 
und  Witz  der  Weltgeschichte  bevor/ngt 
Per  Hall  Ström  in  zwei  Skizzen- 
sammlungen: £ti»  geheimes  Idyll  tmd 
Virirrtr  Vögel  /Leipzig,  Inscl-W'rlas^/. 
Auf  wunderbare  Weise  wird  in  Florenz 
ein  Knäblein  ans  Ldwentatzen  gerettet. 
Es  wächst  heran  und  vollbringt  die 
Blutrache  am  Mörder  seines  Vaters. 
Schlotternde  Handwerksburschen  sehnen 
sich  aus  Frost  und  Schnee  in  iMicdcn 
und  Wärme.    Zwei    entgleiste  Galgen- 


vögel bauen  sich  ihre  eigene  Moral,  wäh- 
rend sie  ein  paar  gestohlene  Brocken  ver- 
schlingfen.  Die  Sonne  geht  imter,  als  ein 
abgerackerter,  alter  Gaul  stirbt  Wäh- 
rend sein  frommer  Herr  die  Leiche  be- 
trachtet, spürt  er  den  eigenen  Tod  über 
sich.  Eine  zierliche  Greisin  hat  den 
merkwürdigen  Einfall,  schaulustigen 
Kindern  einen  Tanz  mit  ihren  müden 
Beinen  vorzuführen  luid  hiermit  den 
Dankbaren  einige  Kupfer  zur  Stillung- 
ihrer  Not  abzuluchsen.  F.in  widerwär- 
tiger, schwarzer  Scliom  stein  feger  stört 
aber  die  ganze  Herrlichkeit  Hallström 
sieht  alles  zu  stark  mit  dem  Verstände, 
und  die  Spitzigkeit  der  Anekdote  ist  ihm 
oft  wertvc^er,  als  die  kfinstkrisdie  Aoa- 
schöpfiing. 

X  X 
Die  nachfolgenden  Romanerzähler  be- 
gegnen sich  alle  in  dem  Punctc.  dass  sie 
ihrer  Menschen  Schick.sal  nicht  vollstän- 
dig absdtliessen.  sondern  die  Geschichte 
bis  zu  einem  Gipfel  hinaufroUen,  von 
wo  die  weitere  Entwickelung  für  ein  ge- 
übtes .Auge  leicht  zu  überblicken  ist. 
Dieser  Brauch  wird  von  dem  modernen 
Bestreben  geleitet,  dem  bloss  Epischen 
eitic  herbere  Dynamik  zu  leihen,  für  das 
Sachliche  des  Romans  DRAMATISCHE 
HORIZONTE  anfzureissen.  Mit  kurzen 
Skizzen  begann  der  junge  E  w  a  1  d 
Gerhard  Seeligcr,  der  in  den 
Kleinigkeiten  ein  scharfes  Auge  für  da»> 
Lehen  der  Lehrer  zeigte.  Jetzt  widmet 
er  einem  Kleinkinderlehrer,  der  zum 
Pädagogen  einer  ganzen  Gemeinschaft 
wird,  ein  Werk,  das  einen  starken  Schritt 
aufwärts  bedeutet  {Der  Stürmer  /Ber- 
lin. E.  Fleischel  &  Co./).  WUUbdd 
Stürmer  setzt  es  durch,  dass  tnan  ihn 
vom  GymnuMinn  fortjagt.  Als  er  Dorf- 
sdralmeister  geworden  ist  und  ein  Regie- 
rungsrat  sich  untersteht,  seine  jauch- 
zende Frühlingsfreude  zu  stören,  wirft 
er  dem  Unliebsamen  ein  Tintcnfass  arr 
den  Kopf.  Dejr  Stürmer  entgeht  den 
Liebeskirrungen  einer  sehr  corpnlenten, 
sehnsüchtigem  Witwe.  Er  sinkt  bis  zum 
Landstreicher  und  steigt  sacht  wieder  in 
die  Höh*,  bis  er  em  wahrtefter  Wohl- 
täter seiner  ^^itbrüde^  wird.  Diese  Pas- 
sionsgeschichte  hat  heitere  und  traurige 
Stationen,  nnd  immer  verkündet  sie  be- 
herzigenswerte und  kernige  Lebcnsregcln. 
Hans  O  st  w  a  1  d  steht  in  seinen  poe- 
tischen Absichten  Seeliger  ziemlidi  nah. 
Wie  das  Zigctmcrblut  eines  brennendert 
Weibes  langsam  absiedet,  das  will  er  in 
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seinem  Roman  Zz>.'ci  Gesellen  /im  glei- 
chen Verlag/  scliildcrn.  Sic,  geht  zu 
Grunde  an  einem  für  den  Rinii>icin  Ge- 
borenen. Er  reisst  die  Lebensstützen 
blind  und  taumelig  fort  und  endet  im 
Tode  der  Ausgestossenen.  Sie  hat  das 
wunderbare  Glück,  dass  ein  Dritter  mit 
Kraft  und  Mut  ihr  neues  Leben  schafft. 
Und  die  beiden  Getreuen  des  umwor- 
benen Weif>cs  kämpfen,  bis  Gesundheil 
und  Reinheit  den  Sieg  davontragen.  Den 
ersten  Teil  der  Geschichte  lässt  Ostwald 
unter  den  Han4werkcrn  einer  Klein- 
stadt spielen.  Hier  ist  seine  Darstellung 
dgentumlich  papiem  und  ungelenk.  Erst 
zum  Schluss  wird  das  Herz  bewegt,  wenn 
die  Hauptpersonen  in  alle  Welt  zerstie- 
ben» ihre  }Ioffnungen  begraben  oder  an 
neuen  sich  aufbauen.  Es  scheint,  als 
wenn  der  Verfasser  im  Leben  der  Sess- 
haften  sich  unbequem  und  eingeengt 
fühlt  und  erst  bei  den  L.mdstreichern 
ins  richtige  Fahrwasser  gerät.  AU  diese 
Romane  geben  ein  mehr  oder  weniger 
starkes  Bild  vom  Dasein  einer  Menschen- 
classe.  die  noch  nicht  sehr  lange  in  der 
Poesie  heimisch  geworden  i-t,  des  fünf- 
ten Standes.  Solche  Artneleutdkhtung 
lasst,  wenn  sie  nicht  das  rein  Seelische 
vom  Stofflichen  behutsam  imd  mit  wä- 
gendem Kunstverstande  herausschält, 
kalt  Da  Ostwald  nnr  ein  halber  "Poet 
ist  und  auch  dieser  Teil  nicht  immer 
in  ihm  loht,  wird  durch  ein  zu  hartes 
Betonen  des  Zuständüchen  ub«r  vide 
Partieen  seiner  Ck-schichte  eine  unan- 
genehme Menge  uberflüssiger  Sacheinzel- 
heitcn  zerstreut  Gleiches  ist  in  noch 
viel  achlinunerem  Grade  der  Fall  bei 
Theodor  Duimchens  Roman 
Bruch  /Berlin,  Hüpeden  &  Merzyn/.  Er 
ist  beängstigend  unkünstlerisch.  Empfin- 
dungen der  liebe  werden  skelettiert  mit 
zweitens,  drittens.  Stereot>-pe  Schablone 
aus  eingestaubtem  Novellcnvorrat  ist 
sein  Darstellungsmittel.  Immer  bezeich- 
net eine  leichte  Falte  zwischen  den 
Augenbrauen  den  Zorn  einer  Person. 
Und  steigt  der  Zorn  zum  höchsten,  so 
springt  auch  die  weltberühmte  hcisse 
Blutwclle  auf  die  Stirn.  Weil  es  gerad' 
notwendig  ist,  stirbt  eine  ganze  Fanutie 
mit  fabelhaft  mechanischer  GrschwindiR- 
kcit  aus.  Da  ist  von  dem  Deutschen  bis 
zu  Hjalmar  Söderberg  ein  ge- 
waltiger Sprung.  In  Martin  Birks  Jugend 
/Leipzig,  Insel-l 'erlag/  wird  das  arme 
Leben  einer  Poctenseele  erzählt,  von  den 
blütenweiasen  Kinderträumen  an  hinab 
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in  das  aschgraue  Altwerden.  Martin 
Birks  Knabenzeit  ist  angefüllt  mit  all 
der  gruseligen  Pracht,  die  im  Kindcr- 
hinie  Platz  findet.  Als  er  Jüngting  wird, 
mnss  er  den  Sturm  des  Herzens  sacht 
und  lautlos  dämpfen.  Er  kommt  in  die 
Mannesjahre  und  ergattert  nur  ein  blas- 
ses, sehr  schwindsüchtiges  Glück.  Söder- 
berg ist  ein  lieber,  rührender  Erzähler. 
Die  Sinnennot,  Glaubensnot.  die  Licht- 
sehnsucht und  nebelbedcckte  Wehmut 
klingen  ergreifend  aus  seinem  Buche. 
X  X 
Gustav  Falke  und  der  Holländer  Henri 
Bord  haben  MÄRCHENBÜCHER  ge> 
dichtet.  Von  Falke  war  es  eine  ge- 
\\isse  Kühnheit,  das  Marlein  des  Ge- 
stiefelten Katers  /Hamburg,  Alfred 
Janssen/  unseren  modernen,  empfind- 
lichen Ohren  in  Hcxainelcrn  neu  aufzu- 
tischen. Aber  er  meistert  seine  Sprache 
so  gut  und  giesst  in  die  alte  Form  so 
greifbare,  wirklichkeitsfromme  Bilder, 
dass  es  eine  wahre  Freude  ist.  So  zum 
Beispiel,  wenn  ein  Kater  Bismarcks  Bild 
auf  dem  Pfetfenkopf  ganz  nach  seinem 
Katzengemüt  mit  dem  Gesicht  eines 
Katers  aus  edlem  Geschlecht  vergleicht: 

»Bismarck  war  auf  dem  Kopfe,  mit 
weissen,  buschipen  Brauen, 

Ganz  wie  ein  Kater  edlen  Geschlechts.« 
Borels  Läimte  /MuncSien,  Dr.  J. 
Marchlewski  &  Co./  hat  kaum  die  Über- 
setzung gelohnt;  es  ist  eine  nüchterne, 
phantasietose  Arbeit 
X  X 
In  dem  durch  seine  vortrefflichen 
CLASSIKERAUSGABEN  bekannten 
Verlag  von  Max  Hesse  in  Leipzig  hat 
Max  Morris  ausgewählte  Werke  Cle- 
mens Brentanos  neu  lurausgege- 
ben,  denen  er  eine  kurze,  aber  sehr  in- 
haltreiche Einleitung  vorausschickt.  Ob 
Friedrich  Halm,  dessen  ausge- 
wählte Werke  im  gleichen  Verlag  er- 
scheinen, in  eine  Sammlung  von  Qassi- 
kcrn  gehört,  liisst  sich  bc2weifeln.  Im- 
merhin hat  sich  Anton  Schlossar  recht 
verdient  gemadit  mit  seinem  Wiederab- 
druck des  Bedeutendsten  von  Halm.  L^nd 
besonders  erfreulich  ist  es,  den  in 
Kleists  lapidarer  Art  erzählten  Novellen 
des  Dichters  wieder  /n  Isegegnen,  die 
leider  viel  zu  wenig  bekannt  geworden 
sind,  weil  sie  nur  in  der  grossen  Gesamt- 
ausgabe von  Emil  Kuh  und  Faust  Prach- 
ler  bisher  sich  fanden.  Durch  die  voll- 
ständige Ausgabe  der  Dichtungen  der 
Annette  von  Droste-Hülshof£ 
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von  Eduard  Arena  werden  alle  Kunst- 
freunde die  grosse  Westfalin  noch  liclxr 
gewinnen. 

X  X 
KURZE  CHRONIK.   Mit  ausserordent- 
licher Formfertigkfit  verdeutschte  Paul 
VViegler     Sagenhafte    Singspiele  des 
Jules  Laforgrue    /Stattsart,  Axd 
Juncker/.  Man  h.it  Lafor^uc  mit  Novalis 
verghchen,  aber  ganz  oluic  ürund.  Üer 
Fianzose  sucht  nicht,  gleich  dem  Deut- 
schen, hinter  metaphysische  TTririzontc  zu 
Micken  und  aus  den  unbekannten  Räu- 
I       nie  veraoimnenc  W  ahrheiten  zu  er* 
iiaschen.  sondern  er  würfelt  die  beengten 
Wirklichkeiten  akj-obatcnniassig  durch- 
einander.    So    i-t     ein  Phantasiespiel 
durchaus  ans  Irdische  gekettet.  —  Luise 
Wolf  trieb  die  Pietät  zu  weit,  als  sie 
lauter   Kleinigkeiten     aus  Sigbjörn 
Obstfelders  Nachlass  (Pilgerfahr- 
ten /im  gleichen  Verlag/)  übertrug; 
höchstens    die  Tagebüdier    und  Briefe 
hätten  das  verdient  —  Ala  IX.  Band  von 
Wilhelm    Herinses  gesammehen 
Werken   veröffentliclit   der  luscl-l'crUlg 
«inen  Band  Briefe.   Die  nteisten  sind  an 
Gleim  gerichtet.    Von  Goeüie  heisst  es 
einmal :  >Ein  schöner  Junge  von  25  Jah- 
ren, der  vom  Wirl>cl  bis  zur  Zehe  Genie 
und  Kraft  und  Stärke  ist;  ein  Herz  voll 
Gefühl,  ein  Cuist  voll  Feuer  mit  Adler- 
flügcln.«      Berlin    wird    bezeichnet  als 
»Friedrichs    [II.]    herrliche    Stadt,  wo 
Sparta  und  das  Korinth  der  Leiden  und 
Phryncn  so  wunderbarlich  zusammen  ist«. 
—    Von     weiteren  Neuausgabeu 
publiciert  der  gleiche  Verlag  eine  über- 
setzte Sammlung  von  Diderots  Briefen 
an  Snphie  Voland  und  die  Juätnimche 
der  Annette  von  Droste. 
X  X 
LITERATUR.  Cuhritisrhc  Gäugc  nennt 
Hans  Lindau  eine  Sammlung  von 
Essays  /Berlin,  E.  Fleischel  9c  Co./.  Dem 
frohen    Geniessen    eines    Kunst-  oder 
Denkwerkes  ohne  Einmischung  des  kalt 
prüfenden  Verstandes  redet  er  das  Wort 
Er  plaudert  leicht,  aber  ab  und  zu  auch 
sehr  leichtherzig.  «ax  hochoorp 

t)i>?E'RSA 

BOcher 

Es  ist  erinnerlich,  dass  im  Sommer 
dieses  Jahres  gewisse  Angstmeier 
ihr  Vertrauen  in  die  Zukunft  der 
Soriatdemokratie   durch   lange  Artikel 

über  die  kirchlicht-  Gefahr  documentier- 
ten.  Dass  vereinzelte  Leute  aus  kirchlich 


gesinnten  Kreisen  angefangen  hatten,  die 
Socialdeniokratic    etwas    gerechter  imd 
vorurteilsloser  zu  betrachten,  sollte  unser 
Volk  in  Gefahr  bringen,  die  freiheitlichen 
Ideale  zu  vernachlässigen  und  im  Schosse 
der   Kirche    auszuruhen.    Um  dieselbe 
Zeit  veröffentlichte  der  alte  und  ange- 
sehene Pastor  Dr.  Emst  Fr.  WYNEKEN 
zu  F,(]esheim  eine  Broschüre  WIE  IST 
DIE  FORTGEHENDE  DEMOKRAT!- 
SIERUNG    DER  GESELLSCHAFT 
VOM      CHRISTLICHEN  STAND- 
PUNCTE  ZU  BEURTEILEND  /Hddei- 
berg.  Ckrl  Winter/.   Die  Schrift  bietet 
.schon  deshalb  Interesse,  weil  sie  Ein- 
blick in  die  durchaus  eigenartige,  stirtce 
und   wahre   Persönlichkeit  ihres  Ver- 
fassers gewährt,  die  sympathisch  Inriihrt. 
auch  wo  wir  ihr  nicht  zustimmen  können. 
Gerade  wer  den  theologischen  AnsfShmn- 
gen  des  .Autors  verst.indnislos  gegenüber-  ' 
steht,    muss  —  mancher  vielleicht  mit 
Staunen  —  anerkennen,  dass  hier  die 
religiöse  Weltanschauung  ihren  Träger 
nicht  im  geringsten  gehindert  hat,  weit 
freier  und  vorurteilsloser  zu  denken  und 
zu  handeln,  als  sehr  viele  mit  den  unge- 
bundensten   Weltanschauungen    zu  tun 
pflegen.  Woraus  zu  folgern  ist,  wie  wenig 
religiöse  und  wissenschaftliche  Doctrinen 
praktisch  bedeuten,  und  dass  eine  poli- 
tische Bewegung,  die  die  geistige  Frei- 
heit fördern  will,  nicht  die  Aufgabe  hat, 
den  Menschen  die  richtige  Lehre  oder 
\\\  Itaiisrhauung    einzutrichtern,  sondern 
Verhälmisse    herzustellen,   unter  denen 
freie  und  kräftige  Charaktere  besser  ge- 
deihen und  deshalb  häufiger  sein  können, 
wie  heut.    Denn,  leider,  willkürlich  sie 
zu  erzeugen,  wird  man  nie  im  stände  sein. 
Aber  auch  die  einzelnen  politischen  Aus- 
führungen der  Schrift  Üeten  Interesse. 
Diese  besteht  znnidut  aus  einem  Vor- 
trag, den  Pastor  Wyneken  im  Juni  1904 
im  evangelischen  Vereinshause  zu  Han- 
nover gehalten  hat.   Der  Gedankengang 
ist  etwa  der:  Die  fortschreitende  Demo- 
kratisierung, das  heisst  im  Sinne  des  Ver- 
fassers »die  Heranzi^nng  immer  weiterer 
Kreise    zur    Verantwortung     für  das 
Ganze«  ist  eine  geschichtliche  Tatsache, 
ein  geschichtliches  Gesetz,  das  auf  der 
Notwendigkeit  einer  verfeinerten 
Gliederung  der.  Gesellschaft  beruht,  die 
von  den  allen  aristokratischen  Verfassun- 
gen, die  den  primitiven  Formen  der  Ge- 
sellschaftsglledcnmg   entsprachen,  nicht 
mehr  geleistet  werden  kann.   Diese  demo- 
kratische Entwickelung    ist  auch  vom 
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Christen  zu  billißcn.  soforti  sie  für  die 
aufstrebenden  Classen  nicht  nur  neue 
Redite  fordert,  sondern  ihnen  in  erster 
Reähi-  ihre  (iurch  die  dttnokratisclic  Sclb'^t- 
regierung  erhöhte  Verantwortlichkeit  für 
^  Gante  vor  Ang«n  fuhrt.  Ditst  An- 
erkennung der  sittlichen  Zwecke  nun  vcr- 
tnisst  der  Verfasser  in  der  Socialdfmo- 
kratie.  Die  »rein  causale«  Ableitung  der 
SOCialistiscIien  Gcst  llschnft  in  der  Tiicorie 
der  niatcrialisiibchcn  Geschichtsauffassung 
schliesse  den  »fuialciK  Zwcckbegriflf,  jedes 
sittliche  Ziel  und  damit  die  Überwindung 
der  Selbstsucht  principiell  aus,  welche 
dodi  die  Voraussetzung  der  Möglichkeit 
einer  sorialisischcn  Organisation  sein 
würde.  Trotzdem  erklärt  er  die  Social- 
danokratte  für  die  gros^artigstc  Erschei- 
nung unserer  Zeit  Aber  die  Nichtbefol- 

?\mg  des  Progranunpunctes  Religion  ist 
rwaUache  und  die  Ereignisse  von  Dres- 
den veranlassen  ihn,  seine  Hoffnunsm 
von  der  Sodaldemokratie  weg  der  auf 
deni  (Kutschen  Arbeitercongress  zu 
Frankfurt  a.  M.  im  Herbste  1903  ver- 
tretenen ehristlieh-nolhnalen  Arbeiter- 
beweginig  zuzuwenden.  Er  empfiehlt  den 
Zuhörern,  sie  zu  studieren  und  zu  för- 
dern, der  Bewegung  selbst  aber  rät  er, 
zwar  von  der  Sodaldemokratie  getrennt 
zu  marschieren,  jedoch  in  den  Haupt- 
punctcn  mit  ihr  gemeinsam  zu  operieren. 
F.inpr<;treut  ist  eine  Mcng^  interessanter 
Bemerkungen,  die  hier  nicht  im  einzelnen 
wiedergegeben  werden  können.  Ebenso 
ist  es  unmöglich,  auf  alle  Puncie  von 
Wynekens  Kritik  näher  einzugelien.  Seine 
mdnes  Erachten  .  iinl)egründcten  Bemän- 
gelungen der  Marxschen  (ieschichtstheo- 
rie  will  ich  nicht  erörtern,  weil  ich  an 
anderer  Stelle  von  mir  Gengtes  wieder- 
holen müsste  (vergl.  meinen  Artikel 
in  Pernerstorfers  Deutschen  Worten, 
1898,  pag.  418).  Der  Verfasser  gibt  selbst 
zu,  dass  die  Sodaldemokratie  in  der 
Praxis  mit  dem  Appdl  an  sittliche  For- 
derungen operiert.  Was  kiuiic  ;i'>o  da- 
rauf an,  wenn  die  wissenschaftliche  Theo- 
rie, zu  der  sie  sich  bekennt,  wirklidi 
consequenterwdse  sittliche  Ziele  aus- 
schlösse? Das  wurde  höchstens  die  alte 
Wahrheit  bewdsen,  dass  falsche  The»* 
rieen  glücklicherweise  die  Menschen  nicht 
hindern,  richtig  zu  handeln.  Aber,  wie 
gesagt,  diese  ganze  Kritik  gegen  den 
Marxismus  ist  nicht  berechtigt. 
Was  die  Erhöhung  der  Pflichten  des 
Volkes  in  der  Demokratie  betrifft,  so 
braucht  man  nur  an  die  Schlussworte  von 


I.a>^alles  Arhcitcrprogramm  zu  erin- 
nern; schon  in  die  Wiege  ist  der  So- 
daldemokratie eine  »weltgeschichtliche 
.Aufgabe,  gelegt  worden,  <I:e  sie  zwinge, 
den  »Lastern  der  Unterdrückten,  dem 
müssigen  Trdben  der  Gletchgiltigenc  zu 
entsagen  und  »der  Fels  zu  werden,  auf 
dem  die  Kirche  der  Zukunft  gebaut  wer- 
den sollte«.  Findet  sidi  in  der  Geschidite 
der  christlichen  .Arbeiterbewegfung  ein 
ebenso  hohes  und  wahres  sittliches 
Pathos?  Oder,  um  von  Worten  abzu- 
sehen, beweist  die  socialdemokrati<cbe 
Arbeiter.schatt  nicht  täglich  das  Bewus>t- 
sein  ihrer  sittlichen  Pflichten  gegen  die 
Allgemdnheit  durch  ihren  unerhörten 
praktischen  Opfermut?  An  sich  wäre 
gegen  eine  confessionetle  SfHdart  der  Ar- 
beiterbewegung nichts  einzuwenden.  Die 
Bewcgimg  ist  gross  genug  dafür.  Wenn 
es  nur  eine  Bewegung  und  eine  für  die 
A  r  b  e  i  t  e  r  Interessen  wäre.  Aber  die 
Erdgnisse  in  Westfalen  haben  leider  ge- 
zeigt, dass  die  Christlichen  es  vorgezogen 
haben,  sich  mit  den  Feinden  der  Arbeiter- 
interessen zu  verbfinden. 
An  den  Abdruck  de^  W'yneken sehen  Vor- 
trags schliesst  sich  eine  Anzahl  Artikel 
des  socialdemokratischen  Volksvnttens 
und  eine  Schhissbetrachtnng  des  Wrfas- 
sers.  Daraus  sieht  man,  wie  übel  die 
christlichen  Besudier  der  Versammlung 
dem  mutigen  Pastor  mitgespielt  halx-n, 
weil  er  .sich  erlaubte,  von  der  Sodal- 
demokratie auch  Günstiges  zu  sagen  und 
das  Studium  ihrer  Schriften  zn  empfehlen. 
Das  ist  beinahe  noch  lehrreicher,  als  der 
Vortrag  selbst.  woltoan«  hsinc 

X  X 
Ein  wahres  Monument  aus  unserer  Zdten 
Con^on  ist  die  Schrift  von  Ridiard 
E.  FUNCKE:  PSYCH ECULT  UXD 
RELIGION  /Freiburg  i.  B.  und  Ldp- 
zig,  Paul  Wetzel/.  In  beständiger  Polemik 
gegen  den  philosophischen  Materialismus 
ä  la  Büchner  will  uns  der  Verfasser  zu 
einer  Versöhnung  von  Religion  und 
Wissenschaft  verhelfen.  Er  freut  sich  über 
Occultismus  und  Astrologie,  Alchymic 
u.  s.  w.,  die  so  zeitgemäss  am  Eingang  des 
XX.  Jahrhunderts  wieder  auftreten,  glaubt 
an  Telepathie,  Tclargie  und  psychisdie 
Hcilkr.iftc  und  predigt  ein  nicht  am  Ribel- 
glauben  klebendes  Christentum.  Um  einen 
Begriff  von  der  Art  und  Wdse  der  Ge- 
dankenentwickelung zu  geben,  sei  fol- 
gende Argumentation  angeführt,  die  * 
allerdings  den  Hühepunct  der  in  dem 
Funckeschen  Buch  begangenen  Vergehen 
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wider  den  gesunden  Menschenverstand 
<]arstellt.  Nachdem  der  Autor  ausgeführt 
hat,  das5  alle  Erkenntnis  subjective  Ele- 
mente enthält»  weil  die  Sinne  nicht  das 
Wesen,  sondern  nur  den  uns  zugäng- 
lichen S  c  h  i-  i  n  der  Dinge  wic-dfrgcl)cn, 
fuhrt  er  fort:  >Unser  Ich  ist  nicht  die 
Tollkommen«,  erschöpfende  Vorstdluns 
miserer  Individualität.  In  Wirklichkeit 
sind  wir  anders,  und  da  nichts  in  der  Welt 
■ohne  Zweck  is^  so  wird  auch  hier  keine 
Ausnahme  von  der  Regel  sein,  und  dass 
-das  so  i.st  und  dass  das  so  g  u  t  ist,  wer- 
den wir  sofort  sehen.«  Die  Logik  reicht 
über  die  Erfahrung  hinaus,  und  kraft  ihrer 
-erkennen  wir.  »dass  diese  materielle 
Lebensebenc,  da  sie  für  uns  nicht  ob- 
jectiv,  sondern  subjectiv  vorhanden  ist, 
nicht  zugleich  auch  für  uns  objcctiv 
srin  kann.  Da  nun  jedes  Ding  mindestens 
zwei  Seiten  hat,  so  muss  iür  uns  die 
objecttve  Sehe  wo  anders  sein.  Und  da 
das  subjective  Weltbild  mit  dem  Diesseits 
unserer  Emphndungssch welle  zusammen- 
^Ilt,  so  muss  [siel]  das  objective  Wdt- 
bild.  die  Welt  der  Wirklichkei- 
t  e  n  mit  dem  Jenseits  unserer 
Empfindungssch  welle  zusam- 
menfallen. Suhjectivität  und  Diesseits  der 
Empfindungsschwclle  gehören  zum  gegen- 
wärtigen Ixbon,  folglich  müssen  (^l)jecti- 
vitat  und  Jenseits  der  Empfindungs- 
schwelle mit  Notwendigkeit  einem  an- 
<ieren,  jenseits  des  Todes  liegenden  Leben 
angehören.  Das  Leben  nach  dem  Tode 
ist  also  eine  logische  Notwendigkeit.* 
(pag.  23-24.)  So  wird  auf  Grund  des 
Denkgcsetses,  dass  jede  Wurst  zwei  En- 
gden hat,  die  Unsterblichkeit  bewiesen. 
\'iel  schlitniiu-r  kann  es  i:i  \vf)hl  nicht 
kommen.  Solange  so  etwas  einen  Ver- 
leger findet,  muss  wohl  noch  ein  Publicam 
■da  sein,  das  es  verdient  ooa  owna 
X  X 
Man  hat  bei  dem  neuen  Aufschwung  der 
KinderpocMc  in  unseren  Tagen  zuweilen 
den  Eindruck,  dass  die  Grossen  sich  bei 
der  Sache  am  allerbesten  amüsieren,  und 
gewiss  ist's  auch  eine  sehr  interessante 
Sachen  Versuche  darüber  anzustellen,  wie 
die  Knnst  beschafFen  s«n  mfisse,  wddie 
auf  die  noch  unc-iiltivicrten.  aljef  auf- 
nahmefähigen Kinderseelen  Eindruck 
machen  muss.  Indessen  scheint  es,  dass 
die  Vorm:  <  t  ungen.  die  man  zu  Anfang 
der  Bewegung  machte,  sich  nicht  als  rich- 
tig erwiesen  haben,  und  dass  die  Kinder 
trotz  die^er  etwas  eifripen  Dtrective  doch 
ander«-  W'cpe  oft  einschlagen  und  zwar 
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häufig  gänzlicli  rätselhafte.  Zu  der 
aussersten  Überraschung  aller  Specialisten 
in  der  Kinderkunst  lehnen  sie  manches 
Gute  mit  stiller  Energie  ab  und  suchen 
sich  Sachen  auf,  bei  denen  man  schamrot 
werden  könnte  im  Interesse  ihrer  künst- 
lerischen Bildung.  Doch  da  muss  man 
eben  schweigen,  denn  sie'  sind  sonvenün 
liitrin.  und  kein  Kunsttheoretiker  kann 
ihnen  beweisen,  dass  ihre  Liebiingskunst- 
werln;  durdutts  unkindlieh  und  umfolkS' 
tümlich  sind.  Unter  solchem  \'orhehalt 
kann  man  sagen,  dass  es  in  dem  soeben 
erschienenen,  von  Richard  DEHMEL 
herausgegebenen  Sa  m  viel  buch  hershafter 
Kunst  für  Ohr  und  Auge  deutscher  Km» 
der  DER  BUNTSCHECK  /CöUi,  Schaf- 
stein &  Co./  den  Malern  sehr  viel  hesser 
geglückt  ist.  den  Volkston  zu  treffen,  als 
den  Dichtern.  Kreidolfs  feine  Kunst  ist 
allgemein  bek.-innt.  Es  ist  nicht  genug  zu 
bewundern,  welch  äusserst  cxacle  Kennt- 
nis der  ffittmen  imd  Tiere  seinen  Phan« 
tasiewesen  zu  Grunde  liegt.  Gerade  in 
dieser  absoluten  Beherrschung  der  natur- 
lichen Structtn-  lassen  <fie  anderen  vid 
zu  wünschen  übrig.  Die  Bilder  von 
Hofer  imd  Weiss  sind  oft  wundervoll  ge- 
dacht. Zum  Beispiel  der  sacht  schwe- 
bende Engel  über  dem  Bette  des  Kindes» 
der  mit  den  bunten  Kttgehi  leise  spidt^ 
oder  der  Gottvater,  der  den  Mond  zusam- 
mtnklebt;  an  seinem  besternten,  präch- 
tig blauen  Mantel  halten  zwei  winzisr 
kleine  Engclcin  sich  fest:  sie  stehen  auf 
seinen  grünen  Morgenschuhen  und  langen 
nach  dem  Mond.  In  priditig  kindlicher 
Romantik  stehen  ringsumher  gellie,  blaue, 
rote  und  grüne  Sterne.  Das  Ganze  wirkt 
in  seinen  vollen  Farben  glasfensterartig. 
Weniger  guten  Eindruck  machen  die 
Texte.  Wirklich  wohl  in  dem  Kinder- 
costüin  fühlen  sich  offenbar  nur  Richard 
tmd  Paula  Dehmel  und  etwa  Wasser- 
mann. Andere  —  zum  Beispiel  auch 
Scheerbart  mit  seinem  Riesen  KrebH' 
krohsi  —  wirken  oft  wie  Leute,  welche 
auf  dem  Fasching  einen  mächtigen  Radau 
machen,  um  die  anderen  com  Lachen  au 
bringen  und  (famit  jede  feine  Stionuns 
stören. 

Liesse  man  nicht  besser  die  Kinder  bei 
den  Volksmärchen?  Sie  brauchen  ja  keine 
grosse    Summe   von   Eindrücken;  die 

häufitr  wiedorkelircndcn  Bcscl>e;iliciTcii  m 
nur  kleinen  Varianten  halten  vermutlich 
die  Phantasie  plastischer  und  shinlicher, 
als  die  Häufung  von  immer  neuen  Er- 
zählungen. LI8BETH  STERM 
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